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VORWORT ZUR 2. AUFLAGE . _pert. 


Die sehr freundliche Aufnahme der 1. Auflage dieses Werkes hat ge- 
zeigt, daß nach einem Kommentar dieser Art ein Bedürfnis besteht. Zeit- 
bedingte Umstände haben das Erscheinen der sogleich notwendig gewor- 
denen Neuauflage verzögert. Die vorliegende neue Auflage hält an den in 
der vorigen Auflage befolgten Grundsätzen fest. Die Entwicklung der Ge- 
setzgebung, der Rechtsprechung und des Schrifttums haben an vielen 
Stellen Zusätze und Änderungen erforderlich gemacht; besonders ein- 
schneidend sind die durch die Verordnung zum Schutze von Ehe, Familie und 
Mutterschaft vom 9. März 1943 und die durch die Strafrechtsangleichungs- 
verordnung vom 29. Mai 41943 vorgenommenen Änderungen und Ergän- 
zungen. Die Neufassung des Jugendgerichtsgesetzes konnte noch im An- 
hang abgedruckt, dagegen nicht mehr im Text verarbeitet werden. | 

Viele Zuschriften haben mir wertvolle Anregungen gegeben; auch künftig 
werde ich für jede Anregung zu Verbesserungen und für jeden Hinweis 
auf Ungenauigkeiten sehr dankbar sein. 


Freiburg i. Br., Dezember 1943 
Schönke 


VORWORT ZUR 1. AUFLAGE 


Ein etwas ausführlicherer Kommentar zum Strafgesetzbuch, der den 
gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung, der Rechtswissenschaft und der 
Rechtsprechung wiedergibt, ist zur Zeit nicht vorhanden. Die hier be- 
stehende Lücke wird um so fühlbarer, je weiter sich der Abschluß der in 
‘Angriff genommenen Gesamtreform des Strafrechts hinauszögert. Es muß 
daher versucht werden, diese Lücke auszufüllen. Ich hoffe, mit dem vor- 
liegenden Werk der Praxis und der Ausbildung d:s juristischen Nach- 
wuchses dienen zu können. Ich war bestrebt, durch Anführung der Recht- 
sprechung und durch Hinweise auf das Schrifttum ein weiteres Eindringen 
zu ermöglichen. Auf die Reformarbeiten wurde bei allen wichtigeren 
Fragen hingewiesen. 

11 


MSRI695 


Vorwort zur 1. Auflage 


Meinen herzlichsten Dank möchte ich auch an dieser Stelle Herrn 
Ministerialdirektor Ernst Schäfer im Reichsjustizministerium aussprechen. 
Er hat nicht nur die Anregung zu diesem Werk gegeben, sondern es auch 
in der inhaltlichen Gestaltung dadurch weitgehendst gefördert, daß er 
das ganze Manuskript vor der Drucklegung durchgesehen und viele wert- 
volle Anregungen gegeben hat. 

Für jeden Hinweis auf Ungenauigkeiten und für alle Anregungen zu 
Verbesserungen werde ich stets sehr dankbar sein. 


Freiburg i. Br., Februar 1942 
Schönke 
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E. Schäfer-von Dohnanyi, Die Strafgesetzgebung der 
Jahre 1931-35. Nachtrag zu Frank, Das Strafgesetzbuch 
für das Deutsche Reich. 1936 

Schwarz, Strafgesetzbuch. 11. Aufl. 1942 

Schwinge, Militärstrafgesetzbuch. 5. Aufl. 1943. 
Strafprozeßordnung 

Strafrechtliche Abhandlungen, herausg. von Schoetensack 
Strafvollstreckungsordnung v.7.Dez.1935 (DJ 1935S.1800) 
mit Änderungen in DJ 1942 S. 86 


Vereinheitlichung der Dienst- und Vollzugsvorschriften 
für den Strafvollzug im Bereich der Reichsjustizverwal- 
tung; AV vom 22. Juli 1940 (Amtliche Sonderveröffent- 
lichungen der Deutschen Justiz Nr. 21) 


'Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen 


Vergleichende Darstellung des deutschen u. ausländischen 
Strafrechts, Allgemeiner Teil; VDB = Besonderer Teil 


Volksgerichtshof 


Welzel, Der allgemeine Teil des deutschen Strafrechts in 
seinen Grundzügen. 1940 (während des Druckes erschien 
die 2. Aufl. 1943) 


Zeitschrift der Akademie für deutsches Recht 
Zivilprozeßordnung 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 


Verordnung über die Zuständigkeit der Strafgerichte, 
die Sondergerichte und sonstige strafverfahrensrechtliche 
Vorschriften vom 21. Februar 1940 (RGBl. I S. 405) 


EINFÜHRUNG 


l.Geltungsbereich innerhalb des Großdeutschen Reiches 


Das Reichsstrafgesetzbuch gilt nicht in allen Teilen des Großdeutschen Reiches. 


1. Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 (RGBl. S. 127), neu 
gelaßt durch Bekanntmachung vom 26. Februar 1876 (RGBl. S.40), gilt einmal im 
Altreich. Es ist weiter eingeführt worden: 


a) Im Sudetengau, und zwar nebst den zu seiner Änderung, Ergänzung, Einführung 
oder Ausführung im Reich erlassenen gesetzlichen oder sonstigen Bestimmungen (VO 
über die Einführung des deutschen Strafrechts, der deutschen Gerichtsverfassung und 
anderer Gesetze in den sudetendeutschen Gebieten vom 16. Januar 1939, RGBI. 18.38). 
Wegen der Geltung des Reichsstrafrechts in den in die Länder Preußen und Bayern 
eingegliederten Teilen des sudetendeutschen Gebiets vgl. die VO vom 12. Juli 1939, 
RGBI.] S. 1238. 


Schrifttum: Lorenz-Schinnerer, Das deutsche Strafrecht im Reichsgau Sudetenland und im 
Protektorat Böhmen und Mähren, 1940. 


b) Im Memelland ($ 4 Ges. über die Wiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutschen Reich vom 23. März 1939, RGBl.I S. 559). 


c) In den eingegliederten Ostgebieten (VO vom 6. Juni 1940, RGBI. IS. 844); es gelten 
hier aber einige Abweichungen ($$ 8 ff. der VO); näher hierüber Graf Gleispach, Das 
Kriegsstrafrecht, Teil III (1941) S. 52 ff. In der früheren Freien Stadt Danzig war das 
Reichsstrafgesetzbuch schon vorher in Kraft getreten ($ 4 Ges. über die Wiedervereini- 
gung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich vom 4. September 1939, 
RGBII S. 1547). 

Für Polen in den eingegliederten Ostgebieten gilt aber nicht das Reichsstrafgesetzbuch, 
sondern die VO über die Strafrechtspflege gegen Polen in den eingegliederten Ostgebieten 
vom 4. Dezember 1941 (RGBI.I S. 759).! Die sachlich-rechtlichen Vorschriften dieser 
VO gelten auch für Polen, die am 1. September 1939 im Gebiet des ehemaligen polnischen 
Staates ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort gehabt und die Straftat ineinem 
anderen Gebiete des Deutschen Reiches als in den eingegliederten Ostgebieten 
begangen haben. 


Schrifttum: Freisler, Grundsätzliches zur Ministerratsverordnung über das Strafrecht gegen 
Polen und Juden, DR 1941 S. 2629. -Freisler, Das deutsche Polenstrafrecht, DJ 1941 S.1129, 1942 


8.95, 4. 

d) In Eupen, Malmedy und Moresnet ($ 3 Erlaß des Führers und Reichskanzlers zur 
Durchführung der Wiedervereinigung vom 23. Mai 1940, RGBI. IS. 803; hierzu $ 3 VO 
vom 29. Juli 1940, RGBIl.1 3. 1059). 


e) Im Elsaß (VO vom 30. Januar 1942, Verordnungsblatt des Chefs der Zivilverwal- 
tung 1942 S. 64), in Lothringen (VO vom 9. März 1942, Verordnungsblatt für Lothrin- 
gen 1942 8.145), in Luxemburg (VO vom 23. Dezember 1941, Verordnungsblatt für 
Luxemburg 1941 S. 544). 


2. In der Ostmark ist grundsätzlich das österreichische Strafgesetzbuch von 1852 in 
Kraft geblieben (Art. II Ges. über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen 


‘ Für Juden gilt die VO nicht mehr; strafbare Handlungen von Juden werden durch die Polizei 
geahndet ($ 1 VO vom 1. Juli 1943, RGBI. IS. 372). 
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Reich vom 13. März 1938, RGBl. I S. 237). Es sind aber bereits verschiedene Vorschrif- 
ten des Reichsstrafgesetzbuchs auch in der Ostmark eingeführt, so vor allem: 


a) Die Bestimmung des $ 2 über die richterliche Rechtsschöpfung durch die VO 
vom 13. August 1940 (RGBl.I S. 1117). 


b) Die Vorschriften über Hoch- und Landesverrat ($$ 80-93a), ferner $$ 102 
und 143a, in beschränktem Umfang auch die $$ 49a, 139 durch die VO vom 20. Juni 
1938 (RGBl.I S. 640), die $$ 130a, 134a, 134b durch die VO vom 23. Januar 1939 
(RGBil.1 S. 80) sowie $ 239a durch die VO vom 23. Dezember 1938 (RGBl. I 8. 1930). 


 c) Die Bestimmungen über den Geltungsbereich des Strafrechts (Art. III Abs. 1 
VO vom 6. Mai 1940, RGBIl.I S. 754). | 


d) Die Vorschriften über Mord und Totschlag ($$ 211, 212); vgl. hierzu noch VO 
vom 24. September 1941 (RGBil.I 8.581). 


e) Das Reichsstrafgesetzbuch gilt ferner für Taten von Wehrmachtsangehörigen, 
die sie in der Ostmark begehen (VO zur Vereinheitlichung des Strafrechts für Wehr- 
machtsangehörige im Lande Österreich vom 13. Januar 1939, RGBI. I 8. 79). 


f) Eine Anpassung der Strafen des Reichsstrafgesetzbuchs und des österreichischen 
Strafgesetzbuchs hat die VO vom 8. Juli 1938 (RGBl. I 8. 844) vorgenommen. 


Zu dieser allmählichen Einführung des Reichsrechts vgl. Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht 
Teil III (1941) S. 77; über die Vereinigung beider Rechtsgebiete vgl. Freisler, DJ 1941 S. 478. 


g) Eine Annäherung beider Rechtsgebiete hat die Strafrechtsangleichungs VO 
vom 29. Mai 1943 (RGBIl.1 8. 339) gebracht; hierzu Schönke DR 1943 S. 721. 


8. Im Protektorat Böhmen und Mähren ist zu unterscheiden, je nachdem, ob eine Straf- 
tat von einem deutschen oder von einem nichtdeutschen Staatsangehörigen begangen 
worden ist. 


a) Für die deutschen Staatsangehörigen gelten das Reichsstrafgesetzbuch und 
die wichtigsten strafrechtlichen Nebengesetze ($ 1 VO über die Ausübung der Straf- 
gerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und Mähren vom 14. April 1939, RGBl1. 18.754). 


b) Auf Straftaten von Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind, sind 
grundsätzlich die Vorschriften des Strafrechts des Protektorats anzuwenden. Auch für 
diese Personen gelten aber verschiedene Bestimmungen des Reichsstrafgesetzbuchs, so 
z. B. über Hoch- und Landesverrat. Ferner gilt das deutsche Strafrecht z. B. wenn die 
Straftat gegen die deutsche Wehrmacht gerichtet ist oder gegen den Träger eines deut- 
schen Amtes oder eines Amtes der NSDAP, einen Angehörigen der Wehrmacht oder 
ihres Gefolges, gegen die deutsche Rechtspflege oder die deutsche Verwaltung ($$ 14, 
15, 15a der angeführten VO in der Fassung der VO vom I8. September 1939, RGBl.1I 
S. 1945, jetzt geändert und erweitert durch VO vom 5. Mai 1941, RGBl. IS. 248, weiter 
VO vom 13. August 1940, RGBl.1 8. 1107). 


Über die deutsche Strafrechtspflege im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Nüßlein, DR 1942 
S. 368; Schinnerer, ZStW 60 S. 137; Lorenz-Schinnerer, Das deutsche Strafrecht im Reichs- 
gau Sudetenland und im Protektorat Böhmen und Mähren, 1940. Über das Verhältnis des Protektorats- 
rechts zum Reichsrecht vgl. Schinnerer, Zur Strafrechtsanwendung, DStR 1941 S. 114. 

4. Im Generalgourernement Polen entscheiden die deutschen Gerichte nach deutschem 
Strafrecht ($ 8 VO über die deutsche Gerichtsbarkeit im Generalgouvernement vom 
19. Februar 1940, Verordnungsblatt für das Generalgouvernement Polen I S. 57; $ 3 VO 
über Sondergerichte im Generalgouvernement vom 15. November 1939, Verordnungs- 
blatt für das Generalgouvernement Polen 8. 34). 


Schrifttum: Adami, Die Gesetzgebungsarbeit im Generalgouvernement, DR 1940 S. 604. -— 
Hubernagel, Aufbau und Aufgaben der deutschen Gerichte im Generalgouvernement, DR 1941 
S.8.- Weh, Das Recht des Generalgouvernements, 3. Aufl. 1941. 
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Schrifttum: Freisler, Die innerdeutsche Abgrenzung der beiden deutschen Strafgesetzgruppen, 
DJ1940 S.1281.- Jung, Fragen des strafrechtlichen Geltungsbereichs, DJ 1941 S. 597. - Kümmer- 
lein, Fragen des ‚‚Interterritorialen‘‘ Strafrechts und Strafverfahrensrechts nach der Wiedervereinigung 
Österreichs mit dem Deutschen Reich, DStR 1938 S. 280.- Middel, Interlokaler Geltungsbereich des 
deutschen Strafrechts, DR 1940 S.1498. — Rittler, Die Abgrenzung der Geltungsgebiete des gemein- 
deutschen und des partikular-österreichischen Strafrechts, ZStW 62 S. 65. - Satter, Zur Frage des 
interlokalen Strafrechts, DRechtsw. 1941 S. 247. — E.Schäfer, Zweifelsfragen des interlokalen Straf- 
rechts, DJ 1940 S.1181 und DStR 1940 S.192. — Schröder, Der Geltungsbereich der Teilstrafrechte 
im Deutschen Reich, DR 1942 S. 1115. -— v. Weber, Das interlokale Strafrecht, DStR 1940 S.182. 

Zweifel darüber, welches Strafrecht anzuwenden ist, können entstehen, wenn eine Tat 
in einem Reichsgau der Ostmark begangen ist und nachher im alten Reichsgebiet ab- 


zuurteilen ist und umgekehrt. 


1. Grundsätzlich wird davon auszugehen sein, daß das Recht anzuwenden ist, das 
am Ort der Tat gilt. Ist die Tat im Altreich begangen, dann ist stets das Reichsstraf- 
gesetzbuch anzuwenden; ist die Tat in einem Reichsgau der Ostmark begangen, dann 
ist das österreichische Strafgesetzbuch anzuwenden (RGSt 74 220 mit Anm. Mezger DR 
1980 S. 1525, 76 202). Die Bestimmungen des sog. internationalen Strafrechts ($$ 3 ff.) 
sind auf das Verhältnis zwischen dem Recht des alten Reichgebiets und dem Recht 
der Ostmark auch nicht entsprechend anwendbar (Kümmerlein aaO $S. 289, Freisler 
aa0 S. 1283, Mezger DR 1940 8. 1527, E. Schäfer aaO S. 1181/82, Schröder aaO S. 1418; 
and. Middel aaO). Ergänzend wir man aber jeweils das Heimatrecht des Täters heran- 
ziehen müssen, soweit dieses zum Schutze der Gemeinschaft gegen den Täter Maßnahmen 
kennt, die das Recht des Tatorts nicht vorsieht (E.Schäger aaO S.1182, wohl auch Freis- 
ler aaO S. 1283; sachlich übereinstimmend Jung aaO, v.Weber aaO S.188). So wird es 
insbesondere möglich sein, gegen einen Angehörigen des Altzeichs auch bei Begehung 
der Tat in der Ostmark die Sicherungsverwahrung oder die Entmannung anzuordnen, 
obwohl diese Maßnahmen dem österreichischen Recht nicht bekannt sind. 


Grundsätzlich abweichend will Satter aaO S.256 das am Orte der Aburteilung gel- 
tende Recht maßgebend sein lassen. 


2. Eine Ergänzung bedarf der dargelegte Grundsaız für die Fälle, in denen mehrere 
Orte als Begehungsorte anzusehen sind. Dies ist der Fall bei den mehraktigen Straf- 
taten, bei den Distanzdelikten und bei der fortgesetzten Handlung. In diesen Fällen 
ist nach dem aus $ 73 zu entnehmenden Grundsatz das strengste Gesetz anzuwenden 
(Freisler aaO S. 1284, Jung aaO, Mezger DR 1940 S. 1527, E. Schäfer aaO 8. 1182, 
Schröder aaO S. 1119); and. Kümmerlein aaO S. 292, der das jeweils mildeste Gesetz 
anwenden will; and. auch RGSt 75 107 mit Anm. E. Schäfer ZAkDR 1941 S. 214, das 
bei Distanzdelikten das Recht des Orts, an dem der Täter tätig geworden ist oder im 
Falle des Unterlassens hätte handeln sollen, zugrunde legen und das Recht des Erfolgs- 
orts nur dann anwenden will, wenn die Tat zwar an diesem, nicht aber am Handlungs- 
orte mit Strafe bedroht ist; vgl. dazu Jung aaO S. 600; für die Fälle, in denen die Tätig- 
keit in verschiedenen Rechtsgebieten ausgeführt wird, will aber auch RGSt 75 386 mit 
Anm. Bruns ZAkDR 1942 S. 92 und Anm. Schönke DR 1942 S. 266 das strengste Ge- 
setz anwenden. 


8. Für Taten, die im Ausland begangen worden sind, ist das Recht des mit der Sache 
befaßten Gerichts maßgebend; es kann auch hier nicht dem Reichsstrafgesetzbuch ein 
Vorrang vor dem österreichischen Strafgesetzbuch eingeräumt werden. Ergänzend ist 
aber ebenfalls auf das Heimatrecht zurückzugreifen, wenn dieses zum Schutze der Ge- 
Meinschaft Maßnahmen vorsieht, die das Recht des aburteilenden Gerichts nicht kennt 
(E. Schäfer aaO S. 1182; näher - zum Teil abweichend - hierzu v. Weber aaO S. 189). 


1° . 3 


Einf ı Ausländisches Strafrecht 


4. Über das Problem der Teilnahme im interlokalen Strafrecht vgl. RGSt 76 377 mit 
Anm. Bruns DR 1943 S. 891. 


IH. Ausländisches Strafrecht 


Umfassende Übersichten geben Mezger, Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft Bd. 28 S. 417 mit Ergänzungen in Bd. 29 S. 206, Bd. 30 S. 458, Bd. 31 S.150 
sowie Schönke, Ausländisches Strafrecht, 2. Bearbeitung 1942 (Sonderdruck aus der Zeitschrift 
Deutsches Strafrecht 1942 8.443, 172). 


VORBEMERKUNGEN ZUM ALLGEMEINEN TEIL 


Übersicht 
I. Begriff und Wesen des Verbrechens V. Die Einteilung der strafbaren Handlungen 
II. Der Tatbestand; Täterstrafrecht VI. Die Unterlassungsdelikte im allgemeinen 
III. Die Handlung VII. Die unechten Unterlassungsdelikte im be- 
IV. Der Kausalzusammenhang sonderen . 


I. Begriff und Wesen des Verbrechens 


Schrifttum: Beling, Die Lehre vom Verbrechen, 1906. -— Dahm, Der Methodenstreit in der 
heutigen Strafrechtswissenschaft, ZStW 57 S. 224. - Engisch, Wesensschau und konkretes Ordnungs- 
denken im Strafrecht, MonKrimBiol. 1938 S. 133. -— Gallas, Kriminalpolitik und Strafrechtssyste- 
matik, 1931 (Abh. des Berl. Kriminal. Instituts). -— Kadecka, Willensstrafrecht und Verbrechens- 
begriff, ZStW 59 S.4. -— Mayer, Der Verbrechensbegriff, DStR 1938 S. 73. -— Mezger, Die Straftat 
als Ganzes, ZStW 57 S. 675. -— Radbruch, Zur Systematik der Verbrechenslehre in: Festg. Frank I 
$S. 158. - Sauer, Juristische Methodenlehre, 1940, S. 499. - Schwinge-Zimmerl, Wesensschau und 
konkretes Ordnungsdenken im Strafrecht, 1937. - Wachinger, Rechtsschöpferische Rechtsprechung 
des Reichsgerichts auf materiell-strafrechtlichem Gebiet in: Erwin Bumke zum 65. Geburtstage, 1939, 
S.53.- v. Weber, Zum Aufbau des Strafrechtssystems, 1935. -— Welzel, Studien zum System des 
Strafrechts, ZStW 58 S. 491. -E. Wolf, Tattypus und Tätertypus, ZAkDR 1936 S. 358.- E. Wolf, 
Der Methodenstreit in der Strafrechtslehre und seine Überwindung, DRechtsw. 1939 S. 168. -— Zim- 
merl, Aufbau des Strafrechtssystems, 1930. — Vgl. ferner die vielfach klärende Zusammenfassung 
von Mittasch, Die Auswirkungen des wertbeziehenden Denkens in der Strafrechtssystematik, 1939 
(Abh. des Berl. Kriminal. Instituts). 


Verbrechen ist eine rechtswidrige und schuldhafte Handlung, die in einem besonderen 
gesetzlichen Tatbestand beschrieben und für strafbar erklärt ist oder die nach dem 
Grundgedanken eines Strafgesetzes und nach gesundem Volksempfinden Strafe verdient. 
Seinem Wesen nach ist das Verbrechen Rechtsgutsverletzung und Pflichtverletzung. 


1. Begriff 

Als Verbrechensmerkmale sind zu unterscheiden Tatbestandsmäßigkeit, Rechts- 
widrigkeit und Schuld. Unter Tatbestandsmäßigkeit ist die Summe der Merkmale 
zu verstehen, die ein Sachverhalt aufweisen muß, um unmittelbar oder kraft richter- 
licher Rechtsschöpfung unter eine Strafdrohung zu fallen (vgl. auch unten III, IV). 
Rechtswidrig ist eine Handlung dann, wenn sie tatbestandsmäßig oder einer tat- 
bestandsmäßigen Tat rechtsähnlich ist und ein besonderer Rechtfertigungsgrund 
(z. B. Notwehr) nicht gegeben ist. Unter Schuld sind die seelischen Beziehungen des 
Täters zu seiner Tat zu verstehen, die dazu führen, ihm aus dieser Tat einen Vorwurf 
zu machen. 


Es wird verschiedentlich angezweifelt, daß es möglich oder zweckmäßig sei, in der 
hier dargelegten Weise verschiedene Verbrechensmerkmale zu unterscheiden. Man be- 
fürchtet von dieser Unterscheidung, daß sie Zusammengehöriges trenne und eine ganz- 
heitliche Betrachtung der Straftat unmöglich mache oder zum mindesten erschwere. 
Für die praktische Rechtsanwendung und für den Unterricht ist diese Auseinanderhal- 
tung der Verbrechensmerkmale notwendig. Von richterlicher Seite ist mit Recht betont 
worden, daß die analysierende Prüfung einer Tat auf das Vorhandensein der verschie- 
denen Verbrechensmerkmale in der Praxis schlechterdings unentbehrlich ist; sie „hindert 
aber keineswegs die gleichfalls notwendige Gesamtschau, die jeder gute Richter damit 
verbindet‘ (so Wachinger aaO S.72; vgl. auch Engisch aaO S.147, Nagler GS 111 
8.49). Die Möglichkeit, zwischen den drei Verbrechensmerkmalen zu unterscheiden, 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß bereits zur Tatbestandsmäßigkeit und zur 


h) 


u 


——n 


Vorbem ı Begriff und Wesen des Verbrechens 


Rechtswidrigkeit subjektive Momente gehören (sog. subjektive Unrechtselemente).! 
Mit Recht ist betont worden, daß bei der Anerkennung subjektiver Unrechtselemente 
der Gegensatz von Unrecht und Schuld in voller Schärfe vorausgesetzt wird, ‚da ja 
auch bei diesen Unrechtselementen die Wertung unter Unrechts- und Schuldgesichts- 
punkten nicht identisch, sondern allenfalls kongruent ist‘ (Lange, Der moderne Täter- 
begriff, 1935, S. 10). | 

Für die Dreigliederung der Verbrechensmerkmale sind im neueren Schrifttum z.B. 
eingetreten Dohna S. 5, Kohlrausch Bem. I vor $ 1, Kohlrausch in Gürtner II S. 504 zu 
und in Anm. 411, Mezger Grundriß 8.58 und ZStW 57 S. 691, Nagler GS 111 8. 48, 
E. Schmidt, Militärstrafrecht (1936) S.44, 47, 48 Anm.1, Schwarz Bem.1 vor $ 1, 
Schwinge S.7, Wachinger aaO S. 72. Aus der Rechtsprechung vgl. z. B. RGSt. 61 
247, 78 67. | 

Die Verbrechensmerkmale sind in der Reihenfolge: Tatbestandsmäßigkeit, Rechts- 
widrigkeit und Schuld zu prüfen. Dies bedeutet nicht eine Überbetonung der Tatbestands- 
mäßigkeit und der Rechtswidrigkeit, sondern umgekehrt einen Aufstieg von der äuße- 
ren Erscheinung „zum wesentlichen und entscheidenden Unrechtsgehalt: dem Verschul- 
den‘‘ (Kohlrausch Bem.I vor $ 1). 


a) Gegen die Unterscheidung von Tatbestandsmäßigkeit und Rechtswidrig- 
keit? wird vor allem geltend gemacht, daß als Folge dieser Unterscheidung wertmäßig 
stark Verschiedenes wie Mord, Hinrichtung, Tötung des Feindes im Kriege oder wie rohe 
Mißhandlung, väterliche Züchtigung, ärztliche Operation unter dem Begriff der Tat- 
bestandsmäßigkeit zusammengefaßt würde. Die Bewertung des Verhaltens werde infolge 
dieser Unterscheidung nicht schon bei der Einordnung in den Deliktstypus vorgenommen, 
sondern erst später bei den Rechtfertigungsgründen (so Dahm ZStW 57 S. 270). Zu- 
treffend hat gegenüber dem ersten Gesichtspunkt Engisch hervorgehoben, daß es den 
realen Tatsachen gegenüber keinen Sinn hat, die Verwandtschaft zu verleugnen, die 
zwischen den genannten Verhaltensweisen hinsichtlich der Verletzung besteht. Das aus- 
schlaggebende Unterscheidungsmerkmal ist die verschiedene rechtliche Bewertung, die 
sich aus den Rechtfertigungsgründen ergibt (Engisch aaO 8. 148). Auch der zweite Ge- 
sichtspunkt kann nicht zu einer Aufgabe dieser Unterscheidung führen (vgl. Engisch 
aaO S. 147 Anm. 65). Gegenüber der Behauptung, es handele sich bei dieser Unterschei- 
dung um ein abzulehnendes Trennungsdenken, ist von Fichterlicher Seite zutreffend fol- 
gendes erwidert worden: „Es ist wohl noch keinem vernünftigen Richter eingefallen an- 
zunehmen, ein Soldat oder ein Scharfrichter, der pflichtgemäß Menschen tötet, sei „an 
sich‘ ein ‚Mörder‘ ; ebensowenig hat der erste Strafsenat...... angenommen, der Arzt, 
der eine ärztlich angezeigte und deshalb nicht rechtswidrige Schwangerschaftsunter- 
brechung vornehme, sei ‚an sich‘ ein ‚,‚Abtreiber‘‘. Wohl aber hat er mit vollem Recht 
angenommen, daß ein solcher.Arzt ‚‚die Frucht im Mutterleib oder durch Abtreibung 
tötet‘‘, also eine Handlung von der Art vornimmt, wie sie im $ 218 Abs. 2 StGB beschrie- 
ben ist‘ (Wachinger aaO S. 71/72). Vgl. zu dieser Frage auch Schwinge-Zimmerl aaO 
S.78. 


b) Gegen die Unterscheidung von Rechtswidrigkeit und Schuld?innerhalb des 
Verbrechensbegriffs wird vor allem zweierlei eingewendet. Die Kriterien, nach denen 


ı Über diese im Anschluß an ältere Vorarbeiten Hegler, Subjektive Rechtswidrigkeitsmomente im 
Rahmen des allgemeinen Verbrechensbegriffs in: Festg. Frank I S. 251; Mezger, Die subjektiven 
Unrechtselemente, GS 89 S. 207; Sieverts, Beiträge zur Lehre von den subjektiven Unrechtselemen- 
ten, 1934. 

% Hierzu außer den bereits Genannten: Dahm, Verbrechen und Tatbestand in: Grundfragen der 
neuen Rechtswissenschaft, 1935, S. 62. 

® Hierzu außer den bereits Genannten: Schaffstein, Rechtswidrigkeit und Schuld im Aufbau des 
neuen Strafrechtssysteins, ZStW 57 S. 295. 
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diese Unterscheidung durchgeführt werde, seien mangelhaft. Weiter habe die Unter- 
scheidung den Charakter der Entgegensetzung angenommen und führe so zu einer un- 
natürlichen Zerreißung der Systemzusammenhänge und der meisten nur ganzheitlich 
zu verstehenden strafrechtlichen Begriffe (so Schaffstein ZStW 57 8. 327). Die Erkennt- 
nis, daß nicht einfach alles Objektive zur Rechtswidrigkeit und alles Subjektive zur 
Schuld zu rechnen ist, hat die Unterscheidung zwischen Rechtswidrigkeit und Schuld 
gewiß erschwert. Die Schwierigkeit der Unterscheidung kann aber nicht zu ihrer Auf- 
gabe führen, da sie aus anderen Gründen notwendig ist; denn die Unterscheidung zwi- 
schen Rechtfertigungsgründen und Entschuldigungsgründen ist unentbehrlich. Es kommt 
eine ganz andere Bewertung eines Verhaltens zum Ausdruck, wenn jemand wegen Not- 
wehr für gerechtfertigt erklärt wird oder infolge eines Notstandes entschuldigt wird. Es 
ist nicht das gleiche, ob jemand von der Anklage der Untreue deshalb freigesprochen 
wird, „weil er das Geld so, wie geschehen, verwenden durfte, oder aber deshalb, weiler | 
entschuldbar irrig annahm, daß er dies durfte‘ (Kohlrausch, Kriminalpolitk $. 365). 
Über weitere Gründe für die Aufrechterhaltung dieser Unterscheidung vgl. Engisch aaO 
$.140, Kohlrausch, Kriminalpolitik S. 365, Mezger aaO S. 691, Mittasch aaO 8. 131, 
Schwinge-Zimmerl aaO S. 33. An der Unterscheidung hält ferner fest Welzel S. 21, 26. 


2. Das Wesen des Verbrechens 


Außer den bereits Genannten vgl aus dem Schrifttum: Gallas, Zur Kritik der Lehre vom Ver- 
brechen als Rechtsgutsverletzung in: Gegenwartsfragen der Strafrechtswissenschaft (Festschrift für 
Graf Gleispach 1936) S. 50. -— Klee, Das Verbrechen als Rechtsguts- und als Pflichtverletzung, DStR 
1936 S.1. -— Graf Pestalozza, Rechtsgutsverletzung oder Pflichtverletzung? DStR 1938 S. 107. - 
Schaffstein, Das Verbrechen als Pflichtverletzung in: Grundfragen der neuen Rechtswissenschaft, 
1935, S. 108. -— Schaffstein, Der Streit um das Rechtsgutsverletzungsdogma, DStR 1937 S. 335. - 
Schwinge, Teleologische Begriffsbildung im Strafrecht, 1930. 

Seinem Wesen nach ist des Verbrechen in erster Linie Rechtsgutsverletzung. Unter 
Rechtsgut ist ein Gut des objektiven Rechts der Volksgemeinschaft zu verstehen und 
nicht das subjektive Recht und das Gut irgendeines einzelnen. Die Rechtsgüter sind, 
wenn bisweilen auch nur mittelbar, solche der Volksgemeinschaft. Das Rechtsgut ist 
identisch mit dem gesetzlichen Schutzobjekt und dem vom Verbrecher ins Auge ge- 
faßten Angriffsobjekt (Mezger aaO S. 696 und Mezger Grundriß S. 64). Dem geltenden 
Recht steht der Schutzzweck, der Rechtsgüterschutz im Vordergrund; daraus folgt für 
den Verbrechensbegriff, daß das Verbrechen in erster Linie Rechtsgutsverletzung ist 
(vgl. Mezger aaO S. 696, Mezger DR 1940 S. 1135, Wachinger aaO 8.62, 64; starke 
Hervorhebung des Schutzgedankens neuestens bei Freisler DStR 1939 S. 332). Die 
Rechtsprechung betont stets den Rechtsgutsgedanken (z. B. RGSt 76 32); in RGSt 78 
78 wird von den Rechtsgütern der Rassenehre und Rassenreinheit des deutschen Volkes 
gesprochen. Abzulehnen ist der sog. methodische Rechtsgutsbegriff; dieser versteht 
unter Rechtsgut den vom Gesetzgeber in den einzelnen Strafrechtssätzen anerkannten 
Zweck in seiner kürzesten Formel; gegen diesen seiner Substanz entleerten Rechtsguts- 
begriff zutreffend Mezger aaO S. 699, Mittasch aaO S. 88. 

Mit dem Hinweis auf die Rechtsgutsverletzung ist das Wesen des Verbrechens aber 
nicht erschöpft. Hinzu kommt eine Pflichtwidrigkeit, eine Pflichtverletzung. Die Rechts- 
gutsbetrachtung ist insbesondere bei den sog. Verratsverbrechen, vor allem Hoch- 
verrat und Landesverrat nicht ausreichend , das Wesen dieser Verbrechen wird nur durch 
die Beachtung der damit begangenen Pflichtverletzung erfaßt (vgl. Wachinger aaO 
8.59, 61; sachlich übereinstimmend wohl Engisch aaO S. 139). 

Die Bestimmung des Wesens des Verbrechens ist umstritten. Nicht streitig ist aller- 
dings, daß der Rechtsgutsbegriff bei dieser Begriffsbestimmung eine Rolle spielt; eine 
völlige Ausscheidung des Rechtsgutsbegriffs wird nicht gefordert (so Dahm, Methoden- 
streit S. 235). Streit herrscht aber darüber, ob das Verbrechen in erster Linie Rechts- 
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gutsverletzung oder in erster Linie Pflichtverletzung ist. Entgegen der hier vertretenen 
Auffassung wird der Akzent verschiedentlich auf die Pflichtverletzung gelegt (so vor 
allem Schaffstein aaO; übereinstimmend wohl Dahm, Methodenstreit S. 235, und Kohl- 
rausch Bem. I vor $ 1). Vorgehen muß aber der Gedanke der Rechtsgutsverletzung, ent- 
sprechend dem überwiegenden Schutzzweck. Außer den bereits Angeführten vgl. ferner 
Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 54, 99, Mayer S. 95, 198, Mayer aaO S. 81, 
Mittasch aaO S. 104, E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht (1939) S. 44 in und zu Anm.156, 
Schwinge-Zimmerl aaO 8.60. In seiner ‚Gemeinschaftswidrigkeit‘‘ sieht Gallas aaO 
S. 67 das Wesen des Verbrechens. Zu diesen Fragen vgl. auch Sauer, Juristische Metho- 
denlehre (1940) S. 505. 

Andere bezeichnen als Verbrechen dlejänige Handlung, ‚welche in unerträglichem 
Widerspruch zur völkischen Sittenordnung Geltung in der äußeren Welt beansprucht“ 
(so Mayer S. 71, Mayer aaO S.78, 100). Nach Welzel S. 9 ist Verbrechen ‚‚die für die 
Gemeinschaft unerträgliche, sozialethisch besonders verwerfliche Handlung“. 


I. Der Tatbestand; Täterstrafrecht 


1. Die unentbehrliche Grundlage für die strafrechtliche Bewertung bilden die ein- 
zelnen im Besonderen Teil enthaltenen Tatbestände. Der gesetzliche Tatbestand bedeutet 
typisiertes, spezielles Unrecht (hierzu vor allem Mezger S. 182; vgl. weiter auch v.Liszt- 
Schmidt S. 185). Der Tatbestand hat grundlegende Bedeutung auch nach der Zulassung 
der richterlichen Rechtsschöpfung behalten; die richterliche Rechtsschöpfung fordert, 
daß die Tat nach dem Grundgedanken eines Strafgesetzes Bestrafung verdient; es ist 
also hier ‚„Tatbestandsbezogenheit‘‘ notwendig (Engisch MonKrimBiol. 1938 S. 147). 

Aus dem Schrifttum vgl. zur Lehre vom Tatbestand außer den bereits Genannten: Beling, 
Die Lehre vom Tatbestand, 1930. - Bruns, Kritik der Lehre vom Tatbestand, 1932. - Claß, Grenzen 
des Tatbestandes, Teil I, 1933 (Strafr. Abh. Heft 323). -— Mezger, Vom Sinn der strafrechtlichen Tat- 


bestände, in: Festschrift für Traeger, 1926, S. 187.-E. Wolf, Die Typen der TatbestandsmäßBigkeit, 
1931. -— Zimmerl, Zur Lehre vom Tatbestand, 1928 (Strafr. Abh. Heft 237). 


2. Die Lehre vom Tätertyp 


Schrifttum: Bockelmann, Studien zum Täterstrafrecht, I 1939, II 1940 (Abh. des Berl. Kri- 
minal.Inst.).- Bockelmann, Der Tätergedanke im Strafrecht, ZAkDR 1940 S. 311 sowie ZAkDR 
1942 S. 293. -— Dahm, Der Tätertyp im Strafrecht, 1940. -— Freisler, Wiedergeburt strafrechtlichen 
Denkens, 1940 S. 23 f. - Gallas, Tatstrafe und Täterstrafe, ZStW 60 S. 374. — v. Gemmingen, Zum 
Täterproblem, ZStW 62 S. 28. — Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, I 1939, S. 17f., 25 f., und 
IIL S. 7/8. — Gruhle, Der Täter, MonKrimBiol 1943 S. 65. -— Hogräfer, Ein Beitrag zur Lehre vom 
Tätertypus im Strafrecht, Blätter für Gefängniskunde Bd. 72 S. 227. — Klee, Der Tätertypus, DStR 
1940 S. 97 sowie DStR 1943 S. 11. —- Kohlrausch. Hehler und Nutznießer, DStR 1939 S. 113 (117). — 
Mezger, Tatstrafe und Täterstrafe, ZStW 60 S. 353. -— Mezger, Tattypen, Tätertypen und Charakter- 
typen im Kriegsstrafrecht, DStR 1942 S. 108. — Mittelbach, Der Tätertyp im Kriegsstrafrecht, DR 
1941 S. 235 sowie in ZAkDR 1943 S. 112.-Nagler, Kriegsstrafrecht, GS 114 S. 204 (222). — Schaff- 
stein, Zur Lehre vom Tätertyp im Kriegsstrafrecht, DStR 1942 S. 33. -— Schmidt-Leichner, Be- 
merkungen zur Lehre vom Tätertyp, DJ 1941 S. 653. -— E.Wolf, Vom Wesen des Täters, 1932. - 
E.Wolf, Tattypus und Tätertypus, ZAkDR 1936 S. 358. 


a) Die Tatbestände knüpfen regelmäßig an ein bestimmtes Verhalten an; dieses wird 
dem Täter zum Vorwurf gemacht. In einigen Tatbeständen (z. B. $ 181a) und sonstigen 
Bestimmungen des Strafgesetzbuchs (z. B. $ 20a) ist Grundlage der vorgesehenen Un- 
rechtsfolgen nicht eine bestimmte Tat, sondern eine bestimmte Eigenart des Täters, 
nämlich seine ‚‚antisoziale Existenz‘ (Kohlrausch), zum Beispiel als Zuhälter ($ 181a), 
als gewerbsmäßiger Hehler ($ 260); über den Tätertyp des Zuhälters vgl. RGSt 78 184 
mit Anm. Dahm in ZAkDR 1939 8. 528. Bei grundsätzlicher Anknüpfung an eine Tat 
finden sich so im geltenden Recht Ansätze für ein Täterstrafrecht. In bezug auf der- 
artige Persönlichkeiten, die ihrer Gesamtstruktur nach verbrecherisch sind, spricht man 
von einem kriminologischen Tätertyp. 
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b) Von diesem sogen. kriminologischen Tätertyp unterscheidet das Schrifttum den 
sogen. normativen oder tatbestandlichen Tätertyp. Dieser Begriff soll das Leitbild 
bezeichnen, das dem Gesetzgeber bei der Aufstellung eines Tatbestandes vorgeschwebt 
habe, z.B. das Leitbild des Mörders für $ 211, das Leitbild des Betrügers für $ 263. 
Manche kennzeichnen den Tätertyp als den Schatten des Tatbestandes, andere als die 
Seele des Tatbestandes. Man hat im Schrifttum den normativen Tätertyp als den ‚‚typi- 
schen Täter einer bestimmt gearteten Tat“ definiert. Es ist unter den Anhängern dieser 
Lehre streitig, ob zu jedem Tatbestand oder nur zu gewissen Tatbeständen ein beson- 
derer Tätertyp gehöre. Einige wollen grundsätzlich jedem Tatbestand einen Tätertyp 
zuordnen (so Mezger ZStW 60 S. 362 Anm. 25); andere halten die Verwertung des Typen- 
gedankens nur dann für angebracht, „wenn und soweit wirklich dem Gesetzestatbestand 
geschlossene, innerlich gleichartige Lebensverhältnisse zugrundeliegen, die der Aus- 
legung des Leitbildes dienen können“ (Schaffstein DStR 1942 S. 38). 

Die Besinnung auf den tatbestandlichen Tätertyp soll für die Auslegung des Gesetzes 
Leitbild und Richtlinie sein. Dies könne sich vor allem in der Praxis nach drei Rich- 
tungen auswirken: die Lehre vom tatbestandlichen Tätertyp könne strafeinschrän- 
kend, strafbegründend oder strafzuordnend wirken. 


a) In der ersten Richtung wirkt die Forderung der Anhänger dieser Lehre, daß eine 
Bestrafung nicht bereits dann erfolgen solle, wenn jemand die im Gesetz genannten Tat- 
bestandsmerkmale erfülle, sondern erst, wenn er auch zu dem vom Gesetz vorausgesetz- 
ten Tätertyp gehöre. Wegen Diebstahls könnte daher nicht bereits bestraft werden, wer 
die Tatbestandsmerkmale des $ 242 erfüllt, sondern nur derjenige, der auch dem Täter- 
typ des Diebes entspreche, der seinem Wesen nach Dieb sei. Man spricht in dieser Be- 
ziehung zum Teil von dem Tätertyp als einem ungeschriebenen Tatbestandsmerkmal. 


B) Eine strafbegründende Funktion könne der Tätertyp vor allem bei den Unterlas- 
sungsdelikten erfüllen. Wer etwas unterläßt, könne dann einem Handelnden gleich- 
gestellt werden, wenn er dem Tätertyp entspreche. 


y) Die Besinnung auf den Tätertyp ermögliche auch eine bessere Zuordnung der ein- 
zelnen Handlungen unter die Tatbestände, z. B. dann, wenn zweifelhaft sei, ob eine 
Handlung als Betrug oder Erpressung zu strafen sei. 

Für den tatbestandlichen Tätertyp z. B. Dahm aaO, Freisler aaO, Graf Gleispach aaO, 
Mezger aaO, Schaffstein aaO. 


c) Die neuere Rechtsprechung verwendet den Begriff des Tätertyps vielfach im 
Bereich des Kriegsstrafrechts; sie unterscheidet dabei nicht zwischen kriminologischem 
und tatbestandlichem Tätertyp (vgl. z. B. RGSt 74 202, 322, 75 295); andere Entschei- 
dungen stellen dagegen auch für den Bereich des Kriegsstrafrechts vor allem auf die Tat 
ab (z. B. RGSt 75 204). In der letzten Zeit zeigt die Rechtsprechung im ganzen aber wie- 
der „deutlich eine Wandlung von der Tätertypik zur Tattypik‘“ (Schickert DR 1943 
8.118); vgl. hierzu z. B. RGSt 76 63, 112 sowie weiter Klee DStR 1943 S. 11, Nüse DJ 
1941 S. 357, Zawar DStR 1943 S. 42. Zur Rechtsprechung der Sondergerichte vgl. Mit- 
telbach ZAkDR 1943 S. 110. 


d) Die Lehre vom tatbestandlichen Tätertyp ist abzulehnen. Für die Mehrzahl der 
Tatbestände hat dem Gesetzgeber nicht die Vorstellung eines noch in anderer Weise als 
durch die Tatbegehung gekennzeichneten Täters vorgeschwebt. In der Volksanschauung, 
auf die in diesem Zusammenhang auch verschiedentlich verwiesen wird, bestehen keine 
wirklich greifbaren Meinungen über die Eigenart verschiedener Tätergruppen. Gegen 
diese Lehre spricht ferner, daß sie einen weiteren Schritt zur Auflösung der Tatbestände 
enthält; sie gefährdet ferner die Gleichheit vor dem Gesetz. Der tatbestandliche Tätertyp 
ist im übrigen auch nicht durch Erfordernisse der praktischen Strafrechtspflege geboten; 
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bei verständiger Wertung der Tat kann allen praktischen Bedürfnissen genügt werden; 
die Strafzumessung bietet vor allem Gelegenheit, auch die persönlichen Umstände des 
Täters zu berücksichtigen. Das Verdienst der Tätertyplehre besteht darin, auf die Not- 
wendigkeit, die personalen Elemente bei der Bewertung einer Tat nie aus den Augen 
zu verlieren, erneut eindringlich hingewiesen zu haben. 

Gegen die Lehre vom tatbestandlichen Tätertyp haben sich z. B. ausgesprochen 
Bockelmann ZAkDR 1940 S. 311, Gallas aaO, Hogräfer aaO, Klee aaO, Nagler aaO, 
Schwarz Bem. 6 vor $1, Welzel S. 90; ablehnend wohl auch Bruns ZAkDR 1941 S. 391, 
1943 S.55, Mittelbach DR 1941 8.235, 328; ablehnend ferner auch Bettiol Rivista 
italiana di diritto penale 1942 S.1. 


IH. Die Handlung 


Ein wesentlicher Bestandteil der Tatbestandsmäßigkeit ist die Handlung. Unter 
Handlung ist ein körperliches Verhalten zu verstehen, das vom Willen beherrscht wird. 
Der Inhalt des Wollens ist für den Handlungsbegriff nicht von Bedeutung. Das Ver- 
halten kann in einem Tun oder in einem Unterlassen bestehen. Dieser Handlungsbegriff 
ist nicht naturalistisch; denn um einen Vorgang der Außenwelt als Handlung zu er- 
kennen, müssen bereits bestimmte soziale Wertungen an diesen Vorgang herangetragen 
werden. Darüber, ob auch die sog. Vergeßlichkeitsdelikte in den Handlungsbegriff ein- 
bezogen werden können, vgl. Frank S.5, 11, Mezger S. 131, Rittler I S. 42. 

Der Handlungsbegriff ist lebhaft umstritten; mit dem hier vertretenen stimmen z. B. 
überein Frank $1 Anm. Il 2, Nagler GS 111 S.53, E.Schmidt, Der Arzt im Strafrecht 
(1939) S. 75 Anm. 29. Nach anderen ist Handlung nur die Verwirklichung eines recht- 
lich relevanten Willens; von diesen wird dann der Vorsatz in den Handlungsbegriff ein- 
geschlossen (so z. B. Schaffstein ZStW 57 S. 312). Eingehend ist der Handlungsbegriff 
neuestens vor allem von Welzel untersucht worden; er bezeichnet als Handlung die 
„vom zwecksetzenden Willen beherrschte reale Sinneinheit“ (ZStW 58 S. 503; ähnlich 
z. B. auch Mayer S. 233, ferner etwa Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 60 £.). 
Alle diese die ‚finale Natur‘ des Handlungsbegriffs betonenden Untersuchungen kom- 
men bei den Fahrlässigkeitsdelikten in Schwierigkeiten. Auch derjenige, der fahrlässig 
einen Tatbestand verwirklicht, handelt (so ausdrücklich die Begriffsbestimmung der 
Fahrlässigkeit im kommenden Recht; vgl. E. Schäfer in Gürtner I S. 71); eine Beherr- 
schung von einem zwecksetzenden Willen liegt nicht vor. Die Versuche, vom finalen 
Handlungsbegriff aus das fahrlässige Geschehen trotzdem als echte Handlung erscheinen 
zu lassen, wie Welzel S. 23 es will, sind nicht befriedigend; vgl. auch E. Schmidt aaO. 
Zum Ganzen Mittasch (angeführt unter I) S. 134, Mezger Grundriß S. 46. 


IV. Der Kausalzusammenhang 


Schrifttum: Beling, Der gegenwärtige Stand der strafrechtlichen Verursachungslehre, GS 101 
S.1.- v.Buri, Über Kausalität und deren Verantwortung, 1873. —- v.Buri, Die Kausalität und ihre 
strafrechtlichen Beziehungen, 1885. -— Engisch, Die Kausalität als Merkmal der strafrechtlichen Tat- 
bestände, 1931. -— Traeger, Der Kausalbegriff im Straf- und Zivilrecht, 4904. Weitere eingehende 
Nachweise bei v. Hippel II S. 134, v. Liszt-Schmidt S. 161, Mezger S. 109 Ann.1. 

Meist setzt der Tatbestand außer einer Willensbetätigung auch den Eintritt eines 
Erfolges voraus, so z. B. in $ 223 eine körperliche Mißhandlung oder eine Gesundheits- 
beschädigung.! Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit tritt in diesen Fällen nur dann 
ein, wenn zwischen der Handlung des Täters und dem Erfolg Kausalzusammenhang be- 
steht. Der Kausalzusammenhang ist ein Bestandteil der Tatbestandsmäßigkeit. Kausal- 


ı Nach Engisch aaO S. 3 fehlt auch bei den Tätigkeitsdelikten durchschnittlich nicht die Kausal- 
beziehung zur Außenwelt; er weist aber darauf hin, daß sie bei diesen kein Problem aufgibt. 


10 


Der Kausalzusammenhang ıv Vorbem 


zusammenhang ist dann vorhanden, wenn die Handlung in irgendeiner Weise für den 
konkreten Erfolg mitwirksam war. Als Ursache eines strafrechtlich bedeutsamen Er- 
folges ist jede Bedingung anzusehen, die nicht hinweggedacht werden kann, ohne daß 
der konkrete Erfolg mit Gewißheit (RGSt 75 374) entfiele, also jede conditio sine qua 
non. Diese sog. Bedingungstheorie, auch Äquivalenztheorie genannt, ist vor allem 
von v. Buri entwickelt worden; sie wird in ständiger Rechtsprechung vom Reichsgericht 
vertreten (z. B. RGSt 69 47, 76 86). Im Schrifttum stehen auf dem Boden dieser Ansicht 
z. B. Dohna S. 10, 11, Gerland S. 113, v. Liszt-Schmidt S. 162, im Grundsätzlichen auch 
Frank $ 1 Anm. III 2, Rittler I S. 70. 

Eine gewisse Umbildung der Bedingungstheorie hält Engisch aaO für erforderlich. 
Nach ihm ist ein Verhalten dann Ursache eines Erfolges, wenn dieser Erfolg mit dem 
Verhalten durch eine Reihe von Veränderungen gesetzmäßig verbunden ist (aaO S. 29, 
näher S. 21). Diese Formel der gesetzmäßigen Bedingung soll an die Stelle der conditio- 
sine-qua-non-Formel treten. Zwischen beiden Formeln besteht aber kein Unterschied; 
eine gesetzmäßige Bedingung ist stets und notwendig eine conditio sine qua non (näher 
Mezger MonKrimPsych. 1931 S. 753, v. Weber GS 101 S. 457). In der Rechtsprechung 
finden sich nicht, wie Engisch meint, Abweichungen zugunsten der Formel der gesetz- 
mäßigen Bedingung (zutreffend hierüber v.Cramer, Gleichschaltung von Täterschaft 
und Teilnahme, 1935, S. 9). 

Über andere Kausalitätstheorien vgl. unten 5. 

Es ist neuerdings von verschiedenen Seiten zutreffend darauf hingewiesen worden, 
daß die Frage des Kausalzusammenhangs meist nur bei wenigen Tatbeständen proble- 
matisch wird (Mayer S. 168, Welzel ZStW 58 S. 492). Zu weit geht es aber, das ‚‚Ver- 
ursachungsdogma“‘ überhaupt als unhaltbar zu bezeichnen. wie es Mayer $. 168 tut. 


1. Von der hier vertretenen Bedingungstheorie aus genügt es, daß die Handlung im 
konkreten Falle eine der Bedingungen des Erfolges war (RGSt 76 87). Daraus ergeben 
sich verschiedene Folgerungen. 


a) Es ist nicht erforderlich, daß die Handlung die überwiegende Bedingung war, 
daß sie als Hauptursache erscheint. Die Annahme des Ursachenzusammenhangs wird 
gerade umgekehrt nicht dadurch ausgeschlossen, daß eine weitere Bedingung als über- 
wiegende Bedingung erscheint (RGSt. 69 47; vgl. auch RGSt. 66 184). Es ist hierbei weder 
notwendig noch zweckmäßig, neben die entscheidenden Bedingungen als besondere 
Gruppe die befördernden Bedingungen zu stellen, wie es z.B. v.Hippel II 8.139 tut 
(gegen diesen auch Mezger S. 116). 


b) Es genügt, wenn die Handlung den Eintritt des Erfolges beschleunigt (RGSt. 70 
288). Zündet jemand den Rest eines bereits brennenden Gebäudes an, so ist sein Tun 
auch dann kausal, wenn dieser Rest ohnehin durch das bereits entfachte Feuer vernichtet 
worden wäre (RGSt. 22 325). Behandelt ein Kurpfuscher eine Erkrankung des Auges 
falsch und tritt dadurch eine Erblindung ein, dann wird die Kausalität nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Erkrankung später auch zur Erblindung geführt hätte (R 10 270). 
Ein weiteres Beispiel in RGSt. 69 321. 


c) Durch den Hinzutritt weiterer Bedingungen wird der Ursachenzusammenhang 
nicht ausgeschlossen. Eine Handlung verliert z. B. ihre kausale Bedeutung nicht durch 
hinzutretende Unvorsichtigkeit des Verletzten oder eines Dritten (RG JW 1986 8. 50 
Nr. 19 mit Nachweisen). So bleibt das freie Herumlaufenlassen eines bösartigen Hundes 
für den durch einen Biß eintretenden Tod auch dann ursächlich, wenn der Verletzte die 
Bißwunde vernachlässigt (RQSt. 6 250). Bei einer Verletzung aus Fahrlässigkeit ist der 
Ursachenzusammenhang mit dem später eingetretenen Tod auch dann vorhanden, wenn 
der Tod des Verletzten erst durch seine Weigerung, sich operieren zu lassen, herbeigeführt 
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worden ist (RGSt 22 174). Der Kausalzusammenhang wird ferner nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß der Erfolg nur auf Grund besonderer körperlicher oder geistiger Be- 
schaffenheit des Verletzten eingetreten ist. Hat z. B. jemand einem anderen durch einen 
Steinwurf eine unerhebliche blutende Verletzung beigebracht, stirbt der Verletzte aber 
dann, weil er Bluter ist, so ist Kausalzusammenhang zwischen dem Steinwurf und dem 
Tod gegeben (RGSt.54 349). Ein Schlag ins Auge bleibt ursächlich, auch wenn bei der 
eingetretenen Erblindung ein bereits vorhandenes skrofulöses Augenleiden mitgewirkt 
hat (RGSt. 5 30). 

Auch das vorsätzliche Tun eines Dritten stellt eine bloß mitwirkende Ursache dar; 
es unterbricht nicht den Kausalzusammenhang und beseitigt daher nicht die 
Ursächlichkeit des vorausgegangenen Tuns. Baut jemand eine Dachwohnung ein und 
läßt er sie beziehen, obwohl sie baupolizeilich nicht genehmigt ist und wegen ihrer Feuer- 
gefährlichkeit niemals hätte genehmigt werden können, dann wird die Ursächlichkeit 
dieses Verhaltens für einen während eines Brandes eingetretenen Todesfall selbst dann 
nicht ausgeschlossen, wenn der Brand vorsätzlich gelegt worden ist (RGSt 61 319; wei- 
tere Beispiele in RGSt. 64 318, 372; vgl. ferner RG DR 1948 S. 83, 765, RG HRR. 1941 
Nr. 789). | 

Im Gegensatz zu dieser Auffassung ist im Schrifttum die Ansicht vertreten worden, 
es gelte ein Regreßverbot in dem Sinne, daß Bedingungen, die jenseits einer bestimm- 
ten Stelle liegen, nicht als Ursache angesehen werden dürfen. Keine Ursache sind nach 
dieser Lehre die Vorbedingungen einer Bedingung, die frei und bewußt (vorsätzlich und 
schuldhaft) auf Herbeiführung des Erfolges gerichtet war (so vor allem Frank $1 Anm. Ill 
2a). Ein derartiges Regreßverbot ist dem Gesetz nicht zu entnehmen; es findet ins- 
besondere auch in $ 48 keine Grundlage (RGSt. 64 318, 373). Gegen diese Entscheidungen 
kritisch Gerland S. 118 Anm. 2; zweifelnd auch Dohna S. 12; zustimmend dagegen z. B. 
Mezger S. 114 zu und in Anm. 15, Schwarz Bem. 3 Ab vor $ 1, Welzel S. 26. Nach 
Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 61, soll die Theorie von der Unterbrechung 
des Kausalzusammenhangs unter den neuen Gesichtspunkten (finaler Handlungsbegriff, 
oben III) wieder als Unterbrechung des Finalzusammenhangs aufzunehmen sein. 

Möglich ist es auch, das eigene vorausgehende Tun eines Menschen als Ursache seines 
weiteren Tuns zu behandeln (RGSt. 67 258). 


2. Der Kausalzusammenhang ist auch dann gegeben, wenn bei Wegfall der Handlung 
des Täters voraussichtlich oder möglicherweise andere Kräfte eingetreten wären und den 
Erfolg verursacht hätten. Da dies aber tatsächlich nicht erfolgt ist, behält die Handlung 
des Täters ihre kausale Bedeutung. Ursächlich ist eine Handlung daher z. B. auch dann, 
wenn sie bewirkt, daß der Tod in einem früheren Zeitpunkt eingetreten ist, als es sonst 
der Fall gewesen wäre (RGSt.70 258); vgl. weiter RGSt.69 321; nicht unbedenklich da- 
gegen die Formulierung in RGSt. 68 214; gegen diese v.Hippel II S. 140 Anm. 4. 


8. Voraussetzung für die Annahme des Kausalzusammenhangs ist stets, daß die Hand- 
lung auch wirklich bis zum Eintritt des Erfolges fortgewirkt hat, daß sie tatsächlich 
mit ursächlich geworden ist. Ausgeschlossen ist der Kausalzusammenhang daher dann, 
wenn ein auf denselben Erfolg gerichtetes späteres Ereignis diese Fortwirkung beseitigt 
und unabhängig von der zu beurteilenden Handlung unter Eröffnung einer neuen Ur- 
sachenreihe den Erfolg herbeigeführt hat; man kann hier von einer abgebrochenen 
Kausalität sprechen (vgl. Frank $ 1 Anm. III 2a). Ruft ein Zeuge durch eine falsche 
Aussage in dem Richter eine falsche Vorstellung hervor, kommt der Richter dann aber 
auf Grund ganz anderer, von der Zeugenaussage völlig unabhängigen Erwägungen zu 
der vom Zeugen beabsichtigten Entscheidung, dann ist die Zeugenaussage für diese 
Entscheidung nicht ursächlich (RGSt. 69 47). 
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4 Die Feststellung der Kausalität begründet bezüglich der objektiven Seite die straf- 
rechtliche Haftung. Dies bedeutet aber noch nicht, daß der Handelnde mit dieser Fest- 
"stellung strafbar ist; denn die Bestrafung setzt schuldhaftes Handeln voraus. Infolge 
des Erfordernisses des Verschuldens ist nicht zu befürchten, daß sich aus der Bedingungs- 
theorie unerträgliche Folgerungen ergeben könnten (RGSt. 56 348/49). 

Auch bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten,! z. B. bei der schweren 
Körperverletzung ($ 224) oder bei der Körperverletzung mit tödlichem Ausgang ($ 226), 
führt die Bedingungstheorie nicht zu unbefriedigenden Ergebnissen. Denn auf Grund der 
allgemeinen Ethisierung des Strafrechts wird man annehmen können, daß auch bei den 
durch den Erfolg qualifizierten Delikten die an eine besondere Folge der Tat geknüpfte 
höhere Strafe den Täter nur dann trifft, wenn er die Folge wenigstens fahrlässig herbei- 
geführt hat. Diese Auffassung, deren ausdrückliche Festlegung für das kommende Recht 
in Aussicht genommen ist (vgl. E. Schäfer in Gürtner I S. 58, 66), kann von der hier 
zugrunde gelegten Schuldauffassung (unten Bem. IV vor $ 51) bereits jetzt als geltendes 
Recht betrachtet werden. Schon früher ist im Schrifttum verschiedentlich mindestens 
Fahrlässigkeit hinsichtlich der eingetretenen schwereren Folge erfordert worden, so z. B. 
von Berner, Oppenhoff, Schütze, Temme; vgl. im einzelnen die Nachweise in der selbst 
auf anderem Standpunkt stehenden RGSt.5 33; neuestens wie hier auch Rietzsch DJ 
1943 S. 313. 

Verschiedentlich wird bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten auch von An- 
hängern der Bedingungstheorie ein typischer Kausalverlauf gefordert; dies wird 2. T. 
durch eine historische Erwägung gerechtfertigt (so Frank $ 1 Anm. III 2b; vgl. auch 
Dohna 8. 11, Engisch aaO S.69, Kohlrausch $ 59 Anm. VII). Für Durchführung der 
Bedingungstheorie auch bei diesen Tatbeständen dagegen v.Liszt-Schmidt S. 169. 


ö. Abweichende Kausaltheorien 


Aus der großen Zahl der Kausalitätstheorien sollen hier vor allem die Adäquanz- 
theorie und die Relevanztheorie genannt werden. 


a) Nach der Adäquanztheorie? ist eine Willensbetätigung nur dann als Ursache eines 
Erfolges anzusehen, wenn sieallgemein, erfahrungsgemäß geeignet ist, den Erfolg herbei- 
zuführen. Der Ausbau dieser Lehre ist vor allem durch v. Kries erfolgt. Streitig ist dabei 
unter den Anhängern dieser Lehre, von welchem Standpunkt aus die Geeignetheit der 
Handlung zu beurteilen ist. Verschiedentlich wird angenommen, daß sich der Richter 
in die Lage zur Zeit der Tat zurückzuversetzen habe; er müsse fragen, welche Tatsachen 
damals für ein verständiges Urteil erkennbar waren. Der Richter muß nach dieser Auf- 
fassung eine objektive nachträgliche Prognose stellen. Vgl. im einzelnen über die ver- 
schiedenen Ausprägungen dieser Theorie näher Frank $ 1 Anm. III 1d, v.Hippel II 
8.148 Anm. 1, 2, 3, Mezger S. 118, Tarnowski aaO, Traeger aaO S. 130. 

Die Adäquanztheorie kann nicht befriedigen. Mit Recht weisen v.Liszt-Schmidt S.168 
darauf hin, daß die im Einzelfall sich ergebende Antwort von der grundsätzlich nicht 
abzugrenzenden Zahl der Voraussetzungen abhängt, die in die Frage aufgenommen 
werden. Zutreffend sagt Dohna 8. 10, daß es trotz aller darauf gerichteten Anstrengungen 
bisher nicht gelungen ist und wohl niemals gelingen wird, eine einwandfreie Begrenzung 
für das Maß der vorzunehmenden Generalisierung zu gewinnen. Weitere Gründe gegen 
diese Auffassung bei v.Liszt-Schmidt S. 168/69. 


! Vgl. hierzu auch Schinnerer, Erfolgshaftung, in: Gegenwartsfragen der Strafrechtswissenschaft 
(Festschrift für Graf Gleispach 1936) S. 115. 

®! Vgl. v.Kries, Über die Begriffe der Wahrscheinlichkeit und Möglichkeit und ihre Bedeutung im 
Strafrecht, ZStW 9 S. 528. Tarnowski, Die systematische Bedeutung der adäquaten Kausalitäts- 
theorie für den Aufbau des Verbrechensbegriffs, 1927 (Abh. des Berl. Kriminal. Inst.). 
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b) Nach der Relevanztheorle ist zwar für den konkreten Erfolg jede Bedingung kausal, 
die nicht hinweggedacht werden kann, ohne daß damit dieser Erfolg entfiele; aber straf- 
rechtliche Haftung begründe nur der adäquate Kausalzusammenhang (so Mezger S.116, 
122 und Grundriß S. 51). Die Verwendung des Adäquanzgedankens unterliegt hier den 
gleichen Bedenken, auf die schon bei Behandlung der Adäquanztheorie hingewiesen wor- 
den ist (oben a). Vom Standpunkt der Adäquanztheorie aus betrachten diese Lehre 
als Umweg Allfeld S.105 Anm. 16 a.E., Schwarz Bem. 3C vor $ 1; weitere Gründe 
gegen die Relevanztheorie bei Dohna S. 11. Auch v.Liszt-Schmidt S. 163 betonen zwar 
die Notwendigkeit, das Kausalproblem und das Haftungsproblem zu trennen, lehnen 
aber den Gedanken der Adäquanz in diesem Zusammenhang ab. 

c) Neben diesen beiden wichtigsten abweichenden Theorien steht eine ganze Reihe 
anderer, die unter den vielen Bedingungen eines Erfolges auf Grund einer Betrachtung 
des Einzelfalls nur bestimmte als Ursache gelten lassen wollen; sie werden vielfach als 
individualisierende Kausalitätstheorien bezeichnet. So ist z.B. als Ursache nur die 
menschliche Tätigkeit angesehen worden, die den zum Erfolg hinwirkenden Kräften das 
Übergewicht über die abhaltenden gewährt (Binding). Nach anderen ist Ursache nur 
die wirksamste Bedingung (Birkmeyer). Von manchen wird als Ursache die Trieb- 
kraft bezeichnet, die entscheidend ist für die Qualität der Wirkung (Kohler). Alle diese 
individualisierenden Kausalitätstheorien haben mit Recht in Schrifttum und Recht- 
sprechung keinen Anklang gefunden; Kritik an diesen Theorien bei Frank $1 Anm. III 1, 
v.Hippel II S. 150 Anm. 2, v.Liszt-Schmidt S. 168, Mezger S. 128 Anm. 67. Eingehende 
Übersicht bei Traeger aaO S. 80. 


V. Die Einteilung der strafbaren Handlungen 


Die Einteilung der strafbaren Handlungen kann nach verschiedenen Gesichtspunk- 
ten erfolgen. 


1. Das Gesetz teilt nach der Schwere der angedrohten Strafe in Verbrechen, Vergehen 
und Übertretungen ein ($ 1); vgl. näher die Bemerkungen zu $ 1. 

2. Je nachdem, ob das strafbare Verhalten ein positives Tun oder ein Unterlassen ist, 
unterscheidet man Begehungsdelikte und Unterlassungsdelikte; über die letzteren näher 
unten VI, VII. 

8. Nach der Wirkung der strafbaren Handlung sind Verletzungsdelikte und 6Gelähr- 
dungsdelikte zu unterscheiden. Bei den ersteren gehört zur Vollendung des Delikts die 
Verletzung eines bestimmten Objekts, z. B. Verletzung eines menschlichen Köpers ($ 223) 
oder Beschädigung einer Sache ($ 303). In einer Reihe von Fällen wird aber bereits die 
Gefährdung eines Rechtsguts mit Strafe bedroht, um die Verletzung zu verhüten. Das 
Gesetz erfordert dabei in verschiedenen Tatbeständen, daß die Gefährdung notwendig in 
jedem Einzelfall des vollendeten Delikts vorliegt (sog. konkrete Gefährdungs- 
delikte). So wird z. B. die Überschwemmung ($ 312) oder die Beschädigung von Was- 
serbauten ($ 321) nur bestraft, wenn dadurch im Einzelfall eine Gefahr für Menschen- 
. leben herbeigeführt worden ist. In anderen Tatbeständen geht das Gesetz dagegen davon 
aus, daß ein bestimmter Zustand stets gefährlich ist; die Herbeiführung dieses Zustan- 
des wird dann mit Strafe bedroht ohne Rücksicht darauf, ob im Einzelfall wirklich eine 
Gefahr eingetreten ist oder nicht (sog. abstrakte Gefährdungsdelikte). Ein Bei- 
spiel für ein abstraktes Gefährdungsdelikt ist etwa die Brandstiftung ($ 306). Unter 
Gefahr ist dabei ein regelwidriger Zustand zu verstehen, bei dem die Möglichkeit des 
Eintritts einer Verletzung nahe liegt (RGSt. 80 179). 


Schrifttum: Finger, Begriff der Gefahr und Gemeingefahr im Strafrecht, in Festg. Frank I 
S. 230. -— Henckel, Der Gefahrbegriff im Strafrecht, 1930 (Strafr. Abh. Heft 270). - Herrmann, 
Zum Begriff der Gefahr, insbesondere der Gemeingefahr im deutschen Strafrecht, 1939 (Diss. Tübin- 
gen). — Vgl. auch Boldt, Pflichtwidrige Gefährdung im Strafrecht, ZStW 55 S. 44. 
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4, Je nachdem, ob zur Vollendung der Straftat ein von der Handlung getrennter äuße- 
rer Erfolg gehört oder nicht, unterscheidet man Erfolgsdelikte und schlichte Tä- 
tigkeitsdelikte. Zu den Erfolgsdelikten gehören z. B. die Tötungsdelikte, zu den 
schlichten Tätigkeitsdelikten z. B. Blutschande ($ 173), vielfach Übertretungen, z. B. 
$8 367 Nr. 4, 368 Nr. 9. 


6. Eine Einteilung ist weiter möglich nach dem verletzten Rechtsgut. Man spricht 
in diesem Sinne z. B. von Eigentumsdelikten, Sittlichkeitsdelikten, Urkundendelikten. 


VL Die Unterlassungsdelikte im allgemeinen 


Schrifttum: Dahm, Bemerkungen zum Unterlassungsproblem, ZStW 59 S.133.- Graf zuDohna, 
ZurLehre von den Kommissivdelikten durch Unterlassung, DStR 1939 S. 142.— Drost, Der Aufbau 
der Unterlassungsdelikte, GS 109 S. 1. — Nagler, Die Problematik der Begehung durch Unterlassung, 
65 111 S.1. -— Niethammer, Strafbares Unterlassen, ZStW 57 S.431. — Roeder, Zum Standort- 
problem der unechten Unterlassungsdelikte, DStR 1941 S.105, 152. — Sauer, Das Unterlassungs- 
delikt, GS 114 S. 279. — Schaffstein, Die unechten Unterlassungsdelikte im System des neuen 
Strafrechts, in: Gegenwartsfragen der Strafrechtswissenschaft (Festschrift für Graf Gleispach 1936) 
$S.70. -— Schlosky, Begehung einer Straftat durch Unterlassung, DStR 1940 S. 129. -— Traeger, 
Das Problem der Unterlassungdelikte im Straf- und Zivilrecht, in: Festgaben für Enneccerus 1913. 
Vgl. weiter auch Georgakis, Hilfspflicht und Erfolgsabwendungspflicht im Strafrecht, 1938. - Kis- 
sin, Die Rechtspflicht zum Handeln bei den Unterlassungsdelikten, 1933 (Strafr. Abh. Heft 317). 

Besonderer Erörterung bedürfen die Unterlassungsdelikte. Es sind zwei Gruppen zu 
unterscheiden: die eehten Unterlassungsdelikte (Omissivdelikte) und die unechten Unter- 
lassungsdelikte (Kommissivdelikte). Bei den echten Unterlassungsdelikten wird der 
Tatbestand unmittelbar durch ein Unterlassen erfüllt; das Strafgesetz erfordert also ein 
Tun; Beispiele bieten etwa die unterlassene Verbrechensanzeige ($ 139) und die unter- 
lassene Hilfeleistung ($ 330c); von den Übertretungen sind viele echte Unterlassungs- 
delikte. Beim unechten Unterlassungsdelikt wird der Tatbestand an sich durch ein 
Tun erfüllt (z. B. Tötung eines Menschen); das Gesetz erfordert also grundsätzlich ein 
Unterlassen ; trotzdem erfüllt aber ein Unterlassen (z. B. Verhungernlassen eines Men- 
schen) dann den Tatbestand, wenn es im Einzelfall dem Tun gleichzustellen ist. 

Es können fast alle Delikte durch unechtes Unterlassen begangen werden, grundsätz- 
lich auch die sog. eigenhändigen Delikte. Eine Ausnahme braucht wohl nur für den 
Meineid ($ 153) und für die Doppelehe ($ 171) gemacht zu werden; bei diesen ist ein ak- 
tives Tun erforderlich (Mezger, Grundriß S. 48; diesem zustimmend Dahm aaO S8. 158; 
demgegenüber sehen Nagler aaO S. 56 und Welzel S. 89 eine ganze Reihe weiterer Tat- 
bestände nur als durch aktives Tun begehbar an, u.a. Ehebruch und Blutschande). 

Über die Möglichkeit einer Konkurrenz zwischen echten und unechten Unterlassungs- 
delikten vgl. unten VII 1g. 


VIL. Die unechten Unterlassungsdelikte im besonderen 
Über das Schrifttum vgl. die Angaben zu VI. 


Die entscheidende und schwierig zu beantwortende Frage bei diesen Delikten geht 
dahin, wann das Unterlassen dem positiven Handeln in vollem Umfang 
gleichzustellen ist, namentlich wann der Unterlassende für den Eintritt des Er- 
folges verantwortlich ist. Ob und inwieweit eine derartige Gleichstellung vorzunehmen 
ist, ist bei der Untersuchung der Tatbestandsmäßigkeit zu prüfen (unten 4); die Kausa- 
litätsfrage (unten 3) und die Frage der Rechtswidrigkeit (unten 4) bieten bei den un- 
echten Unterlassungsdelikten keine besonderen Schwierigkeiten. Daß der Sitz des ent- 
scheidenden Unterlassungsproblems in der Tatbestandsmäßigkeit liegt, hat Nagler aaO 
8. 51 dargetan; ihm folgen E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht (1939) S. 80, Welzel 8. 84; 
Ps es sich um eine Frage des Tatbestands handelt, betonen ferner Boldt DR 1941 

8.195, Dahm aaO S. 135, Mayer S. 175. 
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1. Erforderlich ist, daß das Unterlassen tatbestandsmäßig dem Tun gleichzustellen 
ist. Dies ist dann der Fall, wenn ein besonderes Pflichtenverhältnis besteht, auf 
Grund dessen der Täter zur Abwendung des tatbestandlichen Erfolges durch Aufhalten 
der entgegengesetzt wirkenden Kräfte berufen oder bestellt worden ist. Der Unterlas- 
sende muß als Garant für den Nichteintritt des Erfolges anzusehen sein, dem es ob- 

egt, rechtsfeindliche Energien unschädlich zu machen (Nagler aaO S.59). Sachlich 
stimmt es im wesentlichen mit der hier vertretenen Auffassung überein, wenn Mezger 
betont, daß nicht jede Rechtspflicht zum Handeln bei Nichterfüllung für den Erfolg 
zugleich strafrechtlich haftbar macht, daß vielmehr gerade eine Rechtspflicht zur Er- 
folgsabwendung bestehen muß (Mezger, Grundriß S. 54) ; ganz befriedigend ist dies allein 
aber nicht (Welzel S. 84; auch Dohna aaO S. 146). | 


Wenn Dahm aaO S. 139 gegen die Garantenlehre geltend macht, daß sie allein noch keine Lösung 
des Unterlassungsproblems bringe, so gilt das gleiche für die von ihm angeregte Verweisung auf den 
Tätertyp, was er selbst (aaO S. 157) auch zugibt. Die Garantenlehre ermöglicht aber z. B. eine bessere 
Abgrenzung der unechten von den echten Unterlassungsdelikten (unten g). 


Voraussetzung für die Gleichstellung ist weiter, daß der in der Garantenstellung 
Befindliche überhaupt die Möglichkeit hat, tätig zu werden. Wird z. B. der Wäch- 
ter einer Fabrik betäubt oder gefesselt, dann scheidet die Gleichstellung von vornherein 
aus (Nagler aaO S. 70, 72; übereinstimmend z. B. Dahm aaO S. 179, Sauer aaO S. 315; 
ebenso ständig die Rechtsprechung z. B. RGSt. 57 197, 64 276). 

Als derartige Garantenpflichten kommen stets nur Rechtspflichten in Betracht. Dies 
bedeutet nicht, daß sich die Pflicht unmittelbar aus einem Rechtssatz, insbesondere aus 
einem Gesetz ergeben müßte; es gibt vielmehr auch ungeschriebene Rechtspflichten 
(näher Niethammer aaO S. 437). An dem Gedanken der Rechtspflicht muß aber fest- 
gehalten werden, um sicherzustellen, daß nur die Maßstäbe der Gemeinschaft, nicht aber 
religiöse oder individualethische Pflichtvorstellungen herangezogen werden können 
(Dahm aaO 8.170, Mezger, Grundriß S.55, Welzel S. 86; vgl. auch Boldt ZStW 57 
S. 627 sowie DR 1941 S. 196). Die Bedenken gegen die Betonung der Rechtspflicht bei 
Schaffstein aaO S. 71, 73 richten sich vor allem gegen die früher vielfach sehr enge 
Begrenzung des Kreises der Rechtspflichten (vgl. auch unten f.). Gegen die Beschrän- 
kung auf Rechtspflichten z. B. Lobe S. 89. 

Besondere Pflichtenverhältnisse können sich aus verschiedenen Gesichtspunkten er- 
geben (näher hierzu Dahm aaO S. 170, Niethammer aaO S. 444, Sauer aaO S. 304, Schaff- 
stein aaO S. 110). 

a) Grundlage des Pflichtenverhältnisses kann die natürliche Verbundenheit zwischen 
zwei Personen sein. Eine derartige natürliche Verbundenheit besteht z. B. zwischen El- 
tern und Kindern, auch zwischen dem Vater und dem unehelichen Kind; für den Vater 
besteht eine rechtliche Pflicht zur Hilfeleistung gegenüber seinem unehelichen Kind 
(RGSt. 66 74). Auf Grund dieser natürlichen Verbundenheit hat auch eine Mutter, in 
deren Wohnung ihre unverheiratete Tochter niederkommt, gegenüber dem zu erwarten- 
den Kind die Pflicht, dafür zu sorgen, daß das Kind nicht ohne fremde Hilfe zur Welt 
kommt (Kohlrausch ZAkDR 1939 S. 246 in der Anm. zu RGSt. 72374). Auf Grund dieser 
natürlichen Verbundenheit ist ein Ehegatte verpflichtet, die Unzucht des anderen zu 
verhindern (RGSt.58 227, 72 19). Aus dem gleichen Grunde ist der Verlobte verpflichtet, 
der von seiner Verlobten beabsichtigten Abtreibung entgegenzutreten, die von ihm ein 
Kind erwartet (LG Weimar JW 1988 S. 3031; and. RGSt. 56 169). 

b) Vielfach werden derartige Pflichten aus der Stellung des Täters in der Volksgemein- 
schaft oder in engeren Gemeinschaften folgen. In Betracht kommen z. B. besondere 
Pflichten, die sich aus Amt, Beruf und besonderen Rechtsstellungen ergeben (z. B. bei 
Polizeibeamten RG JW 1989 S. 543 mit Anm. Mittelbach). Der stellvertretende Adju- 
tant eines Standartenführers, der den Fahrer seines Dienstwagens nicht an der Führer- 
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flucht hindert, ist der Beihilfe zur Führerflucht schuldig (RGSt. 69 349); die Garanten- 
pflicht ergibt sich aus der Rechtsstellung als Fahrleiter und Vorgesetzter. So macht sich 
weiter z. B. ein Schiffsoffizier der Beihilfe zu einer Zollhinterziehung schuldig, wenn er 
den Schmuggel der Schiffsmannschaft duldet; die Pflicht zur Abwendung des Erfolges 
ergibt sich aus der Eigenschaft und den Berufspflichten als Schiffsoffzier (im Ergebnis 
übereinstimmend RGSt. 71 176); vgl. weiter etwa RGSt. 58 300 (Gastwirt). Garanten- 
pflichten können ihre Grundlage ferner in der Stellung als Erbhofbauer (RGSt. 71 195 
mit Anm. Gallas inZAkDR 1937 S.438) oder iin der Stellung in einem Rechtsstreit finden 
(RGSt. 70 84, aber auch RGSt. 70 393). Eine derartige Pflicht kann weiter z. B. aus der 
Hausgemeinschaft, insbesondere aus der Stellung als Haushaltungsvorstand folgen. So 
kann 2. B. der Mann als Haushaltungsvorstand Kuppelei durch Unterlassung begehen, 
wenn er die Unzucht des in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen minderjährigen 
Dienstmädchens nicht hindert (RG GoltdArch. 58 S. 164); vgl. weiter RGSt.73 391, 
‘4311 mit Anm. Boldt DR 1941 8. 196 und Anm. Mezger ZAkDR 1941 8.54. Über in 
Betracht kommende Lebensgemeinschaften vgl. RGSt. 69 323. Nicht befriedigend ist die 
Herleitung der Rechtspflicht aus der Eigenschaft als Haushaltungsvorstand in RGS$t. 
72 374, wie zutreffend Kohlrausch ZAkDR 1939 S. 246 ausführt (vgl.oben unter a); hierzu 
ferner Boldt DR 1941 S. 196. 

c) Eine Garantenpflicht kann sich aus Vertrauensverhältnissen ergeben, in denen auf 
Grund der auf besonderem gegenseitigem Vertrauen aufgebauten Beziehungen die Ab- 
wehr bestimmter Gefahren erwartet wird. Derartige Vertrauensverhältnisse sind z. B. 
als vorliegend angesehen worden bei Kreditgeschäften (RGSt. 66 58), bei Bankgeschäf- 
ten (RGSt. 70 46) und innerhalb von Versicherungsverhältnissen (RGSt. 64 277, 70 227); 
vgl. weiter RGSt. 69 284, 70 155. Näher hierzu Burchardt, Täuschung und Rechtswidrig- 
keit beim Kreditbetrug (1937) S. 23 ff. In Betracht kommen derartige Vertrauensverhält- 
nisse nicht nur für vermögensrechtliche Beziehungen, sondern z. B. auch bei den durch 
die Behandlung entstehenden Beziehungen zwischen Arzt und Patient (RGSt. 74 354 
mit Anm. Engisch ZAkDR 1941 8.129), weiter RGDR 1948 S. 897. 

d) Eine Garantenpflicht kann ferner aus vorausgegangenem Tun folgen. Wer durch 
seine Tätigkeit die Gefahr des Eintritts des Erfolges herbeigeführt hat, der ist verpflich- 
tet, den Eintritt des Erfolges durch sein Eingreifen zu verhindern. Wer durch sein Ver- 
halten die Gefahr geschaffen hat, daß ein anderer bei einer Zeugenvernehmung unwahre 
Angaben aufrechterhält und auch beschwört, ist verpflichtet, den aus dieser Gefahr : 
drohenden schädlichen Erfolg, nämlich den falschen Schwur, abzuwenden (RGSt. 72 23 
mit Anm. Schaffstein in JW1938 8.578 und Anm. E.WolfinZAkDR 1938 S. 351, RGDR 
1940 S. 637 mit Anm. Mezger, RG DR 1940 S. 2234 mit Anm. Mittelbach). Es ist nicht 
erforderlich, daß die Gefahrlage bewußt herbeigeführt worden ist; die tatbestands- 
mäßige Gleichstellung kann auch bei unbewußter Herbeiführung der Gefahr vorge- 
nommen werden. Schließt jemand ein Zimmer ab, ohne zu wissen, daß sich darin eine 
Frau befindet, dann ist er verpflichtet, das Zimmer nach erlangter Kenntnis von dem 
Aufenthalt einer Person darin zu öffnen (RGSt. 24 339). Es kommt nicht darauf an, ob 
die Gefahrenlage verschuldet oder unverschuldet herbeigeführt worden ist (RGSt. 
70 227; Nagler aaO S. 27, gewisse Einschränkungen bei Dahm aaO S. 178/79, Mezger 
8.147). Wer schuldlos gegen einen Telegraphenmast derart anfährt, daß dieser sich stark 
über die Straße neigt, muß die daraus drohende Gefahr abwenden (OLG München JW 
1985 S.2984). Ebenso wie aus vorausgegangenem Tun kann auch aus vorherigem pflicht- 
widrigem Unterlassen eine Garantenpflicht fadgen (vgl. RGSt. 68 104, Drost aaO $. 23). 

Weitere Anwendungsfälle dieses schon lange von der Rechtsprechung anerkannten 
und als gewohnheitsrechtlich bezeichneten Grundsatzes in RGSt. 46 343, 51 12, 57 197, 
58 132, 246, 60 77, 68 394, 64 276 (zusammenfassend), 78 57, 74 283 mit Anm. Schickert 
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DR 1940 S. 2057, 75 273 mit Anm. Dahm DR 191 S. 1994, RG DR 1942 S. 1782, 
1948 S. 893. 

e) Verschiedentlich wird angenommen, daß eine Pflicht auch durch einen Vertrag 
begründet werden könne (Beispiel RG JW 1989 8. 279). In der Rechtsprechung werden 
als Fälle der Pflicht meist nebeneinander Gesetz, Vertrag oder schlüssige Handlung ge- 
nannt (z. B. RGSt. 68 349). Grundlage der Pflicht ist hier in Wahrheit nicht der Vertrag, 
sondern erst die tatsächliche Einnahme der betreffenden Pflichtstellung (Nagler aaO 
S. 63, Welzel S. 85; Dohna aaO S. 145; gegen die Hereinziehung des Vertrages überhaupt 
Kohlrausch 8. 15). 


f) Die neuere Rechtsprechung hat sich von dem früher vertretenen Standpunkt, daß 
nur Gesetz, Vertrag oder vorangegangenes Tun Quelle der Rechtspflicht sein könnten, 
vielfach gelöst. Grundlegend für diese Entwicklung ist vor allem RGSt 66 73, wonach 
die Beantwortung der Frage, ob eine allgemein anerkannte Pflicht dem weiteren Kreis 
der sittlichen Wertung oder dem hierin eingeschlossenen engeren Gebiet der rechtlichen 
Anforderung angehöre, nicht nur davon abhängt, ‚welche Ausgestaltung in den Einzel- 
heiten das eingreifende Gesetz gewählt, sondern vornehmlich davon, auf welcher aus 
dem Willen der Gemeinschaft heraus entwickelten Vorstellung vom Recht seine Vor- 
schriften aufgebaut sind“. Rechtspflichten unabhängig von ausdrücklichen gesetzlichen 
Vorschriften werden weiter z. B. anerkannt in RGSt. 69 323, 70 47, 155, vor allem 
RGSt. 74 354, ferner RG DStR 1986 S. 179; recht weitgehend spricht RGSt. 74 189 
aus, die Pflicht könne sich aus dem Gedanken heraus ergeben, ‚daß jeder Volksgenosse 
die Aufgabe hat, strafbare Handlungen zu verhindern, soweit das in seinen Kräften 
steht‘ (hierzu Mittelbach DR 1940 S. 1234). Dem stehen aber auch aus neuester Zeit 
Entscheidungen gegenüber, die bei der Begründung der Pflicht sich sehr stark an ein- 
zelne gesetzliche Vorschriften anlehnen; hingewiesen sei z. B. auf RGSt 71 177, 72 374. 


g) Die Garantenpflicht kann nicht allein aus den echten Unterlassungsdelikten ent- 
nommen werden. Die Verabsäumung einer durch $ 139 gebotenen Anzeigepflicht oder 
einer durch $ 330c gebotenen Hilfeleistungsptlicht genügt allein nicht, um diese Unter- 
lassung tatbestandsmäßig dem Tun gleichzustellen; sie kann niemals die Grundlage etwa 
für die Verhängung der Strafe des Mordes oder der Brandstiftung bilden. Hierüber 
herrscht im Schrifttum weitgehend Übereinstimmung (Dahm aaO S. 134, v.Hippe? Il 
‚ 8.157, Kohlrausch S. 15, v.Liszt-Schmidt S. 190, Mezger, Grundriß S. 56, Nagler aaO 
S. 66, Welzel S. 84, 87; and. aber Niethammer aaO S. 454; Bedenken gegen die hier ver- 
tretene Auffassung auch bei Dohna aaO S. 147). Die Rechtsprechung ist nicht einheit- 
lich; auf dem hier vertretenen Standpunkt stehen RGSt. 64 276 mit Anm. Oetkerin JW 
1931 S. 1581 und RGSt. 78 55, während RGSt. 71 189 es für möglich ansieht, allein auf 
Grund der aus $ 330c folgenden Pflicht die Gleichstellung vorzunehmen. 


Ist im einzelnen Fall nicht nur die jeden treffende Handlungspflicht gegeben, sondern 
liegt auch eine besondere Garantenpflicht vor, dann kann ein echtes Unterlassungsdelikt 
mit einem unechten ideell konkurrieren (v.Hippel II S. 157, Mezger Grundriß S. 55, 
Nagler aaO S. 66; auch Dahm aaO S. 152 Anm. 43; and. Georgakis aaO S. 16). 


2. Auch bei Bestehen einer Garantenpflicht kann die tatbestandsmäßige Gleichstellung 
dann nicht vorgenommen werden, wenn die Vornahme der Handlung wegen Ge- 
fährdung eigener billigenswerter Interessen nicht zuzumuten war (vgl. 
Nagler aaO S. 64). Wann dies anzunehmen ist, kann nur nach Lage des einzelnen Falles 
beurteilt werden; vgl. als Beispiele RGSt 58 98, 227, 70 393, 72 19, 23, 78 57, RG JW 
1989 S. 179, 400. Nach Welzel S. 88 soll die fehlende Zumutbarkeit die Rechtswidrigkeit 
ausschließen; nach der Rechtsprechung fehlt es dagegen hier bereits an der Tatbestands- 
mäßigkeit (vgl. Schaffstein, Die Nichtzumutbarkeit als allgemeiner übergesetzlicher 
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Schuldausschließungsgrund, 1933, S. 12); vgl. zu der ganzen Frage auch Dahm aaO 
$.180, Sauer aaO S. 316. 

8. Die Kausalität bietet bei den unechten Unterlassungsdelikten keine besonderen 
Schwierigkeiten. Kausalzusammenhang zwischen einer Unterlassung und dem Erfolg 
liegt dann vor, wenn die unterlassene Handlung nicht hinzugedacht werden könnte, ohne 
daß damit der eingetretene Erfolg wegfiele (RGSt.68 393, 75 50, Mezger 8.136). Es 
muß die Gewißheit oder eine an Gewißheit grenzende Wahrscheinlichkeit dafür be- 
stehen, daß der Erfolg bei Vornahme der unterlassenen Handlung nicht oder wesent- 
lich später oder in wesentlich geringerem Umfang eingetreten wäre (RGSt 75 50, 
326 mit Anm. Kallfelz DR 1941 S. 2235 und Anm. Mezger ZAkDR 1942 S. 29, 75 374 
mit Anm. Würtenberger ZAkDR 1942 S. 167). 

Gelegentlich bezeichnet man die Unterlassung als völlig kausalitätslos (so Gerland 
8.16%). Andere sehen die Unterlassung zwar als nichtkausal für den Erfolg an, stellen 
dann aber die nichtkausale Unterlassung der Erfolgsverursachung unter dem Gesichts- 
punkt der Quasikausalität gleich (vgl. Dohna S. 13, Rittler IS. 80, Traeger aaO S.20/21). 
Andere wollen eine Unterlassung nur dann als kausal ansehen, wenn eine Rechtspflicht 
zum Handeln besteht (so z. B. Allfeld 8. 112/13). Über andere Theorien zur Begründung 
der Kausalität der Unterlassung, insbesondere über die sog. Interferenztheorien, vgl. 
die Nachweise bei Mezger S. 134, Nagler aaO S. 29, Traeger aaO S. 30 ff. Ähnlich wie 
diese älteren Theorien noch Lobe S. 89. 

Die Praxis hat stets den ursächlichen Zusammenhang anerkannt (Nachweise bei Nag- 
ler aaO S. 35 Anm. 76); auch im neueren Schrifttum kann die Bejahung der Kausalität 
und die Erkenntnis, daß die Kausalität nicht der Sitz des Unterlassungsproblems ist, als 
ganz überwiegende Meinung bezeichnet werden (so - allerdings mit verschiedener Be- 
gründung - z. B. v.Liszt-Schmidt S. 172, Mezger S. 136, Nagler aaO S. 28, 70, Welzel 
8.87; and. Allfeld S. 112/13). 


4. Die Rechtswidrigkeit ist bei den unechten Unterlassungsdelikten nach den gleichen 
Grundsätzen zu untersuchen wie bei den Begehungsdelikten. Es muß wie auch sonst vor 
allem geprüft werden, ob irgendein Rechtfertigungsgrund vorliegt (Nagler aaO S. 74, 
Welzel 8. 88). | 

Entgegen der hier vertretenen Auffassung wird vielfach die Ansicht vertreten, daß die 
Rechtswidrigkeit der Sitz des Unterlassungsproblems sei. Eine Unterlassung wird nur 
dann als rechtswidrig angesehen, wenn eine Rechtspflicht zum Handeln bestand. Was 
hier als zur Prüfung der Tatbestandsmäßigkeit gehörend angesehen wird (oben 1), wird 
von anderen zur Lehre von der Rechtswidrigkeit gerechnet (so z. B. Frank $ 1 Anm. IV, 
Kohlrausch S. 14, Mezger S.138 Anm. 29; zur Begründung dieser Auffassung vgl. 
v.Liszt-Schmidt S.189-90, Rittler I S. 89). Auch die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
sieht jetzt die Frage, ob eine Pflicht zum Handeln besteht, als eine solche der Rechts- 
widrigkeit an (so z. B. RGSt.68 394, 66 72), während sie früher anscheinend der hier ver- 
tretenen Auffassung zugeneigt hat (so wohl RGSt. 51 12, 57 197). 


3. Für das kommende Recht ist über strafbares Unterlassen folgende Vorschrift in Aussicht ge- 
nommen: ‚‚Wer es pflichtwidrig unterläßt zu handeln, wird wie ein Handelnder bestraft, wenn er nach 
gesundem Volksempfinden als Täter oder Teilnehmer verantwortlich ist.“ Auch nach diesem Vor- 
schlag sind die Pflichtverhältnisse festzustellen, die eine tatbestandsmäßige Gleichstellung des Unter- 
lassens mit dem Tun ermöglichen. Ob das Erfordernis, daß der Unterlassende nach gesundem Volks- 
empfinden als Täter verantwortlich sein muß, daneben noch eine Bedeutung hat oder nicht, ist um- 
stritten (bejahend z. B. Dahm aaO S.156, Mayer, DStR 1938 S. 104, Mezger Grundriß S.55 und 
ZStW 57 S. 684; Schaffstein aaO; verneinend besonders Nagler aaO S. 85; nach E. Schmidt, Der Arzt 
im Strafrecht (1939) S. 80 Anm. 37, ist dieses Erfordernis entweder eine Selbstverständlichkeit oder 
nichtssagend ; Ähnlich Welzel S. 89; ablehnend ferner Georgakis aaO S. 23, wobl auch Sauer aaO S. 286). 
Ein etwas anderer Vorschlag bei Frank Leitsätze I S. 32. 

Von anderen Schriftstellern wird de lege ferenda ermnpfohlen, ein umfassendes Unterlassungsverbre- 
chen mit abgestuftem Strafrahmen aufzustellen (so Drost aaU, zusammenfassend S. 62/63; vgl. auch 
Dohna aaO S. 145). Gegen den Vorschlag von Drost vgl. Nagler aaO S. 114, Sauer aaO S. 321. 
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Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Festungshaft von mehr als fünf Jahren 
bedrohte Handlung ist ein Verbrechen. | 

Eine mit Festungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis oder mit Geldstrafe von mehr 
als einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Geldstrafe schlechthin bedrohte Handiung ist 
ein Vergehen. 

Eine mit Halt oder Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark bedrohte Handlung 
ist eine Übertretung. 


Schrifttum: Grau in: Freisler-Grau-Schönke, Sachliches Recht und Verfahrensrecht — eine 
natürliche Einheit, 1941, S.i11. — Rietzsch S. 240, auch S. 45. 

I. Die Vorschrift enthält eine gesetzliche Einteilung der strafbaren Handlungen. Die 
schwersten strafbaren Handlungen sind die Verbrechen, die mittelschweren die Vergehen, 
die leichtesten die Übertretungen. Diese gesetzliche Dreiteilung hat heute im wesent- 
lichen nur noch technische Bedeutung; das Gesetz kann mit Hilfe dieser Dreiteilung 
kürzer gefaßt werden. So sagt z. B. $ 43 Abs. 2, daß der Versuch eines Vergehens nur in 
den Fällen bestraft wird, in denen das Gesetz dies ausdrücklich bestimmt; die Fristen 
für die Strafverfolgungsverjährung sind in $ 67 danach abgestuft, ob es sich um ein Ver- 
brechen, um ein Vergehen oder um eine Übertretung handelt. Weiter hat diese Unter- 
scheidung z. B. Bedeutung für die $$ 6, 20a, 27 ff., 40, 42c, 42k, 49, 49a, 49b, 74, 139, 
451, 157, 257. Auch im Verfahrensrecht werden Verbrechen, Vergehen und Übertre- 
tungen mehrfach verschieden behandelt, so z. B. hinsichtlich der Geltung des Legalitäts- 
oder des Opportunitätsgrundsatzes ($$ 153 ff. StPO), hinsichtlich eines Haftbefehls 
($$ 112 Abs. 2, 113 StPO), weiter bezüglich der Möglichkeit, einen Strafbefehl zu erlas- 
sen ($$ 407, 413 StPO). 


II. Maßgebend für die Einordnung der strafbaren Handlungen in eine der drei Gruppen 
ist, mit welcher Strafe die Handlung bedroht ist. 


1. Streitig ist, was hier unter Handlung zu verstehen ist: Ist hiermit der normale 
Deliktsfall oder die gerade zu bewertende Handlung zu verstehen? In dem Widerstreit 
zwischen abstrakter und konkreter Betrachtungsweise ist der letzteren der Vorzug zu 
geben; nach der im Einzelfall zu erwartenden Strafe ist zu bestimmen, mit welcher 
Strafe die abzuurteilende Handlung bedroht ist, und danach ist festzustellen, ob es sich 
um ein Verbrechen, um ein Vergehen oder um eine Übertretung handelt. Die Notwendig- 
keit und die Möglichkeit einer derartigen konkreten Betrachtungsweise folgt jetzt vor 
allem aus der ZuständigkeitsVO vom 21. Februar 1940; danach ist für die Zuständigkeit 
die Schwere der im Einzelfall verwirkten Strafe oder Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung entscheidend; die Bestimmung der Zuständigkeit verlangt eine im Zeitpunkt der 
Anklageerhebung anzustellende Vorausschau über die zu erwartende Strafe oder Maß- 
regel. Das Bestreben, ‚das Strafverfahren von Unsicherheit nach Möglichkeit freizuhal- 
ten“ (RGSt.69 52), spricht angesichts der Regelung der ZuständigkeitsVO nicht mehr 
für die abstrakte Betrachtungsweise. Auch für das materielle Recht ist infolge dessen 
die konkrete Betrachtungsweise geboten. Nach Grau aaO S. 20 kommt es nicht auf die zu 
erwartende Strafe an, sondern auf den im Einzelfall zur Anwendung gelangenden Straf- 
. rahmen. Für die konkrete Betrachtungsweise haben sieh z. B. ausgesprochen Dalcke 
Anm. 1, Dohna ZStW 55 S. 585, Kohlrausch Anm. 2, Schäfer-Dohnanyi S. 9, LG Itzehoe 
DStR 1942 S.60, vgl. auch bereits Frank Anm. I 2c; demgegenüber vertreten die 
abstrakte Betrachtungsweise z. B. v.Hippel II S. 96, Mezger Grundriß S.63, Nagler 
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ZAkDR 1940 S. 163/64, Olshausen Nachtrag S. 49, Schwarz Anm. 1A, Welzel S.10, 
118. Die konkrete Betrachtungsweise wird aber auch von Olshausen Anm. 10c und 
Schwarz Anm. 2 für die Fälle angenommen, in denen die Geldstrafe als Vielfaches eines 
Grundwertes angedroht ist. Aus der konkreten Betrachtungsweise ergibt.sich vor allem, 
daß ein Verbrechen vorliegt, wenn das Gesetz in einem besonders schweren Fall von Ge- 
fängris zu Zuchthaus übergeht (z.B. 88263 Abs.4, 266 Abs.2) und im Einzelfall ein be- 
sonders schwerer Fall gegeben ist (übereinstimmend z. B. Kohlrausch Anm. 2, Nüse DJ 
1939 S. 1632/33, Schäfer-Dohnanyi S. 9, hier auch Welzel S. 119, weil in diesen Fällen 
ein schwererer Tatbestand anzunehmen sein dürfte, aus der Rechtsprechung KG HRR 
1985 Nr. 550, OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 252; and. RGSt. 69 51 und ständig z. B. 
RGSt. 74 65; vgl. aber jetzt RGSt. 75 17, 22 für den Bereich des $ 73; and. auch 
Schwarz Anm. 1 D). Entscheidend ist stets die zu erwartende Hauptstrafe. 


2. Die abstrakte Betrachtungsweise geht dagegen von der für einen Normalfall an- 
gedrohten Strafe aus. Für die Einreihung der Handlungen in eine der drei Gruppen 
unterscheidet sie dabei zwischen der Änderung des Strafrahmens und der Änderung des 
Tatbestandes (so z. B. RGSt. 69 53, LK Anm. 7, Mezger Grundriß S. 57, Schwarz 
Anm.1 Cu. D, Welzel S. 11). 


a) Durch die bloße Änderung des Strafrahmens für Einzelfälle soll sich die De- 
liktsnatur nicht ändern; es handele sich dabei nur um Strafzumessungsgründe desselben 
Tatbestandes. Dies soll z. B. für die mildernden Umstände gelten, ferner etwa für $ 213 
(Welzel S. 11). 


b) Die Änderung des Tatbestandes soll dagegen zu einer Änderung der Natur der 
Straftat führen. Wenn aus einem Grundtatbestand durch Hinzunahme spezieller Tat- 
bestandsmerkmale ein neuer Tatbestand gebildet werde, so bestimme sich die Delikts- 
natur nach dem neuen Tatbestand; dies sei z. B. im Verhältnis von $ 243 zu 242 der Fall 
(Welzel S. 11). 

Es ist bereits mehrfach zutreffend darauf hingewiesen worden, daß diese Unterschei- 
dung nicht immer überzeugend ist und vielfach von den Zufälligkeiten der Gesetzes- 
fassung abhängt (Kohlrausch Anm. 2, Schäfer-Dohnanyi S. 10). 


8. Eine Mittelmeinung stellt diesogen. konkretere Betrachtungsweise dar. Diese 
Auffassung will grundsätzlich die abstrakte Betrachtung maßgebend sein lassen; soweit 
das Gesetz aber für besonders schwere oder besonders leichte Fälle eine abweichende 
Strafart vorsieht, soll dies der Auslegung der Dreiteilung zugrunde zu legen sein (so 
Rietzsch S. 240, Rietzsch DJ 1943 S. 312). Mit Recht betont demgegenüber Olshausen 
(12. Aufl.) Anm. 8d, daß die Frage, ob es für die Einteilung nach $ 1 auf die angedrohte 
oder auf die verwirkte Strafe ankommt, hinsichtlich der ungenannten PIEaLmUgerunB>- 
und Strafschärfungsgründe einheitlich beantwortet werden muß. 


II. Das kommende Recht will die Dreiteilung beseitigen. 


2% 

Bestrait wird, wer eine Tat begeht, die das Gesetz für strafbar erklärt oder die nach dem 
Grundgedanken eines Strafgesetzes und nach gesundem Volksempfinden Bestrafung ver- 
dient. Findet auf die Tat kein bestimmtes Strafgesetz unmittelbar Anwendung, so wird 
die Tat nach dem Gesetz bestraft, dessen Grundgedanke auf sie am besten zutrifft, 


Schrifttum: Boldt, Die richterliche Rechtsschöpfung im Lichte der Rechtsprechung, in: Arbeits- 
bericht über die Sitzungen der Gesellschaft für deutsches Strafrecht, 1939, S. 41. -— Freisler, Die 
Strafrechtsnovellen vom Juni 1935, Jahrbuch des Deutschen Rechts, 1935, S. 520. —- Graf Gleispach, 
Richterliche Rechtsschöpfung oder Nullum crimen sine lege?, ZAkDR 1936 S. 267. -— Grossmann, 
ber Grundgedanke eines Strafgesetzes, 1941 (Strafr. Abh. Heft 424). - Henkel, Strafrichter und 
(resetz im neuen Staat, 1934.- Kadecka, Gesundes Volksempfinden und gesetzlicher Grundgedanke, 
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ZStW 62 S.1.- Kohlrausch. Hehler und Nutznießer. Ein Beitrag zur Analogiefrage und zur Frage 
der Ersatzhehlerei, DStR 1939 S.113. — Mezger, Der ‚Grundgedanke des Strafgesetzes’, DRechtsw. 
1939 s. 259. -— Niethammer, Ungeschriebenes Strafrecht, ZStW 55 S. 745. -— Peters, Das ge- 
sunde Volksempfinden, DStR 1938 S. 337. — Sauer, Juristische Methodenlehre, 1940, S. 315 ff. — 
Schinnerer, Analogie und Rechtschöpfung, ZStW 55 S. 768. -— Wachinger, Rechtsschöpferische 
Rechtsprechung des Reichsgerichts auf materiell-strafrechtlichem Gebiet, in: Erwin Bumke zum 
65. Geburtstage, 1939, S.53. -— Zimmerl, Zur Auslegung des $ 2 StGB, in: Gegenwartsfragen der 
Strafrechtswissenschaft (Festschrift für Gleispach 1936) S. 173. 

Übersichten über die Rechtsprechung von Bepler JW 1938 S.1553 und 1939 S.257, Mittel- 
bach DR 1942 S. 407, 1943 S. 735, Kutzner in: Arbeitsbericht über die Sitzungen der Gesellschaft 
für deutsches Strafrecht, 1939, S. 17. 

Von Dissertationen seien genannt: Heinrich, Der Grundgedanke des Strafgesetzes nach $ 2 


StGB .n.F. 1939 (Diss. München). -— Wilke, Die Bedeutung des $ ?2 StGB in Wissenschaft und Recht- 
sprechung, 1938 (Strafr. Abh. Heft 39%). 

Zur Geschichte vgl. Bohne, Die Magna Charta von 1215 und das strafgesetzliche Analogieverbot, 
n: Festschrift für H. Lehmann (1937) S. 71. - v.Weber, Zur Geschichte der Analogie ım Strafrecht, 
ZStW 56 S. 653. 

Über das ausländische Recht vgl. die Übersichten von Schönke DJ 1936 S. 1466, 1937 S. 1613, 
1939 S. 207, weiter Siegert DR 1943 S. 739. 

Die amtliche Begründung ist enthalten in Nr. 10 der Amtlichen Sonderveröffentlichungen der 
deutschen Justiz. 

I. Die Vorschrift umschreibt die beiden Rechtserkenntnisquellen, die dem Richter bei 
der Anwendung des Strafrechts zur Verfügung stehen. Die wichtigste Rechtserkenntnis- 
quelle ist das Gesetz; als zweite Rechtserkenntnisquelle ist daneben das gesunde Volks- 
empfinden in Verbindung mit dem Grundgedanken eines Strafgesetzes getreten. Mit der 
Anerkennung dieser zweiten Quelle durch die Novelle vom 28. Juni 1935 ist ein grund- 
sätzlicher Wandel gegenüber dem Rechtszustand vor der nationalsozialistischen Revo- 
lution eingetreten. $ 2 alter Fassung bestimmte, daß eine Handlung nur dann mit einer 
Strafe belegt werden kann, wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Hand- 
lung begangen wurde; als einzige Rechtserkenntnisquelle war also das Gesetz anerkannt. 
Dieser Teil des $ 2 alter Fassung wurde vielfach in dem Satz ausgedrückt: nullum crimen 
nulla poena sine lege; das geltende Recht hat diesen Satz umgewandelt in den Satz: 
nullum crimen sine poena. 

Hinsichtlich der zweiten für das Strafrecht eröffneten Rechtserkenntnisquelle spricht 
man verschiedentlich von Analogie. Es ist aber schon wiederholt zutreffend betont 
worden, daß diese Bezeichnung irreführend ist, da es sich im $ 2 nicht um die Zulassung 
der Analogie in dem hergebrachten Sinne handelt (Boldt aaO S. 69, Mezger Grundriß 
S. 28, Schäfer-Dohnanyi S. 186, Schinnerer aaO S. 779, Welzel S.16, weiter Hein- 
rich aaO S. 1 ff. mit eingehenden Nachweisen). 


U. Die erste und praktisch wichtigste Rechtserkenntnisquelle ist das Gesetz. Das 
Gesetz ist als der Führerbefehl der ‚,„vornehmste und sicherste, außerhalb aller An- 
zweiflung gestellte Ausdruck der Forderungen des Volksgewissens“ (Freisler aaO S. 523). 
Es ist zunächst stets zu prüfen, ob auf den zu entscheidenden Fall ein Strafgesetz un- 
mittelbar anwendbar ist (Wachinger aaO S. 75, and. wohl Mezger Grundriß S. 30). 

Eine unmittelbare Anwendung des Gesetzes ist es auch noch, wenn der Richter auf 
Grund einer sinngemäßen, ausdehnenden Auslegung das Gesetz anwendet (vgl. 
hierzu Boldt aaO S. 57, Kohlrausch Anm. IV 1, Mezger Grundriß S. 23). Ist durch sinn- 
gemäße Auslegung eine dem Unrechtsgehalt der Tat gerecht werdende Bestrafung 
möglich, dann kommt eine entsprechende Anwendung nicht in Betracht. Es steht z. B. 
nichts im Wege, auch Schiffe als umschlossene Räume im Sinne des $ 243 Abs. 1 Nr. 2 
anzusehen und ihnen den verstärkten Strafschutz dieser Bestimmung zukommen zu 
lassen (Olshausen Nachtrag S. 32, Rietzsch DJ 1936 S. 1939, RKG 1 240, AG Hamburg 
JW 1986 S. 3496, AG Duisburg JW 1935 S. 3128); eine entsprechende Anwendung ist 
nicht erforderlich (so zutreffend RKG 1 240); RGSt 70 360 mit Anm. Rietzsch DJ 1936 
S.1938 hält eine entsprechende Anwendung sogar für unzulässig. 
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Auch das kommende Recht will von dem dargelegten Verhältnis zwischen ausdehnender Auslegung 
und entsprechender Anwendung ausgehen. Es soll ausdrücklich ausgesprochen werden, daß jedes 
Strafgesetz nach seinen Grundgedanken sinngemäß auszulegen ist. 


HL Die zweite Rechtserkenntnisquelle ist das gesunde Volksempfinden in Verbindung 
mit dem Grundgedanken eines Stralgesetzes; man spricht hier am besten von Rechts- 
schöpfung durch entsprechende Gesetzesanwendung. 


1. In erster Linie ist zu prüfen, ob die Tat nach dem gesunden Volksempfinden Be- 
strafung verdient. Diese Untersuchung muß trotz des Wortlauts der Bestimmung dem 
Forschen nach dem Grundgedanken eines Strafgesetzes vorausgehen (Boldt aaO S. 64, 
RG HRR 1942 Nr. 251; and. Zimmerl aaO S. 177); denn ‚‚der Richter hat hier gewisser- 
maßen aus der tieferen Quelle alles Strafrechts, dem Volksgewissen unmittelbar zu 
schöpfen‘ (Schäfer-Dohnanyi 8. 186). Gesundes Volksempfinden bedeutet das na- 
türliche Rechtsempfinden aller billig und gerecht denkenden Volksgenossen. Es ist nicht 
stets entscheidend, was die Mehrheit des Volkes denkt; maßgebend sind die Anschauun- 
gen der anständigen Leute, der „nicht entarteten führenden Schichten des Volkes“ 
(Wachinger aaO S. 76). Vorübergehende Anschauungen, wie sie sich vielleicht unter dem 
Einfluß eines besonderen Ereignisses bilden, muß der Richter außer acht lassen. In der 
amtlichen Begründung wird auf S. 29 ausgeführt: „‚Gewisse laxe Anschauungen, wie sie 
sich z. B. in der Zeit der Geldentwertung herausgebildet hatten, können selbst dann 
nicht als mit dem Volksempfinden in Übereinstimmung stehend betrachtet werden, wenn 
sie sich mit der Anschauung der Mehrheit decken sollten.“ 

Nach gesundem Volksempfinden muß die Tat kriminell strafwürdig sein; es genügt 
also nicht, daß die Tat als sittlich mißbilligenswert oder als ordnungswidrig angesehen 
wird. 


2. Erforderlich ist weiter, daß die Tat nach dem Grundgedanken eines Strafgesetzes 
Strafe verdient. Der Grundgedanke eines Strafgesetzes ist vor allem aus dem Zweck 
zu entnehmen, dem das einzelne Gesetz dient (allerdings nicht nur aus dem Zweck, vgl. 
Mezger, DRechtsw. 1939 S. 262). Da der Zweck der Strafgesetze der Schutz von Rechts- 
gütern ist, führt die Feststellung des durch das betreffende Gesetz geschützten Rechts- 
gutes zu dem Grundgedanken dieses Gesetzes. Es kommt hierbei nicht allein und ent- 
scheidend auf den Zweck und damit auf den Grundgedanken an, der dem Gesetz zur Zeit 
des Erlasses zugrunde lag; maßgebend ist vielmehr das, was heute bei unvoreingenom- 
mener, vernünftiger Betrachtung des Gesetzes als dessen Wille, alssein Inhalt und Zweck 
anzusehen ist. Gesetzlicher Grundgedanke ist der, ‚der dem Gesetz infolge seiner steti- 
gen Aufrechterhaltung durch die Staatsführung gegenwärtig zugrunde liegt‘ (Welzel 
3.16). Es ist also möglich, den Grundgedanken eines Strafgesetzes aus einem anderen 
Zweck zu entnehmen als dem, der dem Gesetzgeber bei dem Erlaß des Gesetzes in erster 
Linie vorschwebte. Diese Veränderlichkeit des Grundgedankens wird im Schrifttum ver- 
schiedentlich abgelehnt, insbesondere von Kohlrausch Anm. IV 5c und DStR 1939 
8.122 ff., ferner von Wachinger aaO $. 77. Überwiegend wird sie dagegen für zulässig 
gehalten, so z. B. von Boldt aaO S. 79, Dalcke Anm. 2a, Dohnanyi DJ 1937 S. 159, 
Klee ZAkDR 1937 S. 697, Kraner DStR 1939 8. 266, Mezger Grundriß S. 29, Rietzsch 
DJ 1937 S. 1755, K. Schäfer JW 1937 S. 381, Schaffstein ZStW 57 S. 616, Schwarz 
Anhang zu $ 2 Anm. II, wohl auch von RGSt. 76 243 mit Anm. Schmidt-Leichner DR 
1942 8.1758 und Kohlrausch ZAkDR 1943 S. 89; eingehende Begründung der hier ver- 
Iretenen Auffassung vor allem von Mezger DRechtsw. 1939 S. 259. 

Verfolgt das Gesetz mehrere Zwecke, dann kann die entsprechende Anwendung nicht 
auf einen Gedanken allein gestützt werden (Dahm ZAkDR 1937 S. 728). 


$. Wenn man von dem Analogiegedanken ausgeht (vgl. dagegen oben I), kann man die 
Frage aufwerfen, ob die Vorschrift die Gesetzesanalogie und die Rechtsanalogie zuläßt 
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oder nur erstere. Unter Gesetzesanalogie ist dieentsprechende Anwendung eines bestimm- 
ten oder mehrerer bestimmter Gesetze zu verstehen; Rechtsanalogie bedeutet die Ab- 
leitung eines Rechtssatzes aus dem Ganzen der Rechtsordnung oder jedenfalls aus dem 
gesamten Strafrecht. Daraus, daß das Gesetz die Heranziehung des Grundgedankens 
eines bestimmten Strafgesetzes verlangt und aus diesem das Urteil gesprochen werden 
muß, ergibt sich, daß $ 2 nur die Gesetzesanalogie, nicht dagegen die Rechtsanalogie 
zuläßt (Kohlrausch Anm. IV 4, Schäfer-Dohnanyi $. 188, Wachinger aaO S.78; and. 
Heinrich aaO S. 14; nicht klar ist die Terminologie bei Schwarz Anm. 1B, 2 Ac). Mit 
der hier dargelegten Auffassung stimmt das Reichsgericht überein, wenn es ausführt: 
„Der Richter darf aber den Gedanken eines bestimmten Strafgesetzes nicht so verall- 
gemeinern, daß die Bindung mit dem gesetzlichen Tatbestand völlig verloren geht oder 
dem Willen des Gesetzgebers geradezu entgegen gehandelt wird“ (RGSt. 71 197; vgl. 
auch RGSt 71 223). 


IV. Der Bereich der Rechtsschöpfung durch entsprechende Gesetzesanwendung. 


1. Eine Rechtsschöpfung durch entsprechende Gesetzesanwendung kommt dann nicht 
in Betracht, wenn bereits die unmittelbare Anwendung eines Strafgesetzes eine dem 
Unrechtsgehalt der Tatentsprechende Bestrafung und Kennzeichnungder 
Tat ermöglicht. So ist z.B. eine entsprechende Anwendung des $ 223a abgelehnt 
worden, weil bereits $ 223 eine angemessene Sühne ermögliche (RG DJ 1988 S. 518); 
weiter hat es RG JW 1988 8. 1517 abgelehnt, die entsprechende Anwendung des $ 351 
zu untersuchen, weil bereits $ 266 unmittelbar zutreffe und zur Bestrafung ausreiche. 
Der Umstand, daß der zu beurteilende Vorgang überhaupt unmittelbar unter irgendein 
Strafgesetz fällt, schließt dagegen die entsprechende Anwendung nicht aus; die Be- 
schränkung der Rechtsschöpfung auf solche Fälle, in denen der Täter sonst ganz straflos 
ausgehen würde, entspricht nicht dem Sinne des Gesetzes (RGSt. 76 167, 244, Kohl- 
rausch Anm. IV 6, Mezger Grundriß S. 34, Schwarz Anhang zu $ 2 Anm. I, Welzel S. 17; 
and. RG DJ 1986 S. 609, RGSt. 70 218 (220); KG JW 1988 S.588). So kann z. B. $ 175a 
entsprechend angewendet werden, auch wenn $ 175 unmittelbar anwendbar ist, aber 
keine ausreichende Sühne ermöglicht (RGSt. 72 52); weitere Beispiele in RGSt. 76 167, 
244, RGDR 1942 S. 1469. 

Man wird noch etwas weitergehend eine entsprechende Anwendung auch dann als 
möglich ansehen müssen, wenn hierdurch die Tat richtiger benannt und gekennzeichnet 
wird (Boldt aaO S. 62, Kohlrausch Anm. IV 6, Mezger ZAkDR 1938 S. 38). 

Ist eine Tat aus einem unmittelbar anwendbaren Gesetz nur auf Antrag strafbar, 
so ist die entsprechende Anwendung eines anderen Gesetzes jedenfalls dann möglich, 
falls der Antrag nicht gestellt wird (Goedel DJ 1938 8. 590). 


2. Eine entsprechende Anwendung ist ferner dann ausgeschlossen, wenn das Ge- 
setz seiner Anwendung selbst Grenzen zieht, die nach dem durch Auslegung zu ermitteln- 
den Sinn des Gesetzes nicht überschritten werden dürfen. So sind z. B. die Bestimmungen 
über die gleichgeschlechtliche Unzucht zwischen Männern nicht auf die Unzucht zwi- 
schen Frauen übertragbar. Eine bewußte Grenzziehung wird weiter in den Fällen an- 
zunehmen sein, in denen der Gesetzgeber bestimmte Altersgrenzen gezogen hat; so 
können z.B. die in den 8$ 176, 182, 184 bestimmten Altersgrenzen nicht durch ent- 
sprechende Anwendung verändert werden. Eine bewußte Grenzziehung liegt z. B. ferner 
in der Beschränkung des Ehebruchs auf, Beiwohnung (RGSt. 70 175), in der Beschrän- 
kung des $ 173 auf Beischlafsvollziehung (RGSt 71 197), in der Beschränkung der Tö- 
tungsbestimmungen auf die Vernichtung fremden Lebens (RGSt.?70 315). Eine der- 
artige, die entsprechende Anwendung ausschließende Selbstbeschränkung liegt aber nur 
dort vor, wo sich aus dem Gesetz selbst ergibt, daß der einem Gesetz zugrunde liegende 
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allgemeine Rechtsgedanke in dieser oder jener Richtung nicht verallgemeinert werden 
darf; sie ist nicht bereits stets dann anzunehmen, wenn der Gesetzgeber bewußt eine 
Lücke gelassen hat. Durch. entsprechende Anwendung können unter Umständen auch 
früher beabsichtigte Lücken geschlossen werden; der Richter muß dann so entscheiden, 
wie der Gesetzgeber heute solche Fälle entscheiden würde (Rietzsch DJ 1937 S. 1755, 
Leppin JW 1938 -S. 104, Heinrich aaO S. 6, 31, mit umfassenden Nachweisen; and. vor 
allem Kohlrausch Anm. IV 5b). Es erscheint als zu eng, wenn das Reichsgericht bisher 
verschiedentlich zum Ausdruck gebracht hat, $ 2 komme nur für unbeabsichtigte Lücken 
des Gesetzes in Betracht, so z. B. RGSt.70 185, weiter etwa RGSt. 78 386, 75 334; 
dem Reichsgericht stimmt zu Kohlrausch aaO; gegen diese Lückenformel insbesondere 
auch Boldt aaO S. 65; in RGSt. 76 243 mit Anm. Schmidt-Leichner DR 1942 S. 1758 
dürfte aber das Reichsgericht seine bisherige Auffassung aufgegeben haben (and. Kohl- 
rausch ZAkDR 1943 S. 90). Es dürfte sogar dem Willen des Gesetzgebers bei Schaffung 
der neuen Bestimmung entsprechen, der Rechtsprechung — namentlich des höchsten 
Gerichts - in gewissem Umfang einen Ansatzpunkt zu einer gesunden Fortbildung des 
Rechts im Einklang mit den Forderungen des gesunden Volksempfindens zu geben. 


8. Der Hauptanwendungsbereich für die Rechtsschöpfung ist der Besondere Teil; aber 
auch im Allgemeinen Teil ist die entsprechende Anwendung nicht ausgeschlossen. Ver- 
einzelt wird die Ansicht vertreten, daß für die Rechtsschöpfung im Allgemeinen Teil 
kein Raum sei, da es sich bei den Vorschriften des Allgemeinen Teils nicht um Straf- 
gesetze handle (so Goedel DJ 1938 8. 592, 593, Zimmerl aaO S.178; vgl. auch Kohl- 
rausch Anm. IV 1, 8). Die überwiegende Ansicht läßt dagegen mit Recht die Rechts- 
schöpfung auch im Allgemeinen Teil zu (z. B. Mezger Grundriß S. 30, Schaffstein ZStW 
37 8.616, Schwarz Anhang zu $ 2 Anm. III, Wachinger aaO 8. 82/83, Welzel S. 17, vgl. 
näher Boldt aaO S.47); RGSt. 75 335 läßt die Frage dahingestellt. Große praktische 
Bedeutung hat die Rechtsschöpfung für den Allgemeinen Teil aber nicht, weil für die 
meisten Bestimmungen eine bewußte Begrenzung durch den Gesetzgeber anzunehmen 
ist (Wachinger aaO S. 83). Es ist nicht möglich, mit Hilfe des $ 2 von dem Erfordernis 
des Verschuldens abzusehen; es kann z. B. nicht jemand wegen Brandstiftung in ent- 
sprechender Anwendung des 8.309 verurteilt werden, wenn ein vorsätzliches oder fahr- 
lässiges Handeln nicht feststellbar ist (RGSt. 71 195 mit Anm. Gallas ZAkDR 1937 
$.437). Ebensowenig kann durch entsprechende Anwendung der Versuch eines Ver- 
gehens bestraft werden, der vom Gesetz nicht ausdrücklich für strafbar erklärt ist (RG 
JW 1987 S. 26, 97). Weiter kann nicht mit Hilfe des $ 2 von einem gesetzlichen Straf- 
rahmen abgewichen werden (RGSt. 78 400 mit Anm. Kern ZAkDR 1940 S. 67). 


Es ist auch nicht Aufgabe des $ 2, im Bereich des Allgemeinen Teils zur Lösung dog- 
matischer Streitfragen verwendet zu werden; dies ist keine richterliche Rechtsschöpfung. 
$o kann $ 2 nicht in dem Streit zwischen subjektiver und objektiver Versuchstheorie 
herangezogen werden (so zutreffend vor allem Kohlrausch Anm. IV 8, weiter Wachinger 
aa0 3.83, Welzel S. 17; and. Schwarz Anhang zu $ 2 Anm. III 2). 


4. Die Anwendungsmöglichkeiten der richterlichen Rechtsschöpfung im Besonderen 
Tell müssen bei den einzelnen Bestimmungen behandelt werden. Die in Betracht kom- 
menden Fälle sind zu zahlreich, als daß sie hier zusammengestellt werden könnten; sie 
werden auch bei der Behandlung der einzelnen Tatbestände deutlicher. 

An vielen Stellen des Besonderen Teils taucht die Frage auf, wieweit die Dienststellen 
und die Amtsträger der Bewegung den staatlichen Behörden und den staatlichen Be- 
amten gleichzustellen sind; hier wird vielfach mit Hilfe des $ 2 eine Gleichstellung er- 
folgen können. (Vgl. Einführung III vor $ 80.) Viel behandelt hat man auch die Frage, 
ob $ 259 auf die Ersatzhehlerei entsprechend anwendbar ist; vgl. hierüber die Anmer- 
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kungen zu dieser Vorschrift. Übersicht über die bisher in der Rechtsprechung behandel- 
ten Fälle vor allem bei Kohlrausch zu $ 2, ferner von Bepler aaO, Heinrich aaO, Mittel- 
bach aaO. 


5. Im Übertretungsstrafrecht und im sonstigen Ordnungsstrafrecht ist für eine 
entsprechende Anwendung grundsätzlich kein Raum (KG DStR 1989 S. 216). 


6. Eine entsprechende Anwendung ist auch bei Gesetzen zulässig, die der national- 
sozialistische Gesetzgeber erlassen hat. ‚Der nationalsozialistische Gesetzgeber nimmt 
für sich keine Unfehlbarkeit in Anspruch, auch seine Gesetze können und werden in 
ihren Formulierungen nicht immer alle Möglichkeiten des Lebens erfassen‘ (Leppin JW 
1937 S. 3079, ebenso Schwinge JW 1937 S.2699). Auch durch die Novellierung einer 
Bestimmung wird eine entsprechende Anwendung nicht stets ausgeschlossen (Dohnanyi 
DJ 1937 S. 159, K. Schäfer JW 1937 S. 382, Schwinge JW 1937 S. 2699). Ebensowenig 
kann aus den bisher vorgenommenen Novellierungen geschlossen werden, daß bei den 
unverändert gelassenen Vorschriften kein Bedürfnis für eine Weiterentwicklung bestehe. 
Anläßlich der Neufassung des Militärstrafgesetzbuchs ist in der amtlichen Begründung 
(DJ 1940 S. 1385) hervorgehoben worden, daß aus der bei einer Novelle gebotenen Be- 
schränkung auf das Notwendigste nicht der Schluß gezogen werden kann, der Gesetz- 
geber billige die gesamte, zu den nicht geänderten Vorschriften vorhandene Recht- 
sprechung. ‚Es bleibt die Pflicht des Richters, auch die alten Vorschriften im Geist der 
nationalsozialistischen Rechtserneuerung auszulegen und fortzubilden.‘“‘ Auf anderem 

Standpunkt steht anscheinend RGSt. 78 399; übereinstimmend aber RGSt. 76 244. 


V. Möglich ist eine entsprechende Anwendung nicht nur zuungunsten, sondern auch 
zugunsten des Beschuldigten (Mezger Grundriß S. 32, Schwarz Anm. 5; zweifelnd RGSt. 
74 45). So ist z. B. aus $$ 247, 263 Abs. 5 zu entnehmen, daß nach dem Willen des Ge- 
setzes auch Untreue ($ 266) von Angehörigen nur auf Antrag verfolgt werden darf (im 
Ergebnis ebenso RGSt 70 208, RG JW 1988 S. 793 mit Anm. Schwinge). 


VI. Liegen die Voraussetzungen für die Rechtsschöpfung durch entsprechende Geset- 
zesanwendung vor, dann hat die Bestrafung nach dem Gesetz zu erfolgen, dessen Grund- 
gedanke auf die Tat am besten zutrifft (8 2 Satz 2). Treffen die Grundgedanken meh- 
rerer Gesetze auf die Tat zu, dann ist nicht das mildeste oder das schwerste Gesetz an- 
zuwenden, sondern das am besten zutreffende. Möglich ist, daß in besonderen Fällen 
auch zwei entsprechend anwendbare Gesetze in Idealkonkurrenz treten können; die 
Verurteilung hat dann aus den mehreren Gesetzen zu erfolgen und der Strafrahmen ist 
aus dem schwersten Gesetz zu entnehmen (Schäfer-Dohnanyi S. 188, Heinrich aaO S.12 
mit eingehenden Nachweisen). 


VD. Verfahrensrechtliches. Die Staatsanwaltschaft ist verpflichtet, bereits im vor- 
bereitenden Verfahren zu prüfen, ob die Tat nach dem Grundgedanken eines Straf- 
gesetzes und nach gesundem Volksempfinden zu bestrafen ist ($ 170a StPO). Weiter ist 
ausdrücklich ausgesprochen, daß auch das Gericht auf Grund des Ergebnisses der Haupt- 
verhandlung diese Prüfung vorzunehmen hat ($ 267a StPO). Die Vorschrift des $ 347a 
StPO, die es ermöglichte, bei Zweifeln über die entsprechende Anwendung die Revision 
statt an das Oberlandesgericht an das Reichsgericht zu leiten, ist jetzt infolge der Um- 
gestaltung des Rechtsmittelzuges gegenstandslos geworden. 


VOII. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark ($ 1 VO vom 13. August 
41940, RGBI.1 S. 1117). 
S 2a 
Die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe bestimmen sich nach dem Recht, das zur Zeit 
der Tat gilt. 
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Gilt zur Zeit der Entscheidung ein milderes Gesetz als zur Zeit der Tat, so kann das 
mildere Gesetz angewandt werden; ist die Tat zur Zeit der Entscheidung nicht mehr mit 
Strafe bedroht, so kann die Bestrafung unterbleiben. 

Ein Gesetz, das nur für eine bestimmte Zeit erlassen ist, ist auf die während seiner Gel- 
tung begangenen Straftaten auch dann anzuwenden, wenn es außer Kraft getreten ist. 

Über Maßregeln der Sicherung und Besserung ist nach dem Gesetz zu entscheiden, das 
zur Zeit der Entscheidung gilt. 


L Die Vorschrift spricht zunächst den Grundsatz aus, daß die Strafbarkeit der Tat 
und die Strafe sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht bestimmt; ein 
späteres Strafgesetz, das die Strafbarkeit neu begründet oder verschärft, hat grund- 
sätzlich keine Rückwirkung (Abs. 1): Ausnahmen von diesem Grundsatz sind verschie- 
dentlich durch die neuere Gesetzgebung gemacht worden, z. B. Art. 2 Ges. gegen er- 
presserischen Kindesraub vom 22. Juni 1936 (RGBl. 1 S. 493), Ges. gegen Straßenraub 
mittels Autofallen vom 22. Juni 1938 (RGBl. 1 S. 651), $4 VO zum Schutz gegen jugend- 
liche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2000), $ 5 VO gegen Gewalt- 
verbrecher vom 5. Dezember 1939 (RGBl. I S. 2378) mit DurchführungsVO vom 28. De- 
zember 1939 (RGBI. 1940 I S. 17). $10 Abs. 2 Ges. zur Änderung des Reichsstrafgesetz- 
buchs vom 4. September 1941 (RGBl. 1 S. 549) mit $ 6 DurchführungsVO vom 24. Sep- 
tember 1941 (RGBI.I S. 581), Art. I $ 2 und Art. III Ges. zur Ergänzung der Vor- 
schriften gegen Landesverrat vom 22. November 1942 (RGBl.I S. 668); die letzt- 
genannte Vorschrift bringt keine allgemeine Rückwirkung, sondern ermöglicht nur die 
Anordnung der Rückwirkung im Einzelfall. 


1. Als Zeit der Tat kommt nur die Zeit in Betracht, zu der der Täter gehandelt hat 
oder im Falle des Unterlassens hätte handeln sollen; auf den Eintritt des Erfolges 
kommt es hier nicht an (RGSt. 57 195). 


Für das kommende Recht ist folgende gesetzliche Begriffsbestimmung vorgesehen: ‚Eine Tat ist 


zu der Zeit begangen, zu der der Täter gehandelt hat oder im Falle der Unterlassung hätte handeln 
sollen.‘ 


8%. Maßgebend ist das zur Tatzeit geltende Gesetzesrecht und das durch richterliche 
Rechtsschöpfung ($ 2) gewonnene Recht. 


&. Über Fortsetzungszusammenhang und Gesetzesänderung vgl. RG DJ 1987 
3. 246. 


IL Eine Abweichung von dem Grundsatz der Nichtrückwirkung ist möglich zugunsten 
eines milderen Gesetzes. Gilt zur Zeit der Entscheidung ein milderes Gesetz als zur Zeit 
der Tat, so kann das mildere Gesetz angewandt werden. Ist die Tat zur Zeit der Ent- 
scheidung nicht mehr mit Strafe bedroht, so kann die Bestrafung unterbleiben (Abs. 2). 
Stets muß aber ein Gesetz angewendet werden; es ist unzulässig, im Falle einer Änderung 


des Strafgesetzes teilweise das alte und teilweise das neue Gesetz anzuwenden (RGSt. 
4133). 


1. Welches Gesetz milder ist, ist durch einen Vergleich des gesamten Rechtszustandes 
zur Zeit der Tat mit dem zur Zeit der Entscheidung festzustellen. Schließt eines der 
Gesetze die Verfolgung aus, z. B. wegen Verjährung, dann ist dieses das mildere Gesetz. 
Liegt kein Verfolgungshindernis vor, dann entscheidet die größere Milde der Haupt- 
strafen. Eine Vorschrift, die eine Geldstrafe androht, ist stets milder im Verhältnis zu 
einer eine Freiheitsstrafe androhenden Bestimmung (RGSt. 57 198). Bei gleicher Strenge 
der Hauptstrafen sind die Nebenstrafen zu berücksichtigen. 

Abzustellen ist die Vergleichung der alten und der neuen Vorschrift auf die Straf- 
drohung für den gerade vorliegenden Einzeltatbestand unter Berücksichtigung aller 
seiner Besonderheiten, nicht dagegen auf ein Gesetz im ganzen, also z. B. nicht auf die 
Straßenverkehrsordnung in der alten und in der neuen Fassung (RG JW 1986 S. 49). 
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Maßgebend ist nicht eine Vergleichung der Strafdrohungen; es kommt vielmehr darauf 
an, welches Gesetz für den konkreten Fall die mildeste Beurteilung zuläßt (RGSt. 71 
43, 75 310 mit Anm. Bockelmann DR 1941 S. 2182). 


2. Zu vergleichen ist nur das zur Zeit der Tat geltende Gesetz mit dem zur Zeit der 
Entscheidung geltenden; Zwischengesetze sind unberücksichtigt zu lassen. Unter 
Zwischengesetzen sind Gesetze zu verstehen, die in der Zeit zwischen der Begehung der 
Tat und ihrer Aburteilung in Geltung gewesen waren, aber weder zur Zeit der Tat gal- 
ten noch zur Zeit der Entscheidung mehr in Geltung waren. 


8. Unter Zeit der Entscheidung ist die Zeit der Aburteilung zu verstehen. Ist ein 
Rechtsmittel eingelegt, dann ist der Zeitpunkt der Entscheidung durch das Rechts- 
mittelgericht maßgebend; dies gilt auch für die Revisionsinstanz ($ 354 a StPO). 


4. Die Anwendung des milderen oder die Strafbarkeit aufhebenden Gesetzes steht im 
Ermessen des Gerichts; sıe ist nicht zwingend vorgeschrieben. 


5. Das mildere oder die Strafbarkeit aufhebende Gesetz kann unabhängig davon an- 
gewendet werden, ob diese Änderung auf einer geläuterten Rechtsauffassung oder auf 
der Änderung der Verhältnisse beruht, zu deren Schutz das Gesetz diente. 


IH. Ein späteres die Strafbarkeit aufhebendes oder milderndes Gesetz wirkt abwei- 
chend von Abs. 2 dann nicht zurück, wenn das frühere Gesetz ein Zeitgesetz ist (Abs. 3). 
Um ein Zeitgesetz handelt essich dann, wenn die Geltungsdauer eines Gesetzes von vorn- 
herein oder nachträglich auf eine feste, kalendermäßig oder sonst bestimmte Zeit be- 
schränkt worden ist (RGSt 74 301). Der Grund für diese Ausnahme liegt darin, daß 
andernfalls derartige Gesetze in der letzten Zeit ihrer Geltungsdauer praktisch keine 
‚genügende Autorität mehr besitzen würden (Schäfer-Dohnanyi S. 190). 


IV. Während für die Strafbarkeit einer Tat und für die Strafe das Recht zur Zeit der 
Tat maßgebend ist, ist über Maßregeln der Sicherung und Besserung nach dem 
Gesetz zu entscheiden, das zur Zeit der Entscheidung gilt (Abs. 4). Dieser Unterschied 
erklärt sich daraus, daß diese Maßregeln nicht eine schuldhafte Tat sühnen, sondern die 
Volksgemeinschaft gegen eine gegenwärtige oder künftige Gefahr sichern sollen. Dieser 
Grundsatz gilt nicht nur für die Maßregeln nach $$ 42a—42 m, sondern für alle Sicherungs- 
maßregeln, wie z. B. für die ohne Rücksicht auf das Eigentiim des Täters zulässige Ein- 
ziehung (vgl. RGSt. 67 215). 

Über Zeit der Entscheidung vgl. Anm. Il 3. 


V. Für verfahrensrechtliche Sätze gilt die vorliegende Bestimmung nicht; für diese gilt 
vielmehr die Regel, daß sie sogleich mit dem Verfahrensgesetz, das sie ausspricht, auch 
innerhalb anhängiger Verfahren in Kraft und außer Kraft treten (RGSt.75 311 mit 
Anm. Bockelmann DR 1941 S. 2182). 


S2b 

Steht fest, daß jemand gegen eines von mehreren Strafgesetzen verstoßen hat, ist aber 
eine Tatfeststellung nur wahlweise möglich, so ist der Täter aus dem mildesten Gesetz 
zu bestrafen. 

Schrifttum: Graf zufDohna, Das alternative Strafurteil, ZStW 55 S. 576. - Niederreuther, 
Zur Anwendung des $ 2b StGB, DJ 1938 S. 634. -— Nüse, Das Problem der Zulässigkeit von Alter- 
nativschuldfeststellungen im Strafprozeß, 1933 (Strafr. Abh. Heft 324). - Oetker, Alternative Schuld- 
feststellungen, GS 106 S. 401. — Sauer, Juristische Methodenlehre, 1940, S. 392. -— v.Schack, Die 


(renzen der wahldeutigen Feststellung im Strafrecht, 1937 (Strafr. Abh. Heft 380). -— Zeiler, Zum 
& 2b StGB, DStR 1942 S. 65. 


1. Eine Verurteilung setzt grundsätzlich die Feststellung voraus, daß der Angeklagte 
eine bestimmte Handlung vorgenommen hat, auf die alle gesetzlichen Merkmale einer 
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bestimmten Strafvorschrift zutreffen. In manchen Fällen läßt sich aber der Sachverhalt 

nicht vollkommen aufklären; es kann zwar festgestellt werden, daß der Angeklagte 

sicher gegen das eine oder das andere von mehreren Strafgesetzen verstoßen hat, nicht 
aber, daß sämtliche Tatbestandsmerkmale erfüllt sind, an die ein bestimmtes Strafgesetz 
die Strafe knüpft. Für derartige Ausnahmefälle läßt die vorliegende Bestimmung die 

Bestrafung auf Grund einer Wahlfeststellung zu. Das Hauptbeispiel für die Anwendungs- _ 

möglichkeiten der Vorschrift bietet der Fall, daß eine gestohlene Sache bei einem Men- 

schen gefunden wird, es sich aber nicht eindeutig feststellen läßt, ob er die Sache selbst 
gestohlen oder von dem Dieb hehlerisch an sich gebracht hat; in diesem Fall kann zur 
Verhütung eines ungerechten Freispruchs eine Bestrafung auf Grund wahldeutiger Fest- 
stellung erfolgen. 

IL Die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Wahlfeststellung. 

1. Eine Wahlfeststellung darf nur getroffen werden, wenn eine eindeutige Fest- 
stellung unmöglich ist. Der Richter ist verpflichtet, zunächst alle verfügbaren Er- 
kenntnisquellen zu benutzen, um möglichst zu einer eindeutigen Feststellung zu gelan- 
gen. Es ist unzulässig, mit Rücksicht auf die vorliegende Bestimmung die weitere Auf- 
klärung des Tatsachenstoffes zu unterlassen (RG JW 1989 S. 221). Das Gericht ist 
auch verpflichtet, in den Urteilsgründen darzulegen, weshalb eine eindeutige Tatfest- 
stellung nicht möglich gewesen ist ($ 267b StPO). 


3. Es muß weiter feststehen, daß der Angeklagte den Tatbestand eines von meh- 
reren Strafgesetzen verwirklicht hat. Die Möglichkeit, daß der Vorgang unter 
kein Strafgesetz fällt, muß ausgeschlossen sein ; anderenfalls kommt eine Wahlfeststellung 
nicht in Betracht. Die Feststellung muß stets so eingehend sein, daß die Möglichkeit 
einer irgendwie gearteten Straffreiheit (z. B. wegen Fehlens des erforderlichen Straf- 
antrags) ausscheidet (vgl. OLG München DJ 1936 S. 1499). 


8. Die Feststellung, daß die Tat gegen eines von mehreren Strafgesetzen verstößt, 
muß regelmäßig auf Grund desselben zur Aburteilung stehenden geschichtlichen Vor- . 
ganges getroffen werden (Olshausen Nachtrag 8. 31, Schäfer-Dohnanyi S. 193). Darüber 
hinaus ist eine Wahlfeststellung aber auch dann zulässig, wenn zwei selbständige Hand- 
lungen vorliegen und eine von ihnen gegen eines von mehreren Strafgesetzen verstößt 
(so die amtliche Begründung; Mezger Grundriß S. 33, Schäfer-Dohnanyi $. 193). Das 
gleiche gilt auch für den Fall, daß durch eine von mehreren selbständigen Handlungen 
gegen ein bestimmtes Strafgesetz verstoßen ist, ohne daß sich feststellen läßt, durch 
welche der mehreren Handlungen dies geschehen ist; dies ist z. B. der Fall bei der Ab- 
gabe zweier entgegengesetzter eidlicher Aussagen (RGSt 72 342 mit Anm. K.Schäfer 
JW 1938 S. 3028 und Henkel ZAkDR 1939 $. 243). 


4. Die Zulässigkeit einer Wahlfeststellung setzt dagegen nicht voraus, daß die meh- 
reren in Betracht kommenden Strafgesetze dasselbe Rechtsgut schützen oder daß die 
möglichen Verhaltungsweisen rechtsethisch und psychologisch vergleichbar sind. Eine 
Wahlfeststellung ist daher z. B. möglich zwischen Abtreibung und Betrug, wenn der 
Angeklagte einwendet, die von ihm vorgenommene Behandlung der Schwangeren sei 
zur Abtreibung weder bestimmt noch tauglich gewesen, er sei vielmehr nur darauf aus- 
gegangen, durch eine scheinbare Abtreibungshandlung von der Schwangeren Geld zu 
erhalten (RGSt 69 369, 71 44, Dohna aaO S. 577, Mezger Grundriß $. 36, Olshausen 
Nachtrag S. 30, Schäfer-Dohnanyi S. 194, K.Schäfer JW 1935 S. 2326, Zeiler aaO 8.65; 
and. Oetker GS 107 8.273, Hall DRechtsw. 1941 S. 320, Klee ZAkDR 1941 S. 258, 

Kohlrausch Anm. II 3, Welzel S. 18). 


ö. In Betracht kommen Wahlfeststellungen beispielsweise dann, wenn es sich ledig- 
lich um verschiedene Ausführungsarten desselben Verbrechens oder Vergehens handelt 
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(vgl. aber RG HRR 1940 Nr. 1099) wie z. B. bei den verschiedenen Fällen des $ 243, 
weiter etwa zwischen Diebstahl oder Hehlerei, Unterschlagung oder Untreue, Raub oder 
Erpressung, Notzuchtsversuch oder $ 176 Nr. 1, Landesverrat oder Betrug; ferner kom- 
men etwa in Betracht Wahlfeststellungen über Alleintäterschaft oder Mittäterschaft 
(vgl. aber RG HRR 1940 Nr. 1099), unmittelbare oder mittelbare Täterschaft, Täter- 
schaft oder Beihilfe (Zeiler JW 1938 S. 150; and. RGSt. 71 365 mit Anm. K.Schäfer 
DStR 1938 S. 56), Anstiftung oder mittelbare Täterschaft; auch zwischen Vorsatz und 
Fahrlässigkeit dürfte die Wahlfeststellung nicht ausgeschlossen sein (RG DStR 1938 
S. 57, Mezger Grundriß S. 34, Nüse DJ 1937 8. 1185, Schäfer-Dohnanyi S. 194, Zeiler 
JW 1938 S. 150; grundsätzlich für Unzulässigkeit im letzteren Fall K.Schäfer JW 1935 
S. 2326; Bedenken äußert auch Kohlrausch Anm. II 3). Weitere Beispiele bei Zeiler DJ 
4934 8. 901 und Nüse aaO. 


III. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann ist der Täter aus dem mildesten 
Gesetz zu bestrafen; über die Ermittlung des mildesten Gesetzes vgl. $ 2a Anm. Il. Es 
sind auch hier nicht die in den verschiedenen Gesetzen angedrohten Nachteile mit- 
einander zu vergleichen, sondern die auf Grund der verschiedenen Gesetze verwirkten 
Strafen (RGSt. 69 374, 70 281, Bruns DStR 1936 S. 278, Dohna aaO S. 585, Mezger 
Grundriß S. 33/34, Schaffstein JW 1936 S. 195, Schwarz Anm. 3; and. Olshausen Nach- 
trag S. 31; zweifelnd Kohlrausch Anm. III, auch wohl Henkel ZAkDR 1939 S. 244). 
Nebenstrafen und Nebenfolgen dürfen nur aus dem mildesten Gesetz entnommen 
werden. 

In dem Urteil ist der Angeklagte nur der Verletzung des mildesten Gesetzes schuldig 
zu sprechen ($ 267a StPO); dieses Gesetz ist allein in die Urteilsformel aufzunehmen 
(RG JW 1989 S. 221). Die Wahlfeststellung ist nur aus den Urteilsgründen zu ersehen; 
es muß dabei angegeben werden, welche Gesetze als verletzt in Betracht kommen ($ 267 a 
Abs. 2 StPO). 

Schrifttum: Bruns, Die Bestrafung aus dem mildesten Gesetz bei wahldeutiger Tatfeststellung 


(8 2b StGB), DStR 1936 S. 277. — Zander, Was heißt ‚‚mildestes Gesetz“ iın Sinne des $ 2b StGB? 
1937 (Diss. Bonn). 


Vorbemerkungen zu den’ 88 3-7 

Schrifttum: Drost, Prinzipienwandel im internationalen Strafrecht, ZAkKDR 1937 S. 392. - Freis- 
ler, Der Einfluß der Staatsauffassung auf den Geltungsbereich des Strafrechts, DJ 1940 S. 637. — 
Gerland, Das deutsche Strafrecht der Zukunft und das sog. internationale Strafrecht, in: Fest- 
schrift anläßlich des 25jährigen Bestehens der deutschen Landesgruppe der International Law As- 
sociation S. 89.- Graf Gleispach, Das internationale Strafrecht nach dem deutschen Strafgesetzent- 
wurf, ZStW 55 S.399. -— Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, Teil IIT (1941) S. 8 ff. - Maurach, 
Treupflicht und Schutzgedanke im internationalen Strafrecht, DStR 1938 S.1. — Mettgenbereg, 
Außenrechtliche Fragen in der Rechtsprechung des Reichsgerichts, in: Erwin Bumke zum 65. Ge- 
burtstage (1939) S. 337. — Schröder, Die Teilnahme im internationalen Strafrecht, ZStW 64 S. 57. — 
Weber, Der Geltungsbereich des deutschen Strafrechts im Kriege, Zeitschrift für Wehrrecht Bd. 5 
S. 315. —- Wegner, Über den Geltungsbereich des staatlichen Strafrechts, in: Festg. Frank I S. 98. 

Zur Verordnung über den Geltungsbereich des Strafrechts vgl. Bruns ZAkKDR 1940 S.203, Lange, 
DStR 1941 S.6, Mezeger, DR 1940 S.1076 und DStR 1941 8.18, Rietzsch in Freisler S. 46%, 
Rietzsch-Suchomel DJ 1940 S. 563, 567. 

v. Weber, Die Strafbarkeit der zur Umzehun: des Gesetzes im Ausland bezangenen Tat, GS 114 
S. 267. 


I. Die 8$ 3-7 behandeln das sog. Internationale Strafrecht. Die $$ 3-5 sind durch 
die VO über den Geltungsbereich des Strafrechts vom 6. Mai 1940 (RGBl. I S. 754) ent- 
sprechend den für das kommende Recht vorgesehenen Bestimmungen umgestaltet wor- 
den. Das frühere Recht ging von dem Territorialgrundsatz aus. Dies bedeutete, daß das 
Strafgesetzbuch auf alle im Gebiet des Reichs begangenen strafbaren Handlungen an- 
wendbar war; dagegen fand in der Regel keine Verfolgung wegen im Ausland begangener 
Verbrechen und Vergehen statt. Das jetzt geltende Recht geht dagegen davon aus, daß 
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die Treupflicht jeden deutschen Staatsangehörigen an das deutsche Recht unverbrüch- 
lich bindet, gleichgültig, ob er im Inland oder im Ausland weilt. An der Spitze steht nun- 
mehr der Personalgrundsatz; das deutsche Strafrecht gilt für die Tat eines deutschen 
Staatsangehörigen, einerlei, ob er sie im Inland oder im Ausland begeht ($ 3 Abs. 1). 
Über den Zusammenhang dieser Änderung der Grundsätze mit der Staatsauffassung 
vgl. vor allem Freisler aaO. 


II. Das Gesetz stellt den Personalgrundsatz nur für deutsche Staatsangehörige auf; 
auch für diese sieht $ 3 Abs. 2 eine Lockerung vor. Für Ausländer gilt der Territorial- 
grundsatz ($ 4 Abs. 1). Dieser Grundsatz wird aber für Ausländer nach verschiedenen 
Richtungen durchbrochen: j 


1. Durch den Schutzgrundsatz in $ 4 Abs. 2 Nr. 2, $ 4 Abs. 3 Nr.1, 2, 5, 6. Gewisse 
im Ausland von Ausländern begangene Straftaten werden wegen der Schwere der Tag 
und wegen des besonderen Schutzbedürfnisses der Volksgemeinschaft dem deutschen 
Strafrecht unterstellt, so vor allem hoch- und landesverräterische Handlungen gegen das 
Deutsche Reich. 


2%. Der Territorialgrundsatz wird ferner durchbrochen durch den Weltrechtsgrundsatz 
oder Universalgrundsgtz in $ 4 Abs. 3 Nr. 3, 4, 7, 8, 9 und auch $ 4 Abs. 2 Nr. 3. Hier 
wird eine Reihe von im Ausland von Ausländern begangenen Straftaten dem deutschen 
Strafrecht unterstellt, weil diese Taten sich gegen die gemeinsamen en aller 
Kulturstaaten richten. 


8. Der Territorialgrundsatz wird schließlich durch eine Rückwirkung des Personal- 
grundsatzes in $ 4 Abs. 2 Nr. 1 durchbrochen. 


4. Eine Lockerung des grundsätzlich auch nach der Richtung geltenden Territorial- 
grundsatzes, daß auf alle im Inland gegen Ausländer begangenen Straftaten die deut- 
schen strafrechtlichen Bestimmungen anwendbar sind, enthält $ 8 VO zum Schutz von 
Ehe, Familie und Mutterschaft vom 9. März 1943 (RGBl. I S. 140). Danach kann der 
Reichsminister der Justiz im Erlaßwege anordnen, daß die $$ 170a-170d, 218, 219, 226b 
auf Straftaten gegen Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige deutscher Volks- 
zugehörigkeit sind, keine Anwendung finden. 


IH. Die Vorschriften über den Geltungsbereich erfordern eine Abgrenzung zwischen 
Inland und Ausland. Dafür, was zum Inland gehört, ist das Staats- und Völkerrecht 
maßgebend; es gibt keinen besonderen strafrechtlichen Begriff des Inlandes (Frank $ 8 
Anm.I, Welzel S. 19; über die völkerrechtlichen Grundsätze mit eingehenden Nachwei- 
sen Hold-Ferneck, Lehrbuch des Völkerrechts, II. Teil (1932) S. 48, Verdroß, Völker- 
recht, 1937, S. 117). Unzutreffend ist es, als Inland im strafrechtlichen Sinne dasjenige 
Gebiet zu bezeichnen, in dem kraft deutschen Hoheitsrechts deutsche Strafrechtssätze 
gelten (and. v.Liszt-Schmidt S. 124). Inland ist zunächst das Gebiet des Großdeutschen 
Reiches, also auch das Protektorat Böhmen und Mähren und das Generalgouvernement; 
zum Inland gehören dagegen z. B. nicht die Niederlande und Norwegen, obwohl auch 
dort in gewissem Umfange deutsche Strafrechtssätze gelten. Inland sind auch die Dienst- 
und Wohngebäude der sog. Exterritorialen (RGSt. 69 55). Zum Inland gehören außer 
dem Festland ferner die Eigengewässer, das Küstenmeer sowie der Luftraum oberhalb 
des Staatsgebiets. Der Geltungsbereich des deutschen Strafrechts erstreckt sich dabei 
auch auf fremde Schiffe in deutschen Häfen, ohne Unterschied, ob es sich um Handels- 
schiffe oder um Kriegsschiffe handelt; kein Schiff im deutschen Hafen ist als ausländi- 
sches Gebiet zu betrachten (näher Mettgenberg DJ 1940 S. 642). Entsprechendes gilt für 
fremde Schiffe im deutschen Küstenmeer. Der Bodensee ist nicht Kondominat; er ist 
vielmehr bis zur Mittellinie räumlich getrennt (RGSt. 57 369). Bei Brücken reicht die 
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Staatshoheit bis zur Brückenmitte (RGSt. 9 378). Inland sind weiter auch deutsche 
Schiffe und Luftfahrzeuge; vgl. hierüber näher die Anmerkungen zu $ 5. 

Die Konsulargebiete sind Ausland im Sinne des Strafrechts. Darüber, wo noch 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit besteht, vgl. Mettgenberg DJ 1936 S. 858. 

Im besetzten Gebiet und auf dem Kriegsschauplatz ist deutsches Strafrecht auf 
Ausländer nach Maßgabe der $$ 160, 161 MStGB anwendbar. 


IV. Die $$ 3-5, 7 und 9 gelten auch in den Reichsgauen der Ostmark; über die hier 
auftauchenden Fragen vgl. die Ausführungen von Suchomel DJ 1940 S. 567 und Pichler- 
Drexler DR 1940 S. 1079. 


s3 

Das deutsche Strafrecht gilt für die Tat eines deutschen Staatsangehörigen, einerlei. 
ob er sie im Inland oder im Ausland begeht. 

Für eine im Ausland begangene Tat, die nach dem Recht des Tatorts nicht mit Strafe 
bedroht ist, gilt das deutsche Strafrecht nicht, wenn die Tat nach dem gesunden Empfin- 
den des deutschen Volkes wegen der besonderen Verhältnisse am Tatort kein strafwürdiges 
Unrecht ist. 


Eine Tat ist an jedem Ort begangen, an dem der Täter gehandelt hat oder im Falle des 


Unterlassens hätte handeln sollen oder an dem der Erfolg eingetreten ist oder eintreten 
sollte. 


I. Für deutsche Staatsangehörige gilt der Personalgrundsatz. Der Deutsche schuldet 
seiner Volksgemeinschaft Treue und ihren Geboten Achtung, wo immer er sich befindet. 
Straftaten, die er im Ausland begeht, sind Verletzungen der Treupflicht gegen die Hei- 
mat. Dieser Grundsatz gilt für jeden, der die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt; er 
ist nicht auf Reichsbürger i. S. des Reichsbürgergesetzes vom 15. September 1935 und 
der 1. VO zu diesem Gesetz vom 14. November 1935 beschränkt. 

Für alle dem Militärstrafgesetzbuch unterworfenen Personen hatte bereits $1 Abs. 2 
KriegssonderstrafrechtsVO bestimmt, daß das für sie geltende Strafrecht auch dann 
anzuwenden ist, wenn sie sich im Ausland befinden. Das deutsche Strafrecht gilt daher 
z. B. vor allem für deutsche Kriegsgelangene weiter. 

Für Taten deutscher Staatsangehöriger gilt das gesamte deutsche Strafrecht, also 
nicht nur die geschriebenen Strafgesetze, sondern auch die durch richterliche Rechts- 
schöpfung ($ 2) gewonnenen Rechtssätze. 

Für Übertretungen wird der Personalgrundsatz in gewissem Umfang durch $ 6 
begrenzt. 


II. Uneingeschränkt gilt der Personalgrundsatz dann, wenn die im Ausland begangene 
Tat nach deutschem Recht und nach dem Recht des Tatorts mit Strafe bedroht ist. In 
diesem Fall ist das deutsche Recht auch dann anzuwenden, wenn es strenger ist als das 
Recht des Tatorts. 

Gelockert ist der Personalgrundsatz dagegen dann, wenn die Tat zwar nach deutschem 
Recht, nicht aber nach dem Recht des Tatorts mit Strafe bedroht ist; so ist 
z. B. nach deutschem Recht das gewerbsmäßige Glücksspiel mit Strafe bedroht, in 
anderen Rechtsordnungen dagegen nicht. In diesen Fällen ist zu prüfen, ob am Tatort 
von den deutschen abweichende tatsächliche Verhältnisse bestehen und mit Rücksicht 
hierauf die Tat nach dem gesunden Empfinden des deutschen Volkes kein strafwürdiges 
Unrecht ist (Abs. 2). Dies kann z. B. der Fall sein, wenn ein deutscher Staatsangehöriger 
gewerbsmäßig in einem Lande gespielt hat, in dem das gewerbsmäßige Glücksspiel straf- 
los ist. Nach dem gesunden Empfinden des deutschen Volkes strafwürdiges Unrecht ist 
es dagegen, wenn Unzucht zwischen Männern in einem Lande begangen worden ist, in 
dem diese Tat nicht mit Strafe bedroht ist; das gleiche gilt ferner z. B. für Abtreibung 
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(RG HRR 1940 Nr. 1141) und Rassenschande (RG DJ 1941 S. 227); vgl. hierzu noch 
Mezger DR 1940 S. 1077 und DStR 1941 S. 21, Lange DStR 1941 S. 10. 

In beiden Gruppen von Fällen kann der Staatsanwalt von der Verfolgung einer Tat, 
die ein deutscher Staatsangehöriger im Ausland begangen hat, absehen, wenn die Ver- 
folgung vom Standpunkt der Volksgemeinschaft aus nicht geboten oder verhältnis- 
mäßig schwierig wäre ($ 153a Abs. 1 StPO). 


II. Das Gesetz enthält in Abs. 3 eine Begriffsbestimmung des Orts der Handlung. 
Diese Begriffsbestimmung ist maßgebend dafür, ob eine Tat im Inland oder im Ausland 
begangen ist wie auch dafür, in welchem Rechtsgebiet des Großdeutschen Reichs eine 
Tat begangen ist sowie für die Bestimmung des Gerichtsstandes der begangenen Tat. 
Die Vorschrift gilt auch für strafbare Vorbereitungshandlungen (z. B. $$ 49a, 151). 


1. Eine Tat ist an jedem Ort begangen, an dem der Täter gehandelt hat oder an dem 
der Erfolg eingetreten ist oder eintreten sollte. Eine schriftliche Erpressung ist daher 
sowohl dann im Inland begangen, wenn der die Drohung enthaltende Brief im Ausland 
geschrieben und ins Inland gesandt ist, wie auch dann, wenn der Brief im Inland ge- 
schrieben und ins Ausland gesandt ist (RGSt. 80 99). Wird beim Betrug mit der Täu- 
schungshandlung durch Absendung der ein ehrliches Geschäft vortäuschenden Angebote 
im Inland begonnen, dann sind die ganzen Straftaten als im Inland begangen anzusehen 
(RG HRR 1989 Nr. 397). Besteht eine strafbare Handlung aus mehreren Einzel- 
akten, dann ist sie überall da begangen, wo ein Akt begangen ist; es können also ge- 
gebenenfalls mehrere Begehungsorte vorhanden sein. Eine Urkundenfälschung ist z. B. 
da begangen, wo die Fälschung vorgenommen wurde und auch dort, wo von der ge- 
fälschten Urkunde Gebrauch gemacht wurde. Dieselbe Tat kann im Inland und im 
Ausland begangen sein. Im einzelnen ist noch folgendes hervorzuheben: 

a) Bei der Beteiligung mehrerer Personen als Mittäter ist die Tat bereits dann im 
Inland begangen, wenn nur eine im Inland tätig wird. Da der Tatanteil eines Mit- 
täters auch nur in einer Vorbereitungshandlung bestehen kann, genügt es, wenn er eine 
solche im Inland vorgenommen hat (RGSt. 57 145). Die Anstiftung ist sowohl da be- 
gangen, wo sie selbst vorgenommen wird, wie auch da, wo sie zur Wirksamkeit gelangt, 
d.h. wo der Entschluß in dem Angestifteten hervorgerufen wird oder woder Angestif- 
tete die Haupttat begeht (RGSt. 25 426). Entsprechend ist die Beihilfe sowohl da 
begangen, wo die Handlung vorgenommen wurde, wie auch da, wo sie zur Wirksamkeit 
gelangte (RGSt. 11 23, RG JW 1986 S. 2655); insbesondere ist daher auch der Ort der 
Begehung der Haupttat Begehungsort der Beihilfe (RGSt. 74 59). 

b) Der persönlichen Tätigkeit ist nach allgemeinen Grundsätzen eine in mittelbarer 
Täterschaft entwickelte Betätigung gleichzustellen. Es ist daher bei mittelbarer 
Täterschaft nicht nur der Ort der Betätigung des mittelbaren Täters, sondern ins- 
besondere auch der Ort Begehungsort, an dem infolge der Tätigkeit der Mittels- 
person die tatbestandsmäßigen Wirkungen der strafbaren Handlung eingetreten sind 
(RGSt. 67 138). 

c) Ein Versuch ist überall dort begangen, wo die Versuchshandlung vorgenommen 
es oder wo die Wirkung eintrat, die den zur Vollendung erforderlichen Erfolg nicht 

tte. 

d) Eine f ortgesetzte Handlung, deren Einzelakte teils im Inland, teils im Ausland 
ausgeführt wurden, ist auch im Inland begangen (RG DJ 1987 S. 1004, RG HRR 1989 
Nr. 480). 

e) Bedient sich der Täter eines Werkzeugs zur Erreichung des gewollten Erfolges und 
erzielt er hiermit eine Wirkung über einen weiten Raum, so ist Begehungsort neben dem 
Ort der Tätigkeit und neben dem Ort des Erfolgseintritts auch die ganze Strecke, die 
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das in Bewegung gesetzte Werkzeug durchläuft (sog. Transitverbrechen). 2. B. ist 
eine Beleidigung in einem Brief, der von Rom nach Stockholm durch Deutschland ge- 
schickt wird, daher auch in Deutschland begangen (Mezger DR 1940 8. 1078; früher 
2. B. bereits so Olshausen $ 3 Anm. 5; and. z. B. v.Hippel II S. 176 Anm. 3). 


2. Bei Unterlassungsdelikten ist Begehungsort sowohl der Ort, wo der Täter hätte 
handeln sollen, wie auch der Ort des tatsächlichen Erfolgs. 


s4 
Das deutsche Strafrecht gilt auch für Taten, die ein Ausländer im Inlande begeht, 
Für eine von einem Ausländer im Ausland begangene Straftat gilt das deutsche Straf- 
recht, wenn sie durch das Recht des Tatorts mit Strafe bedroht oder der Tatort keiner 
Strafgewalt unterworfen ist und wenn 

1. der Täter die deutsche Staatsangehörigkelt nach der Tat erworben hat oder 

2. die Straftat gegen das deutsche Volk oder gegen einen deutschen Staatsangehörigen 
gerichtet ist oder 

8. der Täter im Inland betroffen und nicht ausgeliefert wird, obwohl die Auslieferung 
nach der Art der Straftat zulässig wäre. 

Unabhängig von dem Recht des Tatorts gilt das deutsche Strafrecht für folgende Straf- 
taten, die ein Ausländer im Ausland begeht: 

1. Straftaten, die er als Träger eines deutschen staatlichen Amts, als deutscher Soldat 
oder als Angehöriger des Reichsarbeitsdienstes oder die er gegen den Träger eines deut- 
schen Amts des Staates oder der Partei, gegen einen deutschen Soldaten oder gegen 
einen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes während der Ausübung ihres Dienstes 
oder in Beziehung auf ihren Dienst begeht; 

2. hoch- oder landesverräterische Handlungen gegen das Deutsche Reich; 

3. Sprengstollverbrechen; 

4. Kinderhandel und Frauenhandel; 

5. Verrat eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses eines deutschen Betriebes; 

6. Meineid in einem Verfahren, das bei einem deutschen Gericht oder einer anderen zur 
Abnahme von Eiden zuständigen deutschen Stelle anhängig Ist; 

7. Münzverbrechen und Münzvergehen; 

8. unbefugter Vertrieb von Betäubungsmitteln; 

9. Handel mit unzüchtigen Veröffentlichungen. 


L. Für Ausländer stellt das Gesetz den Grundsatz der Gebietshoheit auf: Das deutsche 
Strafrecht gilt für alle Taten, die ein Ausländer im Inland begeht. Ausländer sind die 
fremden Staatsangehörigen und die Staatenlosen. 

Das deutsche Strafrecht gilt wegen im Inland begangener Taten für alle Ausländer, 
auch für die sog. Exterritorialen (z. B. Gesandten, Angehörigen eines ausländischen 
Truppenteils, dem der Eintritt in das Inland gestattet ist). Daraus, daß die Exterritoria- 
len nicht der deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen sind ($$ 18 ff. GVG), folgt nicht, 
daß sie auch von der Herrschaft des deutschen Strafrechts befreit sind (Binding Hand- 
buch S. 685, Mettgenberg DJ 1940 S. 642, Olshausen $ 3 Anm. 21). Hieraus ergibt 
sich, daß eine strafbare Teilnahme an den Handlungen Exterritorialer möglich ist. 

Im besetzten Gebiet und auf dem Kriegsschauplatz ist deutsches Strafrecht auf Aus- 
länder nach Maßgabe der $$ 160, 161 MStGB anwendbar. 

Darüber, was zum Inland gehört, vgl. Vorbem. III vor $ 3. Bei einer Tat, die ein aus- 
ländischer Staatsangehöriger auf einem ausländischen Schiff oder Luftfahrzeug im In- 
land begangen hat, kann der Staatsanwalt von der Verfolgung absehen, wenn die Ver- 
folgung vom Standpunkt der Volksgemeinschaft aus nicht geboten oder verhältnismäßig 
schwierig wäre ($ 153a Abs. 1 StPO). 

Über die Geltung des Territorialgrundsatzes für Straftaten gegen Ausländer im In- 
land vgl. Bem.TII 4 vor $ 3. 
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I. Auslandstaten eines Ausländers werden in gewissem Umfang nach deutschem 
Recht bestraft, wenn die Tat auch durch die Gesetze des Tatorts mit Strafe bedroht ist 
oder der Tatort keiner Strafgewalt unterworfen ist (Abs. 2); für eine andere Gruppe von 
Fällen gilt für Auslandstaten eines Ausländers unabhängig vom Recht des Tatorts das 
deutsche Strafrecht (Abs. 3). 

Eine Tat, die ein Ausländer im Ausland begeht, verfolgt der Staatsanwalt stets nur 
auf Anordnung des Reichsministers der Justiz ($ 153a Abs. 2 StPO). 


II. Der Geltungsbereich des deutschen Strafrechts wird auf Auslandstaten von 
Ausländern ausgedehnt, wenn die Tat auch durch die Gesetze des Tatorts mit Strafe 
bedroht ist und jeweils eine weitere Voraussetzung hinzutritt (Abs. 2). Es ist dabei un- 
erheblich, ob die Tat im Ausland unter einem anderen rechtlichen Gesichtspunkt mit 
Strafe bedroht ist als nach deutschem Recht (vgl. RG HRR 1989 Nr. 1550, RG DJ 
1940 S. 515). Das Erfordernis der Strafdrohung durch das maßgebende ausländische 
Gesetz entfällt dann, wenn die Tat im sog. Niemandsland, d.h. in einem Gebiet be- 
gangen ist, das keiner Staatsgewalt unterworfen ist. 

Neben dem Erfordernis der Bedrohung mit Strafe durch das Gesetz des Tatorts setzt 
die Anwendbarkeit des deutschen Strafrechts in diesen Fällen voraus, daß eine der fol- 
genden Voraussetzungen gegeben ist: 


1. Der Täter hat die deutsche Staatsangehörigkeit nach der Taterworben 
(Abs. 2 Nr. 1). Der sog. Neubürger kann dem deutschen Staatsangehörigen nicht 
schlechthin gleichgestellt werden, da für ihn zur Zeit der Tat die Bindungen an die deut- 
sche Volksgemeinschaft und deren Pflichtenkreis noch nicht bestanden. Andererseits 
wird der Neubürger auch nicht mehr durch den ausländischen Staat bestraft, da er als 
Deutscher nicht ausgeliefert werden darf ($ 9). Für ihn muß daher deutsches Strafrecht 
gelten, aber nur dann, wenn seine Tat auch durch die Gesetze des ausländischen Tat- 
orts mit Strafe bedroht ist. 


2. Das deutsche Strafrecht gilt ferner für Auslandstaten von Ausländern, wenn die 
Straftat gegen das deutsche Volk oder gegen einen deutschen Staatsangehörigen gerichtet 
ist (Abs. 2 Nr. 2). Eine Straftat richtet sich gegen das deutsche Volk, wenn durch 
die Tat das gesamte deutsche Volk oder doch größere Teile davon berührt werden; in 
Betracht kommen vor allem Hoch- und Landesverrat, Verunglimpfungen des deutschen 
Volkes, Teilnahme an Verbindungen, die sich gegen das deutsche Volk richten. Straf- 
taten gegen einzelne deutsche Staatsangehörige gehören hierher, wenn diese 
nicht in ihrer Person, sondern wegen ihrer Volkszugehörigkeit angegriffen werden. Zu 
beachten ist hierbei aber, daß daneben eine Bedrohung mit Strafe durch die Gesetze des 
Tatorts erforderlich ist. Es ist Bruns ZAkDR 1940 S.205 zuzugeben, daß es vielfach an 
dieser Voraussetzung fehlen wird; ausgeschlossen ist die Erfüllung dieser Voraussetzung 
aber nicht; man denke z. B. an den immer weiter ausgedehnten gegenseitigen Schutz 
der Lebenskräfte verbündeter oder befreundeter Staaten. 


8. Schließlich gilt das deutsche Strafrecht, wenn der Täter im Inland betroffen 
und nicht ausgeliefert wird, obwohl die Auslieferung nach der Art der 
Straftat zulässig wäre (Abs. 2 Nr. 3). Die Ausdehnung des Geltungsbereichs in die- 
sem Fall beruht darauf, daß in einzelnen Fällen eine Auslieferung nicht in Betracht 
kommt, weil zwischen dem Reich und dem in Frage kommenden Staat kein Ausliefe- 
rungsverkehr besteht, oder weil der Heimatstaat des Ausländers das Ersuchen um Aus- 
lieferung nicht stellt, oder weil die Auslieferung aus tatsächlichen Gründen nicht ausführ- 
bar ist. In diesen Fällen ermöglicht die vorliegende Bestimmung eine Bestrafung auch 
dann, wenn deutsche Interessen durch die Tat nicht verletzt sind. Voraussetzung für 
die Anwendung deutschen Strafrechts ist, daß die Auslieferung nach der Art der Straf- 
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tat zulässig wäre; diese ist unzulässig bei geringfügigen Taten, rein militärischen oder 
bei politischen Taten (vgl. $$ 2, 3 Auslieferungsgesetz). 


IV. In gewissen Fällen ist das deutsche Strafrecht auf Auslandstaten von Aus- 
ländern anwendbar unabhängig davon, ob die Tat auch nach den Gesetzen des Tatorts 
mit Strafe bedroht ist (Abs. 3). Über das Verhältnis dieser Bestimmung zum Blutschutz- 
gesetz vgl. RGSt. 74 400 mit Anm. Boldt DR 1941 S. 771, RG DR 1948 S. 763 mit Anm. 
Heinke. 


1. Für eine Gruppe von Fällen ist der Geltungsbereich des deutschen Strafrechts 
ohne Rücksicht auf die Gesetze des Tatorts wegen des in diesen Fällen bestehenden 
Schutzbedürfnisses der Volksgemeinschaft erweitert. Dies ist für folgende Fälle ge- 
schehen: 


a) Hoch- und landesverräterische Handiungen gegen das Deutsche Reich 
im Sinne der $$ 80-93 (Abs. 3 Nr. 2). Auf diese Handlungen ist deutsches Recht bereits 
nach Abs. 2 Nr. 2 anwendbar, soweit sie auch am Tatort mit Strafe bedroht sind; die 
vorliegende Bestimmung ermöglicht eine Bestrafung auch dann, wenn dies nicht der 
Fall ist. 


b) Für Straftaten, die ein Ausländer als Träger eines deutschen staatlichen 
Amts, als deutscher Soldat oder als Angehöriger des Reicharbeitsdienstes 
oder die er gegen den Träger eines deutschen Amts des Staates oder der Partei, gegen 
einen deutschen Soldaten oder gegen einen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes wäh- 
rend der Ausübung ihres Dienstes oder in Beziehung auf ihren Dienst begeht (Abs. 3 
Nr. 1). Träger eines deutschen Amts kann ein Ausländer vor allem als Wahlkonsul sein 
($ 150 DBG; VO vom 8. Juli 1937, RGBIl. I S. 764). Darüber, wann ein Ausländer deut- 
scher Soldat sein kann, vgl. $ 18 Abs. 4 Wehrgesetz vom 21. Mai 1935 (RGBIl. I S. 609); 
über die entsprechende Frage beim Reichsarbeitsdienst vgl. Art. 1 VO zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsarbeitsdienstgesetzes vom 29. September 1939 (RGBl.I 
S. 1967). | 

c) Beim Verrat eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses eines deut- 
schen Betriebes (Abs. 3 Nr. 5); dies entspricht dem $ 20a UWG in der Fassung der 
VO vom 9. März 1932 (RGBl. I S. 121). | 


d) Beim Meineid in einem Verfahren, das bei einem deutschen Gericht oder einer 
anderen zur Abnahme von Eiden zuständigen deutschen Stelle anhängig ist (Abs. 3 
Nr. 6). Erforderlich ist hier, daß das Verfahren vor einer deutschen Stelle anhängig ist; 
dagegen macht es keinen Unterschied, ob der Eid im Ausland von einer ausländischen 
oder von einer deutschen Behörde (deutschen auswärtigen Vertretung) abgenommen 
worden ist. Die Vorschrift gilt nur für den Meineid; sie wird nicht entsprechend auf eides- 
stattliche Versicherungen anwendbar sein, auch nicht in den gerade bei Vernehmungen 
durch eine deutsche ausländische Vertretung nicht selten in Betracht kommenden Fäl- 
len des $ 377 Abs. 3, 4 ZPO. 


2. In anderen Fällen beruht die Anwendung des deutschen Strafrechts auf Auslands- 
taten von Ausländern unabhängig vom Recht des Tatorts darauf, daß dies Taten sind, 
deren Verfolgung in der ganzen Welt erwünscht und mit Rücksicht auf internationale 
Vereinbarungen vielfach geboten ist (sog. Weltrechtsgrundsatz). Die Nennung der 
Sprengstoffverbrechen (Abs. 3 Nr. 3) entspricht dem $ 12 Sprengstoffgesetz. Die 
Einreihung des Kinderhandels und des Frauenhandels (Abs. 3 Nr.4) hat ihre 
Grundlage in dem internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung des Mädchen- 
handels vom 4. Mai 1910 (RGBl. 1913 S. 31, 44) und der Übereinkunft vom 30. Septem- 
ber 1921 (RGBl. 1924 II S. 180, 202). Die Münzverbrechen und Münzvergehen 
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(Abs. 3 Nr. 7) sind genannt mit Rücksicht auf das internationale Abkommen zur Be- 
kämpfung der Falschmünzerei vom 10. November 1933 (RGBl. II S. 913), der un- 
befugte Vertrieb von Betäubungsmitteln (Abs.3Nr.8) im Hinblick auf das inter- 
nationale Opiumabkommen vom 23. Januar 1912 (RGBl. 1921 S.6) und vom 19. Fe- 
bruar 1925 (RGBI. II S. 407, 408). Hinsichtlich des Handels mit unzüchtigen Ver- 
öffentlichungen (Abs. 3 Nr. 9) kommen an zwischenstaatlichen Regelungen in Be- 
tracht das Abkommen zur Bekämpfung der Verbreitung unzüchtiger Schriften vom 
4. Mai 1910 (RGBl. 1911 S. 209) und die internationale Übereinkunft zur Bekämpfung 
der Verbreitung und des Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 
1923 (RGBI. 1925 II S. 288). 


V. In Ausführung von Staatsverträgen ist auf Grund besonderer Gesetze deutsches 
Strafrecht auch beim Verstoß gegen ausländische Gesetze anzuwenden. Wer den Zoll- 
gesetzendes Königreichs Italien im Gebiet des Deutschen Reichs oder des König- 
reichs Italien zuwiderhandelt, wird ohne Rücksicht auf seine Staatsangehörigkeit ebenso 
bestraft, wie wenn er gegen die entsprechenden im Deutschen Reich geltenden Gesetze 
verstoßen hätte (Art. 1 $ 2 Ges. über das deutsch-italienische Abkommen zur Bekämp- 
fung des Schmuggels vom 15. November 1940, RGBIl. II S. 259; das gleiche gilt hin- 
sichtlich der Zollvorschriften der Slowakischen Republik (Art.2 $ 1 Ges. vom 
16. Januar 1942, RGBI. IT S. 89). 


| S5 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig von dem Recht des Tatorts, für Taten, die auf 
einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug begangen werden. 

Schrifttum: Mettgenberg, Internationales Strafrecht auf See, ZStW 52 S. 802. -— Mettgen- 
berg, Die Geltung des deutschen Strafrechts im deutschen Seebereich und im deutschen Luftraum, 
Ka > S. 641. -— Steidle, Das Luftfahrzeug als Begehungsort strafbarer Handlungen, 1934 (Diss. 

I. Die Vorschrift erweitert den Begriff des Inlands (vgl. Vorbem. III vor $ 3). Das 
deutsche Strafrecht gilt unabhängig von dem Recht des Tatorts für Taten, die auf einem 
deutschen Schiff oder Luftfahrzeug begangen werden, Wer sich einem deutschen Schiff 
oder Luftfahrzeug anvertraut, hat überall Anspruch auf den Schutz der deutschen Straf- 
gesetze; andererseits vergeht sich ein Ausländer, der sich auf einem deutschen Schiff 
oder Luftfahrzeug strafbar macht, in ähnlicher Weise, wie wenn er auf deutschem Bo- 
den handelte. 


IL. Inlandstaten sind alle Taten auf einem deutschen Schiff. Es kommen hier nicht 
nur die Staatsschiffe wie Kriegsschiffe, Lotsenschiffe, Zollschiffe in Betracht, sondern 
auch die Privatschiffe, vor allem die Handelsschiffe, die zur Führung der deutschen Flagge 
befugt sind. Es braucht sich nicht um ein Seeschiff zu handeln; die Vorschrift bezieht 
sich auch auf Binnenschiffe. Befindet sich ein Schiff in Seenot, so gilt die Bestimmung 
auch für das Wrack, die Rettungsboote oder Flöße (Rietzsch DJ 1940 S. 565). 

Das deutsche -Strafrecht gilt unabhängig davon, ob das deutsche Schiff die hohe See 
befährt, sich in fremden Küstengewässern oder Häfen, also in fremdem Hoheitsgebiet 
befindet. 


IN. Inlandstaten sind alle Taten auf einem deutschen Luftfahrzeug. Es gilt dies in 
gleicher Weise für Regierungs- oder Militärluftfahrzeuge wie für Privatluftfahrzeuge. 
Deutsche Luftfahrzeuge sind nur die, die in die Luftfahrzeugrolle (Verzeichnis der deut- 
schen Luftfahrzeuge) eingetragen sind ($$ 2, 3 Luftverkehrsgesetz vom 21. August 1936, 
RGBi.1S. 653); vgl. ferner $ 4, 5 VO über den Luftverkehr vom 21. August 1936 (RGBIl. 
l 8.659). 
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Das deutsche Strafrecht gilt unabhängig davon, ob das deutsche Luftfahrzeug die 
hohe See oder fremdes Gebiet überfliegt oder auf einem ausländischen Lufthafen ge- 
‚landet ist. 


Über die Frage der Lufthoheit vgl. Eymess, Die Lufthoheit und ihre Beschränkungen, 1940 (Diss. 
Rostock), sowie Kindermann, Die Hoheit im Luftraum, 1943 (Diss. Freiburg I. B.). 


6 
Im Auslande begangene Übertretungen sind nur dann zu bestrafen, wenn dies dureh 
besondere Gesetze oder durch Verträge angeordnet ist. 


- 1 Die Vorschrift stellt den Grundsatz auf, daß von Deutschen oder von Ausländern 

im Ausland begangene Übertretungen in der Regel nicht zu bestrafen sind; sie schränkt 
für Deutsche den im $ 3 aufgestellten Personalgrundsatz ein und ergänzt für Ausländer 
den in $ 4 aufgestellten Territorialgrundsatz. Von einer Verfolgung einer Übertretung, 
die ein Deutscher im Ausland begangen hat, wird vielfach auf Grund der VO vom 6.Ok- 
tober 1931 (RGBI. I S. 537) 6. Teil Kap. I $ 2 in Verbindung mit $ 153a StPO abzu- 
sehen sein. 


II. Ob die Handlung eine Übertretung ist, ist nicht nach ausländischem Recht, son- 
dern nach deutschem Recht zu beurteilen (RGSt. 18 299). Es kommen grundsätzlich nur 
Übertretungen in Betracht, die vom Reich durch Gesetz oder Staatsvertrag geschaffen 
worden sind; die Länder können die Bestrafung der Auslandsübertretungen im Rahmen 
des Landesrechts nur namens des Reiches regeln. | 


87T 
Eine im Auslande vollzogene Strafe ist, wenn wegen derselben Handlung im Gebiete 
des Deutschen Reichs abermals eine Verurteilung erfolgt, auf die zu erkennende Strafe 
in Anrechnung zu bringen 


I. Ist wegen einer Tat, für die das deutsche Strafrecht gilt, bereits im Ausland eine 
Strafe vollzogen worden, so wird dadurch nicht die Verfolgung und Aburteilung dieser 
Tat in Deutschland ausgeschlossen. Der Staatsanwalt kann allerdings von der Verfol- 
gung einer Tat absehen, wenn wegen derselben Tat im Ausland schon eine Strafe gegen 
den Beschuldigten vollstreckt worden ist und die im Inland zu erwartende Strafe nicht 
ins Gewicht fällt ($ 153a Abs. 3 StPO). Wird die Tat aber noch einmal im Inland ab- 
geurteilt, dann muß die bereits im Ausland verbüßte Strafe auf die zu erkennende Strafe 
angerechnet werden. Die Vorschrift bezieht sich aber nur auf ganz im Ausland begangene 
Straftaten, nicht auf solche, die teilweise im Inland begangen sind. 


IL Die Anrechnung setzt voraus, daßwegen derselben Handlung eine Verurteilung 
im Ausland vorliegt, wegen der nochmals im Inland die Verurteilung erfolgt. Unter der- 
selben Handlung ist hier wie im Strafverfahrensrecht ($ 264 StPO) derselbe historische 
Vorgang zu verstehen; es ist nicht erforderlich, daß die Handlung im Ausland und im 
Inland als derselbe strafbare Angriff auf dasselbe Rechtsgut aufgefaßt wird (LK Anm. 2, 
Olshausen Anm. 4b; vgl. auch Binding Handbuch S. 440 und RG IIRR 1941 Nr. 751). 

Die Anrechnung setzt weiter voraus, daß die Strafe im Ausland bereits vollstreckt 
worden ist; sie erfolgt also nicht, wenn die Strafe erlassen oder verjährt ist. 


III. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dannmuß eine Anrechnung erfolgen; 
im Gegensatz zu 860 ist die Anrechnung dem Richter hier nicht nurgestattet. In welchem 
Umfang und in welcher Art die Anrechnung erfolgt, hat dagegen der Richter nach seinem 
pflichtmäßigen Ermessen zu entscheiden; der Richter wird hierbei aber nicht die Schwere 
der bereits vollstreckten Strafe außer acht lassen können, die er aus einer Vergleichung 
des deutschen und des ausländischen Strafensystems zu ermitteln hat (RGSt. 85 42). 
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88 
(weggefallen). 


89 
Ein Deutscher darf einer ausländischen Regierung zur Verfolgung oder Bestrafung 
nieht überliefert werden. 


Schrifttum: Mettgenberg, Ein Deutscher darf nicht ausgeliefert werden! 1925. 


L Die Vorschrift spricht das Verbot der Auslieferung deutscher Staatsangehöriger aus 
Nicht unzulässig ist es dagegen, bei deutschen Ersuchen um vorläufige Auslieferung 
eines Deutschen die Pflicht zu seiner Rücklieferung zu übernehmen (RGSt.65 382). 
Das Verbot gilt dann, wenn der Auszuliefernde zur Zeit der Auslieferung deutscher 
Staatsangehöriger ist; es ist nicht erforderlich, daß er es bereits zur Zeit der Tat ge- 
wesen ist. Die Auslieferung ist verboten zur Verfolgung oder Bestrafung. Unter Straf- 
verfolgung ist jede Maßnahme einer dafür zuständigen Behörde zu verstehen, die darau. 
gerichtet ist, ein gegen den Verfolgten geführtes Strafverfahren zu fördern, es seinem 
Ziele, der Aburteilung des Verfolgten, näher zu bringen (RGSt. 65 377). 


Il. Die innerstaatlichen Voraussetzungen der Auslieferung sind enthalten in dem deut- 
schen Auslieferungsgesetz vom 23. Dezember 1929 (RGBI. I S. 239; 1930 I S. 28) mit 
dem Änderungsgesetz vom 12. September 1933 (RGBl. I S. 618); dazu: Richtlinien für 
den Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in Strafsachen, und: Zusammenstellung der 
Erklärungen ausländischer Regierungen sowie der Verträge und Vereinbarungen mit 
ausländischen Regierungen über den zwischenstaatlichen Rechtshilfeverkehr in Straf- 
sachen (Amtliche Sonderveröffentlichungen der Deutschen Justiz Nr. 3 und Nr. 4). 

Schrifttum: Mettgenberg, Deutsches Auslieferungsgesetz (Kommentar) 1930, mit Nachtrag 
1933. Zusammenstellung der deutschen Rechtsprechung in Auslieferungssachen mit Anmer- 
kungen in DJ 1934 S. 1540, 1936 S. 556, 1938 S. 1825. Vgl. weiter Reisner, Die Voraussetzungen der 
Auslieferung und das Auslieferungsverfahren nach Erlaß des Auslieferungsgesetzes, 1932.- v. Ammon, 


Die Voraussetzungen der Durchlieferung, ZStW 56 S. 377. -— Reisner, Auslieferung und Maßregeln 
der Sicherung und Besserung, GS 109 S. 272. 


810 


Auf deutsche Militärpersonen finden die allgemeinen Strafgesetze des Reichs insoweit 
Anwendung, als nicht die Militärgesetze ein anderes bestimmen. 


Für Militärpersonen hat das Militärstrafgesetzbuch den Vorrang vor dem Straf- 
gesetzbuch. 


L. Unter Militärpersonen sind alle Angehörigen der Wehrmacht zu verstehen; es 
gehören hierzu die Soldaten und Wehrmachtbeamten ($$ 21 Wehrgesetz; $ 4 MStGB). 
Für die Wehrmachtbeamten und für die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes, die 
nicht zum aktiven Wehrdienst einberufen sind, gelten die Militärgesetze nur mit einigen 
Einschränkungen; diese ergeben sich aus den $$ 6-6c, 35, 153, 154 MStGB. 

Wegen der Anwendung des Militärstrafgesetzbuchs auf Angehörige der # und auf 
Angehörige der Polizei bei besonderem Einsatz vgl. $ 3, 6 VO vom 17. Oktober 1939 
(RGBI.1S..2107) und 1. VO zur Durchführung dieser VO vom 1. November 1939 (RGBl. 

18.2293); wegen der Anwendung auf den Zollgrenzschutz bei besonderem Einsatz 
g1.82 VO vom 17. August 1940 (RGBl. I S. 1158). 
Wegen Anwendung des Militärstrafrechts auf die im Rahmen der Wehrmacht ein- 
gesetzten männlichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes vgl. VO vom 

10. April 1940 (RGBI.I S. 626). 


I. Für den bezeichneten Personenkreis gilt in erster Linie das Militärstrafgesetzbuch 
(MStGB) vom 10. Oktober 1940 (RGBI. TS. 1348). Dazu kommt vor allem die VO über 
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das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegssonderstrafrechts- 
verordnung) vom 17. August 1938 (RGBl. 1939 I S. 1455) in der Fassung der VO vom 
4. November 1939 (RGBl. I S. 2131) und 27. Februar 1940 (RGBl. 1 S. 445) und vom 
10. Oktober 1940 (RGBl. I S. 1362). Für die Angehörigen der Wehrmacht gilt das all- 
gemeine Strafgesetzbuch und die Nebengesetze erst in zweiter Linie, nämlich nur, soweit 
es sich nicht um militärische Verbrechen oder Vergehen handelt ($ 3 MStGB); eine 
weitere Ausnahme ist für den Fall zu machen, daB das allgemeine Strafgesetz ein jün- 
geres Sondergesetz ist; z. B. gilt $ 143a trotz $ 137 MStGB (Beschädigung eines Dienst- 
gegenstandes) auch für Soldaten. 

Der Geltungsbereich des Militärstrafrechts ist weiter als der des allgemeinen Straf- 
rechts; das Wehrmachtstrafrecht des Reiches gilt seit dem 13. Mai 1938 sinngemäß auch 
in den Reichsgauen der Ostmark für Angehörige der Wehrmacht (VO vom 12. Mai 1938, 
RGBI.1IS. 517) in der Fassung der VO vom 13. Januar 1939 (RGBl. 1 S. 79) mit Durch- 
führungsVO vom 2. September 1938 (RGBl. I 8. 1163). Darüber hinaus gilt für Taten 
aller Soldaten und Wehrmachtbeamten, die sie in den Reichsgauen der Ostmark begehen, 
seit dem 1. Februar 1939 auch das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich (VO zur 
Vereinheitlichung des Strafrechts für Wehrmachtsangehörige vom 13. Januar 1939, 
RGBI.I S. 79). 


gs 
Die Vorschrift ist durch die Aufhebung der Länderparlamente gegenstandslos geworden. 
(Art. 1 Gesetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934, RGB1. IS. 75.) 
12 
Vgl. die Bemerkung zu $ 11. 


ERSTER TEIL 


VON DER BESTRAFUNG DER VERBRECHEN, 
VERGEHEN UND ÜBERTRETUNGEN 
IM ALLGEMEINEN 


ERSTER ABSCHNITT. STRAFEN 


Vorbemerkungen zu den 88 13 ft. 


L Das Strafgesetzbuch beschreitet zwei Wege, um Angriffen auf den Rechtsfrieden 
entgegenzuwirken. Durch Androhung und Verhängung eines Übels, der Strafe, will es 
sühnen und abschrecken. Daneben kennt es im Interesse eines wirksämen Schutzes der 
Volksgemeinschaft besondere Maßregeln der Sicherung und Besserung, bei denen 
der Gedanke von Schuld und Sühne zurücktritt. Das geltende Strafrecht steht damit 
auf dem Boden der sog. Zweispurigkeit. Indem das geltende Recht aber auch Ansätze 
zu einem Täterstrafrecht enthält, ist es genau gesehen nicht mehr zweispurig, sondern 
dreispurig (hierüber näher Bockelmann, Studien zum Täterstrafrecht Teil II, 1940, 
8.135 1f. [162]; vgl. auch unten Vorbem. I vor $ 42a). 


I. Die kriminelle Strafe zielt durch Androhung und Verhängung eines Übels darauf ab 
daß der Angriff auf den Rechtsfrieden gesühnt und zugleich durch die Schaffung wirk- 
samer Gegenmotive der einzelne Rechtsbrecher und allgemein jedermann von künftigen 
Angriffen abgeschreckt wird. Sühne und Abschreckung sind die Zwecke, die in erster 
Linie mit der Strafe verfolgt werden (RGSt. 58 109, RG DR 1948 S. 138; vgl. auch den 
Vorspruch zum neuen Strafrecht bei Gürtner-Freisler S. 32; vgl. ferner Frank Leit- 
sätze I S.16, 37 sowie Nr. 48 Abs. 1 Strafvollzugsordnung). Bei Fahrlässigkeitstaten 
steht der Sühnezweck im Vordergrund (RG HRR 1941 Nr. 527). Immer stärker tritt 
aber auch bei der Strafe die Schutzfunktion in den Vordergrund. Über den Zweck der | 
Strafe vgl. auch noch $ 20a Anm. X11. 

Schrifttum: H. Frank, Der Sinn der Strafe, Blätter für Gefängniskunde Bd. 66 S. 191. - Gallas, 
Kriminalpolitik und Strafrechtssystematik, 1931 (Abh. des Berl. Kriminal. Inst.). - v. Gemmin- 
gen, Probleme der Strafrechtsanwendung, 1934, S. 127. — v.Hippel IS. 490. — Klee, Die Krise der 
Sühnetheorie, DStR 1942 S. 68. — Klug, Die zentrale Bedeutung des Schutzgedankens für den Zweck 


der Strafe, 1938. - Mayer S. 49. - Nagler, Die Strafe, 4. Hälfte, 1918. - Schoetensack, Strafe 
ke sichernde Maßnahme, in: Akademiedenkschrift S. 90. -— Stock, Die Strafe als Dienst am Volke, 
3. 


IL Die Vorschriften des StGB über die Strafen beziehen sich unmittelbar lediglich 
auf die kriminelle Strafe. Sie gelten daher nicht für den durch VO vom 4. Oktober 
1940 geschaffenen J ugendarrest; denn dieser ist keine Strafe, sondern ein Zuchtmittel 
(0 ausdrücklich $ 1 Abs. 1, auch $ 2 VO vom 28. November 1940, RGBI. I 8. 1541). 
Die Vorschriften gelten weiter nicht für die Disziplinarstrafen, z. B. nicht für die 
Dienststrafen der Beamten, Ärzte, Rechtsanwälte usw.; eine nach diesen Vorschriften 
verhängte Geldbuße kann bei Uneinbringlichkeit im Zweifel nicht in Freiheitsstrafe um- 
gewandelt werden. Die Bestimmungen finden weiter keine Anwendung auf die Zwangs- 
strafen oder Erzwingungsstrafen, die z. B. vom Registergericht verhängt werden kön- 
den, um jemand zu einem bestimmten Verhalten zu veranlassen (z. B. 8$ 14, 37 HGB). 
Auch hier erfolgt eine Umwandlung der Geldstrafe in Haft nur, soweit sie ausdrücklich 
zugelassen ist; $ 29 gilt für die Erzwingungsstrafe nicht. 
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Die Vorschriften über die Strafen gelten auch nicht ohne weiteres für die Ordnungs- 
strafe oder Ungehorsamsstrafe. Die Abgrenzung dieser Strafe, deren Anwendungsbereich 
in den letzten Jahren immer größer geworden ist, von der kriminellen Strafe ist bis- 
weilen recht schwierig. Man kann allgemein nur sagen, daß kriminelle Strafe dort ein- 
tritt, wo Gebote der völkischen Sittenordnung verletzt werden; dies fehlt bei der Ord- 
nungsstrafe; die nur mit Ordnungsstrafe bedrohten Tatbestände schließen keine sittliche 
Wertung insich (vgl. RGSt. 64 195, Rietzsch JW 1938 S.1077; Frank Leitsätze I S. 26). 
ist die Erfüllung eines Tatbestandes sowohl mit krimineller wie auch mit Ordnungsstrafe 
bedroht (z. B. $ 1, 8 VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen 
Preisvorschriften vom 3. Juni 1939, RGBl. I S. 999), so zeigt dies, daß es sich um ein 
Grenzgebiet handelt. Wird in einem solchen Falle nur eine Ordnungsstrafe verhängt, 
so ist bei Uneinbringlichkeit der Ordnungsstrafe in Geld die Umwandlung in eine Ersatz- 
freiheitsstrafe grundsätzlich nicht zulässig (RGSt. 75 235 mit Anm. Mittelbach DR 1941 
S. 2047). Die angegebene Abgrenzung ist bisher ebenfalls nicht bei den Übertretungen 
durchgeführt; aber auch soweit es sich nach den vorstehenden Darlegungen bei den im 
StGB enthaltenen Übertretungen um nicht kriminelles Unrecht handelt, sind die für 
diese Übertretungen angedrohten Strafen doch kriminelle Strafen im Sinne dieses Ab- 
schnitts. 

Schrifttum: Meeske, Die Rechtsnatur der Ordnungsstrafe im Wirtschaftsrecht, DStR 1936 
S. 152. — Meeske, Die Ordnungsstrafe in der Wirtschaft, 1937. -— Pechstein, Vom alten und neuen 
Sinn der Ordnungsstrafe, 1942 (Strafr. Abh. Heft 426). - Rauch, Werdendes Wirtschaftsrecht, ZStW 
58 S. 75. — Rietzsch, Ordnungsstrafrecht, JW 1938 S. 773, 1073. — Siegert, Deutsches Wirtschafts- 
strafrecht, 1939. -— Wittland, Strafrecht und Dienststrafrecht, DJ 1936 S.14599, 1937 S. 238. — 
E.Wolf, Die Stellung der Verwaltungsdelikte im Strafrechtssystem, in: Festg. Frank II S. 516. 

Über den Unterschied zwischen krimineller Strafe und Vertragsstraf e vgl. RG 
ZAkDR 1987 S. 655 mit Anm. Mezger. 


IV. Abgesehen von den Maßregeln der Sicherung und Besserung sind auch nicht alle 
sonstigen Maßnahmen, die das StGB als Folge einer strafbaren Handlung vorsieht, 
kriminelle Strafen! (über die Grenzziehung vgl. unten VI 3). Insbesondere sind folgende 
Maßnahmen keine Strafen: 


1. Die Aberkennung der Fähigkeit, als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernom- 
men zu werden (RGSt. 60 286). 


2. Die Unbrauchbarmachung von Schriften, Abbildungen und Darstellungen ($$ 41,42). 


8. Keine Strafen sine Maßnahmen, die nur eine Entschädigung des Verletzten be- 
zwecken. 


a) Keine Strafe ist daher die Buße. Im StGB findet sich die Buße nur in den $$ 188, 
231; in Nebengesetzen kommt sie häufig vor. Die Buße ist eine zivilrechtliche Entschä- 
digung mit der Besonderheit, daß der Schaden im Strafverfahren geltend gemacht wer- 
den kann. Sie dient nicht nur zum Ausgleich materieller, sondern auch ideeller Schäden. 
Bei der Bemessung der Buße sind die Grundsätze des BGB zu beachten (OLG Hamburg 
HöchstRR 8 S. 20). Auf dem Standpunkt, daß die Buße keine Strafe ist, steht in stän- 
diger Rechtsprechung das Reichsgericht (z. B. RGSt. 55 188, 60 12) und die ganz über- 
wiegende Meinung im Schrifttum; erschöpfende Nachweise bei Peters, Die kriminal- 
politische Stellung des Strafrichters (1932) S. 117 Anm. 1. 


Vor kurzem ist die Möglichkeit geschaffen worden, die aus einer strafbaren Handlung entstandenen 
zivilrechtlichen Ansprüche mit im Strafverfahren zu beurteilen (sog. Adhäsionsprozeß, 88 403 ff. StPO); 
vgl. hierzu Grau DJ 1943 S. 333, 353, Schönke DR 1943 S. 727. 


b) Über die Bekanntmachung des Urteils vgl. unter 4. 


: Die Abschiebung von Ausländern aus dem Reichsgebiet ist geregelt in der Ausländerpolizeiverord- 
nung vom 22. August 1938 (RGBl. I S. 1053, 1067). 
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4. Manche Deliktsfolgen sind nicht nur Strafe oder sonstige Maßnahme; sie haben viel- 
mehr eine Doppelnatur. So ist z. B. die öffentliche Bekanntmachung des Strafurteils in 
den Fällen der $$ 165, 200 zugleich Nebenstrafe und Genugtuung für den Verletzten 
(RGSt. 78 26, RG DR 1989 S. 364 Nr. 10). 


V. In dem ersten Abschnitt sind nicht alle Strafarten des StGB genannt. Das Gesetz 
kennt als Strafen weiter z. B. noch die Vermögenseinziehung ($$ 86, 93), ferner die Ein- 
ziehung der Verräter- oder Bestechungsgelder ($$ 93a Abs. 2, 335). 


VI. Zu unterscheiden ist zwischen Hauptstrafen und Nebenstrafen. Hauptstrafen sind 
solche, die für sich allein, Nebenstrafen solche, die nur neben einer Hauptstrafe verhängt 
werden können. Die Strafarten gehören zu der einen oder zu der anderen Gruppe; daher 
ist die Geldstrafe auch dort Hauptstrafe, wo sie nur neben einer Freiheitsstrafe (z. B. 
$6 263, 302a) ausgesprochen werden kann (RGSt. 46 268, 52 344). 

1. Hauptstrafen sind Todesstrafe, Zuchthausstrafe, Gefängnisstrafe, Festungshaft, 
Haft, Geldstrafe (88 13-27). 


2. Nebenstrafen sind die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ($$ 32 ff.), die 
Aberkennung der Amtsfähigkeit ($$ 35, 128, 129), die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
($$ 38, 39), Einziehung einzelner Gegenstände nach $ 40 sowie die Verfallerklärung des 
als Vorteil Empfangenen oder dessen Wertes ($ 335). 


8. Die Grenze zwischen Nebenstrafen und sonstigen Unrechtsfolgen ist flüssig; ent- 
scheidend für die Grenzziehung ist der Zweck der einzelnen vom Gesetz bestimmten 
Folge der Straftat. Verfolgt die Maßnahme den Zweck, dem Schuldigen ein Leiden auf- 
zuerlegen, so handelt es sich um eine Strafe (RGSt. 14 162, 46 133). 


4, Das Strafgesetzbuch räumt den Ehrenstrafen einen verhältnismäßig kleinen Raum 
als Nebenstrafen ein. Das kommende Recht will den Ehrenstrafen einen erheblich weite- 
ten Raum geben; es will das System der Ehrenstrafen ausbauen (hierüber Rietzsch in 
Gürtner I S. 119, 137). 

Aus dem neueren Schrifttum vgl. Dahm, Die Erneuerung der Ehrenstrafe, DJZ 1934 Sp. 821. - 
Götze, Die Achtung als Ehrenstrafe, ZStW 55 S. 533. -— Schaffstein, Ehrenstrafe und Freiheits- 


strafe in ihrer Bedeutung für das neue Strafrecht, DStR 1934 S. 273. - Schaffstein, Die Bedeutung 
der Ehrenstrafe im nationalsozialistischen Strafrecht, DR 1935 S. 269. 


VIL Die Strafädrohungen sind entweder absolut oder relativ bestimmt oder unbestimmt. 


1. Absolut bestimmt ist die Strafdrohung dann, wenn die Strafe vom Gesetz so fest- 
gelegt ist, daß für das richterliche Ermessen kein Spielraum bleibt. Das ist z. B. der Fall 
bei der Todesstrafe in $$ 80, 239a. 


2.a) Relativ bestimmt ist die Strafdrohung, wenn das Gesetz einen Strafrahmen gibt, 
innerhalb dessen der Richter die genaue Strafe für den Einzelfall zu bestimmen hat. Der 
Strafrahmen kann mehrere Strafarten zur Wahl stellen (z. B. im $ 185 Geld, Haft und 
Gefängnis) oder er kann innerhalb einer bestimmten Strafart einen Ermessensraum 
zwischen einem Mindest- und einem Höchstmaß geben (so z. B. in $ 242 bei der An- 
drohung von Gefängnis). Die Höchststrafe ist grundsätzlich nur für Taten vorgesehen, 
die der äußeren Erscheinung nach schwer sind und in voller Verantwortung begangen 
werden (RGSt. 69 317). 

b) Verschiedentlich ist nach dem Gesetz eine Abweichung von dem gewöhnlichen 
Strafrahmen nach der einen oder nach der anderen Richtung zulässig oder erforderlich; 
es tritt dann eine Strafänderung gegenüber dem normalen Strafrahmen ein. Man unter- 
scheidet hierbei Strafschärfungsgründe und Strafmilderungsgründe. Darüber, ob durch 
eine Strafänderung an der Natur des Verbrechens oder Vergehens etwas geändert wird, 
vgl. die Bemerkungen zu $ 1. Vgl. auch Nagler, Das Verhältnis des eigenständigen Ver- 
brechens zur Verbrechensqualifikation, ZAkDR 1940 S. 365. 
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a) Die Strafschärfungsgründe gestatten dem Richter oder verpflichten ihn, über den 
normalen Strafrahmen hinauszugehen. Einen allgemeinen Strafschärfungsgrund 
bildet es, wenn der Täter auf Grund der Gesamtwürdigung seiner Taten als gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher erscheint ($ 20a). Daneben kennt das Gesetz eine ganze Reihe 
besonderer Strafschärfungsgründe. Es handelt sich hierbei meist um benannte Straf- 
schärfungsgründe, so z. B. die Öffentlichkeit der Verübung einer Handlung (z. B. $$ 186, 
487), die gemeinschaftliche Verübung ($$ 123, 223a). Daneben kennt das Gesetz un- 
benannte Strafverschärfungsgründe in den besonders schweren Fällen (z. B. $$ 263 
Abs. 4, 266 Abs.4). 


ß) Die Strafmilderungsgründe gestatten dem Richter oder verpflichten ihn, unter den 
normalen Strafrahmen hinunterzugehen. Allgemeine Strafmilderungsmöglichkeiten 
sind vorgesehen beim Versuch ($ 44), bei der Beihilfe ($ 49), bei der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit ($ 51 Abs. 2) und für Jugendliche ($$ 6, 9 JGG). Daneben finden sich 
viele besondere Strafmilderungsgründe. Diese sind zum Teil benannt, so z.B. in 
$ 157; daneben kommen auch besondere unbenannte Strafmilderungsgründe vor, vor 
allem die mildernden Umstände, die es dem richterlichen Ermessen überlassen, unter das 
regelmäßige Mmimum einer Strafdrohung herunterzugehen (z. B. in $$ 213, 217 Abs. 2, 
263 Abs. 2; zu den mildernden Umständen vgl. RG JW 1987 S. 3301). Neben den mil- 
dernden Umständen kennt das Gesetz minderschwere Fälle im $ 84; ein solcher Fall 
liegt vor, wenn die Tat nach der äußeren und inneren Tatseite besonders milde liegt 
(VGH) DJ 1986 S. 1164); vgl. weiter RKG 2 153, 163. 


8. Unbestimmt ist die Strafdrohung dann, wenn das Gesetz keinen Strafrahmen ent- 
hält. Dies ist der Fall, wenn Geldstrafe in unbeschränkter Höhe angedroht wird. Eine 
derartige Strafdrohung findet sich jetzt für besonders schwere Fälle der $$ 302d, 302e 
im $ 3 Ges. vom 4. September 1941 (RGBl.T S. 549), außerdem in anderen Gesetzen, 
so z.B. im $ 1 Abs.1 VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 1939 (RGBl.I S. 999), $ 2 Abs.2 VO über den 
Kapitalverkehr vom 12. Juni 1941 (RGBl.]I S. 328), 88 1 Abs. 1, 2 Abs. 4, 3 Verbrauchs- 
regelungs-StrafVO vom 26. November 1941 (RGBl. I S. 734), $ 12 Abs. 1 VO über den 
Warenverkehr vom 11. Dezember 1942 (RGBIl.T S. 686). 


vVIH. Die Strafzumessung 


Schrifttum: Brinkmann, Die Ungleichheit der Strafzumessung, DJ 1936 S. 1653. -— Exner, 
Über Gerechtigkeit im Strafmaß, 1920. - Exner, Studien über die Strafzumessungspraxis der deut- 
schen Gerichte, 1931 (Kriminal. Abh. Heft 16). -— Freisler, Gedanken zum rechten Strafmaß, DJ 
1939 S. 329. -— Graßberger, Die Strafzumessung, 1932. -— Hennerici, Zur Strafzumessung, DR 
41940 S. 958. - Niederreuther, Fehlerhafte Strafzumessungsgründe, DJ 1938 S. 414. -— Peters, Die 
kriminalpolitische Stellung des Strafrichters bei der Bestimmung der Strafrechtsfolgen, 1932. - Peters, 
Strafzumessung, in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. II (1936) S. 737. - Rabl, Strafzumessungs- 
praxis und Kriminalitätsbewegung, 1936 (Kriminal. Abh. Heft 25). - Siegert, Der Einfluß der Straf- 
zwecke auf Schuld und Strafmaß, ZStW 54 S. 418. 


Das StGB enthält keine allgemeinen Grundsätze über die Strafzumessung innerhalb 
des gesetzlichen Strafrahmens im Einzelfall; diese steht im freien Ermessen des Rich- 
ters. Richtlinien müssen dabei die Zwecke der Strafe sein (vgl. näher Freisler aaO und 
Peters, Die kriminalpolitische Stellung S. 74 ff.). Gewisse Richtlinien für die Straf- 
bemessung finden sich in den $$ 20, 27a-27c. Vgl. auch noch v. Vogel DR 1942 S. 422. 

An Einzelfragen sei folgendes hervorgehoben: 

1. Wenn die Strafe zunächst Vergeltung für die begangene Tat ist, so sind bei der 
Strafzumessung doch auch stets die Persönlichkeit des Täters, seine Stellung 
und Bewährungin der Volksgemeinschaft zu würdigen. So kann z. B. die ehren- 
volle Teilnahme am Kriege bei der Strafzumessung zugunsten des Angeklagten berück- 
sichtigt werden (RG JW 1988 S. 168, 175 mit Anm. Leppin). Die Eigenschaft als Be- 
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amter darf nicht grundsätzlich nur als Straferhöhungsgrund angesehen werden (RGSt. 
71 46, RG DStR 1987 S. 51, RG HRR 1987 Nr. 1062). Es ist nicht ausgeschlossen, bei 
der Strafzumessung für eine bestimmte Tat frühere, wenn auch nicht strafbare, so doch 
den sittlichen Anschauungen der Volksgemeinschaft widersprechende Vorkommnisse 
derselben oder ähnlichen Art strafschärfend in Betracht zu ziehen (RG DJ 1987 S. 1319). 
Ein früheres Strafverfahren, das nicht zu einer Verurteilung geführt hat, darf bei der 
Strafzumessung berücksichtigt werden, wenn sich daraus im Einzelfall besondere 
Schlüsse ergeben (vgl. auch die AV über neue Straftaten durch Amnestierte in DJ 1935 
S. 5). Unzulässig ist es dagegen, bloße Möglichkeiten oder Verdachtsmomente als Straf- 
zumessungsgründe zu verwerten. Vgl. weiter z.B. RG JW 1988 S. 3157 Nr. 2, 1989 
8.147 Nr.5. Für Erhebungen über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
kann sich der Staatsanwalt oder der Richter der Ermittlungshilfe bedienen; über Auf- 
gabe, Aufbau und Arbeitsweise der Ermittlungshilfe vgl. die AV in DJ 1937 S. 1564. 


2. Das Verhalten während des Verfahrens kann auch bei der Strafzumessung berück- 
sichtigt werden. Hartnäckiges Leugnen einer erwiesenen Tat ist im allgemeinen straf- 
sChärfend zu bewerten (RGSt. 88 208, RG Recht 1922 Nr. 695, RKG 1191). Das Ver- 
halten des Angeklagten nach der Tat kann vielfach einen Schluß auf die Persönlichkeit 
zulassen und daher z. B. bei der Frage, ob mildernde Umstände zu bewilligen sind, 
herangezogen werden (RG JW 1986 S. 1677). Auch die Wirkung der Art der Bestrafung 
auf Dritte, insbesondere auf den etwaigen Verletzten, ist nicht außer acht zu lassen 
(RGSt. 65 230). 


8. Unzulässig ist es, den gesetzgeberischen Zweck ganzer Tatbestandsgruppen, be- . 
stimmter Tatbestände oder einzelner Tatbestandsmerkmale als straferhöhend heran- 
zuziehen. So darf z. B. die Höhe der Strafe bei Zuwiderhandlungen gegen Steuergesetze 
nicht mit der Erwägung begründet werden, Straftaten gegen Steuergesetze richteten 
sich in besonderem Maße gegen das Wohl der Allgemeinheit (RG JW 1987 S. 470). Un- 
zulässig ist weiter etwa die Begründung, die hervorragende Bedeutung des Eides für 
die Rechtspflege erfordere eine strenge Bestrafung des Meineides (RG HRR 1987 Nr. 616). 
Bei der Verurteilung wegen Kuppelei ($ 180 Abs. 3) darf das Ausbeuten an sich nicht 
noch strafschärfend berücksichtigt werden, da es schon Tatbestandsmerkmal ist (RG 
HRR 1987 Nr. 898), ebensowenig bei der Verurteilung aus $ 292 Abs. 2 die besondere 
Verwerflichkeit der Jagdausübung mittels Schlingen (RGSt. 70 223). 


4. Über die Strafzumessungsgrundsätze beiRassenschande vgl. RG DR 1940 S.1522 


5. Für das kommende Strafrecht ist folgende alıgemeine Strafzumessungsregel vorgesehen: 

„Der Richter soll die Persönlichkeit des Täters, seine Lebensführung, seine Stellung und Bewäh- 
rung in der Volksgemeinschaft würdigen und die Strafe 3o bemessen, daß sie gerechtem Sühnever- 
langen und dem Schutzbedürfnis des Volkes entspricht. 

Das Verschulden des Täters und das Maß der Pflichtverletzung, bei vorsätzlichen Taten die Stärke 
des verbrecherischen Willens, bei fahrlässigen die Größe des Leichtsinns, der Gleichgültigkeit sind 
besonders zu berücksichtigen.“ 

Aus dem Schrifttum vgl.: Gürtner-Freisler S. 115. -L. Schäferiin Gürtner I S. 163. - Hell- 
wig, Die Reform der Strafzumessung, DStR 1936 S. 416. - Schaffstein, Bemerkungen zur gesetz- 
lichen Regelung der Strafbemessung im kommenden deutschen Strafrecht, DStR 1934 S. 369. - 
E.Wolf, Das künftige Strafensystem und die Zumessungsgrundsätze, ZStW 54 S. 544. 


IX. Der Vollzug von Freiheitsstrafen ist bisher nicht durch ein Reichsgesetz geregelt; 
bis zum Erlaß und Inkrafttreten eines derartigen Gesetzes sind maßgebend die Grund- 
sätze für den Vollzug von Freiheitsstrafen vom 7. Juni 1923 (RGBl. II S. 263) mit Ände- 
Fungen und Ergänzungen durch die VO des Reichsjustizministers über den Vollzug von 
Freiheitsstrafen und von Maßregeln der Sicherung und Besserung, die mit Freiheits- 
entziehung verbunden sind, vom 14. Mai 1934 (RGBl. I S. 383), die sog. Strafvollzugs- 
grundsätze; praktisch gewährleistet die Einheitlichkeit des Vollzuges nunmehr die Straf- 
vollzugsordnung vom 22. Juli 1940 (Amtliche Sonderveröffentlichungen der Deutschen 
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Justiz Nr. 21) mit der AV über Kriegsvereinfachung im Strafvollzug und Vollzug der 
Untersuchungshaft in DJ 1942 S. 134; vgl. weiter Untersuchungshaftvollzugs- 
ordnung vom 19. November 1942 (Amtliche Sonderveröffentlichungen der Deutschen 
Justiz Nr. 29); für den Jugendstrafvollzug gilt die AV vom 22. Januar 1937 (DJ 
1937 S. 97 mit Änderungen in DJ 1941 8.793). Für die militärischen Strafen gelten 
die Strafvollstreckungsvorschrift für Reichsheer und Reichsmarine vom 27. November 
1933 (RGBIl. II S. 979) und die Strafvollzugsvorschrift für die Wehrmacht vom 4. De- 
zember 1937. Der Betrieb der Strafvollstreckung (im Gegensatz zu ihrer Durch- 
führung im Wege des Strafvollzuges) ist durch die Strafvollstreckungsordnung vom 
7. Dezember 1935 geregelt (DJ 1935 S. 1800) mit Änderungen in DJ 1942 S. 86, 1943 
S. 344. 

Aus dem neueren Schrifttum vgl. zur Strafvollzugsordnung vor allem Eichler, GS 115 S. 119 
sowie in Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht (2. Aufl.) IIci4 S. 1 fl. ferner auch 
Sauer, DStR 1940 S. 136; vgl. weiter die mit eingehenden Nachweisen versehenen Beiträge von 
Eichler, Ellger, Bieidt und Roesner in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. II (1936) S. 692 ff. 
- Weißenrieder, Reichsrechtliche Vollzugsgrundsätze, 1. Sonderheft zu Bd. 65 der Blätter für Ge- 
fängniskunde. — Freisler, Gedanken über Strafvollzug an jungen Gefangenen, 1936. 

Im Zusammenhang mit der Reform des materiellen Rechts ist die Schaffung eines 
besonderen Strafvollstreckungsgesetzes vorgesehen; hierzu Eichler, Vor einer Neuord- 
nung des deutschen Strafvollzuges, Blätter für Gefängniskunde Bd.68 8.5; Haupt- 
vogel, Welche Zielrichtung ist dem künftigen Strafvollzug zu setzen? DStR 1935 S. 321; 
Schoetensack-Christians-Eichler, Grundzüge eines deutschen Strafvollstreckungsrechts, 
41935, mit Ergänzungen 1936. 


813 
Die Todesstrafe ist durch Entlıauptung zu vollstrecken. 


Schrifttum: Graf zu Dohna, Die Verwendung der Todesstrafe in Deutschland seit 1933, Mon- 
KrimBiol. 1939 S. 479. - Kohlrausch, Todesstrafe (Geschichte und Gesetzgebung) in: Handwörter- 
buch der Kriminologie Bd.II(1936) S.795.-v.Weber, Vom Sinn der Todesstrafe, ZAkDR 1940 S.156. - 
Vgl. auch Freisler in Akademiedenkschrift S. 101. 


I. Das Anwendungsgebiet der Todesstrafe ist durch die Gesetzgebung der letzten Jahre 
nicht unerheblich erweitert worden. 


1. Angedroht ist die Todesstrafe im StGB in den 88 80-83, 89, 90, 90g, 91, 91a, 91b: 
92, 139, 143a, 211, 239a, 315, ferner z.B. im $ 5 SprengstoffGes., $ 5 VO zum Schutz 
von Volk und Staat vom 28. Februar 1933, $ 1 Ges. zur Abwehr politischer Gewalt- 
taten vom 4. April 1933, $ 1 Ges. zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. Okto- 
ber 1933, Ges. gegen Wirtschaftssabotage vom 1. Dezember 1936, Ges. gegen Straßen- 
raub mittels Autofallen vom 22. Juni 1938, $ 2 VO über außerordentliche Rundfunk, 
maßnahmen vom 1. September 1939, $ 1 KriegswirtschaftsVO vom 4. September 1939- 
$$ 1, 3 VolksschädlingsVO vom 5. September 1939, $ 2 VO zur Ergänzung der Straf- 
vorschriften zum Schutz der Wehrkraft vom 25. November 1939, $ 1 VO gegen Gewalt- 
verbrecher vom 5. Dezember 1939, $1 Ges. vom 4. September 1941, $$ 2-5 Kriegssonder- 
strafrechtsVO. Sie ist weiter verschiedentlich im MStGB angedroht, z. B. in $$ 63, 70, 
78, 83, 84, 89, 94, 96, 97, 99, 102a, 129 Abs. 2. 

2. Unzulässig ist grundsätzlich die Verhängung der Todesstrafe gegen Jugendliche 
($ 9 Abs. 2 JGG), es sei denn, daß die Voraussetzungen der VO zum Schutze gegen 
jugendliche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 vorliegen oder daß $ 50 MStGB zu- 
trifft. Dagegen ist beim Versuch und bei der Beihilfe jetzt auch die Todesstrafe zulässig 
(88 &4, 49). 


IL Die Vollstreckung der Todesstrafe erfolgt regelmäßig durch Enthaupten; das Nähere 
hat der Reichsjustizminister im Verwaltungswege bestimmt (nicht veröffentlichte Rund- 


46 


Todesstrafe 8 14 


verfügung vom 19. Februar 1939, 4417 III a* 318); vgl. dazu $$ 453, 454 StPO. Daneben 
kommen folgende Arten der Vollstreckung der Todesstrafe in Betracht: 


1. Erhängen. Ist jemand wegen eines gegen die öffentliche Sicherheit gerichteten 
Verbrechens zum Tode verurteilt, so kann die Reichsregierung anordnen, daß die Voll- 
streckung durch Erhängen erfolgt ($ 2 Ges. über Verhängung und Vollzug der Todes- 
strafe vom 29. März 1933, RGBIl. IS. 151). Die Todesstrafe kann ferner bei Plünderung 
im freigemachten Gebiet durch Erhängen vollzogen werden ($ 1 Abs. 3 VO gegen Volks- 
schädlinge vom 5. September 1939); die Entscheidung darüber, ob die Vollstreckung in 
dieser Weise erfolgen soll, trifft hier die Strafvollstreckungsbehörde ($ 1 VO vom 7. Sep- 
tember 1939, RGBIl.I S. 1700). 


2. Durch Erschießen wird die Todesstrafe vollstreckt, wenn sie wegen eines mili- 
tärischen Verbrechens ausgesprochen wird; im Felde wird sie so auch dann vollstreckt, 
wenn auf sie wegen eines nichtmilitärischen Verbrechens erkannt worden ist (88413, 415 
MStGO; $ 103 Kriegsstrafverfahrensordnung vom 17. August 1938). Es ist dabei un- 
erheblich, ob die Todesstrafe auch im Felde erkannt ist. 


IIL Als Nebenstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden 
($ 32); zwingend ist dies aber nicht. Über sonstige Nebenfolgen vgl. Vorbem. 1 vor $ 31. 


IV. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (Art. II VO vom 8. Juli 
1938, RGBI.T S. 844). 
g 14 
Die Zuchthausstrafe ist eine lebenslängliche oder eine zeitige. 
Der Höchstbetrag der zeitigen Zuchthausstrafe ist fünfzehn Jahre, ihr Mindestbetrag 
ein Jahr. 


Wo das Gesetz die Zuchthausstrafe nicht ausdrücklich als eine lebenslängliche androht, 
ist dieselbe eine zeitige. 


L Die Zuchthausstrafe ist die schwerste Freiheitsstrafe. Sie ist auch eine Ehrenstrafe; 
sie führt vor allem zur Wehrunwürdigkeit und bewirkt die dauernde Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter ($ 31); sie führt zur Verwirkung der elterlichen Gewalt, 
wenn sie wegen eines an dem Kinde verübten Verbrechens verhängt wird ($ 1680 BGB). 
Vgl. weiter 8 31 Anm. V. Neben der Zuchthausstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden ($ 32). 

Die Dauer der Zuchthausstrafe wird in $ 14 geregelt; für ihren Vollzug gibt $ 15 gewisse 
Richtlinien. 


HD. Die Zuchthausstrafe ist entweder eine lebenslängliche oder eine zeitige; lebens- 
änglich ist die Zuchthausstrafe nur dann, wenn sie ausdrücklich als solche angedroht 
ist (Abs. 3). 


1. Lebenslängliche Zuchthausstrafe ist z. B. angedroht im $ 81, 82, 90. Auch bei Ver: 
such und Beihilfe kann jetzt auf lebenslanges Zuchthaus erkannt werden ($$ 44, 49). 


2. Die zeitige Zuchthausstrafe hat als Höchstbetrag fünfzehn Jahre; ihr Mindest- 
betrag ist ein Jahr. Auf mehr als 15 Jahre kann erkannt werden, wenn mehrere Ver- 
brechen, aber nicht die Voraussetzungen des $ 79 vorliegen (RGSt. 4 54). Das Höchst- 
maß kann auch dann überschritten werden, wenn bei Realkonkurrenz neben der Zucht- 
hausstrafe auf eine Geldstrafe erkannt ist und diese in Zuchthaus umgewandelt werden 
muß ($ 29 Abs. 1). 

Die Strafeinheiten der zeitigen Zuchthausstrafe bestimmt $ 19 Abs. 2. 

Über den Umwandlungsmaßstab der Anehthaussttate im Verhältnis zur Gefängnis- 
strafe und zur Festungshaft vgl. $ 21. 
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IN. Unzulässig ist grundsätzlich die Verhängung der Zuchthausstraie gegen Jugend- 
liche ($ 9 JGG), es sei denn, daß die Voraussetzungen der VO zum Schutze gegen jugend- 
liche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 vorliegen oder daß $ 50 MStGB zutrifft. 


g 15 


Die zur Zuchthausstrafe Verurteilten sind in der Strafanstalt zu den eingeführten Ar- 
beiten anzuhalten. 

Sie können auch zu Arbeiten außerhalb der Anstalt, insbesondere zu öffentlichen oder 
von einer Staatsbehörde beaufsichtigten Arbeiten verwendet werden. Diese Art der Be- 
schäftigung ist nur dann zulässig, wenn die Gefangenen dabei von anderen freien Ar- 
beitern getrennt gehalten werden. 


I. Die Vorschrift gibt für den Vollzug der Zuchthausstrafe einige Richtlinien, das Nähere 
findet sich in Nr 152, 153 Strafvollzugsordnung. Danach ist die Strafe in den ersten 
sechs Monaten strenger zu vollziehen (Nr. 153 aaO). 


IH. Die Zuchthausstrafe ist mit Arbeitszwang verbunden. Die Arbeit braucht nicht den 
Fähigkeiten und Verhältnissen des Sträflings zu entsprechen (vgl. demgegenüber $ 16 
Abs. 2). Die Arbeit kann innerhalb oder außerhalb der Anstalt erfolgen. Über den 
Arbeitseinsatz der Gefangenen vgl. die AV in DJ 1938 S. 887 und die AV in DJ 1939 
S. 918 sowie Freisler DJ 1940 S. 1021. 


III. Die Zuchthausstrafe ist in einer Strafanstalt zu vollziehen; hierunter ist eine 
Anstalt zum Vollzug von Kriminalstrafen zu verstehen (Nr. 1 Abs. 1 Strafvollzugsord- 
nung). Diese Anstalt braucht nicht ausschließlich mit zu Zuchthaus Verurteilten belegt 
zu werden; es können dort gleichzeitig Gefängnisgefangene aufgenommen werden. Für 
den Vollzug an erstbestraften Zuchthausgefangenen, gegen die auf nicht mehr als 5 Jahre 
erkannt ist, können besondere Zuchthäuser oder besondere Abteilungen von Zucht- 
häusern bestimmt werden (Nr. 3 Abs. 2 Strafvollzugsordnung). 

“ Über Einzelhaft vgl. $ 22. 


5 16 s 


Der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe ist fünf Jahre, ihr Mindestbetrag ein Tag. 

Die zur Gefängnisstrafe Verurteilten können in einer Gefangenenanstalt auf eine ihren 
Fähigkeiten und Verhältnissen angemessene Weise beschäftigt werden; auf ihr Verlangen 
sind sie in dieser Weise zu beschäftigen. 

& 15 Abs. 2 findet Anwendung. 


I. Die am häufigsten verhängte Freiheitsstrafe ist die Gefängnisstrafe; sie ist die zweit- 
schwerste Freiheitsstrafe ($ 20). Die im StGB vorgesehenen Ehrennebenstrafen sind 
nicht zwingend mit der Gefängnisstrafe verbunden; auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte kann erkannt werden ($ 32). Wird ein Beamter wegen vorsätzlich begangener Tat 
zu einer Gefängnisstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt, dann scheidet er mit der 
Rechtskraft des Strafurteils aus dem Beamtenverhältnis aus ($ 53 DBG); vgl. näher 
Vorbem. 3 vor $ 31. Die Gefängnisstrafe kann auch Anlaß zur Verwirkung der elterlichen 
Gewalt geben ($ 1680 BGB). 


IL. Die Dauer der Gefängnisstrafe kann nur zeitig sein. 


1. Der Höchstbetrag der, Gefängnisstrafe ist 5 Jahre. Dieser Höchstbetrag kann 
überschritten werden bei Realkonkurrenz ($$ 74 Abs. 3, 75, 79) und bei Jugendlichen 
($9 JGG). Nach $ 16 Abs. 2 MStGB ist der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe 15 Jahre. 


2. Der Mindestbetrag ist ein Tag, bei Wehrmachtangehörigen 6 Wochen und 1 Tag . 
(s$ 17 Abs.1, 29 Abs.1 MStGB). 
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8. Die Strafeinheiten der Gefängnisstrafe bestimmt $ 19 Abs. 2. Über das Verhältnis 
der Gefängnisstrafe zu Zuchthaus oder Festungshaft vgl. $ 21. 


4, Gegenüber Jugendlichen wird bei Vorliegen der Voraussetzungen des $ 1 VO vom 
10. September 1941 (RGBl. I S. 567) Gefängnis von unbestimmter Dauer verhängt; 
das Höchstmaß der Strafe beträgt aber 4 Jahre Gefängnis. 


II. Für den Vollzug der Gefängnisstrafe sagt das Gesetz nur, daß der Arbeitszwang 
vom Ermessen der Gefängnisverwaltung abhängig ist (vgl. jetzt noch Nr. 67 Abs. 2 
Strafvollzugsordnung). Die Gefangenen können auch außerhalb der Anstalt beschäftigt 
werden; diese Arbeit bedarf nicht ihrer Zustimmung (Abs. 3). Auch hier ist ein strengerer 
Anfangsvollzug vorgesehen,,ferner ein Sondervollzug für erstbestrafte Gefängnisgelan- 
gene. Vgl. näher Nr. 154-161 Strafvollzugsordnung. 


IV. Der Vollzug erfolgt in einem Strafgefängnis oder in einer Haftanstalt (Nr.1 Abs.1 
Strafvollzugsordnung). Besondere Strafgefängnisse oder besondere Abteilungen von 
Strafgefängnissen dienen dem Sondervollzug an erstbestraften Gefängnisgefangenen 
(Nr. 3 Abs. 1 Strafvollzugsordnung). 

Jugendliche verbüßen die Strafe in besonderen Abteilungen oder in Sonderanstalten 
($ 16 Abs. 2-4 JGG). Vgl. jetzt näher die AV über Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 
1937 (DJ 1937 S. 97) mit Änderungen in DJ 1941 S. 793. 


V. Auch eine Gefängnisstrafe gegen einen Wehrmachtangehörigen kann nach 
dem $ 29 Abs. 1 MStGB in gelinden Arrest umgewandelt werden (RGSt 75 376). 


$ 17 


Die Festungshaft ist eine lebenslängliche oder eine zeitige. 

Der Höchstbetrag der zeitigen Festungshaft ist fünfzehn Jahre, ihr Mindestbetrag 
ein Tag. 

Wo das Gesetz die Festungshaft nicht ausdrücklich als eine lebenslängliche androht, 
ist dieselbe eine zeitige. 

Die Strafe der Festungshaft besteht in Freiheitsentziehung mit Beaufsichtigung der 
Beschäftigung und Lebensweise der Gefangenen. Sie wird in Festungen volizogen, die dem 
Reiehskriegsminister unterstehen. 

I. Festungshaft ist die Freiheitsstrafe, die keine entehrenden Folgen hat; auf Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte darf neben ihr nicht erkannt werden. Der Anwendungs- 
bereich der Festungshaft ist dadurch erheblich geringer geworden, daß sie die Novelle 
vom 24. April 1934 bei Hoch- und Landesverrat beseitigt hat. 

Im StGB ist die Festungshaft wahlweise zugelassen neben Zuchthaus in $$ 105, 106, 
neben Gefängnis in $$ 102, 104, 107, 130a, 345 Abs. 2; allein ist Festungshaft beim Zwei- 
kampf in den $$ 201-206 angedroht. Bei diesen wahlweisen Androhungen wird die Ver- 
hängung von Zuchthaus oder Gefängnis als die Regel angesehen; auf Festungshaft darf 
in diesen Fällen nur erkannt werden, wenn die Tat aus ehrenhaften Beweggründen ent- 
sprang und nicht gegen das Wohl des Volkes gerichtet war ($ 20). 

Über den täterstrafrechtlichen Charakter der Festungshaft vgl. Bockelmann, Studien 
zum Täterstrafrecht (Teil I, 1939) S. 44. 


IL. Die Dauer der Festungshaft ist heute nur noch zeitig; lebenslange Festungshatft, 
von der der Text des Gesetzes noch spricht, kommt im StGB nicht mehr vor. Der 
Höchstbetrag beläuft sich auf 15 Jahre, bei Jugendlichen auf 10 Jahre ($ 9 JGG); 
der Mindestbetrag ist 1 Tag, bei Wehrmachtangehörigen 6 Wochen und 1 Tag ($$ 17 
Abs.1, 29 Abs. 1 MStGB). 

Die Strafeinheiten der Festungshaft bestimmt $ 19 Abs. 2. Über das Verhältnis der 
Festungshaft zu Zuchthaus und Gefängnis vgl. $ 21. 


* Schönke, StGB 2.A. 49 
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- IM. Für den Vollzug sagt das Gesetz, daß die Festungshaft in der Freiheitientziehung 
mit bloßer Beaufsichtigung der Beschäftigung und Lebensweise besteht. Ein Arbeits- 
zwang ist ausgeschlossen; es besteht andererseits auch kein Recht auf Beschäftigung. 
Die Einzelhaft ist ausgeschlossen ($ 22); eine zeitweilige Absonderung der Festungs- 
gefangenen, z. B. zur Nachtzeit, ist aber trotzdem statthaft. Vgl. im übrigen $$ 2 Abs. 3, 
166-184 Strafvollzugsgrundsätze in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
1932 (RGBI. I S. 407). 


IV. Der Vollzug erfolgt in Festungen, die dem Chef des Oberkommandos der Wehr- 
macht unterstehen; VO über den Vollzug der Festungshaft vom 30. November 14933 
(RGBI. I S. 1019), Nr.195 ff. der Strafvollstreckungsvorsschrift für Reichsheer und 
Reichsmarine vom 27. November 1933 (RGBl. II S. 979) und die AV in DJ 1933 8.805. 

Jugendliche sind abzusondern ($ 16 JGG). 
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Der Höchstbetrag der Haft ist sechs Wochen, ihr Mindestbetrag ein Tag. 
Die Strafe der Haft besteht in einfacher Freiheitsentziehung. 


I. Die leichteste Freiheitsstrafe ist die Haft; sie ist ebenso wie die Festungshaft nicht 
entehrend. Das MStGB kennt nicht Haft, sondern Arreststrafe. 

Die Haft ist im StGB vor allem bei Übertretungen angedroht ($$ 360 ff.), ferner bei 
einzelnen Vergehen ($$ 185, 186) und vielfach in Nebengesetzen. 


II. Die Dauer der Haft ist stets zeitig. Der Höchstbetrag ist 6 Wochen, der Mindest- 
betrag 1 Tag. Bei Realkonkurrenz kann die Dauer der Haft 3 Monate betragen ($$ 77 
Abs. 2, 78 Abs. 2, 79). Die zulässigen Strafeinheiten ergeben sich aus $ 19. 


II. Für den Vollzug der Haft spricht das Gesetz den Grundsatz aus, daß sie in ein- 
facher Freiheitsentziehung besteht (Abs. 2). Ein Arbeitszwang ist im Strafgesetzbuch 
nur für die sog. geschärfte Haft ($$ 362, 368 Nr. 3-8) vorgesehen; Nr. 67 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit Nr. 162 Abs. 1 Strafvollzugsordnung haben aber allgemein die Arbeits- 
pflicht auch bei der Haft eingeführt. Einzelhaft ist nur mit Zustimmung des Gefangenen 
zulässig ($ 22). Einfache Haft von nicht mehr als zwei Wochen kann in der Weise voll- 
zogen werden, daß der Verurteilte jeweils nur die Zeit vom Sonnabend nachmittag bis 
Montag morgen in der Vollzugsanstalt zubringt (Wochenendvollzug) (Nr. 163 Straf- 
vollzugsordnung). Im übrigen vgl. Nr. 162, 164 Strafvollzugsordnung. 


IV. Die Haftstrafe wird in Anstalten, die zugleich dem Vollzug der Untersuchungs- 
haft und der Haft anderer Art dienen (Haftanstalten), vollzogen (Nr.1 Abs. 1, Nr. 13 
Abs. 2, 3 Strafvollzugsordnung). 

Für Jugendliche gilt das gleiche wie bei der Gefängnisstrafe; vgl. $ 16 Anm. IV. 


$19 


Bei Freiheitsstrafen wird der Tag zu vierundzwanzig Stunden, die Woche zu sieben 
Tagen, der Monat und das Jahr nach der Kalenderzeit gerechnet. 

Die Dauer einer Zuchthausstrafe darf nur nach vollen Monaten, die Dauer einer ande- 
ren Freiheitsstrafe nur nach vollen Tagen bemessen werden. 


I. Die Vorschrift gibt in Abs. 1 den Strafvollstreckungsbehörden Weisungen 
über die Berechnung der Freiheitsstrafen. Die Entlassung aus der Freiheitsstrafe hat 
entsprechend Tag und Stunde der Einlieferung zu erfolgen. Ist die genaue Feststellung 
des Tages oder der Stunde nicht möglich, so werden der Tag und die Stunde zugrunde 
gelegt, die der Wirklichkeit mutmaßlich am nächsten kommen. Bei der Berechnung 
nach Monaten und Jahren ist bis zu dem Tage zu rechnen, der durch seine Zahl dem 
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Anfangstage entspricht. Fehlt dieser Tag in dem maßgebenden Monat, so tritt an seine 
Stelle dessen letzter Tag ($ 21 Abs. 2, 3 Strafvollstreckungsordnung). Über die Zeit der 
Entlassung aus der Strafhaft vgl. auch die AV in DJ 1936 S. 502 und hierzu Weißen- 

rieder, Blätter für Gefängniskunde Rd. 67 S. 40. \ 


IL. Abs. 2 gibt den Gerichten Vorschriften über die Bemessung der Freiheitsstrafen. 


1. Die Zuchthausstrafe darf grundsätzlich nur so bemessen werden, daß sie ein Viel- 
faches von vollen Monaten ist; unzulässig ist es daher z..B., auf zwei Jahre, 3%, Monate 
Zuchthaus zu erkennen. Auch eine nach $ 157 oder nach sonstigen Vorschriften ermäßigte 
Zuchthausstrafe darf immer nur nach vollen Monaten berechnet werden (RGSt. 60 289, 
69 30, RG HRR 1989 Nr. 54). Dies gilt aber nur für Zuchthausstrafen, die als solche zu 
verbüßen sind, nicht dagegen dann, wenn Zuchthausstrafen wegen Unterschreitung der 
gesetzlichen Mindestdauer in Gefängnis umzuwandeln sind (OLG Jena JW 1986 S. 3011; 
and. RG in den angeführten Entscheidungen). 

Von diesem Grundsatz besteht eine Ausnahme ferner dann, wenn eine Gefängnis- 
strafe oder eine Geldstrafe in Zuchthaus umgewandelt wird ($$ 29, 7%, 79; RGSt. 4 1461). 
Die Bindung an diesen Grundsatz besteht weiter nicht bezüglich der Anrechnung von 
Untersuchungshaft. 

2. Die anderen Freiheitsstrafen sind stets nach vollen Tagen zu bemessen; auf den 
Bruchteil eines Tages darf nicht erkannt werden. Unzulässig ist es auch, auf den Bruch- 
teil eines Jahres oder eines Monats zu erkennen, da die Monate eine ungleiche Anzahl 
von Tagen haben; fehlerhaft ist z. B. die Festsetzung auf 71, Monate Gefängnis; es muß 
statt dessen heißen: 7 Monate 14 Tage Gefängnis (RG JW 1988 S. 3104). 

Entspricht der nichtbeitreibbare Rest einer Geldstrafe nach dem im Urteil festgesetzten 
Umwandlungsmaßstab der Ersatzfreiheitsstrafe nicht einem Zeitraum von ganzen Tagen, 
so sollen die Vollstreckungsbehörden die restliche Ersatzfreiheitsstrafe in vollem Um- 
fang vollstrecken, auch wenn der Rest weniger als 24 Stunden beträgt ($ 38 Strafvoll- 
streckungsordnung). Diese Bestimmung bindet aber nur die Strafvollstreckungsbehör- 
den; eine abweichende gerichtliche Entscheidung im Einzelfall ist in ihr auch ausdrück- 
lich vorbehalten. Vgl. hierzu K. Schäfer, DJ 1933 S. 704. 


| 520 
Wo das Gesetz die Wahl zwischen Zuchthaus oder Gefängnis und Festungshalt ge- 
stattet, darf auf Festungshaft nur dann erkannt werden, wenn die Tat sich nicht gegen 


das Wohl des Volkes gerichtet und der Täter ausschließlich aus ehrenhaften Beweggrün- 
den gehandelt hat. 


L Im StGB ist eine Wahlmöglichkeit gegeben zwischen Zuchthaus und Festungshaft 
in den 88 105 und 106, zwischen Gefängnis und Festungshaft in den $$ 102, 103, 104, 
107, 130a, 345 Abs. 2. | 


I. Auf Festungshaft darf nur erkannt werden, wenn die Tat sich nicht gegen das 
Wohl des Volkes gerichtet und der Täter ausschließlich aus ehrenhaften Beweggründen 
gehandelt hat. Die Regel soll also die Verhängung von Zuchthaus oder Gefängnis sein; 
Festungshaft soll nur ausnahmsweise eingreifen. Zur Begründung der Verhängung von 
Festungshaft genügt nicht die Bemerkung, daß die Tat nicht als ehrlos anzusehen sei 
(RKG 1 98). Richtlinien des Führers über die Behandlung wahlweise angedrohter Fe- 
stungshaft im Bereich des MStGB enthält die amtliche Anmerkung zu $ 21 MStGE. 

1. Über den Begriff Wohl des Volkes vgl. die Erläuterungen zu $ 263. Die Tat ist dann 
gegen das Wohl des Volkes gerichtet, wenn sie entweder zu einer Schädigung des 
Volkswohls geführt hat oder objektiv geeignet ist, eine derartige Schädigung herbei- 
zuführen. 
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2. Der Täter muß ausschließlich aus ehrenhaften Beweggründen gehandelt haben. Die 
Beweggründe sind dann ehrenhaft, wenn das Handeln des Täters von der Vorstellung 
sittlicher Werte bestimmt war, die nach allgemeinem gesunden Volksempfinden achtens- 
wert sind. Die Beweggründe müssen ausschließlich ehrenhaft sein. Es darf daher 
nicht auf Festungshaft erkannt werden, wenn den Täter neben ehrenhaften auch andere 
Beweggründe (z. B. Rachsucht, Eigennutz) geleitet haben. Für die Wahl der Festungs- 
haft entscheidet bei fahrlässigen Taten beim Fehlen eines Beweggrundes die Persön- 
lichkeit des Täters und der Grad des Verschuldens. Die Tat darf nicht auf grober Fahr- 
lässigkeit beruhen, wenn Festungshaft in Frage kommen soll (RKG 1 192). Keine 
Festungshaft ist gegen denjenigen zulässig, der als Kraftfahrer leichtfertig mit dem 
Leben von Mitmenschen umgeht (RKG 2 19). 


S 20a 

Hat jemand, der schon zweimal rechtskräftig verurteilt worden ist, durch eine neue 
vorsätzliche Tat eine Freiheitsstrafe verwirkt und ergibt die Gesamtwürdigung der Taten, 
daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ist, so ist, soweit die neue Tat nicht mit 
schwererer Strafe bedroht ist, auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren und, wenn die neue Tat 
auch ohne diese Strafschärfung ein Verbrechen wäre, auf Zuchthaus bis zu fünfzehn 
Jahren zu erkennen. Die Stralschärfung setzt voraus, daß die beiden früheren Verurtei- 
lungen wegen eines Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens ergangen sind und in jeder 
von ihnen auf Todesstrafe, Zuchthaus oder Gefängnis von mindestens sechs Monaten er- 
kannt worden ist. 

Hat jemand mindestens drei vorsätzliche Taten begangen und ergibt die Gesamtwürdi- 
gung der Taten, daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ist, so kann das Gericht 
bei jeder abzuurteilenden Einzeltat die Strafe ebenso verschärfen, auch wenn die übrigen 
im Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Eine frühere Verurteilung kommt nicht in Betracht, wenn zwischen dem Eintritt ihrer 
Rechtskraft und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre verstrichen sind. Eine frühere 
Tat, die noch nicht rechtskräftig abgeurteilt ist, kommt nicht in Betracht, wenn zwischen 
ihr und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in der der Täter eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf behördliche An- 
ordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 

Eine ausländische Verurteilung steht einer inländischen gleich, wenn die geahndete Tat 
auch nach deutschem Recht ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen wäre. 


Schrifttum: Bockelmann, Studien zum Täterstrafrecht, Teil I 1939, Teil II 1940. -— Exner, 
Das System der sichernden und bessernden Maßregeln, ZStW 53 S. 629. - Freisler, Dringende Fragen 
der Sicherungsverwahrung (Beiträge zur Rechtserneuerung Heft 7), 1938. -— Gerland, Die Sicherungs- 
verwahrung des $ 42e StGB und ihre Voraussetzungen in: Festschrift für Hübner, 1935, 8.19. - 
Kluge, Die Rechtsprechung des Reichsgerichts zu den Maßnahmen der Sicherung und Besserung, 
1937 (Diss. Hamburg). -Lotz, Der gefährliche Gewohnheitsverbrecher, 1939 (Kriminal. Abh. Heft 41). - 
Mezger, Täterstrafrecht, DStR 1934 S. 125, 145. -— Möller, Die Entwicklung der Lebensverhältnisse 
von 135 Gewohnheitsverbrechern, 1939 (Kriminal. Abh. Heft 38). -— Rietzsch, Gesetz gegen gefähr- 
liche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung (2. Aufl.) in: Pfundtner- 
Neubert, Das neue Reichsrecht IIc 10. - Sauerlandt, Zur Praxis der Sicherungsverwahrung in Recht- 
sprechung und Vollzug, MonKrimBiol 1938 S. 305. — L. Schäfer-Wagner-Schafheutle, Gesetz 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung, 1934. 

Über Strafsachen gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher vgl. die AV in DJ 1938 S.323. 


I. Das Gesetz hat zur wirksamen Bekämpfung der gefährlichen Gewohnheitsverbrecher 
zwei Wege beschritten (vgl. bereits Bem. I vor $ 13). Einmal wird zum Zwecke der Sühne 
und Abschreckung der regelmäßig vorgesehene Strafrahmen verschärft ($ 20a); zum 
anderen ist zum Zwecke der künftigen Sicherung der Volksgemeinschaft die Sicherungs- 
verwahrung vorgesehen ($ 42e). 

Die vorliegende Bestimmung enthält keinen selbständigen Tatbestand; sie setzt viel- 
mehr voraus, daß ein anderer Verbrechens- oder Vergehenstatbestand verwirklicht ist 
(RGSt. 68 349, 364). $ 20a stellt einen allgemeinen Strafschärfungsgrund dar; es ist 
daher nicht möglich, allein aus $ 20a zu verurteilen (RGSt. 68 364). 
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Sinn und Zweck des $ 20a ist nicht wie der des $ 42e, zu sichern, sondern zu vergelten 
und abzuschrecken. Vergolten wird hier aber nicht eine bestimmte Tat, sondern die 
verfehlte Lebensentscheidung, die der Täter getroffen hat; es handelt sich in $ 20a nicht 
um eine Strafverschärfung für bestimmte Taten, sondern um eine Strafverschärfung 
für bestimmte Täter (hierüber insbes. Bockelmann aaO II S. 145 ff. [153], Lange in 
Kohlrausch Anm. II, vgl. auch Engisch ZStW 61 8.166, Mezger Grundriß S. 162, 
Welzel 8. 122). 

Das Gesetz unterscheidet zwischen dem mehrfach vorbestraften Gewohnheits- 
verbrecher (Abs. 1) und dem mehrfach straffällig gewordenen Gewohnheitsver- 
brecher, bei dem noch nicht zwei Vorverurteilungen vorliegen (Abs. 2). Es ist stets klar- 
zustellen, ob Abs. 1 oder Abs. 2 angewendet wird (RG DR 1940 S. 682). 


IL Die Strafschärfung bei dem mehrfach vorbestraften Gewohnheltsverbrecher (Abs.1). 


1. Formelle Voraussetzung für die Strafschärfung ist zunächst, daß der Täter bereits 
ıweimal rechtskräftig verurteilt ist und sodann eine neue Tat begeht. 


a) Der Täter muß vor Begehung der neuen Tat bereits zweimal wegen eines Verbre- 
chens oder eines vorsätzlichen Vergehens zu Gefängnis von mindestens 6 Monaten oder 
zueiner schwereren Strafe rechtskräftig verurteilt sein. Erforderlich ist eine Verurteilung 
zu einer Strafe der genannten Art; die Anordnung auf Unterbringung nach $ 42b ge- 
nügt nicht (RG DJ 1989 S. 479), ebensowenig die an Stelle einer Geldstrafe tretende 
Ersatzfreiheitsstrafe (RG DJ 1985 S. 1769). Die Tat, die den Gegenstand der zweiten 
Verurteilung bildet, muß nach der ersten Verurteilung begangen sein (E 68 151, 
427, RG JW 1985 S. 331%, Kohlrausch Anm. IV 1a, Mezger Grundriß S. 161, Schäfer- 
Dohnanyi S. 69, Schwarz Anm. 2 Aa, Welzel S. 121; and. Rietzsch Anm. 6). Es ist nicht 
erforderlich, daß die früheren Strafen verbüßt sind; entscheidend sind die früheren 
Verurteilungen. 

Da es hier auf die Verurteilung ankommt, ist bei der Bildung einer Gesamtstrafe diese 
maßgebend, nicht dagegen die in ihr enthaltenen Einsatzstrafen. Es genügt, daß die 
Gesamtstrafe auf Zuchthaus oder auf Gefängnis von mindestens 6 Monaten lautet uud 
daß wenigstens eine der in der Gesamtstrafe enthaltenen Einzelstrafen wegen eines 
Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens erkannt ist (RG JW 1984 S. 3130). Werden 
mehrere Strafen, auf die erkannt ist, nachträglich gemäß $ 79 zu einer Gesamtstrafe 
zusammengezogen, so verlieren sie dadurch nicht ihren Charakter als selbständige Stra- 
fen; es liegen dann trotz der Gesamtstrafe mehrere Verurteilungen vor (Leinen JW 
1934 5.1618, Rietzsch Anm. 6; and. RGSt.68 151, RG JW 1989 S. 619 Nr. 2, Ols- 
hausen Nachtrag S. 41, Schäfer-Dohnanyi S. 69, Schwarz Anm. 2 Aa, Welzel S. 121). 

b) Nach den zweı rechtskräftigen Verurteilungen muß der Täter eine neue vorsätzliehe 
Tat begehen, durch die Freiheitsstrafe verwirkt ist. Diese Tat muß - für sich betrachtet - 
ein Verbrechen oder ein vorsätzliches Vergehen sein (RGSt. 78 321, RG DR 1980 S.180). 
Es macht keinen Unterschied, ob es sich bei dieser Tat um eine Haupttat oder um eine 
Anstiftung oder Beihilfe handelt, ob die Tat vollendet oder nur versucht ist (RGSt. 71 
15). Ausreichend ist auch ein Vergehen gegen $ 330a (RGSt. 78 177 mit Anm. v. Weber 
DR 1939 $. 1150; hierzu weiter RG DR 1941 S. 852). 

2. Die zweite, materielle Voraussetzung für die Strafschärfung nach Abs. 1 ist, daß 
die Gesamtwürdigung der Taten ergiht, daß der Täter ein gefährlicher Gewohnheitsver- 
breeher ist, Vgl. hierzu Exner, Wie erkennt man den gefährlichen Gewohnheitsverbre- 
cher? DJ 1943 8. 377. 

a) Gewohnheitsverbrecher ist eine Persönlichkeit, die infolge eines auf Grund charak- 
terlicher Veranlagung bestehenden oder durch Übung erworbenen inneren Hanges wie- 
derholt Rechtsbrüche begangen hat und zur Wiederholung neigt (RGSt.68 155 mit 
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Anm. Schafheutle JW 1934 8. 1664 und in ständiger Rechtsprechung z. B. RGSt. 72 
295, RG 1948 S. 747, RG HRR 1989 Nr. 1551). Gewohnheitsverbrecher ist vor allem 
der Berufsverbrecher, also der Verbrecher, der entschlossen ist, seinen Unter- 
halt ganz oder teilweise aus dem Verbrechen zu bestreiten wie z. B. der berufsmäßige 
Dieb, der Hochstapler; aber auch andere als Berufsverbrecher können Gewohnheits- 
verbrecher sein. Den Gegensatz zu den Gewohnheitsverbrechern bilden die Zufalls- 
oder Gelegenheitsverbrecher (vgl. RGSt.68 175, RG DR 1989 S. 1849, 1979, RG 
DJ 1989 8. 1473). 


a) Für den Begriff des Gewohnheitsverbrechers ist es unerheblich, worauf der 
Hang zum Verbrechen beruht (RGSt.68 155 mit Anm. Schafheutle JW 1934 
8.1664, RGSt.69 131). Es macht keinen Unterschied, ob er angeboren oder durch 
irgendwelche Umstände erworben oder gesteigert worden ist; Gewohnheitsverbrecher 
kann z. B. auch der sein, bei dem ein angeborener Hang durch ein unverschuldetes Lei- 
den gesteigert worden ist (RGSt.69 130/31). Der innere Hang kann auch darauf be- 
ruhen, daß der Täter willensschwach ist und aus innerer Haltlosigkeit dem Anreiz zum 
Verbrechen nicht widerstehen kann und aus diesem Grunde jeder neuen Versuchung 
zum Opfer fällt (RGSt. 78 46, RG DJ 1989 S. 869). Eine Neigung zu Sittlichkeitsdelik- 
ten kann auf Erscheinungen des Rückbildungsalters beruhen (RGSt. 78 277; hierzu aber 
RG DR 1942 S. 889). Vermindert Zurechnungsfähige können Gewohnheitsverbrecher 
sein (RG JW 1986 S. 2805, RG HRR 1989 Nr. 650), weiter auch unreife Menschen, bei 
denen die Möglichkeit der Nachreife besteht (RG HRR 1946 Nr. 33; vgl. aber RG DR 
1948 S. 747). 


ß) Gleichgültig ist auch der äußere Anlaß zu der Tat, sofern nur der Täter aus 
seinem verbrecherischen Hang heraus auf ihn verbrecherisch reagiert (RG DJ 1989 
S. 1473). Taten, bei denen Not (RGSt. 78 46), Alkoholgenuß (RGSt. 74 218 mit Anm. 
Mezger DR 1940 S. 1278) oder Haß der äußere Anlaß gewesen sind, können trotz dieser 
mitwirkenden Umstände Ausfluß des verbrecherischen Hanges sein (RGSt. 78 181, RG 
HRR 1989 Nr. 650). Denn auch der ist ein Gewohnheitsverbrecher, der einem ihm inne- 
wohnenden Hang zum Verbrechen in solchen Fällen nachgibt, in denen andere andere 
Auswege finden und den Anreiz zur Begehung einer Straftat überwinden (RGSt. 72 296). 
Nur dann, wenn eine äußere Situation (z. B. Notlage, Trunkenheit) oder Augenblicks- 
erregungen allein die Straftaten verursacht haben, ist die Anwendung des $ 20a aus- 
geschlossen (RG DJ 1988 S. 1878, RG HRR 1989 Nr. 387, 1941 Nr. 726, RG DR 1943 
S. 137). 


y) Der Umstand, daß eine Tat im Rückfall begangen ist, genügt allein nicht, um sie 
als Ausfluß eines verbrecherischen Hanges anzusehen (RGSt. 68 175). 


b) Gefährlich ist ein Gewohnheitsverbrecher dann, wenn eine bestimmte Wahrschein- 
lichkeit dafür besteht, daß er auch in Zukunft weitere Straftaten begehen wird und diese 
Taten eine nicht nur ganz unerhebliche Störung des Rechtsfriedens darstellen (RGSt. 72 
260, 295, RG JW 1989 S. 620, RG HRR 1989 Nr. 1551; demgegenüber kann nach 
Rietzsch Anm. 3 die Gefährlichkeit hier nicht im objektiven Sinne verstanden werden; 
nach ihm ist derjenige Gewohnheitsverbrecher gefährlich, dem zur Zeit eine Neigung zu 
ernsteren Straftaten eigen ist. Für diese subjektive Auffassung der Gefährlichkeit ein- 
gehend Bockelmann aaO II S. 56; wie hier z. B. aber auch Lange in Kohlrausch Anm. IV 
2b). Die Wahrscheinlichkeit weiterer Straftaten kann sich ergeben aus der 
Häufigkeit und schnellen Folge der bisherigen Straftaten, aus der Rückfälligkeit trotz 
günstiger Arbeitsgelegenheit (RG JW 1988 S. 2890 Nr. 2), aus der Anwendung besonders 
gefährlicher Mittel (RG JW 1984 S. 2335), aus der Wirkungslosigkeit von Freiheits- 
strafen, aus dem Widerstand bei der Festnahme (RG DJ 1938 S. 1189), aus Einsichts- 
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lssigkeit, gemeinschaftswidriger Gesinnung (RGSt. 72 357). Die wahrscheinlichen wei- 
teren Straftaten müssen eine nicht nur ganz unerhebliche Störung des Rechts- 
triedens darstellen. Dies kann auch bei Diebstählen kleinerer Art der Fall sein (RG 
DJ 1988 S. 1597, RG JW 1989 S. 87), ferner etwa bei kleineren Betrügereien, z. B. bei 
Zechprellereien (RGSt. 68 98 mit Anm. Wagner JW 1934 S. 1496, RG HRR 1942 Nr.126); 
es ist nicht erforderlich, daß die Beute oder der im Einzelfall angerichtete Schaden be- 
sonders groß ist (RG DR 1989 S. 233, RG HRR 1989 Nr. 1551). Eine das Merkmal der 
Gefährlichkeit nicht begründende unerhebliche Störung des Rechtsfriedens ist dagegen 
etwa von dem Morphinisten zu erwarten, der aus seinem Hang heraus immer wieder 
kleine Morphiummengen entwendet (Schäfer-Dohnanyi S. 70); zu den nur lästigen, aber 
nicht gefährlichen Gewohnheitsverbrechern können weiter diejenigen gehören, die zu 
Notdiebstahl, Notbetrug oder Übertretungen neigen (RG HRR 1984 Nr. 1637). 

Gefährlich kann ein Täter nicht nur sein, wenn er aus starker Willenskraft heraus 
handelt, sondern auch dann, wenn sein verbrecherischer Hang auf einer ererbten oder 
erworbenen Willensschwäche oder leichter Beeinflußbarkeit beruht (RGSt.72 260); 
auch der noch besserungsfähige Gewohnheitsverbrecher kann gefährlich sein (RG DJ 
1989 S. 269). | 

c) Die Eigenschaft als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher muß sich aus einer Ge- 
samtwürdigung der Persönlichkeit, der früheren Taten und der neuen Tat ergeben. Ob- 
wohl das Gesetz ausdrücklich nur von der Gesamtwürdigung der Taten spricht, ist hier, 
wo es sich um die Feststellung eines kriminologischen Tätertyps handelt, auch eine Ge- 
samtwürdigung der Persönlichkeit vorzunehmen. Die Persönlichkeit des Täters ist also 
nicht nur aus den Straftaten zu beurteilen; zur Beurteilung der Persönlichkeit sind viel- 
mehr auch Handlungen und Vorgänge heranzuziehen, die außerhalb des Bereichs dieser 
Taten liegen wie z. B. ständiger Verkehr in Verbrecherkreisen. Aber auch bezüglich der 
Taten ist eine Gesamtwürdigung vorzunehmen. Bei jeder einzelnen Tat muß eine gleich- 
geartete innere Beziehung zu dem Wesen des Täters nachgewiesen werden, die jede Tat 
als Ausfluß des verbrecherischen Hanges des Täters erscheinen läßt (RGSt. 68 156 mit 
Anm. Schafheutle JW 1934 S. 1664, RG JW 1984 S. 1666). Die drei Taten müssen als 
Anzeichen für die dem Täter eigentümliche Art und Richtung des verbrecherischen 
Hanges angesehen werden können; es müssen sog. Symptomtaten sein (vgl. Exner aaO 
8.639, Mezger aaO S. 151). Die Feststellung, daß die einzelne Tat symptomatisch für 
den Hang zum Verbrechen und für die Gefährlichkeit des Täters ist, kann nicht ge- 
troffen werden, ohne daß der Richter den Beziehungen zwischen der Persönlichkeit des 
Täters und der Tat nachgeht. Es ist nicht erforderlich, daß die Straftaten gleichartig 
sind oder daß sie ihrem inneren Ursprung nach derselben Gattung angehören oder die- 
selbe Richtung aufweisen. Geht jemand im Laufe der Zeit von einer Verbrechensart zur 
anderen über, so kann dies gerade auf verbrecherischer Veranlagung beruhen (RG DJ 
1984 S. 1351). Bei ungleichartigen Taten ist aber besonders sorgfältig zu prüfen, ob sie 
für einen verbrecherischen Hang und für die Gefährlichkeit des Täters kennzeichnend 
sind (RGSt.68 156, RG JW 19865 S. 932). 

Soweit die Gesamtwürdigung schon rechtskräftig abgeurteilte Taten umfaßt, darf 
nicht nur dasjenige berücksichtigt werden, was bei den früheren Verurteilungen schon 
zur Würdigung der Taten herangezogen und ausgesprochen worden ist, das Gericht ist 
befugt und nach Maßgabe des $ 155 Abs. 2 StPO verpflichtet, sich auch noch weitere 
Unterlagen für die Gesamtwürdigung - erforderlichenfalls durch eine neue Beweis- 
aufnahme - zu verschaffen (RG JW 1985 S. 934). In Betracht können z. B. kommen 
weitere Ermittlungen über die äußeren Verhältnisse und die inneren Beweggründe, ins- 
besondere darüber, ob die früheren Taten auf einem fest eingewurzelten verbrecherischen 
Hang beruhen oder auf Not, Verführung oder Gelegenheit zurückzuführen sind (RG 
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JW 1985 S. 165; vgl. auch die AV in DJ 1938 S. 323; weiter noch RG HRR 1989 Nr 1060). 
Unzulässig sind aber neue Feststellungen, die Änderungen des Sachverhalts der rechts- 
kräftigen früheren Urteile bewirken könnten; ferner darf auch nicht die rechtliche Wür- 
digung der Vortat geändert werden; das jetzt erkennende Gericht darf z. B. nicht Dieb- 
stahl feststellen, wo das frühere Gericht Hehlerei angenommen hatte (RG JW 1988 3.165). 

d) Maßgebend dafür, ob jemand als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher zu verurtei- 
len ist, ist der Zeitpunkt der Hauptverhandiung (RGSt. 72 357, 78 277, 74 218 mit Anm. 
Mezger DR 1940 S. 1278, RG JW 1989 S. 620, Kohlrausch Anm. IV 2b, Nagler ZAkDR 
1939 S. 386, Schäfer-Dohnanyi 8. 71, Schwarz Anm. 1 Ba, Welzel S. 121; demgegen- 
über nehmen Bockelmann aaO II S.56, Rietzsch Anm. 4 und Schäfer-Wagner-Schaf- 
heutle Anm. 57 an, daß der Zeitpunkt der Tat maßgebend sei, weil die Eigenschaft als 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher Bestandteil der Schuld des Täters sei, anders auch 
Mayer 8. 139). Daraus ergibt sich z. B., daß der Fassadenkletterer, der blind und lahm 
geschossen worden ist, nicht mehr gefährlich ist. Übereinstimmung herrscht darüber, 
daß jedenfalls die Sachlage am Ende der Strafverbüßung nicht maßgebend sein kann; 
denn die Höhe der Strafe hängt gerade davon ab, ob der Angeklagte ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher ist (RGSt. 72 357). Unerheblich für die Strafschärfung ist es 
daher z. B., ob die neue Strafe den Täter zur Umkehr bringen wird (RG JW 1989 8.620). 
Näher hierzu Rietzsch Anm. 4. | 

8. Liegen die formellen und die materiellen Voraussetzungen vor, dann muß das Ge- 
richt die Strafe verschärfen. Zu beachten ist hierbei aber, daß die neue Tat gerade aus 
dem verbrecherischen Hang des Täters erwachsen sein muß; auch die neue Tat muß 
eine Symptomtat sein; eine Gelegenheits- oder Affekttat des Gewohnheitsverbrechers 
kann nicht die Grundlage für die Strafschärfung bilden (RGSt. 70 215). 


IN. Die Möglichkeit der Strafschärfung bei dem mehrfach straffällig gewordenen 6e- 
wohnheitsverbrecher (Abs. 2). Als ergänzende Vorschrift ist Abs. 2 nur dann anwend- 
bar, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind (RG DR 1940 S. 682). 

1. Formelle Voraussetzung ist hier, daß jemand mindestens drei vorsätzliche Taten 
begangen hat; im Unterschied zu Abs. 1 ist nicht erforderlich, daß der Täter bereits 
zweimal verurteilt ist. Es soll durch diese Bestimmung ermöglicht werden, eine Straf- 
schärfung auch bei solchen Verbrechern vorzunehmen, die in regelmäßiger Wiederkehr 
Verbrechen verüben, denen es aber gelingt, sich längere Zeit den Strafverfolgungs- 
behörden zu entziehen. 

a) Es müssen drei vorsätzliche Taten begangen sein; ebenso wie in Abs. 1 kommen hier 
nur Verbrechen und Vergehen in Betracht. Die Vorschrift ist auch dann anwendbar, 
wenn eine Tat schon abgeurteilt war, oder wenn zwei Verurteilungen vorliegen, die aber 
nicht die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllen (RGSt. 68 330 mit Anm. Schafheutle 
JW 1984 S. 320, RG HRR 1940 Nr. 113). Es ist nicht erforderlich, daß die drei Taten 
gleichzeitig zur Aburteilung stehen (RG JW 1984 S. 2691). Eine Straftat, die erst in der 
Hauptverhandlung neu festgestellt wird, darf der Verurteilung aus $ 20a Abs.2 auch 
dann zugrunde gelegt werden, wenn sie nicht mit abgeurteilt wird (RGSt. 75 387). Die 
zeitliche Reihenfolge der drei Taten und ihrer etwaigen Aburteilung ist unerheblich; die 
zwei anderen Taten können der dritten auch nachfolgen (RGSt. 68 223, RG HRR 1989 
Nr. 861). Nicht ausgeschlossen ist hier die Berücksichtigung von Taten, die nur mit 
Geldstrafe bestraft worden sind (RG JW 1984 S. 2691). 

Ob die früheren Taten durch eine Gesamtstrafe geahndet worden sind, ist unerheb- 
lich; denn es kommt hier -im Gegensatz zu Abs.1 - nicht auf die Verurteilungen an; er- 
forderlich ist nur das Vorliegen von drei Straftaten (RGSt. 68 224, RG HRR 1940 Nr. 113). 
. b) Erforderlich und genügend ist, daß sich der verbrecherische Hang des Täters min- 
destens dreimal offenbart hat; dies kann durch Einzelakte einer fortgesetzten Handlung 
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ebenso geschehen wie durch solche Taten, die rechtlich als selbständige Handlungen im 
Sinne des $ 74 anzusehen sind; die fortgesetzte Handlung ist hier also nicht nur als eine 
Straftat anzusehen (RG DR 1948 S.889 mit Anm. Schmidt-Leichner S. 882, LG Kassel 
DR 1948 S. 393 mit Anm. Rietzsch). Auch bei gewerbsmäßigen Taten ist jede einzelne 
Handlung als eine selbständige Tat anzusehen (vgs. näher Bemerkung V vor $ 73). _ 
2. Die zweite materielle Voraussetzung für die Möglichkeit der Strafschärfung ist auch 
in Abs. 2, das die Gesamtwürdigung der Taten ergibt, daß der Täter ein gefährlicher 
Gemohnheitsverbrecher ist; vgl. hierüber Anm. II 2. 
8. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann steht die Strafschärfung hier im 
Ermessen des Gerichts; sie ist im Unterschied zu Abs. 1 nicht zwingend vorgeschrieben 
[RG HRR 1989 Nr. 1432); es wird aber nur unter besonderen Umständen von der Straf- 
schärfung gegen einen Gewohnheitsverbrecher abgesehen werden können (RG DJ 1941 
$.87). Zu beachten ist hierbei, daß Grundlage für die Strafschärfung nur eine Tat sein 
kann, die aus dem verbrecherischen Hang des Täters erwachsen ist. Liegen als ‚‚dritte 
Tat‘ mehrere Straftaten vor, so ist für jede einzelne Straftat zu prüfen, ob sie sympto- 
matisch ist (RGSt. 70 215). 


IV. Gewisse frühere Verurteilungen und gewisse frühere Taten sind bei der Fest- 
stellung, ob die formelle Voraussetzung des Abs. 1 oder des Abs. 2 vorliegt, auszuschei- 
den. Einmal darf eine im Strafregister getilgte Strafe weder für Abs.1 noch für Abs. 2 
als Vortat gerechnet werden ($ 5 Abs. 2 Straftilgungsgesetz vom 9. April 1920); zum 
anderen werden durch die in Abs. 3 geregelte Rückfallverjährung noch weitere Straf- 
taten ausgeschieden. 

1. Die Rückfallverjährung schließt nur die Berücksichtigung gewisser Verurteilungen 
und Taten bei der Feststellung der formellen Voraussetzungen aus; sie hindert dagegen 
nicht, die verjährten Taten als Beweisanzeichen bei Prüfung der Frage zu verwerten, 
ob neue Taten den Täter als gefährlichen Gewohnheitsverbrecher kennzeichnen (RGSt. 
11). 

2%. Eine frühere Verurteilung kommt nicht in Betracht, wenn zwischen dem Ein- 
tritt ihrer Rechtskraft und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre verstrichen sind (Abs.3 
Satz 1). Diese Vorschrift gilt für alle Fälle des Abs. 1 sowie für solche für Abs. 2 in Be- 
tracht kommende Taten, die abgeurteilt sind (RGSt. 68 331). Der Tag der Rechtskraft 
wird in die fünfjährige Frist nicht eingerechnet (RG JW 1985 S. 521). 

8. Eine frühere Tat, die noch nicht rechtskräftig abgeurteilt ist, bleibt 
außer Betracht, wenn zwischen dem Tag ihrer Begehung und dem Tag der folgenden Tat 
mehr als 5 Jahre verstrichen sind (Abs. 3 Satz 2). Diese Vorschrift gilt für alle Fälle 
des Abs. 2, in denen keine Verurteilung erfolgt ist. 

4 Nicht eingerechnet wird in die fünfjährige Frist die Zeit, in welcher der Täter 
eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
wird (Abs. 3 Satz 3). Als Anstaltsverwahrung ist z. B. auch die Untersuchungshaft und 
die Einweisung in eine Fürsorgeerziehungsanstalt anzusehen (RG JW 1985 S. 523). 


V. Eine ausländische Verurteilung steht für eine Strafschärfung nach Abs. 1 oder nach 
Abs. 2 einer inländischen gleich, wenn die geahndete Tat auch nach deutschem Recht 
ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen wäre (Abs. %). Maßgebend dafür, ob das 
letztere der Fall ist, ist das deutsche Recht zur Zeit der Aburteilung aus $ 20a, nicht 
das Recht zur Zeit der Tat. 


V Für den inneren Tatbestand ist nicht erforderlich, daß sich der Täter selbst als 
einen gefährlichen Gewohnheitsverbrecher ansieht (RGSt. 68 390, 78 181). Vgl. hierzu 


noch Bockelmann aaO Teil II S.157, Lange in Kohlrausch Anm. II, auch Mezger 
Grundriß S. 142. 
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VO. Kommt $ 20a zur Anwendung, so sind die neue Tat (Abs. 1) und diejenigen 
Einzeltaten, bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 vorliegen, Verbrechen, auch wenn 
sie sonst nur Vergehen sein würden. Es muß auch hier die konkrete Betrachtungsweise 
gelten, besonders seit der ZuständigkeitsVO (Kohlrausch [34. Aufl.] Anm. V, Olshausen 
Nachtrag S. 37, Rietzsch Anm. 7, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 61 u. 62, Schäfer- 
Dohnanyi S. 69, 73, Schwarz Anm. 3, Welzel S. 122; and. Gerland aaO S. 44, Lange 
in Kohlrausch Anm. III 2, ferner in ständiger Rechtsprechung das Reichsgericht, neue- 
stens RGSt. 74 65 mit zustimmenden Anmerkungen von Mezger DR 1940 S. 634 und 
von Nagler ZAk 1940 S. 163). Aus der hier vertretenen Auffassung ergibt sich insbeson- 
dere, daß sich die Verjährungsfrist nach $ 67 Abs. 1 bestimmt; sie hat weiter zur Folge, 
daß die neue Tat auch strafbar ist, wenn sie im Versuchsstadium stecken geblieben ist, 
und der Versuch bei dem Vergehen, das die neue Tat für sich betrachtet darstellt, nicht 
mit Strafe bedroht ist (Olshausen Nachtrag S. 38, Rietzsch Anm. 7, Schäfer-Dohnanyi 
S. 70, Schwarz Anm. 3C; and. RGSt. 70, 289, Lange in Kohlrausch Anm. III 2). 


VII. Für die Strafbemessung hat das Gesetz Grundsätze ausgestellt. Wäre die Tat 
ohne die im $ 20a vorgesehene Strafschärfung ein Vergehen, so ist auf Zuchthaus bis zu 
5 Jahren zu erkennen; wäre die Tat bereits ohnehin ein Verbrechen, so ist auf Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren zu erkennen. Da $ 20a keine selbständige abgeschlossene Strafdrohung 
enthält, sondern nur den für die Tat an sich aufgestellten Strafrahmen nach oben er- 
weitert, bleiben die in dem zunächst verletzten Strafgesetz enthaltenen Vorschriften 
über einzuhaltende Mindestgrenzen, Geldstrafen, Nebenstrafen und Nebenfolgen un- 
berührt; es ist daher z. B. bei Rückfallbetrügern die im $ 264 zwingend vorgeschriebene 
Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe auszusprechen (RGSt. 68 349, RG JW 19839 S.275, 
RG DJ 1989 S. 521). 

Ist die Tat, die Anlaß zu der Strafschärfung gibt, nur versucht oder in der Form der 
Beihilfe begangen, so kann dies nur innerhalb des von $ 20a gezogenen Strafrahmens 
berücksichtigt werden; das gleiche gilt für die mildernden Umstände (RGSt. 71 15 mit 
Anm. Siegert JW 1937 S. 888, 72 326, RG DR 1989 S. 1979). Dagegen kommt die Stral- 
milderung wegen jugendlichen Alters ($ 9 JGG) auch für Strafen aus $ 20a in Be- 
tracht (RGSt. 72 326); das gleiche gilt für die gemäß $ 51 Abs. 2 mögliche Strafmilde- 
rung bei Handlungen vermindert Zurechnungsfähiger (RGSt. 70 129, 72 326, 
78 47, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 66, 67, Schäfer-Dohnanyi S. 74, Welzel S.122; 
and. Rietzsch Anm. 9, Siegert JW 1937 8. 888). 

In der Urteilsformel muß, wenn die Voraussetzungen des $ 20a vorliegen, stets zum 
Ausdruck gebracht werden, daß der Angeklagte als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
verurteilt wird; dies gilt auch dann, wenn das verletzte Strafgesetz gegenüber $ 20a die 
schwerere Strafdrohung enthält (RGSt. 68 365, RG HRR 1988 Nr. 1311). 


IX. Da $ 20a keinen selbständigen Tatbestand enthält, kommt eine Idealkonkurrenz 
zwischen dieser Vorschrift und anderen Strafgesetzen nicht in Betracht (RGSt. 68 350). 


X. Die Anwendung des $ 20a ist nicht von einem Antrag der Staatsanwaltschaft ab- 
hängig; vielmehr ist von Amts wegen das Vorliegen seiner Voraussetzungen zu prüfen, 
wenn der Sachverhalt dies angezeigt erscheinen läßt (RG DJ 1941 S. 87). Dies gilt 
auch dann, wenn die höchst zulässige Strafe von 15 Jahren Zuchthaus verhängt ist 
und die Strafe auch bei Anwendung des $ 20a nicht erhöht werden kann (RG DJ_1988 
S. 1158). | 


B XI. Die Verurteilung als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher nach $ 20a ist die eine 
Voraussetzung für die Anordnung der Sicherungsverwahrung nach $ 42e. Für eine Ver- 
urteilung im Sinne des $ 42e ist nicht erforderlich, daß die Strafe tatsächlich nach $ 20a 
verschärft worden ist; es genügt, daß die formellen und sachlichen Voraussetzungen für 
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die Strafschärfung festgestellt worden sind (RGSt. 68 296 mit Anm. Schafheutle JW 
1934 S. 3202, 70 129). 


XI. Gegen einen gefährlichen Gewohnheitsverbrecher ist auf Todesstrafe zu erkennen, 
wenn der Schutz der Volksgemeinschaft oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne es er- 
fordern ($ 1 Ges. vom 4. September 1941, RGBI.I S. 549). Maßgebend dafür, ob die 
Strafschärfung nach $ 20a und die Sicherungsverwahrung nach $ 421 anzuordnen sind 
oder die Todesstrafe zu verhängen ist, ist Wert oder Unwert der Persönlichkeit des 
Täters, vor dem die Allgemeinheit geschützt werden soll (RGSt. 76 93, 314, RG DR 
1948 S. 759); ein besonderer normativer Tätertyp des Schwerverbrechers wird aber 
- neben dem kriminologischen Tätertyp des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers - 
damit nicht erfordert (RG ZAkDR 1942 S. 189 mit Anm. Dahm, 1948 S. 59 mit Anm. 
Bruns S. 53, RG HRR 1942 Nr. 456a); über die Anwendung des Gesetzes gegenüber 
vermindert Zurechnungsfähigen vgl. RG HRR 1942 Nr.671; aus der Rechtsprechung 
vgl. weiter noch RG DStR 1942 S. 95 mit Anm. Schmidt-Leichner. Indem der Gesetz- 
geber das Sühne- oder das Schutzbedürfnis zur Verhängung der Todesstrafe genügen 
läßt, hebt er zwar die Bedeutung des Schutzgedankens stark hervor, gibt aber auch in 
diesem Bereich den Sühnegedanken nicht preis (Bruns ZAkDR 1943 S.53); vgl. zu 
Jieser Frage weiter Bockelmann ZAkDR 1942 S. 293 Anm. 2, Dahm DR 1942 S. 401, 
Klee DStR 1942 S. 68, Kohlrausch Anm. zu $1 des Ges., Schwarz ZAkDR 1942 S.210, 


XIU. In den Reichsgauen der Ostmark gilt $ 20a in einer besonderen Fassung ($ 4 VO 
vom 24. September 1941, RGBl. I S. 581). Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt die 
vorliegende Bestimmung auch für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind 
VO vom 2. Oktoher 1942, RGBI.T S. 568). 
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Aechtmonatliche Zuchthausstrafe ist einer einjährigen Gefängnisstrafe, achtınonatliche 
Gelängnisstrafe einer einjährigen Festungshaft gleichzuachten. 


L. Die Bestimmung gibt den Maßstab für die Strafumwandlung. Eine derartige 
Umwandlung kommt in Betracht in den $$ 44 Abs. 4, 49 Abs. 2, 74, 79, 157 Abs. 2, 158, 
ferner in $ 460 StPO. Dieser Maßstab gilt nur dort, wo die Umwandlung überhaupt zu- 
lässig ist (and. RGSt. 66 202). $ 21 ist auch bei Umwandlung solcher kurzzeitiger Frei- 
heitsstrafen anzuwenden, die bei Tateinheit mit militärischen Straftaten den allpelieinen 
Strafgesetzen entnommen sind (RKG 1 47). 


DO. Das Verhältnis von Zuchthaus zu Gefängnis ist wie 3:2, von Zuchthaus zu Fe- 
stungshaft wie 4:9. Eine Umwandlung von Festungshaft in Gefängnis, wenn diese allein 
zusammentreffen, findet nicht statt ($ 75 Abs. 1), ebensowenig von Haft in eine andere 
Freiheitsstrafe ($ 77 Abs. 1). 

Bei Anrechnung von Untersuchungshaft auf eine erkannte Strafe besteht kein Um- 
wandlungsmaßstab (KG JW 1985 S. 2076). 


5 22 

Die Zuchthaus- und Gefängnisstrafe können sowohl für die ganze Dauer wie für einen 
Teil der erkannten Strafzeit in der Weise in Einzelhaft vollzogen werden, daß der Ge- 
langene unausgesetzt von anderen Gefangenen gesondert gehalten wird. 


Die Einzelhaft darf ohne Zustimmung des Gefangenen die Dauer von drei Jahren 
nieht übersteigen. 


I. Die Vorschrift regelt die Frage, bei welchen Freiheitsstrafen eine Einzelhaft zu- 
lässig ist, in welcher Weise sie durchgeführt wird und wie lange sie dauern darf. Die Be- 
stimmung wendet sich an die Strafvollzugsbehörden, nicht an denRichter; der Richter 
darf im Urteil keine Anordnungen über die Einzelhaft treffen. 
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Im kommenden Recht ist vorgesehen, daß der Richter im Urteil für die ganze Dauer 
oder für einen Teil der Strafzeit Verschärfung der Zuchthausstrafe oder der Gefängnis- 
strafe anordnen kann. Als Vollzugsgestaltung ist ein strengerer Anfangsvollzug 
bereits jetzt für Zuchthaus- und Gefängnisstrafen, ein strengerer Kurzvollzug bei Ge- 
fängnisstrafen vorgesehen (Nr. 153, 155 Strafvollzugsordnung). 


II. Einzelhaft ist ohne Zustimmung des Gefangenen zulässig bei Zuchthaus und Ge- 
fängnis, bei Festungshaft und Haft nur mit Zustimmung des Häftlings. 

Die Einzelhaft besteht darin, daß der Gefangene bei Tag und Nacht in einer Zelle 
allein ist ($ 54 Abs. 2 Strafvollzugsordnung). 

Die Dauer der Einzelhaft darf gegen den Willen des Gefangenen während der ganzen 
Strafzeit nicht 3 Jahre übersteigen. 

S 23 

Die zu einer längeren Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe Verurtellten können, wenn sie 
drei Vierteile, mindestens aber ein Jahr der ihnen auferlegten Strafe verbüßt, sich auch 
während dieser Zeit gut geführt haben, mit ihrer Zustimmung vorläufig entiassen werden. 


Schrifttum: Peters, Die kriminalpolitische Stellung des Strafrichters (1932) S.127; Schu- 
macher, Die vorläufige Entlassung (88 23-26 StGB) unter besonderer Berücksichtigung der Ent- 
würfe, 1934 (Strafr. Abh. Heft 336). - Umhauer, Vorläufige Entlassung und Beurlaubung auf Wobl- 
verhalten, in: Bumke, Deutsches Gefängniswesen, 1928, S. 393. 

In den $$ 23-26 ist der Justizverwaltung die Möglichkeit gegeben, einen Verurteilten 
vorläufig zu entlassen. Diese Einrichtung spielt heute praktisch keine Rolle mehr. Die 
vorläufige Entlassung hat sich nicht bewährt, weil die mit ihr verbundene Probezeit, 
die nur bis zum Ende der Strafzeit reicht, zu kurz ist, als daß in ihr eine nachhaltige 
Einwirkung auf den Verurteilten möglich wäre. An die Stelle der vorläufigen Entlas- 
sung ist die bedingte Strafaussetzung getreten; die Gnadenbehörden können die 
Vollstreckung rechtskräftig erkannter Freiheitsstrafen von nicht mehr als 6 Monaten 
ganz oder teilweise unter Bewilligung einer Bewährungsfrist aussetzen; die Bewährungs- 
frist beträgt in der Regel 3 Jahre ($$ 20, 24 Gnadenordnung). Der Reichsjustizminister 
hat bestimmt, daß Gesuche um vorläufige Entlassung grundsätzlich in erster Linie als 
Gesuche um bedingte Strafaussetzung zu behandeln sind (Rundverfügung vom 30. April 
1935, abgedruckt bei Krug-Schäfer-Stolzenburg, Strafrechtliche u 
ten, 2. Aufl. 1939, S. 561 zu 20). 


S 24 


Die vorläufige Entlassung kann bei schlechter Führung des Entlassenen oder, wenn 
derselbe den ihm bei der Entlassung auferlegten Verpflichtungen zuwiderhandelt, jeder- 
zeit widerrufen werden. 

Der Widerruf hat die Wirkung, daß die seit der vorläufigen Entlassung bis zur Wieder- 
einlieferung verflossene Zeit auf die festgesetzte Straldauer nicht angerechnet wird. 


825 


Der Beschluß über die vorläufige Entlassung, sowie über einen Widerruf ergeht von 
der obersten Justizaufsichtsbehörde [ jetzt: Reichsjustizminister]. Vor dem Beschluß über 
die Entlassung ist die Gelängnisverwaltung zu hören. 

Die einstweilige Festnahme vorläufig Entlassener kann aus dringenden Gründen des 
öffentlichen Wohls von der Polizeibehörde des Orts, an welchen der Entiassene sich aul- 
hält, verfügt werden. Der Beschluß über den endgültigen Widerruf ist sofort nachzusuchen. 

Führt die einstweilige Festnahme zu einem Widerrufe, so gilt dieser als am Tage der 
Festnahme erfolgt. 

S 26 


Ist die festgesetzte Strafzeit abgelaufen, ohne daß ein Widerruf der vorläufigen Ent- 
lassung erfolgt ist, so gilt die Freiheitsstrafe als verbüßt. 
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27 
Die Geldstrafe ist in Reichsmark festzusetzen. 
Sie beträgt 

1.bei Verbrechen und Vergehen, soweit nicht höhere Beträge oder Geldstrafe in un- 
beschränkter Höhe angedroht sind oder werden, mindestens drei Reichsmark und 
höchstens zehntausend Reichsmark ; 

%,bei Übertretungen mindestens eine Reichsmark, soweit nicht ein höherer Mindest- 

betrag angedroht ist oder wird, und höchstens einhundertfünfzig Reichsmark. 

Die Vorschriften des Abs. 2 über Höchstbeträge gelten nicht, soweit die angedrohte 
Strafe in dem Mehrfachen, dem Einfachen oder dem Bruchteil eines bestimmten Betrags 

| besteht. Ist dieser nicht auf Reichsmark gestelit, so ist er für die Festsetzung der Geid- 
‚ steale in Reichsmark umzurechnen. 

Schrifttum: Bruniecki, Geldstrafen nach festem Tarif?, DR1938S.123. -— Hellwig, Das Geld- 

| strafengesetz, 3. Aufl. 1924. -— Mittermaier, Die Entwicklung der Geldstrafe in Deutschland 1934, 

Ä McoKrimBiol 1939 S.148.-E.Schäfer, Einige Fragen aus dem Geldstrafenrecht, JR1i1925 Sp. 108. — 

re ewind, Die Geldstrafe und ihre Vollstreckung, Monatsblätter für Gerichtshilfe usw. 11. Jg. 

I. Die Geldstrafe ist die mildeste Hauptstrafe. Sie bleibt Hauptstrafe auch dort, wo 
sie nur neben einer Freiheitsstrafe ausgesprochen werden kann (RGSt. 46 268, 52 344). 

Die Geldstrafe ist eine öffentliche Strafe. Daraus folgt z. B., daß eine Tilgung durch 
Aufrechnung unzulässig ist, weiter auch die Unzulässigkeit der Tilgung durch einen 
Dritten. Die von den Strafgerichten rechtskräftig festgesetzten Geldstrafen gebühren 
ausschließlich der Reichskasse ($ 1 VO vom 3. September 1936, RGBl.I S. 715, 728 
ın der Fassung von $3 Ges. vom 21. Februar 1940, RGBI.1S. 391; hierzu K. Schäfer 
DJ 1936 S. 1435). 

In der Praxis hat die Geldstrafe ein großes Anwendungsgebiet. Im Jahre 1939 
waren mehr als 55 °/, der erkannten Strafen Geldstrafen (vgl. DJ 1941 S. 383). 

Die Vorschriften des StGB für die Geldstrafe gelten unmittelbar nur für die krimi- 
nelle Geldstrafe, nicht für Disziplinarstrafen, Zwangsstrafen und Ordnungsstrafen; vgl. 
hierüber Bem. III vor $ 13. Die Buße ist keine Strafe (Bem. IV 3 vor $ 13); auf sie be- 
ziehen sich diese Bestimmungen auch nicht. Zu scheiden von der Geldstrafe ist ferner 
der Wertersatz für einzuziehende (z. B. $ 335) oder für verfallen erklärte Gegenstände 
(RGSt.22 10%). 


Il. Für den Betrag der Geldstrafe setzt das Gesetz einen Mindestbetrag und einen 
Höchstbetrag fest, sofern Geldstrafe schlechthin angedroht ist. Diese Beträge sind ver- 
schieden bei Verbrechen und Vergehen einerseits, bei Übertretungen andererseits. 

l. Bei Verbrechen und Vergehen ist der Mindestbetrag 3,— RM, der Höchst- 
betrag 10000 RM. Der Mindestbetrag der Geldstrafe von 3,— RM gilt auch bei Ver- 
such oder Beihilfe (RGSt 18 125). Bei Jugendlichkeit darf diese Mindestgrenze nicht 
unterschritten werden (and. Hellwig aaO S. 46). 

Diese Grenze gilt nur, soweit nicht höhere Beträge oder Geldstrafe in unbeschränkter 
Höhe angedroht sind oder werden. Geldstrafe in unbeschränkter Höhe ist im StGB für 
gewisse hoch- und landesverräterische Handlungen ($$ 86, 93) angedroht, vor allem aber 
vielfach im Nebenstrafrecht, z. B. $ 1 Abs. 1 VO über Strafen und Strafverfahren bei 
Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 1939 (RGBl. I S. 999), ferner 
etwa in & 396 Reichsabgabenordnung. 

2. Bei Übertretungen ist der Mindestbetrag eine Reichsmark, der Höchstbetrag 
150,— RM. 

8, Die genannten Höchstbeträge brauchen nicht beachtet zu werden, wenn die Strafe 
nach dem Mehrfachen, Einfachen oder dem Bruchteil eines bestimmten Betrages ge- 
funden wird (z. B. $145a, vor allem aber in Nebengesetzen). Die Strafe darf dann weder 
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höher noch niedriger als auf das Mehrfache festgesetzt werden; für ein richterliches Er- 
messen hinsichtlich der Höhe bleibt kein Raum; $ 27c kann keine Ben 
finden (RGSt. 60 391). 


4. Eine Bemessungseinheit ist vom Gesetz nicht vorgesehen; es hat nur Mindest- 
und Höchstbeträge geschaffen. Die Geldstrafe muß stets in einer bestimmten Geld- 
summe bestehen; es ist unzulässig, sie auf einen bestimmten Teil des Vermögens fest- 
zusetzen. 


IH. Die Volistreckung der auf eine Geldstrafe lautenden Entscheidungen erfolgt nach 
den Vorschriften über die Vollstreckung der Urteile der Zivilgerichte ($ 463 StPO); 
vgl. näher unten zu $ 28a. 

IV. Das kommende Strafrecht will die Geldstrafe durch das System der Tagesbußen zur Lei- 
stungsfähigkeit des Täters in Beziehung setzen. Die Tagesbuße stellt den Betrag dar, den der Täter 
bei Belassung eines seinen gesamten Verhältnissen entsprechenden Existenzminimums als Wert eines 
Tageseinkommens leisten soll; die Geldstrafe soll in dem ein- oder mehrfachen Betrag einer Tages- 


buße bestehen. Vgl. hierzu Rietzsch in Gürtner I S. 143, Gürtner-Freisler S. 121, Freisler in Akademie- 
schrift S. 110; Frank Leitsätze I S. 41/42. 


S 27a 
Bei einem Verbrechen oder Vergehen, das auf Gewinnsucht beruht, kann die Geldstrafe 
auf einhunderttausend Reichsmark erhöht und auf eine solche Geldstrafe neben Freihelits- 
strafe auch in denjenigen Fällen erkannt werden, in denen das Gesetz eine Geldstrafe 
nicht androht. 


I. Bei Gewinnsucht kann bei Verbrechen und Vergehen das von $ 27 festgesetzte 
Höchstmaß der Geldstrafe überschritten werden; bei Gewinnsucht kann neben einer 
Freiheitsstrafe auch dann auf Geldstrafe bis zu 100000 RM erkannt werden, wenn das 
Gesetz eine Geldstrafe nicht androht. 


H. Gewinnsucht ist die Steigerung des berechtigten Erwerbssinns auf ein ungewöhn- 
liches, ungesundes, sittlich anstößiges Maß (RGSt. 60 307, 390, RG DR 1940 S. 1943). 
Die Gewinnsucht wird regelmäßig eine dauernde Eigenschaft des Täters sein; erforder- 
lich ist dies aber nicht; sie kann auch nur gelegentlich in die Erscheinung treten, z. B. 
durch eine besonders günstige Gelegenheit und die in ihr liegende Versuchung hervor- 
gerufen werden (RGSt.60 307); übereinstimmend Bockelmann, Studien zum Täter- 
strafrecht (Teil IT 1940) S. 81 mit Nachweisen. Über Gewinnsucht beim Geldhorten vgl. 
RGSt. 75 335, RG HRR 1941 Nr. 1061. 


II. Die Erhöhung der Geldstrafe ist nur bei Verbrechen und Vergehen zulässig, 
nicht bei Übertretungen. Bei Vorliegen von Gewinnsucht kann das sonst zulässige 
Höchstmaß der Geldstrafe grundsätzlich bei allen Verbrechen und Vergehen über- 
schritten werden, nicht nur bei den Vermögensdelikten. So kann z. B. eine fahrlässige 
Tötung auf Gewinnsucht dann beruhen, wenn es der Täter aus Geiz unterläßt, die er- 
forderlichen Sicherheitsvorrichtungen anzubringen. Dagegen kann ein Handeln aus Ge- 
winnsucht nicht bei den Vergehen angenommen werden, bei denen wie in $$ 248a, 264a 
zum Tatbestand ein Handeln aus Not gehört. 

Die Vorschrift ist auch dann anwendbar, wenn ein Handeln in gewinnsüchtiger Ab- 
sicht Tatbestandsmerkmal (wie in $$ 301, 302) oder straferhöhender Umstand (wie in 
8 133 Abs. 2) ist (Lobe Anm. 2, Olshausen Anm. 3; and. Frank zu $ 27a, Schwarz 
Anm. 2). 

Ist die Geldstrafe nach $ 27 Abs. 3 auf das Mehrfache, das Einfache oder den Bruch- 
teil eines bestimmten Betrages zu berechnen, dann kann sie auch nach $ 27a bis auf 
100000 RM erhöht werden (Lobe Anm. 2, Olshausen Anm. 5, E. Schäfer JR 1925 
Sp.110; and. Frank zu $ 27a). 
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S27b 
Ist für ein Vergehen oder eine Übertretung, für die an sich eine Geldstrafe überhaupt 
nicht oder nur neben Freiheitsstrafe zulässig ist, Freiheitsstrafe von weniger als drei Mo- 
naten verwirkt, so ist an Stelle der Freiheitsstrafe auf Geldstrafe (88 27, 27a) zu erkennen, 


wenn der Strafzweck durch eine Geldstrafe erreicht werden kann. 
Die Vorschriften des Militärstrafgesetzbuchs bleiben unberührt. 


L Die Vorschrift läßt in gewissem Umfange an die Stelle kurzzeitiger Freiheitsstrafen 
eine Geldstrafe treten. Sie beruht auf dem Gedanken, daß die kurzzeitigen Freiheits- 
strafen häufig mehr Schaden als Nutzen stiften und zweckmäßig in den geeigneten Fäl- 
len durch Geldstrafe zu ersetzen sind. Die gemäß $ 27b erkannte Geldstrafe ist eine 
echte und primäre Geldstrafe; die an sich verwirkte Freiheitsstrafe hat lediglich den 
Charakter einer Ersatzstrafe (E. Schäfer JR 1925 Sp. 111). 


IL Eine Geldstrafe hat an Stelle der Freiheitsstrafe zu treten, wenn folgende Voraus- 
setzungen gegeben sind: 

1. Es mußsich um ein Vergehen oder um eine Übertretung handeln; auf Verbrechen 
ist die Vorschrift auch nicht mit Hilfe des $ 2 anwendbar (RG DJ 1988 S. 831 = JW 
1988 S. 1514). Naeh RG JW 1989 S. 623 kommt es für die Eigenschaft als Verbrechen 
nur auf die angedrohte Strafe an; es soll also z. B. unberücksichtigt bleiben, daß im 
einzelnen Fall mildernde Umstände zugebilligt worden sind. Dies erscheint von der hier 
vertretenen konkreten Betrachtungsweise aus ($ 1 Anm.II 1) nicht als billigenswert. 

Die Vorschrift kommt für alle Vergehen und Übertretungen in Betracht; die Auf- 
fassung, daß bestimmte Straftaten (z. B. Beamtenvergehen, Devisenvergehen) aus- 
scheiden müßten, ist mit $ 27b unvereinbar (RGSt. 68 227, 71 47, RG JW 1986 S. 1909, 
1987 S. 2695, DR 1948 S. 138). 

2. Für diese .Vergehen und Übertretungen muß Freiheitsstrafe allein oder mit Geld- 
strafe zusammen angedroht sein. Für Taten, die nur mit Geldstrafe oder wahlweise mit 
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bedroht sind (z. B. $ 185), kommt die Vorschrift nicht 
in Betracht (RGSt. 72 361). Anwendbar ist die Bestimmung dagegen dann, wenn durch 
Versagung mildernder Umstände die bei ihrer Zubilligung bestehende Möglichkeit, auf 
Geldstrafe allein zu erkennen, ausgeschlossen worden ist. Es muß die konkrete Be- 
trachtungsweise eingreifen, die auf das einzelne der richterlichen Beurteilung unter- 
liegende Vergehen abstellt. Im Einzelfall ist zunächst zu entscheiden, unter welche Ver- 
gehensart die Tat fällt und welcher Strafrahmen Platz greift, ob der ordentliche Straf- 
rahmen oder der bei mildernden Umständen geltende außerordentliche Strafrahmen; 
erst dann ist zu prüfen, ob $ 27b anzuwenden ist (RGSt. 58 107, Lobe Anm. 2c, Ols- 
hausen Anm. 3, E.Schäfer JR 1925 Sp.114; and. Frank Anm.I 2). Es ist unzulässig, 
von vornherein die Verhängung einer Geldstrafe ins Auge zu fassen (RG HRR 1941 
\r. 453). 

8. Die an sich verwirkte Freiheitsstrafe darf 3 Monate nicht erreichen. Stehen meh- 
tere Straftaten zur Aburteilung, so genügt es, wenn für jede einzelne Tat eine ge- 
fingere Freiheitsstrafe als 3 Monate für verwirkt angesehen wird; die Vorschrift wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Summe der verwirkten Freiheitsstrafen 3 Monate 
erreichen oder übersteigen würde (RGSt.59 22, RG JW 1980 S. 922). Bei Idealkon- 
kurrenz kommt für die Frage der Zulässigkeit der Geldstrafe nur das anzuwendende 
schwerste Gesetz in Betracht. 


4, Schließlich ist erforderlich, daß der Strafzweck durch eine Geldstrafe erreicht 
werdenkann. Strafzweck ist nicht gleichbedeutend mit Zweck der Strafvollstreckung; 
es ist schon die Wirkung der Verhängung der Strafe zu berücksichtigen (RGSt. 59 51). 
Strafzwecke sind vor allem die Zufügung eines Übels zum Zwecke der Vergeltung und 
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die Abschreckung; daneben kommt die erzieherische Seite der Strafe in Betracht (RGSt. 
64 110). Auch die Wirkung der Strafe auf Dritte, insbesondere auf den etwaigen Ver- 
letzten, ist nicht außer Betracht zu lassen (RGSt. 65 229, RG JW 1937 S. 3021). Zu 
berücksichtigen sind grundsätzlich alle Strafzwecke; einem von ihnen kann aber aus- 
schlaggebende Bedeutung beigemessen werden (RGSt. 61 417). Der Strafzweck wird 
durch eine Geldstrafe z. B. dann nicht erreicht, wenn anzunehmen ist, daß sie ein ande- 
rer für den Angeklagten zahlen wird (RGSt. 65 309), oder daß der Angeklagte sich die 
Mittel zu ihrer Bezahlung durch neue Straftaten beschaffen wird (RG HRR 1929 Nr. 669). 
Kann auch nur ein Teil des Strafzweckes nicht ohne Verhängung einer Freiheitsstrafe 
erreicht werden, so darf eine Geldstrafe nicht verhängt werden (RG DR 1948 S. 138). 
Über den Strafzweck vgl. ferner RG HRR 1941 Nr. 527, OLG Karlsruhe und OLG 
Dresden DStR 1936 S. 296 und S. 369 mit Anm. Klee, ferner oben Bem.II vor $ 13. 


II. Liegen die unter Il genannten Voraussetzungen vor, dann muß auf Geldstrafe 
erkannt werden. Es muß aus dem Urteil hervorgehen, daß die Anwendbarkeit des $ 27b 
geprüft worden ist; ist dies nicht der Fall, dann liegt ein Revisionsgrund vor (RGSt. 60 
415, 169). Allerdings braucht das Urteil die Anwendbarkeit des $ 27b nicht ausdrücklich 
zu erörtern und zu verneinen (RG JW 1988 S. 1013). 


IV. Der Urteilstenor ist am besten dahin zu fassen: „Der Angeklagte wird wegen 
Diebstahl an Stelle einer an sich verwirkten Gefängnisstrafe von einer Woche zu einer 
Geldstrafe von 70,— RM verurteilt‘; hierüber näher E. Schäfer JR 1925 Sp.111/12. 


V. Nach Abs. 2 bleiben die Vorschriften des Militärstrafgesetzbuchs unberührt. Dies 
bezieht sich auf $ 29 Abs. 2 MStGB, wonach auf wahlweise angedrohte Geldstrafe 
nicht erkannt werden darf, wenn durch die strafbare HAnSUnE zugleich eine militär- 
‚sche Dienstpflicht verletzt worden ist. 


S27c 
Bei der Bemessung einer Geldstrafe sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters 
zu berücksichtigen. 


Die Geldstrafe soll das Entgelt, das der Täter für die Tat empfangen, und den Gewinn. 
den er aus der Tat gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu nicht aus, so darf es überschritten werden. 


I. Die Vorschrift enthält zwei Grundsätze für die Bemessung der Geldstrafe. 

Wenn das Gesetz diese Grundsätze nennt, so sollen damit nicht sonstige Erwägungen, 
die für die Strafzumessung in Betracht kommen können, ausgeschlossen werden (RGSt. 
64 208, 76 301). Diese Grundsätze kommen bei allen strafbaren Handlungen in Betracht, 
sofern die Geldstrafe nicht fest bestimmt ist. Besteht die Geldstrafe dagegen z. B. in 
dem Mehrfachen des Wertes, dann greift $ 27c nicht ein (RGSt. 60 391). 


II. Bei der Bemessung einer Geldstrafe sind stets die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Täters zu berücksichtigen; erforderlichenfalls muß das Gericht diese Verhältnisse noch 
vor Erlaß des Urteils aufklären (RG HRR 1987 Nr. 1131); es kann sich hierzu der Er- 
mittlungshilfe bedienen (vgl. die AV in DJ 1937 S. 5064). Unter wirtschaftlichen 
Verhältnissen sind nicht nur die Vermögensverhältnisse zu verstehen; neben Vermögen 
und Einkommen sind auch Familienverhältnisse, Erwerbsverhältnisse, örtliche Ver- 
hältnisse, Verbindlichkeiten des Täters (z. B. gesetzliche Unterhaltspflichten) zu berück- 
sichtigen. Nicht ist bei der Strafbemessung zu berücksichtigen, daß der Schuldige die 
Geldstrafe nicht sofort zahlen kann; dieser Umstand kann nur zur Bewilligung einer 
Zahlungsfrist nach $ 28 führen. : 

Maßgebender Zeitpunkt für die Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist nicht 
‚die Zeit der Tat, sondern der Urteilsfällung. 
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II. Die Geldstrafe soll das für die Tat empfangene Entgelt sowie den aus der Tat 
gezogenen Gewinn übersteigen (Abs. 2). Dies gilt auch für fahrlässig begangene Straf- 
taten (RGSt. 66 93), ferner dann, wenn gemäß $ 27b auf Geldstrafe erkannt wird. Um 
diesen Grundsatz durchführen zu können, darf das gesetzlich bestimmte Höchstmaß der 
Geldstrafe überschritten werden, wenn es nicht ausreicht (Abs. 3). Gewinn ist allein der 
unmittelbar aus der Tat gezogene Vorteil (KG JW 1988 S. 588 mit Anm. K.Schäfer in 
DStR 1938 S. 136) ; der mittelbare Gewinn kann auch nicht mit Hilfe des $ 2 erfaßt wer- 
den (KG aaO). Entgelt und Gewinn sind nicht gleichbedeutend mit dem Erlös aus dem 
Verkauf einer Sache (RG HRR 1989 Nr. 708). Bei Preisvergehen hat diese Vorschrift 
besondere Bedeutung (RGSt. 76 301). 

$ 27c Abs. 2 enthält nur eine Sollvorschrift. Wenn das Gericht unter Abwägung aller 
Umstände auf eine das Entgelt oder den Gewinn unterschreitende Geldstrafe erkennt, 
so ist dies an sich rechtlich zulässig (RG HRR 1989 Nr. 708). 

Bei Anwendung des Abs. 2 muß aber stets der durch Abs. 1 ausgesprochene Grund- 
satz innegehalten werden; es dürfen also nicht zu dem Zweck, daß die Geldstrafe die 
Verbrechensvorteile überschreitet, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters un- 
berücksichtigt bleiben (RG HHR 1941 Nr. 212). Eine entsprechende Anwendung des 
Abs.3 für den Fall des Abs. 1 kann auch nicht über $ 2 erreicht werden (KG DR 1989 
8.1152 mit Anm. K. Schäfer auf S. 1505). 


S238 

Ist dem Verurteilten nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten, daß 
er die Geldstrafe sofort zahlt, so hat ihm das Gericht eine Frist zu bewilligen oder ihm 
zu gestatten, die Strafe in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen. 
, Das Gericht kann diese Vergünstigung aueh nach dem Urteil bewilligen. Es kann seine 
Entsehließungen nachträglich ändern. Leistet der Verurtellte die Teilzahlungen nicht recht- 
zeitig, oder bessern sich seine wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich, so kann das Ge- 
richt die Vergünstigung widerrufen. 

Auf die nach Abs. 2 zu treffenden Entscheidungen findet $ 462 der Strafprozeß- 
ordnung Anwendung. 


L Das Gericht muß (RGSt. 64 208) dem Verurteilten auch ohne einen dahingehenden 
Antrag Zahlungstfristen oder Ratenzahlungen bewilligen, wenn ihm die sofortige Zahlung 
der Geldstrafe nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zumutbar ist (Abs. 1); 
der Ausspruch muß im Urteilstenor erfolgen (RGSt.60 16). Es muß also bereits das 
erkennende Gericht bei Verhängung einer Geldstrafe die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters prüfen (RG HRR 1987 Nr. 1131); es kann sich hierbei der Ermittlungshilfe 
bedienen (vgl. die AV in DJ 1937 S. 1564). 


ID. Nach Erlaß des Urteils steht es im Ermessen des Gerichts, ob es eine derartige 
Vergünstigung gewähren will (Abs. 2). Zuständig für diese Entscheidung ist das Gericht 
erster Instanz; dies ergibt sich aus der Verweisung auf den $ 462 StPO in Abs. 3. Dieses 
Gericht ist auch für eine nachträgliche Änderung oder für den Widerruf der getroffenen 
Entscheidung zuständig. Auch hier setzt die Bewilligung der Vergünstigung keinen An- 
trag voraus. | 

Unzulässig ist es, bereits in das Urteil eine Verfallklausel aufzunehmen; denn wenn 
der Verurteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig leistet, sind die gesamten wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Verurteilten von neuem zu prüfen; erst auf Grund dieser Prü- 
fung darf die Vergünstigung widerrufen werden (KG JW 1980 8. 665). 


IL Die Vorschrift schließt die Möglichkeit, daß die Vollstreckungsbehörden 
Zahlungsfristen oder Ratenzahlungen bewilligen, nicht aus. Ebensowenig werden durch 
sie die Befugnisse der Gnadenbehörden ausgeschlossen ; die Gnadenbehörden haben aber 
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stets zu prüfen, ob dahingehende Gesuche dem zuständigen Gericht zur Entscheidung 
über Maßnahmen nach $ 28 vorzulegen sind ($ 15 Gnadenordnung). 


IV. Über die Verfahrenskosten bei einer Anordnung nach $ 28 vgl. Küchler DR 
1939 S. 918. 


S 28a 
Soweit die Geldstrafe nicht gezahlt wird, ist sie beizutreiben. 
Der Versuch, die Geldstrafe beizutreiben, kann unterbleiben, wenn mit Sicherheit 
vorauszusehen ist, daß sie aus dem beweglichen Vermögen des Verurteilten nicht bei- 
getrieben werden kann. 


I. Der Verurteilte hat nicht die Wahl, ob er eine Geldstrafe zahlen oder statt dessen 
eine Ersatzfreiheitsstrafe ($ 29) verbüßen will; wird die Geldstrafe nicht bezahlt, dann 
ist sie vielmehr beizutreiben. Über die hierbei von der Vollstreckungsbehörde zu beach- 
tenden Gesichtspunkte vgl. $ 36 Strafvollstreckungsordnung. 


I. Die Beitreibung der Geldstrafe erfolgt gemäß $ 463 StPO nach den Vorschriften 
über die Vollstreckung der Urteile der Zivilgerichte; damit ist aber nicht auf sämtliche 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollstreckung verwiesen, sondern 
nur auf die, die die Art und Weise der Ausführung der Vollstreckung betreffen (vgl. die 
AV in DJ 1937 S. 1760). Die Verwaltungsbestimmungen über die Beitreibung von Geld- 
strafen enthält die AV in DJ 1937 S. 840. 

Gegenstand der Vollstreckung ist hierbei grundsätzlich das gesamte bewegliche 
und unbewegliche Vermögen mit den sich aus dem Zwangsvollstreckungsrecht ergeben- 
den Ausnahmen (z. B. $ 811 ZPO, $$ Aff. LohnpfändungsVO 1940); Abs. 2 hat nicht 
die Bedeutung, das unbewegliche Vermögen von dem Zugriff auszunehmen. 


III. Ist mit Sicherheit vorauszusehen, daß die Geldstrafe aus dem beweglichen Ver- 
mögen des Verurteilten nicht beigetrieben werden kann, dann kann bereits der Bei- 
treibungsversuch unterbleiben, so z. B. dann, wenn der Verurteilte vor kurzem den Of- 
fenbarungseid geleistet oder die uneidliche Versicherung gemäß $ 19d VO vom 26. Mai 
1933 abgegeben hat. Bietet in einem solchen Fall die Vollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen Aussicht auf Erfolg, so ist sie vorzunehmen, wenn dics der Betrag der Geld- 
strafe rechtfertigt und sich die Vollstreckung nicht als unangemessene Härte darstellt. 

Ist die Beitreibung zunächst fruchtlos gewesen, so kann sie später erneut versucht 
werden. 


$ 28b 


Die Vollstreckungsbehörde kann deın Verurteilten gestatten, eine uneinbringliche Geld- 
strafe durch freie Arbeit zu tilgen. 

Das Nähere regelt die Reichsregierung. Soweit dies nicht geschieht, ist der Reichsjustiz- 
minister ermächtigt, das Nähere zu regeln. 


I. Eine Tilgung der Geldstrafe durch freie Arbeit kann nur von den Vollstreckungs- 
behörden bewilligt werden, nicht durch das erkennende Gericht. Auch die Vollstrek- 
kungsbehörde darf diese erst zulassen, nachdem feststeht, daß die Geldstrafe unein- 
bringlich ist (vgl. hierüber $ 28a). Steht dies fest, dann steht es im Ermessen der Voll- 
streckungsbehörde, ob sie dem Verurteilten diese Form der Tilgung gestatten will. 


II. Der Reichsjustizminister hat bisher keine näheren Bestimmungen über diese Form 
der Tilgung der Geldstrafe erlassen; es bleiben einstweilen die von den früheren obersten 
Landesjustizbehörden erlassenen Bestimmungen maßgebend ($ 40 Strafvollstreckungs- 
ordnung) ; derartige Bestimmungen sind lediglich von dem früheren thüringischen Justiz- 
ministerium erlassen worden. 
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Der Erlaß dieser Vorschriften steht nach dem zweiten Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege 
auf das Reich vom 5. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1214) nur noch dem Reichsminister der Justiz zu. 
Da der Reichsrat durch das Gesetz vom 14. Februar 1934 (RGBl. I S. 89) aufgehoben worden ist, 
bedarf der Reichsjustizminister keiner Zustimmung mehr. 


Ill. Das kommende Strafrecht will die Möglichkeit, eine uneinbringliche Geldstrafe abzuverdienen, 
beibehalten (vgl. Gürtner-Freisler S. 123, Frank, Leitsätze I S. 42). 
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An die Stelle einer uneinbringlichen Geldstrafe tritt bei Verbrechen und Vergehen Ge- 
fängnis oder, wenn neben der Geldstrafe auf Zuchthaus erkannt wird, Zuchthaus, bei 
Übertretungen Haft. Auch bei Vergehen kann die Geldstrafe in Haft umgewandelt wer- 
den, wenn Geidstrafe allein oder an erster Stelle oder wahlweise neben Haft angedroht ist. 

Die Dauer der Ersatzstrafe ist mindestens ein Tag und bei Gefängnis und Zuchthaus 
höchstens ein Jahr, bei Haft höchstens sechs Wochen. Ist neben der Geldstrafe wahlweise 
Freiheitsstrafe von geringerer Höhe angedroht, so darf die Ersatzstrafe deren Höchstmaß 
nieht übersteigen. Die Ersatzstrafe darf nur nach vollen Tagen bemessen werden. 

Im übrigen richtet sich das Maß der Ersatzstrafe nach freiem Ermessen des Gerichts. 

In den Fällen des & 27b ist Ersatzstrafe die verwirkte Freiheitsstrafe. 

Der Verurteilte kann die Vollstreckung der Ersatzstrafe jederzeit dadurch abwenden, 
daß er den noch zu zahlenden Betrag der Geldstrafe entrichtet. 

Kann die Geldstrafe ohne Verschulden des Verurteilten nicht eingebracht werden, so 
kann das Gericht anordnen, daß die Vollstreckung der Ersatzstrafe unterbleibt. 8 462 
der Strafprozeßordnung findet Anwendung. 


L. Die Vorschrift spricht als Grundsatz aus, daß an die Stelleeineruneinbringlichen 
Geldstrafe eine Ersatzfreiheltsstrafe tritt; sie gibt Richtlinien für die Dauer dieser Ersatz-. 
strafe; sie bezeichnet ferner die Fälle, in denen die Vollstreckung der Ersatzfreiheits- 
strafe unterbleiben kann. 

Die Ersatzfreiheitsstrafe ist eine echte Strafe, nicht nur eine Zwangsmaßregel, die die 
Zahlung der Geldstrafe bewirken soll. Ist die Ersatzfreiheitsstrafe verbüßt, dann kann. 
nicht die Geldstrafe beigetrieben werden, wenn der Verurteilte später Vermögen erwirbt 
IRGSt.45 333). | 

Grundsätzlich ist die Ersatzfreiheitsstrafe bereits im Urteil auszusprechen; möglich 
ist eine nachträgliche Festsetzung gemäß $ 459, 462 StPO. Es ist dabei für jede der 
erkannten Geldstrafen eine Ersatzfreiheitsstrafe festzusetzen. Nach RG JW 1989 S.145, 
691, RG DR 1989 S. 233 muß die Festsetzung auch dann erfolgen, wenn die Geldstrafe 
durch Anrechnung der Untersuchungshaft für getilgt erklärt wird. 


Il. Die Ersatzfreiheitsstrafe besteht: 


1. In Haft bei Übertretungen und bei Vergehen dann, wenn Geldstrafe allein (z. B. 
$ 276) oder an erster Stelle (z. B. $$ 123, 257, 303) oder wahlweise neben Haft (so in 
Nebengesetzen) angedroht und erkannt ist. Ausnahmsweise sind Geldstrafen stets im 
Falle der Uneinbringlichkeit nach den für Übertretungen geltenden Vorschriften in Ha f 
umzuwandeln (so $ 10 Ges. über die Rheinschiffahrtsgerichte vom 5. September1936 , 
RGBI. 1 S.1142). 


2. In Gefängnis, wenn bei Vergehen und Verbrechen neben der Gefängnisstrafe oder 
statt der Gefängnisstrafe auf Geldstrafe erkannt ist. Neben Gefängnisstrafe ist an Stelle 
uneinbringlicher Geldstrafe auch dann auf Gefängnis zu erkennen, wenn eine Gesamt- 
zuchthausstrafe zu bilden ist; diese berührt die Geldstrafe und deren Ersatzfreiheits- 
strafen nicht (RG JW 1938 S. 2467, RKG 1191). 


8% In Zuchthaus, wenn bei Verbrechen neben der Geldstrafe auf Zuchthaus erkannt 
'st. Erforderlich ist, daß die Strafvorschrift, der die Strafe zu entnehmen ist, Zuchthaus 
und zugleich Geldstrafe androht und daß neben der Geldstrafe wegen derselben Tat 
auf Zuchthaus erkannt ist (RGSt. 54 296, 62 126, 67 100). 
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IL Für die Dauer der Ersatzfreiheitsstrafe hat das Gesetz einen Rahmen festgesetzt; 
innerhalb dieses Rahmens bestimmt das Gericht grundsätzlich (vgl. aber unter 3) die 
Dauer nach freiem Ermessen. 

1. Der Rahmen für die Dauer der Ersatzfreiheitsstrafe beträgt als Mindestbetrag einen 
Tag; der Höchstbetrag ist bei einer strafbaren Handlung für Zuchthaus und Gefängnis 
ein Jahr, für Haft 6 Wochen (Abs. 2 Satz 1). Die Gesamthöhe der Ersatzstrafe für meh- 
rere verwirkte Geldstrafen ist in $ 78 Abs. 2 auf 2 Jahre begrenzt, sofern es sich nicht 
um Haftstrafen handelt. Die an die Stelle einer dieser mehreren Geldstrafen tretende 
Gefängnisstrafe darf jedoch auch in diesem Falle höchstens ein Jahr betragen (RG 
HRR 1987 Nr. 1678). 

2. Das Maß der Ersatzfreiheitsstrafe wird grundsätzlich vom Gericht nach freiem Er- 
messen bestimmt (Abs. 3). Unter Maß der Ersatzstrafe ist auch die Art der Bemessung 
zu verstehen; das Gericht kann daher in der Urteilsformel aussprechen: ‚Für je 10 RM 
Geldstrafe je ein Tag Gefängnis“ (KG JW 1927 S. 1658, Frank Anm. III; and. 
RGSt.60 245). 

8. Das freie Ermessen des Gerichts ist einmal dahin beschränkt, daß die Ersatzstrafe 
die etwa zur Wahl stehende Freiheitsstrafe nicht überschreiten darf (Abs. 2 Satz 2). Eine 
weitere Beschränkung ergibt sich daraus, daß in den Fällen des $ 27b die verwirkte 
Freiheitsstrafe die Ersatzstrafe ist (Abs. 4). Schließlich ist die Bemessungseinheit vor- 
geschrieben; die Ersatzstrafe darf nur nach vollen Tagen bemessen werden (Abs. 2 Satz 3). 


IV. Auch wenn bereits eine Ersatzfreiheitsstrafe ausgesprochen ist, gibt das Gesetz 
noch Möglichkeiten, die Verbüßung dieser Strafe zu vermeiden. 

1. Der Verurteilte kann die Vollstreckung der Ersatzstrafe jederzeit dadurch ab- 
wenden, daß er den noch restlichen Betrag zahlt (Abs. 5). Sind auf die Geldstrafe Teil- 
zahlungen in solcher Höhe geleistet, daß der noch geschuldete Restbetrag nach dem Maß 
der festgesetzten Ersatzfreiheitsstrafe nicht einem Zeitraum von einem oder mehreren 
ganzen Tagen entspricht, so kann nach $ 38 Strafvollstreckungsordnung die restliche Er- 
satzfreiheitsstrafe in vollem Umfang vollstreckt werden, auch wenn der Rest weniger 
als 24 Stunden beträgt. 

2. Das Gericht erster Instanz kann anordnen, daß die Vollstreckung der Ersatz- 
freiheitsstrafe unterbleibt, wenn die Geldstrafe ohne Verschulden des Verurteilten nicht 
eingebracht werden kann (Abs. 6). Berücksichtigt werden können hier nur besondere 
Umstände wie z. B. unverschuldete Krankheit oder sonstige unabwendbare Ereignisse; 
bloße Zahlungsunfähigkeit genügt nicht. Bei dieser Anordnung handelt es sich um eine 
widerrufliche Maßnahme des Richters; die Anordnung bedeutet nicht einen völligen oder 
teilweisen Erlaß der Strafe (Imlau DJ 1938 S. 1759). Bessern sich nachträglich die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Verurteilten, dann kann die Geldstrafe beigetrieben werden 
($ 36 Abs. 3 Strafvollstreckungsordnung). 


8 30 

In den Nachlaß kann eine Geldstrafe nur dann vollstreckt werden, wenn das Urtell bei 
Lebzeiten des Verurtellten rechtskräftig geworden war. 

I. Nach dem Tode des Verurteilten kann die Geldstrafe in den Nachlaß vollstreckt 
werden. 

Die Geldstrafe kann auch im Nachlaßkonkurs geltend gemacht werden ($ 226 Abs. 2 
Nr. 2 KO; vgl. demgegenüber $ 63 Nr. 3 KO). ae 

II. Voraussetzung für die Vollstreckung der Geldstrafe in den Nachlaß ist, daß das 
Urteil bereits zu Lebzeiten des Verurteilten rechtskräftig geworden ist. 
Rechtskräftig ist ein Urteil dann, wenn es nicht mehr mit der Berufung oder Revision 
angefochten werden kann. 
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Dasselbe wie für Urteile gilt auch für Strafbefehle, gegen die nicht rechtzeitig Ein- 
spruch erhoben ist; denn derartige Strafbefehle haben nach $ 410 StPO die Wirkung 
eines rechtskräftigen Urteils. Darüber hinaus muß man aber auch annehmen, daß die 
vollstreckbar gewordenen polizeilichen Strafverfügungen und Strafbescheide der Ver- 
waltungsbehörden tatsächlich die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils haben; sie sind 
daher für den $ 30 einem Urteil gleichzustellen (vgl. RGSt.28 141, 86 315, Lobe 
Anm.3, Olshausen Anm. 2; and. Frank Ann. ]). 


Vorbemerkungen zu den 88 31-39 


In den $$ 31-39 sind gewisse Ehrenfolgen genannt, die sich an einzelne Strafen knüp- 
fen. Diese Bestimmungen werden durch Vorschriften in einer ganzen Reihe sonstiger 
Gesetze ergänzt, z. B. für die Beamten durch $ 53 DBG. Für einen Notar hat eine 
strafrechtliche Verurteilung den Amtsverlust in gleicher Weise wie bei einem Beamten 
zur Folge ($ 37 Reichsnotarordnung). Vgl. weiter noch $$ 30 ff. MStGB, $$ 2 ff. Erste 
VO zur Durchführung der VO über eine Sondergerichtsbarkeit in Strafsachen für 
Angehörige der 4 und für die Angehörigen der Polizeiverbände bei besonderem Einsatz 
vom 1. November 1939 (RGBl. I S. 2293). 


1. Die Todesstrafe hat nach $ 53 DGB mit der Rechtskraft des Strafurteils ohne 
weiteres das Ausscheiden des Verurteilten aus dem Beamtenverhältnis zur Folge. Das 
StGB knüpft an die Todesstrafe nicht den Amtsverlust und die Amtsunfähigkeit; diese 
Folge tritt vielmehr nur dann ein, wenn neben der Todesstrafe noch auf Zuchthaus er- 
kannt oder die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Amtsfähigkeit aus- 
gesprochen wird. Bei Soldaten muß neben Verurteilung zum Tode auf Verlust der 
Wehrwürdigkeit erkannt werden ($31 Nr. 1 MStGB). Bei den der Sondergerichtsbarkeit 
unterstehenden Angehörigen der 44 hat die Verurteilung zum Tode die Ausstoßung aus 
der 44 zur Folge ($ 3 Abs. 1 VO vom 1. November 1939, RGBI. 1 S. 2293). 


2. Über die Zuchthausstrafe vgl. $ 31 Anm. 112, V. 


8. Die Gefängnisstrafe führt nach $ 53 DBG zum Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis stets, wenn die Verurteilung wegen einer vorsätzlich begangenen hoch- oder 
landesverräterischen Handlung erfolgt, sonst wenn wegen einer vorsätzlich begangenen 
Straftat Gefängnis von mindestens einjähriger Dauer verhängt wird. Soldaten schei- 
den von Rechts wegen aus dem aktiven Wehrdienst aus, wenn gegen sie auf Gefängnis 
von längerer als einjähriger Dauer wegen einer vorsätzlich begangenen Tat erkannt 
worden ist ($ 23 Wehrgesetz; vgl. weiter noch $ 33 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 1, $ 34 Abs.1 
Nr.1 MStGB). Ähnliche Folgen sind für die der Sondergerichtsbarkeit unterstehenden 
Angehörigen der 44 vorgesehen ($ 5 VO vom 1. November 1939, RGBI. I S. 2293). 

Die Beendigung des Beamtenverhältnisses ist bei der Todesstrafe und bei der Zucht- 
hausstrafe stets, bei der Gefängnisstrafe in dem bezeichneten Rahmen Inhalt der 
kriminellen Strafe. 

Ähnliche Bestimmungen enthalten $127 Wehrmachtfürsorge- und Versorgungsgesetz 
vom 26. August 1938 (RGBl.1I S. 1077), $ 1 Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetz vom 
8. September 1938 (RGBl. I S. 1158) und $ 124 der Bekanntmachung in RGBl. 1938 I 
8.1253) 822 Nr. 2 Offizierspensionsgesetz, $ 30 Nr. 3 Militärhinterbliebenengesetz, $ 33 
Abs. 1 Nr. 2 Mannschaftsversorgungsgesetz, $ 9 Abs. 3 Altrentnergesetz, alle in der Fas- 
sung des Ges. vom 10. August 1937 (RGBI. I S. 886), $ 3 Kapitulantenversorgungsgesetz 
vom 27. September 1938 (RGBl. I S. 1222), 88 5, 8 der Allgemeinen DurchführungsVO 
zum Treudienstehrenzeichen und zu den Dienstauszeichnungen vom 30. Januar 1938 
(RGB1. I 8. 63). Ä 
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Ss 31 
Die Verurteilung zur Zuchthausstrafe hat die dauernde Unfähigkeit zum Dienste in 
der Wehrmacht sowie die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter von 
Rechts wegen zur Folge. 
Unter öffentlichen Ämtern im Sinne dieses Strafgesetzes sind die Anwaltschaft und das 
Notariat sowie der Geschworenen- und Schöllendienst mitbegriffen. 


I. Mit der Verurteilung zu Zuchthaus ist nicht ohne weiteres der Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte verbunden (vgl. $ 32); es treten vielmehr stets kraft des Strafgesetzes 
nur zwei Ehrenminderungen ein, nämlich die Wehrunwürdigkeit und die dauernde Amts- 
unfähigkeit. Diese Ehrenminderungen sind keine Nebenstrafen; sie gehören vielmehr 
zum Inhalt der Zuchthausstrafe selbst (Frank Anm. I, Schwarz Anm.1; and. Lobe 
Anm. 1). Daher treten sie auch dann ein, wenn ein zum Tode Verurteilter zu Zuchthaus 
begnadigt wird. 


H. Die Verurteilung zu Zuchthaus enthält folgende Ehrenminderungen: 


1. Der Verurteilte wird wehrunwürdig und damit von der Erfüllung der Wehrpflicht 
ausgeschlossen ($ 13 Wehrgesetz). Er darf nicht in die Wehrmacht eingestellt werden; 
wird die Verurteilung nachträglich bekannt, dann ist er zu entlassen ($ 24 Wehrgesetz). 
Befindet sich der Täter zur Zeit des Urteils im Wehrdienst, so ist neben der Zuchthaus- 
strafe im Urteil auf Verlust der Wehrwürdigkeit zu erkennen ($ 31 MStGB); mit der 
Rechtskraft dieses Urteils scheidet er dann von Rechts wegen aus jedem Wehrdienst- 
verhältnis aus ($ 23 Wehrgesetz, $ 3? MStGB). Gegen Soldaten muß bei Verurteilung 
zu Zuchthaus auch auf Wehrunwürdigkeit erkannt werden, wenn ein bürgerliches Straf- 
gericht die Straftat aburteilt (RG HRR 1988 Nr. 1560). Bei den der Sondergerichtsbar- 
keit unterstehenden Angehörigen der 44 hat die Verurteilung zu Zuchthaus die Aus- 
stoßung aus der 44 zur Folge ($ 3 Abs. 1 VO vom 1. November 1939, RGBl. I S. 2293). 

Wer mit Zuchthaus bestraft ist, ist ferner Reichsarbeitsdienstunwürdig; wird 
die Verurteilung nachträglich bekannt, dann ist der Angehörige des Reichsarbeitsdienstes 
vorzeitig zu entlassen ($$ 5, 16 Abs. 2 Reichsarbeitsdienstgesetz vom 9. September 1939, 
RGBI.1I S. 1747). 


2. Es tritt ferner die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter ein. Unter öffent- 
lichen Ämtern sind hier alle Stellungen zu verstehen, in denen Dienstverrichtungen wahr- 
zunehmen sind, die aus der Staatsgewalt abzuleiten sind und staatlichen Zwecken dienen 
(RGSt. 62 26). Es fallen hierunter nicht nur alle Ämter der staatlichen Verwaltung und 
der Justiz, sondern auch die der Körperschaften des öffentlichen Rechts und der öffent- 
lichen Anstalten, soweit sie staatlichen Zwecken dienen. Es gehören daher hierhin z. B. 
alle Ämter im Bereich der Sozialversicherung (RGSt. 41 129), der Reichsbahn, der 
Reichspost, der Reichsbank, des Reichluftschutzbundes. Kirchliche Ämter fallen nicht 
hierunter, und zwar auch nicht die bei den als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
anerkannten Religionsgesellschaften, denn die Religionsgesellschaften verfolgen keine 
staatlichen Zwecke (RGSt. 47 51). 

Ausdrücklich genannt als öffentliche Ämter werden in Abs. 2 die Anwaltschaft und 
das Notariat, ferner der Geschworenen- und Schöffendienst; vgl. jetzt $ 37 Reichsnotar- 
ordnung. 

Ein Beamter scheidet mit der Rechtskraft des Zuchthausurteils aus dem Amt aus 
($ 53 DBG). Er hat keinen Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung; er darf die Amts- 
bezeichnung und die im Zusammenhang mit dem Amte verliehenen Titel nicht führen 
und die Uniform nicht tragen (8 56 DGB; vgl. weiter $$ 132, 133 Abs. 1 Nr. 3 DBG). 
Wird eine amtsunfähige Person zum Beamten ernannt, dann ist die Ernennung kraft 
Gesetzes nichtig ($ 32 Abs. 1 DBG). 
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Ein Schiedsmann verliert mit der rechtskräftigen Verurteilung zu Zuchthaus von 
Rechts wegen sein Amt als Schiedsmann (vgl. Recke DJ 1936 S. 1657). 

Die Amtsträger der Bewegung üben zwar auch ein öffentliches Amt aus; sie sind öf- 
fentliche Amtsträger.! Die vorliegende Bestimmung betrifft aber das innere Verhältnis 
zwischen dem Staat und seinen Amtsträgern; eine derartige Vorschrift kann nicht auf 
das Verhältnis zwischen der Partei und ihren Amtsträgern angewandt werden (Tegt- 
meyer DR 1939 S. 403).2 Es muß hier bei dem auch sonst geltenden Grundsatz bleiben, 
daß nach einer gerichtlichen Verurteilung das Parteigericht darüber Beschluß zu fassen 
hat, in welcher Weise von seiten der Partei diese Verurteilung zu würdigen ist ($ 9 Abs. 4 
der Richtlinien für die Parteigerichte). Für diese Auffassung spricht auch der Erlaß des 
Führers über die Rechtsstellung der NSDAP vom 12. Dezember 1942 (RGBl.TI S. 733). 

8. Diese Ehrenfolgen treten für dauernd ein. Vgl. auch $ 1 Abs. 3, $ 8 Straftilgungs- 
gesetz. 

4. Wird jemand trotz Wehrunwürdigkeit oder trotz der Amtsunfähigkeit eingestellt, 
so wird er im Sinne des Strafrechts Soldat oder Beamter (RGSt. 54 15). 


IH. Die Ehrenfolgen treten von Rechts wegen ein; es braucht nicht besonders darauf 
erkannt zu werden. Diese Folgen sind geknüpft an den Eintritt der Rechtskraft des Ur- 
teils; es kommt nicht darauf an, ob die Strafe nachher verbüßt wird oder nicht. Gegen 
einen Beamten braucht nicht erst ein Dienstverfahren durchgeführt zu werden; die Ent- 
fernung aus dem Dienst ist nach $ 53 DBG an die Rechtskraft des Urteils geknüpft. 


IV. Das Begnadigungsrecht umfaßt außer den Strafen die Nebenstrafen sowie die 
Nebenfolgen, die im Strafurteil ausgesprochen sind oder sich aus ihm kraft gesetzlicher 
Vorschrift ergeben, also auch die im $ 31 genannten Folgen der Verurteilung zu Zucht- 
hausstrafe ($ 3 Abs. 2 Gnadenordnung). Durch die Umwandlung einer Zuchthausstrafe 
ıneine Gefängnisstrafe wird die Wehrunwürdigkeit nicht beseitigt; hierzu bedarf es eines 
besonderen Gnadenerweises des Reichsministers der Justiz (vgl. den Erlaß des Reichs- 
justizministers, mitgeteilt bei Dalcke S. 1517 Anm. 13). 

Auch im $ 54 DBG ist vorgesehen, daß die beamtenrechtlichen Folgen eines zu Zucht- 
haus verurteilenden Strafurteils im Gnadenwege aufgehoben werden können; es tre- 
ten dann dieselben Folgen ein, wie wenn ein solches Urteil im Wiederaufnahmeverfahren 
durch ein Urteil ersetzt wird, das diese Folgen nicht hat ($ 55 DBG). 


V. Nach anderen gesetzlichen Vorschriften knüpfen sich an die Verurteilung zu Zucht- 
haus noch verschiedene sonstige Folgen. Durch rechtskräftige Verurteilung zu Zucht- 
haus wegen einer ehrenrührigen Handlung oder Unterlassung erlischt z. B. das Recht 
zum Führen der früheren militärischen Dienstbezeichnung (vgl. $ 2 Ges. vom 26. Juni 
1935, RGBI.I S.829). Der Vater und die Mutter verwirken die elterliche Gewalt, wenn 
sie wegen eines an dem Kinde verübten Verbrechens zu Zuchthausstrafe verurteilt werden 
'$ 1680 BGB). Vgl. ferner z.B. $ 23 Nr. 6 Reichsjagdgesetz, $ 10 Abs. 2 der Ersten 
DurchführungsVO zum Luftschutzgesetz vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1631), 
$7 Abs. 2 VO über Organisation der Werkfeuerwehr vom 17. September 1940 (RGBl. 
| 8. 1250). 

S 32 


Neben der Todesstrafe und der Zuchthausstrafe kann auf den Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden, neben der Gefängnisstrafe nur, wenn die Dauer der erkann- 
ten Strafe drei Monate erreicht und entweder das Gesetz den Verlust der bürgerlichen 


— PEPENR: 


‘ Zu diesen Fragen vgl. Höhndorf, Beamter und öffentlicher Amtsträger, Zeitschrift für die ge- 
samie Staatswissenschaft Bd. 97 S. 147. 


’ Ebenso Lingg, Die Verwaltung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (2. Aufl. 
1940) S, 265. 
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Ehrenrechte ausdrücklich zuläßt oder die Gefängnisstrafe wegen Annahme mildernder Um- 
stände an Stelle von Zuchthausstrafe ausgesprochen wird. 

Die Dauer dieses Verlustes beträgt bei zeitiger Zuchthausstrafe mindestens zwei und 
höchstens zehn Jahre, bei Gefängnisstrafe mindestens ein Jahr und höchstens fünf Jahre. 


“L Der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte stellt eine Nebenstrafe dar; auf ihn muß 

besonders erkannt werden; er ist nicht Inhalt der schwersten Strafen, wie es die nach 
$ 31 eintretenden Rechtsminderungen bei der Zuchthausstrafe sind. 

Auf den Eintritt der Wirkungen, die sich an den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
knüpfen, kann in einzelnen Fällen selbständig erkannt werden (z. B. 8$ 86, 93, $ 128 
Abs. 2). 

Einem Ausländer werden nur ausnahmsweise die bürgerlichen Ehrenrechte abzu- 
erkennen sein (VGH DJ 1938 S. 2038). 

Zu dem Charakter dieser Nebenstrafe vgl. Bockelmann, Studien zum Täterstraf- 
recht (Teil I 1939) S. 47. 


II. Regelmäßig steht die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte im Ermessen 
des Gerichts; in einzelnen Fällen muß darauf erkannt werden. Unzulässig ist die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte grundsätzlich gegenüber Jugendlichen ($ 9 
Abs.5 JGG), es sei denn, daß die Voraussetzungen der VO zum Schutze gegen jugend- 
liche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 vorliegen. Ist die Aberkennung nur zu- 
gelassen, dann bedarf unter Umständen der Ausspruch besonderer Begründung (RG 
HRR 1937 Nr. 602). 

1. Auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte muß erkannt werden bei jeder Verurtei- 
lung wegen Meineid ($ 161), bei der schweren Kuppelei ($ 181), bei gewerbs- und gewohn- 
heitsmäßigem Wucher ($$ 302d, 302e). 

2. Der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte kann ausgesprochen werden: 


a) stets neben einer Verurteilung zum Tode oder zu einer Zuchthausstrafe. 

b) Neben einer Verurteilung zu Gefängnis nur, wenn 

a) die Dauer der erkannten Strafe 3 Monate erreicht und 

ß) entweder das Gesetz den Verlust ausdrücklich zuläßt (z. B. $$ 242, 246, 248) 
oder die Gefängnisstrafe wegen Annahme mildernder Umstände an Stelle einer Zucht- 
hausstrafe (z. B. $$ 239 Abs. 2, 268 Abs. 2) ausgesprochen wird. Droht das Gesetz 
Zuchthaus wahlweise neben Gefängnis an (z. B. $$ 224, 226), so daß auf Gefängnis ohne 
Annahme mildernder Umstände erkannt werden kann, dann dürfen die bürgerlichen 
Ehrenrechte sicherlich in den Fällen aberkannt werden, in denen das betreffende Ge- 
setz dies ausdrücklich zuläßt; auch in den übrigen Fällen wird man aber wohl die Ab- 
erkennung als zulässig ansehen müssen (VGH DJ 1936 S. 1164 mit Anm. v. Schröter; 
and. RGSt. 70 220, RG DR 1940 S. 1522, dem Mezger ZAkDR 1938 S. 118 zustimmt). 


8. Die dargelegten Grundsätze gelten in gleicher Weise für die vollendete wie für die 
versuchte Tat, für den Gehilfen und Anstifter ebenso wie für den Haupttäter ($ 45, 
48 Abs. 2, 49 Abs. 2). 


4. Bei einer Gesamtstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden, wenn dieser Ausspruch neben einer Einzelstrafe zulässig ist ($ 76). Der Verlust 
ist aber neben der Gesamtstrafe auszusprechen, nicht neben der Einzelstrafe (RGSt 
68 176). 

II. Die Dauer des Verlustes ist bei Todesstrafe oder lebenslänglichem Zucht- 
haus unbeschränkt. Bei zeitigem Zuchthaus beträgt die Dauer 2-10 Jahre, bei Gefäng- 
nis 1-5 Jahre. Über 10 Jahre darf auch dann nicht hinausgegangen werden, wenn die 
Aberkennung neben einer Gesamtzuchthausstrafe ausgesprochen wird (RGSt. 68 176). 
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Eine bestimmte Bemessungseinheit hat das Gesetz nicht vorgeschrieben; es braucht 
daher nicht auf volle Jahre erkannt zu werden. 


IV. Die Wirkungen der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte sind in $8 33, 34 
genannt. Daneben treten noch zahlreiche sonstige Folgen nach besonderen Gesetzen 
ein; vgl.z.B. $ 53 Satz 2 DBG, $$ 33 Abs.1 Nr.1, 35 MStGB, $5 Abs.1 VO vom 1.No- 
vember 1939 (RGBl.1I S. 2293), 88 5, 16 Reichsarbeitsdienstgesetz, $ 81 HGB, $ 1032 
Abs. 3 ZPO, 8$ 53 Abs. 1, 93b, 106, 126 GewO, $ 23 Nr. 6 Reichsjagdgesetz, $ 3 Abs. 2 
Nr. 1,85 Abs. 1 Nr. 2 Reichsärzteordnung, $ 16 Abs. 2 Nr. 1 Bestallungsordnung für 
Ärıte vom 17. Juli 1939 (RGBI. I S. 1273), $ 6 Abs. 1 Nr. 3, $ 8 Abs. 1 Nr. 2 Bestal- 
lungsordnung für Apotheker vom 8. Oktober 1937 (RGBI. I S. 1118), $ 5 Abs. 2 Dritte 
VO zur Ausführung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 28. März 1934 
(RGBI. IS. 255), $ 10 Abs. 2 Erste DurchführungsVO zum Luftschutzgesetz vom 1. Sep- 
tember 1939 (RGBl. I S. 1631), $ 1 Abs. 1 Nr. 3, $ 13 Abs. 1 Nr. 3 Sechste Durchfüh- 
rungsbestimmung zur VO über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien vom 31. August 4937 (RGBl I S. 989), $ 34 Nr. 3 Erste VO zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938 (RGBI.I 8. 533). 

V. Die Einrichtung der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte als Nebenstrafe hat vielfach 
Kritik gefunden; es ist früher verschiedentlich die Abschaffung dieser Nebenstrafe gefordert worden. 
Das kommende Strafrecht will den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte durch die Ehrloserklärung 
ersetzen. Die Wirkungen dieser Ehrenstrafe sind gegenüber der Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte erheblich erschwert. Auf sie soll nur noch neben der Todesstrafe und neben der Zuchthausstrafe 


erkannt werden können. Neben Gefängnis kann nur der Amtsverlust und der Verlust der Amtsfähig- 
keit ausgesprochen werden. Vgl. näher Rietzsch in Gürtner I S. 138. 


S 33 
Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt den dauernden Verlust der aus 


öffentlichen Wahlen für den Verurteilten hervorgegangenen Rechte, ingleichen den dauern- 
den Verlust der öffentlichen Ämter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen. 


L An die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte knüpfen sich verschiedenr 
dauernde Wirkungen ($ 33); andere Wirkungen sind nur vorübergehend ($ 34). Dee 
dauernde Verlust tritt auch dann ein, wenn die Aberkennung der Ehrenrechte selbst 
nur auf eine bestimmte Zeit ausgesprochen worden ist. Es ist allerdings grundsätzlichh 
nicht ausgeschlossen, die dauernden Wirkungen durch Wiedererwerb dieser Rechte aul- 
zuheben ; der Wiedererwerb ist erst nach Ablauf der Frist des $ 34 möglich. 


IL Im einzelnen führt die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zu folgenden 
dauernden Ehrenminderungen. 

1. Es tritt der Verlust der aus öffentlichen Wahlen für den Verurteilten hervor- 
gegangenen Rechte ein. Gemeint sind hierbei Wahlen in öffentlichen, nicht privaten 
Angelegenheiten; öffentliche Angelegenheiten sind nicht gleichbedeutend mit Staats- 
angelegenheiten. Es fallen hierunter z. B. die Vertrauensratswahlen, ferner auch kirch- 
liche Wahlen der Religionsgesellschaften, soweit sie Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind. 


2. Verloren gehen weiter die öffentlichen Ämter; über diesen Begriff vgl. $ 31 


Anm.11 2. 


8. Es tritt weiter der Verlust der öffentlichen Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen 
ein. Öffentliche Würden sind Ehrenstellungen, die vom Staat oder unter der Staats- 
autorität, insbesondere von öÖffentlichrechtlichen Körperschaften oder Anstalten, ver- 
liehen oder bestätigt werden; hierhin gehören z. B. die Ehrenbürgerrechte der Gemeinden, 
die Doktortitel der Universitäten und Hochschulen, weiter auch die Bezeichnung Arzt 
und die Bezeichnung Assessor (vgl. Petersen DR 1941 8. 1442). Orden und Ehren- 
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zeichen sind äußerlich zu tragende Auszeichnungen; solche höherer Art sind die Orden, 
die anderen die Ehrenzeichen. Vgl. Ges. über Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 1. Juli 
1937 (RGBI.T S. 725). Vgl. hierzu auch Jacobi, Die Entziehung von Orden und Ehren- 
zeichen als Folge strafgerichtlicher Verurteilung, Der deutsche Justizbeamte 1938 $. 319. 
Die Waffenabzeichen der Wehrmacht sind ebenso zu behandeln wie Orden und 
Ehrenzeichen ($3 VO vom 3. Mai 1942, RGBl.I S. 277). 

Im Ausland verliehene Würden, Titel usw. werden von dieser Vorschrift nicht ge- 
troffen (Lobe Anm. 3; and. Frank $ 34 Anm. II Olshausen Anm. 8); die Verurteilung 
kann aber ein Anlaß sein, z. B. die Führung des Titels durch eine besondere Anord- 
nung zu verbieten. 


IH. Auch wenn nicht auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt ist, können 
bei entehrenden Straftaten Orden und Ehrenzeichen durch den Führer, in gewissem 
Umfang auch durch die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile und den Chef des Ober- 
kommandos der Wehrmacht entzogen werden ($$ 2, 3 VO vom 8. Januar 1943, RGBl. I 
S.15). 

IV. Über die Vollstreckung eines Urteils, das den Verlust von Orden und Ehrenzeichen 
zur Folge hat, vgl. $ 41 Strafvollstreckungsordnung. 


S 34 


Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt ferner die Unfähigkeit, wäh- 
rend der im Urteile bestimmten Zeit 
1. (überholt) 
2. in die deutsche Wehrmacht einzutreten ; 
3. öffentliche Ämter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu erlangen ; 
4. in öffentlichen Angelegenheiten zu stimmen, zu wählen oder gewählt zu werden oder 
andere politische Rechte auszuüben ; 
5. Zeuge bei Aufnahmen von Urkunden zu sein; 
6. Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beistand der Mutter, Mitglied eines Familienrats 
oder Kurator zu sein, es sei denn, daß es sich um Verwandte absteigender Linie han- 


dele und die obervormundschaftliche Behörde oder der Familienrat die Genehmigung 
erteile. 


I. Im Gegensatz zu den im $ 33 genannten dauernden Wirkungen der Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte zählt $34 die nur vorübergehend eintretenden Wirkungen 
auf; während der im Urteil bestimmten Zeit ist der Verurteilte unfähig, die im $34 
genannten Rechte zu erwerben. 


II. Im einzelnen ist auf folgendes hinzuweisen. 


1. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte hat nicht wie die Verurteilung zu 
Zuchthaus die Wehrunwürdigkeit zur Folge; während der im Urteil bestimmten Zeit 
ist der Verurteilte aber unfähig, in die deutsche Wehrmacht einzutreten (Nr.2). 
Wenn einem Angehörigen der Wehrmacht die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt wer- 
den, dann muß daneben auf Dienstentlassung (Rangverlust) erkannt werden ($ 33 
Abs. 1 Nr. 1 MStGB). Der Verlust der Wehrwürdigkeit ist an die Stelle der Entfernung 
aus dem Heer oder aus der Marine getreten. 

Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt Reichsarbeitsdienst- 
unwürdigkeit ($ 5 Reichsarbeitsdienstgesetz); Angehörige des Reichsarbeitsdienstes 
sind vorzeitig zu entlassen ($ 16 Abs. 2 Reichsarbeitsdienstgesetz). 

2. Über öffentliche Ämter in Nr. 3 vgl. $ 31 Anm. Il 2, über Würden, Titel, 
Orden und Ehrenzeichen in Nr. 3 vgl. $ 33 Anm. II 3. Ausgeschlossen wird durch diese 


Bestimmung die Befugnis, derartige Rechte zu erwerben, die der Verurteilte noch 
nicht besitzt. 
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3. Öffentliche Angelegenheiten in Nr. 4 sind nicht gleichbedeutend mit Staats- 
angelegenheiten (RGSt. 41 128). 


4. Wird jemand als Zeuge hinzugezogen, der nach Nr. 5 unfähig ist, Zeuge bei der 
Aufnahme von Urkunden zu sein, so wird dadurch die Gültigkeit der Urkunde nicht 
berührt ($$ 10 Nr. 2, 23, 24, 30 Testamentsgesetz, $ 173 FGG). 


5. Wird jemand, dem die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind, trotzdem zum 
Vormund, Gegenvormund usw. (Nr. 6) bestellt, dann ist diese Bestellung nicht nichtig 
(88 1781, 1792, 1897, 1915 BGB; vgl. RGSt. 45 311). Unter Kurator ist hier der Pfleger 
zu verstehen (RGSt. 41 388). 


III. Von sonstigen vorübergehenden Wirkungen sei noch hingewiesen auf die Un- 
fähigkeit, während der Dauer des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte einen Waf- 
fenerwerbsschein oder einen Walffenschein zu erhalten ($ 15 Abs. 2 Nr. 4 Waffen- 
gesetz vom 18. März 1938, RGBIl.1I S. 265). 


$ 35 


Neben einer Gefängnisstrafe, mit welcher die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte überhaupt hätte verbunden werden können, kann auf die Unfähigkeit zur Beklei- 
dung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erkannt werden. 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter hat den dauernden 
Verlust der bekleideten Ämter von Rechts wegen zur Folge. 


L Liegen bei einer Verurteilung zu Gefängnis die Voraussetzungen für die Aberken- 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte vor, erscheint dem Richter dieser Ausspruch im 
Einzelfall aber nicht gerechtfertigt, dann kann er statt dessen auf Unfähigkeit zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter erkennen. 

Auf Amtsunfähigkeit kann stets nur an Stelle der Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden, nicht daneben (RGSt. 21 264). Über die grundsätzliche 
Unzulässigkeit dieses Ausspruchs gegenüber Jugendlichen vgl. oben $ 32 Anm. II; über 
die Zulässigkeit auch bei Versuch, Beihilfe und Anstifung vgl. oben $ 32 Anm. Il 3. 


I. Für den Ausspruch der Amtsunfähigkeit ist nur neben einer Gefängnisstrafe Raum, 
nicht neben einer Zuchthausstrafe; die Verhängung einer Zuchthausstrafe führt nach 
$ 31 stets zur dauernden Amtsunfähigkeit. Neben einer Gefängnisstrafe darf die Amts- 
unfähigkeit nur dann ausgesprochen werden, wenn alle Voraussetzungen für die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte vorliegen; die Gefängnisstrafe muß daher vor 
allem mindestens 3 Monate betragen (RGSt. 80 159). 


II. Die Dauer der Amtsunfähigkeit kann 1-5 Jahre betragen. Über die Berechnung 
dieser Zeit vgl. $ 36. 


IV. Die Wirkung des Ausspruchs der Amtsunfähigkeit besteht einmal darin, daß der 
Verurteilte dauernd die Ämter verliert, die er zur Zeit des Eintritts der Rechtskraft 
des Urteils inne hat (vgl. auch $53 Satz 2 DBG). Darüber hinaus verliert er für die im 
Urteil angegebene Zeit die Fähigkeit, überhaupt irgendwelche öffentlichen Ämter zu 
bekleiden. Soldaten scheiden von Rechts wegen aus dem aktiven Wehrdienst aus, 
wenn gegen sie auf Unfähigkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter erkannt worden ist 
($ 23 Abs. 1 Wehrgesetz; vgl. aber auch $ 23 Abs. 3 Satz 2 Wehrgesetz; dazu $$ 33, 34 
MStGB). Bei Angehörigen der 44, die der Sondergerichtsbarkeit unterstehen, hat ein 
derartiges Erkenntnis den Ausschluß aus der 44 zur Folge ($ 5 Abs. 1 VO vom 4. No- 
vember 1939, RGBI. I 8. 2293). Reichsarbeitsdienstpflichtige, gegen die auf Ab- 
erkennung der Fähigkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter erkannt worden ist, dürfen 

‚ erst nach Ablauf der im Urteil für diese Ehrenstrafe vorgesehenen Zeit einberufen 
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werden ($ 5 Abs. 3 Reichsarbeitsdienstgesetz). Vgl. ferner z. B. 8 5 Abs. 2, 3 Dritte VO 
zur Ausführung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 28. März 193% 
(RGBIl.1I S. 255). 


V. Zu unterscheiden von dem Ausspruch der Amtsunfähigkeit gemäß $ 35 ist die 
in einzelnen Fällen besonders vorgesehene Möglichkeit der Aberkennung der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter ($$ 86, 93, 128, 129, 358). Die letztere tritt nicht an 
die Stelle der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, sondern ist eine von dem 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte unabhängige Nebenstrafe; sie kann daher auch 
dann ausgesprochen werden, wenn auf weniger als 3 Monate Gefängnis erkannt wird. 


$ 36 


Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öfl- 
fentlicher Ämter wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam. Ihre Dauer wird von dem 
Tage ab berechnet, an dem die Freiheitsstrafe, neben der die Aberkennung ausgesprochen 
wurde, verbüßt, verjährt oder erlassen Ist. Ist neben der Strafe eine mit Freiheitsentziehung 
verbundene Maßregel der Sicherung und Besserung angeordnet worden, so wird die Frist 
erst von dem Tage ab berechnet, an dem auch die Maßregel erledigt Ist. 

Ist nach Ablauf einer Probezeit dem Verwrteilten die Strafe ganz oder teilweise erlassen 
worden oder eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung erledigt, so wird die Probezeit auf_die Frist angerechnet. 


L Die Wirkungen der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und des Ausspruchs 
der Amtsunfähigkeit beginnen mit der Rechtskraft des Urteils. 


H. Der Lauf der Fristen ($ 32 Abs. 2, $ 35 Abs. 1) beginnt dagegen erst von dem Tage, 
an dem die Freiheitsstrafe, neben der die Aberkennung ausgesprochen wurde, verbüßt, 
verjährt oder erlassen ist. Ist neben der Strafe eine mit Freiheitsentziehung verbundene 
Maßregel der Sicherung und Besserung angeordnet, dann .beginnt die für den Ehrver- 
lust und für den Verlust der Amtsfähigkeit laufende Frist erst von dem Tage, an dem 
auch die Maßregel erledigt ist. Die Zeit bis zur Verbüßung der Strafe oder der Erledi- 
gung der Maßregel wird zu der Zeit des im Urteil ausgesprochenen Ehrverlusts hinzu- 
gezählt (RGSt. 67 96). Ist gegen den Täter aber in mehreren Urteilen auf Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt, so läuft jede Frist von der Verbüßung der Haupt- 
strafe an, ohne Rücksicht darauf, ob von da ab der Verurteilte andere Freiheitsstrafen 
verbüßt oder nicht (RG JW 1987 S. 2643). 

Erledigt ist die Maßregel, wenn sie verbüßt, verjährt oder erlassen ist. Von einer Er- 
ledigung oder Verbüßung kann nur bei der Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
und bei der erstmaligen Unterbringung in einem Arbeitshaus gesprochen werden, wenn 
der Untergebrachte nach Ablauf der gesetzlichen Höchstdauer, also nach zweijähriger 
Unterbringung, entlassen wird. In allen anderen Fällen ist die Vollstreckung der Maß- 
regel, da die Entlassung des Untergebrachten nach $ 42h nur als bedingte Aussetzung 
gilt und widerruflich erfolgt, erst dann erledigt, wenn die Vollstreckung nach & 70 ver- 
jährt ist. a 

Ausnahmsweise läuft die Frist bereits von der Rechtskraft des Urteils in den Fäl- 
len der $$ 7, 60 dann, wenn die erkannte Strafe durch Anrechnung vollständig für ge- 
tilgt angesehen wird. 

III. Abs. 2 ergänzt den Abs. 1 für die Fälle der bedingten Begnadigung, des bedingten 
Erlasses und der bedingten Aussetzung. In diesen Fällen wird nach Erlaß der Strafe 
oder nach Erledigung der Maßregel nachträglich die Frist um die Dauer der Probezeit 
verkürzt. Der innere Grund hierfür liegt darin, daß. einerseits die praktische Wirksam- 
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keit des Ehrenrechtsverlustes mit der, wenn auch bedingten Entlassung des Verurteil- 
ten aus der Strafhaft oder Unterbringung, die ihn ins bürgerliche Leben zurücktreten 
läßt, voll eintritt, andererseits die bedingte Entlassung, die dem Verurteilten gegenüber 
der Freiheitsentziehung eine Rechtswohltat gewähren soll, bei Nichtanrechnung der 
Probezeit stets zu einer Verlängerung der Nebenstrafen führen würde. 


IV. Wird ein Urteil, auf Grund dessen ein Beamter nach $ 53 DBG aus dem Beamten- 
verhältnis ausgeschieden ist, im strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren durch 
ein milderes Urteil ersetzt, dann erfolgt eine Wiedergutmachung nach $ 55 DBG. 


Gnadenmaßnahmen, die sich auf die mit beamtenrechtlichen Folgen verbundenen 
kriminellen Strafen erstrecken, berühren nicht die beamtenrechtlichen Folgen der Strafe; 
wird z. B. die im Strafurteil ausgesprochene Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter im Gnadenwege völlig aufgehoben, 
so wird dadurch das nach $ 53 Satz 2 DBG erfolgende Ausscheiden aus dem Beamten- 
verhältnis nicht berührt. Es ist aber möglich, die beamtenrechtlichen Folgen einer straf- 
gerichtlichen Verurteilung durch einen besonderen Saageneengn ganz oder teilweise 
aufzuheben ($ 54 DBG). 


5 37; 


(Gestrichen durch Artikel IIVO über den Geltungsbereich des Strafreıhts vom 6.Mai1940,! RGBl.I 
$. 754.) 


S 38 

Neben einer Freiheitsstrafe kann in den durch das Gesetz;vorgesehenen Fällen auf die 
Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 

Die höhere Landespolizeibehörde erhält durch ein solches Erkenntnis die Befugnis, nach 
Anhörung der Gefängnisverwaltung den Verurteilten auf die Zeit von höchstens fünf 
Jahren unter Polizeiaufsicht zu stellen. 

Diese Zeit wird von dem Tage berechnet, an welchem die Freiheitsstrafe verbüßt, ver ver- 
jährt oder erlassen ist. 


L Die Polizeiaufsicht ist ihrer rechtlichen Natur nach keine Strafe, sondern eine si- 
chernde Maßnahme; denn das Ziel dieser Maßnahme ist nicht Vergeltung, sondern Vor- 
beugung (ebenso Frank $ 39 Anm. I, Gerland S. 252, Kohlrausch Anm. 1, Lobe 
Anm.1, Olshausen Anm. 1; and. RGSt. 17 194, v. Liszt-Schmidt S. 371, 396, Mayer 
3.140, Mezger S. 493, Schwarz Anm. 1). 

Die Polizeiaufsicht wird auch vom Begnadigungsrecht umfaßt ($ 3 Abs. 2 Gnaden- 
ordnung). Daraus ergibt sich nichts für den Strafcharakter der Polizeiaufsicht; denn 
das Begnadigungsrecht erstreckt sich auf alle Nebenfolgen und auch auf die sichernden - 
Maßnahmen. 

Neben die Polizeiaufsicht sind die vom Reichsführer 4 und Chef der deutschen Polizei 
geregelten Maßnahmen der polizeilichen Überwachung getreten; darüber vgl. 
Werner, Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung durch die Polizei, Kriminalistik 
1938 5.38, Mannz, Gestalt und Recht der Polizei (1943) S. 43. 


Il. Aufgabe der Gerichte ist es nur, die Zulässigkeit der Polizeiaufsicht im Urteil aus- 
zusprechen. Für diesen Ausspruch bestehen folgende Voraussetzungen. 

1. Die Strafe, auf die erkannt worden ist, muß eine Freiheitsstrafe sein; neben einer 
Geldstrafe darf nicht die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht ausgesprochen werden. 

2. Neben einer Freiheitsstrafe darf Polizeiaufsicht auch nur dann für zulässig erklärt 
werden, wenn das Gesetz diesausdrücklich alsstatthaft bezeichnet. Dies ist z. B. 
der Fall in den $$ 86, 93, 180, 181a, 184, 262. Erklärt das Gesetz Polizeiaufsicht nur 
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neben einer Zuchthausstrafe für zulässig (z. B. in $ 248), dann darf die Zulässigkeit 
nicht ausgesprochen werden, wenn unter Annahme mildernder Umstände auf Gefängnis 
erkannt wird (RGSt. 88 215, 353). 

8. Gegen Jugendliche ist Polizeiaufsicht unstatthaft ($ 9 Abs. 5 JGG), sofern nicht 
die Voraussetzungen der VO zum Schutz gegen jugendliche Schwerverbrecher vom 
4. Oktober 1939 vorliegen. 

4. Zulässig ist es auch, einen Soldaten unter Polizeiaufsicht zu stellen (vgl. Schober, 
Zeitschrift für Wehrrecht Bd. 3 S. 199). 

5. Bei einem Versuch, bei Beihilfe und Anstiftung ist die Polizeiaufsicht auch zu- 
lässig ($$ 45, 48 Abs. 2, 49 Abs. 2, $ 4 VO gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 
1939; vgl. auch $ 44 Abs. 2). 


II. Der richterliche Ausspruch über die Zulässigkeit der Polizeiaufsicht bewirkt nicht, 
daß diese eintritt; er gibt vielmehr der höheren Landespolizeibehörde die Befugnis, den 
Verurteilten unter Polizeiaufsicht zu stellen. Die Polizeibehörde soll vorher die Ge- 
fängnisverwaltung hören. Höhere Polizeibehörde ist der Regierungspräsident; wo keine 
Regierungsbezirke bestehen, ist es der Innenminister oder die ihm entsprechende Be- 
hörde (AV in DJ 1937 S. 1800). 

Das Gericht ist verpflichtet, der Landespolizeibehörde das Urteil mitzuteilen ($ 42 
Strafvollstreckungsordnung). 


IV. Für die Dauer der Polizeiaufsicht ist ein Höchstbetrag von 5 Jahren festgesetzt. 
Wie lange die Polizeiaufsicht innerhalb dieses Rahmens dauern soll, kann nicht der 
Richter bestimmen, sondern ist vielmehr von der höheren Polizeibehörde festzusetzen 
(RG HöchstRR 8 S. 65). 

Die Frist beginnt erst mit dem Tage nach der Verbüßung, Verjährung oder dem 
Erlaß der Freiheitsstrafe. 


8 39 


Die Polizelaufsicht hat folgende Wirkungen: 
1. dem Verurteilten kann der Aufenthalt an einzelnen bestimmten Orten von der höhe- 
ren Landespolizeibehörde untersagt werden; 
2. (gestrichen); 
3. Haussuchungen unterliegen keiner Beschränkung hinsichtlich der Zeit, zu welcher 
sie stattfinden dürfen. 


I. Die Bestimmung hebt zwei Wirkungen der Polizeiaufsicht besonders hervor. Diese 
Wirkungen treten erst ein, wenn die Polizeibehörde die Stellung unter Polizeiaufsicht 
ausgesprochen hat, nicht bereits mit der Zulässigkeitserklärung durch das Gericht. 


H. Die Polizei kann für den Verurteilten ein Aufenthaltsverbot aussprechen; dieses 
kann sich auf einzelne bestimmte Ortschaften oder auf bestimmte einzelne Plätze und 
Räumlichkeiten (z. B. Gastwirtschaften, Bahnhöfe) innerhalb einer Ortschaft beziehen. 
Zuwiderhandlungen gegen die auferlegten Beschränkungen sind nach $ 361 Nr. 1 strafbar. 

Für die unter Polizeiaufsicht gestellten Personen gelten ferner nicht die in $ 104 StPO 
enthaltenen Beschränkungen hinsichtlich der Zeit, in der Haussuchungen zulässig 
sind; vgl. weiter $$ 103 Abs. 2, 105 Abs. 3, 106 Abs. 2 StPO. 


III. Außer diesen hier hervorgehobenen Wirkungen sind mit der Polizeiaufsicht noch 
nach anderen Gesetzen verschiedene Wirkungen verbunden. So ist die Verhaftung wegen 
Fluchtgefahr bei einem unter Polizeiaufsicht Stehenden auch dann zulässig, wenn die 
Tat nur mit Haft oder Geldstrafe bedroht ist ($ 113 StPO). Weitere Wirkungen ergeben 
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sich z. B. aus $$ 43, 57, 62 GewO (Nichterteilung eines Wandergewerbescheins, Verbot 
der Ausübung des Gewerbebetriebs im Umbherziehen, Nichterteilung eines Legitimations- 
scheines), $ 15 Abs. 2 Nr. 4 Waffengesetz, $ 23 Nr. 6 Reichsjagdgesetz. 


S 39a 
(fortgefallen) 
S 40 
Gegenstände, weiche durch ein vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen hervorgebracht, 
oder welche zur Begehung eines vorsätzlichen Verbrechens oder Vergehens gebraucht 


oder bestimmt sind, können, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer gehören, ein- 
gezogen werden. 


Die Einziehung ist im Urteile auszusprechen. 


I. Die Vorschrift läßt die Einziehung gewisser Gegenstände zu. Die Reehtsnatur der 
auch von verschiedenen anderen Bestimmungen zugelassenen oder vorgeschriebenen 
Einziehung ist umstritten. Maßgebend für die Bestimmung der Rechtsnatur ist der Zweck 
der Einziehung. 

Streitig ist hierbei zunächst, ob es auf den Zweck der die Einziehung zulassenden Be- 
stimmung oder auf den Zweck der jeweiligen Anordnung ankommt; eine auf den Zweck 
der jeweiligen Anordnung abstellende Betrachtung dürfte praktisch zu Schwierigkeiten 
führen; auszugehen ist daher von dem Zweck der die Einziehung zulassenden Bestimmung 
(so 2. B. RGSt. 58 126, Olshausen Anm. 1; and. früher Kohlrausch (34. Aufl.) Anm. 1). 

Entscheidend dafür, ob die Einziehung eine Strafe oder eine Sicherungsmaßregel ist, 
ist der überwiegende Zweck der in Frage kommenden Bestimmung. Sie ist Strafe, 
wenn der Zweck, dem Täter zur Vergeltung der begangenen strafbaren Handlung ein 
Übel zuzufügen, überwiegt; sie ist Sicherungsmaßregel, wenn vor allem bezweckt wird, 
weitere strafbare Handlungen zu verhüten (vgl. so z.B. RGSt. 69 388, Olshausen 
Anm. 1). Kohlrausch (34. Aufl.) Bem. 2 vor $13 wollte der Einziehung unter Umständen 
eine Doppelnatur in dem Sinne zusprechen, daß sie sowohl Strafe wie Sicherungs- 
maßnahme zusammen sein könne. Manche sehen in der Einziehung stets nur eine Siche- 
rungsmaßnahme (so z.B. Gerland S. 256), andere stets nur eine Strafe (so z. B. Mezger 
3.493). 

Im $ 40 ist die Einziehung nur bei Gegenständen zulässig, die im Eigentum eines Be- 
teiligten stehen; es überwiegt hierbei der Strafcharakter; die Einziehung nach $ 40 
ıst daher als Strafe, und zwar als Nebenstrafe, anzusehen. Ist die Einziehung dagegen 
ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse zulässig (z. B. $$ 93a, 152, 295), dann 
überwiegt der Zweck, weitere Straftaten zu verhindern; sie ist dann eine Sicherungs- 
maßnahme (RGSt.58 126, 67 216, Frank Anm. |], v.Liszt-Schmidt S. 411). 

Die Feststellung, ob es sich bei der Einziehung um eine Strafe oder um eine Sicherungs- 
maßnahme handelt, hat Bedeutung bei der Begnadigung und bei Amnestien. Die Ein- 
ziehung als Strafe ist nach einer Begnadigung oder Amnestie unzulässig (RGSt. 50 388, 
395, 88 125); die Einziehung als Sicherungsmaßregel bleibt dagegen von Straffreiheits- 
gesetzen, soweit nicht diese etwas anderes bestimmen, unberührt (RGSt. 67 217). Keine 
Bedeutung hat diese Frage dagegen bei der Idealkonkurrenz; denn die Einziehung bleibt 
auch dann zulässig, wenn sie nur im milderen Gesetz vorgesehen ist, aus dem die Strafe 
nicht entnommen wird (unten $ 73 Anm. IV 5b). 

Zu der Einziehung unabhängig vom Eigentum des Täters oder Teilnehmers vgl.K. Schäfer DJ 1936 
8.1471 und Turowski JW 1937 8. 1158. Über die Abgrenzung der Einziehung von verwandten Be- 
griffen vgl. Schewe, Einziehung, Verfallerklärung, Konfiskation, Beschlagnahme und Sicherstellung, 


1937 (Diss, Jlamburg). Zur Verfallerklärung im Wirtschaftsrecht vgl. Tränkınann DJ 1942 S. 698. 
rde Einziehung im Devisenstrafrecht vgl. Schumacher DJ 1942 S. 468. 
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II. Voraussetzung für die Einziehung nach $ 40 ist zunächst, daß ein vorsätzliches 
Verbrechen oder Vergehen vorliegt. Sie ist nicht zulässig bei fahrlässigen Straftaten, 
weiter grundsätzlich auch nicht bei Übertretungen; von diesem letzteren Grundsatz ent- 
halten $$ 360 Abs. 2, 367 Abs. 2 Ausnahmen. Die Tat muß strafbar sein; es muß daher 
der äußere und innere (vgl. RGSt. 71 270) Tatbestand erfüllt sein; unzulässig ist daher 
die Einziehung eines Gegenstandes, der zur Begehung einer mit Strafe bedrohten Hand- 
lung durch einen Unzurechnungsfähigen gebraucht worden ist (RG HRR 1940 Nr. 35). 
Ist bei einem Vergehen der Versuch nicht strafbar, dann kann auch nicht auf Einziehung 
erkannt werden, wenn es nur zu einem Versuch kommt (Frank Anm. Il 1, Gerland 
S. 256 Anm. 2, Lobe Anm. 3 und 8b, Schwarz Anm. 3; and. RGSt. 44 142, 49 208). 
Unzulässig ist die Einziehung auch, wenn die Tat unter eine Amnestie fällt (RGSt. 
58 126), sofern nicht etwas Besonderes bestimmt ist; bei der letzten großen Amnestie 
war z. B. bestimmt, daß die Einziehung von dem Straferlaß und dem bedingten Straf- 
erlaß unberührt bleibt ($ 1 Abs. 3 VO vom 30. April 1938, RGBl. I S. 435). 

Zulässig ist eine Einziehung aber dann, wenn die Verurteilung des Eigentümers im 
Sinne des $ 42 nicht ausführbar ist. 


II. Der Einziehung nach $40 unterliegt nur ein bestimmter Kreis von Gegenständen, 
nämlich solche, die dem Täter oder einem Teilnehmer gehören und entweder durch ein 
vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen hervorgebracht oder zur Begehung einer 
derartigen strafbaren Handlung gebraucht oder bestimmt sind. 


1. Unter Gegenständen sind zunächst körperliche Sachen zu verstehen; darüber 
hinaus können aber auch Rechte (z. B. Miteigentumsanteile, Hypotheken, Forderungen) 
eingezogen werden (so zutreffend Stählin DJ 1939 S. 915; ebenso das kommende Recht, 
vgl. unten VII; and. RGSt. 57 232). Eingezogen werden können stets nur einzelne 
Gegenstände, nicht das Vermögen im ganzen und auch nicht Teile eines Vermögens. 


2. Die Gegenstände müssen dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Miteigentum 
mit einem an der Tat Unbeteiligten schließt die Einziehung nicht aus, wohl aber Ge- 
samteigentum; es können daher z. B. nicht Nachlaßgegenstände eingezogen werden, die 
noch gemeinschaftliches Vermögen des Täters und eines an der Tat unbeteiligten Mit- 
erben sind (RG JW 1988 S. 174, RGSt. 74 333); über die devisenrechtliche Einziehung 
in den Nachlaß des verstorbenen Beschuldigten vgl. RGSt. 74 328 sowie Haas DStR 
1941 S. 122. Das Eigentum einer juristischen Person kann auch dann nicht eingezogen 
werden, wenn der Täter als ihr Vertreter gehandelt hat (RG GoltdArch. 58 S.445). Nicht 
wird vorausgesetzt, daß der Gegenstand gerade dem Täter oder Teilnehmer gehört, der 
davon bei der Tat Gebrauch macht; es genügt, daß er einem an der Tat strafbar Be- 
teiligten gehört (vgl. RGSt.49 212; vgl auch RG GoltdArch. 69 S. 177). 

Maßgebend sind die Eigentumsverhältnisse zur Zeit der Fällung des Urteils (RGSt. 67 
205, RG HRR 19386 Nr. 156; and. Lobe Anm. 6). 

Ist die Sache veräußert, dann tritt grundsätzlic"der Erlös an ihre Stelle (Stählin DJ 
1939 S. 915; and. RGSt. 66 86). Dies gilt insbesondere dann, wenn die Behörde zur Ver- 
äußerung der Sache gezwungen war, z. B. durch die leichte Verderblichkeit. 


8. Der Einziehung unterliegen nur Gegenstände, die durch ein vorsätzliches Ver- 
brechen oder Vergehen hervorgebracht oder zur Begehung einer derartigen strafbaren 
Handlung gebraucht oder bestimmt sind. 

a) Als durch die strafbare Handlung hervorgebracht sind nur die unmittelbar her- 
vorgebrachten Gegenstände anzusehen, also z. B. die gefälschten Urkunden oder Mün- 
zen, die verfälschten Nahrungsmittel. Es genügt nicht, daß die Gegenstände durch die 
Straftat erlangt sind. Der Einziehung unterliegt also nicht das gestohlene Geld oder die 
Beute des Wilderers (RGSt. 70 94), weiter auch nicht das Geld, das durch Verkauf heh- 
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lerisch erlangter Sachen erworben ist (RGSt. 54 223). Die Verbrechensbeute fällt an den 
Eigentümer oder an den Aneignungsberechtigten. 

b) Eingezogen werden können auch Gegenstände, die zur Begehung der strafbaren 
Handlung gebraucht oder bestimmt sind, z. B. die bei der Tat gebrauchten Waffen 
(RGSt.44 142). Die Gegenstände brauchen nicht tatsächlich benutzt zu sein, falls sie 
nur für die Begehung einer bestimmten (RGSt. 59 251) strafbaren Handlung bestimmt 
waren und es mindestens zum strafbaren Versuch gekommen ist (RGSt. 49 210). Der 
Gegenstand muß zur Begehung der strafbaren Handlung bestimmt oder gebraucht sein; 
nicht einziehbar auf Grund dieser Vorschrift sind Gegenstände, auf die sich die strafbare 
Handlung bezieht, z. B. das Kraftfahrzeug, das auf öffentlichen Straßen benutzt wird, 
ohne zum Verkehr zugelassen zu sein (RG JW 1937 S. 170 mit Anm. Gülde = DJ 1936 
3.1856); weiteres Beispiel in RGSt. 75 340. 

Eine unmittelbare Beziehung der Gegenstände zu der Tat ist nicht erforderlich; auch 
Gegenstände, die nur der Vorbereitung gedient haben, können eingezogen werden, so 
2. B. die Feile, mit der der Dietrich hergestellt ist (and. RGSt. 59 250), ferner die Schlüs- 
sel, die zur Eröffnung des Raumes benutzt wurden, in dem eine Brandstiftung begangen 
wurde (and. RG Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern 1984 S. 25). Ist das Delikt juri- 
stisch zwar vollendet, tatsächlich aber noch nicht beendet, dann können auch die Trans- 
portmittel eingezogen werden, so z. B. die für die Fortschaffung der geraubten Sachen 
oder der Jagdbeute des Wilderers bestimmten Hilfsmittel (RGSt. 73 106; enger wohl 
Frank Anm. II 2a). 

c) Bloße Beweismittel können nicht eingezogen werden, so z. B. nicht Geschäfts- 
bücher als Beweismittel für die darin bezeichneten Forderungen (RGSt. 52 201). 


IV. Liegen die bezeichneten Voraussetzungen vor, dann kann die Einziehung auch an- 
geordnet werden, ohne daß siein dem betreffenden Strafgesetz besonders zu- 
gelassen ist. 


V. Die Einziehung muß in dem Tenor des Strafurteils ausgesprochen werden, das gegen 
den Eigentümer ergeht; gleich stehen dem Urteil der Strafbefehl und die Strafverfügung. 
Die einzuziehenden Gegenstände sind dabei genau zu bezeichnen; es genügt nicht der 
Ausspruch der Einziehung der „beschlagnahmten Gegenstände“ (RG JW 1985 S. 950). 
Auch wenn der Erlös an die Stelle des Gegenstandes getreten ist, muß das Urteil auf 
Einziehung des Gegenstandes lauten. 

Der Ausspruch der Einziehung steht im Ermessen des Gerichts; die Einziehung als 
Sicherungsmaßregel ist vielfach zwingend vorgeschrieben (z. B. $$ 152, 284b, 295). 

Ist die Einziehung nicht im Urteil ausgesprochen, dann ist eine nachträgliche Ein- 
ziehung im selbständigen Verfahren ($ 42) auch nur möglich, wenn die einzuziehenden 
Gegenstände dem Täter oder einem Teilnehmer gehören (RGSt. 66 423). 


VL Die Wirkung der Einziehung besteht darin, daß mit der Rechtskraft des Urteils 
das Eigentum auf das Reich übergeht (Kohlrausch Anm. 7, Olshausen Anm. 4, Schwarz 
Anm.4B; $ 47 Strafvollstreckungsordnung, auch RGSt.66 87; ausdrücklich so $ 9 
Abs.3 VerbrauchsregelungsStrafVO).! Nach Frank Anm. III 3 und RGSt. 21 54 be- 
deutet das Urteil nur, daß der Täter oder Teilnehmer verpflichtet ist, das Eigentum auf 
den Fiskus zu übertragen; nach Lobe Anm.9 hat das Urteil nur deklaratorische Be- 
deutung; es spreche aus, daß mit der Begehung des Delikts der Fiskus von Rechts wegen 
Eigentümer geworden sei. \ 

Die Vorschriften über die Verwendung eingezogener Gegenstände sind in den 
$$ 47 ff. Strafvollstreckungsordnung zusammengefaßt; eine Übersicht gibt Menne DRM 


’ Auf diesem Standpunkt steht auch das kommende Recht; vgl. die von Rietzsch in Gürtner I 
8. 161 mitgeteilte Bestimmung. 
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1940 S. 100; vgl. über die Verwertung aber weiter K. Schäfer DJ 1936 S. 1436. Über 
die Mitwirkung der Gerichtsvollzieher bei der Einziehung vgl. die AV in DJ 1937 S.1730. 
Über die Behandlung der in Devisenstrafsachen durch gerichtliche Urteile eingezogenen 
Beträge vgl. die AV in DJ 1938 S. 1219. 


VII. Das kommende Strafrecht will die Einziehung einheitlich als sichernde Maßnahme ausgestalten. 
Zur Klarstellung soll ausgesprochen werden, daß auch Rechte, die durch eine vorsätzliche strafbare 
JIandlung hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht oder dazu bestimmt 
sind, der Einziehung unterliegen. Vgl. Rietzsch in Gürtner I S. 158. 


Ss 4 

Wenn der Inhalt einer Schrift, Abbildung oder Darstellung strafbar ist, so ist im Ur- 
teile auszusprechen, daß alle Exemplare sowie die zu ihrer Herstellung bestimmten Piat- 
ten und Formen unbrauchbar zu machen sind. 

Diese Vorschrift bezieht sich jedoch nur auf die im Besitze des Verfassers, Druckers, 
Herausgebers, Verlegers oder Buchhändlers befindiichen und auf die öffentlich ausgeleg- 
ten oder öffentlich angebotenen Exemplare. 

Ist nur ein Teil der Schrift, Abbildung oder Darsteliung strafbar, so ist, insofern eine 
Ausscheldung möglich ist, auszusprechen, daß nur die strafbaren Stellen und derjenige Teil 
der Platten und Formen, auf welchem sich diese Stellen befinden, unbrauchbar zu ma- 
chen sind. 

Schrifttuın: Besta, Die Unbrauchbarmachung, 1936 (Diss. Erlangen). -— Rüth, Die Unbrauch- 
barmachung in $ 41 Reichsstrafgesetzbuch, 1934 (Diss. Würzburg). 

I. Die Bestimmung schreibt zwingend die Unbrauehbarmachung gewisser Schriften, 
Abbildungen oder Darstellungen vor. Die Unbrauchbarmachung ist ihrer rechtlichen 
Natur nach keine Strafe, sondern eine Sicherungsmaßnahme; denn sie richtet sich auch 
gegen Personen, die in keinerlei strafrechtlicher Beziehung zu der Schrift usw. stehen 
(RGSt. 14 162, 67 218; Frank Anm. I, Lobe Anm. 1, Olshausen Anm. 1). Zum Teil wird 
angenommen, daß die Unbrauchbarmachung Strafe sei, soweit sie den Täter oder 
Teilnehmer treffe, vorbeugende Maßnahme dagegen, soweit sie Wirkungen auf Un- 
beteiligte ausübe (Schoetensack, Der Konfiskationsprozeß, 1905, S. 23). 

Einziehung und Unbrauchbarmachung schließen sich nicht gegenseitig aus; sie kön- 
nen nebeneinander ausgesprochen werden (RGSt. 17 313, 86 146). 


II, Voraussetzung für die Unbrauchbarmachung ist, daß der Inhalt der Schrift, Ab- 
bildung oder Darstellung strafbar ist. 

1. Die Strafbarkeit muß sich aus dem Inhalt der Darstellung ergeben; die Verkörpe- 
rung des Gedankens muß gerade strafbar sein. Es genügt nicht, daß bloße Formvor- 
schriften, z. B. Ordnungsvorschriften des Pressegesetzes, verletzt sind (RGSt.16 118). 


2. Für die Strafbarkeit ist nur erforderlich, daß die Darstellung die Erfordernisse der 
Tatbestandsmäßigkeit und der Rechtswidrigkeit erfüllt; Verschulden ist mit Rücksicht 
auf die Natur der Unbrauchbarmachung als einer Sicherungsmaßnahme nicht erforder- 
lich (RGSt. 36 146, auch RGSt. 61 293; Frank Anm. Il4). Anders als bei der Ein- 
ziehung ($ 40) kommen nicht nur vorsätzliche Verbrechen und Vergehen in Betracht, 
sondern auch fahrlässige Straftaten und Übertretungen. Nicht ist erforderlich, daß alle 
Tatsachen, von denen die Strafbarkeit der Mitteilung im einzelnen Fall abhängt, aus der 
Druckschrift selbst zu ersehen sind (RGSt. 66 147). 


III. Gegenstand der Unbrauchbarmachung sind Schriften, Abbildungen oder 
Darstellungen sowie die zu ihrer Herstellung bestimmten Platten und Formen 
(Abs. 1). Von den Exemplaren einer Schrift usw. braucht nur ein bestimmter Kreis un- 
brauchbar gemacht zu werden (Abs. 2), unter Umständen nur Teile der Schrift usw. 
(Abs. 3). 
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1. Unter den Begriff der Schrift fallen alle körperlichen Zeichen, die geeignet sind, 
die Vorstellung von Lauten, insbesondere von Worten und mittelbar von Gedanken zu 
erwecken. Der Abbildung ist eigentümlich, daß bei ihr durch die Verwendung von 
Körpern die Vorstellung von Gedanken hervorgerufen werden soll; auch Lichtbilder zur 
Wiedergabe im Kino gehören hierher (RGSt. 89 183). Darstellung ist der Oberbegriff, 
der Schrift und Abbildung mit umfaßt (RGSt. 47 406). Unter Darstellung sind alle 
stofflichen Zeichen zu verstehen, die einem anderen die Vorstellung eines sinnlich wahr- 
nehmbaren Vorgangs oder eines Gedankens übermitteln können. Es macht hierbei keinen 
Unterschied, ob die Wahrnehmung unmittelbar oder erst durch Hilfsmittel möglich 
wird; auch die Grammophonplatte ist daher eine Darstellung (RGSt. 47 406). Zu den 
Darstellungen gehören auch Erzeugnisse der Plastik, z. B. Porzellanfiguren (RG Goltd- 
Arch. 57 S. 400). 


2. Es brauchen nicht alle Exemplare der Schrift usw. unbrauchbar gemacht zu wer- 
den, sondern nur ein bestimmter Kreis (Abs. 2). 

a) Unbrauchbar zu machen sind einmal die im Besitz des Verfassers, Druckers, 
Herausgebers einschließlich des Schriftleiters, Verlegers oder Buchhändlers befindlichen 
Exemplare; mittelbarer Besitz ($ 868 BGB) genügt. 

b) Zum anderen sind unbrauchbar zu machen die öffentlich ausgelegten oder öffent- 
lich angebotenen Exemplare. Maßgebend ist, ob die Exemplare einem nicht abgeschlos- 
senen Kreis von Personen zugänglich sind; dies ist z. B. in Restaurationsräumen und 
Lichtspielhäusern der Fall. Vgl. im übrigen über öffentlich die Bemerkungen zu $ 110. 

3 Unbrauchbar zu machen sind stets auch die zur Herstellung der Exemplare be- 
stimmten Platten und Formen (Abs. 1). 


4. Ist nur ein Teil der Schrift usw. strafbar, und ist eine Ausscheidung möglich, 
dann ist nur dieser Teil unbrauchbar zu machen (Abs. 3). 


W. Die Unbrauchbarmachung ist stets im Tenor des Urteils auszusprechen; dieser 
Ausspruch muß erfolgen, wenn die genannten Voraussetzungen vorliegen. Die Be- 
schränkung des Abs. 2 braucht nicht in das Urteil aufgenommen zu werden, sie ist im 
Vollstreckungsverfahren als selbstverständlich anzusehen (and. Frank $ 40 Anm. III, 
Lobe $ 40 Anm. 8, Olshausen $ 40 Anm. 13). Dagegen muß die in Abs. 3 vorgesehene 
Beschränkung im Urteil ausgesprochen werden; diese Prüfung kann nicht dem Voll- 
streckungsverfahren überlassen bleiben. 


V. Die Anordnung der Unbrauchbarmachung hat nicht (wie die Einziehung) die Wir- 
kung, daß dadurch ein Eigentumsübergang auf den Fiskus eintritt. $ 66 Strafvollstrek- 
kungsordnung sieht aber vor, daß von gewissen Schriften und Bildern bestimmten Be- 
hörden einige Stücke zu übersenden sind. 

VI. Im kommenden Recht soll an die Stelle der Unbrauchbarmachung von Schriften usw. deren 


Einziehung treten; eine Unbrauchbartachung ist nur noch für Platten und Formen vorgesehen; vgl. 
Rietzsch in Gürtner I S. 160, 161. 


ı 842 


Ist in den Fällen der 88 40 und 41 die Verfolgung oder die Verurteilung einer bestimm- 
ten Person nicht ausführbar, so können die daselbst vorgeschriebenen Maßnahmen selb- 
ständig erkannt werden. 


L Die Vorschrift läßt in gewissem Umfange ein selbständiges Einziehungsverfahren, 
vielfach auch objektives Verfahren genannt, zu.! Bei diesem Verfahren handelt es sich 
um eine durch die ss 430 ff. StPO nem) ausgestaltete besondere Verfahrensart 


1 Ober das selbständige Binziehungsverfählen im Devisenstrafrecht Gurski JW 1936 S. 3159. 
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mMccht um ein Strafverfahren im engeren Sinne (RGSt. 50 391, Schwarz Anm.4: 
vgl. hierzu auch Schoetensack, Der Konfiskationsprozeß, 1905, S. 35, Nagler GS 113 
S. 21). Wenn Frank Anm.]1I (ähnlich auch RGSt. 44 281) für seine gegenteilige An- 
sicht darauf hinweist, daß das Einziehungsverfahren in der Strafprozeßordnung ge- 
regelt sei und sich diese nur auf Strafsachen beziehe, so hat diese Begründung keine 
Beweiskraft mehr mit Rücksicht auf die auch in die Strafprozeßordnung aufgenom- 
menen Vorschriften über das Sicherungsverfahren ($$ 429a ff. StPO). Aus der Auffas- 
sung des Einziehungsverfahrens als eines selbständig ausgestalteten Verfahrens folgt, 
daß es auch zulässig ist bei Fehlen des Strafantrages, ferner bei Verjährung der Straf- 
verfolgung (RGSt. 44 317), weiter auch bei einer Amnestie, sofern nicht etwas Gegen- 
teiliges bestimmt ist (RGSt 69 368); nach Olshausen Anm. 5a,b, Schwarz Anm. 2A,B 
sollen diese Grundsätze bei der Unbrauchbarmachung, nicht aber bei der Einziehung 
gelten; zum Teil abweichend Lobe Anm. 6a, b; nach allen Richtungen anders Frank 
Anm. 111. 

An der Rechtsnatur der Einziehung oder Unbrauchbarmachung wird dadurch, daß 
selbständig auf sie erkannt werden kann, nichts geändert (RGSt.583 126). 

Die vorliegende Bestimmung ermöglicht ein selbständiges Verfahren nur in den Fäl- 
len des $ 40 und des $ 41. In anderen Fällen der Einziehung oder der Unbrauchtar- 
machung ist ein selbständiges Verfahren nur statthaft, wenn es ausdrücklich zugelassen 
ist; dies ist vielfach geschehen (vgl. die Übersicht bei Schewe, Einziehung, Verfall- 
erklärung usw. [Diss. Hamburg 1937] S. 14). 


IH. Das selbständige Einziehungsverfahren kann nur dann Platz greifen, wenn alle 
Voraussetzungen des & 40 oder des & 41 gegeben sind, abgesehen von der Verfolgbarkeit 
einer bestimmten Person (unten II]). 


1. Soll selbständig auf Einziehung ($ 40) erkannt werden, dann muß mindestens 
der Versuch einer vorsätzlichen Straftat nach der äußeren und inneren Tatseite gegeben 
sein; der einzuziehende Gegenstand muß ferner dem Täter oder Teilnehmer gehören 
(RG HRR 1934 Nr. 762, RGSt. 67 217). 


2. Soll selbständig die Unbrauchbarmachung ausgesprochen werden, so muB 
mindestens der äußere Tatbestand einer strafbaren Handlung vorliegen; der innere Tat- 
bestand braucht nicht erfüllt zu sein; denn schon bei Vorliegen des objektiven Tatbe- 
standes ist die Strafbarkeit des Inhalts gegeben (RGSt. 88 101; and. Lobe Anm. 6). 


ID. Weiter ist Voraussetzung für das selbständige Verfahren, daß die Verfolgung 
oder die Verurteilung einer bestimmten Person wegen der Tat, die Anlaß zu der 
Einziehung oder Unbrauchbarmachung gibt, nicht ausführbar ist. Diese Unausführbar- 
keit kann auf tatsächlichen oder auf rechtlichen Gründen beruhen, vor allem dar- 
auf, daß der Täter nicht ermittelt wird; weiter kommen z.B. in Betracht Tod des 
Täters (RGSt. 74 42), Verjährung, Amnestie (RGSt.53 182, RG JW 1982 S. 2711). 

Ob die Verfolgung oder Verurteilung nicht ausführbar ist, ist zunächst von der Staats- 
anwaltschaft zu untersuchen. Das Gericht hat aber die Auffassung der Staatsanwalt- 
schaft nachzuprüfen; findet es, daß die Verfolgung usw. ausführbar wäre, so hat es den 
Antrag auf Ausspruch der Maßnahme im selbständigen Verfahren abzulehnen (RGSt. 88 
100; nicht ganz unbedenklich in der Formulierung RG HRR 1926 Nr. 1190; überein- 
stimmend Frank Anm. II 2, Lobe Anm. 7). 

Stellt sich im Laufe eines gegen eine bestimmte Person gerichteten Verfahrens heraus, 
daß die Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person nicht. ausführbar ist, 
dann ist ein Übergang zum objektiven Verfahren zulässig, wenn dessen Voraussetzungen 
vorliegen (so RG HRR 1926 Nr. 1190 für die Unbrauchbarmachung; and. RGSt 66 421 
für die Einziehung); dies gilt auch dann, wenn das gegen eine bestimmte Person ein- 
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geleitete Verfahren wegen Eingreifens eines Straffreiheitsgesetzes nicht durchgeführt 
werden kann (BayObLG JW 1985 S. 220). 


IV. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann kann selbständig auf Einziehung 
oder Unbrauchbarmachung erkannt werden. Damit ist die Einziehung aber nicht in das 
Ermessen des Gerichts gestellt. Das ‚‚kann“ bezieht sich nur auf die Selbständigkeit der 
Einziehung; ist diese zwingend vorgeschrieben, dann muß sie erfolgen (RGSt. 66 43%). 

Soweit sonst Einziehung und Unbrauchbarmachung nebeneinander zulässig sind (vgl. 
oben $ 41 Anm. 1), bleiben sie es auch hier (RGSt. 86 146). 

Der Ausspruch kann jederzeit ganz selbständig erfolgen; er'braucht nicht in das Ur- 
teil aufgenommen zu werden, durch das eine verfolgte Person freigesprochen wird. 


la. ABSCHNITT. MASSREGELN DER SICHERUNG UND BESSERUNG 


Vorbemerkungen zu den 88 42a ft. 


Schrifttum: Bockelmann, Studien zum Täterstrafrecht, Teil 11939, Teil II 1940.- Exner, Das 
System der sichernden und bessernden Maßregeln, ZStW 53 S. 629. - Kluge, Die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts zu den Maßnahmen der Sicherung und Besserung, 1937 (Diss. Hamburg). - Rietzsch, 
Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung 
(2. Aufl.), in: Pfundtner-Neubert, Das neue Deutsche Reichsrecht IIc 10 (im folgenden angeführt als 
Rietzsch\). - E. Schäfer, Das Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher usw., in: Frank, Na- 
tionalsozialistisches Handbuch für Recht und Gesetzgebung (2. Aufl. 1935) S. 1366 sowie E. Schäfer 
in: Die Rechtsentwicklung der Jahre 1933 bis 1935/36 S. 369.- L. Schäfer-Wagner-Schafheutle, 
Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung, 
1934. - Sieverts, Sichernde Maßnahmen, in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. II, 1936, S. 589. 

Wertvolle Beiträge auch rechtsvergleichender Art enthält: Römischer Kongreß für Krimino- 
logie (Beiträge zur Rechtserneuerung Heft 8), 1939. 


L Das geltende Strafrecht kennt zwei Wege, um Angriffen auf den Rechtsfrieden ent- 
gegenzuwirken. Durch Androhung und Verhängung eines Übels, der Strafe, will es süh- 
nen und abschrecken. Daneben kennt es im Interesse eines wirksamen Schutzes der 
Volksgemeinschaft besondere Maßregeln der Sicherung und Besserung, bei denen der 
Gedanke von Schuld und Sühne zurücktritt. Die Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung sind durch das Gesetz vom 24. November 1933 in das deutsche Strafrecht ein- 
geführt worden; dies stellt -— neben der Zulassung der richterlichen Rechtsschöpfung 
($ 2) - die tiefgreifendste Maßnahme im Rahmen der allmählichen Umgestaltung 2 
Strafgesetzbuchs seit 1933 dar. 

Die Anordnung einer Maßregel findet, abgesehen von der Unterbringung ia. 
nungsfähiger Täter in einer Heil- oder Pflegeanstalt, nur neben der Strafe statt; das Ge- 
richt darf daher auch nicht bei der Aburteilung einer Straftat eine Nebenfolge nach $42a 
vorbehalten (RGSt. 68 384). Man spricht meist davon, daß infolge der Einführung der 
Maßregeln der Sicherung und Besserung das geltende Strafrecht auf dem Boden der 
Zweispurigkeit stehe. Dies ist nicht ganz zutreffend; denn das geltende Recht kennt 
auch einige Fälle, in denen es dem Täter mit echter Strafe vergilt, was er ist. Genau 
gesehen handelt es sich also nunmehr um eine Dreispurigkeit (näher Bockelmann aaO Il 
S.162, Lange in Kohlrausch Bem. III vor $ 42a). 

Entgegen der allgemeinen Meinung sieht Mayer S. 136 in der Sicherungsverwahrung, 
in der Entmannung und in der Untersagung der Berufsausübung echte Strafen; auch 
die drei anderen Maßregeln sind für ihn keine echten Sicherungsmaßnahmen, vielmehr 
„Ppersonenrechtlicher Natur und den entsprechenden Maßnahmen des bürgerlichen oder 


Verwaltungsrechts wesensgleich“ (S. 141). Gegen Mayer vgl. Bockelmann aaO II 8. 12 
Anm. 4. 


85 


Vorbem $S 42a u-v 1a. Abschnitt. Maßregeln der Sicherung und Besserung 


II. Liegen die Voraussetzungen für die Anordnung einer Maßregel vor, dann muß 
diese grundsätzlich erfolgen; nur die Anordnung der Entmannung und der Untersagung 
der Berufsausübung steht im pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts. 


IN. Die Maßregeln sind sowohl gegen Inländer wie gegen Ausländer zulässig (vgl.RG 

JW 1989 S. 87, RG HRR 1984 Nr. 1718, 1940 N. 179). Bei einem Inländer macht es 
keinen Unterschied, ob die den Anlaß gebende Tat eine Inlands- oder eine Auslandstat 
ist ($ 3). Die Inlandstat eines Ausländers ist ebenso zu behandeln wie die Inlandstat 
eines Inländers ($ 3); für die Auslandstat des Ausländers gelten $ 4 Abs. 2 u. 3 sowie 
$ 153 a Abs. 2 StPO. 
Gegen Jugendliche darf nur Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
einer Trinkerheil- oder Entziehungsanstalt angeordnet werden ($ 9 Abs.5 JGG). Aus- 
nahmsweise können sonstige Maßregeln der Sicherung und Besserung auch gegen 
Jugendliche über 16 Jahre angeordnet werden, sofern die Voraussetzungen des $1 VO 
zum Schutze gegen jugendliche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 (RGBIl. IS. 2000) 
vorliegen; für die Entmannung gelten aber auch in diesen Fällen die Altersgrenzen 
des $ 42k. 


IV. Wegen Wehrunwürdigkeit der den Maßregeln der Sicherung und Besserung 
Unterworfenen vgl. $ 13 Wehrgesetz vom 21. Mai 1935 (RGBl. I S. 609), $ 17 VO über 
die Musterung und Aushebung vom 17. April 1937 (RGBI.I S. 469) und $ 6 Abs. 2 VO 
über die Heranziehung der deutschen Staatsangehörigen im Ausland zum aktiven Wehr- 
dienst und zum Arbeitsdienst vom 17. April 1937 (RGBl. I S. 517) und $$ 31 Nr. 2 u. 3, 
33 Abs.1 Nr. 2, 35 Abs. 1b MStGB, wegen ihres Ausschlusses vom Reichsarbeits- 
dienst vgl. $ 5 Reichsarbeitsdienstgesetz vom 9. April 1939 (RGBl.1 8. 1747), wegen 
ihrer Unfähigkeit zum Luftschutzdienst vgl. $10 Abs.2 Erste Durchführungs- 
VO zum Luftschutzdienstgesetz in der Fassung vom 1. September 1939 (RGBl. | 
S. 1631). 


V. Strafverfahrensrechtliches 


Schrifttum: Henkel, Das Sicherungsverfahren gegen Gemeingefährliche, ZStW 57 S. 702, 58 
S.167. - Nagler, Das Adhäsionsverfahren im geltenden Recht und im Entwurf der Strafverfahrens- 
ordnung. A. Das Sicherungsverfahren, GS 112 S. 308. -— Grau-Grohmann-L.Schäfer, Ausfüh- 
rungsgesetz zu dem Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung (?. Aufl.), in: Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht IIc 10. 


1. Die Anordnung der Maßregel ist den Gerichten übertragen; sie wird als eine Auf- 
gabe der Justiz angesehen. Sachlich zuständig ist für alle Maßregeln die Strafkammer, 
unter Umständen das Sondergericht ($$ 2, 14 ZuständigkeitsVO); der Amtsrichter ist 
zuständig für alle Maßregeln außer der Sicherungsverwahrung und der Entmannung 
($ 1 Nr. 6 ZuständigkeitsVO). 

2. Von verfahrensrechtlichen Besonderheiten ist hervorzuheben die Möglichkeit der 
einstweiligen Unterbringung von zurechnungsunfähigen und vermindert zurech- 
nungsfähigen Beschuldigten, bei denen die Anordnung der Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt zu erwarten ist ($$ 126a, 207 StPO). Hinzuweisen ist ferner auf die 
Möglichkeit, gegen Zurechnungsunfähige bei Nichtdurchführung des Strafverfahrens 
ein objektives Sicherungsverfahren durchzuführen (88 429a ff. StPO). 

Zulässig ist auch ein nachträgliches Sicherungsverfahren mit dem Ziele der An- 
ordnung der Sicherungsverwahrung oder der Entmannung (Art. 5 Gewohnbheitsverbre- 
cherges. vom 24. November 1939); dieses Verfahren ist zulässig wegen Taten, die im 
Altreich vor dem 1. Januar 1934, im Sudetenland vor dem 1. März 1939 ($ 2 VO 
vom 16. Januar 1939, RGBl.I S.38), im Protektorat von deutschen Staatsangehö- 
rigen vor dem 16. April 1939 (8 1 Abs.2 VO vom 16. April 1939, RGBI.I S.75%), im 
Memelland vor dem 1. Mai 1939 (VO vom 28. April 1939, RGBI.I S. 849), in den 
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eingegliederten Ostgebieten vor dem 15. Juni 1940 (AV in DJ 1940 8. 1268) 
begangen und - in gewissem Umfang - schon abgeurteilt waren. Über ein nachträg- 
liches Sicherungsverfahren, wenn ein Deutscher im Ausland verurteilt worden ist, vgl. 
$$429e StPO. 

8. Die Anordnung einer Maßregel der Sicherung und Besserung ist im Urteilstenor 
auszusprechen ($ 260 Abs. i u. 2 StPO). Die Urteilsgründe müssen ergeben, weshalb 
eine Maßregel angeordnet oder einem in der Verhandlung gestellten Antrag entgegen 
nicht angeordnet worden ist ($ 267 Abs. 6 StPO). 


VL. Über den Vollzug der mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung vgl. Nr. 211 ff. Strafvollzugsordnung. 

Ist gleichzeitig auf eine Freiheitsstrafe und eine mit Freiheitsentziehung verbundene 
Maßregel erkannt, so ist grundsätzlich zunächst die Strafe und im Anschluß daran die 
Maßregel zu vollziehen; nur die Unterbringung in den auf eine Heilung des Verurteilten 
abzielenden Verwahrungen (Heil- oder Pflegeanstalt, Trinkerheilanstalt und Ent- 
ziehungsanstalt) darf ganz oder teilweise vor der Freiheitsstrafe vollzogen werden 
($ 556b StPO). 


Schrifttum: Eichler-Jung, Der Vollzug der Sicherungsverwahrung, in: Freisler, Dringende 
Fragen der Sicherungsverwahrung, 1938, S. 98 u. S. 95. -— Georgi, Zum Vollzug der Sicherungsver- 
wahrung in Deutschland, ZStW 55 S.613. -— Sauerlandt, Zur Praxis der Sicherungsverwahrung in 
Rechtsprechung und Vollzug, MonKrimBiol 1938 S. 305. -— Steigerthal, Der Vollzug der Unter- 
bringung im Arbeitshaus, Asyl, in der Trinkerheilanstalt und in der Heil- und Pflegeanstalt, Blätter 
für Gefängniskunde Bd. 69 S. 30. 

Vgl.auch Akten des Internationalen Strafrecht-und Gefängniskongresses, Berlin 1935, 
II. Sektion, 3. Frage über den Unterschied im Vollzug der Freiheitsstrafen und der sichernden Maß- 
nahmen freiheitsentziehender Art. 


VI Eine Begnadigung ist bei sichernden Maßregeln nicht völlig ausgeschlossen; mit 
Rücksicht auf den Schutzzweck dieser Maßregeln wird sie aber nur in seltenen Aus- 
nahmefällen in Betracht kommen, etwa bei einem Fehlurteil oder bei einem nachträg- 
lichen Wegfall des Sicherungsbedürfnisses ($ 3 Abs. 2 Gnadenordnung). 


VID. Die Maßregeln der Sicherung und Besserung haben eine erhebliche praktische 
Bedeutung erlangt. In den Jahren 1934-40 sind im ganzen überwiesen in die Heil- und 
Pflegeanstalt 6181, in die Trinkerheil- und Entziehungsanstalt 1056, in das Arbeitshaus 
8031, in Sicherungsverwahrung 11604 Personen; Entmannung ist angeordnet gegen 


2006 Personen; ein Berufsverbot ist gegen 1585 Personen ergangen. 


Schrifttum: Exner, Erfahrungen mit den Maßregeln der Sicherung und Besserung, die eine 
Freiheitsbeschränkung beinhalten, in: Arbeitsbericht über die Sitzungen der Gesellschaft für deutsches 
Strafrecht, 1939, S. 91. -— Rietzsch, Erprobung der sichernden Maßregeln, in: Römischer Kongreß 
für Kriminologie (Beiträge zur Rechtserneuerung, Heft 8, 1939) S. 357. - Weber, Erfahrungen in der 
Sicherungsanstalt, Blätter für Gefängniskunde Bd. 68 S. 429. 


IX. Der Entwurf der Strafrechtskommission will an dem durch das Gewohnheitsverbrechergesetz ge- 
schaffenen System sichernder und bessernder Maßnahmen festhalten, es aber nach verschiedenen 
Richtungen ergänzen und ändern. Als neue Maßregel ist die Unterbringung Arbeitsunfähiger in einem 
Asyl vorgesehen; auch die Einziehung (Unbrauchbarmachung) soll ausschließlich als SicherungsmaD- 
regel ausgestaltet werden. Erweitert werden soll ferner die Möglichkeit, eine Sicherungsmaßnahme an- 
zuordnen, wenn gegen den Täter wegen Schuldunfähigkeit keine Strafe ausgesprochen werden kann. 
Im geltenden Recht besteht diese Möglichkeit nur für die Unterbringung in einer Heil- und Pflege- 
anstalt; dies soll auf die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder Entziehungsanstalt und auf 
die Entmannung ausgedehnt werden. Schließlich sollen die Entscheidung über die Entlassung aus einer 
Unterbringung sowie alle übrigen Entscheidungen, die nach der Urteilsfällung zu treffen sind, der Voll- 
streckungsbehörde übertragen werden, während sie im geltenden Recht dem Gericht zustehen. Vgl. im 
rinzelnen Rietzsch in Gürtner I S. 150. 

 Neuestens werden wieder Bedenken gegen die ‚„‚Zweispurigkeit‘' erhoben; man bezeichnet sie als 
fine ‚Lösung, ‚die wir heute nicht mehr als geglückt ansehen‘ (Thierack ZAkDR 1943 S. 1). Über 
ähnliche Bedenken in Italien vgl. Grandi, Bonifica Umana Bd. I (1941) S. 211 und Jannitti Piromallo 
in Rivista di diritto penitenziario 1942 S. 731. 


X. Über die polizeiliche Vorbeugungshaft vgl. Werner, Kriminalistik 1938 S. 38, 
Mannz, Gestalt und Recht der Polizei (1943) S. 43. 


855 42a, 42b 1a. Abschnitt. Maßregeln der Sicherung und Besserung 


S Aa 


Maßregeln der Sicherung und Besserung sind: 
1. die Unterbringung In einer Heil- oder Pflegeanstalt, 
2. die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt, 
8. dle Unterbringung in einem Arbeitshaus, 
4. dle Sicherungsverwahrung, 
ö. die Entmannung gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher, 
6. die Untersagung der Berufsausübung, 
7. (fortgefallen). 


I. Von den sechs in der vorliegenden Bestimmung aufgezählten Maßregeln dienen die 
Sicherungsverwahrung, die Entmannung und die Untersagung der Berufsausübung aus- 
‚schließlich oder in erster Linie dem Zweck der Sicherung. Bei der Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt steht je nach der Art und dem Grade der geistigen Erkrankung 
der Zweck der Sicherung oder der der Heilung (Besserung) im Vordergrund. Die Unter- 
bringung in einer Trinkerheilanstalt oder Entziehungsanstalt dient in erster Linie der 
Heilung (Besserung) des Untergebrachten. Die erste Einweisung in ein Arbeitshaus be- 
zweckt vorwiegend Besserung; bei der wiederholten Unterbringung im Arbeitshaus steht 
die Sicherung im Vordergrund. 

Die Vorschrift enthielt ursprünglich unter Nr. 7 noch die Maßregel der Reichsverwei- 
sung. Diese Maßregel ist hier durch das Gesetz über Reichsverweisungen vom 23. März 
1934 gestrichen; dieses Gesetz ist inzwischen durch die Ausländer-PolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBIl. I S. 1053) aufgehoben, worin jetzt das Aufenthaltsverbot gegen 
Ausländer geregelt ist. 


I. Es kann nicht allgemein gesagt werden, wie die verschiedenen Maßregeln im Ver- 
gleich miteinander, insbesondere die Sicherungsverwahrung und die Entmannung, zu 
bewerten sind; es kann nicht allgemein die eine Maßregel als leichter oder schwerer als 
die andere bezeichnet werden; es kommt vielmehr immer auf den einzelnen Fall an 
(RGSt. 69 79). Es ist möglich, verschiedene Maßregeln nebeneinander anzuordnen ($ 2n). 
Bei derWahl zwischen verschiedenen Maßregeln ist zunächst zu prüfen, welche von ihnen 
gesetzlich zulässig ist, sodann welche dem Schutzbedürfnis der Allgemeinheit am besten 
genügt und den Umständen nach am zweckmäfßigsten ist. Stehen dann noch mehrere 
Maßregeln zur Wahl, dann ist die den Täter am wenigsten beschwerende anzuordnen 
(RGSt. 78 102 = DR 1989 S. 161 = DJ 1989 S. 1043). Vgl. noch unten die Anmerkun- 
gen zu $ 42n, sowie jetzt eingehend Bruns ZStW 60 S. 474. 


IH. Die Bestimmung nennt nicht abschließend alle überhaupt dem Strafrecht be- 
kannten sichernden Maßregeln, sondern zählt nur die Maßregeln auf, die durch das 
Gewohnheitsverbrechergesetz geschaffen worden sind. An sonstigen Maßregeln der 
Sicherung sind zu nennen: die unterschiedslose Einziehung ($ 40), die Unbrauchbar- 
machung von Schriften ($ 41) und von bestimmten Gegenständen ($ 86a), die Aberken- 
nung der Eidesfähigkeit ($ 161) sowie vor allem die Stellung unter Polizeiaufsicht 
($$ 38, 39). 


S 42b 


Hat jemand eine mit Strafe bedrohte Handlung im Zustand der Zurechnungsunfähig- 
keit (8$ 51 Abs. 1, 8 58 Abs. 1) oder der verminderten Zurechnungsfähigkeit ($ 51 Abs. 2, 
8 58 Abs. 2) begangen, so ordnet das Gericht seine Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt an, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert. Dies gilt nicht bei Über- 
tretungen. | 

Bei vermindert Zurechnungsfähigen tritt die Unterbringung neben die Strafe. 
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Schrifttum: Bruns, Die Bedeutung des krankhaft oder rauschbedingten Irrtums für die Fest- 
stellung ‚einer mit Strafe bedrohten Handlung‘ im Sinne der $$ 42b, 330a StGB, DStR 1939 S. 220. — 
Creutz, Psychiatrische Erfahrungen mit $$ 42b und 42c des Gesetzes gegen gefährliche Gewohnbeits- 
verbrecher, Allgemeine Zeitschrift für Psychiatrie Bd. 414, 1939, S. 437. -— Domning, Mit Strafe 
bedrohte Handlungen Schuldunfähiger, 1939 (Diss. Marburg). -— Rietzsch (angeführt vor Bem. I vor 
$32a).-Schottky, Psychiatrische und kriminalbiologische Fragen bei der Unterbringung In einer 
Heil- oder Pflegeanstalt nach $42b undc, Allgemeine Zeitschrift für Psychiatrie Bd. 117, 1941, S.287. 


I. Das Einschreiten gegen Geisteskranke, deren Gefährlichkeit sich nicht aus der Be- 
gehung einer mit Strafe bedrohten Handlung, sondern aus sonstigen Umständen ergibt, 
ist ausschließlich Sache der Polizeibehörden. Die vorliegende Bestimmung überträgt 
dem Strafrichter den Schutz vor gemeingefährlichen Geisteskranken durch Anordnung 
der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt für die Fälle, in denen diese wenig- 
stens den äußeren Tatbestand einer strafbaren Handlung erfüllt haben. Auch in diesen 
Fällen sind die Strafgerichte allerdings nicht ausschließlich zuständig; das Recht und 
die Pflicht der Polizeibehörden, nach den für sie maßgebenden Vorschriften für die 
Unterbringung zu sorgen, bleibt unberührt. 

I. Die Voraussetzungen für die Anordnung der Unterbringung: 

1. Der Unterzubringende muß eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen haben. 
Hierfür ist erforderlich, daß er den äußeren Tatbestand eines Verbrechens oder Ver- 
gehens verwirklicht hat; Übertretungen kommen nicht in Betracht. Handlung bedeutet 
hier wie auch sonst (Bem. II vor $ 4) ein körperliches Verhalten, das gewollt ist; ein 
ıweckgerichtetes Verhalten braucht nicht vorzuliegen (Rietzsch Anm.4). Die Hand- 
lung muß rechtswidrig sein; liegt ein Rechtfertigungsgrund vor, dann kommt die 
Bestimmung nicht in Betracht (vgl. RG HRR 1988 Nr. 40). Eininnerer Tatbestand 
im technischen Sinne braucht nicht erfüllt zu sein. Allerdings ist den Vorstellungen und 
Regungen des Täters, aus denen die Handlung hervorgegangen ist, nachzugehen; dies 
ist erforderlich, um z. B. festzustellen, ob er eine Brandstiftung nach $ 308 mindestens 
versuchen oder nur eine Übertretung des $ 368 Nr. 6 begehen wollte (RG JW 1985 
8. 2368 mit Anm. Richter, RG HRR 1937 Nr. 603). Es muß hier ein natürlicher Vorsatz 
gegeben sein. Ein Irrtum, der nur durch den Zustand der Zurechnungsfähigkeit ver- 
ursacht worden ist, darf nicht zugunsten des Täters berücksichtigt werden (RGSt.78 315). 

Mit Ausnahme der Übertretungen kann an sich jede mit Strafe bedrohte Handlung 
dazu führen, daß die Unterbringung angeordnet wird; auf die Schwere oder besondere 
Gefährlichkeit der einzelnen Straftat kommt es nicht entscheidend an, weiter auch nicht 
auf die Höhe des angerichteten Schadens (RG JW 1938 S. 166). 

Ist die mit Strafe bedrohte Handlung nur auf Antrag verfolgbar, so setzt doch die - 
Einleitung des Sicherungsverfahrens und die Anordnung der Unterbringung nicht den 
Strafantrag voraus (Löwe-Rosenberg, StPO Ergänzungsbd. zur 19. Aufl., 1936, S. 104, 
Rietzsch Anm. 5; zweifelnd RG JW 1987 S. 2374; and. RGSt. 78 156, Kohlrausch Anm. A 
12, Welzel S. 129). 

2. Bei der Begehung der Tat muß der Täter zurechnungsunfähig ($ 51 Abs. 1, $58 
Abs. 1) oder vermindert zurechnungsfähig ($ 51 Abs. 2, $58 Abs. 2) gewesen sein. Es ist 
erforderlich, daß die Zurechnungsunfähigkeit oder verminderte Zurechnungstfähigkeit 
vom Gericht festgestellt wird; die Annahme der bloßen Möglichkeit genügt nicht (RGSt. 
70 128, 72 355). 

Die zur Zeit der Tat bestehende Zurechnungsunfähigkeit muß auf einer geistigen Er- 
krankung beruhen; es genügt nicht, daß sich jemand in einem vorübergehenden Zustand 
von krankhafter Störung der Geistestätigkeit, der auf Alkoholwirkung beruht, strafbar 
gemacht hat (RGSt. 78 46). 

8. Die Anordnung setzt weiter voraus, daß die öffentliche Sicherheit die Unterbrin- 
gung erfordert. Dies ist dann der Fall, wenn die Begehung an sich strafbarer und nicht 
unerheblicher Handlungen mit Wahrscheinlichkeit von dem Unterzubringenden zu er- 
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warten ist (RGSt.69 151, RGHRR 1987 Nr. 201, 1940 Nr. 177). Die bloße Wieder- 
holungsmöglichkeit genügt hier anders als in $ 42e nicht (RGSt. 78 305, RG DR 1948 
S.233, Kohlrausch Anm. A II 1, Welzel S. 129; and. Rietzsch Anm. 10). Für die Beur- 
teilung dieser Voraussetzung kann auch eine frühere Verurteilung verwertet werden, bei 
der nach $ 20a Abs. 3 Rückfallverjährung eingetreten sein würde (RGSt. 68 351). 

a) Zwischen der mit Strafe bedrohten Handlung des Unterzubringenden und der all- 
gemeinen Gefahr für die öffentliche Sicherheit muß ein Zusammenhang bestehen. Es 
genügt hierfür, daß die mit Strafe bedrohte Handlung die Gefahr des Täters für die öf- 
fentliche Sicherheit auf irgendeine Weise erkennen läßt; es ist nicht erforderlich, daß 
die Tat selbst die Allgemeinheit gefährdet oder sie für sich allein die Gemeingefährlich- 
keit der Täters erkennen läßt (RGSt. 69 243, RG DR 1948 S. 890). 

b) Die öffentliche Sicherheit erfordert nur die Unterbringung verbrecherischer 
und infolgedessen gefährlicher geistig Gestörter, nicht dagegen, daß geistig Gestörte, 
die für Dritte nur lästig geworden sind, durch Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt unschädlich gemacht werden. Nur lästig kann sein, wer sich damit begnügt, in 
schriftlichen Eingaben an Behörden und Beamte die Ehre einzelner Personen anzu- 
greifen, ohne daß diese dadurch ernsthaft in ihrem Rechtskreise bedroht werden (RG 
JW 1985 S. 2367, RG HRR 1938 Nr. 40). Dagegen erfordert die öffentliche Sicherheit 
die Unterbringung dann, wenn zu befürchten ist, daß die auf Wahnideen des Täters 
beruhenden Erzählungen über angeblich erlittene Ungerechtigkeiten in immer weiteren 
Bevölkerungskreisen Glauben finden und dadurch das Vertrauen zur Rechtspflege und 
zur ordnungsmäßigen Betätigung der Verwaltungsbehörden beeinträchtigen (RG DJ 
1988 S. 424, RG JW 1988 S. 2331, RG DR 1948 S. 138, RG HRR 1940 Nr. 114). 

c) Die Unterbringung ist dann erforderlich, wenn die Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit nicht anders zu beseitigen ist; sie ist nicht erforderlich, wenn die Gefahren durch 
ein anderes, weniger einschneidendes und zumutbares Mittel abgewendet werden kön- 
nen. Die Notwendigkeit der Unterbringung kann daher z. B. dann entfallen, wenn je- 
mand freiwillig in eine Anstalt eintritt, wenn zuverlässige Verwandte eine für die öffent- 
liche Sicherheit ausreichende Betreuung des Kranken übernehmen (RGSt. 69 13 mit 
Anm. Weber JW 1935 8. 935, RG JW 1938 S.166) oder wenn die Bestellung eines 
Vormundes oder Pflegers Abhilfe verspricht (RG HRR 1988 Nr. 40); vgl. jetzt aber ein- 
schränkend RGSt. 76 135 mit Anm. Schmidt-Leichner DR 1942 S. 1138. Bei Prüfung 
der Erforderlichkeit ist auf die Erfordernisse der jetzigen Kriegszeit Rücksicht zu neh- 
men (RG DR 1948 S. 890). 


III. Liegen die genannten Voramselzungen vor, dann muß die Unterbringung an- 
geordnet werden; sie steht dann nicht im freien Belieben des Gerichts (RG JW 1936 
S. 1971). Darauf, ob die Unterbringung eine Heilung des Betroffenen oder eine Besse- 
rung seines Zustandes erwarten läßt oder nicht, kommt es nicht an. 

Bei Zurechnungsunfähigkeit tritt die Unterbringung an die Stelle der Strafe: bei 
verminderter Zurechnungsfähigkeit tritt sie neben die Strafe (Abs. 2). _ 

Vielfach werden neben den Voraussetzungen der vorliegenden Bestimmung auch 
die für die Anordnung einer anderen Maßregel vorliegen. Reicht keine von ihnen 
allein aus, die in zweifacher Richtung gehenden Gefahren wirksam zu bekämpfen, so 
können beide nebeneinander angeordnet werden ($ 42n); reicht eine der beiden Maß- 
regeln zum Schutze der öffentlichen Sicherheit gegen beide Gefahren aus, so ist nur 
sie anzuordnen (RGSt. 69 152, 15%, RG JW 1939 S. 621). Bei einem erheblich vermin- 
dert Zurechnungsfähigen, der weder heilbar noch pflegebedürftig ist, ist in der Regel 
nicht die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, sondern die Sicherungsver- 
wahrung anzuordnen, wenn auch sie zulässig ist (RGSt. 783 103). Vgl. dazu die An- 
merkungen zu $ 42n sowie $ 42c Anm. Ill, $ A12e Anm.V, $ 42k Anm. VI. 
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1. Wird ein Strafverfahren eingeleitet, dann wird die Unterbringung in diesem an- 
geordnet. 

2. Steht von vornherein oder nach den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens die 
Zurechnungsunfähigkeit des Täters fest und kann es daher nicht zu der Verurteilung 
zueiner Strafe kommen, dann kann die Staatsanwaltschaft ein selbständiges Sicherungs- 
verfahren einleiten, das nur das Ziel hat, die Unterbringung des Täters in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt anzuordnen ($$ 429a ff. StPO). Gegen vermindert Zurechnungs- 
fähige kommt das selbständige Sicherungsverfahren nicht in Betracht; bei ihnen ist 
die Unterbringung nur neben der Strafe zulässig. 


V. Während grundsätzlich die Strafe vor der Maßregel zu vollziehen ist, darf die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt ganz oder teilweise vor einer neben ihr 
verhängten Freiheitsstrafe vollzogen werden ($ 456b StPO). 

Die Auswahl der Anstalt ist Sache der Strafvollstreckungsbehörde; die Anordnung 
der Unterbringung in einer bestimmten Anstalt durch das Gericht ist nicht zulässig 
(RGSt. 70 177). 

Die Unterbringung dauert so lange, als ihr Zweck es erfordert ($ 42 f); sie kann also 
auch lebenslang dauern. Die Entlassung ist nach $ 42h widerruflich. 


S 42c 


Wird jemand, der gewohnheitsmäßig im Übermaß geistige Getränke oder andere be- 
rauschende Mittel zu sich nimmt, wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das er im 
Rausch begangen hat oder das mit einer solchen Gewöhnung in ursächlichem Zusammen- 
hang steht, oder wegen Volltrunkenbeit (8 830a) zu einer Strafe verurteilt und ist seine 
Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt erforderlich, um 
ihn an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen, so ordnet das Gericht neben 
der Strafe die Unterbringung an. 


Schrifttum: Creutz (angeführt zu $ 42b).- Rietzsch (angeführt vor Bem. Ivor$ 42a). -Bracht. 
Alkohol, Volk, Staat, 3. Aufl. 1941. — Schottky (angeführt zu $ 42b). - Seidel-Messer-Kallfelz, 
ber Einsatz der Verwaltung in der Bekämpfung der Alkoholgefahren, 1941. 

L Das Einschreiten gegen gewohnheitsmäßige Trinker und Rauschmittelsüchtige, 
die keine strafbare Handlung begangen haben, ist ausschließlich Sache der Verwaltungs- 
behörden. Ist der Tatbestand einer strafbaren Handlung erfüllt, dann ist es nach der 
vorliegenden Bestimmung Aufgabe des Strafrichters, die Unterbringung des Süchtigen 
in einer Trinkerheilanstalt oder Entziehungsanstalt anzuordnen. Auch in diesen Fällen 
sind die Strafgerichte aber nicht ausschließlich zuständig; das Recht und die Pflicht der 
Verwaltungsbehörden, nach den für sie maßgebenden Vorschriften fürdie Unterbringung 
zu sorgen, bleibt unberührt. Über Wirtshausverbot durch die Polizeibehörde vgl. die 

vlizeiVO vom 18. Oktober 1939, RGBI.T S. 2115. 


I. Für die Anordnung bestehen drei Voraussetzungen: Der Täter muß ein gewohn- 
heitsmäßiger Trinker oder Giftsüchtiger sein; er muß im Rausch oder im ursächlichen 
Zusammenhang mit seiner Gewöhnung an Rauschgifte ein Verbrechen oder Vergehen 
begangen oder wegen Volltrunkenheit Strafe verwirkt haben; und schließlich muß die 
Unterbringung erforderlich sein, um ihn an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu 
gewöhnen. 

l. Gewohnheitsmäßig nimmt jemand geistige Getränke oder andere berauschende 
Mittel zu sich, wenn der durch Gewöhnung erworbene Hang den Täter so beherrscht, 
daß er ihm immer wieder nachgibt. Es ist nicht erforderlich, daß die Gewöhnung auf 
täglichen oder häufig wiederholten Genuß geht (vgl. RGSt. 74 218); es genügt, daß je- 
mand zeitweise (Quartalsäufer) oder bei passender Gelegenheit dem Hange folgt. 
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Geistige Getränke sind Getränke, die Alkohol enthalten. Andere berauschende 
Mittel sind Mittel, die ähnlich berauschend oder betäubend wirken wie geistige Ge- 
tränke, so z.B. Äther, Kokain, Haschisch, Opium, Morphin und andere derartige Gifte, 
Stoffe, Zubereitungen und Mittel. 


2. Erforderlich ist weiter, daß der Süchtige straffällig geworden ist. Hierfür kommen 
drei Möglichkeiten in Betracht: 

a) Der Täter hat im Rausch ieendein Verbrechen oder Vergehen begangen. Es ist 
unerheblich, ob der Rausch verschuldet ist oder nicht. Durch den Rausch kann die Zu- 
rechnungsfähigkeit vermindert sein; sie darf aber nicht ausgeschlossen sein. Bei Zu- 
rechnungsunfähigkeit kann eine Verurteilung aus $ 330a die Grundlage für die Anord- 
nung bilden (unten c). Rietzsch Anm. 12 will die Vorschrift entsprechend anwenden, 
wenn der Täter infolge seiner Sucht unzurechnungsfähig war und der Heilung bedarf, 
damit er an ein gesetzmäßiges Leben gewöhnt wird, wenn aber die öffentliche Sicherheit 
seine Unterbringung nicht erfordert, so daß $ 42b nicht angewendet werden kann. Es 
kann zweifelhaft sein, ob hier nicht die Möglichkeit des Eingreifens der Verwaltungs- 
behörden (oben I) ausreichend ist. 

b) Der Täter hat ein Verbrechen oder Vergehen begangen, das mit seiner Gewöh- 
nung im ursächlichen Zusammenhang steht. Hier ist nicht erforderlich, daß die 
Tat im akuten Rausch begangen ist; sie muß aber ihre Wurzel im übermäßigen Genuß 
von Rauschgiften oder in der Gewöhnung daran haben. Dieser Zusammenhang ist z. B. 
dann gegeben, wenn jemand einen Diebstahl, einen Betrug oder eine Urkundenfälschung 
begeht, um berauschende Mittel zu erhalten. 

c) Der Täter wird wegen Volltrunkenheit ($ 330a) zu einer Strafe verurteilt. Im 
Gegensatz zu den beiden anderen Möglichkeiten genügt hier, daß die Tat, wegen der die 
Verurteilung erfolgt, eine Übertretung ist. 


8. Die Anordnung setzt schließlich voraus, daß die Unterbringung erforderlich ist, um 
den Süchtigen an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

a) Gesetzmäßiges und geordnetes Leben bedeutet hier die Vermeidung des 
übermäßigen Genusses geistiger Getränke oder anderer berauschender Mittel und einer 
durch ihn hervorgerufenen Straftat (RG JW 1935 S. 452). 

b) Die Unterbringung ist nur dann erforderlich, wenn keine anderen weniger ein- 
schneidenden Möglichkeiten bestehen, die Volksgemeinschaft vor weiteren strafbaren 
Handlungen zu sichern. Genügen andere Vorkehrungen, z. B. der freiwillige Eintritt in 
eine Entziehungsanstalt, der Anschluß an einen Enthaltsamkeitsverein, die Durchfüh- 
rung einer Kur außerhalb einer Anstalt, und ist deren Durchführung nach Lage der 
Sache ausreichend gesichert, so ist die Unterbringung nicht erforderlich. Steht zweifels- 
frei fest, daß die Unterbringung nicht geeignet ist, den Süchtigen an ein gesetz- 
mäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen, so ist sie auch nicht erforderlich (RG 
JW 1936 S. 452). 


IH. Liegen die bezeichneten Voraussetzungen vor, dann muß das Gericht die Unter- 
bringung anordnen; sie tritt stets neben die Strafe. a 

Beruht die Sucht des Täters auf einer geistigen Erkrankung, so "können neben den 
Voraussetzungen der vorliegenden Bestimmung auch die des $ 42b gegeben sein. Es 
können dann beide Maßregeln nebeneinander angeordnet werden, wenn keine für sich 
allein ausreicht, um den Schutz der öffentlichen Sicherheit genügend zu gewährleisten; 
unter Umständen können daneben auch die Voraussetzungen für die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung vorliegen; nötigenfalls sind alle drei Maßregeln nebeneinander 
anzuordnen (RGSt.78 47; vgl. auch RG HRR 1939 Nr. 386 sowie MERE Grundriß 
S. 149 und unten die Anmerkungen zu $ 42n). 
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IV. Während grundsätzlich die Strafe vor der Maßregel zu vollziehen ist, darf die 
Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder Entziehungsanstalt ganz oder teilweise 
vor einer neben ihr verhängten Strafe vollzogen werden ($ 456b StPO). 

Die Unterbringung dauert zwei Jahre ($ 42f Abs. 2); diese Frist darf auch im Falle 
des Widerrufs nicht überschritten werden ($ 42h Abs. 2). 


8 42d 

Wird jemand nach $& 861 Nr. 3 bis 5, 6a bis 8 zu Haftstrafe verurteilt, so ordnet das 
Gericht neben der Strafe seine Unterbringung in einem Arbeitshaus an, wenn sie erfor- 
derlich ist, um ihn zur Arbeit anzuhalten und an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben 
zu gewöhnen. 

Dasselbe gilt, wenn jemand, der gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt, nach 
& 861 Nr. 6 zu Haftstrafe verurteilt wird. 

Wegen Bettelns ist die Anordnung nur zulässig, wenn der Täter aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit oder gewerbsmäßig gebettelt hat. 

Arbeitsunfähige, deren Unterbringung in einem Arbeitshaus angeordnet ist, können 
in einem Asyl untergebracht werden. 

Schrifttum: Brusis, Vier Jahre Arbeitshaus, MonKrimBiol 1938 S. 513. -— Häckel, Die Be- 
wahrung Asozialer nach geltendem und gefordertem Recht, DJ 1936 S. 1724. -— Meixner, Das Ar- 
beitshaus in der Gegenwart und in der Zukunft, 1936 (Diss. Erlangen). -— Rietzsch sowie Schäfer- 
Wagner-Schafheutle (angeführt vor Bem.I vor $ 42a). - Schmidt, Unterbringung im Arbeits- 
haus, Blätter für Gefängniskunde Bd. 69 S. 130. - Schmidt, Das Bewahrungsgesetz im neuen Recht 
und seine Beziebungen zum Strafrecht, 1937 (Rechtsvergleichende Untersuchungen zur gesamten 
Strafrechtswissenschaft Heft 8). — Seelig, Das Arbeitshaus im Lande Österreich, 1938. - Tress, Die 
Asozialenfrage, Blätter für Gefängniskunde Bd. 72 S. 163. 

Ferner das Sammelwerk: Der nichtseßhafte Mensch, herausgg. vom Bayerischen Landesverband 


für Wanderdienst, 1938. 
Über die Behandlung Asozialerin Berlin vgl. die Verfügung des Oberbürgermeisters, DJ 1938 S.1132. 


I. Die Vorschrift behandelt die Unterbringung im Arbeitshaus. Diese Maßregel richtet 
sich gegen die sog. Asozialen, insbesondere die Landstreicher und Bettler. Die erste 
Unterbringung im Arbeitshaus verfolgt vorwiegend den Zweck der Besserung; wird eine 
zweite Unterbringung erforderlich, so tritt bei dieser der Sicherungszweck in den Vor- 
dergrund. 

II. Für die Unterbringung im Arbeitshaus müssen zwei Voraussetzungen erfüllt sein. 


1. Der Unterzubringende muß wegen einer der im Gesetz aufgezählten Übertretungen 
zu einer Haftstrafe verurteilt worden sein. In Betracht kommen vor allem die 
Übertretungen nach $ 361 Nr. 3 bis 5, 6a bis 8 (Abs. 1). Die Verurteilung wegen auf- 
fälliger oder belästigender Aufforderung zur Unzucht ($ 361 Nr. 6) bildet nur dann eine 
Grundlage für die Anordnung, wenn der Täter gewohnheitsmäßig zum Erwerb Unzucht 
treibt (Abs. 2). Es genügt hierfür, wenn das Unzuchttreiben im Anbieten zur Unzucht 
besteht (RGSt. 72 109). Eine Einschränkung besteht weiter bei der Verurteilung wegen 
Bettelns; diese kommt für die Anordnung nur dann in Betracht, wenn der Täter aus 
Arbeitsscheu oder Liederlichkeit oder gewerbsmäßig gebettelt hat (Abs. 3); wer wegen 
fehlender Arbeitsfähigkeit oder Arbeitsmöglichkeit oder aus unverschuldeter Not, wenn 
auch wiederholt bettelt, unterliegt der Maßregel nicht (RG JW 1935 S. 524). Diese 
Einschränkung gilt nur für den Tatbestand des Bettelns, nicht auch bei den in $ 361 
Nr.4 behandelten Tatbeständen des Anleitens oder Ausschickens von Kindern zum 
Betteln (Rietzsch Anm. 10, Schater Wagner -Schafheulle Anm.3; and. Schäfer-Doh- 
nanyi 8.87). 

Der Täter muß mindestens zur Haftstrafe verurteilt werden; es genügt nicht die Ver- 
urteilung zu einer Geldstrafe auf Grund des $ 27b, an deren Stelle ersatzweise die ver- 
wirkte Haftstrafe zu treten hat. Hat der Täter zugleich mit der Übertretung ein Ver- 
gehen oder Verbrechen begangen und deshalb eine Gefängnis- oder Zuchthausstrafe ver- 
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wirkt, so genügt dies erst recht als Grundlage für die Unterbringung (RGSt. 72 108, 
RG DJ 1988 S. 1156). 

Eine entsprechende Anwendung der Vorschrift hält Rietzsch Anm. 12 für nicht 
ausgeschlossen, sofern sich das asoziale Verhalten auch in anderen Tatbeständen äußern 
sollte (Verletzung der Unterhaltspflicht, Nichthinderung von Kindern an Diebstählen, 
kleine Diebstähle oder Zechprellereien); es dürfte sich hier aber wohl doch um eine ab- 
schließende Aufzählung handeln, die eine entsprechende Anwendung ausschließt (and. 
AG Berlin DJ 1948 S. 91 mit Anm. Rietzsch). 


2. Die Unterbringung muß erforderlich sein, um den Täter zur Arbeit anzuhalten und 
an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. Daraus ergibt sich, daß die 
Anordnung eine gewisse Arbeitsfähigkeit voraussetzt; diese kann auch dann gegeben 
sein, wenn der Unterzubringende für eine behördliche Arbeitsvermittlung nicht mehr 
in Frage kommt. Ist der Täter völlig arbeitsunfähig, dann kommt weder die Unter- 
bringung im Arbeitshaus noch im Asyl in Betracht; Abs. 4 läßt die Unterbringung in 
einem Asyl nur zu, wenn die Arbeitsunfähigkeit erst nach der Anordnung der Unter- 
bringung in einem Arbeitshaus eingetreten oder offenbar geworden ist. Vgl. zu diesen 
Fragen LG Berlin und LG Kottbus DJ 1986 S. 1694 mit Anm. Rietzsch sowie LG Kott- 
bus DJ 1987 S. 510 mit Anm. Kayser. 


II. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, dann muß die Unterbringung an- 
geordnet werden. Die Unterbringung in einem Arbeitshaus tritt neben die Strafe. 


IV. Die erstmalige Unterbringung im Arbeitshaus dauert höchstens 2 Jahre; die wie- 
derholte Unterbringung ist an keine Frist gebunden ($ 42f Abs. 2, 3). 


S 42e 


Wird jemand nach 8 20a als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt, so 
ordnet das Gericht neben der Strafe die Sicherungsverwahrung an, wenn die öffentliche 
Sicherheit es erfordert. 


Schrifttum: Vgl. zunächst das Schrifttum zu $ 20a; ferner: Heinke, Die Frühkriminellen in der 
Sicherungsverwahrung, Blätter für Gefängniskunde Bd. 73 S. 21. — Schafheutle-Hauptvogel. 
Sicherungsverwahrung, in: Handwörterbuch der Kriminalogie Bd. II, 1936, S. 597. -— Schwaab, Die 
soziale Prognose bei rückfälligen Vermögensverbrechern, 1939 (Kriminal. Abh. Heft 43). — Seelig, 
Das Arbeitshaus im Lande Österreich (Sicherungsverwahrung und Arbeitshaus), 1938. 

Über die Sicherungsverwahrung im Ausland vgl. Schönke in Freisler, Dringende Fragen der 
Sicherungsverwahrung, 1938, S. 114. 

Schrifttum über den Vollzug vgl. Bem. VI vor $ 42a. 

L. Die Vorschrift behandelt die kriminalpolitisch bedeutsamste sichernde Maßregel, 
die Sicherungsverwahrung. 

In weiterem Umfange als nach der vorliegenden Bestimmung ist Sicherungsverwah- 
rung bei einer Verurteilung zu Zuchthaus wegen eines Landesverrats anzuordnen; es 


genügt bei diesen Taten die erstmalige Verurteilung zu einer Zuchthausstrafe ($ 93 Abs. 2). 


I. Für die Anordnung der Sicherungsverwahrung bestehen zwei Voraussetzungen: 
Der Täter muß aus $ 20a als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt worden sein; 
weiter muß die öffentliche Sicherheit die Verwahrung erfordern. Andere Voraussetzun- 
gen bestehen nicht; es ist insbesondere nicht notwendig, daß der Täter bereits Zucht- 
haus- oder überhaupt Freiheitsstrafen verbüßt hat (RG JW 1989 S. 29). 

1. Zunächst ist erforderlich, daß der Täter nach $ 20a als gefährlicher Gewohnbeits- 
verbrecher verurteilt wird. Diese Voraussetzung ist dann gegeben, wenn die formellen 
und sachlichen Erfordernisse für die Strafschärfung, vor allem also auch die Eigenschaft 
des Angeklagten als eines gefährlichen Gewohnheitsverbrechers, festgestellt sind; es ist 
nicht notwendig, daß die Strafe auf Grund des $ 20a tatsächlich geschärft worden ist. 
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Dies gilt in gleicher Weise für den Abs. 1 wie für den Abs. 2 des $20a (RGSt. 68 296 
mit Anm. Schafheutle JW 1934 S. 3202, RG JW 1934 S. 3201 mit Anm. Schafheutle, 
Kohlrausch Anm. I 1, Mezger Grundriß S. 172, Olshausen Nachtrag S.56, Rietzsch 
Anm. 3, Schäfer-Dohnanyi S. 88, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 5, Schwarz Anm AA, 
Welzel 8. 130; and. Exner ZStW 53 S. 655). Ist der Täter als gefährlicher Gewohnheits- 
verbrecher verurteilt, dann kann die Sicherungsverwahrung auch nach Rechtskraft bei 
der Bildung der Gesamtstrafe angeordnet werden (RGSt. 78 366). | 

2. Die Anordnung setzt weiter voraus, daß die öffentliche Sicherheit die Verwahrung 
erfordert, Dies ist dann der Fall, wenn nach der Persönlichkeit des Täters die Gefahr 
besteht, daß er auch in Zukunft erheblichere Angriffe gegen strafrechtlich geschützte 
Rechtsgüter irgendwelcher Art unternehmen werde, und wenn keine anderen Maß- 
nahmen oder Umstände in Betracht kommen, die einen ausreichenden Schutz der All- 
gemeinheit verbürgen (RGSt. 68 271, 72 358). 

a) Es muß die Wahrscheinlichkeit bestehen, daß der Täter nach seinem Charak- 
ter auch weiterhin Straftaten nach der Entlassung begehen wird (RG DJ 1988 S. 1794) ; 
Gewißheit oder eine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit braucht nicht vor- 
zuliegen (RG JW 1938 S. 3029). Diese Wahrscheinlichkeit kann sich z. B. daraus er- 
geben, daß der Täter ohne Veranlassung durch äußere Umstände wieder rückfällig ge- 
worden ist, daß ihn selbst empfindliche Strafen nicht abgeschreckt haben. Die Wahr- 
scheinlichkeit wird nicht ohne weiteres dadurch ausgeschlossen, daß sich Angehörige 
des Täters bereit erklärt haben, ihn später aufzunehmen. Es bedarf dann der Nach- 
prüfung, ob sie dazu auch fähig sind und ernstlich erwartet werden kann, daß der An- 
geklagte sich ihrer überwachenden Betreuung wirklich fügen wird (RG DJ 1939 S. 269 
und die AV in DJ 1938 S. 323 unter I). Fehlen kann die Wahrscheinlichkeit z. B. bei 
nunmehr eingetretener dauernder körperlicher Untauglichkeit infolge von Krankheit. 
oder Gebrechen (RGSt. 72 358). 

b) Die Anordnung der Sicherungsverwahrung ist nicht erforderlich, wenn andere 
Maßregeln einen ausreichenden Schutz der Volksgemeinschaft verbürgen. Dies kann 
ı.B. dann der Fall sein, wenn der Zweck der Verwahrung schon durch die Strafe er- 
reicht wird, z. B. bei Verurteilung zu lebenslanger Freiheitsstrafe oder bei Verurteilung 
zu einer Strafe von solcher Dauer, daß der Verbrecher zur Zeit seiner Entlassung schon 
wegen seines Alters nicht mehr imstande sein wird, jene Verbrechen zu begehen, zu denen 
er neigt. Die Verwahrung kann weiter nicht erforderlich sein bei erfolgversprechenden 
(RG HRR 1941 Nr. 566) Überwachungsmaßnahmen durch die Polizei nach der Entlas- 
sung (RGSt. 72 358); Polizeiaufsicht wird in der Regel keinen ausreichenden Schutz 
bieten (vgl. RG HRR 1989 Nr. 650); durch eine bereits bestehende polizeiliche Vorbeu- 
gungshaft erübrigt sich aber die Anordnung der Sicherungsverwahrung nicht (RG DStR 
1941 S. 167). Die Anordnung kann auch dann nicht erforderlich sein, wenn sonstige 
Maßregeln der Sicherung und Besserung einen genügenden Schutz der Volksgemeinschaft 
gewährleisten, wie etwa die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt (RGSt. 72 
358, RG HRR 1985 Nr. 1094); in diesem Sinne kann die Sicherungsverwahrung als das 
letzte Mittel bezeichnet werden (so z. B. RG JW 1989 S. 477; übereinstimmend Dalcke 
Anm.10, Kohlrausch I 2, Olshausen Nachtrag 8.56, Schäfer-Dohnanyi S. 89; dem- 
gegenüber ist nach Rietzsch Anm. 13 die Sicherungsverwahrung nur dann entbehrlich, 
soweit Maßregeln polizeilicher Überwachung ausreichen). Vgl. noch unten V. 

c) Maßgebend dafür, ob die Verwahrung erforderlich ist, ist nicht der Zeitpunkt der 
Begehung der Tat, sondern der Zeitpunkt der Entlassung aus der Strafhaft (RGSt. 72 
357/58, RG DR 1942 S. 889, Dalcke Anm. 10, Kohlrausch Anm. I 2, Mezger Grundriß 
8.173, Nagler ZAkDR 1939 S. 386, Olshausen Nachtrag S. 56, Schäfer-Dohnanyi S. 89, 
Schwarz Anm. 1B, Welzel S. 130; demgegenüber sehen Freisler aaO S. 9/10, Rietzsch 
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Anm.10, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm.6 den Zeitpunkt der Urteilsfällung als maß- 
gebend an). Über die hier zu stellende soziale Prognose eingehend Exner, Kriminal- 
biologie, 1939, 8. 344. 

d) Die Anforderungen für die Beurteilung der Erforderlichkeit dürfen nicht über- 
spannt werden. „Es ist hierbei zu beachten, daß einerseits eine nachträgliche Anord- 
nung der Sicherungsverwahrung - von der Übergangsvorschrift des Art.5 Nr. 2 Ge- 
wohnheitsverbrecherges. abgesehen - im Gesetz nicht vorgesehen ist, eine infolge von 
Überängstlichkeit geschehene Unterlassung der Anordnung also nicht wieder gut ge- 
macht werden kann, daß andererseits nach $ 42f Abs. 4 StGB alsbald nach dem Beginn 
des Vollzuges der Sicherungsverwahrung die gerichtliche Anordnung nachgeprüft wer- 
den kann, wenn eine durch den Strafvollzug erreichte Besserung oder sonstige verän- 
. derte Umstände die Gefahr als beseitigt erscheinen lassen“ (RGSt. 68 272 mit Anm. 
Schafheutle JW 1934 8. 2057). Von der Sicherungsverwahrung eines gefährlichen Ge- 
wohnheitsverbrechers darf nur dann abgesehen werden, wenn die Besserung mit Wahr- 
scheinlichkeit zu erwarten ist; anderenfalls erfordert die öffentliche Sicherheit die An- 
' ordnung der Verwahrung (RGSt. 78154 = ZAkDR 1939 S. 455 mit Anm. Bruns = DR 
1939 S. 987, RGSt. 73 305, RG DJ 1989 S. 1473, 1942 S. 187). Eine nur an Erwartungen 
unbestimmter Art geknüpfte Hoffnung auf Besserung (RG HRR 1942 Nr. 230) oder 
eine nur bedingte Möglichkeit, daß sich der Angeklagte in Zukunft von gleichgeschlecht- 
lichen Straftaten zurückhalten werde, genügt nicht zur Ablehnung der Sicherungsver- 
wahrung (RGSt. 74 219 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 1277). 

8. Hat der Angeklagte die Tat im Zustand verminderter Zurechnungsfähigkeit 
begangen, so wird dadurch die Anordnung der Sicherungsverwahrung nicht ausgeschlos- 
sen (RG JW 1985 S. 2731); das Gericht muß aber erörtern, ob die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt gemäß $ 42b ausreichend ist (RG HRR 1985 Nr. 109%). 


III. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, so muß die Sicherungsverwahrung 
angeordnet werden. Es ist unzulässig, von der Sicherurlgsverwahrung „noch einmal ab- 
zusehen“ (RG JW 1938 S. 2889; vgl. weiter RG HRR 1940 Nr. 634). Die Anordnung 
kann auch nicht aus der Erwägung unterbleiben, in dem Verurteilten könne sonst jede 
Besserungsmöglichkeit abgetötet werden (RGSt.78 155). Das Gericht hat die Frage 
der Sicherungsverwahrung auch ohne einen entsprechenden Antrag der Staatsanwalt- 
schaft zu prüfen. 

Die Sicherungsverwahrung tritt neben die Strafe. 

Ist gegen einen Angeklagten bereits einmal rechtskräftig auf Sicherungsverwahrung 
erkannt, so ist dies kein Grund, in einer neuen Sache von der Anordnung abzusehen 
(RGSt. 70 204, RG JW 1937 S. 630). 


IV. Die Unterbringung dauert so lange, als ihr Zweck es erfordert; sie ist zeitlich nicht 
begrenzt ($ 42f Abs. 3). Es ist unzulässig, im Urteil eine Frist für die Dauer der Unter- 
bringung festzusetzen (RG JW 1936 S. 2993). 


V. Sind auch die Voraussetzungen für andere Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung gegeben, so kann die Sicherungsverwahrung neben diesen anderen Maßregeln an- 
geordnet werden, wenn keine der Maßregeln allein zum Schutze der Allgemeinheit aus- 
reicht ($ 42n). Zulässig ist insbesondere auch die Verbindung von Sicherungsverwahrung 
und Unterbringung in der Heil- oder Pflegeanstalt (RGSt. 72 151, RG DJ 19 
S.597; demgegenüber betrachtet Gerland aaO S. 24 kumulative Verhängung als un- 
zulässig). Bei vermindert Zurechnungsfähigen ist die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt allerdings das nächste Mittel, um die Volksgesamtheit vor weiteren Stö- 
rungen durch den Rechtsbrecher zu schützen; das Gericht darf daher nicht, ohne die 
Unterbringung gemäß $ 42b überhaupt zu erörtern, sofort und schlechthin die Siche- 
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rungsverwahrung anordnen, sondern zu dieser Maßnahme erst greifen, wenn die Unter- 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt nach der besonderen Lage des Falles nicht 
oder nicht dauernd ausreicht, um die Allgemeinheit genügend zu schützen (RG JW 
1985 S. 2136, 1936 S. 2553, 1987 S. 1066; übereinstimmend z. B. Kohlrausch $ 42n 
Anm. 111; and. Rietzsch $ 42n Anm. 4, zum Teil wohl auch Bruns ZStW 60 S. 527). 
Über Sicherungsverwahrung und Entmannung vgl. $ 42k Anm. VI. Auch eine frei- 
willige Entmannung schließt die Sicherungsverwahrung nicht aus (RG DR 1948 S.137). 


VL Die Sicherungsverwahrung kann unter Umständen noch nachträglich angeordnet 
werden; vgl. Bem. V 2 vor $ 42a. 


S 42f 

Die Unterbringung dauert so lange, als ihr Zweck es erfordert. 

Die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt und die 
erstmalige Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einem Asyl dürfen nicht länger als 
zwei Jahre dauern. 

Die Dauer der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, der wiederholten Unter- 
bringung in einem Arbeitshaus oder einem Asyl und der Sicherungsverwahrung ist an 
keine Frist gebunden. Bei diesen Maßregein hat die höhere Vollzugsbehörde jeweils vor 
dem Ablauf bestimmter Fristen zu entscheiden, ob der Zweck der Unterbringung erreicht 
ist, Die Frist beträgt bei der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt und der Siche- 
rungsverwahrung drei Jahre und bei der wiederholten Unterbringung in einem Arbeits- 
haus oder einem Asyl zwei Jahre. Ergibt sich bei der Prüfung, daß der Zweck der Unter- 
bringung erreicht ist, so hat die höhere Vollzugebehörde die Entlassung des Untergebrach- 
ten anzuordnen. | 

Die höhere Vollzugsbehörde kann auch während des Laufs der in den Abs. 2 und 3 
genannten Fristen jederzeit prüfen, ob der Zweck der Unterbringung erreicht Ist. Wenn 
die höhere Vollzugsbehörde dies bejaht, so hat sie die Entlassung des Untergebrachten 
anzuordnen. 

Die Fristen laufen vom Beginn des Vollzugs an. Lehnt die höhere Vollzugsbehörde die 
Entlassung des Untergebrachten ab, so beginnt mit dieser Entscheidung der Lauf der im 
Abs. 3 genannten Fristen von neuem. 

Höhere Vollzugsbehörde ist der Generalstaatsanwalt bei dem Oberlandesgericht, in 
dessen Bezirk die Vollzugsanstalt gelegen ist. 

Schrifttum: Eichler, Die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung, Blätter für Gefängnis- 
kunde Bd. 69 S. 265. - Exner, Die Entscheidung über die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung, 
ZStW 55 S. 235. — Freisler, Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung, 1938, S. 11. - Mayr, 
Die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung, MonKrimBiol 1937 S. 84. -— Rietzsch (angeführt 
vor Bem. I vor $ 42a). -— Specht, Die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung, MonKrimBiol 
1338 S. 329. -— Stolzenburg und Wurmstich, Die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung, in: 
Freisler, Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung, 1938, S. 83 u. S. 68. 


L Während die Dauer der Freiheitsstrafen von vornherein fest bemessen wird, ist die 
Dauer der mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung unbestimmt; die vorliegende Bestimmung spricht als Grundsatz aus, daß diese 
Maßregeln so lange dauern, als ihr Zweck es erfordert. Es ist deshalb nicht zulässig, im 
Urteil die Dauer der Unterbringung zeitlich zu begrenzen (RG JW 1986 S. 2993). Die- 
ser Grundsatz gilt für die wichtigsten Maßregeln uneingeschränkt; für einzelne Maß- 
nahmen hat das Gesetz aber Höchstfristen vorgesehen. Mindestfristen für die Unter- 
bringung sind nicht bestimmt. 


IL Die Sicherungsverwahrung, die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt und die wiederholte Unterbringung in einem Arbeitshaus oder Asyl sind an keine 
Frist gebunden (Abs. 3 Satz 1). Sie sind so lange fortzusetzen, als ihr Zweck es erfordert, 
Nöligenfalls also bis an das Lebensende. 
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1. Bei diesen Maßregeln muß aber eine periodische Nachprüfung erfolgen, ob inzwi- 
schen ihr Zweck erreicht ist. Diese von Amts wegen vorzunehmende Nachprüfung muß 
bei der Sicherungsverwahrung und der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
jeweils vor dem Ablauf von 3 Jahren, bei der wiederholten Unterbringung in einem Ar- 
beitshaus oder Asyl jeweils vor Ablauf von 2 Jahren erfolgen (Abs. 3 Satz 3). Die Fristen 
laufen von Beginn des Vollzuges an. Vor Ablauf dieser Fristen kann die höhere Vollzugs- 
behörde jederzeit auf Antrag des Untergebrachten oder von Amts wegen nach pflicht- 
gemäßem Ermessen prüfen, ob der Zweck der Unterbringung bereits erreicht ist (Abs.4). 
Lehnt die höhere Vollzugsbehörde die Entlassung des Untergebrachten ab, so beginnt mit 
dem Erlaß dieser Entscheidung der Lauf der gesetzlichen Fristen von neuem (Abs.5). 


2. Zu prüfen ist, ob der Zweck der Unterbringung erreicht ist. Dies ist bei der Siche- 
rungsverwahrung und der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt der Fall, 
wenn die öffentliche Sicherheit nicht mehr gefährdet erscheint; beim Arbeitshaus ist 
der Zweck erreicht, wenn zu erwarten ist, der Untergebrachte werde imstande sein, ein 
gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu führen. Über die Merkmale, die bei dieser Ent- 
lassungsprognose zu berücksichtigen sind, näher Exner, Kriminalbiologie, 1939 S. 344, 
Rietzsch Anm. 4, AV in DJ 1938 S. 323 unter II. Bleiben der höheren Vollzugsbehörde 
Zweifel, ob der Zweck erreicht ist, dann darf die Entlassung nicht angeordnet werden: 
im Zweifel ist nicht zugunsten des Untergebrachten, sondern zugunsten der von dem 
Untergebrachten gefährdeten Allgemeinheit zu entscheiden; der Grundsatz in dubio pro 
reo gilt hier nicht. Die Entlassung gilt stets nur als bedingte Aussetzung und ist 
jederzeit widerruflich ($ 42h). Über Entlassungen während des Krieges vgl. OLG Olden- 
burg DR 1941 S. 378, OLG Düsseldorf DJ 1941 S. 115. 


8. Die Entscheidung über die Entlassung ist jetzt Sache der höheren Vollzugsbehörde; 
diese ist der Generalstaatsanwalt bei dem Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die 
Vollzugsanstalt gelegen ist (Abs. 6); vgl. hierzu noch die AV in DJ 1942 S. 120. 


III. Für gewisse Maßregeln sind dagegen Höchstfristen vorgesehen. Die Unterbringung 
in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt sowie die erstmalige Unter- 
bringung in einem Arbeitshaus oder einem Asyl dürfen nicht länger als 2 Jahre dauern 
(Abs. 2). Die Fristen laufen vom Beginn des Vollzuges an (Abs. 5), d.h. von der Auf- 
nahme des Verurteilten in die Verwahrungsanstalt. Nach Ablauf der Frist ist der Unter- 
gebrachte zu entlassen, ohne daß es einer weiteren Entscheidung des Gerichts oder der 
Vollzugsbehörde bedarf. 

Die genannten Fristen sind Höchstfristen; die höhere Vollzugsbehörde kann auch 
hier jederzeit prüfen, ob der Zweck der Unterbringung erreicht ist; bejaht sie dies, dann 
hat sie die Entlassung des Untergebrachten vorzeitig anzuordnen (Abs. 4). Über die 
Zuständigkeit der höheren Vollzugsbehörde gilt das in Anm. II 3 Ausgeführte. 

Eine vor Ablauf der zweijährigen Dauer erfolgende Entlassung gilt nur als bedingte 
Aussetzung der Unterbringung und ist jederzeit widerruflich ($ 42h). 


5 428 
Sind seit der Rechtskraft des Urteils drei Jahre verstrichen, ohne daß mit dem Vollzug 
der Unterbringung begonnen worden ist, so darf sie nur noch vollzogen werden, wenn das 
Gericht es anordnet. Die Anordnung ist nur zulässig, wenn der Zweck der Maßregel die 
nachträgliche Unterbringung erfordert. 


In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Unterzubringende eine Frei- 
heitsstrafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 


I. Liegt zwischen der Anordnung der Unterbringung und ihrem Vollzug ein größerer 
Zeitraum, so kann der Vollzug unter Umständen entbehrlich geworden sein. Das Gesetz 
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sieht daher vor, daß zum nachträglichen Vollzug eine erneute Anordnung des Voll- 
streckungsgerichts erforderlich ist, wenn 8 Jahre verstrichen sind, ohne daß mit dem 
Vollzug der Unterbringung begonnen worden ist (Abs. 1). Die Vorschrift gilt nur für 
Fälle, in denen der Vollzug überhaupt noch nicht begonnen worden ist, nicht dagegen 
für die, in denen der Vollzug bereits begonnen, aber unterbrochen worden ist. 


IL Die dreijährige Frist beginnt mit der Rechtskraft des Urteils; sie endet mit dem 
Eintritt oder der Einlieferung des Untergebrachten in die Verwahrungsanstalt. Die 
3jährige Frist muß der Unterzubringende in der Freiheit verbracht haben. Die Zeit, 
in der er eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt wird, wird in die Frist nicht eingerechnet (Abs. 2); vgl. hierzu Anm. IV 4 
zu s 20a. 

$ 42h, 

Die Entlassung des Untergebrachten gilt nur als bedingte Aussetzung der Unterbrin- 
gung. Die höhere Vollzugsbehörde kann dem Untergebrachten bei der Entlassung beson- 
dere Pfliehten auferlegen und solche Anordnungen auch nachträglich treffen oder ändern. 
Zeigt der Entlassene durch sein Verhalten in der Freiheit, daß der Zweck der Maßregel 
seine erneute Unterbringung erfordert, und ist die Vollstreckung der Maßregel noch nicht 
verjährt, so widerruft die höhere Vollzugsbehörde die Entlassung. 

Die Dauer der Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungs- 
anstalt und der erstmaligen Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einem Asyl darf 


such im Falle des Widerrufs insgesamt die gesetzliche Höchstdauer der Maßregel nicht 
überschreiten. 


I. Bei den mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung dauert die Unterbringung so lange, als es ihr Zweck erfordert. Erfolgt eine Ent- 
lassung, weil der Zweck der Unterbringung als erreicht angesehen worden ist, so gilt 
dies nur als bedingte Aussetzung der Unterbringung (Abs. 1 Satz 1). Dies gilt kraft Ge- 
setzes; die Bedingung braucht in der Entscheidung der höheren Vollzugsbehörde über 
die Entlassung nicht erwähnt zu werden. 

Die höhere Vollzugsbehörde kann dem Untergebrachten bei der Entlassung und 
auch später noch besondere Pflichten auferlegen; sie kann diese Anordnungen jederzeit 
ändern, zurücknehmen oder ergänzen (Abs. 1 Satz 2). Für die Entlassung aus der Siche- 
rungsverwahrung kommt insbesondere die Auflage in Betracht, zunächst nach der Ent- 
lassung in ein Übergangsheim einzutreten und dort für eine von der Führung des Ver- 
wahrten und der Auffindung einer Arbeitsstelle abhängige Zeit zu verbleiben, das Heim 
auch nur mit Genehmigung der höheren Vollzugsbehörde oder der Vollstreckungsbehörde 
zu verlassen (vgl. die AV in DJ 1938 S. 323 unter II 4). Weiter kommt etwa die Auflage 
in Betracht, sich unter Schutzaufsicht zu stellen, den Wirtshausbesuch zu meiden, den 
Wohnungswechsel oder Aufenthalt jeweils der Polizeibehörde oder der höheren Vollzugs- 
behörde zu melden; weitere Beispiele bei Stolzenburg in Freisler, Dringende Fragen der 
Sicherungsverwahrung, 1938, S. 93. 


I. Die Entlassung ist zu widerrufen, wenn der Entlassene durch sein Verhalten in der 
Freiheit zeigt, daß der Zweck der Maßregel seine erneute Unterbringung erfordert 
(Abs. 1 Satz 3). Der Widerruf erfolgt durch einen Beschluß der höheren Vollzugsbehörde. 
Der Widerruf ist ausgeschlossen, wenn inzwischen die Vollstreckungsverjährung ein- 
gelreten ist (8 70 Abs. 2), bei den Maßregeln mit bestimmten Höchstfristen weiter dann, 
wenn die Höchstdauer bereits erreicht ist (Abs. 2). - 


8 421 


Die im Arbeitshaus oder in der Sicherungsverwahrung Untergebrachten sind in der An- 
zu den eingeführten Arbeiten anzubalten. Sie können auch zu Arbeiten außerhalb 
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der Anstalt verwendet werden, müssen jedoch dabei von freien Arbeitern getrennt ge- 
halten werden. 

Die in einer Heil- oder Pfiegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungs- 
anstalt Untergebrachten können innerhalb oder außerhalb der Anstalt auf eine ihren 
Fähigkeiten und Verhältnissen angemessene Weise beschäftigt werden. 

Die Vorschrift ordnet die Arbeitspflicht für alle Untergebrachten an. Unterschieden 
wird dabei zwischen den im Arbeitshäus und in der Sicherungsverwahrung Unter- 
gebrachten (Abs. 1) einerseits, den in der Heil- oder Pflegeanstalt, der Trinkerheilanstalt 
und der Entziehungsanstalt Untergebrachten (Abs. 2) andererseits. Vgl. A noch 
Nr. 211 ff. Strafvollzugsordnung. 

Über den Vollzug im übrigen vgl. die Nachweise Bem. VI vor $ 42a. 


8 42k 


Das Gericht kann neben der Strafe anordnen, daß ein Mann, der zur Zeit der Entschei- 
dung das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat, zu entmannen ist, 

1. wenn er wegen eines Verbrechens der Nötigung zur Unzucht, der Schändung, der Un- 
zucht mit Kindern oder der Notzucht (88 176 bis 178) oder wegen eines zur Erregung 
oder Befriedigung des Geschlechtstriebs begangenen Vergehens oder Verbrechens der 
öffentlichen Vornahme unzüchtiger Handlungen oder der Körperverletzung (88 183, 
228 bis 226) zu Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt wird, nach- 
dem er schon einmal wegen einer solchen Tat zu Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt 
worden ist, und die Gesamtwürdligung der Taten ergibt, daß er ein gefährlicher Sitt- 
lichkeitsverbrecher ist; 

2. wenn er wegen mindestens zwei derartiger Taten zu Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr verurteilt wird und die Gesamtwürdigung der Taten ergibt, daß er ein 
gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher ist, auch wenn er früher wegen einer solchen Tat 
noch nicht verurteilt worden ist; 

8. wenn er wegen eines zur Erregung oder Befriedigung des Geschlechtstriebs begange- 
nen Mordes oder Totschlags (88 211 bis 215) verurteilt wird. 

& 20a Abs. 8 gilt entsprechend. 

Eine ausländische Verurteilung steht einer inländischen gleich, wenn die geahndete Tat 
nach deutschem Recht ein Verbrechen oder Vergehen der im Abs. 1 genannten Art wäre. 

Schrifttum: Finke, Die ersten 50 Entmannungen gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher im OLG- 
Bezirk Dresden, DStR 1935 S. 186. -— Frommer, Zusammenstellung der Untersuchungsergebnisse 
von 100 Entmannten, DJ 1938 S. 1063. -— Lange, Die Folgen der Entmannung Erwachsener, 1934. 
und Lange, ZStW 55 S. 291. - Meywerk, Resozialisierung durch Entinannung, MonKrimBiol. 1943 
S.1. — Rattenhuber, Der gefährliche Sittlichkeitsverbrecher, 1939 (Kriminal. Abh. Heft 39). — 
Rietzsch sowie Schäfer-Wagner-Schafheutle (beide angeführt vor Bem. I vor $ 42a). — Ro- 
denberg, Zur Frage des kriminal-therapeutischen Erfolges der Entmannung homosexueller Sittlich- 
keitsverbrecher, DJ 1942 S. 581. — Sand, Die gesetzliche Kastration, 1940. — Schlegel, ill Kastra- 
tionen, DJ 1934 S. 1417. - Ch.Wolf, Die Kastration bei sexuellen Perversionen und Sittlichkeitsver- 
brechen des Mannes, 1934. 

Rechtspolitisch: Raudszus DJ 1935 S. 638, Reuter DJ 1934 S. 156. 

Über Sterilisation und Kastration in den ausländischen Rechten vgl. Schönke DJ 1936 S. 680. 

I. Gegenüber gefährlichen Sittlichkeitsverbrechern läßt das Gesetz die Entmannung 

zu. Die amtliche Begründung zum Gewohnheitsverbrechergesetz führt über die Maß- 
regel u.a. aus: „Die Entmannung, die durch Entfernung der Keimdrüsen erfolgt, be- 
deutet einen schwerwiegenden Eingriff in den körperlichen und seelischen Organismus, 
da die Keimdrüsen nicht nur für die Fortpflanzung unentbehrlich sind, sondern auch 
innersekretorische Funktionen haben. Der Ausfall der von den Keimdrüsen ausgehenden 
inneren Sekretion aber stört das Zusammenspiel der übrigen innersekretorischen Drüsen 
und stellt in manchen Fällen eine erhebliche Schädigung des Körpers und der Psyche 
dar. Von diesen Wirkungen ist nur ein Teil gewollt, nämlich das Erlöschen oder die 
Schwächung des krankhaften und entarteten Triebes. Die Nachteile, die der Eingriff 
dem Entmannten unter Umständen zufügt, sind ungewollt und liegen außerhalb der 
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Zweckbestimmung der Maßregel. Um der höherwertigen Interessen der Allgemeinheit 
willen können sie für den Gesetzgeber kein Hindernis sein, eine Maßnahme einzu- 
führen, die nach ärztlicher Erfahrung die Allgemeinheit wirksamer als die Strafe vor 
Sittlichkeitsverbrechern schützen kann.“ 

Die Entmannung hat den Zweck, die Allgemeinheit vor weiteren Sittlichkeitsver- 
brechen des Täters durch Vernichtung oder Schwächung seines entarteten Triebes zu 
sichern; sie verhütet daneben auch die Fortpflanzung des Sittlichkeitsverbrechers. Im 
Unterschied zur Entmannung hat die Sterilisation (Unfruchtbarmachung) ausschließ- 
lich eugenische Zwecke. Die Unfruchtbarmachung schließt die Anordnung der Ent- 
mannung nicht aus, da die Unfruchtbarmachung nicht den Trieb beseitigt (RG DJ 
1987 S. 200). 

Über Entmannungen mit Einwilligung des Betroffenen vgl. $ 14 Abs. 2 Ges. 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses in der Fassung des Gesetzes vom 26. Juni 1935 
und dazu die AV in DJ 1936 S. 168. 


IL. Die Voraussetzungen für die Anordnung der Entmannung. 


1. Die Maßnahme ist nur gegen männliche Täter zulässig, die zur Zeit der Tat und 
zur Zeit der Entscheidung ein bestimmtes Alter erreicht haben. Der Täter muß zur 
Zeit der Urteilsfällung in der letzten Tatsacheninstanz das 21. Lebensjahr (Abs. 1) und 
zur Zeit der zur Aburteilung stehenden Tat das 18. Lebensjahr ($ 9 Abs.5 JGG) voll- 
endet haben. Dies besagt aber nicht, daß Taten, die der Täter als Jugendlicher begangen 
hat, überhaupt als Vortaten (unten 2b) ausscheiden; erforderlich ist nur, daß der Täter 
zur Zeit der zur Aburteilung stehenden Tat diese Altersgrenze erreicht hat (RGSt. 78 37, 
Rietzsch Anm. 4, Welzel S. 132; einschränkend Kohlrausch Anm. II 1; and. Schäfer- 
Dohnanyi S. 99). 

Durch die VO gegen jugendliche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1939 (RGBl. I 
3.2000) sind die Altergrenzen nicht geändert worden. 


2. Voraussetzung ist weiter, daß der Täter wegen bestimmter schwerer Sittlichkeits- 
delikte bestraft wird. 


a) Die Entmannung ist stets dann möglich, wenn der Täter wegen eines zur Erregung 
oder Befriedigung des Geschlechtstriebes begangenen Mordes oder Totschlags (88 211 
bis 215), also wegen eines sog. Lustmordes oder Lusttotschlags verurteilt wird (Abs. 1 
Nr. 3). Es ist gleichgültig, ob die Tat nur versucht oder vollendet worden ist. 


b) Das Gesetz zählt weiter ganz bestimmte Sittlichkeitsdelikte als Grundlage für die 
Anordnung der Entmannung auf, die aber nur bei Erfüllung weiterer Voraussetzungen 
in Betracht kommen. Genannt sind (Abs. 1 Nr. 1) die Nötigung zur Unzucht, die Schän- 
dung, die Unzucht mit Kindern und die Notzucht ($$ 176 bis 178), die zur Erregung oder 
Befriedigung des Geschlechtstriebs begangene (RGSt. 68 231) öffentliche Vornahme un- 
züchtiger Handlungen ($ 183) und die zur Erregung oder Befriedigung des Geschlechts- 
triebs begangenen Körperverletzungen ($$ 223 bis 226). Diese Aufzählung ist abschlie- 
Bend; andere als die genannten Straftaten können nicht Grundlage der Anordnung sein. 
Nicht in Betracht kommen insbesondere Blutschande ($ 173) und Unzucht mit ab- 
hängigen Personen ($ 174), da diese Verbrechen nicht notwendig auf einen entarteten 
Geschlechtstrieb schließen lassen. Ausgeschieden ist weiter auch die widernatürliche 
Unzucht ($$ 175, 175a), „‚weil die Erfahrungen mit den an Homosexuellen vorgenom- 
menen Entmannungen nicht günstig sind und der Eingriff bei Homosexuellen zum 
Zwecke der Heilung ihrer perversen Triebrichtung in den meisten Fällen wirkungslos 
geblieben ist“ (so die amtliche Begründung; vgl. jetzt aber Rietzsch Anm. 6, Rodenberg 

DJ 1942 8. 581). In den Fällen des $ 175 kann die Entmannung auch nicht in entspre- 

chender Anwendung ($ 2) angeordnet werden (RG HRR 1941 Nr. 909). Gleichgeschlecht- 
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liche Unzucht mit Kindern ($ 176 Nr. 3) kann aber genügen (RGSt. 71 178). Als Grund- 
lage für die Anordnung kommen weiter nicht in Betracht die Erschleichung des Bei- 
schlafs ($ 179) und die Verführung ($ 128). 

Es müssen mindestens zwei derartige Taten vorliegen. Es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die Tat vollendet worden ist oder ob nur ein strafbarer Versuch vorliegt; 
es ist ferner gleichgültig, ob es sich um Täterschaft oder um Anstiftung oder Beihilfe 
handelt (RGSt. 68 170 mit Anm. Schafheutle JW 1934 S. 1573). 


a) Der Täter muß wegen einer der genannten Straftaten zu Freiheitsstrafe von min- 
destens 6 Monaten verurteilt werden, nachdem er schon einmal wegen einersol- 
chen Tat zu Freiheitsstrafe gleichviel welcher Höhe rechtskräftig verurteilt worden 
ist (Abs. 1 Nr. 1). Darauf, ob die zweite Tat vor oder nach der ersten Verurteilung be- 
gangen worden ist, kommt es nicht an (RG JW 1985 S. 524, Rietzsch Anm. 8, Schäfer- 
Wagner-Schafheutle Anm. 8b; and. Schäfer-Dohnanyi $. 97/98). Vgl. weiter noch 
RGSt. 68 342. 

Wird die früher ausgesprochene Strafe bei der Aburteilung der zweiten Tat in eine 
Gesamtstrafe ($ 79) einbezogen, so scheidet die Tat als frühere Verurteilung aus; beide 
Taten können dann nur noch auf Grund des Abs. 1 Nr. 2 (unten ß) die Grundlage für 
die Entmannung bilden. 

Als frühere Verurteilung kommt unter Umständen auch eine ausländische Verurtei- 
lung in Betracht (Abs. 3). 


ß) Ist der Täter wegen einer der genannten Taten noch nicht verurteilt, so müssen jetzt 
mindestens zwei derartige Taten vorliegen und der Täter muß wegen der zwei nun- 
mehr noch zur Aburteilung stehenden Taten zu Freiheitsstrafe von mindestens 
4 Jahr verurteilt werden (Abs. 1 Nr. 2). 


Y) Gewisse einschlägige Straftaten scheiden infolge Rückfallsverjährung aus. Eine 
frühere Verurteilung kommt als Grundlage für die Anordnung nicht in Betracht, 
wenn zwischen dem Eintritt ihrer Rechtskraft und der folgenden Tat mehr als fünf 
‘ Jahre verstrichen sind. Eine nicht rechtskräftig abgeurteilte Tat kommt nicht 
in Betracht, wenn zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als 5 Jahre verstrichen 
sind. In diese Fristen wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Täter eine Freiheits- 
strafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird (Abs. 2 
in Verbindung mit $ 20a Abs. 3); vgl. hierzu noch $ 20a Anm. IV. Zulässig ist es, die der 
Rückfallsverjährung anheimgefallenen Taten als Beweisanzeichen bei der Prüfung der 
Frage zu verwerten, ob die neuen Taten, die als Grundlage für die Sicherungsmaß- 
nahme in Betracht kommen, die Persönlichkeit des Angeklagten als die eines gefähr- 
lichen Sittlichkeitsverbrechers kennzeichnen (RGSt. 69 11). 


8. Weiter setzt die Anordnung voraus, daß die Gesamtwürdigung der Taten ergibt, 
daß der Täter ein gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher ist. Dieses Erfordernis ist für die 
Fälle der Nr. 1 und Nr. 2 ausdrücklich im Gesetz enthalten; in den Fällen der Nr. 3 
verzichtet das Gesetz auf eine besondere Feststellung dieser schon aus der Tat selbst 
hervorgehenden Eigenschaft des Täters. Der gefährliche Sittlichkeitsverbrecher 
ist ein Täter, von dem nach seiner durch die begangenen strafbaren Handlungen sich 
offenbarenden Persönlichkeit weitere Sittlichkeitsverbrechen zu erwarten sind. Der ge- 
fährliche Sittlichkeitsverbrecher braucht kein Gewohnheitsverbrecher zu sein. Die Sitt- 
lichkeitsverbrechen brauchen nicht einem inneren Hange des Täters zum Verbrechen 
zu entsprechen; sie können Ausfluß seines Trieblebens sein (RG JW 1934 S. 2061, RG 
HRR 1940 Nr. 34, Kohlrausch 11 5, Olshausen Nachtrag S. 60, Schäfer-Dohnanyi 8. 98, 
Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 9; gegen die Zukunftsprognose Rietzsch Anm. 11). 
Der Schluß auf weitere Taten muß sich aus einer Gesamtwürdigung der bisherigen 
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ergeben; jede der Taten muß ein Symptom dafür sein, daß es sich um einen gefährlichen 
Sittlichkeitsverbrecher handelt. 

4. Schließlich ist Voraussetzung für die Anordnung, daß die Entmannung für die 
öffentliche Sicherheit ertorderlich ist. Dieses Erfordernis ist zwar nicht ausdrücklich im 
Gesetz ausgesprochen, liegt ihm aber als selbstverständlich zugrunde (RGSt. 68 165 mit 
Anm. Schafheutle JW 1934 S. 1653 zu 16, 69 151): Die Entmannung ist nicht erforder- 
lich, wenn die Allgemeinheit im Einzelfall durch eine andere, weniger einschneidende 
Maßregel ebensogut oder besser vor dem Sittlichkeitsverbrecher geschützt werden kann 
(RGSt.68 231, 69 151, RG JW 1987 S. 3301, Olshausen Nachtrag S. 60, Schäfer- 
Dohnanyi S. 101; and. Rietzsch Anm. 2). 

Maßgebend dafür, ob die Entmannung erforderlich ist, ist nicht der Zeitpunkt der 
Begehung der Tat oder der der Aburteilung, sondern der Zeitpunkt der Entlassung 
aus der Strafhaft. Beim Erlaß des Urteils muß angenommen werden, der derzeitige 
verbrecherische Hang des Angeklagten werde auch noch nach der Strafverbüßung eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit bedeuten (RGSt. 68 167, RG JW 1984 S. 2061, 
Kohlrausch Anm. II 5, Mezger Grundriß S. 174, Schäfer-Dohnanyi S. 101, Welzel S.133; 
and. Rietzsch Anm. 10). 


DI. Die Entmannung darf stets nur neben einer Strafe angeordnet werden. Kann ein 
Sittlichkeitsverbrecher infolge Zurechnungsunfähigkeit nicht zu einer Strafe verurteilt 
werden, dann ist die Anordnung der Entmannung nicht zulässig (dies bedauert Welzel 
$.132, vgl. Mezger Grundriß S. 173); an Stelle der Entmannung wird dann meist die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt in Betracht kommen. Verminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit schließt die Anordnung der Entmannung nicht aus (RG JW 1984 
5.2913). 


Das kommende Recht will die Entmannung auch zulassen, wenn wegen Schuldunfähigkeit nicht zu 
einer Strafe verurteilt werden kann (vgl. Rietzsch in Gürtner I S. 157). 


IV. Auch wenn alle Voraussetzungen vorliegen, ist die Anordnung der Entmannung 
nicht zwingend vorgeschrieben, sie steht vielmehr im Ermessen des Gerichts. ‚Der 
Strafrichter soll zu dieser Maßregel nur greifen, wenn eine sorgfältige Prüfung ergibt, 
daß die Allgemeinheit bei der Vornahme des Eingriffs vor weiteren Untaten des Ver- 
brechers verschont bleibt, und wenn der ihm durch den Eingriff etwa zugefügte Schaden 
und die Unsicherheit des Erfolges wenig bedeutet im Vergleich zu der Gefahr, die der 
Sittlichkeitsverbrecher bei Unterlassung des Eingriffs für die Allgemeinheit darstellt“ 
(amt]. Begründung zum Gewohnheitsverbrechergesetz). Vor der Anordnung sind daher 
die Erfolgsaussichten der Entmannung eingehend ärztlich zu prüfen (RGSt. 68 166, 
69 133). Es kann aber nicht erfordert werden, daß der Arzt den Erfolg mit Sicherheit 
verbürge (RGSt. 68 197 mit Anm. Schafheutle JW 1934 S. 2413, RG JW 1984 S. 1653 
mit Anm. Schafheutle). 

Die Möglichkeit, daß der Verurteilte als Ausländer ausgewiesen werden kann, darf 
die Entscheidung des Gerichts über die Anordnung der Entmannung nicht beeinflussen 
(RG JW 19834 S. 2410). 


V. Es ist zulässig, die Entmannung wiederholt anzuordnen (RGSt. 72 156). 

VL Sind auch die Voraussetzungen für andere Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung gegeben, so kann die Entmannung neben anderen Maßregeln angeordnet werden, 
wenn keine der Maßregeln allein zum Schutze der Allgemeinheit ausreicht ($ 42n). So 
kann es z. B. gegenüber einem vermindert Zurechnungsfähigen zweckmäßig sein, Ent- 
mannung und Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt nebeneinander 
anzuordnen, wenn mit dem Eintritt der vollen Wirkung der Entmannung erst nach einem 
bestimmten Zeitraum zu rechnen ist (RGSt. 69 152, 154). In Betracht kommt auch die 
Verbindung der Entmannung mit der Sicherungsverwahrung, so vor allem dann, 
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wenn keine genügende Gewähr dafür besteht, daß die Entmannung überhaupt oder 
während der Strafhaft ausreichend wirksam werden würde (RGSt. 78 104, RG HRR 
1942 Nr. 127). Beide Maßnahmen können auch dann nebeneinander angeordnet werden, 
wenn nur Straftaten gegen die Sittlichkeit als Grundlage für die Sicherungsmaßnahmen 
in Betracht kommen (RG HRR 1989 Nr. 117); hierzu näher v.Gemmingen ZStW 55 
S. 124 und Bruns ZStW 60 S. 513). Es muß aber stets besonders sorgfältig geprüft wer- 
den, ob wirklich beide Maßnahmen nebeneinander erforderlich sind (RG JW 1988 S.1877). 
Die bloße Möglichkeit, daß nach der Entmannung noch ein Rest des Geschlechtstriebes 
übrigbleibt, der den Angeklagten zur Verübung weiterer Sittlichkeitsverfehlungen trei- 
ben könnte, soll nach RG HRR 19839 Nr. 117 in der Regel nicht ausreichen, um neben 
der Entmannung auch die Sicherungsverwahrung zu rechtfertigen. 


VII. Die Entmannung kann unter Umständen noch nachträglich angeordnet werden; 
vgl. Bem. V 2 vor $ 42a. 


vII. Für den Vollzug der Entmannung schreibt $ 456c StPO vor, daß sie in einer 
Krankenanstalt von einem approbierten Arzt vorzunehmen ist. Über den Vollzug vgl. 
weiter AV in DJ 1936 S. 1552. 


$ 421 


Wird jemand wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das er unter Mißbrauch seines 
Berufs oder Gewerbes oder unter grober Verletzung der ihm kraft seines Berufs oder G6Ge- 
werbes obliegenden Pflichten begangen hat, zu Freiheitsstrafe von mindestens drei Mo- 
naten verurteilt, so kann ihm das Gericht zugleich auf die Dauer von mindestens einem 
und höchstens fünf Jahren die Ausübung des Berufs, Gewerbes oder Gewerbezweiges 
untersagen, wenn dies erforderlich ist, um die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu 
schützen. 

Solange die Untersagung wirksam ist, darf der Verurteilte den Beruf, das Gewerbe oder 
den Gewerbezweig auch nicht für einen anderen ausüben oder durch eine von seinen 
Weisungen abhängige Person für sich ausüben lassen. . z 

& 86 Abs. 1 gilt entsprechend. Wird die Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder einer 
neben der Strafe erkannten, mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der Sicherung 
und Besserung bedingt ausgesetzt, so wird die Probezeit auf die Frist angerechnet. 

Das Gericht kann die Untersagung der Berufsausübung wieder aufheben, wenn der 
Zweck der Maßregel ihre Fortdauer nicht mehr erforderlich erscheinen läßt. Die Auf- 
hebung ist frühestens zulässig, nachdem die Maßregel ein Jahr gedauert hat. Sie gilt nur 
als bedingte Aussetzung der Untersagung und kann bis zum Ablauf der im Urteil für ihre 
Dauer festgesetzten Zeit widerrufen werden; die Dauer der Untersagung darf auch im 
Falle des Widerrufs insgesamt die im Urteil für ihre Dauer festgesetzte Zeit nicht über- 
schreiten. 

Schrifttum: Krause, Die Untersagung von Unternehmungen, ZAkDR 1938 S.658, 697.- Rietzsch 
und Schäfer-Wagner-Schafheutle (beide angeführt vor Bem.I) vor $42a. - Spohr, Die straf- 
gerichtliche Untersagung der Berufsausübung, GS 105 S. 171. 

I. In einer ganzen Reihe von Bestimmungen ist die Möglichkeit vorgesehen, die Aus- 
übung bestimmter Berufe oder Gewerbe zu verbieten sowie die Schließung von Betrie- 
ben anzuordnen. Die Befugnis zur Anordnung dieser Maßnahmen ist meist den Ver- 
waltungsbehörden übertragen (vgl. z. B. $$ 33a, 35, 35b, 59a, 148 GewO, $$ 198, 199 
ReichsabgabenO, $ 14 Lebensmittelgesetz, $ 13 Gaststättengesetz; weitere eingehende 
Nachweise bei Krause aaO). Daneben gibt die vorliegende Bestimmung dem Strafrich- 
ter die Möglichkeit, dem Verurteilten neben der Strafe unter bestimmten Voraussetzun- 
gen die Ausübung seines Berufs oder Gewerbes zu untersagen. Der Grundgedanke 
dieser Maßregel ist, daß der einzelne die ihm von der Rechtsordnung gewährte 
Freiheit oder Erlaubnis, einen Beruf oder ein Gewerbe ausüben, verwirken kann, 


10& 


Berufsverbot u I 421 


wenn strafbare Handlungen zeigen, daß aus der weiteren Ausübung des Berufs oder Ge- 
werbes der Allgemeinheit Gefahren erwachsen würden. DasVerbot kann ausgesprochen 
werden, gleichviel ob der Beruf oder das Gewerbe nach Maßgabe des Gewerberechts 
jedem freisteht oder nur mit besonderer Erlaubnis oder Zulassung ausgeübt werden kann. 

Die Freiheit der Verwaltungsbehörden, die Ausübung eines Berufs zu untersagen, 
wird durch die dem Strafrichter gegebene Möglichkeit nicht eingeschränkt. Lehnt das 
Gericht die Untersagung als nicht erforderlich ab, so kann die Verwaltungsbehörde z. B. 
eine nach gesetzlicher Vorschrift zur Berufsausübung erforderliche Genehmigung zurück- 
nehmen (preuß. OVG JW 1936 S. 1488). Andererseits hat das Gericht auch dann die 
Ausübung des Berufs zu untersagen, wenn bereits die Verwaltungsbehörde ein solches 
Verbot ausgesprochen hat (RG DR 1948 S. 73). 

Die vorliegende Bestimmung erstreckt sich nicht auf Beamte, die ihr Amt miß- 
braucht haben (Rietzsch Anm.9, Schäfer-Dohnanyi S. 104, Schäfer-Wagner-Schaf- 
heutle Anm. 7; and. RG HRR 19839 Nr. 188, wohl auch Kohlrausch 8. 125). 


N. Für die Anordnung der Maßregel bestehen folgende Voraussetzungen (Abs. 1): 


1. Zunächst ist erforderlich, daß der Täter ein Verbrechen oder Vergehen unter Miß- 
brauch seines Berufs oder Gewerbes oder unter grober Verletzung der ihm kraft seines 
Berufs oder Gewerbes obliegenden Pflichten begangen hat. Eine scharfe Grenze zwischen 
beiden Möglichkeiten besteht nicht und ist auch nicht erforderlich; eine alternative Fest- 
stellung ist ausreichend. Berufsausübung im Sinne dieser Vorschrift ist es, wenn eine 
Ehefrau gemäß $ 1356 Abs. 2 BGB im Geschäft ihres Mannes tätig ist (RG DJ 1940 
8.458). Mit der Feststellung, daß sich jemand in Ausübung seines Berufs oder Gewerbes 
gemäß $ 1 VerbrauchsregelungsStrafVO strafbar gemacht habe, sind noch nicht ohne 
weiteres die Voraussetzungen des $ 421 festgestellt (RG DR 1942 S. 1153). 

a) Eine strafbare Handlung ist unter Mißbrauch des Berufs oder Gewerbes 
begangen, wenn der Täter unter bewußter Mißachtung der ihm innerhalb der Volks- 
gemeinschaft gestellten Aufgaben seinen Beruf oder sein Gewerbe dazu ausnützt, einen 
diesen Aufgaben zuwiderlaufenden Zweck zu verfolgen (RGSt. 68 399). Dies ist z. B. 
dann der Fall, wenn ein Arzt unerlaubte Abtreibungen oder Sterilisationen vornimmt, 
wenn ein Gastwirt in seiner Gaststätte ein Absteigequartier unterhält oder wenn ein 
Buchhändler illegale oder unzüchtige Schriften vertreibt. Die strafbare Handlung muß 
mit der gewöhnlichen Ausübung des Berufs oder Gewerbes in einem inneren Zusammen- 
hange stehen (Beispiel in RG HRR 1985 Nr. 1096); es genügt nicht, daß sich dem Täter 
aur rein äußerlich aus Anlaß seiner Berufsausübung die Möglichkeit eröffnet, bestimmte 
strafbare Handlungen zu begehen (RGSt. 68 398). Der Mißbrauch muß vorsätzlich 
erfolgen. 

b) Eine strafbare Handlung ist unter grober Verletzung der dem Täter kraft 
seines Berufs oder Gewerbes obliegenden Pflichten begangen, wenn der 
Täter durch die Tat den Pflichten gröblich zuwiderhandelt, die ihm für die Ausübung 
seines Berufs oder Gewerbes durch Gesetz, Vertrag oder öffentlichrechtliche Anstellungs- 
verfügung auferlegt sind. Beispiele bieten etwa die Verletzung der Schweigepflicht 
durch einen Arzt oder grobe Verstöße gegen gesundheitspolizeiliche Vorschriften durch 
einen Lebensmittelhändler oder Friseur. 


2. Die zweite Voraussetzung ist, daß der Täter wegen dieses Verbrechens oder Ver- 
gehens zu Freiheitsstrafe von mindestens 8 Monaten verurteilt wird. Es macht keinen 
Unterschied, ob auf diese Strafe wegen eines Verbrechens oder Vergehens oder wegen 
mehrerer Verbrechen oder Vergehen der genannten Art erkannt wird. 

8. Schließlich setzt die Anordnung voraus, daß das Berufsverbot erforderlich ist, um 
die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu schützen. Die Maßregel ist nicht erforder- 
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lich, wenn eine andere, weniger einschneidende Maßregel dem Sicherungsbedürfnis der 
Volksgemeinschaft hinreichend gerecht wird. Unter Umständen kann es nur erforder- 
lich sein, die Ausübung eines bestimmten Berufszweiges oder eines Teils eines Berufes 
zu untersagen (RG DJ 1937 S. 819). 

Maßgebend dafür, ob die Maßregel erforderlich ist, ist auch hier der Zeitpunkt, in 
dem der Verurteilte aus der Strafhaft entlassen wird (RGSt. 74 55, Kohlrausch 
S. 125; and. Rietzsch Anm. 7, nach dem der Zeitpunkt der Hauptverhandlung der Tat- 
sacheninstanz maßgebend ist). 


III. Auch wenn alle Voraussetzungen vorliegen, steht die Anordnung im Ermessen 
des Gerichts (Abs. 1). Die Vorschrift ist aber stets anzuwenden, wenn es ihr Zweck an- 
gemessen erscheinen läßt (RGSt. 74 54, RG DR 1941 S. 993). Eine Untersagung darf 
bei Vorliegen der Voraussetzungen nicht deshalb unterbleiben, weil das Gericht nicht 
ein zeitlich beschränktes, sondern ein dauerndes Berufsverbot für erforderlich hält 
(RG DJ 1987 S. 751), ebensowenig deshalb, weil der Täter den Beruf bereits aufgegeben 
hat und nicht wieder aufnehmen will (RG JW 1989 S. 221). 

Wird auf Untersagung der Berufsausübung erkannt, so ist im Urteil der Beruf, das 
Gewerbe oder der Gewerbezweig, dessen Ausübung untersagt wird, genau zu bezeichnen 
(8260 Abs. 2 StPO). Zulässig ist es aber auch, die Ausübung ‚‚jedweden Handelsgewerbes““ 
zu untersagen (RGSt.71 69). Andererseits kann die Untersagung auf einem bestimmten 
Berufszweig oder einen Teil eines Berufes beschränkt werden (RG DJ 1987 S. 819). 

Die Untersagung der Berufsausübung erfolgt neben der Strafe. 


IV. Die Dauer des Berufsverbots ist durch eine Mindest- und Höchstgrenze bestimmt; 
es muß mindestens auf 1 Jahr und darf höchstens auf 5 Jahre lauten (Abs. 1). Inner- 
halb dieser Grenzen ist die Dauer vom Gericht nach seinem Ermessen zu bestimmen. 


Das kommende Recht will bei besonders gefährlicher Pflichtverletzung ein Berufsverbot auf Lebens- 
zeit zulassen; vgl. Rietzsch in Gürtner I S. 158. 


Die Frist beginnt aber erst nach Verbüßung, Verjährung oder Erlaß der neben dem 
Berufsverbot ausgesprochenen Freiheitsstrafe oder der Erledigung einer mit Freiheits- 
entziehung verbundenen Maßregel der Sicherung und Besserung, die neben dem Be- 
rufsverbot angeordnet worden ist, zu laufen (Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit $ 36 
Abs. 1); wird die Strafe oder die Maßregel bedingt ausgesetzt, so wird die Probezeit auf 
die Frist angerechnet (Abs. 3 Satz 2). 

Das Gericht hat die Möglichkeit, die rechtskräftig ärfelete Untersagung der Berufs- 
ausübung nach einjähriger Dauer wieder aufzuheben, wenn der Zweck der Maßregel 
ihre Fortdauer nicht mehr erforderlich erscheinen läßt (Abs. 4). Die Wiederaufhebung 
ist Sache des Vollstreckungsgerichts ($$ 462 Abs. 1, 463a Abs. 3 StPO), vgl. hierzu 
noch $ 42h mit Anmerkungen. 


V. Das Berufsverbot kann auch neben anderen Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung ausgesprochen werden ($ 42n). Die Berufsausübung kann z.B. noch neben der 
Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt, neben der Entmannung, unter Umständen 
auch neben der Sicherungsverwahrung (RG HRR 1935 Nr. 899, RG DJ 1938 S. 831) 
untersagt werden. 


VI. Das Berufsverbot wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam (Abs. 3 in 
Verbindung mit $ 36 Abs. 1); eine Vollstreckung ist nicht erforderlich. 


VII. Zur Verhinderung von Umgehungen bestimmt das Gesetz, daß der Verurteilte 
den Beruf usw. auch nicht für einen anderen ausüben oder durch eine von seinen Wei- 
sungen abhängige Person für sich ausüben lassen darf (Abs. 2). 


VII. Zuwiderhandlungen gegen das Berufsverbot sind nach $ 145c strafbar. 
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Anordnung mehrerer Maßregeln I An 
5 42m 


(Die Vorschrift enthielt die Maßregel der Reichsverweisung Zregen Ausländer; diese Maßregel ist 
jetzt in der AusländerpolizeiVO enthalten; vgl. nährr $ 12a Anm. I am Ende.) 


S 42n 
Maßregeln der Sicherung und Besserung können nebeneinander angeordnet werden. 


Schrifttum: Bruns, Über Häufung und Auswabl konkurrierender Sicherungsmaßregeln ($ 42n 
StGB), ZStW 60 S. 474. - Grafzu Dohna, Konkurrenz von Rechtsfolgen strafbaren Unrechts, ZStW 
545.410.-v.Gemmingen, Zur Behandlung des gewohnheitsmäßigen Sittlichkeitsverbrechers, ZStW 
35 S.124.- Rietzsch (angeführt vor Bein. I vor $ 42a). 

L Liegen die Voraussetzungen für mehrere Maßregeln vor, dann ist die anzuordnen, 
die am besten die Sicherheit der Allgemeinheit gewährleistet und den Umständen nach 
am zweckmäßigsten ist (RGSt. 738 102 = DR 1989 S. 161 = DJ 1939 S. 1043). Ist jede 
der Maßnahmen gleich gut geeignet, dann ist diejenige auszuwählen, die den Täter am 
wenigsten beschwert. Wenn z. B. die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder 
ein Berufsverbot zum Schutze der Allgemeinheit ausreichen und geeignet sein würden, 
dann darf nicht die Sicherungsverwahrung oder die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt angeordnet werden (RGSt. 73 103). Demgegenüber lehnt es Rietzsch 
Anm.1 ab, das Gebot der Auswahl in dieser Weise zu betonen; nach ihm sind grund- 
sätzlich alle zulässigen Maßregeln anzuordnen, soweit sie nicht ihrer Art nach einander 
ausschließen. 


IL Reicht keine der mehreren zulässigen Maßregeln allein aus, so sind sie neben- - 
einander anzuordnen; entscheidend ist das Schutzbedürfnis der Allgemeinheit. Vgl. im 
einzelnen $ 42b Anm. III, $ 42c Anm. III, $ 42e Anm. V, $ 42k Anm. VI. 


II. Werden mehrere Maßregeln nebeneinander angeordnet, dann bestimmt dieVoll- 
streckungsbehörde, in welcher Reihenfolge die Maßnahmen zu vollstrecken sind 
(RGSt. 73 47); die Vollstreckungsbehörde kann auch während der Vollstreckung an- 
ordnen, die Anstalt zu wechseln (RGSt. 78 103). 

Das Gesetz hat nicht die Möglichkeit vorgesehen, während des Vollzuges von einer 
angeordneten Maßregel zu einer nicht angeordneten überzugehen. Für das kommende 
Recht ist dies in gewissem Umfange in Aussicht genommen (vgl. Rietzsch in Gürtner 
18.153). 
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Vorbemerkungen zu den 88 43 I. 


Aus dem Schrifttum sei hingewiesen auf: Delaquis, Der untaugliche Versuch, 1904. - v.Gem- 
mingen, Die Rechtswidrigkeit des Versuchs, 1932 (Strafr. Abh. Heft 306). -— Ralis, Der Begriff und 
die Strafbarkeit des Versuchs, ZStW 61 S.1. - Schoetensack, Verbrechensversuch, in: Festgabe 
Frank II S. 55; vgl. weiter das Schrifttum zu $ 43 I 3. -— Von den vor allem rechtspolitisch gerichteten 
Arbeiten seien genannt: Bruns, Zur Begriffsbestimmung des Versuchs (Unternehmens, Beginns) im 
kommenden Strafrecht, DJ 1935 S. 678. - Frank, Leitsätze I S.13, 30.— Freisler, Willensstrafrecht; 
Versuch und Vollendung in Gürtner I S. 11. — Klee, Die gefährliche Handlung als Grundform des 
Verbrechens, DStR 1934 S. 113, 190. — Schoetensack, Der Verbrechensversuch, und Freisler, Der 
Versuch, in: Akademiedenkschrift S. 62, 70.— v.Scheurl, Vorbereitung, Versuch und Vollendung im 
künftigen Strafrecht, DR 1935 S. 529. -— Vgl. auch Schumacher, Der Versuch in der Rechtsprechung 
zum Devisenstrafrecht, DR 1940 S. 1261. 


I. Vollendet ist eine Tat dann, wenn der Tatbestand nach allen Richtungen voll er- 
füllt ist. Was für die Vollendung erforderlich ist, ist bei den einzelnen Tatbeständen 
verschieden. Vielfach verlangt das Gesetz den Eintritt eines Erfolges; bisweilen begnügt 
es sich mit einer Gefährdung; manchmal ist eine bestimmte Absicht entscheidend. 

Zu unterscheiden von der Vollendung der Tat ist ihre Beendigung. Beendet ist die 
Tat dann, wenn über die Verwirklichung des Tatbestandes hinaus auch die letzten noch 
zur Tat gehörigen Auswirkungen ihr Ende gefunden haben. Praktische Bedeutung hat 
diese Unterscheidung insbesondere für den Beginn der Verjährung (RGSt. 62 419, 
71 64); vgl. hierzu noch RGSt. 74 176, RG HRR 190 Nr. 461, 469, RG DRM 190 
Nr.105. Näher hierzu Gelbert, Vollendung und Beendigung von Straftaten, DStR 1943 
S.1; Mezger, Vollendung und Beendigung beim Betrug, JW 1938 S. 493. 


il. Der Versuch ist unvollendetes Delikt. Es ist dabei gleichgültig, welches Stück an 
der Vollendung fehlt; ein strafbarer Versuch ist gegeben, sofern nur der Täter annimmt, 
das fehlende Merkmal sei vorhanden; strafbar ist z. B. auch der Abtreibungsversuch 
einer Frau, die sich irrig für schwanger hielt (RGSt. 47 66). Von dieser Ansicht geht das 
Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung aus (z. B. RGSt. 42 93, 72 112); im Schrift- 
tum stehen auf diesem Standpunkt z. B. Delaquis aaO S. 205, Mezger Grundriß S. 108, 
v.Weber, Zum Aufbau des Strafrechtsystems, 1935, S. 12, Welzel S. 92, 97. Der Grund 
für die Strafbarkeit des Versuchs ist die in ihm hervortretende Betätigung eines 
verbrecherischen Willens (so z.B. RGSt.1 441, 8 203, 84 219). Der Grund für die 
Bestrafung des Versuchs ist damit der gleiche wie der für die Bestrafung des vollendeten 
Delikts (Delaquis aaO S. 205, Mayer S. 307, Welzel S. 92). Von anderen wird der Straf- 
grund darin gefunden, ‚daß der in dem Versuch entwickelte Angriff gegen ein Rechts- 
gut dieses Gut gefährdet‘ (so Olshausen $ 43 Anm. 2a; vgl. in ähnlicher Richtung von 
Liszt-Schmidt S. 302). Auch nach RGSt. 68 340, VGH DJ 1940 S. 1062 ist die Gefähr- 
lichkeit der Rechtsgrund für die Strafbarkeit des Versuchs. 

Im Schrifttum wird ein unter der Bezeichnung Mangel an Tatbestand zusammen- 
gefaßter Kreis von Fällen aus dem Begriff des Versuchs mit der Folge der Straflosigkeit 
ausgeschieden. Nach dieser Auffassung sind nicht alle Fälle mangelnder Deliktsvoll- 
endung Versuch, ‚sondern nur diejenigen, wo das Manko die eigentliche Handlung 
betrifft‘ (Dohna S. 49; vgl. auch Kohlrausch Bem. 4 vor $ 43). Ein schon aus dem Be- 
griff des Versuchs ausscheidender und strafloser Mangel am Tatbestand soll überall 
dort vorliegen, wo es der Handlung an einem Merkmal fehlt, das sie zu einem Delikt 
stempeln würde (Dohna S. 49). Nach Frank $ 43 Anm. I liegt ein Mangel am Tatbestand 
dann vor, wenn an dem Tatbestand nicht der Erfolg fehlt, sondern etwas anderes, des 
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sen Vorliegen der Täter irrtümlich annahm. Strafloser Mangel am Tatbestand soll es 
z. B. sein, wenn der Täter die eigene Sache, die er irrig für die von ihm zu entwendende 
fremde Sache hält, in Aneignungsabsicht wegnimmt, weiter z. B., wenn er die von ihm 
beschworene wahre Tatsache für unwahr gehalten hat (weitere Beispiele bei v.Liszt- 
Schmidt S. 300). Ä 

Von Mezger S. 395 ff. (vgl. jetzt aber Grundriß S. 123) wird der Mangel am Tat- 
bestand zwar zum Versuch gerechnet; er sieht dann aber die Fälle des Mangels am Tat- 
bestand als straflose Versuchsfälle an; hiergegen Dohna S. 50. Der Lehre vom Mangel 
am Tatbestand folgen z. B. auch Olshausen $ 43 Anm. 2c, 20, Rittler I S. 187. 

Sieht man mit der hier vertretenen Auffassung den Strafgrund für den Versuch in 
der darin hervortretenden Betätigung eines verbrecherischen Willens, dann ist dieser 
Strafgrund auch in diesen Fällen gegeben; der Mangel am Tatbestand gehört damit zu 
dem strafbaren untauglichen Versuch (so ständig die Rechtsprechung, vor allem RGSt. 
42 93, 72 112, übereinstimmend Welzel S. 98). 


IN. Straflos ist das Wahnverbrechen; vgl. hierzu $ 43 Anm. IIl. 


843 
Wer den Entschluß, ein Verbrechen oder Vergehen zu verüben, durch Handlungen, 
welche einen Anfang der Ausführung dieses Verbrechens oder Vergehens enthalten, be- 
tätigt hat, ist, wenn das beabsichtigte Verbrechen oder Vergehen nicht zur Vollendung 
gekommen ist, wegen Versuches zu bestrafen. 
Der Versuch eines Vergehens wird jedoch nur in den Fällen bestraft, in welchen das 
Gesetz dies ausdrücklich bestimmt. 


L Ein nach dieser Vorschrift strafbarer Versuch kann nur vorliegen, wenn folgende 
Voraussetzungen gegeben sind. 


1. Das beabsichtige Verbrechen oder Vergehen darf nicht zur Vollendung gekommen 
sein. Die Verurteilung wegen Versuchs setzt aber nicht den Nachweis voraus, daß das 
beabsichtigte Verbrechen nicht zur Vollendung gekommen ist (RGSt. 41 353). 


2. Es muß der Entschluß vorhanden sein, ein Verbrechen oder Vergehen zu verüben. 
Hieraus ergibt sich, daß nur der Versuch einer vorsätzlichen Straftat genügt. Be- 
dingter Vorsatz ist nach der Richtung ausreichend, daß der Vorsatz hinsichtlich des zum 
vollendeten Verbrechen gehörigen Erfolgs bedingt ist (RGSt. 61 160; vgl. hierzu noch 
Mayer S. 310). Stets ist aber erforderlich, daß der Entschluß zur Tat bereits endgültig 
gefaßt ist; ein noch von einer Bedingung abhängiger Wille, den Tatbestand zu verwirk- 
lichen, ist nicht ausreichend (RGSt. 68 341, 70 203, 71 53). Der Entschluß braucht noch 
nicht stets ganz spezialisiert zu sein. Für den Diebstahl z. B. reicht der Entschluß aus, 
das zu stehlen, was an Brauchbarem auffindbar sein wird; es ist nicht erforderlich, daß 
der Vorsatz bereits auf einzelne bestimmte Sachen gerichtet ist (RGSt. 70 202). Bei 
Fahrlässigkeitstaten ist ein Versuch zwar denkbar, aber nach geltendem Recht nicht 
strafbar. Strafbarkeit des Versuchs bei den schwersten Fahrlässigkeitstaten fordert 
Sturm ZStW 59 S. 23 (32). 


8. Dieser Entschluß muß durch Handlungen betätigt sein, die einen Anfang der Aus- 
führung des Verbrechens oder Vergehens enthalten.! Eine Ausführungshandlung in 
diesem Sinne liegt vor, wenn der verbrecherische Wille deutlichin einer Hand- 
lung zutage getreteniist, dienach dem Gesamtplan des Täters unmittelbar 


— 


! Vgl. außer dem vor $ 43 angeführten Schrifttum noch: Coester, Die Ausführungshandlung, 1933 
(Strafr. Abh. Heft 329); Hall, Die Abg;enzung von Versuch und Vorbereitung im Willensstrafrecht, 
6GS110 S.95; Klee, Die Grenze zwischtn Versuch (Unternehmen) und Vorbereitung, DStR 1934 
H.283; SeidI, Der Beginn der Straftat, 1958 (Diss. München); Senf, Vorbereitung und Versuch, 
4S67 8.243, suck, Der Beginn der Tat, 1937 (Strafr. Abh. IIeft 373). 
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zur Gefährdung des Schutzobjekts des betreffenden Tatbestandes führen 
soll; ist dies nicht der Fall, dann liegt nur eine grundsätzlich straflose Vorbereitungs- 
handlung vor. Zu den bloßen Vorbereitungshandlungen gehört es z. B., wenn der Täter 
lediglich Gelegenheiten ausforscht oder Teilnehmer anwirbt. Nicht ist für die Ausfüh- 
rungshandlung erforderlich, daß die Handlung bereits teilweise den Tatbestand ver- 
wirklicht. Der Kauf eines Revolvers, mit dem nach 3-% Wochen eine Tötung begangen 
werden soll, ist straflose Vorbereitungshandlung. Das Heräusziehen eines Revolvers aus 
der Tasche stellt dann eine Ausführungshandlung dar, wenn der Täter den Revolver 
sofort darauf entsichern, auf eine bestimmte Person anlegen und diese töten will. Es 
ist nicht erforderlich, daß der Täter den Revolver bereits abgedrückt hat (RGSt. 68 
336). Wer Seife kauft, um diese später bei irgendwelchen Einbruchsdiebstählen zum 
Beschmieren der Fenster zu verwenden, damit diese beim Eindrücken nicht klirren, 
begeht eine straflose Vorbereitungsbehandlung. Beschmiert er aber das Fenster der 
Speisekammer einer Wohnung, in die er eindringen wlll, mit Seife, um das Klirren zu 
verhindern, dann ist dies eine Ausführungshandlung; es liegt nicht erst in dem Ein- 
drücken der Scheibe die Ausführungshandlung (RGSt. 54 36). 

Die hier vorgenommene Grenzziehung zwischen Ausführungshandlung und Vorbe- 
reitungshandlungkann man als subjektivmit Einbau eines objektiven Merk- 
mals bezeichnen. Diese Abgrenzung ergibt sich aus dem, was hier als Grund für 
die Bestrafung des Versuchs angesehen worden ist. (Bem. II vor $ 43). Sie steht auch 
nicht in Widerspruch zu dem Wortlaut des $43; denn dieser verlangt nur die Berück- 
sichtigung eines objektiven Merkmals; es ergibt sich aus ihm nicht, daß dieses allein 
oder in erster Linie entscheidend sein müßte (vgl. so bereits John, Entwurf mit Motiven 
zu einem Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund, 1868, S. 212 ff.). Mit der hier 
vertretenen Ansicht stimmt sachlich eine ganze Reihe insbesondere neuerer Ent- 
scheidungen überein (z.B. RGSt. 66 142, RG JW 1939 S. 90). In ähnlicher Richtung 
liegen die verschiedenen schon früher aufgestellten, im einzelnen auch von einander 
abweichenden subjektiven Theorien, als deren Vertreter u. a. v. Buri, Delaquis, Hälsch- 
ner und Kohler genannt seien (Übersicht mit Nachweisen bei Seidl aaO S. 41 ff.). 
Auch in den älteren Kommentaren ist diese Auffassung verschiedentlich vertreten 
worden, so insbesondere von v.Schwarze, Kommentar zum Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich (5. Aufl. 1884) S. 99 ff. Das kommende Strafrecht zieht die Grenze 
zwischen Versuch und Vorbereitung in der hier dargelegten Weise (Freisler in 
Gürtner I S. 40). | 

Im Schrifttum überwiegt die Meinung, die für die Abgrenzung objektive Gesichts- 
punkte in den Vordergrund stellt. Im einzelnen weichen diese sog. objektiven Theo- 
rien nicht unerheblich voneinander ab (Übersicht bei Seidl aaO S. 46 ff.). Verschiedent- 
lich wird als Ausführungshandlung nur angesehen, was bereits eine teilweise Verwirk- 
lichung des Tatbestandes enthält (vgl. z. B. v.Hippel II S. 398, v.Liszt-Schmidt S.182, 
305, wohl auch Dohna S. 51). Erheblich erweitert hat den Begriff der Ausführungs- 
handlung Frank; nach Frank Anm.II 2b ist ein Anfang der Ausführung auch in allen 
Tätigkeitsakten zu finden, ‚‚die vermöge ihrer notwendigen Zusammengehörigkeit mit 
der Tatbestandshandlung für die natürliche Auffassung als deren Bestandteil erscheinen“; 
dem stimmt z. B. Rittler I S. 193 zu. Diese von Frank objektiv gedachte Formel ist 
auch vielfach vom Reichsgericht in diesem Sinne verwendet worden; später hat sie das 
Reichsgericht immer mehr subjektiviert. Diese subjektivierte Franksche Formel wird 
gebilligt von Welzel 8.95, wohl auch von Mezger Grundriß S. 105/06; zwischen den 
dort vertretenen Auffassungen und der hier dargelegten dürfte daher wohl kein sach- 
licher Gegensatz bestehen, obwohl dort der objektive Ausgangspunkt in den Vorder- 
grund gestellt wird; objektiver faßt diese Formel aber wohl Mayer S. 312. 
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Die Rechtsprechung des Reichsgerichts ist nicht einheitlich. In verschiedenen Ent- 
scheidungen wird nach objektiven Merkmalen abgegrenzt; so ist z. B. nach RGSt. 66 154 
Ausführungshandlung ‚‚die Tatbestandshandlung des einzelnen Delikts, also dasjenige 
Verhalten, das begrifflich bereits als tatbestandsmäßig unter den Deliktstatbestand 
fällt, weil es im gegebenen Falle dem dort allgemein unter Strafe gestellten Verhalten 
entspricht‘. In verschiedenen neueren Entscheidungen stellt das Reichsgericht dagegen 
entscheidend auf den Willen, auf den Gesamtplan des Täters ab; je nach diesem Gesamt- 
plan kann die gleiche äußere Handlung entweder Vorbereitungshandlung oder Aus- 
führungshandlung sein (z. B. RGSt. 66 142, 68 336, 72 66, RG JW 1989 S. 90). In der 
Rechtsprechung zeigt sich eine immer weiter um sich greifende Neigung, in eıster Linie 
nach subjektiven Gesichtspunkten abzugrenzen; hierauf ist bereits verschiedentlich im 
Schrifttum hingewiesen worden (vgl. z. B. Klee in: Die Reichsgerichtspraxis im deut- 
schen Rechtsleben Bd. V, 1929, S. 77, Kohlrausch Bem. 2 vor $ 43, Mezger Grundriß 
$.121). Übersicht über die Rechtsprechung im einzelnen bei Seidl aaO S. 54 ff. 


Im einzelnen sei folgendes hervorgehoben: 


a) Keine Schwierigkeiten bereitet die Abgrenzung dann, wenn die Handlung bereits 
die teilweise Verwirklichung des in Frage kommenden Tatbestandes ent- 
hält. Ist z. B. bereits eine auf Täuschung gerichtete Handlung vorgenommen worden, 
so liegt sicher ein versuchter Betrug vor (RGSt. 70 157). Bei den Straftaten, die mehrere 
Tatbestandhandlungen erfordern (sog. mehraktige Verbrechen), wird ein Versuch schon 
durch den Anfang der ersten begangen; bei der Urkundenfälschung ($ 267, 268) z. B. 
genügt daher schon der Anfang des Fälschens; nicht ist daneben noch der Anfang des 
Gebrauchmachens erforderlich (RGSt. 56 206). Bei der Notzucht ($ 147) und beim Raub 
($ 249) ist bereits die Gewaltanwendung ausreichend (RGSt. 69 329). 


b) Es können weiter Handlungen, die selbst den Tatbestand auch noch nicht teilweise 
verwirklichen, durch ihre unmittelbare Zusammengehörigkeit mit der Tatbestandshand- 
lung als ein Teil dieser Handlung erscheinen; die Zugehörigkeit dieser vorherliegenden 
Handlungen zu der Tatbestandshandlung ergibt sich aus dem Gesamtplan des Täters. 
Wenn jemand einen Hofhund loskettet und draußen anbindet, dann ist dies bereits ein 
Diebstahlsversuch, wenn diese Beseitigung eines Hindernisses nach dem Plan des Täters 
in gewolltem ununterbrochenen Zusammenhang mit der eigentlichen Wegnahme erfolgt 
(RGSt. 58 218). Beim Betrug kann nach dem Plan des Täters eine Ausführungshandlung 
auch schon in den Maßnahmen zu sehen sein, die später die Täuschungshandlung er- 
möglichen sollen; es braucht nicht bereits mit der täuschenden Einwirkung auf den Drit- 
ten begonnen zu sein (RGSt. 51 343, 72 66, RG HRR 1939 Nr. 1273). Besonders deut- 
lich kommt dieser Grundsatz in RGSt.66 142 zum Ausdruck; das Anbringen einer 
Brandstiftungsanlage kann je nach dem Gesamtplan des Täters Ausführungshandlung 
oder Vorbereitungshandlung sein. Mit dieser Rechtsprechung übereinstimmend hat 
BayObLG DStR 1984 S. 299 in der Gewinnung eines Gehilfen zur unmittelbaren Aus- 
führung der Tat bereits dann einen Anfang der Ausführung gesehen, wenn die Mitwir- 
kung des Gehilfen zur Vollendung der Tat erforderlich ist. Vgl. ferner auch RGSt. 51 
343, 59 157, 7153, RG JW 1989 S. 90. 


In der Rechtsprechung wird verschiedentlich die natürliche Auffassung mit 
berangezogen, um abzugrenzen, welche Handlungen mit den Tatbestandshandlungen so 
verbunden sind, daß sie als Teil des Tatbestandes erscheinen (RGSt. 51 342, 69 329, 
78 77,76 378). Die natürliche Auffassung ist ein objektives Merkmal, das dazu dienen 
kann, gewisse Handlungen als so von den Tatbestandshandlungen getrennt anzusehen, 
daß sie nicht mehr als deren Bestandteile erscheinen können; dieses objektive Merkmal 
kann aber nur Platz greifen mit der Beurteilung der Lage vom Gesamtplan des Täters 
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aus (vgl. z. B. RGSt. 71 6; so wird die Rechtsprechung auch aufgefaßt von Kohlrausch 
Bem. 2 vor $ 43). 


c) Die Handlung muß nach dem Plan des Täters darauf gerichtet sein, unmittel- 
bar zur Gefährdung des Schutzobjekts des betreffenden Tatbestandes zu 
führen. Es ist nicht erforderlich, daß der Schutzgegenstand tatsächlich gefährdet wird; 
es genügt, daß diese unmittelbare Gefährdung nach der Vorstellung des Täters eintreten 
soll (RGSt. 71 6). 

Vorausgesetzt ist allerdings stets, daß eine unmittelbare Gefährdung des Schutz- 
objekts eintreten soll. Eine derartige Gefährdung hat die Rechtsprechung z. B. beim 
einfachen Diebstahl in einem Falle angenommen, in dem sich der Täter in einem fremden 
Hause auf den Dachboden hinaufgeschlichen hatte und bereits im Bodenraum vor einer 
unversperrten Kammer stand, in die er nur einzutreten brauchte, um die, wie er wußte, 
dort umherliegenden Sachen wegzunehmen (RGSt. 54 254, 70 203). Als genügend für 
den Diebstahlsversuch hat RGSt. 58 218 ferner das Entfernen des Hofhundes angesehen, 
um ungestört stehlen zu können. Für die Unzucht mit Kindern ($176 Nr. 3) kann schon 
die Mitnahme von Kindern in den Wald genügend sein (RGSt. 52 185). Eine ausreichende 
Gefährdung und daher ein strafbarer Versuch, Zahlungsmittel entgegen den devisen- 
rechtlichen Vorschriften in das Ausland zu bringen, ist bereits gesehen worden in dem 
Einnähen der Zahlungsmittel in eine in der Wohnung des Täters befindliche Fußmatte, 
die über die Grenze geschmuggelt werden sollte (RGSt. 71 53). Bei der Rassenschande 
genügt nach RGSt. 71 384, 78 77 die mündliche Aufforderung des Mannes an die Frau 
zum alsbaldigen Geschlechtsverkehr. Vgl. weiter etwa RGSt.59 1, RG JW 1986 S. 513 
Nr. 14. 


d) Aus der hier vertretenen Grenzziehung zwischen Versuch und Vorbereitung er- 
gibt sich, daß bei mittelbarer Täterschaft beendeter Versuch vorliegt, sobald der Ver- 
anlassende das Weitere der Selbsttätigkeit des Werkzeugs überlassen hat; es ist nicht 
erforderlich, daß das Werkzeug bereits mit einer tatbestandsmäßigen Handlung begon- 
nen hat (RGSt.66 142; vgl. auch RGSt. 70 387, Mezger S. 386 Anm. 10, 401, Welzel 
S.96; and. Frank Anm. II 2a, v. Hippel II S. 475/76, E.Schmidt in Festg. Frank II 
8.132, Schwarz Anm. 1 Bb). 

Über gewisse aus der Vorverlegung der Verteidigungslinie zu ziehende Folgerungen vgl.noch v.Gem- 
mingen, Der Irrtum über die eigene Tatbereitschaft, ZStW 60 S.1. 

4. Das Gesetz bedroht ausnahmsweise Vorbereitungshandlungen mit Strafe, so z. B. 
in $$ 49a, 83 Abs. 1 und 2, 151. 

Wenn das Gesetz das Unternehmen mit Strafe bedroht (z. B. $ 159), so wird da- 
durch nicht die Strafbarkeit auf Vorbereitungshandlungen ausgedehnt, sondern nur der 
Versuch mit der Vollendung hinsichtlich des Strafrahmens gleichgestellt ($ 87). 


II. Strafbar ist auch der sog. untaugliche Versuch.! Es macht hierbei keinen Unter- 
schied, ob es sich um Untauglichkeit des Mittels, um Untauglichkeit des Objekts oder 
um Untauglichkeit in beiden Richtungen handelt; strafbar ist daher auch der Abtrei- 
bungsversuch an einer nicht schwangeren Frau mit untauglichen Mitteln (RGSt. 84 
218, 68 13). Über die Untauglichkeit des Subjekts vgl. unten IV. 


1. Der Grund für die Strafbarkeit des Versuchs ist die Betätigung eines verbreche- 
rischen Willens (vgl. Bem. Il vor $ 43); hieraus ergibt sich die Strafbarkeit des untaug- 
lichen Versuchs. Diese sog. subjektive Theorie wird in ständiger Rechtsprechung vom 
Reichsgericht vertreten; schon nach RGSt.1 441 ist „der verbrecherische Wille die- 
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jenige Erscheinung, gegen welche das Strafgesetz sich richtet“. Im Schrifttum folgen 
dieser Ansicht z. B. Mezger Grundriß S. 122, Welzel S. 97. Strafbar ist daher z.B. 
der Tötungsversuch an einer Leiche (RGSt. 1 452), der Abtreibungsversuch mit untaug- 
lichen Mitteln (RGSt.1 439, 17 159), der Abtreibungsversuch an einer nicht Schwangeren 
(RGSt.8 203, 47 66), der Versuch nach $ 176 Nr. 3 bei irriger Annahme, das Kind sei 
unter 14 Jahren (RGSt. 89 316), der Meineidsversuch bei irriger Beurteilung der Zu- 
ständigkeit der den Eid abnehmenden Behörde (RGSt. 65 208, vgl. auch RGSt. 67 
331), der Betrugsversuch bei objektiver Rechtmäßigkeit des erstrebten Vermögens- 
vorteils (RGSt. 11 77, 42 93). Versuch eines Verbrechens der Hehlerei nach $$ 259, 
260 liegt auch dann vor, wenn der Täter irrigerweise glaubt, daß eine strafbare Vortat 
gegeben sei (RGSt. 64 131). 


Das kommende Strafrecht steht auf dem Boden der subjektiven Versuchstheorie; vgl. Freisler in 
Gürtner I S. 35. 

2. Im Schrifttum wird demgegenüber hinsichtlich der Strafbarkeit des untauglichen 
Versuchs vielfach eine objektive Theorie vertreten. Diese Auffassung beruht darauf, daß 
als Grund für die Strafbarkeit des Versuchs die Gefährdung eines Rechtsguts oder eines 
Interesses angesehen wird. Erforderlich ist demnach für den strafbaren Versuch der Ein- 
tritt einer objektiven Gefahr; als wesentlich wird bezeichnet, daß die Willensbetätigung 
objektiv geeignet sein müsse, den Erfolg herbeizuführen (so v.Liszt-Schmid $. 312). 
Streitig ist dabei dann wieder, von welchem Standpunkt aus die Gefährlichkeit zu be- 
urteilen sei: ob vom Standpunkt eines nachträglichen Beurteilers oder vom Standpunkt 
eines Beurteilers zur Zeit der Tat (in letzterer Richtung v.Liszt-Schmidt $. 313). Im 
einzelnen wird diese objektive Theorie in sehr verschiedenen Ausprägungen vertreten; 
bestritten und zweifelhaft ist dabei insbesondere dann wieder die Abgrenzung des un- 
tauglichen Versuchs vom Mangel am Tatbestand; vgl. hierüber mit eingehenden Nach- 
weisen Frank Anm. III, v.Liszt-Schmidt S. 312 ff., Lobe Anm. 8 ff., Mezger S. 391 ff., 
Olshausen Anm. 19 ff., Rittler I S. 187. Eine Annäherung an die subjektive Theorie 
enthält z. B. die Auffassung von Dohna S. 50. 

8. Unter Ablehnung der subjektiven und der objektiven Theorie nimmt Mayer $. 317 
bei Untauglichkeit Versuch dann an, ‚wenn noch eine in dem maßgeblichen Einzeltat- 
bestand beschriebene Handlung vorliegt. ... Ob und inwieweit ein aussichtsloser Ver- 
such als Teilverwirklichung anzusehen ist, läßt sich allgemein nicht sagen“; Beispiele 
8. 317/18. : 

4. Auch beim untauglichen Versuch muß stets Vorsatz vorhanden sein. Dieser fehlt 
beim sog. abergläubischen Versuch, z. B. dann, wenn eine Frau zum lieben Gott betet, 
daß er ihren Mann töten möge (Frank Anm. III, Kohler, Leitfaden des Deutschen Straf- 
Techts, 1912, S. 60, Schwarz Anm. 2 Bc; im Ergebnis übereinstimmend RGSt. 88 321). 


Das kommende Strafrecht will dem Richter die Möglichkeit geben, von Strafe abzusehen, wenn 
der Täter aus grobem Unverstand irrtümlich angenommen hat, daß sein Handeln zur Vollendung 
der Straftat führen werde; vgl. Freisler in Gürtner I S. 36. 

II. Zu unterscheiden von dem untauglichen Versuch ist das Wahnverbrechen. Ein 
Wahnverbrechen liegt vor, wenn der Täter den Sachverhalt richtig beurteilt, aber irriger- 
weise annimmt, die Verwirklichung dieses Sachverhalts sei strafbar. Beim untauglichen 
Versuch nimmt der Täter durchaus richtig an, daß der von ihm zu verwirklichende Sach- 
verhalt strafbar ist; er irrt sich aber über die Möglichkeit, mit den von ihm in Aussicht 
genommenen Mitteln oder an dem von ihm in Aussicht genommenen Objekt den Tat- 
bestand verwirklichen zu können (RGSt. 42 94, 66 127, 72 112/13). Ein Wahnverbrechen 
ist es z. B., wenn eine Frau glaubt, Unzucht unter Frauen sei strafbar. Das Wahnver- 
brechen ist nach allgemeiner Ansicht straflos. Glaubt ein Dieb, wegen der von ihm ge- 
stohlenen Zahlungsmittel einkommen- oder vermögenssteuerpflichtig zu sein, und ver- 
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schweigt er sie, so liegt kein Wahnverbrechen vor; er begeht vielmehr einen strafbaren 
Versuch der Steuerhinterziehung (RG HRR 1988 Nr. 131). 


IV. Nimmt jemand aus Tat- oder Rechtsirrtum an, zu einem bestimmten besonderen 
Personenkreis zu gehören, und verwirklicht er einen Tatbestand, dessen Verwirklichung 
nur bei bestimmten Personen strafbar ist, so liegt ein Wahnverbrechen vor; bei Un- 
tauglichkeit des Subjekts ist kein strafbarer Versuch gegeben. Ein Nichtbeamter, der in 
dem Glauben, Beaniter zu sein, ein echtes Amtsdelikt begehen will, ist nicht wegen 
Versuchs dieses Delikts strafbar (RGSt. 8 199). Ein allgemeiner Rechtssatz, daß die 
Untauglichkeit des Subjekts der Untauglichkeit des Objekts gleichsteht, ist nicht an- 
zuerkennen (so Kohlrausch Bem. 6 vor $ 43, Welzel S. 98; and. Bruns, DStR 1938 S.161, 
und ihm folgend Harenberg, Die Strafbarkeit des Versuchs eines untauglichen Subjekts, 
1939 [Diss. Greifswald)). 

Anders sind die Fälle zu beurteilen, in denen der Irrtum über die besondere Täter- 
eigenschaft notwendig auch zu einem Irrtum über das Verbrechensobjekt führt. Voll- 
zieht jemand den Beischlaf mit einem Mädchen, das er irrtümlich für seine Tochter hält, 
so kann man dabei von der Untauglichkeit des Subjekts (Irrtum über die Eigenschaft 
als Vater) oder von Untauglichkeit des Objekts (Irrtum über die Eigenschaft als Toch- 
ter) sprechen. Könnte wie in diesem Falle die Untauglichkeit des Subjekts auch in eine 
Untauglichkeit des Objekts umgedacht werden, dann liegt ein strafbarer untauglicher 
Versuch vor (vgl. Kohlrausch Bein. 6b vor $ 43; vgl. dort auch über die Tragweite von 
RGSt. 72 112 [Rassenschande]). Die Mißhandlung durch einen Nichtvorgesetzten ist 
nicht nach den allgemeinen Grundsätzen über den Versuch, sondern aus dem Zweck des 
8 122 MStGB zu beurteilen (Schwinge, Militärstrafgesetzbuch [3. Aufl. 1940] $ 122 
Anm. II). 


V. Zu unterscheiden ist zwischen beendigtem und unbeendigtem Versuch. Ein been- 
digter Versuch liegt vor, wenn der Täter alle Handlungen vorgenommen hat, die nach 
seiner Vorstellung zur begrifflichen Vollendung der Tat gehören (RGSt. 57 279, 68 83); 
ein unbeendigter Versuch ist dann gegeben, wenn der Täter noch nicht alles getan hat. 
was nach seiner Vorstellung erforderlich ist. Maßgebend für diese Unterscheidung ist 
also die innere Stellungnahme des Täters (RGSt. 68 84); vgl. näher unten $ 46 Ann... 


VI. Streitig ist, ob ein Versuch bei allen Deliktsarten möglich ist. 


1. Bei den Unterlassungsdelikten ist heute unstreitig, daß ein Versuch möglich ist beim 
unechten Unterlassungsdelikt, d. h. wenn eine Verbotsnorm übertreten wird; es kommt 
hier beendigter und unbeendigter Versuch in Betracht. Aber auch bei den echten Unter- 
lassungsdelikten ist die Möglichkeit eines Versuchs zu bejahen (Frank Anm.Vi, Welzel 
S. 99; and. v. Liszt-Schmidt S. 308, Mezger S. 377). 

2. Bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten (z. B. 55 178, 224, 226) ist ebenfalls 
die Möglichkeit eines Versuchs zu bejahen, falls sich die Folge aus dem Versuch ergibt 
(RGSt.69 332; and. RGSt.40 325). Nach RGSt.61 179 (betreffend $ 239 Abs. 2) 
kommt es darauf an, ob die Folge in den Entschluß des Täters aufgenommen ist. Die 
Möglichkeit eines Versuchs bei dieser Gruppe von Tatbeständen wird z. B. bejaht von 
Frank Anm. V 5, Lobe Anm. 6c; and. Mezger S. 377. 

8. Kein strafbarer Versuch ist dagegen möglich bei Vorbereitungshandlungen, 
die ausnahmsweise besonders mit Strafe bedroht sind wie z. B. in $$ 49a, 49b (RG$t. 
58 394). Dasselbe gilt dann, wenn durch die Verwendung des Begriffs des Unternehmens 
der Versuch mit der Vollendung hinsichtlich des Strafrahmens gleichgestellt ist ($ 87). 
Dies muß unabhängig davon gelten, ob mit diesen Tatbeständen selbständige Verbrechen 
geschaffen sind oder nicht; denn diese Unterscheidung ist sehr zweifelhaft (Mezger 
S. 378, v. Liszt-Schmidt S. 308; and. Frank Anm. V 4). 
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VIL Strafbar ist der Versuch stets bei Verbrechen. Bei Vergehen ist der Versuch da- 
gegen nur dann strafbar, wenn es das Gesetz ausdrücklich bestimmt (Abs. 2). Bei Über- 
tretungen ist der Versuch im Bereich des Reichsstrafgesetzbuchs niemals strafbar; in 
$2 Abs. 3 VerbrauchsregelungsStrafVO ist auch der Versuch einer Übertretung mit Strafe 
bedroht. Sieht das Gesetz bewußt von der Bestrafung des Versuchs ab, so kann er auch 
nicht mit Hilfe des $ 2 bestraft werden (RG DStR 1988 S. 54; Biron, Zeitschrift für 
Wehrrecht Bd. 1 S. 183). 


Das kommende Strafrecht sieht dagegen vor, daß der Versuch grundsätzlich bei allen Verbrechen 
und Vergehen strafbar ist; nur bei einzelnen Tatbeständen (z. B. leichter Körperverletzung, Beleidi- 
gung) soll ausdrücklich die Straflosigkeit des Versuchs ausgesprochen werden. 


S 44 

Das versuchte Verbrechen oder Vergehen kann milder bestraft werden als das vollendete. 

Ist das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus bedrobt, 
so kann auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren erkannt werden. 

In den übrigen Fällen kann die Strafe bis auf ein Vierteil des Mindestbetrages der auf 
das vollendete Verbrechen oder Vergehen angedrohten Freiheits- und Geldstrafe ermäßigt 
werden. Ist hiernach Zuchthausstrafe unter einem Jahre verwirkt, so ist dieselbe nach 
Maßgabe des & 21 in Gefängnis zu verwandeln. 


Schrifttum: Nagler, Die Neuordnung der Strafbarkeit von Versuch und Beihilfe, GS 115 S. 24. 


L Das versuchte Verbrechen oder Vergehen kann milder bestraft werden als das voll- 
endete. Danach ist für den strafbaren Versuch eines Verbrechens oder Vergehens all- 
gemein die Strafe zulässig, die für die vollendete Tat vorgesehen ist. Dadurch ist es den 
Gerichten ermöglicht, die Strafe des Versuchs (auch des sog. untauglichen) nach dem 
Maß der Willensschuld zu bestimmen; auf den vielfach von Zufälligkeiten abhängigen 
Eintritt des Erfolges soll es nicht mehr ankommen. Über die Bedeutung dieser Vorschrift. 
für den Beginn der Verjährung vgl. RGSt. 75 54. 

Mit der grundsätzlichen Gleichbestrafung von Versuch und Vollendung ist ein wesent- 
licher Gedanke des Willensstrafrechts bereits im geltenden Recht verwirklicht; diese 
Gleichstellung war für das kommende Strafrecht in Aussicht genommen. Vgl. Freisler 
in Gürtner I S. 34. Gegen die grundsätzliche Gleichbestrafung Oetker in der Akademie- 
denkschrift S. 55, Mayer S. 322. 


II. In den Absätzen 2 und 3 ist für die mögliche Strafmilderung eine untere Grenze 
vorgesehen; diese Grenze ist auch weiterhin zu beachten. 

1. Ist das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mitlebenslänglichem Zucht- 
haus bedroht, dann kann auf Zuchthaus nicht unter 3 Jahren erkannt werden (Abs. 2). 

Ist wahlweise lebenslängliches und zeitiges Zuchthaus angedroht (wie z. B. in $ 212), 
dann besteht beim Versuch die Wahlmöglichkeit zwischen den Strafen des $44 Abs. 2 
und 3 (Brandstetter, Zeitschrift für Wehrrecht 7 $. 25); wird die Strafe nach Abs. 2 er- 
mäßigt, dann kann auch auf Polizeiaufsicht erkannt werden (RG HRR 1988 Nr. 444). 
Frank Anm. II 2 will demgegenüber den $ 38 auch hier durchführen; Polizeiaufsicht soll 
nur dann statthaft sein, wenn sie neben der zeitigen Freiheitsstrafe ausdrücklich zu- 
gelassen ist. | 

2. Liegt keine der in Abs. 2 bezeichneten Strafdrohungen vor, dann muß die 
Strafe für den Versuch mindestens ein Viertel der auf das vollendete Verbrechen oder 
Vergehen angedrohten Freiheitsstrafe betragen (Abs. 3). Bei einer Mindeststrafe von 
einem Monat Gefängnis ist die für den Versuch zulässige Mindeststrafe 8 Tage und nicht 
1 Tage (RGSt.5 443; and. Frank Anm. I 2, Olshausen Anm. 6, Schwarz Anm.1B). 
Die Hälfte eines Monats wird von der Rechtsprechung auf 14 Tage angesetzt (RG JW 
1988 8.2281, 1986 S. 259). Auch bei der vorzunehmenden Ermäßigung darf grundsätz- 
lich nicht unter den Mindestbetrag der betreffenden Strafart (vgl. $ 16, 17, 18, 27) 
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hinuntergegangen werden. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz gilt bei Zuchthaus; 
der Mindestbetrag der Zuchthausstrafe beträgt ein Jahr ($ 14 Abs. 2); ist bei der für 
den Versuch beabsichtigten Ermäßigung Zuchthausstrafe unter einem Jahre verwirkt, 
‚so ist die Strafe nach Maßgabe des $ 21 in Gefängnis zu verwandeln (Abs. 3 Satz 2). 


45 

Wenn neben der Strafe des vollendeten Verbrechens oder Vergehens die Aberkennunz 
der bürgerlichen Ehrenrechte zulässig oder geboten ist, oder auf Zulässigkeit von Polizei- 
aufsicht erkannt werden kann, so gilt gleiches bei der Versuchsstrafe. 

Die Bestimmung hat jetzt keine besondere Bedeutung mehr; denn nachdem der Ver- 
such allgemein ebenso bestraft werden kann wie die vollendete Tat, können auch neben 
der Versuchsstrafe alle Nebenstrafen und polizeilichen Sicherungsmaßregeln verhängt 
werden, die auf das vollendete Delikt angedroht sind. 


8 46 
Der Versuch als solcher bleibt straflos, wenn der Täter 

1. die Ausführung der beabsichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß er an dieser 

Ausführung durch Umstände gehindert worden ist, welche von seinem Willen un- 
abhängig waren, oder 

2. zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdeckt war, den Eintritt des zur 

Vollendung des Verbrechens oder Vergehens gehörigen Erlolges durch eigene Tätig- 
keit abgewendet hat. 


Schrifttum: Allfeld, Der Rücktritt vom Versuch in: Festg. Frank II S.74. - Graf zu Dohna, 
Die Freiwilligkeit des Rücktritts vom Versuch im Lichte der Judikatur des Reichsgerichts, ZStW 59 
S. 541.- Koch, Der Rücktritt vom formell vollendeten Delikt, 1939 (Strafr. Abh. Heft 398). - Kraut- 
hammer, Der Rücktritt vom Versuch, 1932 (Strafr. Abh. Heft 310). 

I. Nach dieser Vorschrift verschafft der Rücktritt vom Versuch dem Täter Straflosig- 
keit. Der Grundgedanke der Bestimmung ist, einen Anreiz für den Täter zu bieten, den 
Erfolg nicht eintreten zu lassen; sie will ‚dem bereits straffällig gewordenen Täter eine 
goldene Brücke zum Rückzuge bauen‘ (v.Liszt-Schmidt S. 315). 

Das Gesetz unterscheidet zwischen dem Rücktritt vom nichtbeendigten Versuch (Nr.1) 
und dem Rücktritt vom beendigten Versuch (Nr. 2). Beim letzteren spricht man von 
tätiger Reue; dieser Ausdruck ist insofern nicht glücklich, als Reue auch beim Rück- 
tritt vom beendigten Versuch nicht erforderlich ist (RGSt. 61 115). Nicht beendigt is- 
der Versuch, wenn der Täter noch nicht alle nach seiner Meinung zur Vollendung er- 
forderlichen Schritte getan hat; beendigt ist der Versuch, wenn der Täter alle Hand- 
lungen vorgenommen hat, die nach seiner Meinung zur begrifflichen Vollendung der Tat 
gehören. Wollte der Täter noch andere Handlungen vornehmen, die den Eintritt eines 
weiteren Erfolges herbeiführen sollen, der aber kein Tatbestandsmerkmal der gewollten 
strafbaren Handlung mehr bildet (z. B. den Eintritt einer Bereicherung des Täters 
beim Betrug), so wird die Beendigung des Versuchs nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß der Täter diese Handlungen dann doch nicht vornimmt (RGSt.68 84 mit Anm. 
Mezger JW 1934 S. 1356, RGSt. 68 308). Die Abgrenzung ist also subjektiv vorzuneh- 
men; eine objektive Abgrenzung ist nicht möglich, weil über die Frage, ob eine Fort- 
setzung des Handelns erfolgen und welcher Art es sein soll, nur der Verbrechensplan 
des Täters entscheiden kann (übereinstimmend auch die überwiegende Ansicht im 
Schrifttum, z. B. Mezger S. 400 mit Nachweisen; and. Lobe Anm. 1; eine Verbindung 
von subjektiver und objektiver Anschauung will Henkel JW 1937 S. 2376 vornehmen). 
Sind an einer Tat mehrere beteiligt, dann ist der Versuch erst beendigt, wenn alle Be- 
teiligten das getan haben, was jedem nach dem gemeinsamen Plan obliegt. 
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Straffreiheit tritt aber dann nicht ein, wenn eine Versuchs- oder Vorbereitungs- 
handlung zum Tatbestand eines selbständigen Verbrechens oder Vergehens 
erhoben ist, wie z. B. in $ 159 (RG JW 1984 S. 1575 = DJ 1934 S. 709). Es ergibt sich 
dies auch aus den ausdrücklichen Ausnahmen, die das Gesetz macht (z. B. in $ 82 Abs.3). 
Über die ganze Frage eingehend Koch aaO, der im Ergebnis übereinstimmt; and. Kraut- 
hammer aaO S. 31. 

Ebensowenig ist grundsätzlich vom vollendeten Delikt ein strafbefreiender Rücktritt 
möglich; eine Ausnahme enthält z. B. $ 310, weiter etwa $ 410 Reichsabgabenordnung. 


II. Beim Rücktritt vom unbeendigten Versuch tritt Straflosigkeit dann ein, wenn der 
Täter die Ausführung der beabsichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß er an 
dieser Ausführung durch Umstände gehindert worden ist, die von seinem Willen un- 
abhängig waren (Nr. 1). 

1. Die Ausführung der beabsichtigten Handiung hat der Täter bei Begehungsdelikten 
dann aufgegeben, wenn er keine weitere positive auf die Vollendung gerichtete Tätigkeit 
mehr entfaltet und diese Untätigkeit auf dem Aufgeben des verbrecherischen Entschlus- 
ses beruht. Wer bei Festhalten dieses Entschlusses nur die konkrete Form seiner Ver- 
wirklichung aufgibt, tritt noch nicht von der Ausführung des Verbrechens zurück, be- 
hält sich das vielmehr in anderer Weise und zu anderer Zeit nur vor. Mit Recht hat be- 
reits Binding Grundriß S. 139 bemerkt, daß das Gesetz nur versäumt hat, das Erforder- 
nis der endgültigen Aufgabe des verbrecherischen Entschlusses zu erwähnen. Das kom- 
mende Strafrecht wird ausdrücklich die endgültige Aufgabe des Entschlusses verlangen. 
Willz.B. die A den B durch eine Tasse vergifteten Kaffee töten und setzt sie diesen 
Kaffee beiseite, nachdem der B den schlechten Geschmack bemerkt hat, so liegt kein 
Rücktritt vor, wenn die A nach wie vor bestrebt ist, die Tötung auf andere Weise (durch 
Betäubung und in das Wasser werfen) zu erreichen (RGSt. 72 351). Demgegenüber steht 
das Schrifttum zum Teil auf dem Standpunkt, daß das Abstehen von der konkreten 
Ausführung genüge, daß dagegen ein endgültiges Aufgeben des verbrecherischen Ent- 
schlusses nicht erforderlich sei (so z. B. v.Liszt-Schmidt S. 317, Mezger 8. 405). Wie 
hier dagegen z. B. Lobe Anm. 4, Welzel S. 100. 

Beim Unterlassungsdelikt muß der Täter auch hier, wie in $ 46_Nr. 2 stets, den 
Erfolg durch positive Tätigkeit abwenden. 


2. Der Rücktritt muß freiwillig erfolgt sein; das Gesetz bringt dieses Erfordernis da- 
durch zum Ausdruck, daß der Täter an der Ausführung nicht durch Umstände gehindert 
worden sein darf, die von seinem Willen unabhängig waren. Freiwillig ist der Rück- 
tritt dann, wenn der Täter sich sagt: Ich will nicht, selbst wenn ich könnte; unfrei- 
willigist er, wenn ersich sagt: Ich kann nicht, selbst wenn ich wollte (so Frank Anm. Il). 
Die Frage, ob der Täter die Ausführung freiwillig oder unfreiwillig aufgegeben hat, ist 
also subjektiv, nach der Vorstellung des Täters zu lösen. Es kommt daher auch beim 
Versuch mit einem untauglichen Mittel oder einem untauglichen Gegenstand Freiwillig- 
keit des Rücktritts in Betracht, obwohl hier von vornherein ein Umstand gegeben ist, 
der die Ausführung der gewollten strafbaren Handlung schlechthin unmöglich macht 
(RGSt. 68 83). Auf den Beweggrund des Täters für die Aufgabe der Ausführung kommt 
es nicht an; es ist insbesondere nicht Reue erforderlich; genügen können auch Furcht 
vor Strafe (RGSt.57 316), große Aufregung; über andere Gründe vgl. RGSt. 24 222, 
3% 102. Freiwilligkeit kann auch dann vorliegen, wenn der Täter durch Überredung zur 
Aufgabe der Tat bestimmt wurde (RG HRR 1931 Nr. 1491). Unfreiwillig ist der Rück- 
tritt z.B. dann, wenn der Täter die Ausführung unterläßt, weil sich der Versuch als 
unausführbar erweist (RG JW 1988 S. 2952, RGSt.65 149), oder weil er den Gegen- 
stand bei dem Versuch beschädigt (RGSt. 45 6) oder weil beim Diebstahlsversuch die 


117 


846 ıı 2. Abschnitt. Versuch 


vorgefundenen Sachen nach Menge und Art seinen Erwartungen nicht entsprechen (RG- 
St. 70 2). Beim Diebstahlsversuch ist der Rücktritt ferner z.B. nicht freiwillig, wenn 
der Dieb das Vorhaben, durch Aufbohren der Falltür in ein-Geschäft zu gelangen, in der 
Besorgnis aufgibt, ein Hausbewohner könne die Vorkellertür zuschließen und ihm da- 
durch den Rückweg versperren (RG DJ 1988 S. 596). Die Furcht vor alsbaldiger Ent- 
deckung kann die Freiwilligkeit dann ausschließen, wenn der Täter nach den ganzen 
Umständen nicht ernstlich bei seinem Entschluß beharren konnte, selbst wenn er es 
gewollt hätte (RGSt. 87 402, 88 402, 65 149; übereinstimmend z. B. Olshausen Anm. 11b; 
enger Frank Anm. II). Nach RGSt. 68 238 mit Anm. Schaffstein JW 1934 S. 2237 soll 
der Rücktritt auch dann unfreiwillig sein, wenn zwingende innere Hemmungen den 
Täter am Weiterhandeln hindern; den Angeklagten hatte beim Anblick des Erfolges 
seines ersten Schlages ein derartiger Schrecken erfaßt, daß er den Mut verlor, sich noch 
Geld oder sonstige Sachen seines Opfers anzueignen. An weiteren Einzelfällen vgl. 
RGSt. 47 75, 57 278, 75 394 mit Anm. Bockelmann DR 1942 S. 431, RG HRR 1939 
Nr. 1434. Kritisches zu dieser Rechtsprechung bei Dohna aaO S. 544. 


II. Beim Rücktritt vom beendigten Versuch tritt dann Straflosigkeit ein, wenn der 
Täter zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdeckt war, den Eintritt des 
zur Vollendung des Verbrechens oder Vergehens gehörigen Erfolges durch eigene Tätig- 
keit abgewendet hat (Nr. 2). Tritt der Erfolg trotz der auf die Anwendung gerichteten 
Bemühungen des Täters ein, dann ist die Handlung als vollendetes Delikt strafbar. Ge- 
hört die Kenntnisnahme von der Tat zum Tatbestand (so zZ. B. bei der durch Drohung 
verübten Erpressung) dann ist ein strafbefreiender Rücktritt nicht möglich (RGSt. 26 
78; and. v.Liszt-Schmidt S. 318). 


1. Die Straflosigkeit setzt hier grundsätzlich ein eigenes Tun des Täters voraus, näm- 
lich die Abwendung des Eintritts des zur Vollendung gehörigen Erfolges. Es ist ein wirk- 
liches Tun des Täters erforderlich; rein passives Verhalten genügt nicht (RGSt. 89 221). 
Das Tun muß ein bewußtes und gewolltes Unterbrechen des in Bewegung gesetzten Ur- 
sachenverlaufs darstellen; es muß der Ausdruck des Willens sein, die Tat aufzugeben 
und abzubrechen. Wer versehentlich oder unwissentlich die Vollendung seiner Tat ver- 
eitelt, tritt nicht zurück (RGSt. 68 159, 68 381). Wenn das Gesetz eine eigene Tätigkeit 
verlangt, so ist damit nicht gesagt, daß der Täter ausschließlich persönlich tätig werden 
müsse; erforderlich ist nur, daß die Abwendung des Erfolges auf den Willen des Täters 
zurückzuführen ist; unter dieser Voraussetzung genügt auch die Handlung eines Drit- 
ten (RGSt. 15 46). Nicht in Betracht kommt dagegen eine zwar vom Täter veranlaßte, 
aber nicht von diesem Willen getragene Handlung (RG HRR 1980 Nr. 2182). Tritt der 
Erfolg aus irgendwelchen anderen Gründen nicht ein als infolge des Verhaltens des 
Täters, dann bleibt der Versuch nach der herrschenden Ansicht strafbar. Daraus wird 
gefolgert, daß hier (anders als in Nr. 1) beim untauglichen Versuch ein strafbefreiender 
Rücktritt nicht möglich sei (RGSt. 68 309). Ein Willensstrafrecht muß dieses Ergebnis 
vermeiden. Für das kommende Strafrecht ist daher folgende Bestimmung vorgesehen: 
‚„Bemüht sich der Täter oder Teilnehmer freiwillig und ernstlich, die Vollendung oder 
den Erfolg der Straftat zu verhindern, so gilt dasselbe, wenn nicht sein Bemühen, son- 
dern ein anderer Umstand die Vollendung oder den Erfolg der Straftat verhindert.‘ Aus 
dem Geist des Willensstrafrechts und dem gesunden Volksempfinden heraus wird man 
bereits jetzt diese Gleichstellung des ‚Bemühens‘“ vornehmen können; übereinstimmend 
1,G Elbing DStR 1942 S. 56. 


2. Erforderlich ist weiter auch hier Freiwilligkeit. Ob die Abwendung des Erfolges 
freiwillig erfolgt ist, ist zunächst nach den für den unbeendigten Versuch dargelegten 
Grundsätzen zu ermitteln (oben II 2). Das Gesetz zieht hier nur die Schranke, daß die 
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Handlung dann nicht mehr freiwillig ist, wenn die Tat entdeckt ist. Jede Abwendung 
des Erfolges, die vor der Entdeckung erfolgt ist, ist freiwillig; die Unfreiwilligkeit kann 
nur durch die Tatsache der Entdeckung bewiesen werden (Frank Anm. III 2, Mezger 
S. 405; and. RGSt.88 404, Olshausen Anm. 19, Schwarz Anm. 1 Bb, nach denen die 
Abwendung des Erfolges z. B. auch dann unfreiwillig ist, wenn diese aus Furcht vor als- 
baldiger Entdeckung geschieht). Henkel JW 1937 S. 2377 will allein durch die Entdek- 
kung noch nicht die Möglichkeit der Freiwilligkeit der Erfolgsabwendung ausschließen; 
es müsse noch das Bewußtwerden der Entdeckung beim Täter hinzukommen. 

Entdeckt ist die Tat, wenn ein anderer wahrgenommen hat, daß eine strafbare 
Handlung in Frage steht. Er braucht nicht alle Einzelheiten erkannt zu haben, die Zu 
ihrer abschließenden rechtlichen und tatsächlichen Beurteilung erforderlich sind. Seine 
Kenntnis muß aber so weit reichen, daß er den Erfolg der Tat verhindern oder daß auf 
seine Wahrnehmungen ein strafrechtliches Verfahren gegründet werden kann (RGSt. 
«1 243). Nicht jede Beobachtung einer strafbaren Handlung durch einen anderen stellt 
demnach bereits eine Entdeckung im Sinne dieser Vorschrift dar. Die Entdeckung 
braucht sich nur auf die Handlung zu beziehen; es ist nicht erforderlich, daß die Person 
des Täters festgestellt ist. Der andere, der die Handlung entdeckt, kann auch der Ver- 
letzte sein (RGSt. 66 62, Olshausen Anm. 20; and. Frank Anm. III 2a). Nicht ent- 
deckt ist die Straftat bei der Wahrnehmung durch einen Dritten, den der Täter selbst 
zur Abwendung des Erfolges herbeigerufen hat, so z. B. nicht durch den herbeigerufenen 
Arzt (RGSt.15 46, RG HRR 1929 Nr. 454). 


IV. Die Wirkung des Rücktritts besteht in beiden Fällen darin, daß der Täter bezüg- 
lich seines Versuchs straflos ist. $ 46 bildet keinen Rechtfertigungsgrund und auch keinen 
Schuldausschließungsgrund, sondern einen persönlichen Strafaufhebungsgrund (RGSt. 
72 350); über und gegen abweichende Auffassung Allfeld aaO S. 74 ff. 


1. Straflos ist grundsätzlich nur der Versuch als solcher. Liegt in dem, was sich zu- 
nächst als Versuch darstellt, zugleich ein vollendetes Delikt, dann ist dieses vollendete 
Delikt nicht straflos (sog. qualifizierter Versuch). Konkurriert z. B. ein versuchter 
Betrug mit einer vollendeten Urkundenfälschung, so bleibt die Urkundenfälschung trotz 
der für den versuchten Betrug eintretenden Straflosigkeit strafbar. Dies gilt nicht nur, 
wenn das versuchte und das vollendete Delikt in Idealkonkurrenz zueinander stehen, 
sondern auch bei Gesetzeskonkurrenz; denn es kann nicht jemand wegen eines Delikts 
deshalb straflos bleiben, weil er ein schwereres beabsichtigte (RGSt.68207). Beim Rück- 
tritt von der Notzucht kann daher z. B. noch wegen gewaltsam vorgenommener un- 
züchtiger Handlung bestraft werden (RGSt.28 225). Nach RG DJ 1988 S. 723 wird 
durch den Rücktritt vom Mordversuch nicht die Bestrafung wegen gefährlicher Körper- 
verletzung ausgeschlossen. Aus dem Grundgedanken des Gesetzes (einen Anreiz zum 
Rücktritt zu schaffen) und dem gesunden Volksempfinden wird man aber eine Er- 
streckung der Straffreiheit auf solche vollendete Delikte annehmen können, die gegen- 
über dem versuchten Hauptdelikt nicht ins Gewicht fallen. Zum mindesten 
wäre in diesen Fällen an eine Anwendung des $ 153 StPO zu denken. 


Für das kommende Strafrecht ist folgende Vorschrift vorge’ehen: ‚„Verstößt der Täter oder Tell- 
nehmer durch den Versuch der Tat zugleich gegen ein anderes Strafgesetz, fällt diese Rechtsverletzung 
aber nicht ins Gewicht, so kann der Richter die Vergünstigung auch auf sie erstrecken.“ 


Begeht der Täter nach Scheitern eines ersten Versuchs einen neuen Versuch und tritt 
er von letzterem zurück, dann erstreckt sich die Wirkung des Rücktritts nicht auf den 
ersten Versuch (RG JW 1986 S. 324). 

2. Da der Rücktritt ein persönlicher Strafaufhebungsgrund ist, kommt der Rücktritt 
des Täters den Teilnehmern nicht zugute (RGSt. 56 209 und die durchaus herr- 
schende Auffassung im Schrifttum; vgl. die Nachweise bei Frank Anm. V 1). 
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Bei Mittäterschaft sichert der Rücktritt eines Mittäters diesem nur dann Straffreiheit, 
falls es ihm gelingt, seinem bereits ins Werk gesetzten Tun die ursächliche Wirkung für 
den Eintritt des strafbaren Erfolgs zu entziehen, sonst nur dann, wenn es ihm gelingt, 
auch die übrigen Mittäter zum Rücktritt zu bestimmen (RGSt. 54 178, 59 413). Wer 
als Mittäter einen Pflasterstein zum Zwecke der Tötung ergreift, dann aber den Wurf 
unterläßt, bleibt strafbar, wenn die anderen Mittäter inzwischen das Opfer durch Stein- 
würfe töten (RG JW 1984 S. 692). 


8. Wenn der Rücktritt des Täters auch den Teilnehmern nicht zugute kommt, so ist 
dadurch nicht ausgeschlossen, daß sich der Teilnehmer durch eigenen Rücktritt Straf- 
losigkeit verschafft (RGSt. 59 412). Dafür ist erforderlich, daß der Teilnehmer seinen 
Tatbeitrag vollständig rückgängig macht oder den Erfolg abwendet bzw. abwenden läßt 
oder daß alle Teilnehmer zurücktreten; es genügt nicht, daß sich der Teilnehmer von 
der Tat lossagt. Der Anstifter ist z. B. straflos, wenn er den Angestifteten bestimmt, 
die Tat zu unterlassen (RGSt. 70 295). Der Rücktritt des Gehilfen verschafft diesem 
z. B. dann Straflosigkeit, wenn die Tat nicht vollendet wird und dies auf dem Rück- 
tritt des Gehilfen beruht (RGSt. 56 210, 62 406). Hat jemand durch Rat Beihilfe ge- 
leistet, so liegt strafbefreiender Rücktritt nicht schon in der bloßen Warnung des Täters 
vor der Tat; erforderlich ist, daß die Warnung den Haupttäter zur ernstlichen Aufgabe 
seines Tatentschlusses veranlaßt hat (RG HRR 1988 Nr. 1898). Ist der Tatbeitrag des 
Zurückgetretenen von den übrigen Beteiligten zunächst noch zur Fortsetzung des Ver- 
suchs verwendet worden, dann aber die Vollendung der Tat durch ein vom Willen des 
Zurückgetretenen unabhängiges Ereignis abgewendet worden, so ist der zurückgetretene 
Teilnehmer, der die Verwendung seines Tatbeitrages zur Fortsetzung des Versuchs nicht 
verhindert hat, grundsätzlich nicht straflos (RGSt. 59 413). Vgl. aber noch oben 
Anm.lla.E. 


I Vgl. hierüber näher Allfeld aaO S. 89. 
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DRITTER ABSCHNITT. TEILNAHME 


Vorbemerkungen zu den 88 47 fi. 


Aus dem Schrifttum vgl.: Birkmeyer, Die Lehre von der Teilnahme und die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts, 1890. -— v.Dohnanvi, Täterschaft und Teilnahme in Gürtner I S. 97. - Ellger, 
Der weite Täterbegriff im kommenden deutschen Strafrecht, DJ 1935 S. 216. - Exner, Fahrlässiges 
Zusammenwirken, in: Festg. Frank II S. 569. -— Grau, Weiter Täterbegriff und Willensstrafrecht, 
DJ 1935 S. 294. -— Hegler, Zum Wesen der mittelbaren Täterschaft, in: Die Reichsgerichtspraxis im 
deutschen Rechtsleben (RG Festg.), Bd. V S. 305. -— Klee, Täterschaft, DJ 1935 S. 178. -— Kohl- 
rausch, Täterschuld und Teilnehmerschuld, in: Erwin Bumke zum 65. Geburtstage, 1939, S. 39. - 
Lange, Der moderne Täterbegriff und der deutsche Strafgesetzentwurf, 1935 (Abh. des Berl. 
Krimin. Instit.). -— Merkel, Anstiftung und Beihilfe, in: Festg. Frank II S. 134. — Oetker, Die Teil- 
nahme am Verbrechen, in der Akademiedenkschrift S. 116. -— Rittler, Neuaufbau der Lehre von Täter- 
schaft, Mitschuld und Teilnahme, Juristische Blätter 1932 S. 485. — Schlosky, Täterschaft und 
Telnahme im kommenden Strafrecht, DJ 1937 S. 961. — E. Schmidt, Die mittelbare Täterschaft, 
in: Festg. Frank II S. 106. — E. Schmidt, Die militärische Straftat und ihr Täter, 1936 (Wehrrechtl. 
Abh. Heft 3). -— Schröder, Der Täterbegriff als ‚technisches‘ Problem, ZStW 55 S. 459. -— Zimmerl, 
Grundsätzliches zur Teilnahmelehre, ZStW 49 S. 39. -— Zimmmerl, Vom Sinn der Teilnahmevorschrif- 
ten, ZStW 52 S. 166. -— Zimmerl, Täterschaft, Teilnahıne, Mitwirkung, ZStW 54 S. 575. — Aus den 
Strafrechtlichen Abhandlungen seien genannt: Bähr, Restriktiver und extensiver Täterschaftsbegriff, 
1933 (Heft 331). - Dahm, Täterschaft und Teilnahme im Amtlichen Entwurf eines Allgemeinen deut- 
schen Strafgesetzbuchs, 1927 (Heft 224). -— Lony, Extensiver oder restriktiver Täterbegriff? 1934 
Heft 344). P 


l. Täter ist jeder, der mit Täterwillen eine Bedingung für den Erfolg setzt, sofern 
er nicht als Anstifter ($ 48) oder Gehilfe ($ 49) zu bestrafen ist (sog. weiter oder exten- 
siver Täterbegriff).! Innerhalb dieses weiten Täterbegriffs sind drei verschiedene Täter- 
schaftsformen zu unterscheiden: der unmittelbar handelnde Täter, der mittelbare Täter 
und der Mittäter. Diesen Täterschaftsformen sind die Anstiftung und Beihilfe als For- 
men der Teilnahme in der Strafdrohung grundsätzlich gleichgestellt; nur gegenüber dem 
Gehilfen ist dem Richter allgemein eine fakultative Milderungsbefugnis gegeben. Die 
Vorschriften über Anstiftung und Beihilfe sind im wesentlichen Strafeinschränkungs- 
gründe; sie schränken die sich sonst aus der Kausalbeziehung ergebende Täterstrafe in 
dem sich aus dem Gesetz ergebenden Umfang ein. Strafausdehnungsgründe sind sie vor 
allem bei den Sonderdelikten. Über das Wesen der Teilnahme vgl. Lange, Die not- 
wendige Teilnahme, 1940, S. 36 (64). 

Das Gesetz nennt Mittäterschaft ($ 47), Anstiftung ($ 48) und Beihilfe ($ 49) als Teil- 
nahmeformen; es herrscht aber darüber Übereinstimmung, daß die Mittäterschaft eine 
Form der Täterschaft ist. 

Gegenüber dem hier vertretenen Standpunkt sieht der enge oder restriktive Täter- 
begriff grundsätzlich nur den als Täter an, der die tatbestandsmäßige Handlung aus- 
führt. Als einen gesetzlichen Anhaltspunkt für diese Auffassung bezeichnet man den 
$ 47; wenn das Gesetz bei der Beteiligung mehrerer die gemeinschaftliche Ausführung 
sum Kennzeichen der Mittäterschaft mache, so offenbar deshalb, weil eine Ausführungs- 
handlung charakteristisch für den Täter sei. Die Tatbestände des besonderen Teils sind 
nach dieser Lehre so gefaßt, daß sie nur den Täter treffen; sie umfassen nicht das Ver- 
halten des Anstifters und des Gehilfen. Diese könnten daher nicht bestraft werden, 
wenn nicht besondere Vorschriften die Strafbarkeit auf sie ausdehnten. Die $ 48, 49 er- 
weitern den Kreis des strafbaren Unrechts; sie enthalten Straferweiterungsgründe 
(H. Mayer) oder, wie Zimmerl sagt, Tatbestandsausdehnungsgründe. Dieser restriktive 
Täterbegriff wird, mit WO CHNGER im einzelnen, z. B. vertreten von Beling, Die 


in Geprägt sind die Bezeichnungen extensiver und restriktiver Täterbegriff von Zimmerl, ZStW 
S. 39. 
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Lehre vom Verbrechen, 1906, S. 250, Dohna S. 52, Hegler in der RG Festg. V 8.306, 
307, H. Mayer S. 324, 333, Schwinge Bem. I vor $47; auch Frank Bem. II vor $47 ist 
grundsätzlich hierher zu rechnen. 

Einem Willensstrafrecht entspricht besser der extensive Täterbegriff; das Gesetz 
schließt diesen Täterbegriff nicht aus. Der Hinweis auf $ 47 wäre dann von Erheblich- 
keit, wenn wirklich für die Mittäterschaft eine Ausführungshandlung erforderlich wäre: 
dies ist aber nicht zutreffend ; entscheidend ist vielmehr der Täterwille (vgl. näher unten 
II und $ 47 Anm. I, II). Aber auch unabhängig von der Frage der subjektiven Abgren- 
zung zwischen Täterschaft und Teilnahme ergibt $ 47 nicht eine eindeutige Grundlage 
für den Täterbegriff des geltenden Rechts, wie Lange aaO S. 6/7 richtig betont. Auf der 
anderen Seite weist der restriktive Täterbegriff eine erhebliche Lücke auf: von ihm aus 
kann, sofern man nicht jetzt eine Konstruktion über $ 2 zu Hilfe nimmt, nicht begründet 
werden, weswegen die auch von seinen Vertretern als strafwürdig angesehenen Fälle 
der mittelbaren Täterschaft (unten III 2) zu bestrafen sind. Als Teilnahmeform kann 
die mittelbare Täterschaft nicht bestraft werden, da die Teilnahmeformen im Gesetz 
abschließend geregelt sind. Wenn sie als Täterschaft bestraft wird, dann wird damit 
eine Form der Täterschaft anerkannt, die nicht Ausführungshandlung, sondern ledig- 
lich Veranlassung fremder Tat ist; diese Schwäche des restriktiven Täterbegriffs wird 
7. B. anerkannt von Dohna S.55, Zimmerl ZStW 49 S.47, 54 S.583. Auch die von 
Hegler RG Festg. V,S. 307 vom Standpunkt des restriktiven Täterbegriffs aus ent- 
wickelte sog. Übergewichtstheorie gibt keine dogmatische Begründung der mittelbaren 
Täterschaft. Hegler sagt, bei den Fällen der mittelbaren Täterschaft könne nur der mittel- 
bar Beteiligte deshalb als Täter bestraft werden, weilin diesen Fällen - in denen bei dem 
unmittelbar Ausführenden ein wesentliches Stück der vollen Deliktsverwirklichung 
fehlt - ein Übergewicht bei dem das fehlende Merkmal aufweisenden, mittelbar Be- . 
teiligten vorliegt. Damit wird die mittelbare Täterschaft zwar gekennzeichnet, aber 
nicht begründet, weshalb diese Fälle vom Standpunkt des restriktiven Täterbegriffs aus 
bestraft werden können. Kritik an weiteren Versuchen, die mittelbare Täterschaft vom 
restriktiven Täterbegriff aus zu erfassen, bei Lange aaO S. 17 {f., S. 66 (gegen Hegler). 
Über Mayer unten III 2. Der restriktive Täterbegriff führt ferner zu keinen befriedi- 
genden Ergebnissen bei der Frage, wie die fahrlässige Veranlassung und Förderung 
fremder Tat bestraft werden kann. 

Die Lehre vom weiten Täterbegriff ist entscheidend gefördert worden durch die Ar- 
beiten von E. Schmidt in Festg. Frank II S. 106 und Mezger S. 415; beide haben es 
allerdings mehr auf die Verursachung des Erfolges abgestellt und die entscheidende Be- 
deutung des Täterwillens nicht hervorgehoben; ebenso z. B. Rittler I S. 197. Der hier 
vertretene weite Täterbegriff beruht auf den Arbeiten Bindings (z.B. GS 71 S.1 ft. 
und Grundriß S. 168 ff.) und der in der Rechtsprechung herausgearbeiteten Bedeutung 
des Täterwillens; in dieser Form wird der weite Täterbegriff vertreten von Kohlrausch 
Vorbem. 1 vor $ 47 und ZStW 55 S. 393, jetzt auch E. Schmidt, Die militärische Straf- 
tat und ihr Täter, 1936, S.10. Die Rechtsprechung geht von dem weiten Täterbegriff 
aus (RGSt. 74 23; vgl. weiter RGSt. 61 319, 64 318, 373). 

Zum Teil wird angenommen, das Gesetz kenne einen doppelten Täterbegriff: den 
engen bei den vorsätzlichen, den weiten bei den fahrlässigen Delikten (so Bähr aaO 
5.68; vgl. auch Bruns, Kritik der Lehre vom Tatbestand, 1932, S. 68). Ebenso ist Zim- 
merl ZStW 52 S. 169 der Auffassung, daß der Täterbegriff bei den einzelnen Tatbestän- 
den verschieden sei. Diese Ansicht legt aber dem Wortlaut des Gesetzes zu großes Ge- 
wicht bei. Vom finalen Handlungsbegriff ausgehend unterscheidet Welzel S. 66 zwei 
Täterbegriffe: die auf der finalen Tatherrschaft aufgebaute Täterschaft der vorsätzlichen 
Verbrechen und die auf der vermeidbaren Erfolgsverursachung aufgebaute Fahrlässig- 


122 


Täterbegriff ı 847 Vorbem 


keit der fahrlässigen Tatbestände; vgl. zu diesem finalen Handlungsbegriff Bem. III 
vor $ 1. 

Entgegen früheren Anschauungen kann heute als überwiegende Meinung angesehen 
werden, daß der Begriff der Täterschaft unmittelbar und ausschließlich aus dem Ver- 
brechensbegriff zu entwickeln ist; die Teilnahmevorschriften sind nicht als Aufbau- 
elemente der Täterschaft zu verwerten (Lange aaO S. 4 ff., Welzel 8. 66). 

Neben den Täter wollte Binding den Urheber stellen (GS 71 S. 1 ff., Strafrechtliche 
und strafprozessuale Abhandlung zu Bd. I, 1915, 8. 253); diesen Gedanken haben de 
lege ferenda aufgenommen und weiter fortgeführt Oetker aaO und Lange aaO. 


II. Maßgebend für die Abgrenzung von Täterschaft und Teilnahme voneinander ist 
grandsätzlich die Willensrichtung des Handelnden: wer die Tat als eigene will, ist Täter; 
ist dieser Wille nicht vorhanden, so ist er Teilnehmer. Täter kann daher nicht nur sein, 
wer eine Ausführungshandlung vornimmt, sondern (als Mittäter) auch derjenige, der 
mit Täterwillen eine Vorbereitungshandlung vornimmt. Einen Anhaltspunkt dafür, ob 
jemand die Tat als eigene will oder nicht, liefert der Grad des eigenen Interesses am 
Erfolg (RG JW 1987 S. 2509, RGSt. 74 85rzu mit Anm. Mezger DR 1940 S. 635, 763 
RG HRR 1941 Nr. 942). Vgl. näher hierzu unten $ 47 Anm. T, II. 

Über die Rechtsprechung vgl. eingehend Birkmeyer, Die Lehre von der Teilnahme und die Recht- 
sprechung des Reichsgcerichts, 1890; für die spätere Zeit Finck, Die Abgrenzung von Mittäterschaft 
und Beihilfe durch den Begriff des animus auctoris bzw. socii nach der Rechtsprechung des Reichs- 


gerichts, 1934 (Diss. Rostock). Vgl. weiter noch Schumacher, Die Abgrenzung von Mittäter- 
schaft und Beihilfe in der Rechtsprechung zum Devisenstrafrecht, DJ 1941 S. 393. 


Demgegenüber sehen die objektiven Theorien den Unterschied zwischen Täter- 
schaft und Teilnahme in äußeren Merkmalen; zum Teil wird für die Täterschaft eine 
Ausführungshandlung erfordert; andere sehen als maßgebend an Unterschiede in der 
Kausalität, in der Gefährlichkeit des Angriffs. So ist z.B. nach v.Hippel II S. 454 
Täter bzw. Mittäter, wer Ausführungshandlungen (Tatbestandshandlungen), Teilnehmer 
(Gehilfe), wer andere Handlungen, d.h. Vorbereitungshandlungen oder bloß unterstüt- 
zende Handlungen zur Zeit der Ausführung vornimmt; ebenso z. B. v.Liszt-Schmidt 
9. 334, Olshausen Bem. 5 vor $47, 847 Anm. 4, 5 mit weiteren Nachweisen. Von anderen 
wird die Unterscheidung mit Hilfe von Erwägungen getroffen, die aus der Kausalitäts- 
lehre entnommen sind. So ist z. B. nach Frank Bem. II vor 847 das Wesentliche der 
Täterschaft die physisch vermittelte Kausalität, das Wesentliche der Teilnahme die 
psychisch vermittelte Kausalität. Verschiedentlich wird auch die Gefährdung des Rechts- 
guts für die Unterscheidung mitherangezogen. Der Täter greife das Rechtsgut an, der 
Teilnehmer bereite den Angriff vor oder sichere ihn. Andere sehen als entscheidend das 
Verhältnis zwischen dem zur Beurteilung stehenden Einzelverhalten und den übrigen 
Beteiligungen an. Täterschaft liege vor, wenn das Verhalten des einzelnen dem der 
übrigen im Hinblick auf die Rechtsverletzung gleichwertig, Teilnahme dann, wenn es 
ihm subordiniert sei (so Dahm aaO $. 42). Zu beachten ist hierbei, daß auch Anhänger 
des extensiven Täterbegriffs die Abgrenzung zwischen Täterschaft und Teilnahme ob- 
jektiv vornehmen wollen (so z. B. v.Liszt-Schmidt S. 334; auch Mezger S.443 vertrat 
diesen Standpunkt, hat ihn aber jetzt Grundriß S. 128 aufgegeben). Bähr aaO S.62 
und Lange 8. 52 betonen mit Recht, daß vom extensiven Täterbegriff aus nur subjek- 
tiv abgegrenzt werden kann. 

Diese verschiedenen objektiven Theorien können nicht befriedigen. Alle äußeren Merk- 
male ermöglichen keine befriedigende Grenzziehung. Mit Hilfe der Kausalität kann die 
Abgrenzung von Täterschaft und Teilnahme nicht vorgenommen werden; die Kausali- 
tät ist die gemeimsame Voraussetzung jedes als strafbar in Betracht kommenden Ver- 
haltens, also übereinstimmendes Merkmal von Täterschäft und Teilnahme (vgl. Engisch- 
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Die Kausalität als Merkmal der strafrechtlichen Tatbestände, 1931, S. 79; E.Weolt, 
Vom Wesen des Täters, 1932, S. 25). Gegen Dahm zutreffend Lange aaO S. 54. 

Einem Willensstrafrecht und dem weiten Täterbegriff entspricht nur die subjektive 
Abgrenzung. Auf dem hier eingenommenen Standpunkt steht in ständiger Rechtspre- 
chung das Reichsgericht (z. B.RGSt.58 138, 55 61, 7485) ;! im Schrifttum wird subjektiv 
abgegrenzt z.B. von Binding Grundriß S.159, Kohlrausch $ 47 Anm.1, Lange aaO S.56, 
Mezger Grundriß S. 119. Auch Mayer S. 336 sieht die Willensrichtung als entscheidend 
an; für die Mittäterschaft sei aber außerdem Teilnahme an der Ausführung der Tat er- 
forderlich. Über das Wesen und die Abgrenzung von Täterschaft und Teilnahme vgl. 
weiter Lange, Die notwendige Teilnahme, 1940, S. 36 ff. (64). 


IH. Zu unterscheiden sind drei verschiedene Täterschaftstormen: der unmittelbar han- 
delnde Täter, der mittelbare Täter und der Mittäter (über diesen unten $ 47). Der Be- 
griff der mittelbaren Täterschaft wird nicht durch die hier vertretene Lockerung des 
Akzessorietätsgrundsatzes (unten V) entbehrlich (Kohlrausch in Aschrott-Kohlrausch, 
Reform des Strafrechts, 1926, S. 32, Rosenfeld in Festg. Frank Il S. 183; vgl. auch 
Zimmerl ZStW 54 8. 585, Bruns, Kritik der Lehre vom Tatbestand, 1932, S. 64). 


1. Als unmittelbar handelnder Täter wird bestraft, wer mit dem Willen, nicht nur 
eine fremde Tat zu unterstützen, sondern den verbotenen Erfolg von sich aus zu be- 
wirken, durch eine geistige oder körperliche Betätigung des Täterwillens zur Ausführung 
der Tat beiträgt. Diese Betätigung des Täterwillens braucht nicht in der Verwirklichung 
eines Tatbestandsmerkmals zu bestehen; es genügt eine Betätigung, die äußerlich in 
das Gebiet der Vorbereitung oder der bloßen Hilfeleistung fällt (RGSt. 68 102). Täter 
einer Brandstiftung ist z. B. auch, wer mit Täterwillen durch Zurichten des Brandher- 
des, Beschaffen des Petroleums, Zureden er Raterteilung zur Ausführung der Tat 
beiträgt (RGSt. 64 273). 


2. Die mittelbare Täterschaft 


Schrifttum: Vgl. zunächst die Angaben oben vor I; ferner: Hegler, Mittelbare Täterschaft bei 
nicht rechtswidrigem Handeln der Mittelsperson, Festg. für R. Schmidt zum 70. Geburtstag; Straf- 
und Prozeßrecht, 1932, S. 51. -— Mezger, Mittelbare Täterschaft und rechtswidriges Handeln, ZStW 52 
S.529. -— Simons, Die mittelbare Täterschaft und ihr Verhältnis zur Teilnahme, GS 101 S. 241. - 
Wachenfeld, Mittelbare Täterschaft und doloses Werkzeug, ZStW 40 S. 30,129, 321.; vgl.auch Drost, 
Anstiftung und mittelbare T’äterschaft in dem künftigen Strafgesetzbuch, ZStW 51 S. 359. - Von Disser- 
tationen seien genannt: Berges, Der gegenwärtige Stand der Lehre vom dolosen Werkzeug in Wis- 
senschaft und Rechtsprechung, 1934 (Strafr. Abh. Heft 333). - A. Koch, Die mittelbare Täterschaft. 
1938 (Diss. Göttingen). - Krauß, Die mittelbare Täterschaft im geltenden und künftigen Strafrecht, 
1935 (Strafr. Abh. left 353). - P. Wolf, Betrachtungen über die mittelbare Täterschaft, 1927 (Strafr. 
Abh. Heft 225). 

Wer eine Tat als eigene will, sie aber dadurch ausführt, daß er einen anderen 
für sich handeln läßt, ist mittelbarer Täter. Die Abgrenzung gegenüber der An- 
stiftung und Beihilfe liegt (abgesehen von den Fällen unter e, f) allein in der Willens- 


richtung: Wer mit Täterwillen einen anderen für sich handeln läßt, ist mittelbarer Täter. 


Von dem hier zugrunde gelegten Täterbegriff aus (oben I) bedarf die mittelbare 
Täterschaft keiner besonderen Begründung; sie ist ohne weiteres in dem hier angenom- 
menen Täterbegriff enthalten (Binding Grundriß S. 169, Mezger S. 426, v. Liszt-Schmidt 
S. 328 Anm. 3). Es ist unzutreffend, wenn Hegler RG Festg. V S. 316 meint, auch von 
dem hier eingenommenen Standpunkt aus sei noch ein Nachweis erforderlich, daß bei 
dem mittelbaren Täter ein subjektives Übergewichtsverhältnis vorliege. Vgl. im übrigen 
zu Heglers Übergewichtstheorie oben I. Mayer S. 325 ist - vom engen Täterbegriff aus- 
gehend - der Ansicht, daß die mittelbare Täterschaft keine besondere Rechtsfigur sei; 


I Weitere Nachweise unten $ 47 Anm. I, II. 
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die Tatbestandsbeschreibungen des besonderen Teils umfaßten auch die werkzeugartige 
Benutzung fremden Tuns; zu prüfen sei nur, inwieweit die Benutzung eines Mittlers der 
Tatbestandsbeschreibung entspreche. Mayer kommt dabei aber zu nicht unerheblichen, 
von ihm selbst zugegebenen (S. 332) Lücken. 

Mittelbare Täterschaft gibt es auch dort, wo die Mittelsperson rechtmäßig handelt; 
auch eine rechtmäßig handelnde Mittelsperson kann einem anderen zur Ausführung 
eines Verbrechens dienen. Dies kann z. B. dann der Fall sein, wenn der mittelbare Täter 
absichtlich eine Notwehrlage herbeiführt, damit der Gefährdete zu seiner Rettung einen 
Dritten verletze; das gleiche gilt dann, wenn die Mittelsperson durch einen rechts- 
widrigen, aber verbindlichen Befehl bestimmt wird, sofern man in diesem Fall die 
Rechtswidrigkeit als ausgeschlossen ansieht (eingehend hierüber Hegler in der Festg. 
für R. Schmidt aaO, v. Hippel II S. 471, Kohlrausch Bem.2g vor $ 47; grundsätz- 
lich übereinstimmend Mayer S. 329, der aber bezüglich des verbindlichen Befehls 
abweicht; and. Mezger S. 426 und ZStW 52 S. 529, der rechtswidriges Handeln der 
Mittelsperson erfordert, bei dem verbindlichen rechtswidrigen Befehl aber im Ergebnis 
nicht abweicht, da er den unmittelbar Tätigen als entschuldigt ansieht; vgl. zu dieser 
Frage noch Schwinge, Militärstrafgesetzbuch [3. Aufl. 1940] $ 47 Anm. V, VI). 

Voraussetzung für die Möglichkeit mittelbarer Täterschaft ist aber, daß die Mittels- 
person nicht selbst mit Täterwillen handelt. Ist dies der Fall, dann kommt nur 
Anstiftung in Betracht. Im übrigen spielt die Schuldform für die Annahme mittelbarer 
Täterschaft keine Rolle; möglich ist insbesondere auch eine fahrlässige mittelbare 
Täterschaft (Binding Grundriß S. 152, 155, Exner in Festg. Frank I S. 570, Kohl- 
rausch Bem. 2 vor $ 47. 

a) Mittelbare Täterschaft kommt vor allem in den Fällen in Betracht, in denen jemand 
eine Tat durch ein willenloses oder unwissentlich handelndes Werkzeug ausführen läßt; 
dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der unmittelbar Handelnde unzurechnungs- 
fähig ist, sich in einem schuldausschließenden Irrtum befindet oder wenn ihm sonst ein 
Entschuldigungsgrund zur Seite steht (RGSt.1 148, 81 82). Wer einen Geisteskranken, 
wissend, daß er geisteskrank ist, zur Tötung eines Dritten veranlaßt, ist mittelbarer 
Täter des Tötungsverbrechens. Steht der Mittelsperson ein persönlicher Strafausschlie- 
Bungsgrund zur Seite, dann kann je nach der Willensrichtung des Veranlassenden straf- 
bare Teilnahme oder mittelbare Täterschaft vorliegen (Mezger S. 431 will nur mittelbare 
Täterschaft zulassen). 

b) Aber auch wenn der unmittelbar Handelnde zurechnungsfähig ist und vorsätzlich 
handelt, ist mittelbare Täterschaft möglich; erforderlich ist dann aber, daß der mittel- 
bare Täter die Tat als eigene will, der unmittelbar Handelnde dagegen nur mit 
Gehilfenvorsatz tätig wird. Läßt ein Mann durch seine Frau Sachen unter Um- 
ständen fortschaffen, die den Tatbestand des $ 137 erfüllen, so ist der Mann als mittel- 
barer Täter zu bestrafen, wenn die vorsätzlich handelnde Frau nur den Gehilfenvorsatz 
hat (RGSt. 81 82). Ebenso kann z. B. eine Urkundenfälschung in mittelbarer Täter- 
schaft begangen werden, wenn der die Urkunde Fälschende dies mit Gehilfenvorsatz tut 
(RGSt. 44 71). Die Möglichkeit mittelbarer Täterschaft bei einem sog. dolosen Werkzeug 
wird in ständiger Rechtsprechung vom Reichsgericht anerkannt (vgl. z. B. noch RGSt. 
63 315, 64 425, RG DJ 1940 S. 675). Gegen die Anerkennung eines dolosen Werkzeugs 
2. B. Frank Bein. III vor $ 47, Mezger S. 428 Wachenfeld aaO A. 144. Übereinstimmend 
mit der hier vertretenen Auffassung dagegen z. B. Binding Grundriß S. 150, Lobe S. 131. 

Fehlt dem Werkzeug die in einem bestimmten Tatbestand erforderte Absicht, ist diese 
Absicht aber bei dem mittelbaren Täter vorhanden, dann spricht man von mittelbarer 
Täterschaft durch ein absichtsloses doloses Werkzeug. Läßt jemand eine fremde 
bewegliche Sache, die er sich selbst zuzueignen beabsichtigt, durch einen anderen, dem 
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diese Absicht fehlt, dem Gewahrsamsinhaber wegnehmen, dann ist der Handelnde ab- 
sichtsloses doloses Werkzeug, falls ihm der Tätervorsatz fehlt (RGSt. 89 39). 

c) Mittelbarer Täter ist ferner, wer einen anderen zu einer Tat bestimmt, die nur bei 
dem Bestimmenden, nicht aber bei dem die Tat Ausführenden strafbar ist. Dies ist z. B. 
der Fall, wenn ein Beamter durch einen Nichtbeamten eine Falschbeurkundung ($ 348 
Abs. 1) vornehmen läßt (RGSt. 28 110). Man spricht hier zum Teil vom qualifikations- 
losen dolosen Werkzeug. Übereinstimmend z. B. Kohlrausch Bem. 2 h vor $ 47, v. Liszt- 
Schmidt S. 331, Mezger S. 432. | 

d) Mittelbarer Täter ist nicht nur, wer den Handelnden zur Ausführung bestimmt. 
sondern auch derjenige, der mit Täterwillenden Ausführenden nur unterstützt‘ 
Daher ist z. B. auch derjenige mittelbarer Täter, der den zur Tötung eines Kindes schon 
entschlossenen Unzurechnungsfähigen dadurch unterstützt, daß er die Flucht des Kin- 
des verhindert. Es ist dabei nicht erforderlich, daß der mittelbare Täter die Ausführung 
der Tat unterstützt; es kann genügen, daß er an einer die Ausführung der Tat vorberei- 
tenden Handlung teilnimmt, wenn er dabei die Tat nur bereits als eigene will (RGSt. 
58 279, 68 411). Übereinstimmend z. B. v. Liszt-Schmidt S. 333 Anm. 12 unter 2; 
gegen eine derartige beihilfeartige mittelbare Täterschaft neuerdings etwa wieder Koch 
aaO. S. 74. 

e) Voraussetzung für die Annahme mittelbarer Täterschaft ist stets, daß sich der mit- 
telbare Täter durch die eigene Vornahme der Ausführungshandlung in gleicher Weise 
strafbar machen könnte. Straftaten, deren Tatbestand besondere Tätereigenschaf- 
ten voraussetzt (z. B. Eigenschaft als Beamter in $$ 336, 343, Betrautsein mit der 
Vermögensfürsorge in $ 266), können in mittelbarer Täterschaft nur von Personen be- 
gangen werden, die jene Eigenschaften besitzen (RGSt. 68 315, OLG Hamburg DStR 
1985 S. 58). Man spricht hier vielfach von Sonderdelikten. Fehlen die besonderen Täter- 
eigenschaften, dann kommt trotz Vorhandenseins des Täterwillens nur eine Bestrafung 
wegen Anstiftung oder Beihilfe in Betracht (so die ganz überwiegende Auffassung auch 
im Schrifttum, z. B. Frank S. 108; and. Allfeld S. 216 Anm. 6, v. Hippel II S. 484 Anm.&, 
Hegler aaO S. 313/14). 

Dies gilt auch für die eigentlichen militärischen Verbrechen und Vergehen; 
mittelbarer Täter einer derartigen Straftat kann nur sein, wer in dem militärischen 
Pflichtenkreis steht und die ihm darin obliegenden Pflichten verletzt (RMG 16 138; 
E. Schmidt, Militärstrafrecht, 1936, S. 36, 43; and. Schwinge, Bem. VI vor $47). 
Für die Dauer des Krieges bzw. besonderen Einsatzes der Wehrmacht vgl. jetzt $ 5 
Kriegssonderstrafrechtsverordnung. 


Näher zu diesen Fragen Nagler, Die Teilnahme am Sonderverbrechen, 1903. 


f) Ausgeschlossen ist eine mittelbare Täterschaft ferner dann, wenn die Begehung 
der Tat in eigener Person erforderlich ist; man spricht hier nach dem Vorbild von 
Binding Grundriß S.146 von eigenhändigen Delikten. So kommt z. B. beim Meineid 
eine mittelbare Täterschaft nicht in Betracht ($ 160), ebensowenig etwa beim Müssig- 
gang ($ 361 Nr.5) und beim Landstreichen ($ 361 Nr. 3); in diesen Fällen ist trotz Vor- 
handenseins des Täterwillens nur eine Bestrafung als Anstifter möglich. Welche Delikte 
im einzelnen zu den eigenhändigen gehören, ist sehr zweifelhaft und streitig. Von den 
Sittlichkeitsdelikten dürfte die Blutschande ($ 173) nicht in mittelbarer Täterschaft 
begehbar sein, wohl aber die Notzucht ($ 177). Übereinstimmend Frank Bem. III vor 
$ 47; Mezger Grundriß S.133 sieht auch bei Blutschande mittelbare Täterschaft als 
möglich an; für beide Fälle verneinend z.B. Binding Grundriß S.146 und Anm. 2, 
Kohlrausch Bem. 4 vor $ 47. Weitergehend hält die Möglichkeit mittelbarer Täterschaft 
z. B. Hegler aaO S. 314 für gegeben. Unzutreffend ist es, wenn RGSt. 74 22 auch 
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$ 218 Abs. 1 und $ 218 Abs. 3 als eigenhändige Straftat ansieht; zutreffende Kritik an 
dieser Entscheidung von Mezger DR 1940 S. 496. 

vgl. näher Engelsing, Eigenhändige Delikte, 1926 (Strafr. Abh. Heft 212). E. Schmidt, Militär- 
strafrecht, 1936, S. 41 Anm. 3, bezeichnet es als ‚eine Resterscheinung des positiven Naturalismus, 
daß man die Kategorie der ‚‚eigenhändigen‘ Delikte ersann, anstatt mit normativer Methode auf die 
entscheidenden Rechtsbeziehungen (Pflichten) abzustellen, von denen in den gesetzlichen Tatbestän- 
den ausdrücklich oder stillschweigend ausgegangen wird‘. 

g) Für den subjektiven Tatbestand ist erforderlich, daß der mittelbare Täter die ein- 
zelne Tat nach allen für den Tatbestand wesentlichen Merkmalen innerlich erfaßt. Er 
braucht zwar nicht alle Einzelheiten der Ausführung zu kennen; er muß aber wenigstens 
„eine Vorstellung von den besonderen Umständen haben, die der Tat im gegebenen Falle 
ihr strafrechtlich bedeutsames Gepräge geben“ (RGSt.69 287). Der mittelbare Täter 
muß weiter die Umstände kennen, die eine Bestrafung des unmittelbar Handelnden als 
Tater ausschließen, z. B. wissen, daß dieser geisteskrank ist (RGSt. 52 198, Mezger 
srundriß S. 131); fehlt diese Kenntnis, dann kommt Anstiftung in Betracht. 


IV. Als Täter können grundsätzlich nur natürliche Personen bestraft werden; juri- 
stischen Personen fehlt die Handlungsfähigkeit und damit die strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit für das, was ihre Organe in ihrer Vertretung tun. Eine Ausnahme von die- 
sem Grundsatz gilt im Steuerrecht. Wenn in Betrieben von juristischen Personen oder 
Personenvereinigungen Steuervergehen begangen werden, kann da, wo das Gesetz die 
Strafe für verwirkt erklärt, ohne daß ein Verschulden einer natürlichen Person festgestellt 
zı werden braucht, die Geldstrafe gegen die juristische Person oder Personenvereini- 
gung selber erkannt und diese in die Kosten des Strafverfahrens verurteilt werden ($ 393 
Reichsabgabenordnung; vgl. auch $ 416 Reichsabgabenordnung). 

Schrifttum: Busch, Grundfragen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Verbände, 1933. - 
Goetzeler, Die rationalen Grundlagen des Steuerstrafrechts, 1934, S. 207. 

Derjenige, der als Organ oder Vertreter für einen anderen handelt, ist nach geltendem 
Recht grundsätzlich nur strafbar, wenn er in eigenem Interesse handelt, nicht dagegen, 
wenn er nur für einen anderen handelt. Ausnahmen von diesem Grundsatz enthalten 
verschiedene Nebengesetze (vgl. weiter auch beim Eid $ 153 Anm. VI). So bestimmen 
$244 KO, $ 83 Ges. betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung und $ 144 Ges. 
über die privaten Versicherungsunternehmungen, daß die Strafvorschriften über den 
Bankrott, wenn eine Aktiengesellschaft oder eine ähnliche juristische Person die Zah- 
lungen eingestellt hat oder wenn über deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden ist, gegen die Mitglieder des Vorstandes, die Geschäftsführer und die Liquida- 
toren Anwendung finden, sofern sie die mit Strafe bedrohten Handlungen in dieser 
Eigenschaft begangen haben; vgl. weiter etwa $ 39 Depotgesetz; über entsprechende 
Anwendung ($ 2) in diesem Bereich vgl. RGSt. 78 100. Das kommende Recht will 
den in diesen Vorschriften enthaltenen Gedanken verallgemeinern und vorsehen, daß 
die Strafandrohung auch dem gilt, der als Organ oder Vertreter für einen anderen 
handelt; vgl. auch Frank Leitsätze I S. 35. 

Schrifttum: Bruns, Können die Organe jurlstischer Personen, die im Interesse ihrer Körper- 
schaften Rechtegüter Dritter verletzen, bestraft werden? 4931 (Strafr. Abh. Heft 295). -— Bruns, 
Die Organeigenschaft des Täters als Strafhinderungsgerund beim Handeln zugunsten der Körperschaft, 
DJ 193% S. 1589. - Grau, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des für einen anderen handelnden 
Täters, DJ 1935 S. 740. | 

V. Bei der Teilnahme (Anstiftung und Beihilfe) ist ein jeder ohne Rücksicht auf die 
Schuld des anderen nach seiner Schuld strafbar ($ 50 Abs. 1). Für die Strafbarkeit der 
Teilnahme genügt es, daß der Teilnehmer schuldhaft das tatbestandsmäßige und rechts- 
widrige Verhalten eines anderen fördert; darauf, ob der andere mit schuldhaftem Vor- 
satz gehandelt hat oder nicht, kommt es nicht an (sog. Hmitierte Akzessorietät der Teil- 
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nahme). Für die Mehrzahl der Fälle ist die Teilnahme nicht ganz von der Haupttat 
gelöst; die erfolglose Teilnahme ist nur bei Verbrechen strafbar ($ 49a). 

Die überwiegende Meinung stand bisher auf dem Standpunkt der strengen Akzes- 
sorietät. Sie forderte für die Strafbarkeit des Teilnehmers nicht nur, daß der Haupt- 
täter tatbestandsmäßig und rechtswidrig gehandelt hatte, sondern auch schuldhaftes 
vorsätzliches Handeln des Haupttäters (z. B. RGSt. 70 27). Daraus ergab sich nach der 
herrschenden Lehre z. B., daß freigesprochen werden mußte, wer einem Unzurechnungs- 
fähigen oder einem in schuldausschließendem Irrtum Befindlichen geholfen hatte (RGSt. 
57 16, 273). Im Schrifttum so z. B. Frank $ 48 Anm. II 2, 49 I mit Nachweisen, Mezger 
S. 447. 

Die Strafrechtsangleichungs VO hat in dem neu gefaßten $ 50 Abs. 1 die limitierte Ak- 
zessorietät der Teilnahme anerkannt. 

Aus dem Schrifttum vgl. noch: Mezger, Die Teilnahmelehre in der Strafrechtsangleichungsver- 


ordnung vom 20. Mai 1943, DStR 1943 8. 116; Schutter, Zur Dogmengeschichte der Akzessorietät 
der Teilnahme, 1941 (Strafr. Abh. Heft 420). 


VI Das Gesetz bedroht nur die vorsätzliche Teilnahme mit Strafe; fahrlässige Teil- 
nahme ist als solche nicht strafbar. Wer aber fahrlässig eine Ursache für einen vom 
Recht mißbilligten Erfolg setzt, kann wegen fahrlässiger Begehung bestraft werden, 
soweit diese mit Strafe bedroht ist; dieses fahrlässige Verhalten verliert auch dann nicht 
seine Bedeutung, wenn ein anderes vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten hinzutritt; 
eine Unterbrechung des Kausalzusammenhangs ist nicht anzuerkennen 
(RGSt. 64 316, 317; vgl. oben Bem. IV ic vor $ 1); gegen die „verhängnisvolle Rolle“ 
der Lehre von der Unterbrechung des Kausalzusammenhangs in der Teilnahmelehre 
bereits Binding Grundriß S. 151 Anm. 1. 


1. Geht der Täter über die Grenzen hinaus, die der Teilnehmer eingehalten wissen 
wollte (sog. Exzeß), so haftet der Teilnehmer insoweit strafrechtlich nicht. Begeht z. B. 
der zum Diebstahl Angestiftete einen Raub, so ist der Anstifter nur wegen Anstiftung 
zum Diebstahl zu bestrafen, wenn er die Möglichkeit der Anwendung von Gewalt bei 
der Wegnahme nicht in Rechnung gezogen und nicht gebilligt hat (RGSt. 67 343). Un- 
wesentliche Abweichungen des Haupttäters von dem selbst ausgeprochenen Willen und 
Plan des Anstifters fallen dagegen nicht ins Gewicht (RGSt. 70 295). 

2. Der Teilnehmer braucht nicht die besonderen inneren Erfordernisse zu erfüllen, die 
vielleicht für den inneren Tatbestand der Haupttat aufgestellt sind. Verlangt z. B. ein 
Tatbestand eine besondere Absicht, so braucht diese bei dem Teilnehmer nicht vorzu- 
liegen. So kann z. B. wegen Beihilfe zur Hehlerei auch bestraft werden, wer nicht seines 
Vorteils wegen handelt (RGSt. 56 172); der Nichtbeamte, der einen Beamten zur ge- 
winnsüchtigen Beseitigung von Urkunden angestiftet hat, ist aus $ 133 Abs. 2 auch dann 
zu bestrafen, wenn er seinerseits nicht gewinnsüchtig gehandelt hat (RGSt. 68 35). 


VII. Die notwendige Teilnahme 
Schrifttum: Lange, Die notwendige Teilnahme, 1940 (Abh. des Berl. Kriminal. Instit.). 


Von notwendiger Teilnahme spricht man dann, wenn zur Verwirklichung eines Tat- 
bestandes begrifflich die Beteiligung mehrerer erforderlich ist; ein Beispiel bietet etwa 
die Gläubigerbegünstigung ($ 241 KO). Sind in einem derartigen, die Beteiligung mehre- 
rer begrifflich voraussetzenden Tatbestand nur bestimmte Beteiligte mit Strafe bedroht, 
so sind die übrigen Beteiligten straflos, soweit sie sich auf dieses begriffsnotwendige Ver- 
halten beschränken. Geht der notwendige Teilnehmer aber über den Rahmen der not- 
wendigen Teilnahme hinaus, so kann er wegen Anstiftung oder Beihilfe bestraft werden, 
so z. B. der begünstigte Gläubiger wegen Anstiftung zur Gläubigerbegünstigung (RGSt. 
61 314, 65 416, Olshausen Bem. 9a vor $ 47; and. Frank Bem. V 1 vor $ 47). Wer als 
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Käufer mehr als den festgesetzten Höchstpreis zahlt, ist nicht wegen Beihilfe strafbar, 
wenn das Gesetz nur den Verkäufer mit Strafe bedroht; fördert der Käufer aber über 
das Gewähren des Höchstpreises hinaus die strafbare Handlung, z. B. durch Vorspiege- 
lungen über die Erlaubtheit der Preisgestaltung, dann geht er über die notwendige Teil- 
nahme hinaus (vgl. RGSt.70 347). Eine vom begünstigten Gläubiger begangene An- 
stiftung zur Gläubigerbegünstigung überschreitet das notwendige Maß der Teilnahme 
und ist deshalb nach $$ 241 KO, 48 zu bestrafen (RGSt. 48 21, 65 417). Von einem neuen 
grundsätzlich anderen Ausgangspunkt kommt Lange aaO S. 64 im wesentlichen zu den 
gleichen praktischen Ergebnissen. Bei der Rassenschande ist die Frau notwendige 
Teilnehmerin. Durch die VO vom 16. Februar 1940 (RGBl. 1 S. 394) wird ausgesprochen, 
daß für das Verbrechen der Rassenschande der Mann verantwortlich ist. Die beteiligte 
Frau kann daher auch nicht wegen Teilnahme oder Begünstigung bestraft werden. Eine 
grundsätzliche Stellungnahme des Gesetzgebers zur notwendigen Teilnahme dürfte mit 
dieser auf Grund besonderer Umstände geschaffenen Bestimmung über die Rassen- 
schande nicht beabsichtigt gewesen sein; es können deswegen hieraus auch keine all- 
gemeinen Folgerungen gezogen werden (and. Lange aaO S. 67). 

Straflos ist stets die passive Beteiligung der durch das betreffende Gesetz geschützten 
Person, so z. B. des Bewucherten ($$ 302 ff.) oder des unsittlich Mißbrauchten in $$ 174, 
176. Zutreffend weist Lange aaO S. 33 darauf hin, daß für die Straflosigkeit nicht nur 
die konkrete Schutzbestimmung entscheidend ist, „sondern die Tatsache, daß das all- 
gemein geschützte Rechtsgut des Vermögens, der geschlechtlichen Integrität in der 
Person oder dem Gut des notwendig Beteiligten verkörpert ist, daß die Rechtsgutsver- 
letzung als solche in ihm ihr Angriffsobjekt findet.‘ Die passive Beteiligung der durch 
ein Gesetz geschützten Person ist aber dann strafbar, wenn diese dadurch einen anderen 


Tatbestand erfüllt; so kann z. B. die nach $ 175a Nr. 2 geschützte Person nach $ 175 
strafbar sein. 


VIOIL Treffen mehrere Teilnahmeformen (einschl. der Mitläterschaft) einer Person an 
derselben Tat zusammen, so geht die weniger schwere in der schwereren auf (RGSt. 68 
134, 70 296). Dabei ist Mittäterschaft die schwerere Form gegenüber der Anstiftung, 
Beihilfe die minderschwere Form im Vergleich mit der Anstiftung (RGSt. 62 74). In 
besonderen Fällen können aber Mittäterschaft und Beihilfe rechtlich zusammentreffen 
(RGSt. 70 139, 296 mit Anm. Siegert JW 1936 S. 31, 94). Beihilfe zur Anstiftung, An- 
stiftung zur Beihilfe und Beihilfe zur Beihilfe sind als Beihilfe zur Haupttat anzusehen 
(RGSt. 59 396). DE 

Wird durch eine Handlung zu mehreren Gesetzesverletzungen angestiftet oder 
geholfen, so ist bei dem Anstifter oder Gehilfen stets Idealkonkurrenz ($ 73) gegeben; 
es macht dabei keinen Unterschied, ob die mehreren Gesetzesverletzungen von dem 
Täter in Idealkonkurrenz oder in Realkonkurrenz oder ob sie von verschiedenen 
Haupttätern begangen werden (RGSt. 70 26, Lobe S. 164 mit Nachweisen). Entspre- 
chende Grundsätze gelten für die Mittäterschaft (RGSt. 76 357). 

Anstiftung und Beihilfe zu Einzelhandlungen einer fortgesetzten Straftat können 
In Realkonkurrenz stehen (RG HRR 1989 Nr. 714). 

IX. Das kommende Strafrecht will von dem weiten Täterbegriff ausgehen. Die maßgebende Be- 

stimmung soll lauten: 


„Täterschaft und Teilnahme. i 

Die Strafandrohung gilt dem, der schuldhaft die Tat selbst ausführt oder sie dadurch ausführt, 
daß er einen anderen für sich handeln läßt. 

Sie gilt auch dem, der vorsätzlich als Anstifter an der Tat teilnimmt. Den Gehilfen kann der 
Richter milder bestrafen.“ 

Das Gesetz will ferner den Grundsatz der limitierten Akzessorietät ausdrücklich aussprechen. Vgl. 
näher Dohnanyi aaO, ergänzend Kohlrausch aaO; übereinstimmend Frank Leitsätze I S. 34/35. 


3 Schönke, StGB 2. A. 129 
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Wenn mehrere eine strafbare Handlung gemeinschaftlich ausführen, so wird jeder als 
Täter bestraft. 


Schrifttum: Vgl.zunächst die Angaben zu den Vorbemerkungen; ferner Rosenfeld, Mittäter- 
schaft und Beihilfe bei subjektiv gefärbter Ausführungshandlung, in: Festg. Frank II S. 161. 


I. Mittäterschaft liegt dann vor, wenn mehrere in der Art bewußt und gewollt zusam- 
menwirken, daß jeder die Gesamttat unter Mitwirkung des anderen als eigene verwirk- 
lichen will. Jeder führt die Tat selbst und zugleich dadurch aus, daß er einen anderen 
für sich handeln läßt (RGSt. 68 101, 66 240, 71 24). Maßgebend für die Abgrenzung 
zwischen Mittäterschaft und Beihilfe ist die Willensrichtung des Handelnden: wer den 
Täterwillen hat, ist Mittäter. Vgl. hierzu sowie über die abweichenden objektiven Theo- 
rien Bem. II vor $ 47. 

Mittäter kann nur sein, wer auch als Täter des betreffenden Tatbestandes in Be- 
tracht käme; dies ergibt sich daraus, daß die Mittäterschaft nur eine Form der Täter- 
schaft ist. Werden in einem Tatbestand besondere Täterschaftseigenschaften voraus- 
gesetzt, so müssen diese auch beim Mittäter vorliegen; daher ist z. B. bei echten Amts- 
delikten eine Mittäterschaft durch einen Nichtbeamten nicht möglich (RGSt. 42 382). 
Bei den Sonderdelikten und bei den eigenhändigen Delikten ist demnach eine Mittäter- 
schaft ausgeschlossen (vgl. auch Bem. III 2e, f vor $ 47). Wer demnach nicht Mittäter 
sein kann, kann aber als Anstifter oder Gehilfe strafbar sein. Vgl. hierzu $ 48 Anm. II 
und näher Nagler, Die Teilnahme am Sonderverbrechen, 1903, S. 65. 


IL. Zu einer Mittäterschaft ist es von dem hier dargelegten Ausgangspunkt aus not- 
wendig und ausreichend, daß jeder Beteiligte den ganzen Erfolg einer Straftat auf Grund 
eines gemeinschaftlichen Entschlusses und mit vereinten Kräften als eigenen Erfolg ver- 
ursachen will, ‚so daß also jeder seine eigene Tätigkeit als mittelbarer Täter durch’ die 
Handlung des anderen vervollständigen und auch diese sich zurechnen lassen will“ 
(RGSt. 66 240, 71 24). Der zur Mittäterschaft erforderliche gemeinschaftliche Entschluß 
kann auch dann gegeben sein, wenn die Genossen oder ein Teil der Genossen einander 
nicht kennen, sofern sich nur jeder bewußt ist, daß neben ihm noch ein anderer oder 
andere mitwirken und diese von dem gleichen Bewußtsein erfüllt sind, d.h. sofern sie 
alle in bewußtem und gewolltem Zusammenwirken handeln (RGSt. 58 279). Bewußtes 
und gewolltes Zusammenwirken allein reicht aber zur Feststellung der Mittäterschaft 
nicht aus; der Mittäter muß die Tat auch als eigene wollen (RG HRR 1987 Nr. 1196). 

Wenn in der Rechtsprechung verschiedentlich ausgesprochen wird, jeder Mittäter sel zugleich mit- 
telbarer Täter, so ist dies ungenau; denn mittelbare Täterschaft ist nur dann möglich, wenn die Mittels- 
person nicht selbst Täter ist; auf diese Ungenauigkeit weist zutreffend Welzel S. 73 hin. Sie beruht 
auf dem Gedanken, die Mittäterschaft als eine Form der Alleintäterschaft zu begründen; die Mittäter- 


schaft ist aber nicht eine Sonderform der Alleintäterschaft, sondern der Täterschaft (Welzel, ZSLIW 
58 S. 550). 


1. Ist diese innere Einstellung zur Tat vorhanden, dann kann jemand Mittäter sein, 
ohne sich bei der Straftat an der eigentlichen Ausführungshandlung selbst körperlich 
zu beteiligen; Mittäter kann auch sein, wer eine bloße Vorbereitungshandlung oder Bei- 
hilfehandlung vornimmt; der Mittäter braucht nicht ein Tatbestandsmerkmal zu 
verwirklichen (RGSt. 71 24, RG JW 1988 S. 2193). Mittäter beim Diebstahl kann z.B. 
sein, wer die Mittel zur Ausführung der Tat herbeischafft, z. B. Einbrecherwerkzeuge 
bereitstellt; zur Mittäterschaft genügt weiter etwa das Wegräumen von Hindernissen. 
Mittäter eines Hausfriedensbruchs kann auch sein, wer, ohne die Räume des Berechtig- 
ten zu betreten, das widerrechtliche Eindringen oder Verweilen anderer mit Täterwillen 
fördert (RGSt. 55 61). Mittäter an einer Brandstiftung kann sein, wer den eigentlichen 
Brandstifter mit Täterwillen im Kraftwagen in die Nähe des Tatorts befördert (RG 
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HRR 1984 Nr. 147). Zur Mittäterschaft kann insbesondere auch eine bloße geistige 
Mitwirkung ausreichen, z. B. ein vor oder bei der Ausführung erteilter Rat. Mittäter 
beim Diebstahl kann daher auch sein, wer den anderen Mitwirkenden Mittel und Wege 
nachweist, wie die Tat nach den gegebenen Verhältnissen, insbesondere nach der Ört- 
lichkeit und nach seiner auf der Kenntnis der Verhältnisse beruhenden Vorstellung er- 
folgreich auszuführen ist (RGSt. 58 138; vgl. auch RG HRR 1986 Nr. 1382). Es genügt 
auch, wenn der eine den Täterwillen der den Tatbestand verwirklichenden anderen Tat- 
genossen fortgesetzt stärkt (RG JW 1988 S. 2193). Wer die Organisation eines Diebes- 
unternehmens übernimmt, ist Mittäter an den sämtlichen Diebstählen, die seinem Wil- 
len entsprechend und unter seiner Teilnahme, wenn auch ohne seine Anwesenheit, be- 
gangen werden (RG DJ 1940 S. 629). Nicht ausreichend ist die bloße Beteiligung an 
einer Verabredung, die nicht in irgendeiner Weise stärkend auf den Täterwillen des 
anderen wirkt (RG JW 1986 S. 1913). Eine Mitwirkung durch einen Rat kann stets nur 
dann als Mittäterschaft beurteilt werden, wenn sie sich auf eine bestimmte Tat bezieht. 

Wenn die Rechtsprechung in einzelnen Urteilen auf eine Tätigkeit während der Aus- 
führung abstellt (z. B. RGSt. 54 152), so wird dadurch nicht der Wille als das unter- 
scheidende Merkmal aufgegeben; man kann daher nicht, wie Frank $ 49 Anm. II meint, 
davon sprechen, daß das Reichsgericht eine vermittelnde Theorie vertrete. 

2. Es ist nicht zu verkennen, daß in der Rechtsprechung der Instanzgerichte die Wen- 
dung, ob jemand die Tat als eigene oder als fremde will, gelegentlich allzu formelhaft 
verwendet wird (dies rügt z. B. wieder RGSt. 71 365). Es ist aber unrichtig, daraus zu 
folgern, daß die Unterscheidung zwischen eigener und fremder Tat in der Luft stehe 
(so aber v. Liszt-Schmidt S. 335 Anm.16; ähnlich etwa v.Hippel II S.456, Welzel 
8.73). Mit Recht weist Lange, Der moderne Täterbegriff, 1935, S. 56, darauf hin, daß 
sich dann die praktische Unzulänglichkeit dieser Unterscheidung in der Rechtsprechung 
seit langem hätte bemerkbar machen müssen; dies ist aber nicht der Fall. 

8. Bei mehraktigen Straftaten genügt für die Annahme der Mittäterschaft ein Mit- 
wirken zur Ausführung eines Abschnitts der Tat, sofern dies zugleich zur Verwirklichung 
ihrer anderen Abschnitte und somit des Gesamterfolgs führen soll. Möglich ist daher z.B. 
auch Mittäterschaft bei der Notzucht durch Verteilung der Ausführungshandlungen 
(RGSt. 71 353). Bei der Urkundenfälschung kann Mittäterschaft dann vorliegen, wenn 
der eine die Urkunde fälscht, der andere von ihr zum Zwecke der Täuschung Gebrauch 
macht (RGSt. 58 279, 68 254; vgl. aber auch RGSt. 59 81). 


4. Mittäterschaft ist auch dann möglich, wenn eine strafbare Handlung durch die 
einverständliche Unterlassung mehrerer Personen begangen wird (RGSt.66 74). 


IN. Mittäterschaft kommt auch in der Form in Betracht, daß ein Täter, der bereits 
inder Ausführung einer Straftat begriffen ist, sich vor deren Vollendung zwecks weiterer 
Ausführung und Vollendung der Tat mit einem anderen zur gemeinsamen Ausführung 
verbindet; man spricht hier von sukzessiver Mittäterschaft (RGSt.8 43, RG HRR 1941 
\r. 942). Auch im übrigen genügt es, wenn das Einverständnis zwischen den Mittätern 
erst während der Ausführung der Tat erzielt wurde (RG HRR 1985 Nr. 1567). Weiter- 
gehend LG Köln DJ 1948 S. 141 mit Anm. Mezger. 


IV. Verletzt das Tun der mehreren Mittäter verschiedene Strafgesetze, so wird 
dadurch Mittäterschaft nicht ausgeschlossen; so kann z. B. der eine Mittäter aus $ 211 
oder 8 212, der andere aus $ 217 strafbar sein (RGSt. 72 375; kritisch hierzu Kohlrausch 
ZAkDR 1939 S. 245). Erforderlich ist nur, daß den verschiedenen Strafdrohungen das- 
selbe strafrechtliche Verbot zugrunde liegt, so daß sie nur die Ausgestaltung desselben 
Gedankens mit Rücksicht auf besondere Erschwerungs- oder Erleichterungsgründe ent- 
halten (vgl. Mezger DR 1940 S. 496 mit zutreffender Kritik an RGSt. 74 22). 
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V. Mittäterschaft ist auch möglich bei fahrlässigen Delikten; erforderlich ist nur, daß 
das Bewußtsein der Gemeinschaftlichkeit vorhanden ist. Von vielen wird die Möglich- 
keit der Mittäterschaft bei Fahrlässigkeitstaten verneint (z. B. v. Liszt-Schmidt S. 337); 
übereinstimmend dagegen z. B. Binding Grundriß S. 152, Exner in Festg. Frank I S.572, 
Frank Anm. III, Lobe Anm. 4, Mezger S. 422, Olshausen Anm. 10. 


VL Zur Schuld des Mittäters ist stets das Bewußtsein der Gemeinschaftlichkeit er- 
forderlich. Handelt es sich um ein vorsätzliches Delikt, dann braucht der Vorsatz 
des Mittäters nicht die Tatsache oder die Art der Strafbarkeit des wirklichen oder ver- 
meintlichen Mittäters, sondern nur die Tatsache und die Art der von diesem erwarteten 
Mitwirkung zur Ausführung zu umfassen (RGSt. 68 101). Bei einem fahrlässigen De- 
likt ist zum Verschulden des Mittäters erforderlich, daß er nicht auf die Folgen achtet, 
die aus der gemeinsamen oder von einem Mittäter entfalteten Tätigkeit entstehen. Mög- 
lich ist Mittäterschaft in der Form, daß ein Teil der Mittäter mit bedingtem Vorsatz, 
ein anderer Teil mit unbedingtem Vorsatz (RGSt.59 246), einige vorsätzlich, andere 
fahrlässig handeln (Binding Grundriß S. 169, Lobe Anm.4; and. RG GoltdArch. 48 
S. 34). Auch im übrigen kann das Verschulden der Mittäter voneinander abweichen; so 
kann z. B. bei einer gemeinschaftlich verübten Körperverletzung der eine Mittäter zu- 
gleich mit Tötungsvorsatz gehandelt und sich des Mordes oder Totschlags schuldig ge- 
macht haben, der andere nicht (RGSt. 44 323). 

Ist einer der Beteiligten wegen Geisteskrankheit unzurechnungsfähig, so scheidet er 
aus dem Kreis der Mittäter aus; es kann dann mittelbare Täterschaft in Betracht kom- 
men (RGSt. 68 104). 

Erfordert der Tatbestand eine besondere Absicht, so scheidet derjenige, bei dem sie 
nicht vorliegt, als Mittäter aus; bei der Hehlerei ($ 259) kann daher z. B. Mittäter nur 
sein, wer auch die Vorteilsabsicht hat. 


VI. Für den Erfolg ist jeder Mittäter insoweit verantwortlich, als sein Wille 
reicht; kein Mittäter haftet für den Exzeß der anderen (RGSt. 57 308, 67 369). Kein 
Exzeß liegt aber vor, wenn sich die Tätigkeit jedes Mittäters im Rahmen des Einver- 
ständnisses hält, aber einen Erfolg verursacht, für den auch der Alleintäter ohne volles 
Verschulden haftet (RGSt. 59 390). 


VII. Ein Versuch liegt bereits dann vor, wenn einer den Mittäter eine Handlung vor- 
genommen hat, die einen Anfang der Ausführung enthält und alle Beteiligten diese 
Handlung für sich gelten lassen wollen; es ist nicht erforderlich, daß jeder Mittäter etwas 
unternimmt, was den Anfang der Ausführung darstellt (RGSt. 58 279). Nach der ob- 
jektiven Theorie kann nur der Mittäter wegen Versuchs bestraft werden, der selbst eine 
Ausführungshandlung vorgenommen hat (so z. B. Frank Anm. V). Über den Rücktritt 
des Mittäters vom Versuch vgl. oben $ 46 Anm. IV 2. 


IX. Ein Mittäter, dessen Mitwirkung bei strafbaren Handlungen verschiedener 
Täter nur in einer einheitlichen Vorbereitungshandlung für die mehreren Straftaten be- 
steht, ist nur wegen einer Tat zu bestrafen (RGSt. 76 358). 


X. Von Nebentäterschaft oder Mehrtäterschaft spricht man dann, wenn mehrere Per- 
sonen, ohne in bewußtem und gewolltem Zusammenwirken zu handeln, Bedingungen 
setzen, die in ihrer Vereinigung oder auch für sich allein den Erfolg herbeizuführen ge- 
eignet sind (RGSt. 68 256). 

S 48 

Als Anstifter wird bestraft, wer einen anderen zu der von demselben begangenen mit 

Strafe bedrohten Handlung durch Geschenke oder Versprechen, durch Drohung, durch 


Mißbrauch des Ansehens oder der Gewalt, durch absichtliche Herbeiführung oder Beför- 
derung eines Irrtums oder durch andere Mittel vorsätzlich bestimmt hat. 
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Die Strafe des Anstifters ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen, welches auf die 
Handlung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich angestiftet hat. 


Schrifttum: Vgl. die Angaben in den Vorbemerkungen, ferner Nagler, Die Teilnahme am Son- 
derverbrechen, 1903. 

I. Anstifter ist vor allem, wer den Entschluß zu einer Straftat in einem anderen her- 
vorruft, diese Tat aber nicht als eigene will; es bleiben damit bei Anerkennung des 
weiten Täterbegriffs (vgl. Bem. I vor $ 47) im wesentlichen für die Anstiftung die Fälle 
übrig, in denen nur der Angestiftete die Tat als eigene will. Weiter ist als Anstifter zu 
bestrafen, wer den Entschluß zu einer Straftat in einem anderen hervorruft, und zwar 
auch den Täterwillen hat, aber die Tat selbst nicht begehen könnte, weil er sich nicht 
in dem zur Täterschaft erforderlichen Verhältnis befindet. Bei den Sonderdelikten und 
bei den eigenhändigen Delikten ist trotz Vorliegens des Täterwillens eine mittelbare 
Täterschaft nicht möglich, weil eigenes Handeln begriffsnotwendig ist. Sachlich weit- 
gehend übereinstimmend Binding Grundriß 8. 168 ff. 

Der Anstifter ist ebenso zu bestrafen wie der Täter. Wegen dieser Gleichheit der Un- 
rechtsfolgen hat E. Schmidt in Festg. Frank II S. 118 die positivrechtliche Unterschei- 
dung von Täterschaft und Anstiftung als durchaus doktrinär bezeichnet. Aber auch vom 
weiten Täterbegriff aus ist diese Unterscheidung notwendig. Vor allem bei Fehlen des 
Täterwillens kann man den Anstifter nicht als Täter bezeichnen; es wäre dies, wie Kohl- 
rausch Bem. 1 vor $ 47 zutreffend bemerkt, nicht nur für ein Willensstrafrecht unrichtig, 
sondern auch ein Widerspruch mit der volkstümlichen Auffassung. Vgl. auch noch Zim- 
merl ZStW 52 S. 168. 


IL Die Anstiftung setzt nicht voraus, daß sich der Anstifter durch die eigene Vornahme 
der Straftat in gleicher Weise strafbar machen könnte wie der Täter; z. B. kann auch 
eine Frau Anstiftung (und Beihilfe) zur Notzucht oder Päderastie begehen. Möglich ist 
eine Anstiftung (und entsprechend Beihilfe) auch zu Sonderdelikten. Hierunter sind De- 
likte zu verstehen, die nur bestimmte Personen als Täter begehen können, z. B. die ech- 
ten Amtsdelikte (etwa $$ 336, 343). Aus $ 48 ergibt sich nichts dafür, daß als Anstifter 
nur bestraft werden kann, wer Täter sein kann; auch $ 50 zeigt, daß die die Strafbarkeit 
begründenden Eigenschaften und Verhältnisse nicht nur den Beteiligten zugerech- 
net werden können, bei denen sie vorliegen (RGSt. 68 318). Von diesem Grundsatz ist 
für militärische Straftaten keine Ausnahme zu machen; strafbar ist es daher auch, 
wenn Zivilpersonen zu rein militärischen Delikten anstiften (RGSt.25 236; Lobe 
Anm. 3, Nagler aaO S.116, E. Schmidt, Militärstrafrecht, 1936, S. 37, Schwinge 
Bem. VI vor $ 47 mit eingehenden Nachweisen; and. für militärische Straftaten Frank 

'Bem. IV 1 vor $ 47 mit Nachweisen). 


II. Der Anstifter muß den anderen zu der Straftat bestimmen, er muß in dem anderen 
den Entschluß zur Tat hervorgerufen haben. 

1. Die Mittel, durch die der Anstifter den anderen bestimmt hat, können ganz ver- 
schiedenartig sein. Als derartige Mittel nennt das Gesetz ausdrücklich Geschenke oder 
Versprechen, Drohung, Mißbrauch des Ansehens oder der Gewalt, absichtliche Herbei- 
[führung oder Beförderung eines Irrtums; diese Aufzählung ist aber nicht abschließend 
gemeint wie die Hinzufügung ‚‚andere Mittel‘ zeigt. Als andere Mittel kommen z. B. in 
Betracht Überredung (RGSt.58 190), Einwirkung auf den Willen in der Form eines 
Wunsches oder einer Anregung (RGSt. 86 405) oder einer Bitte (RG HRR 1942 Nr. 741). 

2. Eine Bestimmung des anderen ist nicht mehr möglich, wenn dieser bereits zu 
einerbestimmten Tat fest entschlossen ist (sog. omni modo facturus) ; es kommt 
dann nur ein strafloser Anstiftungsversuch oder Beihilfe in Betracht (RGSt. 86 40%, 
69 27, 72 375 mit Anm. Kohlrausch ZAkDR 1939 S. 245). Die bloße Bereitschaft seitens 
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des Anzustiftenden, die Tat zu begehen, schließt aber noch nicht die Möglichkeit der 
Anstiftung aus; der allgemein zur Tat Bereite darf nur noch nicht zu der bestimmten 
Tat fest entschlossen sein (RGSt. 87 172, RG JW 1989 S. 222). 

Eine Anstiftung kann auch dann vorliegen, wenn die seelische Einwirkung auf den 
Täter nicht die alleinige Ursache für seinen Entschluß zur Tat und für deren Ausfüh- 
rung gewesen ist, sondern nur einen Beitrag geliefert hat (RG HRR 1989 Nr. 1315). 

8. Nicht ist erforderlich das Bewußtsein des Angestifteten, daß er zu einer strafbaren 
Handlung angestiftet worden sei. 


IV. Der Anstifter muß den anderen zu der Tat vorsätzlich bestimmt haben; bedingter 
Vorsatz genügt (RG HRR 1987 Nr. 1681, RGSt. 72 29). Die fahrlässige Anstiftung ist 
als solche nicht strafbar. 


1. Der Vorsatz des Anstifters muß sich auf eine bestimmte Straftat beziehen. Die 
Bestimmung eines anderen, überhaupt strafbare Handlungen oder strafbare Handlun- 
gen bestimmter Art zu begehen, ist nicht als Anstiftung strafbar (RGSt. 84 328). Mög- 
lich ist aber Anstiftung zu einer fortgesetzten Tat (RG HRR 1941 Nr. 727). 

Nicht ist aber erforderlich, daß der Bestimmende den Täter sich als eine individuell 
bestimmte Person vorstellt; es genügt, daß sich die Aufforderung an einen individuell 
bestimmten Personenkreis richtet (Lobe Anm. 2 Ad; and. Olshausen Anm. 8). 


2. Der Anstifter muß die Umstände kennen, welche die Strafbarkeit der Haupt- 
tat begründen. Es genügt dabei, daß er sich der wesentlichen Punkte der dem An- 
gestifteten angesonnenen Tat bewußt ist (RG HRR 1927 Nr. 1611); die Anstiftung zur 
gewohnheitsmäßigen Kuppelei setzt das Bewußtsein voraus, daß der Angestiftete ge- 
wohnheitsmäßig die Kuppelei begehen werde (RG HRR 1984 Nr. 835). Nicht ist erfor- 
derlich, daß der Anstifter sich der Strafbarkeit der Handlung, zu der er den Täter be- 
stimmen will, bewußt ist (RG HRR 1984 Nr. 835); auch der Anstifter muß aber das 
Unrechtsbewußtsein haben (vgl. unten $ 59 Anm. II). Bei der Anstiftung zu einem Son- 
derdelikt muß der Anstifter wissen, daß der Täter durch die Tat den ihm obliegenden 
besonderen Pflichtenkreis verletzt. 


8. An dem Anstiftervorsatz fehlt es, wenn der Anstifter den Erfolg der Tat nicht 
will, sondern nur den Versuch des Delikts; straflos ist daher der sog. agent provocateur 
(Lockspitzel). Das gleiche gilt, wenn der Vorsatz des Anstifters auf die Benutzung un- 
tauglicher Mittel geht, deren Untauglichkeit der Anstifter kennt (RGSt. 15 315). Über- 
einstimmend z. B. Frank Anm. III, Mezger Grundriß S.135; für grundsätzliche Straf- 
barkeit des agent provocateur Olshausen Anm. 14, 21. 


4. Über Exzeß und besondere Absicht vgl. Bem. VI vor $ 47. 


V. Die Anstiftung setzt weiter voraus, daß das Tun des Täters die äußeren Merk- 
male der Straftat erfüllt und rechtswidrig ist; schuldhaft vorsätzlich braucht das 
Verhalten des Täters nicht zu sein (sog. limitierte Akzessorietät). Eine strafbare Anstif- 
tung kann daher insbesondere auch dann vorliegen, wenn der Täter nicht vorsätzlich 
handelt; vgl. hierzu Bem. V vor $ 47. Wenn das Gesetz hier eine mit Strafe bedrohte 
Handlung erfordert, so bedeutet dies nicht — anders als in $$ 42b, 330a -, daß der 
Haupttäter mit natürlichem Vorsatz handeln müßte. Sieht man allerdings mit der bis- 
herigen Rechtsprechung nur eine Anstiftung zu vorsätzlich verübten Taten als strafbar 
an (unten VI), dann wird man wohl für den Haupttäter Handeln mit Vorsatz im natür- 
lichen Sinne erfordern müssen. Als Straftat genügt im übrigen eine Übertretung oder 
ein strafbarer Versuch. 


VI. Möglich und strafbar ist auch eine Anstiftung zu fahrlässigen Taten. Die Recht- 
sprechung nimmt demgegenüber an, daß nur die Anstiftung zu vorsätzlich verübten 
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Taten strafbar sei (RGSt. 602, RG HRR 1988 Nr. 1274; vgl. aber RGSt 78 6, 263). 
Im Schrifttum stehen auf dem hier vertretenen Standpunkt z. B. Binding Grundriß 
$.174, Lobe Anm. 2 Aa, Olshausen Anm. 18; and. z.B. Frank Bem. IV 2 vor $ 47, 
Kohlrausch Anm. 2, Welzel S. 67. 


VO. Auf den Anstifter sind dieselben Strafdrohungen anzuwenden wie auf den Täter. 
Stiftet eine Zivilperson zu einem echten militärischen Verbrechen oder Vergehen an, 
dann sind die militätischen Strafen in die vom StGB vorgesehenen Strafen umzuwandeln. 
Die für Beamte bestehende Sondervorschrift des $ 357 geht der allgemeinen Straf- 
drohung über Anstiftung vor (RGSt. 68 92). 


VIIL Die versuchte Anstiftung ist einmal im Rahmen des $ 49a strafbar; zum ande- 
ren ist in einigen Fällen die versuchte Anstiftung ein Sonderverbrechen (z. B. $$ 83, 
92, 110, 111, 159). 

Über Rücktritt von der Anstiftung vgl. $ 46 Anm. IV 3. 


Das kommende Recht will die versuchte Anstiftung und die versuchte Beihilfe bestrafen, wenn die 
Teilnahme eine Tat betrifft, die mit dem Tode oder mit Zuchthaus bedroht ist (vgl. v.Dohnanyi in 


Gürtner I S. 116). 

IR. Anstiftung zur Anstiftung ist als mittelbare Anstiftung zu der begangenen 
strafbaren Handlung strafbar. Wer mit dem Willen, die Tat des Haupttäters zu fördern, 
einen Dritten dazu bestimmt, daß er Beihilfe zu der Tat leiste, leistet in Mittäterschaft 
mit dem Dritten seinerseits Beihilfe (RGSt. 59 396). Die Anstiftung eines anderen zur 
Teilnahme an der von dem Anstifter selbst begangenen Tat wird durch die Selbst- 
begehung aufgezehrt (RGSt. 72 77). 


Anstiftung zu mehreren Straftaten eines oder mehrerer Täter ist nur eine An- 
stiftung, wenn sie durch eine Handlung vorgenommen worden ist. Straftat im Sinne 
der $$ 73, 74 ist die Anstiftung, nicht dagegen die tatbestandsmäßige Handlung des 
Täters (RGSt. 70 26, 335). Fortgesetzte Anstiftung ist gegeben, wenn der Anstif- 
ter auf Grund eines einheitlichen Vorsatzes den Täter wiederholt zur öfteren Begehung 
der Tat bestimmt; es ist nicht erforderlich, daß die einzelnen Handlungen des Täters 
unter sich in Fortsetzungszusammenhang stehen (RGSt. 70 388; vgl. aber nach RG 
HRR 1941 Nr. 727). Eine Anstiftung durch mehrere Personen kann in Mittäterschaft 


richtiger Mitanstiftung) begangen werden (RGSt. 71 24, RG HRR 1941 Nr. 727). Vgl. 
im übrigen noch Bem. VIII vor $ 47. 


S49 
Als Gehilfe wird bestraft, wer dem Täter zur Begehung einer als Verbrechen oder Ver- 
gehen mit Strafe bedrohten Handlung durch Rat oder Tat wissentlich Hilfe geleistet hat. 
Die Strafe des Gehilfen ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen, welches auf die Hand- 
lung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich Hilfe geleistet hat, kann jedoch nach 
den über die Bestrafung des Versuchs aufgestellten Grundsätzen ermäßigt werden. 


Schrifttum: Vgl. die Angaben vor $ 47 und zu $ 48. 


I. Gebilfe ist, wer die Tat, an der er teilnimmt, nicht als eigene will, sondern nur dazu 
beitragen will, daß ein anderer den strafbaren Tatbestand mit Täterwillen verwirklicht. 
Die Beihilfe unterscheidet sich von den Täterschaftsformen allein durch die innere Ein- 
stellung und Willensrichtung des Handelnden (vgl.oben Bem.II vor $47). Wer aller- 
dings voll einen Tatbestand verwirklicht, ist Täter, auch wenn er dies ‚für‘ einen 
anderen tut, und dieser irgendwie mitbeteiligt war (Graf zu Dohna DStR 1940 
8.120, Klee ZAkDR 1940 S. 188, Kohlrausch Bem.1 vor $47; and. RGSt. 74 85 mit 
Anm. Mezger DR 1940 8. 635). 
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II. Gehilfe kann auch sein, wer nicht Täter der Tat sein könnte, zu der er Hilfe leistet; 
auch zu Sonderdelikten ist strafbare Baihilfe möglich. Es gilt hier das gleiche wie bei der 
Anstiftung; vgl. $ 48 Anm. 11. 


II. Zur Beihilfe ist erforderlich, daß zur Begehung des Verbrechens oder Vergehens 
Hilfe geleistet worden ist. 


1. Hilfe geleistet ist dann, wenn die den Verbrechenstatbestand verwirklichende Hand- 
lung mit dem Willen, die Haupttat zu fördern, tatsächlich gefördert worden ist; es ist 
nicht notwendig, daß der Erfolg der Haupttat durch die Gehilfentätigkeit ursächlich 
mitbewirkt, gefördert oder erleichtert wird; keine strafbare Beihilfe liegt vor, wenn der 
Haupttäter die angebotene Hilfe sofort zurückweist (RGSt.58 113, 67 193, 71 178, 
78 54, RG JW 1989 S. 335, RG DR 1941 S. 987 mit Anm. Bockelmann). Übereinstim- 
mend Binding, Strafrechtliche und strafprozessuale Abhandlungen 1, 1915, S. 311, 
Rietzsch DJ 1943 S. 313. Über die Hilfeleistung zu einer fortgesetzten Handlung vgl. 
RG DR 1940 S. 636. Demgegenüber wird im Schrifttum verschiedentlich verlangt, daß 
die Beihilfe für den Erfolg der Haupttat ursächlich gewesen sein müsse (so z. B. Frank 
Anm.I, Kohlrausch Anm.5 und ZAkDR 1939 S. 245, Lobe Anm. 4). Das kommende 
Strafrecht will an dem hier dargelegten Standpunkt festhalten (Dohnanyi in Gürtner I 
S. 111/12). 
Die Beihilfe braucht nicht zur Ausführung der Haupttat geleistet zu sein; sie braucht 
sich auch nicht auf ein Tatbestandsmerkmal der Haupttat zu erstrecken. Es genügt, daß 
sie zu bloßen Vorbereitungshandlungen der Tat geleistet ist, sofern nur die Haupt- 
tat mindestens zu einer strafbaren Versuchshandlung führt (RGSt. 59 379, 61 361, 
DR 1941 S. 987 mit Anm. Bockelmann). Beihilfe leistet z. B. auch, wer im Auftrage des 
Täters nachprüft, ob die Mittel zur Tat in Ordnung sind (RGSt. 71 188). 

Bei der Beihilfe durch Unterlassen ist nicht notwendig, daß durch das pflichtmäßige 
Einschreiten die Tat unter allen Umständen verhindert werden kann; es ist ausreichend, 
daß der Gehilfe in der Lage ist, ihre Vollendung durch seine Tätigkeit zu erschweren 
(RGSt. 71 178, 78 54). 

Die Absicht des Gehilfen, durch seine Hilfeleistung die Haupttat zu unterstützen, 
genügt allein in keinem Falle. 

2. Ohne Bedeutung ist, ob und welche Merkmale der Tat schon verwirklicht waren, 
als die Beihilfe einsetzte. Möglich ist Beihilfe so lange, bis die Tat zum Abschluß 
gekommen ist. Dies ist nicht bereits der Fall mit der Vollendung der Tat, d. h. mit der 
Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale, sondern erst mit der tatsächlichen Beendi- 
gung (RG JW 1934 S. 873 mit Anm. Mezger, RGSt. 71 19%, RG HRR 1940 Nr. 469; 
kritisch Gallas ZAkDR 1937 S. 438). 


8. Die Hilfeleistung kann durch Rat oder Tat erfolgen; man unterscheidet demgemäß 
auch zwischen psychischer oder intellektueller und physischer Beihilfe. Auch in der 
Stärkung des Entschlusses des Täters kann eine Beihilfe liegen (RGSt. 78 53, 375). 
Auch einem zur Begehung seiner Tat bereits entschlossenen Täter kann noch psychische 
Beihilfe geleistet werden, sofern der Gehilfe bei ihm letzte Hemmungen und Bedenken 
beseitigt (RG HRR 1989 Nr. 1275). Der Ehebrecher, der die Mitschuldige in seinem 
Scheidungsprozeß belehrt, sie müsse ihr Verhältnis zueinander verschweigen, solle der 
Prozeß nicht verlorengehen, und ihr dies nochmals vor der Zeugenvernehmung nahelegt, 
leistet Beihilfe zum Meineid durch positives Tun (RG HRR 1988 Nr. 629). 

Die Beihilfe durch Unterlassen setzt voraus, daß eine Rechtspflicht zum Tätig- 
werden bestand. Strafbare Beihilfe durch Unterlassen ist es z. B., wenn ein Gefangenen- 
aufseher die Gefangenen während der Außenarbeit nicht an der Begehung von Dieb- 
stählen hindert (RGSt. 58 292); weitere Beispiele in RGSt. 69 349, 70 83, 71 176. 
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4. Die Handlung des Täters muß ein Verbrephen oder Vergehen sein; Beihilfe zu einer 
Übertretung ist straflos. Es genügt auch hier die Tatbestandsmäßigkeit und Rechts- 
widrigkeit des Verhaltens; schuldhaft vorsätzlich braucht der Täter nicht zu handeln 
(vgl. Bem. V vor $ 47). Wer mit bloßem Gehilfenvorsatz eine Tat durch einen Geistes- 
kranken ausführen läßt, kann daher wegen Beihilfe bestraft werden (and. RGSt. 40 23). 
Übereinstimmung herrscht auch hier darüber, daß eine strafbare Beihilfe nicht durch 
einen für den Haupttäter eingreifenden persönlichen Strafausschließungsgrund aus- 
geschlossen wird. 

Ganz verselbständigt ist die Beihilfe z. B. in $$ 120, 121, 141, 180, 203, 218 Abs. 4, 
354, 357. An diesen zu Sonderverbrechen ausgestalteten Fällen der Beihilfe ist wiederum 
Beihilfe möglich. 


IV. Die Tat, zu der Beihilfe geleistet wird, kann auch ein Fahrlässigkeitsdelikt sein 
(Lobe Anm. 3e, Olshausen Anm. 18; and. RGSt. 58 164, Frank Bem. IV 2 vor $ 47, 
Welzel S. 67). 


V. Für die Schuld des Gehilfen ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(RGSt. 72 24). Der Gehilfe muß - neben dem Unrechtsbewußtsein - wollen und wissen, 
daß und welche fremde Tat er unterstützt (RGSt. 72 24). Er muß die wesentlichen Merk- 
male des von dem Täter zu verwirklichenden strafbaren Tuns erkennen (RG HRR 1987 
Nr. 1474). Einzelheiten der Tat braucht er nicht zu kennen; er braucht nicht zu wissen, 
wann, wo, gegenüber wem und unter welchen besonderen Umständen die Tat ausgeführt 
werden wird (RGSt. 67 343, RG HRR 1987 Nr. 1558, RG JW 1988 S. 2198 Nr.8 a.E.). 
Kenntnis von der Person des Täters ist nicht erforderlich. Der Gehilfenvorsatz wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß der Gehilfe dem Täter gegenüber die Erklärung abgibt, 
? mißbillige das mit seiner Unterstützung durchgeführte Unternehmen und überlasse 
dem Täter allein die Verantwortung (RGSt. 56 170). 

Für die Beihilfe zu einer gewerbsmäßigen Straftat ist erforderlich, daß der Ge- 
hilfe es auch seinerseits auf die Erlangung eines dauernden Vorteils als ständiger Ein- 
nahmequelle abgesehen hat (RG JW 1984 S. 170). 

An dem Gehilfenvorsatz fehlt es, wenn der Gehilfe weiß oder glaubt, daß sein Tun 
kein taugliches Mittel zur Förderung der Haupttat ist (RGSt. 60 23); der Gehilfenvor- 
satz fehlt z. B. demjenigen, der bewußt ein untaugliches Mittel zum Versuch einer Straf- 
tat liefert (RG JW 1988 S. 1427). 

Über Exzeß vgl. Bem. VI 1 vor $ 47. 


VL Für die Beihilfe ist allgemein die Strafe zulässig, die für die vollendete Tat vor- 
gesehen ist (Abs.2). Durch diese grundsätzliche Gleichstellung der Strafe für die Beihilfe 
mit der für die Haupttat wird es ermöglichst, die Strafe nach dem Maß der Willens- 
schuld zu bestimmen. Die Möglichkeit der Strafmilderung bleibt aber bestehen; die 
untere Grenze bilden die sich aus $ 44 ergebenden Strafmaße. 


VIL Der Versuch der Beihilfe ist nur im Rahmen des $ 49a strafbar. Über den Rück- 
tritt des Gehilfen vgl. $ 46 Anm. IV 2, 3. 


VII. Beihilfe zur Anstiftung und Beihilfe zur Beihilfe ist Beihilfe zur Haupttat (RG- 
St. 59 396). Vgl. im übrigen Bem. VIII vor $ 47. Wer durch eine Handlung zu mehre- 
ren Straftaten Hilfe leistet, ist nur wegen einer Tat zu bestrafen (RGSt. 70 26). 
Mehrere Hilfeleistungen zu verschiedenen Taten mehrerer Täter oder desselben 
Täters können in Fortsetzungszusammenhang stehen (RGSt. 70 349). Dagegen ist ein 
Fortsetzungszusammenhang zwischen Beihilfe und Täterhandlungen ausgeschlossen 
(RGSt.67 139, 407). 
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Wer einen anderen zur Begehung eines Verbrechens oder zur Teilnahme an einem Ver- 
brechen auffordert, wird auch dann wie ein Anstifter bestraft, wenn das Verbrechen nicht 
oder unabhängig von der Aufforderung zur Ausführung gelangt. Die Strafe kann ge- 
mildert werden (8 44). 

Ebenso wird bestraft, wer sich einem anderen zu einem Verbrechen erbietet oder ein 
solches Anerbieten annimmt oder wer die Begehung eines Verbrechens verabredet oder 
in eine ernsthafte Verhandiung darüber eintritt. 

Wer dem Täter zur Begehung eines Verbrechens Hilfe leistet, wird auch dann als Gehilfe 
bestraft, wenn das Verbrechen nicht oder unabhängig von seiner Hilfeleistung zur Aus- 
führung gelangt. Der Richter kann die Strafe nach pflichtgemäßem Ermessen mildern 
oder von Strafe absehen. 

Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, wer freiwillig und endgültig davon ab- 
sieht, die Straftat zu begehen, und ihre Begehung oder den Erlolg verhindert. Dies gilt 
auch für den, der sich freiwillig und ernstlich bemüht, die Begehung oder den Erfolg zu 
verhindern, wenn nicht sein Bemühen, sondern ein anderer Umstand dies erreicht. 


Schrifttum: Kern, Die Äußerungsdelikte, 1919. 


I. Die vorliegende Bestimmung bedroht die versuchte Anstiftung (Abs. 1) sowie die 
versuchte Beihilfe (Abs. 3) mit Strafe; der versuchten Anstiftung werden gewisse andere 
Vorbereitungshandlungen gleichgestellt (Abs. 2). Die Vorschrift erfaßt aber die genann- 
ten Vorbereitungshandlungen nur bei Verbrechen; die versuchte Teilnahme bei Ver- 
gchen ist grundsätzlich straflos (eine Ausnahme enthält z. B. $ 159); eine entsprechende 
Anwendung ($ 2) des $ 49a auf Vergehen ist nicht möglich (vgl. RGDR 1948 S. 138). 


II. Die Bestimmung des $ 49a ist subsidlär, sie kommt nur in Betracht, soweit nicht 
das Gesetz eine andere Strafe androht. Kommt es zur Vollendung oder zu einem straf- 
baren Versuch des betreffenden Verbrechens oder liegt ein sonstiger strafbarer Tat- 
bestand vor (z. B. $$ 85, 111, 159), dann ist nach diesen Vorschriften zu bestrafen; dies 
gilt auch dann, wenn diese Bestimmungen milder sind als $ 49a. Eine Ausnahme ist nur 
dann zu machen, wenn das speziellere Gesetz nach ausdrücklicher Bestimmung nur An- 
wendung finden soll, wenn die bestehenden Gesetze keine höheren Strafen bestimmen. 
Tritt der Aufgeforderte freiwillig vom Versuch der Haupttat zurück, dann 
lebt die Strafbarkeit des Auffordernden aus $ 49a wieder auf, sofern dieser nicht bereits 
wegen Anstiftung zur Haupttat strafbar ist. Der zurückgetretene Aufgeforderte bleibt 
nach $ 49a strafbar; denn $ 49a ist seinem Wesen und Wortlaut nach nur dann sub- 
sidiär, wenn eine anderweitige Bestrafung erfolgt (v.Hippel II S.488 Anm.4, Kohl- 
rausch Anm. 8; RGSt. 60 92; and. Frank Anm. II 2c mit weiteren Nachweisen). 


II. Vorausgesetzt wird für alle Fälle, daß die Aufforderung oder das Erbieten zur 
Begehung eines Verbrechens oder zur Teilnahme an einem Verbrechen erfolgt. Ob die 
in Aussicht genommene strafbare Handlung im Sinne des $ 1 ein Verbrechen ist, ist 
danach zu beurteilen, ob die Tat des Aufgeforderten usw. nach der Vorstellung des 
Auffordernden usw.ein Verbrechensein würde. Inder Aufforderung zur Begehungoder 
zur Teilnahme an einem Diebstahlliegt z. B. dann die Aufforderung zu einem Verbrechen, 
wenn nach der Vorstellung des Auffordernden bei dem Aufgeforderten die Voraussetzungen 
des strafschärfenden Rückfalles vorliegen; es ist nicht erforderlich, daß diese Voraus- 
setzungen bei dem Aufgeforderten tatsächlich vorhanden sind (vgl. RG DR 1948 S. 138). 

Zu beachten ist, daß auch der Versuch eines Verbrechens ein Verbrechen ist. 

Soll die Tat im Ausland begangen werden, dann ist die Frage, ob die Tat ein Ver- 
brechen ist, nach deutschem Recht zu beurteilen (RGSt. 87 45). 

Straflos ist die Aufforderung zu einer Handlung, bei der ein Rechtfertigungsgrund 
vorliegt; diese stellt kein Verbrechen dar. 
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In der Aufforderung oder in dem Erbieten braucht das Verbrechen nicht wörtlich 
oder ausdrücklich bezeichnet zu werden; es genügt, daß in bewußter und für den anderen 
erkennbarer Weise zur Begehung einer Tat aufgefordert oder sich erboten wird, die sich 
als ein Verbrechen oder als Teilnahme daran darstellt (RGSt. 28 353). Der Auffordernde 
oder sich Erbietende braucht nicht das Bewußtsein zu haben, zu einem Verbrechen oder 
zu einer strafbaren Handlung aufzufordern; es genügt die Kenntnis der die Verbrechens- 
eigenschaft begründenden Tatsachen sowie der Wille, den anderen zu der Tat zu be- 
stimmen (RGSt. 60 90). 


IV. Die erfolglose Anstiftung (Abs. 1) und die ihr gleichgestellten anderen Vorberei- 
tungshandlungen (Abs. 2). 

Die erfolglose Anstiftung wird nicht nur mit Strafe bedroht, wenn das Verbrechen 
nicht zur Ausführung gelangt, sondern auch dann, wenn das Verbrechen unabhängig 
von der Aufforderung ausgeführt wird. 


1. Unter Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens oder zur Teilnahme an einem 
solchen (Abs. 1) ist die an einen anderen gerichtete Erklärung zu verstehen, die den 
anderen zur Begehung des betreffenden Verbrechens bestimmen oder in seinem bereits 
gefaßten Beschluß bestärken soll. Die Erklärung braucht nicht ausdrücklich zu erfolgen; 
es genügt eine Erklärung durch schlüssige Handlungen. Die Aufforderung kann auch in 
der Erteilung eines Rats bestehen (RGSt. 58 351). In der Übersendung eines Rezepts 
kann die Aufforderung zur Abtreibung gefunden werden (RG Recht 1912 Nr. 331). Die 
Aufforderung muß ernstlich auf die Begehung eines Verbrechens gerichtet sein; hat 
der Auffordernde nicht den Willen, daß der Aufgeforderte das Verbrechen begehe, so 
liegt keine Aufforderung vor (RGSt. 57 172). Es genügt nicht, daß die nicht ernst ge- 
meinte Aufforderung nach der Absicht des Auffordernden den Eindruck der Ernstlich- 
keit hervorrufen sollte (Frank Anm. 11, Olshausen Anm. 6; and. Lobe Anm. 4a). Der 
Aufgeforderte braucht keine bestimmte Person zu sein; es genügt, daß die Auf- 
forderung an mehrere, nicht individuell bestimmte Personen gerichtet ist. 

Der Tatbestand erfordert weiter, daß die Aufforderung zur Kenntnis desjenigen ge- 
langt, an den sie sich richtet (RGSt. 26 82; and. Lobe Anm. 4e). Dafür ist aller- 
dings nicht erforderlich, daß der Aufgeforderte Inhalt und Sinn der Aufforderung ver- 
standen hat; es genügt, daß die Erklärung an ihn in der Weise gelangt ist, daß die 
übermittelnden Laute und Schriftzeichen für ihn erkennbar wurden (RG JW 19838 
S. 658). Daraus ergibt sich, daß der Aufgeforderte nicht zurechnungsfähig zu sein braucht, 
damit die Aufforderung strafbar ist (RGSt.47 230; and. Allfeld S. 220). Die Aufforderung 
muß aber stets mit Willen des Auffordernden zur Kenntnis des Aufgeforderten kommen. 


2. Unter dem Erbieten zur Begehung eines Verbrechens (Abs. 2) ist die Erklärung zu 
verstehen, die Tat begehen zu wollen, falls der andere annehme. Ebenso wie bei der Auf- 
forderung (oben 1) ist erforderlich, daß das Erbieten ernstlich auf die Begehung eines 
Verbrechens gerichtet ist (RGSt. 68 199). 

Vollendet ist der Tatbestand erst dann, wenn derjenige, an den es sich richtet, von 
dem Erbieten Kenntnis erlangt hat. 

Ein Erbieten ist auch die Annahme der Aufforderung. Hierunter ist die Erklä- 
fung zu verstehen, der Aufforderung Folge leisten zu wollen. Die Annahme kann aus- . 
drücklich oder durch schlüssige Handlungen erklärt werden. Erforderlich ist, daß die 
Annahme von dem Annehmenden ernstlich gemeint ist. Ist dies der Fall, dann kommt 
es für die Strafbarkeit der Annahme nicht darauf an, ob auch die Aufforderung ernst 
gemeint war oder nicht; denn Annahme und Aufforderung haben jede ihre eigene Ge- 
fährlichkeit (RGSt. 57 245). Aus dem gleichen Grunde ist die Annahme auch dann straf- 
bar, wenn der Auffordernde unzurechnungsfähig ist. 
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Erforderlich ist, daß die Annahme zur Kenntnis des Auffordernden gekommen ist. 


8. Annahme des Erbietens (Abs. 2) ist die Erklärung, mit dem Erbieten einverstanden 
zu sein. Die Annahme kann ausdrücklich oder durch schlüssige Handlungen erklärt 
werden. Die Annahme muß von dem Annehmenden ernstlich gemeint sein. Anders 
als bei der Annahme der Aufforderung (oben 3) ist hier aber für die Strafbarkeit der An- 
nahme auch Ernstlichkeit des Erbietens erforderlich; wird ein nicht ernstliches Erbieten 
angenommen, so ist dies nicht gefährlich; die Annahme eines derartigen Erbietens 
braucht daher auch nicht bestraft zu werden (RGSt. 57 245, Frank Anm. Ill3 a.E., 
Olshausen Anm. 7; and. Lobe Anm. 7). Wegen der darin liegenden Gefährlichkeit ist 
dagegen die Annahme des Erbietens eines Unzurechnungsfähigen strafbar (Olshausen 
Anm. 10). 


Auch hier muß der sich Erbietende von der Annahme des Erbietens Kenntnis er- 
halten haben. 


4. Unter Verabredung (Abs. 2) ist das zwischen mindestens zwei Personen irgendwie 
hergestellte Einverständnis zu verstehen, daß die Tat ausgeführt werden soll; die Art 
der Ausführung braucht in ihren Einzelheiten noch nicht festgelegt zu sein (RGSt. 69 
165). Eine bloße Gedankenäußerung, Vorbesprechung oder Werbung von Tätern ent- 
hält noch keine Verabredung (RG HRR 1927 Nr. 541). Erforderlich ist, daß jeder der 
sich Verabredenden die Tat fördern will; die Ausführung der Tat kann einem Dritten 
überlassen bleiben (RGSt. 58 393, 59 378; and. Lobe Anm. 4). Die Verabredung setzt 
voraus, daß beide die Tat ernstlich wollen; keine Verabredung liegt daher vor, wenn 
der eine von beiden als agent provocateur die Tat nur zum Schein will (RGSt. 58 393). 
Möglich ist auch eine Verabredung mit einem Unzurechnungsfähigen, sofern dieser nur 
die Vorgänge begreift und mit ihm ein Einvernehmen hergestellt werden kann. 


‘ 5. Für ein Eintreten in eine ernsthafte Verhandlung (Abs. 2) genügt es, daß der Ent- 
schluß zur Straftat in dem einen feststeht, während der andere vielleicht nur bezweckt, 
einen verbrecherischen Plan aufzudecken. | 


V. Ebenso wie bei der Anstiftung wird auch die erfolglose Beihilfe als Beihilfe bestraft, 
wenn das Verbrechen nicht oder unabhängig von der Hilfeleistung zur Ausführung ge- 
ae (Abs. 3); vgl. ein Beispiel in VGH DR 1942 S. 721 Nr. 2. 


Wu. An dem Verbrechen aus $ 49a ist Anstiftung und Beihilfe nach den | gewöhn- 
lichen Grundsätzen möglich. 


VII Als Strafe droht das Gesetz für die erfolglose Anstiftung, für die erfolglose Bei- 
hilfe sowie für die sonstigen Vorbereitungshandlungen die volle Täterstrafe an. Bei der 
erfolglosen Anstiftung und den ihr in Abs. 2 gleichgestellten Vorbereitungshandlungen 
kann die Strafe aber nach den Grundsätzen des $ 44 gemildert werden; bei der erfolg- 
losen Beihilfe kann derRichter die Strafe nach pflichtgemäßem Ermessen mildern oder 
von Strafe absehen. Ob und inwieweit von dieser Milderungsmöglichkeit Gebrauch zu 
machen ist, wird von der Intensität des verbrecherischen Willens abhängen. 


Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, wer freiwillig und endgültig davon ab- 
sieht, die Straftat zu begehen und ihre Begehung oder den Frfolg verhindert (Abs. 2). 
Auf die Gründe, aus denen von der Begehung der Straftat abgesehen wird, kommt es 
nicht an. Entsprechend den Grundsätzen des Willensstrafrechts tritt die Straffreiheit 
auch für den ein, der sich freiwillig und ernstlich bemüht, die Begehung oder den Erfolg 
zu verhindern, wenn nicht sein Bemühen, sondern ein anderer Umstand (z.B. eine 
Naturkraft oder ein aus eigenem Antrieb handelnder Unbeteiligter) dies erreicht 
(Abs. &). 
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Wer an einer Verbindung teilnimmt, die Verbrechen wider das Leben bezweckt oder als 
Mittel für andere Zwecke in Aussicht nimmt, oder wer eine solche Verbindung unter- 
stützt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 

Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, wer der Behörde oder dem Bedrohten so 
rechtzeitig Nachricht gibt, daß ein in Verfolgung der Bestrebungen der Verbindung be- 
absichtigtes Verbrechen wider das Leben verhindert werden kann. 


L Die Vorschrift gestaltet als besonders gefährliche Vorbereitungshandlungen die Ver- 
bindung zu Verbrechen wider das Leben zu einem selbständigen Tatbestand aus 
(RG JW 1988 S. 2337). Der Zweck der Vorschrift ist nicht in erster Linie der Schutz 
des Lebens des einzelnen, sondern die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
(RGSt. 69 168). 

Der Versuch eines Vergehens gegen $ 49b ist straflos, da eine besonders unter Strafe 
gestellte Vorbereitungshandlung vorliegt (RGSt. 58 394, Lobe Anm.6; vgl. oben $ 43 
Anm. VI 3; and. Schäfer-Dohnanyi 8.13). Anstiftung und Beihilfe sind nach den 
allgemeinen Grundsätzen strafbar. 


II. Der objektive Tatbestand setzt zunächst Bestehen einer Verbindung mit einem be- 
stimmten Zweck voraus. 


1. Unter einer Verbindung ist eine auf längere Dauer berechnete Vereinigung mehrerer 
Menschen zur Verfolgung gemeinsamer Zwecke zu verstehen, in der der einzelne unter 
den irgendwie zum Ausdruck gekommenen Willen der Gesamtheit untergeordnet ist. 
Die Berechnung auf längere Dauer unterscheidet die Verbindung von der Ansammlung. 
Das Vorhandensein einer gewissen Organisation ist das unterscheidende Merkmal zwi- 
schen Verbindung und Verabredung. Der Begriff der Verbindung erfordert nicht, wie 
Frank $28 Anm. I meint, daß sie über die bei der Gründung vorhandenen Mitglieder 
hinaus berechnet sein muß (übereinstimmend Olshausen $ 128 Anm. 2, Lobe Anm. 2, 
Schäfer-Dohnanyi S. 4). Die Vereinigung braucht auch nicht eine so feste Form an- 
genommen zu haben, daß sie als ein besonderes Rechtssubjekt erscheint; es genügt 
eine Ordnung der Verbindung in der Art, daß der einzelne dem Willen der Gesamtheit 
untergeordnet ist. | 


2. Die Verbindung muß unmittelbar Verbrechen wider das Leben bezwecken oder ein 
solches als Mittel für andere Zwecke in Aussicht nehmen. Es ist nicht erforderlich, daß 
die Verabredung die Begehung mehrerer solcher Verbrechen bezweckt; es genügt auch 
die Verabredung zu einer Einzeltat (RG JW 1988 S. 2337). 


a) Unter Verbrechen wider das Leben sind nur die Verbrechen zu verstehen, bei 
denen der Vorsatz auf Tötung gerichtet ist ($$ 211-215), nicht dagegen alle Tatbestände, 
die im 16. Abschnitt des StGB aufgeführt sind. 

b) Verbrechen wider das Leben sind bezweckt, wenn die Begehung solcher Straftaten 
das Endziel der Verbindung oder Verabredung ist. Es ist nicht erforderlich, daß Einzel- 
heiten der Ausführung bereits festgelegt sind; auch die zu tötende Person braucht noch 
nicht festzustehen. Dieser Zweck wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Verbin- 
dung noch andere Ziele verfolgt. Verbrechen wider das Leben sind auch dann bezweckt, 
wenn es sich nach der Vorstellung und dem Willen der Teilnehmer an der Verabredung 
um ein von dem oder den zukünftigen Tätern mit bedingtem OEL auszufüh- 
rendes Verbrechen handelt (RGSt. 68 361). 

c) Sind Verbrechen gegen das Leben nicht der Zweck der Verbindung oder Ver- 
abredung, dann genügt es auch, daß sie derartige Verbrechen als Mittel für andere 
Zwecke in Aussicht nimmt. Es kommen hier Zwecke jeder Art in Betracht. 


N 49 IMm-VI 3. Abschnitt. Teilnahme 
8. Über die Strafbarkeit einer Verabredung vgl. $ 49a Anm. IV. 


IH. Bestraft wird, wer an einer Verbindung teilnimmt oder wer eine solche Ver- 
bindung unterstützt. 


1. An der Verbindung nimmt jeder teil, der Mitglied der Verbindung ist; Nicht- 
mitglieder können an einer Verbindung nicht teilnehmen. Dies ergibt sich daraus, daß 
das Gesetz dem Teilnehmer denjenigen gleichstellt, der die Verbindung unterstützt. 
Für die Erlangung der Mitgliedschaft ist nicht eine formelle Erklärung erforderlich; 
die Mitgliedschaft kann bereits in der Unterordnung des einzelnen unter den Willen 
der Gesamtheit zum Ausdruck kommen. Die Mitgliedschaft genügt aber auch; es ist nicht 
erforderlich, daß das Mitglied eine Handlung vornimmt, eine Tätigkeit zur Förderung 
der Ziele der Verbindung entfaltet (and. RG Recht 1928 Nr. 948). 

Darauf, ob der Teilnehmer die von der Verbindung benutzten Mittel zur Durch- 
setzung ihrer Ziele billigt, kommt es nicht an. 

In der bloßen Teilnahme an der Verabredung eines Mordes liegt nicht schon begriff- 
lich Teilnahme an dem später von anderen ausgeführten Mord (RGSt. 59 378). 


2. Eine Verbindung unterstützt, wer eine Tätigkeit entfaltet, die geeignet ist, die von 
der Verbindung verfolgten Ziele zu fördern, oder wer etwas unterläßt, was geeignet ist. 
die Erreichung der von der Verbindung verfolgten Ziele zu verhindern. Eine Förderung 
kann etwa in der Zahlung von Geldbeträgen, in der Gewährung von Unterkunft, in der 
Zurverfügungstellung von Räumen geschehen. Auch die Anstiftung zur Teilnahme an 
einer bereits bestehenden Verbindung ist eine Unterstützung. Die Nichtanzeige eines 
geplanten Verbrechens wird dagegen nicht als Unterstützung anzusehen sein. Es ist 
gleichgültig, ob die Unterstützung der Verbindung als solcher oder einzelnen Mitgliedern 
gewährt wird. Die Absicht der Förderung ist noch keine Unterstützung. Andererseits 
ist es nicht erforderlich, daß die Ziele der Verbindung tatsächlich gefördert worden sind. 
Eine Verbindung kann nur unterstützt werden, solange sie besteht. Dies ist von Be- 
deutung für die Abgrenzung der Unterstützung gegenüber der Anstiftung und Be- 
günstigung. 


IV. Die Strafe ist grundsätzlich Gefängnis nicht unter 3 Monaten (Abs. 1). In beson- 
ders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu 5 Jahren (Abs. 2). Ein besonders 
schwerer Fall liegt nur vor, wenn der Hergang sich von dem gewöhnlichen Bild einer 
solchen Verabredung in einer den Täter belastendenWeise unterscheidet. Bei mehreren 
Tatteilnehmern kann bei dem einen ein besonders schwerer Fall vorliegen, bei dem ande- 
ren nicht (RGSt. 69 169). Darüber, ob die Tat durch Annahme eines besonders schweren 
Falles zu einem Verbrechen wird, vgl. die Bemerkungen zu $ 1. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(RGSt. 69 165). Zum Vorsatz gehört insbesondere die Kenntnis des Umstandes, daß 
die Verbindung Verbrechen wider das Leben bezweckt oder als Mittel für andere Zwecke 
in Aussicht nimmt. Hinsichtlich der Unterstützung genügt das Bewußtsein des Täters, 
daß seine Handlungsweise geeignet ist, die Verbindung zu fördern. 


VI. Tätige Reue führt zu einem persönlichen Strafausschließungsgrund für den- 
jenigen, der der Behörde oder dem Bedrohten so rechtzeitig Nachricht gibt, daß ein in 
Verfolgung der Bestrebungen der Verbindung beabsichtigtes Verbrechen wider das Leben 
verhindert werden kann (Ab. 3). 


1. Als Nachricht genügen alle Mitteilungen, die für die Verhinderung der beabsich- 
tigten Straftat ausreichend sind. Die Form der Nachricht ist ohne Bedeutung. Erforder- 
lich ist, daß der Adressat zur Wahrnehmung der Nachricht in der Lage ist (RGSt. 59 
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118). Die Nachricht muß von dem Teilnehmenden oder von dem Unterstützenden ge- 
geben werden. 

2. Die Nachricht kann der Behörde oder dem Bedrohten gegeben werden; der Be- 
nachrichtigende hat zwischen beiden die Wahl. Als Behörde ist hier jede Dienststelle 
des Staates anzusehen, von der nach Lage der Sache Maßnahmen zur Verhinderung der 
Straftat zu erwarten sind; es kommen nicht nur Polizeibehörden oder die Staatsanwalt- 
schaft in Betracht. Die Erstattung der Anzeige bei einer offenbar unzuständigen Behörde 
genügt nicht. 

8. Rechtzeitig ist die Nachricht dann, wenn die Verhinderung der Straftat noch 
möglich ist. Sie ist auch dann rechtzeitig, wenn die geplante Tat schon in das Versuchs- 
stadium getreten ist (Lobe Anm. 8; and. Schäfer-Dohnanyi $. 15). Es genügt die Mög- 
lichkeit der Verhinderung der Straftat; daß diese wirklich verhindert wird, ist nicht 
vorausgesetzt. 

4. Auch die Anzeige hat strafbefreiende Wirkung, die bei der Behörde erst eingeht, 
nachdem diese bereits von dritter Seite von der geplanten Straftat Kenntnis erhalten 
hatte. Wußte der Anzeigende aber, daß die Behörde schon Kenntnis hatte, so kann er 
sich nicht durch eine spätere Anzeige noch Straffreiheit verschaffen. 

&. Die tätige Reue bewirkt stets nur, daß keine Bestrafung nach $ 49b eintritt; das 
Gesetz sagt, daß nur nach diesen Vorschriften (d.h. $49b Abs. 1 und 2) nicht bestraft 
wird (Abs. 3). Hat sich der Teilnehmende oder Unterstützende an einer dem Ziele der 
Verbindung oder Verabredung dienenden begangenen Straftat als Täter, Anstifter oder 
Gehilfe beteiligt, so befreit die Anzeige ihn nicht von der Strafe, die er wegen dieser 
Straftat verwirkt hat. 


VD. Streitig ist, ob dieselbe strafbefreiende Wirkung wie die Nachricht die tatsäch- 
liche Verhinderung der beabsichtigten Tat hat. Der Zweck der Vorschrift ist es, 
die öffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten; dieser Zweck wird durch die tatsächliche 
Verhinderung sicherer erreicht als durch die Nachricht; die tatsächliche Verhinderung 
muß daher die gleiche Wirkung haben wie die Nachricht (Frank Anm. IIl, Kohlrausch 
Anm.6; and. Olshausen Nachtrag 8. 78). 


VII. Was das Verhältnis der Bestimmung zu anderen Straftaten angeht, so entfällt 

eine Bestrafung aus $ 49b für diejenigen Teilnehmer oder Unterstützenden, die das ge- 
plante Verbrechen wenigstens strafbar versucht haben, sofern dadurch der Zweck der 
Verbindung erledigt ist (RGSt. 59 377; RG JW 1988 S. 2337 und die überwiegende 
Ansicht im Schrifttum; and. Schäfer-Dohnanyi S. 4, 13). Ist dies nicht der Fall, dann 
kann je nach den Umständen Idealkonkurrenz oder Realkonkurrenz vorliegen. Tritt 
der Teilnehmer von dem Versuch der Tötung nach $ 46 zurück, so ist er doch nach 
$49b strafbar (RG JW 1988 S. 2337 mit Anm. Wegner), sofern er sich nicht durch eine 
Nachricht nach $ 49b Abs. 3 Straffreiheit verschafft (hierzu oben VI 3). 
“ Als Spezialgesetze gehen dem $ 49b vor $5 Nr. 1 VO zum Schutz von Volk und Staat 
vom 28. Februar 1933 (RGBI. I S. 83) und $ 4 Abs.14 Nr.1 und 2 Ges. zur Gewähr- 
leistung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 1933 (RGBI.I S. 723). Dagegen nimmt 
Schwarz Anm. 9 in diesen Fällen die Möglichkeit von Idealkonkurrenz an; wie hier für 
Gesetzeskonkurrenz dagegen Olshausen Nachtrag S. 78. 


Ss 50 
Sind mehrere an einer Tat beteiligt, so ist jeder ohne Rücksicht auf die Schuld des 
anderen nach seiner Schuld strafbar. 


Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönliche Eigenschaften oder Verhältnisse die 
Strafe sehärfen, mildern oder ausschließen, so gilt dies nur für den Täter oder Teilnehmer, 
bei dem sie vorliegen. 
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Schrifttum: Kohlrausch, Täterschuld und Teilnehmerschuld, in: Erwin Bumke zum 65.Ge- 
burtstage, 1939, S. 39 (50).- Lange, Die notwendige Teilnahme, 1940, S. 52.- v.d.Lühe, Probleme 
um $50 StGB, 1940 (Diss. Hamburg). -— Hans-Hermann Meyer, Die Zurechnung der besonderen 
Tatumstände nach $ 50 StGB, 1940 (Diss. Würzburg). 


L Der durch die StrafrechtsangleichungsVO eingefügte Abs. 1 bringt einen wesent- 
lichen Grundsatz des Willensstrafrechts zum Ausdruck: jeder an einer strafbaren Hand- 
lung Beteiligte ist nach seiner Schuld zu bestrafen. Aus diesem Grundsatz ergeben sich 
verschiedene Folgerungen. Für die Strafbarkeit der Teilnahme genügt es, daß der Teil- 
nehmer schuldhaft das tatbestandsmäßige rechtswidrige Verhalten eines anderen för- 
dert; darauf, ob der andere mit schuldhaftem Vorsatz gehandelt hat, kommt es nicht an 
(vgl. auch Bem. V vor $ 47). Dieser Grundsatz kann ferner dazu führen, daß Täter und 
Teilnehmer aus verschiedenen Strafgesetzen zu bestrafen sind. Ist der Täter etwa nur 
wegen fahrlässiger Begehung einer Tat (z. B. wegen fahrlässiger Transportgefährdung, 
$ 316) zu bestrafen, so kann bei dem Gehilfen Vorsatz vorliegen; dieser wäre dann wegen 
Beihilfe zu vorsätzlicher Transportgefährdung ($ 315) zu bestrafen. Über die Tragweite 
dieses Grundsatzes vgl. Mezger DStR 1943 S. 118, Rietzsch DJ 1943 S. 310, Schönke 
DR 1943 S. 721. j 


II. Aus der Akzessorietät der Teilnahme könnte man folgern, daß der Teilnehmer nach 
dem Strafrahmen der Haupttat unabhängig davon zu bestrafen ist, ob gewisse persön- 
liche Eigenschaften oder Verhältnisse, die bei dem Täter vorliegen, auch bei ihm gegeben 
sind. Diese Folgerung wird aber vom Gesetz nur gezogen, soweit es sich bei diesen Eigen- 
schaften oder Verhältnisse um solche strafbegründender Art handelt; straferhöhende. 
strafmildernde sowie strafausschließende persönliche Eigenschaften und 
Verhältnisse sind nach Abs. 2 nur dem Täter oder demjenigen Teilnehmer zuzurech- 
nen, bei dem sie vorliegen. Der Vorschrift liegt auch der Gedanke zugrunde, daß ein 
jeder an einer strafbaren Handlung Beteiligte nach seiner Schuld bestraft werden soll. 
Dieser Gedanke kann aber nicht dazu führen, im Falle einer Pflichtverletzung des Täters 
(z. B. beim unechten Amtsdelikt des $ 350) die größere Schwere der Teilnehmerschuld 
dadurch zu berücksichtigen, daß der unübertragbare Pflichtverletzungsgedanke auf den 
Teilnehmer übertragen und etwa der anstiftende Nichtbeamte nach $8350, 48 bestraft 
würde; der erhöhten Teilnehmerschuld ist vielmehr bei der Bemessung der aus $ 246 
zu entnehmenden Strafe Rechnung zu tragen (RG JW 1988 S. 1583, RGSt. 75 289, 
Lange aaO S. 57/58; and. Kohlrausch Anm. 1). 

In Betracht kommen nur persönliche Eigenschaften oder Verhältnisse, die straf- 
erhöhend, strafmildernd oder strafausschließend wirken; außer Betracht müssen straf- 
begründende Eigenschaften oder Verhältnisse bleiben. 


1. Persönliche Eigenschaften sind Merkmale des Wesens eines Menschen selbst; es 
wird hierbei eine gewisse Dauer in der Eigenheit des Menschen erforderlich sein, um von 
einer persönlichen Eigenschaft sprechen zu können (hiergegen Kohlrausch Anm. 4). Per- 
sönliche Verhältnisse sind Merkmale der Beziehungen des Menschen zur Außenwelt, 
seien es Menschen oder Dinge; sie können auch nur vorübergehend sein (hiergegen 
Kohlrausch Anm. 4). Das Anvertrautsein einer Sache ($ 246) ist weder eine persönliche 
Eigenschaft noch ein persönliches Verhältnis (Kohlrausch ZAkDR 1939 S. 246; and. RG- 

°St. 72 328). Außer diesen Eigenschaften und Verhältnissen können aber gewisse sonstige 
auch nur vorübergehende Beziehungen nach dem Grundgedanken des $ 50 dieser Vor- 
schrift unterstellt werden; dies muß vor allem für Motive im $ 211 gelten, z. B. für die 
Habgier (Mezger DStR 1943 S. 124; and. Schwarz ZAkDR 1942 S. 211). 

In Betracht kommen stets aber nur persönliche Eigenschaften Verhältnisse oder Be- 
ziehungen, nicht dagegen die sachlichen Umstände wie z. B. der die Tat qualifizierende 
spätere Erfolg (RGSt.56 378) oder das Handeln gegen Entgelt (RGSt. 60 159). 
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2%. Es genügen nur solche persönlichen Eigenschaften oder Verhältnisse, die straf- 
schärfend, strafmildernd oder strafausschließend wirken. Eine persönliche Eigenschaft, 
diestrafschärfend wirkt, ist z.B. nach $ 20a die Eigenschaft als gefährlicher Gewohn- 
heitsverbrecher (RGSt.68 391). Derartige persönliche Eigenschaften sind z. B. weiter 
die Rückfälligkeit (RGSt. 54 275 und die überwiegende Meinung im Schrifttum, 
and. Olshausen Anm. 3), ferner die Gewerbs- und Gewohnheitsmäßigkeit, soweit sie 
nicht strafbegründend wirken. Strafschärfend ist die Gewerbsmäßigkeit z. B. bei der 
Abtreibung (RGSt. 72 226) und bei der Hehlerei ($ 260); vgl. weiter RGSt. 71 73. Ein 
persönlicher straferhöhender Umstand ist vor allem auch die Beamteneigenschaft bei 
den unechten Amtsdelikten wie z. B. im $ 350 (RGSt. 656 105, 68 91, 75 290, RG JW 1938 
S.1583; and. Kohlrausch Anm. 1, 3). Zu den strafmildernden persönlichen Umstän- 
den gehört z. B. jugendliches Alter ($ 9 JGG), weiter etwa die Eigenschaft als unehe- 
liche Mutter in $ 217 (RG HRR 1983 Nr. 1056) ; die mildernden Umstände gehören nicht 
hierher. Über $ 157 vgl. die Bemerkungen zu dieser Bestimmung. Ein strafausschlie- 
Bendes persönliches Verhältnis ist z. B. das als Ehegatte bei der Notentwendung ($ 248a 
Abs. 3). | 

Strafbegründende Umstände fallen nicht unter $ 50, selbst wenn sie auf persönlichen 
Eigenschaften oder Verhältnissen beruhen. Derartige strafbegründende Umstände sind 
z.B. die Beamteneigenschaft bei den echten Amtsdelikten (RGSt. 28 102), ferner die 
Gewerbsmäßigkeit oder die Gewohnheitsmäßigkeit, soweit sie strafbegründend. ist wie 
z.B. beim gewerbsmäßigen Glücksspiel in $ 285, beim Sachwucher in $ 302e oder bei 
der Kuppelei in $ 180. Wer zur Verfolgung Unschuldiger ($ 344) anstiftet, wird gemäß 
$$ 344, 48 bestraft, auch wenn er selbst nicht Beamter ist. Der Gehilfe wird z. B. hier 
auch aus $ 285 bestraft, selbst wenn er nicht gewerbsmäßig handelt (RGS$t. 59 140); vgl. 
hierzu Goedel JW 1937 S. 715. 


II. Straferhöhende und strafmildernde persönliche Eigenschaften und Verhältnisse 
sind bei der Wahl des Strafrahmens nur bei dem Täter oder Teilnehmer zu berücksich- 
tigen, bei dem sie vorliegen. Wenn das Gesetz von Zurechnen spricht, so bedeutet dies 
nicht wie sonst eine Zurechnung zur Schuld; es handelt sich hier nur um die Berück- 
sichtigung dieser Umstände bei der Festsetzung des Strafrahmens (RG GoltdArch 74 
5. 274). Bei der Anstiftung zur Amtsunterschlagung wird der Beamte aus $ 350 bestraft, 
der anstiftende Nichtbeamte dagegen nur aus $$ 246, 48 (RGSt. 55 182; and. Kohlrausch 
Anm.1, 3). Bei der Abtreibung kann der Gehilfe wegen gewerbsmäßiger Beihilfe zur 
Abtreibung strafbar sein, auch wenn der Haupttäter nicht gewerbsmäßig gehandelt hat 
(RGSt. 72 226). Es macht dabei keinen Unterschied, ob die besonderen persönlichen 
Verhältnisse nur den Grundtatbestand verändern oder ob sie eine neue selbständige 
Straftat schaffen, sich aber auf einen Grundtatbestand beziehen. Wer die uneheliche 
Mutter zur Tötung ihres neugeborenen Kindes anstiftet, wird nach $$ 212, 48 bestraft, 
die Mutter dagegen nur nach $ 217 (RGSt. 72 373). 

Wenn die besonderen persönlichen Eigenschaften und Verhältnisse für die Wahl des 
Strafrahmens nur bei dem Täter oder Teilnehmer zu berücksichtigen sind, bei dem sie 
vorliegen, so schließt dies nicht aus, die Verletzung einer besonderen Pflicht durch den 
Haupttäter bei der Strafzumessung für den. Teilnehmer strafschärfend zu berücksichtigen. 
Leistet jemand in nichtamtlicher Eigenschaft einem Beamten zu einer Körperverletzung 
im Amt Beihilfe, dann ist der Nichtbeamte nach $ 223 zu bestrafen; es kann aber bei 
der aus dieser Bestimmung zu entnehmenden Strafe strafschärfend berücksichtigt wer- 
den, daß die Beihilfe zu einer Körperverletzung im Amt geleistet worden ist (RG JW 
1988 S.1583, Lange aaO. S. 57/58; and. Kohlrausch Anm. 1; vgl. noch oben Anm. I). 
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VIERTER ABSCHNITT 
GRÜNDE, WELCHE DIE STRAFE AUSSCHLIESSEN ODER MILDERN 


Vorbemerkungen zu den 88 51 ff. 


I. In dem vorliegenden Abschnitt faßt das Gesetz eine Reihe von Fällen zusammen, 
die zum Ausschluß der Bestrafung führen. Die behandelten Fälle sind sehr verschieden- 
artig; sie haben kaum etwas anderes gemein „als eben nur das äußerliche Kriterium, 
daß keine Bestrafung eintritt“ (RGSt. 11 57). Über die rechtliche Natur der einzelnen 
in diesem Abschnitt behandelten Fälle kann aus der Überschrift nichts entnommen 
werden. 

Wenn der vorliegende Abschnitt auch eine Reihe von Gründen, durch die die Rechts- 
widrigkeit oder die Schuld ausgeschlossen wird, nennt, so kann daraus nicht gefolgert 
werden, daß andere als die hier genannten Gründe diese Wirkung nicht haben könnten; 
der Kreis der Rechtfertigungsgründe und der Schuldausschließungsgründe ist durch 
die folgenden Bestimmungen nicht abschließend umgrenzt (and. RGSt.2 269, wonach 
der die Strafausschließungsgründe behandelnde Abschnitt 4 des ersten Teils diese Ma- 
terie erschöpft; diese Entscheidung ist aber vor allem durch die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts über den übergesetzlichen Notstand als überholt anzusehen). 

Vor der Behandlung der einzelnen Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe soll 
jeweils kurz darauf hingewiesen werden, was unter Rechtswidrigkeit und unter Schuld 
zu verstehen ist. 


DO. Die Rechtswidrigkeit 


Schrifttum: Berges, Zum Rechtswidrigkeitsbegriff eines völkischen Strafrechts, DStR 1935 
S. 440. -— Graf zu Dohna, Die Rechtswidrigkeit als allgemeingültiges Merkmal im Tatbestand straf- 
barer Handlungen, 1905. -— Graf zu Dohna, Recht und Irrtum, 1925. -— Hold von Ferneck, Die 
Rechtswidrigkeit Bd. 1,1903, Bd. II, 1905.—- Fischer, Die Rechtswidrigkeit,1911.-v.Gemmingen, 
Die Erfassung der Rechtswidrigkeit im System eines Willensstrafrechts, DStR 1935 S. I05. — Mez- 
ger, Die materielle Rechtswidrigkeit im kommenden Strafrecht, ZStW 55 S. 1. - Nagler, Der Be- 
griff der Rechtswidrigkeit in: Festg. Frank I S. 339. -— Schaffstein, Die materielle Rechtswidrigkeit 
im kommenden Strafrecht, ZStW 55 S. 18. - Thierack, Notwehr, Notstand — Rechtfertigungsgründe 
im neuen Strafrecht, in: Akademiedenkschrift S. 85. — Vgl. weitere eingehende Nachweise bei v.Hippel 
II S. 184 Anm. 2, v.Liszt-Schmidt S. 173. 


Rechtswidrig ist eine Handlung dann, wenn sie tatbestandsmäßig oder einer tat- 
bestandsmäßigen Handlung rechtsähnlich ist und ein Rechtfertigungsgrund (z. B. Not- 
wehr) nicht gegeben ist; man bezeichnet dies als die sog. formelle Rechtswidrigkeit. 
Als der formellen Rechtswidrigkeit übergeordnet wird die materielle Rechtswidrigkeit 
angesehen, ‚‚die ihrem Wesen nach ein Angriff auf die Lebensbedingungen der Volks- 
gemeinschaft ist‘“ (Klee in Gürtner I S. 74; über die materielle Rechtswidrigkeit näher 
Mezger S.197, Sauer, Grundlagen des Strafrechts, 1921, S. 273 ff.). Abweichend von 
der hier dargelegten herrschenden Auffassung, aber auch wieder unter sich abweichend, 
bestimmen die Rechtswidrigkeit Mayer S. 24 und Welzel S. 26. 

Die Erfüllung eines Tatbestandes ist nur dann rechtswidrig, ist nur dann unrecht, 
wenn kein Rechtfertigungsgrund vorliegt (vgl. hierzu näher Dohna S. 21, v.Hippel Il 
S.185, 188, Mezger S. 205 und Mezger Grundriß S. 71). Die Rechtfertigungsgründe 
werden im Schrifttum verschiedentlich auch als Unrechtsausschließungsgründe 
oder als negative Tatbestandsmerkmale bezeichnet; alle diese Ausdrücke sind 
gleichbedeutend (vgl. hierüber näher v.Hippel II 8. 189). 
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Wenn man sozial adäquate Handlungen als nicht unter den Deliktstatbestand 
fallend ansieht und den Begriff der sozialen Adäquanz so weit ausdehnt, wie es Welzel 
S. 33/34 tut, dann spielt eine Reihe der im folgenden behandelten Rechtfertigungs- 
gründe eine nur unerhebliche Rolle. Welzel erkennt auch Rechtfertigungsgründe an und 
weist S. 47 darauf hin, daß die Grenze zwischen sozialer Adäquanz und Rechtfertigungs- 
grund im Einzelfall flüssig sein kann. 


h 


II. Die einzeinen Rechtfertigungsgründe. Der Ausschluß der Rechtswidrigkeit beruht 
teils auf ausdrücklicher Gesetzesbestimmung oder Gewohnheitsrecht, teils ergibt er sich 
aus allgemeinen Erwägungen. Strafrechtlich bedeutsame Rechtfertigungsgründe ent- 
halten nicht nur die Strafgesetze, sondern auch Vorschriften anderer Rechtsgebiete, 
1. B. die $$ 228, 904 BGB. 

Der Rechtssatz, durch den die Rechtswidrigkeit einer einen , Tatbestand erfüllenden 
Handlung ausgeschlossen wird, braucht nicht immer ausdrücklich ausgesprochen zu 
sein; „er kann sich aus dem Zusammenhang der Rechtsordnung, also insbesondere auch 
aus den rechtlich anerkannten militärischen Notwendigkeiten ergeben oder auf einer 
zum Gewohnheitsrecht gewordenen Übung beruhen“ (RGSt. 59 406). Ähnlich heißt es 
ı.B. in RGSt.68 218, daß der Ausschluß der Rechtswidrigkeit nicht ausdrücklich be- 
stimmt zu sein braucht, „sondern es genügt, wenn er sich dem Zusammenhang der 
Rechtssätze auf Grund der allgemeinen Rechtsanschauung entnehmen läßt“. 

Führt jemand die Lage, die sonst die Tat rechtfertigen würde, selbst absichtlich her- 
bei, um in der so geschaffenen Lage die Tat ungestraft begehen zu können, so ist sein 
Handeln rechtswidrig. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn jemand durch einen Mißbrauch 
seiner Befehlsgewalt selbst geflissentlich die Gefahrenlage schafft, die, für sich genom- 
men, den Gebrauch der Schußwaffe rechtfertigt (RG DR 1989 S. 364 Nr. 11, RG HRR 
1940 Nr. 1143, v.Hippel II S. 196, Kohlrausch Bem. 2 vor $ 51; vgl. weiter auch unten 
$ 53 Anm.II 2). 

Gegenüber einer gerechtfertigten Handlung ist Notwehr unzulässig; eine strafbare 
Teilnahme an einer solchen Handlung ist nicht möglich. 


1. Ein Rechttertigungsgrund ist Notwehr nach $ 53; vgl. die Anmerkungen zu dieser 
Bestimmung. Ausgeschlossen wird die Rechtswidrigkeit ferner durch die nach $$ 228, 
3904 BGB gewährten Notstandsrechte, weiter z. B. durch erlaubte Selbsthilfe ($ 229 
BGB). (Vgl. $ 54 Anm. 11.) 

Rechtfertigend wirkt weiter der sog. übergesetzliche Notstand; über diesen vgl. 
unten 8. 


2. Die Rechtswidrigkeit ist in weitem Umfang durch Amtsrechte, durch Amts- und 
Dienstpflichten ausgeschlossen. Amtsrechte kommen z. B. in Betracht beim staatlichen 
Erfüllungszwang wie etwa in der Zwangsvollstreckung, weiter bei den Zwangsmitteln 
des Strafprozesses wie Verhaftung, Beschlagnahme, Durchsuchung, ferner z. B. beim 
Waffengebrauchsrecht der Polizeibeamten und Grenzaufsichtsbeamten. Gesetzliche Be- 
stimmungen über das Waffengebrauchsrecht vgl. $ 53 Anm. I. 


8. Gerechtfertigt ist das Handeln kraft eines bindenden Dienstbefehls dann, wenn der 
Befehl rechtmäßig war; ist der Befehl rechtswidrig, so wird nur die Schuld ausgeschlos- 
sen (v. Liszt-Schmidt S. 210, Lobe S. 40, Mezger S. 226). $ 7 Abs. 2 DBG spricht aus, 
daß der Beamte die dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten oder der kraft be- 
sonderer Vorschrift ihm gegenüber zur Erteilung von Weisungen berechtigten Personen 
zu befolgen hat, soweit gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben ist; ‚die Verantwor- 
tung trifft dann denjenigen, der die Anordnung gegeben hat. Der Beamte darf eine An- 
ordnung nicht befolgen, deren Ausführung für ihn erkennbar den Strafgesetzen zuwider- 
laufen würde“. Für einen SA-Mann reicht die Gehorsamspflicht keinesfalls weiter als 
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für einen Angehörigen der Wehrmacht (RGSt. 71 284 mit Anm. Siegert ZAkDR 1937 
8.570). Vgl. hierzu $ 47 MStGB. 


Schrifttum: v. Ammon, Der bindende rechtswidrige Befehl, 1926 (Strafr. Abh. Heft 217). - 
Brand, Das deutsche Beamtengesetz (3. Aufl. 1940) $ 7 Anm. 4, 5. -— Dolaptschieff, Sind rechts- 
widrige bindende Befehle möglich? ZStW 58 S. 238. -— Hassa, Der rechtswidrige Dienstbefehl an 
Beamte, 1939 (Diss. Leipzig). -— Mayer, Der bindende Befehl im Strafrecht in: Festg. FrankIS. 598 - 
Ramm, Der rechtswidrige verbindliche Befehl, ZStW 58 S. 363. -— Schwinge S. 95 If. 


4. Über das Züchtigungsrecht vgl. die Anmerkungen zu $ 223. 


5. Über die Frage der Rechtswidrigkeit bei ärztlichen Eingriffen vgl. die Anmerkungen 
zu $ 223. 


6. Die Einwilligung 

Schrifttum vgl. zu $ 226a. 

a) Durch die Einwilligung des Betroffenen wird nicht bei allen Tatbeständen die 
Rechtswidrigkeit ausgeschlossen; ob die Einwilligung rechtfertigend wirkt, muß viel- 
mehr für die einzelnen Tatbestände gesondert geprüft werden. Für das Ge- 
biet der Körperverletzung spricht $ 226a jetzt ausdrücklich aus, daß eine Körperver- 
letzung mit Einwilligung des Verletzten nur dann rechtswidrig ist, wenn die Tat trotz 
der Einwilligung gegen die guten Sitten verstößt. Der Gedanke dieser Vorschrift wird 
bei allen Tatbeständen entsprechend anzuwenden sein, bei denen der Einwilligende zur 
Verfügung über das durch die Tat betroffene Rechtsgut befugt ist (hierzu näher Frank 
Bem. III vor $ 51, Mezger S. 213). Beachtlich ist danach die Einwilligung vor allem 
grundsätzlich bei den Vermögensdelikten; so ist z. B. die Rechtswidrigkeit bei Diebstahl, 
Unterschlagung, Sachbeschädigung ausgeschlossen, wenn der Eigentümer in die An- 
eignung oder Zerstörung der Sache willigt (RGSt. 44 42). Ein Ausschluß der Rechts- 
widrigkeit durch Einwilligung kommt ferner etwa bei der Beleidigung in Betracht (RG- 
St. 41 394); gerade bei der Beleidigung wird die Einwilligung trotz ihrer Beachtlichkeit 
wegen des unter b) behandelten Sesichtspunktes aber nicht stets rechtfertigend wirken 
(RGSt. 71 349). Unbeachtlich ist die Einwilligung bei Tötungen, wie sich aus $ 216 
ergibt. Auch die Einwilligung in den Ehebruch hebt dessen Rechtswidrigkeit nicht auf; 
denn die Ehe erzeugt nicht nur private verzichtbare Rechte, ihre Reinerhaltung dient 
vielmehr öffentlichen Interessen (RGSt. 14 202, RG GoltdArch 54 S. 303, Lobe 9. #7, 
Welzel S. 57; and. Frank $ 172 Anm. IV). Aus dem gleichen Gesichtspunkt ist weiter 
z. B. die Einwilligung bei falscher Anschuldigung und bei Meineid als unbeachtlich an- 
zusehen. 

b) Auch wenn der Einwilligende zur Verfügung über das betroffene Rechtsgut befugt 
ist, hat die Einwilligung nur dann rechtfertigende Kraft, wenn sie ernstlich und mit 
vollem Verständnis der Sachlage erteilt ist (RGSt. 41 394, 71 349). Ob diese Vor- 
aussetzung vorliegt, ist nach Lage des einzelnen Falles zu entscheiden; das Alter allein 
ist nicht schlechthin maßgebend (v.Liszt-Schmidt S. 218, Mezger S. 211). Man kann 
die Frage der Einwilligungsfähigkeit auch nicht allgemein nach Analogie der Bestin- 
mungen über das Antragsrecht entscheiden (Gerland S. 160). 

c) Die strafrechtliche Wirkung der Einwilligung tritt ein, wenn sie objektiv erteilt 
war, auch wenn sie der Täter nicht gekannt hat oder hätte kennen müssen (Frank 
Bem. III vor $ 51, Gerland S. 160, v.Liszt-Schmidt S. 218, Mezger S. 209; and. Welzel 
9.56). 

d) Es ist nicht notwendig, daß die Einwilligung ausdrücklich erklärt wird, wie es die 
Willenserklärungstheorie verlangt ; es genügt, daß sie vorhanden ist (sog.Willensrichtungs- 
theorie) (Gerland S. 160, Mezger S. 209). 


?. Einen Rechtfertigungsgrund bildet auch das Handeln im Interesse und in mut- 
maßlicher Einwilligung des Verletzten. Kann der Verletzte nicht einwilligen, so ist die 
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in seinem Interesse erfolgende Handlung rechtmäßig, wenn nach objektivem Urteil 
seine Einwilligung zu erwarten gewesen wäre (Welzel S. 57). Dies ist z. B. dann der Fall, 
wenn jemand während der Abwesenheit seines Nachbarn in dessen Haus eindringt, um 
die zersprungene Wasserleitung zu reparieren. Die hier zu erfassenden Fälle werden viel- 
fach unter dem Gesichtspunkt der Geschäftsführung ohne Auftrag (so besonders v.Hip- 
pel II S. 249), des Handelns im Interesse des Verletzten (so z. B. Frank Bem. III vor 
$ 51) oder unter dem Gesichtspunkt der mutmaßlichen Einwilligung (so z. B. Mezger 
S. 218) behandelt; mit Recht weist aber Welzel S. 57 darauf hin, daß die Heranziehung 
nur eines dieser Gesichtspunkte zu einseitig ist. Vgl. zu dieser Frage noch Lobe S. 48, 49. 


Schrifttum: Arndt, Die mutmaßliche Einwilligung, DJ 1937 S. 583. — Eichler, Handeln im 
Interesse des Verletzten als Rechtfertigungsgrund, 1931 (Strafr. Abh. Heft 284). -— v.Hippel, Die 
Bedeutung der Geschäftsführung ohne Auftrag im Strafrecht, in: Die Reichsgerichtspraxis im deut- 
schen Rechtsleben Bd. V, 1929, S.1. 

8. Der übergesetzliche Notstand 


Schrifttum: R. Merkel, Die Kollision rechtmäßiger Interessen, 1895.—- E. Schmidt, Das Reichs- 
sericht und der übergesetzliche Notstand, ZStW 49 S. 350. - Wachinger, Der übergesetzliche Not- 
stand nach der neuesten Rechtsprechung des Reichsgerichts, in: Festg. Frank I S. 469. Vgl. weiter die 
eingehenden Darlegungen bei v.Hippel II S. 228, 236, v.Liszt-Schmidt S. 206, Mezger S. 239, 
fener Schwinge, Gehorsam und Verantwortung. Zur Frage des übergesetzlichen Notstands im 
Militärstrafrecht, DRechtsw. 1939 S. 419. 


Die Rechtswidrigkeit kann auf Grund eines sog. übergesetzlichen Notstandes aus- 
geschlossen sein. Ist eine den äußeren Tatbestand einer Straftat erfüllende Handlung 
das einzige Mittel, um ein Rechtsgut zu schützen oder eine vom Recht auferlegte oder 
anerkannte Pflicht zu erfüllen, dann ist es nicht rechtswidrig, die höhere Pflicht auf 
Kosten der minder hohen zu erfüllen oder das höherwertige Gut auf Kosten des geringer- 
wertigen zu wahren (RGSt. 61 242). Erforderlich ist weiter, daß der Täter gewissenhaft 
geprüft hat, ob ein Widerstreit rechtlich geschützter Güter vorliegt, der nur durch Ver- 
letzung des einen Gutes gelöst werden kann (RGSt. 62 138, 64 104, RG JW 1985 S. 2637 
mit Anm. Schwinge; gegen dieses subjektive Unrechtselement Mezger S. 241, dafür 
Schwinge aaO, weiter auch Mayer S. 243); ferner muß die Notlage unverschuldet sein 
(KG JW 1988 8.745). Dieser Rechtfertigungsgrund ist von der Rechtsprechung zu- 
nächst für den Fall entwickelt worden, daß ein Arzt eine Schwangerschaftsunterbre- 
chung vornimmt, weil die Austragung des Kindes der Mutter das Leben kosten würde. 
Für diesen Fall hat der Rechtfertigungsgrund jetzt im wesentlichen dadurch seine Be- 
deutung verloren, daß die Schwangerschaftsunterbrechung auf Grund medizinischer 
Indikation im $ 14 Abs. 1 Ges. zur Verhütung erbkranken Nachwuchses geregelt ist 
(RGSt. 72 59 scheint hierin eine abschließende Regelung zu sehen, dagegen Kohlrausch 
3.12, Welzel 8. 51). Dieser Rechtfertigungsgrund kommt aber auch: für andere Fälle 
in Betracht und ist wiederholt in der Rechtsprechung geprüft und gelegentlich an- 
gewendet worden (vgl. z. B. RG JW 1985 S. 2637 mit Anm. Schwinge, RG HRR 1940 
Nr. 38, RGSt. 74 353, KG GoltdArch. 72 S. 349, KG DJ 1985 S. 1596, KG JW 1988 
8.745, OLG München DR 1940 S. 25; übereinstimmend Welzel S. 51). Eine Form der 
Anwendung des übergesctzlichen Notstandes stellt $ 124 Abs. 1 MStGB dar. Über 
das Verhältnis der hier dargelegten Formel zur sog. Zwecktheorie vgl. Dohna $. 28. 
Nach Dohna S. 27 fehlt die materielle und damit auch die formelle Rechtswidrigkeit, 
„wenn die konkrete Handlung, gemessen an dem Grundgedanken des Rechts als einer 
Schutzordnung unserer Volkskultur, sich als ein richtiges Mittel zu einem richtigen 
Zweck ausweist“. 


Im kommenden Recht soll dieser Rechtfertigungsgrund durch die in Aussicht genommene Um- 
gestaltung des Notstandes entbehrlich werden; vgl.unten $54 Anm. VIII und Frank Leitsätze IS. 33. 


9. Gelegentlich wird als Rechtfertigungsgrund auch die Ausübung eines staatlich 
anerkannten Berufes nach den im konkreten Falle gebotenen Regeln angesehen (so 
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z.B. Olshausen Bem. 9d vor $ 51). Ein derartiger Rechtfertigungsgrund kann nicht 
anerkannt werden; aus der Anerkennung eines Berufes folgt nicht ohne weiteres die 
Berechtigung zur Vornahme von Handlungen, die alle Tatbestandsmerkmale erfüllen 
(Gerland 8. 158). 


IV. Die Schuld 


Schrifttum: Binding, Die Normen Bd. II 1. Hälfte 2. Aufl. 1914. -— Frank, Über den Aufbau 
des Schuldbegriffs, in: Festg. für die juristische Fakultät der Universität Gießen 1907. -— Klee, Die 
Zurechnungsfähigkeit als Strafempfänglichkeit, DStR 1943 S. 65. -— Kohlrausch, Sollen und Kön- 
nen als Grundlagen der strafrechtlichen Zurechnung, in: Festg. für Güterbock 1910. -— Weizel, Per- 
sönlichkeit und Schuld, ZStW 60 S. 428. -— E.Wolf, Strafrechtliche Schuldlehre. Erster Teil, 1928. 

Vgl. im übrigen die eingehenden Nachweise bei v.Hippel II S. 273 Anm. 4, v.Liszt-Schmidt 
S. 220, Mezger S. 247 Anm.1, S. 266 Anm.i. 


Strafe setzt Schuld voraus. Unter Sehuld sind die seelischen Beziehungen des Täters 
zu seiner Tat zu verstehen, die dazu führen, ihm aus dieser Tat einen Vorwurf zu machen. 
Kern der Schuld ist die Einstellung des Täters zu den Forderungen des Volksgewissens: 
vorsätzlich handelt nur, wer das Bewußtsein hat, Unrecht zu tun; zur Fahrlässigkeit 
gehört der Vorwurf, der Täter hätte bedenken sollen, daß er Unrecht tat. 

1. Voraussetzung der Schuld ist Zurechnungsfähigkeit oder besser ausgedrückt 
Schuldfähigkeit. Schuldarten sind Vorsatz und Fahrlässigkeit. Im einzelnen Fall 
kann die Schuld infolge Vorliegens eines Schuldausschließungsgrundes fehlen. 

Der Aufbau des Schuldbegriffs ist umstritten. Versohiedentlich wird die Zurechnungs- 
fähigkeit nicht als Voraussetzung der Schuld, sondern als Bestandteil der Schuld, als 
Schuldelement angesehen (so vor allem Frank Bem. II vor $ 51, weiter z. B. v.Hippel II 
S. 277, Mezger S. 267); die hier dargelegte Auffassung der Zurechnungsfähigkeit als 
Voraussetzung der Schuld wird z.B. vertreten von Gerland S. 125, v.Liszt-Schmidt 
S. 239. Die hier vertretene Auffassung liegt auch dem kommenden Recht zugrunde (vgl. 
E.Schäfer in Gürtner I S. 49); es will Vorsatz und Fahrlässigkeit als Schuldarten an- 
sehen und ausdrücklich aussprechen, daß schuldhaft handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig handelt. 

2. Ein schuldhaftes Handeln liegt nicht vor, wenn ein Schuldausschließungsgrund ge- 
geben ist; gleichbedeutend mit Schuldausschließungsgrund ist die Bezeichnung Ent- 
schuldigungsgrund (Mezger S. 364; and. v.Hippel II S. 214 Anm., 5.232 Anm., S. 233, 
der zwischen beiden Ausdrücken einen sachlichen Unterschied annimmt. Gegen den Be- 
griff des Entschuldigungs- oder Schuldausschließungsgrundes überhaupt Frank Bem. Il 
vor $ 51). Trotz Vorliegens eines Schuldausschließungsgrundes bleibt die Tat rechts- 
widrig; Notwehr ist also zulässig. 

a) Als Schuldausschließungsgründe kommen vor allem in Betracht der Notstand 
($$ 52, 54) und der Notwehrexzeß ($ 53 Abs. 3); vgl. die Anmerkungen zu diesen Be- 
stimmungen. Den Irrtum sieht man richtiger nicht als besonderen Schuldausschließungs- 
grund an; denn die Irrtumslehre ist nur die Doluslehre vom negativen Standpunkt aus 
(Mezger S. 306; übereinstimmend Schwarz Bem.3 A vor $ 51; als Entschuldigungs- 
grund sieht den Irrtum z. B. Kohlrausch Bem. 4 vor $ 51 an). 

b) Andere als die im Gesetz ausdrücklich vorgesehenen Schuldausschließungsgründe 
sind nicht anzuerkennen; insbesondere ist die Nichtzumutbarkeit kein übergesetzlicher 
Schuldausschließungsgrund. Im Schrifttum ist verschiedentlich die Ansicht vertreten 
worden, daß das Verhalten des Täters dort nicht als schuldhaft gewertet werden könne, 
wo dem Täter nach Lage der Umstände ein anderes Verhalten als das eingehaltene nicht 
hätte zugemutet werden können (so z. B. v.Liszt-Schmidt S. 263, Mezger S. 370). Die- 
ser Auffassung kann nicht gefolgt werden; insbesondere kann daraus, daß die Entschul- 
digungsgründe der $$ 52, 54 auf dem Gedanken der Unzumutbarkeit beruhen, nicht der 
Schluß gezogen werden, daß allgemein die Unzumutbarkeit ein Schuldausschließungs- 
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grund sei (Frank Bem. II 2 vor $ 51, v.Hippel II S. 275, Kohlrausch Bem. 4 vor $ 51, 
Schwarz Bem. 3 A vor $ 51, jetzt auch Mezger Grundriß S. 117, weiter RGSt. 66 399 
sowie näher Drost, Maurach, Schaffstein [nachstehend unter Schrifttum)). 


Schrifttum: Drost, Die Zumutbarkeit bei vorsätzlichen Delikten, GoltdArch. 77 S.175. - 
M aurach, Kritik der Notstandslehre, 1935, S. 118 ff. -— Schaffstein, Die Nichtzumutbarkeit als 
alägemeiner übergesetzlicher Schuldausschließungsgrund, 1933. 

V. Von den Rechtfertigungsgründen und von den Entschuldigungsgründen sind die 
persönlichen Strafausschließungsgründe zu unterscheiden. Von einem persönlichen Straf- 
ausschließungsgrund spricht man dann, wenn kraft ausdrücklicher Vorschrift des ein- 
zelnen Gesetzes derjenige straflos bleibt, in dessen Person der im Gesetz bezeichnete 
strafbefreiende Umstand vorliegt, die Rechtswidrigkeit und die Schuld aber unberührt 
bleiben. Ein persönlicher Strafausschließungsgrund ist z. B. die Eigenschaft als An- 
gehöriger beim Diebstahl ($ 247); hier spricht $ 247 Abs. 3 ausdrücklich aus, daß die 
Bestimmung auf Teilnehmer oder Begünstiger, welche nicht in einem der dort be- 
zeichneten persönlichen Verhältnisse stehen, keine Anwendung findet. 

Die persönlichen Strafausschließungsgründe beruhen auf persönlichen Eigenschaften 
oder Verhältnissen, die zur Zeit der Tat vorliegen. Im Unterschied hierzu sind per- 
sönliche Strafaufhebungsgründe Umstände, die erst nach Begehung der strafbaren Hand- 
lung eintreten; hierzu gehören z. B. Rücktritt vom Versuch ($ 46), Verjährung und 
Begnadigung. 


VL In dem Abschnitt sind ferner einige Gründe genannt, durch die die Verfolgbarkeit 
ausgeschlossen ist; dies ist der Fall bei fehlendem Strafantrag ($$ 61-65) und bei Ver- 
folgungsverjährung (88 67-69). 


VIL Die Vollstreckbarkeit der Strafe ist ausgeschlossen bei Vollstreckungsverjäh- 
rung ($$ 70-72). 


VIIL Von den Tatbestandsmerkmalen sind die Bedingungen der Strafbarkeit zu unter- 
scheiden. Hierunter sind außerhalb des Tatbestandes liegende Umstände zu verstehen- 
von denen die Strafbarkeit der Handlung abhängt. Eine Bedingung der Strafbarkeit 
ist z.B. die Verbürgung der Gegenseitigkeit in $$ 102, 103. Im einzelnen ist es zweifel- 
haft und streitig, wann ein Tatbestandsmerkmal oder eine Bedingung der Strafbarkeit 
vorliegt; diese Frage kann aber nicht generell gelöst werden, sondern nur bei dem ein- 
zelnen Gesetz (v.Hippel II S. 379 Anm. 2). Bestritten ist vor allem, ob die Rechtmäßig- 
keit der Amtsausübung in $ 113 Tatbestandsmerkmal oder Bedingung der Strafbarkeit 
ist; vgl. hierüber $ 113 Anm. IV, V. 

Der Unterschied ist besonders deswegen von Bedeutung, weil eine Bedingung der 
Strafbarkeit nicht vom Vorsatz umfaßt zu werden braucht. Die Vollendung ist un- 
abhängig von dem Eintritt der Bedingung. Für Zeit und Ort der Begehung ist Zeit und 
Ort des Eintritts der Bedingung gleichgültig (Kohlrausch S. 17, v. Liszt-Schmidt $. 295; 
and. bezüglich der letzten beiden Punkte Mezger S. 179). 


Schrifttum: Land, System der äußeren Strafbarkeitsbedingungen, 1927 (Strafr. Abh. Heft 229). — 
Rittler, Strafbarkeitsbedingungen, in: Festg. Frank II S. 1. 


$ 51 


Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen 
Bewußtseinsstörung, wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder wegen Geistes- 
.. unfähig ist, das Unerlaubte der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu 

deln. 

War die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu 
handeln, zur Zeit der Tat aus einem dieser Gründe erheblich vermindert, so kann die Strafe 
nach den Vorschriften über die Bestrafung des Versuchs gemildert werden. 
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Schrifttuın: Freisler, Gedanken zum rechten Strafmaß, DStR 1939 S. 329 (336) und hierzu 
Schmidt DStR 1942 8.138. -— Groß-Seelig, Handbuch der Kriminalistik Bd. I (1942) S. 245. - 
Klee, Die Zurechnungsfähigkelt als Strafempfänglichkeit, DStR 1943 S. 65. - Mezger, Zurechnungs- 
fähigkeit, in: Festg. Frank I S. 519. -— Mezger, kriminalpolitik (2. Aufl. 1942) S. 63. — L.Schäfer- 
Wagner-Schafheutle, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Besserung, 1934. — L.Schäfer, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und 
über Maßregeln der Sicherung und Besserung (2. Aufi.), in: Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht 
IIc 10. -— Wilmanns, Die sogenannte verininderte Zurechnungsfähigkeit, 1927. — Wölffle, Ver- 
ıninderte Zurechnungsfähigkeit und Strafrechtsschuld, 1940 (Strafr. Abh. Heft 314). 

Über die ärztlichen Erfahrungen mit der Neufassung des $ 51 vgl. die Verhandlungen der Deutschen 
Gesellschaft für gerichtliche und soziale Medizin im Jahre 1937; Referat von Koopmann und Be- 
merkungen in der Aussprache sind mitgeteilt in: Deutsche Zeitschrift für die gesamte gerichtliche 
Medizin Bd. 29, 1938, S. 323 und S. 332. -— Weiter Creutz, Psychiatrische Erfahrungen mit $$ 42b 
und 42c usw., Aligemeine Zeitschrift für Psychiatrie Bd. 111, 1939, S. 137. 


I. Die Vorschrift umgrenzt die Voraussetzungen der Zurechnungsunfähigkeit und der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit und bezeichnet die Folgerungen, die sich aus dem 
Vorliegen eines dieser Zustände ergeben. Das Gesetz folgt bei der Bestimmung der Zu- 
rechnungsunfähigkeit und der verminderten Zurechnungsfähigkeit der gemischten 
(biologisch-psychologischen) Methode. Das Vorliegen gewisser biologischer Zustände 
reicht für sich allein nicht aus, die Zurechnungsfähigkeit auszuschließen oder zu min- 
dern; die im Gesetz aufgezählten Geisteszustände müssen vielmehr bestimmt umschrie- 
bene Wirkungen auf das Seelenleben äußern, wenn sie berücksichtigt werden sollen. 

U. Die Zurechnungsunfählgkeit 


1. Als biologische Voraussetzungen der Zurechnungsunfähigkeit nennt das Gesetz Be- 
wußtseinsstörung, krankhafte Störung der Geistestätigkeit und Geistesschwäche. Das 
Vorliegen eines dieser biologischen Zustände ist Voraussetzung für die Annahme der 
Zurechnungsunfähigkeit. 

a) Unter Bewußiseinsstörung ist jede Bewußtseinstrübung und Bewußtseinsbeein- 
trächtigung zu verstehen, bei der der Einfluß des normalen Bewußtseins des Täters in 
starkem Maße ausgeschaltet ist. Der Zustand selbst kann ein physiologischer (nicht 
krankhafter) oder pathologischer (krankhafter) sein. Zu den nicht krankhaften Störun- 
gen des Bewußtseins gehören z. B. der normale Schlaf, die Schlaftrunkenheit, die Ohn- 
macht, Übermüdung (RG HRR 1989 Nr. 1063), der hypnotische Zustand. Krankhafte 
Bewußtseinsstörungen sind z. B. Dämmerzustände. Den für die Strafrechtspflege wich- 
tigsten Fall einer Bewußtseinsstörung bildet die Trunkenheit. Bei einem Rausch liegt 
Bewußtseinsstörung nicht erst vor, wenn die Trunkenheit bis zur Sinnlosigkeit ge- 
steigert ist, sondern schon bei einer erheblichen, das Geistesleben stark beeinträchtigen- 
den Trübung des Bewußtseins (RG JW 1988 S. 2270, 2947, RG DJ 1988 S. 1760, RKG 
2 3); auch ein durch Alkoholgenuß hervorgerufenes starkes Schlafbedürfnis kann ge- 
nügen (RG HRR 19839 Nr. 1274). Die Bewußtseinsstörung kann auch auf dem Zusam- 
menwirken der Folgen von Alkoholgenuß und einer Affektsteigerung, die psychopathi- 
sche Grundlagen hat, beruhen (RG HRR 1939 Nr. 1316). Auch bei der Erinnerung an 
wesentliche Einzelheiten kann eine Bewußtseinsstörung vorliegen (RKG 1 183). 

b) Der Begriff der krankhaften Störung der Geistestätigkeit umfaßt alle pathologischen 
geistigen Störungen; es macht keinen Unterschied, ob sie dauernder oder vorübergehen- 
der Art, ob sie angeboren oder erworben sind, ob sich die krankhafte Störung mehr auf 
intellektuellem oder mehr auf emotionalem Gebiete auswirkt (RGSt. 78 121, RG DR 
19389 S. 1066). Hierunter fallen insbesondere die Geisteskrankheiten im psychiatrıschen 
Sinne, weiter aber auch geistige Entartungszustände und körperliche Krankheits- 
zustände, die mit geistigen Störungen verbunden sind; krankhafte Störungen der Gei- 
stestätigkeit sind auch die Formen des Schwachsinns und der Psychopathie (RG DR 
1939 S. 987 N. 2; näher hierzu Mezger Grundriß S. 89 und Mezger JW 1934 S. 3192 mit 
Nachweisen, weiter Mezger und Beringer MonKrimBiol. 1939 S. 190, 319, 322). Bei 
einer „Unfähigkeit zu moralischen Vorstellungen“ liegt dann eine krankhafte Störung 
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der Geistestätigkeit vor, wenn sie auf einer pathologischen Ursache oder auf Fehlern 
der seelischen Organisation beruht (RG DR 1989 S. 987 Nr. 3). Auch durch Krankheit 
oder körperlichen Verfall verursachte Veränderung oder Umbildung der Organe kann 
in der von ihnen hervorgerufenen Entartung der Vorstellungen und geschlechtlichen 
Regungen die Merkmale krankhafter Störung der Geistestätigkeit erfüllen (RG JW 
1989 S. 31). Eine krankhafte Störung der Geistestätigkeit wird nicht schon dadurch aus- 


reichend verneint, daß festgestellt wird, der Täter weise keine „Intelligenzausfälle‘““ auf 
(RGSt. 78 122). 


c) Die Geistesschwäche, die das Gesetz weiter nennt, unterscheidet sich von der 
krankhaften Störung der Geistestätigkeit nicht der Art nach, sondern nur dem Grade 
nach. Es sollen hierdurch Fälle erfaßt werden, in denen vielleicht für den Nichtarzt die 
Krankhaftigkeit zweifelhaft sein kann; der Psychiater rechnet diese Fälle heute ohne 
weiteres unter den Begriff der krankhaften Störung der Geistestätigkeit. Die Geistes- 
schwäche kann auch auf Verkalkung beruhen (RGSt. 78 122). Eine Geistesschwäche 
wird nicht schon dadurch ausreichend verneint, daß festgestellt wird, der Täter weise 
keine „Intelligenzausfälle“ auf (RGSt. 78 122); denn die Geistesschwäche kann auch 
auf Störungen des Gefühlslebens und der Willenstätigkeit beruhen. 


Gegen die besondere Nennung der Geistesschwäche z. B. Dohna S. 37, Mayer S. 287, 
Mezger Grundriß S. 80. 


2. Die genannten biologischen Zustände führen allein noch nicht zur Zurechnungs- 
unfähigkeit; der biologische Zustand muß auf das Seelenleben des Täters bestimmte 
Wirkungen ausüben, es müssen auch gewisse psychologische Voraussetzungen vorliegen. 
Das Gesetz kennzeichnet diese Voraussetzung dahin, daß der Täter infolge eines solchen 
Zustandes unfähig sein muß, das Unerlaubte der Tat einzusehen oder nach dieser Ein- 
sicht zu handeln. Liegt einer der genannten biologischen Zustände vor, dann ist der 
Täter also nur dann zurechnungsfähig, wenn neben der Einsichtsfähigkeit auch die 
Fähigkeit vorhanden ist, nach dieser Einsicht zu handeln (RGSt. 78 122, RG JW 1939 
8.87). 

a) Die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzusehen, bezieht sich auf die intellektuelle 
Seite der seelischen Verfassung des Täters. Unerlaubt ist, was das Recht oder das Sitten- 
gesetz verbietet; der Begriff des Unerlaubten ist weiter als der des Ungesetzlichen und 
auch als der des Unrechtmäßigen. Maßgebend ist die Fähigkeit, das materielle Unrecht 
der Tat einzusehen (Schäfer-Dohnanyi S. 111, Welzel S. 59). Es genügt, daß der Täter 
in der Lage ist, das Unerlaubte einzusehen; es ist nicht erforderlich, daß er dies zur Zeit 
der Tat auch wirklich eingesehen hat. Erinnerungsfähigkeit läßt nicht ohne weiteres 
einen Schluß auf das Einsichtsvermögen zu (RKG 1 183); ebensowenig ergibt sich dies 
allein daraus, daß jemand in bestimmter Richtung „folgerichtig“ (RKG 2 3) oder äußer- 
lich „zweckhaft‘“ handelt (RG HRR 1989 Nr. 1435). 

b) Auch wenn jemand die Fähigkeit hat, das Unerlaubte der Tat einzusehen, ist er 
doch dann zurechnungsunfähig, wenn er infolge einer der genannten biologischen Zu- 
stände unfähig ist, nach dieser Einsicht zu handeln. Diese Unfähigkeit des Täters, die 
Anreize zur Tat und die ihr entgegenstehenden Hemmungsvorstellungen gegeneinander 
abzuwägen und danach seinen Willensentschluß zu bilden, bezieht sich auf sein Wollen, 
Gefühls- und Triebleben. 

Bei einem einfachen Alkoholrausch des gesunden Menschen ist bei der Prüfung der 
Frage, ob der Täter die erforderte Willensfähigkeit gehabt hat, ein strenger Maßstab 
anzulegen (RGSt. 67 150, RG JW 1936 S. 1975). 


8. Steht die Zurechnungsunfähigkeit fest, so hat dies die Wirkung, daß ‚‚eine straf- 
bare Handlung nicht vorhanden ist“. Es fehlt die Voraussetzung für die Schuld; das 
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kommende Recht will daher auch richtiger statt von Zurechnungsunfähigkeit von Schuld- 
unfähigkeit sprechen. Auch wenn die Zurechnungsfähigkeit zweifelhaft ist, ist freizu- 
sprechen (RGSt.21 131). 

Auch wenn infolge Zurechnungsunfähigkeit keine Bestrafung erfolgen kann, so bleibt 
die Allgemeinheit doch nicht schutzlos gegenüber den Zurechnungsunfähigen. Hat je- 
mand eine mit Strafe bedrohte Handlung im Zustand der Zurechnungsunfähigkeit be- 
gangen, so ordnet das Gericht seine Unterbringungin einer Heil- oder Pflege- 
anstalt an, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert ($ 42b Abs. 1). 


II. Die verminderte Zurechnungsfählgkeit (Abs. 2) 


1. Die biologischen Voraussetzungen für die verminderte Zurechnungsfähigkeit sind 
die gleichen wie für die Zurechnungsunfähigkeit; vgl. Anm. II 1. 


2. Der Unterschied zwischen Zurechnungsunfähigkeit und verminderter Zurechnungs- 
fähigkeit besteht in der Verschiedenheit der psychologischen Folgeerscheinungen, die 
der gleiche biologische Zustand herbeiführt. Während Zurechnungsunfähigkeit vorliegt, 
wenn infolge eines der genannten biologischen Zustände die Fähigkeit, das Unerlaubte 
der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, völlig beseitigt ist, genügt es 
hier, daß diese Fähigkeit erheblich vermindert ist. Ein Kraftfahrer ist nicht schon des- 
halb vermindert zurechnungsfähig, weil er infolge Alkoholgenusses unsicher fährt (RG- 
St.69 365). Das Vorliegen einer geistigen Erbkrankheit, die die Unfruchtbarmachung 
angezeigt erscheinen läßt, ist stets ein beachtliches Beweisanzeichen für eine erhebliche 
Verminderung der Zurechnungsfähigkeit (RG HRR 1987 Nr. 980). Zu dem hier beson- 
ders bedeutsamen Begriff des Psychopathen vgl. Mezger und Beringer MonKrimBiol. 
1939 5. 190, 319, 322 sowie Mezger DR 1940 S. 1277. 


8. Liegt verminderte Zurechnungsfähigkeit vor, so kann die Strafe nach den Vor- 
schriften über die Bestrafung des Versuchs ($ 44) gemildert werden. Nur für die Frage der 
Strafmilderung, nicht für die Feststellung der Merkmale der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit ist die vom sittlichen Standpunkt aus zu stellende Forderung von Bedeutung, 
daß sich der geistig minderwertige Mensch bemühen muß, seine gemeinschaftsgefähr- 
lichen Anlagen durch besondere Anstrengungen auszugleichen (RGSt. 74 218 mit Anm. 
Mezger DR 1940 S. 1277). Die verminderte Zurechnungsfähigkeit ist kein zwingender 
Strafmilderungsgrund; ihre Berücksichtigung zugunsten des Täters steht vielmehr im 
Ermessen des Gerichts. Für diese Regelung war nach der amtlichen Begründung die 
ärztliche Erfahrung maßgebend, nach der es verfehlt ist, durchweg Psychopathen mil- 
der zu behandeln als Gesunde, und nach der auf die abgeschwächte seelische Wider- 
standsfähigkeit des Psychopathen durch ernste Strafen vielfach nachhaltiger eingewirkt 
werden kann als durch allzugroße Milde (ebenso RG DR 1942 S. 329 mit Anm. Dahm; 
weiter Beringer u. Mezger MonKrimBiol. 1939 S.319, 322). Die Strafe braucht nach dem 
Ermessen des Gerichts nicht herabgesetzt zu werden, wenn ausreichende Gründe dazu 
vorhanden sind (RGSt.69 317; etwas abweichend wohl RG DJ 1935 S.1590 mit Anm. 
Preiser und RG JW 1985 S. 3380 mit Anm. K.Schäfer). Macht das Gericht von der 
Milderungsbefugnis keinen Gebrauch, so muß das Urteil ersehen lassen, daß das Gericht 
die Möglichkeit der Milderung erwogen und sich über sie nicht willkürlich hinweggesetzt 
hat (RG JW 1985 S. 3380). Die Milderungsbefugnis besteht auch für $ 211 sowie für $1 
Gies. vom &. September 1941 (RG HRR 1942 Nr. 671). 

Zulässig bleibt gegen vermindert Zurechnungsfähige die Höchststrafe, und zwar auch 
die Todesstrafe (RGSt. 71 179). Beruht die verminderte Zurechnungsfähigkeit auf einem 
selbst verschuldeten Rausch, so wird für eine Strafmilderung nur selten Raum 
sein; grundsätzlich ausgeschlossen ist sie aber auch in diesen Fällen nicht (vgl. hierzu 
auch Nippe DStR 1939 S. 284). Bei strafbaren Handlungen, die gegen die Pflichten der 
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wilitärischen Unterordnung verstoßen oder in Ausübung des Dienstes begangen werden, 
schließt selbstverschuldete Trunkenheit dagegen die Strafmilderung aus; $ 49 Abs. 2 
MStGB geht hier vor (RGSt.68 168). 

Ist zweifelhaft, ob die Zurechnungsfähigkeit vermindert war oder nicht, so ist Abs. 2 
auch anwendbar; denn diese Bestimmung betrifft ebenso wie Abs. 1 die Schuldfrage; 
es ist daher im Zweifel der geringere Schuldgrad anzunehmen (RGSt. 70 128, 78 45, 
Kohlrausch Anm. 10, Olshausen Nachtrag S. 81, Schwarz Anm. 2 D; and. Freisler aaO 
$.340, L. Schäfer Anm. 12). 

Auch wenn die Strafe nach $ 51 Abs. 2 gemildert wird, kann das Gericht nochmals 
den Geisteszustand des Täters als mildernden Umstand berücksichtigen, wenn die an- 
zuwendende Strafvorschrift mildernde Umstände vorsieht (RGSt. 68 294 mit Anm. 
Mezger JW 1934 S. 2238). Vermindert Zurechnungsfähige können Gewohnheitsverbre- 
cher sein; die Strafmilderung bleibt auch zulässig, wenn die Strafe aus $ 20a entnom 
men wird (RGSt. 72 326, 78 47). 

Bei Annahme verminderter Zurechnungsfähigkeit muß das Gericht aber stets prüfen, 
ob nicht auch eine Maßregel der Sicherung und Besserung anzuordnen ist. Eine derartige 
Maßregel ist neben der Strafe stets anzuordnen, wenn es die öffentliche Sicherheit er- 
fordert (hierzu RG DJ 1988 S. 1424); es macht hierbei keinen Unterschied, ob die Strafe 
gemildert wird oder nicht. In Betracht kommt vor allem die Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt ($ 42b), weiter aber auch die Unterbringung in einer Trinker- 
heilanstalt ($ 42c) oder die Sicherungsverwahrung ($ 42e). 

Inder Praxis scheinen verschiedentlich die Anwendungsgrenzen des $51 Abs. 2 zu 
weit gezogen zu werden; es ist dies neuerdings von medizinischer (Greutz aaO S. 161) 
und von juristischer Seite (Freisler aaO S. 336) betont worden. Es muß darauf hin- 
gewirkt werden, ‚daß diejenigen sog. Psychopathien, die lediglich aus der Tatsache 
einer Rückfallskriminalität hergeleitet werden, aus dem Anwendungsbereich auch des 
$ 51, 2 herauszubleiben haben“ (so zutreffend Creutz aaO S. 162). 


IV. Maßgebend dafür, ob jemand zurechnungsunfähig, vermindert zurechnungsfähig 
ist oder nicht, ist die Zeit der Tat. Hat der Täter die Ursache zum Erfolg noch in zu- 
rechnungsfähigem Zustand gesetzt, die für die Bestrafung maßgebende Tätigkeit aber 
erst im Zustand der Zurechnungsunfähigkeit oder der verminderten Zurechnungsfähig- 
keit begangen, so kann hierin je nachdem ein vorsätzliches oder fahrlässiges Tun liegen, 
für das er strafbar ist (sog. actio libera in causa). Wer sich bis zum Zustand der Bewußt- 
losigkeit betrinkt, um in diesem Zustand eine mit Strafe bedrohte Handlung zu be- 
gehen, begeht diese Handlung vorsätzlich und ist z. B. wegen vorsätzlicher Körperver- 
letzung zu bestrafen (RGSt. 78 182). Ein Kraftwagenführer, der auf der Fahrt mit dem 
Schlafe kämpft, die Fahrt trotzdem fortsetzt und Menschen überfährt, ist wegen fahr- 
lässiger Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung strafbar (RGSt. 60 30). Vorausset- 
zung für die Annahme einer actio libera in causa ist aber stets, daß die Zurechnungs- 
fähigkeit für den Zeitpunkt einwandfrei festgestellt wird, in dem der Täter sich mit dem 
Tatvorsatz in den Rauschzustand versetzt hat (RG HRR 1989 N. 1316). 

_V. Das kommende Recht will die Ausdrücke Zurechnungsunfähigkeit und verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit durch die Bezeichnungen Schuldfähigkeit und verminderte Schuldfähigkeit ersetzen. Sach- 
lich soll das geltende Recht mit der Abweichung aufrecht erhalten werden, daß selbstverschuldeter 


Rausch nicht zur Milderung der Strafe führen darf, sondern straferschwerend ist; vgl. näher E. Schäfer 
in Gürtner I S. 50, 67. 
8 52 


Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Täter durch unwiderstehliche 
Gewalt oder durch eine Drohung, welche mit einer gegenwärtigen, auf andere Weise nicht 
abwendbaren Gefahr für Leib oder Leben seiner selbst oder eines Angehörigen verbunden 
war, zu der Handlung genötigt worden ist. 
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Als Angehörige im Sinne dieses Strafgesetzes sind anzusehen Verwandte und Ver- 
schwägerte auf- und absteigender Linie, Adoptiv- und Pfiege-Eitern und -Kinder, Ehe- 
gatten, Geschwister und deren Ehegatten, und Verlobte. 


Schrifttum: Vgl. die Angaben zu $ 54. 


I. Die Vorschrift behandelt den sog. Nötigungsstand; es handelt sich hierbei um einen 
Sonderfall des strafrechtlichen Notstandes. Gemeinsam ist dem allgemeinen Notstand 
sowie dem Nötigungsstand, daß die in beiden Fällen begangene tatbestandsmäßige Hand- 
lung wegen des ungewöhnlichen seelischen Drucks, der auf dem Täterlastet, subjektiv nicht 
pflichtwidrig ist und deshalb keinen Schuldvorwurf begründet. Der Unterschied zwischen 
dem Nötigungsstand und dem Notstand des $ 54 besteht darin, daß beim Nötigungs- 
stand eine Person oder eine Mehrheit von Personen auf einen anderen einen Zwang 
ausübt, durch den dieser zu einer bestimmten, den Tatbestand einer Strafbestimmung 
erfüllenden Handlung genötigt wird, während im $ 54 die Abnötigung der Handlung 
durch eine Person nicht vorausgesetzt wird (RGSt. 66 255); vgl. noch unten $ 54 Anm. |. 
Der Nötigende kann zum mittelbaren Täter werden (RGSt. 64 33). 

Eine Gefahr, die der Gefährdete auf sich zu nehmen rechtlich verpflichtet ist, \ wie 
z. B. eine Verhaftung durch staatliche Organe, ist nicht unzumutbar, kann also nicht 
zur Ausschließung der Schuld führen (RGSt. 54 341); für Soldaten vgl. RKG 2 129. 

Über den übergesetzlichen Notstand vgl. Bem. III 8 vor $ 51. 

Das Gesetz unterscheidet zwei Fälle der Nötigung, nämlich die durch unwiderstehliche 
Gewalt und die durch eine besonders geartete Drohung. 


II. Die Nötigung durch unwiderstehliche Gewalt 


1. Gewalt bedeutet die Entfaltung von Kraft zur Überwindung eines Widerstandes. 
Zu unterscheiden ist dabei zwischen der seelischen Gewalt (vis compulsiva) und der 
körperlichen Gewalt (vis absoluta). Die letztere kann in der vorliegenden Stelle nicht 
mit gemeint sein; denn bei unwiderstehlicher körperlicher Gewalt fehlt es bereits an 
einer Handlung. In Betracht kommt hier nur die vis compulsiva, d.h. eine Gewalt, die 
auf den Willen des Genötigten einwirkt; Beispiele bieten etwa die Fälle, daß jemand 
solange eingesperrt, geprügelt oder gefesselt wird, bis er durch diese körperlichen Leiden 
seelisch geschwächt und in seiner Willensbildung gefügig gemacht wird (Kohlrausch 
Anm. 2, Lobe Anm. 2, Mezger S. 365, Schwarz Anm. 2A b, wohl auch RGSt. 64 31; 
z. T. abweichend v.Hippel II S. 219, Olshausen Anm. 3). Von der Drohung unterschei- 
det sich die seelische Gewalt dadurch, daß bei jener eine rein seelische Beeinflussung 
stattfindet und ein Übel erst in Aussicht gestellt wird, während die seelische Gewalt 
schon ein Übel für den Betroffenen enthält (RGSt. 64 116). Eine Gewaltanwendung 
stellt auch die Betäubung durch narkotische Mittel dar; es ist nicht erforderlich, daß 
die Beibringung der narkotischen Mittel selbst gewaltsam erfolgt (Mezger S. 366, Ols- 
hausen Anm.4; and. RGSt.56 88, 58 99, Frank Anm. I 1, Lobe Anm. 2, Schwarz 
Anm.2Aa). 

2. Unwiderstehlich ist die Gewalt, wenn der Vergewaltigte nicht in der Lage ist, dem 
Zwang zu widerstehen; es kommt nicht darauf an, ob er die Gewalt als solche zu bre- 
chen vermag. Ob die Gewalt unwiderstehlich ist, ist nach den Umständen des einzelnen 
Falles zu beurteilen; von Bedeutung ist insbesondere auch die Persönlichkeit des Ver- 
scwaltigten (hierzu Schmidt-Leichner DR 1942 S. 1645 Anm. zu 1). 


III. Die Nötigung kann weiter durch eine Drohung erfolgen, die mit einer gegenwär- 
tigen, auf andere Weise nicht abwendbaren Gefahr für Leib oder Leben seiner selbst 
oder eines Angehörigen verbunden war. 

1. Drohung bedeutet das Inaussichtstellen der Zufügung eines Übels. Die Drohung 
kann von einem Dritten, aber auch vom Angehörigen selbst ausgehen, so z. B. dann, 
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wenn die Tochter droht, sich aus dem Fenster zu stürzen (RGSt. 88 127, RG HRR 1987 
Nr. 133). Die Drohung muß für den Bedrohten als ernsthaft erscheinen; es ist unerheb- 
lich, ob der Drohende die Drohung wirklich ausführen wollte. 


2. Die Drohung muß mit einer bestimmten gegenwärtigen Gefahr verbunden sein. 

a) Unter gegenwärtiger Gefahr ist ein Zustand zu verstehen, der nach menschlicher 
Erfahrung bei natürlicher Weiterentwicklung der gegebenen Sachlage den Eintritt einer 
Schädigung sicher oder doch höchst wahrscheinlich macht, wenn nicht alsbald eine Ab- 
wehrmaßnahme ergriffen wird (RGSt. 66 225; weiter wird der Begriff der Gefahr von 
Olshausen Anm. 7 gefaßt). Gegenwärtig ist eine Gefahr nicht nur dann, wenn die Ein-. 
wirkung bereits begonnen hat; es genügt, daß sie unmittelbar oder in allernächster Zeit 
bevorsteht (RGSt. 58 133). Der Umstand, daß ejn Gefahrenzustand längere Zeit hin- 
durch andauert, schließt noch nicht aus, daß eine unmittelbar zu erwartende Gefähr- 
dung vorliegt; auch eine Dauergefahr kann gegenwärtig sein und braucht nicht erst 
ın der Zukunft zu liegen (RGSt. 66 100, RG HRR 1989 Nr. 1553). 

b) Die Gefahr muß für Leib oder Leben des Täters selbst oder eines Angehörigen be- 
stehen; die Gefahr einer körperlich fühlbaren Einsperrung genügt. Andere Rechtsgüter 
wie Ehre, Freiheit werden durch die vorliegende Bestimmung nicht geschützt. Es ge- 
nügt weiter auch nur die Ankündigung einer Leibes- oder Lebensgefahr gegen den 
Täter oder einen Angehörigen, nicht gegen dritte Personen. Auch bei dieser umgrenzten 
Personengruppe ist nicht jede Leibesgefahr ausreichend; es ist erforderlich, daß die 
Leibesgefahr nicht ganz unerheblich ist (RGSt. 66 399; vgl. hierzu unten IV). 


8. Es ist weiter erforderlich, daß die Gefahr auf andere Weise nicht abwendbar ist. 
Die Gefahr ist dann abwendbar, wenn dem Bedrohten Maßnahmen zu Gebote stehen, 
die den Eintritt des schädlichen Erfolges ausschließen (vgl. z. B. RG HRR 1987 Nr. 133) ; 
nicht entscheidend ist, ob der Gefährdete die Gefahr anders abwenden kann. Die bloße 
Verzögerung des Eintritts einer Gefahr ist noch nicht deren Abwendung (RG HRR 1989 
Nr. 1553). Bestand die Möglichkeit der Flucht, dann ist die Gefahr auf andere Weise 
abwendbar (RMG 21 192). Die Handlung muß den Umständen nach unumgänglich sein, 
um Rettung aus der Gefahr herbeizuführen. 


IV. Das abgenötigte Verhalten stellt sich als ein veihtewiärken Eingriff in andere 
Rechtsgüter dar. Dieses Verhalten muß ein Nachgeben gegen die Gewalt oder Drohung 
sein; es genügt nicht, daß der Täter nur gereizt ist (RGSt. 61 309). Der Kreis der Straf- 
taten, für die die Bestimmung in Betracht kommt, ist nicht begrenzt; es kann sich z. B. 
auch um einen wissentlichen Falscheid handeln (RGSt. 66 398). 

Erforderlich ist eine gewisse Verhältnismäßigkeit zwischen der Schwere der Gefahr 
und der Schwere der in der Abwehrhandlung gelegenen Rechtsgüterverletzung. Die Ent- 
schuldigung der Abwehrhandlung setzt zwar nicht voraus, daß das gefährdete Rechts- 
gut höherwertig ist als das durch sie verletzte Rechtsgut; aber für die Entschuldigung 
etwa eines Meineides wird grundsätzlich eine erheblichere und nachhaltigere Beein- 
trächtigung der körperlichen Unversehrtheit vorausgesetzt als zur Entschuldigung einer 
leichteren Straftat (Frank Anm.]I 2a, Kohlrausch Anm. 3, Lobe Anm. 3b, RGSt. 66 
399). Richtmaß ist das gesunde Volksempfinden wie im $ 53 (vgl. dort Anm. IV 2). 


V. Liegen alle genannten Voraussetzungen vor, dann wird das abgenötigte Verhalten 
entschuldigt; der Nötigungsstand bildet also einen Schuldausschließungsgrund (Frank 
Anm. III, Kohlrausch Anm. 1, Lobe Anm. 1, Mezger S. 365, Olshausen Anm. 14, Schwarz 
Anm.& und jetzt auch RGSt. 64 31, 66 225, 398, RG JW 19836 S. 388; abweichend sehen 
dagegen in der Vorschrift einen Rechtfertigungsgrund Gerland S.153, v.Hippel II 
3.236, Welzel S. 55). 


VI. Über das kommende Recht vgl. unten $ 54 Anm. VIIT. 
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VO. Die Vorschrift enthält in Abs. 2 eine Begriffsbestimmung des Angehörigen; diese 
Begriffsbestimmung gilt nicht nur für den $52, sondern für das ganze Strafgesetzbuch 
(RG JW 1985 S. 3467). Die Grundsätze des bürgerlichen Rechts sind für das Straf- 
gesetzbuch in dieser Richtung nicht maßgebend. Für andere Gesetze mit strafrechtlichem 
Inhalt gilt diese Begriffsbestimmung aber nicht ohne weiteres. 


Hierzu eingehend Bruns, Die Befreiung des Strafrechts vom zivilistischen Denken, 1938, S. 31, 172. 


1. Verwandte auf- und absteigender Linie sind die Personen, die nach der natürlichen 
Auffassung als Eltern und Kinder in Betracht kommen; es gehören hierher also auch 
die unehelichen Kinder, wenn ihre Abstammung feststeht (RGSt. 72 325). 


2. Verschwägerte auf- und absteigender Linie sind vor allem Schwiegereltern und 
Schwiegerkinder, Stiefeltern und Stiefkinder. Schwägerschaft bedeutet auch hier das 
Verhältnis der Verwandten eines Ehegatten zu dem anderen Ehegatten; zwischen den 
Ehemännern zweier Geschwister besteht keine Schwägerschaft (RGSt.15 78). Es ge- 
nügt eine formell gültige Ehe; das Verhältnis der Schwägerschaft wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Ehe materiell nichtig oder aufhebbar ist, sofern nicht die Ehe 
bereits für nichtig erklärt worden ist; durch spätere Scheidung einer Ehe wird die ein- 
mal geschaffene Schwägerschaft dagegen nicht wieder beseitigt. 


8. Angehörige sind weiter die Adoptiveltern und die Adoptivkinder. Ob ein Adoptiv- 
verhältnis vorliegt, ist ausschließlich nach dem bürgerlichen Recht zu beurteilen 
(88 1741 ff. BGB). 

4. Das Pflegeeltern- und -Kindesverhältnis ist ein tatsächliches Verhältnis, das dem- 
jenigen zwischen natürlichen oder angenommenen Eltern und Kindern ähnlich so ge- 
staltet ist, daß es wie dieses ein dauerndes, sittlich gleichwertiges Band zwischen den 
Verbundenen herstellt (RGSt. 58 61, 70 324). Zwischen Lehrherrn und Lehrling besteht 
selbst bei häuslicher Gemeinschaft kein Pflegkindschaftsverhältnis (RGS$t. 27 132). 


5. Ehegatten sind die Personen, die miteinander in einer formell bestehenden Ehe 
leben; dieses Verhältnis wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Ehe nichtig oder 
aufhebbar ist. 

6. Geschwister sind alle Personen, die mindestens einen Elternteil gemeinsam haben; 
es macht keinen Unterschied, ob es sogenannte vollbürtige oder halbbürtige Geschwister 
sind. Das Verhältnis der Angehörigkeit erstreckt sich nicht auf die Nachkommen von 
Geschwistern und somit nicht auf Onkel und Neffe (RG JW 1985 S. 3467). 


7. Verlobte sind die Personen, die ein von beiden Seiten ernst gemeintes, nicht gegen 
das Gesetz oder gegen die guten Sitten verstoßendes Eheversprechen bindet. Die zivil- 
rechtliche Gültigkeit des Verlöbnisses ist nicht entscheidend; auch beschränkt Geschäfts- 
fähige, die nicht die Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters erlangt haben, können 
im Sinne des Strafgesetzbuches verlobt sein (RGSt.838 243); auch ein Ehehindernis 
gemäß $ 9 Ehegesetz schließt nicht das Zustandekommen einer strafrechtlich wirksamen 
Verlobung aus. Voraussetzung ist aber stets, daß das Eheversprechen beiderseitig ernst 
gemeint ist; es genügt nicht, daß der eine Teil an die Ernsthaftigkeit glaubt, während 
der andere eine solche nur vortäuscht (RG HRR 1939 N. 1070). Ist jemand noch ver- 
heiratet, so steht dies dem Zustandekommen eines Verlöbnisses entgegen (RG St. 61 270, 
RG JW 1937 S. 3302 Nr. 9); weiter kann auch das Eheversprechen eines Mannes, der 
mit einer anderen Frau verlobt ist, ein Verlöbnis nicht begründen (RGSt. 71 154). Ist 
ein Verlöbnis wirksam zustande gekommen, so endet es nicht dadurch, daß der eine 
Teil einmal oder eine Zeitlang innerlich entschlossen ist, den anderen nicht zu ehelichen, 
solange er diesem seine Absicht nicht kundgegeben hat (RGSt. 71 154, OLG Kiel DStR 
1937 8.63); vgl. aber RGSt. 75 291. 
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Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Handlung durch Notwehr ge- 
boten war. 

Notwehr ist diejenige Verteidigung, welche erforderlich ist, um einen gegenwärtigen, 
reehtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden. 

Die Überschreitung der Notwehr ist nicht strafbar, wenn der Täter in Bestürzung, 
Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Verteidigung hinausgegangen ist. 

Schrifttum: Focke, Notwehr in Lehre und Rechtsprechung, 1939 (Strafr. Abh. Heft 403). - 
Klee, Notwehr im Prozeß, JW 1939 S.129.- Oetker, Notwehr und Notstand, in: Festg. Frank I S. 359. 

Zur Staatsnotwehr im besonderen: Boldt und v.Gemmingen, Staatsnotwehr und Staats- 
notstand, ZStW 56 S. 183. -— Freisler, Staatsnotwehr im Lichte des Nationalsozialismus, DJ 1935 
S. 856. — Freisler, Volksnotwehr und Volksnotstand, in: Die Rechtsentwicklung der Jahre 1933 bis 
1435:36,. herausgg. von Volkmar u. a., 1937, S. 796. -— Heiliger, Der Staatsnotstand als Beispiel poli- 
tischer Strafrechtswissenschaft, 1935 (Diss. Leipzig). -— Oetker, Hilfeleistung in Staatsnotwehr und 
Staatsnotstand, GS 97 S. 411 und weiter GS 99 S. 156. -— Ritter, Der Volksgenosse als Helfer in 


Volksnot, GS 115 S. 239. -— Schubert, Staatsnothilfe, 1933 (Strafr. Abh. Heft 311). -— Stock, Über 
Staatsnotwehr und Staatsnotstand, GS 101 8.148. 


L. Wer sich gegen einen unrechtmäßigen Angriff wehrt, handelt gemäß den Geboten 
desRechts; das gleiche gilt dort, wo rechtswidrige Angriffe von einem anderen abgewehrt 
werden. Die vorliegende Bestimmung spricht dementsprechend aus, daß eine strafbare 
Handlung nicht vorhanden ist, wenn die Handlung durch Notwehr geboten war; eine 
solche Handlung ist rechtmäßig. Notwehr ist ein Rechtfertigungsgrund, während Not- 
stand (88 52, 54) ein Entschuldigungsgrund ist. 

An ergänzenden Vorschriften seien genannt VO über den Wäaffengebrauch der 
Wehrmacht vom 17. Januar 1936 (RGBl. I S. 39), VO über den Waffengebrauch der 4- 
Verfügungstruppe und der #4-Totenkopfverbände vom 18. April 1937 (RGBIl.IS. 545), 
Art.14 VO über Wachdienst im Reichsarbeitsdienst vom 29. April 1936 (RGBl. 1 
S.405), Ges. über den Waffengebrauch des Grenzaufsichtspersonals der Reichsfinanz- 
verwaltung vom 2. Juli 1921 (RGBl. I S. 935) in der Fassung vom 24. März 1934 
(RGBI.IS. 235), Ges. über den Waffengebrauch der Forst- und Jagdschutzberechtigten 
sowie der Fischereibeamten und Fischereiaufseher vom 26. Februar 1935 (RGBl. I 
3.313) mit DurchführungsVO vom 7. März 1935 (RGBI.1 8.377); über das Waffen- 
gebrauchsrecht der Polizei vgl. die Dienstanweisung vom 2. August 1939 (Ministerial- 
blatt des Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern 1939 S. 1636); über das 
Führen von Schußwaffen durch die Gerichtsvollzieher vgl. die AV in DJ 1936 S. 55. 
Vgl. ferner $ 2 VO gegen Gewaltverbrecher. 

Über die Frage, ob und inwieweit Notwehrhandlungen gegenüber militärischen 
Vorgesetzten erlaubt sind, vgl. RGSt. 69 266 mit Anm. Siegert JW 1935 $. 2736 
sowie Schwinge S. 105 ff. Über Notwehr durch einen %-Mann vgl. RGSt. 72 383, durch 
einen SA-Vorgesetzten RGSt. 69 183, durch andere Hoheitsträger RG HRR 1941 N.159. 

II. Voraussetzung der Notwehr ist ein gegenwärtiger rechtswidriger Angriff (Abs. 2). 

l. Unter einem Angriff ist jede auf die Verletzung fremder Rechtsgüter gerichtete 
Tätigkeit zu verstehen. Bloßes Nichtstun ist kein Angriff; es genügt z. B. nicht, daß 
jemand eine Verbindlichkeit nicht erfüllt. Dagegen kann das Unterlassen dann einen 
Angriff darstellen, wenn eine Verpflichtung zum Tätigwerden besteht (v.Hippel II 
8. 204). Wenn unter einem Angriff verschiedentlich nur eine positive Tätigkeit (z. B. 
Welzel 8.48) oder eine auf Veränderung eines bestehenden Zustandes gerichtete Tätig- 
keit (so z,B. Frank I) verstanden wird, so ist dies zum mindesten in der Formulierung 
zu eng (zutreffend v.Hippel II S. 204, Lobe Anm. 2a, Mezger S. 233 Anm. 5). Das An- 
leuchten mit einer Taschenlampe in das Gesicht kann, wenn plötzlich und überraschend, 


ein Angriff sein, sofern es das körperliche und seelische Wohlbefinden des Angeleuchteten 
stört (KG JW 1985 S. 553). 
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a) Zum Begriff des Angriffs gehört, daß er von einem Lebewesen ausgeht; bei einer 
Gefährdung durch unbelebte Gegenstände kommen $ 54 und $ 228 BGB in Betracht. 
Angreifer können aber auch lebende Tiere sein (Frank Anm. 1 2b, v. Hippel II S. 208, 
Mezger S. 233/34, Olshausen Anm. 6; and. RGSt. 34 296, 86 236, Dohna 8. 24, v.Liszt- 
Schmidt S. 195, Schwarz Anm. 1 Ab, Welzel S. 48; Lobe Anm. 2b will die Vorschrift 
bei Tierangriffen analog anwenden). 

Für das kommende Recht ist es abgelehnt worden, den Notwehrbegriff auf die Abwehr von Tier- 
angriffen auszudehnen. (Vgl. Klee in Gürtner I S. 78/79.) 

b) Es ist unerheblich, gegen welches Rechtsgut sich der Angriff richtet; es kommen 
als Angriffsobjekte nicht nur Leib oder Leben in Betracht, sondern alle rechtlich ge- 
schützten Interessen. Beispiele bieten etwa Angriffe auf die Freiheit, Sittlichkeit, Ehre 
(RGSt. 21 170), auf das Eigentum, auf den Besitz (RGSt. 60 278), auf das Jagdrecht 
(RGSt. 55 167). Über Staatsnotwehr vgl. unten III. 

c) Das zu verteidigende Rechtsgut braucht nicht dem es Verteidigenden zu gehören; 
es kann auch einem anderen zustehen; im letzteren Falle spricht man von Nothiilfe. 


2. Rechtswidrig ist jeder Angriff, zu dessen Duldung der Angegriffene nicht verpflich- 
tet ist (Binding Handbuch S. 740, Frank I 2b mit Nachweisen). Daraus ergibt sich, 
daß Notwehr nicht nur gegen einen schuldhaft Handelnden zulässig ist, sondern auch 
gegen einen Unzurechnungsfähigen, einen Geisteskranken (RGSt.27 45), ein Kind 
sowie gegen einen in unvermeidlichem Irrtum Handelnden. Eine zu Unrecht erhobene 
Zivilklage ist kein rechtswidriger Angriff; der Beklagte kann sich hiergegen nur mit 
den in der Zivilprozeßordnung zugelassenen Mitteln wehren (Klee aaO). Die objektive 
Rechtswidrigkeit des Angriffs wird nicht dadurch beseitigt, daß er vom Angegriffenen 
schuldhaft verursacht war (RG JW 1926 S. 1171 mit Anm. Weber). Dagegen wird nicht 
durch die vorliegende Bestimmung geschützt, wer den Angriff eines anderen vorsätz- 
lich herbeiführt, damit er den anderen unter dem Vorwand der Notwehr verletze. 
Dies ergibt sich aus dem allgemeinen Rechtsgedanken, daß der offenbare Mißbrauch 
eines Rechts keinen Rechtsschutz zu beanspruchen hat (RG DR 1989 S. 364 Nr. 11, 
Olshausen Anm. 7; im Ergebnis ebenso Kohlrausch Anm. 5, Mezger Grundriß S. 67; 
and. v. Liszt-Schmidt S. 196). 


8. Gegenwärtig ist der Angriff, der unmittelbar bevorsteht oder gerade stattfindet 
oder noch fortdauert; der zukünftige oder bereits beendete Angriff ist nicht gegenwärtig. 
Maßgebend dafür, ob ein Angriff gegenwärtig ist, ist die objektive Sachlage, nicht die 
Auffassung des Handelnden (eventuell liegt Putativnotwehr vor) (RGSt. 21 190); ent- 
scheidend sind dabei die zur Zeit der Tat gegebenen Verhältnisse (RGSt. 64 102). 

a) Ein unmittelbar bevorstehender Angriff ist dann ein gegenwärtiger, wenn die durch 
den Angriff geschaffene Bedrohung gegenwärtig ist; es braucht nicht die Verletzung 
unmittelbar bevorzustehen. Legt z. B. ein Wilderer auf Anruf das Gewehr nicht nieder, 
so bietet dies genügenden Anhalt für die Annahme, daß ein Angriff im nächsten Augen- 
blick erfolgen könne; es ist nicht erforderlich, daß der Wilderer auf den Jagdschutz- 
beamten bereits das Gewehr in Anschlag gebracht hat (RGSt. 58 133, 67 339, RG HRR 
1940 Nr. 1102). 

b) Gegenwärtig ist auch der noch fortdauernde Angriff. Fortgesetzt und damit gegent 
wärtig ist der Angriff so lange, bis die Gefahr, die daraus für das bedrohte Rechtsgu- 
erwächst, entweder völlig abgewendet oder umgekehrt endgültig in den Verlust umt 
geschlagen ist. Flieht z. B. der Dieb mit der gestohlenen Sache oder der Wilderer mi- 
dem Wild, so ist Notwehr in unmittelbarer Verfolgung zulässig, solange ein Zustand ge- 
sicherten Gewahrsams für den Täter noch nicht eingetreten ist (RGSt. 55 84, vgl. auch 
RG HRR 1939 Nr. 715). Dagegen ist ein Schuß, der lediglich Flüchtende (frühere An- 
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greifer) am Wiederkommen hindern soll, ohne daß der Schießende Anlaß hat, mit einem 
Wiederkommen zu rechnen, nicht durch Notwehr gerechtfertigt (OLG Dresden DRZ 
1985 Nr. 299). | 

Beim Dauerdelikt endet der Angriff erst mit der Beseitigung des rechtswidrigen 
Zustandes. 


IH. Fraglich ist, ob und inwieweit Notwehr gegenüber Angriffen auf öffentliche 
Interessen und auf den Staat und seine Verfassung (Staatsnotwehr) zulässig ist. Eine 
Staatsnotwehr ist zwar nicht grundsätzlich ausgeschlossen, aber auf verhältnismäßig 
seltene Ausnahmefälle zu beschränken (vgl. näher Boldt aaO, Freisler aaO, Ritter 
aaO; aus der Rechtsprechung RGSt. 68 220; eingehende Übersicht über das frühere 
Schrifttum bei v. Hippel II S.205). 


Über die Stellungnahme der amtlichen Strafrechtskommission vgl. Klee in Gürtner I 
S.85, 95. 


IV. Notwehrhandlung ist die zur Abwendung des Angriffs von sich oder einem anderen 
erforderliche Verteidigung. Will der Täter den Angriff nicht abwenden, sondern mit dem 


Angreifer raufen, dann liegt keine Notwehrhandlung vor (RGSt.72 184, RG HRR 
1940 Nr. 1143). 


1. Verteidigung ist nicht nur Abwehr, sondern unter Umständen auch ein Gegen- 
angriff, die sogenannte Trutzwehr (RGSt. 16 71). Zur Verteidigung erforderlich ist stets 
ein Abwehrwille, ein Verteidigungswille; dieses subjektive Erfordernis liegt im Be- 
griff der Verteidigung. Es ist also keine Notwehr, wenn jemand einen anderen verletzen 
wollte und hierdurch, ohne es zu wissen, einen Angriff abwehrte (RGSt. 54 199, Dohna 
S. 24, Frank Anm. II, v.Liszt-Schmidt S. 198, Lobe Anm. 5b, Mezger Grundriß S. 68, 
Olshausen Anm. 13, Schwarz Anm. 2 A; and. Gerland S. 149, v.Hippel 11 S. 210). Der 
Umstand, daß der Angegriffene außer der Verteidigung noch einen anderen Zweck ver- 
folgte, schließt aber die Notwehr nicht aus (RGSt. 60 262). 


2. Die Notwehrhandlung muß zur Abwehr des Angriffs erforderlich sein. Die Erforcer- 
lichkeit ist nach objektiven Maßstäben von Fall zu Fall zu prüfen. Grundsätzlich be- 
stimmt sich das Maß zulässiger Abwehr nach der Stärke und Hartnäckigkeit des An- 
griffs und nach den Mitteln der Abwehr, die dem Angegriffenen zu Gebote stehen (RG- 
St.72 58). Allein können diese Merkmale aber nicht entscheidend sein; maßgebend ist 
für die Erforderlichkeit letztlich das gesunde Volksempfinden; eine Verteidigung, 
die gesundem Volksempfinden widerspricht, ist nicht erforderlich. Diese für das kom- 
mende Recht ausdrücklich vorgeseliene Schranke ist schon jetzt zu beachten (vgl. 
Dohna S. 24, Welzel S. 49). 


a) Nicht erforderlich ist eine Verletzung eines Rechtsguts des Angreifers, wenn 
der Bedrohte ohne Preisgabe eigener Interessen dem Angriff ausweichen kann (RGSt. 
+1 134 mit Anm. Mezger JW 1937 S. 1787 und Anm. Boldt ZAk. 1937 S. 342, 72 58). 
Dem, der mit einem tätlichen Angriff bedroht wird, ist unter Umständen zuzumuten, 
die Hilfe eines Dritten in Anspruch zu nehmen, der zur Abwehr fähig und bereit ist 
(RGSt.66 245, RG HRR 1987 Nr. 16/17). Andererseits ist einem Überfallenen, der 
lediglich auf sich selbst angewiesen ist, von verschiedenen Verteidigungsmöglichkeiten 


nicht nur die erlaubt, die den Angreifer zum Nachteil des Angegriffenen schont (RG 
DJ 1989 S. 1120). 


b) Eine Abwägung zwischen dem zu saeniierenden Gut des Berechtigten und dem zu 
opfernden Gut des Angreifers, eine sog. Proportionalität, ist für die Regel nicht 
zu erfordern. Aber auch hier ergeben sich Grenzen aus dem gesunden Volksempfinden; 
dieses wird bei der Gefahr des Verlustes eines geringwertigen Gegenstandes die Tötung 
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des Diebes nicht als erforderliche Verteidigung bezeichnen (ohne Einschränkungen da- 
gegen z.B. Schwarz Anm.2C, Welzel S. 49). 

8. Es genügt, daB die Notwehrhandlung erforderlich ist, um den Angriff von sich 
odereinem anderen abzuwenden; der andere kann jede Person sein, es ist nicht er- 
forderlich, daß es sich um einen Angehörigen im Sinne des $ 52 Abs. 2 handelt. 

4. Eine zur Abwendung eines rechtswidrigen Angriffs erforderliche Verteidigung liegt 
nur insoweit vor, als die Abwehr sich gegen den Angreifer richtet. Eingriffe in Rechts- 
güter unbeteiligter Dritter werden durch Notwehr als solche nicht gedeckt; derartige 
Angriffe können unter Umständen unter dem Gesichtspunkt des Notstandes straflos sein 
(RGSt. 58 29, v.Hippel II S. 210, Lobe Anm. 5a, Olshausen Anm. 12, Mezger Grundriß 
S.68, RittlerI S.98, Schwarz Anm. 2 B, Welzel S.49; and. Frank Anm. II, Gerland 
S. 148, RGSt. 21 171). Es ist z. B. nicht durch Notwehr gerechtfertigt, wenn jemand, um 
sich gegen einen Angreifer zu wehren, einem Dritten einen Gegenstand wegnimmt oder 
beschädigt (RGSt. 23117). Weiter ist z. B. die Verletzung des Postgeheimnisses seitens 
eines Postbeamten durch Notwehr nicht gerechtfertigt, wenn dieser einen begründeten 
Anhalt dafür hat, daß ein der Post anvertrauter, ihm zugänglicher Brief eine ihn belei- 
digende Kundgebung enthalte (RG JW 1928 S. 662). Die hier vertretene Auffassung 
führt in manchen Fällen zu nicht ganz befriedigenden Ergebnissen; für sie spricht aber 
zwingend, daß dem unbeteiligten Dritten die Befugnis zur Abwehr nicht versagt wer- 
den kann (so zutreffend Dohna S. 24). 


V. Die Notwehr hat die Wirkung, daß sie die Rechtswidrigkeit der Verteidigungs- 
handlung beseitigt. „Wer Notwehr übt, handelt recht“ (so der Entwurf der Strafrechts- 
kommission); vgl. auch bereits $ 227 BGB. Die Notwehr ist also ein Rechtfertigungs- 
grund. Hieraus ergibt sich, daß die Teilnahme an der Verteidigungshandlung nicht straf- 
bar ist. Weiter folgt daraus, daß Notwehr gegen Notwehr ausgeschlossen ist (RGSt. 
67 340). 


VI. Geht der Handelnde über die zur Abwendung des Angriffs erforderliche Verteidi- 
gung hinaus, so ist dies ein sog. Notwehrexzeß. Der Täter handelt dann rechtswidrig; er 
ist für alles verantwortlich, was er mehr getan hat, als erforderlich war. Gegen eine 
Überschreitung der Notwehr ist daher auch Notwehr zulässig (RGSt. 66 289). Nicht 
jede Körperverletzung stellt bereits eine Überschreitung der Notwehr dar (RG DR 
1940 S. 537). 

Straflos bleibt die Überschreitung der Notwehr aber dann, wenn der Täter in Be- 
stürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Verteidigung hinausgegan- 
gen ist (Abs. 3). Ist dies der Fall, dann ist es unerheblich, ob der Täter ohne eigene Schuld 
gehandelt hat, ob er noch die Möglichkeit der Überlegung hatte und ob er nicht zwangs- 
weise zu seinem Tun gekommen ist (RG JW 1935 S. 431). Voraussetzung ist stets, daß 
eine wirkliche Notwehrlage bestand (RGSt. 58 37, RG DStR 1989 S. 172). Es handelt 
sich im Abs. 3 um einen Schuldausschließungsgrund, nicht nur um einen persönlichen 
Strafausschließungsgrund (v.Liszt-Schmidt S. 199, Mezger S. 364, Olshausen Anm. 18, 
Schwarz Anm.4 A; and. Gerland S. 149, v.Hippel II S. 213, Lobe Anm. 7). 

Andere Gemütsbewegungen als die genannten wirken nicht entschuldigend, so z. B. 
nicht Handeln in Erregung (RG JW 1932 S. 2432), Zorn; im Gegensatz zur herrschenden 
Auffassung (vgl. z. B. Olshausen Anm. 17) sieht Lobe Anm. 6 die Aufzählung nicht als 
abschließend an. 


VII. Weder zur Notwehr noch zum Notwehrexzeß gehört die sog. Putativnotwehr. 
Von Putativnotwehr spricht man dann, wenn jemand irrtümlich die Voraussetzungen 
der Notwehr als gegeben angenommen hat, z. B. irrtümlich glaubt, er werde angegrif- 
fen (RGSt. 53 37, 68 219, RG HRR 1989 Nr. 472, RG DStR 1989 S. 172). Inwieweit in 
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diesen Fällen infolge des Irrtums die Schuld ausgeschlossen ist, richtet sich nach den 
allgemeinen Grundsätzen; vgl. $ 59 mit Anmerkungen. 

VII. Für das kommende Recht ist folgende Begriffsbestimmung der Notwehr vorgesehen: ‚‚Not- 
wehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist und ausgeübt wird, um einen gegenwärtigen widerrecht- 


lichen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden, und die gesundem Volksempfinden nicht 
widerspricht.‘ Vgl. näher Klee in Gürtner I S. 75, 93. 


854 


Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Handlung außer dem Falle der 
Notwehr in einem unverschuldeten, auf andere Weise nicht zu beseitigenden Notstande 
zur Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben des Täters oder eines An- 
gehörigen begangen worden ist. ' 


Schrifttum: Bockelmann, Hegels Notstandslehre, 1935 (Abh. des Berl. Kriminal. Instit.). - 
Henkel, Der Notstand nach gegenwärtigem und künftigem Recht, 1932. -— Maurach, Kritik der 
Notstandslehre, 1935. — Oetker, Notwehr und Notstand, in: Feste. Frank I S. 359. - Siegert, Not- 
stand und Putativrnotstand, 1931. -— v. Weber, Das Notstandsproblen und seine Lösung in den 
deätschen Strafgesetzentwürfen 1919 und 1925. 1925. 

Über Staatsnotstand vgl. das zu $ 53 angeführte Schrifttum. 

I. Die Vorschrift behandelt den strafrechtlichen Notstand. Ihr Grundgedanke ist, daß 
bei den von ihr näher gekennzeichneten Umständen ein normgemäßes Verhalten nicht 
mehr zumutbar ist; das Gesetz sieht deshalb die unter solchen Umständen begangene 
Handlung als nicht pflichtwidrig und deshalb keinen Schuldvorwurf begründend an 
(RGSt. 66 225, 398, 72 249). Der Unterschied gegenüber dem Nötigungsstand ($ 52) 
besteht darin, daß hier beim Notstand die Gefahr entweder überhaupt nicht durch 
Drohung, sondern durch Naturkräfte hervorgerufen ist, oder daß zwar die Gefahr durch 
eine Drohung begründet worden ist, der Drohende aber die Abwehrhandlung nicht ab- 
genötigt hat; der Erweiterung der Gefahrenquelle (Vorhandensein irgendeiner Gefahr) 
steht eine Einengung des Entschuldigungsgrundes insofern gegenüber, als der Notstand 
unverschuldet sein muß. Vgl. auch $ 52 Ann. ]. 

Ist jemand zur Ertragung von Leibes- oder Lebensgefahr verpflichtet, dann trifft der 
Grundgedanke der Vorschrift nicht zu; er kann sich dann nicht auf Notstand berufen. 
Dies ist ausdrücklich ausgesprochen für Soldaten ($$ 49, 84, 85 MStGB) und für See- 
leute ($$ 34, 41 Seemannsordnung). Es gilt ferner aber auch für Polizeibeamte, Feuer- 
wehrmänner, Wettermänner im Bergwerk (RGSt. 72 249/50, v.Hippel II S. 222 Anm.#%, 
Kohlrausch Anm. 6, Mezger Grundriß S. 117, Schwarz Anm. 5, Welzel S. 54; gegen die 
Ausdehnung auf diese in gesetzlichen Bestimmungen nicht ausdrücklich genannten Per- 
sonengruppen Frank Anm. IV); näher über diese und weitere Fälle gesteigerter Zumut- 
barkeit Siegert aaO S.55. 

Über den übergesetzlichen Notstand vgl. Bem. III 8 vor $ 51. 


Il. Das Zivilrecht enthält über den Notstand Vorschriften in den $$ 228, 904 BGB. 
Diese Bestimmungen sind auch für das Strafrecht von Bedeutung; denn sie schließen 
bereits die Rechtswidrigkeit aus; sind die Voraussetzungen dieser Bestimmungen ge- 
geben, dann gehen sie den strafrechtlichen Vorschriften, die nur entschuldigend wir- 
ken, vor. | 

Der Umstand, daß der zivilrechtliche Notstand ein Rechtfertigungsgrund ist, wird 
verschiedentlich mit als Grund dafür angeführt, daß auch der strafrechtliche Notstand 
nicht nur ein Entschuldigungsgrund, sondern ein Rechtfertigungsgrund sei; es sei in 
allen diesen Fällen ein Notrecht des Handelnden anzunehmen, durch das die Rechts- 
widrigkeit der Handlung ausgeschlossen werde. Diese sog. Einheitstheorie wird z. B. 
vertreten von Gerland S. 151, v.Hippel II S. 231, Welzel S. 53, 55; herrschend ist aber 
die auch hier vertretene sog. Differenzierungstheorie, von deren Anhängern z.B. 
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genannt seien Dohna S. 25, Frank Bem. II vor $ 52 sowie $ 52 Anm. Ill, Henkel aaO 
S.27f.,53, Kohlrausch Anm. 1, v.Liszt-Schmidt S. 201, Lobe Anm. 1, Mezger S. 232, 
Schwarz Anm. 4, 8. | 

Auch sonstige Bestimmungen des bürgerlichen Rechts schließen unter dem Gesichts- 
punkt der Not die Rechtswidrigkeit aus, so z. B. bei erlaubter Selbsthilfe ($ 229 BGB) 
und in den Fällen des Besitzschutzes ($$ 859 ff. BGB); diese Rechtfertigungsgründe 
gehen dann ebenfalls dem strafrechtlichen Schuldausschließungsgrund vor. 

Schrifttum:Oetker, Über Notwehr und Notstand nach den $$ 227, 228, 904 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs, 1903. — R. Merkel, Die Kollision rechtmäßiger Interessen und die Schadensersatzpflicht, 


1895. -— Titze, Die Notstandsrechle im deutschen bürgerlichen Gesetzbuch und ihre geschichtliche 
Entwicklung, 1897. 


Ill. Voraussetzung des Notstandes ist eine gegenwärtige Gefahr für Leib oder Leben 
des Täters oder eines Angehörigen; weiter muß der Notstand unverschuldet und auf 
andere Weise nicht abwendbar sein. 

1. Erforderlich ist zunächst eine gegenwärtige Gefahr; vgl. hierüber $ 52 Anm. III 2a. 
Auch hier kann als gegenwärtige Gefahr ein Dauerzustand angesehen werden, selbst 
wenn er sich über mehrere M.ınate erstreckt, wie z. B. die Baufälligkeit eines Hauses 
oder die Gefährlichkeit eines gewalttätigen Menschen (RGSt. 59 70, 60 320, 66 100, 225 
mit Anm. Mayer JW 1932 S. 2292, RG JW 1934 S. 422 mit Anm. Wegner). 


Schrifttum: Keller, Der Dauernotstand im Strafrecht, 1934 (Strair. Abh. Heft 340). 


Die Quelle der Gefahr ist hier unerheblich (RGSt. 60 319). Vorausgesetzt wird aller- 
dings stets ein Zustand, der durch ein vom Betroffenen nicht gewolltes, ihm von außen 
drohendes Übel begründet wird (RG HRR 1987 Nr. 133). 

2. Die Gefahr muß für Leib oder Leben des Täters selbst oder eines Angehörigen ber 
stehen. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn ein Zustand einzutreten droht, der die Ent- 
stehung von erheblichen oder tödlichen Erkrankungen des Täters oder seiner Angehöri- 
gen unmittelbar befürchten läßt (RG JW 1988 S. 700). Ebenso wie in $ 52 werden auch 
hier andere Rechtsgüter wie z. B. Ehre, Vermögen nicht geschützt; auch drohender 
Verlust des Eigentums ist kein Notstand im Sinne dieser Vorschrift (RGSt. 60 120). 
Die Gefahr muß für den Täter selbst oder für einen der im $ 52 Abs. 2 bezeichneten 
Angehörigen bestehen; im Gegensatz zu $ 53 ist nicht eine Nothilfe zugunsten irgend- 
eines Dritten schuldausschließend. 

8. Wälırend im Vergleich mit $ 52 die Gefahrenquelle erweitert ist, indem hier das 
Vorhandensein einer irgendwie durch bloße Naturkräfte oder durch das Verhalten 
eines Menschen begründeten Gefahr genügt, steht dieser Erweiterung eine Einengung 
insofern gegenüber, als der Notstand unverschuldet sein muß, was in $ 52 nicht verlangt 
wird. Es kommt nicht darauf an, ob die Gefahr, die schließlich zum Notstand führte, 
unverschuldet oder verschuldet ist; erforderlich ist vielmehr, daß die Lage unverschuldet 
ist, aus der sich der Täter nur durch Verletzung eines fremden Rechtsguts retten kann 
(RGSt. 72 249). Verschuldet ist die Notlage z. B. dann, wenn jemand durch die Drohung 
mit der Anzeige wegen einer Straftat, die er wirklich begangen hat, zur Tat veranlaßt 
wird (RGSt. 72 19). 

Maßgebend ist, ob der Gefährdete die Gefahr verschuldet hat; leistet also ein Än- 
gehöriger Nothilfe, so kommt es nicht auf sein Verschulden, sondern auf das des Ge- 
fährdeten an (Frank Anm.1 5, Gerland $. 152, v.Hippel II S. 223, v.Liszt-Schmidt 
S. 286 Anm. 7, Mezger S. 368); abweichend stellen dagegen allein auf das Verschulden 
des Täters ab Lobe Anm. 5, Olshausen Anm. 7b, Schwarz Anm. 2b, Welzel 8. 53. 


4. Vorausgesetzt wird ferner, daß der Notstand nicht auf andere Weise beseitigt wer- 
den kann. Abwendbar ist die Gefahr, wenn dem Bedrohten Maßnahmen zu Gebote stehen, 
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durch die er den Eintritt des schädlichen Erfolges ausschließen kann; in einer bloßen 
Verzögerung liegt nicht ohne weiteres eine Abwendung (RGSt. 66 102). 


IV. Für den sogenannten Staatsnotstand gilt das in $ 53 Anm. III Ausgeführte ent- 
sprechend. 


V. Die Notstandshandiung besteht in dem rechtswidrigen Eingriff in andere Rechts- 
güter. Diese Handlung muß zur Rettung aus der gegenwärtigen Gefahr begangen wer- 
den; dies bezieht sich auf den objektiven Zweck der Handlung, nicht auf das subjektive 
Ziel des Täters. 

Erforderlich ist auch hier eine gewisse Verhältnismäßigkeit zwischen der Schwere der 
Gefahr und der Schwere der durch die Abwehrhandlung begangenen Rechtsgüterverlet- 
zung. Die Entschuldigung der Abwehrhandlung setzt zwar auch hier nicht voraus, daß 
das gefährdete Rechtsgut höherwertig ist als das durch die Handlung verletzte Rechts- 
gut; trotzdem wird für die Frage der Zumutbarkeit das Verhältnis beider Rechtsgüter 
von Bedeutung sein müssen (RGSt. 66 399, Lobe Anm. 3a, Mezger S. 369, Schwarz 
Anm. 3). | 


VI. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann wird die Notstandshandlung 
entschuldigt; der Notstand bildet also einen Schuldausschließungsgrund (Frank Anm. III, 
Henkel aaO S. 22, 28, Kohlrausch Anm. 1, Lobe Anm.1, 2, Mezger S. 369, Schwarz 
Anm.4 und RGSt. 64 31, 66 225, 398); abweichend sehen dagegen den Notstand als 
Rechtfertigungsgrund an Gerland S. 152, v.Hippel II S. 234, Welzel S.53; nach Ols- 
hausen Anm. 3 vereint die Vorschrift einen Rechtfertigungs- und einen Schuldaus- 
schließungsgrund. 

Aus der hier vertretenen Auffassung ergibt sich z. B., daß gegen eine im Notstand be- 
gangene Handlung Notwehr zulässig ist. 


VO. Ein vermeintlicher Notstand (Putativnotstand) liegt vor, wenn jemand irriger- 
weise Tatumstände annimmt, bei deren Vorliegen die gesetzlichen Merkrnale des $ 54 
gegeben wären. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn der Täter in dem Irrtum handelt, 
daß die Notlage, in die er geraten ist, nicht anders zu beseitigen sei. Auch in diesen Fäl- 
len ist die Schuld des Täters aus dem gleichen Grunde ausgeschlossen wie beim echten 
Notstand (RGSt. 66 227). Eingehend über die hier entstehenden Fragen Siegert aaO 
9.6211. 


VII. Für das kommende Recht ist nur eine Vorschrift über den Notstand vorgesehen; der Not- 
stand soll folgendermaßen bestimmt werden: ‚In Notstand handelt, wer eine mit Strafe bedrohte 
Tat begeht, um eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr eines erheblichen Schadens von 
sich oder einem anderen abzuwenden, wenn nach gesundem Volksempfinden er oder der Gefährdete 
ein Recht hat, den Schaden abzuwenden, oder ihm doch aus seinem Handeln kein Vorwurf zu machen 
ist. Diese Vorschrift würde einen rechtfertigenden und einen entschuldigenden Notstand enthalten. 
Die Schranken, die der $ 54 hinsichtlich des gefährdeten Gutes und der Person des Bedrohten zieht, 
würden beseitigt sein; dadurch soll der übergesetzliche Notstand überflüssig werden. Vgl. näher Klee 
n Gürtner I S. 80, 94. 


SS 55-57 


sind durch das Jugendgerichtsgesetz aufgehoben und durch Bestimmungen dieses Gesetzes ersetzt 
worden; diese Vorschriften sind im Anhang abgedru:kt. 


S 58 


Ein Taubstummer ist nicht strafbar, wenn er in der geistigen Entwicklung zurück- 
geblieben und deshalb unfähig ist, das Unerlaubte der Tat einzusehen oder nach dieser 
Einsicht zu handeln. 

War die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu 
handeln, zur Zeit der Tat aus diesem Grunde erheblich vermindert, so kann die Strafe 
nach den Vorschriften über die Bestrafung des Versuchs gemildert werden. 
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I. Die Vorschrift enthält einen Schuldausschließungsgrund (Abs. 1) und einen Straf- 
bemessungsgrund (Abs. 2) für Taubstumme, die in der geistigen Entwicklung 
zurückgeblieben sind. Taubstumm im Sinne dieser Vorschrift ist nur, wer die Hör- 
und Sprechfähigkeit von Geburt an nicht besessen oder in so frühem Kindesalter ver- 
loren hat, daß dies noch als Entwicklungshemmung gewirkt hat. Wer im späteren Ver- 
lauf des Lebens taubstumm geworden ist, z. B. infolge einer Krankheit oder Kriegsverlet- 
zung, fällt nicht unter die Bestimmung, weil bei ihm die Entwicklungshemmung, die der 
Grund für die Sonderbehandlung ist, nicht vorliegt. Ein Taubstummer darf nur dann 
schuldig gesprochen werden, wenn das Unterscheidungsvermögen bestimmt festgestellt 
ist (RG HRR 1936 Nr. 158). Über die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzusehen 
oder nach dieser Einsicht zu handeln, vgl. $ 51 Anm. Il 2. 


U. Die Taubstummheit hat die Wirkung, daß eine Bestrafung nicht erfolgen kann; 
es fehlt auch hier wie im $ 51 an der Schuld. Wenn die öffentliche Sicherheit es erfor- 
dert, ist der Taubstumme aber bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen des $ 42b 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt unterzubringen. 


III. Hat das auf Taubstummheit beruhende Zurückbleiben der geistigen Entwicklung 
die Fähigkeit des Täters, das Unerlaubte der Tat einzuschen oder nach dieser Einsicht 
zu handeln, nicht aufgehoben, sondern nur erheblich vermindert, dann kann die 
Strafe nach den Vorschriften über die Bestrafung des Versuchs gemildert werden (Abs. 2). 
Diese fakultative Strafmilderung entspricht dem $ 51 Abs. 2. Auch hier ist der vermin- 
dert zurechnungsfähige Taubstumme - neben der Strafe - in eine Heil- oder Pflege- 
anstalt einzuweisen, wenn die Voraussetzungen des $ 42b gegeben sind. 


S59 


Wenn jemand bei Begehung einer strafbaren Handlung das Vorhandensein von Tat- 
umständen nicht kannte, welche zum gesetzlichen Tatbestande gehören oder die Stral- 
barkeit erhöhen, so sind ihm diese Umstände nicht zuzurechnen. 

Bei der Bestrafung fahrlässig begangener Handlungen gilt diese Bestimmung nur iIn- 
soweit, als die Unkenntnis selbst nicht durch Fahrlässigkeit verschuldet ist. 


Schrifttum: Binding, Die Normen, Bd. II 2. Hälfte 2. Aufl. 1916, Bd. III 1918, Bd. IV 1919. - 
Graf zu Dohna, Recht und Irrtum, 1925. -— Eneisch, Untersuchungen über Vorsatz und Fahrläs- 
sirkeit im Strafrecht, 1930. -— Exner, Das Wesen der Fahrlässigkeit, 1910. -— Fischer, Das Vergessen 
als Fahrlässigkeit, 1934 (Strafr. Abh. lleft 346). -— Frank, Vorstellung und Wille in der modernen 
Dolusiehre, ZStW 10 S. 169. - Freisler, Wiedergeburt strafrechtlichen Denkens, 1940. -— Gerland, 
Die Schuldlehre in kommenden Strafrecht nach den Vorschlägen der amtlichen Strafrechtskommis 
sion, JR 1935 8.3. -— Großıinann, Die Grenze von Vorsatz und Fahrlässigkeit, 1924. — v.HHippel, 
Die Grenze von Vorsatz und Fahrlässigkeit, 1903. -— Kadecka, Ist das Unrechtsbewußtsein ein all- 
geineines Schuldmerkmal? Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht Bd.53. 1939, S.50. -— Kohl- 
rausch, Schuld und Irrtum im Strafrecht. I. Teil, 1903. -— Roeder, Schuld und Irrtum im Justiz- und 
Verwaltungsstrafrecht, 1938 (Strafr. Abh. left 357). -— Schmidt-Leichner, Uinrechtsbewußtsein 
und Irrtum in ihrer Bedeutung für den Vorsatz im Strafrecht. 1035 (Strafr. Abh. Heft 351). - Schwarz, 
Schuld und Irrtum, in: Akademiedenkschrift S. 47. -— v.Weber, Die praktischen Auswirkungen der 
Aufnahme des Unrechtsbewußtseinsin den Vorsatzbegriff. DStR 19365 S.91.- E. Wolf, Strafrechtliche 
Schuldlehre, I. Teil 19283. — Ziegler, Fahrlässizkeit und Gefährdung, 1935 (Strafr. Abh. Heft 359). 

Vel. iım übrigen die eingehenden Nachweise beiv.Hippel II S. 300 Anm. 3, 358 Anm. 2, v.Liszt- 
Schmidt S. 252, 264, 272, Mezeger 8. 247 Anın. 1, 266 Anm. 1, 339 Anın.11. 


I. Das Strafgesetzbuch enthält keine Begriffsbestimmungen von Vorsatz und Fahr- 
lässigkeit. Die vorliegende Bestimmung spricht nur aus, daß ein Irrtum in gewissem 
Umfange den Vorsatz und auch die Fahrlässigkeit ausschließt. Hieraus kann man etwas 
für den Inhalt der Schuldarten entnehmen; abschließend ist aber in $ 59 weder der In- 
halt der Schuldarten noch die Beachtlichkeit des Irrtums geregelt; dies kann auch nicht 
aus der Entstehungsgeschichte der Vorschrift entnommen werden (vgl. näher v.Hippel, 
VDA 3 S. 472 ff. [487], und übereinstimmend Frank Anm.I, v.Liszt-Schmidt 8.25%, 
Lobe Anm.1, 2, Olshausen Anm. 1, 30). 
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Im folgenden wird zunächst der Inhalt der Schuldarten untersucht und dann geprüft 
werden, inwieweit ein Irrtum schuldausschließend wirkt. Über Schuld im allgemeinen 
vgl. Bem. IV vor $ 51. 


II. Der direkte Vorsatz (dolus directus) 


Vorsätzlich handelt, wer die Tat mit Wissen und Willen begeht und sich dabei bewußt 
ist, gegen ein Gesetz zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun. Diese Begriffsbestimmung 
ist ausdrücklich für das kommende Recht in Aussicht genommen (E. Schäfer in Gürtner 
1S.70; vgl. auch Frank Leitsätze I S. 30) ; sie kann aber schon heute angewendet werden, 
da ihr kein Rechtssatz entgegensteht (Kohlrausch Anm. VIII). Abweichend von der hier 
vertretenden Auffassung sieht die Rechtsprechung des Reichsgerichts für den Vorsatz 
das Wissen und Wollen sämtlicher Deliktsmerkmale als aureichend an; nach dm RG 
handelt vorsätzlich, wer den Tatbestand der strafbaren Handlung mit Wissen 
und Willen verwirklicht (z. B. RGSt. 58 249, 70 258); ein Bewußtsein von der Ge- 
setzwidrigkeit oder sonstigen Unrechtmäßigkeit der Handlung wird daneben von der 
Rechtsprechung grundsätzlich nicht erfordert. 


1. Für den direkten Vorsatz ist zunächst und nach der Rechtsprechung allein das 
Wissen und Wollen sämtiicher Tatbestandsmerkmale erforderlich. Hierzu gehört die 
Kenntnis der Tatsachen, die das Gesetz als Merkmal der Straftat angibt und die Vor- 
stellung, daß die Tat den im Gesetz bezeichneten Erfolg herbeiführen wird. Auf Be- 
dingungen der Strafbarkeit (über diese vgl. Anm. VIlI vor $ 51) braucht sich der 
Vorsatz nicht zu erstrecken. Der Täter muß sich die den Tatbestand erfüllenden Folgen 
und anderen Umstände seiner Tat aber nicht nur vorstellen, sondern auch den Willen 
haben, unter diesen Umständen den zum Tatbestand gehörigen Erfolg herbeizuführen. 
Hiermit ist in dem Streit zwischen der Willenstheorie und der Vorstellungstheorie für 
die Willenstheorie Stellung genommen; die Willenstheorie wird überwiegend im 
Schrifttum (vgl. z. B. v.Hippel II S. 306 mit eingehenden Nachweisen in Anm. 3, 
Maver S. 293, Mezger S. 306, Olshausen Anm. 16) und in der Rechtsprechung (z. B. 
RGSt. 51 311, 58 249) vertreten. Die Vorstellungstheorie sieht demgegenüber das We- 
sentliche des Vorsatzes im Vorstellungselement, in der Kenntnis und Voraussicht des 
Täters (vgl. z. B. Frank Anm. I, Gerland S. 128, v.Liszt-Schmidt S. 256). Ein wesent- 
licher praktischer Unterschied zwischen diesen beiden Auffassungen besteht heute nicht 
mehr, der Gegensatz ist im wesentlichen formeller Art (so Dohna 8.15, Frank Anm. ], 
Y.Liszt-Schmidt S. 256 Anm. 9; auf gewisse sachliche Verschiedenheiten weisen aber 
v.Hippel II S. 321, Mezger S. 307 hin). Näher über beide Theorien Engisch aaO S. 126ff., 
2230 ff. 

a) Gewollt sind einmal die Folgen der Tat, die als wünschenswert erstrebt werden 
zum anderen aber auch die, die mit dem erstrebten Erfolg als notwendig verbunden an- 
gesehen werden (eingehend hierüber Engisch aaO 8. 170 ff.). Zu weitgehend ist es aber, 
wenn RGSt. 81 217 sagt, daß der Täter den Erfolg dann immer auch gebilligt und ge- 
wollt habe, ‚‚wenn er denselben als mit dem direkt Gewollten unvermeidlich verbunden, 
als notwendig oder doch mit höchster Wahrscheinlichkeit eintretend vorausgesehen 
hat‘; die nur als wahrscheinlich oder leicht möglich vorgestellten Folgen können nicht 
stets als gewollt angesehen werden (v.Hippel II S. 311). 

b) Der Vorsatz muß sich immer auf ein bestimmtes (konkretes) Geschehnis beziehen, 
Der Täter muß die nach Gegenstand, Zeit und Ort bestimmte Zuwiderhandlung wenig, 
stens in allen wesentlichen Beziehungen, wenn auch nicht mit allen Einzelheiten der Aus- 
führung, in seine Vorstellung und seinen Willen aufgenommen haben (RGSt. 51 311. 
‘0 258). Bei einer erheblichen Abweichung zwischen dem vorgestellten und dem wirk- 
lichen Kausalverlauf fehlt der Vorsatz (RGSt.51 311, Frank Anm. IX, Mezger 
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S. 310; and. v.Hippel II S. 336). Unerhebliche Abweichungen von dem Verlauf, den der 
Täter sich vorstellt, schließen dagegen die Zurechnung zum Vorsatz nicht aus. Eine voll- 
endete vorsätzliche Tötung liegt daher z. B. auch dann vor, wenn der Täter den Über- 
fallenen durch Schläge mit dem Beilstiel hatte töten wollen, die Schläge zwar die be- 
absichtigte Zertrümmerung dcs Schädels nicht zur Folge gehabt hatten, der Tod aber in- 
folge einer auf die Verletzungen zurückzuführenden Infektion eingetreten war (RGSt. 
70 258/59); weiteres Beispiel in RG HRR 1939 Nr. 395. 


c) Insbesondere der Irrtum im Gegenstand oder in der Person, das Fehlgehen der Tat. 


a) Von einem Irrtum im Gegenstand (error in objecto) spricht man bei Verwechselung 
des Angriffsgegenstandes; ein Unterfall ist der Irrtum in der Person (error in per- 
sona). Liegen bei dem tatsächlich angegriffenen Objekt dieselben Eigenschaften vor, 
die die Handlung zu der verbotenen machen, wie bei dem vorgestellten Gegenstand, 
so ist der Tatbestand vorsätzlich verwirklicht; die Verwechselung ist ohne Bedeutung. 
Wenn A den B töten will, in der Dunkelheit aber den GC tötet, da er ihn für den B hält, 
dann liegt ein vollendetes Tötungsverbrechen vor (RGSt.18 338, 19 179). 


ß) Ein Fehlgehen der Tat (aberratio ictus) liegt dann vor, wenn ohne Verwechselung 
des Angriffsgegenstandes die Tat nicht an dem in Aussicht genommenen, sondern an 
einem anderen gleichwertigen Gegenstand (oder Person) zur Auswirkung kommt. A 
schießt mit Tötungsvorsatz auf B, trifft und tötet aber den C, der in die Schußlinie 
kommt. Hier liegt nur versuchte vorsätzliche Tötung des B vor; daneben kann je nach 
den Umständen fahrlässige Tötung des CG gegeben sein (RGSt. 58 28, Dohna S. 18, Ger- 
land S. 137, v.Hippel II S. 334, Mezger S. 314, Olshausen Anm. 27; abweichend neh- 
men vorsätzliche Tötung des C an Frank Anm. III 2c, v.Liszt-Schmidt S. 270); durch 
$ 2 hat sich an dieser Streitfrage nichts geändert (Kohlrausch Anm. V 1, Mezger Grund- 
riß S. 104; and. Schwarz Anm. 2 Ab bb). 


d\) Für Tatumstände, welche die Strafbarkeit erhöhen, haftet der Täter nur, wenn sich 
der Vorsatz darauf bezieht. Derartige Umstände liegen z. B. beim schweren Diebstahl 
($ 243) vor. Zu den die Strafbarkeit erhöhenden Tatumständen gehört nicht derRück- 
fall; die Rückfälligkeit ist eine Bedingung der höheren Strafbarkeit. Die Verurteilung 
wegen einesim Rückfall begangenen Verbrechens setzt also nicht voraus, daß der Täter 
bei der Begehung das Vorhandensein der den Rückfall begründenden Umstände gekannt 
hat (Frank Anm. IV, Lobe Anm. 9; and. RGSt. 54 276, Mezger S. 315, Olshausen 
Anm.4b, Schwarz Anm. 2B). Vgl. jetzt näher zu dieser Frage Bockelmann, Studien 
zum Täterstrafrecht, Teil I, 1939, S. 27, Teil II, 19%0, S. 3. 

Bei den durch den Erfolg qualifizierten Delikten (z. B. $$ 224, 226) braucht sich der 
Vorsatz nicht auf diese schwerere Folge zu beziehen; denn anderenfalls läge der Tat- 
bestand des Mordes oder des Totschlages vor. Auf Grund der Hinwendung zum Willens- 
strafrecht wird man aber annehmen können, daß auch bei den durch den Erfolg quali- 
fizierten Delikten die an eine besondere Folge der Tat geknüpfte höhere Strafe den 
Täter nur dann trifft, wenn er diese Folge wenigstens fahrlässig herbeigeführt hat. 
Für diese Ansicht sind bereits früher im Schrifttum gewichtige Stimmen laut geworden 
(vgl. die Nachweise bei Mezger S. 316 Anm. 23 und in der selbst auf anderem Standpunkt 
stehenden RGSt.5 33); vgl. auch noch Bem. IV 4 vor $1. 


2. Das Wissen und Wollen der Tatbestandsmerkmale ist allein für den Vorsatz nicht 
genügend; hinzukommen muß das Bewußtsein des Täters, gegen ein Gesetz zu verstoßen 
oder sonst Unrecht zu tun. Der Schuldvorwurf kann nicht nur aus der inneren Stellung- 
nahme des Täters zu dem, was ist und geschieht und was wird, begründet werden; er 
muß sich vielmehr auch auf die innere Stellungnahme des Täters zu den Forderungen 
des Volksgewissens, zu den Geboten des rechtlichen Sollens beziehen; in dem Unrechts- 


168 


Direkter Vorsatz II S 59 


bewußtsein, in der Auflehnung gegen die Forderungen des Volksgewissens liegt der Kern 
der Schuld. Im Schrifttum ist schon früher vielfach das Unrechtsbewußtsein für den 
Vorsatz erfordert worden, vor allem von Binding (vgl. die eingehenden Nachweise bei 
Frank Anm. III 2, v.Hippel II S. 341, Mezger S. 333, Olshausen Anm. 30); auch im 
neueren Schrifttum wird ganz überwiegend das Unrechtsbewußtsein als zum Vorsatz 
gehörend angesehen (z. B. Freisler aaO S. 20, Kohlrausch Anm. VIII, Mezger Grundriß 
$.108 und JW 1938 S. 33/34, Rittler I S.137, E. Wolf ZAkDR 1937 S. 151; and. Klee DJ 
1934 S.737 sowie DJZ 1934 Sp.1307, Schmidt-Leichner aaO, Schwarz Anm. 2 Ad). 

Demgegenüber nimmt das Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung an, daß das 
Bewußtsein der Rechtswidrigkeit nicht für den Vorsatz erforderlich sei (RGSt. 2 269, 
58 249, 61 258, 68 218); die „‚Schuldbarkeit des Vorsatzes‘“ sei allein durch die objektive 
Rechtswidrigkeit bedingt (RGSt. 15 159; eingehende Nachweise bei Olshausen Anm. 31b); 
an dieser Rechtsprechung hält das RG auch jetzt immer noch fest (vgl. z.B. RG ZAkDR 
1987 S. 150). Eine Ausnahme soll nach einigen Entscheidungen dann gelten, wenn die 
Rechtswidrigkeit des Vorsatzes oder die Rechtswidrigkeit allein ausdrücklich in den 
gesetzlichen Tatbestand aufgenommen ist; in diesen Fällen sei das Bewußtsein der 
Rechtswidrigkeit zu erfordern (RGSt. 20 394, 26 265, 49 143, 78 278/79). Es ist aber 
bereits wiederholt im Schrifttum zutreffend darauf hingwiesen worden, daß das RG 
aus dieser von ihm aufgestellten Ausnahme praktisch meist keine Folgerungen zieht 
(Kohlrausch Anm. V 2, Mezger S. 337). 

Es ist zu wünschen und zu hoffen, daß die Rechtsprechung sich noch unter der Herr- 
schaft des geltenden Gesetzes zu dem Grundsatz bekennt, daß zur Schuld mehr gehört 
als bloßer Tatvorsatz. Es bedarf hierzu keiner rechtsschöpferischen Gesetzesänderung, 
sondern nur der endlichen Anerkennung eines richtigen Auslegungsgrundsatzes der all- 
gemeinen Vorsatzlehre (E. Wolf ZAkDR 1937 8.151) ; das geltende Recht bietet für diesen 
„zeitgemäßen und notwendigen Schritt‘ kein Hindernis (Mezger JW 1938 S. 33/34 ; 
ebenso Freisler aaO S. 21, Kohlrausch Anm. VIII). ‚In einer ganzen Reihe wichtiger 
Fragen ist unser höchstes Gericht in den letzten Jahren Bahnbrecher der Erneuerungen 
unseres Strafrechtsdenkens gewesen. Sollte die Zeit nicht reif dazu sein, auch in diesem 
Zentralpunkt des Strafrechts die - wie mir scheint - reife Frucht zu pflücken ?“ (Freis- 
ler aaO 8. 22). 

a) Das Bewußtsein, Unrecht zu tun, hat der Täter dann, wenn er sich des Wider- 
spruchs seines Handelns oder Unterlassens zu dem Wohl der Volksgemeinschaft, zu den 
Normen, die für das völkische Zusammenleben unentbehrlich sind, bewußt ist (E.Schä- 
ferin Gürtner 1 S. 63). Dieses Bewußtsein liegt also nicht nur dann vor, wenn der Täter 
weiß, daß er gegen ein Gesetz verstößt; Unrecht ist auch hier nicht in dem Sinne des 
formal Gesetzwidrigen zu fassen. Hat allerdings der Täter das Bewußtsein, gegen ein 
Gesetz zu verstoßen, so genügt dies; denn dann lehnt sich der Täter bewußt gegen den 
erklärten Willen der Volksführung auf. 

b) Das Bewußtsein, Unrecht zu tun, erfordert nicht die Kenntnis der Strafbar- 
keitdes Tuns. Der Täter braucht nicht zu wissen, daß er gegen eine bestimmte Straf- 
norm verstößt und braucht diese nicht zu kennen. Es genügt vielmehr das Bewußtsein, 
die „Handlung verstoße möglicherweise gegen irgendwelche, wenn auch im einzelnen 


nicht klar vorgestellte gesetzlichen Bestimmungen“ (RGSt. 70 142 mit Anm. E. Schäfer 
DJ 1936 S. 610). 


II Der bedingte Vorsatz (dolus eventualis) 


1. Vorsätzlich handelt auch, wer es nur für möglich hält, aber in Kauf nimmt, daß er 
den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht und damit gegen ein Gesetz verstößt 
oder sonst Unrecht tut. Diese für das kommende Recht in Aussicht genommene Begriffs- 
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bestimmung ist auch heute schon anwendbar (Kohlrausch Anm. VIII). Der Unterschied 
zwischen dem direkten und dem bedingten Vorsatz beruht in der inneren Stellung- 
nahme des Täters. Beim direkten \Yorsatz ist der Wille sicher und ist die Vorstellung 
gewiß; beim bedingten Vorsatz ist der Wille unsicher und ist die Vorstellung ungewiß. 

Die Abgrenzung des Kreises der Fälle, die zum bedingten Vorsatz zu rechnen sind, ist 
in Schrifttum und Rechtsprechung zweifelhaft. Es stehen sich im wesentlichen drei Auf- 
fassungen gegenüber (vgl. hierzu eingehend Engisch aaO S. 155 [f.). 


a) Nach der einen Ansicht kann bedingter Vorsatz nur dann angenommen werden, 
wenn der Täter das Vorliegen oder den Eintritt des Tatbestandes für wahrscheinlich 
hält, sog.Wahrscheinlichkeitstheorie. Diese Auffassung ist nicht zutreffend, weil es für 
das vorsätzliche Handeln des Täters nicht nur auf die Vorstellungen, sondern entschei- 
dend au! den Willen ankommt (Mezger Grundriß S. 95, E. Schäfer in Gürtner I S.60/61). 
Über dieWahrscheinlichkeitstheorie (auch über ihre Geschichte) vgl. Großmann aaO 8.37. 


b) Nach der anderen Ansicht liegt bedingter Vorsatz dann vor, wenn der Täter die 
Verwirklichung des Tatbestandes für möglich hält und für den Fall der Verwirklichung 
mit ihr einverstanden ist, sog. Einwilligungstheorie (über die Wandlungen und Unhter- 
schiede der Einwilligungstheorie vgl. Frank Anm. V sowie Großmann aaO S.55ff.). 
Diese Auffassung erscheint insofern als etwas zu eng, als es zwar für den Erfolg, nicht 
aber für die schon vorher gegebenen Umstände der Tat, die vom Willen unabhängig sind, 
auf die Einwilligung ankommen kann (Mezger Grundriß S. 95, E. Schäfer in Gürtner I 
S. 61). ; 


c) Genügend für die Annahme bedingten Vorsatzes muß es sein, wenn jemand es nur 
für möglich hält, aber in Kauf nimmt, daß er den Tatbestand eines Strafgesetzes ver- 
wirklicht und damit gegen ein Gesetz verstößt oder sonst Unrecht tut. Diese Formu- 
lierung wird in den meisten Fällen zu demselben Ergebnis führen wie die Einwilligungs- 
theorie; sie ist aber insofern etwas weiter, als sie auch die Fälle umfaßt, ‚in denen der 
Täter trotz der Vorstellung, daß sich der Tatbestand möglicherweise verwirklichen 
werde, ohne Billigung des Erfolges in frivoler Gleichgültigkeit sich einfach darüber hin- 
wegsetzt oder in Widerspruch zu jeder vernünftigen Erfahrungsgrundlage frivol oder 
geradezu abergläubisch auf die Nichtverwirklichung des Tatbestandes vertraut“ (E.Schä- 
fer in Gürtner I S. 61, Mezger S. 96; vgl. hierzu auch Bruns GS 105 S. 308). Zu beach- 
ten ist, daß das für möglich halten und das in Kauf nehmen selbständig festgestellt 
werden müssen; es darf nicht das Inkaufnehmen aus dem Fürmöglichhalten gefolgert 
werden (RGSt. 78 168, Kohlrausch Anm. III 3). 


2. Die Rechtsprechung verwendet zur Abgrenzung des bedingten Vorsatzes verschie- 
dene Formulierungen; sie steht im wesentlichen auf dem Boden der Einwilligungstheorie. 
Besonders klar hat das Reichsgericht in RGSt. 83 5 für die Einwilligungstheorie 
Stellung genommen. Danach ‚ist der Erfolg einer Handlung, auf den der Wille des 
Täters nicht direkt gerichtet ist, der aber vom Täter als möglich erkannt war, ihm als 
vorsätzlich verursacht zuzurechnen, wenn er die Tat auch für diesen Fall gewollt hat, 
daß (sie) diesen Erfolg haben würde (wenn er den Erfolg im voraus gebilligt, in seinen 
Willen aufgenommen hat)‘; und weiter heißt es: ‚In der Billigung des Erfolges als einer 
zu der Voraussicht von dem möglichen Eintritt desselben hinzutretenden selbständigen 
inneren Tatsache liegt das wesentliche Merkmal des eventuellen Vorsatzes, das Mittel- 
glied, das das Gebiet des Dolus eventualis von dem der Fahrlässigkeit scheidet‘ (RGSt. 
33 6). Vgl. ferner z.B. RG HRR 1939 Nr. 653; weitere eingehende Nachweise aus der 
Rechtsprechung bei Olshausen Anm. 6. Das RG verwendet in einigen Entscheidungen 
auch die Formel des Inkaufnehmens (RGSt. 59 3, 67 425 mit Anm. Klee JW 1934 
S.426). Damit sollte aber, wie neuerdings betont worden ist, nicht über die durch die 
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Einwilligungstheorie gezogenen Grenzen hinausgegangen werden. RGSt. 72 43 bezeich- 
net es als nicht genügend zur Bejahung des bedingten Vorsatzes, daß der Angcekl:gte 
mit der Möglichkeit des strafrechtlichen Erfolges gerechnet und ihn in Kauf genommen 
hat; vielmehr sei dazu weitergehend erforderlich, daß er diesen Erfolg innerlich gebilligt 
und ilın damit für den Fall, daß er eintrete, gewollt habe. „Auch da, wo gelegentlich in 
der Rechtsprechung des RG der Ausdruck ‚Inkaufgenommen‘ bei der Darstellung des 
bedingten Vorsatzes gebraucht worden ist, ist das ausdrücklich nur unter der Voraus- 
setzung geschehen, daß der Täter mit der von ihm als möglich erkannten Folge seiner 
Handlung einverstanden gewesen ist und sie innerlich gebilligt hat‘ (RGSt. 72 44); 
ebenso RGSt. 76 116. Vgl. auch noch VGll DR 1940 S. 1769. 


Eingehende Übersichten über die Rechtsprechung bei Großmann aaO S. 90 ff., v.Hip- 
pel II S. 312 Anm. 2. 


3. Beispielsweise hat es die Rechtsprechung für die Körperverletzung ($ 223) als ge- 
nügend angesehen, ‚daß der Angeklagte die als mögliche Folge seines Tuns voraus- 
gesehene Erkrankung des Sch. mit in seinen Willen aufgenommen hat.... Nicht not- 
wendig ist, daß der Angeklagte die Erkrankung des Sch. als eine notwendige Folge seines 
Tuns vorausgesehen hat“ (RGSt.26 243). Bei Meineid kann bedingter Vorsatz vor- 
liegen, wenn jemand bei Leistung eines Offenbarungseides mit der Möglichkeit seines 
Eigentums an einem Gegenstande (Motor) rechnete, ‚aber auch für diesen Fall die 
Nichtaufnahme des Motors in das Vermögensverzeichnis und die Leistung des Eides auf 
Grund dieses Verzeichnisses wollte“ (RGSt. 61 160). Für den bedingten Vorsatz beim 
Betrug ist wiederholt darauf hingewiesen worden, daß die mögliche Schädigung nicht 
nur in die Vorstellung, sondern auch in den Willen aufgenommen sein muß (RGSt.19 
%, 83 5). 


4. Der bedingte Vorsatz genügt bei allen Delikten, bei denen zum inneren Tatbestand 
zwar Vorsatz, aber nicht direkter Vorsatz oder ein Handeln wider besseres Wissen ver- 
langt wird. 


IV. Die Absicht, die Wissentlichkelt und der natürliche Vorsatz 


1. Der Ausdruck Absicht wird vom Gesetz in verschiedenem Sinne verwendet (vgl. 
hierzu Hegler JW 1923 S. 608 zu 8, v.Hippel II S. 329/30). 


a) Vereinzelt bedeutet Absicht dasselbe wie Vorsatz (so in $ 43); über diese Be- 
deutung in anderen Tatbeständen vgl. RGSt. 66 261, 69 205. 


b) In verschiedenen Tatbeständen bedeutet Absicht den direkten Vorsatz im 
Gegensatz zum bedingten Vorsatz; die Verwendung des Ausdrucks ist hier also ein 
Mittel, die Berücksichtigung des bedingten Vorsatzes auszuschließen. In diesem Sinne 
ist die Bezeichnung verwendet in $ 288 (RGSt. 66 90), in $ 239 KO (RGSt. 66 90) und 
in $ 241 KO (RGSt. 89 138). 


c) Vielfach ist unter Absicht der unmittelbar auf den im Gesetz bezeichneten Erfolg 
gerichtete Wille zu verstehen; es braucht sich dabei aber nicht um den einzigen oder 
ausschließlichen Beweggrund zu handeln. In diesem Sinne ist der Ausdruck z.B. in 
8 268 verwendet (RGSt. 50 56). Zu beachten ist hierbei, daß sich bei der Absicht rechts- 
widriger Zueignung ($ 242) die Absicht auf die Zueignung beschränkt; hinsichtlich der 
Rechtswidrigkeit der Zueignung genügt bedingter Vorsatz (RGSt. 49 142); entspre- 
chendes gilt beim Betrug (RGSt. 55 261). In der gleichen Bedeutung wie Absicht sind 
die Ausdrücke „um zu“ (z. B. $ 257) und ‚zu dem Zwecke“ ($ 363) zu verstehen. 


d) Für das kommende Recht ist folzende Beerriffsbestimmunz vorgesehen: „Absichtlich handelt 
der, dem es bei seiner Tat darauf ankommt, den im Gesetz bezeichneten Erfolg herbeizuluhren.“ 
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2. Der Ausdruck wissentlich bedeutet in verschiedenen Bestimmungen dasselbe wie 
Vorsatz (z. B. $$ 49, 257; vgl. über Tatbestände in anderen Gesetzen RGSt. 64 323, 
72 377); in anderen Fällen dient er auch dazu, den bedingten Vorsatz auszuschließen; 
dasselbe geschieht durch die Wendung ‚‚wider besseres Wissen“ (z. B. $$ 164, 187, 278). 


Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen, daß bedingter Vorsatz nicht genügt, wo das 
Gesetz nur wissentliches Handeln mit Strafe bedrohe. 


8. Von dem Vorsatz als Schuldart zu unterscheiden ist der Vorsatz in natürlichem 
Sinne. Unter dem natürlichen Vorsatz ist der Vorsatz bei der bewußten Handlung 
schlechthin zu verstehen (Gerland S. 128/29). Einen derartigen Vorsatz kann jeder 
Mensch haben, insbesondere auch jemand, der unzurechnungsfähig (schuldunfähig) ist. 
Der Vorsatz in natürlichem Sinne hat Bedeutung z. B. für $ 42b und für $ 330a; vgl. 
die Anmerkungen zu diesen Bestimmungen. 


V. Die Fahrlässigkeit! 


1. Fahrlässigkeit kommt als Schuldform nur dann in Betracht, wenn nicht bereits 
vorsätzliches Handeln festgestellt ist; liegt Vorsatz vor, dann ist die Frage nach der 
Fahrlässigkeit nicht erst zu untersuchen. Der bloße Verdacht des Vorsatzes schließt da- 
gegen die Feststellung der Fahrlässigkeit nicht aus (RGSt.59 83). Andererseits folgt 
aber daraus, daß der Täter nicht vorsätzlich gehandelt hat, nicht, daß er fahrlässig ge- 
handelt haben müßte (RGSt. 71 195/96). 

2. Bei Vergehen fordern das Strafgesetzbuch und die strafrechtlichen Nebengesetze 
in der Regel vorsätzliches Handeln; Fahrlässigkeit ist bei Vergehen nur strafbar, wenn 
dies ausdrücklich bestimmt ist oder sich aus dem Zusammenhang der gesetzlichen Vor- 
schriften oder aus dem Grund und Zweck der einzelnen Norm mit Sicherheit ergibt 
(RGSt.49 118). Bei Polizeidelikten ist dagegen vorsätzliches und fahrlässiges Handeln 
ohne Unterschied mit Strafe bedroht; daraus folgt aber nicht, daß Fahrlässigkeit all- 
gemein und hinsichtlich jedes einzelnen Tatbestandsmerkmals genüge; es muß ins- 
besondere stets geprüft werden, ob nicht die zur Erfüllung des Tatbestandes erforder- 
liche Tätigkeit vorsätzliches Handeln erfordert (RGSt. 48 323) ; vgl. näher hierzu v.Hip- 
pel II S. 368. 

8. Während sich beim Vorsatz der Schuldvorwurf auf die gewollte Tatbestandsver- 
wirklichung und auf die bewußte Auflehnung gegen die Gebote der Rechts- und Sitten- 
ordnung gründet, ergibt sich bei der Fahrlässigkeit dieser Vorwurf aus einer ungewoll- 
ten, aber durch pflichtwidrige Unaufmerksamkeit herbeigeführten Tatbestandsverwirk- 
lichung und aus einer auf Pflichtwidrigkeit beruhenden Unkenntnis, dadurch gegen ein 
Gesetz zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun (eingehend über das Wesen der Fahr- 
lässigkeit v. Hippel II S. 371, Mezger S. 351 mit weiteren Nachweisen; über Fahrlässig- 
keit im System des Willensstrafrechts vgl. Freisler in Gürtner-Freisler S. 70). Fahr- 
lässig handelt danach, wer den Tatbestand eines Strafgesetzes nicht vorsätzlich, aber 
‚doch pflichtwidrig verwirklicht und pflichtwidrig nicht erkennt, daß er damit gegen ein 
Gesetz verstößt oder sonst Unrecht tut (so die für das kommende Recht in Aussicht 
genommene, aber bereits jetzt verwendbare Begritisbestimmung: vgl. E.Schäfer in 
Gürtner I S. 71, Kohlrausch Anm. VIII). 

Die Rechtsprechung begnügt sich auch hier — entsprechend wie beim Vorsatz - mit 
der reinen Tatfahrlässigkeit. Ein rechtswidriger Erfolg kann einem Menschen nach der 
ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts nur dann als fahrlässig verursacht: zu- 
gerechnet werden, wenn feststeht, daß er die Sorgfalt, zu der er nach den Umständen 
und nach seinen persönlichen Kenntnissen und Fähigkeiten verpflichtet und imstande 
war, außer acht gelassen hat und daß er infolgedessen entweder den Erfolg, den er bei 


ı Vgl. hierzu noch Kallfelz, Gedanken zum Strafmaß bei fahrlässiger Schuld, DJ 1939 S. 650. 
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Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt hätte voraussehen können, nicht vorausgesehen 
hat (unbewußte Fahrlässigkeit), oder den Eintritt des Erfolges zwar für möglich 
gehalten, aber darauf vertraut hat, er werde nicht eintreten (bewußte Fahrlässigkeit) 
(so z. B. RGSt. 56 349, 58 134, 67 18 mit weiteren Nachweisen). Die Rechtsprechung 
begnügt sich also für die Fahrlässigkeit mit der Pflichtwidrigkeit der Willensbetätigung 
und der Voraussehbarkeit (oder Voraussicht) des Erfolges, während für das kommende 
Recht und nach der hier vertretenen Auffassung schon jetzt daneben noch die pflicht- 
widrige Nichtkenntnis hinzukommen muß, damit gegen ein Gesetz zu verstoßen oder 
sonst Unrecht zu tun. 

Eingehende Behandlung aller den Fahrlässigkeitsvorwurf begründenden Merkmale 
vor allem bei Engisch aaO S. 240 ff. 

a) Erforderlich ist nach beiden Auffassungen, daß die Pflichtwidrigkeit der Willens- 
betätigung und die Voraussehbarkeit des Erfolges nebeneinander gegeben sind; keines 
dieser Merkmale genügt für sich allein. Mit der Bejahung der Voraussehbarkeit ist noch 
keineswegs stets die Pflichtwidrigkeit der Willensbetätigung gegeben und umgekehrt; 
es kann also nicht das eine Merkmal aus dem anderen gefolgert werden (v.Hippel II 
$. 361). Die beiden Erfordernisse müssen aber doch innerlich und auch zeitlich so zu- 
sammenfallen, daß die Voraussehbarkeit spätestens im Zeitpunkt der Pflichtwidrigaeit 
vorhanden ist. Wenn auch nicht daseine Merkmal aus dem anderen gefolgert werden kann, 
so handelt es sich andererseits nicht um Begriffsmerkmale, die isoliert nebeneinander 
stehen, sondern die sich gegenseitig bedingen und ergänzen; ‚‚die Pflichtversäumnis ge- 
langt - unbeschadet besonderer Bestimmungen, durch die die Pflichtverletzung an sich 
mit Strafe bedroht ist - erst dadurch zur schuldbegründenden Wirkung, daß sie trotz 
der Voraussehbarkeit des tatbestandsmäßigen Erfolgs begangen wird, und die Voraus- 
sehbarkeit muß sich auf den Erfolg der Handlung oder Unterlassung erstrecken, in der 
die Pflichtwidrigkeit in die Erscheinung tritt, d.h. der Täter muß die ursächliche Be- 
deutung seines pflichtwidrigen Verhaltens für den Erfolg haben voraussehen können“ 
(RGSt. 67 19). 

b) Voraussetzung dafür, daß der Vorwurf der Fahrlässigkeit erhoben werden kann, ist 
zunächst die Feststellung, daß der Täter irgendwelche ihm durch die Rechtsordnung 
auferlegten Pflichten verletzt hat. Die Vornahme einer Handlung ist nicht schon des- 
wegen pflichtwidrig, weil sie eine Gefährdung des Lebens mit sich bringt. Ärztliche Ope- 
rationen, chemische Versuche, Versuche mit Flugzeugen, die Ausbildung von Polizei- 
und Feuerwehrangehörigen schließen nicht selten erhebliche Gefahren in sich; sie sind 
aber nicht schon allein wegen dieser Gefährdung pflichtwidrig; dies gilt z. B. auch bei 
Überfahrt mit einem Kahn bei Sturm und Hochwasser auf Verlangen des Fahrgasts 
(RGSt. 57 173). Ein Verschulden kommt in diesen Fällen nur dann in Betracht, wenn 
jemand bei der Ausführung des Unternehmens die ihm obliegende Aufmerksamkeit und 
Sorgfalt vernachlässigt hat (RGSt. 57 174). Über die Sorgfaltpflicht eines Hauseigen- 
tümers bei Schneefall vgl. RG DR 1942 S. 1759. 

c) Für die Beurteilung der Pflichtwidrigkeit der Willensbetätigung ist ein doppelter 
Maßstab anzulegen (v.Hippel II S. 361, Mezger S. 358). 

«) Objektiv kommt es darauf an, ob der Täter das nach Lage des Falles für ver- 
Ständiges Urteil gebotene Maß von Sorgfalt zur Vermeidung des Erfolges angewandt 
hat..Wer sich amtlich, beruflich oder gewerblich betätigt, ist besonders verpflichtet, die 
für seinen Amts-, Berufs- oder Gewerbekreis geltenden Rechtssätze und Verkehrs- 
gepflogenheiten zu beachten; maßgebend sind dabei die Verkehrsgepflogenheiten der 
gewissenhaften und verständigen Angehörigen des Verkehrskreises; Mißbräuche sind auch 
bei weiter Verbreitung unbeachtlich (RGSt. 89 4, 67 19). Ist der objektiv geforderten 
Sorgfaltspflicht genügt, so kommt ein fahrlässiges Verhalten nicht in Betracht. 
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ß) Fehlt es an der Beachtung der objektiv erforderlichen Sorgfalt, so ist der Vorwurf 
der Fahrlässigkeit allein darauf noch nicht zu gründen; es sind weiter auch die subjek- 
tiven Umstände des Handelnden zu berücksichtigen. Es ist zu prüfen, ob und inwieweit 
der Handelnde bei seinen persönlichen Fähigkeiten und seiner persönlichen Ein- 
sicht der objektiv zu stellenden Anforderung Folge leisten mußte (RGSt. 89 5, 67 20). 
So kann der Fahrlässigkeitsvorwurf z. B. nicht begründet sein infolge schwerer Erregung 
und Bestürzung, infolge kollidierender sittlicher Pflichten oder infolge kollidierender 
Berufspflichten oder auf Grund einer sonstigen Zwangslage des Täters (vgl. hierzu RGSt. 
58 30). So ist z. B. eine Fahrlässigkeit des Vaters verneint worden, der sein Kind aus 
ethisch zu billigenden Gründen zu spät in das Krankenhaus brachte, so daß es, wie voraus- 
sehbar war, starb; im Konflikt verschiedener sittlicher Pflichten hatte der Vater trotz 
besten Willens ‚‚nur aus dem ihm eigenen Mangel an der wünschenswerten Entschlossen- 
heit und Tatkraft die richtige Entschließung nicht zur richtigen Zeit zu treffen ver- 
mocht“ (RGSt.86 81). In RGSt.80 25 (Leinenfängerfall) ist Fahrlässigkeit verneint 
worden, weil dem Angeklagten nach Lage der konkreten Verhältnisse nicht zugemutet 
werden kunnte, durch eine Verweigerung der gefährdenden Handlung ‚‚seine Stelle und 
sein Brot zu verlieren‘; vgl. ähnliche Erwägungen in RGSt. 74 196. Zu beachten ist 
hierbei, daß schon die Übernahme einer Tätigkeit den Vorwurf einer Fahrlässigkeit be- 
gründen kann, wenn der Täter nach seinen persönlichen Fähigkeiten und Kenntnissen 
hätte erkennen können, daß er den mit der übernommenen Tätigkeit verbundenen be- 
sonderen Anforderungen an Wissen und Können nicht gewachsen sei und daß diese 
' seine Tätigkeit eben wegen dieses Mangels möglicherweise den in Frage stehenden Er- 
folg herbeiführen werde; dies ist von besonderer Bedeutung bei der Übernahme einer 
ärztlichen Tätigkeit durch einen nicht approbierten Heilbehandler (RGSt. 59 355, 
67 20). Vgl. hierzu noch unten 5. 

d) Die Pflichtwidrigkeit der Willensbetätigung begründet allein nicht den Fahrlässig- 
keitsvorwurf; die Verwirklichung des Tatbestandes muß entweder vorausgesehen sein 
(so bei der bewußten Fahrlässigkeit) oder voraussehbar gewesen sein. Für den Begriff 
der Voraussehbarkeit ist erforderlich, daß die eingetretene Folge einer pflichtwidrigen 
Handlung nicht so sehr außerhalb der Erfahrung des Lebens liegt, daß sie vom Täter 
auch bei Anwendung der ihm zuzumutenden sorgfältigen Überlegung nicht in Rechnung 
gestellt zu werden brauchte (RG DR 1939 S. 1148 mit weiteren Nachweisen). Den ob- 
jektiven Maßstab bildet die Erfahrung des täglichen Lebens, der gewöhnliche Lauf 
der Dinge innerhalb der Grenzen allgemeiner Erfahrung (RGSt. 29 221, 56 349, RG JW 
1918 S. 228). Es entspricht nicht der gewöhnlichen Erfahrung, daß sich ein Verletzter 
im Krankenhaus durch unsachgemäße Behandlung eine Blutvergiftung zuzieht; dies ist 
daher nicht voraussehbar (RG JW 1936 S. 453). Allerdings ist nicht nur das vorausseh- 
bar, was die Regel bildet, sondern auch das, was nach der gewöhnlichen Erfahrung des 
Lebens möglich ist (RGSt.65 135). Der Täter braucht die Verwirklichung des Tat- 
bestandes nur im allgemeinen vorauszuschen; eine Voraussehbarkeit aller Einzel- 
heiten des Kausalverlaufs, der konkreten Art und Weise der Tatbestandsverwirklichung 
ist nicht erforderlich. Die dem Täter unbekannten Einzelheiten des Kausalverlaufs 
müssen sich aber auch im Rahmen der gewöhnlichen Erfahrung halten (RGSt. 29 218, 
56 350, 78 372, RG DJ 1989 S. 522, RG HRR 1939 Nr. 1074). Zweckwidriges Verhalten 
eines Getöteten aus Aufregung schließt nicht stets die Voraussehbarkeit aus (OLG 
Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 5507). 

Auch hier ist der objektive Maßstab allein nicht entscheidend; es kommt auch auf 
die dem Täter zuzumutende sorgfältige Überlegung an (RGSt. 74 198). Hier 
wird z. B. der Grad der Bildung und der daraus zu folgernde höhere Grad von Einsicht 
von Bedeutung sein (RGSt. 78 262). Vgl. im übrigen oben cß sowie Mezger S. 361. 
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e) Während nach der Rechtsprechung die Fahrlässigkeit bei Vorliegen der bisher be- 
handelten Merkmale gegeben ist, handelt nach der hier vertretenen Auffassung fahr- 
lässig nur, wer außerdem pflichtwidrig nicht erkennt, daß er damit gegen ein Gesetz 
verstößt oder sonst Unrecht tut; über dieses Merkmal vgl. oben Anm. II 2. 

4. Ob eine Handlung durch Gesetz oder Verordnung verboten oder für gewisse Fälle 
geboten ist (z. B. durch die Vorschriften über den Straßenverkehr, durch Bestimmungen 
der GewerbeO, durch die Vorschriften für Apotheker), entscheidet nicht darüber, ob 
der Täter im konkreten Falle fahrlässig gehandelt hat oder nicht. Weder liegt bei einer 
gegen ein bestehendes Gebot verstoßenden Handlung oder einer gegen ein Gebot ver- 
stoßenden Unterlassung immer Fahrlässigkeit vor, da ein Zuwiderhandeln bei ganz be- 
sonderer Sachlage sogar geboten sein kann (RGSt. 59 341,76 2, RG ZAkDR 1989 S. 615 
mit Anm. Krug), noch ist Fahrlässigkeit deshalb zu verneinen, weil ein solches Verbot 
oder Gebot nicht besteht oder weil den bestehenden Vorschriften gemäß gehandelt wor- 
den ist (RGSt. 65 158, RG JW 1936 S. 1910, 1916). Auch dadurch, daß sich die Wehr- 
macht, die Polizei oder die Feuerwehr kraft ihrer öffentlichrechtlichen Befugnisse über 
einzelne Polizeivorschriften hinwegsetzen können, wird nicht stets die Fahrlässigkeit 
ausgeschlossen (RGSt. 59 409, 65 158). Ein Zuwiderhandeln gegen gesetzliche oder be- 
hördliche Vorschriften ist aber meist ein Beweisanzeichen dafür, daß Fahrlässigkeit vor- 
liegt (RGSt. 67 21; vgl. auch RG HRR 1939 Nr. 1074). Andererseits schützt die Er- 
teilung der behördlichen Genehmigung zu einer gewerblichen Anlage den Betriebsführer 
nicht gegen den Vorwurf, die Herstellung einer Schutzeinrichtung unterlassen zu haben 
(RGSt.18 73). 

6. Für das Gebiet der Krankenbehandlung hat das Reichsgericht (RGSt. 67 12) ein- 
gehende Grundsätze über die Fahrlässigkeit des Arztes und des nichtapprobierten Heil- 
kundigen entwickelt (vgl. weiter RGSt. 64 263, RG JW 1934 S. 559). Die Fahrlässig- 
keit kann bereits in der Übernahme einer Heilbehandlung oder Operation liegen (RGSt. 
69 355, 64 271, 67 23); sie kann auch in der Weiterführung der Behandlung bestehen 
(RGSt.50 37), ferner etwa in der ungenügenden Unterrichtung über die Fortschritte 
der Heilkunde und der Heilmittel, in der Nichtbeachtung allgemein anerkannter Grund- 
sätze (z. B. Fiebermessung), in der ungenügenden Aufklärung des Kranken über sein 
Leiden oder über das Vorhandensein und die Üblichkeit anderer Heilmethoden (RGSt. 
67 12, 74 61, RG JW 1987 S. 3087 mit Anm. Kallfelz sowie König und Kallfelz JW 
1938 S. 345, RG DR 1940 S. 684 mit Anm. Kallfelz, RG HRR 1941 Nr. 737, 1942 
Nr. 557, OLG Dresden HRR 1942 Nr. 558). 


Schrifttum: Ebermayer, Arzt und Patient in der Rechtsprechung, 1924. -— Ebermayer, Der 
Arıt im Recht, 1930. -— E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht, 1939, bes. 8. 171 ff. 


6. Im Kraftfahrzeugverkehr kann sich der Führer des Kraftwagens nach den Erfah- 
fungen des Lebens auch nach Inkrafttreten der ReichsstraßenverkehrsO nicht darauf 
verlassen, daß sich jeder Benutzer des Weges mit der im zunehmenden Verkehr er- 
wünschten Umsicht bewegen werde; der Kraftwagenführer muß auch mit einem törich- 
ten und unvorschriftsmäßigen Verhalten anderer Wegebenutzer rechnen (RGSt. 61 120, 
65 135, 70 171, RG DJ 1989 S. 522). Jede überhaupt denkbare Unvorsichtigkeit braucht 
der Kraftwagenführer nicht zu berücksichtigen; er genügt seiner Pflicht, wenn er solche 
Unbedachtsamkeiten in Erwägung zieht, mit denen er bei verständiger Überlegung 
aller gegebenen Umstände zu rechnen triftige Veranlassung hat (RGSt.70 71, auch 
RGSt. 65 135, RG HRR 1984 Nr. 304, 1936 Nr. 154). Im Gegensatz zu der hier dar- 
gelegten Auffassung nimmt Gülde JW 1936 S. 423 an, daß jeder Verkehrsteilnehmer im 
allgemeinen darauf vertrauen dürfe, daß auch der andere Verkehrsteilnehmer verkehrs- 
mäßig handle. Eine sog. Schrecksekunde muß einem Kraftwagenführer nicht unter 
allen Umständen zugebilligt werden (RG JW 1938 S. 2650). Über die Beachtung des 
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Vorfahrtrechts zusammenfassend RG DR 1941 S. 2291. Über Fahrlässigkeit im Be- 
triebe von Straßenbahnen vgl. RGSt. 76 73, RG DJ 1942 S. 628, RG DR 1941 S. 775. 


Übersichten über die umfangreiche Rechtsprechung zur Fahrlässigkeit im Kraftfahrzeugverkehr 
bei Müller, Straßenverkehrsrecht, 13. Aufl., 1940, Carl JW 1935 S. 1449 und in der Schriftenreihe 
der JW Heft 2 (1936) sowie Straßenverkehrs- und Verkehrshaftpflichtrecht, 1939, ferner bei Olshausen 
$ 222 Anm. 5 VI und Olshausen Nachtrag S. 197. Vgl. weiter auch Stoll, Die Voraussehbarkeit bei 
fahrlässiger Tötung und fahrlässiger Körperverletzung durch den Kraftfahrer im Lichte der obersten 
Rechtsprechung, 1933 (Diss. Erlangen). 


7. Das Gesetz verwendet an einzelnen Stellen den Begriff der Leichtfertigkeit (z. B- 
$ 164 Abs. 5). Hierunter ist nicht jede Fahrlässigkeit zu verstehen, sondern nur ein 
starker Grad von Fahrlässigkeit, etwa entsprechend der ‚groben Fahrlässigkeit‘““ (Schä- 
fer-Dohnanyi S. 35, RGSt. 71 176). 


Für das kommende Recht ist folgende Begriffsbestimmung vorgesehen: „Leichtfertig handelt, wer 
aus besonderem Leichtsinn oder besonderer Gleichgültigkeit fahrlässig handelt‘ (vgl. E. Schäfer in 
Gürtner I S. 71). 


VI. Der Irrtum.! Da die Irrtumslehre nur die Doluslehre vom negativen Standpunkt 
aus betrachtet ist (Frank Anm. VII), so wird auch der Irrtum in verschiedenem Um- 
fange als beachtlich angesehen, je nachdem wie man den Inhalt des Vorsatzes bestimmt. 

1. Die Behandlung des Irrtums von dem hier zugrunde gelegten Vorsatzbegriff. 

a) Wird das Unrechtsbewußtsein als Kern des Schuldvorwurfs angesehen, so ergibt 
sich daraus auch, wieweit durch einen Irrtum die Schuld ausgeschlossen werden kann. 
Maßgebend ist, ob der Irrtum derart ist, daß der Täter gleichwohl das Bewußtsein, 
gegen ein Gesetz zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun, gehabt oder es doch in Kauf 
genommen hat, Unrecht zu tun. Es ist dabei unerheblich, ob es sich um einen Tatsachen- 
irrtum oder um einen Rechtsirrtum, um einen strafrechtlichen oder um einen außer- 
strafrechtlichen Rechtsirrtum handelt. Hat der Täter trotz des Irrtums das Unrechts- 
bewußtsein gehabt, dann liegt Vorsatz vor. Hat dem Täter infolge des Irrtums das 
Unrechtsbewußtsein gefehlt, so kommt eine Bestrafung wegen Fahrlässigkeit in Be- 
tracht, wenn der Irrtum auf pflichtwidrigem Mangel an Sorgfalt beruht und für den in 
Frage stehenden Tatbestand die Fahrlässigkeit mit Strafe bedroht ist (Beispiel in RGSt. 
72 248). Fehlt dem Täter infolge eines entschuldbaren Tat- oder Rechtsirrtums das 
Unrechtsbewußtsein, so bleibt er stralfrei. 

Diese Regelung der Irrtumsfrage ist für das kommende Recht in Aussicht genommen 
(E. Schäfer in Gürtner I S. 64; gegen diese Regelung Dohna S. 41, Klee DJ 1934 S. 737, 
Welzel S. 64). Es bestehen keine Hindernisse, bereits jetzt in dieser Weise die Irrtums- 
frage zu behandeln und dadurch einer befriedigenden Lösung zuzuführen (Freisler aaO 
S.22, Kohlrausch Anm.VIII, Mezger Grundriß S.108). Der hier dargelegten Auffassung 
steht insbesondere auch nicht $ 59 entgegen; denn dieser enthält keine abschließende 
Behandlung des Irrtumsproblems. Eine entsprechende Regelung gilt heute bereits im 
Steuerrecht und im Devisenrecht (unten 3). Gegenüber der Regelung des kommenden 
Rechts bleibt für das geltende Recht eine Lücke insofern, als zur Zeit eine besondere 
Betrafung der sog. Rechtsfahrlässigkeit nicht möglich ist. Künftig ist eine ausdrück- 
liche Vorschrift mit dem Inhalt vorgesehen, daß derjenige, der fahrlässig nicht erkennt, 
das er Unrecht tut oder sonst gegen ein Gesetz verstößt, wegen Rechtsfahrlässigkeit mit 
Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft auch dann bestraft wird, wenn fahrlässiges 
Handeln sonst nicht mit Strafe bedroht ist (vgl. Gürtner I S. 71). Diese Bestimmung ist 
zur Zeit noch nicht anwendbar (Kohlrausch Anm. VIII, Mezger Grundriß S. 108). Da 
der Kreis der Fälle, für die diese Vorschrift wirklich benötigt wird, sehr klein ist und 
wohl fast ausschließlich das Gebiet des Nebenstrafrechts betrifft, ist das Fehlen dieser 
Bestimmung kein Grund dafür, nicht im übrigen die hier dargelegte Irrtumsregelung 
schon jetzt durchzuführen (Freisler aaO S. 22). 


ı Vgl.auchnoch Schumacher, Der Verbotsirrtum im Kriegswirtschafts-Strafrecht, DR 1940 S.1816. 
176 i 


Iretum vI S 59 


Zu der für das kommende Recht in Aussicht genommenen Regelung der Irrtumsfahrlässigkeit vgl. 
kritisch Boldt, ZStW 55 S. 44 ff. (56, 71). 

Alsentschuldbar wird ein Irrtum immer dann anzusehen sein, wenn der Täter alles 
getan hat, was billigerweise von ihm verlangt werden kann, wenn er insbesondere eine 
etwa durch die Sachlage gebotene Erkundigung bei der zuständigen Behörde eingezogen, 
aber einen unrichtigen Bescheid erhalten hat (OLG München DStR 1986 S. 59, 1987 
$.438); vgl. weiter noch OLG München HRR 1987 Nr. 492, auch RGSt. 78 67/68. 

b) Der Irrtum des Täters, seine Tat verstoße nicht gegen das Gesetz und er tue nicht 
Unrecht, ist dann unbeachtlich, wenn er auf einer Einstellung beruht, die mit der ge- 
sunden Volksanschauung über Recht und Unrecht unvereinbar ist (hierzu näher v.We- 
ber aaO S. 96). Dieser Gedanke, der im kommenden Recht ausdrücklich ausgesprochen 
werden soll (E. Schäfer in Gürtner I S. 71), kann auch schon jetzt verwirklicht werden 
(Kohlrausch Anm. VIII, Mezger Grundriß S. 108). 

c) Besonders hinzuweisen ist noch auf die Behandlung des Irrtums über die sog. 
negativen Tatbestandsmerkmale, d.h. die irrtümliche Annahme eines Rechtfertigungs- 
grundes. Nimmt jemand irrtümlich einen Sachverhalt an, der ihn rechtfertigen würde 
(z. B. die tatsächlichen Merkmale der Notwehr), so kommt eine Bestrafung wegen vor- 
sätzlicher Begehung nicht in Betracht; irrt der Täter fahrlässig, so ist er wegen fahr- 
lässiger Begehung strafbar, sofern Fahrlässigkeit mit Strafe bedroht ist. Das gleiche gilt 
bei der irrtümlichen Annahme eines Schuldausschließungsgrundes. 

Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen: ‚Nimmt der Täter irrtümlich einen Sachver- 
halt an, der ihn rechtfertigen oder entschuldigen würde, so wird er wegen vorsätzlicher Begehung nicht 
bestraft; irrt er hierbei pflichtwidrig, so ist er wegen fahrlässiger Begehung strafbar, wenn das Gesetz 
fahrlassiges Handeln mit Strafe bedroht.‘ 

d\) Nimmt jemand irrtümlich das Vorliegen eines Umstandes an, mit dem das Gesetz 
eine mildere Strafe verbindet, so ist der Täter entsprechend dem Vorsatz wegen des 
milderen Delikts zu verurteilen; so ist z. B. eine Mutter, die bei der Geburt ihr eheliches 
Kind tötet, das sie für unehelich hält, nach $ 217 und nicht nach $ 211 oder 212 zu ver- 
urteilen. In Betracht kommen aber hier nur Fälle, die in der gleichen Angriffsrichtung 
liegen, ‚„‚bei denen nämlich der tatsächlich vorliegende Sachverhalt sich als ein Minus 
gegenüber dem vorgestellten darstellt cder zu ihm im Verhältnis von Hilfs- und Grund- 
tatbestand steht‘ (E. Schäfer in Gürtner I S. 65). Es wird auf diese Frage bei den in 
Betracht kommenden Tatbeständen eingegangen; zusammenfassende Behandlung die- 
ser Fälle bei Mezger S. 322 mit eingehenden Nachweisen. 


$. Die Rechtsprechung des Reichsgerichts über den Irrtum. Das Reichsgericht unter- 
scheidet zwischen dem Tatsachenirrtum und dem außerstrafrechtlichen Rechtsirrtum 
einerseits, dem strafrechtlichen Rechtsirrtum andererseits. Der Tatsachenirrtum und 
der außerstrafrechtliche Rechtsirrtum fallen nach dem Reichsgericht unter $ 59 Abs. 1 
und schließen den Vorsatz aus; der strafrechtliche Rechtsirrtum ist dagegen unbeacht- 
lich, er wirkt nicht vorsatzausschließend (z. B. RGSt. 42 27, 57 206, 61 431, 65 57, 71 
326, 72 309). Sind in den Tatbestand des einzelnen Strafgesetzes rechtliche Begriffe auf- 
genommen, so ist nach dem Reichsgericht zu prüfen, ob die Begriffe anderen Rechts- 
gebieten unverändert entnommen sind, so daß die außerstrafrechtlichen Vorschriften 
als maßgebend für die Begriffe zu gelten haben, oder ob das Strafgesetz die Begriffe 
seiner eigenen Regelung unterwirft. Die Rechtsprechung hat z. B. angenommen, daß 
der Begriff des Vermögens in $ 263 selbständig bestimmt ist (RGSt. 58 172), weiter etwa 
der Begriff der Fälschung und der Öffentlichkeit der Urkunde in $ 267 (RGSt. 57 236); 
ein Irrtum nach diesen Richtungen sei deshalb ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum. 

Verschiedene Oberlandesgerichte sind der reichsgerichtlichen Irrtumsrechtspre- 
chung nicht gefolgt; sie haben in gewissem Umfange auch den entschuldbaren Straf- 
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rechtsirrtum als Schuldausschließungsgrund anerkannt (vgl. OLG München DStR 1988 
S.59, 1987 S. 438). 

Übersichten über die reichsgerichtliche Rechtsprechung zur Unterscheidung zwischen 
strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum vor allem bei Kohlrausch, 
Irrtum und Schuldbegriff im Strafrecht, 1903, S. 118 ff., Olshausen Anm. 2, Olshausen 
Nachtrag S. 89. 

a) Ein den Vorsatz ausschließender Tatsachenirrtum liegt vor bei einem Irrtum über 
reine Tatsachen, d.h. über Tatsachen der äußeren Erscheinungswelt, die mit den Sin- 
nen wahrgenommen werden, weiter bei einem Irrtum über tatsächliche Verhältnisse 
und Beziehungen, in denen Sachen zueinander oder zu Menschen stehen. In Betracht 
kommt hier z. B. ein Irrtum darüber, ob ein Brief verschlossen ist oder nicht, oder über 
die einem Schlüssel gegebene Bestimmung zur ordnungsmäßigen Eröffnung. 

b) Dieselbe Wirkung wie ein Tatsachenirrtum hat nach der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts ein außerstrafrechtlicher Rechtsirrtum, d.h. ein Irrtum, der sich auf 
einen nicht dem Strafrecht, sondern anderen Rechtsgebieten angehörenden Rechtssatz 
bezieht; das Reichsgericht spricht von einem dem tatsächlichen Irrtum gleichstehenden 
Rechtsirrtum (RGSt. 10 236, 42 27). Diese Rechtssätze können z. B. dem bürgerlichen 
Recht (RGSt. 60 75), dem Verwaltungsrecht (RGSt. 60 362) oder dem Steuerrecht an- 
gehören, soweit sie nicht gerade das Steuerstrafrecht betreffen (RGSt. 64 26). Als außer- 
strafrechtlich ist z. B. der Irrtum eines Zeugen bei der Leistung des Eides darüber an- 
gesehen worden, der Eid erstrecke sich nur auf den mit der Ladung bekanntgegebenen 
Beweissatz (RGSt. 61 431), weiter der Irrtum über Anmeldungspflichten beim Umzug 
(RGSt. 66 278), der Irrtum über ein Einfuhrverbot (RGSt. 62 41), der Irrtum über die 
Pflichtwidrigkeit der Handlungen eines Rechtsanwalts im Sinne des $ 356 (RGSt. 71 
254, 72 141), der Irrtum eines Jagdschutzberechtigten darüber, was im Sinne des Waf- 
fengebrauchsgesetzes und seiner Durchführungsbestimmungen unter Ausübung des 
Dienstes und unter Dienstobliegenheiten des im Jagdschutz verwendeten Beamten zu 
verstehen sei (RGSt. 72 309). 

Das Reichsgericht hat früher auch den Irrtum über das ein Blankettstrafgesetz aus- 
füllende Gesetz als einen außerstratrechtlichen Rechtsirrtum angesehen. Unter Blankett- 
strafgesetz ist ein Gesetz zu verstehen, das nur eine Strafdrohung enthält, hinsichtlich 
des Tatbestandes aber auf andere Gesetze oder Verordnungen verweist (näher hierzu 
Mezger S. 196). Das Reichsgericht hat aus dieser rein gesetzestechnischen Trennung die 
Folgerung gezogen, bei dem Irrtum über eine zur Ausfüllung eines Blankettstrafgesetzes 
ergangene Bestimmung handle es sich um einen außerstrafrechtlichen Irrtum (so z. B. 
RGSt. 57 17). Diese Rechtsprechung ist aber jetzt als aufgegeben anzusehen (Kohl- 
rausch Anm. V 2b, Lange in Kohlrausch S. 721; and. Schwarz Anm. 3 B b). Vor allem 
in den zum Blutschutzgesetz ergangenen Entscheidungen hat das Reichsgericht betont, 
daß der rein äußerliche Umstand, daß die Tatbestände nicht im Gesetz selbst, sondern 
anderweitig geregelt sind, nicht zu der Folgerung verleiten darf, daß die anderweitig 
aufgeführten Tatbestände nicht Bestandteile des Strafgesetzes wären (RGSt. 70 35%; 
weitere Nachweise gibt Lange in Kohlrausch S. 721). Auf die frühere Unterscheidung 
nimmt aber wieder Bezug RGSt. 72 338, weiter auch RG HRR 1941 Nr. 837 sowie das 
Reichswirtschaftsgericht HRR 1941 Nr. 213. Verschiedene Oberlandesgerichte haben 
stets angenommen, daß der Irrtum über eine zur Ausfüllung eines Blankettgesetzes er- 
gangene Vorschrift ein Strafrechtsirrtum sei (z. BB OLG München DStR 1986 S.58, 
1987 S. 438, OLG Dresden DRZ 1980 Nr. 613, 1983 Nr. 489). 

c) Ein strafrechtlicher Rechtsirrtum wirkt dagegen nach dem Reichsgericht niemals 
schuldausschließend. Als strafrechtlich hat das Reichsgericht z. B. angesehen den Irr- 
tum des Täters über seine Beamteneigenschaft (RGSt. 57 367), den Irrtum darüber, ob 
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die Handlung eines Beamten eine Amtshandlung ist (RG GoltdArch. 42 S. 404), den 
Irrtum über die Erlaubnispflicht einer Schankwirtschaft (RG GoltdArch. 42 S. 56), den 
Irrtum über die Wirkung der Zustimmung des Namensträgers bei der Urkundenfäl- 
schung nach $ 267 (RGSt.68 243), den Irrtum über die Begriffe „deutsches oder art- 
verwandtes Blut‘ und ‚‚Jude‘ im Sinne des Blutschutzgesetzes (RGSt. 70 291, 353). 
Ein Strafrechtsirrtum ist weiter z. B. gesehen worden in dem Irrtum des Täters, er sei 
nicht Bauleiter im Sinne des $ 330 (RGSt. 57 206), in dem Irrtum eines Vormundes, er 
sei nicht Vormund im Sinne des $ 174 (RGSt. 58 11), in der irrigen Annahme einer be- 
hördlichen Erlaubnis nach $ 284 (RGSt.65 57), in dem Irrtum darüber, daß die Er- 
mächtigung zur Ausfüllung eines Papiers auch die Herstellung einer Urkunde mit sitten- 
widrigem oder gar strafbarem Inhalt umfasse (RGSt. 74 212), in dem Irrtum des 
Täters darüber, ob seine Handlungsweise das gesunde Volksempfinden gröblich ver- 
letzt (RG DStR 1941 S. 30) oder ob sie sittlich erlaubt ist (RG HRR 1942 Nr. 245). 

d) Für den Irrtum über ein negatives Tatbestandsmerkmal verwendet das Reichsgericht 
seine Unterscheidung zwischen Tatsachen- und Rechtsirrtum, aber nur teilweise die 
zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum. Nimmt jemand irr- 
tümlich die tatsächlichen Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes an, so 
schließt dies den Vorsatz aus (RGSt. 54 199, 68 219, 72 302, RG DStR 1939 S. 172; 
über die Beachtlichkeit eines solchen Irrtums in der Volltrunkenheit vgl. RGSt. 78 17). 
Nimmt der Täter irrigerweise einen Rechtfertigungsgrund an, dessen Bestehen vom 
Recht nicht anerkannt ist (etwa ein ärztliches Berufsrecht, ein Züchtigungsrecht), 
so ist dies nach dem RG stets ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum (RGSt. 61 258, 
18 259), es soll hier nicht darauf ankommen, ob dieser Grund im Falle seines Bestehens 
im Strafrecht geregelt würde oder nicht. Bei einem Irrtum über die Grenzen eines an 
sich anerkannten Rechtfertigungsgrundes soll es dagegen wieder auf die Unterscheidung 
zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum ankommen; nur der 
Irrtum über die Grenzen eines außerhalb des Strafrechts geregelten Rechtfertigungs- 
grundes soll den Vorsatz ausschließen (RGSt. 59 408, 61 194, 258, 78 259); ein unbeacht- 
licher Strafrechtsirrtum sei dagegen z. B. ein Irrtum über die in $ 127 Abs. 1 StPO ge- 
zogenen Grenzen des Festnahmerechts (RGSt. 72 302). 

e) Die Rechtsprechung des Reichsgerichts über die Unterscheidung zwischen straf- 
sechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum .wird fast einhellig vom Schrift- 
tum abgelehnt; zutreffend bemerkt Kohlrausch Anm. V 2b, daß sich die Entscheidungen 
des Reichsgerichts in die schwersten Widersprüche verwickeln und ‚oft mehr vom Er- 
gebnis her als aus der Irrtumsnatur heraus getroffen sind“. Gegen diese Rechtsprechung 
haben sich z. B. ausgesprochen Binding, Die Normen Bd. Ill, 1918, S. 327 ff., Gerland 
8.136, v.Hippel II S. 332, 343 ff., Kohlrausch, Irrtum S. 118, 178 ff., v. Liszt-Schmidt 
8.255 Anm. 6, Lobe S. 112 und $ 59 Anm. 7b, Mezger $. 329, Olshausen Anm. 30, 
Welzel S. 63; gebilligt wird sie anscheinend von Schwarz Anm. 3B, vgl. auch Mayer 
$. 300. 


8. Besonders ist der Irrtum im Steuerrecht und im Devisenrecht geregelt. 


$ 395 ReichsabgabenO in der Fassung des Ges. vom 16. Oktober 1934 (RGBl. S. 925 
[936)) lautet: | 

„Straffrei bleibt, wer in unverschuldetem Irrtum über das Bestehen oder die Anwend- 
barkeit steuerrechtlicher Vorschriften die Tat für erlaubt gehalten hat. 

Wer aus Mangel an der Sorgfalt, zu der er nach den Umständen verpflichtet und nach 
seinen persönlichen Verhältnissen fähig war, die Tat für erlaubt gehalten hat, wird we- 
gen Fahrlässigkeit bestraft.“ 

Genau so lautet $ 71 Devisengesetz vom 12. Dezember 1938 (RGBl.I S. 1734). 
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Das Reichsgericht sieht in diesen Vorschriften keinen Schuldausschließungsgrund; 
der unverschuldete Irrtum soll hier nur ein persönlicher Strafausschließungsgrund, der 
schuldhafte Irrtum ein persönlicher Strafmilderungsgrund sein (RGSt. 72 84); es dürfte 
sich aber richtiger wohl um Schuldausschließungsgründe handeln (Kohlrausch Anm. V], 
Olshausen Anm. 30; and. Welzel S. 65). Eine sinngemäße Anwendung des $ 71 Devisen- 
gesetz auf die KriegswirtschaftsVO hat das Reichsgericht abgelehnt (RGSt. 74 116). 


Schrifttum: Schumacher, Die Rechtsprechung zum devisenstrafrechtlichen Irrtum, DR 1940 
S.455. 


S 60 
Eine erlittene Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung kann bei Fällung 
des Urteils auf die erkannte Strafe ganz oder teilweise angerechnet werden. 


Aus dem Schrifttum vgl. zusammenfassend Niederreuther, Die Anrechnung erlittener Unter- 
suchungshaft, DJ 1940 S. 611. 


1. Die Vorschrift gibt dem Richter die Befugnis, Untersuchungshaft, die vor der Ur- 
teilsfällung erlitten ist, auf die erkannte Strafe anzurechnen. Untersuchungshaft, die 
nach der Fällung des Urteils erlitten ist, muß unter den Voraussetzungen des $ 450 
StPO stets angerechnet werden. Über den Grundgedanken des $ 60 vgl. RGS$t. 75 282. 


II. Gegenstand der Anrechnung ist eine erlittene Untersuchungshaft oder einstweilige 
Unterbringung. Unter Untersuchungshaft ist jede zum Zwecke der Untersuchung einer 
Straftat von einer Behörde angeordnete und vollzogene Haft zu verstehen; es fällt hier- 
unter nicht nur die Untersuchungshaft im technischen Sinne der StPO (RGSt. 69 325, 
RG JW 1986 S. 388). Anrechenbar sind daher insbesondere von der Polizei durchgeführte 
Haftmaßnahmen, soweit es sich dabei nicht um von der Strafverfolgung unabhängige 
polizeiliche Maßnahmen handelt (RG HRR 1989 Nr. 586). Schutzhaft kann auf die 
Strafe angerechnet werden, wenn sie aus Anlaß der den Gegenstand des Strafverfahrens 
bildenden Straftat verhängt worden ist (RGSt. 69 327, RG DR 1989 S. 988). Polizei- 
liche Vorbeugungshaft ist anrechenbar, wenn sie zur Sicherung der Strafverfolgung oder 
zur Untersuchung einer Straftat angeordnet war (RG HRR 1939 Nr. 390, 1278). An- 
gerechnet werden kann ferner etwa die polizeiliche Haft, die ein nach $$ 127, 128 StPO 
vorläufig Festgenommener erlitten hat (RG DR 1989 S. 362), weiter diewährend der Dauer 
eines Auslieferungsverfahrens im Ausland erlittene Sicherungshaft (RGSt. 838 183). 

Über die Anrechnung von Schutzhaft vgl. auch $ 23 Abs. 2 Strafvollstreckungsordnung und ein- 
gehend Kelz, DJ 1936 S. 1609. 

Angerechnet werden kann auch die einstweilige Unterbringung. Diese kann vom 
Gericht durch Unterbringungsbefehl ausgesprochen werden, falls die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt zu erwarten ist ($ 126a S PO). 


IIL Voraussetzung für die Anrechnung ist, daß die erlittene Untersuchungshaft zu 
der Strafverfolgung in Beziehung steht, welche die Urteilsfällung betrifft. 

1. Diese Beziehung besteht stets dann, wenn der Angeklagte wegen der Tat verurteilt 
wird, wegen der er in Untersuchungshaft genommen worden ist. In diesen Fällen kann 
immer eine Anrechnung erfolgen. 

2. Eine die Anrechnung ermöglichende Beziehung zwischen der Untersuchungshaft 
und der den Gegenstand der Urteilsfällung bildenden Tat wird aber auch durch die Ein- 
heitlichkeit des Verfahrens geschaffen. Ist jemand in einem Verfahren wegen meh- 
rerer strafbarer Handlungen angeklagt (z. B. Meineid, Diebstahl) und wird er nur wegen 
einer Tat (Diebstahl) verurteilt, dann kann die Untersuchungshaft wegen der Einheit- 
lichkeit des Verfahrens auch dann angerechnet werden, wenn sie wegen einer anderen 
Tat (Meineid) angeordnet war als derjenigen, deretwegen die Verurteilung erfolgt. Dies 
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gilt auch dann, wenn der Angeklagte hinsichtlich der Tat, wegen der die Untersuchungs- 
haft angeordnet war, freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt und nur wegen einer 
Tat verurteilt worden ist, die in dem Haftbefehl nicht angeführt worden war (RGSt. 71 
142). Ein einheitliches Verfahren liegt auch dann vor, wenn ein schwebendes Strafver- 
fahren zur Zeit der Untersuchungshaft durch eine Nachtragsanklage auf eine weitere 
Straftat ausgedehnt und die Verbindung beider Verfahren angeordnet worden war 
(RGSt. 71 143, RG DR 1989 S. 362, and. Schwarz $ 60 Anm. 1 A). Es ist nicht erforder- 
lich, daß das Verfahren schon zur Zeit der Verhängung der Untersuchungshaft auch 
die andere Handlung mitbetroffen hat. Unzulässig ist die Anrechnung, wenn die Haft 
bereits beendigt war, bevor die Straftat begangen worden ist, die zur TINEISUENNUS 
steht (RGSt. 71 143). 


8. Hat der Angeklagte Untersuchungshaft wegen einer Tat erlitten, die in einem 
anderen, selbständigen Verfahren abgeurteilt worden ist, dann wird die fehlende Ein- 
heitlichkeit des Verfahrens nicht dadurch hergestellt, daß nachträglich gemäß $ 79 eine 
Gesamtstrafe gebildet wird. Die Anrechnung der Untersuchungshaft ist nur möglich, 
wenn sie in dem Verfahren verhängt wird, in dem das Urteil ergeht (RGSt. 71 143, RG 
DR 1989 S. 362). 


4. Über die Anrechnung, wenn mehrere Haftbefehle vorliegen, der Angeklagte sich 
auf Grund eines dieser Haftbefehle in Untersuchungshaft befindet und für die übrigen 
Überhaft notiert ist, vgl. RG DR 1989 S. 362. 


IV. Angerechnet werden kann nur die erlittene Untersuchungshaft, d. h. die behörd- 
liche Freiheitsentziehung, die als Untersuchungshaft bei Erlaß des Urteils und in dem 
Strafverfahren tatsächlich vollstreckt war. Nicht anrechenbar ist z. B. die Zeit, während 
der der Verurteilte in Unterbrechung der Untersuchungshaft eine andere Strafe verbüßt 
hat; weiter darf nicht eine Haft angerechnet werden, die der Verurteilte künftig noch 
erleiden wird, z. B. nicht die zu erwartende Schutzhaft. Über die Anrechung in dem 
Fall, daß der Angeklagte vom persönlichen Erscheinen in der Hauptverhandlung ent- 
bunden war, vgl. LG München DJ 1989 S. 925. 

Die Anrechnung erfolgt dabei auf die erkannte Strafe. Es kommen alle Strafen in 
Betracht, die ihrer Natur nach eine Anrechnung zulassen, vor allem also zeitige Frei- 
heitsstrafen. Ihrer Natur nach kommen für die Anrechnung nicht in Betracht Todes- 
strafe und lebenslängliche Freiheitsstrafe. Die Anrechnung bei zeitigen Freiheitsstrafen 
erfolgt ohne Rücksicht auf die Strafart; bei Anrechnung auf Zuchthausstrafe ist daher 
eine vorherige Umwandlung nach $ 21 nicht erforderlich (RGSt. 15 143, KG JW 1985 
$. 2076). Zulässig ist aber auch die Anrechnung auf Geldstrafe. Bei der Anrechnung auf 
eine Geldstrafe muß stets eine Ersatzfreiheitsstrafe ($ 29) ausgesprochen werden, und 
zwar auch dann, wenn die Geldstrafe durch die.erlittene Untersuchungshaft ganz für 
verbüßt erklärt wird (RG DJ 1987 S. 819 = JW 1987 S. 1835, RG DR 1940 S. 682); 
vgl. hierzu aber weiter RG DR 1940 S. 2058. Nebenstrafen und Nebenfolgen wie 
ı.B. die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder die Einziehung bestimmter 
Gegenstände kommen für die Anrechnung nicht in Betracht. Auf Jugendarrest darf 
die Untersuchungshaft angerechnet werden (RGSt. 75 282). 


V. Die Anrechnung der Untersuchungshaft erfolgt bei Fällung des Urtells. 


1. Die Anrechnung steht im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts (vgl. RG 
DR 1948 S. 234). Ein Grund, die Anrechnung abzulehnen, kann z. B. die mutwillige Ein- 
legung von Rechtsmitteln sein (RG JW 1988 S. 29). Es steht im Ermessen des Gerichts, 
ob es die erlittene Untersuchungshaft ganz oder teilweise anrechnen will. Eingeschränkt 
ist das richterliche Ermessen nach der Richtung, daß eine längere Freiheitsstrafe niemals 
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durch eine kürzere Untersuchungshaft als verbüßt angesehen werden kann; denn die 
Untersuchungshaft kann ihrem Wesen nach niemals schwerer sein als eine Freiheitsstrafe 
(RGSt. 54 26, 59 412). Hat das Gericht versehentlich unterlassen, die Anrechenbarkeit 
der Untersuchungshaft zu erwägen, so bedeutet dies einen sachlich-rechtlichen Verstoß 
gegen $ 60; das Urteil ist insoweit aufzuheben und die Sache zurückzuverweisen, um die 
Entscheidung über die Anrechnung nachzuholen (RG DJ 1939 S. 1665, RG HRR 1939 
Nr. 340). Über einen Antrag auf Anrechnung von Untersuchungshaft muß sich das Urteil 
stets aussprechen (RG HRR 1989 Nr. 340, RG DJ 19839 S. 1665). 


Auch in bezug auf die Anrechnung der Untersuchungshaft muß das Urteil bestimmt 
sein; es ist daher unzulässig, nur Ersatzfreiheitsstrafen, nicht aber die an erster Stelle 
erkannten Geldstrafen durch die Untersuchungshaft für verbüßt zu erklären (RG DJ 
1940 S. 1248). 


2. Das Gericht hat zunächst im Urteilstenor die erkannte Strafe auszusprechen; dann 
ist, ebenfalls im Urteilstenor, der Umfang der Anrechnung anzugeben. Es ist nicht er- 
forderlich, daß die Anrechnung nach vollen Tagen erfolgt; es brauchen auch nicht die 
Mindestbeträge der 88 14 Abs. 2, 16 Abs. 1, 17 Abs. 2, 18, 27 eingehalten zu werden 
(RGSt. 41 320). Ist versäumt, über die Anrechnung bei Erlaß des Urteils mitzuent- 
scheiden, dann kann dies nicht nachgeholt werden (RGSt. 5 173, 71 141). 


8. Auch das Revisionsgericht kann Untersuchungshaft anrechnen, wenn die Revision 
des Angeklagten verworfen wird (RG RKG 1 S. 159). 


4. Die Anrechnung gilt als Verbüßung der Strafe; sie wirkt also auch rückfallbegrün- 
dend (RGSt. 52 119). 


.ö. Die Anrechnung durch das Gericht ist auch bei Strafen zulässig, die wegen einer 
während des Krieges begangenen Tat verhängt werden; die VO vom 11. Juni 1940 
schließt die Anrechnung nicht aus (RG DR 1941 S. 1993, RG HRR 1942 Nr. 191). 


VI. Darüber, wie die im Urteil ausgesprochene Anrechnung durch die Strafvollstrek- 
kungsbehörde vorzunehmen ist, vgl. $ 23 Strafvollstreckungsordnung und die AV in 
DJ 1936 8. 502. 
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Eine Handlung, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, ist nicht zu verfolgen, wenn 
der zum Antrage Berechtigte es unterläßt, den Antrag binnen drei Monaten zu stellen. 
Diese Frist beginnt mit dem Tage, seit welchem der zum Antrage Berechtigte von der 
Handlung und von der Person des Täters Kenntnis gehabt hat. 


Schrifttum: Coenders, Über den Strafantrag und die Privatklage des Nichtverletzten, GS 83 
S. 286. - Köhler, Die Lehre vom Strafantrag, 1899 (Strafr. Abh. Heft 18). - Köhler, Zur Lehre vom 
Strafantrag im künftigen Recht, in: Festg. Frank II S. 27. - Töwe, Der Strafantrag, GS 112 S. ?%. 
Von neueren Dissertationen vgl.: Deeg, Inhalt und Ausübung des Strafantragrechts, 1932 (Diss. Er- 
langen). - Gerometta, Die Lehre vom Strafantrag, 1934 (Diss. Tübingen); weiter Böttcher, Der 
fehlerhafte Strafantrag, 1933 (Diss. Marburg). 


I. Grundsätzlich werden strafbare Handlungen ohne Rücksicht auf den Willen des 
Verletzten von Amts wegen verfolgt (sog. Offizialdelikte); nur bei einer verhältnis 
mäßig geringen Anzahl strafbarer Handlungen setzt die Strafverfolgung einen Straf- 
antrag des Verletzten voraus (sog. Antragsdelikte). Zu den Antragsdelikten gehören vor 
allem die Beleidigung und die leichte bzw. fahrlässige Körperverletzung ($$ 189, 194-196, 
232), weiter etwa Hausfriedensbruch ($ 123) Sachbeschädigung ($ 303). 


“1. Man unterscheidet zwischen absoluten und relativen Antragsdelikten. Beim ab- 
soluten Antragsdelikt setzt die Strafverfolgung stets einen Antrag voraus, beim rela- 
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tiven nur dann, wenn gewisse nähere Beziehungen zwischen dem Täter und dem Ver- 
letzten bestehen; zu den relativen Antragsdelikten gehören z. B. Diebstahl, Unter- 
schlagung, Betrug gegen Angehörige ($$ 247, 263); ebenso wie der Betrug ist trotz Feh- 
lens einer entsprechenden Vorschrift die Untreue zu behandeln (RGSt. 70 209). Zu 
einem relativen Antragsvergehen wird ein Delikt nur dann, wenn die erforderte nähere 
Beziehung rechtlich wirksam ist; daher ist z. B. für den Betrug kein Antrag erforderlich, 
wenn der Täter eine ,„‚Verlobte‘“ betrogen hat, das Verlöbnis aber nichtig ist, weil er ver- 
heiratet ist (RG JW 1987 S. 3302). Dagegen soll nach RGSt. 72 325 beim Betrug das 
Antragerfordernis nicht dann entfallen, wenn die Vermögensschädigung gerade dadurch 
herbeigeführt wird, daß der Täter seine Verwäandteneigenschaft bestreitet (ebenso wohl 
RG DR 1940 S. 1098). 


2, Beieiner fortgesetzten Handlung, deren Einzelakte zum Teil von Amts wegen, 
zum Teil nur auf Antrag verfolgbar sind, ist ein Antrag nicht erforderlich; es tritt in 
vollem Umfang Verfolgung von Amts wegen ein (RGSt. 71 287). 


8. Bei militärischen Verbrechen oder Vergehen ist nie ein Antrag erforderlich ($ 51 
MStGB); dies gilt nicht nur für die echten, sondern auch für die sog. qualifizierten mili- 
tärischen Straftaten. 


4. Für die Abhängigmachung der Verfolgung von dem Vorliegen eines Antrags sind 
vor allem zwei Gesichtspunkte maßgebend. Von einer Reihe strafbarer Handlungen 
wird regelmäßig die Volksgemeinschalt so wenig berührt, daß ein Eingreifen mit krimi- 
neller Strafe nur dann erforderlich erscheint, wenn der Verletzte sein Interesse daran 
durch Stellung eines Antrages bekundet. Aus diesem Grunde ist z. B. ein Antrag er- 
fordert beim Hausfriedensbruch ($ 123 Abs. 3), bei der Sachbeschädigung ($ 303 Abs.3). 
Bei einer anderen Gruppe strafbarer Handlungen wäre vom Standpunkt der Volks- 
gemeinschaft eine Verfolgung ohne weiteres notwendig; dem kann aber das berechtigte 
Interesse des Verletzten an Geheimhaltung der Straftat oder an dem Ruhenlassen 
gewisser familiärer Vorgänge gegenüberstehen. Aus diesem Gesichtspunkt ist z. B. die 
Strafverfolgung bei der Verführung ($182), bei der Verleitung zum Beischlaf ($ 179), 
bei der Eheerschleichung (8 170) und beim Ehebruch ($ 172) von einem Antrage ab 
hängig. Vgl. näher v.Hippel II S. 385. 

5. Für das kommende Recht ist verschiedentlich die Beseitigung des Strafantrages gefordert worden; 
es ist die Ansicht vertreten worden, daß für Antragsdelikte grundsätzlich weder im materiellen Straf- 
recht noch im Strafverfahren Raum sei (so Freisler, DStR 1935 S. 231). Eine völlige Beseitigung des 
Strafa' trages ist aber nicht möglich; das berechtigte Interesse des Verletzten an der Geheimhaltung 
einer Straftat oder an dem Ruhenlassen familiärer Vorgänge muß dazu führen, in diesen Fällen an dem 
Antragserfordernis festzuhalten (vgl. auch Töwe aaO S. 24). Die erste Gruppe der Antragsdelikte soll 
künftig im wesentlichen aus dem kriminellen Strafverfahren herausgezogen und dem friedensrichter- 


lichen Verfahren überwiesen werden; der Friedensrichter wird aber nur auf Antrag tätig (Kohlrausch 
in Gürtner, Das kommende deutsche Strafverfahren, 1938, S. 546). 


II. Seiner rechtlichen Natur nach ist der Strafantrag eine Bedingung der Verfolgbar- 
keit, eine sog. Prozeßvoraussetzung; der Strafantrag ist weder Tatbestandsmerk- 
mal noch Bedingung der Strafbarkeit. Fehlt der Strafantrag, dann liegt zwar eine straf- 
bare Handlung vor; das Verfahren ist aber einzustellen, ohne daß eine Sachentscheidung 
getroffen werden kann. Beim Fehlen des erforderlichen Strafantrages ist auch die An- 
ordnung einer Maßregel der Sicherung und Besserung unstatthaft (RGSt. 78 156). Die 
Auffassung des Strafantrages als Prozeßvoraussetzung ist heute durchaus herrschend; 
sie wird in ständiger Rechtsprechung vom Reichsgericht (z. B. RGSt. 75 311) und ganz 
überwiegend im Schrifttum (z. B. Frank Anm. ]I, v.Hippel II S. 386, Lobe Anm.1c) 
vertreten. Aus der hier vertretenen Auffassung ergibt sich z. B., daß das Vorliegen eines 
Strafantrages vom Revisionsgericht ohne Rücksicht auf die Feststellungen des Instanz- 
fichters nachzuprüfen ist (RGSt. 65 150, 78 114). 
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Von anderen wird der Strafantrag ausschließlich als Bestandteil des materiellen Rechts 
angesehen; nach einer dritten Auffassung liegt er auf der Grenze des materiellen und 
prozessualen Rechts und gehört beiden Gebieten an; vgl. z. B. Coenders aaO S. 297, 300, 
Köhler, Die Lehre vom Strafantrag S. 13, OLG Hamm HöchstRR 1 S. 149. 

Aus der hier vertretenen Auffassung des Strafantrages als Prozeßvoraussetzung hat 
man verschiedentlich gefolgert, daß die allgemeinen Bestimmungen über den Straf- 
antrag in die Strafprozeßordnung aufgenommen werden müßten; ob dies wirklich er- 
forderlich ist, kann zweifelhaft sein (vgl. v.Hippel II S. 386; auch Frank Anm. Il). 


III. Antragsberechtigt ist grundsätzlich der Verletzte (vgl. $ 65); dies ist derjenige, 
in dessen Rechtssphäre die verbotene Handlung eingreift (RGSt. 68 305). Beim Dieb- 
stahl ist Verletzter sowohl der Eigentümer wie der Gewahrsamsinhaber, beim Betrug 
nur der Geschädigte, nicht auch der Getäuschte (RGSt. 74 168 mit Anm. Mezger in DR 
1940 S.1098 und Anm. Gallas in ZAkDR 1940 8.246). Bei einer Sachbeschädigung kann 
verletzt und antragsberechtigt auch sein, wer nicht Eigentümer der Sache ist, aber die 
Verantwortung für die Sache trägt (RGSt. 68 77, 65 357). Ein Antragsrecht, das durch 
die Verletzung entstanden ist, geht nicht dann verloren, wenn der Antragsberechtigte 
aufhört, Inhaber des Rechts zu sein, in das der Täter durch die Straftat eingegriffen 
hat (RGSt. 71 137). 


1. Sind mehrere Verletzte vorhanden, dann hat jeder ein selbständiges Antrags- 
recht wegen der gleichzeitig mehrere verletzenden Tat (RGSt. 46 203); dies kann z.B. 
dann praktisch werden, wenn eine gestohlene Sache im Miteigentum mehrerer steht 
und nach $ 247 ein Antrag erforderlich ist. Der Strafantrag eines von mehreren Ver- 
letzten genügt auch bei fortgesetzter Handlung oder Idealkonkurrenz, um die Strafver- 
folgung einer Handlung zu ermöglichen, durch die mehrere Antragsberechtigte verletzt 
sind. Der Strafantrag eines von mehreren Verletzten deckt aber nicht die fehlenden 
Strafanträge der anderen; die Verurteilung darf daher nicht auf die Verletzung derjenigen 
Personen erstreckt werden, die keinen Strafantrag gestellt haben (RGSt. 72 44). 

2. Das Antragsrecht ist höchstpersönlich; es geht nicht auf den Erben über. Dies gilt 
nicht nur bei der Verletzung höchstpersönlicher Rechtsgüter, sondern auch bei der Ver- 
letzung materieller Rechtsgüter (RGSt. 11 53, Lobe Anm. 8; demgegenüber nimmt 
Frank Anm. V an, daß bei Verletzung materieller Rechtsgüter der Erbe selbst als 
verletzt und darum als antragsberechtigt anzusehen sei). 

8. Die Ausübung des Antragsrechts erfolgt bei juristischen Personen durch ihre Or- 
gane, die innerhalb des ihnen zugewiesenen Kreises den Willen der juristischen Person 
bilden. Bei Vereinen wird das Antragsrecht durch den Vorstand ausgeübt, unter Um- 
ständen auch allein durch den Vorsitzenden (RGSt. 58 203). Über die Zuständigkeit für 
Strafanträge des Reichsjustizfiskus vgl. die AV in DJ 1937 S. 840. 


4. Zulässig ist in gewissem Umfange eine Stellvertretung bei der Ausübung des An- 
tragsrechts. Ist der Verletzte noch nicht 18 Jahre alt oder ist er geschäftsunfähig, dann 
übt der gesetzliche Vertreter des Verletzten das Antragsrecht aus ($ 65). Aber auch sonst 
übt der gesetzliche Vertreter des Verletzten das Antragsrecht aus ($ 65); das Vormund- 
schaftsgericht kann unter den Voraussetzungen des $ 1846 BGB Strafantrag stellen 
(RGSt. 75 146). Aber auch sonst ist eine Vertretung zulässig. 

a) Keine Bedenken bestehen gegen die Zulässigkeit einer Vertretung in der bloßen 
Erklärung; hier ist der Vertreter Bote, der den fremden Antragswillen überbringt 
(RGSt. 61 47). 

b) Ausgeschlossen ist aber auch nicht eine Vertretung im Willen. In gewissen Fällen 
ist eine derartige Vertretung vom Gesetz ausdrücklich zugelassen ($$ 65, 195, 196, 232). 
Kraft Gesetzes erfolgt eine Stellvertretung im Willen auch durch den Konkursverwalter 
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(RGSt. 88 437, 85 149) sowie durch den Zwangsverwalter. Darüber hinaus ist eine Ver- 
tretung im Willen aber auch zulässig, soweit die Wahrnehmung der durch das Antrags- 
delikt verletzten Interessen einem Dritten übertragen werden kann und im Einzelfall 
übertragen worden ist. Zulässig ist daher eine Stellvertretung im Willen bei der Ver- 
letzung materieller Rechtsgüter (RGSt. 68 265); grundsätzlich unzulässig ist sie da- 
gegen dann, wenn immaterielle und darum höchst persönliche Rechtsgüter (z. B. die 
Ehre) verletzt sind (RGSt. 21 233). Ob in einer Vollmacht auch die Befugnis zur Stel- 
lung eines Strafantrages enthalten ist, ist eine Auslegungsfrage; diese Befugnis kann 
auch in einer sog. Generalvollmacht enthalten sein. So kann z. B. antragsberechtigt 
sein der Prokurist einer Handelsgesellschaft wegen Verletzung eines dieser zustehenden 
Urheberrechts (RGSt. 15 145), ferner etwa ein Generalsekretär, dem der Vorstand eines 
eingetragenen Vereins den Schutz des Vereins gegen unlauteren Wettbewerb übertragen 
hat (RGSt. 58 204), vgl. ferner auch RGSt 68 306. Näher zu diesen Fragen Köhler, 
Die Lehre vom Strafantrag S. 63 ff. 


c) Auf Grund sog. vermuteter Vollmacht kann ein Strafantrag nicht wirksam ge- 
stellt werden (RGSt.?7 7). Auch unter dem Gesichtspunkt der Geschäftsführung ohne 
Auftrag kann ein Strafantrag nicht als gültig angesehen werden. 


d) Für die Bevollmächtigung zur Stellung des Antrages bestehen keine Form- 
vorschriften. Die Vollmacht kann mündlich und stillschweigend erteilt werden; es ge- 
nügt, daß sie zur Zeit der Stellung des Antrages vorliegt. Derjenige, der für den Verletz- 
ten Strafantrag stellt, ist auch nicht verpflichtet, von sich aus Beweismittel dafür bei- 
zufügen, daß er zur Antragstellung ermächtigt ist. Die Strafverfolgungsbehörden haben 
aber in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen, ob der Strafantrag form- 
und fristgerecht von einem Berechtigten gestellt ist (RGSt. 61 357, 68 265). Demgegen- 
über nimmt KG HöchstRR 8 S. 88 an, der in Vertretung des Verletzten gestellte Straf- 
antrag sei ohne Nachweis der Vertretungsmacht in sich unvollständig und in diesem 
Zustand ungenügend und unwirksam. 


8. Durch eine Verzeihung geht die Berechtigung zur Stellung des Antrages nicht ver- 
loren; dies gilt auch dann, wenn sie dem Gericht gegenüber zum Ausdruck gebracht 
ist (RGSt. 14 204). Ebensowenig wird durch einen Verzicht, der nach Begehung der Tat 
gegenüber dem Täter ausgesprochen worden ist, das Recht zur Stellung des Antrages 
beseitigt (OLG Hamburg DStR 1935 S. 158). Wenn man überhaupt einen Verzicht für 
beachtlich ansieht, dann muß er jedenfalls gegenüber einer Stelle erklärt werden, die 
sich im staatlichen Behördenaufbau mit dem Straffall zu befassen hat (RGSt. 76 345); 
ein studentisches Ehrengericht gehört nicht hierzu (RG DJ 1988 S. 1727). Über die 
Zurücknahme des Strafantrages vgl. $ 64. Durch einen im Sühnetermin ($ 380 StPO) 
abgeschlossenen Vergleich, durch Zahlung des vereinbarten Sühnegeldes und Veröffent- 
lichung einer Ehrenerklärung erlischt das Antragsrecht nicht (RGSt. 76 345). 


IV. Die Form des Strafantrages wird durch $ 158 Abs. 2 StPO bestimmt; in Betracht 
kommt danach die schriftliche oder die protokollarische Form. Bei den Beamten des 
Polizei- und Sicherheitsdienstes muß der Antrag stets schriftlich gestellt werden; bei 
der Staatsanwaltschaft oder bei dem Gericht kann der Antrag auch zu Protokoll er- 


klärt werden. Bei einer anderen Behörde (z. B. Preisbehörden) muß der Antrag schrift- 
lich angebracht werden. 


1. Für die Schriftlichkeit des Strafantrages ist nur erforderlich, daß sich neben dem 
Inhalt der Erklärung die Person, von der sie ausgeht, aus dem Schriftstück ergibt. Ein 
Antrag ist daher auch schriftlich angebracht, wenn die Namensunterschrift mit einem 
Faksimilestempel hergestellt ist (RGSt. 62 63). Schriftlich ist der Antrag ferner dann 
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gestellt, wenn ein Verletzter den Antrag in Urschrift und Abschrift seiner vorgesetzten 
Dienststelle einreicht und diese innerhalb der Frist nur die Abschrift an die Staatsanwalt- 
schaft weiterreicht (RGSt. 71 358). Auch ein mittels Telegramm gestellter Strafantrag 
ist als schriftlicher anzusehen. 

2. Bei der Anbringung des Antrages zu Protokoll ist Unterschrift des Antragstellers 
und Verlesung nicht erforderlich (RGSt. 2 254, 12 175). 


V. Über den Inhalt des Antrages sagt das Gesetz nichts. Erforderlich und ausreichend 
ist, wenn der Wille des Antragsberechtigten zum Ausdruck kommt, daß eine bestimmt 
bezeichnete Handlung strafrechtlich verfolgt werde. Zum Begriff des Antrages gehört 
nicht, daß er die Bestrafung des Täters, d.h. seine Verurteilung zu einer Geld- oder 
Freiheitsstrafe, zum Ziele hat; auch die Anordnung sichernder Maßnahmen ist eine straf- 
rechtliche Verfolgung (RGSt. 71 322). Eine Bezeichnung dieser Erklärung als Straf- 
antrag ist nicht erforderlich; daher liegt z. B. in der rechtzeitigen Erhebung einer Neben- 
klage und im Anschluß des Nebenklägers ein gültiger Strafantrag (OLG Stuttgart DR 
1989 S. 1148). Ausreichend ist auch die Erhebung der Privatklage (RGSt.8 209); nicht 
genügt dagegen ein Gesuch um Bewilligung des Armenrechts zwecks Erhebung der 
Privatklage. In einer Strafanzeige kann dann ein Strafantrag gesehen werden, wenn 
sie sich auf ein Antragsdelikt bezieht; es schadet nichts, wenn der Anzeigende das De- 
likt fälschlich für ein Offizialdelikt hält (OLG Karlsruhe Badische Rechtspraxis 1986 
S. 26). In der Anzeige eines Offizialdelikts liegt dagegen kein wirksamer Strafantrag 
(RGSt. 25 176; and. Lobe Anm. 11). 


1. Der Strafantrag braucht die Handlung, die verfolgt werden soll, nicht rechtlich 
zu kennzeichnen. Es ist daher unschädlich, wenn die Handlung rechtlich unrichtig und 
nicht nach allen Richtungen hin erschöpfend bezeichnet ist (RGSt. 65 358). So ist es 
z. B. unschädlich, daß ein bestimmtes Verhalten als Ehebruch und nicht als Beleidigung 
bezeichnet worden ist (RG DJ 1986 S. 774); vgl. weiter z. B. RG HRR 1989 Nr. 1436. 
War die Beurteilung der Tat zur Zeit der Antragstellung anders als nach dem Ergebnis 
der Hauptverhandlung, so wird der Strafantrag dadurch nicht beeinflußt, wenn nicht 
in ihm zum Ausdruck gebracht war, daß die Tat nur unter einem bestimmten Gesichts- 
punkt verfolgt werden solle (RG DR 1989 S. 234, RG HRR 1989 Nr. 1436). 

2. Ob die Angabe der Person erforderlich ist, ist verschieden bei den absoluten und 
bei den relativen Antragsdelikten (über diesen Unterschied oben I 1). Bei den absoluten 
Antragsdelikten ist eine Angabe der Person nicht erforderlich, wohl aber bei den rela- 
tiven, z. B. bei $ 247. 

8. Was die Stellung des Antrages unter einer Bedingung betrifft, so liegt bei Hinzu- 
fügung einer aufschiebenden Bedingung kein gültiger Antrag vor; auflösende Be- 
dingungen sind nicht zu beachten (RGSt. 14 97). 


4. Es ist zulässig, daß der Verletzie seinen Strafantrag in sachlicher oder in persön- 
licher Hinsicht oder nach beiden Richtungen beschränkt, 

a) Der Verletzte kann den Strafantrag auf eine von mehreren gegen ihn gerichteten 
Straftaten beschränken, und zwar auch dann, wenn diese in einer natürlichen Hand- 
lungseinheit zusammentreffen. Ein Strafantrag kann daher z. B. auf einzelne von meh- 
reren in einem Schriftstück enthaltenen, gegen die gleiche Person gerichteten Beleidi- 
gungen beschränkt werden (RGSt. 62 85, RG DSIR 1986 S. 101), ferner etwa auf ein- 
zelne Teilakte einer fortgesetzten Handlung (RGSt. 74 205 mit Anm. Bruns DR 1940 
S. 1418). 

b) Auch in persönlicher Hinsicht ist der Antrag teilbar; er kann auf einen Teil 
von mehreren an einer Straftat beteiligten Personen beschränkt werden, z. B. beim Ehe- 
bruch auf den Ehebrecher. 
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VL Die Frist zur Stellung des Antrages! beträgt 3 Monate. Die Frist hat den Zweck, 
aus Gründen der öffentlichen Rechtsordnung den Zustand der Unentschiedenheit 
darüber abzukürzen, ob eine Straftat verfolgt werden soll oder nicht (vgl. RGSt. 71 39). 
Diese Frist beginnt grundsätzlich mit dem Tage, seitdem der zum Antrage Berechtigte 
von der Handlung und von der Person des Täters Kenntnis gehabt hat. Die Frist be- 
ginnt später zu laufen, wenn der Sachverhalt durch eine später bekanntgewordene Tat- 
sache für ein vernünftiges und mit der Volksanschauung übereinstimmendes Urteil ein 
wesentlich anderes Gesicht bekommt (RGSt. 7450 mit Anm. Dahm DR 1940 S. 639, 75 301). 

Andere Antragsfristen ergeben sich aus $$ 198, 232 und $ 388 StPO (and. für die 
letztere Bestimmung OLG Hamm HöchstRR 1 S. 149). 


1. Maßgebend für den Beginn der Frist ist die Kenntnis des Antragsberechtigten. Hier- 
unter sind nur diejenigen Personen zu verstehen, die kraft Gesetzes befugt sind, den 
Antrag zu stellen; auf die Kenntnis eines Bevollmächtigten kommt es nicht an (RGSt. 
86 416). Ist eine Behörde antragsberechtigt, dann ist die Kenntnisnahme der zu ihrer 
Vertretung berufenen Person entscheidend. Das gleiche gilt, wenn eine juristische Per- 
son antragsberechtigt ist. Die Kenntnisnahme aller Vertreter ist erforderlich, soweit 
diese ihre Vertretung nur insgesamt ausüben können (vgl. auch RGSt. 68 265). Zu der 
Antragsberechtigung mehrerer vgl. $ 62. 


2, Der Antragsberechtigte muß von der Handlung Kenntnis erlangt haben. Zu der 
Handlung gehören nicht nur die Merkmale des objektiven Tatbestandes; vielmehr muß 
auch die, wenn auch nur durch Schlußfolgerung zu gewinnende Kenntnis des subjek- 
tiven Tatbestandes hinzukommen, damit der Antragsberechtigte die strafbare Hand- 
lung als solche, als eine ihn verletzende erkennt (RGSt. 69 380,75 299). Bei den Erfolgs- 
delikten beginnt die Antragsfrist erst mit der Kenntnis vom Erfolg zu laufen. Bei einer 
fahrlässigen Körperverletzung z. B. muß daher der Verletzte außer einer sofort hervor- 
tretenden körperlichen Mißhandlung auch noch, eine später zutage getretene schwere 
Gesundheitsbeschädigung erkannt haben (RGSt. 61 303). 

Bei einer fortgesetzten Handlung kommt die Tat erst mit dem letzten Tätigkeits- 
akt zur Vollendung; die Frist beginnt mit der Kenntnis dieser letzten Einzelhandlung 
zu laufen (RGSt. 61 303). Beim Dauerdelikt beginnt die Frist nicht vor Kenntnis der 
Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes (RGSt. 48 287). 


8. Außer der Kenntnis von der Handlung muß der Antragsberechtigte auch Kenntnis 
vom Täter haben. Der Täter ist bekannt, wenn er in dem Antrag individuell erkennbar 
gemacht werden kann; das Wissen des Namens ist nicht erforderlich (RGSt. 27 35). 
Die Antragsfrist beginnt, wenn der Antragsberechtigte einen der an der Tat strafbar 
Beteiligten kennt; er braucht nicht den Täter zu kennen; es genügt Kenntnis des Ge- 
hilfen oder des Anstifters (RGSt. 9 391; and. Frank Anm. VIII 4). Bei den relativen 
Antragsdelikten beginnt der Lauf der Frist erst, wenn der Antragsberechtigte von der 
Person Kenntnis hat, mit der ihn die Beziehung verbindet. 


3. Kenntnis ist mehr als Verdacht und weniger als Gewißheit; bloße Vermutung ge- 
nügt nicht (RGSt. 75 300). Zur Kenntnis gehört das Wissen von Tatsachen, die einen 
Schluß auf die wesentlichen Tatumstände und den Täter zulassen (RGSt. 58 204). Der 
Verletzte muß in der Lage sein, vom Standpunkt eines besonnenen Mannes aus zu be- 
urteilen, ob er Strafantrag stellen soll (RGSt. 75 300). 


5» Der Tag, an dem der Antragsberechtigte von der Handlung und der Person des 
Täters Kenntnis erhält, ist in die Frist einzurechnen; sie endet also mit dem Ablauf des 
Tages, der dem, dem Tage der Kenntnisnahme entsprechenden, Tage vorhergeht (RGSt. 
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71 359). Fällt das Ende der Frist auf einen Feiertag, so endet sie mit dem Ablauf des 
nächstfolgenden Werktages (KG GoltdArch 72 S. 350). 

6. Die Frist läuft nur dann, wenn es dem Berechtigten tatsächlich und rechtlich mög- 
lich ist, den Antrag zu stellen; sie läuft nicht, wenn erkörperlich oder rechtlich, z.B. 
durch Geisteskrankheit, an der Antragstellung behindert war (RGSt. 71 39, Allfeld 
S. 324, Olshausen Anm. 50; and. Lobe Anm. 14). Ist jemand nach einem Unfall 
wochenlang besinnungslos, so beginnt die Frist erst mit der Wiedererlangung der 
Besinnung (RG HRR 1940 Nr. 39). Der Minderjährige ist rechtlich erst vom vollendeten 
48. Lebensjahr an in der Lage, Strafantrag zu stellen; mit diesem Zeitpunkt beginnt 
für ihn die Frist zu laufen, unabhängig davon, ob er schon vorher von der Tat Kenntnis 
hatte oder nicht (RGSt. 69 378). Ist der gesetzliche Vertreter eines Minderjährigen selbst 
der Täter, dann ist er rechtlich gehindert, den Strafantrag zu stellen; die Frist für den 
Antrag beginnt erst zu laufen, wenn für den Verletzten ein Pfleger bestellt ist und 
dieser von der Handlung und von der Person des Täters Kenntnis erlangt hat (RGSt. 
78 114). Eine rechtliche Verhinderung liegt auch vor, solange einem Parteigenossen 
noch nicht die Erlaubnis erteilt worden ist, gerichtlichen Schutz in Anspruch zu nehmen. 
Der Verletzte muß hier nur innerhalb von 3 Monaten das Parteigericht anrufen; bis zur 
Entscheidung des Parteigerichts ist die Antragsfrist gehemmt (Hagemann DJ 1938 
S. 2033; and. RGSt.?71 39, Schwarz Anm. 2 Bd). Abgesehen hiervon tritt der Verlust 
des Antragsrechts mit dem Ablauf der Frist ohne Rücksicht darauf ein, aus welchen 
Gründen der Berechtigte sie hat verstreichen lassen (RGSt. 71 39). 

7. Läuft die Frist noch, dann kann der Antrag auch während eines Strafverfahrens 
gestellt werden, das zunächst ohne Antrag begonnen hat; der Antrag kann in jedem 
Stadium des Verfahrens, auch noch in der Revisionsinstanz nachgeholt werden (RGSt. 
68 124, 78 114, RG HRR 1940 Nr. 39). 

8. Ein Sachurteil kann erst erlassen werden, wenn feststeht, daß die Frist gewahrt 
ist. Ist die Wahrung der Frist zweifelhaft, so ist das Verfahren einzustellen (RGSt. 
47 238). 

vo. Daraus, daß der Strafantrag die prozessuale Voraussetzung für die Strafverfol- 
gung ist, ergibt sich, daß der Antrag vor Begehung der erwarteten Tat nicht wirksam 
gestellt werden kann; ein Strafantrag ist erst zulässig, wenn die strafbare Handlung 
mindestens in der Verübung begriffen ist (RGSt.40 319, 45 128, Olshausen Anm. 29 56a). 
Demgegenüber lassen RG GoltdArch 60 S. 438, Frank Anm. VIII, Lobe Anm. 11b, 
Schwarz Anm. 2B einen vorher gestellten Strafantrag dann zu, wenn er die Tat als 
ein genau bestimmtes Geschehnis bezeichnet. 

Bei einem fortgesetzten Delikt kann der Antrag auch schon vor der letzten Handlung 
wirksam gestellt werden (RGSt. 17 230, 88 40). 


VII. Die Stellung des Antrages hat die Wirkung, daß nun die Staatsanwaltschaft die 
Verfolgung aufnehmen kann. Über Verzeihung und Verzicht vgl. oben III 5. Eine Zu- 
rücknahme des Strafantrages ist grundsätzlich ausgeschlossen ($ 64). 

Fehlt der erforderliche Strafantrag, dann ist das Verfahren einzustellen. Bei Fehlen 
des Antrages kann auch nicht eine Maßregel der Sicherung oder Besserung angeordnet 
werden; es macht dabei keinen Unterschied, ob es sich um das ordentliche Strafverfah- 
ren oder um das in den $$ 429aff. StPO vorgesehene Sicherungsverfahren handelt 
(RGSt. 78 156). Trotz fehlenden Antrages ist die Handlung aber rechtswidrig und straf- 
bar; dies ist z. B. von Bedeutung für $$ 47ff., 53, 259; vgl. weiter RGSt. 76 328. 


IX. Zu trennen von dem Strafantrag ist die Ermächtigung. Der Unterschied besteht 
darin, daß bei der Ermächtigung die Initiative bei der Strafverfolgungsbehörde liegt 
und nicht beim Verletzten wie beim Strafantrag (Gerland $. 230). Eine Ermächtigung 
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ist nach $ 197 erforderlich bei der Beleidigung einer gesetzgebenden Versammlung des 
Reichs oder einer anderen politischen Körperschaft, z. B. des Reichsnährstands (RGSt. 
69 143). Die Ermächtigung ist an keine Frist gebunden; sie kann nicht zurückgenom- 
men werden. Vgl. im übrigen Allfeld S. 328, Köhler, Die Lehre vom Strafantrag S. 169 
und die Bemerkungen zu $ 197. 


X. Ist einer Behörde die Befugnis eingeräumt, durch Stellen oder Unterlassen eines 
Strafantrages nach staats- oder verwaltungspolitischen Zweckmäßigkeitsgründen bin- 
dend für die Behörden der Rechtspflege zu entscheiden, ob ein gerichtliches Strafverfah- 
ren eingeleitet oder durchgeführt werden soll, so finden auf diesen Antrag die $$ 61 If. 
keine Anwendung (VGH DR 1940 S. 1769, RG DJ 1940 S. 115, RGSt. 75 311 mit Anm. 
Bockelmann DR 1941 S. 2182, 76 56). Für das Gebiet des Preisstrafrechts ist dies jetzt 
durch $ 5 PreisstrafrechtsVO klargestellt (vgl. hierzu v. Kurnatowski DR 1942 S. 24), 
ebenso für das Verbrauchsregelungsstrafrecht durch $ 1 Abs. 3, $ 5 Verbrauchsregelungs- 
StrafVO (vgl. Rietzsch DR 1942 S. 105). 


S 62 
Wenn von mehreren zum Antrage Berechtigten einer die dreimonatliche Frist versäumt, 
so wird hierdurch das Recht der übrigen nicht ausgeschlossen. 


J. Mehrere sind zunächst dann antragsberechtigt, wenn durch die Tat mehrere ver- 
letzt werden. Ferner kann sich ein Antragsrecht mehrerer Personen aus den $$ 65, 182, 
195, 232 Abs. 3 ergeben. 


II. Mehrere Antragsberechtigte haben das Antragsrecht selbständig nebeneinander; 


es Jäuft für jeden eine besondere Frist, die von seiner eigenen Kenntnis beginnt (RGSt. 
73 116). 


III. Hat von mehreren durch dieselbe Tat Verletzten nur einer Strafantrag gestellt, 
so schließt dieser Antrag nicht die fehlenden Anträge der anderen Berechtigten in sich; 
die Verurteilung darf daher nicht auf die Verletzung derjenigen erstreckt werden, die 
keinen Antrag gestellt haben (RGSt.72 44). 


S 63 
(ist durch Art. 3 StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden) 


| 8 64 


Die Zurücknahme des Antrages ist nur in den gesetzlich besonders vorgesehenen Fäl- 
len und nur bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils zulässig. 


I. Die Möglichkeit der Zurücknahme des Strafantrages ist auf wenige Tatbestände 
beschränkt; auch bei diesen ist die Zurücknahme nur innerhalb einer gewissen Frist 
zulässig. 

Für den Strafantrag einer Behörde in den in $ 61 Anm. X behandelten Fällen be- 
stehen diese Beschränkungen nicht. 


1. Der Strafantrag kann nur zurückgenommen werden, wenn das Gesetzesausdrück- 
lich vorsieht; im StGB ist dies der Fall in den $$ 90b, 90e, 90i, 102-104, 123, 194, 
232, 247, 248a, 263, 264a, 303, 370; entsprechende Bestimmungen finden sich vielfach 
in Nebengesetzen. 

2. Zeitlich ist die Zurücknahme nur zulässig bis zum Beginn der Verkündung 
der Urteilsformel. Dieser Beschränkung liegt der Gedanke zugrunde, daß es mit der 
Würde des Gerichts unvereinbar ist, wenn der Antragsteller das auf Grund der Haupt- 
verhandlung verkündete Urteil des Gerichts nachträglich durch Zurücknahme des Straf- 
antrags zu Fall bringen könnte. Diese zeitliche Beschränkung besteht auch dann, wenn 
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eine Behörde Antragsteller ist (OLG Marienwerder DStR 1988 S. 141). Eine Zurück- 
nahme ist bereits mit dem Beginn der Verkündung unzulässig (RGSt. 57 268). Maß- 
gebend ist dabei das erste Urteil, das wegen des Antragsdelikts zu einer Strafe verurteilt; 
in welcher Instanz das Urteil ergeht, ist nicht von Bedeutung; ebensowenig kommt es 
darauf an, ob das Urteil rechtskräftig wird oder von einem Rechtsmittelgericht auf- 
gehoben wird. Das Recht zur Zurücknahme lebt auch nicht mit der Aufhebung des Ur- 
teils wieder auf (OLG Jena JW 1988 S. 29 mit Arm. Siegert). Ein Urteil, das wegen 
Unzurechnungsfähigkeit des Täters an Stelle der Strafe gemäß $ 42b Abs. 1 die Unter- 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt anordnet, ist einem auf Strafe lautenden 
Urteil gleichzusetzen (RGSt. 72 354). Ist gegen einen von mehreren an einem Antrags- 
delikt Beteiligten ein auf Strafe lautendes Urteil verkündet, so kann auch dem anderen 
gegenüber der Strafantrag nicht mehr zurückgenommen werden (RGSt. 64 393). 
Der Erlaß eines amtsrichterlichen Strafbefehls, einer polizeilichen Strafverfügung 
oder eines Strafbescheides ($$ 407 ff., 413 ff., 419 ff. StPO) ist einem auf Strafe lauten- 
den Urteil gleichzusetzen. Zwar können diese Maßnahmen durch Einspruch bzw. Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung in einem gerichtlichen Verfahren beseitigt werden; der 
Antragsberechtigte darf aber auch diese Maßnahmen nicht allein durch die Zurück- 
nahme seines Antrages zu Fall bringen können (übereinstimmend Frank Anm. 12, Lobe 
Anm.5; and. Olshausen Anm. 6, Schwarz Anm. 1 A, OLG Dresden JW 1928 S. 3013). 


8. Die Zurücknahme wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Staatsanwaltschaft 
auf Grund des Antrages bereits die öffentliche Klage erhoben hat. 


II. Berechtigt zur Zurücknahme ist derjenige, der den Antrag gestellt hat. Eine Stell- 
vertretung ist hier nach denselben Grundsätzen zulässig wie bei der Stellung des An- 
trages (vgl. $ 61 Anm. III 4). Ob der Stellvertreter im Willen, der den Antrag gestellt 
hat, auch zur Zurücknahme befugt ist, muß im Einzelfall nach dem Inhalt der Voll- 
macht geprüft werden. In den Fällen des $ 65 kann der Geschäftsunfähige, nachdem er 
geschäftsfähig geworden ist, den Strafantrag des gesetzlichen Vertreters zurücknehmen; 
das gleiche gilt für den Minderjährigen, nachdem er mündig geworden ist (RGSt. 22 258). 


I. Eine bestimmte Form braucht für die Zurücknahme des Antrages nicht eingehal- 
ten zu werden. Der Strafantrag kann z. B. mündlich bei der Polizeibehörde zurück- 
genommen werden, bei der er gestellt war. Die Erklärung ist vor der Dienststelle ab- 
zugeben, die zur Zeit der Rücknahme mit der Sache befaßt ist (RGSt. 52 200). Die Ab- 
gabe der Erklärung vor einer anderen Behörde ist nicht unzulässig; für die Wirksamkeit 
und für die Rechtzeitigkeit der Rücknahme kommt es aber auf den Eingang der Er- 
klärung bei der zur Zeit mit der Sache befaßten Stelle an (RGSt. 55 25). 


IV. Die Zurücknahmeerklärung muß inhaltlich den Willen zum Ausdruck bringen, 
daß der An ragsteller eine strafrechtliche Verfolgung nicht mehr will. Ob in der Zurück- 
nahme der Privatklage auch eine Zurücknahme des Strafantrages zu sehen ist, ist nach 
Lage des einzelnen Falles zu beurteilen; die Zurücknahme der Privatklage enthält nicht 
notwendig die Zurücknahme des Strafantrages. Nach Frank Anm.II 2 ist im Zwei- 
fel in der Zurückziehung der Privatklage auch die des Strafantrages zu finden; um- 
gekehrt ist nach Olshausen Anm. 21 im Zweilelsfalle die Zurücknahme des Straf- 
antrages zu verneinen. 


V. Die Wirkung der Zurücknahme. 


1. Die zulässige Zurücknahme hat zunächst die Wirkung, daß der Strafantrag als nicht 
gestellt gilt. Ein bereits eingeleitetes Strafverfahren ist einzustellen ($ 260 Abs. 3 
StPO); die Kosten des Verfahrens treffen den Antragsteller ($ 470 StPO). Diese Wir- 
kung tritt aber nur ein, soweit die Zurücknahme zulässig ist (oben I). Bei der Konkur- 
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renz mehrerer Antragsdelikte bleiben diejenigen, bei denen die Zurücknahme unzulässig 
ist, weiter verfolgbar (RGSt. 82 281). 

2. Eine weitere Wirkung besteht darin, daß der einmal zurückgenommene Antrag 
von diesem Antragsberechtigten nicht von neuem gestellt werden kann; das Antrags- 
recht ist mit der Stellung erschöpft (RGSt. 86 65; Olshausen Anm. 12b, Lobe Anm. 6; 
and. Frank Anm. IV). Ausgeschlossen ist auch ein Widerruf der Zurücknahme (RGSt. 
86 65). Eine Anfechtung der Zurücknahme wegen Drohung ist nicht zulässig (KG JW 
1981 S.227). 

8. Die wirksame Zurücknahme gegen einen an der Handlung Beteiligten hat aber 
nicht die Einstellungs des Verfahrens gegen die anderen Beteiligten zur Folge; die 
Zurücknahme des Antrages ist auch in persönlicher Hinsicht teilbar. 

In sachlicher Hinsicht ist die Zurücknahme grundsätzlich teilbar. Sind aber einzelne 
Behauptungen zur Rechtfertigung einer allgemeinen Behauptung aufgestellt, dann ist 


die Zurücknahme des Antrages bezüglich einzelner Behauptungen nicht möglich (RG 
DStR 1986 S. 101). 


8 65 


Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, ist selbständig zu dem 
Antrage auf Bestrafung bere chtigt. Solange er minderjährig ist, hat unabhängig von seiner 
eigenen Befugnis auch sein gesetzlicher Vertreter das Recht, den Antrag zu stellen. 

ist der Verletzte geschäftsunfähig oder hat er das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so ist sein gesetzlicher Vertreter der zur Stellung des Antrages Berechtigte. 


1. Antragsberechtigt ist stets der Verletzte. Ist der Verletzte geschäftsunfähig oder 
noch nicht 18 Jahre alt, dann übt für ihn der gesetzliche Vertreter das Antragsrecht 
aus (Abs. 2). Es genügt für den ersten Fall nur Geschäftsunfähigkeit; die beschränkte 
Geschäftsfähigkeit ist der Geschäftsunfähigkeit nicht gleich zu behandeln (RGSt. 84, 
100). Hat der Verletzte zwar das 18. Lebensjahr vollendet, ist er aber noch minderjährig, 
dann ist der Verletzte selbst, unabhängig von ihm aber auch sein gesetzlicher Vertreter 
zur Antragsstellung berechtigt (Abs. 1). Das selbständige Antragsrecht des über 18 Jahre 
alten Verletzten umfaßt nicht nur die nach Erreichung dieses Alters begangenen Taten, 
sondern auch die vorher begangenen (RGSt. 69 379). 

In den Fällen der $$ 195, 196, 232 besteht das Antragsrecht des Ehemanns bzw. des 
Vorgesetzten neben dem des gesetzlichen Vertreters (RGSt. 12 416). 


IL. Wer gesetzlicher Vertreter ist, bestimmt sich nach den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts. Vertreter sind danach der Vater oder die Mutter als Inhaber der elter- 
lichen Gewalt, der Vormund und der Pfleger, wenn ihnen die Sorge für die Person des 
Mündels zusteht. Ein Pf leger in einem Fürsorgeerziehungsverfahren, der sonst die Sorge 
für die Person des Mündels nicht hat, kann z. B. nicht Strafantrag wegen Beleidigung 
des Mündels stellen (RG HRR 1:89 Nr. 341). 

Ist der gesetzliche Vertreter der Täter oder an der Tat beteiligt, dann ist er ohne wei- 
teres von der Vertretung ausgeschlossen. Dem Verletzten kann in diesem Falle ein Pfleger 
zur Stellung des Antrages bestellt werden. Die Frist des $ 61 läuft dann von dem Tage 
ab, an dem der Pfleger Kenntnis von Tat und Täter hatte (RGSt. 78 115). Die Bestellung 
eines Pflegers ist ferner auch möglich, wenn der gesetzliche Vertreter pflichtwidrig der 
Stellung des Antrages unterläßt (RGSt. 50 157). Der Strafrichter darf die Bestellung 
des Pflegers nur nach der formellen Seite nachprüfen; er darf dagegen nicht untersuchen, 
ob die Bestellung sachlich gerechtfertigt ist (RGSt. 50 157, RG GoltdArch. 59 S. 452). 


II. Der gesetzliche Vertreter hat weder in den Fällen des Abs. 1 noch indenen des 
Abs. 2 ein selbständiges Antragsrecht; er übt nur das Recht des Verletzten aus (RGSt. 
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67 241, Allfeld S. 321, Lobe Anm.3, 4, Olshausen Anm.15; Schwarz Anm.1 Ba). 
Dieser sog. Vertretungstheorie steht die sog. Rechtstheorie gegenüber, nach der 
der Vertreter in eigener Person das Recht hat, den Strafantrag zu stellen; Anhänger der 
Rechtstheorie sind z. B. Goenders GS 83 S. 338, Frank Anm. 112. Aus der Vertretungs- 
theorie ergibt sich, daß das Antragsrecht des Vertreters mit dem Tode des Vertretenen 
erlischt (RGSt. 57 241, RG JW 1980 S. 1004; and. KG DJZ 1926 Sp. 242). 


IV. Bestehen mehrere Antragsberechtigungen nebeneinander, so kann jeder selb- 
ständig den Strafantrag stellen. Die Frist des $ 61 läuft grundsätzlich ohne Rücksicht 
darauf, wie sie sich für den anderen gestaltet (RGS$t. 78 116); vgl. auch $ 61 Anm. VI 6. 
Im einzelnen ist über den Fristlauf folgendes hervorzuheben. 

1. Wird der Minderjährige antragsmündig und ist die Frist für den gesetzlichen Ver- 
treter noch nicht abgelaufen, dann beginnt für den Minderjährigen die Antragsfrist von 
neuem zu laufen; dies gilt auch dann, wenn er schon vorher von Tat und Täter Kenntnis 
hatte (RGSt. 69 378). Hat der gesetzliche Vertreter die Frist aber bereits in dem Augen- 
blick versäumt, in dem der Verletzte das 18. Lebensjahr vollendet, dann kann für den 
Verletzten das Antragsrecht nicht mehr entstehen, selbst wenn er erst jetzt die nötige 
Kenntnis erhält (RGSt. 5 193). 

2, Wechselt der gesetzliche Vertreter, dann tritt der Nachfolger nur in die Antrags- 
berechtigung seines Vorgängers ein; der Nachfolger hat daher nur den Rest der Frist, 
soweit sie seinem Vorgänger gegenüber noch nicht abgelaufen war (Lobe Anm. 6, Ols- 
hausen Anm. 20d; and. Frank Anm.II 2b). 


V. Wer ein selbständiges Antragsrecht hat, hat nach $ 374 StPO auch das Recht, 
Privatklage zu erheben. 


S 66 
Durch Verjährung wird die Strafverfolgung und die Strafvollstreckung ausgeschlossen. 
Der Staatsanwalt kann die Verfolgung einleiten, wenn die Verhängung der Todesstrafe 
oder von lebenslangem Zuchthaus zu erwarten ist. 


Schrifttum: Lorenz, Die Verjährung im Strafrechte, 41934. Vgl. ferner Dreher, Die Verjährung 
politischer Druckschriftendelikte, JW 4935 S. 89. 


I. Das Gesetz unterscheidet zwischen der Strafverfolgungsverjährung ($ 67-69) 
und der Strafvollstreckungsverjährung ($$ 70-72). Die Strafverfolgungsverjäh- 
rung hindert die Verfolgung der Handlung; sie findet mit der Rechtskraft des Urteils 
ihr Ende. Die Strafvollstreckungsverjährung setzt ein rechtskräftiges Urteil voraus; sie 
hindert die Vollstreckung der rechtskräftig erkannten Strafe. 


II. Die Verjährung hat ihrer rechtlichen Natur nach prozessualen Charakter; sie ist 
ein Prozeßhindernis. Nach Verstreichen einer gewissen Zeit besteht an einer Ver- 
folgung vielfach kein staatliches Interesse mehr; nach dem Ablauf gewisser Zeiträume 
ist ferner auch die Verfolgung erschwert oder praktisch unmöglich gemacht. Diese Ge- 
sichtspunkte gelten auch für die Strafvollstreckungsverjährung; denn die Vollstreckung 
ist nur ein Teil der Verfolgung; sie ist die Fortsetzung der dem Hauptverfahren zugrunde 
liegenden Verfolgung (vgl. näher Sauer, Grundlagen des Prozeßrechts (2. Aufl. 1929) 
S. 330; übereinstimmend z. B. Rosenberg ZStW 36 S. 529). i 

Von anderen wird die Verjährung als ein Rechtsinstitut des materiellen Rechts an- 
gesehen; sie wird als ein Strafaufhebungsgrund betrachtet; sie tilge das staatliche Straf- 
recht (so z. B. Allfeld S. 305 Anm. 2, v.Liszt-Schmidt S. 451). Lorenz aaO S. 53 sieht in 
der Verjährung ein selbständiges materiellrechtliches Institut, das er als Unrechts- 
aufhebungsgrund bezeichnen will. Nach der überwiegenden Auffassung hat die Verjäh- 
rung einen gemischten, teils materiellrechtlichen, teils prozessualen Charakter; sie sei 
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Strafaufhebungsgrund und Prozeßhindernis (so z. B. Frank Anm. Il, v. Hippel II 
$.558, Lobe Anm. 1, Olshausen Anm. 2, RGSt. 59 199, 66 328), in RGSt. 76 160 wird 
jetzt aber der prozessuale Charakter der Strafverfolgungsverjährung anerkannt. Nach 
Mezger S. 496 Anm. 25 hat die Strafverfolgungsverjährung gemischten Charakter; die 
Strafvollstreckungsverjährung zählt er dagegen zu den rein prozessualen Einrichtungen. 
Alle diese Auffassungen setzen voraus, daß die einmal begründete Strafbarkeit einer Tat 
durch Zeitablauf untergehen kann; dies erscheint unrichtig. Mit Recht betont Sauer 
aaO S. 333, daß durch bloßen Zeitablauf niemals aus Strafbarkeit Straflosigkeit werden 
kann; er hebt zutreffend hervor, daß die Auffassung, die die Verjährung prinzipal oder 
ganz ausschließlich mit materiellem Charakter ausstattet, mit der Gerechtigkeit und 
mit der Logik in Widerspruch steht (vgl. auch Reimer in Gürtner I S. 247). Für den 
prozessualen Charakter der Verjährung spricht auch Abs. 2. 


Ausführliche Übersicht über die verschiedenen Verjährungstheorien bei Lorenz aaO 
S. 31 ff. 


II. Aus der prozessualen Natur der Verjährung ergibt sich, daß das Urteil auf Ein- 
stellung lauten muß, es darf nicht auf Freisprechung erkannt werden (RGSt. 76 160; 
and. RGSt. 12 436, 40 90, Allfeld S. 305 Anm. 2, nach denen freizusprechen ist). Die 
Einstellung wegen Verjährung geht der Einstellung auf Grund eines Straffreiheits- 
gesetzes vor (RG HRR 1989 Nr. 1014). 

Die eingetretene Verjährung ist im Verfahren von Amts wegen zu berücksichtigen, 
und zwar auch noch in der Revisionsinstanz (RGSt. 28 188). Das Revisionsgericht ist 
aber an die Feststellungen gebunden, die der Tatrichter über den Zeitpunkt der Be- 
gehung getroffen hat (RGSt. 69 320). 

Verjährte Taten können bei der späteren Bestrafung wegen anderer Handlungen bei 
Beurteilung der Strafwürdigkeit mitberücksichtigt werden, insbesondere bei der Ent- 
scheidung über Gewerbs- und Gewohnheitsmäßigkeit. Rückfallbegründend wirken ver- 
jährte Taten aber nicht; sie genügen auch nicht als Vortaten bei der Strafschärfung 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher nach $ 20a Abs. 1; denn in beiden Fällen wer- 
den frühere Verurteilungen erfordert (anders dagegen für $ 20a Abs. 2). 

IV. Das kommende Recht will die Vorschriften über die Strafverfolgungsverjährung in die Straf- 
verfahrensordnung, die über die Strafvollstreckungsverjährung in das Strafvollstreckungsgesetz über- 
nehmen, Die Fristen der Verfolgungsverjährung sollen dadurch aufgelockert werden, daß sich an eine 


Periode des Verfolgungszwangs eine andere anschließt, in der die Verfolgung in das Ermessen der 
Staatsanwaltschaft gestellt ist; darauf folgt dann ein Verfolgungsverbot. Vgl. näher Reimer in Gürt- 


ner I S. 246. 
S 67 
Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt, 
wenn sie mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht sind, in zwanzig 
Jahren; 
wenn sie im Höchstbetrage mit einer Freiheitsstrafe von einer längeren als zehnjährigen 
Dauer bedroht sind, in fünfzehn Jahren; 
wenn sie mit einer geringeren Freiheitsstrafe bedroht sind, in zehn Jahren. 
Die Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchstbetrage mit einer längeren als drei- 
monatlichen Gefängnisstrafe bedroht sind, verjährt in fünf Jahren, von anderen Ver- 
gehen in drei Jahren. 


Die Strafverfolgung von Übertretungen verjährt in drei Monaten. 


Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ist, ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 


Mit der Verjährung der Strafverfolgung erlischt auch die Befugnis, auf Grund der Tat 
Maßregein der Sicherung und Besserung anzuordnen. 


I. Die Vorschrift behandelt Beginn, Dauer und gewisse Wirkungen der Straf- 
verfolgungsverjährung. 


18 Schönke, StGB 2. A. 19% 
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II. Die Verjährung beginnt, sobald eine strafbare Handlung vorliegt. Gehört es im 
einzelnen Falle zum Tatbestand der Straftat, daß das Handeln des Täters einen be- 
stimmten Erfolg herbeigeführt hat, so beginnt die Verjährung erst vom Zeitpunkt des 
Eintritts des Erfolges. So gehört z. B. bei der fahrlässigen Körperverletzung der Ein- 
tritt der Körperverletzung zum gesetzlichen Tatbestand der Straftat; das Vergehen 
wird erst durch den Eintritt dieses Erfolges vollendet. Erst damit beginnt die Möglichkeit 
einer Strafverfolgung und damit auch der Verjährung (RG JW 1985 S. 704). Beim Be- 
trug beginnt die Verjährung erst mit dem Eintritt der Vermögensbeschädigung (RGSt. 
42 173), bei der Erpressung mit der Zahlung des erpreßten Geldes (RGSt. 88 231), bei 
der Urkundenfälschung nach $$ 267, 270 mit dem Gebrauchmachen (OLG München 
JW 1985 S.2391), bei der fahrlässigen Brandstiftung erst mit dem Ausbruch des Brandes 
(RGSt. 9 157); beim Rentenbetrug beginnt daher z. B. die Verjährung erst mit dem 
Tag, an dem die letzte Rente bezahlt worden ist (RG DRM 1940 Nr. 105). Als Erfolg 
im Sinne des Abs. 4 sind nur Umstände anzusehen, die zu einer bereits vollendeten Straf- 
tat hinzutreten und ihr einen besonderen Charakter geben; so ist z. B. bei der Körper- 
verletzung mit tödlichem Ausgang Erfolg im Sinne des Abs. 4 nur der Tod; die Körper- 
verletzung ist für die Strafbarkeit der Handlung erforderlich. Diese sinngemäße Aus- 
legung des Abs. 4 wird in ständiger Rechtsprechung vom Reichsgericht vertreten (z.B. 
RGSt. 62 419, 68 325, RG JW 1985 S. 704, vgl. auch RGSt. 72 150); im Schrifttum 
stehen auf demselben Standpunkt Binding Grundriß S. 305, v.Hippel II S. 560, Mezger 
S. 157, Schwarz Anm. 1, Welzel S. 127. Zum Beginn der Verjährung bei Fahrlässigkeits- 
delikten vgl. noch RGSt. 75 34, 297 mit Anm. Würtenberger ZAkDR 1941 S. 401. 

Entgegen der hier vertretenen Auffassung wird im Schrifttum vielfach angenommen, 
die Verjährung beginne nicht erst mit der Verwirklichung des vollen deliktischen 
Tatbestandes, sondern mit dem Augenblick der Tätigkeit, in dem Zeitpunkt der 
Willensbetätigung (so z.B. Allfeld S. 307, Frank Anm.II, v. Liszt-Schmidt S. 45, 
Lobe Anm. 2, Olshausen Anm.9). Diese Auffassung ist durch den Wortlaut nicht 
zwingend geboten; sie führt zu dem unannehmbaren Ergebnis, daß die Verjährung 
bereits vollendet sein kann, bevor die Strafbarkeit begonnen hat. Das staatliche Inter- 
esse an einer Strafverfolgung kann aber nicht erlöschen, bevor die Strafbarkeit ein- 
getreten ist. Gegen diese Auffassung und insbesondere gegen die Argumente von Frank 
zutreffend v.Hippel II S. 560 Anm.5. 

Zu beachten ist, daß mit der Vollendung des Tatbestandes noch nicht ohne weiteres 
die Tat als beendet anzusehen ist; auch dieser Gesichtspunkt kann zu einer Hinaus- 
schiebung des Beginns der Verjährung führen (vgl. z. B. RG HRR 1940 Nr. 361, 
RG DRM 1940 Nr. 105 sowie Bem.I vor $ 43). 

Im einzelnen ist folgendes hervorzuheben: 

1. Ein Versuch ist begangen, sobald der Täter alle Handlungen vorgenommen hat, 
die nach seiner Vorstellung zur begrifflichen Vollendung der Tat gehören (OLG München 
JW 1985 8. 2391). Erst mit dem Abschluß dieser Handlung beginnt die Verjährung 
(RGSt. 72 150). 

2. Bei Anstiftung und Beihilfe beginnt die Verjährung erst mit der Beendigung der 
Haupttat (RG DJ 1986 S. 1125, Binding Grundriß S. 306, v.Hippel II S. 561 Anm. 2, 
Mezger S. 497, Welzel S. 127). Dies ist auch dann anzunehmen, wenn man nur eine 
limitierte Akzessorietät erfordert (oben Bem. V vor $ 47); denn strafbar wird das Tun 
des Teilnehmers grundsätzlich erst durch die Begehung der Haupttat; es spielt für die 
hier zu entscheidende Frage keine Rolle, welche Merkmale bei der Haupttat gegeben 
sein müssen. Eine im Schrifttum vielfach vertretene Auffassung läßt die Verjährung 
dagegen mit dem Abschluß der Tätigkeit des Anstifters oder Gehilfen beginnen ohne 
Rücksicht darauf, wann der Haupttäter tätig wird und wann aus seiner Tätigkeit der 
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tatbestandsmäßige Erfolg hervorgeht (so z. B. Frank Anm. II, Olshausen Anm. 16 c). 
Über die Verjährung der Teilnahme bei fortgesetzter Handlung des Haupttäters vgl. 
RGSt. 65 362. 

8, Bei einer fortgesetzten Handlung beginnt die Verjährung erst mit dem letzten Akt 
der als Einheit aufzufassenden Handlung (RGSt. 62 214). Z. B. beginnt die Verjährung 
der Bestechung nach $ 331, wenn der Beamte sich die ihm versprochenen Vorteile fort- 
gesetzt gewähren läßt, erst mit derletzten Vorteilsannahme (RGSt. 64 297). Bei gewerbs- 
und gewohnheitsmäßigen Straftaten behalten die Einzeltaten ihre Selbständigkeit (vgl. 
unten Bem. V 2 vor $ 73); die Verjährung beginnt bei jedem Einzelakt einer Sammel- 
straftat selbständig. 

4, Bei einem Dauerdelikt kommt es für den Beginn der Verjährung auf die Beseitigung 
des rechtswidrigen Zustandes an; erst damit beginnt die Verjährung (RGSt. 44 429), 
so 2. B. bei der Freiheitsberaubung erst mit der Befreiung des rechtswidrig Festgehalte- 
nen. Vgl. weiter auch RG HRR 1940 Nr. 461. 


5. Bei den echten Unterlassungsdelikten beginnt der Lauf der Verjährung, sobald 
die Verpflichtung zum Handeln entfällt (RGSt. 65 362). Für die unechten Unterlassungs- 
delikte gilt das gleiche wie für die Erfolgsdelikte. ı 

6. Bei einer Wiederaufnahme des Verfahrens oder bei einerNichtigkeitsbeschwerde 
beginnt eine neue Verjährungsfrist mit dem Zeitpunkte, in dem das rechtskräftige 
verurteilende Erkenntnis beseitigt wird (RGSt. 76 48). 


TI. Dauer und Berechnung der Frist 


1. Die Dauer der Verjährungsfrist knüpft an die Dreiteilung der strafbaren Hand- 
lungen in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen an. 

a) Bei Verbrechen (Abs. 1) ist die Dauer dreifach abgestuft; sie beträgt 20 Jahre 
bei der Bedrohung mit Tod oder lebenslänglicher Freiheitsstrafe, 15 Jahre bei Ver- 
brechen, die mit mehr als 10 Jahren Freiheitsstrafe bedroht sind, 10 Jahre bei einer 
Strafandrohung von bis zu 10 Jahren Freiheitsstrafe. 

b) Bei Vergehen (Abs. 2) beträgt die Dauer der Frist 5 Jahre, wenn Gefängnisstrafe 
von mehr als 3 Monaten angedroht ist, 3 Jahre bei einer geringeren Strafandrohung. 
Die dreijährige Frist gilt stets bei der Androhung von Geldstrafe, und zwar auch dann, 
wenn die in Betracht kommende Ersatzfreiheitsstrafe ($ 29) mehr als drei Monate be- 
trägt (RGSt.1 168). 

c) Die Dauer der Verjährungsfrist bei Übertretungen ist stets 3 Monate 
Abs. 3). 

d) Auch bei Idealkonkurrenz zwischen einem Vergehen und einer Übertretung 
lauft für die Übertretung eine selbständige Verjährungsfrist (RG HRR 1942 Nr. 457a). 


2, Die dargelegten Grundsätze über die Dauer der Verjährungsfrist gelten auch für 
die Nebengesetze, soweit diese keine besonderen abweichenden Vorschriften enthalten 
(RGSt. 52 42). Sondervorschriften, die dem $ 67 vorgehen, sind z. B. $ 22 Preßgesetz, 
$ 145 Abs.2 GewO, $ 21 VerbrauchsregelungsStrafVO. 


8. Maßgebend für die Berechnung der Frist ist die Höhe der für den Einzelfall an- 
gedrohten Strafe; es kommt nicht auf die verwirkte Strafe an. Mildernde Umstände 
bleiben außer Betracht (RGSt.59 24), ebenso jugendliches Alter. Bei Versuch und 
Beihilfe ergibt sich aus der Möglichkeit der Strafermäßigung ($$ 44,49 Abs. 2) kein selb- 
ständiger Strafrahmen; es kommt daher auf den Strafrahmen für die vollendete Tat- 
bzw. für die Haupttat an. Bevor der Versuch mit der vollendeten Tat und die Bei- 
hilfe mit der Haupttat in der Strafdrohung grundsätzlich gleichgestellt waren, wurde 
überwiegend die gegenteilige Ansicht vertreten; heute muß diese Auffassung auf- 
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gegeben werden (and. aber noch Schwarz Anm. 2). Ob die Verhängung der Höchststrafe 
im einzelnen Falle möglich ist oder ihr ein Verfahrenshindernis entgegensteht, kommt 
für die Verjährungsfrist nicht in Betracht (RGSt. 75 54). 

Bei der Berechnung ist der Tag, an dem die Handlung begangen ist und an dem also 
‘ die Verjährung beginnt, in die Frist mit einzurechnen. Der letzte Tag der Frist ist der, 
der dem ersten Tag nach dem Kalender vorhergeht. Ist z. B. eine Übertretung am 1.4. 
begangen, so endet die Verjährungsfrist mit dem Ablauf des 30.6. (R 8 493). 


IV. Die Verjährung hat die Wirkung, daß keine Strafverfolgung mehr eingeleitet wer- 
den kann; ein bei ihrem Eintritt bereits begonnenes Strafverfahren ist einzustellen. 
Mit der Verjährung erlischt auch die Befugnis, auf Grund der Tat Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung anzuordnen (Abs. 5). 


Nebenfolgen verjähren stets zusammen mit der Strafverfolgung, falls bei ihnen 
der Strafcharakter überwiegt; für andere Nebenfolgen gilt dies dann, wenn ihre Zu- 
lässigkeit davon abhängt, daß sie im Strafverfahren ausgesprochen werden. Unzulässig 
ist daher z. B. nach Eintritt der Verjährung die Einziehung, ferner etwa die Anordnung 
von Erziehungsmaßnahmen gegen Jugendliche; vgl. noch oben Bem. I1l, TV vor $ 13. 

Der Anspruch auf eine im Strafverfahren zu erlangende Buße verjährt nicht früher 
als die strafbare Handlung, aus der der Bußanspruch entstanden ist; die dreijährige 
Verjährungsfrist des $ 852 BGB gilt hier nicht (RGSt. 44 298, Olshausen Anm. 6; and. 
Frank Anm. IV, Lobe Anm. 6). 


S 68 
Jede Handlung des Richters, welche wegen der begangenen Tat gegen den Täter ge- 
richtet ist, unterbricht die Verjährung. 
Die Unterbrechung findet nur rücksichtlich desjenigen statt, auf welchen die Handlung 
sich bezieht. 
Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


I. Die Vorschrift behandelt die Unterbrechung der Strafverfolgungsverjährung; 
die Unterbrechung der Strafvollstreckungsverjährung ist in $ 72 geregelt. 

Das Wesen der Unterbrechung besteht darin, daß durch einen richterlichen Akt der 
bisher abgelaufene Teil der Verjährungsfrist seine Wirkung verliert und eine neue Ver- 
jährungsfrist zu laufen beginnt. 

Es ist möglich, daß die Verjährung wiederholt unterbrochen wird (RGSt. 28 188). 

$ 8 EGMStGO stellt einer richterlichen Handlung im Sinne des $ 68 jede Handlung 
gleich, die ein militärisches Gericht oder ein Untersuchungsführer oder der Vertreter 
der Anklage wegen der begangenen Tat gegen den Täter gerichtet hat. 


I. Die Unterbrechung kann grundsätzlich nur durch eine strafrichterliche Handlung 
herbeigeführt werden; Handlungen des Staatsanwalts, der Polizei oder von Prival- 
personen (z. B. Erhebung der Privatklage) unterbrechen die Verjährung nicht. Auch 
richterliche Handlungen anderer Art genügen nicht; so sind z. B. Auskünfte, die auf 
Ersuchen der Staatsanwaltschaft ein Zivilprozeß- oder Vormundschaftsrichter aus seinen 
Akten über den Angeklagten erteilt, zur Unterbrechung der Verjährung ungeeignet (RG- 
St.29 235). Bedient sich der Strafrichter zur Vornahme einer Handlung einer Mittels- 
person, so verliert die Handlung dadurch nicht ihren Charakter als strafrichterliche; so 
unterbrechen z. B. die auf Fichterliche Veranlassung erfolgenden Zustellungen die Ver- 
jährung, weiter auch die von einem ersuchten Richter vorgenommenen Handlungen 
(RGSt. 14 134). Dem zur Aburteilung berufenen Strafrichter steht der Untersuchungs- 
richter gleich, der gemäß $ 191 StPO vorgeht (RGSt. 71 100). Den strafrichterlichen 
Handlungen sind durch verschiedene Gesetze die Handlungen anderer behördlicher 
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Stellen gleichgestellt; so stehen z. B. den richterlichen Handlungen entsprechende Hand- 
lungen der mit der Preisüberwachung beauftragten Behörden gleich ($ 12 VO über Stra- 
fen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 
1939, RGBI. I S. 999). Unterbrechende Wirkung haben nach $$ 413, 419 StPO auch die 
polizeilichen Strafverfügungen und die Strafbescheide der Verwaltungsbehörden. 

Richterliche Handlungen führen nur dann zur Unterbrechung, wenn sie überhaupt 
zulässig sind. Bei Antragsdelikten sind vor Stellung des Strafantrages nur die Hand- 
lungen nach $$ 127, 128, 130 StPO zulässig; andere Handlungen können die Verjährung 
nicht unterbrechen. Nicht ist dagegen erforderlich, daß der Richter für die vor- 
genommene Handlung im Einzelfall auch zuständig ist (Frank Anm. 111, Olshausen 
Anm. 17). 


II. Die richterliche Handlung muß sich wegen einer bestimmten Tat gegen eine be- 
stimmte Person als Täter richten. 


1. Unter bestimmter Tat ist das bestimmte geschichtliche Vorkommnis zu verstehen, 
das den Verdacht der Strafbarkeit hervorgerufen hat (RG HRR 1940 N. 118). Eine 
richterliche Handlung, die auf die Strafverfolgung des Täters wegen dieses Vorkomm- 
nisses abzielt, unterbricht die Verjährung unabhängig davon, unter welchem rechtlichen, 
Gesichtspunkt sie dieses Vorkommnis auffaßt. So unterbricht z. B. die wegen einer Er- 
pressung vorgenommene richterliche Handlung die Verjährung auch hinsichtlich der 
durch Annahme des erpreßten Geldes begangenen Hehlerei (RG HRR 1980 Nr. 1551; 
vgl. weiter RG HRR 1940 Nr. 118). 


2, Gegen eine bestimmte Person als Täter ist die Handlung gerichtet, wenn sie beson- 
dere Merkmale hervorhebt, die den Täter gegenüber anderen Personen, auf welche diese 
Merkmale nicht zutreffen, vereinzeln und kennzeichnen. Die Handlung braucht sich 
swar nicht gegen den Täter unter seinem wirklichen Namen zu richten; der Täter muß 
aber individuell bestimmt sein (RG HRR 1988 Nr. 73). Täter ist hier nicht im engeren 
technischen Sinne zu nehmen; als Täter sind auch die Teilnehmer (Anstifter und Ge- 
hilfen) anzusehen. 


8. Gegen den Täter gerichtet ist die Handlung dann, wenn sie bestimmt ist, das den 
Täter betreffende Strafverfahren einzuleiten oder fortzusetzen; es ist nicht erforderlich, 
daß die Handlung bestimmt ist, den Täter zu überführen, oder daß sie ihn unmittelbar 
belastet. Es können daher auch richterliche Untersuchungshandlungen, die eine Auf- 
klärung zugunsten des Angeklagten herbeiführen sollen, eine Unterbrechung des Ver- 
fahrens bewirken, z. B. die Einholung eines von ihm beantragten Gutachtens (RGSt. 56 
381, Frank Anm. II 2c, Olshausen Anm. 9). 

Geeignet zur Unterbrechung sind daher z. B. die Ladung des Beschuldigten zur ver- 
antwortlichen Vernehmung gemäß $ 162 StPO (RGSt. 49 172), der Beschluß über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens, die Anberaumung des Termins für die Hauptverhand- 
lung; die Aufhebung eines bereits anberaumten Termins kann genügen, falls dies das 
Verfahren fördern sollte, so z. B. um weitere Beweismittel heranzuziehen (RGSt. 56 
382, KG HöchstRR 8 S. 91). Es können auch Handlungen ausreichend sein, die nicht 
nach außen hervortreten, so z. B. die Bestellung eines Berichterstatters (RG HRR 1940 
Nr.1420), das Einfordern des Strafregisterauszuges (RGSt.66 82). Nicht können dagegen 
eine Unterbrechung herbeiführen der Beschluß, der die Eröffnung des Hauptverfahrens 
ablehnt (OLG Rostock HRR 1929 Nr. 2053), ferner nicht Einstellungsbeschlüsse; dies 
gilt auch für den Beschluß über die vorläufige Einstellung nach $ 205 StPO (v. Hippel II 

8.566 Anm.7, Lobe Anm. 3; and. RG DJ 1938 S.425, Olshausen Anm. 9b, wohl 
auch Nr. 28 der Richtlinien für das Strafverfahren). Ungeeignet sind ferner alle 
fichterlichen Maßnahmen, durch die der Richter ohne eigene Stellungnahme Eingaben 
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u.ä. an andere Stellen weitergibt (KG GoltdArch. 74 S. 120); so genügt es z. B. nicht, 
“wenn das Gericht eine Anzeige an die Staatsanwaltschaft übermittelt, oder wenn es auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft oder des Amtsanwalts ein Ermittlungsersuchen an die 
Polizei richtet (and. RGSt.41 356, OLG Naumburg DR 1989 8. 233); ebensowenig 
genügt ein Ermittlungsersuchen an die Staatsanwaltschaft (OLG Düsseldorf DR 1989 
S. 1145). Eine Verfügung auf bloße Wiedervorlage ist nicht ausreichend, sofern sie 
nicht ausnahmsweise dem Zweck dient, den Fortgang der Sache in kurzer Zeit herbei- 
zuführen (RGSt. 62 425). Keine Unterbrechung bewirken weiter etwa eine Auskunft 
des Richters über ein früheres Verfahren (RG HRR 1929 Nr. 1268), eine Mitteilung des 
Richters an den Staatsanwalt, daß er Bedenken gegen den Erlaß des Strafbefehls habe 
(OLG Celle HRR 1927 Nr. 654), die Übersendung der Akten an die Staatsanwaltschaft 
durch das Amtsgericht nach Erledigung von Amtshandlungen, die ausschließlich zur 
Zuständigkeit des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle gehören (KG DJ 1984 S. 679), 
die Anordnung, Akten beizufügen (KG DStR 1984 S. 296). 

Eine Handlung, die sachlich nicht geboten ist und nur zum Zwecke der Unter- 
brechung der Verjährung vorgenommen wird, unterbricht nicht.! Ist allerdings eine 
Handlung nach Lage der Sache angezeigt, dann tritt die Unterbrechung auch ein, wenn 
sie durch die Handlung herbeigeführt werden soll (Frank Anm. Ila.E., v.Hippel II 
S.565, Kohlrausch Anm. 2; kritisch auch Olshausen Anm.15b; and. Schwarz Anm. 1A). 
In den Richtlinien für das Strafverfahren Nr. 28 sind die Staatsanwaltschaften an- 
gewiesen, auf rechtzeitige Unterbrechung der Verjährung Bedacht zu nehmen, unter 
Umständen den Eintritt der Verjährung durch eigens hierauf gerichtete Handlungen 
zu unterbrechen. Es heißt dann aber weiter: „Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine 
wahllose Unterbrechung mit dem Grundgedanken der Verjährung nicht in Einklang 
steht und in minder schweren Fällen, die erst nach Jahren zur Aburteilung kämen, 
dem Rechtsempfinden des Volkes widersprechen würde.“ 


IV. Bei den Wirkungen ist zu unterscheiden zwischen denen in persönlicher und denen 
in sachlicher Hinsicht. 

1. Die Unterbrechung wirkt nur gegen denjenigen, gegen den die Verfolgungshandlung 
vorgenommen wird (Abs. 2); sie wirkt also höchst persönlich. Dem Teilnehmer gegen- 
über wird die Verjährung selbständig unterbrochen ohne Rücksicht darauf, ob die Unter- 
brechung auch gegenüber dem Täter wirkt (RGSt. 41 18). Es kann aber auch sein, daß 
sich die Handlung auf verschiedene Beteiligte bezieht (Beispiel in RG JW 1988 S. 158%). 
Dies kann der Fall sein, wenn mehrere an einer Tat als Mittäter beteiligt sind; zu weit 
geht aber die Annahme, daß bei Mittätern stets die gegen einen vorgenommene Hand- 
lung auch gegen den anderen wirke (RG HRR 1988 Nr. 486; vgl. RGSt. 86 350; über- 
einstimmend Frank Anm. III; nicht ganz klar Lobe Anm. 5). 

2. In sachlicher Hinsicht wird von der Unterbrechung die Tat als historisches Ereig- 
nis betroffen, nicht in einer bestimmten rechtlichen Qualifizierung (vgl. auch oben III). 
Die Unterbrechung erstreckt sich daher stets auch auf Delikte, die in Idealkonkurrenz 
stehen (RGSt. 88 427). Betrifft dasVerfahren mehrere Delikte, so wird die richterliche 
Handlung sich regelmäßig auf alle beziehen und daher bei allen die Verjährung unter- 
brechen. Bei einer fortgesetzten Handlung erstreckt sich die Wirkung auf die ganze als 
eine Einheit zu betrachtende Handlung (RGSt. 59 291). 

8. Die Unterbrechung der Verjährung ist von Amts wegen zu berücksichtigen. 


V. Nach jedem einzelnen Akt, der die Verjährung unterbrochen hat, beginnt eine 
neue Verjährung zu laufen (Abs. 3). Die Frist beginnt bereits mit dem Tage, an dem 


— 


ı Hierzu eingehend Kreß, ‚Natürliche‘ und ‚künstliche‘ Unterbrechung der Verjährung der 
Strafverfolgung, GS 71 S. 85. 
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die unterbrechende Handlung vorgenommen wurde, nicht erst am nächsten Tage (RGSt. 
65 290). 


VI. Nach dem kommenden Recht soll während einer gewissen Zeit Verfolgungszwang bestehen; 
darauf soll eine Periode der Verfolgungsmöglichkeit folgen; schließlich soll ein Verfolgungsverbot 
eintreten. Dadurch sollen die Vorschriften über das Ruhen und über die Unterbrechung der Ver- 
fahrung im wesentlichen überflüssig werden. Vgl. Reimer in Gürtner I S. 250. 


S 69 

Die Verjährung ruht während der Zeit, in welcher auf Grund gesetzlicher Vorschrift 
die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt werden kann. Ist der Beginn 
oder die Fortsetzung eines Strafverlahrens von einer Vorfrage abhängig, deren Entschel- 
dung in einem anderen Verfahren erfolgen muß, so ruht die Verjährung bis zu dessen 
Beendigung. 

Ist zur Strafverfolgung ein Antrag oder eine Ermächtigung nach dem Strafgesetz er- 
forderlich, so wird der Lauf der Verjährung durch den Mangel des Antrages oder der 
Ermäehtigung nicht gehindert. 


I. Die Vorschrift behandelt das Ruhen der Strafverfolgungsverjährung. Das 
Wesen des Ruhens besteht darin, daß es den Beginn der Verjährungsfrist hinausschiebt 
oder den Weiterlauf einer bereits begonnenen Frist hemmt; im Gegensatz zur Unterbre- 
chung verliert aber hier der bereits abgelaufene Teil der Frist nicht seine Bedeutung; 
nach Aufhören des Ruhens läuft die Frist vielmehr weiter. 

Auch das Ruhen des Verfahrens wirkt nur höchst persönlich; es tritt nur bei den Tätern 
ein, bei denen die Voraussetzungen des $ 69 gegeben sind (RGSt. 59 200). 


U. Ein Ruhen tritt in zwei Gruppen von Fällen ein. 


1. Die Verjährung ruht während der Zeit, in der auf Grund gesetzlicher Vor- 
schrift die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt werden 
kann. In Betracht kommen hier nur Vorschriften, die während einer gewissen Zeit alle 
Verfolgungshandlungen ausschließen; es genügt nicht, daß nur einzelne Verfolgungs- 
handlungen verboten sind. Ausgeschlossen sind alle Verfolgungshandlungen gegen 
Reichstagsmitglieder während der Sitzungsperiode (Art. 37 Weimarer Verfassung); vgl. 
weiter $ 191 (hierzu auch RGSt. 66 329), $ 1 Abs. 3 und $ 2 Abs. 3 Heimtückegesetz. 
Kein Ruhen bewirkt die Abwesenheit oder Geisteskrankheit eines Beschuldigten; da- 
durch werden nicht alle Verfolgungshandlungen ausgeschlossen (RGSt. 52 37). 

2. Ein Ruhen tritt ferner ein, wenn Beginn oder Fortsetzung eines Strafverfahrens 
von einer Vorfrage abhängig ist, deren Entscheidung in einem anderen Verfahren er- 
folgen muß; die Verjährung ruht dann bis zur Beendigung dieses anderen Verfahrens. 
Zum Beispiel ist der Beginn eines Strafverfahrens wegen Ehebruchs davon abhängig, 
daß die Ehe wegen dieses Ehebruchs im Zivilprozeß geschieden ist ($ 172); weitere Bei- 
spiele ergeben sich aus $ 164 Abs. 6, $$ 170, 171 Abs. 3, 238. In allen diesen Fällen 
ist es notwendig, daß der Strafrichter die Entscheidung eines anderen Verfahrens ab- 
wartet. Die Verjährung ruht nicht, wenn der Richter aus Zweckmäßigkeitsgründen 
gemäß $ 262 Abs. 2 StPO eine Entscheidung in einem anhängigen anderen Verfahren ab- 
wartet, ohne an das Ergebnis dieses Verfahrens gebunden zu sein. 


II. Eine Ausnahme von dem Grundsatz des Abs. 1 enthält der Abs. 2. Auch wenn 
zur Verfolgung ein Antrag oder eine Ermächtigung erforderlich ist, hindert der feh- 
lende Antrag oder die fehlende Ermächtigung nicht den Lauf der Verjährung. | 


SL) 


Die Vollstreckung rechtskräftig erkannter Strafen verjährt, wenn 
l.auf Tod oder auf lebenslängliches Zuchthaus oder auf lebenslängliche Festungshaft 
erkannt ist, in dreißig Jahren; 
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2. auf Zuchthaus oder Festungshaft von mehr als zehn Jahren erkannt ist, in zwanzig 
Jahren; 

8. auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf Festungshaft von fünf bis zu zehn Jahren 
oder Gefängnis von mehr als fünf Jahren erkannt Ist, in fünfzehn Jahren; 

4. auf Festungshaft oder Gefängnis von zwei bis zu fünf Jahren erkannt ist, in zehn 
Jahren; 

ö. auf Festungshaft oder Gefängnis bis zu zwei Jahren oder auf Geldstrafe von mehr 
als einhundertfünfzig Reichsmark erkannt ist, in fünf Jahren; 

6. auf Haft oder auf Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark erkannt ist, in 
zwei Jahren. 

Die Vollstreckung einer rechtskräftig angeordneten Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung verjährt in zehn Jahren. Ist die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder 
einer Entziehungsanstalt oder erstmalig die Unterbringung in einem Arbeitshaus oder die 
Entmannung angeordnet, so beträgt die Frist fünf Jahre. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das Urteil rechtskräftig geworden ist. 


I. Die Vorschrift behandelt Beginn und Dauer der Strafvollstreckungsverjährung. 
Diese Verjährung hat ebenso wie die Strafverfolgungsverjährung prozessualen Charakter 
(vgl. 8 66 Anm. II). 


II. Gegenstand der Vollstreckungsverjährung sind nur Strafen (Abs.1) und si- 
chernde Maßnahmen (Abs. 2). Nebenstrafen, die einer Vollstreckung bedürfen, 
verjähren innerhalb der für die erkannte Hauptstrafe maßgebenden Frist mit. Andere 
Unrechtsfolgen, die auch nicht den Charakter von Nebenstrafen haben, werden von der 
Vollstreckungsverjährung nicht getroffen. Das gleiche gilt für die einer Vollstreckung 
nicht bedürftige Nebenstrafe des Verlusts der bürgerlichen Ehrenrechte, ferner für die 
Polizeiaufsicht nach $ 38 Abs. 3. Der Anspruch auf eine Buße verjährt zusammen mit 
der strafbaren Handlung (RGSt. 44 298; and. Frank Anm. Ill, Lobe Anm. 5, Schwarz 
Anm. 2). 

Über die Vollstreckungsverjährung beim Jugendarrest vgl. $3 VO vom 27. Januar 
1941 (RGBI.I S.45). 


II. Die Vollstreckungsverjährung beginnt mit dem Tage, an dem das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist (Abs. 3); bis dahin läuft die Verfolgungsverjährung. Dem Urteil 
sind der amtsrichterliche Strafbefehl ($ 410 StPO), die polizeiliche Strafverfügung und 
der Strafbescheid der Verwaltungsbehörden gleichzusetzen. Wird nach $ 79 oder nach 
$ 460 StPO nachträglich eine Gesamtstrafe festgesetzt, dann beginnt die Verjährung 
mit dem Tage der Rechtskraft der die Gesamtstrafe festsetzenden Entscheidung. 


IV. Die Dauer der Verjährungsfrist ist hier nach der im Einzelfall verwirkten Strafe 
zu bestimmen, nicht wie bei der Verfolgungsverjährung nach der angedrohten Strafe. 
Maßgebend ist stets die im Urteil festgesetzte Strafe; spätere Änderungen, insbesondere 
im Gnadenwege, ändern nichts an der Dauer der Verjährungsfrist. Die Fristen sind bier 
durchweg länger als die Fristen bei der Verfolgungsverjährung. 


s71 
Ist auf Freiheitsstrafe und Geldstrafe zugleich oder neben einer Strafe auf eine mit 


Freiheltsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Besserung erkannt, 80 ver- 
jährt die Vollstreckung der einen Strafe oder Maßregel nicht früher als die der anderen. 


I. Die Bestimmung sieht für einen gewissen Kreis von Fällen ein Ruhen der Voll- 
streckungsverjährung vor. Nach Lobe Anm.1 sollte man hier nicht von einem 
Ruhen sprechen; gegen ihn zutreffend Frank Anm. II. 

Einen weiteren Fall des Ruhens enthält das Jugendgerichtsgesetz; die Verjährung 
der Strafvollstreckung ruht während der Probezeit ($ 12 Abs. 3 JGG). 
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Vollstreckungsverjährung Lu S r#R: 


1. Das Ruhen tritt nur ein, wenn wegen derselben Handlung zugleich auf Freiheits- 
strafe und Geldstrafe oder neben einer Freiheitsstrafe auf eine sichernde Maßnahme 
erkannt ist. Sind für mehrere Taten verschiedene der genannten Unrechtsfolgen aus- 
gesprochen, so verjährt die Vollstreckung einer jeden selbständig nach den Grundsätzen 
des $ 70. 

Die Grundsätze des $ 71 sind regelmäßig einer Ausdehnung nicht fähig. Eine Ausnahme 
muß aber für den Fall gelten, daß eine Freiheitsstrafe nicht vollstreckt werden kann, 
weil der Verurteilte eine andere Freiheitsstrafe verbüßt; in diesem Fall ruht während 
des Vollzugs der einen Freiheitsstrafe die Vollstreckungsverjährung der anderen (Bin- 
ding Grundriß S. 309, vgl. auch KG GoltdArch. 56 S. 341; and. Frank Anm. II). 

Die Unterbrechung der Vollstreckungsverjährung ($ 72) bei der einen der in $ 71.ge- 
nannten Unrechtsfolgen unterbricht auch die Verjährung der anderen. 


872 
Jede auf Vollstreckung der Strafe oder Maßregel gerichtete Handlung derjenigen Be- 
hörde, weicher die Vollstreckung obliegt, sowie die zum Zwecke der Vollstreckung er- 
folgende Festnahme des Verurteilten unterbricht die Verjährung. 
Nach der Unterbrechung der Vollstreckung der Strafe oder Maßregel beginnt eine neue 
Verjährung. 


L Ebenso wie bei der Verfolgungsverjährung ($ 68) kennt das Gesetz auch eine Unter- 
breehung der Vollstreckungsverjährung; in beiden Fällen hat die Unterbrechung die 
gleiche Wirkung (vgl. oben $ 68 Anm. I, IV, V und unten IV). 

Durch die Strafvollstreckungsordnung sind die Vollstreckungsbehörden angewiesen, 
bei drohender Strafvollstreckungsverjährung grundsätzlich für rechtzeitige Unter- 
brechung der Verjährung zu sorgen. „Von einer Unterbrechung kann abgesehen werden, 
wenn es sich um eine leichte Strafe oder eine kurze Reststrafe handelt, die neben einer 
im Vollzug befindlichen Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung nicht ins 
Gewicht fällt, es sei denn, daß die Durchführung der Vollstreckung im öffentlichen 
Interesse geboten erscheint‘ ($ 32 Strafvollstreckungsordnung). 


Il. Die Vollstreckungsverjährung wird unterbrochen durch jede auf Vollstreckung 
gerichtete Handlung der Behörde, der die Vollstreckung obliegt. 


1. Vollstreckungsbehörde ist grundsätzlich die Staatsanwaltschaft ($ 451 Abs. 1 StPO), 
unter Umständen auch der Amtsrichter ($ 451 Abs. 3 StPO); stets ist der Jugendrichter 
Vollstreckungsorgan ($ 36 JGG). Es genügen hier (anders als bei der Verfolgungsverjäh- 
rung) nur Handlungen einer Behörde, die sachlich und örtlich zuständig ist; fehlt die 
Zuständigkeit, dann liegt ihr nicht die Vollstreckung ob. Gleich stehen den Handlungen 
der Vollstreckungsbehörde Maßnahmen von Beamten oder Behörden, die lediglich auf 
Anordnung der Vollstreckungsbehörde als deren Organe handeln. 


2. Handlungen der Vollstreckungsbehörde unterbrechen die Verjährung nur dann, 
wenn sie auf Vollstreckung der Strafe gerichtet sind. Es genügen hierfür alle Hand- 
lungen, die den Sinn haben, tatsächliche oder rechtliche Hindernisse zu beseitigen, die 
der Vollstreckung entgegenstehen. Es ist nicht notwendig, daß die Handlung der Voll- 
streckung unmittelbar dient; es genügen auch Handlungen, die nur mittelbar diese 
Funktion haben. In Betracht kommen z. B. bei der Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
die Verfügung der Ladung zum Antritt der Strafe, die Verfügung des Erlasses eines 
Steckbriefs, eines Haftbefehls, eines Vorführungsbefehls. Verfügungen, die nur die Be- 
willigung eines Strafaufschubs oder einer Strafunterbrechung enthalten, sind nicht auf 
Vollstreckung gerichtet (vgl. auch die AV in DJ 1936 S. 1108). Handlungen, die die 
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Tendenz haben, die Vollstreckung der Strafe herbeizuführen, unterbrechen die Ver- 
jährung auch während der Bewährungsfrist (KG JW 1928 S. 2800; and. OLG Dresden 
HRR 1928 Nr. 1764). 


III. Die Verjährung wird ferner unterbrochen durch die Festnahme des Verurteilten, 
die zum Zwecke der Vollstreckung erfolgt. Es genügt nur die Festnahme durch einen 
dafür an sich zuständigen Beamten; Privatpersonen sind nach $ 127 StPO zwar zur 
Festnahme zum Zwecke der Strafverfolgung, nicht aber zum Zwecke der Strafvoll- 
streckung berufen. 


IV. Die Unterbrechung bewirkt auch hier, daß die bisher abgelaufene Verjährungs- 
frist hinfällig wird; es beginnt eine neue Frist en 2), und zwar mit dem Tage, an dem 
die Unterbrechung aufhört. 

Bei mehreren Strafen bewirkt die Handlung nur die Unterbrechung der Strafe, 
auf die sie sich bezieht. 


“ | en er) 


FÜNFTER ABSCHNITT 
ZUSAMMENTREFFEN MEHRERER STRAFBARER HANDLUNGEN 


Vorbemerkungen zu den 88 73 ft. 


Schrifttum: Höpfner, Einheit und Mehrheit der Verbrechen, Bd. I 1901, Bd. II 1908. - Honig, 
Studien zur juristischen und natürlichen Handlungseinbheit, 1925. -— Kubisch, Tateinheit und Tat- 
mehrheit, DJ 1942 S. 97. — Mittelbach, Gedanken zur Konkurrenzfrage im Strafrecht, DR 1940 
S. 1490. Weitere Nachweise dort und beiv.HippelIIS. 492, v.Liszt-Schmidt S. 346, Mezger S. 456. 


1. Verletzt eine Handlung mehrere Gesetze, dann liegt Idealkonkurrenz vor ($ 73); 
verletzen mehrere Handlungen mehrere Gesetze, dann ist Realkonkurrenz gegeben 
($ 74). Neben diesen vom Gesetz ausdrücklich genannten und in den Anmerkungen zu 
$$ 731f. näher zu behandelnden Fällen der Konkurrenz sind von Wissenschaft und 
Rechtsprechung noch die Begriffe der rechtlichen Handlungseinheit (unten II, III, IV) 
und der Gesetzeskonkurrenz (unten VII) entwickelt worden. 

Der gemeinsame Grundgedanke der die verschiedenen Konkurrenzformen be- 
treffenden Rechtssätze ist, daß beim Zusammentreffen mehrerer Gesetzesverletzungen 
vielfach nicht eine einfache Zusammenrechnung aller dafür in Betracht kommenden 
Strafen angebracht ist, sondern daß die Strafe nach anderen Gesichtspunkten (z.B. 
durch Erhöhung der verwirkten schwersten Einzelstrafe) festzusetzen ist. 

Die Grundsätze, nach denen die Strafe bei den einzelnen Konkurrenzformen zu fin- 
den ist, sind verschieden. Es ist daher unzulässig, daß das Gericht in dem Urteil erklärt, 
es würde auch dann zu der gleichen Strafe gekommen sein, wenn ein anderes Verhältnis 
zwischen den einzelnen Straftaten bestehen würde (RGSt. 70 403). 


Im kommenden Recht soll die Unterscheidung zwischen Idealkonkurrenz und Realkonkurrenz 
im wesentlichen entbehrlich werden; auch in den Fällen der Realkonkurrenz soll nur auf eine Strafe, 
auf eine Einheitsstrafe zu erkennen sein. 

Vgl. näher Grau in Gürtner I S. 226. Rechtspolitisch zu diesen Fragen ferner Baildus, Einheits- 
strafe für die beiden echten Konkurrenzformen? DJ 1935 S. 674. -— Frank Leitsätze I S. 36. — 
Freisler, Einige Gedanken über Willensstrafrecht und Mehrheit von Straftaten, DStR 1935 S. 162. - 
Mayer, Konkurrenzfragen, in: Akademiedenkschrift S. 135. -— Schwarz, Tateinheit und Tatmehr- 
heit im künftigen Strafrecht und Strafprozeß, DStR 1936 S. 342. - Schwarz, Einheitsstrafe und 
Teilrechtskraft, DStR 1937 S. 348. Über das in der Ostmark geltende Recht vgl. Rittler I S. 249. 

Schon früher ist wiederholt vorgeschlagen worden, die Unterscheidung zwischen Idealkonkurrenz 
und Realkonkurrenz aufzugeben (so z. B. Coenders, Über die Idealkonkurrenz, 1921). Gegen diese 
Vorschläge z. B. v. Hippel II S. 507, Lobe S. 173 und $ 74 Anm. 11; vgl. auch Lobe DJZ 1934 Sp. 366. 

Im geltenden Recht ist eine Einheitsstrafe bereits vorgesehen bei mehreren Straf- 
taten eines Jugendlichen, die Jugendarrest ($ 6 Abs. 1 VO vom 28. November 1940, 
RGBI. I S. 1541) oder eine unbestimmte Verurteilung ($1 Abs. 1 VO vom 6. Januar 
1942, RGBl. I S.18) erfordern. Über die Todesstrafe als Einheitsstrafe in $ 1 Ges. 
vom 4. September 1941 vgl. Brettle DJ 1942 S. 434, Meißner DStR 1943 S. 84, Thie- 


mann DR 1941 S. 2651. 


DI. Als reehtliche Handlungseinheit sind das fortgesetzte Verbrechen und das Dauer- 
verbrechen zusammenzufassen. Die Bezeichnung und die Eingruppierung dieser Fälle 
ist sehr verschieden. Zum Teil werden sie zu der Gesetzeskonkurrenz gerechnet; andere 
sprechen von scheinbarer oder unechter Realkonkurrenz (so Frank $ 74 Anm. V). Ge- 
eigentlich wird die straflose Nachtat mit zur rechtlichen gezählt (so 
v.Hippel II S. 533). 


IT. Zu den Fällen der rechtlichen Handlungseinheit gehört das fortgesetzte Verbrechen. 


Sehrifttum: Doerr, Die Lehre vom fortgesetzten Delikt, in: Festg. Frank II S. 210. — Graf 
ıun Dohna, Betrachtungen über das fortgesetzte Verbrechen, DStR 1942 S. 19. -— Mezger, Der Fort- 
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setzungszusammenhang im Strafrecht, JW 1938 S. 3265. -— Nagler, Willensproblem und fortgesetztes 
Verbrechen, ZAkDR 1942 S. 58. — Oetker, Das fortgesetzte Delikt, ZAkDR 1937 S. 225. — Preiser, 
Aufspal’ung der Sammelstraftat, insbesondere der fortgesetzten Handlung, ZStW 58 S. 743.-E.Schä- 
ier, Fortgesetzte Handlung und Sicherungsverwahrung, DJ 1938 S. 566. -— Schlosky, Über Tatein- 
heit und fortgesetztes Verbrechen, ZStW 61 S. 245. —- v. Weber, Zur Behandlung des zum Teilim Aus- 
land begangenen fortgesetzten Delikts, ZStW 57 S. 490. Vgl. weiter Buchholz, Die Selbständigkeit 
der Einzelakte beim fortgesetzten und Kollektivdelikt, 1940 (Strafr. Abh. Heft 413). — Nickel, Der 
Begriff des fortgesetzten Delikts nach der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts und des öster- 
reichischen obersten Gerichtshofes, 41931. -— Pfuhz, Die Sammelstraftat und fortgesetzte Handlung 
im Verhältnis zur einzelnen selbständigen Handlung, 1940 (Diss. Jena). -— Schirmeyer, Wesen und 
Voraussetzungen des fortgesetzten Verbrechens, 1941 (Strafr. Abh. Heft 425). Stoll, Zur prozessualen 
Behandlung des fortgesetzten Verbrechens, 1939 (Diss. Berlin). Über das ältere Schrifttum vgl. die 
Nachweise bei Frank $ 74 Anm. V 2c, v.Hippel II S. 534 Anm. 1. 


Der Begriff der fortgesetzten Handlung ist von Wissenschaft und Rechtsprechung aus 
der natürlichen Betrachtungsweise und den Bedürfnissen des Lebens entwickelt worden 
(so z.B. RGSt. 70 244, RG DJ 1941 S. 553). Man denke etwa an den Fall, daß der Haus- 
angestellte täglich seinem Dienstherrn einige Zigarren entwendet und dies in fester Ge- 
wohnheit monate- oder jahrelang fortsetzt, oder an den Fall, daß der Täter ein bestimmtes 
Landhaus, dessen Bewohner verreist sind, ausplündern will und dies aus rein physischen 
Gründen nicht in einer einzigen Nacht fertigbringt und darum drei Nächte hinter- 
einander hingeht, bis er es ausgeplündert hat. In derartigen Fällen liegt nach der natür- 
lichen Betrachtungsweise nicht eine Mehrheit von Taten vor, sondern mehrere unselb- 
ständige Einzelakte einer einheitlichen fortgesetzten Tat. Für eine fortgesetzte Hand- 
lung ist vor allem Einheitlichkeit des Vorsatzes erforderlich; der Vorsatz muß 
dabei von vornherein den Gesamterfolg umfassen. Neben diesem maßgebenden subjek- 
tiven Merkmal müssen auch gewisse äußere Merkmale vorliegen wie Gleichheit des 
verletzten Rechtsguts, Gleichartigkeit des Tatbestandes und der Begehungsweise. Diese 
subjektiv-objektive Theorie wird in ständiger Rechtsprechung vom Reichsgericht 
für die Bestimmung der fortgesetzten Handlung vertreten (z. B. RGSt. 51 308, 64 20, 
67 392); im Schrifttum vertreten diese sog. gemischte Theorie z. B. Binding Handbuch 
S.540, Gerland S. 209, Schwarz Bem. 3 vor $ 73, Welzel S. 104. Die österreichische 
Praxis und Lehre steht überwiegend auf diesem Standpunkt; vgl. die Nachweise bei 
Rittler I 8. 258 Anm. 4. 

Entgegen dem hier vertretenen Standpunkt sehen die verschiedenen im Schrifttum 
aufgestellten objektiven Theorien nicht den Gesamtvorsatz, sondern gewisse äußere 
Merkmale als für die Zusammengehörigkeit der Einzelakte entscheidend an. Abgestellt 
wird meist auf die Ähnlichkeit des Tatbestandes, die Gleichartigkeit der Begehung, die 
Einheitlichkeit des Rechtsguts, auf den zeitlichen Zusammenhang, auf die Ausnutzung 
desselben Verhältnisses und derselben Gelegenheit; subjektiv wird daneben nicht ein 
Gesamtvorsatz verlangt, sondern nur Gleichartigkeit der Schuld (so z. B. Dohna 8. 60, 
Frank $ 74 Anm. V 2, v.Hippel II S. 542, v:Liszt-Schmidt S. 352, Mezger S. 466 (vgl. 
aber auch Mezger JW 1938 S. 3268), Olshausen $ 73 Anm. 6 ff., Rittler I S. 258). Wenn 
von den Anhängern dieser Auffassung gegen die hier vertretene Meinung darauf hin- 
gewiesen wird, daß ein Gesamtvorsätz recht selten ist (so z. B. v.Hippel I S. 542), so 
ist dies durchaus zutreffend; der Kreis der Fälle, in denen ein Fortsetzungszusammen- 
hang anzunehmen ist, ist auch recht beschränkt (vgl. Grau in Gürtner I S. 240). 

Die Annahme einer fortgesetzten Handlung kann durch gesetzliche Vorschriften aus- 
geschlossen sein; dies ist z. B. der Fall, wenn bestimmt ist, daß bei unentschuldigter 
Schulversäumnis für jeden einzelnen Versäumnisfall eine Strafe zu verhängen ist (KG 
DStR 1988 S. 139). 

1. Im einzelnen bestehen folgende Voraussetzungen für eine fortgesetzte Handlung. 

a) Vor allem muß Einheitlichkeit des Vorsatzes gegeben sein. Der Vorsatz muß von 
vornherein die mehreren in Aussicht genommenen Akte strafbarer Tätigkeit als ein ein- 
heitliches Ganzes, als eine einzige, in ihrer wesentlichen Gestaltung abgegrenzte Stral- 
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tat umfassen, dergestalt, daß die einzelnen Tätigkeitsakte als unselbständige Ausfüh- 
rungsakte einer Straftat erscheinen. Der Vorsatz muß sich von vornherein auf einen 
gegenständlich und zeitlich in gewisser Weise vorgestellten, nach und nach zu verwirk- 
lichenden Gesamterfolgrichten. Nicht genügt der allgemeine unbestimmte Entschluß, 
bei künftiger Gelegenheit gleiche oder ähnliche, in ihrer tatsächlichen Gestalt noch gar 
nicht vorgestellte Straftaten zu begehen, so z. B. nicht der allgemeine Entschluß, Hei- 
ratsschwindeleien zu begehen und davon zu leben (RG DJ 1988 S. 1501 = JW 1988 
$.1880); nicht ausreichend ist auch der Entschluß, sich durch strafbare Handlungen 
eine bestimmte Geldsumme zu verschaffen, wenn die Ausführung dieser Handlungen 
nach Ort, Zeit und Art noch ganz ungewiß ist (RGSt. 66 239, 70 52, 71 232, 72 213, 
RG DJ 1988 S. 2038 = JW 1989 S. 275, RG HRR 1989 Nr. 480). Die Einheitlich- 
keit des Ziels, z.B. sich Geld zu verschaffen, um bis zur Scheidung ungestört durch 
die Frau leben zu können, rechtfertigt allein noch nicht die Annahme eines Gesamt- 
vorsatzes (RG DJ 1989 S. 521). Fortsetzungszusammenhang kann z. B. angenommen 
werden, wenn jemand den Vorsatz gefaßt hat, aus einem bestimmten Geschäft oder 
aus einer bestimmten Art von Geschäften unter Ausnutzung bestimmter für ihn 
günstiger Verhältnisse nach und nach bestimmte Waren zu entwenden, z. B. mög- 
lichst viele Fahrräder aus einer bestimmten Fahrradwerkstatt oder von einem 
bestimmten Aufbewahrungsort von Fahrrädern (RG DJ 1989 S. 521). Die Annahme 
eines Gesamtvorsatzes ist dagegen nicht möglich, wenn jemand nur den allgemeinen 
Entschluß zur Begehung zahlreicher selbständiger Diebstähle gefaßt hat, deren Aus- 
führung nach Ort, Zeit und Art noch gänzlich ungewiß ist (RGSt. 72 214; vgl. aber RG 
DR 1942 S. 1321 mit Anm. Bruns ZAkDR 1943 S. 53). Kein Gesamtvorsatz, sondern 
nur ein allgemeiner Entschluß liegt z. B. vor, wenn der Täter die gestohlenen Fahrräder 
danach durch Betrug absetzen will, da er im voraus nicht wissen kann, ob es ihm gelingt, 
weitere Fahrräder zu stehlen (RG DJ 1989 S. 521). Der Entschluß, sich in den Besitz 
aller erreichbaren bezugsbeschränkten Erzeugnisse zu setzen, ist kein Gesamtvorsatz 
(RG HRR 1942 Nr. 454). Bei erheblichen zeitlichen Zwischenräumen zwischen den ein- 
zelnen Handlungen liegt die Annahme eines Gesamtvorsatzes fern (RG HRR 1987 
Nr. 1559). Nicht erforderlich für den Gesamtvorsatz ist aber, daß der Täter alle Einzel- 
heiten der Verwirklichung seines Vorsatzes übersieht (RG DJ 1941 S. 553). Dadurch, 
daß der Täter bei jeder späteren Einzelhandlung einen neuen verbrecherischen Ent- 
schluß faßt, wird bei Vorliegen eines Gesamtvorsatzes die Annahme einer fortgesetzten 
Handlung nicht ausgeschlossen (RG HRR 1941 Nr. 1017). 

Die Feststellung, ob ein Gesamtvorsatz vorliegt, muß mit besonderer Sorgfalt ge- 
troffen werden. In der Praxis wird dieses Erfordernis nicht selten zu leicht genommen; 
das Reichsgericht hat wiederholt ‚die bei den Tatrichtern wegen der Einfachheit der 
Feststellung vielfach übliche weite Ausdehnung des Begriffs des Fortsetzungszusammen- 
hangs‘‘ gerügt (z.B. RGSt.66 239, 72 213); vgl. hierzu näher E.Schäfer aaO. Die 
Mahnungen des Reichsgerichts dürfen aber nicht dazu führen, eine fortgesetzte Hand- 
lung auch dann ohne Begründung abzulehnen, wenn die eigenen tatsächlichen Fest- 
stellungen des Urteils eine Prüfung nach dieser Richtung erforderlich machen (RG ZAk- 
DR 1942 S. 60 mit Anm. Nagler). In Zweifelsfällen wird die natürliche Betrachtungs- 
weise des täglichen Lebens einen wichtigen Fingerzeig bieten, ob eine oder ob mehrere 
Taten anzunehmen sind. Sie wird z. B., wenn der Täter, sei es auch in derselben Nacht, 
ın drei verschiedenen Häusern eingebrochen ist, in der Regel von drei Diebstählen und 
nicht von einem einzigen fortgesetzten Diebstahl sprechen; die juristische Betrachtungs- 
weise wird auf diese Anschauung zu achten haben. 

Bei fahrlässigen Straftaten ist ein einheitlicher Vorsatz nicht möglich; bei ihnen 
ist daher Fortsetzungszusammenhang ausgeschlossen (RGSt. 78 231, RG JW 1984 
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S. 2145 mit Anm. Mezger; and. vom Standpunkt der objektiven Theorie aus z. B. Frank 
$ 74 Anm. V 2c, v.Hippel II S. 543, Olshausen $ 73 Anm. 8b, and. ferner z. B. Lobe 
S.145, Schlosky aaO S. 275). 

Zwischen Beihilfehandlungen und Täterhandlungen ist ein Fortsetzungszusam- 
menhang nicht möglich, weil sich Beihilfe- und Tätervorsatz ausschließen (RGSt. 67 
139, 177). 

Liegt die Einheitlichkeit des Vorsatzes vor, dann kann auch ein andauerndes Unter- 
lassen ein fortgesetztes Delikt bilden. 

b) Neben der Einheitlichkeit des Vorsatzes erfordert die fortgesetzte Handlung die 
wesentliche Gleichartigkeit der gesamten objektiven Sachlage; maßgebend dafür, ob 
diese vorliegt, ist die natürliche Lebensauffassung (v.Hippel II 8. 541). 

a) Im wesentlichen gleichartig ist die gesamte Sachlage regelmäßig nur dann, wenn 
derselbe Deliktstatbestand verwirklicht wird, wenn der Tathergang gleichartig ist und in 
gewissem zeitlichen und räumlichen Zusammenhang steht und wenn dasselbe Rechtsgut 
verletzt wird. 

aa) Die Einzelakte müssen grundsätzlich denselben Tatbestand erfüllen. Nicht 
ist aber erforderlich, daß die Einzelhandlungen dasselbe Strafgesetz verletzen; ent- 
scheidend ist, ob den verschiedenen Strafdrohungen dasselbe strafrechtliche Verbot 
zugrunde liegt, so daß sie nur die Ausgestaltung desselben Gedankens mit Rücksicht auf 
besondere Erschwerungs- oder Erleichterungsgründe enthalten (RGSt. 51 308, 56 323, 
70 388, RG DJ 1987 S. 285). Fortsetzungszusammenhang ist danach z. B. möglich 
zwischen einfachem und schwerem Diebstahl (RGSt. 58 263), ferner etwa zwischen 
leichter und gefährlicher Körperverletzung ($$ 223, 223a), denn Ohrfeigen und Stock- 
schläge sind nur ‚verschiedene Ausführungsformen desselben Tatbestandes“ (RGSt. 
57 81). Ausgeschlossen ist ein Fortsetzungszusammenhang wegen Verschiedenheit des 
Tatbestandes dagegen z. B. zwischen Diebstahl und Unterschlagung (RGSt. 58 229), 
zwischen einfacher Unterschlagung und Amtsunterschlagung, zwischen $ 306 Nr. 2 und 
$ 308 (RG DJ 1988 S. 1190), zwischen Beleidigung und Verleumdung (RG HRR 1988 
Nr. 186). Auch die Deliktstatbestände der verschiedenen Zweige der Sozialversicherung 
sind ihrem Wesen und ihrer rechtlichen Natur nach verschieden; sie können daher nicht 
in Fortsetzungszusammenhang stehen (KG DStR 1984 S. 172; and. RGSt. 66 301). Die 
Annahme einer fortgesetzten Handlung wird bei Einheitlichkeit des Tatbestandes nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß die Einzelhandlungen zum Teil von Amts wegen zu ver- 
folgen sind, zum Teil dagegen einen Antrag voraussetzen (RGSt. 71 287). 

ßß) Weiter muß der Tathergang gleichartig und in gewissem zeitlichen und räum- 
lichen Zusammenhang stehen. An der Gileichartigkeit des Tathergangs fehlt es z. B. 
beim Betrug, wenn es sich in dem einen Fall um einen Darlehnsschwindel handelt, in 
dem anderen um eine Zechprellerei und im dritten um die Erlangung von Fahrrädern 
durch die Vorspiegelung, sie für den Eigentümer verkaufen zu können (RG DJ 1989 
S. 307; vgl. weiter RG HRR 1987 Nr. 1559). Es muß ferner ein gewisser zeitlicher 
(RGSt.78 165) und auch räumlicher Zusammenhang bestehen (Welzel 8.105). Bei 
großen räumlichen oder zeitlichen Zwischenräumen dürfte nach der natürlichen Lebens- 
auffassung (unten ß) die Annahme von Fortsetzungszusammenhang ausgeschlossen sein 
(and. RG DJ 1988 S. 516). 

yy) Die Einzelakte müssen weiter gegen das gleiche Rechtsgut gerichtet sein (RG- 
St. 57 140, RG JW 1986 S. 3318). Fehlt es an der Einheitlichkeit des Rechtsguts, so 
kann die Einheitlichkeit des Zwecks nicht zur Annahme eines fortgesetzten Delikts 
führen (RGSt. 51 7). Ist das Rechtsgut ein vermögensrechtliches, dann kann eine fort- 
gesetzte Handlung auch dann vorliegen, wenn sich die Straftaten gegen verschiedene 
Personen richten (RGSt. 70 244, RG HRR 1942 Nr. 674). 
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B) Ob bei Vorliegen der genannten Anhaltspunkte die gesamte objektive Sachlage 
als im wesentlichen gleichartig anzusehen ist, ist auf Grund der natürlichen Lebens- 
auffassung zu entscheiden (vgl. bereits oben 1a). Nach dieser fehlt es an der Gleich- 
artigkeit der Sachlage, wenn sich die verschiedenen Einzelhandlungen gegen besonders 
bedeutsame Rechtsgüter der Volksgemeinschaft oder gegen höchstpersönliche Rechts- 
güter richten. Ausgeschlossen ist danach z. B. Annahme des Fortsetzungszusammen- 
hangs bei der Bestechung mehrerer Beamten (RGSt. 72 175), bei Widerstand gegen 
mehrere Vorgesetzte (RKG 1 54), bei Abtreibungshandlungen an verschiedenen Frauen 
(RGSt.59 98) oder bei mehreren Schwangerschaften derselben Frau (RG HRR 1988 
Nr. 1209), bei Rassenschande mit verschiedenen Personen (RG DJ 1989 5.1283), bei 
Unzucht ($ 175) mit mehreren Männern (RGSt. 70 284 und RG JW 1988 S. 2334 für 
$175a Nr. 4); das gleiche gilt bei der Vornahme unzüchtiger Handlungen an verschie- 
denen Kindern, bei der Tötung mehrerer Personen (RGSt. 70 245), ferner wenn mehrere 
Personen einzeln zum Meineid angestiftet werden (RGSt. 70 335). Vgl. weiter RGSt. 68 
14, RG HRR 1987 Nr. 981. Im Ergebnis übereinstimmend auch Welzel S. 105, der Fort- 
setzungszusammenhang dann ausschließen will, wenn das Unrecht des Tatbestandes 
auf der Verletzung der in der Persönlichkeit wurzelnden Werte oder auf der Verwerf- 
lichkeit höchst persönlicher Beziehungen aufbaut. 

c) Ergeht wegen einer Reihe in Fortsetzungszusammenhang stehender Fälle eine Ver- 
urteilung, so können die nach dem Urteil begangenen Fälle mit den abgeurteilten 
nicht mehr eine fortgesetzte Handlung bilden; denn es kann dem Täter nicht gestattet 
werden, daß er die strafbare Handlung unter dem Schutz des verurteilenden Erkennt- 
nisses straflos fortsetzt (RGSt. 66 48). 

2, Die Einzelakte der fortgesetzten Handlung bilden eine einzige strafbare Handlung. 
Als Strafe kommt nur die für die einzelne Tat angedrohte Höchststrafe in Betracht 
(RGSt. 46 19); eine Erhöhung dieser Strafe ist nicht zulässig (vgl. demgegenüber für 
das kommende Recht unten 5). Setzt eine Fortsetzungstat sich aus Teilhandlungen 
zusammen, die teils einer leichteren, teils einer schwereren Form desselben Verbrechens 
angehören, dann ist die schwerere Strafandrohung anzuwenden (RGSt. 67 188). Die 
fortgesetzte Handlung ist aber nicht auch eine Tat im Sinne des $ 20a (RG DR 1943 
3.889 mit Anm. Schmidt-Leichner S. 882). Vollendet ist die fortgesetzte Tat erst mit 
dem Abschluß des letzten Aktes (RGSt. 66 36); deshalb beginnt erst dann die Verjäh- 
rung der Strafverfolgung (RGSt. 72 26) sowie die Frist für den etwaigen Strafantrag zu 
laufen (RGSt. 40 319). Erfüllen die Einzelakte des fortgesetzten Delikts teils den Tat- 
bestand des vollendeten, teils den des versuchten Delikts, so ist nur wegen fortgesetzter 
vollendeter Tat zu verurteilen; denn die fortgesetzte Handlung bildet im Rechtssinne 
nur eine Tat; sie kann daher nicht gleichzeitig vollendet und nur versucht sein (RG JW 
1986 S. 2232). 

Als Einheit wird die fortgesetzte Handlung vor allem auch für die Rechtskraft an- 
gesehen. Die Rechtskraft eines wegen einer fortgesetzten Handlung ergehenden Urteils 
deckt alle vor der Verkündung begangenen, in den Fortsetzungszusammenhang gehöri- 
gen Einzelhandlungen, gleichviel ob sie das Gericht berücksichtigt hat, ob es sie gekannt 
hat und ob es Anlaß und Gelegenheit gehabt hst, sich Kenntnis von ihnen zu verschaffen 
oder nicht (RGSt. 72 212, RG JW 1987 S. 2961; and. Schwarz Bem. 3 Bf vor $ 73; 
and. auch OLG München DJ 1987 S. 82, 1988 S. 724). 


Gegen diese Ausdehnung der Rechtskraft vgl. Nagler, Rechtskraft und Ergänzungsklage im Straf- 
prozeßB, ZAkDR 19393S.371,401; Schwarz, Gefahren der Rechtskraft im Strafrecht, DStR 1939 S. 89. 
Zu den ganzen Fragen auch Hall DRechtsw. 1941 S. 322, Pfuhz aaO S. 64 ff., Schlosky aaO. 


Hat jemand einen Teil der Einzelakte als Jugendlicher, einen Teil im Alter von 
über 18 Jahren begangen, so kommt eine unbestimmte Verurteilung nicht in 
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Betracht; die fortgesetzte Handlung ist vielmehr nach dem allgemeinen Strafrecht 
zu beurteilen. 


8. Für Teilnehmer ist selbständig zu ermitteln, ob für sie die Voraussetzungen einer 
fortgesetzten Handlung vorliegen. Es ist zulässig, mehrere Hilfeleistungen zu verschie- 
denen Taten mehrerer Täter oder desselben Täters als fortgesetzte Handlung zu betrach- 
ten (RGSt.70 349; and. im Anschluß an die ältere Rechtsprechung z. B. noch Lobe 
8.147). Es kann jemand an einem Teil der Einzelakte Mittäter, Anstifter oder Gehilfe, 
am anderen Begünstiger sein. 


4. Möglich ist es, daß bei einem Teil der in Fortsetzungszusammenhang begangenen 
Einzelhandlungen Mittäterschaft, bei einem anderen Teil Alleintäterschaft vorliegt 
(RGSt. 66 51). Ein Wechsel in der Person der Mittäter steht der Annahme fortgesetz- 
ter Handlung bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen, insbesondere bei Einheitlich- 
keit und Gleichartigkeit der Begehungsformen, nicht entgegen (RG JW 1987 S. 2961). 

5. Für das kommende Recht ist folgende Begriffsbestimmung der fortgesetzten Handlung vor- 
gesehen: ‚‚Die wiederholte Verwirklichung desselben Tatbestandes ist eine Straftat im Sinne des Straf- 
gesetzes, wenn sie aus einem einheitlichen Entschluß heraus geschieht.‘ Es ist welter die Möglichkeit 
vorgesehen, bei einer fortgesetzten Handlung die Strafe auf das Doppelte des angedrobten Höchst- 
maßes zu erhöhen; ferner soll jede Verwirklichung des Tatbestandes als eine Tat im Sinne der Vor- 
schrift über den gefährlichen Gewohnheitsverbrecher gelten. Vgl. Grau in Gürtner I S. 240 sowie die 
Bemerkungen von Mezger JW 1938 S. 3268, Mezger ZAkDR 1936 S. 929 und E. Schäfer DJ 1938 
S. 670; nähere rechtspolitische Erörterungen bei Diller, Das fortgesetzte Delikt im Lichte der Straf- 


rechtserneuerung, ZStW 56 S. 361, und Niederreuther, Das fortgesetzte Delikt im Lichte national- 
sozialistischer Rechtsauffassung, GS 109 S. 289. 


IV. Eine rechtliche Handlungseinheit liegt auch bei den Dauerdelikten vor. Hierunter 
sind die Delikte zu verstehen, bei denen durch die strafbare Willensbetätigung ein 
weiterhin andauernder rechtswidriger Zustand geschaffen wird. Beispiele für die Dauer- 
delikte bieten etwa Freiheitsberaubung ($ 239), Hausfriedensbruch ($ 123), unerlaubter 
Waffenbesitz (RGSt. 58 13). Die Begründung des rechtswidrigen Zustandes bildet eine 
Einheit mit allen Handlungen, die zu seiner Aufrechterhaltung vorgenommen werden, 
und ferner mit der Unterlassung seiner Aufhebung. Ein fahrlässig begonnenes Dauer- 
delikt kann als vorsätzliches fortgeführt werden; es liegt dann ein vorsätzliches Dauer- 
delikt vor (RGSt. 78 230). 

Während des Dauerdelikts von dem Täter begangene weitere strafbare Handlungen 
stehen mit dem Dauerdelikt in Idealkonkurrenz, wenn sie dazu dienen, den rechts- 
widrigen Zustand aufrechtzuerhalten; sonst liegt Realkonkurrenz vor, so z. B. zwischen 
Hausfriedensbruch und einer dazu begangenen Nötigung oder einem Tötungsverbrechen 
(vgl. unten $ 74 Anm.Il]). 


V. Keine rechtliche Handlungseinheit bildet die Sammelstraftat oder das Kollektiv- 
delikt. 

Schrifttum: Kohlrausch, Der Sammelbegriff der Sammelstraftat, ZAkDR 1938 S. 473. — Preiser. 
Aufspaltung der Sammelstraftat, ZStW 58 S. 743. - Schwarz, Sammelstraftat und fortgesetzte Hand- 
lung, ZAkDR 1938 S. 539. Vgl. auch Buchholz, Die Selbständigkeit der Einzelakte beim fortgesetzten 
und Kollektivdelikt, 1940 (Strafr. Abh. Heft 413). - Pfuhz, Die Sammelstraftat und fortgesetzte 
Handlung im Verhältnis zur einzelnen selbständigen Handlung, 1940 (Diss. Jena). -— Über die Fragt 
der Beihilfe zu gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begangenen Straftaten vgl. Goedel, JW 1937 S. 719. 
Über die täterrechtliche Bedeutung der Gewerbs- und Gewohnheitsmäßigkeit vgl. Bockelmann. 
Studien zum Täterstrafrecht, Teil II, 1940, S. 4. 

1. Unter dem Begriff der Sammelstraftat werden die Fälle des gewerbsmäßigen, ge 


schäftsmäßigen und gewohnheitsmäßigen Verbrechens zusammengefaßt. 


a) Für das gewerbsmäßige Verbrechen ist kennzeichnend die Absicht des Täters, sich 
durch wiederholte Begehung des Verbrechens eine Einnahmequelle zu verschaffen 
(RGSt. 66 21). Diese Absicht kann sich schon aus der ersten Einzelhandlung ergeben 
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(RGSt. 54 20). Die Gewerbsmäßigkeit wirkt in einzelnen Tatbeständen straferhöhend 
(so z. B. bei der Abtreibung in $ 218 Abs. 4, bei der Hehlerei im $ 260, bei der Wilderei 
in $$ 292 Abs. 3, 293 Abs. 3, beim Geldwucher in $ 302d), in anderen strafbegründend 
(so z. B. in $ 285 beim nichtöffentlichen Glücksspiel, in $ 302e beim Sachwucher, ferner 
in $ 175a Nr. 4, $ 361 Nr. 6a bis c). 

b) Für die geschäftsmäßige Straftat ist kennzeichnend, daß der Handelnde beabsich- 
tigt, sie in gleicher Art zu wiederholen und sie dadurch zu einem dauernden oder wenig- 
stens zu einem wiederkehrenden Bestandteil seiner Beschäftigung zu machen (RGSt. 72 
315). Die Absicht, sich einen Vermögensvorteil zu verschaffen, braucht nicht vorzuliegen 
(Frank $ 74 Anm. V 1b; and. v. Liszt-Schmidt S. 355). Geschäftsmäßigkeit ist z. B. 
erfordert in $ 144; vgl. ferner $ 157 ZPO, Art. 1 $ 1 und 8 Rechtsberatungsgesetz und 
sonstige Nebengesetze. 

c) Für die Gewohnheitsmäßigkeit ist kennzeichnend ein durch wiederholte Begehung 
erzeugter Hang zu dem betreffenden Delikt. Nach RGSt. 59 143 wird eine Handlung 
gewohnheitsmäßig verübt, wenn ihre Verwirklichung den Ausfluß eines durch Übung 
entwickelten Hangs zu ihrer Begehung bildet. Die Annahme der Gewohnheitsmäßigkeit 
setzt voraus, daß mindestens zwei Einzelhandlungen begangen sind; die Gewohnheits- 
mäßigkeit kann aber auch aus früheren erledigten Fällen folgen (RGSt. 58 25). Die Ge- 
wohnheitsmäßigkeit ist strafbegründend z. B. in $$ 150, 180, 181 a, 284 Abs. 2, 302e, 
straferhöhend in $$ 260, 302d. 

2. Die Einzeltaten gewerbs- und gewohnheitsmäßiger oder geschäftsmäßiger Straf- 
taten bilden keine Handlungseinheit. Die Lebensrichtung des Täters kann nicht zu einer 
Tateinheit führen; es wird hier auch nicht der Betrieb gestraft, der aus unselbständigen 
Teilhandlungen besteht. Es steht vielmehr auch bei dem gewerbs- und gewohnheits- 
mäßigen Verbrechen die Einzeltat als solche im Vordergrund; die Einzeltat wird nur 
als strafwürdiger angesehen, wenn sie in der die Gewerbsmäßigkeit kennzeichnenden 
Absicht oder aus dem für die Gewohnheitsmäßigkeit maßgebenden Hang begangen wird. 
Bei den gewerbsmäßigen Verbrechen macht es dabei keinen Unterschied, ob die Gewerbs- 
mäßigkeit straferhöhend oder strafbegründend ist. Der Große Senat hat die Selbstän- 
digkeit der Einzeltaten zunächst in RGSt. 72 164 für die gewerbsmäßige Abtreibung 
anerkannt; die Rechtsprechung der einzelnen Senate hat diesen Grundsatz dann auf 
andere gewerbsmäßige Straftaten ausgedehnt, und zwar in RGSt. 72 258 auf die ge- 
werbsmäßige Unzucht mit Männern gemäß $175a Nr. 4, in RGSt. 72 285 auf die ge- 
werbsmäßige Hehlerei, in RGSt. 72 401 auf die gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Jagd- 
wilderei, in RGSt. 78 216 auf gewerbs- oder gewohnheitsmäßigem Wucher; vgl. ferner 
RGSt. 72 316, 398. Im Schrifttum ist für die Selbständigkeit der Einzeltat vor allem 
Kohlrausch ZAkDR 1938 S. 474 eingetreten, diesem folgend Mezger JW 1938 S. 3266; 
übereinstimmend ferner Welzel S. 107, auch Olshausen Nachtrag S. 101 (jedenfalls so- 
weit die Gewerbsmäßigkeit strafbegründend ist). 

Demgegenüber will Schwarz Bem. 5 B vor $ 73 in Übereinstimmung mit der frühe- 
ren Rechtsprechung des Reichsgerichts das Sammeldelikt als eine Straftat ansehen, 
will aber die daraus folgenden Ergebnisse ablehnen, soweit sie mit dem gesunden Volks- 
empfinden unvereinbar sind; letzteres sei der Fall bezüglich der Rechtskraftwirkung 
und beim gefährlichen Gewohnheitsverbrecher. Näher hierzu Schwarz, Gefahren der 
Rechtskraft im Strafrecht, DStR 1939 S.89. Mit Recht betont demgegenüber aber 
RGSt. 72 401, daß man dieselbe Handlungsweise des Täters nicht als eine Tat im Rechts- 
sinne und gleichzeitig als eine Mehrheit selbständiger Taten behandeln kann. Entweder 
muß man die Sammelstraftat nach allen Richtungen als Einheit ansehen oder allgemein 
die Selbständigkeit der Einzeltaten anerkennen. Gegen Schwarz auch Brettle in Bumke- 
Festschrift 1939 S. 185, Hall DRechtsw. 1941 S. 324, Kohlrausch Bem. II B3 vor $ 73. 
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Mehrere gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Taten können aber im Fortsetzungs- 
zusammenhang stehen, wenn dessen Voraussetzungen gegeben sind, insbesondere 
also der Gesamtvorsatz vorliegt (RGSt. 72 286). 


VI. Von der Rechtsprechung werden verschiedene Konkursstraftaten durch die- 
selbe Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung zu einer Einheit vereinigt (RGSt. 66 
269). Diese Auffassung ist nicht begründet; auch hier sollte die Selbständigkeit der 
einzelnen Taten anerkannt werden (Kohlrausch Bem. II B3d vor $ 73, Olshausen 
Nachtrag S. 103). 


VII. Zu scheiden von den im Gesetz behandelten Konkurrenzformen ist die sog. Ge- 
setzeskonkurrenz.! Bei der Gesetzeskonkurrenz treffen auf die Straftat zwar dem Wort- 
laut nach mehrere Strafgesetze zu; aus dem Verhältnis der Vorschriften untereinander 
ergibt sich aber, daß in Wirklichkeit nur eine von ihnen anwendbar ist. Als Fälle der 
Gesetzeskonkurrenz sind zu unterscheiden Subsidiarität, Spezialität und straf- 
lose Nachtat. 


Die Bezeichnung Gesetzeskonkurrenz ist seit Adolf Merkel (Holtzendorff, Handbuch des deutschen 
Strafrechts Bd. IV, 1877, S. 225) In Wissenschaft und Praxis üblich geworden. Glücklich ist die Be- 
zeichnung nicht, da nicht eine Konkurrenz vorliegt, sondern ein Gesetz durch ein anderes verdrängt 
wird. Kohlrausch Bem. III vor $ 73 will daher statt von Gesetzeskonkurrenz von Konsumtion spre- 
chen. Es soll hier aber an dem gebräuchlichen Ausdruck Gesetzeskonkurrenz festgehalten werden. 
zumal die Bezeichnung Konsumtion im Schrifttum verschiedentlich für einen Teil der Fälle der Ge- 
setzeskonkurrenz verwendet wird (unten 4). Frank betrachtet die Spezialität als Fall scheinbarer oder 
unechter Idealkonkurrenz, während er die straflose Nachtat zu der scheinbaren oder unechten Real- 
konkurrenz rechnet (Frank $ 73 Anm. VII, $ 74 Anm. V 3); die Subsidiarität kommt nach ihm bei 
beiden unechten Konkurrenzformen vor. 


1. Von Subsidiarität? spricht man dann, wenn von mehreren auf die Straftat zutreffen- 
den Gesetzen das eine nur aushilfsweise für den Fall zur Anwendung kommen will, daß 
nicht bereits das andere durchgreift. Die Subsidiarität ist bisweilen ausdrücklich im 
Gesetz ausgesprochen; so sagt z. B. $ 49a, daß er nur anwendbar ist, soweit nicht das 
Gesetz eine andere Strafe androht; vgl. ferner $$ 265a, 353a. Die Subsidiarität kann 
sich aber auch aus Zweck und Zusammenhang der Vorschriften ergeben. So sind z. B. 
bei derselben Haupttat Beihilfe gegenüber der Anstiftung, Anstiftung und Beihilfe 
gegenüber der Täterschaft subsidiär (vgl. hierzu Bem. VIII vor $ 47). 

Das Gefährdungsdelikt ist gegenüber dem Verletzungdelikt nicht allgemein subsidiär; 
es kann Subsidiarität dann vorliegen, wenn bei beiden das geschützte Rechtsgut das- 
selbe ist (RGSt. 59 113, 69 92, 70 402). 

2. Spezialität liegt vor allem dann vor, wenn die mehreren Strafgesetze denselben Tat- 
bestand aufstellen und sich nur dadurch unterscheiden, daß das eine Gesetz eines oder 
mehrere der Begriffsmerkmale enger begrenzt und spezieller ausgestaltet (RGSt. 14 386, 
60 122). So enthalten z. B. die Notentwendung ($ 248a) und der Mundraub ($ 370 Nr.5) 
zunächst auch den Tatbestand des Diebstahls ($ 242); in beiden Fällen ist der Tat- 
bestand aber enger begrenzt und spezieller ausgestaltet; diese beiden Vorschriften sind 
daher gegenüber dem $ 242 die spezielleren Gesetze. Das Verhältnis der Spezialität be- 
steht ferner etwa zwischen einfachem Diebstahl ($ 242) und schwerem Diebstahl ($ 243), 
zwischen Diebstahl ($ 242) und Raub ($ 249). Die $8$ 174 Nr. 1, 176 Abs. 1 Nr.1 
und 3, 177 sind gegenüber $ 185 die spezielleren Gesetze (RGSt. 68 25). Weiter ist etwa 
& 357 die speziellere Bestimmung gegenüber $ 48 (RGSt. 68 92). Für die Annahme von 
Spezialität ist es nicht erforderlich, daß der eine Tatbestand den anderen begriffsnot- 
wendig und daher ausnahmslos mitumfaßt; es genügt, daß die eine Straftat die regel- 
mäßige Erscheinungsform der anderen ist (RGSt. 60 122). So besteht das Verhältnis 


ı Köhler, Die Grenzlinien zwischen Idealkonkurrenz und Gesetzeskonkurrenz, 1900; Lent, Die 
Gesetzeskonkurrenz im bürgerlichen Recht und Zivilprozeßrecht, Bd. I 491?, Bd. II 1916. Vgl. auch 
Grimme, Die Grundlage der Gesetzeskonkurrenz im Strafrecht, 1937 (Diss. Hamburg). 

® Vgl. Bähr, Die Subsidiarität im Strafrecht, 1926 (Diss. Heidelberg). 
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der Spezialität auch zwischen Einbruchsdiebstahl ($ 243 Nr. 2) und Hausfriedensbruch 
($ 123), obwohl für einen Einbruchsdiebstahl ein Hausfriedensbruch nicht begriffsnot- 
wendig ist; regelmäßig liegt aber bei einem Einbruchsdiebstahl auch ein Hausfriedens- 
bruch vor (RGSt. 40 431). 

Zwischen Straferhöhungsgründen und Strafmilderungsgründen einerseits 
und dem Grundtatbestand andererseits besteht stets Spezialität. Ob zwischen verschie- 
denen Straferhöhungsgründen oder Strafmilderungsgründen untereinander Gesetzes- 
konkurrenz oder Idealkonkurrenz besteht, ist durch Auslegung zu ermitteln (Binding, 
Grundriß S. 143, Frank $ 73 Anm. VII 1 a, Kohlrausch Bem. III 2 vor $ 73, Mezger JW 
1937 S. 627; and. RGSt. 70 359, Schwarz Bem. 2 vor $ 73, nach denen Gesetzeskonkur- 
renz vorliegt; and. auch v.Hippel II S. 523 Anm. 6, Olshausen $ 73 Anm. 21a, die beim 
Zusammentreffen mehrerer Strafschärfungsgründe Idealkonkurrenz annehmen). 

8. Straflose Nachtat! ist ein den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllendes Verhalten, 
das deswegen nicht bestraft wird, weil es bereits von der Strafe für eine andere (vorher- 
gehende) Tat umfaßt wird. Dies ist dann der Fall, wenn die zweite Tat kein neues Rechts- 
gut verletzt, sondern durch diese Tat nur der bereits vollendete Eingriff in ein Rechts- 
gut ausgenutzt, gesichert und verwertet wird. So begeht z. B. der Dieb, der die gestoh- 
lene Sache verkauft oder sonst verwertet oder beschädigt, keine strafbare Unterschlagung 
oder strafbare Sachbeschädigung (wohl aber möglicherweise Betrug gegenüber seinem 
Käufer) (RGSt.89 244, 62 61, 85 64). Das Beiseiteschaffen oder Vernichten einer Ur- 
kunde kann straflose Nachtat sein, wenn es der Unterschlagung der Urkunde zeitlich 
nachfolgt (RGSt.59 175). Das sog. Verwertungsdelikt bleibt gegenüber dem Aneig- 
nungsdelikt straflos (vgl. RGSt. 49 18: Verkauf der unterschlagenen Sache ist kein Be- 
trug gegenüber dem früheren Eigentümer; vgl. aber RGSt. 78 62). Dies gilt allerdings 
nur, wenn der durch die zweite Tat angerichtete Schaden mit dem durch die erste Tat 
herbeigeführten zusammenfällt, nicht aber dann, wenn der Schaden vergrößert oder ein 
neues Rechtsgut verletzt wird (RGSt. 49 405, 64 281, RG HRR 1942 Nr. 420). An Bei- 
spielen, in denen eine straflose Nachtat abgelehnt wurde, vgl. noch RGSt. 60 371, RG 
JW 1988 S. 2287, RGSt. 68 229. 

An einer straflosen Nachtat ist strafbare Beihilfe möglich (RGSt. 67 76/77); vgl. zu 
dieser Frage noch Siegert, GoltdArch 77 S. 98. 

4. Im Schrifttum werden zum Teil die Fälle der Gesetzeskonkurrenz noch zu anderen 
Gruppen zusammengefaßt. 

a) Eine Reihe von Fällen der Gesetzeskonkurrenz wird verschiedentlich unter dem 
Begriff der Konsumtion zusammengefaßt. So wird z. B. gelegentlich angenommen, daß 
der Raub ($ 249) die Nötigung ($ 240) und den Diebstahl ($ 242) konsumiere. Sehr ver- 
schieden ist dabei die Abgrenzung der hierher gehörigen Fälle. Einigkeit herrscht im 
wesentlichen darüber, daß nur Fälle in Betracht kommen, bei denen nicht bereits Spe- 
zialität oder Subsidiarität vorliegt; zweifelhaft ist aber, wie die zur Konsumtion ge- 
hörigen Fälle von denen der Spezialität zu trennen sind (vgl. etwa die Abgrenzung bei 
Frank $ 73 Anm. VII 2c; diesem folgt z. B. Welzel S. 109; vgl. weiter etwa Schwarz 
Bem.2C vor $ 73; nach Mezger S. 472 gehören alle Fälle der Gesetzeskonkurrenz, die 
nicht unter die Spezialität fallen, zum Begriff der Konsumtion). Es erscheint aber nicht 
notwendig, diese Gruppe zu bilden; man darf nur nicht die Begriffe der Subsidiarität und 
Spezialität unnötig einengen (so zutreffend v.Hippel IT S. 526; and. Meister DStR 1943 
3.27). 

b) Verschiedentlich wird als Fall der Gesetzeskonkurrenz auch die Alternativität 
angeführt. Wird dieselbe Handlung von mehreren Gesetzen unter verschiedenen recht- 


' Vgl. Drechsler, Die mitbestrafte Tat, 1936 (Diss. Leipzig); Gelbert, Die mitbestrafte Tat, 
1934 (Diss. Heidelberg); Honig, Straflose Vor- und Nachtat, 19727. 
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lichen Gesichtspunkten mit verschiedenen Strafen bedroht, so soll nicht Spezialität, 
sondern Alternativität vorliegen, wenn anzunehmen ist, daß jedes dieser Gesetze nur 
‘ insoweit Anwendung finden will, als nicht das andere eine schwerere Strafdrohung ent- 
hält (so zuerst Binding Handbuch S. 349; ihm folgend z. B. Allfeld S. 238). Dieser Be- 
griff erscheint ebenfalls überflüssig; auch hier genügen Subsidiarität und Spezialität 
(v.Hippel II S. 527; ablehnend weiter z. B. Frank $ 73 Anm. VII 3). 

5b. Die Folge der Gesetzeskonkurrenz ist, daß das ausgeschlossene Gesetz in der 
Regel nicht mehr die Grundlage für strafrechtliche Maßnahmen bieten kann. Dies gilt 
aber dann nicht, wenn z.B. im Falle der Spezialität eine Bestrafung auf Grund des 
besonderen Gesetzes aus irgendeinem, den gesetzlichen Tatbestand unberührt lassenden 
Grund, insbesondere wegen mangelnden Strafantrags oder wegen Verjährung, nicht er- 
folgen kann (RG JW 1984 S. 2119 Nr. 22, Kelz DJ 1935 S. 1063; vgl. RGSt 68 207; 
vgl. hierzu auch noch VGH DJ 1940 S. 1063; and. RGSt. 47 388). Das ausgeschlos- 
sene Gesetz allerdings kommt nicht rückfallbegründend in Betracht; für die Straf- 
bemessung darf es aber in gewissem Umfange mitberücksichtigt werden (RG JW 1989 
8. 337). Vgl. demgegenüber für die Idealkonkurrenz unten $ 73 Anm. IV 6. 
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Wenn eine und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze verletzt, so kommt nur das- 
jenige Gesetz, welches die schwerste Strafe, und bei ungleichen Stralarten dasjenige Ge- 
setz, welches die schwerste Stralart androht, zur Anwendung. 


Schrifttum: Bürk, Über das Wesen der Idealkonkurrenz, 1927. - Graf zu Dohna, Grenzen der 
Idealkonkurrenz, ZStW 61 S. 131. —- Köhler, Die Grenzlinien zwischen Idealkonkurrenz und Gesetzes 
konkurrenz, 1900. — Kubisch, Tateinheit und Tatmehrheit, DJ 1942 S. 97, und Maschinsky DJ 
1942 S. 503. -— Rippich, Die verfahrensrechtlichen Auswirkungen der Idealkonkurrenz und der Real- 
konkurrenz, 1935 (Strafr. Abh. Heft 352). — Scherer, Zur Frage der militärischen Straftat bei recht- 
lichem Zusammentreffen mit den allgemeinen Strafgesetzen, Zeitschrift für Wehrrecht Bd. ?2 S. 498. 

I. Die Vorschrift behandelt die Idealkonkurrenz. Verletzt eine Handlung mehrere 
Strafgesetze, so soll nur ein Gesetz angewendet werden, und zwar das strengste. Dieser 
Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß bei sonst gleichen Verhältnissen das Maß 
der Schuld geringer ist, wenn mehrere Gesetzesverletzungen durch eine einzige Willens- 
betätigung begangen werden, als wenn dies durch mehrere Willensbetätigungen geschieht 
(RGSt. 70 29). 

Ausdrücklich genannt ist im Gesetz nur der Fall, daß eine Handlung mehrere Stral- 
gesetze verletzt (sog. ungleichartige Idealkonkurrenz). Eine derartige ungleichartige 
Idealkonkurrenz besteht z. B. zwischen Körperverletzung und Sachbeschädigung, wenn 
jemand auf einen anderen mit dem Messer einsticht und dadurch den Körper und die 
Kleidungsstücke beschädigt. Ebenso wie die ungleichartige Idealkonkurrenz sind die 
Fälle zu behandeln, in denen dasselbe Gesetz durch eine und dieselbe Handlung mehr- 
fach verletzt wird (sog. gleichartige Idealkonkurrenz); diese liegt z. B. dann vor, wenn 
jemand in einer gemeinsamen Besprechung fünf Personen zum Meineid anstiftet (RGSt. 
70 335). Die Gleichstellung dieser Fälle mit den ausdrücklich im Gesetz genannten ist 
dadurch gerechtiertigt, daß auch hıer das wesentliche Merkmal der Idealkonkurrtenz, 
nämlich die mehrtache Bewertung einer Handlung, gegeben ist. Übereinstimmend z. B. 
Frank Anm. III, v. Hippel II S. 520, Mezger S. 468, Olshausen Anm. 16, RGSt. 72 342. 
RG HRR 1989 Nr. 391. Dagegen leugnen z. B. Allfeld S. 233, Gerland S. 214, v.Liszt- 
Schmidt S. 356 hier eine Konkurrenz; es liege Verbrechenseinheit vor. 

H. Streitig ist die theoretische Konstruktion der Idealkonkurrenz. Nach der einen Auf- 
fassung bedeutet die Verletzung mehrerer Strafgesetze das Vorliegen mehrerer Delikte; 
man sieht daher in der Idealkonkurrenz eine Verbrechensmehrheit oder Verbrechens- 
konkurrenz (so z. B. Frank Anm. I, Lobe S. 172 und Bem. 1 vor $ 73, Rittler I S. 250, 
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Schwarz Bem. 1 b vor $ 73, RGSt. 62 87). Die andere Auffassung betont dagegen, daß 
trotz Verletzung mehrerer Strafgesetze nur eine Handlung vorliegt und eine Handlung 
stets nur ein Verbrechen sein könne (so z. B. v.Hippel II S. 505, v.Liszt-Schmidt S.359, 
Mezger S. 469). Die erste Ansicht erscheint zutreffend. Sicher ist, daß nur eine Handlung 
vorliegt; die Zahl der Handlungen braucht aber nicht dieselbe zu sein wie die Zahl der 
Delikte. Ein Delikt ist begangen, wenn ein mit Strafe bedrohter Tatbestand erfüllt ist; 
ıst dies durch eine Handlung hinsichtlich mehrerer Tatbestände erfolgt, so liegt eine 
Mehrheit von Delikten vor; RGSt. 62 87 verweist unterstützend für diese Auffassung 
auf den Wortlaut des Gesetzes und auf die Abschnittsüberschrift. 

Praktische Bedeutung hat dieser Gegensatz für die Frage, ob im Falle der Idealkon- 
kurrenz wegen mehrerer Delikte oder nur wegen eines Delikts zu verurteilen ist (unten V). 
Eine Schuldigsprechung wegen verschiedener Delikte und daher auch ein rückfall- 
begründendes Urteil ist nur vom Standpunkt der hier dargelegten sog. Mehrheits- 
theorie möglich, nicht dagegen vom Standpunkt der sog. Einheitstheorie (Frank 
Anm. II; and. Mezger S. 470). | 


III. Eine Handlung liegt dann vor, wenn die Ausführungshandlung für mehrere De- 
likte ganz oder teilweise identisch ist und wenn hinter dieser Handlung ein einheitlicher 
Wille steht. So ist z. B. Idealkonkurrenz zwischen Körperverletzung und Sach- 
beschädigung gegeben, wenn jemand auf einen anderen mit dem Messer einsticht. 
Maßgebend ist dabei immer, ob sich das Tun und Lassen des Täters vom Standpunkt 
der natürlichen Betrachtung aus als eine Handlungseinheit darstellt (RGSt. 59 318). 
Liegt mindestens teilweise Identität der Ausführungshandlung vor, dann schließt eine 
Verschiedenheit der verletzten Rechtsgüter (RG HRR 1985 Nr. 1183) oder auch eine 
Verschiedenheit der Schuldform nicht eine Tateinheit aus; so können z. B. Verletzung 
eines vorsätziichen und eines fahrlässigen Strafgesetzes in Idealkonkurrenz stehen (RG- 
St. 72 123). Nicht ausreichend für die Annahme der Einheit ist es, daß mehrere straf- 
bare Handlungen an demselben Ort zur gleichen Zeit begangen werden (RGSt. 57 178); 
ebenso genügt auch die Einheitlichkeit des Ziels allein nicht zur Begründung dieser 
Handlungseinheit (RGSt. 58 116, 60 242). Vgl. auch noch unten $ 74 Anm. Il. 

Der Begriff der Handlung ist hier im weiteren Sinne zu verstehen; er umfaßt auch 
das Unterlassen einer pflichtmäßig gebotenen Handlung (RGSt. 76 143). 


1. Im Schrifttum stimmen mit der hier vertretenen Auffassung, besonders in der 
Betonung des Erfordernisses der mindestens teilweisen Identität. der Ausführungshand- 
lung, vor allem überein v.Hippel II S. 513, 515, 519, ferner z. B. Frank $ 74 Anm.]|, 
Kohlrausch Bem. II A vor $ 73, Welzel S. 108. Dagegen sieht z. B. Binding Handbuch 
9.575 schon zeitlich nahes Zusammentreffen als ausreichend an. Olshausen Anm. 3 be- 
trachtet noch stärker die Lebensauffassung als maßgebend; das Eıfordernis der Identi- 
tät der Ausführungshandlung tritt nicht so hervor. Enger als die hier dargelegte Auf- 
fassung ist der Standpunkt von Lobe $. 175 insofern, als er eine körperliche Tätigkeit 
für erforderlich hält. 


2, Die Rechtsprechung betont überwiegend, daß mindestens ein Teil der Ausfüh- 
Fungshandlung für die mehreren Strafgesetze identisch sein muß. In der von der späteren 
Rechtsprechung vielfach in Bezug genommenen Entscheidung, RGSt. 82 139, wird er- 
fordert, „daß die Willensbetätigungsakte, durch welche der Tatbestand der verschiede- 
nen strafbaren Handlungen hergestellt wird, wenn nicht vollständig, so doch zu einem 
Teile dergestalt zusammenfallen, daß mindestens ein Teil der einheitlichen Handlung 
zur Herstellung des Tatbestandes beider Delikte mitwirkt“. Damit übereinstimmend 
bezeichnet es z.B. RGSt.72 123 fürdie Annahme der Tateinheit als maßgebend, ‚ob also 
der eine oder andere Handlungsteil zur Verwirklichung des Tatbestandes der vorsätzlich 
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begangenen Straftat und gleichzeitig auch zur Verwirklichung des Tatbestandes der 
fahrlässig begangenen Straftat beigetragen hat“. Vgl. weiter z.B. RGSt. 59 318, 66 
362, 70 335, RG JW 1985 S. 3310, RG HRR 1942 Nr. 420. In einer Reihe von Entschei- 
dungen wird dagegen von dem Erfordernis der mindestens teilweisen Identität der Aus- 
führungshandlung abgesehen; es wird Einheit des Entschlusses und eine verschieden 
umschriebene objektive Einheit als ausreichend angesehen. So können z. B. nach RGSt. 
11 359 mehrere Willensakte subjektiv durch einheitliche Absicht und objektiv durch 
einheitliche Wirkung zu einer einzigen Handlung zusammengefaßt werden, und zwar 
dann, ‚‚wenn die frühere Tätigkeit den durch die Natur der Sache selbst notwendig ge- 
machten ersten Schritt zur Realisierung der Absicht der Gesamthandlung bildet, und 
wenn zugleich die verschiedenen Einzelakte gegen dasselbe Rechtsgut gerichtet sind“. 
Nach RG HRR 1989 Nr. 391 kann bei Abgabe mehrerer Schüsse auf drei Personen im 
Sinne der natürlichen Betrachtung eine einheitliche Handlung vorliegen, wenn der An- 
geklagte ‚‚die verschiedenen Schüsse auf Grund des einheitlichen Willensentschlusses, in 
die Gegend zu feuern und dabei gegebenenfalls wen auch immer zu treffen und zu ver- 
letzen, in enger Aufeinanderfolge abgegeben hat“; ebenso RG HRR 1984 Nr. 764. Vgl. 
demgegenüber z. B. RGSt. 66 362; im einzelnen kritisch zu den älteren dieser Entschei- 
dungen v.Hippel II S. 517. 

8. Die Einheit kann auch durch eine dritte Straftat hergestellt werden. Zwischen meh- 
reren an Sich selbständigen strafbaren Handlungen kann dann eine Einheit bestehen, 
wenn diese Handlungen jede für sich mit derselben weiteren Straftat in Idealkonkurrenz 
stehen. Die Einheit wird hier dadurch geschaffen, daß je ein Teil des Tatbestandes der 
Handlung zur Herstellung des Tatbestandes aller dreier mitwirkt. Sind z. B. fortgesetzte 
schwere Urkundenverfälschung im Amt ($$ 348 Abs. 2, 349) und Betrug ($ 263) als selb- 
ständige strafbare Handlungen anzusehen, steht aber jede der beiden Handlungen mit 
einer gewöhnlichen Urkundenfälschung nach $$ 267, 268 Abs. 2 in Tateinheit, so schafft 
diese dritte Straftat als Bindeglied auch Tateinheit zwischen schwerer Urkundenverfäl- 
schung im Amt und dem Betrug (RGSt. 60 243; weitere Beispiele in RGSt. 68 218, RG 
HRR 1989 Nr. 654). Gehört ein Einzelakt einer fortgesetzten Handlung gleichzeitig einer 
anderen fortgesetzten Handlung an, so stellt dieser gemeinsame Teil das Bindeglied 
dar, das zwischen beiden fortgesetzten Handlungen Idealkonkurrenz .herstellt (RG 
HRR 1987 Nr. 1349). 

4. Eine Mehrheit von Gedankenäußerungen in einer und derselben Schrift stellt 
auch bei räumlicher Trennung der Äußerungen in der Schrift eine Handlung dar, wenn 
die Schrift einheitlich ausgegeben wird (so z.B. Binding Handbuch S. 581, Frank 
Anm. III 3, Mezger S. 458, im wesentlichen auch Lobe 8. 177). Dagegen sicht die Recht- 
sprechung eine Mehrheit von Beleidigungen dann als gegeben an, wenn die gegen mehrere 
Personen gerichteten Äußerungen sich an verschiedenen Stellen des Schriftstücks be- 
finden und nur in losem Zusammenhang miteinander stehen. Eine Handlung soll da- 
gegen dann vorliegen, wenn die Beleidigungen durch inhaltlichen Zusammenhang oder 
durch die äußerliche Fassung so eng miteinander verbunden sind, daß sie nach der 
natürlichen Auffassung als einheitliche Tat erscheinen; ferner soll auch durch den Vor- 
satz die Einheit hergestellt werden können (RGSt. 66 4, RG JW 1986 S. 389 Nr. 21; 
damit übereinstimmend Dahm JW 1934 S. 902 zu 13, Olshausen Anm. 19 III, Kern, Die 
Äußerungsdelikte, 1919, S. 52 f.). Demgegenüber ist schon wiederholt zutreffend betont 
worden, daß es entscheidend auf die Handlung des Täters, nicht dagegen auf die Tren-. 
nung im Erfolg und seinen Eindruck nach außen ankommt (so z. B. Mezger S. 459). 

5. Für Teilnehmer ist selbständig zu ermitteln, ob ihr Tatbeitrag eine einheitliche 
Handlung ist oder nicht; es hängt dies nicht von der Bewertung der Haupttat ab. So 
liegt daher Idealkonkurrenz vor, wenn durch eine Handlung zu einer Mehrheit selb- 
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ständiger Handlungen angestiftet oder Beihilfe geleistet wird (so schon früher überwie- 
gend das Schrifttum, z. B. Frank Anm. III 3b, Lobe $. 177, Mezger $. 459, Olshausen 
Anm. 19; jetzt ebenso RGSt. 70 26 = JW 1986 S. 728 mit Anm. Mezger, RG JW 1988 
S. 2198 unter Aufgabe der früheren Rechtsprechung). Umgekehrt können mehrere Hilfe- 
leistungen zu einer Tat in Realkonkurrenz stehen (RG JW 1987 S. 3301). 

Dieselben Grundsätze gelten für die Mittäterschaft (RGSt. 76 358) und für die 
mittelbare Täterschaft. Handlung im Sinne des $ 73 ist hier nicht die tatbestands- 
mäßige Handlung des Werkzeugs, sonderrf die Einwirkung des mittelbaren Täters auf 
das Werkzeug (RGSt. 70 387). 


vgl. Hartung, Handlungseinheit bei mittelbarer Täterschaft und bei unselbständiger ‚Teilnahme‘, 
DJ 1936 S. 1804. 


IV. In den Fällen der Idealkonkurrenz ist nur ein Gesetz anzuwenden, und zwar das, 
welches die schwerste Strafe, und bei ungleichen Strafen das Gesetz, welches die schwerste 
Strafart androht (sog. Absorptionsprinzip). 


Schrifttum: Hartung, Die Strafe der Tateinheit, DR 1939 S. 1784. - Hartung, Nochmals die 
Strafe bei Tateinheit, DRM 1940 S. 50. — Schwarz, Die Straffestsetzung bei der Tateinheit, ZAKDR 


1939 S. 672. 

1. Welches das schwerste Gesetz ist, ist nach den Umständen des einzelnen Falles 
konkret zu ermitteln; die angedrohte Strafe ist nicht allein maßgebend (RGSt 
5 15, 22 mit Anm. Mezger DR 1941 S. 922). Zu berücksichtigen sind z. B. bei der 
Vergleichung jugendliches Alter und Milderungsgründe wie z.B. $ 157 (RG JW 1988 
8.2947). Droht ein Gesetz für besonders schwere Fälle eine höhere Strafe an, so ist 
dies nur dann zu berücksichtigen, wenn im Einzelfall ein besonders schwerer Fall vor- 
liegt (RGSt 75 15, 22; and. früher RGSt 69 387, 71 105, 72 117 und hierzu Schaffstein 
JW 1938 S. 1386, Mezger JW 1938 8.1515). Vgl. hierzu noch Welzel $S. 109, Hartung 
aa0, Schwarz aaO S. 673 sowie die Bemerkungen zu $ 1. 

Der Umstand, daß die Strafverfolgung bei dem einen Gesetz an keine oder an leichtere 
Voraussetzungen geknüpft ist als bei dem anderen, daß z. B. bei dem einen ein Antrag 
erforderlich ist, bei dem anderen nicht, hat hier keine Bedeutung; es kommt auf die 
angedrohte Strafe an. 

Droht ein Gesetz ohne besondere Voraussetzungen zwei Sträfarten wahlweise neben- 
einander an, so sind beide Strafen für alle Fälle angedroht. Ein solches Gesetz enthält. 
nur einen Strafrahmen im Sinne des $ 73 (RGSt. 76 61). 


2. Drohen die verschiedenen Strafgesetze ungleiche Strafarten an, dann ist die 
Strafe aus dem die schwerste Strafart androhenden Gesetz zu entnehmen. Maßgebend 
für den Vergleich sind zunächst die Hauptstrafen; etwa angedrohte Nebenstrafen sind 
erst zu berücksichtigen, wenn die ausschließliche Vergleichung der Hauptstrafen unter- 
einander zu keinem Ergebnis führt. Die in Betracht kommenden Hauptstrafen stufen 
sich nach $ 21 folgendermaßen ab: Todesstrafe, Zuchthaus, Gefängnis, Festungshaft, 
Haft, Geldstrafe. Jede Freiheitsstrafe ist stets schwerer als Geldstrafe (RGSt. 59 98). 

Treffen Gefängnis und militärischer Arrest zusammen, so sind diese Strafarten 
gleichwertig; Einsatzstrafe ist dann die ihrer Dauer nach längste Strafe (RGSt. 70 270). 


8. Ist in den verschiedenen Gesetzen die gleiche Strafart angedroht, dann ist das 
Gesetz maßgebend, das die höchste Hauptstrafe ermöglicht. Bestimmt ein Gesetz, daß 
neben einer Freiheitsstrafe auch Geldstrafe erkannt werden muß oder kann, so ist die 
Geldstrafe nicht Nebenstrafe, sondern gleichfalls Hauptstrafe und bei der Vergleichung 
mit heranzuziehen. Sind die Hauptstrafen im Höchstmaß gleich, dann kommt es auf die 
Nebenstrafen an. Sind auch die Nebenstrafen gleich, dann entscheidet das Mindestmaß, 
das heißt die geringste Strafe, auf die erkannt werden kann. Erst wenn alle diese Maß- 
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stäbe nicht ausreichen, kann es von Bedeutung sein, ob die Höchststrafe zwingend vor- 
geschrieben ist oder nicht (RGSt. 69 387). 

Ist die Geldstrafe nach dem Vielfachen eines Wertes zu berechnen, auf den sich 
die Straftat bezieht, so ist als Höchstgeldstrafe der Betrag anzusehen, der sich nach 
dem Vielfachen des in Betracht kommenden Wertes berechnet (RGSt. 69 387). 


4. Steht ein fortgesetztes Vergehen mit mehreren Verbrechen in Idealkonkurrenz 
dann ist die Strafe aus der Strafvorschrift für die Verbrechen zu entnehmen; es sind 
daher mehrere Einzelstrafen auszuwerfen (RG HRR 1989 Nr. 462). 


5. Für die Festsetzung der Strafe ist von dem schwersten Gesetz auszugehen; dies 
bedeutet aber nicht, daß das konkurrierende Gesetz ganz außer Betracht zu 
lassen ist. Das mildere Gesetz ist weiter nach drei Richtungen von Bedeutung. 

a) Die Strafe darf niemals unter das Mindestmaß einer der konkurrierenden 
Straftaten hinuntergehen, also auch nicht unter das Mindestmaß des milderen Gesetzes; 
es darf auch nicht auf eine leichtere Strafart erkannt werden, als sie nach dem mildesten 
Gesetz zulässig ist (so im Schrifttum z. B. schon stets Frank Anm. IV 1, v.Hippel I] 
S. 521; ebenso jetzt RGSt. 78148 (Großer Senat) = ZAkDR 1989 S. 419 mit Anm. 
Mezger unter Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung;! übereinstimmend Kohlrausch 
Anm. 4, Welzel S. 109; and. v.Liszt-Schmidt S. 360, Mezger S. 478, Olshausen Anm.35). 
Die Mindeststrafe des milderen Gesetzes ist nach den Umständen des einzelnen Falles 
konkret zu ermitteln (RGSt.75 15, 22 mit Anm. Mezger DR 1941 S. 922). Auf eine 
Geldstrafe muß oder kann auch erkannt werden, wenn nur das mildere Gesetz sie 
vorschreibt oder zuläßt (RGSt. 75 192). | 

b) Auf Nebenstrafen und Nebenfolgen muß oder kann auch erkannt werden, 
wenn nur das mildere Gesetz sie vorschreibt oder zuläßt (so bereits v.Hippel II S. 522 
Anm. 1; ebenso jetzt RGSt. 78 148 [Großer Senat] = ZAkDR 1989 S. 419 mit Anm. Mez- 
ger unter Aufgabe der früheren Rechtsprechung; übereinstimmend z. B. Welzel S. 109; 
and. z. B. Frank Anm. V, Lobe Anm. 2, 3, die Nebenstrafen ausschließen und nur die 
Verhängung von Nebenfolgen ohne Strafcharakter aus dem milderen Gesetz zulassen 
wollen). Steht z. B. schwere Amtsunterschlagung mit falscher Anschuldigung in Ideal- 
konkurrenz, dann ist die Strafe aus $ 351 zu entnehmen; trotzdem kann dem Verletzten 
die Veröffentlichungsbefugnis aus $ 165 zugesprochen werden (so auch schon bisher RG 
DJ 1938 S. 1687, RGSt. 78 24). Ausdrücklich ist dies in $ 418 Reichsabgabenordnung 
ausgesprochen. 

c) Bei der Strafbemessung wird es regelmäßig angebracht sein, die Strafe mit Rück- 
sicht auf die ideell konkurrierenden Straftaten zu erhöhen; eine Verpflichtung des Rich- 
ters zur Straferhöhung besteht allerdings nicht (RGSt. 22 393, 49 402); eine dahin- 
gehende Verpflichtung nimmt wohl Olshausen Anm. 34 an. 


6. Voraussetzung für das Eingreifen des Absorptionsprinzips ist, daß auf Grund des 
schwereren Gesetzes überhaupt eine Bestrafung erfolgen kann. Ist dies nicht möglich, 
weil es an einer Prozeßvoraussetzung für das strengere Gesetz fehlt, dann ist das 
mildere anzuwenden. Dies gilt z. B. dann, wenn der für das schwerere Gesetz erforder- 
liche Strafantrag nicht gestellt ist oder Verjährung eingetreten ist (RGSt. 47 388, 62 88). 
Der Grundsatz kann ferner dann nicht zur Anwendung kommen, wenn ein nur dem 
strengeren Gesetz bekannter Strafausschließungsgrund oder Strafaufhebungs- 
grund vorliegt. Es kann daher bei Idealkonkurrenz zwischen Beleidigung und Bedrohung 
der gemäß $ 199 für straffrei erklärte Angeklagte wegen der Bedrohung bestraft werden 
(OLG Naumburg HöchstRR 1 S. 154, Lobe S.174 und $ 73 Anm. 2a; and. Frank 
Anm. V, Olshausen Anm. 24, Schwarz Anm. 2b). 


ı Vgl. hierzu noch Nüse, DJ 1939 S. 1628. 
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V. Wenn auch nur das schwerste Gesetz zur Anwendung kommt, so ist der Angeklagte 
doch im Tenor des Urteils wegen aller idealkonkurrierenden Delikte schuldig zu sprechen 
(RG JW 1986 S. 3200); vgl. hierzu die AV in DJ 1942 S. 574 unter XII. Daraus ergibt 
sich vor allem, daß auch das nicht angewandte Strafgesetz Rückfall begründen kann 
(RGSt. 18 199). Nimmt der Eröffnungsbeschluß Verletzung mehrerer Gesetze durch 
eine Handlung an, wendet das Urteil aber nur ein Gesetz an, so ist für eine Freisprechung 
kein Raum (RGSt.52 190). 

Sieht man die Idealkonkurrenz als Verbrechenskonkurrenz an (oben II), dann können 
die hier dargelegten Grundsätze nur schwer anerkannt werden; nicht überzeugend 
Mezger 8.470. 


VI. Ist bei Idealkonkurrenz auf Grund mündlicher Verhandlung verurteilt worden, 
dann ist eine nochmalige Verfolgung durch die Rechtskraft ausgeschlossen; dies gilt 
auch dann, wenn das eine oder andere der konkurrierenden Delikte außer Betracht ge- 
blieben ist (RGSt. 51 241). 


S 74 

Gegen denjenigen, welcher durch mehrere selbständige Handiungen mehrere Verbre- 
chen oder Vergehen, oder dasselbe Verbrechen oder Vergehen mehrmals begangen und 
dadurch mehrere zeitige Freiheitsstrafen verwirkt hat, ist auf eine Gesamtstrafe zu er- 
kennen, welche in einer Erhöhung der verwirkten schwersten Strafe besteht. 

Bei dem Zusammentreffen ungleichartiger Freiheitsstrafen tritt diese Erhöhung bei der 
ihrer Art nach schwersten Strafe ein. 

Das Maß der Gesamtstrafe darf den Betrag der verwirkten Einzelstrafen nicht erreichen 
und fünfzehnjähriges Zuchthaus, zehnjähriges Gefängnis oder fünfzehnjährige Festungs- 
haft nicht übersteigen. 


Aus dem Schrifttum vgl. Niederreuther, Die prozessuale Behandlung der Realkonkurrenz im 
geltenden und künftigen Recht, 1930 (Strafr. Abh. Heft 278). 

L Die Vorschrift handelt von der Realkonkurrenz. Diese liegt dann vor, wenn ein Täter 
mehrere selbständige strafbare Handlungen begeht. Im Falle der Realkonkurrenz sind 
grundsätzlich nicht die verschiedenen verwirkten Strafen zusammenzurechnen, sondern 
esist eine Gesamtstrafe zu bilden, und zwar durch Erhöhung der verwirkten schwersten 
Strafe ($$ 74, 79). Gewisse Ausnahmen von dem Grundsatz der Bildung einer Gesamt- 
strafe enthalten die $$ 75, 77, 78. 

Ebenso wie bei der Idealkonkurrenz ist auch hier zwischen ungleichartiger und 
gleichartiger Konkurrenz zu unterscheiden. Ungleichartige Realkonkurrenz liegt 
vor, wenn durch mehrere selbständige Handlungen mehrere Verbrechen oder Ver- 
gehen begangen werden; gleichartige Realkonkurrenz ist dann gegeben, wenn durch 
mehrere selbständige Handlungen dasselbe Verbrechen oder Vergehen mehrmals be- 
gangen wird. 

Der Grund dafür, daß bei der Realkonkurrenz nicht eine Kumulierung aller Strafen 
erfolgt, wird vielfach darin gesehen, daß bei aneinandergereihten Freiheitsstrafen das 
Leiden des Verurteilten progressiv und daher über das Maß seiner Schuld wächst (so 
ı.B. RGSt.25 307). Zutreffend weist Frank Anm. II darauf hin, daß dieser Gesichts- 
punkt allein noch nicht die Bildung einer Gesamtstrafe statt der Zusammenzählung 
der Einzelstrafen rechtfertigt. Hinzu kommt, daß die Vollstreckung längerer zeitiger 
Freiheitsstrafen hintereinander den Charakter dieser Strafen ändern würde; sie würden 
zu lebenslänglichen Strafen werden (ebenso Lobe Anm.5). 


N. Die Realkonkurrenz setzt stets voraus, daß mehrere selbständige Handlungen vor- 
liegen. Erforderlich ist dafür eine Mehrheit zum mindesten in gewissem Umfang räum- 
lich und zeitlich getrennter Handlungen, von denen jede für sich allein bereits begrifflich 
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unter einen Deliktstatbestand fällt. Maßgebend dafür, ob eine Mehrheit oder eine Ein- 
heit von Handlungen vorliegt, ist die natürliche Betrachtungsweise (vgl. oben $ 73 
Anm. III). Realkonkurrenz kann auch dann gegeben sein, wenn die eine strafbare Hand- 
lung verübt wird, um die andere zu ermöglichen oder vorzubereiten, oder wenn sonst 
Einheit von Entschluß, Ziel oder Zweck vorliegt (RGSt. 56 59). Realkonkurrenz ist z. B. 
dann vorhanden, wenn von derselben falschen oder verfälschten Urkunde gegenüber 
verschiedenen Personen wiederholt Gebrauch gemacht wird (RGSt. 58 35), ferner etwa 
zwischen unerlaubtem Besitz einer Waffe und einem Tötungsverbrechen oder einem 
Jagdvergehen (RGSt. 55 8, 59 361), zwischen aktiver Bestechung und Diebstahl, auch 
wenn die erstere der Durchführung des letzteren dienen soll (RGSt. 56 59), weiter z.B. 
zwischen Hinterziehung der Schlachtsteuer und Hinterziehung der Umsatzsteuer (RG 
HRR 1989 Nr. 1148). Im Verhältnis zwischen Hausfriedensbruch und den dann 
folgenden Delikten wird es regelmäßig an der Identität der Ausführungshandlung fehlen; 
der Hausfriedensbruch ist meist nur Vorbereitungshandlung für die weiteren Straftaten; 
in der Regel wird daher Realkonkurrenz vorliegen. Dies ist z. B. angenommen worden 
zwischen Hausfriedensbruch und Erschleichung des Beischlafs (RGSt. 82 138), Haus- 
friedensbruch und Nötigung (RGSt. 54 289), Hausfriedensbruch und Tötungsverbrechen 
(RGSt. 66 347). 


II. Eine Gesamtstrafe kann nach $ 74 nur dann gebildet werden, wenn die Aburtellung 
in demselben Verfahren erfolgt. Dasselbe Verfahren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor. 
wenn es vor demselben Gericht gleichzeitig stattfindet und zu einem einzigen Urteil 
führt. Nachträglich ist die Bildung einer Gesamtstrafe nach $ 79 möglich; vgl. die dor- 
tigen Bemerkungen. 


IV. Für die Festsetzung der Strafe in den Fällen der Realkonkurrenz gelten verschie- 
dene Grundsätze. | 


1. Sind durch die konkurrierenden Straftaten mehrere zeitige Freiheitsstrafen 
verwirkt und handelt es sich bei den Straftaten um Verbrechen oder Vergehen, dann 
werden die verwirkten Strafen nicht kumuliert, sondern es wird die verwirkte schwerste 
Strafe erhöht (sog. Asperationsprinzip); näher unten V. . 


2. Treffen dagegen Todesstrafen, lebenslängliche Freiheitsstrafen (z.B. 
Zuchthausstrafen) oder Geldstrafen ($ 78) miteinander oder mit anderen Strafen zu- 
sammen, dann ist auf jede Strafe gesondert zu erkennen; es findet im letzteren Falle 
eine rein reclinerische Zusammenzählung statt (sog. Kumulationsprinzip). Es ist zum Teil 
die Ansicht vertreten worden, daß bei Zusammentreffen von Todesstrafen oder lebens- 
länglichen Freiheitsstrafen miteinander oder mit anderen Strafen die schwerste der ge- 
nannten Strafen jede andere Strafe neben sich ausschließe (so Gerland S. 270, v. Hippel 
I1 S. 529). Mit Recht ist demgegenüber darauf hingewiesen worden, daß auch dann, 
wenn die kumulierten Strafen nicht immer sämtlich vollstreckt werden können, ihre 
Verhängung insofern Bedeutung hat, als in ihr ein Werturteil über die Delikte 
zum Ausdruck kommt (so Frank Anm. Il; übereinstimmend RGSt. 54 290, v.Liszt- 
Schmidt S. 436). Im Interesse einer volkstümlichen Urteilsgestaltung genügt es aber, 
die mehrfache Verwirkung nur in den Urteilsgründen auszusprechen, im Tenor dagegen 
allein auf die schwerste der genannten Strafen zu erkennen ($ 260 Abs. StPO). 


Hat jemand von mehreren Taten einige als Jugendlicher, andere im Alter von über 
18 Jahren begangen, so ist keine Kumulation zwischen einer Gefängnisstrafe von un- 
bestimmter Dauer (VO vom 10. September 1941) und einer bestimmten Strafe zulässig: 
cs muß entweder nur auf eine bestimmte oder nur auf eine unbestimmte Strafe er- 
kannt werden. 
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8. Ein abgeschwächtes Kumulationsprinzip gilt, wenn Festungshaft nur mit Gefäng- 
nis oder wenn Haft mit einer anderen Freiheitsstrafe zusammentrifft oder wenn eine 
dieser Strafen mehrfach verwirkt ist ($8$ 75, 77); vgl. auch $ 78 Abs. 2. 

4. Hat ein Jugendlicher mehrere Straftaten begangen und ist deshalb Freiheit- 
entziehung geboten, so erkennt der Richter einheitlich auf Jugendarrest, wenn 
dies nach der Persönlichkeit des Täters und der Art und den Umständen der Taten 
angezeigt erscheint. Jugendarrest und Freiheitstrafe werden nicht nebeneinander 
verhängt ($ 6 Abs. 1 VO vom 28. November 1940, RGBIl. I S. 1541). Die VO über die 
unbestimmte Verurteilung Jugendlicher vom 10. September 1941 gilt auch, 
wenn der Jugendliche mehrere Straftaten begangen hat und zur Ahndung dieser Taten 
eine Gefängnisstrafe von mindestens 9 Monaten geboten ist ($ 1 Abs. 1 VO vom 6. Ja- 
nuar 1942, RGBI.I S. 18); es ist also auf eine Einheitsstrafe zu erkennen. 


V. Sind bei Verbrechen oder Vergehen mehrere zeitige Freiheitsstrafen verwirkt, 
dann ist eine Gesamtstrafe zu bilden; es ist dabei die verwirkte schwerste Strafe zu er- 
höhen. Über die Bildung der Gesamtstrafe bei Zusammentreffen militärischer Ver- 
brechen und Vergehen mit bürgerlichen Verbrechen und Vergehen vgl. $ 54 MStGB. 
Über die Bildung von Gesamtstrafen von im Altreich und in der Ostmark begange- 
nen Straftaten vgl. RGSt.76 98, 203; die Bildung einer Gesamtstrafe aus Urteilen 
deutscher Gerichte und Urteilen von Protektoratsgerichten ist unzulässig (RGSt. 75 256). 

1. Die Bildung einer Gesamtstrafe ist nur möglich, falls gewisse zeitige Freiheitsstrafen 
verwirkt sind. Von diesen Strafen scheidet die Haft für eine Gesamtstrafenbildung aus 
($ 77), ferner Festungshaft dann, wenn sie nur mit Gefängnis zusammentrifft ($ 75 
Abs. 1). Eine Gesamtstrafe kann daher nur gebildet werden, wenn Zuchthaus mit Zucht- 
haus, Gefängnis oder Festungshaft, oder wenn Gefängnis mit Gefängnis, oder wenn 
Festungshaft mit Festungshaft zusammentrifft. Bei Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte ist nur eine einfache Zusammenrechnung zulässig (OLG Königsberg DStR 
1940 S. 159). 

2, Für die Bildung der Gesamtstrafe ist auch hier wie bei $ 73 nicht von den angedroh- 
ten Strafen, sondern von den verwirkten Strafen auszugehen. 

8. Zunächst ist für jede Straftat eine Einzelstrafe nach dem für sie maßgebenden 
Strafrahmen auszuwerfen. Sind die Einzelstrafen festgesetzt, dann ist nach den bereits 
früher dargelegten Grundsätzen ($ 73 Anm. IV) zu ermitteln, welche dieser Strafen die 
schwerste Strafe ist; diese verwirkte schwerste Strafe wird als Einsatzstrafe bezeichnet. 
Bei ungleichartigen Freiheitsstrafen ist Einsatzstrafe die ihrer Art nach schwerste 
Strafe (Abs. 2). Trifft z. B. Zuchthaus mit Gefängnis oder Festungshaft zusammen, 
dann ist gemäß $ 21 Zuchthaus stets die schwerste Strafe. Sind ungleichartige Freiheits- 
strafen verwirkt, dann sind diese zunächst in die schwerste Strafart umzurechnen. Über 
das Verhältnis von Arrest und Festungshaft zur Gefängnisstrafe vgl $ 54 Abs. 2 MStGB 

4, Ist die Einsatzstrafe ermittelt, dann wird die Gesamtstrafe durch eine Erhöhung 
der Einsatzstrafe gebildet. Die Gesamtstrafe wird grundsätzlich nach freiem richter- 
lichen Ermessen bestimmt. Nicht vereinbar mit diesem freien Ermessen ist es, wenn die 
Einzelstrafen nach einem gleichen Verhältnis gekürzt und darauf der Einsatzstrafe zu- 
gezählt werden (RGSt. 44 303, RG HRR 1940 Nr. 325). Zwei Grenzen sind dem richter- 
lichen Ermessen bei der Bildung der Gesamtstrafe durch das Gesetz gezogen (Abs. 3): 

a) die Gesamtstrafe darf nicht die Summe der verwirkten Einzelstrafen er- 
Feichen. Es sind aber hier nicht einfach die Einzelstrafen nach ihrer Dauer zusammen- 
zuzählen; es müssen vielmehr zunächst Strafen der milderen Art in solche der schwereren 
Art gemäß $ 21 umgewandelt und dann verglichen werden. Es ist z. B. Gefängnis in 

Zuchthaus umzuwandeln; die Gesamtstrafe darf dann nicht den Betrag der als Einsatz- 
Strafe ausgeworfenen und der durch Umwandlung gefundenen Zuchthausstrafe erreichen. 
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b) Die Gesamtstrafe darf nicht mehr als 15 Jahre Zuchthaus, 10 Jahre Gefängnis oder 
15 Jahre Festungshäft übersteigen. Erreicht die für eine der konkurrierenden Taten 
verwirkte Einzelstrafe das Höchstmaß einer zeitigen Freiheitsstrafe, z.B. 15 Jahre 
Zuchthaus, dann kann diese Strafe nicht mehr zur Bildung einer Gesamtstrafe erhöht 
werden (RGSt. 68 243). 


VI. Die Einzelstrafen verlieren durch die Bildung einer Gesamtstrafe nicht ihre Be- 
deutung. Sie sind nicht nur Rechnungsfaktoren für die Bildung der Gesamtstrafe; sie 
bewahren vielmehr ihre selbständige rechtliche Bedeutung (vgl. aber RGSt. 60 207). 
Dies zeigt sich nach verschiedenen Richtungen: 


1. Wird das die Gesamtstrafe aussprechende Urteil bezüglich der einer Einzelstrafe 
zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben, so bleiben die auf andere Feststellun- 
gen gegründeten Einzelstrafen als solche regelmäßig bestehen (RGSt.25 297; and. 
RGSt.2 204). 


2. Neben der Gesamtstrafe kann oder muß stets auf Nebenstrafen, Nebenfolgen 
und sichernde Maßnahmen erkannt werden, die auch nur wegen eines der in Realkon- 
kurrenz stehenden Delikte zulässig oder vorgeschrieben sind ($ 76). 


8. Aus dem Urteil muß hervorgehen, welche Einzelstrafen für die verschiedenen 
Straftaten angenommen wurden. Die Festsetzung der Einzelstrafen braucht nur in den 
Entscheidungsgründen zu erfolgen; es ist nicht erforderlich, sie in den Tenor aufzuneh- 
men (RGSt. 2 235, Lobe Anm. 5; and. Frank Anm. IV). 


4. Über die Frage der Vollstreckung nicht oder nicht mehr angefochtener Einzel- 
strafen bei einem auf eine Gesamtstrafe lautenden Urteil vgl. RGSt. 74 387. 


Vo. Anders als bei der Idealkonkurrenz erstreckt sich bei der Realkonkurrenz die 
Rechtskraft nur auf die abgeurteilten Fälle; andere selbständige Handlungen können 
jederzeit den Gegenstand eines neuen Verfahrens bilden. 


875 


Trifft Festungshaft nur mit Gefängnis zusammen, so ist auf jede dieser Strafarten ge- 
sondert zu erkennen. 

Ist Festungshaft oder Gefängnis mehrfach verwirkt, so ist hinsichtlich der mehreren 
Strafen gleicher Art so zu verfahren, als wenn dieselben allein verwirkt wären. 

Die Gesamtdauer der Strafen darf in diesen Fällen fünfzehn Jahre nicht übersteigen. 


I. Trifft Festungshaft mit Zuchthaus zusammen, dann ist nach $ 74 eine Gesamtstrafe 
zu bilden. Für den Fall des Zusammentreffens von Festungshaft nur mit Gefängnis ist 
dagegen nach Abs. 1 auf jede dieser Strafen gesondert zu erkennen. Zu dem Zusammen- 
treffen mit Haft vgl. $ 77. 


IH. Sind für mehrere selbständige Handlungen mehrere Festungsstrafen und mehrere 
Gefängnisstrafen verwirkt, dann ist nach den Grundsätzen des $ 74 eine Gesamtfestungs- 
haftstrafe und eine Gesamtgefängnisstrafe zu bilden (Abs. 2). 


IN. Beim Zusammentreffen von Festungshaft mit Gefängnis ist zwar auf jede Strafe 
gesondert zu erkennen; das Kumulationsprinzip ist aber dadurch abgeschwächt, daß 
das Gesetz einen Höchstbetrag für beide Strafen festsetzt; die Gesamtdauer der Strafen 
darf 15 Jahre nicht übersteigen (Abs. 3). Es steht im Ermessen des Richters, in welcher 
Weise er die Strafen kürzen will; es ist nicht erforderlich, die Kürzung bei beiden Strafen 
gleichmäßig vorzunehmen (Olshausen Anm.4). Dagegen soll nach Lobe Anm. 3 und 
Schwarz Anm. 2 eine gleichmäßige Kürzung eintreten müssen; nach Frank Anm.12 
darf die Kürzung nur bei der Festungshaft vorgenommen werden. 
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Sonderfälle der Konkurrenz ss 76-78 


S 76 
Neben der Gesamtstrafe müssen oder können Nebenstrafen und Nebenfolgen verhängt 
und Maßregeln der Sicherung und Besserung angeordnet werden, wenn das auch nur 
wegen einer der Gesetzesverletzungen vorgeschrieben oder zugelassen ist. 


I. Bei der Idealkonkurrenz ist die Strafe aus dem schwersten Gesetz zu entnehmen; 
die milderen Gesetze können aber die Grundlage für die Verhängung von Nebenstrafen 
und Nebenfolgen geben (oben $ 73 Anm. IV 5b). Ebenso verlieren bei der Realkonkur- 
renz die verwirkten Einzelstrafen mit der Bildung der Gesamtstrafe nicht ihre straf- 
rechtliche Bedeutung. Die verwirkte Hauptstrafe kann allerdings nur zur Erhöhung der 
Einsatzstrafe verwertet werden; sonstige Unrechtsfolgen müssen oder können aber 
neben die Gesamtstrafe treten. Nebenstrafen, Nebenfolgen und sichernde und bessernde 
Maßnahmen müssen oder können verhängt werden, wenn dies neben einer Einzelstrafe 
erforderlich oder möglich ist. Neben der Gesamtstrafe kann die Sicherungsverwahrung 
auch dann noch angeordnet werden, wenn die Verbrechen und Vergehen im Schuld- 
spruche und im Strafausspruche rechtskräftig abgeurteilt sind, die Entscheidung sich 
also auf die Bildung der Gesamtstrafe aus den rechtskräftigen Einsatzstrafen beschränkt 
(RGSt. 78 367). 


Il. Die genannten Unrechtsfolgen sind stets neben der Gesamtstrafe, nicht neben den 
verwirkten Einzelstrafen auszusprechen (RGSt. 75 212). Sind bei den Einzelstrafen ver- 
schiedenartige Ehrenstrafen zulässig, dann können neben einer Gesamtstrafe verschie- 
dene Ehrenstrafen nebeneinander erkannt werden (RKG 1 191). Wird die Gesamtstrafe 
aufgehoben, weil sie auf unrichtiger Grundlage beruht, so hat dies zur Folge, daß stets 
auch die Nebenstrafe des Verlusts der bürgerlichen Ehrenrechte aufgehoben werden 
muß. Dagegen ist es nicht immer erforderlich, zugleich mit der Gesamtstrafe auch die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung aufzuheben (RG DJ 1986 S. 1813); über die Be- 
handlung von Ehrverluststrafen bei Gesamtstrafenbildung vgl. ferner OLG Dresden 
DStR 1988 8.430, RGSt. 74 5. 


Ss 77 
Trifft Haft mit einer anderen Freiheitsstrafe zusammen, so ist auf die erstere gesondert 
zu erkennen. 


Auf eine mehrfach verwirkte Haft ist ihrem Gesamtbetrage nach, jedoch nicht über die 
Dauer von drei Monaten zu erkennen. 


L Trifft Haft mit einer anderen Freiheitsstrafe zusammen, so ist auf die Haft geson- 
dert zu erkennen. Bedeutung hat dieser Grundsatz nur, soweit Verbrechen oder Ver- 
gehen zusammentreffen; für Übertretungen gilt $ 74 ohnehin nicht. 


Il. In dem Fall, daß mehrere Haftstrafen verwirkt sind, wird das Kumulationsprinzip 
durch Abs. 2 dahin abgeschwächt, daß höchstens auf 3 Monate Haft erkannt werden 
darf. Eine Haftstrafe, die für eine nicht beizutreibende Geldstrafe eingesetzt wird, ist in 
den Höchstbetrag von 3 Monaten nicht einzurechnen. 


8 78 


Sind mehrere Geldstrafen verwirkt, so ist auf jede gesondert zu erkennen. 

Das gleiche gilt von den Freiheitsstrafen, die an die Stelle uneinbringlicher Geldstrafen 
treten. Ihre Gesamtdauer darf zwei Jahre nicht übersteigen ; die Gesamtdauer mehrerer 
zusammentreffender Haftstrafen darf drei Monate nicht übersteigen. 


I. Bei Geldstrafen gilt das Kumulationsprinzip (Abs. 1) unabhängig davon, ob sie 
wegen Verbrechen, Vergehen oder Übertretungen verwirkt sind. Es muß im Tenor auf 
jede einzelne Geldstrafe gesondert erkannt werden (RG DJ 1984 S. 1407). Verwirkt ist 
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die tatsächlich erkannte Geldstrafe, also auch die, die nach $ 27b an Stelle einer an sich 
verwirkten Freiheitsstrafe tritt (RGSt. 59 22). 


Hl. Gesondert'zu erkennen ist ferner auf nach $ 29 eintretende Ersatzfreiheltsstrafen 
(Abs. 2). Es darf hier nicht aus den an die Stelle der einzelnen Geldstrafen tretenden 
Freiheitsstrafen eine Gesamtstrafe ($ 74) gebildet werden. Das Kumulationsprinzip ist 
insofern abgeschwächt, als die Gesamtdauer der Ersatzfreiheitsstrafen niemals zwei 
Jahre übersteigen darf; dies gilt auch dann, wenn die Ersatzfreiheitsstrafen Zuchthaus 
oder Gefängnis allein oder neben Haft sind. Die an die Stelle einer von mehreren Geld- 
strafen tretende Gefängnisstrafe darf auch hier aber gemäß $ 29 Abs. 2 S. 1 höchstens 
ein Jahr betragen (RG HRR 1987 Nr. 1678). Tritt als Ersatzfreiheitsstrafe Haft ein, 
dann darf deren Dauer 3 Monate nicht übersteigen. 


879 
Die Vorschriften der 88 74 bis 78 finden auch Anwendung, wenn, bevor eine erkannte 


Strafe verbüßt, verjährt oder erlassen ist, die Verurtellung wegen einer strafbaren Hand- 
lung erfolgt, welche vor der früheren Verurteilung begangen war. 


I. Eine Gesamtstrafe für realkonkurrierende Straftaten kann nach den $$ 7% ff. nur 
‚dann gebildet werden, wenn die mehreren Straftaten zusammen abgeurteilt werden. 
Es hängt aber bisweilen von Zufälligkeiten ab, ob die Aburteilung zusammen erfolgt. 
Daher bestimmt $ 79, daß die strafmildernden Vorschriften der $$ 74-78 über die Ge- 
samtstrafe auch dann eingreifen, wenn mehrere selbständige Handlungen zwar nicht ein- 
heitlich abgeurteilt werden, aber doch einheitlich abgeurteilt werden konnten. 

Vgl. auch noch $ 1 Abs. 2 VO zur Durchführung der VO über die unbestimmte Ver- 
urteilung Jugendlicher vom 6. Januar 1942 (RGBl. I S. 18) und hierzu Kümmerlein 
DJ 1942 S. 81. 


II. Voraussetzung für die nachträgliche Bildung einer Gesamtstrafe nach $ 79 ist, daß 
die später abgeurteilte Tat schon vor der früheren Verurteilung begangen war und daß 
die früher erkannte Strafe zur Zeit der späteren Aburteilung noch nicht völlig verbüßt, 
auch nicht verjährt oder erlassen ist. In Betracht kommen nur frühere Verurteilungen 
durch deutsche Gerichte, nicht solche durch ausländische Gerichte.! Die Voraussetzungen 
der Gesamtstrafenbildung müssen aus dem Urteil zu entnehmen sein (RG HRR 1988 
Nr. 1316). Die Feststellung dieser Voraussetzungen kann nicht durch bloße Erwähnung 
des $ 79 in den Urteilsgründen ersetzt werden (RG HRR 1988 Nr. 1545). 

1. Die später abgeurteilte Tat muß vor der früheren Verurteilung begangen sein; denn 
andernfalls hätte nicht die Möglichkeit bestanden, diese Tat schon in dem früheren Ver- 
fahren mit abzuurteilen. Entscheidend ist, wann das letzte Urteil verkündet worden 
ist, bei dem auch eine Beurteilung der Tatfrage möglich war. Es kann daher nicht nur 
auf die Verkündung des erstinstanzlichen Urteils ankommen, sondern auch auf die eines 
Urteils in der Berufungsinstanz; nicht dagegen kommt die Revisionsinstanz als solche 
in Betracht (RGSt. 60 384). Der Eintritt der Rechtskraft ist hier nicht entscheidend 
(vgl. dagegen unten 3). 

Sind bei einer fortgesetzten Handlung die von ihr umfaßten Einzelhandlungen der 
früheren Verurteilung teils vorausgegangen, teils nachgefolgt, dann ist die fortgesetzte 
Handlung erst nach der früheren Verurteilung begangen (RGSt. 59 168). 

Bei einem Strafbefehl kommt es auf die Zustellung an. 

2. Die früher erkannte Strafe darf bei der späteren Aburteilung noch nicht völlig ver- 
büßt, verjährt oder erlassen sein. Man wird hier darauf abstellen müssen, ob die frühere 
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1 Über die Berücksichtigung rechtskräftiger Strafen .n nichtdeutscher Gerichte der eingegliederten 
Ostgebiete vgl. die AV in DJ 1940 S. 1268. 
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Strafe schon vollständig vor Verkündung des ersten von dem Tatrichter erlassenen Ur- 
teils verbüßt oder verjährt war; sonst würde man das Eingreifen des $ 79 in gewissem 
Umfang von der Schnelligkeit des Rechtsmittelverfahrens abhängig machen (überein- 
stimmend Frank Anm. Ill, Olshausen Anm. 9, Schwarz Anm.1C; and. RG DJ 1988 
S. 1997 = JW 1988 S. 2006, KG JW 1988 S. 472 mit kritischer Anm. E.Wolf). 


3. Für den Zeitpunkt, in dem die frühere Straftat begangen sein muß, kommt es auf 
die Verkündung des Urteils an (oben 1). Für die Anwendbarkeit des $ 79 ist aber weiter 
auch die Rechtskraft des früheren Urteils erforderlich. Dies ergibt sich schon daraus, 
daß $ 79 die Verbüßung, Verjährung oder den Erlaß der früher erkannten Strafe als 
möglich ansieht (RG JW 1925 S. 57; zweifelnd RG HRR 1988 Nr. 1317). 


III. Bei der neuen Straffestsetzung ist zunächst für die neue Tat eine Einzelstrafe fest- 
zusetzen. Diese Strafe ist mit der Strafe zu vergleichen, die in dem früheren Urteil ver- 
hängt worden ist. Auf Grund dieser Vergleichung ist festzustellen, ob eine Gesamtstrafe 
nach $ 74 zu bilden ist oder ob auf die verschiedenen verwirkten Strafen nebeneinander 
erkannt werden muß. Ist eine Gesamtstrafe zu bilden, dann ist zunächst die Einsatz- 
strafe zu ermitteln. Ist in dem früheren Urteil bereits eine Gesamtstrafe festgesetzt, 
dann ist jetzt doch wieder von den Einzelstrafen auszugehen. Niemals darf allerdings 
die neue Gesamtstrafe höher sein als die alte Gesamtstrafe vermehrt um die neuen Einzel- 
strafen (RGSt. 48 277, RG DR 1940 S. 1417; and. OLG Dresden HRR 1987 Nr. 606, 
wonach die neue Gesamtstrafe ohne Rücksicht auf die früher ausgeworfene Gesamt- 
strafe nur nach dem Betrag der verwirkten Einzelstrafen zu berechnen ist). Ist die bereits 
abgeurteilte Tat ein fortgesetztes Vergehen, dann kann es erforderlich sein, für die Akte 
der fortgesetzten Tat Einzelstrafen auszuwerfen (vgl. RG HRR 1989 Nr. 462). 

Hat die Vollstreckung der früher erkannten Strafe bereits begonnen, dann ist der ver- 
büßte Teil auf die Gesamtstrafe anzurechnen (RGSt. 46 179). Über die Berücksichti- 
gung der auf eine Gefängnisstrafe angerechneten Untersuchungshaft bei nachträglicher 
Bildung einer Gesamtzuchthausstrafe vgl. RG DRechtspfl. 1988 Nr. 79. 

Das die Gesamtstrafe festsetzende Gericht entscheidet auch über die Nebenstrafen 
auf Grund selbständiger Prüfung ohne Rücksicht auf die Rechtskraft des früheren Ur- 
teils. Es ist unzulässig, eine in dem früheren Urteil verhängte Nebenstrafe einfach zu 
übernehmen (RGSt. 75 213). Über die Prüfung der Zulässigkeit (vgl. $ 76) hinaus wird 
man zum mindesten bei sichernden Maßnahmen dem die Gesamtstrafe bildenden Gericht 
auch die Möglichkeit geben müssen, Art und Dauer der Maßregeln neu zu beurteilen 
(Schwinge DR 1939 S. 1506). 

Die neue Gesamtstrafe ist im Tenor des neuen Urteils auszusprechen; es muß dabei 
hinzugefügt werden, daß die alte Strafe in Wegfall kommt. 


IV. Liegen die Voraussetzungen des $ 79 vor, dann muß in dem neuen Urteil eine Ge- 
samtstrafe gebildet werden; die Bildung der Gesamtstrafe darf grundsätzlich nicht dem 
Beschlußverfahren nach $ 460 StPO vorbehalten werden (RGSt. 64 413; vgl. über einen 
Ausnahmefall RG HRR 1988 Nr. 1317). Unterläßt der Tatrichter rechtsirrig die Bildung 
einer Gesamtstrafe nach $ 79, dann ist das Urteil im Strafausspruch insoweit aufzuheben, 
als nicht geprüft ist, ob eine Gesamtstrafe zu bilden ist (RG HRR 1988 Nr. 1205). 


V. Ist jemand durch verschiedene rechtskräftige Urteile zu Strafen verurteilt worden 
und sind dabei die Vorschriften über die Zuerkennung einer Gesamtstrafe außer Be- 
tracht geblieben, dann kann noch im Beschlußverfahren gemäß $ 460 StPO nachträglich 
eine Gesamtstrafe gebildet werden. Vgl. auch $ 424 MStGO, ferner auch $ 2 VO zur 
Durchführung der VO über die unbestimmte Verurteilung Jugendlicher vom 6. Ja- 
auar 1932 (RGBI.T S. 18) und hierzu Kümmerlein DJ 1942 8. 82. 
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ZWEITER TEIL 


VON DEN EINZELNEN VERBRECHEN, VERGEHEN 
UND ÜBERTRETUNGEN UND DEREN BESTRAFUNG 


EINFÜHRUNG 


Der Zweite Teil des Strafgesetzbuchs, der sog. Besondere Teil, enthält die einzelnen 
Straftatbestände. 


I. Der Aufbau des Besonderen Teils ist wenig befriedigend. Die Zusammenfassung 
der Tatbestände in den verschiedenen Abschnitten erscheint manchmal etwas willkür- 
lich; die Aufeinanderfolge der Abschnitte macht keinen organischen Eindruck. Der 
Gesetzgeber scheint dem Aufbau des Besonderen Teils nicht besondere Sorgfalt zu- 
gewendet zu haben (vgl. Freisler in Gürtner II S.13). Die Wissenschaft hat daher 
für den Besonderen Teil eine von dem Gesetz abweichende Systematik entwickelt (vgl. 
z.B. Gerland S. 300, v. Hippel Lehrbuch S. 187, v. Liszt-Schmidt S. 454). 

Bei den Beratungen über das kommende Recht ist dem organischen Aufbau des Besonderen Teils 


besondere Sorgfalt gewidmet worden; vgl. Freisler in Gürtner II S. 26. Die Systematik bei Mezger 
Grundriß S. 175 knüpft an die Systematik des Entwurfs an. Vgl. weiter auch Frank, Leitsätze II S.24. 


II. Für den Aufbau der einzelnen Tatbestände ist von erheblicher Bedeutung, wie 
weit darin beschreibende oder wertausfüllungsbedürftige (normative) Tatbestandsele- 
mente verwendet werden. Für die neuere Gesetzgebung ist kennzeichnend, daß sie die 
Zahl der normativen Elemente vermehrt (vgl. im einzelnen Freisler in Gürtner II S.61). 


Schrifttum: Mezger, Vom Sinn der strafrechtlichen Tatbestände, in: Festschrift für Traeger 
(1926) S.187. -— E.Wolf, Die Typen der Tatbestandsmäßigkeit, 1931. Zum kommenden Recht Frank, 
Leitsätze II S. 26, Freisler in Gürtner II S. 57, Freisler, Gedanken zur Technik des werdenden 
Strafrechts und seiner Tatbestände, ZStW 55 S. 503. ; 


III. Der Besondere Teil enthält in seiner heutigen Gestalt im Strafgesetzbuch nicht 
mehr ein vollständiges Spiegelbild des strafrechtlichen Schutzes aller wichtigen Bereiche 
des völkischen Lebens. Die strafrechtlichen Bestimmungen über den Schutz von Rasse 
und Erbgut, über den Schutz der Arbeitskraft und andere finden sich in besonderen 
Gesetzen. Das kommende Recht will diese Bestimmungen, soweit sie dem Schutz von 
Grundwerten des völkischen Lebens dienen, in das Strafgesetzbuch übernehmen. \Vgl. 
z. B. über den Schutz der Arbeitskraft Grau in Gürtner II S. 137; zu dieser Frage auch 
Frank Leitsätze II S. 28. 


IV. Der strafrechtiiche Schutz der Bewegung. 


Schrifttum: Frank, Leitsätze II S. 49, 90, 91.- Freisler, Gedanken zum Schutz der Bewegung 
im neuen Strafrecht, DStR 1936 S.65.—- Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches (2. Aufl. 
1939) S. 307 (310).- Koellreutter, Öffentliches Amt und Amtsträger im nationalsozialistischen Staate, 
Reichsverwaltungsblatt 1935 S. 785. -— Lampe, Die Amtsträger der Partei 1941. -— Lingg, Die Ver- 
waltung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei. 2. Aufl. 1940, insbesondere S. 257 ff. - 
Mezxger, Der strafrechtliche Schutz von Staat, Partei und Volk, in: Frank, Handbuch S. 1382 (1400). - 
Reuß, Partei und Staat im Dritten Reich, JW 1935 S. 2314. - Tegtmeyer, Die Anwendung beamten- 
rechtlicher Vorschriften auf Parteiamtsträger, DR 1939 S. 401. - Tegtmeyer, Zur Frage der Rechts- 
stellung der NSDAP, DR 1939 S. 1998. 

Von Dissertationen seien genannt: Bretthauer, Die strafrechtliche Stellung der Amtsträger 
der Bewegung im geltenden Recht, 1939 (Diss. Köin); Busse, Behörden und Parteidienststellen, 
1939 (Diss. Bonn); Gahlmann, Probleme der rechtlichen Stellung der Organe der NSDAP. in straf- 
rechtlicher und strafprozessualer Hinsicht, 1940 (Diss. Köln); Winkelnkemper, Der strafrechtiiche 
Schutz der NSDAP., ihrer Gliederungen usw., 1937 (Diss. Bonn). 
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Schutz der Bewegung Einf 


Für eine ganze Reihe von Tatbeständen des Besonderen Teils entsteht die Frage, 
ob und wie weit sie auch dem Schutz der Bewegung dienen; Zweifel sind insbesondere 
darüber entstanden, ob die Amtsträger der Bewegung als Beamte im strafrechtlichen 
Sinne und die Dienststellen der Bewegung als Behörden im Sinne des Strafrechts an- 
zusehen sind. Auszugehen bei der Lösung dieser Zweifelsfragen ist davon, daß die Amts- 
träger der Bewegung auch ein öffentliches Amt ausüben, daß sie öffentliche Amtsträger 
sind. Dies kann aber nicht dazu führen, jede sich auf Beamte beziehende Vorschrift 
auf Amtsträger der Bewegung anzuwenden (übereinstimmend z.B. Brettle in: Erwin 
Bumke zum 65. Geburtstage [1939] S. 172; Winkelnkemper aaO $.50 [59] mit ein- 
gehender Begründung); es ist auch nicht für jede Bestimmung eine Dienststelle der 
Bewegung als Behörde anzusehen. Ob die zunächst für die staatlichen Beamten und 
Behörden gedachten Strafbestimmungen auf Amtsträger der Bewegung und Partei- 
dienststellen entsprechend ($ 2) anzuwenden sind (RGSt 74 312 mit Anm. Dahm ZAk- 
DR 1941 S. 147), ist vielmehr bei jeder einzelnen Vorschrift zu prüfen. Die Anwendung 
einer für Beamte geltenden Vorschrift auf Parteiamtsträger darf niemals eine Regelung 
vorwegnehmen, die der Entscheidung der Partei vorbehalten ist (Tegtmeyer DR 1939 
8.403; vgl. auch Reuß aaO S. 2318). Über die Frage, wie weit die für Beamte geschaffe- 
nen Bestimmungen auf Amtsträger der angeschlossenen Verbände entsprechend an- 
gewendet werden können, vgl. RGSt. 71 393, 75 193, RG HRR 1942 Nr. 251, RG DR 


1948 3. 583 mit Anm. Mezger, AG Hamburg ZAkDR 1989 S. 102 mit Anm. Graf Gleis- 
pach. 


Die hier dargelegte Auffassung entspricht der für das kommende Strafrecht in Aussicht genommenen 
Lösung, in dem auch nur bei bestimmten Vorschriften die Amtsträger und die Dienststellen der Be- 
wegung miteinbezogen werden sollen (Freisler in Gürtner II S. 76). 

V. Die Bestimmungen des Besonderen Teils, die dem Schutze des Staates und staat- 
licher Interessen dienen, beziehen sich regelmäßig nur auf das Deutsche Reich und seine 
Einrichtungen; ausländische Staatsinteressen werden durch die Tatbestände grundsätz- 
lich nicht erfaßt. Abweichendes ist in einzelnen Vorschriften ausdrücklich ausgesprochen 
(z.B. $146); weitere Ausnahmen folgen aus Staatsverträgen und den zu ihrer Aus- | 
führung erlassenen Gesetzen. Wer den Zollgesetzen des Königreichs Italien im Gebiet 
des Deutschen Reichs oder des Königreichs Italien zuwiderhandelt, wird ohne Rück- 
sicht auf seine Staatsangehörigkeit ebenso bestraft, wie wenn er gegen die entsprechen- 
den im Deutschen Reich geltenden Gesetze verstoßen hätte (Art.2 $1 Ges. über das 
deutsch-italienische Abkommen zur Bekämpfung des Schmuggels vom 15. November 
1920, RGBI. II S. 259); das gleiche gilt bezüglich der Zollvorschriften der Slowakischen 
Republik (Art. 2 $1 Ges. vom 16. Januar 1942, RGBIl. II S. 89). 


Schrifttum: v. Weber, Der Schutz fremdländischer staatlicher Interessen im Strafrecht, in 
Festg. Frank II S. 269. 


Vorbemerkungen zum Hochverrat und zum Landesverrat 


Schrifttum: Brune, Hochverrat und Landesverrat in rechtsvergleichender Darstellung, 1937 
(Strafr. Abh. Heft 375). -— Dahm, Verrat und Verbrechen, Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft Bd. 95 S. 283. -— Diener, Staatsauffassung und Staatsverbrechen, 1935. -— Frank, Leitsätze II 
S, 41. - Freisler, Volksverrat, in: Die Rechtsentwicklung der Jahre 1933 bis 1935/36, herausgegeben 
von Volkmar u.a. (1937) S. 813. - Freisler, Der Volksverrat, DJZ 1935 Sp. 905. -— Freisler, Vom 
Majestätsverbrechen zum Volksverrat, DJZ 1935 Sp. 997. -— Mezger, Der strafrechtliche Schutz von 
Staat, Partei und Volk, in: Frank, Nationalsozialistisches Handbuch für Recht und Gesetzgebung 
(2. Aufl. 1935) S. 1382. -— Nagler, Volksverrat (Hochverrat, Landesverrat), in: Gürtner II S. 78. -— 
Richter, Volksverrat, Landesverrat, Hochverrat, Spionage, in: Handwörterbuch der Kriminologie 
Bd. II (1936) S. 988. - Ritter, Staatsverbrechen und Staatsverfassung, 1934 (Strafr. Abh. Heft 339). - 
Ritter, Bemerkungen zum Wandel des politischen Delikts, JW 1934 S. 2213. -— Schultz, Staats- 
auffassung und Staatsverbrechen, 1940 (Strafr. Abh. Heft 416). -— v. Weber, Die Staatsverbrechen 
im nationalsozialistischen Staat, GS 104 S. 223. -— v. Weber, Die Verbrechen gegen den Staat in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts, in: Die Reichsgerichtspraxis im deutschen Rechtsleben Bd.V 
(1929) S. 173. Geschichtlich: Ritter, Verrat und Untreue an Volk, Reich und Staat, 1942. 

I. Das geltende Recht unterscheidet zwischen Hochverrat und Landesverrat. Hoch- 
verrat ist dabei der Angriff auf den inneren Bestand, auf die verfassungsmäßigen 
und territorialen Grundlagen des Reichs; der Landesverrat richtet sich gegen die 
äußere Machtstellung des Reichs im Verhältnis zu anderen Staaten. Gemeinsame 
Grundlage beider Gruppen von Verbrechen ist der Treubruch gegenüber seinem Volke, 
den der Täter mit diesen Handlungen begeht. Der Treubruchscharakter tritt im gel- 
tenden Recht nicht ganz klar hervor, da es in den meisten Fällen nicht zwischen den 
Taten von Inländern und Ausländern unterscheidet, bei einem Ausländer aber dieses 
besondere Treueverhältnis nicht besteht, der Treubruch daher auch nicht die Grund- 


lage des Verbrechens sein kann. 

Bei der Auslegung und Anwendung des geltenden Rechts ist zu beachten, daß die 
jetzt geltenden Vorschriften durch den nationalsozialistischen Gesetzgeber geschaffen 
worden sind; das ganze Gebiet des Hochverrats und des Landesverrats ist durch die 
Novelle vom 24. April 1934 neu gestaltet worden. Die amtliche Begründung zu diesem 
Gesetz findet sich in DJ 1934 S. 595. 

Für das kommende Recht ist verschiedentlich angeregt worden, nicht mehr zwischen Hoch- und 
Landesverrat zu unterscheiden, vielmehr beide Verbrechen als Volksverrat zusammenzufassen. Die 
Strafrechtskommission gelangte zu dem Ergebnis, ‚wegen der äußeren Vielfältigkeit und der inneren 
Unterschiedlichkeit der zu regelnden Lebensvorgänge Hoch- und Landesverrat auch weiterhin zu 
trennen und im bisherigen Sinne aufrechtzuerhalten, sie aber unter der Bezeichnung ‚Volksverrat‘ 
zusammenzufassen, um so zum Ausdruck zu bringen, daß bei beiden Verbrechen letzten Endes das 
deutsche Volk angegriffen wird und beide Verbrechen deshalb ihrem Wesenskern nach eine gewisse 
Einheit bilden‘ (Nagler aaO S. 102). Zur Klarstellung des Treubruchscharakters ist weiter vorgesehen, 
daß als Täter eines Volksverrats nur deutsche Reichsangehörige in Betracht kommen; die volks 
feindlichen Handlungen von Ausländern sollen in einem besonderen Abschnitt behandelt werden 
(Nagler aaO S. 102, 103). Vgl. auch Frank Leitsätze II S. 41 ff. 

II. Die Vorschriften über den Hochverrat und über den Landesverrat sind auch in 
den Gebieten des Großdeutschen Reichs eingeführt, in denen das Reichsstrafgesetzbuch 
nicht allgemein gilt. 

1. In den Reichsgauen der Ostmark sind durch VO vcm 20. Juni 1938 (RGBi.I 
S. 640) eingeführt: 

a) die $$ 80-93a, 102 und 143a, 
b) $139, soweit er sich auf Hochverrat, Landesverrat oder Wehrmittelbeschädigung 
bezieht, $ 49a, soweit er sich auf Hochverrat oder Wehrmittelbeschädigung bezieht. 

Vgl. hierzu noch die VO vom 18. Januar 1943, RGBI. IS. 72. 


2. Im Protektorat Böhmen und Mähren gelten die $$ 80-93a auch für Personen, die 
nicht deutsche Staatsangehörige sind ($$ 15, 15a, 16 VO’vom 14. April 1939, RGBl. I 
8. 754, und 5. Mai 1941, RGBI.1 S. 248). 
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Zuständigkeit 8SSO Vorbem 


Ill. Im internationalen Strafrecht gilt für Hoch- und Landesverrat der Schutzgrund- 
satz. Für hoch- oder landesverräterische Handlungen gegen das Deutsche Reich, die 
ein Ausländer im Ausland begeht, gilt unabhängig vom Recht des Tatorts das deutsche 
Strafrecht ($4 Abs. 3 Nr. 2, auch $4 Abs. 2 Nr. 2). 


IV. Zwischen Hochverrat und Landesverrat ist eine Konkurrenz nicht ausgeschlossen. 
Alle Maßnahmen von Kommunisten zur Schwächung der Landesverteidigung (z. B. 
Ausspähung von Rüstungsbetrieben oder militärischen Anlagen) sind nicht nur Landes- 
verrat, sondern regelmäßig zugleich Vorbereitung zum Hochverrat (VGH DJ 1988 
S.114, RKG 2 155). 

V. Zuständig für die Aburteilung von Hochverrat und Landesverrat ist vor allem 
der Volksgerichtshof ($ 5 ZuständigkeitsVO). Diese Zuständigkeit besteht: 

4. für Hochverrat nach $8$ 80-84, 
2. für Landesverrat nach $$ 89-92. 


Bei Taten, die nach den $$ 82, 83, 90b bis 90f, 91b, 92 strafbar sind, kann der Ober- 
reichsanwalt beim Volksgerichtshof die Strafverfolgung an den Generalstaatsanwalt ab- 
geben. Der Volksgerichtshof kann bei den genannten Taten mit Zustimmung des Ober- 
reichsanwalts die Verhandlung und Entscheidung dem Oberlandesgericht überweisen, 
solange die Hauptverhandlung vor dem Volksgerichtshof nicht angeordnet ist ($ 5 
Abs. 2, 3 ZuständigkeitsVO sowie VO vom 29. Januar 1943, RGBIl.I 8.76). Zur Zeit 
können wegen dieser Straftaten unter Umständen auch Zivilpersonen durch das Reichs- 
kriegsgericht abgeurteilt werden ($ 2 Nr. 4e Kriegsstrafverfahrensordnung vom 17.Au- 
gust 1938, RGBI. I S. 1457). 


ERSTER ABSCHNITT. HOCHVERRAT 


Schrifttum: v. Weber, Die Verbrechen gegen den Staat in der Rechtsprechung des Reichs 
gerichts, in: Die Reichsgerichtspraxis im deutschen Rechtsleben Bd.V (1929) S. 173, 180. 

An diesen Abschnitt ergänzenden Bestimmungen kommen insbesondere in Betracht 
$5 VO zur Erhaltung des inneren Friedens vom 19. Dezember 1932 (RGBl.1I S. 548) 
88 9 Nr. 1, 13, 18, 26 Abs. 2 VO zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar 
41933 (RGBI. I S. 35) sowie $$ 20, 21 dieser VO. 


S 80 
Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt das BReichsgebiet 
ganz oder teilweise einem fremden Staat einzuverleiben oder ein zum Reiche gehöriges 
Gebiet vom Reiche loszureißen, wird mit dem Tode bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
die Verfassung des Reichs zu ändern. 


Schrifttum: Freisler, Volksverrat, in: Die Rechtsentwicklung der Jahre 1933 bis 1935/36, 
herausgegeben von Volkmar u.a. (1937) S. 813. 

I. Die Vorschrift behandelt den Gebietshochverrat (Abs. 1) und den Verfassungs- 
hochverrat (Abs. 2). 


1. Geschützt wird einmal das Reichsgebiet. Hierunter ist das gesamte Gebiet des 
Großdeutschen Reichs zu verstehen, also einschließlich des Protektorats Böhmen und 
Mähren sowie des Generalgouvernements. Einverleiben und losreißen unterscheiden 
sich dadurch, daß das Losreißen auf die Begründung eines Sonderstaates gerichtet ist, 
während dies beim Einverleiben nicht vorausgesetzt wird. 


2. Angriffsobjekt ist weiter die Verfassung des Reichs. Geschützt ist die Verfassung 
in ihrer jeweils bestehenden Form (RGSt. 56 261). Unter den Begriff der Verfassung 
des Reichs fällt alles, was zur bestehenden politischen, gesellschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Grundordnung des Volkslebens gehört (näher hierzu Freisler aaO S. 818/19, 
Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reichs [2. Aufl. 1939] S. 55, Mezger Grund- 
riß S. 177). Hochverrat begeht daher z. B., wer es unternimmt, das Reich in seinen 
politischen Grundlagen als Einheitsstaat, Führerstaat und Einparteienstaat zu ändern. 
Darauf, ob diese Grundordnung in einer Verfassungsurkunde oder überhaupt in einem 
bestimmten Gesetz niedergelegt ist, kommt es nicht entscheidend an. Über die aus 
der ungeschriebenen Grundordnung des völkischen Reichs erwachsenen Grundgesetze, 
in denen die Verfassung näher ausgestaltet worden ist, vgl. Huber aaO S. 55 f., Koell- 
“reutter, Deutsches Verfassungsrecht (3. Aufl. 1938) S. 19. 


II. Die Handlung besteht in dem Unternehmen der Veränderung des Gebiets oder 
der Verfassung durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt. 


1. Das Verbrechen ist vollendet, sobald nur ein Unternehmen vorliegt. Über den 
Begriff des Unternehmens vgl. $ 87. 

2. Unter Gewalt ist einmal die Anwendung physischer Kraft zu verstehen, die sich 
gegen Personen richtet, die deren tatsächlich geleisteten oder bestimmt erwarteten 
Widerstand brechen soll. Darüber hinaus wird man hierunter auch zu verstehen haben 
die Anwendung der Hypnose oder eines betäubenden oder berauschenden Mittels, um 
einen anderen gegen seinen Willen bewußtlos oder widerstandsunfähig zu machen (vgl. 
auch RGSt 72 S. 351). 


8. Über Drohung mit Gewalt vgl. $113 Anm. III 1b. 
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IH. Darüber, inwieweit ein Notwehrrecht des einzelnen Volksgenossen gegenüber 
hochverräterischen Angriffen besteht, vgl. RGSt. 68 220, Freisler DJ 1935 S. 856, 
Ritter GS 115 S. 239. 


“ W. Für den inneren Tatbestand ist stets Vorsatz erforderlich. 


V. Täter kann ein deutscher Staatsangehöriger oder ein Ausländer sein; die Vor- 
schrift ist auch dann anwendbar, wenn der Ausländer die Tat im Ausland begeht (vgl. 
$ 4 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2). 


VI. Als Strafe droht $ 80 nur die Todesstrafe an; in minder schweren Fällen kann 
aber gemäß $ 84 auf lebenslanges Zuchthaus oder auf Zuchthaus nicht unter 5 Jahren 
erkannt werden. Neben diesen Freiheitsstrafen kann stets auf Geldstrafe in unbegrenzter 
Höhe, gegenüber den Urhebern und Rädelsführern des Unternehmens auch auf Ein- 
ziehung des Vermögens erkannt werden ($ 86). Wird auf Zuchthaus erkannt, so kann 
daneben die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht ausgesprochen werden ($ 86); über weitere 
Nebenfolgen vgl. $ 86 Anm. I. Über Einziehung und Unbrauchbarmachung vgl. $ 86a. 


VII. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. Das hochverräterische Unter- 
nehmen nach $ 80 steht mit der hochverräterischen Vorbereitung nach $$ 82, 83 in 
Gesetzeskonkurrenz. Dagegen stehen die zur Vorbereitung oder Durchführung des 
Unternehmens begangenen Straftaten (z. B. Mord, Freiheitsberaubung) zu dem Unter- 
nehmen des Hochverrats je nach den Umständen des Falles in Idealkonkurrenz oder 
in Realkonkurrenz; Gesetzeskonkurrenz liegt hier auch dann nicht vor, wenn sich die 
anderen Taten gegen den Bestand der öffentlichen Ordnung oder gegen solche Amts- 
personen richten, die zu deren Aufrechterhaltung eingesetzt sind (vgl. RGSt. 69 57 
= JW 1935 S. 1496 mit Anm. Weh). 


VIII. Das kommende Recht will den Gebietshochverrat zum Verrat an der Reichshobheit 
ausgestalten. Mit Strafe bedroht wird, wer es unternimmt, die Unabhängigkeit des Reichs oder die 
Unabhängigkeit des Reichsgebiets anzutasten. Ein Handeln mit Gewalt oder durch Drohung mit 
Gewalt ist nicht mehr erforderlich. Der Verfassungshochverrat soll als Verrat an der Reichs- 
verfassung erhalten bleiben; auch hier ist nicht mehr vorausgesetzt, daß der Täter mit Gewalt 
oder durch Drohung mit Gewalt arbeitet. Vgl. Nagler in Gürtner II S. 92, 103. 


Ssı 
Wer es unternimmt, den Führer und Reichskanzler oder ein anderes Mitglied der 
Reichsregierung seiner verfassungsmäßigen Gewalt zu berauben oder mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt oder mit einem Verbrechen oder Vergehen zu nötigen oder 
zu hindern, seine verfassungsmäßigen Befugnisse überhaupt oder in einem bestimmten 
Sinne auszuüben, wird mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zucht- 
haus nicht unter fünf Jahren bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt den sog. Führungshochverrat; geschützt wird der Führer 
und Reichskanzler oder ein anderes Mitglied der Reichsregierung. 


Il. Das Unternehmen der Beraubung der verfassungsmäßigen Gewalt setzt nicht vor- 
aus, daß Mittel angewendet werden, durch die sich der Raub vom Diebstahl unterschei- 
det; es kommen hier vielmehr Mittel aller Art in Betracht, z. B. auch List. 


IM. Der zweite Teil der Vorschrift richtet sich gegen das Unternehmen der Nöti- 
gung oder Hinderung, die verfassungsmäßigen Befugnisse überhaupt 
oder in einem bestimmten Sinne auszuüben. Es genügt hierbei, wenn das 
Verhalten des Mitglieds der Reichsregierung, zu dem der Täter nötigen oder das er 
verhindern will, in den Kreis der dem Angegriffenen durch die Verfassung eingeräumten 
Befugnisse fällt; auf die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit der abzunötigenden 
oder zu verhindernden Handlung kommt es nicht an (vgl. RGSt. 54 163). 
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N ern 4. Abschnitt. Hochverrat 


Mittel der Nötigung sind Gewalt oder Drohung mit Gewalt oder mit einem Ver- 
brechen oder Vergehen. 


IV. Die Strafe ist Tod oder lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 
5 Jahren; in minder schweren Fällen kann auf Zuchthaus nicht unter 2 Jahren erkannt 
worden ($ 84). Wegen sonstiger Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 86, 86a. 


V. Verhältnis zu anderen Straftaten. Handelt der Täter mit dem Vorsatz gewaltsamer 
Verfassungsänderung, so steht die Tat zu dem Verfassungshochverrat des $ 80 Abs. 2 
in Idealkonkurrenz. Das gleiche Konkurrenzverhältnis ist mit $ 9% Abs. 1 und mit $5 
Abs. 2 Nr.1 VO zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 möglich. 


VI. Das kommende Recht stellt als dritten großen Hochverratstatbestand den Verrat am Führer 
des deutschen Volkes auf. Der Schutz der Mitglieder der Reichsregierung und anderer höchster Funk- 
tionäre soll an anderer Stelle behandelt werden. Vgl. Nagler in Gürtner II S. 95, 104. 


Ss 82 

Wer ein hochverräterisches Unternehmen ($8 80, 81) mit einem anderen verabredet, 
wird mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer zur Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens 
zu einer ausländischen Regierung in Beziehungen tritt oder die ihm anvertraute öffent- 
liche Macht mißbraucht oder Mannschaften anwirbt oder in den Waffen einübt. Tritt 
der Täter durch eine schriftliche Erklärung zu einer ausländischen Regierung in Be- 
ziehungen, so ist die Tat vollendet, wenn er die Erklärung abgesandt hat. 

Nach der Vorschrift des Abs. 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig seine Tätigkeit auf- 
gibt und das hochverräterische Unternehmen verhindert; auch eine Bestrafung nach 
& 83 tritt nicht ein. 


I. Eine wirksame Bekämpfung des Hochverrats ist nur möglich, wenn schon weit 
gehend die Vorbereitungshandlungen erfaßt werden; das Gesetz bedroht daher jede 
Vorbereitung zum Hochverrat mit Strafe ($ 83 Abs. 2). Es werden drei Gruppen 
von Vorbereitungshandlungen unterschieden: 


1. Zwei besonders gefährliche Fälle, das hochverräterische Komplott und die hoch- 
verräterische Konspiration, werden in $ 82 behandelt. 


2. Erschwerte Fälle des Hochverrats enthält weiter $ 83 Abs. 3. Im Gegensatz zu 
$ 82 ist hier aber die untere Grenze des ordentlichen Strafrahmens weiter herabgesetzt; 
ferner kann in minder schweren Fällen nach $ 84 auf Gefängnis erkannt werden. 


8. Die Aufforderung und Anreizung zum Hochverrat sowie alle sonstigen Vorberei- 
tungshandlungen werden in $ 83 Abs.1 und 2 erfaßt. 


Das kommende Recht will die jetzt vorhandenen Vorbereitungstatbestände organischer gliedern. 
Die im geltenden Recht in $ 82 und $ 83 Abs. 3 genannten Fälle sollen nur noch Beispiele sein; all- 
gemein soll die Strafe erhöht werden, wenn jemand ein hochverräterisches Unternehmen in beson- 
ders gefährlicher Weise vorbereitet. Abweichend vom geltenden Recht ist beim Rücktritt von der 
vorbereitenden Tätigkeit Straflosigkeit des Täters vorgesehen. Vgl. näher Nagler in Gürtner II 
S. 96, 104. 


II. Das hochverräterische Komplott (Abs. 1). 


1. Bestraft wird die Verabredung eines hochverräterischen Unternehmens. Unter 
Verabredung ist das zwischen mindestens zwei Personen irgendwie hergestellte Ein- 
verständnis zu verstehen, daß ein hochverräterisches Unternehmen ausgeführt werden 
soll; die Art der Ausführung braucht in ihren Einzelheiten noch nicht festgelegt zu 
sein (RGSt. 69 165). Erforderlich ist dabei, daß ein bestimmtes hochverräterisches 
Unternehmen den Gegenstand der Verabredung bildet (RGSt. 41 138). Vgl. noch über 
Verabredung $49b Anm. II 2. 
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2. Da hier eine Vorbereitungshandlung zum Tatbestand eines selbständigen Ver- 
brechens erhoben ist, besteht für den Täter nicht die Möglichkeit, nach $ 46 Straffreiheit 
zu erwerben. (Vgl. $46. Anm.I a.E.) Aus kriminalpolitischen Erwägungen ist aber 
trotzdem in diesem Falle bei tätiger Reue in gewissem Umfange Straffreiheit ' vor- 
gesehen (Abs. 3). 

a) Voraussetzung für die Straffreiheit ist, daß der Täter seine eigene Tätigkeit frei- 
willig aufgibt. Darüber, wann ein freiwilliges Aufgeben anzunehmen ist, vgl. $ 46 
Anm. 112. Dies allein genügt aber nicht; der Täter muß weiter das hochverräterische 
Unternehmen tatsächlich verhindern. 

b) Liegen diese Voraussetzungen vor, dann erfolgt keine Bestrafung wegen des hoch- 
verräterischen Komplotts; der Täter wird wegen Vorbereitung des Hochverrats auch 
nicht nach $ 83 strafbar. 


3. Idealkonkurrenz ist möglich mit $5 Abs.2 Nr.1 VO zum Schutz von Volk 
und Staat vom 28. Februar 1933. 


Wird das Komplott ausgeführt, dann sind die an dem Unternehmen Beteiligten nur 
nach $$ 80, 81 zu bestrafen. 


III. Die hochverräterische Konspiration (Abs. 2). 


1. Das Gesetz sieht vier Begehungsmöglichkeiten vor. Bestraft wird einmal, wer zur 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens zu einer auswärtigen Regierung 
in Beziehungen tritt. Hierfür genügt es, daß der Täter alles getan hat, was zur Herstel- 
lung einer Verbindung von seiner Seite erforderlich ist. Zur Klarstellung spricht Abs. 2 
Satz 2 aus, daß beim schriftlichen Inbeziehungtreten die Tat vollendet ist, wenn der 
Täter die Erklärung abgesandt hat. Bestraft wird weiter, wer zu dem genannten Zweck 
die ihm anvertraute öffentliche Macht mißbraucht. Zur öffentlichen Macht gehört jeg- 
liche Befugnis zur Ausübung von Hoheitsfunktionen. Schließlich wird bestraft, wer zur 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens Mannschaften anwirbt oder in 
den Waffen einübt. Es genügt die erste Anwerbung, wenn diese in der Absicht erfolgt, 
weitere folgen zu lassen. 


Erforderlich ist auch hier stets, daß ein bestimmtes hochverräterisches Unternehmen 
in Aussicht genommen ist. 

Wird das Unternehmen ausgeführt, dann sind die an dem Unternehmen selbst Be- 
teiligten nur nach 8$ 80, 81 zu bestrafen. 


2. Durch tätige Reue kann in diesem Fall nicht Straffreiheit erworben werden. 
Komplott und hochverräterische Konspiration sind besonders mit Strafe bedrohte 


Vorbereitungshandlungen; bei ihnen ist ein strafbarer Versuch nicht möglich (vgl. 
$43 Anm.VI 3). 


IV. Als Strafe ist in beiden Fällen Todesstrafe oder lebenslanges Zuchthaus oder 
Zuchthaus nicht unter 5 Jahren angedroht. In minder schweren Fällen kann auf Zucht- 


haus nicht unter 2 Jahren erkannt werden ($ 84). Über Nebenstrafen und Nebenfolgen 
vgl. 8$ 86, 86a. 


883 
Wer öffentlieh zu einem hochverräterischen Unternehmen auffordert oder anreizt, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 


Ebenso wird bestraft, wer ein hoehverräterisches Unternehmen in anderer Weise vor- 
bereitet. 


Auf Todesstrafe oder auf lebenslanges Zuchthaus oder auf Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren ist zu erkennen, wenn die Tat 


l. darauf gerichtet war, zur Vorbereitung des Hochverrats einen organisatorischen Zu- 
sammenhalt herzustellen oder aufrechtzuerhalten, oder 
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2. darauf gerichtet war, die Reichswehr oder die Polizei zur Erfüllung ihrer Pflicht 
untauglich zu machen, das Deutsche Reich gegen Angriffe auf seinen äußeren oder 
inneren Bestand zu schützen, oder 

8. auf Beeinflussung der Massen durch Hersteliung oder Verbreitung von Schriften, 
Schallplatten oder bildlichen Darsteilungen oder durch Verwendung von Einrich- 
tungen der Funkentelegraphie oder Funkentelephonie gerichtet war, oder 

4.im Auslande oder dadurch begangen worden ist, daß der Täter es unternommen hat, 
Schriften, Schallplatten oder bildliche Darstellungen zum Zwecke der Verbreitung 
im Inland aus dem Ausland einzuführen. 


I. Als besonderen Fall der Vorbereitung hebt Abs.1 die öffentliche Aufforderung 
oder Anreizung zu einem hochverräterischen Unternehmen hervor. 

1. Öffentlich ist die Aufforderung oder Anreizung dann erfolgt, wenn sie für 
einen größeren, durch persönliche Beziehungen nicht zusammenhängenden Personen- 
kreis wahrnehmbar war; die Öffentlichkeit des Orts der Äußerung ist nicht erforderlich. 
Die Aufforderung kann öffentlich z. B. auch in einem Eisenbahnabteil oder auf der 
Plattform eines Straßenbahnwagens erfolgen (RGSt 65 113). Für $5 Abs.1 Nr.1i 
KriegssonderstrafrechtsVO nimmt das Reichskriegsgericht an, daß öffentlich auch han- 
delt, wer sich gegenüber einer unbestimmten Anzahl von Personen nacheinander zer- 
setzend äußert oder, wer sich zwar an einen bestimmten Kreis wendet, aber damit rechnet, 
daß seine Äußerungen in die Öffentlichkeit dringen (RKG DJ 1940 S. 939); hierzu kri- 
tisch Mittelbach DR 1943 S. 735, Schwinge S. 404. 


vgl. Crohne, Zum Begriff ‚‚Öffentlich‘‘ im Strafrecht, DJ 1943 S. 161 und hierzu Klee sowie 
Meister DJ 1943 S. 380, 381; v.Schröter, Der Begriff der Öffentlichkeit einer Äußerung im Straf- 
recht, DJ 1935 S. 1871. 


2. Über Auffordern und Anreizen vgl. $110 Anm. III. 
8. Erforderlich ist, daß sich das Auffordern oder Anreizen auf ein bestimmtes 
hochverräterisches Unternehmen bezieht. 


II. Die besonders genannten Fälle der Vorbereitung werden ergänzt durch die Ge- 
neralklausel des Abs. 2. Strafbar ist danach jede Vorbereitung des Hochverrats. Aus- 
reichend sind entfernteste Vorbereitungshandlungen, also auch solche, welche der Vor- 
bereitung des Hochverrats nur mittelbar dienen sollen (RGSt.16 166). Das Abhören 
eines ausländischen Senders kann genügen, wenn es geschieht, um sich in seiner staats- 
feindlichen Gesinnung zu festigen (VGH DJ 1988 S. 828). Weitere Beispiele in OLG 
Hamm DJ 1984 S. 1094 und OLG Hamburg Archiv für Funkrecht 1987 S. 257. Er- 
forderlich ist aber auch hier, daß der geplante Hochverrat bereits bestimmt ist (RG- 
St.41 122). 


III. Vier besonders gefährliche Vorbereitungshandlungen werden in Abs. 3 ausdrück- 
lich genannt und mit erhöhter Strafe bedroht. Diese Vorbereitungshandlungen sind 
durch ihre besonders gefährliche Richtung (Nr. 1-3) oder durch die besonders gefähr- 
liche Art der Ausführung (Nr. 4) ausgezeichnet. 

1. Eine qualifizierte Strafdrohung ist einmal dann vorgesehen, wenn die Tat darauf 
gerichtet war, zur Vorbereitung des Hochverrats einen organisatorischen Zusammenhalt 
herzustellen oder aufrechtzuerhalten (Nr. 1). Unter organisatorischem Zusammenhalt 
ist die Verbundenheit zu verstehen, die durch die bewußte Unterordnung unter einen 
Gesamtwillen und durch die gemeinschaftliche Förderung der verfolgten Ziele ent- 
steht; die Verbreitung von Flugblättern kann ein Weg zur Aufrechterhaltung eines 
solchen organisatorischen Zusammenbalts sein (RGSt. 68 17 mit Anm. Dahm JW 193% 
S. 1910); vgl. weiter RKG 2 155. | 

2. Hervorgehoben wird weiter der Fall, daß die Tat darauf gerichtet war, die Wehr- 
macht oder die Polizei zur Erfüllung ihrer Pflicht untauglich zu machen, das Deutsche 
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Reich gegen Angriffe auf seinen äußeren oder inneren Bestand zu schützen (Nr. 2, sog. 
Zersetzungshochverrat). Der Zweck dieser Bestimmung ist, die staatlichen Macht- 
mitte] in jeder Beziehung unversehrt zu erhalten. Von ihr erfaßt werden alle Fälle von 
hochverräterischen Angriffen gegen den Geist der Wehrmacht oder Polizei, z.B. die, 
in denen der Täter durch Einwirken auf Angehörige der Wehrmacht oder der Polizei 
auf Lähmung des Pflichtgefühls oder der Dienstfreudigkeit hinarbeitet. Darüber hinaus 
fallen unter die Vorschrift aber auch alle anderen hochverräterischen Handlungen, die 
sich unmittelbar gegen die Schlagkraft der Truppe richten und diese auch nur vermin- 
dern. Hierzu genügt schon, wenn ein Funktionär einer staatsfeindlichen Organisation 
versucht, einen Polizeibeamten, der nach seiner Annahme gegen diese tätig ist, in seiner 
weiteren Tätigkeit lahmzulegen (VGH DJ 1988 S. 113). Die Schlagkraft der Polizei 
wird z. B. auch dadurch vermindert, wenn ihre zur Bekämpfung der staatsfeindlichen 
Umtriebe ergriffenen Schritte durch rechtzeitige Warnung der Betroffenen vereitelt 
werden (VGH DJ 1988 S. 113). Ausreichen kann ferner auch die Aufforderung zur 
Vornahme eines Sabotageakts in einem Rüstungswerk, wenn der Täter hierbei hoch- 
verräterische Ziele verfolgt (VGHDJ 1988 S. 114). 

Alle Maßnahmen von Kommunisten zur Schwächung der Landesverteidigung (z. B. 
Ausspähung von Rüstungsarbeiten oder militärischen Anlagen) sind nicht nur Landes- 
verrat, sondern zugleich Vorbereitung zum Hochverrat; regelmäßig wird hierbei die 
Erschwerungsform der Nr. 2 vorliegen, da die Tat unmittelbar darauf gerichtet ist, 
die Wehrmacht zur Erfüllung ihrer Pflicht untauglich zu machen, das Deutsche Reich 
gegen Angriffe auf seinen äußeren und inneren Bestand zu schützen (VGH DJ 1988 
8.114). 

8. Qualifiziert ist die Tat auch, wenn sie auf Beeinflussung der Massen durch bestimmte 
Handlungen gerichtet ist (Nr. 3). Unter Massen sind größere Volksteile in ihrer Gesamt- 
heit im Gegensatz zu einzelnen Zuhörern zu verstehen; im Unterschied zur Menschen- 
menge ($ 110) tritt die Masse als solche nicht in wahrnehmbare Erscheinung. Auf Be- 
einflussung der Massen kann die Tat auch dann gerichtet sein, wenn die Schrift usw. 
vorwiegend nur für bestimmte Kreise, z. B. die Studenten, bestimmt ist (VGH ZAkDR 
1987 S. 570 mit Anm. H. Schneider). 

a) Die strafbare Tätigkeit kann entweder in der Herstellung oder Verbreitung von 
Schriften, Schallplatten oder bildlichen Darstellungen bestehen. Unter den Begriff der 
Schrift fallen alle körperlichen Zeichen, die geeignet sind, die Vorstellung von Lauten, 
insbesondere von Worten und mittelbar von Gedanken, zu erwecken. Zu den Schriften 
gehören auch die Schallplatten. Der Abbildung ist eigentümlich, daß bei ihr durch 
Verwendung von Körpern die Vorstellung von Gedanken hervorgerufen werden soll; 
auch Lichtbilder zur Wiedergabe im Kino gehören hierher (RGSt. 89 183). Darstellung 
ist der Oberbegriff, der Schrift und Abbildung mitumfaßt (RGSt. 47 406); vgl. näher 
$41 Anm. 11 1. Herstellung ist gleichbedeutend mit Anfertigung. Ein Verbreiten 
liegt vor, wenn der Täter die Schrift einem größeren Personenkreis zugänglich macht. 
Die Weitergabe an eine Person genügt dann, wenn der Wille des Täters darauf ge- 
richtet war oder der Täter damit gerechnet hat, daß der Empfänger die Schrift oder 
Darstellung anderen Personen zugänglich macht (vgl. RG JW 1985 $S. 2205 und RGSt. 
65 277). Darüber hinaus ist eine Verbreitung auch dann anzunehmen, wenn der 
Täter durch die einmalige Weitergabe der Schrift oder Darstellung deren Bekannt- 
werden in einem größeren Personenkreis fördern will (RG DJ 1985 S. 1 mit Anm. 192 
Rietzsch). 

b) Die strafbare Tätigkeit kann aber auch in der Verwendung von Einrichtungen 
der Funkentelegraphie oder Funkentelephonie bestehen. Die Bildung von Hörergemein- 
schaften zum Abhören ausländischer Sender kann unter diese Vorschrift fallen (VGH 
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DJ 1988 S. 828). In Betracht kommt hier weiter etwa die Verwendung eines Schwarz- 
senders zur hochverräterischen Beeinflussung der Massen. 

Die vorliegende Bestimmung ist gegenüber $1 Ges. gegen die Schwarzsender vom 
24. November 1937 (RGBI. 1 S. 1298) das speziellere Gesetz. Das Schwarzsendergesetz 
bedroht bereits allein die Tatsache des ungenehmigten Errichtens und Betreibens oder 
auch nur Besitzes einer Funksendeanlage ohne Rücksicht auf die damit verfolgten 
Zwecke mit Zuchthausstrafe. Ist die Sendung hochverräterischer Nachrichten nach- 
zuweisen, dann schließen die schwereren Hochverratsvorschriften die Anwendung der 
Bestimmungen des Schwarzsendergesetzes aus. Zu dem Gesetz vgl. auch noch die Durch- 
führungsVO vom 17. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2047), ferner Becker DJ 1939 S. 496. 

4. Erschwert ist die Tat schließlich, wenn sie im Ausland oder dadurch begangen 
worden ist, daß der Täter es unternommen hat, Schriften, Schallplatten oder bildliche 
Darstellungen zum Zwecke der Verbreitung im Inland aus dem Ausland einzuführen 
(Nr. 4). Es genügt, wenn der Täter es unternommen hat, eine Schrift oder Darstellung 
einzuführen. Der Inhalt der Schrift oder Darstellung muß den äußeren Tatbestand des 
Hochverrats ($$ 80-83) erfüllen. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist stets Vorsatz erforderlich. Bedingter Vorsatz ist 
ausreichend, abgesehen von Abs. 3 Nr. 4, wo der Täter die Verbreitung der Schriften 
oder Darstellungen im Inland bezwecken muß. Nicht mit jeder Äußerung einer staats- 
feindlichen Gesinnung braucht ein entsprechender Vorsatz verknüpft zu sein. Es gibt 
Äußerungen, die z. B. im angetrunkenen Zustand gemacht werden oder sich aus reinem 
Widerspruchsgeist erklären lassen, ohne daß der Täter auch nur mit der Möglichkeit 
gerechnet hat, hierdurch den gewaltsamen Sturz der Reichsverfassung vorzubereiten 
(VGH DJ 1987 S. 198). 


V. Der Versuch des Verbrechens nach $ 83 ist als solcher nicht strafbar (VGH JW 
1989 S. 537). Anders als im $ 82 Abs. 3 besteht hier für den Täter nicht die Möglichkeit, 
durch die Verhinderung des hochverräterischen Unternehmens Straffreiheit zu erlangen. 


VI. Als Strafe sind im Regelfall 10 Jahre Zuchthaus angedroht (Abs. 1 u. 2). Für die 
qualifizierten Fälle des Abs. 3 ist wahlweise Todesstrafe, lebenslanges Zuchthaus oder 
Zuchthaus nicht unter 2 Jahren angedroht. 

In minder schweren Fällen kann in allen drei Absätzen auf Gefängnis nicht unter 
einem Jahre erkannt werden ($ 84). 

Über Geldstrafe und Nebenstrafen vgl. $ 86, über Einziehung und Unbrauchbar- 
machung $ 86a. 

Vo. Was das Verhältnis der einzelnen Vorbereitungshandiungen zueinander betrifft, 
so wird die Generalklausel des $ 83 Abs. 2 durch den besonderen Tatbestand des $ 83 
Abs. 1, durch die erschwerten Tatbestände des $ 83 Abs. 3 und des $ 82 ausgeschlossen. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 1, 2 Heimtückegesetz, fernermit $ 91b (RKG 2 155), 
weiter mit $ 143a. Gesetzeskonkurrenz besteht dagegen mit $ 5 Abschnitt II VO 
vom 19. Dezember 1932 (RGBl.1 S. 548); vgl. hierzu auch den Erlaß des Reichsjustiz- 
ministers vom 20.Oktober 1936, abgedr. bei Krug-Schäfer-Stolzenburg, Strafrechtl. Ver- 
waltungsvorschriften (2. Aufl. 1939) S. 350. $ 2 Ges. gegen die Neubildung von Parteien 
vom 14. Juli 1933 (RGBl.I S. 479) steht auch in Gesetzeskonkurrenz; er ist, wie sich 
aus seinem Wortlaut ergibt, subsidiär. Über das Verhältnis zum Gesetz gegen Schwarz- 
sender vgl. oben Anm. III 3b. 

884 

In minder schweren Fällen kann im Falle des & 80 auf lebenslanges Zuchthaus oder 
auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in den Fällen der 88 81 und 82 auf Zuchthaus 
nicht unter zwei Jahren, im Falle des $ 83 auf Gefängnis nicht unter einem Jahre er- 
kannt werden. 
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I. In allen Fällen des hochverräterischen Unternehmens und der hochverräterischen 
Vorbereitung kann auf eine geringere Strafe erkannt werden, wenn ein minder schwerer 
Fall vorliegt. Ein derartiger Fall ist dann gegeben, wenn die Tat nach der äußeren 
und inneren Tatseite besonders milde liegt (VGH DJ 1986 S. 1164). Durch die Be- 
zichnung minder schwerer Fall soll zum Ausdruck gebracht werden, daß die Betrach- 
tung der Täterpersönlichkeit zurückzutreten hat hinter der Abwägung der objektiven 
Folgen, die die Tat als solche gehabt hat, und der objektiven Gefährlichkeit des ver- 
brecherischen Willens des Täters (RKG 2 153, 163). 


ü. Wird unter Annahme eines minder schweren Falles auf Gefängnis erkannt, dann 
wird eine Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auch hier zuzulassen sein (VGH 
DJ 1986 S. 1164 mit Anm. v. Schröter; and. RGSt. 70 220, dem Mezger ZAkDR 1938 
$.118 zustimmt). 


Il. Für Nebenstrafen und Nebenfolgen kommen auch hier $$ 86, 86a in Betracht. 


S 85 
Ss 
Wer eine Druckschrift, deren Inhalt den äußeren Tatbestand des Hochverrats (88 80 
bis 83) begründet, herstellt, verbreitet oder zum Zwecke der Verbreitung vorrätig hält, 
obwohl er bei sorgfältiger Prüfung der Schrift den hochverräterischen Inhalt hätte er- 


kennen können, wird, soweit nicht in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe an- 
gedroht ist, mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die fahrlässige Verbreitung hochverräterischer Schriften. 
Ihr Zweck ist, die Verbreitung von Druckschriften, die für den Bestand des Reichs 
gefährlich werden könnten, unter allen Umständen zu verhindern. 


Il. Für den objektiven Tatbestand wird eine Druckschrift vorausgesetzt, dern Inhalt 
den äußeren Tatbestand des Hochverrats begründet. 


a) Zu den Druckschriften gehören alle Erzeugnisse der Buchdruckerpresse sowie alle 
anderen durch mechanische oder chemische Mittel bewirkten, zur Verbreitung bestimm- 
ten Vervielfältigungen von Schriften und bildlichen Darstellungen mit oder ohne Schrift 
und von Musikalien mit Text oder Erläuterungen. Druckschriften sind auch alle mittels 
Kopiermaschine oder durch Druck hergestellten Vervielfältigungen, Photographien, 
Schallplatten; einfache Schreibmaschinendurchschläge dürften dagegen nicht dazu zu 
rechnen sein. 


Das kommende Recht will die Beschränkung auf Druckschriften aufgeben; cs sollen Schriften, 
Schallplatten und bildliche Darstellungen erfaßt werden. 


b) Der Inhalt der Druckschrift begründet den äußeren Tatbestand des Hoch- 
verrats, sofern eine schuldfähige Person nach $$ 80-83 strafbar wäre, wenn sie die Druck- 
schrift in Kenntnis ihres Inhalts und mit Verständnis für diesen verbreiten würde. 


IL Die strafbare Handlung besteht in dem Herstellen, Verbreiten oder Vorrätig- 
halten zum Zwecke der Verbreitung. 


1. Über Herstellen und Verbreiten vgl. $83 Anm. Ill 3a; über Verbreiten vgl. 
ferner noch RG HRR 1987 Nr. 70. 


2. Unter Vorrätighalten ist das Besitzen zu verstehen. Es wird nicht voraus- 
gesetzt, daß der Täter eine große Zahl von Druckschriften in seinem Gewahrsam hat; 
der Besitz eines einzelnen Stücks genügt. Das Vorrätighalten muß allerdings zum Zwecke 
der Verbreitung erfolgen. 


IV. Für den Inneren Tatbestand ist Vorsatz hinsichtlich des Herstellens, Verbreitens 
oder Vorrätighaltens erforderlich. Weiter muß fahrlässige Unkenntnis des objektiv 
hochverräterischen Inhalts der Druckschrift vorliegen. Es muß festgestellt werden, daß 
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der Täter nach seinen Umständen und nach seinen persönlichen Verhältnissen imstande 
gewesen wäre, den hochverräterischen Inhalt zu erkennen, wenn er die Schrift mit Sorg- 
falt geprüft hätte (RG JW 19838 S. 2913). Handelt der Täter dagegen mit hochverräte- 
rischem Vorsatz, so kommen nur die $$ 80-83 in Betracht (vgl. RG HRR 1987 Nr. 70). 
Zum inneren Tatbestand vgl. auch noch RG DRechtspfl. 1986 Nr. 429. 


V. Neben der in $ 85 angedrohten Gefängnisstrafe ist Geldstrafe nach $ 86 zulässig, 
nach $ 86a daneben auch Einziehung und Unbrauchbarmachung. 


VI. Verhältnis zu anderen strafbaren Handiungen. Realkonkurrenz kommt in Be- 
tracht zwischen dem Vergehen nach $ 85 und dem Verbrechen nach $$ 80-83. $ 20 
VO zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar 1933 ist gegenüber $ 85 sub- 
sidiär (RG JW 1985 S. 2205). 


VO. Zuständig ist hier nicht der Volksgerichtshof, sondern der Amtsrichter oder die 
Strafkammer, unter Umständen auch das a ($8 1, 2, 4, 5, 14 Zuständig- 
keitsVO). 


S S6 
Wegen der in diesem Abschnitt mit Strafe bedrohten Handiungen kann erkannt werden 
neben den Strafen aus 88 80 bis 84 
auf Geldstrafe von unbegrenzter Höhe, gegenüber den Urhebern und Rädelsführern 
des Unternehmens auch auf Einziehung des Vermögens; 
neben der Strafe aus $& 85 
auf Geldstrafe; 
neben der Gefängnisstrafe 
auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem 
bis zu fünf Jahren und auf den Verlust der aus öffentlichen Wahlen hervorgegan- 
genen Rechte; 
neben jeder Freiheitsstrafe 
auf die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht. 


I. Für die in diesem Abschnitt mit Strafe bedrohten Handlungen gelten zunächst 
die allgemeinen Vorschriften über Nebenstrafen und Nebenfolgen. Bei der Verurteilung 
zu Zuchthaus tritt also ohne weiteres gemäß $ 31 die dauernde Amtsunfähigkeit ein. 
Die bürgerlichen Ehrenrechte können ferner nach $ 32 aberkannt werden, wenn auf 
Todesstrafe oder auf Zuchthaus erkannt wird. Darüber, wie weit bei der Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte ein Handeln aus politischer Überzeugung zu berücksich- 
tigen ist, vgl. VGH DJ 1985 S.909 mit Anm. Krug. Über weitere Ehrenfolgen bei 
einer Verurteilung wegen einer vorsätzlich begangenen hochverräterischen Handlung 
vgl. die Vorbemerkungen vor $ 31 und die Anmerkungen zu $$ 31 ff. 

Über diese allgemeinen Vorschriften hinausgehend kann nach der vorliegenden Be- 
stimmung weitgehend auf Geldstrafe sowie auf gewisse Nebenstrafen und Nebenfolgen 
erkannt werden. 


II. Erweitert ist der Anwendungsbereich der Geldstrafe. In jedem Fall eines hoclı- 
verräterischen Unternehmens ($$ 80-84) kann neben den in den einzelnen Bestimmungen 
angedrohten Strafen auf Geldstrafe in unbegrenzter Höhe erkannt werden. Bei der 
fahrlässigen Verbreitung hochverräterischer Schriften ($ 85) ist Geldstrafe bis zur sonst 
angedrohten Höhe, also bis zu 10000 RM zulässig ($ 27 Abs.2 Nr.1). 


II. Gegenüber den Urhebern und Rädelsführern eines hochverräterischen Unter- 
nehmens ($$ 80-84) kann neben den Strafen aus $$ 80-84 auch auf Einziehung de 
Vermögens erkannt werden. Die Vermögenseinziehung ist als eine mit der Rechtskraft 
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Einziehung, Unbrauchbarmachung 55 S6Ga, 87 


des Urteils kraft Gesetzes eintretende Gesamtrechtsnachfolge des Fiskus in das Aktiv- 
vermögen anzusehen. Über die Durchführung der Vermögenseinziehung vgl. Schoeten- 
sack-Christians-Eichler-Oetker, Ergänzungen zu den Grundzügen eines Deutschen Straf- 
vollstreckungsrechts (1936) S. 25. 

Urheber ist, wer die Tat, bei der er mitbeteiligt ist, veranlaßt. Zu den Rädels- 
führern sind nicht nur die obersten Leiter des Unternehmens zu rechnen, sondern 
alle, die bei der Ausführung geistig oder physisch eine führende Rolle spielen. 


Zu unterscheiden von der Vermögenseinziehung ist die prozessuale Beschlagnahme 
des Vermögens ($ 433 StPO). 


IV. Wird gemäß $ 84 in einem minder schweren Fall eine Gefängnisstrafe ausgespro- 
chen, so kann abweichend von $ 35 neben der Gefängnisstrafe auf Verlust der Amts- 


fähigkeit und der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er- 
kannt werden. 


V. Schließlich kann neben jeder der in den $$ 80-85 angedrohten Freiheitsstrafen 
die Zulässigkeit von Polizeianfsicht ausgesprochen werden. Dies dient dazu, bei dieser 
Gruppe von Straftaten die staatlichen Abwehrmaßnahmen zu erleichtern. 


S 868 


Gegenstände, die zur Begehung einer in diesem Abschnitt mit Strafe bedrohten Hand- 
lung gebraucht oder bestimmt sind, können eingezogen oder unbrauchbar gemacht wer- 
den, auch wenn sie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 


Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so kann au die Ein- 
siehung oder Unbrauchbarmachung selbständig erkannt werden. 


Die Vorschrift ermöglicht eine Einziehung und Unbrauchbarmachung sowie das sog. 
objektive Verfahren in etwas weiterem Umfange, als dies nach den $$ 40-42 zulässig 
wäre. Die Bestimmung gilt auch für das Vergehen des $ 85. 


I. Die Einziehung ist nach $ 40 nur bei Gegenständen zulässig, die im Eigentum eines 
Beteiligten stehen.Die vorliegende Bestimmung ermöglicht eine Einziehung ohne Rück- 
sicht auf die Eigentumsverhältnisse; die Einziehung ist hier also Sicherungs- 
maßnahme (vgl. $40 Anm.]). 


D. Auch die Unbrauchbarmachung ist weitergehend als nach $41 möglich. In 8 41 
ist nur die Unbrauchbarmachung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen sowie 
der zu ihrer Herstellung bestimmten Platten und Formen vorgesehen; nach $ 86a 
können dagegen alle Gegenstände unbrauchbar gemacht werden, die zur Begehung der 
in diesem Abschnitt mit Strafe bedrohten Handlungen gebraucht oder bestimmt sind. 


IM. Erweitert wird auch der Anwendungsbereich des sog. objektiven Verfahrens für 
die Einziehung. Nach den $$ 40, 42 kann eine Einziehung nur erfolgen, wenn mMnde- 
stens der Versuch einer vorsätzlichen Straftat nach der äußeren und inneren Tatseite 
gegeben ist (vgl. $42 Anm. 111). Auf Grund des $86a ist dagegen eine Einziehung 
im objektiven Verfahren bereits zulässig, wenn nur der äußere Tatbestand vorliegt 
(Olshausen Nachtrag S. 117; and. Schäfer-Dohnanyi S. 145). 

Für das selbständige Einziehungsverfahren gelten auch hier die $$ 430432 StPO. 


S 87 
Unternehmen im Sinne des Strafgesetzbuchs ist die Vollendung und der Versuch. 


I. Das Strafgesetzbuch verwendet den Begriff des Unternehmens außer in diesem 
Abschnitt noch in den $$ 89, 90, 90d, 90h, 91b, 105, 114, 122, 159, 357, 360 Nr. 5. 
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II. Versuch und Vollendung sind in dem Begriff des Unternehmens hinsichtlich des 
anzuwendenden Strafrahmens gleichgestellt. Dies hat auch jetzt noch Bedeutung, nach- 
dem für den Versuch allgemein die Strafe zulässig ist, die für die vollendete Tat vor- 
gesehen ist ($ 44). Denn beim Versuch ist es möglich, die Strafe im Rahmen des $ 44 
zu mildern; in den Fällen, in denen bereits das Unternehmen mit Strafe bedroht ist, ist 
dagegen eine Milderung nach $ 44 nicht zulässig. Zur Abgrenzung des Unternehmens 
gegenüber den Vorbereitungshandlungen vgl. das Beispiel in RKG 2 46. 

II. Der Versuch des Unternehmens ist nicht strafbar, sofern dies nicht besonders 


ausgesprochen ist (vgl. $43 Anm. VI13). Nicht anwendbar ist auch der $ 46 (vgl. $46 
Anm. I); besonders ist die tätige Reue in $ 82 Abs. 3 und $ 92 Abs. 3 geregelt. 


Ia. ABSCHNITT. LANDESVERRAT 


Schrifttum: Conrad, Verrat von Staatsgeheimnissen, 19414 (Diss. Berlin). -— Freiesleben, Ein- 
zeine Fragen aus dem Gebiete des Landesverratsund der Spionage, ZStW 45 S. 237. -— v.Weber 
(angeführt vor $ 80) S. 188. — Vgl. weiter Kohlrausch, TOONETEIESDIODABE; ZStW 50 S.30.— Schwarz, 
Industriespionage, 1937 (Strafr. Abh. Heft 377). 

I. An diesen Abschnitt ergänzenden Bestimmungen kommen vor allem in Betracht 
$6 18, 20, 20a Ges. gegen unlauteren Wettbewerb in der Fassung der VO vom 9. März 
1932 (RGBI. IS. 121), $ 8 Ges. gegen Verrat der deutschen Volkswirtschaft vom 12. Juni 
1933 (RGBI. I S. 360, 596) in der Fassung des Ges. vom 16. Oktober 1934 (RGBl.I 
S. 925), Ges. gegen Wirtschaftssabotage vom 1. Dezember 1936 (RGBl.1I S. 999), 8$ 9 
Nr. 1, 13, 18 VO zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar 1933, ferner der 
einen besonderen Tatbestand der Spionage enthaltende $ 2 KriegssonderstrafrechtsVO. 


Il. Über das kommende Recht im allgemeinen, über das G6eltungsgebiet und über 
die gerichtliche Zuständigkeit vgl. Vorbemerkungen I, II, III, V zum Hochverrat und 
zum Landesverrat. 


Das kommende Recht will den Titel über den Landesverrat in zwei Unterabschnitte zerlegen: Ver- 
rat von Staatsgeheimnissen und andere landesverräterische Handlungen. 


588 

Stastsgeheimnisse Im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts sind Schriften, Zeich- 
nungen, andere Gegenstände, Tatsachen oder Nachrichten darüber, deren Geheimhaltung 
vor einer ausländischen Regierung für das Wohl des Reichs, insbesondere im Interesse 
der Landesverteidigung, erforderlich ist. 

Verrat im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts begeht, wer mit dem Vorsatz, das 
Wohl des Reichs zu gefährden, das Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen läßt, 
Insbesondere an eine ausländische Regierung oder an jemand, der für eine ausländische 
Regierung tätig ist, oder öffentlich mitteilt. 

Die Vorschrift enthält Begriffsbestimmungen des Staatsgeheimnisses und des Ver- 
rats im Sinne der Landesverratsbestimmungen. 


l. Der Begriff des Staatsgeheimnisses wird in Abs. 1 umschrieben. 

1. Staatsgeheimnisse können Schriften, Zeichnungen, andere Gegenstände, Tatsachen 
oder Nachrichten darüber sein. Zu den Gegenständen gehört alles Körperliche über- 
haupt ; besonders genannt werden Schriften und Zeichnungen; vgl.hierzu 883 Anm. IIl 3a. 
Zu den Tatsachen gehören vor allem auch innere Tatsachen. Nachrichten sind 
schriftliche oder mündliche Mitteilungen über geheimhaltungsbedürftige Gegenstände, 
Tatsachen oder Vorgänge (vgl. RG DRZ 1924 S. 391/92). Eine Nachricht ist auch die 
Benennung von Personen, die fähig oder bereit sind, sich in landesverräterischem Sinne 
zu betätigen; die Mitteilung der eigenen Bereitschaft, Landesverrat zu begehen, ist 
ebenfalls eine geheimhaltungsbedürftige Nachricht. Ein Betriebsgeheimnis einer Privat- 
firma, das gleichzeitig Zwecken der Landesverteidigung dient, kann ein Staatsgeheimnis 
sein (VGH ZAkDR 1987 S. 410 mit Anm. Schwinge). 


2. Die Gegenstände, Nachrichten usw. sind aber nur dann Staatsgeheimnisse, wenn 
ihre Geheimhaltung vor einer ausländischen Regierung für das Wohl des Reichs, ins- 
besondere im Interesse der Landesverteidigung, erforderlich ist. Gegenstände, Nach- 
fichten usw. sind dann geheim, wenn sie nur einem beschränkten Kreis von Personen 
bekannt sind. Aber auch die Zusammenstellung von einem größeren Kreis bekannter 
Nachrichten kann zu einer geheimen Nachricht werden, nämlich dann, wenn dadurch 


239 


89 4a. Abschnitt. Landesverrat 


unbekannte Beziehungen aufgedeckt oder Einzelheiten in ein anderes Licht gerückt 
werden derart, daß sie verschiedene und neue Nachrichten ergeben (RG DRZ 1924 
S. 391). Der Begriff des Geheimseins ist relativ; einer anderen Regierung gegenüber 
kann noch geheim sein, was im Inland bereits bekannt ist. Durch einen Vermerk ‚‚ge- 
heim“ wird ein Schriftstück usw. allein noch nicht zu einem geheimen. Die Geheim- 
haltung ist erforderlich, wenn durch deren Nichtbefolgung das Wohl des Reichs 
gegenüber einer ausländischen Regierung beeinträchtigt würde. 


8. Staatsgeheimnisse werden grundsätzlich nur geschützt, wenn sie echt sind. Wenn 
ein darüber hinausgehender Schutz beabsichtigt ist, dann wird es im Gesetz ausdrück- 
lich gesagt ($ 90a, $ 90b). Über den Fall, daß der Täter ein objektiv echtes Geheimnis 
irrig für falsch gehalten hat, vgl. unten $ 90a Anm.V. 


II. Den Begriff des Verrats im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts bestimmt 
Abs. 2. 


1. Erforderlich ist, daß der Täter das Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen 
läßt, insbesondere an eine ausländische Regierung oder an jemand, der für eine aus- 
ländische Regierung tätig ist. Es genügt hierzu jedes Tun oder Unterlassen, durch das 
für einen anderen die Möglichkeit geschaffen wird, die geheimzuhaltende Tatsache oder 
Nachricht an sich zu bringen, wahrzunehmen oder zu erfassen. Als ein anderer ist hierbei 
jede andere Person als der Täter anzusehen, z. B. auch der Mittäter oder der Finder. 
Die Stellung, Tätigkeit, Gesinnung oder sonstige Eigenschaften desjenigen, in dessen 
Besitz oder zu dessen Kenntnis das Staatsgeheimnis gelangt, sind ohne Bedeutung 
(OLG Dresden JW 1988 S. 483). Als Beispiel für das Gelangenlassen nennt das Gesetz 
ausdrücklich noch die öffentliche Mitteilung, z. B. durch die Presse. 


2. Der Täter muß weiter mit dem Vorsatz handeln, das Wohl des Reichs zu gefährden. 
Der Täter muß wissen, daß Gegenstand seiner Handlung ein Staatsgeheimnis ist; er 
muß weiter das Bewußtsein haben, daß die Geheimhaltung der Nachricht usw. vor 
einer ausländischen Regierung für das Wohl des Reichs erforderlich ist; er muß ferner 
wissen, daß er durch seine Handlung das Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen 
läßt. Bedingter Vorsatz genügt; es ist also ausreichend, wenn der Täter mit der Mög- 
lichkeit der gefahrbringenden Verwertung des Geheimnisses durch den Empfänger ge- 
rechnet und sie in Kauf genommen hat (RKG 2 47). Eine Absicht, das Wohl des Reichs 
zu gefährden, ist nicht erforderlich. 


Ein Verrat liegt nicht vor, wenn der Vorsatz fehlt; in Betracht kommen dann aber 
die $$ 90d, 90e. 


SS9 
Wer es unternimmt, ein Staatsgeheimnis zu verraten, wird mit dem Tode bestraft. 
Ist der Täter ein Ausländer, so kann auf lebenslanges Zuchthaus erkannt werden. 


I. Die strafbare Handlung besteht in dem Unternehmen, ein Staatsgeheimnis zu 
verraten. Ein Beispiel bietet etwa der Fall, daß ein Soldat die Kaserne mit Druck- 
vorschriften verläßt, um letztere über die Grenze zu bringen und dem ausländischen 
Nachrichtendienst zuzuleiten (RKG 2 41). Der Tatbestand ist aber auch erfüllt, wenn 
sich jemand, der von Staatsgeheimnissen Kenntnis hat oder diese besitzt, zum Verrat 
anbietet. Über Unternehmen vgl. $ 87 sowie RKG 2 47, 131, über Staatsgeheimnis und 
Verrat vgl. $ 88. 


I. Als Strafe ist für deutsche Staatsangehörige ausschließlich Todesstrafe angedroht. 
Daneben kann auf Geldstrafe von unbegrenzter Höhe oder auf Einziehung des Ver- 
mögens erkannt werden ($ 93); vgl. weiter $ 93a. 
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889 Abs. 3, der lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 5 Jahren zur 
Wahl stellte, wenn die Tat keine Gefahr für das Wohl des Reichs herbeiführen konnte, 
ist durch Ges. vom 16. September 1939 (RGBl.I S. 1841) aufgehoben worden. 

Bei einem Ausländer als Täter kann statt der Todesstrafe auf lebenslanges Zucht- 
haus erkannt werden (Abs. 2). Das Gesetz ermöglicht hier also die Berücksichtigung 
des Umstandes, daß für den Ausländer keine Treuepflicht gegenüber dem deutschen - 
Volk besteht. Aber auch ein Ausländer kann mit dem Tode bestraft werden; das Schutz- 
bedürfnis kann trotz Fehlens eines Treueverhältnisses im Einzelfall die Verhängung 
dieser Strafe erfordern. Geldstrafe, Vermögenseinziehung und sonstige Nebenfolgen sind 
auch hier zulässig ($$ 93, 93a). 


8 90 


Wer es unternimmt, sich ein Staatsgeheimnis zu verschaffen, um es zu verraten, 
wird mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus bestraft. 


L Die Vorschrift behandelt die Ausspähung echter Staatsgeheimnisse. Es handelt 
sich um eine Vorbereitungshandlung zum Verrat ($ 89), für die aber hier Verrats- 
absicht erforderlich ist; fehlt diese Absicht, dann kommt $ 90d in Betracht. 

Zur Zeit ist das Einziehen oder Überbringen von Nachrichten im Kriegsgebiet, die 
für den Feind bestimmt sind, mit Todesstrafe bedroht, ohne Rücksicht darauf, ob die 
Nachrichten Staatsgeheimnisse sind oder nicht ($ 2 KriegssonderstrafrechtsVO). 


IL. Die strafbare Handiung besteht in dem Unternehmen, sich ein Staats- 
geheimnis zu verschaffen. Hierfür genügt es z. B., wenn sich jemand an eine Aus- 
kunftsperson heranmacht, auch wenn diese in Wirklichkeit nichts über die begehrten 
Staatsgeheimnisse weiß. Ein Unternehmen des Sichverschaffens liegt ferner bereits in 
der Ankunft des Spions am Ausspähungsort, wenn infolge der unmittelbaren Nähe der 
Ausspähungsobjekte ein Sichverschaffen der Staatsgeheimnisse sich unmittelbar und 
ohne umständliche weitere Vorbereitungen anschließen kann und der Täter beabsich- 
tigt, durch sein Handeln mit der Verwirklichung seiner Spähtätigkeit in einer bestimmten 
Richtung zu beginnen, um das Ergebnis seiner Nachforschung unter bewußter Gefähr- 
dung des Reichswohls alsbald an den Auftraggeber gelangen zu lassen (VGH DJ 1987 
8.198). Ein Staatsgeheimnis verschafft sich auch, wer davon ohne Verratsabsicht 
Kenntnis erlangt, sich dann aber zu Verratszwecken schriftliche Aufzeichnungen macht 
(VGH ZAkDR 1987 S. 410 mit Anm. Schwinge). 

Erforderlich ist, daß es sich um echte Staatsgeheimnisse handelt; über falsche oder 
verfälschte vgl. $ 90a Abs.3. Über den Fall, daß der Täter ein objektiv echtes Geheimnis 
irrig für falsch gehalten hat, vgl. unten $ 90a Anm.V. 

Das Unternehmen erfaßt hier wie auch sonst den untauglichen Versuch, also auch die 
Ausspähung vermeintlicher Staatsgeheimnisse (RKG 2 138). 


II. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich; der Täter muß 
wissen, daß die erstrebte Nachricht, Tatsache usw. ein Staatsgeheimnis ist. Daneben 
muß der Täter die Absicht haben, das Staatsgeheimnis zu verraten; die Absicht muß 
also auf die Begehung eines nach $ 89 strafbaren Verbrechens gerichtet sein. 


IV. Als Strafe ist Tod oder lebenslanges Zuchthaus angedroht. $ 90 Abs. 2, der zeitige 
Zuchthausstrafe zur Wahl stellte, wenn die Tat keine Gefahr für das Wohl des Reichs 
herbeiführen konnte, ist durch Ges. vom 16. September 1939 (RGBl.I S. 1841) auf- 
gehoben. Über Nebenstrafen, Sicherungsverwahrung, Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. Im 
Unterschied zu $ 89 wird in der Strafdrohung nicht zwischen deutschen Staatsangehö- 
rigen und Ausländern unterschieden. 
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V. Mit Straftaten, die zur Verschaffung des Staatsgeheimnisses begangen werden 
(z. B. Diebstahl, Erpressung, Urkundenfälschung) besteht Idealkonkurrenz; gegenüber 
$ 89 ist die Bestimmung subsidiär. 

S 90a 

Wer durch Fälschung oder Verfälschung Schriften, Zeichnungen oder andere Gegen- 
" stände, die im Falle der Echtheit Staatsgeheimnisse wären, herstellt, um sie zu verraten, 
wird mit Zuchthaus bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer Gegenstände, Tatsachen oder Nachrichten darüber, von denen 
er weiß, daß sie falsch, verfälscht oder unwahr sind und die im Falle der Echtheit oder 
Wahrheit Staatsgeheimnisse wären, verrät, ohne sie als falsch zu bezeichnen. 

Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer Gegenstände, von denen er weiß, 
daß sie falsch oder verfälscht sind und die im Falle ihrer Echtheit Staatsgeheimnisse 
wären, sich verschafft, um sie zu verraten, ohne sie als falsch zu bezeichnen. 

Falschen, verfälschten oder unwahren Gegenständen, Tatsachen oder Nachrichten 
(Abs. 2, 8) stehen Staatsgeheimnisse gleich, die der Täter irrtümlich für falsch, ver- 
fälscht oder unwahr hält. 

In besonders schweren Fällen ist die Strafe in den Fällen der Abs. 1 und 2 lebenslanges 
Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in den Fällen des Abs. 8 Zuchthaus 

nicht unter fünf Jahren. 


I. Eine Gefährdung des Wohls des Reichs kann auch dadurch eintreten, daß jemand 
Mitteilungen über erdichtete geheime Vorgänge politischer oder militärischer Art in 
das Ausland gelangen läßt. Das Gesetz bedroht daher in der vorliegenden Bestimmung 
auch die landesverräterische Fälschung mit Strafe. 

Die Vorschrift enthält drei verschiedene Tatbestände (unten II-IV). 


I. Der erste Tatbestand betrifft die Herstellung von Gegenständen, die im Falle der 
Echtheit Staatsgeheimnisse wären (Abs. 1). 

1. Der Gegenstand muß durch Fälschung oder Verfälschung hergestellt werden. Zur 
Herstellung gehört ‚‚alles von Menschen unmittelbar oder mittelbar bewirkte Geschehen, 
das ohne weiteres oder in fortschreitender Entwicklung ein bestimmtes körperliches 
Ergebnis zustande bringt“ (RGSt 41 207). Über Fälschen und Verfälschen vgl. die 
Anmerkungen zu $ 267. Das Unternehmen genügt hier nicht. 

2. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich. Der Täter muß 
Kenntnis davon haben, daß die Geheimhaltung des Gegenstandes vor einer ausländischen 
Regierung im Falle der Echtheit für das Wohl des Reichs erforderlich wäre; er muß 
wissen, daß die Gegenstände falsch sind. Dazu muß die Absicht treten, die gefälschten 
oder verfälschten Gegenstände zu verraten. 


II. Der zweite Tatbestand behandelt den Verrat falscher Staatsgeheimnisse (Abs.?). 
Abweichend von $ 89 Abs.1 ist hier nicht auf das Unternehmen, sondern auf die voll- 
endete Tat abgestellt. Bezeichnet der Täter die Gegenstände dem Empfänger gegen- 
über als falsch, dann ist er nach $ 90a Abs.2 nicht strafbar; es kann aber Strafe nach 
$ 90c eintreten. 

Für den inneren Tatbestand ist auch hier das Wissen des Täters erforderlich, daß 
die Gegenstände falsch sind; bedingter Vorsatz bezüglich der Echtheit führt zur Stral- 
barkeit nach $ 89. 


IV. Der dritte Tatbestand bezieht sich auf die Ausspähung falscher Staatsgeheim- 
nisse (Abs. 3). Auch hier ist nicht das Unternehmen ausreichend. Dieser Tatbestand 
ergänzt den $ 90. Für den inneren Tatbestand muß der Täter zunächst wissen, daß die 
Gegenstände falsch oder verfälscht sind; bedingter Vorsatz würde zur Strafbarkeit nach 
$ 90 führen. Bezüglich der übrigen Tatbestandsmerkmale genügt dagegen auch bedingter 
Vorsatz. Hinzu muß die Absicht treten, das unechte Staatsgeheimnis zu verraten. 
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V. Wenn jemand ein echtes Staatsgeheimnis in dem Glauben ausspäht oder verrät, es 
handele sich um falsche, verfälschte oder unwahre Gegenstände, Nachrichten usw.,so kann 
er nicht wegen eines vollendeten Verbrechens nach $$ 89, 90 bestraft werden, weiles an 
dem Vorsatz fehlt, ein echtes Staatsgeheimnis zu verraten oder auszuspähen. Auch 
ein vollendetes Verbrechen nach 8 90a Abs. 2, 3 liegt nicht vor, weil es sich objektiv 
um echte Staatsgeheimnisse handelt. Um den früher für den Versuch zwingend vor- 
gesehenen Strafmilderungsgrund zu vermeiden, stellt Abs. 4 den falschen Gegenständen 
usw. Staatsgeheimnisse gleich, die der Täter irrtümlich für falsch hält. Der Anlaß zu 
dieser Gleichstellung ist jetzt im wesentlichen dadurch fortgefallen, daß nach der 
neuen Fassung des $ 44 für den strafbaren Versuch eines Verbrechens oder Vergehens 
allgemein die Strafe zulässig ist, die für die vollendete Tat vorgesehen ist. 


VI. Die Strafe wird für besonders schwere Fälle in Abs. 5 erhöht. Über Sicherungs- 
verwahrung, Geldstrafe, Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 


S90b 

‘Wer frühere Staatsgeheimnisse, die den ausländischen Regierungen, vor denen sie 
geheimzuhalten waren, bereits bekannt geworden oder bereits öffentlich mitgeteilt wor- 
den sind, öffentlich mitteilt oder erörtert und dadurch das Wohl des Reiches gefährdet, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

Dasselbe gilt für Gegenstände, Tatsachen oder Nachrichten der im $ 90a Abs. 2, 4 


bezeichneten Art, die bereits den ausländischen Regierungen bekannt geworden oder 
öffentlich mitgeteilt worden sind. 


Die Tat wird nur auf Antrag der Reichsregierung verfolgt. Die Zurücknahme des 
Antrags Ist zulässig. 


I. Die Vorschrift bedroht die öffentliche Mitteilung oder Erörterung früherer Staats- 
geheimnisse mit Strafe. Über Vorgänge, die Anlaß zur Schaffung dieser Bestimmung 
gegeben haben, vgl. L. Schäfer JW 1933 S. 876. 


II. Der äußere Tatbestand setzt voraus, daß ein früheres Staatsgeheimnis mit- 
geteilt oder erörtert wird; es muß dies öffentlich geschehen und dadurch noch jetzt 
dasWohl des Reichs gefährdet werden. Geschützt werden hier also Gegenstände, Nach- 
richten usw., die auch bei Anwendung des Grundsatzes der Relativität des Geheimseins 
(vgl. $88 Anm. I 2) nicht mehr geheim, ihrer Art nach aber nach wie vor geheimhal- 
tungsbedürftig sind. Über das Merkmal der Öffentlichkeit vgl. $83 Anm.11. 


IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Täter muß wissen oder es in Kauf nehmen, daß das von ihm Mitgeteilte bereits 
bekannt ist, daß es früher ein Staatsgeheimnis war, daß die Mitteilung oder Er- 
örterung öffentlich geschieht und daß sie eine Gefahr für das Wohl des Reichs 
hervorruft. 

Nimmt der Täter irrtümlich an, das von ihm Mitgeteilte sei ein früheres Staats- 
geheimnis, während es in Wirklichkeit noch geheim ist, dann ist die vorliegende Be- 
stimmung gegen den Täter anzuwenden (Olshausen Nachtrag S. 122, Schäfer-Dohnanyi 
8.157); erforderlichenfalls ist $ 90b hier entsprechend anzuwenden (Kohlrausch Anm.2, 
Schäfer-Dohnanyi S. 158). 


IV. Wegen der Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $8 93, 93a. 


Y. Die Anwendung der Vorschrift wird dadurch eingeschränkt, daß ein Strafantrag 
der Reichsregierung erforderlich ist (Abs. 3). Ausreichend ist dabei ein Antrag des zu- 
Ständigen Mitglieds der Reichsregierung, z. B. also des Reichsaußenministers oder des 
Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht. Für diesen Antrag gelten die $$ 61 ff. nicht 
(vgl. $ 61 Anm.X). 
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88 90c, 30d 1a. Abschnitt. Landesverrat 
S90Oc 

Wer zu einer ausländischen Regierung oder zu einer Person, die für eine ausländische 
Regierung tätig ist, in Beziehungen tritt oder mit ihr Beziehungen unterhält, welche 
die Mitteilung von Staatsgeheimnissen oder von Gegenständen, Tatsachen oder Naeh- 
richten der im 8 90a Abs. 2, 4 bezeichneten Art zum Gegenstande haben, wird mit Ge- 
fängnis bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer für eine ausländische Regierung tätig ist und zu einem 
anderen in Beziehungen der im Abs. 1 bezeichneten Art tritt oder solche Beziehungen 


mit einem anderen unterhält. 
8 82 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 


I. Die Anknüpfung landesverräterischer Beziehungen erfordert für den äußeren Tat- 
bestand im Abs. 1 zunächst, daß jemand zu einer ausländischen Regierung oder zu 
einer Person, die für eine ausländische Regierung tätig ist, in Beziehungen tritt oder 
mit ihr Beziehungen unterhält. In Beziehungen tritt jemand bereits dann, wenn er 
alles getan hat, was von seiner Seite zur Herstellung einer Verbindung erforderlich ist; 
auf den vom Täter verfolgten Zweck kommt es nicht an (RG Recht 1928 Nr. 692); 
vgl. zu diesem Merkmal weiter RKG 2 132. Unterhalten wird die Beziehung durch 
jede Tätigkeit, die im Sinne ihres Fortbestandes erfolgt und so bewirken soll, daß die 
Verbindung fortdauert. Die Beziehung muß die Mitteilung von echten oder unechten 
Staatsgeheimnissen zum Gegenstand haben. Es genügt hierzu, daß nach der Vor- 
stellung aller oder eines der Beteiligten die mitzuteilenden Nachrichten usw. geheim- 
haltungsbedürftig sind. Strafbar nach dieser Bestimmung ist z. B. auch, wer nur Neuig- 
keiten irgendwelcher nicht geheimer Art sammelt, um sie der für die ausländische Re- 
gierung tätigen Person zur Aufrechterhaltung der angeknüpften oder bereits unterhal- 
tenen landsverräterischen Beziehungen zu übermitteln (VGH 1988 S. 829). 

Zum inneren Tatbestand gehört Vorsatz. Der Täter muß wissen oder in Kauf nehmen, 
daß Gegenstand der Beziehungen die Mitteilung irgendwelcher Staatsgeheimnisse ist, 
und daß er es mit einer ausländischen Regierung oder einer für sie tätigen Person zu 
tun hat; den Vorsatz des Landesverrats braucht der Täter nicht zu haben (VGH DJ 
1988 S. 829). 

Bei schriftlicher Anknüpfung genügt zur Vollendung die Absendung der Erklärung, 
wie die Verweisung in Abs. 3 ergibt. 


II. Während Abs. 1 den mit Strafe bedroht, der mit einer ausländischen Regierung 
oder mit einem ausländischen Agenten in Beziehungen tritt, bedroht Abs. 2 mit der 
gleichen Strafe die für eine ausländische Regierung tätigen Personen, die solche Be- 
ziehungen anknüpfen oder unterhalten. 


III. Der Versuch ist nicht strafbar, da es sich um ein Vergehen handelt. 


IV. Wegen der Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. Geldstrafen in un- 
begrenzter Höhe und Vermögenseinziehung sind hier nicht zulässig. a 


V. Mit $ 92 Abs. 2 besteht Gesetzeskonkurrenz; $ 92 Abs. 2 schließt $ 90c aus 
(VGH ZAkDR 1987 S. 472). Über das Verhältnis zum Betrug vgl. Klee DStR 191 
S. 46/87. | 


8 90d 


Wer es unternimmt, ein Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen zu lassen, und 
dadurch fahrlässig das Wohl des Reichs gelährdet, wird mit Gefängnis bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, sich ein Staatsgeheimnis zu verschaffen 
und dadurch lahrlässig das Wohl des Reichs gefährdet. 
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Preisgabe von Staatsgeheimnissen s90e 


I. Die Preisgabe von Staatsgeheimnissen setzt im äußeren Tatbestand zunächst ein 
echtes Staatsgeheimnis voraus (vgl. aber Rehdans ZAkDR 1941 S. 60). Der Täter muß 
es unternehmen, dieses an einen andern gelangen zu lassen (Abs. 1) oder es sich zu ver- 
schaffen (Abs. 2). In beiden Fällen muß dadurch eine Gefährdung des Wohls des Reichs 
eingetreten sein (Beispiel in RKG 2 32). 


uo. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich hinsichtlich des 
Unternehmens, das Geheimnis weiterzugeben oder zu erlangen. Handelt der Täter bei 
der Weitergabe mit dem Vorsatz, das Wohl des Reichs zu gefährden, dann ist er nur 
nach $ 89 zu bestrafen. Hat der Täter bei der Beschaffung die Absicht, das Staatsgeheim- 
nis zu verraten, so greift $ 90 ein. Die vorliegende Bestimmung kommt nur in Betracht, 
wenn dem Täter hinsichtlich der Gefährdung des Wohls des Reichs Fahrlässigkeit 
vorzuwerfen ist. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn sich der Täter bei gehöriger Über- 
legung hätte sagen können und müssen, daß er seinen häuslichen Verhältnissen nach 
nicht in der Lage war, das mit in die Wohnung genommene Staatsgeheimnis vor dem 
Einblick und der Wegnahme Dritter zu schützen (RKG 2 32); vgl. weiter RKG 2 133. 


IH. Wegen der Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. Geldstrafe in un- 
begrenzter Höhe und Vermögenseinziehung sind hier nicht zulässig. 


S 890 e 


Wer fahrlässig ein Staatsgeheimnis, das ihm kraft seines Amtes oder seiner dienst- 
lichen Stellung oder eines von amtlicher Seite erteilten Auftrags zugänglich war, an einen 
anderen gelangen läßt und dadurch das Wohi des Reichs gefährdet, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren bestraft. 


Die Tat wird nur auf Antrag der Reichsregierung verfolgt. Die Zurücknahme des An- 
trags ist zulässig. 


I. Bei der fahrlässigen Preisgabe von Staatsgeheimnissen ist für den äußeren Tat- 
bestand erforderlich, daß jemand ein echtes Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen 
läßt und dadurch das Wohl des Reichs gefährdet. Das Staatsgeheimnis muß dem Täter 
kraft seines Amtes oder seiner dienstlichen Stellung oder eines von amtlicher Seite 
erteilten Auftrages zugänglich gewesen sein. Kraft seines Amts ist ein Staatsgeheimnis 
dem Beamten im strafrechtlichen Sinne ($ 359) zugänglich; auf Amtsträger der Be- 
wegung ist die Bestimmung entsprechend ($ 2) anwendbar. Zugänglich ist dem Täter 
das Staatsgeheimnis kraft seines Amtes dann, wenn die ihm eingeräumte Stellung 
diesem die tatsächliche Möglichkeit bietet, die geheimzuhaltende Sache zu ergreifen 
oder wahrzunehmen oder die geheimzuhaltende Tatsache zu erfahren. 


II. Für den inneren Tatbestand ist hier - im Unterschied zu $ 90d — auch bezüglich 
des Gelangenlassens Fahrlässigkeit genügend. In Betracht kommt z.B. das Liegen- 
lassen eines Schriftstücks, einer Aktenmappe, das Steckenlassen eines Schlüssels in 
einem Geheimschrank, das Unterlassen der Vernichtung des Durchschlagpapiers bei 
der Anfertigung eines geheimen Schriftstücks. 


IM. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 
IV. Zwischen $ 90e u. $ 90d ist Idealkonkurrenz möglich. 


V. Die Strafverfolgung ist von einem Antrag der Reichsregierung abhängig (Abs.2); 
vgl. hierzu $ 61 Anm. X und $ 90b Anm. V. Ein Strafantrag ist erfordert worden, weil 
die Grenze zwischen Fahrlässigkeit im strafrechtlichen Sinne und bloßer Dienstwidrig- 
keit oft schwer zu ziehen sein wird (amtliche Begründung DJ 1934 S. 596). 
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901908 1a. Abschnitt. Landesverrat 
8 90f 
Wer öffentlich oder als Deutscher im Ausland durch eine unwahre oder gröblich ent- 
stellte Behauptung tatsächlicher Art eine schwere Gefahr für das Ansehen des deutschen 
Volkes herbeiführt, wird mit Zuchthaus bestraft. | 


Schrifttum: Passauer, Strafrechtlicher Schutz der Volksehre, 1935 (Strafr. Abh. Heft 350). - 
Ritter, Die Ehre des Volkes und seiner Gemeinschaftsformen im Strafrecht, ZAkDR 1936 S. 580. 

I. Die Vorschrift behandelt die Volksverleumdung. Sie erfaßt besonders schwere Fälle 
der sog. Greuelpropaganda, die im übrigen in $1 Heimtückeges. mit Strafe bedroht 
ist. Die Bestimmung ist in den Abschnitt über den Landesverrat eingereiht worden, 
weil eine Beeinträchtigung des Ansehens des deutschen Volkes, die die vorliegende 
Bestimmung verhindern soll, leicht auch zu einer Gefährdung der Machtstellung, der 
äußeren Sicherheit des Reiches führen kann. 


IH. Der äußere Tatbestand. 


1. Vorausgesetzt wird eine Behauptung tatsächlicher Art. Den Gegensatz zu 
den Tatsachenbehauptungen bilden die Werturteile; Werturteile genügen nicht. Es 
macht keinen Unterschied, ob der Täter die Behauptung aufstellt oder verbreitet. Die 
Behauptung muß unwahr oder gröblich entstellt sein. 


2. Weiter ist erforderlich, daß die Behauptung öffentlich oder durch einen 
Deutschen im Ausland aufgestellt wird. Bei der öffentlichen Behauptung kommt es 
nicht darauf an, ob sie durch einen Deutschen oder durch einen Ausländer im Inland 
oder im Ausland aufgestellt wird. Über das Merkmal der Öffentlichkeit vgl. $ 83 Anm.11. 
Die nicht öffentliche Behauptung ist nur dann strafbar, wenn sie durch einen Deutschen 
im Ausland erfolgt. Läßt ein Deutscher vom Inland aus (z. B. durch einen Brief) Greuel- 
nachrichten in das Ausland gelangen, dann ist die Tat auch im Ausland begangen; es 
genügt daher die nicht öffentliche Begehung (VGH DJ 1987 S. 123). 


8. Die Behauptung muß eine schwere Gefahr für das Ansehen des deut- 
schen Volkes herbeiführen. Nicht ist erforderlich, daß auch eine Gefahr oder ein 
Schaden für die äußere Sicherheit des Reichs eintritt. Aus der Einordnung der Be- 
stimmung in den Abschnitt Landesverrat kann nicht gefolgert werden, daß die Tat 
sich stets gegen die äußere Sicherheit des Reiches richten müsse (and. RKG 2 130, VGH 
DJ 1986 S. 1438 mit kritischer Anm. von W.Schmidt). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; der Täter muß sich auch 
bewußt sein, daß seine Behauptung eine schwere Gefahr für das Ansehen des deutschen 
Volkes herbeiführt. Bedingter Vorsatz genügt nach jeder Richtung. 


IV. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $1 Heimtückeges. 


VI. Das kommende Recht will die Bestimmung in den besonderen Abschnitt ‚Angriffe auf die 
Ehre des deutschen Volkes‘ einfügen; vgl. Nagler in Gürtner II S. 103, 109. 


$ 908 
Ein Beauftragter des Reichs, der ein Staatsgeschäft mit einer ausländischen Regierung 
vorsätzlich zum Nachteil des Reichs Iührt, wird mit dem Tode bestraft. 


Wenn die Tat nur einen unbedeutenden Nachteil für das Reich herbeigeführt hat, 
schwerere Folgen auch nicht herbeiführen konnte, kann auf Zuchthaus erkannt werden. 


Täter der landesverräterischen Untreue können Inländer und Ausländer, Beamte und 
Nichtbeamte sein. Vollendet ist die Tat erst, wenn ein Nachteil eingetreten ist. 
Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 
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Landesverräterische Beweisfälschung und Bestechung #788 9 Oh-91 


$ 90h 


Wer es unternimmt, ein Beweismittel über ein Rechtsverhältnis zwischen dem Reich 
und einem ausländischen Staate zu fäischen, verfälschen, vernichten, beschädigen, be- 
seitigen oder unterdrücken, und dadurch das Wohl des Reichs gefährdet, wird mit Zucht- 
haus bestraft. 

In besonders schweren Fällen ist auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder auf 
lebenslanges Zuchthaus zu erkennen. 


Die landesverräterische Beweisfälschung muß zu einer Gefährdung des Wohls des 
Reichs geführt haben; der Vorsatz muß sich auf die Gefährdung erstrecken. Über 
Fälschen und Verfälschen, Vernichten, Beschädigen, Beseitigen und Unterdrücken vgl. 
die Anmerkungen zu $8$ 133, 267, 274. 

Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 

Möglich ist Idealkonkurrenz mit $$ 267, 268. 


8 90i 

Ein Deutscher, der von einer ausländischen Regierung oder von jemand, der für eine 
ausländische Regierung tätig ist, für eine Handlung, die das Wohl des Reichs gefährdet, 
ein Entgelt fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird, soweit nicht nach anderen 
Vorschriften eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be- 
straft. 

Wird das Entgelt durch eine schriftliche Erklärung gefordert oder angenommen, 80 
ist die Tat vollendet, wenn der Täter die Erklärung abgesandt hat. 

Die Tat wird nur auf Antrag der Reichsregierung verfolgt. Die Zurücknahme des An- 
trags ist zulässig. 


L. Wer sich für eine das Wohl des Reichs gefährdende Handlung vom Ausland be- 
zahlen läßt, begeht auch einen Treubruch gegenüber seinem Vaterland. ‚Er vergeht sich 
in ähnlicher Weise gegen seine Treupflicht als Volksgenosse wie ein Beamter, der sich be- 
stechen läßt, gegen seine Amtspflicht‘‘ (amtliche Begründung DJ 1934 S. 596/97). Bei 
der landesverräterischen Bestechung handelt es sich mithin um einen echten Treubruchs- 
tatbestand. 


oO. Zum äußeren Tatbestand gehört, daß die Handlung oder Unterlassung, auf die 
sich das Fordern usw. des Entgelts bezieht, geeignet ist, das Wohl des Reichs zu ge- 
fährden. Entgelt ist jeder materielle Vorteil; es fällt nicht nur ein Vermögensvorteil 
hierunter. Über Fordern, Sich-versprechen-Lassen und Annehmen eines Entgelts vgl. die 
Anmerkungen zu $ 331. 


IL. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz 
genügt. 

IV. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 

V. Zum Strafantrag vgl. $90b Anm.V. 


Ss 91 


Wer mit dem Vorsatz, einen Krieg oder Zwangsmaßregeln gegen das Reich oder an- 
dere schwere Nachtelle für das Reich herbeizuführen, zu einer ausländischen Regierung 
oder zu jemand, der für eine ausländische Regierung tätig ist, in Beziehungen tritt, 
wird mit dem Tode bestraft. 

Wer mit dem Vorsatz, schwere Nachteile für einen Reichsangehörigen herbeizuführen, 
in Beziehungen der im Abs. 1 bezeichneten Art tritt, wird mit lebenslangem Zuchthaus 
oder mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bestraft. 

& 82 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 
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S 91 a 4a. Abschnitt. Landesverrat 


I. Der Tatbestand der Herbeiführung einer Kriegsgelahr verlangt zunächst, daß 
jemand zu einer ausländischen Regierung oder zu einem für eine ausländische Re- 
gierung Tätigen in Beziehungen tritt; über dieses Tatbestandsmerkmal vgl. $ 82 
Anm. 1111. 

Der Täter muß mit dem Vorsatz handeln, einen Krieg gegen das Reich herbeizufüh- 
ren, dem Krieg wird jede gegen das Reich gerichtete Unternehmung feindlicher Streit- 
kräfte gleichgeachtet ($ 92c). Es genügt aber auch, wenn der Täter mit dem Vorsatz 
handelt, Zwangsmaßnahmen gegen das Reich oder andere schwere Nachteile für das 
Reich herbeizuführen, so z. B. die Kündigung eines wichtigen Handelsvertrages. 

Täter kann auch ein Ausländer sein. 


II. Abs. 2 behandelt den Fall, daß der Vorsatz darauf gerichtet ist, schwere Nach- 
teile für einen Reichsangehörigen herbeizuführen. Erforderlich ist, daß der 
Nachteil gerade wegen der Eigenschaft als Reichsangehöriger zugefügt werden soll 
(vgl. entsprechend $4 Abs. 2 Nr. 2). In Betracht kommt etwa der Fall, daß jemand 
einer ausländischen Regierung eine Liste deutscher Reichsangehöriger, die in dem be- 
treffenden Lande leben, mit dem Vorsatz übergibt, diese durch die falsche Verdächtigung 
des politischen Arbeitens gegen das Gastland in eine monatelange Polizei- und Unter- 
suchungshaft zu bringen. Auch die Tat des Abs. 2 ist eine landesverräterische Hand- 
lung (VGH DJ 1940 S. 775 mit Anm. Lämmle). 


IH. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 


S Y9la 


Ein Deutscher, der während eines Krieges gegen das Reich in der feindlichen Kriegs- 
macht dient oder gegen das Reich oder dessen Bundesgenossen die Waffen trägt, wird 
mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren bestraft. 


I. Die landesverräterische Waffenhilfe kann nur von einem Deutschen als Täter 
begangen werden; maßgebend ist die Staatsangehörigkeit, nicht die Volkszugehörig- 
keit. Die Vorschrift regelt das Gebiet der landesverräterischen Waffenhilfe nicht er- 
schöpfend; auf Fälle der Waffenhilfe, die nicht unter $ 91a fallen, kann $91b angewen- 
det werden (VGH DJ 1940 S. 1062). 


II. Die strafbare Handlung besteht in dem Dienen in der feindlichen Kriegs- 
macht oder in dem Waffentragen gegen das Reich oder dessen Bundesgenossen. 
Zur feindlichen Kriegsmacht gehören alle der feindlichen Macht zur Verfügung stehenden 
Truppen, nicht nur die unmittelbar gegen das Deutsche Reich eingesetzten Verbände 
(VGH DR 1940 S. 1769). Zum Waffentragen ist nur ein Führen zum Zwecke des Ge- 
brauchs erforderlich; das Benutzen der Waffe wird nicht vorausgesetzt. 

Die Handlung muß während eines Krieges gegen das Reich begangen sein. Dem Krieg 
wird jedes gegen das Reich gerichtete Unternehmen fremder Streitkräfte gleichgeachtet 
($ 92c). Ä 

Die Reise zur Reichsgrenze zwecks Eintritts in die feindliche Kriegsmacht stellt be- 
reits einen strafbaren Versuch dar (VGH DJ 1940 S. 1062, DR 1940 S. 1769, RKG 
2 132). 


IN. Zu beachten ist, daß hier die $$ 52, 54 anwendbar sein können. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Eine feindselige Absicht wird nicht vorausgesetzt (VGH DR 1940 S. 1769). 


V. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 
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Landesverräterische Begünstigung N 91lb 


S91b 

Wer im Inland oder als Deutscher im Ausland es unternimmt, während eines Krieges 
gegen das Reich oder in Beziehung auf einen drohenden Krieg der feindlichen Macht 
Vorschub zu leisten oder der Kriegsmacht des Reichs oder seiner Bundesgenossen einen 
Nachteil zuzufügen, wird mit dem Tode oder mit lebensiangem Zuchthaus bestraft. 

Wenn die Tat nur einen unbedeutenden Nachteil für das Reich und seine Bundes- 
genossen und nur einen unbedeutenden Vorteil für die feindliche Macht herbeigeführt 
hat, schwerere Folgen auch nicht herbeiführen konnte, so kann auf Zuchthaus nicht 
unter zwei Jahren erkannt werden. 


Schrifttum: Oetker, Der Kriegsgebrauch in seinem Verhältnis zum Strafrecht und zum Ver- 
fahrensrecht, GS 109 S. 145. 


I. Die Vorschrift behandelt die landesverräterische Begünstigung. Als besonderen Fall 
regelt das Gesetz die Nichterfüllung von Kriegsbedürfnissen des Reichs oder seiner 
Bundesgenossen im $ 92a. Die eigene Wehrdienstentziehung ist in $5 Nr. 3 Kriegs- 
sonderstrafrechtsVO abschließend geregelt (RKG 2 34). 

Wird die Tat im Felde begangen, dann droht $ 57 MStGB wegen Kriegsverrats 
absolut die Todesstrafe an. Über Verabredung eines Kriegsverrats, Nichtanzeige eines 
Kriegsverrats und Straflosigkeit bei Kriegsverrat vgl. $$ 59, 60, 61 MStGB. 


IH. Der äußere Tatbestand erfordert, daß zu bestimmten Zeiten bestimmte Personen 
es unternommen haben, der feindlichen Macht Vorschub zu leisten oder der Kriegs- 
macht des Reichs oder seiner Bundesgenossen einen Nachteil zuzufügen. 

1. Die Handlung muß während eines Krieges gegen das Reich oder in Beziehung 
auf einen drohenden Krieg begangen werden. Dem Krieg wird jede gegen das Reich ge- 
richtete Unternehmung fremder Streitkräfte gleichgeachtet ($ 92c). 

2. Als Täter kommen im Inland Inländer und Ausländer, im Ausland nur Deutsche 
in Betracht (vgl. VGH DJ 1940 S. 1063); über Inland vgl. RKG 2 82, 95. 


8 Der feindlichen Macht muß Vorschub geleistet oder der Kriegsmacht des Reichs 
oder seiner Bundesgenossen ein Nachteil zugefügt werden. 

a) Unter einer feindlichen Macht ist nicht nur die Kriegsmacht des Feindes zu 
verstehen, sondern die gesamte feindliche Volkskraft, die im Kriege gegen das Deutsche 
Reich irgendwie zur Verwendung kommt (RMG DJZ 1917 Sp. 242). Feindliche Macht 
kann auch ein Staat sein, mit dem sich das Reich nicht unmittelbar in Kriegszustand 
befindet, z. B. ein Feind unserer Bundesgenossen, ein Bundesgenosse unserer Feinde. 
Vorschub geleistet ist dann, wenn die kriegerische Lage der feindlichen Macht gün- 
stiger gestaltet und gestärkt ist; es genügt hierfür jede Stärkung des feindlichen Kriegs- 
potentials, auch jede Kräftigung des seelischen Widerstandswillens des Feindes. In Be- 
tracht kommen z. B. unmittelbare oder mittelbare Lieferung von Kriegsbedarf oder 
Lebensmitteln, Zeichnung fremder Kriegsanleihen, Zerstörung von Lebensmitteln im 
Reichsgebiet (RGSt.51 283), Begünstigung der Flucht feindlicher Kriegsgefangener 
(RMG 21 196), Dienen in der feindlichen Kriegsmacht während des Kriegs (VGH DJ 
1940 S. 1062, RKG 2 83); vgl. weiter Nagler in Gürtner II S. 89. 

b) Unter Kriegsmacht des Reichs ist zunächst die Gesamtheit der militärisch 
organisierten und entsprechend ausgerüsteten Angehörigen des Deutschen Reichs zu 
verstehen; darüber hinaus umfaßt die Kriegsmacht aber auch alle für die Zwecke der 
Kriegsführung bereitgestellten oder notwendigen Volkskräfte; hierhin gehört daher z.B. 
auch die Überzeugung des Volkes von der Gerechtigkeit der verfolgten Sache (RG 
GoltdArch. 64 S. 551). Ein Nachteil ist zugefügt, wenn die Kriegsmacht des Reichs 
in ihrer Schlagkraft geschwächt wird; vgl. Nagler in Gürtner II S. 89 und das Beispiel 


inRKG 2 35 (Unterlassen der Zustellung von Gestellungsbefehlen und Wegwerfen 
dieser Gestellungsbefehle). 


249 


S 92 4a. Abschnitt. Landesverrat 


Der vom Täter herbeigeführte Nachteil kann nicht durch einen Vorteil, der in der 
Abwendung des erwarteten größeren Nachteils liegen soll, ausgeglichen werden (vgl. 
Kohlrausch Anm. 3, Olshausen Nachtrag S. 129, Schwarz Anm. 2 B; and. RGSt 65 430). 

4. Ausreichend ist bereits das Unternehmen; vgl. hierzu $ 87. Zum Unternehmen 
einer Begünstigung des Feindes gehört eine Tätigkeit, die unmittelbar darauf gerichtet 
ist, dem Feind Vorschub zu leisten oder das Reich zu benachteiligen. Die Vereinbarung 
von Decknamen für die Mitteilung von Staatsgeheimnissen ist für $ 91b nur Vorberei- 
tungshandlung (RKG 2 47). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, 
daß er Deutscher ist, daß ein Krieg ausgebrochen ist, daß er durch seine Tätigkeit der 
feindlichen Macht Vorschub leistet oder der Kriegsmacht Deutschlands oder seiner 
Bundesgenossen Nachteil zufügt. Bedingter Vorsatz ist ausreichend (RKG 2 83). 

Die Beweggründe, aus denen der Täter gehandelt hat (z. B. Gewinnsucht), und der 
Endzweck, den er verfolgt, sind ohne Bedeutung; der Vorsatz ist nicht ausgeschlossen, 
wenn der Täter bezweckt, den Nachteil durch einen größeren Vorteil auszugleichen 
(vgl. Kohlrausch Anm. 3, Olshausen Nachtrag S. 129; and. RGSt.65 432, Schäfer- 
Dohnanyi S. 169). 


IV. Schon die Rückkehr eines einzelnen Soldaten zur feindlichen Wehrmacht ist nicht 
ein unbedeutender Nachteil bzw. Vorteil im Sinne des Abs. 2 (RKG 2 162). 
Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 82, 83 (RKG 2 155), weiter mit $$ 89, 90, 90a, 
90b, 90c, 90g, 90h, 91, 92a, 143a, ferner mit $2 VO zur Ergänzung der Strafvorschriften 
zum Schutz der Wehrkraft des deutschen Volkes vom 25. November 1939 (abgedr. im 
Anh.). Dagegen geht $ 91a als Spezialgesetz dem $ 91b vor (vgl. hierzu näher VGH 
DJ 1940 S. 1062). 


S 92 

Wer ein Verbrechen des Landesverrats nach den 88 89 bis 90a, 901 bis 91b mit einem 
anderen verabredet, wird mit Zuchthaus bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer zu einem der im Abs. 1 bezeichneten Verbrechen auffordert, 
sich erbietet oder eine solche Aufforderung oder ein solches Erbieten annimmt. Erklärt 
der Täter die Aufforderung, das Erbieten oder die Annahme schriftlich, so ist die Tat 
vollendet, wenn er die Erklärung abgesandt hat. 

Nach den Vorschriften der Abs. 1, 2 wird nicht bestraft, wer freiwillig seine Tätigkeit 
aufgibt und bei Beteiligung mehrerer das Verbrechen verhindert. 

In besonders schweren Fällen ist auf Todesstrafe zu erkennen. 


1. Anders als beim Hochverrat ($ 83 Abs. 2) ist beim Landesverrat dieVorbereitung 
nicht allgemein mit Strafe bedroht. Die vorliegende Bestimmung erfaßt mit dem landes- 
verräterischen Komplott aber die praktisch wichtigsten Vorbereitungshandlungen; sie 
knüpft an die $$ 49a, 82 an. Über Auffordern, Erbieten und Annehmen einer solchen 
Aufforderung oder eines solchen Erbietens sowie über Verabreden vgl. die Anmerkungen 
zu $$ 49a, 82. Ein Beispiel bildet etwa der Fall, daß jemand mit seinen Angehörigen 
vereinbart, Nachrichten, die vor einer ausländischen Regierung zum Wohl des Reichs 
£eheimzuhalten wären, zu übermitteln (RKG 2 47). Ebenso wie in $ 83 muß sich hier 
die Verabredung usw. auf ein bestimmtes landesverräterisches Unternehmen beziehen. 

II. Tätige Reue der im Abs. 3 bezeichneten Art führt in den Fällen des Abs. 1 und 
in den Fällen des Abs. 2 zur Stratlosigkeit. Erforderlich ist aber, daß der Täter seine 


Beziehungen zum ausländischen Nachrichtendienst völlig aufgibt (VGH ZAkDR 1987 
S. 472 mit Anm. Klee). 
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II. Ein besonders schwerer Fall (Abs. 4) liegt vor, wenn die Tat sich einigermaßen 
deutlich von dem gewöhnlichen Bild einer strafbaren Handlung der in Betracht kom- 
menden Art in einer den Täter belastenden Weise unterscheidet (RGSt. 69 169); näher 
unten $ 266 Anm. IX. Ein derartiger Fall ist vor allem dann anzunehmen, wenn der 
Verrat oder die Ausspähung eines wichtigen Staatsgeheimnisses betrieben werden soll. 


IV. Zwischen $ 92 und $ 49a besteht Gesetzeskonkurrenz; $92 geht als das speziellere 
Gesetz vor. Wird der vorbereitete Landesverrat unternommen, so tritt nur eine Be- 
strafung wegen des Unternehmens ein. 

V. Das kommende Recht will weitergehend das öffentliche Auffordern oder Anreizen zum Verrat 
von Staatsgeheimnissen oder zu einer landesverräterischen Handlung mit Strafe bedrohen; dagegen 


ist auch künftig keine Generalklausel für alle Vorbereitungshandlungen vorgesehen; vgl. Nagler in 
Gürtner II S. 90, 108. , 


S 92a 
Wer während eines Krieges gegen das Reich oder bei drohender Kriegsgelahr einen 
Vertrag mit einer Behörde über Bedürfnisse der Kriegsmacht des Reichs oder seiner 
Bundesgenossen nicht oder in einer Weise erfüllt, die geeignet ist, den Zweck der Leistung 
zu vereitein oder zu gefährden, wird mit Gefängnis nicht unter einem Jahre bestraft. 
Dasselbe gilt in Zeiten gemeiner Not für einen Vertrag mit einer Behörde über Lieferung 


oder Beförderung von Lebensmitteln oder anderen zur Behebung der gemeinen Not er- 
torderlichen Gegenständen. 

Ebenso werden unterverpflichtete Unternehmer, Vermittler und Bevollmächtigte des 
Leistungspflichtigen bestraft, die durch Verletzung ihrer Vertragspflicht die Erfüllung 
oder die gehörige Erfüllung vereiteln oder gefährden. 

Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


L. Der äußere Tatbestand erfaßt zwei Gruppen von Fällen. 
1. Nichterfüllung von Verträgen über Kriegsbedürfnisse. 


a) Vorausgesetzt wird ein Vertrag über Bedürfnisse der Kriegsmacht des 
Reichs oder seiner Bundesgenossen. Es kommen nicht nur Lieferungsverträge 
in Betracht, sondern z. B. auch Verträge über die Herstellung eines Bauwerks, über 
die Bearbeitung von Uniformstücken (RGSt. 50 111), über die Ausführung von Trans- 
porten. Der Vertragsgegenstand muß Bedürfnisse der Kriegsmacht umfassen. Hierzu 
gehört alles, was im Einzelfall tatsächlich für die Kriegsmacht bestimmt ist; es kommen 
nicht nur Waffen in Betracht. 


b) Der Vertrag muß mit einer Behörde geschlossen sein. Unter Behörde ist ein 
selbständiges, von der Person des jeweiligen Inhabers unabhängiges Organ der Staats- 
gewalt zu verstehen, das die Aufgabe hat, nach eigener Entschließung unter öffent- 
licher Autorität für die Zwecke des Staates tätig zu sein (RGSt. 69 358). Den staat- 
lichen Behörden sind die Dienststellen der Bewegung in entsprechender Anwendung 
($ 2) gleichzustellen. 


c) Schließlich erfordert der äußere Tatbestand, daß der Vertrag während eines 
Krieges oder bei drohender Kriegsgefahr nicht oderin einer Weise erfüllt wird, 
die geeignet ist, den Zweck der Leistung zu vereiteln oder zu gefährden. 
In Betracht kommen hier z. B. verspätete Lieferung, Fehlen zugesicherter Eigenschaften 
usw. (RGSt. 50 114, 59 303). Der Tatbestand kann nicht nur durch Vertragsbruch, son- 
dern auch durch Verschulden beim Vertragsschlusse, das die Erfüllung des Vertrages 
gefährdet, verwirklicht werden (RGSt. 76 222). Es ist nicht erforderlich, daß ein Schaden 
oder eine Gefahr wirklich eingetreten ist. Diese Nichterfüllung muß während eines 
Krieges oder bei drohender Kriegsgefahr erfolgen. Durch die Annahme als Erfüllung 
wird die Vertragswidrigkeit der Leistung nicht geheilt (RGSt. 50 114). Es ist nicht er- 
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forderlich, daß der Vertrag während eines Krieges oder für den Kriegsfall geschlossen 
worden ist (Kohlrausch Anm. 2, Schäfer-Dohnanyi S. 173; and. Schwarz Anm.1 Aa). 

2. Nichterfüllung von Verträgen während gemeiner Not. 

a) Vorausgesetzt wird ein Vertrag über Lieferung oder Beförderung von Le- 
bensmitteln oder anderen zur Behebung der gemeinen Not erforderlichen 
Gegenständen.Es braucht auch hier nicht ein Lieferungsvertrag im technischen Sinne 
des Privatrechts vorzuliegen. Zur Lieferung und Beförderung gehört vielmehr alles, was 
dazu dient, daß diezur Behebung der gemeinen Not erforderlichen Sachen dort vorhanden 
sind, wo sie gebraucht werden (Olshausen Nachtrag S. 132). Gemeine Not liegt dann vor, 
wenn es dem Volksganzen, einem Teil des Volkes oder einem größeren nichtgeschlossenen 
Kreis von Volksgenossen an dem fehlt, was zu seiner Existenz erforderlich ist. Eine 
gemeine Not kann sich aus Naturereignissen, z. B. aus einer Überschwemmung, oder 
aus menschlichen Einwirkungen, z. B. aus einer Beschießung, ergeben. 


b) Der Vertrag muß mit einer Behörde geschlossen sein; vgl. hierzu oben 1b. 
In Betracht kommen hier vor allem auch die Dienststellen der NSV. 

c) Die Nichterfüllung oder nicht zweckentsprechende Erfüllung muß während 
der Zeit gemeiner Not erfolgen; vgl. oben 1c. 


. OD. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz oder Fahrlässigkeit ausreichend; bei 
fahrlässiger Begehung ist in Abs. 3 eine mildere Strafe vorgesehen. Bedingter Vorsatz 
genügt. Für den Vorsatz muß der Täter den Zweck und Inhalt des Vertrages kennen; 
ein tatsächlicher Irrtum in der Auslegung des Vertrages schließt nach RGSt.58 28 
den Vorsatz aus. 


II. Täter können außer dem Unternehmer, der den' Vertrag mit der Behörde ab- 
geschlossen hat, weiter unterverpflichtete Unternehmer, Vermittler und Bevollmächtigte 
eines Leistungspflichtigen sein (Abs. 2). In Betracht kommen z. B. auch Unterlieferanten 
eines Unterlieferanten, Einkaufskommissionäre und Vorstände von Lieferungsverbänden 
(RGSt.59 303), nicht dagegen nur ein die Aufsicht führender Werkmeister (RGSt. 
50 314). 


IV. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Betrug, wenn der Unternehmer vorsätzlich 
mangelhaft erfüllt (RGSt. 51 328), ferner etwa mit landesverräterischer Begünstigung 
($ 91b). Dasselbe Konkurrenzverhältnis kommt zu $ 143a und zu $ 10a Luftschutzgesetz 
in der Fassung der VO vom 25. März 1941 (RGBl.I S. 168) in Betracht. 


VI. Zuständig für die Aburteilung ist hier nicht der Volksgerichtshof, sondern der 
Amtsrichter oder die Strafkammer, unter Umständen auch das Sondergericht ($$ 1, 2, 
4,5, 14 ZuständigkeitsVO). 


8 92 b 
Wer einem von der Reichsregierung zur Sicherung der Landesverteldigung erlassenen 
Gebot oder Verbot zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bestraft. 


Wird die Zuwiderhandlung während eines Krieges gegen das Reich oder bel drohender 
Kriegsgelahr begangen, so ist die Strafe Gefängnis. 


I. Die Vorschrift bedroht die Zuwiderhandlung gegen Sicherungsanordnungen mit 
Strafe. Die Anordnung braucht nicht von der Reichsregierung im ganzen erlassen zu 
sein; es genügt eine Anordnung durch den zuständigen Fachminister, vor allem also 
durch den Reichsinnenminister oder durch den Chef des Oberkommandos der Wehr 
macht. In Betracht kommen nicht nur an die Allgemeinheit gerichtete oder sonst öffent- 
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lich bekannt gegebene Gebote und Verbote, sondern auch solche an eine Einzelperson 
oder an bestimmte Personenkreise (Kohlrausch nun 1, Schäfer-Dohnanyi S. 173; and. 
wohl Olshausen Nachtrag S. 133). 


nl. Für den inneren Tatbestand genügt auch Fahrlässigkeit; dies ist aus dem Zweck 
und aus der Entstehungsgeschichte der Vorschrift zu folgern (Olshausen Nachtrag 
8.133; and. Schäfer-Dohnanyi S. 174, die Vorsatz erfordern). 


IH. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. 8$ 93, 93a. 
IV. Über die Zuständigkeit gilt das $ 92a Anm.VI Bemerkte. 


S 92c 


Dem Krieg im Sinne der 88 91 bis 92b wird jede gegen das Reich gerichtete Unter- 
nehmung fremder Streitkräfte gleichgeachtet. 


Über den Kriegsbegriff vgl. Gürke, Grundzüge des Völkerrechts (1936) S. 52, Hold- 
Ferneck, Lehrbuch des Völkerrechts, Il. Teil (1932) S. 238, Verdroß, Völkerrecht (1937) 
S.290, ferner Grewe, ZAkDR 1940 S. 355 mit weiteren Nachweisen. 


S 92d 


Wer vorsätzlich über amtliche Ermittlungen oder Verfahren wegen eines in diesem Ab- 
sehnitt bezeichneten Verbrechens oder Vergehens ohne Erlaubnis der zuständigen Be- 
hörde Mitteilungen in die Öffentlichkeit bringt, wird mit Gefängnis bestraft. 


I. Verboten ist das In-die-Öffentlichkeit-Bringen von Mitteilungen der genannten 
Art während der Ermittlungen oder während eines Verfahrens; strafbar sind 
aber weiter auch Veröffentlichungen über abgeschlossene Ermittlungen oder Ver- 
fahren. 

Der Tatbestand ist nicht erfüllt, wenn die Veröffentlichung mit Erlaubnis der zu- 
ständigen Behörde erfolgt. Zuständig sind allein die Spionageabwehrstellen der Wehr- 
macht und der Staatspolizei. So lange ein strafgerichtliches Verfahren anhängig ist, 
müssen die Abwehrstellen vor der Erteilung der Erlaubnis das Einverständnis der zu- 
ständigen Staatsanwaltschaft herbeiführen (amtliche Begründung DJ 1934 8. 597). 


DO. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 
IL Über die Zuständigkeit zur Aburteilung gilt das $ 92a Anm. VI Bemerkte. 


S 92 e 


Wer vorsätzlich in einer Festung, einem Reichskriegshafen oder einer anderen mili- 
tärischen Anlage, auf einem Schiff der Reichsmarine oder innerhalb der deutschen 
Hoheitsgewässer gegenüber elner Behörde, einem Beamten oder einem Soldaten über 
seinen Namen, seinen Stand, seinen Beruf, sein ‚Gewerbe, seinen Wohnort oder seine 
Staatsangehörigkeit eine unrichtige Angabe macht oder die Angabe verweigert, wird mit 
Geldstrafe bestraft. 

Ist nach den Umständen anzunehmen, daß der Aufenthalt an dem Orte oder die un- 
richtige Angabe oder die Verweigerung der Angabe mit Zwecken des Verrats oder der 
Ausspähung zusammenhängt, so ist die Strale Gefängnis bis zu einem Jahre. 

Einer Festung, einem Reichskriegshafen oder einer anderen militärischen Anlage 
stehen gleich amtlich bekanntgemachte Sicherungsbereiche sowie gewerbliche Anlagen, 
in denen Gegenstände für den Bedarf der inländischen Wehrmacht hergestellt, ausgebes- 
sert oder aufbewahrt werden. 

Die Tat ist nur strafbar, wenn die Behörde, der Beamte oder der Soldat befugt war, 
die im Abs. 1 bezeichneten Angaben zu verlangen. 


N 
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I. Die Vorschrift bedroht unrichtige Personalangaben oder die Verweigerung von 
Personalangaben an bestimmten Orten mit Strafe. Als militärische Anlagen 
(Abs. 1) sind alle Örtlichkeiten anzusehen, die der Wehrmacht zur Verfügung stehen 
oder ihren Zwecken dienen; beispielsweise kommen hier in Betracht Unterkünfte und 
Lager jeder Art, Übungsplätze, Flugplätze, Flakstellungen, Beobachtungsstellen. Zu 
den Hoheitsgewässen gehört außer den deutschen Eigengewässern auch die Drei- 
Seemeilen-Zone, das deutsche Küstenmeer (vgl. Mettgenberg DJ 1940 S. 642). Die 
Sicherungsbereiche (Abs. 3) werden von der zuständigen Dienststelle der Wehr- 
macht bestimmt; sie müssen bekannt gemacht werden; in welcher Art die Bekannt- 
machung erfolgt, ist dem Ermessen der zuständigen Dienststelle überlassen. Gewerb- 
liche Anlagen (Abs. 3) kommen nicht nur in Betracht, wenn sie der Produktion von 
Kriegsgerät in engerem Sinne dienen, sondern z. B. auch, wenn in ihnen Verpflegungs- 
mittel oder Arzneimittel hergestellt oder aufbewahrt werden. 

Objektive Bedingung der Strafbarkeit ist die Befugnis der Behörde, des Beamten 
oder des Soldaten, die im Abs. 1 bezeichneten Angaben zu verlangen (Abs. 4). 

IH. Über Nebenstrafen und Nebenfolgen vgl. $$ 93, 93a. 

III. Gesetzeskonkurrenz besteht zu $ 360 Nr. 8; $ 92e ist das speziellere Gesetz. 

IV. Für die gerichtliche Zuständigkeit gilt das $ 92a Anm.VI Bemerkte. 


S 92 

Wer ohne Erlaubnis der zuständigen militärischen Behörde innerhaib eines amtlich 

bekanntgemachten Sicherungsbereichs oder von einer Anlage oder einem Gebäude, in 

denen Waffen oder andere Gegenstände des Wehrmachtbedarfs hergestellt oder gelagert 

werden, oder von einer anderen militärischen Anlage Aufnahmen macht oder in den Ver- 
kehr bringt, wird mit Geldstrafe oder Haft bestraft. 


L. Die Vorschrift bedroht das unerlaubte Photographieren oder in Verkehr bringen von 
Aufnahmen militärischer Anlagen mit Strafe. Über die Schutzobjekte vgl. $ 92e 
Anm. I. Für deninneren Tatbestand ist hier, wie sich aus der Entstehungsgeschichte 
ergibt, Fahrlässigkeit ausreichend (Olshausen Nachtrag S.135; and. Schäfer-Dohnanyi 
S. 178). 

I. Über Einziehung und Unbrauchbarmachung vgl. $ 93a. 

IN. Für die Zuständigkeit gilt das zu $ 92a Anm.VI Bemerkte. 


IV. Ähnliche Tatbestände enthalten $$ 33, 34 Luftverkehrsges. vom 21. August 1936 
(RGBI.1 S. 653); vgl. ferner auch $5 VO über die Veröffentlichung kartographischer 
Darstellungen vom 6. Februar 1940 (RGBIl.TS. 294) sowie $ 6 PolizeiVO über das Photo- 
graphieren und sonstige Darstellen verkehrswichtiger Anlagen vom 29. März 1942 (RG- 
Bl.I S. 156). 

S 93 
Wegen der in diesem Abschnitt ınit Strafe bedrohten Handlungen kann erkannt werden 
neben der wegen eines Verbrechens erkannten Strafe 
auf Geldstrafe von unbegrenzter Höhe oder auf Einziehung des Vermögens; 
neben der wegen eines Vergehens erkannten Freiheitsstrafe 
auf Geldstrafe; | 
neben der Gelängnisstrafe 
auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf dle Dauer von einem 
bis zu fünf Jahren und auf den Verlust der aus öffentlichen Wahlen hervorgegan- 
genen Rechte; 
neben jeder Freiheitsstrafe 
auf Zulässigkeit von Polizelaufsicht. 

Neben der Zuchthausstrafe ist die Sicherungsverwahrung anzuordnen, wenn die öf- 

fentliche Sicherheit es erfordert. 
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Die Vorschrift behandelt die beim Landesverrat zulässigen Nebenfolgen und Neben- 
strafen in ähnlicher Weise wie $ 86 für den Hochverrat; vgl. die Anmerkungen zu $ 86. 
Abweichungen bestehen nach zwei Richtungen. 


1. Es kann hier stets neben der wegen eines Verbrechens erkannten Strafe auf Ein- 
ziehung des Vermögens erkannt werden. 


2. Neben der Zuchthausstrafe ist die Sicherungsverwahrung anzuordnen, wenn die 
öffentliche Sicherheit es erfordert. Es genügt hier, anders als nach $$ 42e, 20a die Be- 
gehung eines Verbrechens des Landesverrats. 

Über weitere Ehrenfolgen bei einer Verurteilung wegen einer vorsätzlich begangenen 
landesverräterischen Handlung vgl.die Vorbemerkungen vor $ 31 und die Anmerkungen 
zu $8 31 ff. 


SS 93a 


Gegenstände, die zur Begehung einer in diesem Abschnitt mit Strafe bedrohten Hand- 
lung gebraucht oder bestimmt sind, können eingezogen oder unbrauchbar gemacht wer- 
den, auch wenn sie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. Dasselbe gilt von 
den im Falle des $ 92T hergestellten Aufnahmen. 

Hat der Täter für die Begehung eines in diesem Abschnitt bezeichneten Verbrechens 
oder Vergehens ein Entgelt empfangen, so ist das empfangene Entgeit oder ein seinem 
Wert entsprechender Geidbetrag einzuziehen. 


Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so kann auf die Ein- 
ziehung oder Unbrauchbarmachung selbständig erkannt werden. 


L Für die Einziehung und Unbrauchbarmachung (Abs. 1 und Abs. 3) gilt dasselbe 
wie beim Hochverrat; vgl die Anmerkungen zu $ 86a. 


I. Darüber hinaus ist hier die Einziehung des empfangenen Entgelts oder eines seinem 
Wert entsprechenden Geldbetrages zwingend vorgeschrieben (Abs. 2). Bei dieser Ein- 
ziehung handelt es sich nicht um eine Sicherungsmaßregel, sondern um eine Neben- 
strafe. Eine Ersatzfreiheitsstrafe für das Empfangene oder dessen Wert ist nicht mög- 
lich. Das objektive Verfahren gemäß Abs. 3 kommt daher bei dieser Einziehung nur 
in Betracht, wenn der objektive und subjektive Tatbestand eines Landesverratsverbre- 
chens oder Landesverratsvergehens vorliegt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
ANGRIFFE GEGEN DEN FÜHRER UND REICHSKANZLER 


Der Abschnitt ist durch $ 9 VO zur Erhaltung des inneren Friedens vom 19. Dezember 
1932 (RGBIl.I S.548) eingefügt. Er gilt im Protektorat Böhmen und Mähren 
auch für nichtdeutsche Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBl. 
I S. 754, und 5. Mai 1941, RGBl.I S. 248). Der frühere zweite Abschnitt (Beleidigung 
der Landesherren $$ 94-97) ist gegenstandslos geworden. 


$ 94 


Wer gegen den Führer und Reichskanzler einen Angriff auf Leib oder Leben (Gewalt- 
tätigkeit) begeht, wird, soweit nicht andere Vorschriften eine schwerere Strafe androhen, 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer den Führer und Reichskanzler öffentlich beschimpft oder 
verleumdet. Die Tat wird nur mit der Ermächtigung des Führers und Reichskanzlers 
verfolgt. Für die Befugnis zur öffentlichen Bekanntmachung gilt 8 200 entsprechend. 

Sind im Falle des Abs. 2 mildernde Umstände vorhanden, so ist die Strafe Gelängnis, 
neben dem auf Geldstrafe erkannt werden kann. 


Die Vorschrift enthält zwei verschiedene Tatbestände: der erstere betrifft Gewalt- 


tätigkeiten gegen den Führer (Abs. 1), der zweite Verletzungen der Ehre des Führers 
(Abs. 2). 


I. Gewalttätigkeiten gegen den Führer und Reichskanzler. 


1. Der äußere Tatbestand setzt eine Gewalttätigkeit voraus. DerBegriff der Gewalt- 
tätigkeit hat hier dieselbe Bedeutung wie z. B. in den $$ 122 Abs. 3, 124, 125 Abs. 2. 
Es genügt also eine mittelbar gegen die Person gerichtete Einwirkung, die von dieser 
körperlich empfunden wird; eine unmittelbare Einwirkung auf den Körper, ein tät- 
licher Angriff ist nicht erforderlich (vgl. RGSt. 52 35, 54 90; and. Schäfer-Dohnanyi 
S.17, Schwarz Anm. 2). Schwarz aaO will nicht jede Bedrohung mit einer einfachen, 
sondern nur solche mit einer schwereren Körperverletzung genügen lassen; demgegen- 
über nimmt zutreffend Olshausen Nachtrag S. 137 an, daß ein Angriff genügt, der, 
wenn er das Ziel erreichte, eine leichte Körperverletzung bewirkt oder bewirken kann. 

2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 

8. Die Bestimmung kommt nur in Betracht, soweit nicht andere Vorschriften eine 
schwerere Strafe androhen. Gesetzeskonkurrenz besteht daher vor allem mit $5 
Abs.2 Nr.1 VO zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (abgedr. im 
Anhang). Vgl. auch noch $ 134a Anm. II 1. 


4. Zuständig zur Aburteilung ist der Volksgerichtshof ($ 5 Abs. 1 Nr. 3 Zuständig- 
keitsVO). 


I. Verletzungen der Ehre des Führers und Reichskanzlers. 


1. Der äußere Tatbestand verlangt eine öffentliche Beschimpfung oder Verleumdung. 
Beschimpfung ist jede durch ihre Form oder ihren Inhalt besonders verletzende, rohe 
Äußerung der Mißachtung (RGSt. 57 211). Eine Beschimpfung kann in der Behauptung 
einer schimpflichen Tatsache oder in einem abfälligen Werturteil bestehen (RGSt. 65 
423). In der Wiedergabe der Äußerung eines anderen kann dann eine Beschimpfung 
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Angriffe gegen den Führer und Reichskanzler 94 


liegen, wenn der Wiedergebende sie sich zu eigen gemacht hat (RGSt. 61 308). Ver- 
leumdung ist die wider besseres Wissen erfolgende Behauptung oder Verbreitung einer 
unwahren Tatsache in Beziehung auf den Führer, die diesen verächtlich zu machen 
oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist (8 187). Über das Merk- 
mal öffentlich vgl. $ 83 Anm. 11. 

2. Zum inneren Tatbestand gehört Vorsatz. Der Täter muß sich auch der Öffentlich- 
keit seiner Handlungsweise bewußt sein (vgl. RGSt. 68 432). 

8. Die Strafe ist Gefängnis nicht unter 3 Monaten. Bei mildernden Umständen ist 
Gefängnis angedroht, neben dem auf Geldstrafe erkannt werden kann (Abs. 3). 

4. Prozeßvoraussetzung ist die Ermächtigung zur Strafverfolgung. Über Ermächti- 
gung vgl. $197. Wird die Ermächtigung nicht erteilt, so kann eine Bestrafung aus 
85 1, 2 Heimtückegesetz in Betracht kommen (vgl. RG DJ 1986 S. 1016). 

5. Die Aburteilung ist in diesem Falle nicht dem Volksgerichtshof übertragen; die 
Zuständigkeit richtet sich vielmehr nach den allgemeinen Grundsätzen. 

II. Das kommende Recht ordnet den $ 94 Abs. 1 in den Tatbestand des Verrats am Führer des 
deutschen Volkes ein (vgl. $ 81 Anm.V); $ 94 Abs. 2 soll unter Verschärfung der Strafdrohung in den 


Tatbestand der Verunglimpfung des deutschen Volkes eingearbeitet und an die Spitze des Abschnitts 
„Angriffe auf die Ehre des deutschen Volkes‘' gestellt werden; vgl. Nagler in Gürtner II S. 109. 


SS 95-97 


(gegenstandslos geworden.) 


DRITTER ABSCHNITT. BELEIDIGUNG VON BUNDESFÜRSTEN 


SS 98-101 
Der Abschnitt ist gegenstandslos geworden. 


VIERTER ABSCHNITT 
FEINDLICHE HANDLUNGEN GEGEN BEFREUNDETE STAATEN 


I. Der Grundgedanke der Vorschriften dieses Abschnitts ist, eine Störung der Be- 
ziehungen des Reichs zu den ausländischen Staaten zu vermeiden (v. Liszt-Schmidt 
8. 785). Von diesem Grundgedanken aus beantwortet sich auch die Frage, welche Staa- 
ten zu den befreundeten zu rechnen sind. Als befreundet sind alle Staaten anzusehen, 
mit denen sich das Reich nicht im Kriegszustand befindet (Gerland S. 317). Der Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen, die Eröffnung einer Friedensblockade, die Ergreifung 
wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen oder der Ausbruch eines Krieges zwischen einem 
Bundesgenossen des Reichs und einem ausländischen Staat stehen nicht dem Kriegs- 
ausbruch zwischen dem Reich und dem ausländischen Staat gleich. Auch in den ge- 
nannten Fällen kann eine feindliche Handlung gegen den betreffenden ausländischen 
Staat eine weitere Störung der Beziehungen hervorrufen. Demgegenüber werden im 
Schrifttum vielfach dem Krieg die kriegsähnlichen Formen völkerrechtlicher Beziehungen 
gleichgestellt; durch den Abbruch der diplomatischen Beziehungen oder durch eine 
Friedensblockade soll ein Freundschaftsverhältnis ausgeschlossen sein (so z. B. Frank 
vor $ 102, Olshausen $ 102 Anm. 4a, Schwarz $ 102 Anm. 1 A). Für das kommende 
Recht soll die hier vertretene Auffassung durch die Änderung der Abschnittsüber- 
schrift in ‚Störung der Beziehungen zum Ausland“ ausdrücklich klargestellt werden. 


N. Strafdrohungen, die den unmittelbaren Schutz inländischer Rechtsgüter be- 
zwecken, werden durch die Strafvorschriften dieses Abschnitts nicht aufgezehrt. Es 
ist daher z. B. Idealkonkurrenz zwischen dem im Inland begangenen Mord an einem 
ausländischen Diplomaten und $ 102 möglich (RGSt.69 56 mit Anm. Mettgenberg 
DStR 1935 S. 86). 


IH. Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt der Abschnitt auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI.I S. 754, und 5. Mai 
1941, RGBI.1 S. 248). 


IV. An ergänzenden Bestimmungen kommt in Betracht $5 VO vom 25. November 
1939 (abgedr. im Anhang), der die Gefährdung der Wehrmacht befreundeter Staaten 
mit Strafe bedroht. 


V. Das kommende Recht will den Abschnitt durch eine Blankettstrafdrohung über die Gefährdung 
der Neutralität des Reichs ergänzen. 


S 102 


Wer gegen einen ausländischen Staat eine der in den &8 80 bis 84 bezeichneten hoch- 
verräterischen Handlungen begeht, wird mit Gefängnis oder mit Festungshaft bestraft, 
sofern in dem anderen Staat dem Deutschen Reich die Gegenseitigkeit verbürgt ist. 

Die Tat wird nur auf Antrag der ausländischen Regierung verfolgt. Die Zurücknahme 
des Antrags ist zulässig. 


L Für die hochverräterischen Handlungen gegen ausländische Staaten kommen als 
Täter Inländer und Ausländer in Betracht. 

HU. Die Tat wird nur bestraft, sofern in dem ausländischen Staat dem Deutschen 
Reich die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Gegenseitigkeit besteht dann, wenn eine ent- 
sprechende gegen Deutschland begangene Tat nach dem Recht des angegriffenen Staates 
mit einer annähernd gleichen Strafe wie in $102 bedroht ist; die Strafdrohung muß 
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Beleidigung ausländischer Staatsoberhäupter 88 103, 103a 


jedenfalls höher sein als bei gemeinen Delikten (Frank Anm. I, LK Anm. 5; in letzterer 
Hinsicht and. Binding Lehrb. 2 S. 499). Verbürgt ist die Gegenseitigkeit, wenn nach 
dem Recht (Gesetz oder Gewohnheitsrecht, zwischenstaatliche Verträge, Vereinbarungen 
oder bindende Zusicherungen) und der Praxis des ausländischen Staates feststeht, daß 
er die gleiche gegen das Reich gerichtete Handlung entsprechend bestraft (RGSt. 88 
77). Die Gegenseitigkeit muß verbürgt sein bereits zur Zeit der Tat und noch im Augen- 
blick der Aburteilung. 

Bei dem Erfordernis der Verbürgung der Gegenseitigkeit handelt es sich um eine 
Bedingung der Strafbarkeit; der Vorsatz braucht sich hierauf also nicht zu er- 
strecken. 


IN. Eine Ersatzgeldstrafe nach $ 27b kommt hier nicht in Betracht, da dies auch 
nicht in den $$ 80-84 vorgesehen ist (Schwarz Anm.4B). 


IV. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Berechtigt zum Strafantrag ist die aus- 
ländische Regierung (Abs. 2). 


V. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 20. Juni 1938, 
RGBI.1S. 640). 


S 103 


Wer sich gegen den Landesherrn oder den Regenten eines nicht zum Deutschen Reich 
gehörenden Staats einer Beleidigung schuldig macht, wird mit Gefängnis von einer Woche 
bis zu zwei Jahren oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft, sofern in diesem 
Stasate dem Deutschen Reich die Gegenseitigkeit verbürgt ist. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen Regierung ein. Die Zurücknahme 
des Antrages ist zulässig. 


I. Als geschützte Personen werden ausdrücklich genan®t die Landesherren und die 
Regenten. Entsprechend anzuwenden ($ 2) ist die Vorschrift auf die sonstigen aller- 
höchsten Repräsentanten eines ausländischen Staates, z. B. den Caudillo und die Prä- 
sidenten von Republiken (and. in letzterer Hinsicht Schwarz Anm. 1). 


H. Unter Beleidigung ist dasselbe zu verstehen wie in den $$ 185 ff. Zulässig ist auch 
hier der Wahrheitsbeweis; ebenso kommt eine Wahrnehmung berechtigter Interessen 
($ 193) in Betracht. 


Das kommende Recht will das ausländische Staatsoberhaupt gegen jede öffentliche Verunglimpfung 


schützen; Wahrheitsbeweis und Berufung auf die Verfolgung berechtigter Zwecke sollen ausgeschlos- 
sen sein. 


Über das Erfordernis der Verbürgung der Gegenseitigkeit vgl. oben $102 Anm. II. 


II. Ist die Gegenseitigkeit verbürgt, dann steht die Vorschrift in Gesetzeskonkurrenz 
zu den 88 185 ff. 


IV. Berechtigt zur Stellung des erforderlichen Strafantrages ist nur die ausländische 
Regierung (Abs. 2). 

Eine Privatklage kommt im Falle des $103 nicht in Betracht (vgl. $ 374 Nr. 2 
StPO). 


S 103 a 


Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität eines nicht zum Deutschen Reich gehörenden 
Staats oder ein Hoheitszeichen eines solchen Staats böswillig wegnimmt, zerstört oder 
beschädigt oder beschimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


I. Geschützt wird ein öffentliches Zeichen der Autorität oder ein Hoheits- 
zeichen des ausländischen Staates, die im Reichsgebiet auf Anordnung des aus- 
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S 104 «+. Abschnitt. Feindl. Handlungen gegen befreundete Staaten 


ländischen Staates angebracht sind. Es ist nicht möglich und nicht erforderlich, zwischen 
den beiden Gruppen von Zeichen zu unterscheiden (RGSt. 68 287). Es genügt jedes 
Zeichen, durch das die Regierungsgewalt des betreffenden Staates zum Ausdruck ge- 
bracht werden soll. 

Über Wegnehmen vgl. $ 242, über Zerstören und Beschädigen vgl. $ 303, über 
beschimpfenden Unfug vgl. $ 166. 

Böswillig handelt, wer die Tat begeht, um eine feindselige Gesinnung gegen den 
fremden Staat zu bekunden (RGSt. 48 176). 

Im Gegensatz zu $ 102 und zu $ 103 wird hier die Verbürgung der Gegenseitigkeit 
nicht als Bedingung der Strafbarkeit erfordert. Wie der ganze Abschnitt, so greift auch 
die vorliegende Bestimmung aber nur zugunsten befreundeter Staaten ein (Frank Ann. 1], 
LK Anm. 2, Schwarz Anm.1; and. Olshausen Anm. 1). 


IL Idealkonkurrenz kommt in Betracht bei Wegnahme mit Diebstahl ($ 242), bei 
beschimpfendem Tun mit grobem Unfug ($ 360 Nr. 11). Gesetzeskonkurrenz be- 
steht bei Beschädigung oder Zerstörung mit Sachbeschädigung ($ 303); als das speziellere 
Gesetz geht $103a vor. 


IN. Ergänzend vgl. das Gesetz zum Schutz des Wappens der schweizerischen Eid- 
genossenschaft vom 27. März 1935 (RGBI.I S. 501). 


, 8104 
Wer sich gegen einen bel dem Reich beglaubigten Gesandten oder Geschäftsträger 
einer Beleidigung schuldig macht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit 
Festungshalt von gleicher Dauer bestraft. 
Die Verfoigung tritt nur auf Antrag des Beleidigten ein. Die Zurücknahme des Antrages 
ist zulässig. 


I. Geschützt sind die bei Reich beglaubigten Gesandten und Geschäftsträger. Der 
Unterschied zwischen beiden Gruppen besteht darin, daß der Gesandte beim Führer 
und Reichskanzler beglaubigt ist, der Geschäftsträger nur bei dem Reichsaußenminister. 
Der Schutz beginnt mit der Überreichung des Beglaubigungsschreibens; er endet 
mit der Überreichung des Abberufungsschreibens, mit dem Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen, der Zustellung der Pässe oder einer amtlichen deutschen Kundgebung, die 
einem ausländischen diplomatischen Vertreter die Anerkennung als solchen entzieht. 

Die Verbürgung der Gegenseitigkeit ist auch hier keine Bedingung der Strafbarkeit. 


H. Die Vorschrift wird entsprechend ($ 2) anzuwenden sein auf Mitglieder einer aus- 
Jändischen Regierung, Botschafter oder Gesandte in Sondermission, die sich im Ein- 
verständnis mit der deutschen Regierung in amtlicher Eigenschaft im Reichsgebiet auf- 
halten, z. B. um Handelsvertragsverhandlungen zu führen. 


IH. Erforderlich ist stets ein Strafantrag. Dieser kann nur von dem Beleidigten selbst 
gestellt werden, nicht von der ausländischen Regierung (Abs. 2). 


un a ee F Eee m TE ag EHE re m 


FÜNFTER ABSCHNITT 


VERBRECHEN UND VERGEHEN IN BEZIEHUNG 
AUF DIE AUSÜBUNG STAATSBÜRGERLICHER RECHTE 


Die Vorschriften dieses Abschnitts beziehen sich nur auf inländische Einrichtungen 
und Verhältnisse. 

Ergänzend kommt in Betracht $ 2 Ges. über das Reichstagswahlrecht vom 7. März 
1936 (RGBI.1I S. 133). Danach wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft, wer, ohne wahlberechtigt zu sein, eine Stimme abgibt. 

Für das kommende Recht sind keine den $$ 105, 106, 107a entsprechenden Bestimmungen vor- 


gesehen; die übrigen Vorschriften des Abschnitts sollen dagegen grundsätzlich beibehalten, aber nach 
einigen Richtungen geändert und ergänzt werden. 


S 105 
Wer es unternimmt, den Senat einer der freien Hansestädte, eine gesetzgebende Ver- 
sammlung des Reichs auseinanderzusprengen, zur Fassung oder Unterlassung von Be- 
schlüssen zu nötigen oder Mitglieder aus ihnen gewaltsam zu entfernen, wird mit Zucht- 
haus nicht unter fünf Jahren oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Festungshaft nicht unter einem Jahre ein. 


Das Unternehmen ergreift auch hier Versuch und Vollendung ($ 87); vorbereitende 
Handlungen werden nicht erfaßt. 

Die Vorschrift steht mit der Nötigung und mit dem hochverräterischen Unternehmen 
nach $ 80 Abs. 2 in Gesetzeskonkurrenz; der Nötigung geht sie vor; gegenüber $ 80 
Abs. 2 tritt sie zurück. 


S 106 
Wer ein Mitglied einer der vorbezeichneten Versammiungen durch Gewalt oder durch 
Bedrohung mit einer strafbaren Handlung verhindert, sich an den Ort der Versammlung 
zu begeben oder zu stimmen, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Festungs- 
haft von gleicher Dauer bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, 50 tritt Festungshaft bis zu zwei Jahren ein. 


Ss 107 
Wer einen Deutschen durch Gewalt oder durch Bedrohung mit einer strafbaren Hand- 
lung verhindert, In Ausübung seiner staatsbürgerlichen Rechte zu wählen oder zu stim- 


men, wird mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten oder mit Festungshaft bls zu fünf 
Jahren bestraft. 


Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Vorschrift richtet sich gegen die Wahlhinderung. Sie bezieht sich auf alle 
Wahlen oder sonstigen Abstimmungen, die in öffentlichen Angelegenheiten auf Grund 
einer gesetzlichen Vorschrift mit amtlicher Genehmigung vorgenommen werden; es 
wird hier also derselbe Kreis von Wahlen erfaßt wie in den $$ 108, 109. Demgegenüber 
wird vielfach angenommen, daß der Begriff der öffentlichen Angelegenheiten in $$ 108, 
109 über den der staatsbürgerlichen in $107 hinausgehe (so z. B. RGSt. 64 303, Ger- 
land 8. 335, Olshausen Anm. 1, 2, Schwarz $ 108 Anm. 1 A). Dies führt zu dem merk- 
würdigen Ergebnis, daß die leichteren Delikte der Wahlfälschung bei einem größeren 
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S 107 a 5-Abschnitt. In Beziehung auf die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 


Kreis von Wahlen unter Strafe gestellt sind als das schwerere Delikt der Wahlhinderung 
(LK Anm. 1). Wenn man nicht durch Auslegung die Wahlen in Ausübung staatsbürger- 
licher Rechte als gleichbedeutend mit Wahlen in öffentlichen Angelegenheiten ansieht, 
wird man zu demselben Ergebnis durch entsprechende Anwendung ($2) kommen 
müssen. Geschützt werden durch die vorliegende Bestimmung z. B. die Wahlen zum 
Reichstag, die Vertrauensratswahlen, weiter etwa die Abstimmung bei einem Volks- 
entscheid, ferner aber auch die Wahlen zu Organen von Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts. 


II. Die strafbare Handlung besteht in der Verhinderung eines Deutschen zu wählen 
oder zu stimmen, und zwar durch Gewalt oder durch Bedrohung mit einer strafbaren 
Handlung. Hierunter fällt einmal der Fall, daß jemand verhindert wird, überhaupt 
zu wählen oder zu stimmen, ferner aber auch der, daß jemand verhindert wird, eine be- 
stimmte Person zu wählen (R 4 266). Trotz des Wortlauts wird auch der dritte Fall, 
daß jemand genötigt wird zu wählen, der überhaupt nicht wählen oder stimmen will, 
hierunter zu fassen sein (Binding Lehrbuch 2 S. 826; and. Frank Anm. II, LK Anm. 2, 
Schwarz Anm. 2). 


IL. Gesetzeskonkurrenz besteht mit Nötigung ($ 240); Idealkonkurrenz ist mög- 
lich mit der Wahlfälschung nach $ 108 (RGSt. 68 387). 


S107a 

Wer nichtverbotene Versammlungen, Aufzüge oder Kundgebungen mit Gewalt oder 
durch Bedrohung mit einem Verbrechen verhindert oder sprengt, wird mit Gefängnis, 
neben dem auf Geldstrafe erkannt werden kann, bestraft. 

Wer in nichtverbotenen Versammlungen oder bei nichtverbotenen Aufzügen oder Kund- 
gebungen Gewalttätigkeiten in der Absicht begeht, die Versammlung, den Aufzug oder 
die Kundgebung zu sprengen, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 


I. Versammlung ist eın nicht nur zufälliges, zeitweiliges Beisammensein einer größeren 
Zahl von Personen zu dem gemeinschaftlichen Zweck, eine ihnen gemeinsame Angelegen- 
heit zu erörtern oder zu beraten oder zur Erreichung eines bestimmten Ziels beizutragen 
(RGSt. 21 73). Es muß stets ein gemeinsames Ziel vorliegen; nur gemeinsame Interessen 
reichen nicht aus; künstlerische oder wissenschaftliche Vorträge fallen daher nicht 
unter den Begriff der Versammlung (RGSt. 88 184). Die Versammlung braucht nicht 
öffentlich zu sein. Ein Aufzug liegt dann vor, wenn eine zu einem bestimmten Zweck 
vereinte Menschenmenge sich in der Öffentlichkeit als ein zusammengehöriges Ganzes 
in einer Weise bewegt, die geeignet ist, die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zu 
lenken (vgl. RGSt.44 372). Der Begriff der Kundgebung erfordert, daß es sich um 
öffentliche oder in einer Versammlung erfolgende Willens- oder Meinungsäußerungen 
handelt, die von der Absicht getragen sind, sie nach außen als Kundgebung in die Er- 
scheinung treten zu lassen; dies ist z. B. der Fall bei einer Fahnenweihe, bei Denkmals- 
enthüllungen (RG Recht 1926 Nr. 1831). Die Versammlung usw. muß nicht verboten 
sein; das Verbot kann unmittelbar auf Gesetz oder auf behördlicher Anordnung beruhen 
(RGSt. 65 354). 

Verhindert ist eine Versammlung usw., wenn sie nicht so stattfinden kann wie es 
geplant ist; gesprengt ist die Versammlung, wenn die Teilnehmer gezwungen werden, 
die Versammlung zu verlassen. 


II. Der Versuch wird in gewissem Umfang von Abs. 2 mit Strafe bedroht. Über den 
Vorsatz oder bedingten Vorsatz hinaus ist hierbei der bestimmte, auf die Sprengung 
der Versammlung gerichtete Wille erforderlich (RGSt. 68 165). 
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Wahlfälschung. Wahlbestechung 58 108; 109 
$ 108 
Wer in einer ölfentlichen Angelegenheit mit der Sammlung von Wahl- oder Stimm- 
zetteln oder -zeichen oder mit der Führung der Beurkundungsverhandlung beauftragt, 
ein unrichtiges Ergebnis der Wahlhandlung vorsätzlich herbeiführt oder das Ergebnis 
verfälscht, wird mit Gefängnis von einer Woche bis zu drei Jahren bestraft. 
Wird die Handlung von jemand begangen, welcher, nicht mit der Sammlung der Zettel 


oder Zeichen oder einer anderen Verrichtung bei dem Wahlgeschäfte beauftragt ist, so 
tritt Gelängnisstrafe bis zu zwei Jahren ein. 


Auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Die Vorschrift behandelt die Wahlfälschung. 


L. Erfaßt werden alle Wahlen und Abstimmungen in einer öffentlichen Angelegen- 
heit; vgl. hierüber $107 Ann.l. 


Die Handlung kann einmal in dem Herbeiführen eines unrichtigen Ergebnisses der 
Wahlhandlung bestehen. Das Ergebnis der Wahlhandlung liegt vor, sobald die 
Ausübung der Wahl durch die Wähler beendet ist; es braucht hierfür nicht bereits das 
Wahlergebnis ermittelt und beurkundet zu sein. Es genügt, daß ein unrichtiges Stimmen- 
verhältnis herbeigeführt wird; die Person des Gewählten braucht dadurch nicht ge- 
ändert zu sein. Ein unrichtiges Ergebnis kann etwa dadurch herbeigeführt werden, daß 
ein Beisitzer des Wahlvorstandes auf den amtlichen Stimmzetteln einen Wahlvorschlag 
unbefugt kennzeichnet und die gekennzeichneten Stimmzettel den Wählern aushändigt, 
wenn diese dann, obwohl sie für einen anderen Vorschlag stimmen wollten, doch die 
gekennzeichneten Stimmzettel abgeben (RGSt.68 382). Die Handlung kann weiter 
bestehen im Verfälschen des Wahlergebnisses. Hier ist die Wahl oder Abstimmung 
fehlerfrei durchgeführt worden; nach Abschluß der Wahlhandlung wird dann ein an 
sich richtiges Ergebnis verfälscht, z. B. durch unrichtiges Zählen der Stimmen. 


IL Als Täter kommen Wähler und Nichtwähler in Betracht. Schwerer bestraft wird 
der Täter, der mit der Sammlung der Wahlzettel, Stimmzettel oder Stimmzeichen 
oder mit der Führung der Beurkundungsverhandlungen beauftragt ist (Abs. 1). 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz 
genügt. 


IV. Idealkonkurrenz ist möglich mit der Wahlhinderung ($ 107), ferner mit mittel- 
barer Falschbeurkundung ($ 271), mit Urkundenunterdrückung nach $ 274 Nr.1 (RG- 
St. 22 184), ferner mit $ 348 (RGSt. 56 390). 


S 109 


Wer in einer öffentlichen Angelegenheit eine Wahlstimme kauft oder verkauft, wird 
mit Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jahren bestraft; auch kann auf Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


I. Die Wahlbestechung (Stimmenkauf) bezieht sich auf alle Wahlen und Abstimmungen 
in öffentlichen Angelegenheiten; vgl. $107 Anm.I. Es kommt hier z. B. auch die Ab- 
stimmung bei einem Volksentscheid in Betracht (Schwarz 8108 Anm.1). 


II. Die strafbare Handlung besteht in dem Kauf oder Verkauf einer Wahlstimme. 
Es kommt hier nicht auf die privatrechtlichen Grundsätze über den Kauf an; maß- 
gebend dafür, ob ein Kauf vorliegt, sind vielmehr die Anschauungen des gewöhnlichen 
Lebens. Erforderlich ist eine Willenseinigung zwischen dem Käufer und dem Ver- 
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käufer (RGSt. 17 296). Es genügt die dem Wähler gemachte und von diesem angenom- 
mene Zusage eines materiellen Vorteils irgendeiner Art. Ein Verkauf ist auch der gegen 
Entgelt erklärte Verzicht auf die Ausübung des Wahlrechts (RGSt. 48 70, Gerland 
S. 336, LK Anm.4; and. Frank Anm. II 1, Olshausen Anm. 3). 


II. Die Tat ist vollendet mit der Willenseinigung; es kommt nicht darauf an, ob 
das Entgelt wirklich gewährt wird oder nicht; es ist auch unerheblich, ob die Stimme 
tatsächlich in dem erstrebten Sinne abgegeben wird oder nicht. 


SECHSTER ABSCHNITT 
WIDERSTAND GEGEN DIE STAATSGEWALT 


IL. Geschützt wird durch die Bestimmungen dieses Abschnitts nur die inländische 
Staatsgewalt; ein Widerstand, der gegen eine ausländische Staatsgewalt geleistet wird, 
fällt nicht unter die Vorschriften dieses Abschnitts (Frank vor $110, Gerland S. 337, 
LK 8110 Anm. Aa, v. Liszt-Schmidt S. 788, Olshausen Bem. 2 vor $ 110; and. RGSt. 
8 54). Durch Staatsvertrag und durch ein entsprechendes inländisches Gesetz kann 
etwas anderes bestimmt werden; vgl. z. B. Ges. über das deutsch-italienische Abkommen 
zur Bekämpfung des Schmuggels und anderer Zuwiderhandlungen gegen die Zollgesetze 
vom 15. November 1940 (RGBl. II S. 259). 

Schrifttum: Nagler, Die Widersetzlichkeit gegen die ausländische Staatsgewalt, in: Festg. 
für Heilborn, 1931. -— v. Weber, Der Schutz fremdländischer staatlicher Interessen im Strafrecht, 
in: Festg. Frank II S. 269. 

H. Ergänzend kommen vor allem in Betracht VO gegen die Aufforderung zum Steuer- 
streik vom 15. September 1923, 88 15 ff. VO zum Schutze des Deutschen Volkes vom 
4. Februar 1933, $$ 4 f. VO zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933, $ 2 
Nr.2 Ges. zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 1933, $5 Kriegs- 
sonderstrafrechtsVO, $$ 1, 2 VO gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 1939, weiter 
$ 10 Luftschutzgesetz vom 26. Juni 1935, sämtlich abgedr. im Anhang. 


II. Rechtspolitisch zum ganzen Abschnitt vgl. Frank Leitsätze II S. 101. 


8 110 


Wer öffentlich vor einer Menschenmenge, oder wer durch Verbreitung oder öfltent- 
liehen Anschlag oder öffentliche Ausstellung von Schriften oder anderen Darstellungen 


‚zum Ungehorsam gegen Gesetze oder rechtsgültige Verordnungen oder gegen die von 


der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen auffordert, wird 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


L. Die Vorschrift behandelt die Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze. Er- 
faßt wird hier nur die Auflehnung gegen das Gesetz an sich, nicht die Aufforderung 
zum Ungehorsam in einem Einzelfall. Die Bestimmung ist nur auf solche Aufforde- 
Fungen zu beziehen, ‚‚die sich gegen die verbindliche Kraft des Gesetzes an sich richten, 
zum Ungehorsam gegen dieses überhaupt anstacheln, nicht aber auf solche, die bei 
grundsätzlicher Anerkennung seiner Gültigkeit nur seine Anwendung auf den gerade 
vorliegenden einzelnen Fall in Zweifel ziehen und verhindern wollen“ (RGSt. 65 262, 
RG HRR 1942 Nr. 128). Der Zweck der Vorschrift ist, die staatliche Autorität gegen 
Erschütterung ihrer Grundlagen zu schützen. 


II. Erforderlich ist eine Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze oder rechts- 
gültige Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit 
getroffenen Anordnungen. 


l. Zu den Gesetzen gehören nicht nur die Strafgesetze und sonstigen Gesetze mit 
öffentlichrechtlichem Inhalt (z. B. Steuergesetze), sondern auch die Gesetze über das 
Privatrecht, insbesondere über das bürgerliche Recht. Strafbar kann daher z. B. sein 
die Aufforderung zur Nichtzahlung von Miete, Pacht oder zum Vertragsbruch (RGSt. 
54 266, Gerland S. 344, LK Anm. 3a, Olshausen Anm. 17; and. Frank Anm. I, nach 
dem nur öffentlichrechtliche Gesetze unter $ 110 fallen, ähnlich v. Liszt-Schmidt $.805). 
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Gleich stehen den Gesetzen die Erlasse des Führers (vgl. z. B. Erlaß zur Vorberei- 
tung des deutschen Wohnungsbaues nach dem Kriege vom 15. November 1940, RGBi. 1 
S. 1495). 

2. Eine Verordnung ist rechtsgültig, wenn sie von der zuständigen Stelle in der vcr- 
geschriebenen Form erlassen und verkündet ist und inhaltlich dem geltenden Recht 
entspricht. Die Rechtsgültigkeit der Verordnung ist kein Tatbestandsmerkmal, sondern 
Bedingung der Strafbarkeit; auf sie braucht sich daher der Vorsatz nicht zu erstrecken 
(vgl. RGSt. 64 76). 

8. Gleich stehen den Gesetzen und rechtsgültigen Verordnungen die von der Obrig- 
keit innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen. Unter Obrigkeit sind nur 
solche Organe der Staatsgewalt zu verstehen, die in einem gewissen Umfange die Staats- 
gewalt selbständig auszuüben haben und zum Erlaß allgemein verpflichtender Vor- 
schriften berufen sind (RGSt. 55 10). Zur Obrigkeit in diesem Sinne gehören nicht die 
polizeilichen Vollzugsorgane, wohl aber z. B. die Versorgungsverbände auf dem Gebiete 
der Milchwirtschaft (vgl. RG HRR 1936 Nr. 768), die Hauptvereinigung der deutschen 
Viehwirtschaft (RG HRR 1942 Nr. 128). Die Anordnung muß sich stets auch an einen 
etwas größeren Personenkreis außerhalb der Behördenorganisation wenden; das Gebot 
eines Landrats an die Amts- und Gemeindevorsteher seines Kreises genügt nicht (RGSt. 
65 261). 

Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf die von den Dienststellen der 
Partei innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen, z.B. auf die Anord- 
nungen eines Kreisleiters anläßlich der Freimachung eines bestimmten Gebiets. Über 
den Kreis der Dienststellen der Partei vgl. näher Dahlmann, Probleme der rechtlichen 
Stellung der Organe der NSDAP., 1940 (Diss. Köln) S. 67. 

Die Zuständigkeit ist nicht Tatbestandsmerkmal, sondern Bedingung der Strafbar- 
keit; auf sie braucht sich daher der Vorsatz nicht zu erstrecken (RGSt. 68 329). 


II. Es muß sich handeln um eine Aufforderung zum Ungehorsam. Aufforderung ist 
die Kundgebung einer Absicht an andere mit dem Zweck, deren Willen zu einem Han- 
deln oder Unterlassen hervorzurufen. Die Aufforderung wendet sich an den Intellekt, 
der von der Richtigkeit und Zweckmäßigkeit des geforderten Tuns oder Unterlassens 
überzeugt werden soll (RGSt. 68 173). Die Aufforderung braucht nicht zur Kenntnis 
des Aufgeforderten gelangt zu sein (RGSt. 58 198; and. Olshausen Anm. 4a). Es muß 
sich stets um die Aufforderung zum Ungehorsam gegen bestimmte Gesetze usw. 
handeln; die bloße Aufforderung, den Gesetzen nicht zu gehorchen, ist nicht ausreichend 
(R 6 434). Die Anführung des konkreten Gesetzes ist allerdings nicht erforderlich; es 
genügt, daß der Hörer versteht, welcher Gesetzesvorschrift nach dem Willen des Täters 
Ungehorsam geleistet werden soll (RGSt. 72 339 mit Anm. Henning DJ 1938 S. 1726). 
Die Aufforderung kann ausdrücklich oder durch schlüssige Handlungen erfolgen (RG- 
St.47 413). 


IV. Die Aufforderung muß öffentlich vor einer Menschenmenge oder durch Verhbrel- 
tung oder öffentlichen Anschlag oder öffentliche Ausstellung von Schriften oder anderen 
Darsteliungen erfolgen. 


1. Die Aufforderung öffentlich vor einer Menschenmenge. 

a) Öffentlich ist die Aufforderung dann erfolgt, wenn sie für einen größeren, durch 
persönliche Beziehungen nicht zusammenhängenden Personenkreis wahrnehmbar war 
(RG HRR 1942 Nr. 128) ; Öffentlichkeit des Orts ist nicht erforderlich. Die Aufforderung 
kann öffentlich z. B. auch in einem Eisenbahnabteil oder auf der Plattform eines Straßen- 
bahnwagens erfolgen. Weitergehend nimmt das Reichskriegsgericht für $ 5 Abs. 1 Nr.1 
KriegssonderstrafrechtsVO an, daß öffentlich auch handelt, wer sich gegenüber einer 
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unbestimmten Anzahl von Personen nacheinenader zersetzend äußert oder wer sich zwar 
an einen bestimmten Personenkreis wendet, aber damit rechnet, daß seine Äußerungen 
in die Öffentlichkeit dringen (RKG DJ 1940 S. 939). 

b) Unter Menschenmenge ist eine größere Zahl von Menschen zu verstehen, bei der 
es auf das Hinzukommen oder Weggehen eines einzelnen nicht mehr ankommt (Gerland 
S. 341/42, weiter RG HRR 1942 Nr. 128; über etwas andere Auffassungen vgl. Frank 
Anm. II 1b, Olshausen Anm. 7). 

c) Die Aufforderung braucht nur vor der Menschenmenge zu erfolgen; sie braucht 
sich nicht an die Menschenmenge zu richten. 


2. Die Aufforderung durch Verbreitung oder öffentlichen Anschlag oder öffentliche 
Ausstellung von Schriften oder anderen Darstellungen. Über Schriften und Darstellungen 
vgl.841 Anm. IIli. 

a) Die Verbreitung erfordert immer ein Zugänglichmachen der Schrift oder Dar- 
stellung nach ihrer Substanz; ein bloßes Vorlesen genügt nicht. Im übrigen liegt ein 
Verbreiten dann vor, wenn der Täter die Schrift einem größeren Personenkreis zugäng- 
lich macht; öffentlich braucht das Verbreiten nicht zu geschehen. Die Weitergabe an 
eine Person genügt dann, wenn der Wille des Täters darauf gerichtet war oder der 
Täter damit gerechnet hat, daß der Empfänger die Schrift oder Darstellung anderen 
Personen zugänglich macht (Gerland S. 344, LK Anm. 6a; and. Frank Anm. II 2a). 
Über Verbreiten vgl. auch $ 83 Anm. III 3a. 

b) Beim Anschlag oder bei der Ausstellung wird im Gegensatz zum Verbreiten nicht 
die Substanz, sondern nur der Inhalt der Schrift Dritten zugänglich gemacht. Die An- 
heftung eines Stücks kann ausreichend sein. Das Anschlagen oder Ausstellen muß 
öffentlich erfolgen. 


V. Vollendet ist die Tat bereits mit der erfolgten Aufforderung; Kenntnisnahme oder 
Verstehen der Aufforderung durch einen anderen ist zur Vollendung nicht erforderlich 
(and. Frank Anm. I]I). 


VI. Für den inneren Tatbestand muß Vorsatz vorliegen. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß das Tun die Aufforderung zu einem Ungehorsam gegen das Gesetz als 
solches enthalte. Bedingter Vorsatz genügt (RG HRR 1942 Nr. 128). 

Die Rechtsgültigkeit der Verordnung oder die Zuständigkeit zum Erlaß der Anord- 
nung sind nicht Tatbestandsmerkmale, sondern Bedingungen der Strafbarkeit; auf sie 
braucht sich daher der Vorsatz nicht zu erstrecken (LK Anm. 8; and. Frank Anm. IV, 
Olshausen Anm. 23; vgl. oben 112, 3). 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 111 (RGSt. 68 328; and. z. B. Gerland S.345), 
ferner mit $1 VO gegen die Aufforderung zum Steuerstreik vom 15. September 1923 
(RGSt. 65 368). Gesetzeskonkurrenz besteht mit $4 VO zum Schutz von Volk und 
Staat vom 28. Februar 1933; letzteres ist das speziellere Gesetz. 


VII. Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt die Vorschrift auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($8 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI.I S. 754, und 5. Mai 
1941, RGBI.I S. 248). 


IX. Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen, daß der Täter sich nicht darauf berufen 
kann, er habe die Anordnung für unrechtmäßig gehalten; vgl. Dahm in Gürtner II S. 280. 


gı111 


Wer auf die vorbezeichnete Weise zur Begehung einer strafbaren Handlung auffordert, 
ist gleich dem Anstifter zu bestrafen, wenn die Aufforderung die strafbare Handlung 
oder einen strafbaren Versuch derselben zur Folge gehabt hat. 
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Ist die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, so tritt Geldstrafe oder Gefängnisstrafe 
bis zu einem Jahre ein. Die Strafe darf jedoch, der Art oder dem Krane nach, keine schwe- 
rere sein, als die auf die Handlung selbst angedrohte. 


$ 110 bedroht die Aufforderung zum Ungehorsam gegen das Gesetz als solches mit 
Strafe; die vorliegende Bestimmung bestraft dagegen die Aufforderung zu einer be- 
stimmten strafbaren Handlung (RGSt. 68 328). 


I. Die Aufforderung muß erfolgen in der in $ 110 bezeichneten Weise, also entweder 
öffentlich vor einer Menschenmenge oder durch Verbreitung, öffentlichen Anschlag oder 
öffentliche Ausstellung von Schriften oder anderen Darstellungen; vgl hierüber $ 110. 
Anm. IV. 


IH. Die Aufforderung muß sich hier auf die Begehung einer strafbaren Handlung 
richten. Es kommen nur kriminell strafbare Handlungen in Betracht; es macht aber 
keinen Unterschied, ob die Handlung kraft Reichsrechts oder Landesrechts strafbar 
ist, ob es sich um ein Verbrechen, Vergehen oder um eine Übertretung, um ein Verbots- 
oder ein Gebotsgesetz handelt. Ist die Erfüllung eines Tatbestandes sowohl mit kri- 
mineller wie auch mit Ordnungsstrafe bedroht (z. B. $$ 1, 8 VO über Strafen und Straf- 
verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 1939, RGBl. I 
S. 999), so wird dadurch der Charakter der Tat als einer kriminell strafbaren nicht 
beseitigt. Erforderlich ist auch hier eine bestimmte Aufforderung. Dies ist in dem 
Sinne zu verstehen, daß die Art des angesonnenen Verbrechens nach seinem recht- 
lichen Wesen gekennzeichnet ist; dagegen braucht nicht das einzelne Ereignis, bei dem 
der Aufgeforderte handeln soll, nach Person und Ort bestimmt zu sein (RGSt. 66 202). 
Wird zum Widerstand gegen die Staatsgewalt aufgefordert, dann muß erkennbar sein, 
welcher besonderen Amtshandlung Widerstand geleistet werden soll (RGSt. 89 387). 
Auch hier ist nicht erforderlich, daß der Aufgeforderte von der Aufforderung Kenntnis 
erhält. 


IH. Die Bestrafung ist verschieden, je nachdem ob die Aufforderung Erfolg gehabt 
hat oder nicht. | 


1. Hat die Aufforderung die strafbare Handlung oder einen strafbaren Versuch der- 
selben zur Folge gehabt, dann ist der Auffordernde gleich dem Anstifter zu bestrafen 
(Abs. 1). Es handelt sich hier aber nicht um eine echte Anstiftung; der Unterschied 
liegt darin, daß sich die Anstiftung an eine bestimmte Person oder an einen individuell 
bestimmten Personenkreis richten muß (vgl. $48 Anm. IV 1); die Aufforderung nach 
$ 111 erfolgt dagegen öffentlich vor einer Menschenmenge (Kohlrausch Anm.1; da- 
gegen sieht Olshausen Anm. 6 den Abs. 1 als überflüssig an; abweichend über das Ver- 
hältnis der beiden Vorschriften auch Frank Anm. II, dem Gerland $. 345 folgt). Die 
Aufforderung hat die strafbare Handlung zur Folge gehabt, wenn ein auch nur mittel- 
barer Zusammenhang besteht. Der Täter braucht die Aufforderung nicht selbst ver- 
nommen oder von ihr Kenntnis erhalten zu haben; es genügt, daß die Tat die Folge 
der durch die Aufforderung hervorgerufenen gemeinsamen Aufregung war (RGSt.57 285). 

2. Ist die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, dann ist die Strafe Geldstrafe oder 
Gefängnis bis zu einem Jahr. Dieser Fall liegt z. B. dann vor, wenn die Aufgeforderten 
schon von sich aus zu der strafbaren Handlung entschlossen waren (RGSt. 65 202). 
Die Strafe darf der Art und dem Maße nach keine schwerere sein als die auf die Hand- 
lung selbst angedrohte (Abs. 2). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Das Bewußtsein, daß die 
angesonnene Handlung strafbar sei, braucht der Auffordernde nicht zu haben (RGSt. 
89 342, 40 305, 365). 
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V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $110 (vgl. $110 Anm.VII). Als speziellere 
Gesetze gehen dagegen vor $ 83, ferner $ 10 Sprengstoffgesetz, $4 VO zum Schutz von 
Volk und Staat vom 28. Februar 1933. 


Ss 112 
Wer eine Person des Soldatenstandes auffordert oder anreizt, dem Befehle des Oberen 
nicht Gehorsam zu leisten, wer insbesondere eine Person, welche zum Beurlaubten- 
stande gehört, auffordert oder anreizt, der Einberulung zum Dienste nicht zu folgen, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 
$ 112 ist zur Zeit nicht anzuwenden ($ 6 KriegssonderstrafrechtsVO in der Fassung 
der VO vom 10. Oktober 1940, RGBl. 1 S. 1362); an seine Stelle tritt $5 Nr. 2 u 
sonderstrafrechtsVO. 


8113 

Wer einem Beamten, welcher zur Vollstreckung von Gesetzen, von Befehlen und An- 
oränungen der Verwaltungsbehörden oder von Urteilen und Verfügungen der Gerichte 
berufen ist, in der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes durch Gewalt oder durch Be- 
drohung mit Gewalt Widerstand leistet, oder wer einen solchen Beamten während der 
rechtmäßigen Ausübung seines Amtes tätlich angreift, wird mit Gelängnis von vierzehn 
Tagen bis zu zwei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe bis zu einem Jahre oder 
Geldstrafe ein. 

Dieselben Strafvorschriften treten ein, wenn die Handlung gegen Personen, welche 
zur Unterstützung des Beamten zugezogen waren, oder gegen Mannschaften der bewall- 
neten Macht, oder gegen Mannschaften einer Gemeinde-, Schutz- oder Bürgerwehr in 
Ausübung des Dienstes begangen wird. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Ahrens, Die zeitgemäße Gestaltung der Widerstandsdelikte, 1939 (Diss. Breslau). — 
Held, Der Widerstand gegen die Staatsgewalt, 4933 (Strafr. Abh. Heft 313). — Pestalozza, Die 
Rechtmäßigkeit der Amtsausübung im Sinne des 8 143 StGB, DStR 1939 S. 34. - Roller, Der Wider- 
stand gegen die Staatsgewalt, 1934 (Diss. Jena). -— Kriminologisch: Manglkammer, Der Wider- 
stand gegen Vollstreckungsbeamte, 1938 (Kriminal. Abh. Heft 36). 

I. Die Vorschrift behandelt den Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. Der Zweck 
der Bestimmung ist der Schutz des Staatswillens und der zu seiner Ausführung be- 
rufenen Organe (RGSt. 41 85). Die Vorschrift soll die Tätigkeit, $114 dagegen die 
Willensfreiheit der Beamten schützen; $4113 bezieht sich auf eine die Amtshandlung 
hemmende, $ 114 auch auf eine sie herbeiführende Tätigkeit (Beispiel in KG JW 1928 
S. 1070). 


I. Geschützt werden nur gewisse Personengruppen. 


1. Der Schutz erstreckt sich zunächst auf gewisse Gruppen von Beamten. Wer als 
Beamter im strafrechtlichen Sinne anzusehen ist, ergibt sich aus $ 359. In Betracht 
kommen hier aber nur Beamte, die durch ihr Amt zur Vollstreckung des Staatswillens 
berufen sind. Vollstreckung bedeutet hier die Verwirklichung des konkretisierten, d.h. 
auf einen bestimmten Fall angewendeten staatlichen Willens; einfache Gesetzesanwen- 
dung ist noch nicht identisch mit Vollstreckung (Frank Anm.1, Gerland S. 337, auch 
LK Anm. 1). Es ist nicht erforderlich, daß es sich um einen Vollstreckungsbeamten im 
engeren Sinne handelt; es genügt, daß der Beamte im Einzelfall in ANSURUDE seines 
Amtes vollstreckt. 

Das Gesetz unterscheidet drei Gruppen: Beamte, die zur Vollstreckung von Ge- 
setzen, Beamte, die zur Vollstreckung von Befehlen und Anordnungen der 
Verwaltungsbehörden und Beamte, die zur Vollstreckung von Urteilen und 
Verfügungen der Gerichte berufen sind. Die erste Gruppe unterscheidet sich von 
den beiden anderen dadurch, daß dem zur Vollstreckung von Gesetzen berufenen Be- 
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amten regelmäßig das Recht der eigenen selbständigen Entschließung zur unmittel- 
baren Verwirklichung des Gesetzeswillens zusteht, während die Beamten der beiden 
anderen Gruppen nur im Auftrage anderer Staatsorgane tätig werden, indem sie die 
Beschlüsse der Verwaltung oder der Gerichtsbehörden zur Ausführung zu bringen 
haben (RGSt.41 85). 

Zu den Vollstreckungsbeamten gehören z. B. die Gendarmen (KG JW 1987 S. 762), 
unter Umständen auch Kriminalkommissaranwärter (RG HRR 1989 Nr. 1375), Feld- 
hüter, Volksschullehrer (RGSt.25 90, 85 183), vor allem aber die Gerichtsvollzieher. 
Die letzteren wird man auch bei der Vornahme von Zustellungen auf Betreiben der 
Parteien zu den Vollstreckungsbeamten rechnen müssen (RGSt.41 87). In Betracht 
kommen ferner in gewissem Umfang Amtsträger des Reichsluftschutzbundes (vgl. die 
AV in DJ 1940 S. 1324 unter IC). 

2. Gleichgestellt sind den zur Vollstreckung berufenen Beamten (Abs. 3): 

a) Die zu ihrer Unterstützung zugezogenen Personen. Es kann sich hierbei um andere 
Beamte oder um Privatpersonen handeln (RGSt.25 253). Den Schutz genießen aber 
nur zugezogene Personen, nicht ohne weiteres freiwillig helfende. Zur Unterstützung 
ist nicht zugezogen, wem die selbständige Vornahme einer Amtshandlung übertragen 
worden ist (RGSt. 82 246). 

b) Die Mannschaften der bewaffneten Macht, sofern sie sich in Ausübung des Dienstes 
befinden. Zur bewaffneten Macht gehören auch die Angehörigen der % und der Polizei- 
verbände, soweit sie auf Grund der VO vom 17. Oktober 1939 (RGBIl.1 S. 2107) einer 
Sondergerichtsbarkeit unterstehen, insbesondere also die %-Verfügungstruppe, die %#- 
Totenkopfverbände einschließlich ihrer Verstärkungen, die Polizeiverbände bei beson- 
derem Einsatz. Auf Angehörige des Reichsarbeitsdienstes ist die Vorschrift entsprechend 
($ 2) anzuwenden. 

c) Die Mannschaften einer Gemeinde-, Schutz- oder Bürgerwehr. Hierzu 
wird man auch die Angehörigen einer freiwilligen Feuerwehr oder einer Pflichtfeuerwehr 
zu rechnen haben, ferner die Angehörigen der Landwacht; die Beamten der Feuerschutz- 
polizei sind Polizeivollzugsbeamte (vgl. Ges. vom 23. November 1938, RGBl.T S. 1662). 

8. In entsprechender Anwendung ($ 2) sind die Amtsträger der Partei gleichzustellen. 
In Betracht kommen kann dies z. B. für die Tätigkeit der Amtsträger bei der Frei- 
machung von Ortschaften, bei der Aufnahme von Listen (z. B. für die Volkskartei). 


II. Die Handlung kann bestehen in dem Leisten von Widerstand oder in einem tät- 
lichen Angriff. Erforderlich ist in beiden Fällen, daß die Vollstreckungshandlung be- 
reits begonnen hatte und noch nicht beendet war. Bei der Pfändung durch den 
Gerichtsvollzieher beginnt die Vollstreckung bereits mit dem Betreten der Wohnung 
des Schuldners. Über den Beginn und das Ende der Zwangsvollstreckung vgl. näher 
Schönke, Zwangsvollstreckungsrecht (1940) S. 26 ff. 

1. Der Widerstand muß geleistet werden in der rechtmäßigen Ausübung des Amtes, 
und zwar durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt. Unter Widerstand ist eine 
aktive Tätigkeit gegen den Beamten zu verstehen, die an und für sich geeignet ist, die 
Durchführung der Vollstreckungshandlung zu erschweren (vgl. LK Anm. 6). Passiver 
Widerstand, bloßer Ungehorsam, genügen nicht. 

a) Gewalt bedeutet einmal die Anwendung physischer Kraft gegen die Person des 
Beamten. Darüber hinaus wird man hierunter auch zu verstehen haben die Anwendung 
der Hypnose oder eines betäubenden oder berauschenden Mittels, um einen anderen 
gegen seinen Willen bewußtlos oder widerstandsunfähig zu machen (vgl. auch RGSt. 
72 351). Ausreichend ist jedenfalls eine nur mittelbar gegen die Person, unmittelbar 
gegen Sachen gerichtete Einwirkung, die von der Person körperlich empfunden wird 
(RGSt.27 406, 45 156). Widerstand kann auch dadurch geleistet werden, daß der 
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Schuldner plötzlich mit dem Kraftwagen, auf dessen Trittbrett sich der Beamte gestellt 
hat, losfährt (RG DR 1942 S. 1756). Nicht genügt dagegen eine lediglich gegen eine 
Sache gerichtete Gewalt; diese liegt z. B. dann vor, wenn eine Tür verschlossen wird, 
um dem Beamten den Eintritt unmöglich zu machen (and. Binding Lehrb. 2 S. 775); 
hier kann auch nicht in entsprechender Anwendung ($ 2) gestraft werden (K. Schäfer 
JW 1937 8.1790; and. AG München JW 19837 S. 1790). 

b) Drohung mit Gewalt ist die Ankündigung der bevorstehenden Anwendung von 
Gewalt. Es genügt, wenn eine unmittelbar gegen Sachen und nur mittelbar gegen die 
Person des Beamten sich richtende Gewalt angedroht wird. Die Drohung braucht nicht 
ernst gemeint zu sein; es ist ausreichend, daß der Drohende Baubie, der Bedrohte 
halte sie für ernst gemeint. 

2. Der tätliche Angriff muß begangen werden während der rechtmäßigen Ausübung 
des Amtes. Tätlicher Angriff ist jede in feindseliger Willensrichtung unmittelbar auf 
den Körper eines anderen zielende Einwirkung ohne Rücksicht auf den Erfolg (RGSt. 
59 265). Eine Berührung des Körpers braucht nicht erfolgt, ja nicht einmal beabsichtigt 
zu Sein; der Angriff kann auch auf eine Freiheitsberaubung abzielen. 


IV. Bedingung der Strafbarkeit ist, daß die Amtsausübung oder Dienstausübung der 
geschützten Person rechtmäßig ist. Die Rechtmäßigkeit hängt von folgenden Voraus- 
setzungen ab. 

1. Der Beamte muß sachlich zuständig sein. Erforderlich ist, daß die Handlung in 
den Kreis der Amtsgeschäfte des Beamten gehört (Pestalozza aaO S. 36); so ist z. B. 
der Richter nicht zur Vornahme einer Pfändung in bewegliche Sachen zuständig; dies 
ist allein Sache des Gerichtsvollziehers. Weiter gehört es z. B. nicht zum Geschäftskreis 
der Polizei, privatrechtliche Ansprüche durchzusetzen (RGSt. 29 201, 40 215). Dagegen 
ist örtliche Zuständigkeit nicht Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit (Pestalozza 
aaO S.36; and. das ältere Schrifttum und die ältere Rechtsprechung, vgl. z. B. LK 
Anm. 10a mit Nachweisen, aber auch noch Schwarz Anm. 2 B; in RG DR 1942 S. 1782 
bleibt die Frage dahingestellt); auch wenn z. B. ein Polizeibeamter außerhalb seines 
Amtsbezirks handelt, übt er sein Amt rechtmäßig aus. RGSt. 71 123 sieht die Amts- 
ausübung eines Polizeibeamten dann als rechtmäßig an, wenn er aus richtiger Dienst- 
auffassung heraus im Notfall im Rahmen seiner allgemeinen Zuständigkeit außerhalb 
der Grenzen seines Landes und ohne besonderen Auftrag einschreitet; nach RG DR 
1942 S. 1782 kommt es auf die örtliche Zuständigkeit nicht an, wenn die Verhinderung 
einer strafbaren Handlung in Frage steht. Dieser Gedanke muß aber allgemein, ohne 
Beschränkung auf den Notfall oder auf die Verhinderungeinerstrafbaren Handlunggelten. 

2. Es müssen weiter die wesentlichen Förmlichkeiten beobachtet worden sein. Wesent- 
lich ist z. B. die Zuziehung von Zeugen zur Zwangsvollstreckung gemäß $ 759 ZPO 
(RGSt. 24 390). 

8. Ist eine Handlung dem Ermessen anheimgestellt, dann ist sie in rechtmäßiger 
Amtsausübung erfolgt, wenn der Beamte das ihm zugewiesene Ermessen pflichtgemäß 
hat walten lassen und sein amtliches Handeln nach dem Ergebnis der pflichtmäßig 
angestellten Prüfung eingerichtet hat. Ob das Ergebnis der Prüfung sachlich falsch 
ist oder nicht, berührt nicht die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung (RGSt. 72 311, 
übereinstimmend z. B. Gerland S. 337 Anm.%4; and. z.B. v. Liszt-Schmidt S. 791 
Anm.7). Ein Gerichtsvollzieher handelt z. B. auch in rechtmäßiger Ausübung seines 
Amtes, wenn er Sachen, die nach $ 811 ZPO unpfändbar sind, pfändet, oder wenn er 
die Sachen irrtümlich als im Gewahrsam des Schuldners stehend ansieht (näher Pesta- 
lozza aaO S. 35). 

4. Führt der Beamte bei Vornahme der Amtshandlung einen Auftrag eines Vor- 
gesetzten aus, so ist die Amtshandlung rechtmäßig, wenn der Auftrag bindend war. 
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Ein derartiger Auftrag ist bindend, wenn der Vorgesetzte sachlich zuständig ist und 
der Auftrag sich in den vorgeschriebenen Formen hält (RGSt.55 162, v. Hippel II 
S.263, LK Anm.A1ib, Olshausen Anm.15a; and. Binding Lehrb. 2 S. 771, Frank 
Anm.1IV14). 87 Abs. 2 DBG spricht jetzt aus, daß der Bcamte die dienstlichen Anord- 
nungen seiner Vorgesetzten oder der kraft besonderer Vorschrift ihm gegenüber zur 
Erteilung von Weisungen berechtigten Personen zu befolgen hat, soweit gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist; ‚die Verantwortung trifft dann denjenigen, der die Anord- 
nung gegeben hat. Der Beamte darf eine Anordnung nicht befolgen, deren Ausführung 
für ihn erkennbar den Strafgesetzen zuwiderlaufen würde.‘ Näher hierüber Brand, 
Das deutsche Beamtengesetz (3. Aufl. 1920) $7 Anm.4, 5; Hassa, Der rechtswidrige 
Dienstbefehl an Beamte, 1939 (Diss. Leipzig). 

5. Aus der Rechtsprechung seien noch folgende Beispiele hervorgehoben. Polizei- 
beamte befinden sich in rechtmäßiger Amtsausübung, wenn sie die Vorladung des 
einer Straftat Verdächtigten gemäß $$ 17, 40 Preuß. Polizeiverwaltungsgesetz zwangs- 
weise durchführen (RGSt. 67 354), oder wenn sie jemand, obwohl die Voraussetzungen 
des $ 127 StPO nicht vorliegen, zur Wache mitnehmen, weil die Feststellung seiner 
Persönlichkeit auf offener Straße unangemessen erscheint (RG JW 1985 S. 3393); vgl. 
weiter KG JW 1987 S. 762, RG DR 1942 S. 1782. Der Gerichtsvollzieher ist auch 
in rechtmäßiger Amtsausübung, wenn er eine Wohnung durchsucht, die er irrtümlich 
für die des Schuldners hält (RGSt. 61 297); unrechtmäßig ist die Amtsausübung dagegen, 
wenn er den Schuldner zwingt, ihm beim Aufsuchen der Pfandsache behilflich zu sein 
(OLG Dresden HRR 1928 Nr. 186). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
- Der Täter muß wissen oder es in Kauf nehmen, daß es sich um einen Beamten handelt 
und daß er der Amtsausübung dieses Beamten gewaltsam entgegenwirkt (RG HRR 
1929 Nr. 257, RG DR 1942 S. 1782). 

Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung ist kein Tatbestandsmerkmal, sondern 
eine Bedingung der Strafbarkeit; sie braucht daher nicht vom Vorsatz umfaßt zu sein 
(RGSt. 55 166, 60 342, 72 301, RG DR 1942 S. 1782, LK Anm. 15, Schwarz Anm. 4). 
Wenn demgegenüber vielfach im Schrifttum zum Vorsatz das Bewußtsein der Recht- 
mäßigkeit der Amtsausübung gefordert wird (z. B. Frank Anm. VII, Gerland S. 338, 
Olshausen Anm. 28), so bedeutet dies praktisch ‚‚einen völlig ungenügenden Schutz der 
gefährdeten Vollstreckungsbeamten“ (v.Hippel Lehrb. S. 297 Anm. 5; vgl. weiter auch 
Dahm in Gürtner II S. 273). Unerheblich ist es für den inneren Tatbestand, welchen 
Zweck der Täter mit seinem Verhalten verfolgt (RG HRR 1929 Nr. 257). 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung ($$ 223 ff.), mit Sachbeschä- 
digung ($ 303), ferner mit $96 MStGB (RKG 1 230). Gesetzeskonkurrenz besteht 
mit $1 Abs. 2 und $2 VO gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 1939; die letzteren 
sind die spezielleren Gesetze. Über das Verhältnis zu $114 vgl. $114 Anm.V. 


VII. Das kommende Recht will an Stelle der 88 413, 114, 117-119 einen einheitlichen Tatbestand 
aufstellen und für besonders schwere Fälle eine allgemeine Strafschärfung vorsehen. Neben den Amis 
trägern des Staates sollen die Amtsträger der Partei ausdrücklich genannt werden. Die Tat soll straflos 
sein, ‚soweit sie einen groben Mißbrauch der Dienstgewalt abwehrt‘. Die Rechtmäßigkeit der Amts 
ausübung ist kein Merkmal des Tatbestandes. Vgl. Dahm in Gürtner II S. 272. 


S 114 
Wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung eine Behörde oder einen Beamten 
zur Vornahme oder Unterlassung einer Amtshandlung zu nötigen, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe ein. 
Schrifttum: Vgl. die Angaben zu $ 113. 
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Beamtennötigung NS 114 


I. Die Vorschrift bedroht die Beamtennötigung mit Strafe. Über den Unterschied 
zwischen $ 113 und $ 114 vgl. $113 Anm. I, weiter auch unten Anm.V. 

II. Geschützt werden alle Beamten und die Behörden. 

1. Über den strafrechtlichen Begriff des Beamten vgl. $ 359. Im Unterschied zu $ 113 
werden hier nicht nur die Vollstreckungsbeamten geschützt, sondern alle Beamten. Als 
Beamter im Sinne dieser Vorschrift ist z. B. auch der Vorsitzende eines Viehwirtschafts- 
verbandes angesehen worden (RG ZAkDR 1987 S. 697 mit Anm. Stock). 

2. Behörde ist ein ständiges, von der Person des Inhabers unabhängiges Organ der 
Staatsgewalt, das dazu berufen ist, unter öffentlicher Autorität für die Herbeiführung 
der Zwecke des Staates tätig zu sein (RGSt. 54 150). In Betracht kommen als Behörden 
ı.B. ein Bürgermeister, eine Strafkammer, eine Gerichtskasse, die Zusammenschlüsse 
der landwirtschaftlichen Marktordnung, z.B. ein Milchwirtschaftsverband, der Prä- 
sıident der Reichsrechtsanwaltskammer, die Reichsschrifttumskammer, die Reichs- 
kammer der bildenden Kunst. Über Behörden vgl. weiter die Anmerkungen zu $ 156 
und zu $ 164. | | 

8. In entsprechender Anwendung ($ 2) sind in gleicher Weise zu schützen die Amts- 
träger der Partei und die Dienststellen der Partei; näher hierzu Busse, Behörden und 
Parteidienststellen, 1939 (Diss. Bonn) S. 48. Vgl. auch RG HRR 1942 Nr. 675. 


IN. Die Handiung besteht in dem Unternehmen, durch bestimmte Mittel zur Vor- 
nahme oder Unterlassung einer Amtshandlung zu nötigen. 

1. Der Begriff des Unternehmens ergibt sich aus $ 87. 

2. Als Mittel der Nötigung kommen Gewalt oder Drohung in Betracht. 

a) Über Gewalt vgl. $113 Anm. Ill 1a. 

b) Anders als in $ 413 ist hier nicht Bedrohung mit Gewalt erforderlich, es genügt 
vielmehr jede Drohung. Unter Drohung ist die Ankündigung eines empfindlichen Übels 
zu verstehen, wenn es gegen das gesunde Volksempfinden verstößt, zu dem verfolgten 
Zweck das Übel anzudrohen (vgl. RG DR 1948 S. 1757). Das Inaussichtstellen bloßer 
Unannehmlichkeiten reicht in der Regel nicht aus (vgl. RG JW 1985 S. 864). Es genügt 
hier aber auch die Ankündigung eines Übels, das die Allgemeinheit treffen soll (RGSt. 
55 37, RG HRR 1942 Nr. 675). Überden Unterschied zwischen Drohung und Warnung 
vgl. RG HRR 1942 Nr. 765. 

8. Das Unternehmen muß gerichtet sein auf Vornahme oder Unterlassung einer 
Amtshandlung. Hierunter sind alle Handlungen zu verstehen, die in den amtlichen Auf- 
gabenbereich des betreffenden Beamten oder der Behörde fallen (RGSt.54 163, RG 
DR 1948 S. 1757). Handlungen, die der Beamte nicht als solcher, sondern in Ausübung 
einer allgemeinen volksgenössischen Pflicht vorzunehmen hat, z. B. Zeugnis in einem 
Prozeß abzulegen, sind keine Amtshandlungen. Auf die Rechtmäßigkeit der Amtshand- 
lung kommt es hier, im Gegensatz zu $ 113, nicht an. Zu den Amtshandlungen gehören 
2.B. die Verhandlungen über die von einer Behörde zu zahlende Entschädigung, wie 
eiwa die Verhandlungen der Reichsbahn über die Entschädigungsansprüche Dritter aus 
Eisenbahnunfällen (OLG Naumburg LZ 1931 Sp. 1276). Erforderlich ist stets ein Zu- 
sammenhang der Drohung mit einer bestimmten Amtshandlung des Bedrohten (OLG 
Celle HRR 1928 Nr. 1257). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß seine Handlung geeignet ist, den Beamten oder die Behörde in ihrer 
Ireien Entschließung zu beeinträchtigen. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung und Sachbeschädigung. Ge- 
selzeskonkurrenz besteht mit der Nötigung ($ 240); $ 114 ist das speziellere Gesetz 
(RGSt. 81 3). 
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Gesetzeskonkurrenz besteht in der Regel auch zwischen $ 113 und $1414; das 
speziellere Gesetz ist $ 113. Bei Gewaltanwendung gegen Vollstreckungsbeamte ist $ 114 
nur dann anwendbar, wenn die Amtshandlung noch nicht begonnen hatte oder schon 
abgeschlossen war, als die Tat verübt wurde (RG JW 1938 S. 2195). Idealkonkurrenz 
zwischen $ 113 und $ 114 ist dann möglich, wenn über den Tatbestand des $ 113 hinaus 
Drohungen geäußert werden, die von einem zukünftigen Vorgehen abhalten sollen (RG 
HRR 1988 Nr. 487). 


VI. Über das kommende Recht vgl. $ 113 Anm. VII. 


Ss 115 

Wer an einer öffentlichen Zusammenrottung, bei welcher eine der in den 88 118 und 114 
bezeichneten Handlungen mit vereinten Kräften begangen wird, teilnimmt, wird wegen 
Aufruhrs mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

Die Rädelsführer, sowie diejenigen Aufrührer, welche eine der in den $8 118 und 114 
bezeichneten Handlungen begehen, werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft; 
auch kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. Sind mildernde Um- 
stände vorhanden, so tritt Gelängnisstrafe nicht unter sechs Monaten ein. 


I. Die Vorschrift behandelt den sog. Aufruhr. Über den militärischen Aufruhr vgl. 
$$ 106, 107 MStGB. 


II. Der äußere Tatbestand erfordert eine öffentliche Zusammenrottung. 


1. Unter Zusammenrottung ist das räumliche Zusammentreten oder Zusammenhalten 
mehrerer Personen zu einem gemeinschaftlichen Handeln derart zu verstehen, daß der 
die Personenmehrheit beherrschende friedensstörende Wille äußerlich erkennbar wird 
(Olshausen Anm.A1a). Für den Begriff der Zusammenrottung ist nicht, wie Frank 
Anm.1I1141 und LK Anm. 2 meinen, die äußerliche Erkennbarkeit der Vereinigung ge- 
nügend; es ist erforderlich, daß der die Vereinigung beherrschende friedensstörende 
Wille erkennbar ist. Die räumliche Vereinigung setzt nicht voraus, daß die einzelnen 
Teilnehmer miteinander in körperlicher Fühlung stehen; erforderlich ist nur die Mög- 
lichkeit unmittelbaren körperlichen Zusammenwirkens. Die räumliche Vereinigung kann 
auch bei dem Zusammenwirken in gewissen Abständen voneinander bestehen (RGSt. 
60 331). Wieviel Personen zu einer Zusammenrottung erforderlich sind, kann nicht all- 
gemein bestimmt werden. Entscheidend ist, ob im Einzelfall durch die anwesende Zahl 
von Personen eine Störung des Friedens entstanden ist oder zu besorgen war (Frank 
Anm.1I11). Es können auch zwei Personen genügen; nicht erforderlich ist jedenfalls 
eine Menschenmenge (and. Binding Lehrb. 2 S. 805). Eine Zusammenrottung setzt nicht 
voraus, daß die Mehrheit von Personen von Anfang an zu dem Zwecke zusammen- 
getreten ist, eine der bezeichneten Handlungen vorzunehmen. Auch eine nur zufällig 
oder zu einem erlaubten Zweck zusammengekommene Mehrheit von Personen kann 
zu einer Zusammenrottung werden, wenn die Zusammengekommenen in dem Bewußt- 
sein zusammenbleiben, es handele sich um die Begehung oder Planung einer der ge- 
nannten Handlungen (RG GoltdArch. 65 S. 535, RG JW 1984 S. 1786). 

2. Öffentlich ist die Zusammenrottung nicht schon dann, wenn sie auf einem Öffent- 
lichen Platz stattfindet oder von einer unbestimmten Anzahl von Personen wahrgenom- 
men werden kann, sondern nur dann, wenn die den Teilnehmern bewußte Möglichkeit 
besteht, daß sich beliebige Menschen in unbegrenzter Zahl an ihr beteiligen können. 
Auf einem privaten Platz kann daher eine öffentliche Zusammenrottung erfolgen; auch 
die Zusammenrottung der Gefolgschaft eines Betriebes kann eine öffentliche Zusammen- 
rottung sein (vgl. RGSt. 54 89, RG JW 1926 S. 2744). Schrifttum über den Begriff der 
Öffentlichkeit $ 83 Anm. 11. 
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IH. Bedingung der Strafbarkeit ist, daß bei der Zusammenrottung eine der in den 
88 113, 114 bezeichneten Handlungen mit vereinten Kräften begangen wird. Ein Han- 
deln mit vereinten Kräften liegt bereits dann vor, wenn ein einzelner in der Zu- 
sammenrottung handelt und die anderen dies billigend zu ihm stehen (Olshausen 
Anm.3c); es kann also z. B. genügen, daß ein einzelner Widerstand leistet (vgl. 
RG JW 1988 S. 429 mit Anm. E. Wolf). Es braucht nicht, wie dies Frank Anm. Il 3 
fordert. Mittäterschaft von mindestens 2 Personen vorzuliegen (gegen Frank auch 
E. Wolf aaO.). 


IV. Als Täter bestraft wird jeder, der an der Zusammenrottung teilnimmt. Eine Teil- 
nahme im Sinne der $$ 47 ff. braucht nicht vorzuliegen; Teilnehmer ist hier vielmehr 
jeder, der in Kenntnis des strafbaren Zwecks der Zusammenrottung sich der Menge 
angeschlossen hat oder in ihr verbleibt (RGSt. 56 282). Bei dem Leisten von Widerstand 
braucht der Teilnehmer nicht mitzuwirken. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, daß 
die Menge, der er sich anschließt, einen rechtswidrigen Zweck verfolgt, und daß er 
durch seinen Anschluß die Erreichung jenes Zwecks fördert (RGSt. 58 47). 


VI. Eine schärfere Strafe droht Abs. 2 den Rädelsführern und denjenigen Aufrührern 
an, welche eine Handlung gegen $ 113 oder $114 begehen. Rädelsführer sind die 
Teilnehmer an der Zusammenrottung, die geistig oder physisch eine führende Rolle 
spielen; es sind dies nicht nur die obersten Leiter der Zusammenrottung (zu eng wohl 
RG JW 1988 S. 429 mit Anm. E.Wolf). 

Ein Versuch des Verbrechens nach Abs. 2 ist denkbar (LK Anm. 8, Olshausen Anm.?, 
and. Frank Anm. Ill, Schwarz Anm. 5). 

Eine weitere Strafverschärfung für die Fälle des Abs. 2 ist angedroht in $5 
Abs.2 Nr.2 VO zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (abgedr. im 
Anhang). j 


VN. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung, Sachbeschädigung und Land- 
friedensbruch. 


vi. Über das kommende Recht vgl. $ 125 Anm. I. 
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Wird eine auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen versammelte Menschenmenge 
von dem zuständigen Beamten oder Befehlshaber der bewalfneten Macht aufgefordert, 
sich zu entfernen, so wird jeder der Versammelten, welcher nach der dritten Aufforderung 
sich nicht entfernt, wegen Auflaufs mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
strale bestraft. 

Ist bei einem Auflaufe gegen die Beamten oder die bewaffnete Macht mit vereinten 
Kräften tätlicher Widerstand geleistet oder Gewalt verübt worden, so treten gegen 
diejenigen, welche an diesen Handlungen tellgenommen haben, die Strafen des Auf- 
ruhrs ein. 


I. Der Tatbestand des Auflaufs setzt im äußeren Tatbestand zunächst eine auf öffent- 
lichen Wegen, Straßen oder Plätzen versammelte Menschenmenge voraus. 


1. Unter Menschenmenge ist eine größere Zahl von Personen zu verstehen, bei der es 
auf das Hinzukommen oder Weggehen eines einzelnen nicht mehr ankommt (vgl. $ 110 
Anm. IV 1b). Die Verfolgung eines gemeinschaftlichen Zwecks oder auch nur ein inneres 
Zusammenhalten wird nicht vorausgesetzt (RG HRR 1982 Nr. 20%). 
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2. Die Menschenmenge muß auf Öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen versam- 
melt-sein. Die genannten Orte sind dann öffentlich, wenn sie tatsächlich für den all- 
gemeinen Verkehr freigegeben und dem Publikum zugänglich sind. 


II. Der äußere Tatbestand verlangt weiter, daß die Menge von dem zuständigen 
Beamten oder Befehlshaber der bewaffneten Macht aufgefordert wird, sich zu entfernen. 
Der auffordernde Beamte oder Befehlshaber muß sachlich zuständig sein. Befehlshaber 
ist jeder, der im Einzelfall das Kommando hat; auch ein Gefreiter oder ein als Führer 
einer Patrouille kommandierter Soldat kann Befehlshaber sein. Auf die Rechtmäßig- 
keit der Aufforderung kommt es nicht an (Olsbausen Anm. 4). 


IN. Strafbar ist das Sich-nicht-Entfernen, nachdem die Menge dreimal dazu auf- 
gefordert worden ist. 

1. Die dreimalige Aufforderung muß sich an die Menge als solche richten. Der einzelne 
in der Menge Befindliche braucht die Aufforderung nicht selbst zu hören; es genügt, 
daß er durch andere von der Aufforderung Kenntnis erhält. 

2. Unter Sichentfernen ist das Entfernen aus der Menge zu verstehen, das Aus- 
einandergehen. Die Angehörigen der Menschenmenge müssen sich einzeln oder in kleinen 
Gruppen entfernen; die Entfernung im geschlossenen Zuge genügt nicht. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß ins- 
besondere auch wissen, daß ein Beamter oder Befehlshaber dreimal zum Auseinander- 
gehen aufgefordert hat. Die Zuständigkeit des auffordernden Beamten braucht 
dagegen nicht vom Vorsatz umfaßt zu sein (so wohl LK Anm.6; and. Olshausen 
Anm. 7). 


V. Der aufrührerische Auflauf (Abs. 2) erfordert, daß bei einem Auflauf gegen die 
Beamten oder die bewaffnete Macht mit vereinten Kräften tätlicher Widerstand ge- 
leistet oder Gewalt verübt worden ist. 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit Aufruhr ($ 115); das gleiche Konkurrenzverhält- 
nis kommt zwischen $116 Abs. 2 und $$ 113, 114 in Betracht (Kohlrausch Anm. 8, 
Olshausen Anm. 12; and. Frank Anm. Il, Schwarz Anm. 4). 


VI. Das kommende Recht will die Beschränkung der Vorschrift auf Versammlungen an öffent- 
lichen Orten aufgeben. Die Zuständigkeit des Auffordernden wird nicht mehr verlangt. 


Ss 117 
Wer einem Forst-, Jagd- oder Fischereibeamten, dem Eigentümer eines Waldes oder 


eines Fischgewässers, einem Forst- oder Fischereiberechtigten, einem Jagd- oder Fischerei- 


ausübungsberechtigten oder einem von diesen bestellten Aufseher in der rechtmäßigen 
Ausübung seines Amtes oder Rechtes durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt 
Widerstand leistet, oder: wer eine dieser Personen während der Ausübung ihres Amtes 
oder Rechtes tätlich angreift, wird mit Gefängnis von vierzehn Tagen bis zu drei Jahren 
bestraft. 

Ist der Widerstand oder der Angriff unter Drohung mit Schießgewehr, Äxten oder 
anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt, oder mit Gewalt an der Person begangen 
worden, so tritt Gefängnisstrale nicht unter drei Monaten ein. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt in den Fällen des Absatz 1 Gefängnis- 
strafe bis zu einem Jahre, in den Fällen des Absatz 2 Gelängnisstrafe nicht unter einem 
Monat ein. 

Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Bestimmung behandelt den sog. Forstwiderstand; sie gewährt den Forst-, 
Jagd- und Fischereibeamten sowie gewissen weiteren Personengruppen einen beson- 
deren Schutz. 
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Über das Waffengebrauchsrecht der Forst- und Jagdschutzberechtigten sowie 
der Fischereibeamten und Fischereiaufseher vgl. Ges. vom 26. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 313) und DurchführungsVO vom 7. März 1935 (RGBI.I S. 377). 


H. Der Kreis der geschützten Personen ist hier erheblich weiter als in $ 113. Zu ihm 
gehören: 


1. Die Forst-, Jagd- und Fischereibeamten. Über den strafrechtlichen Beamtenbegriff 
vgl. $ 359. Zu den Forstbeamten gehören auch die Forstassessoren und Forstreferen- 
dare (vgl. die VO vom 11. Oktober 1937, RGBl. I S. 1129), nicht dagegen die Forst- 
lehrlinge (vgl. hierzu RGBl. 1939 I S. 1934, 1940 I S. 1006). Jagdbeamte sind auch 
die Jägermeister ($ 39 Abs. 2 AusführungsVO zum Reichsjagdgesetz vom 27. März 1935) 
und die geprüften Berufsjäger ($ 39 Abs. 8 Reichsjagdgesetz). Ein Privatförster wird 
Jagdbeamter durch die gemäß $ 39 Abs. 4 Reichsjagdgesetz erfolgte Bestätigung als 
Jagdschutzberechtigter. Näher über die in Betracht kommenden Forst- und Jagd- 
beamten Dalcke-Delius, Preuß. Jagdrecht (6. Aufl. 1914) S. 119, Neumann, Das Recht 
der Forst- und Jagdbeamten in Preußen zum Waffengebrauch, 1932. Fischerei- 
beamte sind in Preußen die Oberfischmeister und Fischmeister, in Bayern die Kreis- 
fischräte, in anderen Ländern die ihnen entsprechenden Beamten. 


2. Die Eigentümer eines Waldes oder eines Fischgewässers. 


8. Die Forst- oder Fischereiberechtigten. Forstberechtigterist auch, wer auf Grund 
einer formlosen Vereinbarung mit dem Waldeigentümer die persönliche Nutzung eines 
Waldteils hat. Fischereiberechtigte sind diejenigen, die kraft ihres Eigentums am 
Fischereigewässer das Fischereirecht haben oder unabhängig vom Eigentum Inhaber 
eines sog. selbständigen Fischereirechts, sei es des vollen oder eines nur beschränkten, 
sind. Träger des Fischereirechts können auch juristische Personen und Fischereigenossen- 
schaften sein; Fischereiberechtigte sind dann die Mitglieder des Vorstandes usw. (Delius, 
Das preußische Fischereigesetz [2. Aufl. 1929] S. 17). 


4. Die Jagd- oder Fischereiausübungsberechtigten. Das Reichsjagdgesetz unterschridet 
zwischen dem Jagdrecht und dem Jagdausübungsrecht; auch der Jagdberechtigte darf 
die Jagd nur ausüben, wenn er jagdausübungsberechtigt ist. Zu den Jagdausübungs- 
berechtigten gehören der Eigenjagdbesitzer, der Pächter, Mitpächter, weiter Ver- 
pächter und Unterpächter, dagegen nicht der Inhaber eines Jugendjagdscheins (KG DJ 
1987 S. 1127); Jagdgäste sind nicht Jagdausübungsberechtigte ($ 14 Abs. 5 Reichs- 
jagdgesetz). Der Inhaber eines Fischereischeins ist nicht Fischereiausübungsberech- 
tigter im Sinne dieser Vorschrift (vgl. $1 Ges. über den Fischereischein vom 19. April 
1939, RGBI.1I S. 795). 


6. Die von einer der unter 2, 3 und 4 genannten Personen bestellten Aufseher. In Be- 
tracht kommen hier insbesondere die Jagdaufseher im Sinne des $ 39 Abs. 2 Reichsjagd- 
gesetz. Eine bestimmte Form für die Bestellung derartiger Aufseher ist nicht. vor- 
geschrieben. Fischereiaufseher kann auch sein, wer nicht im Sinne des $ 119 Abs. 7 
Preuß. Fischereigesetz amtlich verpflichtet ist. 


IN. Die Handlung kann bestehen in dem Leisten von Widerstand oder in einem tät- 
lichen Angriff; dies entspricht den Erfordernissen des $ 113; vgl. $113 Anm. Ill. 


IV. Der Widerstand muß geleistet worden sein in der rechtmäßigen Ausübung des 
Amtes oder Rechtes; der tätliche Angriff muß erfolgt sein während der rechtmäßi- 
gen Ausübung des Amtes oder Rechtes. | 

l. Bei Beamten gelten für die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung die gleichen Grund- 
sätze wie in $143; vgl. $113 Anm. IV. Auch hier ist die Rechtmäßigkeit nicht bedingt 
durch die örtliche Zuständigkeit. Man wird bei dieser Personengruppe zur Recht- 
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mäßigkeit der Amtsausübung auch nicht eine räumliche Beziehung der zu diesem 
Zweck vorgenommenen Handlung des Beamten zu seinem Revier erfordern können 
(and. LK Anm. 3, Olshausen Anm. 9, Schwarz Anm. 2); denn der besondere Schutz 
des $ 117 soll den genannten Beamten wegen der besonderen Gefährdung bei der Aus- 
übung des Forst-, Jagd- und Fischereischutzes zugute kommen; dafür spielt es keine 
Rolle, in welchem Bezirk sie diesen Schutz ausüben (vgl. die zutreffenden Bemerkungen 
bei Binding Lehrb. 2 S. 793 Anm. 4 gegenüber RGSt. 28, 360). Für Forstbeamte ist 
ausdrücklich ausgesprochen, daß sich die Verpflichtung zur Ausübung des Forst- und 
Jagdschutzes auf alle angrenzenden Schutzbezirke erstreckt (RGSt.48 216; vgl. auch 
Runderlaß des Reichsforstmeisters vom 5. April 1935 und vom 26. Februar 1936). Auch 
für einen Beamten der bezeichneten Art kommt $ 117 nur dann in Betracht, wenn es 
sich um die Ausübung des Jagd-, Forst- oder Fischereischutzes handelt (RGSt. 66 
340); Widerstand gegen die bloße Jagdausübung fällt nicht unter diese Vorschrift. Hier- 
be; ist zu beachten, daß die Gemeindeforstbeamten nur jagdschutzberechtigt sind, wenn 
sie nach Maßgabe des 8 39 Abs. 4 Reichsjagdgesetz bestätigt sind. 


a) Den besonderen Schutz der vorliegenden Bestimmung genießen die genannten 
Beamten einmal dann, wenn sie als Polizeibeamte tätig werden kraft der Jagd-, Forst- 
und Fischereipolizei, die sie verwalten. Der Umfang der Befugnisse ergibt sich vor allem 
aus dem Landesrecht, in Preußen also aus dem Polizeiverwaltungsgesetz vom 1. Juni 
1931; daneben kommen an reichsrechtlichen Vorschriften hauptsächlich $$ 127 Abs. 2, 
163 StPO in Betracht. 


b) Die Beamten können weiter auch tätig werden als Hilfsbeamte der Staatsanwalt- 
schaft. Kraft dieser Stellung sind sie z. B. befugt, körperliche Untersuchungen, Be- 
schlagnahme von Gegenständen und Durchsuchung von Räumen anzuordnen ($$ 81a, 
98, 102, 103, 105 StPO). 


c) Den besonderen Schutz erhalten die genannten Beamten ferner auch, wenn sie 
in Ausübung des Jagdschutzes Handlungen vornehmen, die jedem zustehen, 
z. B. eine vorläufige Festnahme gemäß $ 127 Abs.1 StPO (RGSt.19 104, 21 12). 


2. Anders als den Beamten steht den sonst genannten Personen (z. B. Waldeigen- 
tümer, Forstberechtigte) nur dann der Schutz des 8117 zu, wenn sie ihr Recht ob- 
jektivrechtmäßig ausgeübt haben; die sorgsame Ausübung des subjektiven pflicht- 
gemäßen Ermessens genügt nicht. Für die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung ist hier 
anders als bei den unter 1 benannten Personen und anders als in $ 113 auch die ört- 
liche Zuständigkeit erforderlich; die öffentlichen Rechte des Waldeigentümers, Jagd- 
ausübungsberechtigten usw. beschränken sich grundsätzlich streng auf ihr Revier (Bin- 
ding Lehrb. 2 S. 793). Außerhalb ihres Bezirks sind diese Personen nur in Notfällen 
zuständig, insbesondere bei Verfolgung eines Flüchtigen auf frischer Tat und zur Ver- 
folgung und Wiederergreifung Entlaufener (vgl. $3 Abs. 2 DurchführungsVO zum Gesetz 
über den Waffengebrauch der Forst- und Jagdschutzberechtigten vom 7. März 1935, 
RGBI.I S. 377). Auch für diese Personengruppen kommt $117 nur bei Handlungen 
in Betracht, die dem Schutz von Forst, Jagd oder Fischerei dienen. Über den Kreis 
der Jagdschutzberechtigten sowie über ihre Befugnisse vgl. $$ 39, 40 Reichsjagdgesetz. 
Die in Preußen gemäß $55 Feld- und Forstpolizeigesetz bestellten Feld- und Forst- 
hüter sind nicht Jagdschutzberechtigte, da ihnen Jagdschutzaufgaben nicht über- 
tragen sind. 

Die bestätigten Jagdaufseher haben die Rechte und Pflichten der Beamten des 
Polizei- und Sicherheitsdienstes und sind Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft ($ 39 
Abs. 5 Reichsjagdgesetz) ; sie sind also entsprechend wie die unter 1 genannten Beamten 
zu behandeln. 
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V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Soweit es sich um einen Widet- 
stand oder Angriff gegen Beamte handelt, ist -— ebenso wie in $ 113 - das Bewußtsein 
von der Rechtmäßigkeit der Amtshandlung nicht erforderlich. Soweit es sich dagegen 
um die Rechtsausübung des Waldeigentümers usw. handelt, ist die Rechtmäßigkeit 
ein Tatbestandsmerkmal, das vom Vorsatz umfaßt sein muß (RG HRR 1981 Nr. 157). 


VI. Eine erhöhte Strafe ist vorgesehen, wenn der Widerstand oder der Angriff unter 
Drohung mit Schießgewehr, Äxten oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt, oder 
mit Gewalt an der Person begangen wird (Abs. 2). Es kommt nicht darauf an, ob die 
Drohung ernstlich gemeint ist oder nicht; es genügt, daß der Drohende gewillt ist, 
in dem Bedrohten die Besorgnis der Verwirklichung zu erregen. Über gefährliches 
Werkzeug vgl. die Anmerkungen zu $ 223 a. Für die Gewalt a n der Person ist erforder- 
lich, daß die Gewalthandlung die Person selbst betroffen hat, daß auf sieunmittelbar 
eingewirkt wird; ein fehlgehender Schuß ist keine Gewalt an der Person (RGSt. 16 172). 

Besonders schwere Fälle des Forstwiderstandes enthalten $118 und $ 119. 


VOL. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $113; das speziellere Gesetz ist $ 117. Ideal- 
konkurrenz kann mit $ 240 vorliegen, soweit es sich um einen tätlichen Angriff während 
der Amtsausübung handelt (RG GoltdArch. 55 S. 311). 


VIll. Über das kommende Recht vgl. $ 113 Anm.VII. 


Ss 118 


Ist durch den Widerstand oder den Angriff eine Körperverletzung dessen, gegen welchen 


die Handlung begangen ist, verursacht worden, so ist auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
zu erkennen. 


Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter drei Mo- 
naten ein. 


Die Vorschrift bezieht sich nur auf den Forstwiderstand des $ 117, nicht dagegen auf 
$113 (RGSt. 28 69). Unter Körperverletzung ist hier wie in $ 223 jede Mißhandlung 
und Gesundheitsbeschädigung zu verstehen (RGSt.11 25). 


Über das kommende Recht vgl. $ 113 Anm.VII. 


S119 


Wenn eine der in den 88 117 und 118 bezeichneten Handlungen von mehreren ge- 
meinschaftlich begangen worden ist, so kann die Strafe bis um die Hälfte des angedrohten 
Höchstbetrages, die Gefängnisstrafe jedoch nicht über fünf Jahre erhöht werden. 


Der besonders schwere Forstwiderstand setzt Mittäterschaft im Sinne des $ 47 
voraus. 


Über das kommende Recht vgl. $113 Anm.VII. 


S 120 

Wer einen Gefangenen aus der Gefangenanstalt oder aus der Gewalt der bewaffneten 
Macht, des Beamten oder desjenigen, unter dessen Beaufsichtigung, Begleitung oder Be- 
wachung er sich befindet, vorsätzlich befreit oder ihm zur Seibstbefreiung vorsätzlich 
behilflich ist, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 


Die Vorschrift behandelt die Gefangenenbefreiung durch Dritte. 
Gegen den unbefugten Verkehr mit Gefangenen oder sonst auf behördliche 
Anordnung Verwahrten vgl. die PolizeiVO vom 20. Februar 1941 (RGBl.I S. 104). 
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Über den verbotenen Umgang mit Kriegsgefangenen vgl. $4 VO vom 25. November 
1939 (abgedr. im Anhang). Die verschiedentlich vorgeschlagene Schaffung einer all- 
gemeinen Strafvorschrift gegen den unbefugten Verkehr zwischen Gefangenen und außen- 
stehenden Personen ist auch für das kommende Recht nicht in Aussicht genommen; 
vgl. Dahm in Gürtner II S. 279. 

I. Gefangene im Sinne der $$ 120-122 sind Personen, denen aus Gründen des öffent- 
lichen Interesses die persönliche Freiheit entzogen ist und die sich infolgedessen tatsäch- 
lich in der Gewalt der zuständigen Behörden oder Beamten befinden. Der Eingriff muß 
dem Recht des Staates entspringen, bei der Handhabung der Polizei- und Strafgewalt 
jemand in Haft zu nehmen (RGSt. 78 347). Hierher gehören z. B. Strafgefangene, Unter- 
suchungsgefangene, die auf Grund eines gerichtlichen Vorführungsbefehls (RGSt. 12 
163) oder nach $ 127 StPO von einem Beamten als solchen (RGSt. 12 427) Festgenom- 
menen, Kriegsgefangene, Personen in einem Konzentrationslager (Gerland S. 322 Anm.6); 
Gefangene sind weiter auch diejenigen, die sich auf Grund der Prozeßgesetze oder nach 
dem GVG in Zwangshaft oder Ordnungshaft befinden (z. B. gemäß $$ 390, 888, 901 
ZPO, 88 177,178 GVG). Auf die sachliche Begründetheit der Freiheitsentziehung kommt 
es nicht an; es genügt die formell ordnungsmäßige Inhaftnahme (RGSt. 89 189). Gleich 
steht einem Gefangenen, wer in Sicherungsverwahrung oder in einem Arbeitshaus 
untergebracht ist (8 122a). Über sonstige Untergebrachte vgl. $122b. Keine Gefan- 
genen sind regelmäßig die Fürsorgezöglinge; denn das entscheidende Merkmal für die 
Unterbringung ist bei diesen der Erziehungszweck, nicht aber der Schutz der Allgemein- 
heit (RGSt. 78 347). Zu den Gefangenen gehören nicht die von einer Privatperson ge- 
mäß 8 127 StPO Festgenommenen (RGSt. 87 299), weiter auch nicht Kinder im Schul- 
arrest (RGSt.89 7), wohl aber Personen im Jugendarrest. 

I. Die Handlung besteht in dem Befreien eines Gefangenen oder in der Beihilfe zur 
Selbstbefreiung. 

1. Die Befreiung muß erfolgen aus der Gewalt der bewaffneten Macht, des Beamten 
oder desjenigen, unter dessen Beaufsichtigung, Begleitung oder Bewachung er sich be- 
findet. In Betracht kommen hier z. B. auch die Wärter in Krankenanstalten. 

2. Die Selbstbefreiung ist - abgesehen von $ 122 - straflos; um die Beihilfe zur Selbst- 
befrelung bestrafen zu können, mußte sie daher besonders genannt werden. Die Bei- 
hilfe kann auch hier durch Rat oder Tat erfolgen (RGSt. 25 67). Die Anstiftung zur 
Selbstbefreiung ist straflos; strafbar ist dagegen die Anstiftung zur Befreiung eines Ge- 
fangenen (RGSt. 61 32). 


II. Als Täter kommen alle in Betracht außer dem Gefangenen selbst und denjenigen 
Personen, die mit der Ausübung der Gewalt über den Gefangenen betraut sind und 
von $$ 121, 347 erfaßt werden. 

Teilnehmer an dem Vergehen kann der Gefangene durch Anstiftung sein (RGSt.61 
32, LK Anm.6, Olshausen Anm. 7; and. Binding Lehrb. 2 S.591, Frank Anm. Vl). 
Zu diesen Fragen näher Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 85. 

IV. Der Versuch (Abs. 2) ist auch dann strafbar, wenn die Tat in der Beihilfe zur 
Selbstbefreiung eines Gefangenen besteht. Ein derartiger Versuch liegt vor, wenn der 
Gehilfe alles getan hat, was er für erforderlich hielt und zu tun beabsichtigte, um dem 
Gefangenen die Selbstbefreiung zu ermöglichen oder zu erleichtern, dies jedoch nicht 
verwirklicht worden ist (Beispiel in RG HRR 1985 Nr. 1629). Für Strafbarkeit des 
Versuchs auch die ganz überwiegende Meinung im Schrifttum (Frank Anm. IV; and. 
Binding Lehrb. 2 S. 590 Anm. 6). 

V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung nach $ 257 (RGSt. 57 302). 

VI. Über das kommende Recht vgl. unten $ 347 Anm. VII. 
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Entweichenlassen von Gefangenen. Gefangenenmeuterei 88 1231, 122 


g 121 


Wer vorsätzlich einen Gefangenen, mit dessen Beaufsichtigung oder Begleltung er 
beauftragt ist, entweichen läßt oder dessen Befreiung befördert, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren bestraft. 

Ist die Entweichung durch Fahrlässigkeit befördert worden, so tritt Gelängnisstrafe 
bis zu drei Monaten oder Geldstrafe ein. 


L Das Entweichenlassen von Gefangenen durch Beamte ist im $ 347 mit Strafe be- 
droht; die vorliegende Bestimmung bezieht sich nur auf Nichtbeamte. Vgl. auch noch 
$144 MStGB. 

Täter kann hier jede Privatperson sein, die mit der Beaufsichtigung, Begleitung 
oder Bewachung eines Gefangenen beauftragt ist. Erforderlich ist ein Auftrag 
eines zuständigen Beamten; der Auftrag bedarf der Annahme. Ein Krankenwärter, 
der die Beaufsichtigung eines in die Krankenanstalt eingelieferten Gefangenen über- 
nommen hat, kann sich nach dieser Vorschrift strafbar machen (RGSt. 19 332), weiter 
auch derjenige, dem ein Gefangener (auch Kriegsgefangener) als Arbeitskraft zu- 
gewiesen ist. 


HD. Die Handlung besteht in dem Entweichenlassen oder in der Beförderung der Be- 
freiung. Das erstere liegt vor, wenn sich der Beauftragte der Selbstbefreiung des Ge- 
fangenen nicht widersetzt; die Beförderung der Befreiung besteht darin, daß der Be- 
freiung durch positive Tätigkeit Vorschub geleistet wird. 


II. Teilnahme des Gefangenen durch Anstiftung ist auch hier strafbar (RGSt. 
4812; and. Frank Anm. TV). Näher hierzu Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) 
8. 85. 


IV. Fahrlässigkeit genügt nach Abs. 2 nur bei der Beförderung der Befreiung, nicht 
dagegen bei dem Entweichenlassen (Frank Anm. II; and. RGSt. 9 40, Binding Lehrb. 2 
8.597, Olshausen Anm. 3c). Es besteht auch keine Notwendigkeit, das fahrlässige Ent- 
weichenlassen mit einer kriminellen Strafe zu bedrohen; ausreichend sind die Möglich- 
keiten des disziplinarischen Einschreitens (vgl. Dahm in Gürtner II S. 279). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung ($ 257). 
VI. Zum kommenden Recht vgl. unten $ 347 Anm. VII. 


8 122 


Gefangene, welche sich zusammenrotten und mit vereinten Kräften die Anstalts- 
beamten oder die mit der Beaufsichtigung Beauftragten angreifen, denselben Widerstand 
leisten oder es unternehmen, sie zu Handlungen oder Unterlassungen zu nötigen, werden 
wegen Meuterei mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

Gleiche Strafe tritt ein, wenn Gefangene sich zusammenrotten und mit vereinten 
Kräften einen gewaltsamen Ausbruch unternehmen. 

Diejenigen Meuterer, welche Gewalttätigkeiten gegen die Anstaltsbeamten oder die 
mit der Beaufsichtigung Beauftragten verüben, werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
bestraft; auch kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 


I. Die Gefangenenmeuterei setzt für die Abs. 1 und 2 voraus, daß Gefangene sich 
zusammenrotten und mit vereinten Kräften gewisse Handlungen vornehmen. 

1. Unter Zusammenrottung ist hier dasselbe zu verstehen wie in $115; vgl. dort 
Anm. II 1. Zwei Gefangene genügen, sind aber auch erforderlich; die Vereinigung nur 
eines einzigen Gefangenen mit Nichtgefangenen ist nicht ausreichend (RGSt. 78 349). 
Die Mehrheit von Gefangenen braucht sich nicht als eine für das Haftpersonal gefähr- 
liche Macht darzustellen (RGSt. 55 68) ; es ist auch nicht die Absicht der Täter erforder- 
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lich, durch ihr geschlossenes Auftreten einen besonderen Eindruck zu machen (RG 
GoltdArch. 65 S. 535). 


2. Es muß ferner mit vereinten Kräften gehandelt sein; vgl. hierüber $ 115 
Anm. 111. 


II. Die Handlungen sind in Abs. 1 Angriff, Widerstandleisten, Unternehmen der Nöti- 
gung zu Handlungen oder Unterlassungen. Über Angriff und Widerstand vgl. $ 113 
Anm. 111. Ausreichend für die Nötigung ist jede die Willensfreiheit des Anstaltsbeamten 
oder mit der Beaufsichtigung Beauftragten beschränkende unbefugte Zwangsausübung; 
Gewalt oder Drohung sind nicht erforderlich (RGSt. 58 78). 


II. Das Unternehmen des gewaltsamen Ausbruchs (Abs. 2) richtet sich gegen die 
sachlichen Abschlußeinrichtungen, welche die Gefangenen von der Freiheit 
trennen; richtet sich der Ausbruch gegen Personen, so handelt es sich um einen An- 
griff im Sinne des Abs. 1 (Frank Anm. I 2d; and. Binding Lehrb. 2 S. 595). Ausreichend 
ist eine Gewaltanwendung gegen mittelbare Abschließungsvorrichtungen, z. B. das Er- 
brechen einer Bodenkammer im Gefängnis, in der die von den Gefangenen zur Flucht 
benötigten Zivilkleider verwahrt sind (RGSt. 49 430). Gewaltsam ist der Ausbruch 
schon dann, wenn ohne außergewöhnliche Anstrengung dasjenige Maß von Kraft auf- 
gewendet wird, das erforderlich ist, um den Widerstand der Abschlußvorrichtung zu 
überwinden, z. B. gewaltsames Zurückschlagen des Riegels mit einem Stein (RG Goltd- 
Arch. 56 S. 86). Das Unternehmen umfaßt Versuch und Vollendung ($ 87), nicht 
dagegen Vorbereitungshandlungen. Dieses Unternehmen muß zu der Teilnahme an der 
Zusammenrottung hinzukommen. Ein in derselben Gemeinschaftszelle untergebrachter 
Mitgefangener kann unter Umständen nur Gehilfe sein (RG DJ 19837 S. 199). 


IV. Eine erhöhte Strafe ist für diejenigen Meuterer angedroht, die beim Widerstand 
durch Gewalt (Abs. 1) Gewalttätigkeiten gegen die Anstaltsbeamten oder die mit der 
Beaufsichtigung Beauftragten verüben (Abs. 3). Hierunter fällt nur der Meuterer, der 
selbst eine Gewalttätigkeit verübt, nicht dagegen, wer zwar Mittäter ($47) des eine 
Gewalttätigkeit verübenden Meuterers ist, aber selbst keine Gewalttätigkeit verübt 
(RGSt. 69 289). Über den Begriff der Gewalttätigkeit vgl. $94 Anm.11. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung und Tötung. Gesetzeskon- 
kurrenz besteht mit $$ 113, 114; das speziellere Gesetz ist $ 122. 


S 122 a 


In den Fällen der 88 120 bis 122 steht einem Gefangenen gleich, wer in Sicherungs- 
verwahrung oder in einem Arbeitshaus untergebracht ist. 


Auf Grund dieser Vorschrift stehen diejenigen Untergebrachten, bei denen die Unter- 
bringung einer Freiheitsstrafe am nächsten kommt, den Gefangenen gleich. Unter den 
im Arbeitshaus Untergebrachten sind hier nur diejenigen zu verstehen, die auf 
Grund der $$ 42a Nr. 3, 42d zur Unterbringung im Arbeitshaus verurteilt worden sind 
(RGSt. 78 348). 


S 122b 

Wer, abgesehen von den Fällen der 88 120, 121, 122a, vorsätzlich jemand, der auf 
behördliche Anordnung in einer Anstalt untergebracht ist, aus der Verwahrung befrelt 
oder ihm das Entweichen erleichtert, wird mit Gelängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

Der Versuch ist stralbar. 

Die Strafverloigung tritt nur auf Antrag der Behörde ein, welche die Verwahrung 
bewirkt hat. ' 
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Befreiung von Untergebrachten S12323b 


Die Vorschrift bezieht sich auf alle auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
Untergebrachten, die nicht als Gefangene im Sinne des $ 120 oder des $ 122a anzusehen 
sind; bei diesen Personen wird die Befreiung aus der Verwahrung oder die Erleichte- 
rung des Entweichens milder bestraft. 

Die Vorschrift erfaßt die in einer Heil- oder Pflegeanstalt, Trinkerheilanstalt, 
Entziehungsanstalt oder einem Asyl Untergebrachten ($$ 42b, 42c, 42d Abs. 4). Sie 
bezieht sich weiter auch auf die auf polizeiliche Anordnung in einer Heilanstalt Unter- 
gebrachten, ferner aber auch auf Fürsorgezöglinge, soweit diese nicht unter $ 120 
fallen (vgl. RGSt. 78 348, die auch das Verhältnis zu $ 76 Jugendwohlfahrtsgesetz 
behandelt). 


SIEBENTER ABSCHNITT 
VERBRECHEN UND VERGEHEN WIDER DIE ÖFFENTLICHE ORDNUNG 


Rechtspolitisch zum ganzen Abschnitt vgl. Frank Leitsätze II S. 101. 


8 123 


Wer in die Wohnung, in die Geschäftsräume oder in das befriedete Besitztum eines 
anderen oder in abgeschlossene Räume, welche zum öffentlichen Dienste oder Verkehre 
bestimmt sind, widerrechtlich eindringt, oder wer, wenn er ohne Befugnis darin ver- 
weilt, auf die Aufforderung des Berechtigten sich nicht entfernt, wird wegen Hausfriedens- 
bruchs mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Ist die Handiung von einer mit Waffen versehenen Person oder von mehreren gemeln- 
schaftlich begangen worden, so tritt Geldstrafe oder Gefängnisstrafe bis zu einem Jahre ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig. 


Schrifttum: Nölting, Der Hausfriedensbruch, 1934 (Diss. Göttingen). -— Hesselberger, Der 
Hausfrieden und seine Verletzung bei miet- und privatrechtlichen Dienstverhältnissen, 1931 (Diss. 
Erlangen). -— Kriminologisch: Reiserer, Der Hausfriedensbruch, 1939 (Kriminal. Abh. Heft 40). 


I. Die Vorschrift behandelt den Hausfriedensbruch. Der Grundgedanke der Bestim- 
.mung ist, die ungestörte Betätigung des eigenen Willens in der eigenen Wohnung und 
dem umfriedeten Besitz, das freie Schalten in Haus und Hof zu sichern (v. Liszt-Schmidt 
S.581). Geschütztes Rechtsgut ist nicht die öffentliche Ordnung, sondern das 
Hausrecht; bei diesem handelt es sich um ein der persönlichen. Freiheit verwandtes, 
aber doch eigenartiges Rechtsgut (Frank Anm. I, v. Hippel Lehrb. S. 207 Anm. 1, LK 
Anm.2, v. Liszt-Schmidt S. 581, Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm.1, Nölting aaO 
S. 26 ff.). Systematisch gehört der Hausfriedensbruch daher nicht zu den Angriffen auf 
die öffentliche Ordnung, sondern mehr zu den Angriffen auf die persönliche Freiheit. 
Das kommende Recht will den Hausfriedensbruch in den Abschnitt ‚Angriffe auf die 
persönliche Freiheit‘ einordnen (Rietzsch in Gürtner II S. 426); man ist sich aber dar- 
über klar, daß der Tatbestand als Angriff auf die persönliche Freiheit nicht genügend 
gekennzeichnet ist (Rietzsch aaO S. 427/28). 


IH. Ein Hausfriedensbruch kann nur an bestimmten Orten begangen werden. Das 
Gesetz nennt als Begehungsorte die Wohnung, Geschäftsräume, das befriedete Besitz- 
tum oder abgeschlossene Räume, die zum öffentlichen Dienst oder Verkehr bestimmt 
sind. 

1. Wohnung ist der Inbegriff derjenigen Räumlichkeiten, die einer Einzelperson oder 
einer Mehrheit von Personen, insbesondere einer Familie, zum ständigen Aufenthalt 
dienen oder zur Benutzung freistehen (RGSt. 12 132). Das von einem Gast auf mehrere 
Tage oder Nächte gemietete Hotelzimmer ist keine Wohnung, da es nicht zum ständigen 
Aufenthalt dient (Frank Anm. I 1, Olshausen Anm. 3, Gerland S. 534; and. LK Anm.2a, 
Schwarz Anm. 2A). Für den Begriff der Wohnung ist es nicht erforderlich, daß die 
_ Räumlichkeiten Menschen zur ordnungsmäßigen Nachtruhe dienen; ein Raum kann 
Wohnung sein, auch wenn er nicht zum Nächtigen bestimmt oder geeignet ist (v. Hippel 
Lehrbuch S. 207 Anm. 2, LK Anm. 2a, Olshausen Anm. 3, Schwarz Anm. 2 A; and. 
Frank Anm. 1IAa, v. Liszt-Schmidt S. 582). Die Bestimmung zur Nachtruhe ist aller- 
dings ein starkes Anzeichen dafür, daß es sich um eine Wohnung handelt. Die Eigen- 
tumsverhältnisse sind ohne Bedeutung. Die gemietete Wohnung ist die Wohnung 
des Mieters auch gegenüber dem Hauseigentümer und Vermieter. Zu der Wohnung 


284 


"Hausfriedensbruch II S 123 


gehören alle Räumlichkeiten, die häuslichen Zwecken dienen, z. B. auch die zur Woh- 
nung führende Treppe, der Keller, die Waschküche, selbst wenn sich der Raum außer- 
halb des Wohnhauses befindet. Leerstehende, zum Wohnen bestimmte Räume sind zur 
Zeit noch keine Wohnung; sie sind aber ein befriedetes Besitztum. 

Auch eine bewegliche Sache kann eine Wohnung sein, z. B. Wohnwagen, Künstler- 
wagen, Schäferkarren (LK Anm. 2a). | 

2. Tatort des Hausfriedensbruchs kann ferner ein Geschältsraum sein. Unter Ge- 
schäftsraum ist ein abgeschlossener Raum zu verstehen, der hauptsächlich und für eine 
gewisse Zeitdauer für die Geschäftstätigkeit (die nicht notwendig auf Erwerb gerichtet 
zu sein braucht) bestimmt ist (RGSt. 82 371). Verschlossen braucht der Geschäftsraum 
nicht zu sein; er kann dem Publikum allgemein zugänglich sein. Auch bewegliche 
Gegenstände können ein Geschäftsraum sein. So kann z. B. eine Baubude, die zum Aus- 
zahlen der Löhne, zum Aufenthalt der Gefolgschaftsmitglieder, zum Aufbewahren der 
Gerätschaften oder zu anderen Zwecken dient, als Geschäftsraum anzusehen sein, ferner 
etwa auch ein Zirkuszelt. Ein Restaurationsgarten, ein Fabrikhof, ein Lagerplatz können 
Geschäftsräume sein; meist wird es sich dabei aber auch um ein befriedetes Besitztum 
handeln. | 

8. Ein Hausfriedensbruch kann ferner in einem befriedeten Besitztum begangen wer- 
den. Ein Besitztum ist eine unbewegliche Sache (RGSt. 82 371). Befriedet ist ein 
Besitztum dann, wenn es der berechtigte Inhaber in äußerlich erkennbarer Weise 
mittels zusammenhängender Schutzwehren gegen das willkürliche Betreten durch an- 
dere gesichert hat, z. B. durch Hecken, Drähte, Zäune (RGSt. 11 295, Binding Lehrb. 1 
8.122, Olshausen Anm. 5). Ob schon Rinnen und Gräben eine Absperrung enthalten, 
hängt von den Umständen ab (RGSt. 20 154); Warnungstafeln für sich allein genügen 
nicht. Die räumliche Verbindung mit einem bewohnten Haus ist nicht erforderlich; 
so sind z. B. Kirchen, Friedhöfe als befriedetes Besitztum anzusehen, ebenso etwa ein 
getrennter Stall oder eine getrennt gebaute Scheune. Orte, die nicht genügend abgegrenzt 
sind, um als befriedetes Besitztum angesehen werden zu können, z. B. ein Hofraum oder 
ein Garten, können aber Zubehör der Wohnung oder eines Geschäftsraums sein (RGSt. 
20 154, Frank Anm.13). 

Eingefriedete Äcker, Wiesen, Weiden usw. sind durch $ 368 Nr. 9 gegen unbefugtes 
Betreten geschützt. 

4. Tatort des Hausfriedensbruchs können schließlich abgeschlossene Räume sein, die 
zum öffentlichen Dienst oder Verkehr bestimmt sind. Abgeschlossen ist ein Raum 
dann, wenn er baulich begrenzt ist. Es kann daher z. B. auch ein Zimmer, in dem eine 
öffentliche Gerichtssitzung abgehalten wird, als abgeschlossener Raum anzusehen sein. 
Zum öffentlichen Dienst bestimmt sind alle Räume, in denen auf Vorschrift des 
öffentlichen Rechts beruhende Handlungen des Staates, der Partei oder sonstiger Ver- 
waltungen vorgenommen werden. Zum öffentlichen Verkehr bestimmt sind z.B. 
Eisenbahnwagen, Straßenbahnwagen, die Warteräume auf den Bahnhöfen; hierzu kön- 
nen weiter etwa gehören Reiseautobusse, Luftfahrzeuge. Erforderlich ist stets, daß der 
in Frage kommende Raum zur Zeit der Begehung der Tat zum öffentlichen Verkehr 
bestimmt war (KG JW 1927 S. 1713). 

II. Die Handlung besteht in einem Eindringen gegen den Willen des Berechtigten 
oder in einem unbefugten Verweilen trotz der Aufforderung des Berechtigten, sich zu 
entfernen. 

1. Das widerrechtliche Eindringen. 

a) Eindringen bedeutet den Eintritt unter Überwindung eines Widerstandes. Die 
Überwindung eines äußeren Widerstandes ist nicht erforderlich; es genügt, wenn der 
Verletzte mit der Tat nicht einverstanden war und der Täter diesen seiner Tat entgegen- 
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stehenden Willen kannte oder doch mit ihm rechnete. Daraus ergibt sich insbesondere 
auch, daß das Betreten gewisser Räume ohne die erforderliche Eintrittskarte ein Ein- 
dringen sein kann (Frank Anm. II 1). Es macht keinen Unterschied, ob das Eindringen 
offen oder heimlich, mit oder ohne Gewalt und mit oder ohne Sachbeschädigung er- 
folgt. Der Täter braucht nicht mit dem ganzen Körper eingedrungen zu sein; es genügt, 
wenn nur ein Teil des Körpers in den Raum gelangt (RGSt. 89 440, LK Anm. 4a; and. 
Frank Anm. II 1). Ein bloßes Schlagen gegen Tür und Fenster ist noch kein Eindringen. 

b) Das Eindringen muß widerrechtlich sein. Dies ist es dann, wenn es ohne ein dem 
Eindringenden zustehendes stärkeres Recht mit Verletzung des Hausfriedens und eines 
Rechts auf ungestörte Innehabung seitens des Wohnungsinhabers und seiner Familie 
geschieht (RGSt. 12 134). Die Widerrechtlichkeit des Zwecks begründet nicht schlecht- 
hin die Widerrechtlichkeit des Eindringens (RGSt. 12 134, 20 156). Andererseits macht 
ein berechtigter Zweck (z. B. die Mahnung einer Schuld, der Wunsch des Vermieters, 
sich von dem Zustand der Wohnung zu überzeugen) nicht ohne weiteres das Eindringen 
zu einem befugten. Widerrechtlich ist das Eindringen nur dann nicht, wenn dem Haus- 
recht eine stärkere Befugnis gegenübersteht. Eine solche Befugnis kann auf Grund des 
öffentlichen Rechts bestehen, z. B. zur Verhaftung, Beschlagnahmg, Durchsuchung, 
Nachprüfung polizeilicher Auflagen usw.; vgl. auch das Beispiel in LG Limburg DR 
1941 S. 1401. Eine derartige Befugnis kann sich ferner aber aus dem Privatrecht 
ergeben. So ist der Vater berechtigt, die Wohnung des seiner Gewalt unterstehenden 
Sohnes zu betreten. Dagegen ist der Vermieter nicht berechtigt, in die Wohnung des 
Mieters gegen dessen Willen zum Zwecke der Besichtigung durch Mietlustige einzudrin- 
gen. Der Gläubiger hat kein Recht, gegen den Willen des Schuldners der Pfändung in 
dessen Räumen beizuwohnen. Der Gerichtsvollzieher ist nicht berechtigt, die Anwesen- 
heit eines Vertreters des Gläubigers gegen den Willen des Schuldners durchzusetzen 
(KG ZStW 48 S. 461). Wer mit Erlaubnis des Inhabers des Hausrechts eindringt, dringt 
nicht gegen dessen Willen ein. Auch wer eine Erlaubnis zu widerrechtlichen Zwecken 
mißbraucht, dringt nicht widerrechtlich ein (Frank Anm. 11] 1). Ein Recht zum Ein- 
dringen kann auch unabhängig von einem geschriebenen Rechtssatz bestehen. So begeht 
2. B. keinen Hausfriedensbruch, wer in ein fremdes Zimmer eindringt, um einen darin 
bemerkten Brand zu löschen. 

2. Ein Hausfriedensbruch kann ferner begangen werden durch das unbefugte Ver- 
weilen trotz der Aufforderung des Berechtigten, sich zu entfernen. Der Hausfriedensbruch 
ist dann Unterlassungsdelikt. Praktische Bedeutung hat diese Alternative für den Fall, 
daß der Täter nicht oder doch nicht vorsätzlich eingedrungen ist. 

a) Das Gesetz erfordert hier zur Vermeidung von Zweifeln eine einmalige (RGSt. 5 
110) Aufforderung, sich zu entfernen. Die Aufforderung braucht nicht ausdrücklich zu 
erfolgen; es genügt, wenn der Täter aus dem Verhalten des Berechtigten den Schluß 
ziehen muß, daß sein Verweilen dem Willen des Berechtigten widerspricht (RG Goltd- 
Arch. 57 S. 404). Die Aufforderung braucht nicht wiederholt zu werden, auch nicht 
bei.anfänglich berechtigtem Eintritt und Verweilen. 

b) Diese Aufforderung muß vom Berechtigten ausgehen. Berechtigt ist zunächst der, 
dessen Hausrecht verletzt wird. Das Hausrecht steht dem Mieter auch gegenüber dem 
Vermieter zu. Nicht jeder Polizeibeamte ist ohne weiteres zur Ausübung des Hausrechts 
in allen zum Öffentlichen Dienst bestimmten Räumen einer Stadt befugt (RG DStR 
1938 S. 245). An einem Raum können auch mehrere Personen berechtigt sein. Dies 
hat praktische Bedeutung besonders für die Räume, deren Benutzung mehreren Be- 
wohnern eines Hauses gemeinschaftlich zusteht, wie Flur, Boden usw. Jeder Wohnungs- 
inhaber ist berechtigt, einem Dritten, der sich ohne Befugnis an einem solchen Ort 
aufhält, den Aufenthalt zu verbieten. Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Träger 
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des Hausrechts an einer Wohnung, dann ist dafür, ob der eine Wohnungsinhaber be- 
rechtigt ist, Familienmitglieder des anderen auszuweisen, denen dieser den Aufenthalt 
gestattet hat, der Inhalt der zwischen den Wohnungsinhabern ausdrücklich oder still- 
schweigend getroffenen Vereinbarungen maßgebend (RGSt. 72 57). Über die Rechte 
des Vermieters und Mieters vgl. noch RG GoltdArch. 50 S. 289. Außer dem Inhaber 
des Hausrechts ist aber auch zur Aufforderung berechtigt, wer den Inhaber des Haus- 
rechts in dessen Ausübung vertritt. Als Vertreter in der Ausübung ist jeder an- 
zusehen, der nach dem zu vermutenden Willen des Inhabers des Hausrechts berufen 
ist, es gegen diese Person zu wahren (z. B. die Ehefrau, sonstige erwachsene Familien- 
mitglieder, die Hausangestellte usw., RGSt.12 133). 

c) Det Aufgeforderte muß trotz der Aufforderung ohne Befugnis, d.h. widerrecht- 
lich verweilen. Das Verweilen muß von solcher Dauer sein, daß darin ein Ungehorsam, 
ein Sich-nicht-Entfernen gefunden werden kann (RG DStR 1988 S. 245). Eine Befugnis 
zum Verweilen kann durch Bestimmungen des öffentlichen Rechts oder des Privat- 
rechts geschaffen sein. Unbefugt verweilt z. B. nicht in einem Dienstraum, wer befugt 
ist, von der Behörde die Entgegennahme einer Erklärung zu verlangen. Eine Befugnis 
zum Verweilen kann sich weiter insbesondere aus einem Familien-, Dienst-, Ar- 
beits- und Mietverhältnis ergeben. Mit der Beendigung oder Auflösung eines der- 
artigen Verhältnisses wird das Verweilen im allgemeinen unbefugt. Aber auch in diesem 
Fall kann bisweilen noch eine Befugnis zum Verweilen bestehen, insbesondere auf Grund 
eines Besitzrechtes. Der Mieter, der unter Verletzung seiner zivilrechtlichen Räumungs- 
pflicht über die Dauer des Mietvertrages hinaus trotz der Aufforderung zum Räumen 
noch in der Wohnung bleibt, verweilt nicht unbefugt in der Wohnung, da er den Besitz 
und damit das Hausrecht hat (RGSt. 86 322). Ferner ist z. B. der mit Recht entlassene 
Handwerksgeselle, Handlungsgehilfe oder Hausangestellte so lange zum Verweilen be- 
fugt, wie er nötig hat, seine Sachen zusammenzupacken. Bei ungerechtfertigter Auf- 
lösung eines derartigen Verhältnisses ist zu unterscheiden, ob der andere ein Recht 
oder eine Pflicht zum Verweilen hatte. Ein Recht zum Verweilen kann durch eine un- 
gerechtfertigte Auflösung nicht entzogen werden (z. B. nicht die Überlassung von Schlaf- 
stätten an Hausangestellte, Geschäftspersonal usw.). Bei ungerechtfertigter Auflösung 
wird aber auf die Erfüllung der sich aus dem Verhältnis ergebenden Pflichten ver- 
zichtet. Wer bisher befugt war, zur Erfüllung einer Pflicht einen Raum zu betreten, 
hat diese Befugnis nicht mehr, wenn dieses Verhältnis - wenn auch ungerechtfertigt - 
aufgelöst worden ist (RGSt.5 235, Frank Anm. II 2; näher Hesselberger aaO 8. 52). 
Das Verweilen ist ferner nicht widerrechtlich, wenn jemand einen Raum überhaupt nicht 
verlassen kann, z. B. aus einem Straßenbahnwagen nicht aussteigen kann (RGSt. 75358). 

Das Verweilen eines Gastes in einem Lokal ist so lange nicht unbefugt, wie dies 
nach billigem Ermessen und vernünftiger Auslegung des gegenseitigen Vertragswillens 
zur Erfüllung des vereinbarten Zwecks erforderlich ist. Ungebührliches Betragen des 
Gastes ist aber ein begründeter Anlaß, diesen schon früher aus dem Lokal zu weisen. 
Bleibt der Gast trotzdem, so verweilt er ohne Befugnis (RGSt. 4 323). Allgemein kann 
aber nicht gesagt werden, daß ein befugtes Verweilen durch ungebührliches Verhalten 
zu einem unbefugten wird (Frank Anm. 11 2). 

IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bei der ersten Alternative 
ist insbesondere das Bewußtsein nötig, gegen den Willen des Inhabers des Hausrechts 
zu handeln (Beispiel AG Leipzig DJ 1988 S. 341), bei der zweiten Alternative das Be- 
wußtsein von der mangelnden Befugnis zum Verweilen. Bedingter Vorsatz genügt. 
Ausreichend ist auch ein Handeln gegen den zu vermutenden Willen (RGSt. 12 134, 
v. Hippel Lehrbuch S. 208; and. Frank Anm. II 1, LK Anm.5, Olshausen Anm. 9). 
Die Absicht, den Hausfrieden zu brechen, braucht nicht vorzuliegen (RGSt.18 313). 
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Hat der Täter irrtümlich angenommen, die Widerrechtlichkeit werde stets durch 
die Verfolgung berechtigter Zwecke ausgeschlossen oder es bestehe ein allgemeines 
Recht, zum Zwecke der Selbsthilfe den Hausfrieden zu brechen, so kommt es darauf 
an, ob der Irrtum entschuldbar ist oder nicht. Die Rechtsprechung unterscheidet auch 
hier zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Irrtum (RGSt.19 301/02). 


V. Eine entsprechende Anwendung ($ 2) kommt vor allem dann in Betracht, wenn 
der Hausfrieden nicht durch körperliches Eindringen, sondern durch technische Mittel 
gestört wird. Wegen Hausfriedensbruchs ist daher z. B. zu bestrafen, wer einen anderen 
wiederholt ohne jeden Zweck und ohne Angabe des Namens anruft, nur um ihn zu 
belästigen (AG Leipzig DJ 1988 S. 1125). Der Hausfriedensbruch richtet sich nicht 
gegen die persönliche Freiheit, geschützt wird vielmehr ein besonderes, der persönlichen 
Freiheit allerdings nahe verwandtes Rechtsgut (oben I); Bedenken gegen die entspre- 
chende Anwendung in diesem Fall bei Kohlrausch $ 2 Anm.VII 8 und $ 123 Anm. 7. 
Nicht entsprechend anwendbar ist die Bestimmung dann, wenn jemand einen Haus- 
briefkasten mit einem Nachschlüssel öffnet, um an den Briefen nur den Absender- 
vermerk zu lesen (OLG Jena DStR 1987 S. 61). 


VI. Eine erhöhte Strafe droht das Gesetz in Abs. 2 für zwei Gruppen von Fällen an 
(sog. qualifizierter Hausfriedensbruch). Erschwerte Fälle des Hausfriedensbruchs ent- 
halten ferner die $$ 124, 342. 

1. Erschwert ist der Hausfriedensbruch, wenn er von einer mit Waffen versehenen 
Person begangen worden ist. Es ist hier keine Waffe im technischen Sinne erforderlich; 
es genügt vielmehr jedes gefährliche Werkzeug (RGSt.8 47, LK Anm. 6a, Olshausen 
Anm. 22; and. Binding Lehrb. 1 S. 124, v. Liszt-Schmidt S. 585). Mit einer Waffe ver- 
sehen ist jeder, der sie beim Hausfriedensbruch bei sich trägt und sich dessen bewußt 
ist; es ist nicht erforderlich, daß sich der Täter mit der Waffe zum Zwecke des Haus- 
friedensbruchs versehen hat (für Wehrmachtsangehörige ist dies zu erfordern). Der Täter 
braucht die Waffe nicht von vornherein mit sich zu führen; es genügt, wenn er sie erst 
nach dem Eindringen in dem Raum vorfindet und ergreift (RGSt. 12 183). Es macht 
keinen Unterschied, ob die Waffe sichtbar getragen wird oder nicht (RGSt. 80 79); der 
Täter braucht daher auch nicht die Vorstellung zu haben, daß sie als Schreckmittel für 
Dritte in Betracht kommen könne. 

2. Ein schwerer Hausfriedensbruch liegt auch vor, wenn die Handlung von mehreren 
gemeinschaftlich begangen wird. Hierfür ist eine nach den allgemeinen Grundsätzen 
des 8 47 zu bestimmende Mittäterschaft erforderlich; es genügt nicht, daß der eine 
Täter ist und die anderen Anstifter oder Gehilfen sind. Wollen alle Beteiligten die Tat 
als eigene, dann ist es nicht notwendig, daß alle Täter in den Raum eindringen (RGSt. 
55 61). Die Qualifikation kann auch durch ein Verweilen gegeben sein, wenn das un- 
befugte Verweilen dem gemeinschaftlichen Willen der Täter entfließt, wenn sie sich 
ausdrücklich oder stillschweigend zu der Handlung vereinigt haben (RGSt. 4 324, 7 395). 


VII. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

Zwischen dem Hausfriedensbruch und den während des Aufenthalts in der fremden 
Wohnung begangenen strafbaren Handlungen wird es regelmäßig an der Identität der 
Ausführungshandlung fehlen; der Hausfriedensbruch ist meist nur Vorbereitungshand- 
lung für die weiteren Straftaten; in der Regel wird daher Realkonkurrenz vorliegen 
(RG HRR 1989 Nr. 463). Dies ist z. B. angenommen worden zwischen Hausfriedens- 
bruch und Erschleichung des Beischlafs (RGSt. 82 138), Hausfriedensbruch und Nöti- 
gung (RGSt. 54 289), Hausfriedensbruch und Tötungsverbrechen (RGSt. 66 347). Ideal- 
konkurrenz besteht dagegen etwa mit $29 Nr. 6 Gaststättengesetz (Übertretung der 
Polizeistunde) und mit $265a (Erschleichung freien Eintritts). Ist die Verletzung 
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des Hausrechts ein begrifflicher Bestandteil einer anderen strafbaren Handlung (so im 
$243 Nr. 2), dann geht der Hausfriedensbruch in der anderen strafbaren Handlung auf 
(vgl. näher Bem. VII 2 vor $ 73). $ 342 ist gegenüber $ 123 Abs. 1 das speziellere Gesetz; 
mit $123 Abs. 2 ist dagegen Idealkonkurrenz möglich (RGSt. 82 403). 8 368 Nr. 9 ist 
im Verhältnis zu $ 123 das speziellere Gesetz. 


VII. Die Verfolgung des Hausfriedensbruchs setzt einen Stralantrag voraus; die Zu- 
ricknahme des Antrags ist zulässig (Abs. 3). Der Strafantrag ist für den einfachen und 
für den nach Abs. 2 erschwerten Hausfriedensbruch erforderlich; in den gemäß $$ 124, 
342 erschwerten Fällen des Hausfriedensbruchs wird dagegen kein Antrag erfordert. 

Antragsberechtigt ist in erster Linie der Inhaber des Hausrechts (KG JW 1981 
8.1979). Dies ist z. B. bei einer Wohnung der Mieter, nicht dagegen der Vermieter; 
bei öffentlichen Diensträumen steht das Antragsrecht dem Vertreter der betreffenden 
Behörde oder Parteidienststelle zu; wer dies ist, ergibt sich aus den gesetzlichen Be- 
stimmungen und den Verwaltungsanordnungen. Neben dem Inhaber des Hausrechts 
ist ferner antragsberechtigt, wer diesen auf Grund Gesetzes oder Vollmacht im Haus- 
recht vertritt (vgl. hierzu auch $ 61 Anm. III 4b). Dagegen ist nicht jeder antrags- 
berechtigt, der befugt ist, zur Entfernung aufzufordern. Die Ehefrau als solche ist 
3.B. nicht antragsberechtigt; ihr kann das Antragsrecht aber möglicherweise als Ver- 
treterin des Ehemannes zustehen (RG HöchstRR 1 8.2). 


IK. Das kommende Recht will die Vorschrift sachlich im wesentlichen unverändert lassen; vgl. 
Rietzschin Gürtner II S. 426. Vgl. noch oben Ann. I. 


S 124 
Wenn sich eine Menschenmenge Öffentlich zusammenrottet und in der Absicht, Ge- 
waittätigkeiten gegen Personen oder Sachen mit vereinten Kräften zu begehen, in die 
Wohnung, in die Geschäftsräume oder in das befriedete Besitztum eines anderen oder 
in abgeschlossene Räume, welche zum Öffentlichen Dienst bestimmt sind, widerrechtlich 
eindringt, so wird jeder, welcher an diesen Handlungen teilnimmt, mit Gelängnis von 
einem Monat bis zu zwei Jahren bestraft. 


Schrifttum: Nagler, Das Verbrechen der Menge, GS 95 S. 157. - Coblitz, Der schwere Haus- 
friedensbruch, 1933 (Diss. Erlangen). 

I. Die Bestimmung behandelt die Heimsuchung oder den schweren Hausfriedens- 
bruch. Über den einfachen Hausfriedensbruch hinaus ist hier erforderlich, daß sich 
eine Menschenmenge öffentlich zusammenrottet und in der Absicht eindringt, 
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen mit vereinten Kräften zu begehen. 
Geschütztes Rechtsgut ist hier nicht nur das Hausrecht, sondern auch der Rechtsfrieden, 
die öffentliche Ordnung. 


Das kommende Recht will als Heimsuchung zwei Gruppen von Fällen zusammenfassen: einmal 
die, in denen eine Menschenmenge in ein Haus gegen den Willen des Berechtigten eindringt, ferner 
die Fälle, in denen bei einem Hausfriedensbruch Gewalt angewendet oder angedroht wird. Die Tat- 
bestandsmerkmale, daß sich eine Menschenmenge ‚öffentlich zusammenrottet‘ und die Tat aus- 
führt in der Absicht, ‚‚Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen mit vereinten Kräften zu be- 
gehen‘, sollen gestrichen werden; die unter diesen Gesichtspunkten in Betracht kommenden Fälle 
sollen von dem zur Zusammenrottung umgestalteten Landfriedensbruch (vgl. $125 Anm.I) erfaßt 
werden. Vgl. Rietzsch in Gürtner II S, 427. 


IL Der äußere Tatbestand. 


1. Erforderlich ist zunächst, daß sich eine Menschenmenge öffentlich zusammen- 
rottet, Über Menschenmenge vgl. $ 110 Anm. IV 1 b; über öffentliche Zusammenrottung 
vgl. $115 Anm. 11. 

£. Die Menschenmenge muß in die Wohnung, in die Geschäftsräume oder in 
das befriedete Besitztum eines anderen oder in abgeschlossene Räume, die zum 
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öffentlichen Dienst bestimmt sind, widerrechtlich eindringen. Abweichend vom ein- 
fachen Hausfriedensbruch gehören hier die zum öffentlichen Verkehr bestimmten ab- 
geschlossenen Räume nicht zu den geschützten Örtlichkeiten. Im Gegensatz zu 8123 
ist als Handlung ein Eindringen erforderlich; das unbefugte Verweilen genügt nicht. 


III. Der innere Tatbestand. 


1. Erforderlich ist zunächst Vorsatz. Dazu gehört das Bewußtsein, an der öffent- 
lichen Zusammenrottung einer Menschenmenge teilzunehmen und das Bewußtsein des 
widerrechtlichen Eindringens in die bezeichneten Räume (RGSt.19 74). 


2. Daneben muß das Eindringen in der Absicht erfolgen, Gewalttätigkeiten gegen 
Personen oder Sachen mit vereinten Kräften zu begehen (hierzu RGSt. 19 74). Im Unter- 
schied zu $ 125 braucht diese Absicht aber nicht verwirklicht zu werden. 

a) Gewalttätigkeiten sind Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, bei 
denen die Person oder das Eigentum durch Anwendung von Gewalt gefährdet werden 
(RGSt. 54 88, 55 180). Es ist nicht erforderlich, daß ein verletzender Erfolg eingetreten 
ist (RGSt. 47 180); die Person oder Sache braucht überhaupt nicht berührt zu werden. 
Eine Gewalttätigkeit ist z. B. das feindselige Vorrücken einer Menschenmenge gegen 
Polizeibeamte (RGSt. 54 90), das Versperren eines Zugangs durch die Menge (RGSt. 
45 154), weiter etwa ein fehlgegangener Steinwurf (RGSt. 52 35), wohl aber auch be- 
reits die Wegnahme von Sachen (RGSt.52 35, RG DJZ 1922 Sp. 130). Vorausgesetzt 
ist aber stets, daß eine körperliche Kraft in Bewegung gesetzt wird; die Anwendung 
seelischen Zwangs stellt keine Gewalttätigkeit dar (RGSt. 55 37). Es genügt, daß die 
Gewalttätigkeit gegen eine einzelne Person und ihr Eigentum oder Besitz beabsich- 
tigt ist (RGSt. 55 102). 

“b) Die Absicht, Gewalttätigkeiten zu begehen, muß innerhalb der zusammengerot- 
teten Menschenmenge bestehen. Es ist nicht erforderlich, daß jeder Teilnehmer diese 
Absicht selbst hat; es genügt, daß sie bei anderen Teilnehmern vorhanden ist und daß 
der Teilnehmer, der diese Absicht nicht hat, dies weiß (RGSt.51 423, LK Anm. 3, 
Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 1 B; and. Binding Lehrb. 1 S. 125, Frank Anm.I 2, 
Gerland S. 538, die verlangen, daß jeder einzelne Teilnehmer diese Absicht haben muß). 

Die Absicht muß beim Eindringen vorliegen, sie braucht aber nicht bereits der An- 
laß zur Zusammenrottung gewesen zu sein (RGSt. 58 64). 

c) Die Gewalttätigkeiten brauchen nicht gegen die Bewohner des Hauses beabsich- 
tigt zu sein; es genügt die Absicht, Gegenangriffe, die von außen her zur Verdrängung 
der Eindringlinge und zur Herstellung der öffentlichen Ordnung unternommen werden, 
gewaltsam abzuwehren (RGSt.58 62). 

d) Die Absicht muß darauf gerichtet sein, die Gewalttätigkeiten mit vereinten 
Kräften zu begehen; vgl. hierüber 8115 Anm. 111. 


IV. Als Täter wird jeder bestraft, der an der öffentlichen Zesanmanrelhine und 
an dem widerrechtlichen Eindringen teilnimmt. Für die Bestrafung als Täter ist nicht 
nötig, daß der Betreffende selbst eindringt; es genügt, daß jemand das Eindringen der 
anderen mit Täterwillen vorbereitet oder unterstützt oder sonst fördert (RGSt. 55 36, 
RG JW 19883 S. 1659; LK Anm. 4, Olshausen Anm. 3; and. Frank Anm. Il, v. Liszt- 
Schmidt S. 586). Der Teilnehmer braucht auch nicht von Anfang an bei der Menschen- 
menge gewesen zu sein; es genügt, wenn er zu einer Zeit hinzukommt, zu der das Ein- 
dringen noch nicht ausgeführt war. 


V. Verhältnis zu anderen Straftaten. 


Landfriedensbruch ($ 125) und schwerer Hausfriedensbruch stehen nicht in Gesetzes- 
konkurrenz; es ist vielmehr Idealkonkurrenz oder auch Realkonkurrenz möglich (RG 
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St.87 28, 55 41). Dasselbe Konkurrenzverhältnis kann mit schwerem Diebstahl nach 
$8 242, 243 Nr. 2 bestehen (RGSt. 47 27). Schwerer Raub schließt $ 124 aus (RG HRR 
1988 Nr. 1207). 


$ 125 


Wenn sich eine Menschenmenge Öffentlich zusammenrottet und mit vereinten Kräften 
gegen Personen oder Sachen Gewalttätigkeiten begeht, so wird jeder, welcher an dieser 
Zusammenrottung teilnimmt, wegen Landfriedensbruches mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten bestraft. 

Die Rädelsführer, sowie diejenigen, welche Gewalttätigkeiten gegen Personen begangen 
oder Sachen geplündert, vernichtet oder zerstört haben, werden mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft; auch kann auf Zulässigkeit von Polizelaufsicht erkannt werden. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gelängnisstrafe nicht unter sechs Mo- 
naten ein. 


Schrifttum: Arndt, Das Wesen des Landfriedensbruchs, ZStW 53 S. 216. -— Nagler, Das Ver- 
brechen der Menge, GS 95 S. 157. 


I. Die Bestimmung behandelt den Landfriedensbruch. Geschütztes Rechtsgut ist der 
Friede des Volkes, der öffentliche Friede (v. Liszt-Schmidt S. 799, 801). Dieser wird 
durch eine sich öffentlich zusammenrottende und Gewalttätigkeiten verübende Men- 
schenmenge stark gefährdet; deshalb wird jeder Anschluß an eine derartige Menge mit 
Strafe bedroht. Von der Heimsuchung unterscheidet sich der Landfriedensbruch da- 
durch, daß für den Landfriedensbruch die Verübung von Gewalttätigkeiten erforderlich 
ist, dagegen nicht das Eindringen in ein Haus oder in eine gleichgestellte Räumlichkeit 
verlangt wird. 

Das kommende Recht will die Tatbestände des Landfriedensbruchs und des Aufruhrs zu einem 


Tatbestand der Zusammenrottung vereinigen (vgl. Leimer in Gürtner II S. 288, 294). Dieser Tat- 
bestand soll auch gewisse Fälle des Hausfriedensbruchs mit erfassen (vgl. 8124 Anm. TI). 


I. Der äußere Tatbestand. 


1. Vorausgesetzt wird zunächst, daß sich eine Menschenmenge öffentlich zusammen- 
rottet. Über Menschenmenge vgl $$ 110 Anm. IV 1 b; über öffentliche Zusammenrottung 
vgl. $115 Anm. II. Es ist nicht erforderlich, daß die Zusammenrottung in der Absicht 
erfolgt, Gewalttätigkeiten zu begehen. 


2. Es müssen mit vereinten Kräften Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen 
begangen werden. Im Gegensatz zur Heimsuchung ($ 124) ist es hier nicht ausreichend, 
daß Gewalttätigkeiten beabsichtigt sind oder daß mit ihrer Verübung gedroht wird (RGSt. 
45 156) ; sie müssen vielmehr wirklich begangen werden. Die Gewalttätigkeiten brauchen 
nicht stets von der Menge als solcher verübt zu werden; die Begehung durch einzelne 
nacheinander genügt (RGSt. 52 119; and. Frank Anm. II). Für den Begriff der Ge- 
walttätigkeit ist auch hier nicht mehr erforderlich als das Inbewegungsetzen natür- 
licher Kraft gegen eine Person oder Sache, die sich mechanisch auf die Person oder 
Sache übertragen soll (RGSt. 52 35). Es braucht nicht ein bestimmter Erfolg, etwa eine 
Körperverletzung oder eine Sachbeschädigung, eingetreten zu sein. Ausreichend ist eine 
Gewalttätigkeit gegen eine Person (RGSt.55 102). Über Handeln mit vereinten 
Kräften vgl. $115 Anm. Ill. 


II. Als Täter bestraft wird jeder, der an der Zusammenrottung teilnimmt; eine 
Beteiligung an den Gewalttätigkeiten wird für die Bestrafung als Täter nicht voraus- 
gesetzt (RGSt. 60 331). An der Zusammenrottung nimmt jeder teil, der sich im räum- 
lichen Zusammenhang mit der Menge befindet (RGSt. 60 334). Es genügt hierbei, daß 
der Täter sich in irgendeinem Zeitabschnitt in der zusammengerotteten Menge, die zu 
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Gewalttätigkeiten geschritten ist, befunden hat. Nicht ist notwendig, daß er gerade 
in dem Augenblick teilnimmt, in dem zu Gewalttätigkeiten übergegangen wird (RGSt. 
54 301); es ist sogar ausreichend, wenn er erst nach ihrer Beendigung, aber vor ihrer 
noch möglichen Erneuerung hinzukommt (RGSt. 54 85, LK Anm. 2, v. Liszt-Schmidt 
8.801, Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm.2A; and. Binding Lehrb. 2 S. 887, Frank 
Anm. II). Die Beteiligung ist keine echte Mittäterschaft (RGSt. 58 208). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Be- 
wußtsein haben, sich in einer zusammengerotteten Menge zu befinden, die gegen Per- 
sonen oder Sachen Gewalttätigkeiten begeht, verbunden mit dem Willen, in dieser 
Menge und als ein Teil derselben zu verbleiben (RGSt.55 249). Der Täter muß sich 
auch bewußt sein, durch seine Anwesenheit die Gefährlichkeit der Zusammenrottung 
für die öffentliche Ordnung zu erhöhen (RG JW 1981 S. 3666). Die Absicht, selbst 
Gewalttätigkeiten zu begehen, ist nicht notwendig; der Täter braucht die Gewalttätig- 
keiten auch nicht zu billigen oder seine Billigung kundzugeben (RGSt. 55 249). Vor- 
sätzlich kann an der Zusammenrottung auch teilnehmen, wer sich aus Neugierde an- 
schließt (RGSt. 58 209). 


V. Eine erhöhte Strafe wird in Abs. 2 für zwei Personengruppen angedroht. Ein Ver- 
such des Verbrechens nach Abs. 2 ist denkbar (OLG Frankfurt JW 1925 S. 2805, LK 
Anm.5, Olshausen Anm.5; and. Binding Lehrb. 2 S. 889). 


1. Schwerere Strafe trifft die Rädelsführer; vgl. hierzu $115 Anm.VI. Die Rädels- 
führer müssen stets auch Teilnehmer (oben III) sein (RGSt. 60 335). 


2. Schwerer bestraft werden ferner diejenigen, die Gewalttätigkeiten gegen Personen 
begangen oder Sachen geplündert, vernichtet oder zerstört haben. Auch hier wird wie 
in Abs. 1 vorausgesetzt, daß die Gewalttätigkeiten von der Menschenmenge mit ver- 
einten Kräften begangen werden (RGSt. 47 180). 


a) Bei den Gewalttätigkeiten gegen Personen wird auch hier nicht voraus- 
gesetzt, daß eine Person unmittelbar berührt oder verletzt wird; es genügt schon die 
Inbewegungsetzung des körperlichen, äußeren Zwanges gegen Personen, auch eine nur 
mittelbar gegen Personen gerichtete Einwirkung, die von ihnen körperlich empfunden 
wird, z. B. das Werfen von Steinen (RGSt. 65 389). 


b) Gewalttätigkeiten gegen Sachen führen zu einer Straferhöhung nur bei denjenigen 
Beteiligten, die Sachen geplündert, vernichtet oder zerstört haben. Plünderung ist 
die unter Ausnutzung der Störung der öffentlichen Ordnung und des dadurch verur- 
sachten Schreckens in der Absicht rechtswidriger Zueignung erfolgte Wegnahme oder Ab- 
nötigung von Sachen (RGSt. 52 35, RG HRR 1982 Nr. 394). Vernichtet ist eine Sache 
dann, wenn sie so völlig beseitigt wird, daß sie zu bestehen aufgehört hat, z. B. das Weg- 
gießen von Flüssigkeiten oder das Verbrennen von Ware (vgl. RGSt.8 371). Zerstört 
ist eine Sache, wenn sie so wesentlich beschädigt wurde, daß sie für ihren Zweck völlig 
unbrauchbar wird (vgl. RGSt.8 33); eine teilweise Zerstörung genügt (Olshausen 
Anm.3c; and. RGSt.89 224, Frank Anm. III 2). Eine bloße Beschädigung genügt 
nicht (RGSt. 47 180); diese wird auch nicht in entsprechender Anwendung ($ 2) bestraft 
werden können, da eine gewollte Begrenzung vorliegt. 


8. Wer im Falle des 8 125 Abs. 2 die Tat mit Waffen oder in bewußtem und gewolltem 
Zusammenwirken mit einem Bewaffneten begeht, ist mit dem Tode oder, soweit nicht 
bisher eine schwerere Strafe angedroht ist, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zucht- 
haus bis zu 15 Jahren zu bestrafen ($5 Abs. 2 Nr.2 VO zum Schutz von Volk und 
Staat vom 28. Februar 1933). 
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VI. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit Aufruhr ($ 115) (RGSt. 29 11), ferner mit Heim- 
suchung ($ 124); mit letzterem Tatbestand kommt aber auch Realkonkurrenz in Be- 
tracht (RGSt.87 28, 55 41). Dasselbe Konkurrenzverhältnis besteht zwischen ein- 
fachem Landfriedensbruch (Abs. 1) und schwerem Diebstahl nach $ 243 Nr. 2 (RG JW 
1924 S. 1737), ferner zwischen Plünderung (Abs. 2) und räuberischer Erpressung 
nach $ 255 (RGSt. 56 247), weiter auch mit 8$ 211, 212, 250 (RGSt. 56 248; ebenso 
Binding Lehrb. 2 S. 891, v. Liszt-Schmidt S. 801 Anm. 5, Olshausen Anm. 6). Dem- 
gegenüber nimmt Frank Anm. III an, daß Idealkonkurrenz mit Diebstahl, Raub, räu- 
berischer Erpressung und Sachbeschädigung durch Konsumtion ausgeschlossen sei. Wird 
während einer Plünderung zu weiteren Plünderungen aufgefordert, dann kann Ideal- 
konkurrenz mit $ 111 vorliegen. Soweit die Teilnehmer an der Straftat des Abs. 1 nicht 
Mittäter sind, kann sich ein Teilnehmer, der von einem anderen Teilnehmer eine bei 
derselben Gelegenheit geplünderte Sache erwirbt, der Hehlerei schuldig machen; es 
kann dann Realkonkurrenz zwischen $125 Abs. 1 und Hehlerei vorliegen (RGSt. 58 
208). Gesetzeskonkurrenz besteht im Verhältnis zum groben Unfug nach $ 360 
Nr. 11 (RGSt 58 257), ferner zwischen Plündern nach Abs. 2 und einfachem Diebstahl 
nach $ 242 (RG JW 1922 S. 1725 mit Anm. v. Lilienthal), aber auch zwischen Plünde- 
rung und schwerem Diebstahl nach $ 243 Nr. 2. 

Es ist möglich, daß derselbe Täter am gleichen Tage und am gleichen Ort den $ 125 
mehrfach verletzt; es kann dann aber auch nur eine Tat vorliegen (RGSt. 54 301). 


S 126 
Wer durch Androhung eines gemeingefährlichen Verbrechens den öffentlichen Frieden 
stört, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


L. Die Vorschrift behandelt den Landzwang. Anders als beim Landfriedensbruch 
wird hier nicht der Friede als objektiver Zustand geschützt; geschütztes Rechtsgut ist 
vielmehr das Gefühl der Rechtssicherheit, das Vertrauen der einzelnen Volksgenossen 
in die Fortdauer des Friedenszustandes. 


I. Es ist erforderlich, daß der öffentliche Friede durch Androhung eines gemein- 
gefährlichen Verbrechens gestört wird. Unter öffentlichem Frieden ist das Gefühl 
der Rechtssicherheit in einem etwas weiteren Kreis, bei einer Mehrheit von Personen 
zu verstehen. 6estört ist der öffentliche Friede, wenn wenigstens bei einem Teil der 
Bevölkerung das Gefühl der Rechtssicherheit erschüttert wird (RGSt. 15 117, KG JW 
1985 S. 2657). Unter Umständen kann es genügen, daß die Drohung nur einem einzelnen 
gegenüber ausgesprochen wird (RGSt. 7 394). 

Die Störung des öffentlichen Friedens muß hervorgerufen werden durch Androhung 
eines gemeingeflährlichen Verbrechens. Man hat hierzu zunächst nur die in den $$ 306 ff. 
genannten Verbrechen gezählt, diesen dann später noch die Verbrechen des Sprengstoff- 
gesetzes gleichgestellt. Diese Auffassung erscheint als zu eng; das Gefühl der Rechts- 
sicherheit wird in stärkster Weise z. B. durch die Androhung eines erpresserischen Kindes- 
raubs oder des Stellens einer Autofalle gestört. Wenn man nicht, was möglich ist, durch 
Auslegung unter gefährlichen Verbrechen jede schwere Untat verstehen will, dann 
wird man zu diesem Ergebnis durch entsprechende Anwendung ($ 2) kommen müssen 
(vgl. auch unten V). 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Täter muß insbesondere auch das Bewußtsein haben, daß seine Drohung geeignet 
sei, den öffentlichen Frieden zu stören (RGSt. 7 394). Die Drohung braucht nicht ernst 
gemeint zu sein; es genügt, wenn der Täter will, daß die Bevölkerung sie als ernst auf- 
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faßt. Zum Vorsatz ist weiter das Bewußtsein erforderlich, daß die Handlung eine schwere 
Untat ist (so wohl v. Hippel Lehrbuch S. 357 Anm. 7; and. Frank Anm. ], LK Anm.A, 
Olshausen Anm. 3). 


IV. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 241. 


V. Das kommende Recht läßt ausdrücklich die Androhung jeder schweren Untat genügen. Es 
wird auch eine Störung des Öffentlichen Friedens verlangt; ausreichend ist, daß durch die Androhung 
der Untat in der Bevölkerung Angst oder Schrecken erregt werden kann. Vgl. Leimer in Gürtner II 
S. 290, 296. 


Ss 127 
Wer unbefugterweise einen bewaffneten Haufen bildet oder befehligt oder eine Mann- 
schaft, von der er weiß, daß sie ohne gesetzliche Befugnis gesammelt ist, mit Waffen 
oder Kriegsbedürfnissen versieht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 
Wer sich einem solchen bewaffneten Haufen anschließt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre bestraft. 


I. Die Vorschrift gegen die Bildung bewaffneter Haufen soll einmal den Rechtsfrieden 
im Inneren schützen. Sie hat darüber hinaus aber auch die Bedeutung, dem Reich in 
einem Kriege zwischen anderen Staaten die Erfüllung der sich aus der Neutralität er- 
gebenden Pflichten zu erleichtern (so zutreffend Frank Anm. I); in dieser Beziehung 
kann die Bestimmung auch jetzt noch praktische Bedeutung erhalten. 


Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; sie ist dort auch nicht 
unter dem zweiten Gesichtspunkt erforderlich, da der strafrechtliche Schutz der Neutralität in anderer 
Weise gesichert werden soll (vgl. Bem.V vor $ 102). 


Ho. Ein Haufen setzt die räumliche Vereinigung einer größeren Menschenzahl voraus 
(RGSt. 56 282; and. Gerland S. 329, nach dem es auf den inneren Zusammenhang an- 
kommt). Wieviel Personen zur Bildung eines Haufens erforderlich sind, ist nach den 
Verhältnissen des einzelnen Falles zu entscheiden (RG JW 1981 S. 1565). Bewaffnet 
kann ein Haufen bereits sein, wenn eine erhebliche Anzahl der Teilnehmer über Waffen 
verfügt; es braucht nicht die Mehrzahl der Teilnehmer mit Waffen versehen zu sein. 
Waffe ist hier im technischen Sinne zu verstehen (RG JW 1981 S. 1565). Unbefugt 
ist die Bildung oder Befehligung des Haufens, wenn sie nicht durch die zuständige Stelle 
erlaubt ist. 

Für eine Mannschaft ist im Gegensatz zum Haufen ein räumlicher Zusammenhang 
nicht erforderlich, wohl aber eine militärähnliche Disziplin und eine Organisation (v. Hip- 
pel Lehrb. S. 358 Anm.1). 

II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt; 
eine auf Verwendung des Haufens oder der Mannschaft zu strafbaren Zwecken gerichtete 
Absicht braucht nicht vorzuliegen. 

IV. Gesetzeskonkurrenz besteht mit Vorbereitung zum Hochverrat ($ 83) und Auf- 
ruhr (8 115). 


S 128 

Die Teilnahme an einer Verbindung, deren Dasein, Verfassung oder Zweck vor der 
Staatsregierung geheimgehalten werden soll, oder in welcher gegen unbekannte Obere 
Gehorsam oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorsam versprochen wird, ist an den 
Mitgliedern mit Gefängnis bis zu sechs Monaten, an den Stiftern und Vorstehern der Ver- 

bindung mit Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahre zu bestrafen. 
“Gegen Beamte kann auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf 
die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erkannt werden. 


I. Die Bestimmung bedroht die Geheimbündelei mit Strafe. Strafgrund ist, daB das 
Bestehen geheimer Verbindungen geeignet ist, in der Bevölkerung ein Gefühl der Be- 
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unruhigung und Unheimlichkeit zu verbreiten (and. z. B. v. Hippel Lehrb. S. 375 Anm.4). 
Ein staatsfeindlicher Zweck der Verbindung ist hier im Gegensatz zu $ 129 nicht er- 
forderlich. 

Ähnliche und ergänzende Bestimmungen enthalten $5 VO zur Erhaltung des 
inneren Friedens vom 19. Dezember 1932, Ges. gegen die Neubildung von Parteien 
vom 14. Juli 1933, $2 Nr. 4 Ges. zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. Ok- 
tober 1933, $3 VO vom 25. November 1939 (alle abgedr. im Anhang); vgl. weiter auch 
$6 VO über die Organisationen der polnischen Volksgruppe im Deutschen Reich vom 
27. Februar 1940 (RGBI.I S. 444). 


Il. Unter einer Verbindung ist eine auf längere Dauer berechnete Vereinigung mehrerer 
Menschen zur Verfolgung gemeinsamer Zwecke zu verstehen, in der der einzelne unter 
den irgendwie zum Ausdruck gekommenen Willen der Gesamtheit untergeordnet ist 
(vgl. RG JW 1931 S. 3667). Die Berechnung auf längere Dauer unterscheidet die Ver- 
bindung von der Ansammlung; das Vorhandensein einer gewissen Organisation unter- 
scheidet die Verbindung von der Verabredung. Der Begriff der Verbindung erfordert 
nicht, daß sie über die bei der Gründung vorhandenen Mitglieder hinaus berechnet sein 
muß (Bindung Lehrb. 2 S. 904, LK Anm. 2, Olshausen Anm. 2; and. Frank Ann. I). 
Die Vereinigung braucht auch nicht eine so feste Form angenommen zu haben, daß 
sie als ein besonderes Rechtssubjekt erscheint (and. Frank aaO); es genügt eine Ord- 
nung der Verbindung in der Art, daß der einzelne dem Willen der Gesamtheit unter- 
geordnet ist. Erfüllt die Vereinigung die genannten Voraussetzungen in bezug auf ihre 
Organisation, so ist sie auch dann eine Verbindung, wenn sie auf individuell bestimmte 
Mitglieder beschränkt ist (Lobe $49b Anm. 2; and. Frank aaO). 


II. Erfaßt werden von der Vorschrift nur Verbindungen bestimmter Art. 


1. Einmal solche, deren Dasein, Verfassungoder Zweck vor der Staatsregie- 
rung geheimgehalten werden soll. Es ist nicht erforderlich, daß die Verbindung 
eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten erstrebt (Frank Anm. I, Gerland S. 390; 
and. RGSt.41 264; Kohlrausch Anm. 3, LK Anm. 2). Unter Staatsregierung wird hier 
jede zuständige Behörde zu verstehen sein. Es kommt nur darauf an, ob das Dasein der 
Verbindung vor der inländischen Behörde geheimgehalten werden soll. 


2. Zum anderen werden Verbindungen erfaßt, in denen gegen unbekannte Obere 
Gehorsam oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorsam versprochen wird. 
Trotz des Wortlauts werden Verbindungen der zweiten Art nur dann unter diese Vor- 
schrift zu rechnen sein, wenn ihr Dasein, Verfassung oder Zweck vor einer Behörde 
geheimgehalten werden soll. 


IV. Als Täter bestraft wird zunächst jeder, der an der Verbindung teilnimmt. Teil- 
nehmer ist, wer Mitglied der Verbindung ist. Für die Erlangung der Mitgliedschaft ist 
nicht eine formelle Erklärung erforderlich; die Mitgliedschaft kann bereits in der Unter- 
ordnung des einzelnen unter den Willen der Gesamtheit zum Ausdruck kommen (RG 
JW 1981 S. 3667). Die Mitgliedschaft genügt aber auch; es ist nicht erforderlich, daß 
das Mitglied eine Handlung vornimmt, eine Tätigkeit zur Förderung der Ziele der Ver- 
bindung entfaltet (and. RG HRR 1928 Nr. 689, Frank Anm. I, LK Anm. 4). 

Als Täter strafbar, und zwar mit einer höheren Strafe, sind ferner die Stifter und 
Vorsteher; diese brauchen nicht Mitglieder zu sein (Binding Lehrb. 2 S. 906, LK Anm.s, 
RGSt.6 216, RG DJ 1984 S. 129; and. Frank Anm. I). Vorsteher ist nur, wer an der 
Leitung der Verbindung beteiligt ist (RG DRJ 1984 S.129). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 129, ferner mit der Teilnahme an einer wehr- 
feindlichen Verbindung ($ 3 VO vom 25. November 1939). 
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8 129 

_ Die Teilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder Beschäftigungen gehört, 
Maßregein der Verwaltung oder die Voliziehung von Gesetzen dureh ungesetzliche Mittel 
zu verhindern oder zu entkräften, ist an den Mitgliedern mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre, an den Stiftern und Vorstehern der Verbindung mit Gefängnis von drei Monsten 
bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Gegen Beamte kann auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf 
die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erkannt werden. 


I. Die Vorschrift behandelt die Teilnahme an staatsfeindlichen Verbindungen. im 
Unterschied zu $ 128 begründet hier Zweck oder Beschäftigung der Verbindung die 
Strafbarkeit. 

Über ähnliche und ergänzende Bestimmungen vgl. $ 128 Anm.]. 


IH. Der Begriff der Verbindung ist der gleiche wie in $128; vgl. dort Anm. ll. Die 
Verbindung muß Maßnahmen der Verwaltung oder die Vollziehung von Gesetzen un- 
gesetzlich verhindern oder entkräften wollen (vgl. hierzu RG JW 1982 S. 2811). Dieses 
Bestreben der Verbindung kann in der Satzung vorgesehen sein oder auf der Praxis 
oder auf dem Einverständnis der Mitglieder beruhen. Ob der Zweck jemals erreicht 
wird oder auch nur ernstlich zu erreichen versucht wird, ist unerheblich. 

1. Unter Maßnahme der Verwaltung ist jede Tätigkeit einer Dienststelle des 
Staates oder der Partei zu verstehen. 

2. Wenn die Vorschrift weiter von der Vollziehung von Gesetzen spricht, so be- 
deutet dies nicht, daß das Gesetz im technischen Sinne vollziehbar sein muß (and. das 
Schrifttum, z. B. Frank 8129, Kohlrausch Anm. 5, Schwarz Anm. 1Ab und RGSt. 
40 383); auch Gesetze, die auf Erhaltung eines Zustandes gerichtet sind, werden hier 
erfaßt. 

8. Es ist nicht erforderlich, daß sich die Tätigkeit der Verbindung gegen bestimmte 
erkennbar bezeichnete und bereits wirksam gewordene Maßnahmen der Verwaltung 
oder gegen bestimmt bezeichnete Gesetze richtet. Es genügt, daß sich die Teilnehmer 
bewußt sind, bei der Verfolgung ihrer Pläne auf den Widerstand der Staatsführung zu 
stoßen, und daß sie den Willen haben, die Maßnahmen der Staatsführung zu verhindern 
oder zu entkräften (RGSt. 54 105). Es wird weiter nicht vorausgesetzt, daß die Ver- 
bindung ihre Zwecke geheim erfüllt. Es ist schließlich auch nicht erforderlich, daß die 
Verbindung verboten ist oder auch nur verboten werden kann (RG JW:1984 S. 232). 

4. Ungesetzlich ist jede Verhinderung oder Entkräftung, sobald sie gegen eine ge- 
setzliche Bestimmung verstößt, wenn diese auch nicht mit einer Strafdrohung ver- 
bunden ist. 

IIL Über Teilnehmer, Stifter und Vorsteher vgl. $128 Anm. IV. 

IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Dem Täter muß daran 


gelegen sein, den Erfolg, wenn auch nicht allein oder zuletzt, durch die Handlung 
herbeizuführen. Bedingter Vorsatz genügt nicht (RG JW 1982 S. 2811). 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit der Teilnahme an einer wehrfeindlichen YVer- 
bindung (8.3 VO vom 25. November 1939); die letztere Bestimmung geht vor. 
VI. Über das kommende Recht vgl. Leimer in Gürtner II S. 292, 297. 


8 130 


Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise verschiedene Klassen der 
Bevölkerung zu Gewalttätigkeiten gegeneinander öffentlich anreizt, wird mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


Schrifttum: Endemann, Hetze als Gefährdungsproblem 1924. 
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I. Die Vorschrift behandelt ihrem Wortlaut nach die Anreizung zum Klassen- 
kampf; bei ihrer Auslegung ist aber der durch die nationalsozjalistische Revolution 
eingetretene Wandel zu beachten; ‚‚die Spaltung des deutschen Volkes in Klassen ist 
beseitigt, ihre Wiederkehr undenkbar“ (Leimer in Gürtner 1I S. 291); man spricht 
daher jetzt richtiger von der Aufhetzung eines Teiles der Bevölkerung gegen einen 
anderen. 


I. Der Teil der Bevölkerung, der gegen den anderen angereizt wird, braucht nicht 
in irgendeiner organisatorischen Verbindung zu stehen. Als Teil der Bevölkerung genügt 
vielmehr eine Mehrheit von Personen, die durch die gleiche Lebensstellung, durch ihre 
gleichgerichteten Interessen verbunden sind. Es ist nicht erforderlich, daß es sich um 
Teile handelt, die für längere Dauer verbunden sind; auch vorübergehende Gruppie- 
rungen genügen. In Betracht kommt z. B. die Anreizung der Stadtbewohner gegen die 
Landbewohner, der Anhänger der Gemeinschaftsschule gegen ihre Gegner, von Polen 
oder Tschechen gegen Deutsche. 


II. Die Handlung besteht in dem öffentlichen Anreizen verschiedener Bevölkerungs- 
teile zu Gewalttätigkeiten gegeneinander. 

i. Unter Anreizen ist eine mittelbare Beeinflussung des Willens anderer zu verstehen, 
eine Einwirkung auf Sinne und Leidenschaften, die einen Reiz zum Handeln wecken und 
den Angereizten kraft eigenen Entschlusses zum Handeln bringen soll (RGSt. 68173). 

2. Öffentlich ist die Anreizung, wenn eine unbestimmte Mehrheit von Personen von 
ihr Kenntnis nehmen kann. Vgl. $110 Anm. IV Aa. 

8. Über Gewalttätigkeiten vgl. $124 Anm. III 2a. Zu bestimmten Gewalttätig- 
keiten braucht nicht angereizt zu werden, ebensowenig zu sofort auszuführenden. Es 
muß zu Gewalttätigkeiten gegeneinander angereizt werden; hierfür genügt die An- 
reizung eines Bevölkerungsteils gegen den anderen; wechselseitige Anreizung ist nicht 
erforderlich. 


IV. Die öffentliche Anreizung muß in einer. den Öffentlichen Frieden gefährdenden 
Weise erfolgen. Eine Störung des öffentlichen Friedens ist nicht notwendig; ausreichend 
ist eine Friedensgefährdung. Es genügt hierfür eine Kundgebung, die geeignet ist, 
den Frieden zu stören; es braucht nicht als Erfolg eine Friedensgefährdung im objektiven 
Sinne vorzuliegen (Frank Anm. II, v. Hippel Lehrb. S. 359 Anm. 3; and. Binding Lehrb. 
2 8.894, Gerland S. 329). Öffentlicher Friede ist hier im objektiven und subjektiven 
Sinne zu verstehen (v. Hippel Lehrb. S. 359 Anm. 3, Olshausen Anm. 3; and. Frank 
Anm, II, Gerland S. 329). In Betracht kommen also Kundgebungen, die geeignet sind, 
das Gefühl der Rechtssicherheit zu erschüttern (RGSt. 84 269), weiter Kundgebungen, 
die geeignet sind, eine zu Gewalttätigkeiten geneigte Stimmung hervorzurufen (RGSt. 
54 27). | 

V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt; 
eine Absicht der Friedensgefährdung braucht nicht vorzuliegen (RGSt.54 27). Aus- 
reichend ist von dem unter IV dargelegten Standpunkt aus bereits das Bewußtsein, 
Furcht zu erregen. 


VL Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 111. 


VII. Das kommende Recht will die Vorschrift in Anlehnung an einen Vorschlag der preußischen 
Denkschrift zu einem Tatbestand der Volksverhetzung ausbauen; vgl. Leimer in Gürtner II S.291, 


297. 
S 130a 
Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veran- 
lassung der Ausübung seines Berufes öffentiich vor einer Menschenmenge, oder welcher 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte 
vor Mehreren Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden 


297 


8 130a 7. Abschnitt. Verbrechen u. Vergehen wider die öffentl. Ordnung 


Weise zum Gegenstande einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängnis 
oder Festungshaft bis zu zwei Jahren bestraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geistiichen oder anderen Religionsdiener, weleher in 
Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufes Schriftstücke ausgibt oder 
verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden ge- 
führdenden Weise zum Gegenstande einer Verkündigung oder Erörterung gemacht sind. 


Schrifttum: E. Wolf, Anwendbarkeit und Auslegung des ‚„‚Kanzelparagraphen‘ in der Gegen- 
wart, Arch. f. evangelisches Kirchenrecht Bd. III (1939) S. 81. 

Über die Bekämpfung des politischen Katholizismus vgl. die in DJ 1935 S. 1052, 1053 mitgeteilten 
amtlichen Erlasse. 

I. Als Täter kommen hier nur Geistliche oder andere Religionsdiener in Betracht. 
Geistliche sind die Religionsdiener, die von einer Religions- oder Glaubensgemeinschaft 
zur Vornahme gottesdienstlicher oder dem Gottesdienst gleichstehender Handlungen 
bestimmt sind. Welche staatskirchenrechtliche Stellung die Religions- oder Glaubens- 
gemeinschaft hat, ob sie insbesondere eine Religionsgemeinschaft des öffentlichen Rechts 
ist oder nicht, ist unerheblich; Geistliche sind nicht nur die Religionsdiener der voll 
privilegierten christlichen Kirchen (and. LK Anm. 2, Olshausen Anm. 2). Andere Re- 
ligionsdiener sind Mitglieder einer Religions- oder Glaubensgemeinschaft, die für 
diese Gemeinschaft tätig sind und von ihr mit anderen als rein mechanischen oder son- 
stigen untergeordneten Verrichtungen betraut sind; in Betracht kommen z. B. Vikare, 
Mönche. 


Hi. Die Handlung besteht in Abs. 1 darin, daß ein Geistlicher oder anderer Religions- 
diener an bestimmten Orten Angelegenheiten des Staates zum Gegenstand der Ver- 
kündigung oder Erörterung macht. 


1. Angelegenheiten des Staates sind alle Angelegenheiten, bei denen es sich um Rechte 
und Pflichten des Staates, um Interessen und Aufgaben des Staates handelt (RGSt. 
27 430; zustimmend das Schrifttum z. B. Gerland S. 330). Was die nationalsozialistische 
Bewegung angeht, z. B. der Begriffsinhalt von Blut, Boden, Rasse, geht auch den von 
ihr getragenen nationalsozialistischen Staat an (RGSt. 71 248, vgl. auch RG JW 1935 
S. 3383). Eine Angelegenheit kann auch dadurch im Sinne dieser Vorschrift zu einer 
Staatsangelegenheit werden, daß sie der Religionsdiener zum Staat in Beziehung bringt, 
etwa durch eine Behauptung, der Staat habe gegenüber dieser oder jener Angelegenheit 
eine bestimmte Stellung oder Wirkungsweise (RGSt. 71 249). Maßnahmen der Straf- 
verfolgungsbehörden und der Polizei sind in jedem Falle reine Angelegenheiten des 
Staates (RG JW 1988 S. 501); auch die Mitteilung von Listen von Verhafteten kann 
daher unter den Tatbestand fallen (RGSt. 72 338). Den Gegensatz zu den Staatsange- 
legenheiten bilden die Privatangelegenheiten und die rein kirchlichen Angelegenheiten. 
Näher über Angelegenheiten des Staates E.Wolf aaO S. 86. 


2. Die Angelegenheiten des Staates müssen in einer den öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weise zum Gegenstand der Verkündigung oder Erörterung gemacht werden. 
Ebenso wie im $ 130 genügt hier die Gefährdung des objektiven odersubjektiven Rechts- 
friedens; es kommt nicht darauf an, ob wirklich eine Störung des Friedens eintritt (RG- 
St. 71 249, RG JW 1987 S. 699; vgl. auch $ 130 Anm. IV; and. auch hier Frank Anm. 
III 3, der nur den objektiven Rechtsfrieden als geschützt ansieht). Selbst das Herbei- 
führen einer entiernten Gefahr kann ausreichend sein (RGSt. 71 249; and. E. Wolf 
aaO S. 91). Auch die Form einer Predigt kann den öffentlichen Frieden gefährden 
(RGSt. 71 251). Stets muß es sich aber um eine Gefährdung des öffentlichen Rechts- 
friedens handeln; eine Beunruhigung des Gewissens der einzelnen Hörer genügt nicht 
(RGSt. 71 250, RG JW 1938 S. 501). Näher über Gefährdung des öffentlichen Friedens 
E. Wolf aaO S. 90, der dieses Merkmal aber zu stark einengt. 
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8. Die Verkündigung oder Erörterung muß geschehen in Ausübung oder in Veran- 
lassung der Ausübung des geistlichen Berufes öffentlich vor einer Menschenmenge oder 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Ort 
vor mehreren. In Ausübung seines Berufes handelt der Geistliche nur, wenn er die Tat 
verübt, während er gleichzeitig in Ausübung seines Amtes begriffen und dabei in seiner 
Eigenschaft als Geistlicher aufgetreten ist (vgl. RGSt.17 166). Über öffentlich vor 
einer Menschenmenge vgl. $ 110 Anm. IV. 


III. Gileichgestellt wird der eigenen Verkündigung oder Erörterung die Ausgabe oder 
Verbreitung von Schriftstücken (Abs. 2). Die Ausgabe oder Verbreitung braucht nicht 
öffentlich vor einer Menschenmenge oder in einer Kirche usw. zu erfolgen. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(RG JW 1985 S. 3383, 1987 S. 699). Der Täter muß das Bewußtsein gehabt haben, 
Angelegenheiten des Staates zu verkünden oder zu erörtern; hierfür braucht er nicht 
„die politische Bedeutung seines Tuns begriffen zu haben“ (and. E. Wolf aaO S. 95/96). 
Erforderlich ist ferner das Bewußtsein, die Äußerung sei geeignet, den Rechtsfrieden 
zu gefährden (RG JW 1938 S. 501). 


V. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1939, RGBl.I S. 80). 


VI. Das kommende Recht will den Tatbestand erweitern; es soll jeder Geistliche oder andere Re- 
ligionsdiener bestraft werden, der ‚‚öffentlich in Ausübung seines Berufs oder in Zusammenhang mit 
seinem Beruf Öffentliche Angelegenheiten in einer den Volksfrieden gefährdenden Weise erörtert‘, 


8 131 
Wer erdiehtete oder entsteilte Tatsachen, wissend, daß sie erdichtet oder entstellt sind, 
öffentlich behauptet oder verbreitet, um dadurch Staatseinrichtungen oder Anordnungen 


der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren bestraft. 


Schrifttum: Mezger, Der strafrechtliche Schutz von Staat, Partei und Volk, in: Frank, National- 
sozialistisches Handb. f. Recht u. Gesetzgebung (2. Aufl. 1935) S. 1382. -— Vgl. auch Bug, Die Angriffe 
auf die Autorität des Staates durch Äußerungen, 1939 (Diss. Leipzig). 


I. Die Vorschrift behandelt die Staatsverleumdung. Ergänzend kommen vor allem 
ın Betracht $134a, $134b und das Heimtückegesetz; diese neu erlassenen Bestimmungen 
haben den Schutz der Partei und ihrer Gliederungen in der hier behandelten Richtung 


abschließend geregelt, so daß $131 auf Einrichtungen oder Anordnungen der Partei 
nicht entsprechend anzuwenden ist. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß erdichtete oder entstellte Tat- 
sachen öffentlich behauptet oder verbreitet werden. 

1. Tatsache ist eine Begebenheit, ein konkreter Vorgang, der in der Vergangenheit 
oder Gegenwart in die Erscheinung getreten und dadurch Gegenstand der Wahrneh- 
mung geworden ist (RGSt. 41 193); auch innere Vorgänge können Tatsachen sein. 
Den Gegensatz zu den Tatsachen bilden die Urteile. Vgl. näher die Bemerkungen zu 
$8 185, 186. 

2. Erdichtet ist eine Tatsache, wenn sie gänzlich unwahr ist, entstellt, wenn sie in 
wesentlichen Punkten falsch berichtet ist. 

8. Das Behaupten muß Öffentlich erfolgen; für das Verbreiten ist dies nicht erforder- 
lich (Binding Lehrb. 2 S. 876, Olshausen Anm.&; and. Frank Anm. II). Über öffent- 
lich vgl. $ 110 Anm. IV 1a, über Behaupten und Verbreiten die Anmerkungen zu $ 186. 


II. Der innere Tatbestand. 


1. Der Täter muß wissen, daß die behaupteten oder verbreiteten Tatsachen erdichtet 
oder entstellt sind; bedingter Vorsatz genügt nicht. 
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2. Weiter ist die Absicht des Täters erforderlich, durch die Behauptung oder Ver- 
breitung Staatseinrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen. 
Darauf, ob die behaupteten oder verbreiteten Tatsachen objektiv geeignet sind, 
Staatseinrichtungen verächtlich zu machen, kommt es neben dieser Absicht nicht an 
(Binding Lehrb. 2 $. 877 Anm. 3, Gerland S. 351, LK Anm. 5; and. Frank Anm. 1112, 
v. Hippel Lehrb. S. 301). 

a) Als Staatseinrichtungen werden im Anschluß an RGSt.22 255 bezeichnet die 
bleibenden Bestandteile der Verfassung und Verwaltung, mit welchen der Staat sich 
einrichtet, also die auf Erfüllung des Staatszwecks hinzielenden, für die Dauer bestimm- 
ten organischen Schöpfungen auf irgendeinem Gebiet der staatlichen Tätigkeit (so z.B. 
Kohlrausch Anm. 3, Schwarz Anm. 2 Aa). Nach dieser Begriffsbestimmung ist die 
Zivilehe eine Staatseinrichtung, nicht dagegen die Ehe als solche. Diese Abgrenzung 
der Staatseinrichtungen dürfte wohl zu eng sein, vgl. kritisch Ritter ZAkDR 1936 S. 581. 

b) Zu den Anordnungen der Obrigkeit gehören einmal die Gesetzgebungsakte, weiter 
aber auch Verwaltungsakte, die einen Einzelfall oder eine bestimmte Person betreffen. 
Stets muß es sich um Anordnungen handeln, die einen in das öffentliche Leben hinaus- 
greifenden hoheitlichen Charakter haben; behördliche Anweisungen für den inneren 
dienstlichen Geschäftsverkehr genügen nicht (RGSt. 28 152; and. Gerland S. 351). Auf 
die Rechtsgültigkeit der Anordnungen kommt es nicht an (Frank Anm. III 2b; and. 
Binding Lehrb. 2 S. 872). 

c) Die Absicht muß dahin gehen, die Staatseinrichtungen usw. verächtlich zu 
machen. Hierfür genügt es, wenn die Einrichtungen als unvernünftig oder zweckwidrig 
hingestellt werden sollen; sie brauchen nicht in ihrem sittlichen Wert angegriffen zu 
werden (Binding Lehrb. 2 S. 873; and. RGSt.1 161, Frank Anm. Ill 2d, LK Anm.S). 


IV. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 187, 196, 197, wenn sich der Angriff sowohl 
gegen die Staatsautorität als auch gegen Personen, Behörden oder Körperschaften 
richtet (Olshausen Anm. 1). Dasselbe Konkurrenzverhältnis kommt zu $1 Heimtücke- 
gesetz in Betracht; mit $2 Heimtückegesetz liegt dagegen Gesetzeskonkurrenz vor 
(Schäfer-Dohnanyi S. 294). 

V. Das kommende Recht will den Tatbestand in eine nach dem Vorbild des $ 2 Heimtückegesetz 
gestaltete Bestimmung aufgehen lassen. Bestraft soll werden, wer das Vertrauen des Volkes zu seiner 
Führung dadurch gefährdet, daß er Öffentlich über einen Amtsträger des Staates oder der Partei, 
über einen Führer der Wehrmacht oder des Reichsarbeitsdienstes, ihre Anordnungen oder die von 


ihnen geschaffenen Einrichtungen eine gehässige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende 
Äußerung macht. 
8 132 


Wer unbefugt sich mit Ausübung eines Öffentlichen Amtes befaßt oder eine Handlung 
vornimmt, welche nur kraft eines Öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf, wird 
mit Gefängnis, in schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. 


Schrifttum: Best, Die strafrechtliche und polizeiliche Bekämpfung der Amtsanmaßung, DR 
1939 S. 88. - Herrmann, Die Amtsanmaßung nach geltendem deutschen und österreichischen Straf- 
recht, 1934 (Diss. Jena). 


I. Die Vorschrift behandelt die Amtsanmaßung; sie enthält zwei verschiedene Tat- 
bestände. Für denjenigen, der sich bei Begehung eines Verbrechens wissentlich unbefugt 
als Angehöriger der deutschen Polizei oder eines ihrer Hilfsorgane oder als Angehöriger 
der deutschen Wehrmacht ausgibt, ist Todesstrafe, in minder schweren Fällen Zucht- 
hausstrafe angedroht ($ 1 VO vom 9. April 1942, RGBI. I S. 174). Diese Bestimmung 
enthält einen gegenüber $ 132 selbständigen Tatbestand. Über das Anmaßen einer Be- 
fehlsbefugnis oder Strafgewalt vgl. $ 120 MStGB. 


II. Der erste Tatbestand erfordert, daß sich jemand unbefugt mit der Ausübung eines 
öffentlichen Amtes befaßt. Die bloße Anmaßung der Beamteneigenschaft erfüllt diesen 
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Tatbestand nicht; erforderlich ist weiter, daß der Täter eine der angemaßten Beamten- 
eigenschaft entsprechende Handlung vollführt (RG HRR 1940 Nr. 327). 

1. Der Begriff des öffentlichen Amtes erfordert eine Tätigkeit im Dienste des Reichs 
oder im unmittelbaren oder mittelbaren Dienst eines Landes; das Amt ist als öffent- 
liches- anzusehen, wenn sein Träger als Organ der Staatsgewalt zu betrachten ist (RG 
JW 1988 S. 2130). Kirchenämter sind keine öffentlichen Ämter; eine Ausnahme ist für 
den Fall zu machen, daß die geistliche Amtshandlung zugleich eine staatliche Verrich- 
tung darstellt, wie z. B. die Erteilung von Zeugnissen über-Eintragungen in den Kirchen- 
büchern (RGSt. 5 56). 

Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Bestimmung auf Ämter der Partei und 
ihrer Gliederungen, z. B. auf eine Kreisleitung der Partei (AG Eberbach DJ 1989 
S. 1087); auf die Ämter in den angeschlossenen Verbänden ist die Vorschrift dagegen 
regelmäßig auch nicht entsprechend anwendbar, so z. B. nicht auf Ämter im NS-Lehrer- 
bund (RG JW 1988 S. 2130, Schwarz Anm.1; vgl. aber Dahm ZAkDR 1938 S. 641, 
Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reichs [2. Aufl. 1939] S. 311 Anm. 3). Un- 
mittelbar trifft die Vorschrift auf die Ämter der Partei nicht zu (AG Eberbach DJ 1989 
S. 1087, Kohlrausch Anm. 3; entsprechend wendet wohl auch LG München DStR 1987 
S. 215 die Vorschrift an; and. Dahm ZAkDR 1938 S. 641); vgl. hierüber oben Einfüh- 
rung IV vor $ 80. 

2. Mit der Ausübung eines Amtes befaßt sich unbefugt, wer sich als Inhaber eines 
öffentlichen Amtes ausgibt, das er in Wirklichkeit nicht bekleidet, und auf Grund dieser 
Vortäuschung eine dem Amt entsprechende Handlung vornimmt (RGSt. 68 78). Ein 
Beispiel bietet der Fall, daß sich jemand als Kriminalbeamter ausgibt und eine Be- 
schlagnahme oder Durchsuchung ausführt (RG JW 1985 S. 2960; weiteres Beispiel in 
RGSt. 76 25). Der Tatbestand wird dadurch, daß sich jemand als Kriminalbeamter aus- 
gibt, noch nicht erfüllt (RG HRR 1940 Nr. 327). 


III. Der zweite Tatbestand verlangt, daß jemand unbefugt eine Handlung vornimmt, 
die nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf. Im Unterschied zum 
ersten Tatbestand gibt sich hier der Täter nicht als Beamter aus; seine strafbare Hand- 
lung besteht darin, daß er etwas tut, was nur ein Beamter tun darf. 

1. Über öffentliches Amt vgl. Anm.11. 

2. Weiter ist erforderlich, daß der Täter unbefugt eine Handlung vornimmt, die nur 
kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf. Dies ist einmal der Fall bei 
Handlungen, deren Vornahme Privatpersonen schlechthin untersagt ist, die vielmehr 
nur durch öffentliche Beamte vorgenommen werden dürfen, so z. B. Durchsuchungen 
(RGSt. 59 295). Zum anderen kommen Handlungen in Betracht, die bei Vorliegen be- 
sonderer Verhältnisse auch von Privatpersonen vorgenommen werden können, die aber 
unter äußeren Umständen vorgenommen werden, vermöge deren sie sich, wenn auch 
nur zum Schein, als Amtshandlung kennzeichnen und nach außen als unbefugte Ein- 
mischung in ein öffentliches Amt darstellen (RGSt.68 79); dies kann z. B. bei einer 
vorläufigen Festnahme zutreffen. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist in beiden Fällen Vorsatz erforderlich. Der Vor- 
satz umfaßt das Bewußtsein, unbefugt ein Amt auszuüben oder eine Handlung vor- 
zunehmen, die nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf (RGSt. 
89 297). 


V. Täter kann in beiden Fällen ein Beamter oder ein Nichtbeamter sein. Ein Be- 
amter kommt als Täter z. B. in Betracht, wenn er sich unbefugt ein anderes Amt an- 
maßt oder in dessen Befugnisse eingreift (RGSt.76 62, RG HRR 1988 Nr. 1277). 
Mittäterschaft bei dem zweiten Tatbestand ist nur in der Weise denkbar, daß sich 
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mehrere Personen gleichzeitig ein Amt anmaßen, in dem jeder von ihnen eine Hand- 
lung vornimmt, die nur kraft öffentlichen Amts en werden darf (RG HRR 
1936 Nr. 305). 


VI. Die Strafe ist Gefängnis, in schweren Fällen Zuchthaus. Einschwerer Fall wird 
in der Regel anzunehmen sein, wenn der Täter unbefugt einen echten oder gefälschten 
Dienstausweis vorlegt oder unbefugt eine Uniform oder ein Amtszeichen trägt. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit Diebstahl (RGSt. 54 256), Erpressung, Betrug 
und Urkundenfälschung, ferner auch mit $1 VO vom 9. April 1942 (oben ]). Die beiden 
Tatbestände des $ 132 können untereinander in Ideal- oder Realkonkurrenz stehen (RG- 
St.88 176, 59 295). 


VIH. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark ($ 2 Abs. 2 VO vom 
9. April 1942, RGBl. I S. 174). Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt die Vor- 
schrift in gewissem Umfang auch für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige 
sind (VO vom 13. August 1940, RGBl.I S. 1107). 


IX. Das kommende Recht will die Vorschrift ausdrücklich auf Amtsträger der Partei ausdehnen. 


S 132 a 

Wer unbefugt inländische oder ausländische Uniformen, Amtskleidungen oder Amts- 
abzeichen trägt, wird, soweit nicht besondere Vorschriften etwas anderes bestimmen, 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

Ebenso wird bestraft, wer unbefugt eine Berufstracht oder ein Berufsabzeichen für 
Betätigung in der Kranken- oder Wohlfahrtspflege trägt, die im Inland staatlich an- 
erkannt sind. 

Den in den Absätzen 1, 2 genannten Uniformen, Kleidungen, Trachten oder Abzeichen 
stehen solche gleich, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind. 

Die Vorschriften der Absätze 1 bis 8 gelten auch für Amtskleidungen und Amtsabzeichen 
der Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts sowie für Berufstrachten und Berufs- 
abzeichen der von ihnen anerkannten religiösen Genossenschaften. 


I. Die Vorschrift schützt Uniformen und andere Gegenstände vor mißbräuchlichem 
Tragen. 


1. Geschützt werden einmal Uniformen, Amtskleidungen und Amtsabzeichen. Uni- 
form ist jede auf Grund öffentlichrechtlicher Bestimmungen eingeführte Tracht, sofern 
die Befugnis zum Anlegen dieser Tracht durch öffentlichrechtliche Vorschriften ge- 
regelt ist. Hierhin gehören vor allem die Uniformen der Wehrmacht, des Reichsarbeits- 
dienstes (vgl. die AV in DJ 1936 S. 665), auch die Uniformen der alten Wehrmacht 
(vgl. hierzu Ges. über die Ausübung des Rechts zum Tragen einer Wehrmachtsuniform 
vom 26. Mai 1934, RGBl. I S. 447 nebst DurchfVO vom 21. Juni 1934, RGBI. I S.517), 
weiter die Beamtenuniform (über diese Erlaß des Führers vom 30. März 1939, RGBl. I 
S. 761, und hierzu die Uniformvorschrift vom 8. März 1940, RGBl.I 8.463). Das 
Schützenabzeichen der Wehrmacht wird durch die Vorschrift nicht erfaßt; sie ist auf 
dieses Abzeichen auch nicht entsprechend anzuwenden (RKG 1 177); dasselbe gilt für 
das Abzeichen für fliegerisches Personal und für den Fliegerdolch. Die Waffenabzeichen 
der Wehrmacht werden ebenso geschützt wie Orden und Ehrenzeichen ($ 2 VO vom 
3. Mai 1942, RGBI. IS. 277). Zu den Uniformen gehört ferner etwa auch die durch poli- 
zeiliche Vorschriften geregelte Einheitskleidung für Taxichauffeure, Dienstmänner usw. 
(vgl. Runderlaß des Reichsführers 4 und Chefs der deutschen Polizei im Ministerialblatt 
des Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern 1938 Sp. 1853). Amtskleidung 
ist jede durch öffentlichrechtliche Vorschriften eingeführte Tracht, die im Gegensatz 
zur Uniform nicht ständig, sondern nur bei bestimmten Amtshandlungen getragen wird, 
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2. B. die Roben der Rechtswahrer, die Talare der Hochschullehrer. Amtszeichen sind 
Zeichen, die den Träger als Inhaber eines bestimmten Amtes kenntlich machen; hier- 
hin gehört z. B. das bei der Ausübung des Jagdschutzes zu tragende Jagdschutzabzeichen 
i$ 39 Abs. 7 Reichsjagdges.). 

2. Geschützt werden weiter Berufstrachten oder Berufsabzeichen für Betätigung in 
der Kranken- oder Wohlfahrtspflege, soweit sie im Inland staatlich anerkannt sind 
(Abs. 2). Dazu vgl. jetzt $17 KrankenpflegeVO vom 28. September 1938 (RGBl.I 
S.1310), $ 18 Abs. 2 Säuglings- und KinderpflegeVO vom 15. November 1939 (RGBl. I 
5.2239), $ 28 Abs. 2 VO über die Berufstätigkeit und die Ausbildung medizinisch-tech- 
nischer Gehilfinnen und medizinisch-technischer Assistentinnen vom 17. Februar 1940 
(RGBI. I S. 371). Über den Schutz der Berufskleidung der Privatförster vgl. $7 
VO vom 22. April 1938 (RGBIl.I S. 599). 

8. Den bisher genannten Schutzgegenständen stehen solche gleich, die ihnen zum 
Verwechseln ähnlich sind (Abs. 3). 

4. Geschützt werden weiter die Amtskleidungen und Amtszeichen der Religionsgesell- 
schaften des öffentlichen Rechts sowie Berufstrachten und Berufsabzeichen der von 
ihnen anerkannten religiösen Genossenschaften (Abs. 4). Hierzu gehören die Talare der 
Geistlichen, ferner etwa die Ordensgewänder der katholischen Kirche (vgl. auch JW 
1985 S. 960 Nr. 2). 


I. Die strafbare Handlung besteht darin, daß jemand die Uniform unbefugt trägt; 
weitergehend ist der unbefugte Besitz in $ 5 Heimtückeges. mit Strafe bedroht. Jemand 
trägt die Uniform jedenfalls dann, wenn er sich in ihr öffentlich zeigt (vgl. RGSt. 61 8). 
Ein Wehrmachtsangehöriger trägt eine Uniform unbefugt, wenn ihm diese Uniform nach 
der Art seiner Zugehörigkeit zur Wehrmacht im Sinne des $ 21 Wehrges., nach seiner 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Wehrmachtteil oder nach Rang oder Dienstgrad 
nicht zusteht (RKG 1 176). Vgl. zu dieser Frage noch Lupprian, Zeitschrift f. Wehr- 
recht Bd. II (1937/38) S. 283. 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(vgl. RGSt. 61 9). 


IV. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 3, 5, 8 Heimtückeges.; gegenüber diesen Be- 
stimmungen ist $ 132a subsidiär. 


Y. Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt die Vorschrift in gewissem Umfang auch 
für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind (VO vom 13. August 1940, 
RGBI.I S. 1107). 


Ss 133 
Wer eine Urkunde, ein Register, Akten oder einen sonstigen Gegenstand, weiche sich 
zur amtlichen Aufbewahrung an einem dazu bestimmten Orte befinden, oder welche 
einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben worden sind, vorsätzlich vernichtet, 
beiseite schafft oder beschädigt, wird mit Gefängnis bestraft. 
Ist die Handiung in gewinnsüchtiger Absicht begangen, so tritt Gefüngnisstrafe nicht 
unter drei Monaten ein; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 


werden. 

I. Die Vorschrift behandelt den Verwahrungsbruch. Geschütztes Rechtsgut ist der 
amtliche Gewahrsam. Der Grundgedanke der Bestimmung ist, die amtliche Verfügungs- 
gewalt über alle amtlich aufbewahrten oder übergebenen Sachen gegen unbefugte Ein- 
griffe zu schützen (RGSt. 72 174). 


IL. Objekt des Delikts können Gegenstände aller Art sein, die sich in amtlicher Auf- 
bewahrung befinden (RGSt. 51 417). Unerheblich ist, ob und in wessen Eigentum sich 
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der Gegenstand befindet; es kommen also auch Gegenstände in Betracht, die dem Täter 
selbst gehören oder die herrenlos sind (RGSt. 47 393). Der Wert der Gegenstände ist 
nicht von Bedeutung. 


1. In Betracht kommen Gegenstände aller Art; sie brauchen den ausdrücklich ge- 
nannten Urkunden, Registern und Akten nicht ähnlich zu sein. Es ist auch nicht er- 
forderlich, daß es sich um Gegenstände handelt, an deren Erhaltung ein öffentliches 
Interesse besteht; es ist ausreichend, daß eine amtliche Stelle einem Gegenstand ihre 
Fürsorge in erkennbarer Weise zugewendet hat. 

a) Der Begriff Urkunde ist hier im weiteren Sinne zu nehmen. Es genügt jedes 
Schriftstück, das einen gedanklichen Inhalt hat (RGSt. 68 32). In Betracht kommen 
z. B. die Versteigerungsbekanntmachung eines Gerichtsvollziehers (RGSt. 6 614), Post- 
paketadressen (RG GoltdArch. 60 S. 424). Es ist nicht erforderlich, daß die Urkunde 
Beweiskraft in amtlicher Beziehung hat (RG HRR 1940 Nr. 576). Über abgetrennte 
Lebensmittelmarken als Urkunden vgl. RG HRR 1942 Nr. 828. 

b) Register werden auch dann erfaßt, wenn sie keine Urkunden sind; es schadet 
auch nichts, daß sie nur für den inneren Dienst bestimmt sind (RGSt. 67 229). 

c) Zu den geschützten Akten gehören auch solche, die bereits weggelegt, aber noch 
aufzubewahren sind (RGSt. 68 33). 

d) An sonstigen Gegenständen kommen z.B. in Betracht Eier auf der Eisen- 
bahn (RGSt. 48 175) oder Büchsen mit Sardinen auf der Eisenbahn (RGSt. 51 417), 
Benzin in Wehrmachttankwagen oder Spiritus in Tankwagen der Eisenbahn (RGSt. 
öl 226, Reisemarken (RG DR 1948 S. 903). 


2. Erforderlich ist aber, daß sich die Gegenstände in amtlicher Verwahrung befinden. 
Entscheidend ist, daß eine Behörde in ihrer besonderen Behördeneigenschaft dem 
Gegenstand ihre Fürsorge in erkennbarer Weise zugewendet hat (RKG 1186). Un- 
erheblich ist dabei, ob die amtliche Verwahrung oder Übergabe materiell gerechtfertigt 
und ob der übergebende oder empfangende Beamte zuständig ist. Auf die Dauer braucht 
die Verwahrung nicht berechnet zu sein (RGSt.22 205). Über die von der Partei 
verwahrten Gegenstände vgl. unten VI. 

Nicht verwahrt werden das amtliche Inventar sowie die von der Behörde selbst 
zu verbrauchenden Gegenstände wie Vorräte an Holz, Kohlen, Formulare (RGSt. 72 
173). So genießen z.B. nicht den Schutz dieser Vorschrift die auf den Lokomotiven be- 
findlichen Kohlen (RGSt. 51 227), die Schreibmaschinen in einem Büro, Schreibpapier, 
Formularblocks (RG HRR 1987 Nr. 608). Dagegen befinden sich Gegenstände in öffent- 
lichen Sammlungen (Bibliotheken, Museen usw.) nicht nur in amtlichem Besitz, sondern 
in amtlichem Aufbewahrungsbesitz; sie sind daher auch nach $ 133 geschützt (Gerland 
S.348; and. Frank Anm. 11, LK Anm. 2, v. Liszt-Schmidt S. 810 Anm. 4). 

a) Der Gegenstand muß sich zur amtlichen Aufbewahrung an einem dazu bestimmten 
Orte befinden. Die Aufbewahrung ist nicht nur dann amtlich, wenn sie von einem 
Beamten oder kraft eines Staats- oder öffentlichen Amtes erfolgt; es genügt, daß die 
Verwahrung in Verwaltung eines Kreises gewisser das öffentliche Interesse angehender 
Geschäfte unter der Autorität des Staates erfolgt. In amtlicher Aufbewahrung be- 
finden sich z. B. das der Reichsbahn übergebene Handgepäck, die in den Briefkasten 
geworfenen Postsachen (RG HRR 1927 Nr. 188), ferner auch die öffentlichrecht- 
lichen Körperschaften übergebenen Gegenstände. Unerheblich ist, ob es sich um eine 
dauernde oder vorübergehende Aufbewahrung handelt, ob die Aufbewahrung im 
öffentlichen oder privaten Interesse erfolgt. Der dazu bestimmte Ort braucht 
nicht ein Dienstraum zu sein; auch die Privatwohnung des Beamten kann als Auf- 
bewahrungsort in Betracht kommen (RGSt.28 108, RG HRR 1940 Nr. 576). Der 
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Aufbewahrungsort kann auch ein beweglicher sein, z. B. die Sammeltasche eines Post- 
boten (RGSt. 22 207). 

Erforderlich ist stets, daß sich der Gegenstand zur Zeit der Tat noch im amtlichen 
Gewahrsam und damit an dem zur Aufbewahrung bestimmten Ort befindet (Frank 
Anm.14, LK Anm. 2, Olshausen Anm. 3, Schwarz Anm. 2). Demgegenüber nimmt die 
Rechtsprechung (z. B. RGSt.88 415) an, der Gegenstand habe dadurch, daß er in amt- 
liche Aufbewahrung gelangt sei, eine ihm den besonderen Schutz des Gesetzes sichernde 
Eigenschaft erhalten, die bis zur Erfüllung des Zweckes oder bis zur anderweiten Ver- 
fügung fortdauere. So hat z. B. RG LZ 1920 Sp. 532 angenommen, das aus einem Güter- 
wagen geworfene Transportgut befinde sich auch noch in amtlichem Gewahrsam, so- 
ange es auf dem Bahnkörper liege. 

b) Von der Vorschrift werden ferner Gegenstände erfaßt, die einem Beamten oder 
einem Dritten amtlich übergeben worden sind. Ein Gegenstand ist amtlich übergeben, 
wenn die Übergabe mit Rücksicht auf die amtliche Stellung oder auf Grund amtlicher 
Anordnung erfolgt. Amtlich übergeben sind auch Sachen, die ohne Wissen des über- 
gebenden Beamten Teile einer amtlich übergebenen Gesamtheit von Sachen waren 
(RG HRR 1940 Nr. 576). Die Übergabe an einen Beamten kann auch durch einen 
Nichtbeamten erfolgen; die Übergabe an einen Nichtbeamten muß dagegen infolge des 
Erfordernisses amtlicher Anordnung mindestens mittelbar von einem Beamten aus- 
gehen. Die Übergabe an einen Nichtbeamten setzt weiter, um als amtlich angesehen 
werden zu können, die Erkennbarkeit voraus, daß die amtliche Aufbewahrung fort- 
dauern soll (RGSt. 54 245). Wird eine Urkunde dem Beteiligten zu seiner freien Ver- 
fügung ohne Vorbehalt des Gewahrsams der Behörde überlassen, wie z. B. bei der 
Übergabe anläßlich einer Zustellung, dann ist die Urkunde nicht amtlich übergeben. 
Nach dem oben (I) dargelegten Grundgedanken des $133 ist es nicht möglich, die 
Vorschrift entsprechend anzuwenden, wenn der Inhaber eines amtlichen Ausweises 
oder einer ähnlichen Urkunde darauf befindliche amtliche Vermerke unkenntlich macht, 
z.B. auf einem Führerschein die Klassenbezeichnung oder auf einer Steuerkarte amt- 
liche Eintragungen; es fehlt hier an der amtlichen Übergabe (and. KG JW 1989 8. 92, 
KG DStR 1988 S. 64). 

IIL Die strafbare Tätigkeit besteht darin, daß der Gegenstand vernichtet, beiseite- 
geschafft oder beschädigt wird. Ein Gegenstand wird vernichtet, wenn bewirkt wird, 
daß er zu bestehen aufhört. Beiseitegeschafft ist ein Gegenstand, wenn er örtlich 
von der Stelle entfernt wird, wo er sich zum Zwecke der amtlichen Aufbewahrung be- 
fand. Erforderlich ist dabei, daß dies gegen den Willen des Berechtigten geschieht; gibt 
dieser, wenn auch nur auf Grund einer Täuschung, den Gegenstand selbst heraus, so 
liegt kein Beiseiteschaffen vor (RGSt. 56 118). Eine dauernde Entfernung ist nicht not- 
wendig. Es wird auch nicht vorausgesetzt, daß der Gegenstand aus den amtlichen Ge- 
schäftsräumen entfernt wird. In dem Umtausch ungültiger Lebensmittelmarken durch 
Angestellte des Ernährungsamts kann ein Beiseiteschaffen liegen (RG HRR 1942 
Nr. 828). Das Beschädigen erfordert nicht eine Verletzung oder Veränderung der 
Substanz; es genügt eine Minderung der Brauchbarkeit; diese kann bei Urkunden durch 
Durchstreichen, Radieren, Überkleben oder sonstiges Fälschen geschehen. RGSt. 67 230 
verlangt aber, daß die Einwirkung sich stets auf den in der Urkunde oder dem Register 
oder den Akten bereits verkörperten Gedankeninhalt bezieht; es wird als nicht aus- 
reichend angesehen, daß die Schrift, ohne ihren Inhalt zu berühren, zu einer Eintragung 
benutzt wird, für die sie nicht bestimmt ist. 

Es wird nicht vorausgesetzt, daß jemand durch die Tätigkeit einen Nachteil erleidet. 

IV. Für den inneren Tatbestand ist stets Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das 
Bewußtsein haben, daß der Gegenstand amtlich aufbewahrt wird oder daß er amt- 
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lich übergeben worden ist; die Absicht oder das Bewußtsein, sich mit der amtlichen 
Autorität oder der öffentlichen Ordnung in Widerspruch zu setzen, ist dagegen nicht 
erforderlich. 

Die Meinung des Täters, als Eigentümer zu der Handlung befugt zu sein, sieht RGSt. 
47 394 als unbeachtlichen Strafrechtsirrtum an. Glaubt der Täter dagegen auf Grund 
eines öffentlichrechtliche oder zivilrechtliche Bestimmungen betreffenden Irrtums zu 
seiner Handlung befugt zu sein, so soll nach RGSt. 27 403 der Vorsatz entfallen. 


V. Täter kann vor allem der Beamte sein, der den Gegenstand aufzubewahren hat. 
Als Täter kommt weiter der Beamte oder Nichtbeamte in Betracht, dem er amtlich 
übergeben ist, ferner aber auch der Eigentümer, für den er aufbewahrt wird. 


VI. Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf Gegenstände, die sich 
in Verwahrung der Partei oder einer ihrer Gliederungen befinden oder von diesen dem 
Täter oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, z.B. auf 
Mitgliedsbücher (RG HRR 1942 Nr. 822; unbefriedigend RGSt. 783 289). 

Bei Fehlen des Merkmals der amtlichen Übergabe ist eine entsprechende Anwendung 
nicht möglich; für derartige Fälle trifft der Grundgedanke der Vorschrift nicht zu (vgl. 
oben II 2b). 


VII. Die Strafe ist regelmäßig Gefängnis. Die Strafe wird erhöht, wenn die Tat in 
gewinnsüchtiger Absicht begangen ist (Abs. 2). Dies ist dann der Fall, wenn die Hand- 
lung in der Absicht begangen worden ist, irgendeinen materiellen Vorteil zu erreichen ; 
der Täter braucht nicht einen Vermögensvorteil zu erstreben (RGSt. 48 176, Olshausen 
Anm. 8, Schwarz Anm.6; and. Binding Lehrb. 2 S. 605). Diese Absicht kann auch 
dann vorliegen, wenn es dem Täter um einen vorübergehenden Genuß oder einen als- 
baldigen Verbrauch zu tun ist (RGSt. 55 256). Nicht genügt dagegen das Streben des 
Täters, sich selbst oder einen Angehörigen der Bestrafung zu entziehen (RGSt. 70 19). 
Die Absicht der Erlangung einer Lebensmittelkarte (eines Bezugscheins) ist auch dann 
ausreichend, wenn der Täter sie nicht für sich ausnutzen wollte (RG ZAkDR 1942 
S. 60 mit Anm. Nagler); vgl. weiter RG HRR 1942 Nr. 828. Vgl. im übrigen über Ge- 
winnsucht $ 27a Anm. II. Unter Absicht ist der auf einen bestimmten Erfolg gerichtete 
Wille des Täters zu verstehen; bedingter Vorsatz ist nicht ausreichend. Es genügt, daß 
ein Dritter die Vorteile haben soll (RGSt. 56 242). 

Wer als Nichtbeamter einen Beamten zur gewinnsüchtigen Urkundenbeseitigung an- 
stiftet, ist aus $133 Abs. 2 strafbar, auch wenn er selbst nicht aus Gewinnsucht ge- 
handelt hat (RGSt. 68 35); das gleiche gilt für den Gehilfen (RGSt. 62 206, 247). 

VIH. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

Idealkonkurrenz ist im Falle des Beiseiteschaffens möglich mit Diebstahl (RG 
DJ 1986 S. 1812), Unterschlagung und Mundraub (RGSt. 54 256), bei der Vernichtung 
oder Beschädigung eines fremden Gegenstandes ferner mit Sachbeschädigung; weiter 
kommt auch Idealkonkurrenz mit Siegelbruch ($ 136), Verstrickungsbruch ($ 137) (RG- 
St. 54 245), Urkundenunterdrückung ($ 274 Nr. 1) in Betracht. 

$ 348 Abs. 2 ist das speziellere Gesetz gegenüber $ 133 Abs. 1; zwischen $ 133 
Abs. 2 und $ 348 Abs. 2 ist dagegen Idealkonkurrenz möglich (RGSt.58 335; and. 
Frank Anm. VI). Ebenso steht $ 354 mit $133 Abs.1 in Gesetzeskonkurrenz, wäh- 
rend mit $133 Äbs. 2 Idealkonkurrenz möglich ist (RGSt. 54 123, 58 335). Im Ver- 
hältnis zu $ 350 kommt Ideal- oder Realkonkurrenz in Betracht (RG HRR 1940 
Nr. 576). 


IX. Das kommende Recht will den Tatbestand sachlich übereinstimmend übernehmen (vgl. Mezger 
in Gürtner II S. 342). Es soll ausdrücklich ausgesprochen werden, daß strafbar auch der Verwahrungs- 
bruch an einer Sache ist, die sich in Verwahrung der Partei oder einer ihrer Gliederungen befindet 
oder von diesen dem Täter oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden ist. 
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Ss 134 
Wer öffentlich angeschlagene Bekanntmachungen, Verordnungen, Befehle oder An- 


zeigen von Behörden oder Beamten böswillig abreißt, beschädigt oder verunstaltet, wird 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 


I. Geschützt werden durch die Bestimmung amtliche Bekanntmachungen staatlicher 
Stellen. Entsprechend anzuwenden ($ 2) ist die Vorschrift auf Bekanntmachungen, die 
von den zuständigen Dienststellen der Partei angebracht sind (so auch die Praxis 
der Instanzgerichte nach der Mitteilung bei Dalcke Anm. 14; das kommende Recht 
will dies ausdrücklich aussprechen). 

Die Handlung besteht im Abreißen, Beschädigen oder Verunstalten. Gewaltanwendung 
ist in keinem Falle erforderlich. Ein Abreißen ist auch das Entfernen (RGSt. 86 183), 
ein Verunstalten z. B. das Verhängen mit einem Sack (vgl. OLG Dresden JW 1982 
S. 959). 


H. Für den inneren Tatbestand ist Böswilligkeit erforderlich. Böswillig ist das- 
jenige Handeln, das trotz Kenntnis des Unrechts lediglich aus einem verwerflichen 
Beweggrunde unternommen wird (RG JW 1986 S. 2229); Böswilligkeit ist mehr als 
Absicht (RGSt. 72 119). Zuviel verlangt wohl OLG Dresden JW 1982 S. 959 mit Anm. 
A. Weber. 


S 134 a 


Wer öffentlich das Reich oder eines der Länder, ihre Verfassung, ihre Farben oder 
Flaggen oder die deutsche Wehrmacht beschimpft oder böswillig und mit Überlegung 
verächtlich macht, wird mit Gefängnis bestraft. 


Schrifttum: Mezger, Der strafrechtliche Schutz von Staat, Parteiund Volk, in: Frank, National- 
sozialistisches Handbuch für Recht u. Gesetzgebung (2. Aufl. 1935) S. 1382. -— Bug, Die Angriffe 
auf die Autorität des Staates durch Äußerungen, 1935 (Diss. Leipzig). - Passauer, Strafrechtlicher 
Schutz der Volksehre, 1935 (Strafr. Abh. H. 350). -— Ritter, Die Ehre des Volkes und seiner Gemein- 
schaftsformen im Strafrecht, ZAkDR 1936 S. 580. 

I. Die Vorschrift behandelt den Ehrenschutz des Staates. Die Bestimmung wird er- 
gänzt durch das Ges. zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 (RGBl. I 
S.285) mit DurchführungsVO vom 23. Mai 1933 (RGBI.I S. 320); vgl. weiter auch 
PolizeiVO gegen den Mißbrauch des Badenweiler Marsches vom 17. Mai 1939 (RGBl. I 
S. 921) sowie PolizeiVO zum Schutze der nationalen Symbole und Lieder vom 5. Januar 
1940 (RGBI. IS. 31). 


ID. Die Schutzobjekte. 


1. Geschützt sind einmal das Reich und die Länder. Reich im Sinne dieser Vor- 
schrift bedeutet den staatlichen Gesamtorganismus, dessen Wesenskern in der äußeren 
Ordnung liegt (so Schäfer-Dohnanyi S. 24). Verunglimpfungen des Führers fallen 
dann unter die Vorschrift, wenn der Täter in der Person des Führers das Reich treffen 
wollte (Kuhn DJ 1936 S. 1016, Becker DJ 1937 S. 1286); nach RG HRR 1986 Nr. 159, 
RG DJ 1986 S. 1016 fallen beleidigende Äußerungen über den Führer in aller Regel 
unter $ 134a. Die Auffassung von Dahm JW 1934 S. 904, unter Reich sei hier die kon- 
krete politische Gestalt des deutschen Volkes gemeint und in jeder Beschimpfung des 
Führers liege daher eine Beschimpfung des Reiches, ist abzulehnen; sie würde der po- 
litischen Führung die Entscheidungsmöglichkeit darüber, ob sie den Angriff auf den 
Führer verfolgt wissen will ($ 94 Abs. 2, 3, 8 2 Heimtückeges.), nehmen und es vielfach 
ausschließen, dem Unrechtsgehalt der Tat gerecht zu werden (Kuhn aaO, ebenso Hen- 
nerici GS 112 S. 17/18, vgl. auch Lange in Kohlrausch S. 704) ; die Auffassung verträgt 
sich ferner nicht mit der Existenz des $134b (Schäfer-Dohnanyi S. 21). Das kom- 


20° 


307 


S 434a m-vu ?- Abschnitt. Verbrechen u. Vergehen wider die öffentl. Ordnung 


mende Recht will bei der Verunglimpfung des deutschen Volkes Führer, Reich 
und Partei nebeneinander nennen. 


2. Geschützt ist weiter die Verfassung; gemeint ist hier die Verfassung im mate- 
riellen Sinne; vgl. näher $ 80 Anna. 1. 


8. Als Schutzobjekte sind ferner genannt die Farben und Flaggen. Die Reichsfarben 
sind schwarz-weiß-rot (Art.1 Reichsflaggenges. vom 15. September 1935, RGBl.1 
S. 1145). Reichs- und Nationalflagge ist die Hakenkreuzflagge; sie ist zugleich Handels- 
flagge (Art. 2 Reichsflaggenges.). 

Vgl. dazu VO über die Standarte des Führers und Reichskanzlers vom ii. April 1935 (RGBl. 1 
S. 507), VO über die Reichskriegsflagge, die Handelsflagge und andere Flaggen vom 5. Oktober 1935 
(RGBl.I S. 1285), VO über die Reichsdienstflagge vom 31. Oktober 1935 (RGBl.I S. 1287), VO 
über die Flaggenführung der Schiffe vom 17. Januar 1936 (RGBl.I S. 15), VO über die Schiffspost- 
flagge vom 14. März 1836 (RGBl.I S. 177), VO über die Flaggenführung der Wassersportfahrzeuge 
vom 6. April 1936 (RGBl. I S. 362), Erlaß über die Flaggenführung an Dienstkraftwagen vom 21. Ja- 
nuar 1937 mit Änderung vom 30. Dezember 1937 (RGBl.I S. 23, 1426). 

4. Geschützt wird schließlich die Wehrmacht; diese besteht aus Heer, Kriegsmarine 
und Luftwaffe. Entsprechend anzuwenden ($ 2) ist die Vorschrift auf die bewaffneten 
Teile der % und auf den Reichsarbeitsdienst. 


5b. LG Stuttgart DStR 1940 S. 96 und LG Münster DStR 1942 S. 187 wollen weiter 
nach dieser Vorschrift auch das deutsche Volk als solches schützen; LG Danzig DJ 1941 
S. 945 will auch einzelne, nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung (die Volksdeutschen 
in den eingegliederten Ostgebieten) mit dieser Bestimmung schützen. 


II. Die Handlung besteht im öffentlichen Beschimpfen oder Verächtlichmachen. 
Über öffentlich vgl. $ 83 Anm. IA und RG JW 1985 S. 2369 sowie RKG 2 98. 


1. Über Beschimpfen vgl. $ 94 Anm. II4 und RG DJ 1984 S. 777. 


2. Unter Verächtlichmachung ist jede Kundgebung zu verstehen, die das betreffende 
Schutzobjekt als unvernünftig, zweckwidrig oder als der Achtung der Volksgenossen 
unwürdig erscheinen läßt (vgl. auch $131 Anm. III 2c). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich hinsichtlich der Öffentlich- 
keit und der Beschimpfung. Bei der Verächtlichmachung muß hinzukommen, daß der 
Täter böswillig und mit Überlegung gehandelt hat. Über böswillig vgl. 8134 Anm. Il. 
Eine kränkende Behauptung kann böswillig aufgestellt werden, auch wenn der Be- 
hauptende von ihrer Richtigkeit überzeugt ist (RGSt. 66 140). Überlegung ist die bei 
Bildung des Entschlusses vorhandene ruhige Verstandestätigkeit (RGSt. 48 176). Sie 
liegt vor, wenn der Täter in genügend klarer Erwägung über den zur Erreichung seines 
Zweckes gewollten Erfolg der Tat, über die zum Handeln drängenden und von diesen 
abhaltenden Beweggründe sowie über die zur Herbeiführung des gewollten Erfolges 
erforderliche Tätigkeit handelt (RGSt. 42 262). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich insbesondere mit 890f, $131, $135, 884, 2 Heim- 
tückeges. 


VI. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1939, RGBI.I S. 80), im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI.T S. 754, und 5. Maı 
1941, RGBI.T S. 248). 


VI. Das kommende Recht will die $8 90 f, 134 a, 134 b und zum Teil auch $ 135 in zwei Tatbestän- 
den über Verunglimpfung des deutschen Volkes und Beschimpfung eines nationalen Wahrzeichen: 
zusammenfassen; andere mittelbare Angriffe auf die Volksehre sollen in einem Tatbestand über di® 
Mlerabwürdigung der Volksführung erfaßt werden (vgl. Nagler in Gürtner II S. 100, 109). 
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$ 134b 


‚Wer öffentlich die NSDAP, ihre Gliederungen, ihre Hoheitszeichen, ihre Standarten 
oder Fahnen, ihre Abzeichen oder Auszeichnungen beschimpft oder böswillig und mit 
Überlegung verächtlich macht, wird mit Gefängnis bestraft. 

Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz verfolgt, der die An- 
ordnung im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei trifft. 


I. Die Bestimmung schafft einen dem $134a entsprechenden Ehrenschutz für die 
Partei und ihre Gliederungen. Die Vorschrift ‚bringt zusammen mit $ 134a die Einheit 
von Partei und Staat sinnfällig zum Ausdruck“ (amtliche Begründung). 


II. Geschützt werden einmal die Partei und ihre Gliederungen. Gliederungen der 
NSDAP. sind die SA, die 4, das NSKK, die Stammhitlerjugend ($2 Abs. 5 VO vom 
25. März 1939, RGBl.I S. 709), der NS Deutsche Dozentenbund, der NS-Deutsche 
Studentenbund und die NS Frauenschaft ($ 2 DurchfVO des Ges. zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat vom 29. März 1935, RGBIl. I S. 502 und vom 5. Dezember 
1935, RGBI.I 8.1523). Die angeschlossenen Verbände werden als solche durch 
$134b nicht geschützt; in der Beschimpfung eines angeschlossenen Verbandes kann 
aber unter Umständen mittelbar eine Beschimpfung der Partei liegen. Angeschlossene 
Verbände sind die NS Volkswohlfahrt e.V., die Deutsche Arbeitsfront einschließlich der 
NS Gemeinschaft Kraft durch Freude, der NS Rechtswahrerbund e.V., der NS-Deutsche 
Ärztebund e.V., der NS Lehrerbund e.V., die NS Kriegsopferversorgung e.V., der 
Reichsbund der Deutschen Beamten e.V., der NS Bund deutscher Technik ($ 3 VO 
vom 29. März 1935, RGBI. I S. 502, VO vom 5. Dezember 1935, RGBl. I S. 1523, und 
VO vom 12. Januar 1938, RGBl.]I S. 36). 

Gegenstand des Schutzes sind weiter die Hoheitszeichen, Standarten oder Fahnen, 
Abzeichen oder Auszeichnungen der Partei und ihrer Gliederungen. Alle parteiamt- 
lichen Fahnen und Abzeichen sind aufgezählt in der Bekanntmachung vom 25. April 
1939 (RGBI.I 8.875); die darin genannten Abzeichen der angeschlossenen Verbände 
scheiden auch hier grundsätzlich aus. 


II. Die Handlung und der innere Tatbestand stimmen mit $ 134a überein; vgl. dort 
Anm. III und IV. | 

IV. Voraussetzung für die Strafverfolgung ist, daß der Reichsjustizminister sie im 
Einzelfall anordnet. Die Anordnung ist nicht an die für den Strafantrag im $ 61 be- 
stimmte Frist gebunden. Die Anordnung ist bis zum Erlaß eines Urteils zurücknehm- 
bar; weitergehend hält Dalcke $134b Anm. 15m eine Zurücknahme bis zur Rechts- 
kraft für zulässig. 

Über die Behandlung der Strafverfahren aus $134b vgl. Nr. 395 Richtlinien in der 
Fassung der AV in DJ 1935 S. 1688. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich nit $ 2 Heimtückeges. 


VI. Über die Geltung der Vorschrift in den Reichsgauen der Ostmark und im Pro- 
tektorat gilt das in $ 134a Anm.VI Gesagte. 
VI. Über das kommende Recht vgl. 5 134a Anm. VII. 


S 135 


Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reichs böswillig wegnimmt, zerstört 
oder beschädigt oder beschimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Geldstrafe oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


L. Die Vorschrift behandelt die Verletzung inländischer Hoheitszeichen. Über den 
Schutz ausländischer Hoheitszeichen vgl. $ 103a. 
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Ergänzend kommt in Betracht das Ges. zum Schutz der nationalen Symbole vom 
49. Mai 1933 (RGBl. I S. 285) mit DurchfVO vom 23. Mai 1933 (RGBl.I S. 320). 


II. Geschützt wird ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reichs oder ein Hoheits- 
zeichen eines deutschen Landes. Es ist nicht möglich und erforderlich, zwischen den 
beiden Gruppen von Zeichen zu unterscheiden (RGSt. 63 287). Es genügt jedes Zeichen 
das die hoheitliche Gewalt des Reichs oder eines Landes zum Ausdruck bringen soll. 
Das Reich führt als Sinnbild seiner Hoheit das Hoheitszeichen der NSDAP (Art. I 
VO vom 5. November 1935, RGBl.I S. 1287, und VO vom 7. März 1936, RGBl.I 
S. 145). Das Hoheitszeichen der Partei ist aber auch dann zu schützen, wenn es nicht 
vom Reich als solchem gebraucht wird. Über Amtsschilder vgl. den Erlaß vom 2. Fe- 
bruar 1939 (RGBl.I S.126) mit Änderungen durch Erlaß vom 5. Mai 1942 (RGBl. I 
S. 276). Geschützt werden die Zeichen nach dieser Bestimmung nur, wenn sie öffent - 
lich angebracht sind; es genügt, daß sie kraft hoheitlicher Gewalt angebracht sind 
(and. LK $ 135 Anm. 2, Olshausen $ 135 Anm.1, die ein Anbringen nicht erfordern). 


Über Wegnehmen vgl. $ 242, über Zerstören oder Beschädigen vgl. $ 303, über 
beschimpfenden Unfug vgl. $ 166. Das Wegnehmen muß böswillig erfolgen; hier- 
über $ 134 Anm. 11. 


IH. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 304. Mit $ 303 steht die Vorschrift in Gesetzes- 
konkurrenz, soweit es sich um das Zerstören oder Beschädigen handelt. 


IV. Die Bestimmung gilt im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI.T S. 754, und 5. Mai 
1941, RGBI.I S. 248). | 

V. Das kommende Recht will den Schutz ausdehnen auf Wahrzeichen der Partei oder eines ilır 


angeschlossenen Verbandes, der Wehrmacht, der Polizei, des Reichsarbeitsdienstes, des Reichsluft- 
chutzbundes, des Deutschen Roten Kreuzes. 


S 136 
Wer unbefugt ein amtliches Siegel, welches von einer Behörde oder einem Beamten 
angelegt ist, um Sachen zu verschließen, zu bezeichnen oder in Beschlag zu nehmen, 
vorsätzlich erbricht, ablöst oder beschädigt oder den durch ein solches Siegel bewirkten 
amtlichen Verschluß aufhebt, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld- 
strale bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt den Siegelbruch. Geschütztes Rechtsgut ist die in dem 
Siegel zum Ausdruck kommende staatliche Autorität. Grundgedanke der Bestimmung 
ist, die Betätigung der Mißachtung gegenüber der obrigkeitlichen Anordnung, die in 
der Siegelanlegung ausgedrückt ist, zu bestrafen (vgl. auch RG DR 1941 S. 847). 


II. Objekt der Tat ist ein amtliches Siegel, das von einer Behörde oder einem Be- 
amten angelegt ist, um Sachen zu verschließen, zu bezeichnen oder in Beschlag zu 
nehmen. 


1. Unter Siegel ist hier der Siegelabdruck zu verstehen. Es macht keinen Unter- 
schied, aus welchem Material er besteht. In Betracht kommen z. B. Bahnplomben, die 
Plomben eines städtischen Elektrizitätswerks, die Plomben eines Feuermelders (RGSt. 
65 134); hierher gehören weiter z. B. Siegelmarken, ferner auch die mit dem Siegel 
des Gerichtsvollziehers versehene und am Verwahrungsorte der Pfandobjekte ange- 
brachte Pfandanzeige (RGSt. 84 398, RG GoltdArch. 51 S. 181, RG DR 1941 S. 847; 
and. hinsichtlich der letzteren Binding Lehrb. 2 S. 627). Amtliches Siegel ist hier 
gleichbedeutend mit Amtssiegel. 
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2. Das Siegel muß von einer Behörde oder einem Beamten angelegt sein, um Sachen 
zu verschließen, zu bezeichnen oder in Beschlag zu nehmen. Die Behörde oder der Be- 
amte muß zur Anlegung von Siegeln im allgenicinen sachlich und örtlich zuständig 
sein; nicht ist dagegen erforderlich, daß im Einzelfall die tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen für die Siegelung gegeben waren; der Tatbestand kann z.B. auch 
dann erfüllt sein, wenn entgegen $ 750 ZPO der Vollstreckungstitel nicht zuvor zu- 
gestellt worden ist (RGSt. 834 398, KG HRR 1981 Nr. 2084, v. Hippel Lehrb. S. 305 
Anm. 10, LK Anm. 2, Olshausen Anm. 4; and. Binding Lehrb. 2 S. 625, v. Liszt-Schmidt 
S. 811, die Rechtmäßigkeit der Siegelung im Einzelfall erfordern). Die Sachen, die 
verschlossen usw. werden sollen, können bewegliche oder unbewegliche sein. Unter An- 
legen von Siegeln ist dic mechanische Verbindung des Siegels mit dem Gegenstande 
zu verstehen. Legt der Gerichtsvollzieher das Pfandsiegel lose in eine Schublade des 
zu pfändenden Gegenstandes, dann liegt keine Anlegung des Siegels vor (RG DR 1941 
8.847). Zum Zwecke der Bezeichnung erfolgt die Anlegung eines Siegels z. B. durch 
den Fleischbeschauer an untersuchtem Fleisch (RGSt. 89 367; vgl. hierzu noch Fleisch- 
beschaugesetz vom 29. Oktober 1940, RGBl. I S. 1463). Unter den Begriff der Beschlag- 
nahme fällt auch die Pfändung. 


Ill. Die Handlung besteht entweder in dem Erbrechen, Ablösen oder Beschädigen 
des Siegels oder in der Aufhebung des durch die Siegel bewirkten amtlichen Verschlusses. 
Erforderlich ist in beiden Fällen, daß der Täter unbefugt handelt. Dies ist dann der 
Fall, wenn im Einzelfall ein Recht zum Handeln nicht besteht. 


1. Das Siegel ist erbrochen, wenn es gewaltsam entfernt und selbst beschädigt wird, 
abgelöst, wenn es ohne Beschädigung entfernt wird. 

2. Gleichgestellt ist den genannten Tätigkeiten die Aufhebung des durch das Siegel be- 
wirkten amtlichen Verschlusses. Hier kann das Siegel völlig unversehrt an seiner Stelle 
bleiben; in Betracht kommt z. B. das Einsteigen durch ein Fenster in einen Raum, 
dessen Tür versiegelt worden ist (Olshausen Anm. 2). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist bei allen Begehungsformen Vorsatz erforderlich. 
Der Täter muß wissen, daß es sich um amtlich beschlagnahmte Gegenstände, um amt- 
liche Siegel, um amtlichen Verschluß handelt und daß er zerstört usw.; er muß sich 
ferner bewußt sein, daß er keine Befugnis zum Handeln hat (RG HRR 1988 Nr. 1564). 
Nicht ist dagegen das Bewußtsein von der Rechtswirksamkeit der Beschlagnahme er- 
forderlich. 

Hinsichtlich der Beachtlichkeit eines Irrtums unterscheidet die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts auch hier zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirr- 
tum. Ist der Schuldner der Ansicht, nach Befriedigung des Gläubigers bedürfe es keiner 
besonderen Anordnung zur Aufhebung der Pfändung, so handelt es sich nach RGSt. 26 
309 um einen beachtlichen zivilrechtlichen Irrtum, der den Vorsatz auschließt. 


V. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 


Idealkonkurrenz ist möglich mit $137; denn $ 136 schützt nur ein äußeres Sach- 
herrschaftszeichen, während $ 137 ein nach außen hervorgetretenes öffentlichrechtliches 
Gewaltverhältnis schützt (RGSt.48 365, Frank $137 Anm.V; and. Olshausen 8137 
Anm. 17b, wonach Gesetzeskonkurrenz besteht). Weiter kommt Idealkonkurrenz etwa 
in Betracht mit Verwahrungsbruch ($133) und mit Sachbeschädigung nach $ 304 
(RGSt. 65 135). Gesetzeskonkurrenz besteht dagegen dann, wenn in Nebengesetzen 
die Verletzung amtlicher Verschlüsse unter Strafe gestellt ist. 

VI. Das kommende Recht will den Tatbestand sachlich unverändert lassen (vgl. Mezger in Gürtner 


II S. 342). Es soll ausdrücklich ausgesprochen werden, daß die Siegel der Partei oder einer ihrer Wlie- 
derungen den gleichen Schutz genießen. 
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8 137 


Wer Sachen, welche durch die zuständigen Behörden oder Beamten gepfändet oder 
in Beschlag genommen worden sind, vorsätzlich beiseite schafft, zerstört oder in anderer 
Weise der Verstrickung ganz oder teilweise entzieht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. 


Schrifttum: Kruse, Der Verstrickungsbruch, 1934 (Diss. Tübingen). -— Pritsch, Die Beschlag 
nahme zur Regelung des Warenverkehrs und Ihre Wirkungen, DJ 1940 S. 416. -— Schwinge, De 
fehlerhafte Staatsakt im Mobiliarvollstreckungsrecht, 1930. 


I. Die Vorschrift behandelt den Verstriekungsbruch, auch Arrestbruch oder Pfand- 


bruch genannt. Geschütztes Rechtsgut ist das durch die Pfändung oder Beschlagnahme 
entstehende öffentlichrechtliche Gewaltverhältnis. Der Besitzwille der öffentlichen Ge- 
walt ist nicht geschütztes Rechtsgut (and. RGSt. 24 52, 65 249); ein derartiger Besitz- 
wille braucht nicht vorzuliegen; er fehlt vielfach bei der Beschlagnahme, meist bei den 
Beschlagnahmen zur Regelung des Warenverkehrs (Pritsch aaO S. 418). Der G@rund- 
gedanke der Bestimmung ist, im Interesse der öffentlichen Ordnung die Nichtachtung 
der durch die zuständigen Behörden oder Beamten verfügten Vollstreckungshandlungen 
oder Sicherungsmaßnahmen zu bestrafen (RGSt. 65 249). 

$ 136 schützt ein äußeres Sachherrschaftszeichen, $ 137 ein öffentlichrechtliches Ge- 
waltverhältnis, das in irgendeiner Weise nach außen kundgetan ist. Über den Unter- 
schied gegenüber $ 289 vgl. RGSt. 64 77. 


TI. Objekt der Tat sind Sachen, die durch die zuständigen Behörden oder Beamten 
gepfändet oder beschlagnahmt worden sind. | 


1. Unter Sachen sind nicht nur körperliche Gegenstände zu verstehen, sondern alle 
Bestandteile des Vermögens; daher können auch Forderungen Objekt der Tat sein 
(RGSt. 12 185, Oberreichsanwalt in RGSt. 24 41; and. RGSt. 24 49, Frank Anm.], 
Kohlrausch Anm. 21, LK Anm.A, Olshausen Anm.41, Schwarz Anm.1 A). Die ab- 
weichende Ansicht wird meist damit begründet, daß bei unkörperlichen Vermögens- 
bestandteilen, insbesondere bei Forderungen, nicht eine äußerlich in die Erscheinung 
tretende staatliche Herrschaftsgewalt begründet werden könne. Dies ist nur dann über- 
zeugend, wenn für die Verstrickung stets eine Besitzergreifung im Sinne der Herstellung 
eines körperlichen Verhältnisses zu dem zu pfändenden oder zu beschlagnahmenden 
Vermögensobjekt erforderlich wäre. Dies ist aber nicht der Fall; es genügt für die Be- 
schlagnahme die Begründung eines Gewaltverhältnisses von rechtlicher Natur; ein tat- 
sächliches Gewaltverhältnis ist nicht notwendig (RGSt. 65 249); ein rechtliches Gewalt- 
verhältnis kann aber auch an unkörperlichen Vermögensbestandteilen begründet werden. 
Soweit es sich bei den Sachen um körperliche Gegenstände handelt, macht es keinen 
Unterschied, ob sie beweglich oder unbeweglich, herrenlos oder im Eigentum stehend sind. 


2. Geschützt werden nur Sachen, die durch die zuständigen Behörden oder Beamten 
gepfändet oder beschlagnahmt worden sind. Ob und unter welchen Voraussetzungen 
oder von welchem Zeitpunkt ab man von einer Pfändung oder Beschlagnahme und da- 
mit von einer wirksamen Verstrickung sprechen kann, richtet sich nach den besonderen, 
für die einzelne Handlung bestehenden gesetzlichen Vorschriften (RGSt. 65 249). In 
Betracht kommen hier vor allem die $$ 808 ff. ZPO, $8 20 ff., 148 Zwangsversteigerungs- 
ges. mit den $$ 864 ff. ZPO, $6 Justizbeitreibungsordnung, ferner die $$ 94, 98, 100, 
283 ff. StPO, 88 430 ff. Reichsabgabenordnung; für die Beschlagnahme durch die Polizei 
bietet $ 14 Abs. 1 Preuß. Polizeiverwaltungsges. vom 1. Juni 1931 die Grundlage (vgl. 
über die Beschlagnahme durch die Polizei auch RGSt. 638 345). Eine große Anzahl 
von Bestimmungen ist über die Beschlagnahme zur Regelung des Warenverkehrs er- 
gangen (umfassende Übersicht bei Pritsch aaO); vgl. hierzu auch die VO über die Wir- 
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kungen der Beschlagnahme zur Regelung des Warenverkehrs vom 4. März 1940 (RGBi.I 
S. 551). Erforderlich ist stets, daß die Beschlagnahme oder die Pfändung durch die zu- 
ständigen Behörden oder Beamten erfolgt. Es genügt hierbei, daß der Beamte überhaupt 
generell zu einer Beschlagnahme der fraglichen Art sachlich und örtlich zuständig war; 
es ist nicht: notwendig, daß er die erforderliche Zuständigkeit gerade zu der in Frage 
kommenden konkreten Beschlagnahme gehabt hat (RGSt. 28 383, Frank Anm. I, LK 
Anm. 3, Olshausen Anm. 5, Schwarz Anm. 1 B; dagegen verlangen konkrete Zuständig- 
keit z. B. Binding Lehrb. 2 S. 618 Anm. 4, Gerland S. 349). 

a) Beschlagnahme ist der allgemeinere Begriff gegenüber der Pfändung. Beschlag- 
nahme bedeutet die zwangsweise Bereitstellung einer Sache zur Verfügung einer Be- 
hörde, um öffentliche oder private Belange zu sichern (RGSt. 65 249). Die beschlag- 
nahmte Sache wird der Verfügung des bisher Berechtigten ganz oder teilweise entzogen 
und in gleichem Umfang der Verfügung einer amtlichen Stelle unterworfen. Für die 
Beschlagnahme ist nicht notwendig, daß die Stelle, zu deren Gunsten sie erfolgt, 
Besitz an der beschlagnahmten Sache erlangt; es genügt vielmehr, daß ein rechtliches 
Gewaltverhältnis begründet wird (vgl. aber RGSt. 51 237); die sog. Effektivität ist 
kein Wesensmerkmal der Beschlagnahme. Bei der Beschlagnahme eines Grundstücks 
zum Zwecke der Zwangsversteigerung ($ 20 ZVG) ist z. B. die Zustellung des Beschlusses 
ohne Besitzergreifung ausreichend (RGSt. 65 249). Auch bei der Beschlagnahme durch 
die Polizei macht es keinen Unterschied, ob die von ihr betroffene Sache im Besitz des 
Eigentümers bleibt oder in polizeiliche Verwahrung genommen wird (RGSt. 68 350). 
Da keine Besitzergreifung erforderlich ist, liegt auch in der Konkurseröffnung eine 
Beschlagnahme des zur Masse gehörigen Vermögens (RGSt. 41 256, LK Anm. 2, Ols- 
hausen Anm.3, Schwarz Anm.1 Ba; and. Binding Lehrb. 2 S. 615, Frank Anm. Il. 
Kohlrausch Anm. 2 IIb). Der Erlös für ein im Einverständnis mit dem Konkursverwalter 
veräußertes Massestück ist auch beschlagnahmt (RGSt. 68 339). Ein vor der Konkurs- 
eröffnung erlassenes allgemeines Veräußerungsverbot stellt dagegen keine Beschlag- 
nahme im Sinne dieser Vorschrift dar. In OLG Hamburg DStR 1986 S. 107 ist eine 
vollzogene Beschlagnahme bereits darin gesehen worden, daß der Milchkontrollbeamte 
den Milchverteiler auffordert, die Milch zur Prüfungsstelle zu fahren. Zur Regelung des 
Warenverkehrs ist vielfach die Beschlagnahme bestimmter Warengattungen allgemein 
ausgesprochen worden, ohne daß ein tatsächliches Gewaltverhältnis hergestellt worden 
ist (näher Pritsch aaO S. 418). 

Erforderlich ist, daß die beschlagnahmende Stelle für Fälle der fraglichen Art über- 
haupt befugt ist, eine Beschlagnahme zu verhängen. Dagegen wird die Wirksamkeit 
der verhängten Beschlagnahme nicht beeinträchtigt, wenn sich hinterher herausstellt, 
daß im gegebenen Falle die tatsächlichen Umetande die angeordnete Maßnahme nicht 
gerechtfertigt haben (RGSt. 68 351). 

b) Unter Pfändung ist die Beschlagnahme zu verstehen, die zur Befriedigung oder 
Sicherung eines vermögensrechtlichen Anspruchs führen soll. Strafrechtlichen Schutz 
nach dieser Vorschrift genießt nur eine wirksame Pfändung. Voraussetzung für die 
zivilprozessuale Pfändung beweglicher Sachen ist vor allem, daß die Pfändung durch 
Inbesitznahme vollzogen wird ($ 808 Abs. 1 ZPO). Außer der Besitznahme ist zur Be- 
wirkung der Pfändung weiter erforderlich, daß der Gerichtsvollzieher die Sachen ent- 
weder aus dem Gewahrsam des Schuldners wegschafft oder die Pfändung der im Ge- 
wahrsam belassenen Sachen kenntlich macht ($ 808 Abs. 2 ZPO). Die Kenntlichmachung 
kann entweder durch Anlegung von Siegeln oder auf sonstige Weise (z. B. Anbringen 
einer Pfandanzeige, hierzu RG DR 1941 S. 847) erfolgen. Beide Möglichkeiten der 
Kenntlichmachung sind gleichberechtigt nebeneinander gegeben; Pfandanzeigen sind 
nicht nur dann gestattet, wenn sich die Anbringung von Siegeln als untunlich erweist 
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(RGZ 126 347). Fehlt es an der genügenden Kenntlichmachung, dann ist die Pfändung 
unwirksam. Dieser Mangel wird auch nicht dadurch geheilt, daß der Gerichtsvollzieher 
die Sachen nachträglich abholt und versteigert (RGZ 87 343). Ist die Pfändung wirk- 
sam, dann greift die vorliegende Bestimmung bereits ein; es kommt nicht darauf an, 
ob der Gläubiger auch ein Pfändungspfandrecht erwirbt oder nicht (vgl. KG Recht 
1928 Nr. 423). Eine irrige Beurteilung der Sachlage durch den Gerichtsvollzieher steht 
der Wirksamkeit der Pfändung nicht entgegen und schließt daher auch nicht den Straf- 
schutz des $ 137 aus. So ist die Pfändung einer Sache, die im Gewahrsam eines nicht 
zur Herausgabe bereiten Dritten steht, bis zu ihrer Aufhebung auf Grund einer Er- 
innerung ($ 766 ZPO) wirksam, sofern der Gerichtsvollzieher die Gewahrsamsverhält- 
nisse pflichtmäßig geprüft und irrtümlich einen Gewahrsam des Schuldners angenommen 
hat (RG JW 1931 S. 2127); Entsprechendes gilt z. B. bei der nach den gesetzlichen 
Vorschriften unzulässigen Pfändung von Zubehörstücken (RGSt. 61 368). Vgl. näher 
über diese Fragen Schwinge aaO, Schönke, Zwangsvollstreckungsrecht (1940) S. 30. 


UI. Die Handlung kann darin bestehen, daß die gepfändeten Sachen beiseitegeschaltt, 
zerstört oder in anderer Weise der Verstrickung ganz oder teilweise entzogen werden. 

1. Beiseitegeschafft ist eine Sache, wenn sie örtlich von der Stelle entfernt wird, wo 
sie sich infolge der Verstrickung befand. Ein Beiseiteschaffen kann z. B. darin liegen, 
daß die im Gewahrsam des Schuldners belassene gepfändete Sache an einen neuen 
Aufbewahrungsort gebracht wird; unter Umständen genügt bereits das Mitnehmen bei 
dem Umzug in eine andere Wohnung (RG JW 1989 S. 31). 

2. Zerstört ist eine Sache, wenn sie so wesentlich beschädigt wurde, daß sie für ihren 
Zweck völlig unbrauchbar wurde. Das Beschädigen wird jetzt in entsprechender An- 
wendung ($ 2) gleichgestellt werden können (Dalcke Anm. 20a). 

8. Die Sache ist in anderer Weise der Verstrickung ganz oder teilweise entzogen, 
wenn die durch die Beschlagnahme oder Pfändung begründete Verfügungsgewalt der 
Behörde über die Sache ganz oder teilweise dauernd oder vorübergehend aufgehoben 
wird. Ein derartiges Entziehen kann z.B. in dem Verschweigen der Garage liegen, in der 
sich der gepfändete Kraftwagen befindet (RG JW 1988 S. 2899). Das Verarbeiten einer 
Sache stellt nicht stets ein Entziehen dar (RG DR 1948 S. 894). Täuschung des Voll- 
streckungsbeamten oder des Gewahrsamsinhabers kann als Mittel der Erziehung aus- 
reichend sein (RG JW 1980 S. 2787, RGSt 58 356). Auch eine Forderung kann der 
Verstrickung entzogen werden, so z. B. bei der Pfändung der Forderung auf Herausgabe 
einer bestimmten Sache durch Vernichtung der Sache (RGSt.12 186). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz reicht 
aus. Der Täter muß wissen oder in Kauf nehmen, daß die Sache von zuständiger Seile 
und unter Beachtung der wesentlichen Förmlichkeiten noch zur Zeit der Tat beschlag- 
nahmt oder gepfändet ist und daß er sie durch seine Handlung der amtlichen Verfügungs- 
gewalt entzieht (vgl. RGSt. 68 351). ® 

Die irrtümliche Annahme, daß die Pfändung nicht durch eine zuständige Behörde 
oder nicht in rechtsverbindlicher Weise bewirkt sei, soll den Vorsatz ausschließen, 
nicht dagegen die Annahme, daß die materielle Grundlage der Maßnahme ungerecht- 
fertigt sei (RGSt. 19 287). Als schuldausschließend ist der Irrtum angesehen worden, 
daß es nach Befriedigung des Gläubigers keiner amtlichen Aufhebung der Pfändung 
mehr bedürfe (RGSt. 26 309). Über die vom Reichsgericht aufgestellten Irrtumsgrund- 
sätze vgl. ferner z.B. noch RG JW 19831 S. 2127, RG DR 1948 S. 894. 

Der Täter braucht nicht die Absicht zu haben, sich die Sache zuzueignen; ebenso- 
wenig ist die Absicht erforderlich, einen Vermögensvorteil zu erlangen oder einen an- 
deren am Vermögen zu schädigen (RGSt. 41 259). 
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V. Vollendet ist die Tat, sobald die durch die Beschlagnahme begründete Verfügungs- 
gewalt der Behörde über die Sache - wenn auch nur vorübergehend - aufgehoben ist. 
Eine Aneignung der Sache durch den Täter ist nicht erforderlich. 


VL Täter kann jeder sein, auch ein Dritter, gegen den sich die Beschlagnahme nicht 
richtet. In Betracht kommt als Täter vor allem der Schuldner, weiter aber auch der 
Gläubiger. Der Gerichtsvollzieher kann Täter z. B. sein, wenn er die von ihm gepfän- 
dete Sache ohne Anweisung des Gläubigers und ohne Ermächtigung des Gerichts frei- 
gibt (RGSt. 44 43). 


VIL Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $133 (RGSt. 54 245) und $136 ı\vgl. 
oben $ 136 Anm. V); dieses Konkurrenzverhältnis kann ferner bestehen mit Diebstahl 
und Unterschlagung, mit Betrug sowie auch mit $ 288 (RGSt. 17 43). 


VII. Das kommende Recht will die Bestimmung im wesentlichen unverändert übernehmen; vgl. 
Mezger in Gürtner II S. 342. 


Ss 138 
Wer als Zeuge, Geschworener oder Schöffe berufen, eine unwahre Tatsache als Ent- 
schuldigung vorschützt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Monaten bestraft. 
Dasselbe gilt von einem Sachverständigen, welcher zum Erscheinen gesetzlich ver- 
pflichtet ist. 
Die auf das Nichterscheinen gesetzten Ordnungsstrafen werden durch vorstehende 
Strafbestimmung nicht ausgeschlossen. 


L Die Verletzung der Dingpflicht ist nur bei bestimmten Personen mit Strafe bedroht, 
nämlich bei den als Zeuge, Geschworener oder Schöffe berufenen sowie bei den zum 
Erscheinen gesetzlich verpflichteten (88 75 ff., 220 StPO, $$ 407 ff. ZPO) Sachverstän- 
digen. Die Vorschrift dürfte aber entsprechend ($ 2) auf andere zur Mitwirkung in 
der Rechtspflege berufene Personen anwendbar sein, vor allem auf bäuerliche Bei- 
sitzer bei den Anerbenbehörden, Handelsrichter und Laienbeisitzer bei den Arbeits- 
gerichtsbehörden. 

Die Vorschrift bezieht sich auf alle Zeugen und Sachverständigen: die in einem reiclıs- 
rechtlich oder landesrechtlich geregelten Verfahren berufen werden, sofern die berufende 
Behörde ein Recht zur Berufung und zum Zeugniszwang hat; dies ist vor allem im Zivil- 
prozeß, Strafverfahren, Verwaltungsstreitverfahren der Fall; weiter auch im Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das z. B. grundsätzlich für das Verfahren vor den An- 
erbenbehörden gilt. Ein Recht zur Berufung besteht ferner in dem sich aus dem Gesetz 
vom 30. September 1936 (RGBl.1 S. 853) ergebenden Umfang auch in dem Verfahren 
vor den Parteigerichten. 


IL Die Berufung erfolgt bei den Zeugen und Sachverständigen durch Ladung. 
Schöffen und Geschworene werden berufen durch die Benachrichtigung über ihre Aus- 
losung und über ihre Sitzungstage ($$ 46, 77, 84, 86 GVG), bäuerliche Beisitzer bei den 
Anerbenbehörden durch die Benachrichtigung über ihre Bestellung und über ihre Sit- 
zungstage ($$ 2, 4, 6 ErbhofverfahrensVO); vgl. weiter $$ 20, 31, 37, 43 Arbeitsgerichts- 
gesetz. 


IN. Die strafbare Handlung besteht in dem Vorschützen einer unwahren Tatsache 
als Entschuldigung für das Nichterscheinen. Es macht keinen Unterschied, ob die un- 
wahre Tatsache vor dem Termin vorgeschützt wird oder nach dem Termin erklärt wird, 
um die Verhängung einer Ordnungsstrafe zu verhindern oder die Aufhebung einer be- 
reits verhängten zu erreichen (RGSt 29 316). Das Vorschützen muß stets gegenüber der 
Behörde erfolgen, die von der Erscheinungspflicht entbinden kann. 
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IV. Das Gesetz hebt in Abs. 3 hervor, daß die für das Nichterscheinen in den ProzeB- 
gesetzen vorgesehenen Ordnungsstrafen neben der in der vorliegenden Bestimmung 
angedrohten kriminellen Strafe ausgesprochen werden können; in Betracht kommende 
Ordnungsstrafandrohungen enthalten z. B. $$ 51, 77 StPO, $$ 330, 409 ZPO, $ 56 GVG, 
$ 45 Reichserbhofges., $ 28 Arbeitsgerichtsges. 


V. Das kommende: Recht hat keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. 


8 139 


Wer von dem Vorhaben eines Hochverrats oder Landesverrats, einer Wehrmittel- 
beschädlgung, eines Verbrechens wider das Leben, eines Münzverbrechens, eines Raubes, 
Menschenraubes oder gemeingelährlichen Verbrechens glaubhafte Kenntnis erhält und 
es unterläßt, der Behörde oder dem Bedrohten hiervon zur rechten Zeit Anzeige zu 
machen, wird mit Gefängnis bestraft. Ist die Tat nicht versucht worden, so kann von 
Strafe abgesehen werden. 

In besonders schweren Fällen kann auf Zuchthaus und, wenn die geplante Tat mit 
dem Tode, bedroht ist, auch auf lehenslanges Zuchthaus oder auf Todesstrafe erkannt 
werden. 


Schrifttum: Köhler, Die Unterlassung der Verbrechensanzeige, DStR 1936 S. 397. — Ritter, 
Der Einzelne als Helfer bei der Verbrechensverhinderung, GS 116 S. 121. — Vgl. auch Eichhorn, 
Die Verletzung der Verbrechensanzeigepflicht, 1937 (Diss. Jena). 


I. Eine mit strafrechtlichen Folgen ausgestattete allgemeine Verpflichtung, alle straf- 
baren Handlungen anzuzeigen, besteht nicht; die Nichtanzeige von Straftaten ist durch 
die vorliegende Bestimmung nur in bezug auf einzelne, namentlich aufgezählte Straf- 
taten mit Strafe bedroht. Es handelt sich bei der Nichtanzeige von Verbrechen um eine 
strafbare Handlung gegen die Rechtspflege; diese schon bisher von der Wissenschaft 
vertretene Auffassung (Gerland S. 383, v. Hippel Lehrb. S. 324, v. Liszt-Schmidt S.839) 
will das kommende Recht durch Einfügung der Bestimmung in den Abschnitt „An- 
griffe auf die Rechtspflege“ auch im Gesetz zum Ausdruck bringen (vgl. zu dieser 
Frage noch Köhler aaO S. 397). i 

Weitere Anzeigepflichten enthalten $ 21 VO zum Schutze des Deutschen Volkes vom 
1. Februar 1933, $$ 60, 77, 104, 147a MStGB, $ 13 Sprengstoffges. 


II. Der äußere Tatbestand erfordert zunächst, daß jemand von dem Vorhaben be- 
stimmt bezeichneter strafbarer Handlungen glaubhaft Kenntnis hat. 


1. Unter Vorhaben ist jeder ernstliche Plan zu verstehen. Ein Vorhaben kann auch 
dann vorliegen, wenn die Straftat nur unter gewissen Bedingungen begangen werden 
soll oder wenn späterer Bestimmung vorbehalten bleibt, welche von mehreren Personen 
sie ausführen soll (RGSt. 60 255). Trotz formeller Verwirklichung des Tatbestandes 
kann in gewissen Fällen noch weiterhin von einem Vorhaben gesprochen werden, das 
zu einer Anzeigepflicht führt. Dies ist der Fall bei den Dauerdelikten während der Fort- 
dauer, weiter bei den gemeingefährlichen Verbrechen, solange der durch Begehung 
des Verbrechens hervorgerufene Zustand der Gefahr dauert (RGSt.14 215, 68 106). 
Das gleiche gilt, wenn ein Verbrechen zwar vollendet, tatsächlich aber noch nicht .be- 
“endet ist (vgl. hierüber Vorbem. I vor $ 43). Weiter wird bei schweren Verletzungs- 
delikten entsprechend dem Grundgedanken ($ 2) der Vorschrift eine Anzeigepflicht an- 
zunehmen sein, wenn eine wesentliche Vergrößerung des Schadens droht (Kohlrausch 
Anm.4). 


Hat jemand vor, den Tatbestand einer der genannten strafbaren Handlungen zu ver- 
wirklichen, dann kommt es nicht darauf an, ob er wegen dieser Tat auch bestraft werden 
kann; die Anzeigepflicht besteht daher auch bei den Vorhaben eines Unzurechnungs- 
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fähigen oder eines Kindes (v. Hippel Lehrb. S. 325 Anm. 6, Köhler aaO 9.400, Kohl- 
rausch Anm. 4, Schwarz Anm. 1 Aa). | 

2. Die Anzeigepflicht besteht nur, wenn jemand Kenntnis von bestimmten, nament- 
lich aufgezählten Straftaten hat, die sich als besonders schwere und für die Volksgemein- 
schaft gefährliche Rechtsbrüche darstellen. Genannt ist einmal der Hochverrat; hier- 
her gehören alle in dem Abschnitt Hochverrat enthaltenen Tatbestände, also auch die 
88 82, 83, 85 (Dalcke Anm. 23bb, Gerland S. 384 Anm. 6, Köhler aaO $. 398, Schmidt- 
Leichner DJ 1941 S. 866, OLG Posen DJ 1942 S. 37 mit Anm. Cramer; and. für $ 83 
RGSt. 71 387, VGH DR 1942 S. 722 mit Anm. Laemmile, sowie vielfach das Schrifttum, 
z.B. Frank Anm.]). Von den Tatbeständen des Landesverrats kommen hier die 
$$ 88-90c, 90f-92 in Betracht. Die Wehrmittelbeschädigung ist jetzt in $ 143a 
geregelt; diese Bestimmung ist an Stelle des $1 VO zur Ergänzung der Strafvorschriften 
zum Schutze der Wehrkraft des Deutschen Volkes vom 25. November 1939 getreten. 
Verbrechen wider das Leben sind nur Tötungsdelikte, die sich gegen eine bestimmte 
lebende Person richten, d.h. nur Verbrechen gegen $$ 211, 212, nicht dagegen Straf- 
taten gegen $$ 216 ff. (Dalcke Anm. 23d; and. Köhler aaO S. 400). Genannt sind weiter 
Münzverbrechen ($$ 146, 147, 149), Raub ($$ 249-251) und räuberische Erpressung 
($ 255) (Köhler aaO S. 399; and. Schwarz Anm.1 B), Menschenraub ($ 234) und die 
gemeingefährlichen Verbrechen, d.h. dieim 27. Abschnitt enthaltenen Verbrechen. 

8. Von einer der bezeichneten Straftaten muß der Täter glaubhafte Kenntnis haben. 
Dies ist dann der Fall, wenn der Täter auf Grund dessen, was er unmittelbar wahr- 
genommen oder durch die Mitteilung eines Dritten erfahren hat, daran glaubt, daß 
jemand eine Tat der genannten Art ernstlich plane oder schon ausführe. Maßgebend ist 
also die Vorstellung des Anzeigepflichtigen, nicht die objektive Lage (RG GoltdArch. 
42 S. 394). Es muß die Feststellung getroffen werden, daß der Anzeigepflichtige mit der 
Ausführung der Tat rechnete; es ist nicht genügend, daß er damit hätte rechnen müssen 
(RGSt. 64 371). 


II. Strafbar ist das Unterlassen der rechtzeitigen Anzeige durch eine zur Anzeige 
verpflichtete Person. 


1. Die Anzeige ist zur rechten Zeit gemacht, wenn die Verhütung des Verbrechens 
noch möglich ist. Das Gesetz geht grundsätzlich von der Verpflichtung zur sofortigen 
Anzeige aus (RG JW 1934 S. 38). 

2. Die Anzeige muß der Behörde oder dem Bedrohten erstattet werden. Als Be- 
hörde kommt hier jede Dienststelle des Staates in Betracht, zu deren Aufgabenkreis 
ein verhütendes Einschreiten gehört, also in der Regel, aber nicht ausschließlich die 
Polizei (Köhler aaO S. 401). Redrohter ist derjenige, gegen den sich der Angriff un- 
mittelbar richten soll. Bei den Verbrechen, die aus dem Gesichtspunkt der allgemeinen 
Gefahr mit Strafe bedroht sind (Hoch- und Landesverrat, Münzverbrechen, auch ge- 
meingefährliche Delikte) besteht die Anzeigepflicht auch immer gegenüber der Behörde 
(RG JW 1982 S. 57). 

8. Von der Anzeigepflicht bestehen Ausnahmen für zwei Personengruppen. Anzeige- 
pflichtig ist nicht der Bedrohte. Weiter entfällt die Anzeigepflicht für die Täter und 
diejenigen, die als Teilnehmer strafbar wären; anzeigepflichtig ist dagegen ein nur vor- 
übergehend an der Vorbereitung Beteiligter, der nicht strafbarer Teilnehmer ist (Drost 
JW 1932 8.57, Köhler aaO S. 405 Anm. 34; zweifelnd RGSt. 78 60; and. RGSt. 60 
256, RG JW 1988 S. 2395). Ein Zeugnisverweigerungsrecht befreit nicht von der 
Anzeigepflicht; auch für Angehörige besteht keine Ausnahme von der Anzeigepflicht 
(RG JW 1982 S. 57, RKG 2 67). Ebensowenig entfällt die Anzeigepflicht durch die nach- 
trägliche Beteiligung als Begünstiger oder Hehler. 
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IV. Für den inneren Tatbestand soll nach der überwiegenden Meinung Fahrlässigkeit 
kenügen; begründet wird dies mit dem polizeilichen Charakter des Delikts (RGSt. 45 
354, Frank Anm.VTI, Köhler aaO S. 401, Schwarz Anm. 4); Vorsatz erfordern dagegen 
z. B. Binding Lehrb. 2 S. 681, Gerland S. 385. Nach der Neufassung des Tatbestandes 
kann man aber nicht mehr von einem polizeilichen Charakter des Delikts sprechen; 
man wird daher Vorsatz erfordern müssen, da das Gesetz nicht ausdrücklich die Fahr- 
lässigkeit nennt (übereinstimmend Ritter aaO S. 149). Für diese Auffassung spricht 
auch, daß das kommende Recht für die leichtfertige (d. h. grobfahrlässige) Unterlassung 
der Anzeige eine erheblich mildere Strafe androhen will. 


V. Die unterlassene Anzeige ist auch dann mit Strafe bedroht, wenn die Straftat 
nicht einmal versucht wird; die Begehung des Delikts ist nicht eine Bedingung 
der Strafbarkeit. Es kann allerdings von Strafe abgesehen werden, falls die Straf- 
tat nicht versucht worden ist. Ein Absehen von Strafe wird vor allem dann angebracht 
sein, wenn die Haupttat selbst in ihrem Vorbereitungsstadium nicht strafbar ist (näher 
hierzu Grau DJ 1934 S. 100%). 


VL Möglich ist eine Verurteilung auf Grund wahldeutiger Feststellung ($ 2b), daß 
der Angeklagte entweder der Teilnahme an der geplanten Straftat oder ihrem Versuch 
oder nach $ 139 schuldig ist (RGSt. 78 59). 


Vo. Für die Aburteilung ist zuständig der Volksgerichtshof, soweit es sich um das 
Vorhaben eines zur Zuständigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Hochverrats oder 
Landesverrats oder um das Vorhaben eines schweren Falles der Wehrmittelbeschädigung 
handelt ($ 5 Abs. 1 Nr. 5 ZuständigkeitsVO); in gewissem Umfange ist zur Zeit auch das 
Reichskriegsgericht zuständig ($ 2 Nr. 4e Kriegsstrafverfahrensordnung). 


VIN. Die Vorschrift gilt in den Reichsgauen der Ostmark, soweit sie sich auf Hoch- 
verrat, Landesverrat und Wehrmittelbeschädigung bezieht (VO vom 20. Juni 1938, 
RGBI. I S. 640). Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt die Bestimmung für die in 
$15 VO vom 14. April 1939 (RGBl.1I S. 754) aufgezählten Verbrechen. 


IX. Auch das kommende Recht will die Vorschrift auf bestimmt aufgezählte Straftaten beschränken. 
Für das leichtfertige Unterlassen der Anzeige wird ein milderer Strafrahmen vorgesehen. Das Unter- 
lassen der Anzeige gegen Angehörige ist in gewissen Fällen straffrei (vgl. Mezger In Gürtner II S. 338). 


S 139a 

Wer sich nach einem Verkehrsunfall der Feststellung seiner Person, seines Fahrzeugs 
oder der Art seiner Beteiligung an dem Unfall vorsätzlich durch Flucht entzieht, obwohl 
nach den Umständen in Frage kommt, daß sein Verhalten zur Verursachung des Unfalls 
beigetragen hat, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Haft und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

In besonders schweren Fällen ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten oder 
Zuchthaus. 


Schrifttum: Freisler, DJ 1940 S. 528; Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht III. Teil (1931) 
S. 48 ff.; Niederreuther, GS 116 S. 281; Rietzsch, DJ 1940 S. 534. — Amtliche Begründung in 
DJ 1940 S. 508. 


I. Die vorliegende Bestimmung behandelt die Flucht bei Verkehrsunfällen. Der Zweck 
der Vorschrift ist, den Strafverfolgungsbehörden die Aufklärung von Verkehrsunfällen 
zu erleichtern und damit zum Schutz des Straßenverkehrs und der Rechtspflege bei- 
zutragen. 

IH. Der äußere Tatbestand erfordert, daß sich jemand nach einem Verkehrsunfall 
der Feststellung seiner Person, seines Fahrzeugs oder der Art seiner Beteiligung an 
dem Unfall durch Flucht entzieht, obwohl nach den Umständen in Frage kommt, daß 
sein Verhalten zur Verursachung des Unfalls beigetragen hat. 
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1. Verkehrsunfall ist ein Ereignis im Straßenverkehr, das mit dem Verkehr und seinen 
Gefahren in ursächlichem Zusammenhang steht und einen Personenschaden oder einen 
nicht ganz unerheblichen Sachschaden zur Folge hat (RGSt. 75 360 mit Anm. Bruns 
DR 1941 S. 2660, RG DJ 1941 S. 963). Wodurch dieser Schaden herbeigeführt worden 
ist, ist unerheblich; die Beteiligung eines Kraftfahrzeugs ist nicht erforderlich. Auch ein 
Straßenbahn-, Eisenbahn- oder Fahrradunfall, ein Zusammenprall zweier Fußgänger 
kann ein Verkehrsunfall sein. Die vorsätzliche oder fahrlässige Herbeiführung des Un- 
falls schließt die Anwendung der Vorschrift nicht aus (RGSt. 75 360 ınit Anm. Bruns 
DR 1941 S. 2660); andererseits wird auch nicht vorausgesetzt, daß jemand strafrecht- 
lich zur Verantwortung gezogen werden kann; auch ein Unglück im Verkehr ist ein Un- 
fall (Rietzsch aaO S. 536). 

2. Erforderlich ist weiter, daß jemand sich gewissen Feststellungen durch Flucht ent- 
zieht, obwohl er möglicherweise den Unfall mit verursacht hat. 

a) Der Täter muß sich der Feststellung seiner Person, seines Fahrzeugs oder 
der Art seiner Beteiligung entziehen. Zur Feststellung der Person genügt nicht die 
Angabe des Namens; es gehört dazu auch die Vorlage von Ausweispapieren. Als Art 
der Beteiligung kommt z. B. Trunkenheit in Betracht. Der Feststellung entzieht sich, 
wer sie verhindert. Durch Flucht entzieht sich der Feststellung, wer die Stätte des 
Verkehrsunfall (hierzu RG DJ 1941 S. 1096) in einer Entfernung verläßt, in welcher er 
nicht mehr erreichbar ist. Eine strafbare Flucht kann z. B. dann vorliegen, wenn sich 
ein Beteiligter nur der Entnahme einer Blutprobe entziehen will, die dazu dienen soll, 
die Frage des Alkoholgenusses festzustellen (Gleispach aaO S. 49, RG DJ 1941 S. 995). 
Flucht setzt voraus, daß jemand vorhanden ist, der sich über die Person des Täters ver- 
gewissern will (RG DR 1942 S. 1140) ; Verhindert der Täter die Feststellung durch andere 
Mittel als durch Flucht, z. B. durch Veränderung der Kennzeichen, so dürfte die Vor- 
schrift entsprechend ($2) anwendbar sein (Rietzsch aaO S. 536). Feststellungspflichtig 
sind stets nur die Personen, die am Unfallort selbst zugegen sind. 

b) Es genügt, daß der sich einer Feststellung der genannten Art Entziehende als 
Verursacher des Unfalls in Betracht kommt, d.h. daß er durch sein Verhalten 
möglicherweise eine nicht wegdenkbare Bedingung gesetzt hat. Ohne Bedeutung ist, 
ob er den Unfall verschuldet hat oder nicht. ® 

II. Täter kann jeder Verkehrsteilnehmer sein, wenn sein Verhalten möglicherweise 
zur Verursachung des Unfalls beigetragen hat und wenn er am Unfallsort selbst anwesend 
ist (RG DJ 1941 S. 995). Als Täter kommen also nicht nur der Lenker eines Kraftfahr- 
zeugs oder eines Straßenbahnwagens in Betracht, sondern z. B. auch Fußgänger, Rad- 
fahrer, der Lenker eines bespannten Fuhrwerks. Täter kann unter besonderen Umstän- 
den auch der Insasse eines Kraftfahrzeugs sein (RG DJ 1941 S. 995; näher Rietzsch aaO 
8.535). Mittäterschaft ist nach den gewöhnlichen Grundsätzen denkbar. 

IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Täter muß wissen oder damit rechnen, daß er als Verursacher oder Mitverursacher 
des Unfalls nach den Umständen in Frage kommt und sich gleichwohl den Feststellungen 
entzieht (vgl. RG DJ 1941 S. 963; näher Freisler aaO S. 528/29, Gleispach aaO S. 51 f., 
Rietzsch aaO S. 536/37). 

YV. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 221 und mit $ 330c. Flieht jemand bei einem 
Verkehrsunfall, nachdem er eine Tötung oder Körperverletzung verursacht hat, so be- 
steht zwischen $139a und $ 222 oder $ 230 Realkonkurrenz. Dasselbe Konkurrenz- 
verhältnis ist mit Widerstand gegen den Polizeibeamten ($ 113) gegeben, der zur Er- 
mittlung der Person den Verkehrsteilnehmer festhalten will (RG HRR 1938 Nr. 1448). 

VL Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (Art. III VO vom 
2. April 1940, RGBI.I S. 606). 

319 


SI 1390-1402 7. Abschnitt. Verbrechen u. Vergehen wider die öffentl. Ordnung 


S139b 

Wer einen noch nicht Achtzehnjährigen, dessen Beaufsichtigung ihm obliegt, nicht 
gehörig beaufsichtigt, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Haft oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn der zu Beaufsichtigende eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begeht, die der Aufsichtspflichtige durch gehörige Aufsicht hätte verhindern können. 
Dies gilt nicht, soweit in sonstigen Vorschriften eine andere Strafe angedroht ist. 

Aufsichtspflichtig im Sinne dieser Vorschrift ist derjenige, dem die Sorge für die Person 
des Kindes oder des Jugendlichen obliegt oder dem das Kind oder der Jugendliche zur 
Erziehung oder Pflege ganz oder überwiegend anvertraut ist. 


Vorbemerkung zu 88 140-143 a 


I. Eine Reihe von Bestimmungen des Strafgesetzbuchs über die Verletzung der Wehr- 
pflicht und Wehrkraft ist zur Zeit nicht anzuwenden; an Stelle der $$ 140, 141, 142, 143 
ist jetzt $5 Nr.2 und 3 KriegssonderstrafrechtsVO getreten ($ 6 Kriegssonderstraf- 
rechtsVO in der Fassung der VO vom 10. Oktober 1940, RGBI. I S. 1362). 


II. Zum Schutze des Reichsarbeitsdienstes ist eine zum Teil den folgenden Bestim- 
mungen entsprechende Regelung getroffen (VO zum Schutze des Reichsarbeitsdienstes 
vom 12. März 1940, RGBl.I 8.485), abgedr. im Anhang. 


III. An ergänzenden Vorschriften kommt in Betracht $ 8 VO über die Musterung und 
Aushebung vom 17. April 1937 (RGBIl.I S. 469) in der Fassung der VO vom 14. April 
1938 (RGBIl. I S. 394) und 7. März 1939 (RGBI.I S. 425), der die Verletzung der Ge- 
stellungspflicht als Übertretung mit Strafe bedroht. Weiter ist hinzuweisen auf $1 
Abs. 3 VO über die Erfassung militärisch ausgebildeter Wehrpflichtiger älterer Geburts- 
jahrgänge vom 26. Juni 1936 (RGBl.I S. 513) und $ 24 VO über die Heranziehung 
der deutschen Staatsangehörigen im Ausland zum aktiven Wehrdienst und zum Reichs- 
arbeitsdienst vom 17. April 1937 (RGBI.T 8. 517). 


IV. Das kommende Recht will die im geltenden Recht auf mehrere Abschnitte verteilten Vor- 
schriften zum Schutze der Wehrkraft in einem besonderen Abschnitt „Angriffe auf die Wehrkraft“ 
zusammenfassen; vgl. Dürr-L. Schäfer in Gürtner II S. 119, auch Frank Leitsätze II S. 76. 


8 140 

Ein Wehrpflichtiger, der vor Erfüllung der aktiven Dienstpflicht mit dem Vorsatz, 
sich der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen, ohne Erlaubnis entweder das Reichs- 
gebiet verläßt oder sich nach Erreichung des wehrpflichtigen Alters außerhalb des Reichs- 
gebiets aufhält, wird mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. Daneben ist auf 
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis 
zu fünf Jahren zu erkennen. Zugleich kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

Der Versuch ist stralbar. 


An Stelle dieser Bestimmung ist zur Zeit $ 5 Abs. 1 Nr. 3 KriegssonderstrafrechtsVO 
getreten. 
140a 
Ein Wehrpflichtiger des Beurlaubtenstandes, der nach Erfüllung der aktiven Dienst- 
pflicht ohne Erlaubnis auswandert, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit 
Halt oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 


I. Als Täter kommen nur Wehrpflichtige des Beurlaubtenstandes nach Erfüllung 
der aktiven Dienstpflicht in Betracht. Im Beurlaubtenstand stehen die Angehörigen 
der Reserve, der Ersatzreserve und der Landwehr ($ 7 Wehrgesetz), weiter stets die 
Offiziere und Wehrmachtbeamten im Offiziersrang (VO vom 22. Februar 1938, RGBl. I 
8. 214 in der Fassung der VO vom 28. Januar 1939, RGBI. I S. 103). 
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U. Die Handlung ist das Auswandern ohne Erlaubnis. Zum Begriff des Aus- 
wanderns gehört das Verlassen des Deutschen Reichs in der Absicht, den Wohn- 
sitz im Inland aufzugeben; die Absicht, auch die Zugehörigkeit zum Reich dauernd 
aufzugeben, braucht nicht vorzuliegen (Frank $ 144 Anm. I, Gerland S. 314; and. 
RGSt. 86 245)..Zuständig zur Erteilung der Erlaubnis sind die Ersatzdienststellen 
($$ 12, 17 Wehrgesetz). 

8 140b 

Ein Wehrpflichtiger, der im Widerspruch zu einer vom Führer und Reichskanzler für 
die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr erlassenen und öffentlich bekanntgemachten 
Anordnung das Reichsgebiet verläßt oder sich außerhalb des Reichsgebiets aufhält, wird 
mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. Daneben ist auf Verlust der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren zu er- 
kennen; an die Stelle dieser Strafe kann die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
treten. Zugleich kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 


Der Kreis der Wehrpflichtigen ergibt sich aus $$ 4 ff. Wehrgesetz. 
Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. Anders 
als in $140a braucht eine Auswanderungsabsicht nicht vorzuliegen. 


Ss 141 
Wer einen deutschen Soldaten zur Fahnenflueht verleitet oder die Fahnenflucht eines 
deutschen Soldaten erleichtert, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 


An Stelle dieser Vorschrift ist zur Zeit $5 Abs. 1 Nr. 2 KriegssonderstrafrechtsVO 
anzuwenden. 


S 141a 
Wer einen Deutschen zum Heeresdienst einer ausländischen Macht anwirbt oder ihren 
Werbern oder dem ausländischen Heeresdienst zuführt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 


I. Das Anwerben zum ausländischen Heeresdienst ist auch dann strafbar, wenn der 
anzuwerbende Deutsche nicht oder nicht mehr wehrpflichtig ist. Anwerben bedeutet 
jede Tätigkeit, die darauf abzielt, den anderen zum Eintritt in den fremden Heeresdienst 
zu bewegen. 


II. Die Vorschrift gilt im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI. I S. 754, und 5. Mai 
1941, RGBI. 1 S. 248). 


8 142 


Wer sich vorsätzlich durch Selbstverstimmelung oder auf andere Weise zur Erfüllung 
der Wehrpflicht untauglich macht oder durch einen anderen untauglich machen läßt, 
wird mit Gefängnis nicht unter einem Jahre bestraft. 

Tritt die Untauglichkeit nur zeitweise oder nicht für alle Walfengattungen ein, so ist 
die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 

. Entsprechend wird, soweit nicht die Tat in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe 
bedroht ist, bestraft, wer einen anderen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht. 

Der Versuch ist strafbar. 

Neben der Strafe ist auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf 
die Dauer von einem bis zu fünf Jahren zu erkennen; an Stelle dieser Strafe kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
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An Stelle der Bestimmung ist zur Zeit $5 Abs. 1 Nr. 3 KriegssonderstrafrechtsVO 
anzuwenden. 

Auf Untauglichmachung zur Erfüllung der Luftschutzpflicht oder der Steuerpflicht 
kann die Vorschrift nicht entsprechend angewendet werden (and. Weimar DJZ 1936 
Sp. 174). 

/ 8 143 

Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen anderen der Erfüllung der Wehrpflicht ganz, 
teilweise oder zeitweise zu entziehen, auf Täuschung berechnete Mittel anwendet oder 
anwenden läßt, wird mit Gefängnis bestraft. Daneben kann auf Verlust der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren oder auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 


An Stelle der Vorschrift ist zur Zeit $5 Abs. 1 Nr. 3 KriegssonderstrafrechtsVYO 
anzuwenden. 


S 143 a 

Wer vorsätzlich ein Wehrmittel oder eine Einrichtung, die der deutschen Landes- 
verteidigung dient, zerstört, unbrauchbar macht, beschädigt, preisgibt oder beiseiteschafft 
und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig die Schlagfertigkeit der deutschen Wehrmacht 
gefährdet, wird mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. In schweren Fällen 
ist auf Todesstrafe oder auf lebenslanges oder zeitiges Zuchthaus zu erkennen. 

Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich ein Wehrmittel oder eine solche Einrichtung 
oder den dafür bestimmten Werkstoff fehlerhaft herstellt oder liefert oder eine fehler- 
hafte Herstellung oder Lieferung wissentlich begünstigt und dadurch vorsätzlich oder 
lahrlässig die Schlagfertigkeit der deutschen Wehrmacht gefährdet. 

Der Versuch ist strafbar. 

Wer leichtfertig handelt und dadurch fahrlässig die Schlagfertigkeit der deutschen 
Wehrmacht gefährdet, wird mit Gefängnis bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Wehrmittelbeschädigung. Der Zweck der Bestimmung 
ist es, allen unmittelbar oder mittelbar der Landesverteidigung dienenden Mitteln und 
Einrichtungen einen umfassenden strafrechtlichen Schutz zu sichern. 


II. Der äußere Tatbestand erfordert, daß entweder ein Wehrmittel oder eine Einrich- 
tung, die der deutschen Landesverteidigung dient, zerstört, unbrauchbar gemacht, be- 
schädigt, preisgegeben oder beiseitegeschafft wird (Abs. 1), oder daß ein Wehrmittel 
oder eine solche Einrichtung oder der dafür bestimmte Werkstoff fehlerhaft hergestellt 
oder geliefert oder eine fehlerhafte Herstellung oder Lieferung begünstigt wird (Abs.2); 
stets muß durch die Handlung die Schlagfertigkeit der deutschen Wehrmacht gefährdet 
werden. 


1. Objekt der Tat ist ein Wehrmittel oder eine Einrichtung, die der deutschen Landes- 
verteidigung dient, oder der dafür bestimmte Werkstoff. 

a) Wehrmittel sind Gegenstände, die unmittelbar für den Kampfeinsatz bestimmt 
sind. In Betracht kommen hier vor allem Waffen aller Art, Munition, Fahrzeuge aller 
Art, Kartenmaterial, Ausrüstungsgegenstände wie z. B. Gasmasken. 

b) Einrichtungen, die der deutschen Landesverteidigung dienen, sind alle Gegenstände 
und Anlagen, die dazu bestimmt sind, unmittelbar den Waffeneinsatz der Wehrmacht 
zu ermöglichen oder zu erleichtern. Es macht keinen Unterschied, ob die Einrichtung 
der Wehrmacht gehört oder einem anderen; entscheidend ist nur die Zweckbestimmung. 
In Betracht kommen hier z. B. Befestigungsanlagen jeder Art, Übungsplätze, Flakstel- 
lungen, Beobachtungsposten, militärisch wichtige Straßen, Eisenbahnen, Telephon- und 
Telegraphenanlagen, Betriebe, in denen Wehrmittel hergestellt werden (VGH DJ 1982 
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S.105); auch eine einzelne Maschine, die sich in einem solchen Betriebe befindet, kann 
unter Umständen hierzu gerechnet werden (RGSt. 75 217). 

c) Objekt der Tat kann schließlich auch der für ein Wehrmittel oder eine solche Ein- 
richtung bestimmte Werkstoff sein. Hierunter sind alle Sachen zu verstehen, die Be- 
standteil eines Wehrmittels oder einer der Landesverteidigung dienenden Einrichtung 
werden sollen, wie z. B. Eisen, Beton. 

2. Die Handlung kann darin bestehen, daß entweder das Wehrmittel oder die Einrich- 
tung zerstört, unbrauchbar gemacht, beschädigt, preisgegeben oder beiseitegeschafft 
wird, oder daß das Wehrmittel, die Einrichtung oder der Werkstoff fehlerhaft hergestellt, 
geliefert oder eine fehlerhafte Herstellung oder Lieferung begünstigt wird. 

a) Über Zerstören vgl. $ 303 Anm. III 2. 

b) Unbrauchbar gemacht ist eine Sache dann, wenn ihre Eignung für den vorgesehenen 
Zweck beseitigt wird. 

c) Über Beschädigen vgl. $ 303 Anm. III 1. 

d) Eine Preisgabe liegt vor, wenn der Täter den Gewahrsam einer Sache, die sich in 
seiner Verfügungsgewalt befindet, aufgibt oder seiner Obhutspflicht in anderer Weise 
zuwiderhandelt; dies ist z. B. der Fall beim Wegwerfen einer Waffe oder beim Laufen- 
lassen eines Pferdes. | 

e) Über Beiseiteschaffen vgl. $ 133 Anm. III. 

f} Als Handlung nennt das Gesetz in Abs. 2 ferner das fehlerhafte Herstellen oder 
Liefern. Zum Herstellen gehört die Auswahl und Verwendung des Rohstoffs oder Halb- 
fabrikats wie auch dessen Verarbeitung und Gestaltung. Liefern bedeutet das Überlassen 
eines Gegenstandes zum bestimmungsgemäßen Gebrauch. Fehlerhaft ist die Herstel- 
lung oder Lieferung, wenn sie im Widerspruch zu den bestehenden Anweisungen, Vor- 
schriften oder vorhandenen Erfahrungen in einer Weise erfolgt, daß dadurch die Taug- 
lichkeit zu dem bestimmungsgemäßen Gebrauch aufgehoben oder gemindert wird. 

g) Als Handlung kommt schließlich das Begünstigen einer fehlerhaften Herstellung 
oder Lieferung in Betracht. Es genügt hierfür jedes Verhalten, das eine günstige Be- 
dingung für eine fehlerhafte Herstellung oder Lieferung eines der genannten Schutz- 
objekte schafft. 

8. Zum äußeren Tatbestand gehört weiter, daß durch die Handlung die Schlagfertig- 
keit der deutschen Wehrmacht gefährdet wird. Durch dieses Erfordernis ist der Tat- 
bestand ‚auf wirklich bedeutsame Handlungen beschränkt worden“ (amtliche Begrün- 
dung DJ 1936 S. 996). Dieses Tatbestandsmerkmal wird in der Regel erfüllt sein bei der 
Beschädigung eines einzelnen bedeutungsvolleren Wehrmittels, z. B. eines Flugzeugs; 
es kann aber auch gegeben sein bei der Beschädigung einer größeren Anzahl als einzelne 
nicht bedeutungsvoller Wehrmittel, die erst in ihrer Gesamtheit Bedeutung für die 
Schlagfertigkeit der Wehrmacht haben. Die Beschädigung eines Gewehrs, einer Patrone 
oder eines Kochgeschirrs genügt dagegen nicht (amtliche Begründung DJ 1936 S. 996, 997). 

IN. Für den inneren Tatbestand ist zwischen den verschiedenen Bestandteilen des 
äußeren Tatbestandes zu unterscheiden. 

1. Vorsatz ist erforderlich hinsichtlich des Schutzobjekts und hinsichtlich der 
Handlung. Bedingter Vorsatz genügt, sofern es sich nicht um das Begünstigen einer 
fehlerhaften Herstellung oder Lieferung handelt; für diese Begehungsform verlangt das 
Gesetz Wissentlichkeit (Abs. 2); insoweit ist also bedingter Vorsatz nicht ausreichend. 


2. Vorsatz oder Fahrlässigkeit genügt für die Gefährdung der Schlagfertigkeit 
der deutschen Wehrmacht. 


IV. Täter kann jeder sein, auch der Eigentümer der Gegenstände (VGH DJ 1942 5.105). 
Als Täter kommt nicht nur in Betracht, wer die Herstellung eines Wehrmittels oder einer 
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Einrichtung im ganzen zu leiten hat; Täter kann auch derjenige sein, der einen wichtigen 
Bestandteil eines Wehrmittels, an dessen Herstellung er in einem einzelnen Abschnitt 
des Arbeitsganges mitzuwirken hat, fehlerhaft herstellt. 


V. Die Strafe ist regelmäßig Gefängnis nicht unter 6 Monaten. 


1. Eine erhöhte Strafe ist für schwere Fälle angedroht; in diesen Fällen ist auf Todes- 
strafe oder auf lebenslanges oder zeitiges Zuchthaus zu erkennen. 


2. Eine mildere Strafe ist für den Fall angedroht, daß der Täter leichtfertig handelt 
und dadurch fahrlässig die Schlagfertigkeit der deutschen Wehrmacht gefährdet; hier 
ist Gefängnis ohne eine Mindestgrenze vorgesehen (Abs. 4). Leichtfertigkeit bedeutet 
hier wie auch sonst, daß ein starker Grad von Fahrlässigkeit, etwa im Sinne der groben 
Fahrlässigkeit des bürgerlichen Rechts, vorliegt (VGH DJ 1942 S:105); vgl. auch $ 59 
Anm.V7. 


VL Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit Zersetzungshochverrat ($ 83 Abs. 3 Nr. 2), mit 
landesverräterischer Begünstigung ($ 91b), mit Nichterfüllung von Verträgen über 
Kriegsbedürfnisse ($ 92a), ferner mit den gemeingefährlichen Delikten, z. B. $ 306, $ 315, 
weiter auch mit $ 2 VO vom 25. November 1939 (RGSt. 75 218). 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit den Vorschriften über Sachbeschädigung ($$ 303, 
304), ferner mit der Beschädigung eines Dienstgegenstandes ($ 137 MStGB) sowie mit 
der Beschädigung eines Schiffs oder Flugzeugs ($ 142 MStGB); $ 143a geht als das spe- 
ziellere Gesetz vor. 


VII. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der‘ Ostmark; vgl. hierzu noch die 
VO vom 24. September 1941 (RGBl.I S. 581). 


8 144 


Wer es sich zum Geschäfte macht, Deutsche unter Vorspiegelung falscher Tatsachen 
oder wissentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere auf Täuschung berechnete 
Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit Gefängnis von einem Monat bis zu zwei 
Jahren bestraft. 


Die Vorschrift behandelt den Auswanderungsbetrug. Erfaßt wird nur geschäfts- 
mäßiges Handeln; vgl.hierüber oben Bem.V 1b vor $ 73. Ein bereits zur Auswanderung 
Entschlossener kann nicht mehr verleitet werden (LK Anm. 3, Olshausen Anm. 2; and. 
Frank Anm. ], Schwarz Anm. 2A). 

Über den Begriff des Auswanderns vgl. $140a Anm. II. 

Vgl. auch noch $$ 43-48 Ges. über das Auswanderungswesen vom 9. Juni 1897 (RGBI. 
S. 463), VO gegen Mißstände im Auswanderungswesen vom 14. Februar 1924 (RGBI1. I 
8.107). 

S 145 
Wer die vom Führer und Reichskanzler 
zur Verhütung des Zusammenstoßens der Schiffe auf See, über das Verhalten der 
Schiffer nach einem Zusammenstoße von Schiffen auf See, oder 


in betreff der Not- und Lotsensignale für Schiffe auf See und auf den Küstengewässern 
erlassenen Verordnungen übertritt, wird mit Geldstrafe bestraft. 


I. Auf Grund dieser Vorschrift sind folgende Verordnungen ergangen: 

Seestraßenordnung vom 5. Februar 1906 (RGBl. S. 120), 

VO über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstoß von Schiffen auf See 
vom 15. August 1876 (RGBl. S. 189) nebst Ergänzung vom 29. Juli 1889 (RGBI1.S.271), 

VO über das Abblenden von Seitenlichtern vom 16. Oktober 1900 (RGBl. S.1003). 
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Verbotene Berufsausübung 88 145a-145d 


VO betreffend das Ruderkommando vom 18. Oktober 1903 (RGBl.S. 283), 
Lotsensignalordnung vom 27. Oktober 1933 (RGBIl. II S. 909). 


I. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich in den Verordnungen bestimmt ist (RGSt. 45 395). 


II. Vgl. noch $17 Ges. über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBl. I 
S.8), nach dem mit Gefängnis bestraft wird, wer vorsätzlich ein Notzeichen miß- 
braucht, das für Funkanlagen bei Not und Gefahr in der Seefahrt, Binnenschiff- 
fahrt, Luftfahrt oder bei Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs vorgesehen ist. 


S 145a 


Wer im Inlande Schuldverschreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer 
bestimmten Geldsumme versprochen wird, ohne die erforderliche staatliche Genehmigung 
susstellt und in den Verkehr bringt, wird mit einer Geldstrafe bestraft, die dem fünften 
Teile des Nennwerts der ausgegebenen Schuldverschreibungen gleichkommen kann. 


1. Die Vorschrift bezieht sich nur auf verzinsliche Inhaberschuldverschreibungen; 
unverzinsliche Inhaberschuldverschreibungen fallen unter den als Spezialgesetz vor- 
gehenden $ 25 Ges. über die Deutsche Reichsbank vom 15. Juni 1939 (RGBl. I S.1015). 


II. Die Schuldverschreibung bringt in Verkehr, wer sie veräußert; es ist nicht 
erforderlich, daß ein Umlauf im Publikum herbeigeführt wird (RGSt. 88 329). 
Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


IN. Vgl. im übrigen noch $ 38 Hypothekenbankges. vom 13. Juli 1899 (RGBl. S.375) 
und $ 39 Schiffsbankges. vom 14. August 1939 (RGBl.1I S. 583). 


8 145b 


Die Vorschrift, welche die Tierquälerei behandelte, ist durch $ 9 Abs. 1 Tierschutz- 
ges. vom 24. November 1933 (RGBl.I S. 987) ersetzt worden. 


S 145c 
Wer einen Beruf oder ein Gewerbe ausübt oder ausüben läßt, solange ihm dies nach 


$ 421 untersagt ist, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 


Täter kann nur sein, wem die Ausübung des Berufs oder Gewerbes untersagt ist. 
Dieser ist auch dann Täter, wenn er den Beruf durch eine von ihm abhängige Person 
ausüben läßt. Die Personen, mit denen der Täter bei der verbotenen Ausübung in ge- 
schäftliche Beziehungen tritt, sind als notwendige Teilnehmer nicht wegen Bei- 
hilfe strafbar, wenn ihr Handeln im Rahmen dessen bleibt, was zur notwendigen Teil- 
nahme gehört; notwendige Teilnehmer sind z. B. die Kunden, die sich auf die Ent- 
gegennahme von Leistungen beschränken (vgl. noch Schäfer-Dohnanyi S. 117). 

Derjenige, dem die Berufsausübung untersagt ist, muß die Tätigkeit sofort aufgeben 
(vgl. LG Naumburg JW 1938 S. 3290). 


S 145d 


Wer einer Dienststelie des Staates wider besseres Wissen die Begehung einer Straftat 
vortäuscht oder die Dienststelle über die Person eines an einer Straftat Beteiligten zu 
täuschen sucht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, 
soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 


Schrifttum: Rietzsch, Die vorgetäuschte Straftat und die falsche Aussage, DStR 1943 S. 97. 
Vgl. auch Kjaersgaard, Zur Frage der falschen Selbstbeschuldigung, MonKrimBiol. 1942 S. 125. 
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8 145d ı,u 7. Abschnitt. Verbrechen u. Vergehen wider die öffentl. Ordnung 


I. Die Bestimmung über die Vortäuschung einer Straftat ist durch Art. 6 Strafrechts- 
angleichungsVO eingefügt worden. In der Rechtsprechung und im Schrifttum der letzten 
Jahre war die Frage, ob in entsprechender Anwendung des $ 164 auch strafbar ist, wer 
einer Behörde die Begehung einer Straftat vortäuscht, ohne eine bestimmte Person zu 
verdächtigen, verschieden beantwortet worden (vgl. die vorige Aufl. $ 164 Anm.T14). 
Der Gesetzgeber hat diesen Streit durch die Einfügung des $ 145d beseitigt. Der Tat- 
bestand entspricht den Vorschlägen der amtlichen Strafrechtskommission (vgl. Mezger 
in Gürtner II S. 335). Der Grundgedanke der Vorschrift ist, eine ungerechtfertigte In- 
anspruchnahme oder eine Irreführung des behördlichen Untersuchungsapparats zu ver- 
hindern. | 
. Über die Lebensvorgänge, für die die Bestimmung vor allem in Betracht kommt, vgl. 
Rietzsch aaO. 


II. Zum äußeren Tatbestand gehört, daß jemand einer Dienststelle des Staates die Be- 
gehung einer Straftat vortäuscht oder die Dienststelle über die Person eines an einer 
Straftat Beteiligten zu täuschen sucht. 


1. Das Gesetz verwendet in diesem Tatbestand nicht mehr den Begriff der Behörde, 
der sonst im strafrechtlichen Sprachgebrauch meist üblich ist, sondern spricht von einer 
Dienststelle des Staates. Hierunter ist ein Organ der Staatsgewalt zu verstehen, das - un- 
abhängig von dem Vorhandensein oder dem Wechsel der Personen, die es verkörpern - 
dazu berufen ist, bei der Verwirklichung der Zwecke des Staates mitzuwirken. Zu den 
Dienststellen des Staates gehören auch die Dienststellen der Gemeidnen und sonstiger 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften, die in irgendeiner Formin den Aufbau der Staats- 
verwaltung eingefügt sind und zur Verwirklichung der Zwecke und Aufgaben des Staates 
mitzuwirken haben; in Betracht kommen hier z. B. die Zusammenschlüsse der landwirt- 
schaftlichen Marktordnung, etwa ein Milchwirtschaftsverband, die Reichsschrifttums- 
kammer usw. (vgl. den Überblick bei W. Weber, Die Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, 2. Aufl. 1943). Die Dienststellen der Wehrmacht 
sind Dienststellen des Staates, unabhängig davon, ob sie mit Verwaltungsaufgaben be- 
traut sind, oder ob es sich um Kommandostellen handelt. Die Dienststellen der NSDAP, 
ihrer Gliederungen und der ihr angeschlossenen Verbände sind keine Dienststellen des 
Staates; sie können den staatlichen Dienststellen auch nicht durch entsprechende An- 
wendung gleichgestellt werden, wie dies z. B. für $ 164 angenommen wird (vgl. $ 16% 
Anm. 1111). Wenn der Gesetzgeber in $ 145d von Dienststellen des Staates spricht, so 
ist darin eine bewußte Grenzziehung zu sehen, die eine entsprechende Anwendung aus- 
schließt. Kirchliche Behörden sind keine Dienststellen des Staates im Sinne dieser Vor- 
schrift. 


2. Esist unerheblich, aus welchem Motiv die Begehung einer Straftat vorgetäuscht wird. 
Praktisch erfolgte die Vortäuschung vielfach, um eine wirklich begangene Straftat zu 
verdecken, so z. B. bei dem Vortäuschen eines Raubüberfalls, um eine begangene Unter- 
schlagung zu verdecken. Der Fall, daß jemand eine Selbstanzeige macht, um ein Ver- 
fahren in Gang zu bringen und in ihm seine Unschuld feststellen zu lassen, wird von der 
Vorschrift nicht erfaßt; denn hier wird nicht vorgetäuscht. 

Die Vortäuschung einer Straftat ist ohne Rücksicht darauf strafbar, ob die vor- 
getäuschte Tat erheblich ist; auch eine Übertretung kann vorgetäuscht werden. Es 
kommt nicht darauf an, ob die Vortäuschung Erfolg gehabt hat oder nicht; es wird nicht 
vorausgesetzt, daß die Dienststelle auf die. Vortäuschung etwas veranlaßt hat. 


8. Gleichgestellt ist dem Vortäuschen der Begehung einer Straftat der Fall, daß je- 
mand die Dienststelle über den Täter einer begangenen Straftat zu täuschen sucht. Hier 
kommt z.B. die falsche Selbstbezichtigung in Betracht, weiter auch der Fall, daß ein 
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Vortäuschung einer Straftat m-v Ss 145d 


Dieb, um nicht gefaßt zu werden, gestohlene Sachen einem anderen in die Tasche steckt. 
Will derjenige, der eine solche Täuschung unternimmt, die Verfolgung des wahren Täters 
vereiteln und handelt er um seines Vorteils willen, dann ist er nur wegen Begünstigung 
strafbar; $ 145d greift nur ein, soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist. Eine derartige Begünstigungsabsicht ist aber manchmal 
nicht nachweisbar; für diese Fälle ist die vorliegende Bestimmung anwendbar. 


IIL Der innere Tatbestand erfordert ein Handeln wider besseres Wissen; dies bedeutet, 
daß bedingter Vorsatz nicht genügt. 


IV. Für entsprechend anwendbar ($ 2) hält Rietzsch aaO S. 102 die Vorschrift bei Vor- 
täuschung von Selbstmord oder des Versuchs eines Selbstmordes. Rietzsch aaO S. 115 
hält ferner eine entsprechende Anwendung auf die Erschleichung gewisser Verwaltungs- 
akte für erwägenswert; dies dürfte aber wohl zu weit gehen. 


V. Der vorliegende Tatbestand ist subsidiär; er greift nur ein, soweit die Tat nicht nach 
anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. Dies ist vor allem imVerhältnis 
zum Betrug, zur Freiheitsberaubung und zur Begünstigung von Bedeutung; vg]. hierzu 
oben II 3; auch die falsche Anschuldigung ($ 164) geht der vorliegenden Bestimmung vor. 


ACHTER ABSCHNITT 
MÜNZVERBRECHEN UND MÜNZVERGEHEN 


Schrifttum: Gerland, Die Geldfälschungsdelikte des Deutschen Strafgesetzbuchs, 1901 (Diss. 
Straßburg); auch in GS 59 S. 81, 241. 


I. Die Münzdelikte gehören systematisch zu den Angriffen auf die Rechtsordnung. 
Geschütztes Rechtsgut ist das Interesse des Staates an der Sicherheit und Zuverlässig- 
keit des Rechtsverkehrs (RGSt.67 297); über die verschiedenen Auffassungen vgl. 
v. Liszt-Schmidt S. 733. Das kommende Strafrecht will dementsprechend die Münz- 
delikte auch bei den Angriffen auf die Rechtsordnung eingruppieren. 


OL. Gegenstand der Münzdelikte ist vor allem das Geld. Das Strafgesetzbuch enthält 
keine Begriffsbestimmung des Geldes. Es ist daher von dem allgemeinen Rechtsbegriff 
des Geldes auszugehen. Danach ist Geld jedes vom Staat oder von einer durch ihn 
dazu ermächtigten Stelle als Wertträger beglaubigte und zum Umlauf im öffentlichen 
Verkehr bestimmte Zahlungsmittel (RGSt. 58 256). Unerheblich ist, ob es sich um In- 
landsgeld oder um Auslandsgeld handelt. Der Stoff, aus dem das Geld hergestellt ist, 
ist ohne Bedeutung. Über dem Geld gleichgestellte Wertpapiere vgl. $ 149. 

Das einzige unbeschränkte gesetzliche Zahlungsmittel sind die Reichsbanknoten ($ 20 
Ges. über die Deutsche Reichsbank vom 15. Juni 1939, RGBl. I S.1015). Weiter sind 
Rentenmarkscheine im Verkehr (VO vom 15. Oktober 1923, RGBI. I S. 963; hierzu 
Ges. für die Liquidierung des Umlaufs an Rentenbankscheinen vom 20. August 1924, 
RGBI. II S. 252, mit der Änderung durch die VO vom 1. Dezember 1930, RGBl.1I 
S.517, 592). Einen beschränkten Verwendungsbereich haben die Reichskredit- 
kassenscheine und die Reichskreditkassenmünzen ($ 1 VO über Reichskreditkassen 
vom 3. Mai 1940, RGBIl.I S. 743, in der Fassung der VO vom 15. Mai 1940, RGBl.] 
S. 770, 774). Reichsgoldmünzen sind außer Kurs gesetzt (VO vom 16. Juli 1938, RGBl. 
I S. 901). 


IH. Die Münzdelikte sind Spezialfälle der Urkundenfälschung; Idealkonkurrenz 
zwischen Münzdelikten und Urkundenfälschung ist daher ausgeschlossen. Möglich ist 
dagegen Idealkonkurrenz zwischen den Münzdelikten und Betrug (RGSt. 60 316; vgl. 
auch die Anmerkungen zu $ 263). 


IV. Alle Münzdelikte (Münzverbrechen und Münzvergehen) unterstehen gemäß $% 
Abs. 3 Nr. 7 dem Weltrechtsgrundsatz ; für diese Delikte gilt also unabhängig von dem 
Recht des Tatorts das deutsche Strafrecht auch dann, wenn sie ein Ausländer im 
Ausland begeht. Vgl.noch die Bekanntmachung über das internationale Abkommen zur 
Bekämpfung der Falschmünzerei vom 10. November 1933 (RGBIl. II S. 913). 


V. Diesen Abschnitt ergänzende Bestimmungen enthalten $ 360 Nr. 4-6, $145a, 
$$ 275, 276, 364, Ges. über den Schutz des zur Anfertigung von Schuldurkunden des 
Reichs und der Länder verwendeten Papiers vom 3. Juli 1925 (RGBI.I S. 93), Ges. 
betreffend den Schutz des zur Anfertigung von Reichsbanknoten verwendeten Papiers 
gegen unbefugte Nachahmung vom 2. Januar 1911 (RGBI. S. 25), weiter $ 25 Ges. über 
die Deutsche Reichsbank vom 15. Juni 1939 (RGBl. I S. 1015), $7 VO über Reichs- 
kreditkassen vom 3. Mai 1940 (RGBl.I S. 743) in der Fassung der VO vom 15. Mai 
1940 (RGBl.I S. 770, 774). 


VI. Auf Steuergutscheine finden die $$ 146-148, 151, 152 und 360 Nr. 4-6 An- 
wendung ($ 16 DurchfVO zum Neuen Finanzplan vom 26. April 1939, RGBI. I S. 829). 
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Falschmünzerei, Münzfälschung NS 146 


VII. Über die Bearbeitung von Münzstrafsachen, insbesondere über das hierbei be- 
sonders wichtige Zusammenarbeiten mit anderen Stellen enthalten Nr. 320 ff. Richt- 
linien für das Strafverfahren genaue Anweisungen an die Strafverfolgungsbehörden. 


8 146 


Wer inländisches oder ausländisches Metallgeld oder Papiergeld nachmacht, um das 
nachgemachte Geld als echtes zu gebrauchen oder sonst in Verkehr zu bringen, oder 
wer in gleicher Absicht echtem Gelde durch Veränderung an demselben den Schein 
eines höheren Werts oder verrufenem Gelde durch Veränderung an demselben das An- 
sehen eines noch geltenden gibt, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft, 
auch ist Polizeiaufsicht zulässig. 


Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein. 


L Die Vorschrift faßt zwei Tatbestände zusammen: Die sog. Falschmünzerei und die 
sog. Münzflälschung. 


DO. Zum äußeren Tatbestand der Falschmünzerei gehört das Nachmachen inländi-. 
schen oder ausländischen Metallgeldes oder Papiergeldes. Nachmachen ist die körper- 
liche Behandlung einer Sache mit dem Ergebnis, daß sie mit einer anderen Sache, die 
sie in Wirklichkeit nicht ist, verwechselt werden kann (RGSt. 65 204). Geld ist dann 
nachgemacht, wenn es den Schein geltenden echten Geldes erregt, wenn die Beschaffen- 
heit der falschen Münze im gewöhnlichen Verkehr den Arglosen zu täuschen imstande 
ist. Wird dieser Schein hervorgerufen, so kann ein Nachmachen selbst dann vorliegen, 
wenn kein echtes Vorbild vorhänden war. Zu nachgemachtem Geld wird ein Falschstück 
bereits durch die in ihm sich verkörpernde, zur Täuschung im Geldverkehr bestimmte 
und geeignete Vorspiegelung, echtes, von einem Staat oder mit dessen Ermächtigung 
beglaubigtes und ausgegebenes Geld zu sein (RGSt. 58 352, Frank Anm. I 1, Olshausen 
Anm. 3; and. Gerland, Die Geldfälschungsdelikte [1901] S. 62). 


IM. Für den äußeren Tatbestand der Münzfälschung kennt das Gesetz zwei Be- 
gehungsweisen. 


1. Eskann echtem Geld durch Veränderung an demselben der Schein eines höheren 
Wertes gegeben werden. Es genügt jede Veränderung wie z. B. Polieren; es ist nicht 
erforderlich, daß auf Prägung oder Gehalt eingewirkt wird. Der Schein eines höheren 
Werts wird erweckt, wenn die Münze durch die Veränderung eine Beschaffenheit er- 
hält, die den Arglosen über den Wert täuschen kann. Dies ist nicht der Fall, wenn der 
Täter ein Geldstück breitklopft, um damit den Fernsprecher benutzen zu können 
(RGSt. 68 69). 


2. Es kann nicht mehr geltendem Geld (sog. verrufenem Geld, vgl. RGSt. 60 
316) durch Veränderung an demselben das Ansehen eines noch geltenden gegeben 
werden. 

Ausländische Prämienpapiere, denen durch einen falschen Stempel der Schein der 
Umlaufsberechtigung im Inland gegeben ist, stehen verrufenem Gelde nicht gleich; es 
können für diese Handlung aber $$ 275, 276 in Betracht kommen (RGSt. 28 52, 55 231). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist in beiden Fällen die Absicht erforderlich, das 
Geld als echtes zu gebrauchen oder sonst in Verkehr zu bringen. Der Wille des Täters 
muß gerade auf das Inverkehrbringen des nachgemachten Geldes gerichtet sein; be- 
dingter Vorsatz genügt nicht. Fehlt jene Absicht, so kann bei Nachbildung von Papier- 
geld eine Übertretung nach $ 360 Nr. 6 vorliegen. 

Wie der Wortlaut des Gesetzes zeigt (‚oder sonst“), ist die Absicht, das Geld zu ge- 
brauchen, nur ein Unterfall des Inverkehrbringens. Daraus ergibt sich, daß z. B. nicht 
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147 8. Abschnitt. Münzverbrechen und Münzvergehen 


die Absicht genügt, durch Vorzeigen nachgemachten Geldes Kredit zu erlangen (Frank 
Anm. II, Olshausen Anm. 5; and. RGSt. 14 161). In Verkehr gebracht ist das falsche 
Geld dann, wenn der Täter es derart aus seinem Gewahrsam entläßt, daß ein anderer 
tatsächlich in die Lage versetzt wird, sich des Falschgeldes zu bemächtigen und mit 
ihm nach seinem Belieben umzugehen, es insbesondere weiterzuleiten (RGSt. 67 168). 
Dies ist z. B. dann der Fall, wenn der Täter das falsche Geld einem anderen, von dem 
er eine Ware kauft, als bare Zahlung des Kaufpreises übergibt. Es genügt ferner aber 
auch die Weitergabe an einen Münzsammler, da dieser nicht gehindert ist, das Geld 
jederzeit als solches weiterzugeben (LK Anm. 7; and. Frank Anm. II). Bei der Hingabe 
als Sicherheit ist das Geld unabhängig davon in Verkehr gebracht, ob die Sicherheit 
in genere oder in specie zurückzugeben ist (Binding Lehrb. 2 S. 320, Olshausen Anm. 6; 
and. Frank Anm. Il, LK Anm. 7). Nicht ausreichend ist dagegen die Herstellung einiger 
Probestücke, die nicht ausgegeben werden sollen (RGSt. 69 5). 

Die Absicht, sich zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, braucht nicht vor- 
zuliegen. 


V. Das Verbrechen ist vollendet mit dem Nachmachen oder Verfälschen; das In- 
verkehrbringen gehört nicht zum Tatbestand. Der: Täter bleibt daher strafbar, auch 
wenn er nach dem Nachmachen oder Verfälschen die verbrecherische Absicht aufgibt; 
$ 46 ist dann nicht mehr anwendbar. Erkennt ein anderer sofort die Verfälschung und 
gibt er deswegen das Geld zurück, so hat dies für den Tatbestand keine Bedeutung 
(RGSt. 67 168). Zur Vollendung genügt es, daß ein Falschstück geeignet ist, den Arg- 
losen im gewöhnlichen Verkehr zu täuschen; es ist nicht erforderlich, daß der Täter 
selbst dieses Stück für geeignet hält und gerade dieses dann in den Verkehr bringen 
will (RGSt. 69 4). 

Das Inverkehrbringen des mit dieser Absicht bereits hergestellten Falschgeldes ist 
keine neue strafbare Handlung, sondern stellt eine straflose Nachtat dar. 

Der Versuch des Verbrechens liegt vor, wenn mit dem Nachmachen oder Verfälschen 
in der bezeichneten Absicht begonnen wurde, ohne daß es auch nur hinsichtlich eines 
Geldstücks zur Vollendung kam. Besorgt sich der Täter lediglich die Werkzeuge zur 
Fälschung, ohne mit der Veränderung an dem zu verfälschenden Stoff begonnen zu 
haben, so liegt eine vorbereitende Handlung vor. Der Versuch eines Verbrechens aus 
$ 146 ist nur gegeben, wenn eine Handlung vorgenommen ist, die über den Tatbestand 
des $ 151 hinausgeht (RGSt. 65 204). 


VL Das Nachmachen oder Verfälschen verschiedener Geldstücke stellt nicht meh- 
rere selbständige Handlungen im Sinne des $ 74, sondern nur eine strafbare Handlung 
dar. Wird auf Grund eines Gesamtvorsatzes mehrmals gefälscht, dann kann ein fort- 
gesetztes Verbrechen vorliegen; andernfalls ist Realkonkurrenz anzunehmen. 


VD. Die Strafe ist Zuchthaus; daneben ist Polizeiaufsicht zulässig (Abs. 1). Wird 
unter Annahme mildernder Umstände auf Gefängnis erkannt (Abs. 2), dann ist da- 
neben Polizeiaufsicht nicht zulässig (RGSt. 88 215). 


VIII. Mit Betrug wird in der Regel Idealkonkurrenz vorliegen (RGSt. 60 316). 


8 147 


Dieselben Strafbestimmungen finden auf denjenigen Anwendung, welcher das von 
ihm auch ohne die vorbezeichnete Absicht nachgemachte oder verlälschte Geld als echtes 
in Verkehr bringt, sowie auf denjenigen, welcher nachgemachtes oder verfälschtes Geld 
sich verschafft und solches entweder in Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbreitung 
aus dem Auslande einführt. 
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1. Die Bestimmung behandelt in ihrem wichtigsten Teil das Inverkehrbringen falschen 
Geldes; manche bezeichnen das ganze Delikt als Verbreitung von Falschgeld. Die Vor- 
schrift enthält drei verschiedene Tatbestände: den Geldbetrug oder Münzbetrug, 
die Verbreitung von Falschgeld und die Einführung von Falschgeld. 


H. Ein Geldbetrug liegt vor, wenn jemand von ihm selbst nachgemachtes oder ver- 
fälschtes Geld als echtes in Verkehr bringt. Im Unterschied zu $ 146 besaß der Täter 
hier beim Nachmachen oder Verfälschen noch nicht die Verbreitungsabsicht;, hatte er 
diese Absicht schon im Augenblick des Nachmachens oder Verfälschens, so kommt nur 
$ 146 in Betracht. Es herrscht darüber Übereinstimmung, daß das „auch“ am Anfang 
der Vorschrift auf einem Redaktionsversehen beruht (RG DStZ 1914 Sp. 619). 

In Verkehr gebracht ist das Geld dann, wenn der Täter es derart aus seinem Gewahr- 
sam entläßt, daß ein anderer tatsächlich in die Lage versetzt wird, sich des Falschgeldes 
zu bemächtigen und mit ihm nach seinem Belieben umzugehen, es insbesondere weiter- 
zuleiten (RGSt.67 168); vgl. im übrigen $146 Anm. IV. Das Geld muß als echtes 
in Verkehr gebracht werden. Hierfür ist der Vorsatz erforderlich, daß das Geld als 
echtes in Verkehr gelange, aber nicht die Vorspiegelung der Echtheit gegenüber dem 
Abnehmer. 

Wie die übrigen Tatbestände dieses Abschnitts ist auch hier vorausgesetzt, daß die 
in Verkehr gebrachten Stücke oder Scheine nachgemachtes oder verfälschtes Geld 
sind. Wer daher 2. B. Spielmarken in gewinnsüchtiger Absicht als Geld in Verkehr 
bringt, erfüllt nicht den Tatbestand des $ 147; es kann aber Betrug vorliegen (RGSt. 
6 144, 16 112). 

Vollendet ist das Verbrechen, wenn das Geld an jemand gelangt ist, der es im 
Geldverkehr in der Meinung angenommen hat, es sei echt. Ein Versuch liegt vor, wenn 
der Täter es unternimmt, das Geld im Geldverkehr zu Täuschungszwecken als echt in 
Verkehr zu bringen (RGSt. 69 8). 


IH. Der Tatbestand der Verbreitung von Falschgeld setzt voraus, daß ein Dritter 


das Geld nachgemacht oder verfälscht hat; der Täter verschafft sich dieses Geld und 
bringt es in Verkehr. Sich verschafft hat der Täter das Falschgeld, wenn er es be- 
wußt in Besitz nimmt. Es genügt jeder irgendwie geartete Erwerb nachgemachten 
Geldes, der sich in Kenntnis der Unechtheit vollzieht, z. B. auch der Erwerb durch 
Fund und nachfolgende Aneignung herrenloser Sachen; ein abgeleiteter Erwerb ist 
nicht erforderlich (RGSt. 67 296, RG HRR 1989 Nr. 1376; and. Frank Anm. 12, LK 
Anm. 3). Auch der Erwerb durch Unterschlagung stellt ein Sichverschaffen dar (RG 
JW 1987 S. 3301). 

Es ist nicht erforderlich, daß der Täter bereits beim Sichverschaffen die Absicht des 
Inverkehrbringens hat; ist diese Absicht vorhanden, kommt es aber nicht zu ihrer Ver- 
wirklichung, so stellt bereits das Sichverschaffen einen strafbaren Versuch dar, ohne 
daß es zu einem Anfang der Ausführung des Inverkehrbringens gekommen zu sein 
braucht (RG GoltdArch. 58 8. 187). 

Über Inverkehrbringen vgl. Anm. II und $146 Anm. IV. Es genügt, wenn auch 
nur ein Schein oder eine Münze in Verkehr gebracht wird. Das Gesetz fordert hier 
nicht, daß das Geld als echtes in Verkehr gebracht wird. Der äußere Tatbestand ist 
daher auch erfüllt, wenn jemand sich unechtes Geld verschafft und dieses einem Dritten 
= gegen oder ohne Entgelt - überläßt (RGSt.1 409, RG JW 1984 S. 2850, LK Anm. 3, 
Ölshausen Anm. 3a; and. Binding Lehrb. 2 S. 324, Frank Anm. 1 2, Gerland, Die sen: 
fälschungsdelikte [1901] 8. 111). 

Wer das Geld nur in Verkehr bringt, ohne es sich verschafft zu haben, ist nicht Täter 
oder Mittäter des Verbrechens; er kann Gehilfe sein (RGSt. 59 80). 
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8148 8. Abschnitt. Münzverbrechen und Münzvergehen 


Entsprechend anzuwenden ($ 2) ist dieser Tatbestand auf denjenigen, der falsches 
Geld zwar in Unkenntnis der Unechtheit erwirbt, der aber durch diesen Erwerb keinen 
Schaden erleidet, und dann das Geld nach erkannter Unechtheit als echtes in Verkehr 
bringt, wie z. B. der Dieb. Es ist unbefriedigend, hier etwa die mildere Vorschrift des 
$ 148 eingreifen zu lassen (vgl. $ 148 Anm. II); vgl. auch Mezger Grundriß S. 170. 


IV. Der dritte Tatbestand ist die Einfuhr von Falschgeld. Der Täter muß sich das 
Geld als falsches im Ausland verschafft haben und dieses Geld zum Zwecke der 
Verbreitung aus dem Ausland einführen. Wenn das Gesetz davon spricht, daß 
die Einführung zum Zwecke der Verbreitung erfolgen muß, so ist damit nicht der End- 
zweck gemeint; es genügt die Absicht der Verbreitung. Zum Begriff des Verbreitens 
gehört, daß eine größere Zahl von Stücken in Umlauf gesetzt wird; es genügt - anders 
als beim Inverkehrbringen —- nicht bereits die Verausgabung eines oder einzelner Geld- 
stücke; Verbreiten ist daher gegenüber Inverkehrbringen der engere Begriff. 


Das Geld muß in das Inland eingeführt werden. Die Absicht der Verbreitung braucht 
aber nicht auf Verbreitung im Inland gerichtet zu sein; sie kann auch auf Verbreitung 
im Ausland gehen. Wer sich in Kopenhagen unechtes italienisches Geld verschafft und 
dieses mit der Absicht der Verbreitung in Italien auf der Durchreise durch Deutschland 
mit sich führt, erfüllt den Tatbestand (RGSt. 6 442, Olshausen Anm. 3b; and. Binding 
Lehrb. 2 S. 325). 


Der Tatbestand ist mit der Einfuhr vollendet, wenn der Täter dabei bereits die 
Verbreitungsabsicht hat. Das Verschaffen des Geldes in der Absicht, es einzuführen, 
stellt für sich allein nur einen Versuch dar (RG GoltdArch. 58 S. 187). 


V. Auch wenn das Inverkehrbringen, Sichverschaffen und Einführen in mehreren 
Akten erfolgt, liegt regelmäßig trotzdem eine einheitliche Tat vor (RGSt.1 25). 


g 148 


Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld als echtes empfängt und nach erkannter 
Unechtheit als echtes in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Vorschrift behandelt das Abschieben falschen Geldes. Im $ 147 kannte der 
Erwerber bereits beim Erwerb des falschen Geldes die Unechtheit; ergänzend hierzu 
wird von der vorliegenden Bestimmung auch derjenige mit Strafe bedroht, dem beim 
Erwerb die Unechtheit noch unbekannt war. Da der Täter in letzterem Fall regelmäßig 
einen unverschuldet erlittenen Schaden abwälzen will, ist die Strafdrohung des $ 148 
milder als die des $ 147. 


II. Der Tatbestand erfordert, daß jemand nachgemachtes oder gefälschtes Geld als 
echtes empfängt und nach erkannter Unechtheit als echtes in Verkehr bringt. Zum 
Begriff des Empfangens gehört ein abgeleiteter Erwerb; dem Empfangen auf der einen 
Seite entspricht ein Geben auf der anderen Seite (Binding Lehrb. 2 S. 329, Frank 
Anm.]I, Gerland, Die Fälschungsdelikte [1901] S. 122, v. Liszt-Schmidt S. 736; and. 
RGSt. 67 296, Olshausen Anm. 1, LK Anm. 1, nach denen jeder Erwerb genügt, der 
sich in Unkenntnis der Unechtheit vollzieht). Es fallen daher z. B. der Käufer und der 
Bettler unter diese Vorschrift, nicht dagegen der Dieb und der Finder. Der Dieb z. B., 
der falsches Geld, das er für echt hält, stiehlt und es nach erkannter Unechtheit as 
echtes ausgibt, will keinen unverschuldet erlittenen Schaden abwälzen; es ist daher 
unbefriedigend, auf:ihn die mildere Strafvorschrift des $ 148 anzuwenden, wie es RG 
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St. 67 296 und die als abweichend aufgeführten Schriftsteller wollen. Es ist befriedi- 
gender, hier $ 147 entsprechend ($ 2) anzuwenden (Mezger Grundriß S. 170). Das kom- 
mende Recht will die hier vertretene Auffassung ausdrücklich klarstellen. 

Der Täter muß das Geld nach erkannter Unechtheit als echtes in Verkehr brin- 
gen. Über den Begriff des Inverkehrbringens vgl. $ 146 Anm. IV. Es spielt keine Rolle, 
ob er das Geld gegen eine Gegenleistung oder ohne eine solche in Verkehr bringt. Er- 
forderlich ist, daß der Täter vor dem Inverkehrbringen die subjektive Überzeugung 
von der Unechtheit erlangt hat; bedingter Vorsatz genügt hier, wie sich aus dem 
Wortlaut der Bestimmung ergibt, also nicht. Aus welchen Gründen der Täter das 
Geld in Verkehr bringt, ist für den Tatbestand unerheblich; Gewinnsucht ist nicht er- 
forderlich. 


DIL Das Gesetz sieht ausdrücklich nur den regelmäßigen Fall vor, daß der Täter das 
Falschgeld selbst als echt eingenommen hat und auch selbst wieder ausgibt. Entspre- 
chend anwendbar nach ihrem Grundgedanken (oben I) ist die Vorschrift aber auch 
auf den, der das Geld für einen anderen einnimmt und für einen anderen ausgibt, z.B. 
als Kassierer. Eine entsprechende Anwendung ist weiter dann geboten, wenn der Ein- 
nehmende und der Ausgebende verschiedene Personen sind, jedoch der eine zu dem 
anderen in einem Abhängigkeitsverhältnis steht und nur für diesen handelt. Zu diesen 
Fällen vgl. Frank Anm. I, Kohlrausch Anm. 1, LK Anm. Ill. 


IV. Möglich ist Idealkonkurrenz zwischen Abschieben von Falschgeld und Be- 


trug (RGSt. 54 219, 67 297, LK Anm.3, v. Liszt-Schmidt S. 736; and. Frank $ 263 
Anm.1l1). 


8149 


Dem Papiergelde werden gleichgeachtet die auf den Inhaber lautenden Schuldverschrei- 
bungen, Banknoten, Aktien oder deren Stelle vertretende Interimsscheine oder Quittungen, 
sowie die zu diesen Papieren gehörenden Zins-, Gewinnanteils- oder Erneuerungsscheine, 
welche von dem Reich, einem Lande oder fremden Staate oder von einer zur Ausgabe 


soleher Papiere berechtigten Gemeinde, Korporation, Gesellschaft oder Privatperson aus- 
gestellt sind. 


I. Die Vorschrift stellt gewisse Papiere dem Papiergeld gleich; für diese Papiere gel- 
ten auch die 88 146-148. 

Für die Reichskreditkassenscheine sind besondere Bestimmungen gegen Fälschung 
und Verfälschung ergangen ($ 7 VO vom 3. Mai 1940 in der Fassung der VO vom 15.Mai 
1940, RGBl. I S. 770, 774). Für Steuergutscheine ist ausdrücklich ausgesprochen, 
daß die $$ 146-148, 151, 152 auch auf sie Anwendung finden ($ 16 DurchführungsVO 
vom 26. April 1939, RGBI. I S. 829). 


IL Diese Gleichstellung erfolgt nur für Papiere, die auf den Inhaber lauten. Ein 
Wertpapier lautet dann auf den Inhaber, wenn es auf ihn ausgestellt ist; ein auf den 
Namen einer bestimmten Person ausgestelltes, aber an den Inhaber übertragbares 
Papier ist kein Inhaberpapier im Sinne dieser Bestimmung. | 


II. Die Gleichstellung der genannten Papiere ist unbedingt, wenn sie von dem Reich, 
einem Land oder einem fremden Staat ausgestellt sind. In Betracht kommen hier z.B. 
Schatzanweisungen des Reichs oder eines Landes, Schatzanweisungen der Reichsbahn, 
Reichsbankanteilscheine. 


Die von anderen juristischen Personen oder von Privatpersonen ausgestellten Papiere 
sind nur dann dem Papiergeld gleichgestellt, wenn jene zur Ausgabe solcher Pa- 
piere berechtigt sind. Vgl. hierzu u.a. $ 795 BGB, 8$ 8 ff., 17, 34 Abs. 4 Aktienges. 
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Bei den Verrechnungsanweisungen einer Bank kann es sich um Schuldverschreibungen 
handeln, die dem Papiergeld gleichstehen (RGSt. 59 32). 


IV. Die genannten Papiere müssen bei falscher Anfertigung äußerlich den Anschein 
erwecken, daß sie von einem zur Ausgabe Berechtigten ausgehen; weiter muß aber 
auch die Ausstellung dem äußeren Anschein nach wirksam erfolgt, insbesondere die für 
sie geltende Form innegehalten sein (RGSt. 58 413). 

Schuldverschreibungen usw. können auch dadurch nachgemacht werden, daß sie un- 
befugt mit dem Ausgabevermerk versehen werden (RGSt. 48 126). Sollte man dies nicht 
annehmen, so wäre die z. B. von Frank Anm. IV angenommene Lücke im Gesetz heute 
mit Hilfe des $ 2 zu schließen. 4 

8 150 

Wer echte, zum Umlauf bestimmte Metallgeldstücke durch Beschneiden, Abfeilen oder 
auf andere Art verringert und als vollgültig in Verkehr bringt, oder wer solche verringerte 
Münzen gewohnheitsmäßig oder im Einverständnis mit dem, welcher sie verringert hat, 
als vollgültig in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bestraft, neben welchem auf Geld- 
strafe, sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 

Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Bestimmung enthält zwei Tatbestände. Einmal wird mit Strafe bedroht 
das Verringern echter Metallgeldstücke, die zum Umlauf bestimmt sind, die sog. Münz- 
verringerung oder das Kippen; mit Strafe bedroht wird ferner das gewohnheitsmäßig 
oder im Einverständnis mit dem Verringerer erfolgende Inverkehrbringen verringerter 
Münzen als vollgültig, das sog. Wippen. 


II. Gegenstand der Münzverringerung sind echte, zum Umlauf bestimmte Metall- 
geldstücke. Die Verringerung kann auf die verschiedenste Weise erfolgen, z. B. durch 
Beschneiden oder Abfeilen, weiter aber auch auf chemischem Wege. Die Verringerung 
allein ist aber nicht strafbar; der Tatbestand erfordert weiter, daß die verringerten 
Münzen als vollgültig in den Verkehr gebracht werden. Straflos ist daher z. B. der 
Verkauf der Münzen nach ihrem Gewicht oder nach ihrem Metallwert. Nicht ist erforder- 
lich, daß das Inverkehrbringen in Täuschungsabsicht erfolgt. Über Inverkehrbringen 
im übrigen vgl. $ 146 Anm. IV. 

Verringert jemand Münzen in der dann doch nicht ausgeführten Absicht, sie als voll- 
gültig in Verkehr zu bringen, so kann ein strafbarer Versuch vorliegen. 


III. Das Inverkehrbringen verringerter Münzen ist nur dann strafbar, wenn es ge- 
wohnheitsmäßig oder im Einverständnis mit dem Verringerer erfolgt (sog. Wippen) ; 
auch hier müssen die Münzen als vollgültig in den Verkehr gebracht werden (vgl. Anm.lI). 
Gewohnheitsmäßig erfolgt es, wenn sich bei dem Täter ein aus öfterer Begehung 
herrührender fortwährender Hang zu wiederholter Begehung entwickelt hat (RGSt. 83 
397). Besteht Einverständnis, dann sind der Verringerer und der Wipper als Mit- 
täter strafbar. 

Als Gehilfe zum gewohnheitsmäßigen Wippen ist auch derjenige strafbar, der dem 
Wipper nur einmal wissentlich Hilfe leistet; denn die Gewohnheitsmäßigkeit ist hier 
nicht strafschärfend, sondern strafbegründend; $ 50 ist.also nicht anwendbar. 


IV. Wer verringerte Geldstücke als vollgültig erhält und nach Kenntnis von der Ver- 
ringerung als vollgültig ausgibt, ist in entsprechender Anwendung ($ 2) des $148 
zu strafen (Schwarz Anm. 2); unmittelbar ist $ 1448 nicht anwendbar, weil verringerte 
Geldstücke nicht nachgemachtes oder verfälschtes Geld sind. Nach LK Anm.5 und 
Olshausen Anm. 3 soll in diesem Fall Betrug vorliegen. 


V. Eine Einziehung gemäß $ 152 ist hier nicht zulässig; vgl. auch $ 152 Anm. Il. 
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g 151 
Wer Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere zur Anfertigung von Metallgeld, 


Papiergeld oder dem letzteren gleichgeachteten Papieren dienliche Formen zum Zwecke 


eines Münzverbrechens angeschafft oder angefertigt hat, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren bestraft. 


I. Die Vorschrift gestaltet Vorbereitungshandlungen zu einem Münzverbrechen und 
Vorbereitungshandlungen zur Beihilfe zu einem selbständigen Tatbestand aus. Der 
Zweck der Vorschrift ist, wegen der besonderen Gefährlichkeit der Falschmünzerei 
die Bestrafung auch solcher ein Münzverbrechen vorbereitender Handlungen zu er- 
möglichen, die von den sonstigen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs nicht erfaßt 
werden (RGSt. 65 205). Die in der Bestimmung mit Strafe bedrohten Handlungen stellen 
stets nur Vorbereitungshandlungen zu einem Münzverbrechen dar, nicht dagegen auch 
zugleich den Versuch eines Münzdelikts (RGSt. 65 205, Frank Anm.1I, LK Anm.3; 
and. Gerland, Die Geldfälschungsdelikte [1901] S. 91, Olshausen Anm. 2). 

$ 151 ist aber gegenüber den Münzdelikten subsidiär. Wird das Münzverbrechen unter 
Benutzung der Formen versucht oder vollendet, so kommt die Vorschrift nicht mehr 
in Betracht (RG JW 1984 S. 2850). Beim Rücktritt vom Versuch aber erlangt der voll- 
endete Tatbestand des $ 151 seine Selbständigkeit als besonderes Delikt wieder (RG JW_ 
1924 S. 1525 mit Anm. Coenders; vgl. auch oben $ 46 Anm. IV 1). 

Ergänzend kommen in Betracht $ 360 Nr. 4-6, ferner das Ges. betreffend den Schutz 
des zur Anfertigung von Reichskassenscheinen verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung vom 26. Mai 1885 (RGBl.S. 165), das Ges. betreffend den Schutz des 
zur Anfertigung von Reichsbanknoten verwendeten Papiers gegen unbefugte Nach- 
ahmung vom 2. Januar 1911 (RGBl. S. 25) und das entsprechende Gesetz für Schuld- 
urkunden der Länder vom 3. Juli 1925 (RGBI.I S. 93). 


Il. Zum Tatbestand gehört die Anschaffung oder die Anfertigung von Formen, die 
zur Anfertigung von Metallgeld usw. dienlich sind. 

1. Das Anschaffen setzt etwas Fertiges voraus, das der Täter sich für seine Zwecke 
beschafft. Der Täter hat sich Formen angeschaftt, wenn er mit seinem Wissen und 
Willen durch andere Alleinbesitz oder Mitbesitz erlangt (RG DRZ 1926 Nr. 508). Eine 
Form kann auch dann bereits angefertigt sein, wenn nur noch unbedeutende Neben- 
arbeiten auszuführen sind; ist dagegen mit der Herstellung der Form erst begonnen 
worden, dann ist sie noch nicht angefertigt (RGSt. 48 165). 

Dem Anschaffen und Anfertigen wird in entsprechender Anwendung ($ 2) das 
Überlassen von Formen zum Zwecke eines Münzverbrechens an andere Personen 
gleichzustellen sein. 


2. Erforderlich ist die Anschaffung oder Anfertigung von Formen. Hierunter sind 
Gegenstände zu verstehen, die ein Bild dessen enthalten, was durch Guß oder Druck 
als Zeichen oder Figur in Metall oder Papier hervorgebracht werden soll (RGSt. 55 47). 
Den Formen sind in entsprechender Anwendung ($2) ähnliche zur Begehung 
eines Münzverbrechens geeignete Gegenstände gleichzustellen. Zu diesen ähnlichen 
Gegenständen gehören z. B. photographische Negative (vgl. RGSt.65 203), Walzen, 
gewisse Maschinen, besondere Druckfarben. 

Dagegen fallen Formen und Geräte, die nur dazu dienen, die zur Herstellung von 
Falschgeld unmittelbar dienenden Fälschungswerkzeuge herzustellen, nicht unter $ 151. 

8. Die Formen müssen zur Anfertigung von Geld usw. dienlich sein; es genügt 
nicht, daß der Täter sie für geeignet hält. Dienlich sind Formen dann, wenn zu ihrer 
Verwendbarkeit keine weitere Bearbeitung mehr erforderlich ist, sie vielmehr gebrauchs- 
fertig sind (RGSt. 65 203, 69 306, RG JW 1988 S. 2143). 
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4. Die Anschaffung oder Anfertigung muß zum Zwecke der Begehung eines eigenen 
oder der Beihilfe zu einem fremden Münzverbrechen geschehen. Fehlt es an dieser 
Zweckbestimmung, dann kommt nur eine Übertretung gemäß $ 360 Nr. 4 in Betracht. 
Es genügt für $ 151, daß das Ziel im ganzen ein Münzverbrechen ist, wenn auch die 
angeschaffte Platte nur zur Herstellung eines Probedruckes dienen soll, der nicht in 
den Verkehr gebracht werden soll (RGSt. 69 307). 


I. Vollendet ist die Tat, wenn die Formen tatsächlich angeschafft oder angefertigt 
sind und wenn sie gebrauchsfertig sind; bedürfen sie, um verwendbar zu sein, noch 
weiterer Bearbeitung, so liegt nur ein strafloser Versuch vor (RG JW 1988 S. 2133). 
Zur Vollendung ist aber nicht notwendig, daß alle erforderlichen Formen angeschafft 
sind (RGSt. 55 284, 69 306). 


IV. Der Vorsatz braucht sich nicht darauf zu erstrecken, daß die Formen wirklich 
dienlich sind (RGSt. 69 308). 


8 152 


Auf die Einziehung des nachgemachten oder verfälschten Geldes, sowie der im $ 151 
bezeichneten Gegenstände Ist zu erkennen, auch wenn die Verfolgung oder Verurteilung 
einer bestimmten Person nicht stattfindet. 


I: Die Vorschrift stellt einige von den allgemeinen Bestimmungen abweichende Grund- 
sätze für die Einziehung auf. Die Einziehung ist hier — anders als in den $$ 40-42 — 
zwingend vorgeschrieben; sie ist weiter ohne Rücksicht darauf auszusprechen, wer 
Eigentümer des Falschgeldes ist. Ferner schreibt $ 152 die Einziehung vor, wenn die 
Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person nicht stattfindet, während in 
den Fällen der $$ 40, 41 die Nichtausführbarkeit der Verfolgung oder Verurteilung einer 
bestimmten Person vorausgesetzt wird. Der Grund für diese Erweiterung der Einziehung 
ist ein doppelter: einmal soll verhütet werden, daß die die Sicherheit des Geldverkehrs 
gefährdenden Falschstücke in Verkehr gebracht werden. Ferner soll aber auch erreicht 
werden, daß die Falschstüdke bei Zentralstellen gesammelt werden können, um für 
spätere Untersuchungen Anhaltspunkte zu gewinnen (RGSt. 14 162). 

Bei der hier vorgesehenen Einziehung handelt es sich stets um eine rein polizeiliche 
Vorbeugungsmaßregel (RGSt. 14 164). 


II. Gegenstand der Einziehung nach dieser Vorschrift ist nur nachgemachtes oder 
verfälschtes Geld sowie die im 8151 näher bezeichneten Formen. Verringertes Geld 
(8 150) unterliegt nicht der Einziehung nach dieser Bestimmung; für die Einziehung 
verringerten Geldes sind die allgemeinen Grundsätze der $$ 40, 42 anzuwenden. 


III. Voraussetzung für die Einziehung nach dieser Vorschrift ist nur, daß nachgemachtes 
oder verfälschtes Geld oder die in $151 näher bezeichneten Formen vorhanden sind. 
Dagegen ist nicht vorausgesetzt, daß wenigstens der äußere Tatbestand eines Münz- 
verbrechens nach $$ 146, 147 oder des Vergehens nach $ 151 festgestellt ist; dies ergib! 
sich aus dem (oben I dargelegten) Zweck der Vorschrift (RGSt. 14 162, Gerland, Die 
Geldfälschungsdelikte [1901] S. 159; and. Frank Anm. I, Olshausen Anm. 2, Schwarz 
Anm.1; zweifelnd RGSt. 44 320). 

Unstreitig ist, daß die Einziehung nicht ein vollendetes Münzdelikt voraussetzt; e 
genügt auch ein Versuch. 

IV. Die Einziehung erfolgt, wenn die Verurteilung einer bestimmten Person nicht 
stattfindet. Es ist unerheblich, ob dies aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
nicht geschicht; sie findet insbesondere auch statt, wenn der Täter schuldlos gehandelt 
hat. Demgegenüber halten es v. Liszt-Schmidt S. 737 Anm. 14 für erforderlich, daß 
eine schuldhafte Handlung vorliegt. 
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Schrifttum: Hillmann, Die Eidesverletzungen im Landgerichtsbezirk Eisenach in den Jahren 
1900—1936. 1939 (Untersuchungen und Kriminalität in Deutschland Heft 3). -— Schmitz, Die Eides- 
kriminalität im Landgerichtsbezirk Duisburg von 1906 bis 1936, 1944 (Untersuchungen zur Krimina- 


lität in Deutschland Heft 10). —-— Teichmann, Meineidige und Meineidssituationen, 1935 (Kriminal. 
Abh. Heft 21). 


I. Die Überschrift des Abschnitts ist der schwersten darin enthaltenen Straftat 
entnommen; Meineid im Sinne des Gesetzes ($$ 158, 159, 161) sind nur der Meineid der 
Partei ($ 153) und der Meineid des Zeugen oder Sachverständigen ($ 154). Als Meineid 
im eigentlichen Sinne sind nicht anzusehen: Die falsche Versicherung an Eides Statt 
($ 156), die Verleitung zum Meineid oder zum Falscheid ($$ 159, 160), der Eidesbruch 
($ 162) und der fahrlässige Falscheid ($ 163). Aus der Aufnahme einer Vorschrift in 
diesen Abschnitt kann nicht gefolgert werden, daß sie in allen rechtlichen Beziehungen 
als Meineid zu gelten habe (RGSt. 82 118). 


U. Die Eidesdelikte sind gerichtet gegen die Staatsverwaltung überhaupt, ins- 
besondere gegen die Rechtspflege; Schutzobjekt ist nicht die Religion oder die Wahrheit 
im geschäftlichen Verkehr (so vor allem v.Liszt, Die falsche Aussage vor Gericht oder 
öffentlicher Behörde [1877] S.17 ff.; dem folgen RGSt. 47 158, 70 132, 78 147, RG 
HRR 1941 Nr. 215). Die Eidesdelikte gehören auch nicht mit Münzfälschung und Ur- 
kundenfälschung zu einer besonderen Gruppe der Fälschungsverbrechen (so aber Binding 
Lehrb. 2 S. 108); das Schutzobjekt dieser Gruppe umschreibt Binding Lehrb. 2 S. 115 
dahin: ‚Die durch Echtheit und Wahrhaftigkeit der Beweismittel bedingte Reinheit der 
Beweisführung bildet das angegriffene Rechtsgut.‘“ — Zutreffend weist Kohlrausch 
Anm. 2 vor $ 153 darauf hin, daß die Richtung gegen die Rechtspflege den Sinn und die 
Höhe der Meineidsstrafe nicht restlos erklärt. Ein gewisses sakrales Moment ist im Mein- 
eid noch erhalten geblieben: ‚Der Schwörende rufi eine höhere Macht als Zeugen der 
Wahrheit an“ (Kohlrausch aaO, ebenso Niethammer DStR 1940 S. 172); vgl. weiter 
auch Sieglaff, Das Wesen des Meineides (Diss. Breslau 1938) S.17 mit Nachw. Über- 
sicht über die verschiedenen Ansichten bei Sieglaff aaO. 

Die Eidesdelikte sollen dem Schutz der Rechtspflege dadurch dienen, daß sie die 
Beweiskraft der Eidesleistungen oder eidesstattlichen Versicherungen verstärken oder 
sichern. Eidesstattliche Versicherungen, die nach den maßgebenden Verfahrensvor- 
schriften keine Beweiskraft haben, sind daher auch nicht mit Hilfe des $2 nach den 
$8 153 ff. geschützt (RGSt. 78 147). 


Für das kommende Strafrecht ist im besonderen Teil eine Gruppe von Tatbeständen ‚Schutz der 
Volksordnung‘‘ vorgesehen; der dritte Teil dieser Gruppe enthält die „Angriffe auf die Rechtsord- 


nung‘; in diesem Teil folgt dem Abschnitt ‚Angriffe auf Rechtspflege und Verwaltung‘ der Abschnitt 
„Eidesverletzung‘‘. 


IH. Unter Eid im Rechtssinne ist die Beteuerung der Wahrheit in einer vorgeschrie- 
benen besonders feierlichen Form vor einer dafür zuständigen Behörde zu verstehen. 
Die Beachtung welcher Formen im einzelnen eine Wahrheitsbeteuerung zu einem Eide 
macht, ergibt sich aus dem Gesetz. Unbedingt erforderlich ist der Ausspruch der Worte 
„Ich schwöre“; allein die Wiederholung der religiösen Beteuerungsform (,,so wahr mir 
Gott helfe‘) ist keine wirksame Eidesleistung (RG JW 1988 S. 2143, RGSt. 67 333). 
Die Anrufung Gottes ist für den Eid nicht wesentlich (AV in DJ 193% S. 77). Das Nicht- 
erheben der rechten Hand oder der Schwurfinger nimmt der Beteuerung auch nicht 
den Charakter des Eides; das gleiche gilt, wenn die Vorschriften über den Hinweis auf 
die Bedeutung des Eides oder auf das Recht zur Verweigerung des Eides nicht beachtet 
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worden sind (vgl. weiter RGSt. 62 149, 70 366). Vgl. auch unten $ 153 Anm. II, $ 154 
Ann.11l3. 


IV. Täter der Eidesdelikte kann jeder sein, der vom Wesen und von der Bedeutung 
des Eides eine genügende Vorstellung hat; ist diese vorhanden, dann wird die Verwirk- 
lichung eines Tatbestandes der Eidesdelikte nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Be- 
eidigung nach den Vorschriften der Prozeßgesetze unzulässig war. 


1. Eines strafbaren Meineides können sich nicht diejenigen schuldig machen, die das 
eidesmündige Alter noch nicht erreicht haben, d.h. die noch nicht 16 Jahre alt 
sind ($ 60 Nr. 1 StPO, 8 393 Nr. 1 ZPO); bei diesen Personen hat das Verständnis vom 
Wesen des Eides kraft unwiderleglicher Vermutung als ausgeschlossen zu gelten (Binding 
Lehrb. 2 S. 146, Frank Bem. IV vor 8153, LK 8153 Anm. 3; and. RGSt. 86 284, Ols- 
hausen $ 153 Anm. 3b). 

Das gleiche gilt, wenn im Zivilprozeß eine nichtprozeßfähige Partei ($ 52 ZPO) eid- 
lich vernommen wird. 


2. Einen Meineid kann dagegen leisten, wem die Fähigkeit, als Zeuge oder Sach- 
verständiger vernommen zu werden, dauernd aberkannt ist ($ 161). 


8. Meineidsfähig sind auch die Personen, die nur in der konkreten Sache nicht hätten 
vereidigt werden dürfen, z. B. wegen Verdachts der Mitschuld (RGSt. 25 31). 


V. Die falsche uneidliche Aussage ist jetzt in gewissem Umfang in $ 156a mit Strafe 
bedroht. Dieser Tatbestand ist nach Rietzsch DStR 1943 S. 108 als Eingangsvorschrift 
des Abschnitts zu denken; die Vorschriften über den Meineid sind als qualifizierte Fälle 
anzusehen; nach der Mitteilung von Rietzsch aaO hat der Gesetzgeber nur mit Rück- 
sicht auf die Kriegsverhältnisse davon abgesehen, diese Umstellung bereits jetzt vor- 
zunehmen. 


g 153 


Wer einen ihm zugeschobenen, zurückgeschobenen oder auferlegten Eid wissentlich 
falsch schwört, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. Die gleiche Strafe trifft 
den, der als Partei wissentlich eine falsche Aussage mit einem Eide bekräftigt. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten. 

Schrifttum: Niethammer, Über das Wesen des Meineids und die rechtliche Möglichkeit eines 


fahrlässigen Falscheids, DStR 1940 S. 161. — Schaffstein, Der Meineid in der neuesten Rechtspre- 
chung des Reichsgerichts, JW 1938 S. 145. -— Schröder, Unwahrer und unwahrhaftiger Eid, 1939. 


I. Die Vorschrift behandelt den Meineid im engeren Sinne, insbesondere den falschen 
Parteieid. Der falsche Zeugen- und Sachverständigeneid wird in $ 154 behandelt. Die 
wichtigsten Anwendungsfälle für den Tatbestand des $ 153 liefern heute die eidliche 
Parteivernehmung gemäß $ 452 ZPO und die Offenbarungseide ($$ 807, 883 ZPO, weiter 
z. B. 8125 KO, $ 69 VerglO); in Betracht kommen ferner noch die eidliche Vernehmung 
über die Höhe des Schadens ($ 287 ZPO) oder über den Verbleib von Urkunden ($ 426 
ZPO), weiter der Verklarungseid des Schiffers ($ 525 HGB) (RGSt.61 228). Der zu- 
geschobene und zurückgeschobene Parteieid, den das Zivilprozeßrecht früher kannte 
und von dem der Gesetzestext noch spricht, ist durch die Zivilprozeßnovelle vom 
27. Oktober 1933 (RGBI. 1 S. 780), in Kraft seit dem 1. Januar 1934, beseitigt worden. 
Auferlegt ist jeder Eid, den eine Behörde kraft Gesetzes erfordert oder abschwören 
läßt, sofern er sich nicht als Zeugen- oder Sachverständigeneid darstellt; auch der vor 
einer Behörde freiwillig geleistete Eid, z. B. auf Grund der $$ 79, 163 FGG, ist ein auf- 
erlegter Eid (RGSt. 76 24 mit Anm. Bruns ZAkDR 1942 S. 157 und Anm. Mezger DR 
1942 S. 332); das gleiche muß für den sog. Kompromißeid (Vergleichseid) gelten. 
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Wird der Offenbarungseid in der Form eines Versprechens abgegeben, dann kommt 
bei Nichterfüllung $ 162 in Betracht. 


I. Zum äußeren Tatbestand gehört zunächst, daß der Eid vor einer zur Abnahme 
von Eiden zuständigen Behörde geleistet worden ist. Dieses Erfordernis des äußeren 
Tatbestandes ist im $ 154 ausdrücklich enthalten; es muß in gleicher Weise auch für 
den 8153 gegeben sein. Für die Auferlegung oder Abnahme eines Eides kommen auch 
andere Behörden als Gerichte in Betracht; auch ausländische Behörden können dazu 
berechtigt sein, so z. B. ausländische Gesandtschafts- oder Konsulatsbeamte, denen 
die Gesetzgebung ihres Staates dies gestattet (RGSt.8 72). Erforderlich ist, daß die 
Behörde im allgemeinen zuständig ist, einen Eid dieser Art aufzuerlegen oder ab- 
zunehmen; die Behörde braucht nicht zur Abnahme des Eides im Einzelfall zuständig 
zu sein (RGSt. 67 332). 

Die Nichtbeachtung prozessualer Vorschriften bei der Auferlegung oder bei der Ab- 
nahme des Eides schließt die Vollendung des Tatbestandes nicht ohne weiteres aus. 
Unschädlich ist es z. B., wenn zur Eidesleistung kein Protokollführer hinzugezogen 
worden ist (RGSt. 61 228, 65 207), ferner auch, wenn die unrichtige Partei eidlich ver- 
nommen worden ist oder wenn der Richter bei dem Offenbarungseid gemäß $ 883 ZPO 
die Eidesnorm in unzulässiger Weise formuliert hat (RG HRR 1984 Nr. 832, weiter 
RGSt. 76 24, 236). Erforderlich ist stets nur, daß die wesentlichen äußeren Formen der 
Eidesleistung beachtet worden sind (RG DRZ 1927 Nr. 1072). Ob eine Förmlichkeit 
wesentlich ist, beurteilt sich danach, ob ihr Fehlen geeignet ist, dem Eide die Eigen- 
schaft einer bewußten, feierlichen, bis zu einem gewissen Grade formelhaften und mit 
bestimmten Rechtsfolgen ausgestatteten Bekräftigung der Wahrheit zu nehmen (RGSt. 
«0 366). Vgl. auch oben Bem. III, IV vor $ 153, unten $ 154 Anm. II 3. 


IH. Der objektive Tatbestand erfordert weiter vor allem, daß der Eid falsch 
geschworen wird. Falsch ist der Eid dann, wenn die geschworene Aussage mit ihrem 
Gegenstand objektiv nicht übereinstimmt. Zu vergleichen ist also die Aussage mit dem 
objektiven Sachverhalt; nicht ist die Aussage mit der Vorstellung zu vergleichen, die 
der Schwörende von dem Sachverhalt hat. Diese sog. objektive Eidestheorie entspricht 
am meisten dem geltenden Recht; nur auf ihrer Grundlage ist die Strafbarkeit des 
fahrlässigen Falscheides ($ 163) zu verstehen. Die subjektive Eidestheorie setzt eine 
andere Auffassung des fahrlässigen Falscheides voraus als sie im geltenden Recht an- 
erkannt ist; der Tatbestand des $163 hat vom Standpunkt der subjektiven Theorie 
aus nur einen ganz geringen Anwendungsbereich (hierüber näher Schröder aaO S.33ff.). 
Die Rechtsprechung steht auf dem Standpunkt der objektiven Theorie (z.B. RG JW 
1986 S. 881); auch in neuester Zeit hat das RG diesen Standpunkt nicht geändert (so 
zutreffend Mezger Grundriß S. 211, Schröder aaO S. 30 Anm. 14; and. Schaffstein aaO 
$. 145). Im Schrifttum überwiegt durchaus die objektive Theorie (z. B. Frank Anm. 1112, 
Kohlrausch Anm. 3, v. Liszt-Schmidt S. 833, Mezger Grundriß S. 211, Olshausen Anm.s, 
LK Anm. 4, Rittler II S. 292); die subjektive Theorie wird z. B. vertreten von Bin- 
ding Lehrb. 2 S. 134, Gerland S. 371, Niethammer aaO, Peters, Zeugenlüge und Prozeß- 
ausgang (1939) S. 159 Anm. 1, Schaffstein aaO S. 145. Neueste eingehende Untersuchung, 
die für das geltende Recht zur objektiven Theorie neigt, von Schröder aaO; für die 
subjektive Auffassung ausführlich Niethammer aaO. 

Zu untersuchen ist stets, ob derjenige Teil der Aussage falsch ist, der unter den 
Eidessatz fällt. Unerheblich ist es, ob auch die weiteren Teile der Aussage, auf die sich der 
Eidessatz seinem Wortlaut nach nicht bezieht, falsch sind oder nicht (vgl. RGSt. 71 360). 


1. Gegenstand der Aussage bei der Parteivernehmung sind in der Regel Tatsachen; 
es macht dabei keinen Unterschied, ob es sich um äußere oder innere Tatsachen handelt 
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(z. B.: Ich habe dem Beklagten am 1. März 600 RM gegeben, oder: Ich hatte bei 
dem Erwerb der Maschine keine Kenntnis von der Gläubigerbenachteiligungsabsicht 
des A). Den Tatsachen gleichgestellt werden allgemein bekannte Rechtsbegriffe wie 
z. B. Auftrag, Darlehen, sofern nicht gerade die rechtliche Qualifikation bestritten ist. 

Glaubt der den Eid Leistende, der etwas objektiv Wahres beschwört, es sei unwahr, 
so ist er wegen versuchten Meineids zu bestrafen (RGSt. 61 159). 


2. Ist Gegenstand der Aussage die Überzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit 
einer Tatsache, dann ist der Eid falsch, wenn der Schwörende die Überzeugung nicht 
hat, die er beschwört, unabhängig davon, ob die Tatsache selbst wahr ist oder nicht 
(RGSt. 12 60). Die Eidesnorm in der Überzeugungsform ist beim Offenbarungseid nur 
bei dem Eid gemäß $ 883 ZPO zulässig; beim Offenbarungseid nach $ 807 ZPO ist die 
im Gesetz vorgeschriebene Eidesnorm zwingend. 

8. Beim Offenbarungseid wegen Fruchtlosigkeit der Pfändung ($ 807 ZPO)! im be- 
sonderen ist Gegenstand der Eidesleistung die Erklärung des Schuldners, daß er nach 
bestem Wissen sein Vermögen so vollständig angegeben habe als er dazu imstande sei. 
Der Schuldner hat in dem von ihm vorzulegenden Vermögensverzeichnis grundsätzlich 
seine gesamten Vermögenswerte anzugeben? (hierzu RG JW 1987 S.1791, RG 
HRR 1989 Nr. 1319). Die Offenbarungspflicht ist aber auf die Angaben über das vor- 
handene Vermögen beschränkt; gibt der Schuldner darüber hinaus noch Vermögens- 
stücke als ihm gehörig an, die ihm in Wahrheit nicht gehören, so kann er auch nicht 
mit Hilfe des $ 2 wegen vollendeten Meineids bestraft werden (RG JW 1987 S. 2509 ° 
mit Anm. Rilk). In das Vermögensverzeichnis sind auch Gegenstände und Forderungen 
aufzunehmen, die z. B. nach $$ 811, 850 ff. ZPO unpfändbar sind; denn es kann nicht 
dem Schuldner überlassen bleiben zu bestimmen, welche Gegenstände mit Rücksicht 
auf seine persönlichen Verhältnisse und Bedürfnisse der Zwangsvollstreckung entzogen 
sein sollen (RGSt. 71 300). Der Eid erstreckt sich ohne weiteres auf Angaben des Schuld- 
ners über die Valutieruug der auf seinem Grundstück lastenden Hypothek (RG HRR 
1989 Nr. 913). Aufzunehmen sind auch künftige Rechte, insbesondere künftige Forde- 
rungen, soweit sie überhaupt Gegenstand der Zwangsvollstreckung sein können; an- 
zugeben sind daher z. B. künftige Provisionsforderungen für künftige Warenverkäufe 
(RGSt. 71 302). Sachen, die einem anderen zur Sicherheit übereignet sind, brauchen 
nicht angegeben zu werden; aufzunehmen ist dagegen der Anspruch auf Rücküber- 
tragung nach dem Erlöschen der gesicherten Forderung (RG JW 1984 S. 2692, RG 
HRR 1989 Nr. 1377); anzugeben sind Forderungen, die dem Schuldner fiduziarisch 
abgetreten worden sind (RGSt. 64 422). Bei Forderungen, die der Schuldner sicherungs- 
“ halber an einen Gläubiger abgetreten hat, muß angegeben werden, ob die Schuld an 
den Gläubiger die Höhe der abgetretenen Forderung erreicht (RGSt. 71 228). Aufzu- 
führen sind auch Forderungen, deren Verwirklichung unsicher oder zweifelhaft ist (RG- 
St. 60 37). Bei einem Bauern kann eine strafbare Verletzung der Offenbarungspflicht 
auch in einer falschen Angabe über den Betrag der auf dem Erbhofe lastenden Hypo- 
theken oder über den auf dem Erbhofe vorhandenen Viehbestand liegen (RGSt. 76 237). 
Nicht brauchen Gegenstände aufgenommen zu werden, die durch ein ernstgemein- 
tes, wenn auch anfechtbares Rechtsgeschäft veräußert worden sind (RG JW 19% 
S. 13/14). Es ist weiter auch nicht erforderlich, völlig wertlose Gegenstände oder For- 
derungen mitanzugeben; es entscheidet hier allerdings nicht die Auffassung des Offen- 
barenden; es ist vielmehr ein objektiver Maßstab anzulegen (RGSt. 60 37, RG JW 
1984 S. 2692). Tatsächliche Verhältnisse, die dem Zugriff des Gläubigers ihrer Natur 


ı Über die zur Abwendung der Eidesleistung abgegebene uneidliche Versicherung vgl. unten $ 156 
Annı. I. 
s Vgl. auch die Angaben über die Rechtsprechung bei Schaffstein, JW 1938 S. 146. 
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nach entzogen sind, brauchen nicht angegeben zu werden, so etwa nicht die feste Kund- 
schaft eines gewerblichen Unternehmens (RGSt. 42 426), weiter auch nicht bloße Er- 
werbsmöglichkeiten, so zB. nicht ein Handelsgeschäft ohne pfändbare Vermögens- 
gegenstände (RGSt. 68130, RG HRR 1989 Nr. 1319). Die einzelnen zum eingebrachten 
Gut seiner Ehefrau gehörenden Gegenstände braucht der Schuldner nicht anzugeben (vgl. 
RGSt. 67 107). Eine Offenbarungspflicht besteht weiter z. B. nicht hinsicht ich der 
Zuschüsse erwachsener Kinder in eine gemeinsame Haushaltskasse (RG DJ 1987 S.975). 
Auch über seine Schulden braucht der Schuldner bei diesem Offenbarungseid keine 
Angaben zu machen (RG Warn 1928 Nr. 97); über die Angabe von Schulden bei an- 
deren Formen des Offenbarungseides vgl. RGSt. 71 360 mit Anm. Schaffstein in JW 
1938 S. 3214. Bewußt falsche Vorbehalte sind bedeutungslos (RGSt. 70 143). 

Bei Forderungen sind Grund und Beweismittel mitanzugeben ($ 807 ZPO); der 
Eid erstreckt sich auch auf diese Angaben (RG HRR 1929 Nr. 972). Wird eine Angabe 
über den Ort, an dem sich die Sache befindet, verlangt und gemacht, so werden auch 
diese Angaben vom Eid umfaßt (RG DRechtspfl. 1986 Nr. 102). 

Gibt der Schwörende einen Gegenstand nicht an, der ihm nicht gehört, bei dem er 
aber mit der Möglichkeit rechnet, daß er ihm gehört, dann kann ein mit bedingtem Vor- 
satz begangener Meineidsversuch vorliegen (RGSt. 61 160). 

Der Offenbarungseid nach $ 883 ZPO umfaßt die Mitteilung aller Tatsachen, aus 
denen sich wenigstens mittelbar ein Schluß auf den Verbleib der Sachen ziehen läßt 
(RG DR 1942 S. 169). 

Beim Offenbarungseid nach $ 125 KO braucht nur das zur Konkursmasse gehörige 
Vermögen angegeben zu werden; die Aufnahme der nach $$ 811, 850 ff. ZPO unpfänd- 
baren Gegenstände und Forderungen ist nicht erforderlich. Wohl sind aber auch zum 
Schein veräußerte Gegenstände und die Anfechtungsrechte des Konkursverwalters an- 
zugeben (RG HRR 1988 Nr. 564). 

4. Bei der Parteivernehmung ist grundsätzlich die ganze Aussage zu beeiden. 
Das Gericht kann aber aus der unbeeideten Aussage auch einzelne Behauptungen her- 
vorheben (ausdrücklich zugelassen von $ 377 II S. 2 österr. ZPO). Geschieht dies nicht, 
dann kann nicht zwischen Hauptpunkten und Nebenpunkten in dem Sinne unter- 
schieden werden, daß ein strafbarer falscher Parteieid nur dann vorliege, wenn sich 
die Unrichtigkeit auf einen Hauptpunkt bezieht (vgl. RGSt. 68 50). 

6. Bei der Parteivernehmung entspricht die Eidesnorm der Norm des Zeugen- 
eides ($ 452 II ZPO); sie geht also dahin, daß die Partei nach bestem Wissen die reine 
Wahrheit gesagt und nichts verschwiegen habe ($ 392 S.2 ZPO). Durch den Zusatz 
„nach bestem Wissen“ allein wird der Eid der vernommenen Partei nicht zu einem 
Überzeugungseid; er behält seinen Charakter als Tatsacheneid (vgl. hierüber Schröder 
aaO S.119). Mit bestem Wissen und Gewissen ist nicht das Bestmögliche gemeint 
(RGSt. 65 27). 

6. Die Aussage kann auch dann falsch sein, wenn die Partei etwas verschweigt. Die 
Partei ist verpflichtet, alles lückenlos anzugeben, was mit dem Beweisthema in erkenn- 
barem Zusammenhang steht und für die Entscheidung des Prozesses erheblich ist. 
Auch einzelne Fragen hat sie wahrheitsgemäß, also vollständig und ohne Verschweigung 
wesentlicher Umstände zu beantworten (RG JW 1986 S. 880, RGSt. 76 320). Über Um- 
stände, die mit dem Beweisthema in keinem Zusammenhang stehen, braucht sich die 
Partei nicht zu äußern. Kein Verschweigen bedeutet es, wenn die Partei es überhaupt 
ablehnt, sich vernehmen zu lassen ($$ 446, 453 II ZPO) oder wenn sie auf einzelne 
Fragen die Auskunft verweigert. 

?. Ist die Aussage mehrdeutig oder im Ausdruck nicht eindeutig bestimmt, dann ist 
der maßgebliche objektive Sinn der Aussage durch Auslegung zu ermitteln (RGSt. 
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68 51, RG JW 1988 S. 2196; vgl. auch Schaffstein JW 1938 S. 146). Die Auslegung hat 
nicht die Aufgabe, den subjektiven Sinn der Aussage zu ermitteln, sondern das fest- 
zustellen, was tatsächlich erklärt worden ist (vgl. Kern, Die Äußerungsdelikte [1919]8. 72). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
trotz des Ausdrucks wissentlich im Gesetz (RGSt. 72 29). Der Vorsatz besteht in dem 
Bewußtsein, etwas objektiv Falsches vor einer zuständigen Behörde mit dem Eide zu 
bekräftigen; der den Eid Leistende muß sich weiter bewußt sein, daß das Beschworene 
unter die für die eidliche Aussage bestehende Wahrheitspflicht fällt. Die Zuständigkeit 
der Behörde zur Abnahme des Eides ist nicht Bedingung der Strafbarkeit, sondern ge- 
hört zum äußeren Tatbestand und muß daher vom Vorsatz umfaßt sein (RGSt. 65 
208). Beim Verschweigen gehört zum Vorsatz das Bewußtsein, daß das Verschwiegene 
zum Gegenstand der Vernehmung gehört und daß durch das Verschweigen ein falsches 
Bild entstehen wird (vgl. RG DR 1989 S. 1066). Einen Irrtum über den Umfang der 
Offenbarungspflicht sieht das RG als beachtlich an (RG DR 1942 S. 169). Fehlt der Vor- 
satz, dann kann eine Bestrafung wegen fahrlässigen Falscheides in Betracht kommen 
(RGSt. 60 407). 


V. Vollendet ist der Meineid erst, wenn der ganze Eid einschließlich der Beteuerungs- 
formel geleistet ist; vgl. zur Vollendung auch noch unten $ 154 Anm. X. Ein strafbarer 
Versuch liegt nur vor, wenn mit der Eidesleistung selbst der Anfang gemacht ist (vgl. 
RGSt. 54 120); erklärt z. B. die Partei ihre Bereitschaft, sich eidlich vernehmen zu 
lassen, so liegt hierin noch nicht der Versuch eines Meineids. In dem wissentlichen Ge- 
brauch einer dem Gesetz nicht entsprechenden Beteuerungsformel kann ein strafbarer 
Versuch liegen (RGSt. 67 333). 


VL Täter kann stets nur der Schwörende selbst sein; eine mittelbare Täterschaft 
scheidet aus (vgl. $ 160). Ebensowenig kommt Mittäterschaft in Betracht, da ein Partei- 
eid auch nicht ausnahmsweise schriftlich geleistet werden kann (vgl. dagegen die Be- 
kräftigung einer Zeugenaussage durch eine eidesstattliche Versicherung gemäß $ 377 III 
und IV ZPO). Schwörender ist bei der eidlichen Vernehmung des gesetzlichen Ver- 
treters einer prozeBunfähigen Partei der gesetzliche Vertreter, nicht die Partei ($ 455 
ZPO). Leistet ein Dritter unter Täuschung der Behörde über seine Persönlichkeit den 
Eid, so begeht er bei wissentlich falscher Aussage einen Meineid; der Wortlaut der Vor- 
schrift steht nicht entgegen (Binding Lehrb. 2 S. 143); nach der überwiegenden Mei- 
nung kommen dagegen in diesem Fall nur intellektuelle Urkundenfälschung ($$ 271, 
272) oder Betrug in Betracht (so z. B. Frank Anm. II, Olshausen Anm. 12). 

Über den Täterkreis vgl. im übrigen auch Bem. IV vor $ 153. 


VIL Idealkonkurrenz ist möglich zwischen einem bei Leistung des Offenbarungseides 
im Konkursverfahren begangenen Meineid und $ 239 KO (RGSt. 64 42), ferner zwischen 
Meineid mit Versuch der Verkürzung von Steuereinnahmen (RG JW 1988 S. 2899), 
vor allem zwischen Meineid und Betrug; auch in letzterem Falle ist das Gesetz, das 
die schwerste Strafart androht, konkret zu ermitteln (RGSt. 75 14, 21 mit Anm. Mez- 
ger DR 1941 S. 922, RG HRR 1940 Nr. 324). Hat jemand Vermögensstücke teils wissent-- 
lich, teils fahrlässig verschwiegen, so ist er nur wegen Meineids, nicht in Tateinheit 
auch wegen fahrlässigen Falscheids zu verurteilen (RGSt. 60 58). Fortsetzungs- 
zusammenhang zwischen Meineid und falscher eidesstattlicher Versicherung ist aus- 
geschlossen (RGSt. 67 169), ebenso zwischen Anstiftung zum Meineid und dem eigenen 
Meineid des Anstifters (RGSt. 61 201) oder bei Anstiftung mehrerer Personen (RGSt. 
0 335). 


VIII. Wegen der Nebenfolgen (Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und Un- 
fähigkeitserklärung zur eidlichen Vernehmung) vgl. $ 161. 
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IX. Das kommende Recht will die Tatbestände des $ 153 und des $ 154 zusammenfassen; bestraft 
soll werden, wer vor Gericht oder vor einer anderen zur Abnahme von Eiden zuständigen Stelle falsch 
schwört. Als falsch soıl die Aussage dann angesehen werden, wenn sie mit der Überzeugung des Täters 
nicht übereinstimmt. Vgl. Mezger In Gürtner II S. 349. 


8 154 


Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher vor einer zur Abnahme von Eiden zuständigen 
Behörde wissentlich ein falsches Zeugnis oder ein falsches Gutachten mit einem Eide be- 
kräftigt oder den vor seiner Vernehmung geleisteten Eid wissentlich durch ein falsches 
Zeugnis oder ein falsches Gutachten verletzt. 

Ist das falsche Zeugnis oder Gutachten in einer Strafsache zum Nachteile eines An- 
geschuldigten abgegeben und dieser zum Tode, zu Zuchthaus oder zu einer anderen mehr 
als fünf Jahre betragenden Freiheitsstrafe verurteilt worden, so tritt Zuchthausstrafe 
nicht unter drei Jahren ein. 


Schrifttum: Peters, Zeugenlüge und Prozeßausgang, 1939. 


L. Die Bestimmung behandelt den Meineid des Zeugen oder Sachverständigen. Der 
Meineid besteht darin, daß der Zeuge oder Sachverständige das falsche Zeugnis oder 
Gutachten mit einem Eide bekräftigt. Das Gesetz kennt neben dieser sich auf den 
Nacheid beziehenden Alternative noch als andere die, daß jemand den vor seiner Ver- 
nehmung geleisteten Eid durch ein falsches Zeugnis oder ein falsches Gutachten ver- 
letzt. Diese letztere Alternative ist jetzt nur hoch für den Sachverständigen im Zivil- 
prozeß von praktischer Bedeutung ($ 410 ZPO), da die Prozeßordnungen nach den 
Änderungen durch die Novellengesetzgebung für Zeugen und für den Sachverständigen 
im Strafverfahren nur noch den Nacheid kennen ($ 392 ZPO, $$ 59, 79 StPO). Wird 
in einem Falle, für den dies nicht vorgesehen ist, ein Voreid abgenommen, so bleibt 
der falsche Eid trotzdem strafbar (RGSt. 70 366). 


IL Erforderlich ist, daß der Eid vor einer zur Abnahme von Eisen zuständigen Be- 
hörde geleistet worden ist. 


1. Über den Begriff der Behörde vgl. $ 114 Anm. II2, 8153 Anm. IT. Behörde im 
Sinne dieser Vorschrift ist auch das vom Prozeßgericht mit der Beweisaufnahme be- 
traute einzelne Mitglied des Kollegiums, z. B. der beauftragte Richter. 


2. Erforderlich ist, daß die Behörde zur Abnahme von Zeugen- und Sachverständigen- 
eiden im allgemeinen zuständig ist; nicht ist notwendig, daß die Behörde gerade im ein- 
zelnen Fall die Zuständigkeit besitzt. Es genügt allerdings nicht, daß die Behörde über- 
haupt Eide abnehmen darf; sie muß zur Abnahme von Zeugen- und Sachverständigen- 
eiden befugt sein. In Betracht kommen hier vor allem die ordentlichen Zivil- und 
Strafgerichte, die besonderen Zivilgerichte (z. B. Arbeitsgerichtsbehörden), die Sonder- 
gerichte, weiter die Finanzämter ($ 182 Reichsabgabenordnung), die Verwaltungsgerichts- 
behörden, die Untersuchungsführer und die Dienststrafgerichte im Dienststrafverfahren 
(8517 IV, 46, 61 Reichsdienststrafordnung), die Versicherungsämter ($$ 1571, 1628, 
1652, 1665 Reichsversicherungsordnung), die Parteigerichte (Gesetz vom 30. September 
1936, RGBI. IS. 853; dazu die vorläufigen Richtlinien in DJ 1936 S. 1774). Die Staats- 
anwaltschaft ist nicht zur Abnahme von Eiden zuständig (RGSt. 60 25), ferner z.B. 
nicht die Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen ($ 19 III VO vom 3. Juni 1939, 
RGBI.1 S. 999), die Reichstreuhänder und die Sondertreuhänder der Arbeit bei Fest- 
setzung einer Ordnungsstrafe ($ 3 III VO vom 2. Dezember 1939, RGBl.1I S. 2370), 
die Schiedsrichter ($ 1035 II ZPO). Vor einer Behörde geleistet ist der Eid nur dann, 
wenn er gegenüber einem Beamten abgelegt ist, der zur Vertretung der Behörde bei 
solchen Amtsgeschäften berufen war; der Referendar gehört nicht ohne weiteres zu 
diesem Personenkreis (RGSt. 65 207). 
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Neben der Zuständigkeit zur Abnahme des Eides muß die zur Vertretung der Behörde 
berufene Persönlichkeit weiter aber auch zuständig sein, die Aussage entgegenzuneh- 
men. Mit Recht sagt RGSt. 65 274, daß sich Ablegung des Zeugnisses und Abnahme 
des auf dieses Zeugnis zu leistenden Eides nach der tatsächlichen wie nach der recht- 
lichen Seite nicht völlig voneinander trennen lassen. Führt z. B. der Urkundsbeamte 
die Vernehmung durch, dann fehlt es bereits an einem Zeugnis, also an dem Gegenstand 
der Eidesleistung (and. RG JW 1988 S. 1730); vgl. hierzu noch RG HRR 1940 Nr. 383. 

Hat derjenige, der einen wissentlich falschen Eid vor einer nicht zur Abnahme von 
Eiden zuständigen Behörde leistet, sich dabei irrig vorgestellt, die Behörde sei zur Ab-. 
nahme von Eiden zuständig, dann kann er wegen versuchten Meineides bestraft werden 
(RGSt. 72 81). 


8. Ist die Behörde überhaupt zur Abnahme des Eides und des Zeugnisses zuständig, 
dann wird durch die Nichtbeachtung von Verfahrensvorschriften (z. B. des $ 69 StPO 
oder des $ 396 ZPO) nicht das Zustandekommen eines falschen Eides ausgeschlossen, 
wenn nur die für die Eidesleistung vorgeschriebenen wesentlichen Förmlichkeiten be- 
achtet worden sind (RGSt. 62 149, RG JW 1988 S. 2216). Unerheblich ist z. B., daß 
der Zeuge überhaupt nicht hätte vernommen werden dürfen, weil z. B. eine erforder- 
liche Aussagegenehmigung (bei Beamten oder gewissen Angehörigen der NSDAP) nicht 
eingeholt worden ist. Vgl. auch oben Bem. Ill vor $153 und $153 Anm. Il. 


UN. Für die Frage, ob das Zeugnis falsch ist, kommt es auch hier darauf an, ob die 
beschworene Aussage mit ihrem Gegenstand objektiv übereinstimmt oder nicht (vgl. 
oben $ 153 Anm. III). Sagt z. B. der Zeuge aus, er habe dem Angeklagten am 1. Oktober 
zwischen 23 und 24 Uhr in einer bestimmten Gastwirtschaft 100 RM gegeben, dann 
ist die Aussage nicht falsch, wenn zwar der Zeuge die Vorstellung hat, er habe dem An- 
geklagten das Geld erst am 5. Oktober gegeben, er es ihm aber doch in Wahrheit bereits 
am 1. Oktober gegeben hat. Der Zeuge ist dann nur wegen versuchten Meineids zu be- 
strafen. -— Auch die persönlichen Verhältnisse des Zeugen werden vom Eid umfaßt 
(RGSt. 60 407). 

Durch den Zusatz ‚‚nach bestem Wissen“ in der Formel des Zeugeneides erhält der 
Eid nicht den Charakter eines Überzeugungseides (näher hierüber Schröder, Unwahrer 
und unwahrhaftiger Eid [1939] S. 119; nicht unbedenklich RGSt. 68 282). Es ist nicht 
zutreffend, daß durch diesen Zusatz der Zeuge nicht nur den Zustand seines gegen- 
wärtigen Wissens versichert, sondern auch die Tatsache, daß dieser Zustand auf sorg- 
fältiger Prüfung und Überzeugung beruht (and. RG JW 1988 S. 2143 mit Kautreliene 
kritischer Anm. von Mezger). 

Was Gegenstand der Vernehmung ist, ergibt sich in der Regel aus dem Inhalt 
des Beweisbeschlusses, der durch Fragen des Richters oder eines Prozeßbeteiligten Er- 
weiterungen erfahren kann (RG JW 1988 S. 2196). Angaben außerhalb des Rahmens 
einer Vernehmung müssen außer Betracht bleiben (RG HRR 1940 Nr. 383). Die Aus- 
sage darf nicht losgelöst von dem Zusammenhange betrachtet werden, in dem sie ge 
macht worden ist (BGSt 76 96). Ein Zeugenmeineid kann auch durch Verschweigen 
begangen werden. Bei bloßem Verschweigen, ohne gefragt zu sein, wird der Umfang 
der Aussagepflicht (Gegenstand der Vernehmung) dadurch bestimmt, ob die Tatsache 
erheblich ist. Macht der Zeuge aber bestimmte Angaben oder werden bestimmte Fragen 
an ihn gerichtet, so gehören diese Tatsachen stets zum Gegenstand der Vernehmung 
ohne Rücksicht auf ihre Erheblichkeit (RG HRR 1986 Nr. 1198; vgl. weiter RG DR 
1989 S. 1066). Vgl. im übrigen oben $ 153 Anm. Ill 6. 

Eine falsche Aussage kann auch in der ausweichenden Beantwortung der an einen 
Zeugen gestellten klaren Frage liegen (RG HRR 1985 Nr. 1493). 
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IV. Ob der Sachverständigeneid falsch ist, bestimmt sich danach, was Gegenstand 
des Gutachtens ist. Der Sachverständige ist vielfach Gehilfe des Richters bei der Ver- 
wertung bereits bekannter Tatsachen; in diesen Fällen ist Gegenstand des Gutachtens 
die Überzeugung des Sachverständigen. Erstattet der Sachverständige das Gutachten 
gegen seine Überzeugung, dann begeht er einen Meineid, auch wenn es objektiv richtig 
sein sollte (RG GoltdArch. 55 S. 223, RG JW 1988 S. 1070 mit Anm. H. Mayer). Weiß 
der Sachverständige, daß er sein Gutachten nicht so sorgfältig erstattet hat, wie es seine 
Pflicht gewesen wäre, vertraut er aber dennoch auf die Richtigkeit des Ergebnisses, 
dann liegt kein vorsätzlicher Meineid vor. Gegenstand des Gutachtens kann aber auch 
die Mitteilung von Tatsachen sein; diese werden vom Sachverständigeneid umfaßt (vgl. 
RGSt. 69 98 mit Nachweisen). Hier kommt es dann darauf an, ob diese Tatsachen mit 
dem objektiven Sachverhalt übereinstimmen. Die Beantwortung der Personalfragen 
wird von dem Sachverständigeneid nicht gedeckt (RGSt.20 235). 

Der Dolmetscher ist Sachverständiger. 


V. Eine Trennung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Punkten der 
Aussage oder des Gutachtens findet für die strafrechtliche Bewertung nicht statt; es 
müßte sonst für eine Bestrafung stets die Vorstellung des Schwörenden von der 


Wichtigkeit oder von der Unwichtigkeit maßgebend sein (RGSt. 60 40, 68 49, RG JW 
1988 S. 2196). 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Zeuge oder der Sach- 
verständige muß das Bewußtsein haben, unter Eid eine falsche Aussage oder ein falsches 
Gutachten vor einer zuständigen Behörde zu erstatten. Bedingter Vorsatz genügt (RG- 
St. 72 29). Die Zuständigkeit der Behörde zur Abnahme von Eiden ist nicht Bedingung 
der Strafbarkeit, sondern gehört zum äußeren Tatbestand und muß daher vom Vor- 
satz umfaßt sein (RGSt. 65 208). Das Bewußtsein der Erheblichkeit ist nicht zum Vor- 
satz erforderlich (RG DRZ 1924 Sp. 261). Befindet sich der Zeuge in dem Irrtum, der 
Eid erstrecke sich nur auf die Beantwortung des ihm in der Ladung bekanntgegebenen 
Beweissatzes, so liegt nach RGSt. 61 431 ein den Vorsatz ausschließender außerstraf- 
rechtlicher Rechtsirrtum vor; vgl. aber auch RG HRR 1940 Nr. 383. Über den inneren 
Tatbestand beim Verschweigen einer Tatsache vgl. oben $ 153 Anm. IV. 

VII. Unter ganz besonderen Umständen kann ein Meineid durch Notstand nach $ 52 
oder $ 54 entschuldigt sein (RGSt. 66 99, 227, 67 264). 

VII. Über Versuch vgl. 8153 Anm.V. 


IX. Beihilfe ist dadurch möglich, daß jemand einen Zeugen in dem Bewußtsein be- 
nennt, er werde einen Meineid leisten. Beihilfe kann auch durch Unterlassung be- 
gangen werden, so z. B. dadurch, daß ein Rechtsanwalt oder ein anderer Rechtsbeistand 
in einem bürgerlichen Rechtsstreit nicht verhindert, daß unwahre eidliche Zeugenaussa- 
gen zugunsten seiner Partei zustande kommen; zur Verhinderung besteht für ihn eine 
Rechtspflicht (RGSt. 70 84 mit Anm. Neubert JW 1936 S. 658, 72 21 mit Anm. Schaff- 
stein JW 1938 S. 577 und Anm. E. Wolf ZAkDR 1938 S. 351). Die Rechtspflicht kann 
sich auch aus vorangegangenem Tun, z. B. dem Verhalten im Prozeß, ergeben (RGSt. 
?4 39 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 637); vgl. weiter RGSt. 74 285 mit Anm. Schickert 
DR 1940 S. 2057, RGSt. 75 273 mit Anm. Dahm DR 1941 $. 1994, RG DR 1940 8. 2234 
mit Anm. Mittelbach, RG DR 1942 S. 1782, 1948 S. 893. Eine allgemeine, für jeden 
geltende Verpflichtung, der unrichtigen Aussage eines Zeugen entgegenzutreten, besteht 
nicht (RG DR 1948 S. 748). 

Über Täterschaft vgl. oben $ 153 Anm. VI. 


X. Ist eine Aussage in verschiedenen Punkten unrichtig, so ist dadurch der Tat- 
bestand nur einmal, nicht mehrfach verwirklicht (RG HRR 1941 Nr. 215). Eine fort- 
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gesetzte Handlung liegt vor, wenn jemand in dem gleichen Verfahren mehrmals über 
dieselbe Frage als Zeuge oder Sachverständiger vernommen wird und wissentlich un- 
richtig aussagt. Fortsetzungszusammenhang kann auch gegeben sein, wenn der Zeuge 
gemäß $ 155 Nr. 2 die Richtigkeit seiner bewußt falschen Aussage unter Berufung auf 
den früher in der gleichen Sache geleisteten Eid versichert, der sich bereits seinerseits 
als ein Meineid darstellt (RG JW 1988 S. 310). 

Idealkonkurrenz kann mit Urkundenfälschung bestehen (RGSt. 60 353); über das 
Verhältnis zur Körperverletzung vgl. OLG Dresden JW 1988 S. 2472 mit Anm. Klee. 
Vgl. im übrigen noch oben $ 153 Anm.VII. Es ist zulässig, eine Wahlfeststellung 
dahin zu treffen, daß der Angeklagte entweder bei seiner ersten oder bei seiner zweiten 
Vernehmung einen Meineid geleistet hat (RGSt. 72 342 = JW 1988 S. 3027 mit Anm. 
K. Schäfer). 


XI. Über die Nebenfolgen (Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und Unfähig- 
keitserklärung zur eidlichen Vernehmung) vgl. $ 161. Zur Frage der Schadensersatz- 
pflicht bei unwahrer Aussage vgl. LG Köln JW 1989 S. 40, Schottmann und Clasen 
DR 1941 S. 982, 1532 sowie Cochems ZAkDR 1941 S. 287 und Herschel ZAkDR 192 
8.73. 

Die Strafe wird nach Abs. 2 unter zwei Voraussetzungen erhöht. 

1. Die Aussage muß in einer Strafsache zum Nachteile des Angeschuldigten 
abgegeben sein. In Betracht kommen hier nur Strafsachen, in denen es sich um die 
Verhängung einer kriminellen Strafe vor den bürgerlichen Strafgerichten, vor den Mi- 
litärstrafgerichten und vor den %4-Strafgerichten handelt. Angeschuldigter im Sinne 
dieser Vorschrift ist auch der Beschuldigte ($ 157 StPO). 

2. Der Angeschuldigte muß zum Tode, zu Zuchthaus oder zu einer anderen 
5 Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden sein. Das Ur 
teil braucht nicht bereits rechtskräftig zu sein. Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen 
der Ablegung des Zeugnisses und der Verurteilung ist nicht erforderlich; es genügt, daß 
in demselben Verfahrensabschnitt, in dem der Täter das falsche Zeugnis abgegeben hat, 
auf eine der genannten Strafen erkannt wird (RGSt. 68 357). 

Vom Vorsatz braucht nur die erste Voraussetzung umfaßt zu sein (RGSt. 76 238 mit 
Anm. Würtenberger DR 1943 $. 1783), nicht dagegen die zweite. 


xll. Über das kommende Recht vgl. $153 Anm. IX. Die besondere Strafdrohung des Abs. ? soll 
nicht übernommen werden. 
S 155 


Der Ablelstung eines Eides wird gleichgeachtet, wenn 

1. ein Mitglied einer Religionsgesellschaft, welcher das Gesetz den Gebrauch gewisser 
Beteuerungsformein an Stelle des Eides gestattet, eine Erklärung unter der Beteue- 
rungsformel seiner Religionsgesellschaft abgibt; 

2. derjenige, welcher als Partei, Zeuge oder Sachverständiger einen Eid geleistet hat, 
in gieicher Eigenschaft eine Versicherung unter Berufung auf den bereits früher in 
derselben Angelegenheit geleisteten Eid abgibt, oder ein Sachverständiger, welcher 
als solcher ein für allemal vereidet ist, eine Versicherung auf den von ihm geleisteten 
Eid abgibt; 


8. ein Beamter eine amtliche Versicherung unter Berufung auf seinen Diensteid abgibt. 


I. Die Vorschrift enthält keinen selbständigen Tatbestand (RG JW 1988 S. 3104) ; sie 
besagt vielmehr nur, daß gewisse andere Erklärungen der Eidesleistung, einem Tat- 
bestandsstück der $8$153, 154, gleichgestellt sind. Für eine Bestrafung ist also stets er- 
forderlich, daß neben einer der Beteuerungsformen des $ 155 sämtliche anderen Tat- 
bestandsmerkmale des $ 153 oder des $ 154 vorliegen, abgesehen eben von der Eides- 
leistung. Bedeutung hat die in $ 155 vorgenommene Gleichstellung auch für die $$ 159, 
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160. Über die sich aus dieser Auffassung der Bestimmung ergebende Möglichkeit des 
Fortsetzungszusammenhangs vgl. RG JW 1988 S. 3104 und oben $15%4 Anm.X. 


DH. Das Gesetz stellt drei Versicherungen dem Eide gleich. 


1. Der Ableistung eines Eides gleichgeachtet werden zunächst Erklärungen, die das 
Mitglied einer Religionsgesellschaft unter der Beteuerungsformel seiner 
Religionsgesellschaft abgibt, vorausgesetzt, daß das Gesetz dieser Religionsgesell- 
schaft den Gebrauch gewisser Beteuerungsformeln an Stelle des Eides gestattet (Nr.1). 
Die dies gestattenden Gesetze können Reichs- oder Landesgesetze sein (vgl. $ 66e StPO, 
$ 484 ZPO); zur Zeit gibt es nur Landesgesetze dieser Art. In Preußen kommen in 
Betracht die Mennoniten und Philipponen (RGSt. 52 63); vgl. weiter RGSt. 46 41. Es 
ist nicht erforderlich, daß der Aussagende wirklich Mitglied der Religionsgesellschaft 
ist, als deren Mitglied er sich bezeichnet hat (RGSt. 756 125 mit Anm. Bockelmann 
DR 1941 S. 1291). 

2. Der Ableistung des Eides gleichgeachtet wird weiter in gewissem Umfang eine 
Versicherung unter Berufung auf einen früheren Eid (Nr. 2). Es ergibt sich aus den Pro- 
zeßordnungen, wann eine Versicherung unter Berufung auf den früher in derselben An- 
gelegenheit oder allgemein geleisteten Eid stattfinden kann (vgl. $$ 67, 72 StPO, $$ 398, 
402 ZPO); auch die Partei kann wiederholt eidlich vernommen werden und sich dabei 
auf ihren früheren Eid berufen ($$ 398 Abs. 1, Abs. 3, 451, 452 ZPO). Beim Offen- 
barungseid ist die Berufung auf einen früher geleisteten Offenbarungseid unzulässig 
(RGSt. 67 332). Eine allgemeine Beeidigung von Sachverständigen für gerichtliche An- 
gelegenheiten gibt es nicht mehr ($ 20 VO vom 20. März 1935, RGBI. I S. 403); mög- 
lich ist aber eine allgemeine Beeidigung z. B. durch die Industrie- und Handelskammer 
(vgl. neuestens für die Reichsgaue der Ostmark die VO vom 19. April 1940, RGBI.1 
S. 693). Der Anwendung des $ 155 Nr. 2 steht nicht entgegen, daß der Eid, auf den 
sich der Täter bei der Versicherung beruft, ein Nacheid ist (RGSt. 72 201). 

Ist die Berufung überhaupt zulässig, dann ersetzt die Versicherung die Beeidigung, 
auch wenn im einzelnen Fall eine neue Beeidigung erforderlich gewesen wäre (RGSt. 67 
333, RG HRR 1985 Nr. 395). Vorausgesetzt ist aber stets eine eigene Erklärung des 
Zeugen, die seinen Willen erkennen läßt, seine Aussage unter seinem früher geschworenen 
Eid zu machen;.der bloße Hinweis des Richters auf einen früher geleisteten Eid genügt 
nicht (RG JW 1984 S. 2850, RG HRR 1989 Nr. 1389). 

Unter Angelegenheit ist nicht die Vernehmung als Zeuge über ein bestimmtes 
Beweisthema, sondern das bestimmte Verfahren zu verstehen (RGSt. 70 200, RG HRR 
41985 Nr. 395). Dieselbe Angelegenheit liegt nicht nur bei materiellem Zusammenhang 
vor, sondern auch bei rein prozessualer Verbindung (z. B. nach $ 237 StPO). 


8. Gleichgeachtet wird der Eidesleistung auch die Berufung eines Beamten auf 
seinen Diensteid (Nr. 3). Im Reichsprozeßrecht ist dies nur nach $ 386 Abs. 2 ZPO 
zulässig; möglich ist dies aber weiter im Landesrecht gemäß $ 3 Abs. 3 EGStPO in 
Forst- und Feldrügesachen. Wird die Versicherung in einem Verfahren abgegeben, in 
dem sie überhaupt nicht zugelassen ist, dann ist sie nicht strafbar (RGSt. 25 99); da- 
gegen steht die Unzulässigkeit im Einzelfall der Bestrafung wegen Versuchs nicht ent- 
gegen (vgl. RGSt. 67 333). 


8 156 


Wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides Statt zuständigen Bohörde 
eine solche Versicherung wissentlich falsch abgibt oder unter Berufung auf eine soiche 
Versicherung wissentlich falsch aussagt, wird mit Gefängnis von einom Monat bis zu 
drei Jahren bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 
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I. Die Vorschrift behandelt die falsche Versicherung an Eides Statt. Die eidesstatt- 
liche Versicherung ist ein vor allem in der Zwangsvollstreckung viel benutztes Mittel 
der Glaubhaftmachung (z. B. $$ 707, 719, 769, 771, 920, 936 ZPO, $ 294 ZPO); sie er- 
folgt meist in Fällen, in denen eine Beeidigung an sich nicht geboten ist. Die Versiche- 
rung an Eides Statt ist eine selbständige Beteuerungsform, die in der Regel nicht 
an die Stelle, sondern neben den Eid tritt. Die falsche eidesstattliche Versicherung ist 
kein Sonderfall des Meineides; sie bildet vielmehr einen eigenen Tatbestand (RGSt. 67169), 

Wesentlich für die eidesstattliche Versicherung ist, daß sie eine den Erklärenden 
sofort verbindende Bestärkung der Erklärung enthält; die Bereitwilligkeitserklärung; 
eine Tatsache beschwören zu wollen, stellt keine eidesstattliche Versicherung dar (RG - 
St. 70 267). Die Worte an Eides Statt brauchen nicht unbedingt verwendet zu werden 
(RGSt. 70 267); sie können durch völlig gleichbedeutende Ausdrücke (z. B. an Stelle 
des Eides) ersetzt werden. Eine bestimmte Form ist nicht vorgeschrieben; die Versiche- 
rung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Die schriftliche Abgabe einer 
eidesstattlichen Versicherung unter falschem Namen kann den Tatbestand des $ 156 
erfüllen (RG HRR 1989 Nr. 655). 

Der Schuldner kann die Leistung des Offenbarungseides wegen Fruchtlosigkeit 
der Pfändung ($ 807 ZPO) in der Regel durch Abgabe der uneidlichen Versicherung 
abwenden, daß er nach bestem Wissen sein Vermögen so vollständig angegeben habe, 
als er dazu imstande sei ($19d VO vom 26. Mai 1933, RGBl. I S. 302). Eine falsche 
Versicherung dieser Art kann auch nicht mit Hilfe des $2 nach $ 156 bestraft werden 
(v. Scheurl DRechtspfl. 1938 S. 135, Bauknecht DRechtspfl. 1938 S. 333; and. Huber- 
nagel DJZ 1935 Sp. 1205). 


II. Der äußere Tatbestand sieht zwei Begehungsmöglichkeiten vor: falsche Abgabe 
einer eidesstattlichen Versicherung vor einer zuständigen Behörde oder falsche 
Aussage vor einer solchen Behörde unter Berufung auf eine derartige Versicherung. 
Darüber, wann die Versicherung oder die Aussage falsch ist, vgl. zunächst oben $ 153 
Anm. Ill. Auch die Versicherung kann falsch sein, die etwas Wesentliches verschweigt 
(RGSt. 68 232). Zwischen dem sachlichen Inhalt und der ‚Darstellung‘ oder ‚‚Fassung‘“ 
der Versicherung ist bei Prüfung ihrer Falschheit nicht zu unterscheiden (RG HRR 1941 
Nr. 364). 

II. Zum äußeren Tatbestand gehört, daß die Versicherung vor einer zur Abnahme 
zuständigen Behörde abgegeben wird oder die falsche Aussage vor einer solchen Be- 
hörde erfolgt. 


1. Über den Begriff der Behörde vgl. zunächst $ 114 Anm. II2, $153 Anm. II, $ 15% 
Anm.Il1. 

2. Zuständigkeit der Behörde liegt nur vor, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind (RGSt. 78 145 = DR 1989 S. 988): 

a) Die Versicherung muß über den Gegenstand, auf den sie sich bezieht, der Be- 
hörde abgegeben werden dürfen. Unzulässig sind z. B. im Strafverfahren eidesstattliche 
Versicherungen von Zeugen insoweit, als sie die Tatsachen betreffen, die für die Ent- 
scheidung der Schuldfrage unmittelbar von Bedeutung sind (RGSt. 58 148). 

b) Die Versicherung muß in dem Verfahren, um das es sich handelt, der Behörde 
abgegeben werden dürfen. 

c) Die eidesstattliche Versicherung muß irgendeine rechtliche Wirkung haben 
können (kritisch zu diesem Erfordernis Prechtel DR 1940 8. 492). Im Strafverfahren 
sind eidesstattliche Versicherungen von Beschuldigten völlig wirkungslos (RGSt. 57 54), 
ebenso im Steuerstrafverfahren (RG JW 1989 8. 222); hiergegen Stutzer und Clemens 
DStR 1939 S. 193 und S. 197, Prechtel DR 1940 S. 492. OLG Kiel DJ 1986 S. 1694 folgt 
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bezüglich der Frage der Wirkungslosigkeit dem RG, will aber in entsprechender Anwen- 
dung (8 2) nach $156 dann strafen, wenn das Gericht die Versicherung des Beschuldig- 
ten ım Einzelfall für zulässig und sich als zur Entgegennahme zuständig angesehen hat. 
Im Zivilprozeß gilt grundsätzlich dasselbe wie im Strafverfahren für eidesstattliche Ver- 
sicherungen der Partei, die nur dazu bestimmt und geeignet sind, die eigenen tatsäch- 
lichen Behauptungen zu erhärten (RGSt. 78 147); nur der Amtsrichter ist jetzt zur Ab- 
nahme derartiger Versicherungen zuständig (RGSt. 75 400). Ist die Versicherung da- 
gegen dazu geeignet, den Gang des Verfahrens irgendwie zu beeinflussen, dann ergibt 
sich daraus für das Verfahren vor allen Gerichten die Zuständigkeit der Behörde. Es 
genügt z. B., daß die Versicherung einen Einfluß darauf hätte haben können, wie das 
Gericht das Verfahren leitete (RGSt. 59 176, RG HRR 1929 Nr. 455) oder daß sie einem 
anderen im Laufe des Verfahrens - z. B. einem Zeugen - hätte vorgehalten werden kön- 
nen (RGSt. 70 269). Ausreichend ist es auch, daß die eidesstattliche Versicherung als 
Unterlage für ein Armenrechtsverfahren in Betracht kommt (vgl. $ 118a Abs. 1 ZPO, 
RG DRZ 1980 Nr. 406). 

Es ist nicht erforderlich, daß die Behörde ausdrücklich durch ein Gesetz zur Abnahme 
eidesstattlicher Versicherungen ermächtigt worden ist; es genügt, daß sich die Zu- 
ständigkeit aus der Behördenorganisation und aus den diese regelnden Gesetzesnormen 
ergibt (RGSt. 88 210). 

Als zuständige Behörden kommen beispielsweise in Betracht insbesondere die 
Gerichte im Zivilprozeß bei den eidesstattlichen Versicherungen eines Dritten für 
die Glaubhaftmachung einer tatsächlichen Behauptung, vor allem um die Einstellung 
der Zwangsvollstreckung zu erwirken (RGSt. 67 408 mit Anm. Mezger JW 1934 S. 300; 
über die Versicherung einer Partei vgl. oben), das Vormundschaftsgericht für die 
eidesstattliche Versicherung einer unehelichen Mutter über den Vater ihres Kindes 
(RGSt. 86 2), ferner auch in gewissem Umfang das Nachlaßgericht (RGSt. 89 225) und 
das Konkursgericht (RGSt. 49 75). Im Strafverfahren sind die Gerichte für die Ent- 
gegennahme eidesstattlicher Versicherungen des Beschuldigten unzuständig, ferner für 
Erklärungen Dritter insoweit, als es sich um die endgültige Feststellung der Tat handelt, 
die den Gegenstand des Verfahrens bildet. Im übrigen ist die Zuständigkeit für Erklä- 
rungen Dritter nicht auf die Fälle beschränkt, in denen die StPO eine Glaubhaftmachung 
ausdrücklich vorschreibt (RGSt. 70 268). Die Strafgerichte sind z. B. auch zuständig, 
eidesstattliche Versicherungen von Zeugen entgegenzunehmen, die zur Verwertung bei 
der Entscheidung über Verhängung oder Fortdauer der Untersuchungshaft (RGSt. 58 
148, RG DR 1948 S.894) oder zum Zwecke der Aussetzung eines Strafverfahrens gemäß 

8 191 StGB eingereicht werden (RGSt. 62 121), ferner zur Entgegennahme von Erklärun- 
gen, die den Richter von der Erheblichkeit eines Beweisantrages überzeugen (RG HRR 


1982 Nr.2324) oder einen Wiederaufnahmeantrag unterstützen sollen (RG HRR 1984 


Nr.1723). Weiter sind die Parteigerichte der NSDAP zuständig, eidesstattliche Ver- 
sicherungen entgegenzunehmen (RGSt. 72 131). Die Gerichtskassen sind zuständig, 
soweit sie als Vollstreckungsbehörden im Beitreibungsverfahren den gerichtlichen Voll- 
streckungsbehörden gleichstehen (RGSt. 24 380, dazu jetzt die Justizbeitreibungsordnung 
vom 11.März 1937), dieeinzelnen Fakultäten der Universitäten für die Versiche- 
rung über die Urheberschaft einer eingereichten Doktordissertation (RG DR 1941 S. 987). 
In gewissem Umfang sind weiter zuständig die Finanzämter ($ 174 Reichsabgabenord- 
nung, hierzu RGSt. 78 350 mit Anm. Prechtel DR 1940 S. 492), das Reichspatentamt. 
RrGSt.69 26), auch Behörden im Verfahren der Sozialversicherung (RGSt. 71 172), 
der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte (RGSt. 70 268 mit Anm. Noack JW 1938 
8. 2805, die Gauwirtschaftskammern ($ 9 Nr. 5 VO vom 30. Mai 1942, RGBI.T S. 371), 
die Landesbauernschaften (RG JW 1986 S. 2319= DJ 1986 S. 1126); das gleiche wird 
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auch für die Zusammenschlüsse der landwirtschaftlichen Marktordnung zu gelten haben 
(vgl. Koepnick, Recht des Reichsnährstandes 1938 8. 1012). Die Paßbehörden, die Sicht- 
vermerksbehörden, die Ausländerämter und die Dienststellen der Grenzpolizei sowie 
ihre vorgesetzten Behörden können nach näherer Weisung des Reichsministers des In- 
nern Versicherungen an Eides Statt abnehmen ($ 6 PaßstrafVO). Die Notare sind 
nicht allgemein zur Abnahme eidesstattlicher Versicherungen zuständige Behörden. 
Die Reichsnotarordnung von 1937 hat die Zuständigkeit des Notars im Sinne der $$ 156, 
163 nicht geregelt; diese Frage ist daher wie bisher auf Grund der im Einzelfall ein- 
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen zu prüfen (RGSt. 74 176). Zuständig ist der 
Notar daher vor allem zur Abnahme einer Versicherung nach $ 2356 Abs. 2 BGB bei 
der Erbeslegitimation (RGSt. 76 138; vgl. ferner RGSt. 74 126 mit Anm. Heckmann 
DR 1940 S. 123%). 

Nicht ist dagegen zuständig die Staatsanwaltschaft (RGSt. 87 209). 

8. Die Versicherung muß vor der Behörde abgegeben werden. Dies bedeutet aber 
nicht, daß der Erklärende vor der Behörde erscheinen muß; es genügt auch die schrift- 
liche Abgabe der Versicherung. Die eidesstattliche Versicherung kann allerdings nicht 
durch einen Bevollmächtigten im Namen des von ihm Vertretenen abgegeben werden 
(RGSt. 69 119). 

4. Der Inhalt einer eidesstattlichen Versicherung ist erforderlichenfalls zunächst durch 
Auslegung zu ermitteln (Beispiel in RG JW 1986 S. 2369). 

5. Abgegeben ist die Versicherung dann, wenn der Behörde die Erklärung zugänglich 
gemacht und so die Wahrnehmung ermöglicht wird; es ist nicht erforderlich, daß die 
Behörde von dem Inhalt der Erklärung Kenntnis erhalten hat (RGSt. 49 49). Bei einer 
schriftlichen eidesstattlichen Versicherung ist diese bereits abgegeben, wenn siezu dem 
Vertreter der Behörde gekommen ist, der zur Entgegennahme derartiger Schriftstücke 
befugt ist (z. B. dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle); es ist nicht nötig, daß sie 
demjenigen vorgelegt worden ist, bei dessen Entscheidung die Versicherung berück- 
sichtigt werden soll (z. B. dem Richter). Es muß stets aber die Urschrift vorgelegt 
werden; die Einreichung einer Abschrift genügt nicht (RGSt. 70 132). Die Versicherung 
muß immer in den Machtbereich der Behörde gekommen sein, bei der sie Beweiszwecken 
dienen soll; es genügt nicht, daß sie einer Behörde (z. B. einem Notar) gegenüber erklärt 
worden ist, wenn diese sie erst einer anderen Behörde (z. B. dem Gericht bei einem 
Arrestgesuch) vorlegen soll (RGSt. 47 158). Zur Abgabe der Versicherung gehört stets 
der Wille des Versichernden, daß daS Schriftstück zu einer Beweisführung bei der 
Behörde benutzt werden solle (RG DJ 1987 S. 1005). Die Übergabe der Versicherung 
durch einen Dritten mit Wissen und Willen des Erklärenden genügt (RGSt. 67 407, 
71 172, RG HRR 1989 Nr. 655). 

6. Ist die Versicherung vor einer im Sinne der vorstehenden Ausführungen zustän- 
digen Behörde abgegeben, dann ist es für die Strafbarkeit unerheblich, ob die Ver- 
sicherung im Einzelfall sachlich geboten oder angemessen war (RGSt. 47 37). Es macht 
auch keinen Unterschied, ob sie von der Behörde verlangt oder freiwillig vor ihr ab- 
gegeben wurde (RGSt. 70 269). 

IV. Die zweite Begehungsform besteht darin, daß jemand unter Berufung auf eine 
eidesstattliche Versicherung vor einer zur Abnahme von eidesstattlichen Versicherungen 
zuständigen Behörde (oben III) falsch aussagt. Eine Berufung auf die frühere Versiche- 
rung liegt nur dann vor, wenn der Täter seine neue Aussage unter die Beteuerung an 
Eides Statt stellt; es genügt nicht, daß er eine gewöhnliche, nicht eidliche Zeugenaussage 
abgibt und hierbei lediglich den Tatsachengehalt einer eidesstattlichen Versicherung 
zum Inhalt der Aussage macht (RG DJ 1937 S. 1005). Nicht ist erforderlich, daß die 
eidesstattliche Versicherung früher in derselben Angelegenheit abgegeben worden ist. 
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V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (vgl. oben $ 153 Anm. IV). 
Bedingter Vorsatz genügt (RGSt. 70 267, RG HRR 1989 Nr. 655). Da die Zuständigkeit ° 
der Behörde zum äußeren Tatbestand gehört, muß sich der Vorsatz auch hierauf er- 
strecken. Durch Unkenntnis der zivil- oder strafrechtlichen Wirkungen der Versicherung 
wird der Vorsatz nicht ausgeschlossen. 


VI. Mittäterschaft oder mittelbare Täterschaft (RG HRR 1940 Nr. 1323) ist 
nicht möglich, wohl aber Beihilfe (RGSt. 75 113 mit Anm. Bockelmann DR 1941 S. 987). 


VO. Idealkonkurrenz ist möglich mit Betrug und mit Urkundenfälschung (RGSt. 
52 74, 69 119). Mit Meineid ist Fortsetzungzusammenhang ausgeschlossen (RGSt. 67 169). 


VIll. Das kommende Recht will die Strafdrohung erheblich erhöhen; es soll Getängnis nicht unter 
3 Monaten, in besonders schweren Fällen Zuchthaus angedroht werden. 


S 156a 


Wer vor Gericht oder vor einer anderen zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverständigen zuständigen Stelle als Zeuge oder Sachverständiger uneidlich vorsätz- 
lich falsch aussagt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten, in schweren Fällen mit 
Zuchthaus bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 


Schrifttum: Rietzsch, Die vorgetäuschte Straftat und die falsche Aussage, DStR 1943 S. 97. 


I. Der Tatbestand über die Bestrafung der falschen uneldlichen Aussage ist durch 
Art.7 StrafrechtsangleichungsVO nach dem Vorbilde des österr. Rechts eingefügt wor- 
den; die amtliche Strafrechtskommission hatte die Bestrafung der falschen uneidlichen 
Aussage nicht vorgesehen (vgl. Mezger in Gürtner II S. 354). Zum österr. Recht vgl. 
noch Schönke DR 1943 S. 723. 

Falsche uneidliche Aussagen, die nicht von der vorliegenden Bestimmung erfaßt wer- 
den, können wie bisher unter Umständen nach den allgemeinen Vorschriften über Be- 
günstigung, Prozeßbetrug, falsche Anschuldigung, Verleumdung strafbar sein. 


IL Zum äußeren Tatbestand gehört, daß jemand vor Gericht oder vor einer anderen 
zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen zuständigen Stelle als 
Zeuge oder Sachverständiger uneidlich falsch aussagt. 


1. Die falsche Aussage muß vor Gericht oder vor einer anderen zur eidlichen Verneh- 
mung von Zeugen oder Sachverständigen zuständigen Stelle abgegeben werden; es genügt 
also nicht eine falsche Aussage als Zeuge oder Sachverständiger vor einer beliebigen 
Amtsperson. Soweit essich um ein Gericht handelt, macht es keinen Unterschied, ob das 
Gericht ein ordentliches Gericht oder ein Sondergericht ist, ob es ein Zivilgericht, ein 
Strafgericht oder ein Verwaltungsgericht ist, ob das Zivilgericht im Erkenntnisverfahren, 
im Vollstreckungsverfahren oder im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und ob 
das Strafgericht im Vorverfahren oder im Hauptverfahren tätig wird. Stets muß es sich 
dabei um ein in den staatlichen Organismus eingegliedertes Gericht handeln; private 
Schiedsgerichte im Sinne der $$ 1025 ff. ZPO sind nicht Gerichte im Sinne dieser Be- 
stimmung; dagegen sind die Schiedsgerichte für die landwirtschaftliche Marktordnung 
als Gerichte im Sinne dieser Bestimmung zu betrachten, da es sich hierbei um verwal- 
tungsgerichtliche Spruchbehörden handelt. Gleichgestellt sind den Gerichten andere 
zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen zuständige Stellen. Als 
derartige Stellen kommen z. B. in Betracht: das Patentamt ($ 33 Patentges., $ 15 Abs. 1 
FGG), die Untersuchungsführer und die Dienststrafgerichte im Dienststrafverfahren 
($$ 17 Abs.4, 46, 61 Reichsdienststrafordnung), ferner die Parteigerichte (Ges. vom 
30. September 1936, RGBI. IS. 853). Falsche uneidliche Zeugenaussagen vor Stellen und 
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Amtspersonen, die zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen nicht 
“ zuständig sind, werden von dem Tatbestand nicht erfaßt; es scheiden also vor allem 
falsche Zeugenaussagen vor der Polizei aus, weiter auch Aussagen vor dem Staatsanwalt, 
vor einem Notar, ferner etwa Aussagen als Zeuge oder Sachverständiger vor den mit der 
Preisüberwachung beauftragten Behörden (vgl. $$ 16 Abs. 1, 19 Abs. 3 Preisstrafrechts- 
VO vom 3. Juni 1939), weiter vor dem Reichstreuhänder und vor den Sondertreuhän- 
dern der Arbeit bei Festsetzung einer Geldstrafe ($ 3 Abs. 3 VO vom 2. Dezember 1939, 
RGBl.1I S. 2370). 

2. Die Aussage muß weiter als Zeuge oder Sachverständiger abgegeben werden. Nicht 
mit Strafe bedroht ist die falsche Aussage bei der uneidlichen Parteivernehmung im 
Zivilprozeß, weiter nicht die falsche Aussage eines Angeklagten vor Gericht. Ist jemand 
als Zeuge uneidlich vernommen worden und hat er dabei die Unwahrheit gesagt, dann 
ist er aber auf Grund des $ 156a auch dann strafbar, wenn sich später herausstellt, daß 
er an der Tat beteiligt ist. Die Aussage eines an der Tat beteiligten Schuldigen, der als 
Zeuge vernommen worden ist, wird man als Zeugnis zu bewerten haben, unabhängig da- 
von, in welchem Abschnitt des Verfahrens die Aussage erfolgt ist; für das österr. Recht 
ist diese Frage streitig (vgl. die Ausführungen und Nachweise bei Rittler II S. 290/91). 
In diesem Fall kann aber Straffreiheit auf Grund des $ 157 eintreten. Unter den Tat- 
bestand des $ 156a fällt nicht eine falsche uneidliche Versicherung, die ein Schuld- 
ner gemäß $ 19d VollstreckungsVO vom 26. Mai 1933 zur Abwendung des Offenbarungs- 
eides wegen Fruchtlosigkeit der Pfändung abgibt. 

8. Dafür, wann eine Aussage falsch ist, gelten die gleichen Grundsätze wie für $$ 153, 
154; vgl. $ 153 Anm. III, $ 15% Anm. III, IV. Es ist auch hier nicht zwischen Haupt- 
punkten und Nebenpunkten einer Aussage in dem Sinne zu unterscheiden, daß eine 
strafbare falsche Aussage nur dann vorliege, wenn sich die Unrichtigkeit auf einen Haupt- 
punkt bezieht; auch unrichtige Angaben zur Person fallen unter den vorliegenden Tat- 
bestand. 

4. Vor Gericht oder vor einer anderen zuständigen Stelle ist die Aussage nur dann ab- 
gegeben, wenn sie gegenüber einer Person gemacht ist, die zur Vertretung des Gerichts 
oder der Stelle bei derartigen Geschäften berufen war. 

5. Der Gebrauch einer Beteuerungsformel ist nicht erforderlich. Auch das Unterlassen 
des vom $ 57 StPO vorgeschriebenen Hinweises auf die strafrechtlichen Folgen einer un- 
richtigen oder unvollständigen Aussage steht der Anwendung des vorliegenden Tat- 
bestandes nicht entgegen. 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
IV. Täter können auch die Personen sein, die nach $ 60 StPO nicht zu beeidigen sind. 


V. Die Strafbarkeit der falschen uneidlichen Aussage kann dazu führen, daßein Zeuge, 
der beeidigt werden soll, von einer von ihm beabsichtigten Berichtigung der falschen 
Aussage zurückschreckt, weil er sich bereits strafbar gemacht hat; die Strafrechts- 
angleichungsVO hat daher die Möglichkeit für einen strafbefreienden Rücktritt durch die 
Neufassung des $ 158 erweitert. 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung ($ 257), Prozeßbetrug ($ 263), fal- 
scher Anschuldigung ($ 164), Verleumdung ($ 187). 


8 157 


Hat ein Zeuge oder Sachverständiger sich eines Meineids, einer falschen Versicherung 
an Eides Statt oder einer falschen uneidlichen Aussage schuldig gemacht, so kann der 
Richter die Strafe nach pflichtgemäßem Ermessen mildern und im Falle uneidlicher Aus- 
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sage auch ganz von Strafe absehen, wenn der Täter die Unwahrheit gesagt hat, um von 


einem Angehörigen oder von sich selbst die Gefahr einer gerichtlichen Bestrafung ab- 
zu wenden. 


Der Richter kann auch dann die Strafe mildern oder ganz von Strafe abschen, wenn 
ein noch nicht Eidesmündiger uneidlich falsch ausgesagt hat. 


I. Mit Rücksicht auf die Zwangslage, in der sich ein Zeuge oder Sachverständiger bei 
seiner Aussage befinden kann, hat das Gesetz für gewisse Fälle eine Strafmilderungs- 
möglichkeit geschaffen. Das Gesetz berücksichtigt den Aussagenotstand als Milderungs- 
möglichkeit, aber nur beim Eid eines Zeugen oder eines Sachverständigen und bei 
der eidesstattlichen Versicherung und der uneidlichen Aussage dieser Personen (vgl. 
hierzu RGSt. 75 39). Demjenigen, der als Partei oder sonst freiwillig, d.h. ohne unter 
Zeugniszwang zu stehen, eine eidesstattliche Versicherung abgibt, kommt die Milderung 
nicht zugute (RG JW 1988 S. 1584 = DJ 1938 S. 866). Für eine Partei ist eine Milde- 
rung auch nicht bei der eidlichen Parteivernehmung nach $ 452 ZPO vorgesehen. Für die 
Partei besteht kein Zeugniszwang wie für den Zeugen; die Partei kann jederzeit die Aus- 
sage ohne Angabe von Gründen ablehnen (RG JW 1988 S. 1515 mit Anm. Mezger). Für 
den Offenbarungseid, bei dem der Milderungsgrund auch nicht eingreift (RG JW 1984 
S. 1785), trifft dieser Gesichtspunkt allerdings nur bedingt zu. Auf eidliche Parteiverneh- 
mung und auf den Offenbarungseid kann die Vorschrift auch nicht mit Hilfe des $ 2 
ausgedehnt werden (RGSt. 74 45 mit Anm. Mezger ZAkDR 1940 S. 133). Bei Zeugen 
und Sachverständigen wird die Anwendbarkeit der Vorschrift nicht dadurch ausgeschlos- 


sen, daß sie die Zwangslage vermeiden konnten, z. B. wenn sie die Aussage ablehnen 
konnten (RGSt. 69 62). 


U. Voraussetzung für das Eingreifen der Strafmilderung ist, daß der Zeuge oder 
Sachverständige einen Meineid geleistet oder eine falsche Versicherung an Eides Statt 
oder eine falsche uneidliche Aussage abgegeben hat. Es ist hierfür aber nicht erforderlich, 
daß der Tatbestand vollendet worden ist; auch bei einem Versuch besteht die gleiche 
Zwangslage (RGSt.65 208). Auf fahrlässige Eidesdelikte ist $ 157 nicht anzuwenden. 


IN. Das Gesetz unterscheidet zwei Strafermäßigungsfälle. 


1. Eine Strafermäßigung tritt ein, wenn der Täter die Unwahrheit gesagt hat, um 
von einem Angehörigen oder von sich selbst die Gefahr einer gerichtlichen Bestrafung 
abzuwenden (Abs. 1). Dem Anstifter und dem Gehilfen kommt die Strafermäßigung 
dann zugute, wenn ihnen selbst die gerichtliche Bestrafung droht (Binding Lehrb. 2 
S. 162, Frank Anm. I, Kohlrausch Anm. 5, Schaffstein JW 1938 S. 579; and. RGSt. 61 
202, RG JW 1938 S. 1313, 1803, RG DR 1989 S. 1506, LK Anm. 1, Olshausen Anm. 5, 
Schwarz Anm. 1; Bedenken gegen diese Rechtsprechung aber jetzt in RGSt. 75 41/42); 
die nur dem Haupttäter drohende Bestrafung bewirkt dagegen keine Strafermäßigung 
für die Teilnehmer. Ist der Teilnehmer Partei oder Angeklagter, dann dürfte die Bestim- 
mung auf ihn wohl nicht anwendbar sein (RGSt. 75 40 mit Anm. Mezger DR 1941 5.380). 

a) Es muß die Gefahr einer gerichtlichen Bestrafung abgewendet werden sollen. 
Praktisch kommen vor allem in Betracht die Gefahr der Bestrafung wegen Personen- 
standsunterdrückung ($ 169) und Betrug ($ 263) durch die Aussage im Unterhaltsprozeß 
(Beispiele in RGSt. 72 113, RG HRR 1938 Nr. 911, 1940 Nr. 330), die Bestrafung wegen 
Ehebruchs ($ 172) durch die Aussage im Ehescheidungsprozeß. Nach feststehender 
Rechtsprechung soll auch die Gefahr der Bestrafung wegen $ 49a genügen (RG JW 1938 
3. 657).1 Es ist nicht erforderlich, daß diese Bestrafung durch die ordentlichen Straf- 
gerichte stattfinden würde; es genügt auch die Gefahr dienststrafrechtlicher Bestrafung. 
Erforderlich ist aberstets, daßes sich um eine gerichtliche Bestrafung handelt; die Gefahr 


! Vgl. hierzu Floegel, JR 1930 S.138; Mezger, JW 1929 S. 1012 zu 15; Niethammer aaO. 
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der Verfolgung vor einer Behörde mit Ordnungsstrafgewalt, die Vergehen verfolgen 
kann und die kein Gericht ist, genügt nicht. 

Die Tat muß vor der Aussage begangen worden sein; der Tatbestand, der die Be- 
strafung nach sich ziehen konnte, darf nicht erst durch die unwahre Aussage selbst be- 
gründet werden (RG JW 1988 S. 657). 


b) Der maßgebende Zeitpunkt, zu dem die Gefahr der Bestrafung vorhanden ge- 
wesen sein muß, ist der der Eidesleistung (RG DR 1940 S. 1095 mit Anm. Mittelbach) 
oder der der Erstattung der Aussage. Die Mildungsbestimmung greift auch dann ein, 
wenn sich später herausstellt, daß die Bestrafung nicht durchgeführt werden kann (RG 
JW 1988 S. 2911 mit Anm. H.Mayer, KG JW 1989 S. 621). 


c) Die Gefahr der Bestrafung muß durch Angabe der Wahrheit hervorgerufen wer- 
den. Der Aussagende muß also gerade in dem Punkte die Unwahrheit gesagt haben, des- 
sen wahrheitsgemäße Beantwortung eine Bestrafung hätte herbeiführen können (RGSt. 
78 311). Es ist erforderlich, daß die Angabe der Wahrheit unmittelbar die Gefahr der 
Bestrafung nach sich zieht und nicht erst auf dem Umwege über die Anzeige eines ande- 
ren, dem die wahrheitsgemäße Angabe lästig oder ärgerlich ist (RGSt. 64 106). Es wird 
nicht vorausgesetzt, daß die wahrheitsgemäße Aussage allein zu einer Bestrafung geführt 
haben würde; es genügt, daß die Angabe der Wahrheit im Zusammenhang mit der übrigen 
gegebenen Sachlage eine Bestrafung nach sich ziehen konnte (RG DR 1986 S. 690, RGSt. 
75 278). 

Liegt in der Angabe der Wahrheit ein freiwilliger Rücktritt vom Versuch ($ 46), 
z. B. nach einem versuchten Prozeßbetrug, so wird dadurch die Möglichkeit der Be- 
strafung ausgeschlossen; $ 157 Abs. 1 scheidet dann aus (RG JW 1988 S. 657, RG HRR 
1988 Nr. 911, 1940 Nr. 330); vgl. auch d) am Ende. 


d) Die Gefahr einer gerichtlichen Bestrafung ist dann gegeben, wenn mit ihr 
nach den Erfahrungen des Lebens im allgemeinen gerechnet und ihr bei dem Entschluß 
zum Handeln eine Bedeutung beigemessen wird. Eine naheliegende Gefahr wird nicht 
vorausgesetzt; es genügt vielmehr auch eine entfernte Möglichkeit; dagegen ist eine 
fernste, eben noch denkbare Möglichkeit nicht zu berücksichtigen (RG JW 1988 S. 657, RG 
HRR 1989 Nr. 123, 1940 Nr. 384). Die Angabe der Wahrheit kann eine Bestrafung nach 
sich ziehen, wenn bei der durch sie geschaffenen Beweislage die tatsächliche Möglichkeit 
einer späteren Verurteilung besteht, mag diese auch zweifelhaft sein (RG HRR 1926 
Nr. 2297). Es kann auch genügen, daß die Aussage den Tatbestand einer ohnehin be- 
kannten, nur auf Antrag verfolgbaren Tat verstärkt und dadurch auf den Antrags- 
berechtigten in dem Sinne einzuwirken vermag, daß er gerade daraufhin von seinem 
Antragsrecht Gebrauch macht (RGSt. 74 206 mit Anm. Bruns DR 1940 S. 1418). Die 
Strafermäßigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Zeuge die Tat, wegen 
der ihm bei Angabe der Wahrheit eine Bestrafung gedroht haben würde, nicht be- 
gangen hat (RGSt. 69 41, RG HRR 1988 Nr. 259, RG DR 1940 S. 1097). Ist bereits 
ein Strafverfahren eingeleitet, dann kann die Ermäßigung trotzdem eintreten, wenn der 
Schwörende durch Angabe der Wahrheit dessen Weiterführung fördern würde (RG DJ 
1985 S. 1497, JW 1985 S. 2960). 


Die Gefahr der Bestrafung besteht nicht, wenn rechtliche Hindernisse einer 
Verurteilung entgegenstehen; dies ist z. B. der Fall, wenn die Straftat schon verjährt 
oder bei einem Antragsvergehen die Antragsfrist abgelaufen ist (RG HRR 1927 Nr.542). 
An dieser Gefahr fehlt es ferner z. B. dann, wenn sich eine wahre Zeugenaussage als 
Rücktritt vom Versuch darstellen und die Strafbarkeit des bereits beendeten Versuchs 
nach $ 46 Nr. 2 aufheben würde (RGSt. 72 116 mit Anm. Schaffstein JW 1938 S. 1387) ; 
vgl. auch unter c am Ende, 
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e) Es kommt nicht darauf an, ob die Gefahr der Bestrafung objektiv besteht oder 
nicht ; entscheidend ist die Absicht des Aussagenden, durch sein Verhalten dieser Gefahr 
zu entgehen. War sich der Aussagende der objektiv vorliegenden Gefahr nicht bewußt, 
dann ist die Vorschrift nicht anwendbar. Andererseits kann eine Strafmilderung auch 
dann eintreten, wenn der Aussagende nur irrtümlich die Möglichkeit einer Gefahr an- 
genommen hat. 


f) Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann kann der Richter die Strafe nach 
pflichtgemäßem Ermessen mildern und im Falle uneidlicher Aussage auch ganz 
von Strafeabsehen. Für die Frage, ob undin welchem Umfange die Strafe zu mildern 
ist, wird neben den Motiven des Täters auch die Verhältnismäßigkeit der Wahrheitsver- 
letzung im Vergleich zu der verdeckten Straftat zu beachten sein. 


2. Als zweiten Fall nennt das Gesetz den, daß ein noch nicht Eidesmündiger uneid- 
lich falsch ausgesagt hat (Abs. 2). In diesem Fall ist nicht erforderlich, daß die Aus- 
sage als Zeuge oder Sachverständiger abgegeben ist; hier kommt z. B. auch die Partei- 
vernehmung eines Eidesunmündigen in Betracht. Der Richter hat stets dieMöglichkeit, 
die Strafe zu mildern oder ganz von Strafe abzusehen; es wird nicht vorausgesetzt, daß 
der Täter die Unwahrheit gesagt hat, um von einem Angehörigen oder von sich selbst 
die Gefahr einer gerichtlichen Bestrafung abzuwenden. Die vorliegende Bestimmung 
greift nur ein, sofern nicht bereits auf Grund des $ 3 JGG freizusprechen ist. 


S 158 

Der Richter kann die Strafe wegen Meineids, falscher Versicherung an Eides Statt oder 
falscher uneidlicher Aussage nach seinem pflichtgemäßen Ermessen mildern oder von 
Strafe absehen, wenn der Täter die falsche Angabe rechtzeitig berichtigt. 

Die Berichtigung ist verspätet, wenn sie bei der Entscheidung nicht mehr verwertet 
werden kann oder aus der Tat ein Nachteil für einen anderen entstanden ist oder wenn 
schon gegen den Täter eine Anzeige erstattet oder eine Untersuchung eingeleitet worden ist. 

Die Berichtigung kann bei der Stelle, der die falsche Angabe gemacht worden Ist oder 
die sie im Verfahren zu prüfen hat, sowie bei einem en einem Staatsanwalt oder einer 
Polizeibehörde erfolgen. 


I. Die Möglichkeit, die Strafe zu mildern oder von Strafe abzusehen, besteht auch bei 
rechtzeitiger Berichtigung der falschen Aussage. Zweck der Vorschrift ist, durch Ge- 
währung einer Strafermäßigung die Berichtigung falscher Aussagen zu fördern, hier- 
durch der Wahrheit zum Siege zu verhelfen und etwaige von der Aussage drohende Nach- 
teile abzuwenden, Wegen dieses Zwecks ist die Vorschrift möglichst weit auszulegen 
(RGSt. 67 83, RG JW 1987 S. 1329). 

Im Gegensatz zu $ 157 ist dieser Strafermäßigungsgrund nicht auf den Meineid des 
Zeugen und Sachverständigen beschränkt; er kann auch der Partei (z. B. nach einer 
eidlichen Parteivernehmung oder nach einem Offenbarungseid, RG HRR 1988 Nr. 343) 
zugutekommen. 

Ist die falsche Aussage nur versucht, so greift $ 46 ein; ist die Tat aber vollendet und 
berichtigt der Aussagende erst nach Vollendung der Tat, so gilt $ 158. 

Die Strafmilderung kann nicht nur dem Schwörenden selbst zugutekommen, sondern 
auch dem Anstifter (and. RG DJ 1986 S. 290 = JW 1986 S. 1375) und dem Gehilfen 
(and. RG JW 1987 S. 1329 Nr. 25), sofern diese widerrufen; vgl. auch $ 157 Anm. III. 


Il. Unter Berichtigung ist jede Erklärung zu verstehen, durch die der Erklärende den 
Inhalt einer von ihm früher abgegebenen Erklärung ganz oder zum Teil als unrichtig an- 
erkennt oder ergänzt. Die Angabe der richtigen Tatsachen ist für den Widerruf nicht er- 
forderlich. Die zweite Erklärung muß aber stets auf die erste Bezug nehmen; wird die 
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erste Erklärung unberührt gelassen, so liegt keine Berichtigung vor (RGSt. 64 216, RG 
JW 1937 S. 1329. 

Eine bestimmte Form ist für die Berichtigung nicht vorgeschrieben; sie kann münd- 
lich oder schriftlich geschehen. Die Berichtigung braucht auch nicht stets ausdrücklich 
abgegeben zu werden. Wenn ein Stillschweigen nach der ganzen Sachlage dahin auf- 
zufassen ist, daß die Unrichtigkeit einer früheren Erklärung zugegeben werden soll, so 
liegt schon darin eine Berichtigung (RGSt. 58 381, RG JW 1987 S. 1329, RG HRR 1988 
Nr. 343). 

Die Berichtigung braucht nicht freiwillig zu erfolgen; es steht der Anwendung der 
Vorschrift nicht entgegen, wenn erst die Gefahr der Entdeckung des Verbrechens oder 
die mit Sicherheit drohende Anzeige die Berichtigung veranlaßt (RGSt. 58 18%, 62 304). 


III. Die Berichtigung kann erfolgen bei der Stelle, der die falsche Angabe ge- 
macht worden ist oder die sie im Verfahren zu prüfen hat, weiter aber auch bei 
einem Gericht, einem Staatsanwalt oder einer Polizeibehörde (Abs. 3). Das Ri- 
siko des rechtzeitigen Eingangs der Berichtigung (unten IV) trägt der Täter. 


IV. Der Widerruf ist nur unter folgenden drei Voraussetzungen rechtzeitig ab- 
gegeben: 


1. Es darf gegen den Schuldigen noch keine Anzeige erfolgt oder eine Untersuchung 
eingeleitet sein. Unter Anzeige ist nur eine Strafanzeige im Sinne des $ 158 StPO 
zu verstehen. In Betracht kommt nur die von einem anderen ausgehende Anzeige; 
eine Selbstanzeige genügt nicht (RGSt. 67 88). Der Begriff der Untersuchung ist 
nicht nach den Vorschriften der StPO, sondern nach dem StGB selbst zu bestimmen. 
Unter Untersuchung ist das von einer sachlich zuständigen Behörde oder einem sach- 
lich zuständigen Beamten eingeleitete Verfahren zu verstehen, das dahin zielt, wegen 
einer als begangen unterstellten Straftat die gesetzliche Ahndung herbeizuführen. Es 
gehören hierher auch Handlungen, die zu dem bezeichneten Zweck von Behörden oder 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes vorgenommen werden, gleichviel ob sie 
auf Veranlassung eines Richters oder Staatsanwalts oder einer Privatperson oder gemäß 
8 163 StPO aus eigenem Antrieb tätig werden (RGSt. 67 89). Eingeleitet ist die Unter- 
suchung dann, wenn es zu irgendeiner in die äußere Erscheinung getretenen Maßnahme 
gekommen ist, die sich in dem gedachten Sinne gegen den Meineidigen richtet und als 
solche erkennbar ist. Nicht genügend ist es z. B., daß der Staatsanwalt in der Haupt- 
verhandlung, in der ein Meineid geleistet wird, die Protokollierung der falschen Aussage 
veranlaßt; dagegen ist dann eine Untersuchung eingeleitet, wenn dag Gericht im Zivil- 
prozeß gemäß $183 GVG verfügt, einen des Meineides Verdächtigen vorläufig fest- 
zunehmen (RGSt. 73 335). 


2. Es darf aus der falschen Aussage noch kein Nachteil für einen anderen entstanden 
sein. Unter Nachteil ist jede äußerlich erkennbare Beeinträchtigung eines anderen in 
einem ihm zustehenden Recht oder in seiner Rechtsstellung zu verstehen (RGSt. 45 302); 
eine bloße Gefährdung genügt nicht. Ein Vermögensnachteil ist nicht erforderlich; eine 
nur ideelle Benachteiligung ist nicht ausreichend (RGSt. 86 241). Beispielsweise kommen 
als Nachteile in Betracht der Erlaß eines ungünstigen Zivil- oder Strafurteils, der Erlaß 
einer einstweiligen Verfügung, die Einstellung der Zwangsvollstreckung, die Notwendig- 
keit, erneut Verfahrenskosten aufzuwenden (RGSt. 70 144), die Erhebung der öffent- 
lichen Klage (vgl. weiter auch RG DR 1989 S. 1309); die bloße Verschlechterung der 
Beweislage genügt nicht, wohl aber eine Beweiserhebung (RG JW 1934 S. 559). Der 
Nachteil muß aus der falschen Aussage erwachsen; es ist also Kausalzusammenhang 
zwischen Aussage und Nachteil erforderlich (RG HRR 1928 Nr. 2236). Als der andere, 
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für den ein Nachteil entstanden sein muß, kommen der Staat und die Staatsanwaltschaft 
nicht in Betracht (and. RG DR 1989 S. 1309). 


8. Die Berichtigung muß noch bei der Entscheidung verwertet werden können. Der 
Umstand, daß bereits überhaupt eine Entscheidung ergangen ist, steht der Rechtseitig- 
keit nicht entgegen; so kann eine Berichtigung nach Erlaß eines Beweisbeschlusses oder 
einer anderen vorbereitenden Entscheidung noch rechtzeitig sein. 


4. Die drei Voraussetzungen müssen gleichzeitig wirklich vorhanden sein. Es schadet 
dem Täter nicht, wenn er ihr Vorhandensein nicht kennt; irrige Annahme ihres Vor- 
liegens nützt ihm nicht. 


V. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann kann der Richter die Strafe 
wegen Meineides, falscher Versicherung an Eides Statt oder falscher uneidlicher Aus- 
sage nach seinem pflichtgemäßen Ermessen mildern oder von Strafe absehen. Nach 
dem Wortlaut des Gesetzes bezieht sich die richterliche Befugnis nur auf die Strafe we- 
gen der Eidesverletzung oder wegen der Verletzung des $ 156a, nicht dagegen auf eine 
Strafe, die wegen einer durch die gleiche Handlung begangenen anderen Straftat, z. B. 
einer Begünstigung oder falschen Anschuldigung verwirkt ist. Man wird die Milderungs- 
befugnis aber auf solche idealkonkurrierenden sonstigen Delikte erstrecken können, die 
gegenüber dem Eidesdelikt nicht ins Gewicht fallen. 


8 159 


Wer es unternimmt, einen anderen zur Begehung eines Meineides zu verleiten, wird 
mit Zuchthaus bis zu fün! Jahren, und wer es unternimmt, einen anderen zur wissent- 
lichen Abgabe einer faischen Versicherung an Eides Statt oder einer falschen uneidlichen 
Aussage zu verleiten, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


I. Die Vorschrift bedroht den Versuch der Anstiftung zu einem Meineid oder zur 
Abgabe einer falschen eidesstattlichen Versicherung oder einer falschen uneidlichen Aus- 
sage mit Strafe und macht ihn zu einem Sondertatbestand (RGSt. 78 314). Kommt es 
infolge der Verleitung zu einem Meineid oder auch nur zum Versuch eines solchen, dann 
wird der Verleiter nur als Anstifter zum Meineid bestraft; das Verbrechen des $ 159 geht 
dann in der Anstiftung zum Meineid ($$ 153 ff., 48) auf (RGSt. 64 224). 

Während $ 49a die versuchte Anstiftung nur bei Verbrechen mit Strafe bedroht, wird 
hier auch die versuchte Anstiftung bei gewissen Vergehen erfaßt. 


Ho. Zum äußeren Tatbestand gehört das Unternehmen, einen anderen zur Begehung 
eines Meineids oder zur wissentlichen Abgabe einer falschen Versicherung an Eides 
Statt oder einer falschen uneidlichen Aussage zu verleiten. 

1. Für das Unternehmen der Verleitung sind Handlungen erforderlich, die einen An- 
fang der Ausführung der Willensbeeinflussung enthalten; bloße Vorbereitungshand- 
lungen genügen nicht (RGSt. 42 266, RG HRR 1940 Nr. 954). Die Einwirkung auf eine 
Mittelsperson kann bereits den Anfang der Ausführung der Verleitung darstellen, 
und zwar auch dann, wenn die Mittelsperson keine Verbindung zu der verleitenden 
Person herstellt (RGSt. 59 372, RG JW 1988 S. 2589 mit Anm. Bohne; and. Frank 
Anm.1I) Es macht keinen Unterschied, ob die Mittelsperson selbst oder durch weitere 
Mittelspersonen auf den Zeugen einwirken soll (RG JW 1986 S. 3549). Auch schon eine 
einmalige schlichte Aufforderung kann das Tatbestandsmerkmal des Unternehmens der 
Verleitung erfüllen (RG JW 1986 S. 388). Eine bloße Vorbereitungshandlung stellt es 
aber dar, wenn der Verleiter einen Dritten zu dem zu Verleitenden entsendet, um diesen 
zu einer Besprechung einzuladen (RGSt. 67 192). Erforderlich ist stets, daß die Person 
des zu Verleitenden bekannt und bestimmt ist. 
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2. Das Unternehmen muß darauf gericl.tet sein, einen anderen zur Begehung eines 
Meineids oder zur wissentlichen Abgabe einer falschen Versicherung an Eides 
Statt oder zur Erstattung einer falschen uneidlichen Aussage zu verleiten. Unter 
Meineid sind alle Straftaten der $$ 153-155 zu verstehen; der falschen eidesstatt- 
lichen Versicherung ($ 156) steht die Berufung auf eine solche gleich. Diese Tat- 
bestände sind in ihrem ganzen Umfange Bestandteile des $ 159. Eine Bestrafung aus 
dieser Vorschrift kommt daher nur dann in Betracht, wenn die Tat nach den Grund- 
tatbeständen der $$ 153 ff. überhaupt strafbar sein könnte. Wäre dies nicht möglich, 
weil es nur zu einem Versuch kommen konnte und dieser wie im $ 156 nicht strafbar 
ist, dann kann nicht aus $ 159 bestraft werden (vgl. Stutzer ZStW 58 S. 487; and. 
RGSt. 72 81, 78 313, RG HRR 1939 Nr. 915). 

8. Das Verleiten bestelıt in der Bestimmung des Willens des anderen. Es genügt, 
wenn dem zu Verleitenden nur überhaupt die Richtung gewiesen wird, in der er ein 
falsches Zeugnis abgeben soll, und es ihm überlassen bleibt, die falsche Aussage innerhalb 
dieser Richtung nach seinem Ermessen einzurichten (RG JW 1988 S. 2217; vgl. auch 
RG JW 1986 S. 2655). Es ist nicht erforderlich, daß dem zu Verleitenden bestimmte 
einzelne Tatsachen angegeben werden, über die er unter Verletzung der Eidespflicht 
etwas Unwahres bekunden soll. Die bloße Bestärkung in der bereits bestehenden und 
dem anderen bekannten Absicht, einen Meineid zu leisten, ist kein Verleiten (RGSt. 
74 304). Die Aufforderung zum Verschweigen kann ausreichend sein (RGSt. 49 14). 

4. Aus welchem Grunde es bei dem Versuch geblieben ist, ist grundsätzlich (vgl. aber 
oben 2) unerheblich. $ 159 greift z. B. ein, wenn die Anstiftung für den Meineid nicht 
ursächlich war, weil der ihn Leistende bereits zum Meineid entschlossen war, ohne daß 
der Verleiter dies wußte (RGSt. 74 304), oder wenn die Einwirkung den zu Verleitenden 
gar nicht oder später erreichte, z. B. der Brief bei dem Zeugen erst nach der Vernehmung 
eingeht (RGSt. 59 272, 372), weiter etwa, wenn der zu Verleitende unzurechnungsfähig 
ist, ohne daß der Verleiter dies wußte (RGSt.64 225, RG HRR 1987 Nr.353) oder wenn 
es nur zu einer fahrlässigen Verletzung der Eidespflicht gekommen ist (RGSt. 64 225). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß darauf 
gerichtet sein, jemand zu einer Handlung zu bestimmen, die nach Ansicht des Ver- 
leiters Meineid oder wissentliche Abgabe einer falschen eidesstattlichen Versicherung 
werden soll. Es muß das Wissen und der Wille vorhanden sein, daß der andere etwas 
angebe, was der Wahrheit nicht entspricht, diese Angabe beschwöre und den Eid auch 
wissentlich wahrheitswidrig leiste (RGSt. 58 211, 68 281, RG JW 1988 S. 2395); vgl. 
weiter RGSt. 74 304. Über den Vorsatz bei der Verleitung eines Sachverständigen vgl. 
RG GoltdArch. 55 S.223. Da die Zuständigkeit der Behörde in den $$ 153, 154, 156 Tat- 
bestandsmerkmal ist, muß der Täter selbst die Behörde für zuständig halten, sich weiter 
aber auch vorstellen, der andere halte ebenfalls die Behörde für zuständig (RGSt. 
73 313 mit Anm. .Schramm DR 1939 S. 1851). Bedingter Vorsatz genügt (RGS$t. 
53 221, RG JW 1987 S. 755). 


IV. Ein Versuch des Unternehmens nach $ 159 ist nicht möglich, da diese Vorschrift 
selbst bereits die Bestrafung eines Versuchs darstellt (zum Teil abweichend Stutzer 
ZStW 58 S. 489). Da dieser Versuch aber zu einem Sondertatbestand ausgestaltet ist 
(RGSt. 78 314), kommt ein strafbefreiender Rücktritt gemäß $ 46 nicht in Betracht 
(RGSt. 10 324, RG JW 1984 S. 1575 mit Anm. Dahm S. 2468, RG HRR 1942 Nr. 677; 
and. Frank Anm. IV). 


V. Teiinahme ist nur in der Form der Beihilfe möglich (RGSt. 67 193). Anstiftung 
ist ausgeschlossen (so z. B. LK Anm. 8, Olshausen Anm.7; and. Frank Anm.V); die 
mittelbare Verleitung stellt bereits ein Unternehmen der Verleitung nach $ 159 dar. 
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VI. Bei einer Verurteilung wegen Verleitung zum Meineid ist die Nebenstrafe des 


$ 161 nicht zulässig (RG JW 1987 S. 2961). Zum Strafmaß bei $ 159 vgl. Schäfer DR 
1942 S. 1127. 


VII. Idealkonkurrenz kommt z. B. mit Nötigung in Betracht (RG HRR 1989 Nr.1553). 


VII. Das kommende Recht will Vorbereitungshandlungen zu einer vorsätzlichen Eidesverletzung 
in weitem Umfang mit Strafe bedrohen. 


S 160 
Wer einen anderen zur Ableistung eines falschen Eides verleitet, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren bestraft, neben welchem auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden kann, und wer einen anderen zur Ableistung einer falschen Versicherung 


an Eides Statt oder einer falschen uneidlichen Aussage verleitet, wird mit Gefängnis bis 
zu sechs Monaten bestraft. 


Der Versuch ist strafbar. 


I. Der Tatbestand behandelt die Verleitung zur falschen Aussage. Er betrifft den 
Fall, daß der Falscheid nach der Vorstellung des Verleiters gutgläubig geleistet werden 
soll, während im $ 159 der Täter den anderen zu einer wissentlich falschen Aussage 
verleiten will. Die Frage, ob ein Verbrechen aus $ 159 oder der Versuch eines Vergehens 
aus 8 160 vorliegt, hängt in erster Linie von der Vorstellung und Willensrichtung ab, 
die der Verleiter gehabt hat (RG HRR 1988 Nr. 1566). $ 160 ist anzuwenden, wenn 
der Verleitete nach dem Willen des Verleitenden gutgläubig, wenn auch vielleicht 
aus Fahrlässigkeit einen objektiv falschen Eid leisten soll. Nach $ 159 ist zu bestrafen, 
wer einen anderen zu einer wissentlich falschen Aussage verleiten will, wenn dieser 
andere seine Eidespflicht nicht wissentlich, sondern — entgegen der Annahme des 
Verleitenden — nur fahrlässig verletzt (RGSt. 64 225, RG HRR 1988 Nr. 1566, 1989 
Nr. 649). 

Der Verleiter könnte bei Fehlen dieser Vorschrift vielleicht nach den gewöhnlichen 
Grundsätzen als mittelbarer Täter eines Meineides bestraft werden. Da aber wohl an- 
zunehmen wäre, daß nur der meineidig ist, der selbst den Schwurfinger hebt und dabei 
wissentlich die Unwahrheit sagt, hat das Gesetz diesen Fall der mittelbaren Täter- 
schaft ausdrücklich geregelt. 

Kommt es infolge der Verleitung zu einem Meineid oder auch nur zum Versuch eines 
solchen, dann wird der Verleiter nur als Anstifter zum Meineid bestraft. 


HJ. Zum äußeren Tatbestand gehört, daß jemand einen anderen zur Ableistung 
eines falschen Eides oder zur Ableistung einer falschen Versicherung an Eides Statt 
oder zur Erstattung einer falschen uneidlichen Aussage verleitet. 

1. Der Falscheid umfaßt den Meineid der Partei und den des Zeugen und Sach- 
verständigen, und zwar auch in der Form der Versicherung unter Berufung auf den 
geleisteten Eid; der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung steht die Berufung auf 
eine solche gleich. Es genügt, daß die eidesstattliche Versicherung in der dem Gesetz ent- 
sprechenden Form mündlich oder schriftlich vor der zuständigen Behörde abgegeben 
worden ist; die Nichtigkeit der Versicherung schließt nicht die Anwendung des $ 160 
aus (RGSt. 76 138). 

2. Unter Verleiten ist auch hier die Einwirkung auf den Willen eines anderen zu 
verstehen, welche diesen bestimmt, die von dem Verleiter gewollte Tat als eigene zu 
verwirklichen. Die Verleitung zur falschen Versicherung an Eides Statt kann vor allem 
darin bestehen, daß jemand bestimmt wird, ein Schriftstück zu unterzeichnen, von dem 
er nicht weiß, daß es eine Versicherung an Eides Statt enthält (RGSt. 84 298). 

HL Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Verleiter muß das Be- 
wußtsein und den Willen haben, daß der zu Verleitende eine bestimmte Tatsache be- 
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schwöre, weiter Kenntnis von der Unwahrheit dieser Tatsache habe; er muß weiter 
annehmen, daß der Schwörende das, was er beschwört, für wahr hält. Bedingter 
Vorsatz ist ausreichend. Über den inneren Tatbestand bei der Verleitung zur Abgabe 
einer falschen eidesstattlichen Versicherung vgl. RG JW 1988 S. 1159. 


IV. Der Tatbestand ist erst vollendet, wenn der Eid wirklich geleistet oder die Aussage 
gemacht ist. Unerheblich ist es dabei, ob der Verleitete sich strafbar macht oder nicht. 

Im Gegensatz zu $ 159 ist hier auch der Versuch mit Strafe bedroht. In der Einwirkung 
auf eine Mittelsperson kann bereits ein Versuch liegen (oben $ 159 Anm Il1; and. 
RGSt. 45 286). Nach RG JW 1934 S. 1175 soll nur Versuch auch dann vorliegen, wenn 
der Verleitete den Eid wissentlich falsch schwört, der Verleiter dagegen wollte, daß 
der Täter das objektiv Falsche gutgläubig beschwöre; dann liegt aber bereits Voll- 
endung vor (Frank 8159 Anm. IV, Kohlrausch Anm. 3). 


V. Teilnahme ist möglich durch Anstiftung oder Beihilfe. 
VI. Das kommende Recht will den Tatbestand sachlich unverändert übernehmen; vgl. Mezger in 


Gürtner II S. 352. 
8 161 


Bei jeder Verurteilung wegen Meineides, mit Ausnahme der Fälle in den 88 157 und 158, 
ist auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte und außerdem auf die dauernde Unfähigkeit 
des Verurteilten, als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernommen zu werden, zu 
erkennen. 

In den Fällen der 88 156 bis 159 kann neben der Gefängnisstrafe auf Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 


I. Die Vorschrift behandelt die Nebenfolgen, die bei der Verurteilung wegen gewisser 
Eidesdelikte in Betracht kommen. Bei der Verurteilung wegen Meineids muß auf ge- 
wisse Nebenfolgen erkannt werden (Abs. 1); bei der Verurteilung wegen bestimmter 
anderer Eidesdelikte kann der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte ausgesprochen 
werden (Abs. 2). An die Verurteilung wegen fahrlässigen Falscheides ($ 163) darf keine 
der in dieser Vorschrift genannten Nebenfolgen geknüpft werden. 


Il. Bei der Verurteilung wegen Meineides ist der Ausspruch zweier Nebenfolgen 
zwingend vorgeschrieben. Unter Meineid sind hier nur die Tatbestände der $$ 153, 154 
einschließlich des $ 155 zu verstehen. Es muß die Verurteilung auf Grund dieser Be- 
stimmungen erfolgen, ohne daß eine Strafermäßigung nach $ 157 oder nach $ 158 ein- 
greift. Bei einer Verurteilung aus $ 159 kommt $ 161 nicht in Betracht (RG JW 1937 
S. 2961). Für den Anstifter gilt das gleiche wie für den Täter (RGSt.4 379). 


1. Es ist in diesen Fällen auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu er- 
kennen. Gegen Jugendliche darf auf diese Nebenstrafe nicht erkannt werden ($ 9 Abs.5 
JGG), sofern nicht die Voraussetzungen der VO zum Schutz gegen jugendliche Schwer- 
verbrecher vom 4. Oktober 1939 vorliegen. 


2. Es muß weiter auf die dauernde Unfähigkeit des Verurteilten erkannt werden, 
als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernommen zu werden. Bei 
dieser Maßnahme handelt es sich nicht um eine Nebenstrafe, sondern um eine polizei- 
liche Vorbeugungs- und Sicherungsmaßregel (RGSt. 60 286). Sie ist auch gegen bereits 
eidesmündige Jugendliche und gegen vermindert Zurechnungsfähige auszusprechen 
(RGSt. 69 30). 

Das Strafgesetz kennt nicht die Aberkennung der Fähigkeit, als Partei eidlich ver- 
nommen zu werden, obwohl die Parteivernehmung in vielen Richtungen der Zeugen- 
vernehmung entspricht. Nach $ 452 Abs. 4 ZPO ist aber die Beeidigung einer Partei, 
die wegen wissentlicher Verletzung der Eidespflicht rechtskräftig verurteilt ist, un- 
zulässig. 
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8. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ist bei Versuch oder Beihilfe 
ebenfalls zwingend ($$ 45, 49); nach der grundsätzlichen Gleichstellung des Versuchs 
und der Beihilfe mit der vollendeten Tat in den Unrechtsfolgen muß das gleiche für die 
Aberkennung der Fähigkeit zur eidlichen Vernehmung gelten (RG DR 1943 S. 894); 
dies war bisher streitig; wie hier schon früher für den Versuch Binding Lehrbuch 2 S.158. 


IM. In den in Abs. 2 genannten Fällen kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. Voraussetzung für diesen Ausspruch ist aber hier, daß die Dauer 
der erkannten Gefängnisstrafe drei Monate erreicht ($ 32 Abs. 1). 


IV. Wenn bei Tateinheit zwischen Meineid und Betrug die Strafe aus $ 263 entnommen 
wird, bleibt trotzdem $ 161 anwendbar (RG HRR 1988 Nr. 911, 1565); vgl. auch oben 
$73 Anm. IV5b. 

V. Das kommende Recht will nicht mehr die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte mit der 


Verurteilung wegen Meineids verknüpfen; der Verurteilte muß aber beim Meineid auf Lebenszeit für 
eidesuntauglich erklärt werden. 
8 162 


Wer vorsätzlich einer durch eidliches Angelöbnis vor Gericht bestellten Sicherheit oder 
dem in einem Offenbarungseide gegebenen Versprechen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren bestraft. 


I. Der Eidesbruch ist im allgemeinen nicht mit krimineller Strafe bedroht, so z. B. 
nicht der Bruch des im Beamteneid abgegebenen Gelöbnisses. Die vorliegende Stelle 
erklärt den Eidesbruch in zwei Fällen für kriminell strafbar; beide Fälle haben kaum 
noch einen praktischen Anwendungsbereich. 

U. Strafbar ist: 


1. Das Zuwiderhandeln gegen eine durch eidliches Angelöbnis vor Gericht bestellte 
Sicherheit. Eine derartige Sicherheit käme theoretisch nach $ 108 ZPO in Betracht. 

2. Das Zuwiderhandeln gegen das in einem Offenbarungseid gegebene Versprechen. 
Auch für diese Form des Eidesbruchs besteht nur noch ein ganz geringer Anwendungs- 
bereich; beim Offenbarungseid wegen Fruchtlosigkeit der Pfändung ($ 807 ZPO) kommt 
ein derartiges Versprechen nicht in Betracht; möglich ist es ausnahmsweise beim Offen- 
barungseid gemäß $ 261 Abs.2 BGB, 8883 Abs. 3 ZPO. 


II. Für das kommende Recht ist eine entsprechende Vorschrift nicht mehr vorgesehen. 


S 163 

Wenn eine der in den 88 158 bis 156 bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit 
begangen worden ist, so tritt Gefängnisstrafe bis zu einem Jahre ein. 

Strafiosigkeit tritt ein, wenn der Täter, bevor eine Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine 
Untersuchung gegen ihn eingeleitet und bevor ein Rechtsnachteil für einen anderen aus 
der falschen Aussage entstanden ist, diese bei derjenigen Behörde, bei welcher er sie ab- 
gegeben hat, widerruft. 


Schrifttum: Engisch, Die Verletzung der Erkundigungspflicht, ZStW 52 S. 661; Nachweise 
aus der Rechtsprechung bei Clemens, Der fahrlässige Falscheid im Rahmen der subjektiven Eides- 
theorie, 1938 (Diss. München); Sipmann, Der fahrlässige Falscheid als Tatbestand des Strafrechts, 
1936 (Diss. Leipzig). 

I. Die Vorschrift behandelt den fahrlässigen Falscheid. Strafgrund ist beim Zeugen 
die Verletzung der bei der Vernehmung bestehenden Aufklärungspflicht; für den Zeugen 
besteht keine Pflicht, sich vor der Vernehmung vorzubereiten; die Verletzung dieser 
Pflicht kann daher nicht die Grundlage der Bestrafung bilden (Frank Anm. I 3; and. 
Olshausen Anm. 2). Dies gilt in gleicher Weise für das Strafverfahren und für den 
Zivilprozeß (vgl. Engisch aaO S. 684 Anm.53). Zutreffend sagt RGSt. 87 399, ‚daß 
nicht die Verletzung einer durch eine bevorstehende Eidesleistung gegebenen Pflicht 
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zur Anstellung von Nachforschungen und Auffrischung des Gedächtnisses als Eides- 
verletzung unter Strafe gestellt ist, sondern das fahrlässige Verhalten bei der eidlichen 
Aussage selbst. Die strafbare Fahrlässigkeit kann nicht in dem gefunden werden, was 
der Schwörende vor der Eidesleistung getan oder unterlassen hat. Die Schuld liegt 
darin, daß der Täter schwört, obgleich er sich zur Zeit der Eidesleistung bzw. der eid- 
lichen Aussage sagen konnte und mußte, daß er wegen unterbliebener oder mangelhafter 
Vorbereitung und Überlegung so nicht schwören dürfe“; ebenso z. B. RGSt. 62 129, 
RG JW 1986 S. 260. Der Partei liegt dagegen eine Vorbereitungspflicht ob (RGSt. 65 
28); diese Pflicht ist ein Teil der Mitwirkungspflicht der Parteien, die sich aus dem Vor- 
spruch zu der Zivilprozeßnovelle vom 27. Oktober 1933 ergibt, in dem von der Pflicht 
der Parteien gesprochen wird, „durch redliche und sorgfältige Prozeßführung dem 
Richter die Findung des Rechts zu erleichtern“ (hierzu aber nochRG HRR 1941 Nr.1019). 
Ist Gegenstand der Eidesleistung eine Überzeugung des Schwörenden, dann kann in 
der Verletzung der Aufklärungspflicht nur ausnahmsweise eine Fahrlässigkeit liegen. 

Vom Standpunkt der subjektiven Eidestheorie aus besteht für den fahrlässigen Falsch- 
eid nur ein sehr geringes Anwendungsgebiet ; vgl hierüber Clemens aaO, besonders S.96. 

I. Für den äußeren Tatbestand ist zunächst erforderlich, daß der äußere Tatbestand 
einer der in den $$ 153-156 enthaltenen Vorschriften erfüllt ist. 

II. Für den inneren Tatbestand wird Fahrlässigkeit verlangt. Über Fahrlässigkeit im 
allgemeinen vgl.oben $59 Anm.V. Über das Verhältnis des Tatbestandes zu den sonstigen 
Fahrlässigkeitsdelikten vgl. Boldt ZStW 55 S. 66. Unkenntnis von der Unrichtigkeit 
der beschworenen Tatsache bildet nach $ 163 kein Tatbestandsmerkmal, dessen Vor- 
handensein selbständig und ausdrücklich nachgewiesen werden müßte (RGSt. 41 390). 

Da die Pflichten der einzelnen an einem Verfahren beteiligten Personen verschieden 
sind, kann auch die Fahrlässigkeit bei diesen Personen in verschiedenem Umfang ge- 
geben sein. | 

1. Beim Zeugen kann die Fahrlässigkeit vor allem darin liegen, daß er die Unwahr- 
heit der beschworenen Tatsache nicht kennt, obwohl er sie bei Anwendung der pflicht- 
gemäßen Sorgfalt hätte kennen können. Entscheidend ist hierbei nur die ungenügende 
geistige Sammlung während der Vernehmung, nicht die Unterlassung der Vor- 
bereitung (vgl. oben I; zusammenfassend über die Grundsätze der reichsgerichtlichen 
Rechtsprechung RG JW 1986 S. 260, RG HRR 1988 Nr. 631). Die Fahrlässigkeit kann 
bereits allein in der mangelhaften Konzentration bei der Aussage liegen, darin, 
daß der Zeuge gewissermaßen aufs Geratewohl aussagt (RGSt. 42 237, RG JW 1928 
S. 721). Hat sich allerdings in dem Schwörenden ein Erinnerungsirrtum so fest ein- 
gewurzelt, daß er durch bloße Willensanspannung nicht berichtigt werden kann, dann 
enthält die mangelnde Anspannung des Willens keine Fahrlässigkeit (RGSt. 57 23%, 
68 372, RG JW 1929 S. 778 mit Anm. Mezger, RG DR 1989 S. 988). Ein den Vorwurf 
der Fahrlässigkeit begründender Mangel an Sorgfalt kann aber auch in diesen Fällen 
dann vorliegen, wenn der Schwörende ihm im Augenblick der unrichtigen Aussage er- 
kennbar zu Gebote stehende äußere Anhaltspunkte zur Verbesserung und Richtig- 
stellung seiner Aussage nicht benutzt oder wenn er Gedächtnishilfen, die ein erfolg- 
reiches und besseres Ergebnis seiner Überlegungen sichergestellt hätten oder die ihn 
zu Zweifeln an der Zuverlässigkeit seiner Erinnerung und damit an der Richtigkeit 
seiner Aussage hätten führen müssen, unberücksichtigt gelassen hat (RG JW 1936 
S. 260, 1989 S. 87, 88, RG HRR 1988 Nr. 631). Wegen Nichtbeachtung eines offen- 
sichtlichen Anhaltspunktes handelt z. B. fahrlässig, wer eine ihm vorgelegte fremde 
Uhr nach flüchtigem Hinsehen als seine ihm gestohlene bezeichnet und seine Aussage 
beeidet, trotzdem er bei genauerer Prüfung an einem Monogramm der Uhr seinen Irr- 
tum leicht hätte erkennen können. Der Vorwurf der Fahrlässigkeit kann sich ferner 
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daraus ergeben, daß der Schwörende erkennbare Fehlerquellen bei der Aussage 
nicht berücksichtigt, so z. B. Trunkenheit, Erregung, Dunkelheit zur Zeit der Wahr- 
nehmung oder Kürze der Beobachtungszeit (RGSt.25 124, RG DJ 1985 S. 966, RG 
JW 1989 S. 87). 

Die Fahrlässigkeit kann weiter z. B. darin bestehen, daß der Schwörende sich ver- 
spricht, seinen Worten einen ungebräuchlichen, unrichtigen Sinn beilegt oder sich miß- 
verständlich ausdrückt und so etwas anderes beschwört als er beschwören will, ferner 
darin, daß er vergißt, eine erhebliche Tatsache mitzuteilen, und zwar auch dann, wenn 
er nicht ausdrücklich danach gefragt worden ist (RGSt. 57 152). Möglich ist weiter, daß 
jemand: bewußt eine falsche, insbesondere auch eine unvollständige Aussage fahrlässig 
beschwört. Hierher gehören vor allem die Fälle, in denen ein schuldhafter Irrtum über 
die Bedeutung der Eidesleistung zu einem Falscheid führt. Dies ist z. B. der Fall, wenn 
der Schwörende irrtümlich glaubt, er stehe keiner Behörde gegenüber oder die Behörde 
sei zur Abnahme des Eides nicht berechtigt, weiter etwa, wenn der Zeuge sich in einem 
Irrtum über den Umfang der Wahrheitspflicht befindet, z. B. glaubt, der Eid umfasse 
nicht die Personalangaben (RGSt. 60 408); vgl. auch RGSt. 66 227 (schuldhafte An- 
nahme des Vorhandenseins der Notstandsvoraussetzungen nach $52 oder $ 54). Dar- 
über, inwieweit in dem Unterlassen eines Widerspruchs gegenüber der Niederschrift 
der Aussage eine Fahrlässigkeit liegen kann, vgl. RG JW 1982 S. 3073 mit Anm. Mezger; 
unter Umständen muß der Zeuge auch auf eine klare Fragenstellung hinwirken (RG 
HRR 1941 Nr. 161). 

2. Den Sachverständigen trifft nicht nur eine Aufklärungspflicht während der Er- 
stattung seines Gutachtens, sondern auch eine Vorbereitungspflicht vor seiner 
Vernehmung; das Verschulden des Sachverständigen kann daher auch in mangelhafter 
Vorbereitung bestehen (Olshausen Anm. 3c, LK Anm.5b; and. Frank Anm. |]). 

8. Die Partei hat nicht nur während der Vernehmung eine Aufklärungspflicht zu er- 
füllen; sie hat schon vor der Vernehmung eine Vorbereitungspflicht; dies gilt insbeson- 
dere bei der eidlichen Parteivernehmung (RG HRR 1988 Nr. 631) und beim Offenbarungs- 
eid (RG HRR 1988 Nr. 1077); über Fahrlässigkeit beim Offenbarungseid über die Her- 
ausgabe von Sachen nach $ 883 ZPO vgl. RG HRR 1989 Nr. 345. Wenn sich z. B. eine 
Partei nicht an Hand ihrer Bücher und Korrespondenz genügend vor der Aussage in- 
formiert, so kann dies den Vorwurf der Fahrlässigkeit begründen. Für die Frage, wann 
eine Fahrlässigkeit bei der Vernehmung vorliegt, gelten die entsprechenden Grund- 
sätze wie beim Zeugen (RG HRR 1988 Nr. 631; oben 1). 

4. Bei Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung kann eine Fahrlässigkeit 
z. B. darin liegen, daß der Erklärende aus schuldhafter Nachlässigkeit die Unrichtigkeit 
der ihm vorgelegten Erklärung oder die Tatsache nicht erkannt hat, daß das Schrift- 
stück, das er unterschrieb, eine eidesstattliche Versicherung darstellte (RGSt. 70 267). 

IV. Der Widerruf führt hier nach Abs. 2 unter ähnlichen Voraussetzungen zur Straf- 
losigkeit, wie er beim Meineid eine Strafmilderung oder Straffreiheit bewirken kann. Im 
Unterschied zu $ 158 kann hier aber der Widerruf nur bei derjenigen Behörde erfolgen, 
bei der die falsche Aussage abgegeben worden ist. Durch dieses Erfordernis wird die 
Möglichkeit der Vermittlung anderer Personen oder Behörden nicht ausgeschlossen; für 
die Rechtzeitigkeit des Widerrufs ist aber der Eingang bei der Behörde maßgebend, 
vor der der Eid geleistet ist. Vgl. im übrigen die Anmerkungen zu $ 158. 

V. Zwischen Meineid und fahrlässigem Falscheid ist Fortsetzungszusammen- 
hang ausgeschlossen. 


VI. Das kommende Strafrecht will davon ausgehen, daß auch für den Zeugen eine Pflicht bestehe, 
die Aussage vorzubereiten. Es will die Strafbarkeit auf die Fälle leichtfertiger Verletzung der Eides- 
pflicht beschränken; leichte Fährlässigkeit soll nicht mehr strafbar sein; vgl. Mezger in Gürtner II 
3.8351. 
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Wer einen anderen bei einer Behörde oder einem zur Entgegennahme von Anzeigen 
zuständigen Beamten oder militärischen Vorgesetzten oder öffentlich wider besseres Wis- 
sen einer strafbaren Handlung oder der Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht in der 
Absicht verdächtigt, ein behördliches Verfahren oder andere behördliche Maßnahmen 
gegen ihn herbeizuführen oder fortdauern zu lassen, wird wegen falscher Anschuldigung 
mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer in gleicher Absicht bei einer der im Abs. 1 bezeichneten Stel- 
len oder öffentlich über einen anderen wider besseres \Vissen eine sonstige Behauptung 
tatsächlicher Art aufstellt, die geeignet ist, ein behördliches Verfahren oder andere be- 
hördliche Maßnahmen gegen ihn herbeizuführen oder fortdauern zu lassen. 

Ist die Tat in der Absicht begangen, sich oder einem Dritten einen Vorteil zu verschaf- 
fen, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 

Neben der Strafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Ist die faische Anschuldigung (Abs. 1, 2) nicht wider besseres Wissen, aber vorsätzlich 
oder leichtfertig begangen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geld- 
strafe. 

Solange ein infolge der gemachten Anzeige eingeleitetes Verfahren anhängig ist, soll 
mit dem Verfahren und mit der Entscheidung über die falsche Anschuldigung innegehal- 
ten werden. 


Schrifttum: Köhler, Die falsche Verdächtigung, GS 111 S. 3389.-L. Schäfer, Gesetz zur Ab- 
Anderung strafrechtlicher Vorschriften vom 26. Mai 1933 (2. Aufl.) in Pfundtner-Neubert, Das neu- 
deutsche Reichsrecht II c6.- Simon, Das Wesen der falschen Anschuldigung 1939 (StrafrAbh. Heft 
401). -— Straube, Wann ist die Verdächtigung des $ 164 StGB falsch? DJ 1940 S. 645. — Krimino- 
logisch Geschke, Das Delikt der falschen Anschuldigung im Bezirk des Amtsgerichts Leipzig, 1940 
(Untersuchungen zur Kriminalität in Deutschland Ileft 6). 


I. Die Vorschrift behandelt die falsche Anschuldigung. Die falsche Anschuldigung 
stellt einen Angriff gegen die Rechtspflege dar; diese ist Schutzobjekt der Bestim- 
mung. Diese Auffassung ist schon früher überwiegend insbesondere aus der systemati- 
schen Stellung der Vorschrift gefolgert worden (so z. B. Binding Lehrbuch 2 S. 525, 
LK Anm.1, v. Liszt-Schmidt S. 839, Olshausen Bem.1 vor $ 164, RGSt.59 35); die 
Neufassung der Vorschrift durch die Novelle von 1933 sowie die Entwicklung der letzten 
Jahre haben nur noch eine weitere ‚„‚Akzentverschiebung zugunsten des Schutzes der 
Interessen der Rechtspflege vollzogen‘ (Schäfer-Dohnanyi S. 30, vgl. weiter auch Ols- 
hausen Nachtrag S. 167). Die Vorschrift dient daneben auch dem Schutze der Ehre des 
fälschlich Angeschuldigten, wie sich aus $ 165 ergibt, der den Angeschuldigten als den 
Verletzten bezeichnet. Dieser Zweck steht aber nicht im Vordergrund. ‚Die Gefährdung 
der Rechtspflege ist es, ... . die der Handlung ihr Gepräge gibt‘ (RGSt. 59 35; ähnlich 
‚im Ergebnis Köhler aaO S. 337). Abweichend ist vor allem Frank Anm. I der Auffas- 
sung, daß sich die falsche Anschuldigung sowohl gegen die Rechtspflege als auch gegen 
den Denunzierten richte, derart, daß in jedem Einzelfalle diese Doppelseitigkeit zum 
Ausdruck kommen müsse (ebenso wohl Gerland S. 376). Diese Doppelnaturtheorie kann 
heute nicht mehr aufrechterhalten werden (Schäfer-Dohnanyi S. 30). Den Akzent legt 
dagegen ganz auf die Ehrverletzung Ramm GS 109 S. 240; ähnlich auch Rietzsch 
DStR 1943 S. 101. 

Aus der hier vertretenen Auffassung ergibt sich, daß die Einwilligung des Ver- 
dächtigten die Rechtswidrigkeit nicht ausschließt (Binding Lehrbuch 2 S. 528, Olshau- 
sen Bem.1 vor $ 164, RGSt. 59 35; and. Frank Anm. I 1). Die hier dargelegte Auffas- 
sung ist ferner für die Konkurrenzen von Bedeutung. 
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II. Zum äußeren Tatbestand gehört zunächst entweder eine Verdächtigung bestimmter 
Art (Abs. 1) oder das Aufstellen tatsächlicher Behauptungen bestimmter Art (Abs.2). 
Über das Verhältnis beider Absätze zueinander vgl. RG JW 1985 S. 864. 


1. Die Verdächtigung bestimmter Art. 


a) Unter Verdächtigung ist jede Mitteilung zu verstehen, die einen Verdacht auf eine 
andere Person lenkt oder einen bereits bestehenden Verdacht verstärkt. Es macht 
keinen Unterschied, ob dies ausdrücklich oder in versteckter Weise, ob es in einer An- 
zeige oder bei einer Vernehmung oder dadurch geschieht, daß der Behörde trügerische 
Beweisgrundlagen in die Hände gespielt werden (RGSt. 69 175). Wer auf frischer Tat 
ertappt worden ist und bei der polizeilichen Vernehmung den Namen eines anderen 
angibt, um diesen als Täter erscheinen zu lassen, verdächtigt diesen (RGSt. 69 174). 
Eine aus eigenem Antrieb hervorgegangene freiwillige Verdächtigung eines anderen ist 
nicht erforderlich (RG DR 1940 S. 682). Eine Verdächtigung liegt ferner darin, daß der 
Polizei Schreiben in die Hände gespielt werden, die nach Fassung und Inhalt auf einen 
namentlich nicht bezeichneten anderen als Verfasser hindeuten (RG HRR 1989 Nr.464). 
Auch die dienstliche Mitteilung eines Amtswalters an eine Behörde kann eine Verdäch- 
tigung im Sinne dieser Vorschrift sein (RGSt. 72 97). 


b) Gegenstand der Verdächtigung muß die Beschuldigung einer strafbaren Handlung 
oder die Behauptung einer Amts- oder Dienstpflichtverletzung sein. 


«) Unter strafbarer Handlung ist eine zur angeblichen Zeit der Tat nach inländischem 
Recht mit Kriminalstrafe bedrohte Handlung zu verstehen. Ergibt sich aus der Dar- 
stellung des Sachverhalts in der Anzeige ohne weiteres, daß eine strafbare Handlung 
nicht vorliegt (weil ein Rechtfertigungs- oder ein Schuldausschließungsgrund gegeben 
ist) oder daß die Handlung nicht verfolgbar ist (weil es an einer Prozeßvoraussetzung 
fehlt), so ist der objektive Tatbestand nicht erfüllt; werden diese Umstände aber ver- 
schwiegen, dann ist eine Verdächtigung auch dann gegeben, wenn derartige Umstände 
tatsächlich vorliegen (Beispiel in RG JW 1984 S. 169). 


B) Die Behauptung einer Amts- oder Dienstpflichtverletzung kommt in bezug auf 
alle Inhaber eines staatlichen Amtes in Betracht, weiter aber auch hinsichtlich der An- 
gehörigen der Wehrmacht und des Reichsarbeitsdienstes, der Mitglieder der Partei, der 
Angehörigen der SA und SS, des NSKK, ferner auch in bezug auf Rechtsanwälte 
(RG JW 1936 S.1604) und auf Personen, die auf Grund einer Konzession oder Ap- 
probation tätig sind (Olshausen Nachtrag S.167; zum Teil abweichend wohl Schwarz 
Anm.iAb). 


y) Ob eine strafbare Handlung oder Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht vor- 
liegt, braucht der Täter nicht selbst zu entscheiden; es genügt, daß er ein Verhalten 
vorwirft, das entweder kriminell oder disziplinarisch zu ahnden wäre; auch im Urteil 
ist nach dieser Richtung eine wahlweise Feststellung ausreichend (L.Schäfer Anm.8). 


8) Das bloße Einklagen eines unbegründeten Anspruchs im Zivilprozeß kann nicht 
Gegenstand einer Verdächtigung sein (RG JW 1988 S.2733). 


2. Statt der Verdächtigung einer strafbaren Handlung oder der Verletzung einer Amts- 
oder Dienstpflicht genügt für den äußeren Tatbestand auch die Aufstellung sonstiger 
Behauptungen tatsächlicher Art, die geeignet sind, ein behördliches Verfahren oder 
andere behördliche Maßnahmen herbeizuführen oder fortdauern zu lassen. Den Gegen- 
satz zu den Behauptungen tatsächlicher Art bilden die Werturteile (vgl. hierzu $ 186). 
In Betracht kommt hier z. B. der Vorwurf kommunistischer oder sozialdemokratischer 
Betätigung oder früherer Zugehörigkeit zu marxistischen Parteien oder die Behauptung 
nichtarischer Abstammung. 
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Zu den behördlichen Verfahren oder anderen behördlichen Maßnahmen gehören 
z. B. Strafverfahren, Dienststrafverfahren, Schutzhaft (RGSt. 72 200). Dem behörd- 
lichen Verfahren sind parteigerichtliche Verfahren in entsprechender Anwendung ($ 2) 
gleichzustellen (RG DR 1948 S. 749). 

8. Der äußere Tatbestand setzt weiter voraus, daß die Beschuldigung objektiv unwahr 
ist. Dies ergibt sich daraus, daß das Gesetz ein Handeln wider besseres Wissen verlangt. 
Falsch ist eine Verdächtigung dann, wenn ihr wesentlicher Inhalt den Tatsachen nicht 
entspricht (RG DR 1942 S. 1141). 

4. Erforderlich ist die Verdächtigung eines anderen. Die Beschuldigung muß sich 
gegen eine bestimmte vorhandene und erkennbare Person richten (RGSt. 70 368). Es 
genügt hierbei, daß der Betreffende so bezeichnet ist, daß seine Ermittlung möglich ist 
(RGSt. 42 18). Die falsche Selbstverdächtigung ist nicht strafbar. 

Zweifelhaft war, ob in entsprechender Anwendung ($ 2) auch bestraft werden konnte, 
wer einer Behörde die Begehung einer Straftat vortäuscht, ohne eine bestimmte Person 
zu verdächtigen. Diese Fälle werden jetzt durch $145d (Vortäuschung einer Straftat) 
erfaßt. 


II. Die Verdächtigung oder die Aufstellung der Behauptung tatsächlicher Art muß 
gegenüber bestimmten Stellen oder in bestimmter Weise erfolgen, nämlich entweder bei 
einer Behörde oder einem zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen Beamten oder 
militärischen Vorgesetzten oder öffentlich (Abs. 1 und 2). 


1. Behörde ist ein ständiges, von der Person des Inhabers unabhängiges Organ der 
Staatsgewalt, das dazu berufen ist, unter öffentlicher Autorität für die Herbeiführung 
der Zwecke des Staates tätig zu sein (RGSt. 54 150). Den staatlichen Behörden sind in 
entsprechender Anwendung ($ 2) die Dienststellen der Partei sowie der SA (RG DR 
1943 S. 749) gleichzustellen (RGSt. 71 222, 267); vgl. noch $ 114 Anm. II 2, 3. Darauf, 
ob die Behörde für die Bearbeitung der Anzeige zuständig ist, kommt es nicht an (RG 
DJ 1987 S. 943). 

Als Behörde im Sinne dieser Vorschrift sind beispielsweise angesehen worden der Leiter 
der Partei-Kanzlei (RG HRR 1989 Nr. 656), die Gauleitungen der NSDAP (RGSt. 71 
222, 268, 72 130), der Führer eines Reichsarbeitsdienstlagers (OLG München DStR 
1989 S.220), das Winterhilfswerk (RG DJ 1937 S.1288), der Reichsnährstand (RG JW 
1987 S. 754), die Reichsschrifttumskammer (RGSt. 72 216, RG JW 1988 S.167), der 
Reichshandwerksmeister (RG JW 1988 5.1804). Nicht zu den Behörden rechnen öf- 
fentlichrechtliche Körperschaften, die nicht für die Zwecke des Staates, sondern ledig- 
lich für ihre eigenen Zwecke (Betreuung ihrer Mitglieder) tätig sind wie Ortskranken- 
kassen und Berufsgenossenschaften (RG DStR 1987 S.51) und Provinzialfeuersozietäten 
(OLG Marienwerder DStR 1987 S.173). 

2. Zur Entgegennahme von Anzeigen zuständige Beamte sind die Beamten des Polizei- 
und Sicherheitsdienstes ($ 158 StPO), ferner auch Disziplinarvorgesetzte jeder Art (vgl. 
$$ 94, 96 MStGO). In entsprechender Anwendung ($ 2) sind gleichzustellen die Amts- 
walter, Hoheitsträger und Vorgesetzten der NSDAP, ihrer Gliederungen und ange- 
schlossenen Verbände. 

8. Über den Begriff öffentlich vgl. $ 110 Anm. IV 1a. 


IV. Für den Inneren Tatbestand ist Handeln wider besseres Wissen und eine bestimmte 
Absicht erforderlich. 

1. Wider besseres Wissen handelt, wer das Bewußtsein hat, daß die Beschuldigung 
unwahr ist (RGSt. 71 37). Bedingter Vorsatz genügt nicht; es ist vielmehr Kenntnis von 
der Unrichtigkeit der Verdächtigung erforderlich (RG JW 1985 S.864). Wider besseres 
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Wissen wird jemand einer Straftat nur verdächtigt, wenn der Verdächtiger genau weiß, 
daß der Verdächtigte unschuldig ist, nicht, wenn er lediglich bewußt unrıchtige Ver- 
dachtsgründe gegen einen für schuldig gehaltenen vorbringt (RG HRR 1988 Nr.1568). 


2. Weiter muß die Absicht vorliegen, ein behördliches Verfahren oder andere behörd- 
liche Maßnahmen gegen den Verdächtigten herbeizuführen oder fortdauern zu lassen. 
Bedingter Vorsatz ist hier nicht ausreichend; dies kann auch nicht mit Hilfe des $ 2 
angenommen werden (RG JW 1987 S.1794). Dem behördlichen Verfahren ist ein partei- 
gerichtliches Verfahren in entsprechender Anwendung ($ 2) gleichzustellen. Für die Ab- 
sicht, ein behördliches Verfahren herbeizuführen, genügt es, daß die Einleitung des Ver- 
fahrens beabsichtigt ist, mag auch der Täter glauben, eine Bestrafung sei mangels Straf- 
antrages nicht möglich (RG HRR 1988 Nr. 1206). 


V. Eine erhöhte Strafe ist dann angedroht, wenn die Tat in der Absicht begangen 
ist, sich oder einem Dritten einen Vorteil zu verschaffen (Abs. 3). Es genügt 
ein Vorteil irgendwelcher Art; um einen Vermögensvorteil braucht es sich nicht zu 
handeln (RG JW 1988 S.501, RG HRR 1940 Nr. 331). Ausreichend ist z. B. die Ab- 
sicht einen Verdacht von sich abzuwenden (RGSt. 72 388). Auf die Fälle des Abs. 5 
(unten VI) ist die Vorschrift des Abs. 3 nicht anwendbar (RG DR 1941 8.1402). 


VI. Eine mildere Strafe ist für den Fall angedroht, daß die Tat nicht wider besseres 
Wissen, aber vorsätzlich oder leichtfertig begangen wird (Abs. 5). 


1. Vorsätzlich im Gegensatz zu wider besseres Wissen bedeutet, daß hinsichtlich 
der Unrichtigkeit der gemachten Angaben bedingter Vorsatz genügt. 


2. Leichtfertig ist gleichbedeutend mit grober Fahrlässigkeit (RGSt. 71 37, 174). 
Leichtfertigkeit erfordert den Nachweis von Umständen, die erhebliche Zweifel im Täter 
aufkommen lassen mußten (RG JW 1985 S.2961). Es besteht grundsätzlich eine Er- 
kundigungspflicht. Leichtfertig handelt, wer einen anderen einer strafbaren Hand- 
lung beschuldigt, obwohl er bei gewissenhafter, ihm möglicher und zumutbarer Prü- 
fung hätte erkennen müssen, daß die Unterlagen für seine Behauptung unzuverlässig 
oder unzulänglich sind (RGSt. 74 257). Von einem Laien kann aber nicht verlangt wer- 
den, daß er vorher selbst Ermittlungen über die Wahrheit einer Behauptung anstellt, 
weil er dazu ohne behördliche Machtmittel in der Regel nicht in der Lage ist (RGSt. 71 
37). Lag bei dem Täter ein festeingewurzeltes Erinnerungsbild vor, so muß festgestellt 
werden, daß ihm geeignete Hilfsmittel zur Verfügung standen, um die Unrichtigkeit 
der Anschuldigung zu erkennen (RG DR 1989 S.988; vgl. aber auch RG HRR 1940 
Nr. 183 und Nr. 1148). Mittäterschaft ist nach RG JW 1989 8.223 bei Leichtfertigkeit 
ausgeschlossen; vgl. demgegenüber $ 47 Anm. V. 


8. Auch für die Bestrafung nach Abs. 5 muß im übrigen der objektive und der sub- 
jektive Tatbestand des Abs. 1 oder Abs. 2 vorliegen. Der Täter muß insbesondere in 
der Absicht handeln, gegen den Verdächtigten ein behördliches Verfahren oder andere 
behördliche Maßnahmen herbeizuführen oder fortdauern zu lassen. 


VII. In den Fällen der Abs. 1, 2 und 3 kann neben der Strafe auf Verlust der bür- 
gerlichen Ehrenrechte erkannt werden (Abs. 4), sofern eine Gefängnisstrafe von 
mindestens 3 Monaten Dauer verhängt wird ($ 32 Abs. 1); bei einer Verurteilung aus 
Abs. 5 ist dies nicht zulässig (RG JW 1986 5.2715). Bei einer Verurteilung aus Abs. 1 
oder Abs. 2 darf an Stelle der verwirkten Gefängnisstrafe nach $ 27b eine Geldstrafe 
verhängt werden; im Falle des Abs. 3 ist dies nicht zulässig. 


VIH. Im Bereich des $ 164, und zwar auch des Abs. 5, ist $ 193 unanwendbar (RGSt. 
72 98, 74 261). 
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IX. Was das Verhältnis zu anderen Straftaten angeht, so kann Abs. 1 und Abs. 2 mit 
$ 187 in Idealkonkurrenz stehen (RG HRR 1940 Nr 1324), nicht dagegen mit $ 186 
(OLG Hamburg HRR 1935 Nr. 531). Dagegen kann zwischen Abs. 5 und $$ 185, 186 
Idealkonkurrenz vorliegen (RG JW 1938 S. 1014). Idealkonkurrenz kommt ferner mit 
$ 239 in Betracht (RG HRR 1989 Nr. 464). 

Fortsetzungszusammenhang zwischen einer wissentlich falschen und einer leicht- 
fertigen Anschuldigung ist nicht möglich (RGSt. 71 40, RG JW 1988 S.1388). 

Mehrere falsche Anschuldigungen gegen eine Person in einem Schriftstück stellen nur 
eine Tat dar (RG HRR 1939 Nr. 190). Bei Verdächtigung mehrerer Personen in einem 
Schriftstück kann Ideal- oder Realkonkurrenz gegeben sein (vgl. RG DR 1989 S. 623, 
1942 S. 1784); vgl. zu diesen Fragen aber $ 73 Anm. III 4. 


X. Zur Innehaltung des Verfahrens nach Abs. 6 vgl. RG DR 1941 S.1403. 


Xl. Das kommende Recht will die Vorschrift in den Abschnitt über Angriffe auf die Rechtspflege 
einreihen. Neben der Bestimmung über falsche Verdächtigung ist ein weiterer Tatbestand gegen das 
Vortäuschen einer Straftat vorgesehen, der eine leichtere Strafandrohung als der erste Tatbestand 
enthält; vgl. Mezger In Gürtner II S. 334. 


S 165 
Wird wegen falscher Anschuldigung auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem Verletzten 
die Befugnis zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öffentlich be- 
kanntzumachen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist zu derselben, ist in dem 


Urteile zu bestimmen. 
Dem Verletzten ist auf Kosten des Schuldigen eine Ausfertigung des Urteils zu erteilen. 


I. Die in Abs. 1 vorgesehene öffentliche Bekanntmachung des Strafurteils ist zugleich 
Nebenstrafe und Genugtuung für den Verletzten (RGSt. 78 26). 


II. Die Veröffentlichungsbefugnis ist auch dann zuzusprechen, wenn wegen falscher 
Anschuldigung in Idealkonkurrenz mit einem schweren Delikt, z. B. schwerer Urkunden- 
fälschung oder Meineid, verurteilt wird und die Strafe dem anderen Gesetz zu entnehmen 
ist (RGSt. 78 151 mit Anm. Mezger ZAkDR 1939.S. 419, RG DStR 1939 S. 165 mit 
Anm.K. Schäfer); vgl. auch oben $ 73 Anm. IV5b. Für die Anwendung der Vorschrift 
ist nach RG HRR 1989 Nr. 916 gegenüber solchen Personen kein Raum, ‚‚bei denen 
nach Lage des Falles die Zuerkennung eines Bedürfnisses für eine Genugtuung durch 
Veröffentlichung jedem gesunden Volksempfinden widersprechen würde“, 


III. Bei mehreren Verletzten ist jedem nur die Befugnis zur Veröffentlichung des 
ihn betreffenden Teils der Verurteilung zuzusprechen (RG DR 1941 S.1402/03). Ist ein 
Beamter verletzt, so ist - im Unterschied zu $ 200 - nur ihm persönlich, nicht seinem 
Vorgesetzten die Veröffentlichungsbefugnis gemäß dieser Bestimmung zuzuerkennen 
(RGSt. 72 169). 


IV. Die öffentliche Bekanntmachung kann auch durch Aushang erfolgen, z. B. am 
schwarzen Brett der Strafanstalten (RG HRR 1989 Nr. 657). Die Frist zur Bekannt- 
machung ist so zu bemessen, daß die Bekanntmachung wenigstens bei regelmäßigem 
Verlauf der Dinge möglich ist (RG DR 1942 S. 1757). 


V. Vgl. im übrigen noch die Bemerkungen zu $ 200. 


ELFTER ABSCHNITT 
VERGEHEN, WELCHE SICH AUF DIE RELIGION BEZIEHEN 


Schrifttum: Bruns, Die Religionsvergehen 1932 (Strafr. Abh. Heft.301). - Henkel, Strafrecht 
und Religionsschutz, ZStW 51 S. 916.- Kahl, Strafrechtsreform und Religionsschutz in. Festg. Frank II 
S. 287.- Klee, Religion und Strafrecht, DStR 1938 S. 145, 378. 

L Schutzobjekt der Vorschriften dieses Abschnitts ist der religiöse Frieden und das 
religiöse Gefühl des einzelnen; die Religion als solche ist nicht Schutzgegenstand (vgl. 
Gerland S. 399, v.Liszt-Schmidt S. 576, Olshausen Bem. 1 vor $ 166). 


ll. Über das kommende Recht vgl. Mezger in Gürtner II S. 211, Frank, Leitsätze II S. 67; E. Wolt, 
Die Neuordnung der Religlonsvergehen im kommenden deutschen Strafrecht, Archiv für evangelisches 
Kirchenrecht Bd. I (1937) S. 13. Vgl. auch Prothmann, Glaubensstrafrecht oder Seelenschutz ? 1937. 
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Wer dadurch, daß er öffentlich in beschimpfenden Äußerungen Gott lästert, ein Ärger- 

nis gibt, oder wer Öffentlich eine der christlichen Kirchen oder eine andere mit Korpora- 

tionsrechten innerhalb des Reichsgebiets bestehende Religionsgesellschaft oder ihre Ein- 

richtungen oder Gebräuche beschimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem 

anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte beschimpfenden Unfug verübt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 


Schrifttum: Beling, Die Beschimpfung von Religlonsgesellschaften usw. in: Festgabe für Dahn, 
III. Teil (1905) S.1; Kohlrausch, Die Beschimpfung von Religionsgesellschaften, 1908. Vgl. auch 
noch DJ 1936 S. 736. 

1. Die Vorschrift vereinigt drei verschiedene Tatbestände in sich: die Gotteslästerung, 
die Beschimpfung von Religionsgesellschaften sowie den beschimpfenden Unfug in einer 
Kirche oder in einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte. 


IL. Bei der Gotteslästerung ist Schutzobjekt das religiöse Gefühl, nicht Gott als solcher. 


1. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß jemand dadurch, daß er öffentlich 
in beschimpfenden Äußerungen Gott lästert, ein Ärgernis gibt. 


a) Unter Gott ist hier das allen monotheistischen Religionen gemeinsame höchste 
Wesen zu verstehen (Binding Lehrbuch 1 S. 179 mit weiteren Nachweisen). Die über- 
wiegende Auffassung geht demgegenüber von dem Gottesbegriff der christlichen Kirchen 
und sonstigen mit Korporationsrechten innerhalb des Reichsgebiets bestehenden Reli- 
gionsgesellschaften aus (RGSt. 6 78, Frank Anm. I, Gerland S.400, Olshausen Anm.2, 
Schwarz Anm.1 A). Gott lästern bedeutet in schmähsüchtiger Weise etwas über Gott 
aussagen, der Ehre und Heiligkeit Gottes Abbruch tun (RGSt. 61 153). Die Leugnung 
Gottes ist allein keine Lästerung. 


b) Die Lästerung muß in beschimpfenden Äußerungen und zwar Öffentlich geschehen. 
Beschimpfend ist jede durch ihre Form oder ihren Inhalt besonders verletzende rohe 
Kundgebung der Mißachtung (RGSt. 61 153). Eine Beschimpfung kann in der Behaup- 
tung einer schimpflichen Tatsache oder in einem abfälligen Werturteil bestehen, z. B. 
in der Erklärung, durch die Taufe vorbestraft zu sein (RGSt. 67 374 mit Anm. Kern 
JW 1934 S. 424). In der Wiedergabe der Äußerungen eines anderen kann dann eine 
Beschimpfung zu sehen sein, wenn der Wiedergebende sie sich zu eigen gemacht hat. 
Die Äußerung kann mündlich oder schriftlich sein; sie kann auch in einer bildlichen 
oder symbolischen Darstellung bestehen (RGSt.64 122, v.Hippel Lehrbuch S. 363 
Anm. 9, Schwarz Anm. 1 B; and. Gerland S. 400, Kohlrausch Anm. 3, Olshausen Anm.4). 
Über öffentliche Begehung vgl. oben $ 110 Anm. IV 1a. 
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c) Die Kundgebung muß ferner tatsächlich Ärgernis erregt, d.h. das religiöse Gefühl 
mindestens einer Person verletzt haben; es ist nicht ausreichend, daß die Äußerung ge- 
eignet war, Ärgernis zu geben (RGSt. 16 247). 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Vorsatz muß sich auch auf die Erregung von Ärgernis beziehen; die Ärgerniserregung 
ist nicht Bedingung der Strafbarkeit (Frank Anm. I, LK Anm. 9, Olshausen Anm. 8; 
and. Binding Lehrbuch 1 S.178). Eine besondere Absicht braucht der Täter nicht zu 
haben. 


IH. Der zweite Tatbestand betrifft die Beschimpfung von Religionsgesellschaften, 
ihrer Einrichtungen oder Gebräuche. Dieser Schutz erfolgt im Interesse des religiösen 
Friedens. Die Erregung von Ärgernis ist hier im Gegensatz zum ersten Tatbestand nicht 
erforderlich. 


1. Der äußere Tatbestand. 


a) Geschützt werden Religionsgesellschalten als solche dann, wenn sie in irgendeinem 
deutschen Lande die Korporationseigenschaft haben; auch die christlichen Kirchen wer- 
den nur geschützt, wenn sie diese Eigenschaft besitzen (Binding Lehrbuch 1 S. 180, 
Frank Anm. II, v. Liszt-Schmidt S. 577 Anm. 4, Olshausen Anm. 9, Schwarz Anm. 2A; 
and. Gerland S.401, Kohlrausch Anm. 6). Den Religionsgesellschaften in engerem 
Sinne sind Weltanschauungsvereinigungen, die Körperschaftsrechte erlangt haben, gleich- 
zustellen (LK Anm. 1; and. Frank S. 378, Olshausen Anm. 10). Jüdische Kultusvereini- 
gungen gehören in keinem Lande mehr zu den Körperschaften des öffentlichen Rechts 
($ 1 Ges. vom, 28. März 1938, RGBl. I S. 338). 

Die Beschimpfung muß sich unmittelbar gegen die Religionsgesellschaft richten; 
eine mittelbare Beschimpfung (durch Beschimpfung einzelner Lehr- oder Glaubenssätze 
oder hervorragender Persönlichkeiten) kann nicht als ausreichend angesehen werden. 
Wenn auch die mittelbare Beschimpfung genügen würde, so würde damit der Straf- 
schutz auf die Lehren der Religionsgesellschaften ausgedehnt werden, was vom Gesetz- 
geber nicht gewollt ist (Binding Lehrbuch 1 S. 180 Anm. 2, Frank S.378, Gerland S. 401). 
In der Rechtsprechung und im Schrifttum wird vielfach eine mittelbare Beschimpfung 
als ausreichend angesehen; vgl. die Nachweise im LK Anm. 10a, weiter z. B. v.Liszt- 
Schmidt 8.578. 


b) Geschützt werden weiter die Einrichtungen der genannten Religionsgesellschaften. 
Unter Einrichtungen sind die allgemeinen Ordnungen zu verstehen, die von befugter 
kirchlicher Stelle für die äußere und innere Verfassung sowie für die Religionsübung ge- 
schaffen sind (Frank Anm. II 2). Zu den Einrichtungen gehört z. B. das Predigtamt 
(RGSt. 9 160), die Spendung des Abendmahls (RGSt. 5 355) ; die 10 Gebote sind dagegen 
keine Einrichtung der christlichen Kirche (RGSt. 26 435); weitere Nachweise aus der 
Rechtsprechung bei Olshausen Anm. 12. 

c) Der Schutz erstreckt sich schließlich auf die Gebräuche der genannten Religions- 
gesellschaften. Gebräuche sind allgemeine tatsächliche Übungen von kirchlichen Ord- 
nungen; sie brauchen nicht auf kirchliche Autorität zurückführbar zu sein. Zu den Ge- 
bräuchen gehören z. B. die bei Beerdigungen üblichen Formen und Gebete (RGSt. 31 
133), ferner etwa der Segen (RG HRR 1982 Nr. 1272). Weitere Nachweise aus der 
Rechtsprechung bei Olshausen Anm. 12. 


d) Die strafbare Tätigkeit besteht im öffentlichen Beschimpfen; vgl. hierzu oben Il 1b. 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß auch das 
Bewußtsein von dem Charakter seiner Äußerung als einer beschimpfenden haben; RG 
GoltdArch. 87 8. 362 hält das Bewußtsein, die Äußerung sei geeignet, Einrichtungen 
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der Kirche zu beschimpfen, für ausreichend. Eine Absicht der Beschimpfung braucht 
nicht vorzuliegen. 


IV. Der dritte Tatbestand bezieht sich auf besehimpfenden Unfug In einer Kirche oder 
in einem anderen zu religösen Versammlungen bestimmten Orte. Es ist hier nicht er- 
forderlich, daß die Handlung öffentlich vorgenommen wird; es ist auch weiter nicht 
notwendig, daß durch sie Ärgernis erregt wird. 


1. Der äußere Tatbestand. 


a) Geschützt werden bestimmte Örtlichkeiten. Unter Kirchen ist das Kirchengebäude 
zu verstehen, soweit seine Räume der Gottesverehrung gewidmet sind. Andere zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmte Orte werden dann erfaßt, wenn die Verwen- 
dung zu religiösen Versammlungen die wesentliche Bestimmung des Ortes ist. Öffent- 
liche Straßen, durch welche sich herkömmlicherweise Prozessionen bewegen, gehören 
daher auch während des Durchzugs der Prozession nicht zu den geschützten Orten 
(RGSt.28 303). Friedhöfe fallen unter die Vosschrift, sofern auf ihnen religiöse Feier- 
lichkeiten nicht überhaupt ausgeschlossen sind (RG HRR 1982 Nr. 576; näher hierzu 
Olshausen Anm. 17). Die genannten Örtlichkeiten werden als solche geschützt; es ist 
nicht erforderlich, daß sie zur Zeit der Tat gerade für religiöse Zwecke benutzt werden; 
die Tat kann daher auch in der leeren Kirche verübt werden (RGSt. 82 212). 

b) Die strafbare Tätigkeit besteht im Verüben beschimpfenden Unfugs. Hierunter ist 
die Vornahme jeder Handlung zu verstehen, die durch ihre Roheit das religiöse Ge- 
fühl anderer zu verletzen geeignet ist und Mißachtung gegen die Heiligkeit des Ortes 
zum Ausdruck bringt (RGSt. 43 202). 


2. Der Innere Tatbestand verlangt Vorsatz. Neben dem Unrechtsbewußtsein muß der 
Täter Kenntnis von der Heiligkeit des Ortes und das Bewußtsein von dem beschimpfen- 
den Charakter der Handlung haben. Eine auf Beschimpfung gerichtete Absicht braucht 
nicht vorzuliegen. 


8. Möglich ist Idealkonkurrenz mit $ 167 und mit $ 168. 


S 167 

Wer durch eine Tätlichkeit oder Drohung jemand hindert, den Gottesdienst einer im 
Staate bestehenden Religionsgeselischaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche oder 
in einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte durch Erregung von 
Lärm oder Unordnung den Gottesdienst oder einzelne gottesdienstliche Verrichtungen 
einer im Staate bestehenden Religionsgesellschaft vorsätzlich verhindert oder stört, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 


I. Die Vorschrift enthält zwei Tatbestände: die Hinderung an Ausübung des Gottes- 
dienstes und die Störung des Gottesdienstes. Vgl. noch $ 339 Abs. 3. 


I. Die Hinderung an Ausübung des Gottesdienstes. 


1. Der äußere Tatbestand. 

a) Gottesdienst ist die Vereinigung der Mitglieder einer Religionsgesellschaft zu reli- 
giöser Erbauung durch Verehrung und Anbetung Gottes nach den Vorschriften, Ge- 
bräuchen und Formen ihrer Gemeinschaft (R 7 363). Der Gottesdienst braucht nicht in 
einem Gebäude stattzufinden; in Betracht kommen z. B. auch Waldgottesdienste oder 
Feldgottesdienste. Mißbraucht ein Geistlicher die Kanzel zu einem politischen Vortrage, 
so ist dies kein Gottesdienst; zum mindesten für die Dauer dieser nur den Namen einer 
Predigt führenden Ausführungen ist der Gottesdienst als unterbrochen anzusehen (vg]. 
RMG 17 43). Es muß sich um den Gottesdienst einer im Staate bestehenden Religions- 
gesellschaft handeln. Anders als in dem zweiten Tatbestand des $ 166 ist nicht erforderlich, 
daß die Religionsgesellschaft Korporationsrechte hat; sie muß nur im Staate bestehen. 
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b) Die strafbare Tätigkeit besteht darin, daß ein anderer durch eine Tätlichkeit oder 
Drohung gehindert wird, den Gottesdienst auszuüben. Die Hinderung kann sich nur gegen 
denjenigen richten, dessen Mitwirkung nach der Ordnung der betreffenden Religions- 
gesellschaft wesentlich ist; es übt nicht jeder, der an dem Gottesdienst teilnimmt, den 
Gottesdienst aus (Binding Lehrbuch 1 S. 182; and. z. B. Frank Anm. I 2, Olshausen 
Anm. 3, Schwarz Anm.1 B). Tätlichkeit bedeutet jede körperliche Einwirkung auf 
die Person eines anderen. Über Drohung vgl. $ 114 Anm. III2b. 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bei irrtümlicher Annahme 
eines Rechts zur Hinderung kann das Unrechtsbewußtsein fehlen (vgl. auch RMG 17 44). 


IH. Die Störung des Gottesdienstes oder einzelner gottesdienstlicher Verriehtungen 
richtet sich im Unterschied zum ersten Tatbestand nicht gegen einen einzelnen, sondern 
gegen die Gemeinde (RGSt. 10 42). 


i. Der äußere Tatbestand. 


a) Über Gottesdienst vgl. Anm. II 1 a. Außer dem Gottesdienst sind hier auch ein- 
zelne gottesdienstliche Verrichtungen geschützt. Hierunter sind alle auf dem 
Ritus beruhenden, unter Assistenz eines Geistlichen vorgenommenen Akte der Religions- 
ausübung zu verstehen, die neben dem eigentlichen Gottesdienst einem religiösen Be- 
dürfnisse einzelner zu dienen sowie eine Gottesverehrung zu betätigen bestimmt sind; 
hierher gehören z. B. Taufe, Einsegnung einer Ehe, kirchliche Beerdigung. 


b) Die Handlung besteht darin, daß in einer Kirche oder in einem anderen zu religiö- 
sen Versammlungen bestimmten Orte durch Lärm oder Unordnung der Gottesdienst 
oder die gottesdienstliche Handlung verhindert oder gestört wird. Über die in Betracht 
kommenden Örtlichkeiten vgl. $ 166 Anm. IV 1 a. Es kommt nicht auf den Ort an, wo 
die störende Handlung stattfindet, sondern wo sie ihre Wirkung äußert; der Täter kann 
sich also auch außerhalb der Kirche befinden. Maßgebend dafür, ob Lärm erregt ist, 
sind die normalen Schallempfindungen. Unordnung bedeutet Störung der äußeren 
Ordnung des Gottesdienstes (RGSt. 87 148). 

2. An der Rechtswidrigkeit fehlt es, wenn der Lärm durch einen erlaubten Ge- 
werbebetrieb entsteht und sich in den Grenzen einer ordnungsmäßigen Gewerbeausübung 
hält (RGSt. 87 151: Spielen eines Orchestrions in einer der Kirche benachbarten Wirt- 
schaft). 

8. Für den inneren Tatbestand wird vom Gesetz ausdrücklich Vorsatz verlangt. Eine 
auf Störung des Gottesdienstes gerichtete Absicht braucht nicht vorzuliegen. Glaubt 
der Täter, zur Störung berechtigt zu sein, dann kann es an dem Unrechtsbewußtsein 
fehlen; die Rechtsprechung unterscheidet auch hier zwischen strafrechtlichem und außer- 
strafrechtlichem Rechtsirrtum (vgl. RGSt. 87 152). 


S 168 


Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Person wegnimmt, 
ingleichen wer unbefugt ein Grab zerstört oder beschädigt, oder wer an einem Grabe be- 
schimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft; auch kann 
auf Veriust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Schrifttum: Tietz, Der Schutz der Toten im Recht der Gegenwart, 1931 (Strafr. Abh. Heft 291). 

I. Die Vorschrift enthält drei Tatbestände: Die unbefugte Wegnahme einer Leiche, die 
Zerstörung oder Beschädigung eines Grabes sowie die Verübung von beschimpfendem 
Unfug an einem Grabe. 

II. Die unbefugte Wegnahme einer Leiche wird vielfach als Leichendiebstahl bezeich- 
net. Diese Bezeichnung ist deswegen unrichtig, weil hier nur Leichen in Betracht kom- 
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men, die nicht Gegenstand eines fremden Eigentumsrechts sind, also nicht gestohlen 
werden können. Ist eine Leiche in Besitz und Eigentum eines Dritten gekommen (z. B. 
der Anatomie überlassene Leichen), so kann sie nur Gegenstand des Diebstahls, der 
Unterschlagung usw. sein; der vorliegende Tatbestand kommt dann nicht in Betracht. 


1. Unter Leiche ist der menschliche Körper eines Verstorbenen zu verstehen, solange 
sein Zusammenhang noch nicht durch den Verwesungsprozeß oder auf andere Weise 
völlig aufgehoben ist. Auch der Körper des totgeborenen, ausgewachsenen Kindes ist 
eine Leiche (Frank Anm. I], Gerland $. 404, Olshausen Anm. 2b, vgl. auch RGSt. 69 
288 mit Anm. Adami JW 1935 S. 3109; and. Binding Lehrbuch 1 S. 184). 


2. Die Handlung besteht in der unbefugten Wegnahme derLeiche aus dem Gewahrsam 
der dazu berechtigten Person. Gewahrsam bedeutet die tatsächliche Obhut über die 
Leiche. Vor der Beerdigung steht die Leiche im Gewahrsam dessen, der für die Bestat- 
tung zu sorgen hat oder in dessen Obhut sie sich befindet (z. B. Krankenhaus, Polizei); 
nach der Bestattung hat der Eigentümer der Grabstätte den Gewahrsam (RGSt. 28 140, 
Gerland S. 404, Olshausen Anm. 4 b; nach Frank Anm. I hat nach der Beerdigung (e- 
wahrsam, wer öffentlichrechtlich zur Verwaltung der Grabstätte verpflichtet ist). Weg- 
nahme bedeutet hier den Bruch des Obhutsverhältnisses; auf die Begründung eines 
anderen Gewahrsams kommt es nicht an. 


Die ohne Einwilligung der Hinterbliebenen vorgenommene Sektion eines im Kran- 
kenhause Verstorbenen ist keine Wegnahme (Gerland S. 404 Anm. 4, LK Anm. 9 RGSt. 
64 313; vgl. aber v.Hippel Lehrbuch S. 366 Anm. 9). 

A ULRNN Bohne, Das Recht zur klinischen Leichensektion in: Festgabe für R. Schmidt (1932) 


Die Wegnahme von Leichenteilen wird in $ 367 Nr. 1 behandelt. 
8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 
IH. Der zweite Tatbestand betrifft die Zerstörung oder Beschädigung eines Grabes. 


1. Grab ist die Stätte, an der eine Leiche zur Ruhe beigesetzt wird, und die als solche 
äußerlich erkennbar gemacht ist. Zum Grabe gehört nicht nur der Grabhügel, sondern 
alles, was mit der Ruhestätte selbst in einem wesentlichen oder künstlichen Zusammen- 
hange steht und dauernd mit ihr verbunden ist (RGSt. 89 156). Lose aufgelegte Kränze 
und Blumen gehören nicht zum Grabe (RGSt. 21 178). Das Grab braucht kein Erdgrab 
zu sein; auch die Aschenurne des Verbrannten ist ein Grab (Gerland S. 405, LK Anm. 6), 


2. Die Handlung besteht in dem unbefugten Zerstören oder Beschädigen. Über Zer- 
stören vgl. 8125 Anm. V 2b, über Beschädigen die Anmerkungen zu $ 303. Die Heraus- 
nahme des Sarges mit der Leiche aus dem noch offenen Grab ist Zerstörung (RGSt.28 141). 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Die Absicht, eine Pietätsver- 
letzung zu begehen, ist nicht notwendig (RGSt. 42 146). Der Vorsatz muß hier auch das 
Bewußtsein umfassen, zum Handeln nicht befugt zu sein (vgl. RGSt. 56 148). 


IV. Der dritte Tatbestand behandelt die Verübung beschimpfenden Unfugs an einem 
Grabe. Unmittelbar werden von diesem Tatbestand nur die Fälle erfaßt, in denen sich 
der beschimpfende Unfug gegen das Grab als solches richtet, wie etwa das Herausreißen 
und Wegwerfen der auf ein Grab gepflanzten oder in Töpfen eingegrabenen Gewächse. 
Entsprechend ($ 2) ist die Vorschrift aber anzuwenden auf die Beschimpfung der Leiche 
in einer Leichenhalle, die nicht Friedhofskapelle ist (RGSt. 71 324 mit Anm. Gallas ZAk 
1938 S. 60). Über beschimpfenden Unfug vgl. $ 166 Anm. IV 1 b. Auch derjenige, der 
zur Verfügung über das Grab berechtigt ist, kann beschimpfenden Unfug verüben 
(RGSt. 42 147). 


Mit $ 167 und mit $ 304 ist Idealkonkurrenz möglich (RGSt. 89 157). 
373 


ZWÖLFTER ABSCHNITT. STRAFTATEN GEGEN DEN PERSONENSTAND, 
DIE EHE UND DIE FAMILIE 


1. Das StGB enthielt in seiner ursprünglichen Fassung nur wenige Tatbestände zum 
Schutze von Ehe und Familie; diese wenigen Bestimmungen waren auch in verschiede- 
nen Abschnitten untergebracht. Der Entwurf der Strafrechtskommission hatte verschie- 
dene neue Tatbestände zum Schutze von Ehe und Familie vorgesehen und diese mit 
bisher schon im Gesetz enthaltenen Bestimmungen zu einem neuen Abschnitt ver- 
einigt (vgl. Lorenz in Gürtner II S. 179). Die VO zum Schutze von Ehe, Familie und 
Mutterschaft vom 9. März 1943 (RGBl. I S. 140) in Verbindung mit der Durchführungs- 
VO vom 18. März 1943 (RGBl.I S. 169) hat die Vorschläge der amtlichen Strafrechts- 
kommission im wesentlichen übernommen; zum Teil sind diese Vorschläge auch geändert 
und ergänzt worden. Zu dieser VO vgl. Klee ZAkDR 1943 S. 88, Rietzsch DR 1943 
8.228, 241. 


II. Nicht alle Vorschriften dieses Abschnitts sind auf Ausländer anzuwenden. Der 
Reichsminister der Justiz kann im Erlaßwege anordnen, daß die $$ 170a-170d auf Straf- 
taten gegen Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige deutscher Volkszugehörig- 
keit sind, nicht anzuwenden sind ($ 8 VO vom 9. März 1943, RGBl.T S. 140). 

Die $$ 170a-170d gelten auch in den Reichsgauen der Ostmark. Im Protektorat 
Böhmen und Mähren gelten die $$170a-170dfür Straftaten deutscher Staatsangehöriger; 
für Straftaten von Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind, gelten sie, | 
wenn die Tat sich gegen deutsche Staatsangehörige oder gegen die Lebenskraft des 
deutschen Volkes richtet ($ 11 Abs. 1 VO vom 9. März 1943, RGBI.1 S. 140). 


| S 169 
- Wer ein Kind unterschiebt oder vorsätzlich verwechselt, oder wer auf andere Weise den 
Personenstand eines anderen vorsätzlich verändert oder unterdrückt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren und, wenn die Handlung in gewinnsüchtiger Absicht begangen wurde, 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Bepler, Personenstandsunterdrückung durch die ledige Mutter, DR 1939 S. 1487. 


L. Die Vorschrift behandelt die Verletzung des Personenstandes. Die Bestimmung ent- 
hält kein Dauerdelikt, sondern ein Zustandsdelikt (RGSt. 84 25, 86 137). 


Ergänzende Tatbestände enthalten $ 68 Personenstandsges. vom 3. November 1937 
(RGBI.I S. 1146) sowie $ 10 Abs. 2 der Ersten VO zur Ausführung des Personenstands- 
ges. vom 19. Mai 1938 (RGBl.1 S. 533). 


II. Unter Personenstand ist das familienrechtliche Verhältnis einer Person zu einer 
anderen Person in allen seinen Beziehungen zu verstehen (RGSt. 25 189). Es macht 
keinen Unterschied, ob dieses Verhältnis durch Erzeugung und Geburt, Legitimation, 
durch nachfolgende Ehe oder durch Ehelichkeitserklärung oder durch Annahme an 
Kindes Statt begründet ist. Auch die uneheliche Vaterschaft begründet einen Per- 
sonenstand (RGSt. 41 302). Ein totgeborenes Kind hat keinen Personenstand (RGSt. 
48 404), wohl aber ein Verstorbener (RGSt. 25 190). Zum Personenstand gehört auch 
das Geschlecht (Binding Lehrbuch 1 S. 234). 


IH. Geschützt wird durch die vorliegende Bestimmung nur der Personenstand eines 
anderen; die Veränderung oder Unterdrückung des eigenen Personenstandes, die An- 
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maßung eines dem Täter nicht zukommenden Personenstandes fällt nicht unter $ 169, 
kann aber nach $$ 263, 271, 360 Nr. 8 strafbar sein (RGSt. 25 191). Es dürfte aber ınög- 
lich sein, durch entsprechende Anwendung ($ 2) die Veränderung des eigenen Personen- 
standes auch nach $ 169 zu bestrafen. 


Das kommende Recht will auch die Veränderung oder Unterdrückung des eigenen Personen- 
standes miterfassen; vgl. Lorenz in Gürtner II S. 186. 

IV. Die Handlung besteht in der Veränderung oder Unterdrückung des Personen- 
standes. 


1. Die Veränderung des Personenstandes. 


a) Die Veränderung des Personenstandes besteht in der Herbeiführung eines Zustan- 
des, kraft dessen wenigstens tatsächlich für die Allgemeinheit oder doch für solche Per- 
sonen, die zur Ermittlung der Persönlichkeit das Recht und die Pflicht haben, das fami- 
lienrechtliche Verhältnis sich anders darstellt als es tatsächlich ist (RGSt. 86 137, RG 
DJ 1987 S. 1680); die Herbeiführung eines dauernden Zustandes wird nicht unbedingt 
vorausgesetzt (RG DJ 1987 S. 1680). Eine derartige Veränderung liegt z. B. vor, wenn 
ein uneheliches Kind zum Standesregister als eheliches Kind angemeldet wird (RGSt.2 
303), wenn der Ehemann der unehelichen Mutter wahrheitswidrig deren uneheliches Kind 
als eigenes anerkennt (RGSt. 70 237, vgl. weiter RG DJ 1987 S. 1743), wenn die un- 
eheliche Mutter dem Vormundschaftsrichter einen Unbeteiligten als Erzeuger benennt 
(RGSt. 41 304), wenn eine andere ständig als Ehefrau ausgegeben wird (RGSt. 56 13%), 
wenn bei der Anmeldung eines Todesfalls beim Standesamt eine Verstorbene als Witwe 
statt als wiederverheiratet bezeichnet wird (RG JW 1911 S. 847). Eine Veränderung 
kann auch dann vorliegen, wenn der Vater gegenüber einer anderen Behörde (z. B. Ver- 
sorgungsbehörden) ein uneheliches Kind als ehelich und die uneheliche Mutter als seine 
Ehefrau bezeichnet (RG DJ 1987 S. 1680). 


b) Das Gesetz hebt zwei Begehungsformen der Veränderung besonders hervor, die sich 
auf Kinder beziehen. Unter Kind ist hierbei eine Person jugendlichen Alters zu verstehen, 
die infolge ihrer Jugend noch keine entsprechende Vorstellung von ihrem Personenstand 
hat (Frank Anm.II 1). 


a) Die Veränderung kann in der Unterschiebung eines Kindes bestehen. Dies be- 
deutet die Herbeiführung eines Zustandes, der ein Kind als ein leibliches Kind einer 
Frau erscheinen läßt, die es nicht geboren hat. Täterin kann auch die angebliche Mutter 
sein (RGSt. 86 137). 


ß) Die Veränderung kann weiter auch in der Verwechselung eines Kindes bestehen. 
Hier wird einem Kinde ein Personenstand zugeschrieben, der tatsächlich einem anderen 
zukommt. 


2. Unterdrückt wird der Personenstand, wenn ein Zustand herbeigeführt wird, der es 
verhindert oder erschwert, daß das wirklich vorhandene familienrechtliche Verhältnis 
einer Person zur Geltung kommt (RG DR 1948 S. 895). Im Unterschied zur Veränderung 
des Personenstandes braucht bei der Unterdrückung nicht der Anschein eines falschen 
familienrechtlichen Verhältnisses hervorgerufen zu werden. Meist wird bei der Unter- 
drückung eine Täuschung vorliegen; es ist dies aber nicht Voraussetzung (RGSt. 22 284). 
Eine Unterdrückung kann z. B. in falschen Aussagen im Unterhaltsprozeß liegen, z. B. 
darin, daß die uneheliche Mutter unter Verschweigung ihres Mehrverkehrs einen be- 
stimmten Mann als Vater angibt (RG JW 1986 S. 2994, 1987 S. 964, 1792, RGSt. 72 114 
mit Anm. Schaffstein JW 1938 S. 1385, RG DR 1948 S. 895). 


In der bloßen Weigerung der unehelichen Mutter, den ihr bekannten Erzeuger des 
Kindes zu nennen, liegt keine Unterdrückung; denn eine dahingehende Verpflichtung 
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der unehelichen Mutter besteht nicht (Frank Anm. II 2, Gerland S. 506 Anm. 7, Schwarz 
Anm. 3, vgl. OLG Düsseldorf HRR 1940 Nr. 73, weiter auch KG DR 1940 S. 1848; 
and. RGSt. 72 215 mit Anm. Kallfelz JW 1937 S. 3150, das nur dann keine Unterdrük- 
kung annimmt, wenn die Mutter auf Grund gesetzlicher Vorschriften (z. B. $ 384 Nr. 2 
ZPO, 815 FGG) das Recht hat, vor Gericht die Auskunft über den Kindsvater zu ver- 
weigern; and. weiter Lange JW 1937 S. 297). Der Reichsjustizminister hat in einer Rund- 
verfügung an die Strafverfolgungsbehörden vom 21. Oktober 1938 ausgesprochen, es 
habe der Gedanke Anerkennung gefunden, ‚daß es überhaupt nicht angebracht ist, das 
bloße Verschweigen des Erzeugers unter Strafe zu stellen, weil eine solche Weigerung 
häufig auf achtenswerten Beweggründen beruht“ (abgedr. bei Krug-Schäfer-Stolzen- 
burg, Strafrechtliche Verwaltungsvorschriften [2. Aufl. 1939] S. 324). Durch einen 
Runderlaß des Reichsinnenministers sind die Jugendämter angewiesen, von einer 
Anzeige gegen die Kindesmutter grundsätzlich dann abzusehen, wenn sich ihre 
Tat in dem bloßen Verschweigen des Namens des Erzeugers erschöpft (vgl. Krug- 
Schäfer-Stolzenburg aaO S. 324 Anm. 1). Weitergehend wird ferner anzunehmen sein, 
daß auch in der wissentlich unwahren Erklärung der Mutter, den Vater nicht zu 
kennen, keine Unterdrückung des Personenstandes liegt (Frank Anm. II 2; zweifelnd 
RGSt. 7019); auch für diese Fälle ist für die Strafverfolgungsbehörden eine besondere 
Berichtspflicht geschaffen (vgl. die Rundverfügung bei Krug-Schäfer-Stolzenburg aaO 
S. 324/25). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß darauf 
gerichtet sein, die praktische Wirksamkeit des familienrechtlichen Verhältnisses auf eine 
gewisse Zeit auszuschließen oder zu behindern. Nicht ausreichend ist der Wille, in der 
Sorge für das Kind einen Unterhaltsbeitrag zu erlangen, der rechtlich nicht begründet 
ist (RGSt.71 114, RG DR 1943 S. 895). An dem Vorsatz fehlt es bei einem bloßen 
Scherz sowie bei der Angabe eines falschen Namens gegenüber einem Beamten, um den 
falsch Bezeichneten einem Strafverfahren zu entziehen (Frank Anm. III). 


VI. Das Vergehen ist vollendet, sobald ein Zustand herbeigeführt ist, durch den der 
Personenstand der Außenwelt gegenüber unterdrückt oder verändert ist. 


Der Versuch ist strafbar (Abs. 2). Ein Versuch liegt z. B. vor, wenn eine Frau wahr- 
heitswidrig der Hebamme versichert, sie habe geboren. Eine bloße Vorbereitungshand- 
lung ist es dagegen, wenn eine Frau dem angeblichen Erzeuger ein von einer anderen 
Frau geborenes Kind als von ihr geboren vorzeigt (RG GoltdArch. 50 S. 102). 


VII. Die Strafe ist für den Regelfall Gefängnis bis zu 3 Jahren; ist die Handlung in 
gewinnsüchtiger Absicht begangen, dann ist die Strafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren. 
Eine gewinnsüchtige Absicht ist dann gegeben, wenn die Tat auf ein übermäßiges, 
ungesundes, anstößiges Streben nach Gewinn zurückzuführen ist. Dies ist dann nicht 
der Fall, wenn die uneheliche, in schlechten Vermögensverhältnissen lebende Mutter für 
ihr Kind einen Unterhaltsbeitrag zu erlangen sucht (RG JW 1988 S. 1585, DR 1939 
S. 921), oder wenn der Täter dem als ehelich angemeldeten Kinde den Makel der Un- 
ehelichkeit nehmen wollte (vgl. RG DJ 1987 S. 1680). An dieser Absicht fehlt es auch 
dann, wenn eine Frau, deren Kind aus blutschänderischem Verkehr stammt, einen ande- 
ren als Vater angibt, um der Bestrafung zu entgehen (RGSt. 70 19). 


VII. Idealkonkurrenz ist vor allem möglich mit $ 271 (RGSt. 25 188), weiter etwa 
mit $ 221 sowie mit $$ 234, 235. 
IX. Das kommende Recht will den Tatbestand in den Abschnitt ‚Angriffe auf Ehe und Famllie“ 


einordnen. Sachlich soll die Bestimmung — abgesehen von der oben unter II mitgeteilten Änderung - 
unverändert übernommen werden; vgl. Lorenz in Gürtner II S. 186. 
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Ss 170 
Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Teile ein gesetzliches Ehehindernis arg- 
listig verschweigt, oder wer den anderen Teil zur Eheschließung arglistig mitteis einer 
solchen Täuschung verleitet, welche den Getäuschten berechtigt, die Gültigkeit der Ehe 
anzufechten, wird, wenn aus einem dieser Gründe die Ehe aufgelöst worden ist, mit Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getäuschten Teils ein. 


1. Die Vorschrift behandelt den Ehebetrug und die Eheerschleichung. Das Wesen dieser 
strafbaren Handlung besteht in der Begründung eines der Auflösung ausgesetzten Per- 
sonenstandes (Olshausen Anm.1). 

An ergänzenden Vorschriften kommen in Betracht $ 6 Ges. zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927, $ 5 Abs. 1 BlSchG, $$ 4, 5 Ehegesund- 
heitsges. vom 18. Oktober 1935 (RGBI. I S, 1246). 


IH. Für den Tatbestand des Ehebetruges ist erforderlich, daß bei Eingehung einer Ehe 
der eine Teil dem anderen Teil ein gesetzliches Ehehindernis arglistig verschweigt. Das 
Ehegesetz unterscheidet zwischen den persönlichen Voraussetzungen der Eheschließung 
im Unterabschnitt ‚Ehefähigkeit‘“ ($$ 1-3) und den ‚‚Eheverboten“ in $$ 4-14. Als Ehe- 
hindernisse im Sinne der vorliegenden Bestimmung kommen nur die Nichtigkeits- und 
die Aufhebungsgründe ($$ 20-26, $$ 35-39 Ehegesetz) in Betracht, weil das Gesetz er- 
fordert, daß ‚‚aus einem dieser Gründe die Ehe aufgelöst worden ist“. Verschwiegen 
ist ein Ehehindernis, wenn es der eine Teil dem anderen nicht mitteilt; denn nach Lage 
der Sache bestand eine Pflicht zur Mitteilung. Arglistig ist das Verschweigen dann, 
wenn es mit dem Willen geschieht, den anderen zwecks Herbeiführung der Eheschließung 
zu überlisten und ihm dadurch Böses anzutun (Frank Anm. I 1, Gerland S. 510, Ols- 
hausen Anm. 3; nach v.Liszt-Schmidt S. 568 ist Arglist wie beim Betruge Täuschung 
durch Vorspiegelung, Unterdrückung oder Entstellung von Tatsachen). 


III. Bei der Eheerschleichung verleitet der Täter den anderen Teil zur Eheschließung 
arglistig mittels einer solchen Täuschung, welche den Getäuschten berechtigt, die Auf- 
hebung der Ehe zu beantragen (vgl. $ 38 Ehegesetz). Es ist nicht erforderlich, daß der 
Täter selbst die Täuschung vorgenommen hat; es genügt bewußte Benutzung eines bei 
dem anderen Teil bereits vorhandenen Irrtums (Binding Lehrbuch 1 S. 235, LK Anm. 5, 
Olshausen Anm. 5; and. Frank Anm.12). 


IV. Voraussetzung für die Strafverfolgung ist, daß die Ehe wegen des Ehehindernisses 
oder wegen der Täuschung durch ein Nichtigkeitsurteil oder durch ein Aufhebungsurteil 
aufgelöst worden ist (RGSt. 22 137, Frank Anm. II 1, LK Anm. 6, Olshausen Anm. 6a). 
Vielfach wird hierin keine Prozeßvoraussetzung, sondern eine Bedingung der Strafbar- 
keit gesehen (so Gerland S. 511, v.Hippel Lehrbuch S. 224, v.Liszt-Schmidt S. 568), 


V. Die Strafverfolgung setzt einen Antrag des getäuschten Teils voraus. Das Wort 
„nur“ bezieht sich dabei auf Antrag, nicht auf den getäuschten Teil. Außer dem ge- 
täuschten Ehegatten können auch die im $ 65 genannten Personen den Antrag stellen. 
Über den Beginn der Antragsfrist vgl. $ 172 Anm. VI. 


VI. Das kommende Recht will den Tatbestand in den Abschnitt ‚Angriffe auf Ehe und Familie‘‘ 
einordnen; sachlich soll er unverändert bleiben. Vgl. Lorenz in Gürtner II S. 181, 189. 


Ss 170a 


Ein Ehegatte, der Familienhabe böswillig oder aus grobem Eigennutz veräußert, zer- 
stört oder beiseiteschafft und dadurch den anderen Ehegatten oder einen unterhaltsberech- 
tigten Abkömmling schädigt, wird mit Gefängnis bis zu zwel Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 
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I. Die Vorschrift behandelt das Beiseiteschaffen von Familienhabe. Der Grundgedanke 
der Bestimmung ist, die für das Zusammenleben und die Sicherung der Familie erforder- 
liche Familienhabe gegen eine böswillige oder eigennützige Entziehung zu sichern. 

Der Tatbestand geht auf eine Anregung der Preußischen Denkschrift zurück, die von 
der amtlichen Strafrechtskommission aufgenommen worden war (vgl. Lorenz in Gürtner 
II 8.188, 194). 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß ein Ehegatte Familienhabe ver- 
äußert, zerstört oder beiseiteschafft und dadurch den anderen Ehegatten oder einen 
unterhaltsberechtigten Abkömmling schädigt. 


1. Familienhabe ist alles, was dem Gebrauch oder der Sicherung der in der Familie zu- 
sammenlebenden Familienmitglieder dient. Hierzu gehören vor allem die Einrichtungs- 
gegenstände einer Wohnung wie Möbel, Teppiche, Gardinen, Beleuchtungsgegenstände, 
Küchengerätschaften, Geschirr, weiter etwa Kleidungsstücke, Wäsche, Bücher, Spar- 
guthaben oder Lebensversicherungen zugunsten des einen Gatten oder der Kinder. Zur 
Familienhabe gehören nicht nur die unentbehrlichen oder im Sinne des $ 811 ZPO un- 
pfändbaren Gegenstände, sondern alle Gegenstände, die nach den Lebensgewohnheiten 
der Familie und dem Zuschnitt des Familienlebens dem Gebrauch der in der Familie 
zusammenlebenden Familienmitglieder dienen. Es kommt nicht darauf an, ob die Gegen- 
stände im Eigentum des einen oder des anderen Ehegatten oder der Kinder stehen; es 
macht auch keinen Unterschied, ob sie zum eingebrachten Gut, zum Vorbehaltsgut 
oder zum Gesamtgut gehören. 


2. Die Handlung besteht darin, daß Familienhabe veräußert, zerstört oder beiseite- 
geschafft wird; ausreichend ist die Veräußerung eines Stückes oder eines Teiles der 
Familienhabe. 

a) Unter Veräußerung ist hier nicht nur die Übertragung eines Rechts zu verstehen; 
unter diesen Begriff fällt vielmehr jede Willenserklärung, durch die unmittelbar über 
ein Recht verfügt wird, also das Recht aufgehoben, übertragen, belastet oder in seinem 
Inhalt verändert wird. Der Verkauf und andere Verpflichtungsgeschäfte sind nicht als 
Veräußerung anzusehen; bei derartigen Geschäften kann unter Umständen ein straf- 
barer Versuch (Abs. 2) anzunehmen sein. 

b) Über Zerstören vgl. $ 125 Anm. V 2b, $ 303 Anm. 1II 2. Die Beschädigung der 
Familienhabe genügt nicht. 

c) Beiseitegeschafft ist Familienhabe dann, wenn sie dem anderen Gatten oder den 
Kindern nicht mehr in derselben Weise wie bisher zugänglich ist. Ein Beiseiteschaffen 
liegt z. B. in dem Verbringen eines Gegenstandes aus der Wohnung in die Verwahrung 
eines Dritten. 

8. Durch die Handlung muß der andere Ehegatte oder ein unterhaltsberechtigter Ab- 
kömmling geschädigt werden. Hierzu ist nicht erforderlich, daß der Gegenstand den 
anderen Familienmitgliedern dauernd entfremdet wird; es genügt bereits, daß dem be- 
troffenen Familienmitglied die bisher übliche und gewohnte Mitbenutzung entzogen wird. 


II. Für den Inneren Tatbestand ist neben dem Vorsatz erforderlich, daß die Veräuße- 
rung, Qie Zerstörung oder das Beiseiteschaffen böswillig oder aus grobem Eigennutz 
erfolgt. 


1. Böswillig handelt, wer sich vom Gefühl des Hasses oder der Rache leiten läßt oder 
es sonst aus einem niedrigen Beweggrunde darauf anlegt, den anderen Gatten, oder 
einen unterhaltsberechtigten Abkömmling zu schädigen. 


2. Aus grobem Eigennutz handelt, wer sich bei seinem Verhalten von dem Streben nach 
eigenem Vorteil in einem besonders anstößigen Maße leiten läßt (RGSt. 75 240). 
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Verletzung der Unterhaltspflicht I-II S 170b 


IV. Täter kann nur ein Ehegatte sein, nicht Kinder oder dritte Personen. Auf die Eigen- 
tumsverhältnisse kommt es hierbei nicht an; auch der Ehegatte kommt als Täter in 
Betracht, der ausschließlich in seinem Eigentum stehende Habe veräußert, zerstört oder 
beiseiteschafft. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 170b, weiter auch mit $ 266. 
VL Über den Geltungsbereich vgl. Bem. II vor $ 169. 


S17Ob 

Wer sich einer gesetzlichen Unterhaltspflicht vorsätzlich entzieht, so daß der Lebens- 
bedarf des Unterhaltsberechtigten gelährdet ist oder ohne öffentliche Hilfe oder die Hilfe 
anderer gefährdet wäre, wird mit Gefängnis bestraft. \ 

Der Versuch ist stralbar. 


I. Die Vorschrift behandelt die Verletzung der Unterhaltspflicht. Das Gesetz sieht in 
diesem Verhalten einen Fall des Familientreubruchs, eine Versündigung an den Banden 
des Blutes und der Familie. Der Grundgedanke der Vorschrift ist, durch die strafrecht- 
liche Sanktionierung der Unterhaltspflicht den Zusammenhalt der Familie und der son- 
stigen durch Blutsbande verbundenen Personen zu sichern; daneben soll auch die un- 
gerechtfertigte Inanspruchnahme öffentlicher Mittel verhindert werden. 

An verwandten Tatbeständen vgl. $ 361 Nr. 5. 


I. Der äußere Tatbestand erfordert, daß sich jemand einer gesetzlichen Unterhalts- 
pflicht entzieht, so daß der Lebensbedarf des Unterhaltsberechtigten gefährdet ist oder 
ohne öffentliche Hilfe oder die Hilfe anderer gefährdet wäre. 


II. Vorausgesetzt wird zunächst, daß sich jemand einer gesetzlichen Unterhaltspflicht 
entzieht. 


1. Die gesetzliche Unterhaltspflicht. 


a) Unter gesetzlicher Unterhaltspflicht ist die Unterhaltspflicht im Sinne des bürger- 
lichen Rechts zu verstehen. Geschützt ist nicht nur die Unterhaltspflicht gegenüber Ehe- 
gatten, ehelichen Kindern und Eltern ($$ 1601 ff. BGB), sondern auch die Unterhalts- 
pflicht gegenüber unehelichen Kindern ($$ 1708 ff. BGB); auch der uneheliche Vater 
gehört zu den unterhaltspflichtigen Personen im Sinne dieser Vorschrift (KG GoltdArch. 
70 S. 77). Unterhaltspflichtig ist auch der Ehemann bezüglich des in der Ehe geborenen, 
nicht von ihm erzeugten Kindes, wenn er die Anfechtung der Ehelichkeit unterlassen hat 
(OLG Naumburg JW 1937 S. 2397 mit Anm. Roquette). Eine Unterhaltspflicht besteht 
nicht, wenn der Anspruch auf Unterhalt bereits im Zivilprozeß geltend gemacht, aber 
durch rechtskräftiges Urteil abgewiesen ist. Andererseits ist der Unterhaltsanspruch ge- 
geben, wenn jemand rechtskräftig zur Zahlung verurteilt ist, auch wenn er seine Unter- 
haltspflicht leugnet (OLG Königsberg HRR 1988 Nr. 1570). In Betracht kommt stets 
nur eine gesetzliche Unterhaltspflicht; Unterhaltspflichten, die lediglich auf Vertrag 
beruhen, genügen nicht. 

b) Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf (vgl. $ 1610 Abs. 2 BGB); er ist 
nicht auf das Unentbehrlichste und auch nicht auf die Pflege des Körpers beschränkt. 
Dem Unterhaltsbedürftigen müssen je nach Verschiedenheit der Lebensstellung im ein- 
zelnen Falle auch die zur Pficge der geistigen Interessen notwendigen Mittel gewährt 
werden, z. B. für die Anschaffung von Büchern usw. Ebenso wie im bürgerlichen Recht 
gehört zum Unterhalt auch hier nur die Fürsorge in vermögensrechtlicher Hinsicht. 
Demgegenüber nimmt Rietzsch DJ 1943 S. 230 auf Grund der Stellung der Vorschrift 
in dem Abschnitt ‚‚Straftaten gegen die Familie‘ an, zur Unterhaltspflicht gehöre auch, 
daß der Pflichtige sich um den Unterhaltsberechtigten kümmere, sich in der nach den 


379 


8 1TOb ıv,v 21.Abschn. Straftaten geg. den Personenstand, die Ehe u.die Familie 


Umständen möglichen Weise um seine Betreuung und - bei Kindern — Ausbildung und 
Erziehung bemühe. Diese Auffassung erscheint nicht zutreffend; denn der Tatbestand 
setzt eine Gefährdung des Lebensbedarfs voraus; dieser auch in $ 1610 Abs. 2 BGB ver- 
wendete Ausdruck legt nahe, die Unterhaltspflicht ebenso zu umgrenzen wie im bürger- 
lichen Recht. Ferner wird die Vernachlässigung der Sorgepflicht für Kinder in einem 
besonderen Tatbestand ($ 170d) behandelt. 


c) Obwohl das Gesetz dies nicht ausdrücklich ausspricht, ist weiter vorauszusetzen, 
daß der Unterhaltspflichtige zur Unterhaltsleistung in der Lage sein muß. Hierunter ist 
die tatsächliche Leistungsfähigkeit zu verstehen, die nach der besonderen Lage des 
Falles unter Berücksichtigung der vorhandenen Mittel aus Besitz und Einkommen wie 
auch der Möglichkeit, Mittel durch Ausnutzung der Arbeitskraft zu gewinnen, zu be- 
urteilen ist (KG JW 1980 S. 580, DStR 1988 S. 429; vgl. auch OLG Celle HRR 1936 
Nr. 376). Leistungsfähigkeit ist auch gegeben, wenn der Verpflichtete nur einen Teil des 
erforderlichen Unterhalts gewähren kann (OLG Düsseldorf DRZ 1934 Nr. 305). Der 
Unterhaltspflichtige muß jede Arbeit annehmen, die ihm Erwerb verschaffen kann (OLG 
Dresden HRR 1930 Nr. 265). Notfalls muß er auch, falls dies zumutbar ist, einen Beruls- 
wechsel vornehmen (KG JW 1987 S. 1338), sich unter Umständen auch einer Operation 
unterziehen (OLG Königsberg JW 1928 S. 3064). 


2. Man kann sich einer Unterhaltspflicht durch positives Tun oder durch Unterlassen 
entziehen. Der Unterhaltspflicht entzieht sich z. B., wer seine Arbeitsstelle verläßt und 
umbherzieht, weiter auch, wer seinen Wohnsitz oder seine Wohnung innerhalb seines 
Wohnsitzes wechselt und dadurch dem Unterhaltsberechtigten oder dessen Vertreter 
die Verfolgung des Unterhaltsanspruchs unmöglich macht. Durch Unterlassen entzieht 
sich der Unterhaltspflicht, wer den erforderlichen Betrag nicht zahlt. 

Eine Entziehung der Unterhaltspflicht setzt nicht voraus, daß diese Pflicht zuvor 
durch Urteil festgestellt ist. Es ist weiter auch nicht erforderlich, daß eine Behörde oder 
sonst irgend jemand den Unterhaltsverpflichteten zunächst besonders aufgefordert hat. 


IV. Zum äußeren Tatbestand gehört weiter, daß durch das Verhalten des Täters der 
Lebensbedarf des Unterhaltsberechtigten gefährdet Ist oder ohne öffentliche Hilfe oder 
die Hilfe anderer gefährdet wäre. Es wird also nicht vorausgesetzt, daß der Unterhalts- 
berechtigte durch das Verhalten des Täters in Not geraten ist; es genügt, daß ihm Schwie- 
rigkeiten drohen. 


1. Erforderlich und genügend ist jede Gefährdung des Lebensbedarfs; es kommt nicht 
nur auf den notwendigen Lebensbedarf an. Über Lebensbedarf vgl. oben IIIA b. 


2%, Erforderlich ist nur, daß der Lebensbedarf gefährdet wird; es wird nicht voraus- 
gesetzt, daß wirklich der Lebensbedarf beeinträchtigt worden ist. Das Gesetz läßt jede 
Gefährdung genügen; es verlangt nicht eine erhebliche Gefährdung des Lebensbedarfs. 


8. Der tatsächlichen Gefährdung wird es gleichgestellt, daß der Lebensbedarf ohne 
öffentliche Hilfe oder die Hilfe anderer gefährdet wäre. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein der eigenen Unterhaltspflicht und der eigenen Leistungsfähigkeit haben sowie wis- 
sen, daßer den Unterhaltsanspruch nicht erfüllt. Der Vorsatz des Täters muß sich weiter 
auch darauf erstrecken, daß durch sein Verhalten der Lebensbedarf des Unterhalts- 
berechtigten gefährdet ist oder ohne öffentliche Hilfe oder die Hilfe anderer gefährdet 
wäre. Bedingter Vorsatz genügt. 

Ein vorsätzliches Entziehen liegt nicht vor, wenn jemand gut gemeint eine Unter- 
stützung vorenthält, z. B. aus erzieherischen Gründen (Lorenz in Gürtner II S. 186, 
Rietzsch DJ 1943 S. 230). 
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VI. Auch der Versuch ist mit Strafe bedroht (Abs. 2). Ein Versuch kann unter Um- 
ständen bereits darin liegen, daß ein Mann geschlechtlichen Verkehr mit einer Frau 
unter Vortäuschung eines falschen Namens beginnt. 


VII. Eine Beihilfe kommt hier vor allem auch in der Form in Betracht, daß jemand 
einen Lohnschiebungsvertrag ($ 10 Abs. 1 LohnpfändungsVO) oder einen Dienstver- 
schleierungsvertrag ($ 10 Abs. 2 LohnpfändungsVO) in Kenntnis des Willens des anderen 
Teils, dadurch Unterhaltspflichten zu umgehen, abschließt. 


VIII. Als Strafe ist Gefängnis angedroht. 


Neben der Strafe hält Rietzsch DJ 1943 S. 230 die Anordnung der Unterbringung des 
Täters im Arbeitshause in entsprechender Anwendung ($ 2) des $ 42d für geboten, wenn 
der Täter dem Typ des Asozialen entspricht, den das Gesetz dem Arbeitshaus zuweisen 
will. Dies erscheint bedenklich; $ 42d läßt eine Unterbringung im Arbeitshaus nur neben 
der Verurteilung zu Haftstrafe zu, während für den vorliegenden Tatbestand Gefängnis 
angedroht ist. Die vorliegende Bestimmung gehört ferner nicht zu den in $ 42d ge- 
nannten Strafvorschriften; bei der Aufzählung in $ 42d dürfte es sich wohl doch um eine 
abschließende Aufzählung handeln, die eine entsprechende Anwendung ausschließt. 


IX. Die Vorschrift enthält eine Dauerstraftat. Die Verjährung beginnt erst mit dem 
Aufhören des rechtswidrigen Zustandes. 


X. Über den Geltungsbereich vgl. Bem. II vor $ 169. 


8 170c 
Wer einer von ihm Geschwängerten gewissenlos die Hilfe versagt, deren sie wegen der 


Schwangerschaft oder der Niederkunft bedarf, und dadurch Mutter oder Kind gefährdet, 
wird mit Gefängnis bestraft. 


I. Die Bestimmung über das Verlassen Schwangerer will nicht nur die einer Schwange- 
ren zustehenden materiellen Ansprüche strafrechtlich sichern, sondern auch die für den 
Schwängerer bestehende Beistandspflicht in seelischer Hinsicht mit strafrechtlichem 
Schutz ausstatten. Der Tatbestand ist im wesentlichen unvcrändert aus dem Entwurf 
der Strafrechtskommission übernommen (vgl. Lorenz in Gürtner II 8.187, 192, 194). 


DI. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß jemand einer von ihm Geschwän- 
gerten die Hilfe versagt, deren sie wegen der Schwangerschaft oder der Niederkunft 
bedarf, und dadurch Mutter oder Kind gefährdet. 

1. Voraussetzung ist zunächst Hilfsbedürftigkeit der Frau, die ihren Grund in der _ 
Schwangerschaft oder Niederkunft findet. 

2. Das strafbare Verhalten besteht darin, daß der Mann die Hilfe nicht gewährt, 
deren die Frau wegen ihres Zustandes bedarf und die ihm möglich ist. Die Pflicht zur 
Hilfeleistung umfaßt die Pflicht zur Gewährung der erforderlichen materiellen Mittel, 
vor allem also die Bereitstellung des Unterhalts für die letzten Wochen der Schwanger- 
schaft, der Kosten für die Entbindung und des Unterhalts für die ersten Wochen nach 
der Entbindung. Erfüllt der uneheliche Vater die sich aus $$ 1715, 1716 BGB ergeben- 
den Pflichten, so wird dies in der Regel hinsichtlich seiner materiellen Hilfeleistungs- 
pflicht genügen. Die Pflicht zur Hilfeleistung beschränkt sich aber nicht auf die Gewäh- 
rung der materiellen Mittel; diese Pflicht umfaßt weiter auch eine seelische Hilfeleistung, 
z. B. durch Zuspruch, Aussöhnung mit der Familie usw. 

8. Durch die Nichtgewährung der Hilfe muß Mutter oder Kind gefährdet wer- 
den. Die Gefahr kann darin bestehen, daß es an dem fehlt, was nötig ist, um Leben oder 
Gesundheit für Mutter und Kind zu erhalten, aber auch darin, daß die verlassene Mutter 
in ihrer Not und Verzweiflung auf Selbstmord sinnt und ihn vorbereitet. 
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II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; fahrlässiges Verhalten ist 
nicht strafbar. Bedingter Vorsatz genügt aber. Hinsichtlich der Versagung der Hilfe muß 
der Täter ferner gewissenlos handeln. Dies ist dann der Fall, wenn der Täter das Gefühl 
der Verantwortlichkeit aus gemeinschaftswidriger Gesinnung heraus bewußt unterdrückt 
oder gar nicht aufkommen läßt (RGSt. 75 240). Gewissenlos handelt nicht, wer sich aus 
beachtlichen Gründen um die von ihm Geschwängerte nicht mehr kümmert, weil diese 
sich z. B. trotz ihres Zustandes mit anderen Männern eingelassen hat (Lorenz in Gürtner 
II S. 187, Rietzsch DJ 1943 S. 241). 

IV. Täter kann nur der Mann sein, der die hilfsbedürftige Frau geschwängert hat. Es 
macht keinen Unterschied, ob die Frau mit dem Täter verheiratet ist oder nicht. 

V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Verletzung der Unterhaltspflicht ($ 170b), weiter 
auch mit Aussetzung ($ 221). 

VI. Über den Geltungsbereich vgl. Bem. II vor $ 169. 


S170d 


Wer das körperliche oder sittliche Wohl eines Kindes dadurch gefährdet, daß er in 
gewissenloser Weise seine Fürsorge- oder Erziehungspflichten gröblich vernachlässigt, 
insbesondere das Kind ohne ausreichende Nahrung oder Wartung läßt, wird mit Gefäng- 
nis bestraft, soweit nicht die Tat nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe be- 
droht ist. 


I. Die Vorschrift behandelt die Vernachlässigung der Sorgepflicht für Kinder. Der 
Grundgedanke der Bestimmung ist, besonders verantwortungslose Vernachlässigungen 
der Erziehungspflichten zu erfassen. 

II. Der äußere Tatbestand setzt zunächst voraus, daß jemand seine Fürsorge- oder Er- 
ziehungspflichten in bezug auf ein Kind gröblich vernachlässigt; dadurch muß das kör- 
perliche oder sittliche Wohl eines Kindes gefährdet werden. 

1. Eine Vernachlässigung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht liegt insbesondere dann 
vor, wenn jemand ein Kind ohne ausreichende Nahrung oder Wartung läßt. Jede Nach- 
lässigkeit bezüglich dieser Pflichten kommt nicht in Betracht; es muß sich um eine 
gröbliche Nachlässigkeit handeln. Diese Voraussetzung ist auch als gegeben anzusehen, 
wenn die Mutter in der ehelichen Wohnung und in Gegenwart von Kindern mit anderen 
geschlechtlich verkehrt, während der Mann abwesend ist (Rietzsch DJ 1943 S. 242). Die 
Fürsorge- oder Erziehungspflicht muß in bezug auf ein Kind, d.h. einen Menschen bis 
zum vollendeten 14. Lebensjahr bestehen. 

2. Durch diese Vernachlässigung muß das körperliche oder sittliche Wohl des 
Kindes gefährdet werden. 


III. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Hinsichtlich der Vernachlässigung der Fürsorge- oder Erziehungspflichten ist ferner 
gewissenloses Handeln notwendig. Gewissenlos handelt, wer das Gefühl der Verant- 
wortlichkeit aus gemeinschaftswidriger Gesinnung heraus bewußt unterdrückt oder gar 
nicht aufkommen läßt (RGSt. 75 240). 


IV. Täter kann jeder sein, der die Sorge für die Person des Kindes hat oder dem das 
Kind zur Erziehung oder Pflege ganz oder überwiegend anvertraut ist (vgl. $ 4 Abs. ? 
VO vom 4. Oktober 1940, RGBl. I S. 1336). In Betracht kommen vor allem die ehelichen 
Eltern, die uneheliche Mutter, ferner die Adoptiveltern, der Vater des für ehelich erklär- 
ten Kindes, der Vormund. Anvertraut ist ein Kind z. B. den Pflegeeltern. Das Anver- 
trautsein setzt voraus, daß das Kind nicht nur ganz vorübergehend in die häusliche Ge- 
meinschaft aufgenommen ist. 


382 


a ud He He 


Doppelehe N 171 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 221 und mit $ 223b; diese Bestimmungen gehen 
dem vorliegenden Tatbestand vor. Dem $ 139b geht dagegen der $ 170d vor. 


VI. Über den Geltungsbereich vgl. Bem. II vor $ 169. 


sı7ı 


Eine Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht, bevor seine Ehe aulgelöst oder für 
nichtig erklärt worden ist, ingleichen eine unverheiratete Person, welche mit einem Ehe- 
gatten, wissend, daß er verheiratet ist, eine Ehe eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrale nlcht unter sechs Mo- 
naten ein. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Tage, an welchem eine der beiden 
Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist. 


I. Die Vorschrift behandelt die Doppelehe oder Bigamie; sie gewährt dem im $ 8 Ehe- 
gesetz enthaltenen Eheverbot strafrechtlichen Schutz. Die Vorschrift bezweckt nicht in 
erster Linie den Schutz der Sittlichkeit, sondern vor allem den Schutz der staatlichen 
Eheordnung. Durch die Schließung der zweiten Ehe wird ein ungesetzlicher Zustand ge- 
schaffen; die strafbare Handlung wird aber nicht dauernd begangen, es liegt kein Dauer- 
delikt vor (RMG 19 235, Frank Anm. V; and. Gerland S. 509). 


II. Der äußere Tatbestand verlangt die Eingehung einer Ehe zwischen Personen, von 
denen mindestens die eine in einer formell gültigen, wenn auch materiell nichtigen oder 
aufhebbaren Ehe lebt (RGSt. 55 279, 60 248). Formell gültig ist eine Ehe dann, wenn 
die Verlobten vor dem Standesbeamten persönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit! 
erklären, die Ehe miteinander eingehen zu wollen ($ 17 Ehegesetz) ; hat die Eheschließung 
nicht in dieser Form stattgefunden, dann ist die Ehe nichtig ($ 21 Abs. 1 Ehegesetz). Eine 
aus diesem Grunde nichtige Ehe kann gemäß $ 21 Abs. 2 Ehegesetz in 5 bzw. 3 Jahren 
geheilt werden; erst nach Ablauf dieser Frist kann der in einer solchen Ehe lebende 
Gatte gegen $ 171 verstoßen. 


Bei Eheschließungen im Ausland genügt bei Ausländern die Beachtung des Ortsrechts oder des 
Heimatsrechts, das für die künftige Ehe gelten wird (Art. 11 EGBGB). Für Eheschließungen Deut- 
scher im Ausland vgl. Ges. betreffend die Eheschließung usw. von Bundesangehörigen im Ausland 
vom 4. Mai1870 in der Fassung des Art.40 EGBGB und der Gesetze vom 11. Juni 1920, 20. Dezember 
1934 und 14. Mai 1936 und Ausführungsvorschriften vom 4. Dezember 1936 (Reichsministerialblatt 
1936 S. 521, 1937 S.1). 


Die formell gültige Ehe darf zur Zeit der Eingehung der zweiten Ehe noch nicht auf- 
gelöst oder für nichtig erklärt worden sein. Aufgelöst wird eine Ehe durch Tod eines Ehe- 
gatten, durch ein rechtskräftiges Aufhebungs- oder Scheidungsurteil (8$ 34, 46 Ehe- 
gesetz) sowie durch die Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung ($43 Abs. 2 
Ehegesetz). Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft im Sinne der bisherigen Vorschrif- 
ten in $$ 1575 ff. BGB genügt nicht, solange nicht nach $ 98 Ehegesetz die Scheidung 
ausgesprochen wird. Für nichtig erklärt wird eine Ehe mit der Rechtskraft des Nichtig- 
keitsurteils, das auf die Nichtigkeitsklage ergeht ($$ 27, 87 Ehegesetz). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Am Vorsatz fehlt es, wenn der Täter glaubt, die erste oder zweite Ehe sei formell nichtig, 
oder die erste sei aufgelöst oder für nichtig erklärt (vgl. auch RGSt.9 84). 


IV. Die Tat ist vollendet mit dem formell gültigen Abschluß der zweiten Ehe; es ist 
nicht entscheidend, ob nachher die zweite Ehe zum Vollzuge gekommen ist. Ein Ver- 


1 Über die jetzt bestehende Möglichkeit der Ferntrauung vgl. 513 PersonenstandsVO der Wehr- 
macht vom 4. November 1939 (RGBl.I S. 2163). 
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such liegt vor, wenn in der Absicht der Eheschließung mit dieser begonnen ist; dies ist 
mit der Frage des Standesbeamten nach $ 18 Ehegesetz der Fall, wohl aber auch schon 
mit dem Erscheinen vor dem Standesbeamten. Das Verlöbnis und die Herbeiführung 
des Aufgebots dürften dagegen nur Vorbereitungshandlungen darstellen. 


V. Täter ist im ersten Falle der Schon verheiratete Ehegatte, im zweiten der ledige 
Teil, der mit dem, wie er weiß, schon Verheirateten, die Ehe eingeht. 

Ein Ausländer, dessen Recht die Doppelehe oder die Vielehe erlaubt, ist gemäß 
$ 4 strafbar, wenn er zu seiner im Ausland angetrauten Frau in Deutschland eine 
zweite nimmt. 


VI. Die Bestimmung über den Beginn der Verjährung (Abs. 3) enthält eine Aus- 
nahme von $ 67 Abs. 4. Der besondere Hinweis auf den Beginn der Verjährung erklärt 
sich daraus, daß der Gesetzgeber irrtümlich die Doppelehe als Dauerverbrechen an- 
gesehen hat (RGSt. 15 261; vgl. oben Anm. I). 


VII Realkonkurrenz kommt mit $ 172 in Betracht (Olshausen Anm. 5; and. Binding 
Lehrbuch 1 S. 228). 


vVImI. Für das kommende Recht sind sachliche Änderungen des Tatbestandes nicht in Aussicht ge 
nommen; vgl. Lorenz in Gürtner II S. 180, 189. 


S 172 
Der Ehebruch wird, wenn wegen desselben die Ehe geschieden ist, an dem schuldigen 
Ehegatten, sowie dessen Mitschuldigen mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
Schrifttum: Schmidt-Leichner, Zum strafrechtlichen Begriff des Ehebruchs, ZAkDR 1940 S.368. 


I. Unter Ehebruch ist die geschlechtliche Vereinigung eines Ehegatten mit einem Drit- 
ten anderen Geschlechts, also der ehebrecherische Beischlaf zu verstehen. Für den Bei- 
schlaf ist Vereinigung der Geschlechtsteile erforderlich und genügend; emissio oder 
immissio seminis ist nicht notwendig. Jeder andere geschlechtliche Verkehr als der nor- 
male Beischlaf ist nicht Ehebruch (so die fast einhellige Meinung, z. B. Frank Anm. ], 
LK Anm. 1, Olshausen Anm. 1; and. Schmidt-Leichner aaO); auch durch entsprechende 
Anwendung ($ 2) kann sonstiger ehewidriger Verkehr nicht als Ehebruch bestraft werden 
(RGSt. 70 174). Das kommende Recht will an dem dargelegten überkommenen Be- 
griff des Ehebruchs festhalten; eine Erweiterung des Tatbestandes ist bewußt abgelehnt 
worden (Lorenz in Gürtner II S. 184). Für den Bereich des Ehegesetzes wird verschie- 
dentlich die Auffassung vertreten, daß unter Ehebruch nicht nur der Beischlaf, sondern 
auch beischlafsähnliche Handlungen zu verstehen sind (so Volkmar-Antoni-Ficker, Groß- 
deutsches Eherecht [1939] $ 47 Anm. 2a; für Beschränkung des Begriffs des Ehebruchs 
auf den Beischlaf z. B. Kommentar von Reichsgerichtsräten zum BGB, Bd. IV, 9. Aufl. 
1940, Ehegesetz $ 47 Anm. 2). Über die Frage, ob in einem ehewidrigen Verkehr mit der 
Frau eine Beleidigung des Ehemanns liegen kann, vgl. unten Bem. III 2 vor $ 185. 

Erforderlich für den Ehebruch ist, daß die Ehe formell gültig ist; materiell gültig 
braucht die Ehe nicht zu sein (RGSt.60 250, v.Hippel Lehrbuch S. 224 Anm. 9, 
Schwarz Anm. 1 A; and. Frank Anm.I, LK Anm.3, Olshausen Anm. 2, Schmidt- 
Leichner aaO S. 387). Wird eine zunächst vorhandene formelle Ungültigkeit nachträg- 
lich geheilt ($ 21 Abs. 2 Ehegesetz), so ist ein vor der Heilung begangener Ehebruch nicht 
strafbar. Übereinstimmung besteht darüber, daß auch eine aufhebbare Ehe gebrochen 
werden kann. 


| II. Durch Einwilligung des verletzten Ehegatten in den Ehebruch wird die Rechts- 
widrigkeit nicht beseitigt (vgl. Bem. III 6a vor $ 51 mit Nachweisen). Der Umstand, 
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daß durch die Einwilligung des verletzten Ehegatten die Möglichkeit der Scheidung 
entfällt, führt nicht zu einem Ausschluß der Rechtswidrigkeit. 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß insbesondere 
das Bewußtsein haben, daß er selbst oder der andere Teil verheiratet ist. 


IV. Täter kann der verheiratete und der unverheiratete Teil sein. Es können auch 
beide Teile verheiratet sein; man spricht dann von einem Doppelehebruch. 


V. Voraussetzung für die Verfolgung der Tat ist die Scheidung der Ehe wegen des Ehe- 
bruchs. Es handelt sich hierbei nicht um einen Teil des Tatbestandes, auch nicht um 
eine Bedingung der Strafbarkeit, sondern um eine Prozeßvoraussetzung (RGSt. 22 
137, Frank Anm. III 1; für Bedingung der Strafbarkeit dagegen z. B. Gerland S. 507). 

Die Ehe muß wegen des Ehebruchs geschieden sein, der den Gegenstand der straf- 
rechtlichen Verfolgung bildet; Scheidung aus sonstigen Gründen ($ 47 ff. Ehegesetz) 
oder wegen eines anderen Ehebruchs genügt nicht. Ist bei einem Doppelehebruch nur 
eine der beiden Ehen geschieden worden, so kann jeder der beiden Ehebrecher verfolgt 
werden, da der, dessen Ehe nicht geschieden wurde, Mitschuldiger des anderen ist. 

Der Strafrichter hat trotz des Zivilurteils selbständig zu prüfen, ob der Täter den Ehe- 
bruch wirklich begangen hat. Er kann auch solche Personen wegen Ehebruchs bestrafen, 
die im Zivilurteil nicht. genannt oder nicht als überführt angesehen sind; es muß sich 
allerdings stets um denselben Ehebruchsfall handeln, der dem Zivilurteil zugrunde liegt. 

Dem Fall der Zerstörung der Ehe durch Scheidung muß der Fall ihrer Zerstörung 
durch einen durch den Ehebruch ausgelösten Selbstmord in entsprechender An- 
wendung ($ 2) gleichgestellt werden. 


VL Zweite Voraussetzung der Strafverfolgung ist ein Antrag. Zur Stellung des Antrages 
berechtigt ist der andere Ehegatte oder sein gesetzlicher Vertreter; dies gilt auch dann, 
wenn er selbst den anderen Teil zum Ehebruch angestiftet hat (RGSt. 14 204). Beim 
Doppelehebruch kann jeder der beiden verletzten Eheleute Strafantrag stellen, voraus- 
gesetzt, daß beide Ehen wegen des Ehebruchs geschieden sind; ist dies nicht der Fall, 
dann kann den Antrag nur der Ehegatte stellen, dessen Ehe geschieden wurde. 

Die Frist zur Antragstellung beginnt mit dem Tage, an dem der Antragsberechtigte 
von der Rechtskraft des Scheidungsurteils Kenntnis erlangt hat; sie beginnt nicht be- 
reits mit dem Tage, an dem der Berechtigte von der Tat und dem Täter Kenntnis er- 
hielt, auch noch nicht mit dem Tage der Rechtskraft (RGSt. 26 116, 87 372, Binding 
Handbuch S. 644, Gerland S. 509, Olshausen Anm. 9d; and. Frank Anm. III 2). Ein 
vorher gestellter Antrag ist unwirksam. | 


Vo. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 173 und mit $ 177. Im Verhältnis zur Beleidi- 
gung ist die vorliegende Bestimmung ein Sonderdelikt. Idealkonkurrenz kommt in 
Betracht, wenn die Ehrenkränkung nicht allein in der Tatsache des Ehebruchs, sondern 
in besonderen begleitenden Umständen liegt. Kann aber eine Bestrafung unter dem 
Gesichtspunkt des Ehebruchs nicht erfolgen, z. B. weil die Ehe wegen des Ehebruchs 
nicht geschieden oder kein Strafantrag gestellt worden ist, dann ist wie auch sonst bei 
der Gesetzeskonkurrenz (Bem. VII 5 vor $ 73) bei entsprechendem Antrag eine Bestra- 
fung aus $ 185 möglich (KG JW 1920 S. 984, LG Krefeld-Ürdingen JW 1988 $. 305 
mit Anm. Dahm, LG Konstanz DR 1941 S. 149 mit Anm. Mezger AG Cottbus DR 1942 
S. 1143, ferner v.Rozycki-v.Hoewel, Messer und Seydel DR 1941 S. 1140). Demgegen- 
über ist nach RGSt. 65 2, 74 380 mit Anm. Krille DR 1941 8. 377, RGSt. 75 151, 259, 
RG DR 1941 S. 45 mit Anm. Mittelbach, RG DR 1941 S. 924 eine Strafverfolgung aus 
$ 185 entweder nur zusammen mit dem Ehebruch oder dann möglich, wenn die Ehe 
wegen des Ehebruchs nicht geschieden werden kann, oder wenn sich die Beleidigung 
nicht nur aus dem Ehebruche selbst, sondern aus besonderen Merkmalen ergibt. Im 
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letzeren Fall soll nur dieser besondere Sachverhalt, nicht auch der Ehebruch als solcher 
Gegenstand der Verfolgung sein können. Derartige besondere begleitende Umstände 
können z. B. gegeben sein, wenn neben dem Ehebruch eine öffentliche Bloßstellung, ein 
Hausfriedensbruch oder ein Mißbrauch der ehelichen Wohnung vorliegt (RGSt. 75 260, 
RG DJ 1941 S.138). Die hier behandelte Streitfrage hat an praktischer Bedeutung ver- 
loren, nachdem der Strafantrag jetzt auch in persönlicher Hinsicht teilbar ist (vgl. 
Schönke DR 1943 S. 722); zum Ganzen vgl. noch v. Weber GS 116 8. 249, ferner RGSt. 
76 381. Realkonkurrenz ist möglich mit $ 171 (vgl. dort Anm. VI). 

Bei wiederholtem Ehebruch mit verschiedeneu Personen liegt Realkonkurrenz 
vor. Bei wiederholtem Ehebruch zwischen denselben Personen kann eine fort- 
gesetzte Handlung gegeben sein; es kann aber anch Realkonkurrenz bestehen. 


VII. Die Verjährung ruht gemäß $ 69 bis zur Rechtskraft des Scheidungsurteils. 


IX. Das kommende Recht will an der Strafbarkeit des Ehebruchs festhalten. Die Verfolgung soll 
auch künftig von einem Antrag des verletzten Ehegatten abhängen. Vgl. Lorenz in Gürtner II S. 18? 
190, 193. Vgl. hierzu noch Bung DR 1937 S. 207. 


DREIZEHNTER ABSCHNITT 
VERBRECHEN UND VERGEHEN WIDER DIE SITTLICHKEIT 


Schrifttum: Graf Gleispach, Sittlichkeitsverbrechen in: Die Rechtsentwicklung der Jahre 
1933-1935/36, herausgegeben von Volkmar u. a. (1937) S. 658. - Güttges, Entsprechende Anwendung 
im Bereich der Sittlichkeitsdelikte, 1939 (Diss. Köln). -Wiethold, Sittlichkeitsverbrechen in: Hand- 
wörterbuch der Kriminologie Bd. II (1936) S. 615. - Kriminologisch Koch, Über Sittlichkeitsver- 
brecher, 1940 (Kriminal. Abh. Heft 46). - Krempler. Die Sittlichkeitsdelikte im Bezirk des Land- 
gerichts Eisenach in den Jahren 1905 bis 1936. 1939 (Untersuchungen zur Kriminalität in Deutsch- 
land Heft 5). 


I. Der Abschnitt faßt Straftaten zusammen, die dadurch gekennzeichnet sind, daß sie 
sıch (wenigstens in der Regel) auf das Geschlechtsleben beziehen (vgl. hierzu Mezger 
Grundriß S. 178, Olshausen Bem. 1 vor $ 171). @eschütztes Rechtsgut ist die völkische 
Sittenordnung (vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 195). 

Vgl. Nr. 339 Richtlinien für das Strafverfahren. 

II. Über Aufbau und Inhalt des Abschnitts im kommenden Recht näher Graf Gleispach in Gürtner II 
s. 195. Frank Leitsätze II S. 60; vgl. ferner noch Kunert, Die strafrechtliche Beurteilung des Arztes 


als „Träger höherer Verantwortung‘, DR 1939 S. 2098, Ule, Unzüchtige Handlungen von Ärzten, DStR 
1938 S. 40. 


Ss 173 

Der Beischlaf zwischen Verwandten auf- und absteigender Linie wird an den ersteren 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, an den letzteren mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

Der Beischlaf zwischen Verschwägerten auf- und absteigender Linie, sowie zwischen 
Geschwistern wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Verwandte und Verschwägerte absteigender Linie bleiben straflos, wenn sie das acht- 
zehnte Lebensjahr nicht vollendet haben. 

Vgl. VO zur Durchführung des Ges. über die Aenderung und Ergänzung familienrechtl, Vorschrif- 
ten usw. vom 23.April 1938 (RGBI1. I S. 417) $ %: 


In den Fällen des $173 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs tritt Bestrafung nicht ein, wenn die Ehe, auf 
der die Schwägerschaft beruht, zur Zeit der Tat nicht mehr bestand; das Gericht kann von Strafe 
absehen, wenn die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten zur Zeit der Tat aufgehoben war. Die Tat 
wird nicht mehr verfolgt, wenn Befreiung vom Ehehindernis des $ 1310 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs (jetzt: $7 des Ehegesetzes) erteilt ist. 


Schrifttum: Többen, Biutschande in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd.I (1933) S. 189; 
vgl. auch Eber, Die Blutschande, 1937 (Kriminal. Abh. Heft 30); Schwab, Zur Biologie des Inzests, 
MonKrimBio. 1938 S. 257. 


I. Die Vorschrift behandelt die Blutschande (Inzest). Unter Blutschande ist der Bei- 
schlaf zwischen bestimmten Verwandten (Abs. 1) oder zwischen bestimmten Verschwä- 
gerten (Abs. 2) zu verstehen. Der Unrechtsgaehalt ist in beiden Gruppen von Fällen 
verschieden, wie sich bereits aus der verschiedenen Strafdrohung ergibt. In der ersten 
Gruppe trifft der Gesichtspunkt der Bestrafung grober Unsittlichkeit mit dem Ziele der 
Reinerhaltung des Familienlebens und der körperlichen Gesunderhaltung der Rasse zu- 
sammen. Für die Bestrafung des Beischlafs zwischen Verschwägerten fehlt es an eugeni- 
schen Gründen; Grund für die Bestrafung ist hier das unsittliche Verhalten, das die 
Familienbande gefährdet. Durch $ 4 VO vom 23. April 1938 (abgedr. oben) ist in Vor- 
wegnahme der für das kommende Recht geplanten Regelung (vgl. Graf Gleispach in 
Gürtner II S. 203, 210) diesem verschiedenen Unrechtsgehalt auch noch in anderer Weise 
als bereits durch die Abstufung in der Strafdrohung Rechnung getragen; vgl. unten II 2 
und VI. 
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Zwischen Abs. 1 und Abs. 2 ist eine Wahlfeststellung möglich (vgl. RG HRR 1986 
Nr. 1377). Vgl. hierzu noch Zeiler JW 1937 S. 1758. 


IL. Der äußere Tatbestand. 


1. Über den Begriff des Beischlafs vgl. $ 172 Anm. I. Erforderlich ist auch hier eine 
Vereinigung der Geschlechtsteile; bloße Berührung genügt nicht (RG JW 1980 S.916). 
Für die Tatbestandsmäßigkeit und für die Rechtswidrigkeit ist es ohne Bedeutung, ob 
der Beischlaf ein ehelicher oder außerehelicher ist; durch das Bestehen einer formell 
gültigen (aber nach $ 25 Ehegesetz nichtigen) Ehe wird der Beischlaf nicht zu einem er- 
laubten (RGSt. 5 160, Frank Anm. IV, Olshausen Anm. 2; and. Gerland S. 412). Der 
weibliche Partner braucht noch nicht geschlechtsreif zu sein (RGSt. 71 130). Unzüch- 
tige Handlungen können hier auch nicht durch entsprechende Anwendung ($ 2) erfaßt 
werden (RGSt. 71 197 mit Anm. K. Schäfer JW 1937 S. 1796, RG HRR 1989 Nr. 1485; 
and. Graehl ZAkDR 1939 S. 348) ; es macht keinen Unterschied, ob die unzüchtige Hand- 
lung mehr oder weniger beischlafsähnlich ist (RGSt. 78 114 mit Anm. Engisch ZAkDR 
1939 S. 568); vgl. aber $ 17% Anm. IV). 


2. Über Verwandte auf- und absteigender Linie, über Verschwägerte auf- und absteigen- 
der Linie sowie über Geschwister vgl. zunächst $ 52 Anm. VII 1, 2, 6. Entscheidend ist 
auch hier die Blutsverwandtschaft; diese muß voll nachgewiesen werden. Auch der 
uneheliche Vater ist mit seinem unehelichen Kinde verwandt (RG HRR 1940 Nr. 182). 
Verwandt sind ferner die ehelichen Kinder verschiedener Mütter, die denselben Vater 
haben. Ebenso ist es bei der Schwägerschaft unerheblich, ob eine eheliche oder unehe- 
liche Abstammung vorliegt. Bei dem Beischlaf zwischen Verschwägerten fehlt'es dann 
an der Tatbestandsmäßigkeit, wenn die Ehe, auf der die Schwägerschaft beruht, zur Zeit 
der Tat nicht mehr bestand ($ 4 VO vom 23. April 1938). Nicht strafbar ist daher z. B. 
der Mann, der nach dem Tode seiner Ehefrau mit der von ihm nicht erzeugten Tochter 
der Verstorbenen den Beischlaf ausübt. Die Straffreiheit setzt nicht voraus, daßsich die 
Verschwägerten geheiratet haben (RG HRR 1942 Nr. 1021). Über die Wirkung eines 
Irrtums über die Schwägerschaft vgl. RG HRR 1942 Nr. 1020. 

Be einem Konkubinat ist Abs. 2 auch nicht entsprechend ($ 2) anwendbar (RG DR 
1948 S. 896). 


III. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Auch hier ist von Bedeutung, 
daß zum Vorsatz das Unrechtsbewußtsein gehört, so daß es bei einem entschuldbaren 
Irrtum am Vorsatz fehlt (vgl. oben $ 59 Anm. VI 1 a). Die Rechtsprechung unterscheidet 
auch hier zwischen Tatsachen- und Rechtsirrtum und strafrechtlichem und außerstraf- 
rechtlichem Rechtsirrtum; vgl. Nachweise im LK Anm. 3. 


IV. Ein Versuch des Verbrechens aus Abs. 1 liegt vor, wenn der Täter die voreheliche 
Tochter seiner Ehefrau für seine eheliche Tochter hält (RGSt. 47 190). Dagegen ist aus 
Abs. 2 zu bestrafen, wenn der Täter die Tochter seiner Ehefrau, die möglicherweise seine 
leibliche Tochter ist, nur als seine Stieftochter angesehen hat (RGSt. 71 139 mit Bem. 
von Zeiler JW 1937 S. 1758); vgl. weiter noch RG HRR 1942 Nr. 129. 


V. Straflos bleiben Verwandte und Verschwägerte absteigender Linie, wenn sie das 
18. Lebensjahr nicht vollendet haben (Abs. 4). Es handelt sich hier um einen persönlichen 
Strafausschließungsgrund, nicht um einen Schuldausschließungsgrund; strafbare Teil- 
nahme an der Tat des Jugendlichen ist möglich (Gerland S. 412, LK Anm. 5, Olshausen 
Anm.5c, Schwarz Anm.1 B; and. Frank Anm. Ill, der einen Entschuldigungsgrund 
annimmt; and. auch RGSt. 19 393, wonach die Vollendung des 18. Lebensjahres posi- 
tives Tatbestandsmerkmal ist). 
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Bei Notzucht an einer über 18 Jahre alten Tochter wird bei dieser in der Regel die 
Schuld gemäß $ 52 ausgeschlossen sein (Schmidt-Leicher DR 1942 S. 1645 Anm. zu 1; 
and. RG DR 1942 S. 1322). 


VI. Bei dem Beischlaf zwischen Verschwägerten (Abs. 2) kann das Gericht von Strafe 
absehen, wenn die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten zur Zeit der Tat aufgehoben 
war; die Tat wird nicht mehr verfolgt, wenn die Befreiung vom Ehehindernis des $ 7 
Ehegesetz erteilt ist ($ 4 VO vom 23. April 1938). 


VII. Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 172, ferner mit $ 174 Nr. 1, mit $ 176 
Nr. 3. 


Blutschande mit mehreren Töchtern ist grundsätzlich nicht als eine fortgesetzie Hand- 
lung anzusehen (and. RG DStR 1986 S. 232, die aber wohl auch durch die neuere Recht- 
sprechung (vgl. Bem. III1b vor $ 73) als überholt anzusehen ist). Zwischen $ 173 Abs. 2 
und $ 176 Nr. 3 ist Fortsetzungszusammenhang nicht möglich (RGSt. 57 140). 


VIII. Das kommende Recht will den verschiedenen Unrechtsgehalt beider Gruppen von Fällen da- 
durch noch deutlicher hervortreten lassen, daß es den Beischlaf zwischen Blutsverwandten und den 
Beischlaf zwischen Verschwägerten in zwei getrennten Tatbeständen behandelt. Im übrigen entspricht 
das geltende Recht nach der VO vom 23. April 1938 den für das kommende Recht in Aussicht genom- 
menen Bestimmungen (vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 203, 240). Vgl. aber dazu noch $ 174 
Anm.IV ig a.E. Zum ganzen vgl. Frank Leitsätze II S. 58. 


S 174 


Mit Zuchthaus oder mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten wird bestraft, 
1. wer einen seiner Erziehung, Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung anvertrauten Men- 
schen unter einundzwanzig Jahren oder 
2. wer unter Ausnutznng seiner Amtsstellung oder seiner Stellung in einer Anstalt für 
Kranke oder Hilfsbedürftige einen anderen zur Unzucht mißbraucht. 


I. Die Vorschrift behandelt die Unzucht unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhält- 
nisses. Der Grundgedanke der Bestimmung ist, Überordnungsverhältnisse und Be- 
treuungsverhältnisse von geschlechtlichen Motiven rein zu halten und die geschlechtliche 
Freiheit der abhängigen oder betreuten Person vor Angriffen zu bewahren. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß bestimmte Personen zur Unzucht 
mißbraucht werden. 


1. Unter Unzucht sind hier alle Handlungen zu verstehen, die objektiv nach gesunder 
Volksanschauung das Scham- und Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung ver- 
letzen und subjektiv in wollüstiger Absicht vorgenommen werden. Die objektive oder 
die subjektive Seite genügt für sich allein nicht; maßgebend ist vielmehr der Eindruck, 
den ein Beobachter hätte, ‚dem die Handlung in ihrer ganzen Bedeutung, sowohl das 
körperliche Tun als auch die Gesinnung und Willensrichtung des Täters bekannt ist“ 
(RGSt. 67 112, RG JW 1988 S. 1878, 1989 S. 275). Die wollüstige Absicht gehört bereits 
zum Begriff der Unzucht, nicht erst zum subjektiven Tatbestand; diese Absicht ist ein 
sogen. subjektives Unrechtselement. Nicht jede, selbst unbedeutend auf Sinneslust be- 
ruhende oder darauf abzielende Berührung oder handgreifliche Zudringlichkeit fällt 
unter den Begriff der unzüchtigen Handlung (RGSt. 67 173, RG DR 1948 S. 1785). Ein 
unangebrachte, geschmacklose, selbst widerwärtige Liebkosung braucht noch nicht eine 
unzüchtige Handlung zu sein (RG JW 1986 S. 1909). 

a) Es kommen nur Handlungen in Betracht, die objektiv nach gesunder Volksanschau- 
ung das Scham- und Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung verletzen. Maß- 
gebend ist nicht das Gefühl des einzelnen oder einzelner Volkskreise, sondern die gesunde 
Volksanschauung, d.h. die Ansicht des sittlich empfindenden deutschen Menschen 
schlechthin (RG JW 1936 S. 389). Das übertriebene oder das abgestumpfte Gefühl ein- 
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zelner muß außer Betracht bleiben. Die gesunde Volksanschauung wird bei der Wertung 
von Vorgängen nicht unberücksichtigt lassen, in welcher Umgebung die Handlungen vor- 
gekommen sind und wie die Sitten und Gebräuche der Volkskreise sind, in denen sich 
die Vorgänge abspielen (RG JW 1986 S. 389). Die Umstände und Verhältnisse des ein- 
zelnen Falles sind vielfach von entscheidender Bedeutung, z. B. ob die Handlung öffent- 
lich oder im Verborgenen geschehen ist (RG JW 1987 8. 2385). Es ist nicht erforderlich, 
daß jemand tatsächlich Anstoß nimmt; es genügt, daß die Handlung geeignet ist, An- 
stoß zu erregen. 


b) Die Handlung muß subjektiv in wollüstiger Absicht vorgenommen werden. Dies ist 
dann der Fall, wenn sie auf Befriedigung oder Erregung eigener oder fremder Ge- 
schlechtslust gerichtet ist. Eine in anderer Absicht vorgenommene Handlung ist auch 
dann keine unzüchtige, wenn sie objektiv das Scham- oder Sittlichkeitsgefühl in ge- 
schlechtlicher Beziehung verletzt, so z. B. nicht eine aus Wut vorgenommene Züchti- 
gung auf dem bloßen Körper unter Enthüllung der Schamteile des Mißhandelten, weiter 
auch nicht stets ein derber Scherz (vgl. RG JW 1986 S. 389). 


c) Als unzüchtig wird bei den bezeichneten Verhältnissen (unten IV) stets der Bei- 
schlaf anzusehen sein, meist ferner das Betasten der Brust oder anderer Körperteile aus 
Geschlechtslust, weiter etwa der Zungenkuß unter Männern (RG DR 1941 S. 848). Ob 
der bloße Kuß, das Streicheln oder das Umarmen eines Kindes unzüchtig ist, hängt von 
den äußeren Umständen und von der Absicht des Handelnden ab. 


2. Für den äußeren Tatbestand ist weiter erforderlich, daß die abhängige oder betreute 
Person zur Unzucht mißbraucht wird (zu Nr. 2 vgl. noch unten IV 2). Ein Mißbrauch 
zur Unzucht liegt vor, wenn der Täter das Verhältnis, das ihn mit dem anderen verbindet, 
dazu gebraucht, um Unzucht mit oder an diesem zu treiben. Dies ist stets dann der Fall, 
wenn der Körper der anderen Person das Mittel für die Befriedigung der Geschlechtslust 
ist (Frank Anm. I 2, Olshausen Anm. 9). Es ist nicht notwendig, daß eine körperliche 
Berührung stattgefunden hat oder auch nur beabsichtigt gewesen ist (RGSt. 78 80). 
Ausreichend kann z. B. sein, wenn der andere veranlaßt wird, seinen Körper, namentlich 
den Geschlechtsteil, unzüchtigen Blicken preiszugeben oder bestimmte Stellungen ein- 
zunehmen oder sich zu entblößen (RG GoltdArch. 48 S. 113, RG HRR 19839 Nr. 258. 
Frank Anm.]I 2, RGSt.78 81, RG DR 1943 S. 234; kritisch hierzu Stählin DR 191 
S. 983). Nicht dagegen ist ausreichend die Vornahme unzüchtiger Handlungen in Gegen- 
wart des anderen; ebensowenig genügen unzüchtige Reden (RG HRR 1942 Nr. 422); beı 
unzüchtigen Reden, die durch unzüchtige Anschauungsmittel unterstützt werden, will 
RGSt. 76 165 die Vorschrift aber entsprechend anwenden. 

Der Mißbrauch des Verhältnisses kann z. B. durch Verleitung, Drohung usw. er- 
folgen. Ein Mißbrauch fehlt, wenn die der Autorität unterworfene Person sich freiwillig 
preisgegeben oder selbst die Initiative ergriffen hat. 


III. Als Täter kommt stets nur die Autoritätsperson in Betracht; die Personen, mit 
denen die unzüchtigen Handlungen vorgenommen werden, sind straflos; es macht hierbei 
keinen Unterschied, ob sich diese mit oder ohne Kenntnis des Verbotenen an den un- 
züchtigen Handlungen beteiligten (R 8 621). Der minderjährige Schüler kann nicht nach 
8 174 Nr. 1 bestraft werden, wenn er den Lehrer anstiftet, unzüchtige Handlungen mit 
ihm vorzunehmen (RGSt. 18 281). Vgl. noch Bem. VII vor $ 47. 


IV. Die einzelnen in Betracht kommenden Tätergruppen. 


1. Als erste Tätergruppe erfaßt das Gesetz diejenigen, die einen ihrer Erziehung, Aus- 
bildung, Aufsicht oder Betreuung anvertrauten Menschen unter 21 Jahren zur Unzucht 
mißbrauchen. P 
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Zur Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht anvertraut sind Minderjährige vor allem den 
Eltern, dem Vormund, dem Pfleger, dem Lehrer. Ein Kind kann je nach den Umständen 
des Falles dem Vater oder der Mutter anstatt des Vaters zur Erziehung anvertraut sein. 
Zur Ausbildung ist insbesondere der Lehrling dem Lehrherrn anvertraut; ein Anver- 
trautsein zur Ausbildung ist ferner bei einem Anlehrverhältnis gegeben. Zur Betreuung 
anvertraut ist ein Minderjähriger vielfach bereits auf Grund eines Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses dem Betriebsführer cder dem Abteilungsmeister, Meister usw.; jedes Ju- 
gendarbeitsverhältnis dürfte in der Regel ein Betreuungsverhältnis im Sinne dieser Vor- 
schrift darstellen. 

Als Täter kommen beispielsweise in Betracht der Handlungsgehilfe, der Lehrmädchen 
ausbildet (RGSt. 62 34, RG JW 1984 S. 2772 mit Anm. Gerland), der Dentist, der eine 
zahnärztliche Helferin unterrichtet (RG HRR 19834 Nr. 1420), ein lJandwirtschaftlicher 
Betriebsinhaber gegenüber einer Landhelferin (RG JW 1986 S. 2995), ein Ballettmeister 
hinsichtlich der Tanzelevinnen (RGSt. 67 390), eine Hausfrau, die eine Minderjährige im 
hauswirtschaftlichen Jahr zu betreuen hat, und ihr Ehemann (RG DR 1942 S$. 1735), 
die Hausfrau und ihr Ehemann gegenüber einem jugendlichen Pflichtjahrmädchen 
(RGSt. 74 277 mit Anm. v.Weber ZAkDR 1940 S. 362 und Anm. Hennerici DR 1940 
S. 2059, RG DR 1941 S. 775), die Hausfrau und ihr Ehemann gegenüber einem Ferien- 
kind (RGSt. 71 362), der Bannführer der Hitlerjugend (RGSt. 68 20), Reichsarbeits- 
dienstführer (RG DR 1948 S. 751). Gegenüber jugendlichen Hausangestellten besteht 
dann ein Betreuungsverhältnis, falls sich der Haushaltungsvorstand im einzelnen Falle 
nach den Umständen und nach gesundem Volksempfinden für die gesamte Lebensfüh- 
rung der Angestellten verantwortlich fühlen muß (RGSt. 74 277, RG JW 1989 S. 622, 
RG DR 1940 S. 494). Nicht kommt als Täter in Betracht, wer sich lediglich verpflichtet 
hat, wirtschaftlich für einen Minderjährigen zu sorgen (RG JW 1987 S. 1330). 


2. Als zweite Tätergruppe nennt das Gesetz diejenigen, die unter Ausnutzung ihrer 
Amtsstellung oder ihrer Stellung in einer Anstalt für Kranke oder Hilfsbedürftige einen 
anderen zur Unzucht mißbrauchen (Nr. 2). 


a) Als Täter kommen bei der ersten Alternative alle Amtsträger des Staates, der Ge- 
meinden und sonstiger öffentlich-rechtlicher Körperschaften, der Partei oder eines ihr 
angeschlossenen Verbandes in Betracht, die einen anderen unter Ausnutzung ihrer Stel- 
lung zur Unzucht mißbrauchen. Eine Ausnutzung der Amtsstellung und ein Mißbrauch 
zur Unzucht liegen vor, wenn der Amtsträger das dienstliche Verhältnis, das ihn mit 
einem anderen Menschen verbindet, dazu gebraucht, um Unzucht mit oder an diesem 
zu verüben. Es ist nicht erforderlich, daß die Unzucht anläßlich einer dienstlichen Tätig- 
keit stattfindet. 


b) Täter bei der zweiten Alternative kann jeder sein, der in der Anstalt angestellt oder 
heschäftigt ist; es kommen als Täter nicht nur Beamte, Ärzte oder andere Medizinal- 
personen in Betracht. 


a) Zu den Anstalten für Kranke oder Hilfsbedürftige gehören z. B. Krankenhäuser, 
Heilanstalten, Entbindungsanstalten, Asyle, Erziehungs- und Besserungsanstalten, die 
der Fürsorgeerziehung dienen. 

ß) Es genügt nicht die Unzucht mit einer in die Anstalt aufgenommenen Person, son- 
dern es ist erforderlich, daß die Unzucht unter Ausnutzung der Stellung in der 
Anstalt vorgenommen wird. 

y) Es ist nicht erforderlich, daß die Person, mit der die Unzucht vorgenommen wird, 
in die Anstalt aufgenommen ist; bei Ausnutzung der Stellung in der Anstalt (oben b) 
kann der Tatbestand auch gegenüber Personen verwirklicht werden, diein der Anstalt 
beschäftigt sind, z. B. gegenüber einer Hausgehilfin, einer Assistenzärztin. 


394 


8 175 13. Abschnitt. Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit 


V. Der innere Tatbestand erfordert Vorsatz; bedingter Vorsatz genügt. Ein Irrtum 
über die Eigenschaft als Vormund, Lehrer usw. wird von der Rechtsprechung in der 
Regel als unentschuldbarer Strafrechtsirrtum angesehen (RGSt. 58 11, 62), ebenso der 
Irrtum über den Begriff des Unzüchtigen (RGSt. 40 326). 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit 8$ 173, 176, 177. Gegenüber $ 185 ist $ 174 Nr. 1 
ein Sondergesetz (RGSt.68 25, Kohlrausch Anm. 12, Schwarz Anm. 4, vgl. aber RG 
JW 1987 S. 2380; and. LK Anm. 10). 

Bei wiederholten unzüchtigen Handlungen mit derselben Person kann Fortsetzungs- 
zusammenhang vorliegen (RGSt. 55 160); bei unzüchtigen Handlungen mit mehreren 
Personen ist Fortsetzungszusammenhang ausgeschlossen (RGSt. 58 274). 


VII. Über die Fassung des Urteilstenors vgl. die AV in DJ 1943 $. 287. 


175 


Ein Mann, der mit einem anderen Mann Unzucht treibt oder sich von ihm zur Unzucht 
mißbrauchen läßt, wird mit Gefängnis bestraft. 

Bei einem Beteiligten, der zur Zeit der Tat noch nicht einundzwanzig Jahre alt war, 
kann das Gericht in besonders leichten Fällen von Strafe absehen. 

Schrifttum: Groß-Seelig, Handbuch der Kriminalistik Bd. I (1942) S. 258. -— Klare, Homoe- 
sexualität und Strafrecht, 1937. - Lemke, Über Ursache und strafrechtliche Beurteilung der Home- 
sexualität, 1940. -— Rauscher, Zum Kriminalproblem der Homosexualität, Blätter für Gefängnis- 
kunde Bd. 70 S. 243. Vgl. weiter die Mitteilungen von Bürger-Prinz, MonKrimBiol. 1938 S. 333. 
N sowie Lang, Lemke und Schröder, MonKrimBiol. 1939 S. 401, 1940 S. 221, 1931 

I. Die Vorschrift enthält den Grundtatbestand über die Unzucht zwischen Männer; 
aus diesem Grundtatbestand hebt $ 175a vier Qualifikationstatbestände heraus und 
gestaltet sie zu Verbrechenstatbeständen. Unzucht zwischen Frauen (sog. lesbische 
Liebe) kann auch nicht in entsprechender Anwendung ($ 2) bestraft werden; es liegt hier 
eine bewußte Begrenzung durch den Gesetzgeber vor; auch für das kommende Recht 
ist eine Bestrafung nicht in Aussicht genommen (Graf Gleispach in Gürtner II S. 203). 
Vgl. zu dieser Frage noch Jenne DR 1936 S. 469, Klare DR 1938 S. 503, Rilke DR 
1939 S. 65. In der Ostmark ist dagegen auch die lesbische Liebe strafbar ($ 129 österr. 
StG); vgl. hierzu Rittler II S. 213. 


U. Unzucht ist hier gleichbedeutend mit unzüchtiger Handlung im Sinne des $ 17%; 
wenn das Gesetz hier einen anderen Ausdruck verwendet als im $ 174, so bedeutet dies 
doch keinen sachlichen Unterschied (Schäfer-Dohnanyi S. 209). Über unzüchtige Hand- 
lung vgl. $ 17% Anm. II 1. Insbesondere werden onanistische Handlungen und sonstige 
unzüchtige Berührungen von dem Tatbestand erfaßt. In Betracht kommen ferner z.B. 
das Anfassen des Geschlechtsteils über den Kleidern oder ein Zungenkuß (RGSt. 70 224). 

Unzucht mit einem anderen treibt, wer den Körper des anderen Mannes als Mittel für 
die Erregung oder Befriedigung der Geschlechtslust benutzt. Es ist nicht notwendig, 
daß eine körperliche Berührung stattgefunden hat oder auch nur beabsichtigt gewesen 
ist. Strafbar ist also nicht nur die wechselseitige, sondern auch die gleichzeitige Onanie 
(RGSt. 78 80, RG JW 1989 S. 541, RG DJ 1940 S. 404; and. noch RG JW 1989 S. 90). 
Vgl. im übrigen $ 174 Anm. Il 2. Eine einverständliche Mitwirkung des anderen Mannes 
ist nicht erforderlich (RG JW 1987 S. 1797). 


III. Als Täterwird bestraft, wer mit einem Manne Unzucht treibt oder sich von ihm zur 
Unzucht mißbrauchen läßt. Zur Unzucht läßt sich mißbrauchen, wer die aktive Tätig- 
keit des Unzuchttreibenden an sich geschehen läßt (Beispiel in RG HRR 1940 Nr. 462). 

Eine Frau kann an der Tat des Mannes als Anstifterin oder Gehilfin teilnehmen. 
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IV. In besonders leichten Fällen kann das Gericht bei Beteiligten, die zur Zeit der 
Tat noch nicht 21 Jahre alt waren, von Strafe absehen (Abs. 2); bei demjenigen Beteilig- 
ten, der zur Zeit der Tat das 21. Lebensjahr vollendet hat, ist Abs. 1 anzuwenden. Ein 
besonders leichter Fall wird in der Regel dann anzunehmen sein, wenn zwischen 
Minderjährigen untereinander unzüchtige Handlungen vorgenommen worden sind, die 
nicht beischlafsähnlich sind (vgl. Nr. 339a Abs. 2 Richtlinien für das Strafverfahren). 
Ein besonders leichter Fall liegt dann nicht vor, wenn zugleich gegen $ 176 Nr. 3 ver- 
stoßen ist (RGSt. 71 247). Das Absehen von Strafe erfolgt durch Urteil. 

Unberührt bleibt die Befugnis des Staatsanwalts, bereits vor Anklageerhebung 
gemäß $ 153 Abs. 2 StPO das Verfahren mit Zustimmung des Amtsrichters einzustellen. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 176 Nr. 3 (RGSt. 71 247), unter Umständen 
auch mit $ 185 (OLG München DStR 1987 S. 59). Gesetzeskonkurrenz besteht mit einem 
vollendeten Verbrechen gegen $ 175a Nr. 3 (RG HRR 1987 Nr. 485); mit einem ver- 
suchten Verbrechen gegen $ 175a Nr. 3 ist dagegen Idealkonkurrenz möglich (RG HRR 
1940 Nr. 462). 

Bei Unzucht mit mehreren Männern liegt Realkonkurrenz vor; eine fortgesetzte 
Handlung kommt nicht in Betracht (RGSt. 70 285). 


VI. Bedeutsam gerade für die vorliegende Bestimmung ist der durch $154b StPO vor- 
gesehene Schutz für die Opfer einer Erpressung. Ist eine Nötigung oder Erpressung 
durch die Drohung begangen worden, eine Straftat zu offenbaren, so kann die Staats- 
anwaltschaft von der Verfolgung der Tat, deren Offenbarung angedroht worden ist 
(also ein Vergehen gegen $ 175), absehen, wenn sie nicht zur Sühne und zum Schutze 
der Volksgemeinschaft unerläßlich ist. Vgl. hierzu noch Nr. 149a Richtlinien für das 
Strafverfahren. 


VII. Das kommende Recht will die Vorschrift sachlich unverändert lassen; vgl. Graf Gleispach in 
Gürtner II S. 204. 


S 1753 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten wird bestraft: 

1. ein Mann, der einen anderen Mann mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben nötigt, mit ihm Unzucht zu treiben oder sich von ihm 
zur Unzucht mißbrauchen zu lassen; 

2. ein Mann, der einen anderen Mann unter Mißbrauch einer durch ein Dienst-, Arbeits- 
oder Unterordnungsverhältnis begründeten Abhängigkeit bestimmt, mit ihm Unzucht 
zu treiben oder sich von ihm zur Unzucht mißbrauchen zu lassen; 

3. ein Mann über einundzwanzig Jahre, der eine männliche Person unter einundzwanzig 
Jahren verführt, mit ihm Unzucht zu treiben oder sieh von ihm zur Unzucht miß- 
brauchen zu lassen; 

4. ein Mann, der gewerbsmäßig mit Männern Unzucht treibt oder von Männern sich zur 
Unzucht mißbrauchen läßt oder sich dazu anbietet. 


I. Die Vorschrift behandelt die schwere Unzucht zwischen Männern. Als Mann ist hier- 
bei (abgesehen von Nr. 3) jede männliche Person ohne Rücksicht auf ihr Alter zu ver- 
stehen (RGSt. 70 197). 


II. Die Nötigung zur Unzucht (Nr. 1) entspricht dem für Frauen in $ 176 Nr.1 vor- 
gesehenen Strafschutz; vgl. dort die Anmerkungen. Der Genötigte ist straflos, auch 
wenn nicht die Voraussetzungen des $ 52 vorliegen (Olshausen Nachtrag S. 172). 


III. Die Bestimmung zur Unzucht (Nr. 2) setzt den Mißbrauch einer durch ein Dienst-, 
Arbeits- oder Unterordnungsverhältnis begründeten Abhängigkeit voraus. Als Unter- 
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ordnungsverhältnis kommen z.B. die Beziehungen in Betracht, die in der Wehr- 
macht, der Polizei und den Gliederungen der Partei (RG HRR 1942 Nr. 384) bestehen: 
es macht keinen Unterschied, ob das Unterordnungsverhältnis auf freiwilliger Unter- 
ordnung beruht oder nicht. Eine bloß tatsächliche Einflußmöglichkeit ist nicht aus- 
reichend (RG DJ 1987 S. 245, RG HRR 1941 Nr. 1023). Es genügt hier - im Unterschied 
zu 8 17% - nicht das Bestehen eines Abhängigkeitsverhältnisses; der Täter muß dieses 
vielmehr mißbrauchen, d.h. esbenutzen, um auf den anderen einzuwirken (RGSt. 718). 
Bestimmen hat hier die gleiche Bedeutung wie bei der Anstiftung (vgl. $ 48 Anm. III). 
Bestimmen ist weiter als Verführen in Nr. 3; zum Bestimmen genügt auch ein unter 
Drohung oder aus Furcht vor Nachteilen widerwillig geschendes Handeln oder Dulden 
(RG DStR 1986 S. 431). Darauf, ob das Opfer sich der an ihm vorgenommenen Ver- 
lehlung bewußt wird oder nicht, kommt es nicht an (RG HRR 1942 Nr. 38%). 

Der abhängige Teil kann nach $ 175 strafbar sein. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 176 Nr. 3. Gesetzeskonkurrenz besteht im Ver- 
hältnis zu $ 174; als spezielleres Gesetz geht $ 175a Nr. 2 vor. 


IV. Die Verführung zur Unzucht (Nr. 3) ist hier mit Strafe bedroht, wenn der Ver- 
führer über 21 Jahre, der Verführte unter 21 Jahre alt ist. Verführen bedeutet Ein- 
wirkung auf den Willen des Minderjährigen, um diesen zur Unzucht, die er an sich nicht 
will, geneigt zu machen und dabei seine geschlechtliche Unerfahrenheit oder geringere 
Widerstandsfähigkeit auszunutzen (RGSt. 70 199, 71 48, RG DR 1989 S. 364). Der- 
selbe Minderjährige kann mehrfach verführt werden (RG DR 1989 S. 363, RG HRR 1940 
Nr. 185). Eine Verführung kommt dann nicht in Betracht, wenn der Minderjährige ohne 
Beeinflussung seinesWillens zur Unzucht bereit gewesen ist (RGSt. 70 199), ferner dann 
nicht, wenn der Täter die unzüchtige Handlung völlig unvermittelt und ohne jede Vor- 
bereitung vornimmt (RG HRR 1987 Nr. 1560); weiter kann auch ein Willenloser, ein 
Bewußtloser oder ein Schlafender nicht verführt werden (RG HRR 1941 Nr. 1024). Un- 
bescholtenheit des Verführten ist nicht erforderlich; doch kann daraus, daß der Jugend- 
liche selbst gleichgeschlechtlich veranlagt ist und sittlich bereits vorher verdorben war, 
unter Umständen geschlossen werden, daß er von sich aus zur Unzucht ohne Beeinflus- 
sung seines Willens bereit gewesen ist (RGSt. 70 200). Das Tun, zu dem der Minderjäh- 
rige verleitet werden soll, muß den Tatbestand des $ 175 erfüllen (RGSt. 74 78). Der 
Verführte braucht die Unzüchtigkeit der ihm angesonnenen Handlung nicht erkannt 
zu haben. 

Die Vorschrift ist entsprechend anwendbar ($ 2), wenn der Täter den Minderjährigen 
durch Verleitung zum Alkoholgenuß oder durch Hypnose in einen willen- oder bewußt- 
losen Zustand versetzt und dann, seiner Absicht entsprechend, zur Unzucht mißbraucht 
(RGSt. 72 52, 352, Schwarz Anm. 1C; and. Kohlrausch Anm. 5). 

Zum Vorsatz gehört die Kenntnis, daß derjenige, gegen den sich die Tat oder der 
Versuch richtet, das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte (RG HRR 1942 Nr. 742). 

Ein Versuch liegt bereits in dem Fassen an den Geschlechtsteil eines schlafenden 
Knaben (RG HRR 1941 Nr. 1024). 

Täter kann jede Person männlichen Geschlechts über 21 Jahre sein; . ausschließlich 
maßgebend ist das ziffernmäßige Alter. Ein besonderer Tätertyp (Typ des Jugend- 
verderbers) wird nicht erfordert (RGSt. 76 77). 


Idealkonkurrenz ist möglich zwischen einem versuchten Verbrechen nach Nr. 3 und 
$ 175; das vollendete Verbrechen und das Vergehen stehen dagegen in Gesetzeskonkur- 
renz (RG HRR 1987 Nr. 485, 487, RG JW 1989 S. 32, 541). Idealkonkurrenz kommt 
weiter in Betracht mit $ 176 Nr. 1 (RG HRR 1940 Nr. 385) und mit 8176 Nr.3 (RG 
HRR 1941 Nr. 219). Mit $185 besteht regelmäßig Gesetzeskonkurrenz (RG JW 1986 
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S. 2554). Fortsetzungszusammenhang zwischen Verbrechen, die sich gegen verschie- 
dene Männer richten, ist ausgeschlossen (RGSt. 72 258). 

V. Bei der gewerbsmäßigen Unzucht (Nr. 4) wirkt die Gewerbsmäßigkeit bei den ersten 
beiden genannten Begehungsformen strafschärfend, bei der dritten Begehungsform (sich 
anbieten) dagegen strafbegründend. Gewerbsmäßigkeit bedeutet hier wie auch sonst die 
Absicht des Täters, sich durch wiederholte Begehung eine Einnahmequelle zu verschaf- 
fen. Es ist nicht erforderlich, daß der Täter mit einem individuell nicht bestimmten 
Kreis von Männern Unzucht getrieben hat oder treiben will; auch bei Unzucht mit einem 
Manne kann Gewerbsmäßigkeit gegeben sein (RG JW 1987 S. 2902, RG HRR 1989 
Nr. 1438; and. RKG 1 270). Bei der dritten Begehungsform genügt bereits das sich-An- 
bieten zur Vollendung. 

Gehilfe kann bei denersten beiden Begehungsformen nur sein, werselbst gewerbsmäßig 
handelt (RGSt. 71 72); bei der dritten Begehungsform wird dies nicht vorausgesetzt. 

Möglich ist Idealkonkurrenz mit $ 361 Nr. 6-6c; dies ist von Bedeutung für die 
daraus sich ergebende Zulässigkeit der Unterbringung in einem Arbeitshaus nach $ 42d 
(vgl. hierzu RGSt. 72 107). 


Schrifttum: Niederreuther, Zum Begriff der Gewerbsmäßigkeit im Sinne des $ 175a Nr. 
94. 


StGB, DJ 1937 S.99 
8 175b 


Die widernatürliche Unzucht, welche von Menschen mit Tieren begangen wird, ist mit 
Gefängnis zu bestrafen; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Schrifttum: Kayser, Zur Strafbarkeit der Sodomie nach $ 175b StGB, DStR 1937 8. Ab 


I. Die Vorschrift behandelt die Unzucht mit Tieren, die Sodomie im engeren Sinne. Es 
nacht keinen Unterschied, ob die Unzucht von einem Manne oder von einer Frau be- 
sangen wird. 


II. Im Unterschied zu $ 175 muß hier widernatürliche Unzucht vorliegen, also bei- 
schlafsähnliche Handlungen. Hierzu gehören alle Handlungen, die unter körper- 
licher Berührung des Tieres erfolgen und der geschlechtlichen Befriedigung oder Er- 
regung des Täters oder eines Zuschauers dienen sollen (RGSt. 71 352, OLG Breslau 
DStR 1988 S. 249). Will der Täter nur die Geschlechtslust des Tieres erregen (z. B. zu 
tierärztlichen oder experimentellen Zwecken), dann liegt der Tatbestand nicht vor 
(RGSt. 73 89). 


IH. Im Gegensatz zu $ 175 ist hier auch die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte möglich. 


IV. Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen, daß nur beischlafsähnliche Handlungen 
erfaßt werden; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 203. 


8 176 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
1. mit Gewalt unzüchtige Handiungen an einer Frauensperson vornimmt oder dieselbe 
durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung unzüch- 
tiger Handiungen nötigt; 
2. eine in einem willenlosen oder bewußtlosen Zustande befindliche oder eine geistes- 
kranke Frauensperson zum außerehelichen Beischlafe mißbraucht, oder 
8. mit Personen unter vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt oder dieselben 
zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gelängnisstrafe nicht unter sechs Mo- 
naten ein. 


Schrifttum: Heß, Die Kinderschändung, 1934 (Kriminal. Abh. Heft 20).-Niethammer, Un- 
zucht mit Kindern nach geltenden Recht und nach dem Entwurf, ZStW 57 S. 107. 
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I. Die Vorschrift enthält drei verschiedene Delikte: Die gewaltsame Verübung un- 
züchtiger Handlungen (Nr. 1), die Schändung (Nr. 2) und die Unzucht mit Kindern 
unter 14 Jahren (Nr. 3). Die ersten beiden Delikte sollen die geschlechtliche Freiheit 
schützen; der dritte Tatbestand bezweckt den Schutz der geschlechtlichen Unerfahren- 
. heit, die bei Kindern unter 14 Jahren unwiderlegbar vermutet wird. 

II. Die gewaltsame Verübung unzüchtiger Handlungen (Nr. 1). 

1. Der Begriff der unzüchtigen Handlungen ist hier der gleiche wie in $ 174; vgl. dort 
Anm. 111. Besteht die unzüchtige Handlung in dem vollzogenen oder versuchten außer- 
ehelichen Beischlaf, so liegt vollendete oder versuchte Notzucht ($ 177) vor. Beischlaf 
zwischen Eheleuten ist auch dann keine unzüchtige Handlung, wenn er entgegen 
berechtigter Weigerung der Frau mit Gewalt vorgenommen wird; auch eine entspre- 
chende Anwendung ($ 2) des $ 176 Nr. 1 ist ausgeschlossen; es kommt nur Nötigung 
gemäß $ 240 in Betracht. Dagegen können über den Beischlaf hinausgehende geschlecht- 
liche Handlungen zwischen Eheleuten, die nach gesunder Volksanschauung das Scham- 
und Sittlichkeitsgefühl verletzen, wie besonders schamlose oder scheußliche Verirrungen, 
unzüchtig im Sinne dieser Vorschrift sein (RGSt. 71 109). 

2. Die Handlungen müssen mit Gewalt vorgenommen werden; über Gewalt vgl. $ 113 
Anm. III1i aund RGSt. 64 116. Die Gewaltanwendung muß das Mittel für die Vornahme 
der unzüchtigen Handlung bilden und ihr vorausgegangen sein (RGSt. 68 227); der Tat- 
bestand kommt nicht in Betracht, wenn die den Begriff der Gewalt erfüllende Handlung 
mit der den Begriff der unzüchtigen Handlung erfüllenden Tätigkeit zusammenfällt (RG 
JW 1939 S. 400). Die Gewalttätigkeit kann auch überraschend erfolgen (RG HRR 19 
Nr. 1423). Der Anwendung von Gewalt steht die Nötigung zur Duldung unzüchtiger 
Handlungen durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben gleich. Hier 
kommt nur eine Gefahr für die Frau in Betracht; im übrigen ist dieses Merkmal ebenso 
zu umgrenzen wie im $ 52; vgl. dort Anm. III 2. Bei einer fortgesetzten Handlung 
braucht eine solche Drohung nicht bei jedem Einzelakte ausdrücklich noch einmal zu 
erfolgen (RG DR 1942 S. 1322). Die Drohung braucht nicht ernstlich gemeint zu sein; 
es genügt, daß sie von der Bedrohten als ernst gemeint aufgefaßt wird und der Täter 
damit rechnet. 


8. Die Handlungen müssen stets an einer Frau vorgenommen werden. Im Unterschied 
zu $ 174 ist hier erforderlich, daß eine Berührung des Körpers erfolgt (RGSt. 26 280). 
Anders als in Nr. 3 genügt hier nicht die Nötigung zur Vornahme unzüchtiger Hand- 
lungen; eine derartige Nötigung wird nur von $ 240 erfaßt (RG HRR 1940 Nr. 186). 

Die Tat muß sich gegen eine Frau richten. Es ist nicht von Bedeutung, ob die Frau 
bescholten oder unbescholten, verheiratet oder unverheiratet ist; auch das Alter spielt 
keine Rolle. 

4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bei der ersten Alternative 
muß insbesondere auch das Bewußtsein der Gewaltanwendung vorliegen. 

5. Täter kann eine Person männlichen oder weiblichen Geschlechts sein, auch der Ehe- 
mann gegenüber seiner Ehefrau (vgl. aber oben 1). 


6. Das kommende Recht will diesen Tatbestand erheblich erweitern. Es soll nicht nur die Nötigung 
einer Frau, sondern auch die einer männlichen Person zur Unzucht erfaßt werden; weiter soll jede 
Drohung, nicht nur die mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben, genügen; vgl. Graf Gleispach 
in Gürtner II S. 197, 209. 


IH. Die Schändung (Nr. 2). 


1. Als unzüchtige Handlung kommt hier nur der außereheliche Beischlaf in Be- 
tracht. Die Vorschrift kann nicht durch entsprechende Anwendung ($ 2) allgemein auf 
die Vornahme unzüchtiger Handlungen ausgedehnt werden; es liegt hier eine bewußte 
Grenzziehung vor (RG DJ 1987 S. 585, Schwarz Anm. 2). 
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2. Die mißbrauchte Frau muß sich in einem willenlosen oder bewußtlosen Zustand be- 
finden oder geisteskrank sein. Hat der Täter die Frau zum Zwecke des Beischlafs in einen 
willenlosen oder bewußtlosen Zustand versetzt und übt er dann den Beischlaf aus, so 
liegt Notzucht vor ı$ 177). 

Alter und Ruf der Frau sind ebenso wie in Nr. 1 ohne Bedeutung. 

a) Willenlos ist eine Frau vor allem dann, wenn sie aus körperlichen oder seelischen 
Gründen (z. B. wegen Erschöpfung, Schreckens) überhaupt keinen Willen hat oder wenn 
sie ihren Willen nicht äußern kann. Darüber hinaus ist Willenlosigkeit aber auch dann 
anzunehmen, wenn die Frau ihren Willen zur Abwehr nicht geltend machen kann, weil 
sie bei klarem Bewußtsein z. B. durch Fesseln oder Lähmung der Glieder gehindert ist 
(so Schütze, Lehrbuch des deutschen Strafrechts [2. Aufl. 1874] S. 337 Anm. 13, ebenso 
K. Schäfer JW 1936 S. 3014; and. bezüglich des letzten Falles die herrschende Meinung, 
z. B. LK Anm. 6, Olshausen Anm. 10a, Schwarz Anm. 2 Aa). Nach RGSt. 78 274 (hier- 
zu Kunert DR 1939 S. 2098) ist die Vorschrift aber entsprechend anwendbar ($ 2), wenn 
die Frau in einer Lage, in der sie einen solchen Angriff weder erwarten noch erkennen 
konnte, plötzlich überrumpelt wird; über entsprechende Anwendung vgl. weiter RG 
DStR 1941 S. 195, LG Amberg JW 1986 S. 3013. 


b) Bewußtlos ist, wem das Bewußtsein fehlt, z. B. bei Schlaf, Ohnmacht, völliger 
Trunkenheit. 

c) Bei Geisteskrankheit braucht nicht gleichzeitig Willenlosigkeit oder Bewußtlosig- 
keit vorzuliegen. Geistesschwäche genügt dann, wenn die Frau infolge ihres Geistes- 
zustandes nicht in der Lage ist, zwischen einer dem Sittengesetz entsprechenden und ihm 
widerstreitenden Befriedigung des Geschlechtstriebes zu unterscheiden (RG JW 1984 
S. 3132 mit Anm. Mezger, RG DR 1940 S. 791). Bei geisteskranken Frauen kommt es 
dagegen nicht darauf an, ob sie infolge ihre Krankheit außerstande sind, Bedeutung, 
Folgen und sittliche Wertung des Geschlechtsverkehrs zu erkennen (RGSt. 70 32). 


8. Es ist nicht erforderlich, daß der Täter selbst den bewußtlosen oder willenlosen Zu- 
stand der Frau herbeigeführt hat; es genügt, daß er den von einem Dritten herbeige- 
führten Zustand benutzt. 


4. Eın Mißbrauch liegt stets darin, daß die Frau ohne oder gegen ihren Willen zum Bei- 
schlaf gebraucht wird. An einem Mißbrauch fehlt es, wenn eine im Augenblick des Bei- 
schlafs willenlose oder bewußtlose Frau vorher im Zustand der Willensfähigkeit indie 
Tat eingewilligt hat (Frank I 2, LK Anm. 8; and. Olshausen Anm. 13). 


5. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 


6. Täter kann stets nur ein Mann sein; eine Frau kann auch nicht mittelbare Täterin 
sein; auch bei Anstiftung eines Geisteskranken ist sie als Anstifterin zu bestrafen (Kohl- 
rausch Anm. 1, LK Anm. 5, Olshausen Anm. 12, Schwarz Anm. 2; and. Frank Anm. 12, 
v.Liszt-Schmidt S. 546 Anm.5). 


7. Für das kommende Recht ist eine Vorschrift vorgesehen, die den Mißbrauch eines geisteskranken, 
bewußtlosen oder sonst wehrlosen Menschen zur Unzucht schlechtweg mit Strafe bedroht (einfache 
Schändung). Der Tatbestand des geltenden Rechts soll als schwere Schändung sachlich unverändert 
bleiben; vgl. Graf Gleispach In Gürtner II S. 198, 209. 


IV. Die Unzucht mit Kindern unter 14 Jahren (Nr. 3). 

1. Der Begriff der unzüchtigen Handlung ist grundsätzlich der gleiche wie in $ 174; vgl. 
dort Anm. II 1 und RG HRR 1940 Nr. 706. 

2. Die Handlung kann entweder in der Vornahme unzüchtiger Handlungen mit einem 
Kinde unter 14 Jahren oder in der Verleitung des Kindes zur Verübung oder Duldung 
unzüchtiger Handlungen bestehen. Zwischen den einzelnen Begehungsformen besteht 
keine feste Grenze; sie gehen ineinander über. 
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a) Es macht keinen Unterschied, ob das Kind ein Mädchen oder ein Knabe ist, ob es 
schon verdorben war oder nicht. 
b) Zur Vornahme unzüchtiger Handlungen mit einem Kinde genügt es, daß der Kör- 
per des Kindes das Mittel für die Befriedigung der Geschlechtslust ist; eine körperliche 
Berührung des Kindes ist nicht erforderlich (Gerland S. 415); vgl. näher $ 174 Anm. 112. 
Ist der Körper des Kindes nicht mitbeteiligt, dann kommt diese Begehungsform nicht in 
Betracht (RG JW 1986S. 260). Es macht keinen Unterschied, von wem die Initiative aus- 
geht ; strafbar ist also auch die erwachsene Frau, die den Beischlaf des noch nicht 14 Jahre 
alten Knaben duldet (RGSt. 10 160). In Betracht kommt hier z. B. das Anfassen des 
Geschlechtsteils des Kindes (RG JW 1986 S. 260); vgl. z. B. weiter RG JW 1989 S.400. 
c) Verleiten bedeutet eine Einwirkung auf den Willen des Kindes durch Versprechun- 
gen, Vorspiegelungen, Drohungen oder durch Erregung der Neugierde, um es zur Ver- 
übung oder Duldung unzüchtiger Handlungen zu bestimmen, mag auch beim Kinde 
schon eine gewisse allgemeine Neigung vorhanden gewesen sein (RG JW 1986 S. 260, 
RGSt. 78 246). Es macht keinen Unterschied, ob der Täter mit Worten oder sonst 
durch sein Verhalten auf den Willen des Kindes einwirkt (RGSt. 78 246). Es genügt hier, 
daß die Handlung objektiv unzüchtig ist und bei dem Verleitenden von wollüstiger Ab- 
sicht getragen ist; es ist nicht notwendig, daß das Kind das Bewußtsein der Unzüchtig- 
keit hat oder aus Geilheit handelt (RG DR 1989 S. 233): Für den Fall, daß der Wille des 
Täters nicht darauf gerichtet ist, die Kinder zu unzüchtigen Handlungen zu veranlassen. 
ist nach RG DR 1943 S. 73 eine entsprechende Anwendung ($ 2) möglich. 
a) Beim Verleiten zur Verübung unzüchtiger Handlungen ist erforderlich, daß das 
Kind bestimmt wird, die unzüchtige Handlung an sich selbst oder an oder mit dem 
Körper des Verleitenden oder eines Dritten vorzunehmen, beispielsweise an dem eigenen 
Geschlechtsteil zu reiben. Nach RG HRR 1986 Nr. 147 verübt ein Kind auch dann eine 
unzüchtige Handlung, wenn es seinen nackten Körper den Blicken eines anderen preis- 
gibt; richtiger dürfte es sein, diesen Fall unter die erste Alternative (oben b) zu fassen. 
Dulden der unzüchtigen Handlungen ist gleichbedeutend mit ihrem Erdulden (RG JW 
1984 S. 100); es setzt die Vornahme der unzüchtigen Handlung am Körper des Kindes 
voraus (RG JW 1936 S. 260). 
ß) Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf die Vornahme unzüchtiger Hand- 
lungen vor einem Kinde. Hierdurch werden die Fälle erfaßt, in denen der Täter sich ent- 
blößt oder eine unzüchtige Handlung an seinem Körper in Gegenwart des Kindes vor- 
nimmt, wie dies im allgemeinen durch die sog. Entblößer (Exhibitionisten) geschieht, 
die die Gegenwart eines Kindes für ihre geschlechtliche Erregung benutzen.! Das gesunde 
 Volksempfinden fordert in diesen Fällen Bestrafung; auch der Grundgedanke der Vor- 
schrift, nämlich Schutz der geschlechtlichen Unerfahrenheit, trifft zu (vgl. Kohlrausch 
(33. Aufl.] Anm. 7a). Das bloße Vortäuschen schamlosen Treibens wird aber nicht als 
genügend angesehen werden können, so z. B. nicht, daß jemand durch entsprechende 
Stellung seinem Finger in der Hosentasche den Anschein gibt, als ob es sich um seinen 
Geschlechtsteil handele (RGSt. 78 211; gegen diese Entscheidung zutreffend Kohl- 
rausch Anm. 3). 

y) Die Rechtsprechung vertritt neuerdings die Auffassung, für das Verleiten zur Ver- 
übung unzüchtiger Handlungen sei eine Bestimmung des Kindes, die unzüchtige Hand- 
lung an sich selbst oder an oder mit dem Körper eines anderen vorzunehmen, nicht er- 
forderlich (RGSt. 70 317). Wer zur Erregung oder Befriedigung seines Geschlechts- 
triebes ein Kind unter 14 Jahren veranlasse, seinen (des Täters) oder eines Dritten Ge- 
schlechtsteil zu betrachten, verleite das Kind dazu, eine unzüchtige Handlung zu ver- 


1 Zu diesem Fragenkreis vgl. v. Weber, Zur Bestrafung des Exhibitionismus, MonKrimBiol. 
1940 S. 273. 
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üben (RG JW 1984 S. 1577, 1985 S. 524, 1986 S. 1973, 2555; übereinstimmend Niet- 
hammer aaO S. 116, Schwarz Anm. 3 A b). In einer Reihe von Entscheidungen wird eine 
etwas engere Auffassung vertreten. Nach RGSt. 78 249, RG HRR 1941 Nr. 732 liegt in 
diesen Fällen nur dann die Verübung einer unzüchtigen Handlung vor, wenn das Kind 
„‚geflissentlich“ (also nicht arglos) einen Vorgang betrachtet, der das Scham- und Sitt- 
lichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung verletzt (gegen das Merkmal ‚‚geflissent- 
lich“ Schwarz Anm. 3 A b; Bedenken auch bei Kohlrausch Anm. 8, der die reichsgericht- 
liche Konstruktion als eine vorläufige Notlösung bezeichnet). Die entsprechende An- 
wendung dürfte gegenüber dieser rechtlich zweifelhaften Annahme einer Verleitung des 
Kindes zur Verübung einer unzüchtigen Handlung wohl vorzuziehen sein. 


3. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Zum Vorsatz ist insbesondere auch Kenntnis des Täters von dem Alter des Kindes not- 
wendig; auch insoweit ist bedingter Vorsatz ausreichend (RG HRR 1941 Nr. 1327). 
Strafbar ist, wem das Alter des Kindes unbekannt, aber auch gleichgültig war (RGSt.75 
128). Glaubte der Täter irrtümlich, das Kind sei unter 14 Jahren, so liegt ein strafbarer 
Versuch vor. 


4. Täter kann ein Mann oder eine Frau sein; auch die Eltern des Kindes kommen als 
Täter in Betracht. 


5. Ein Versuch kann bereits darin liegen, daß der Täter in der auf Vornahme einer 
unzüchtigen Handlung gerichteten Absicht das Kind auffordert, mit ihm an einen ver- 
steckten Ort zu gehen (RGSt. 69 142). Greifen unter die Kleidung und Berühren der 
Oberschenkel ist regelmäßig bereits eine vollendete unzüchtige Handlung. 


6. Für das kommende Recht ist als ‚,‚Unzucht mit einem Kinde‘‘ folgende Bestimmung vorgesehen: 
„wWerein Kind unter 14 Jahren zur Unzucht mißbraucht oder verleitet, wird mit Zuchthaus oder mit 
Gefängnis nicht unter 6 Monaten bestraft. —- Ebenso wird bestraft, wer eine unzüchtige Handlung ab- 
sichtlich vor einem Kinde unter 44 Jahren vornimmt. — Erkennt der Täter fahrlässig nicht, daß es 
sich um ein Kind unter 14 Jahren handelt, so ist die Strafe Gefängnis.‘ 


V. Auf Todesstrafe ist zu erkennen, wenn der Schutz der Volksgemeinschaft oder 
das Bedürfnis nach gerechter Sühne es erfordern ($ 1 Ges. vom 4. September 1941, 
RGBI.I S. 549). Ein besonderer normativer Tätertyp des Sittlichkeitsverbrechers wird 
hier nicht erfordert (RG ZAkDR 1942 S.189 mit Anm. Dahm, Bruns ZAkDR 1943 
S.55); vgl. im übrigen RGSt. 76 93, RG HRR 1942 Nr. 743 sowie $ 20a Anm. XII. 

Über einen erschwerten Fall vgl. $ 178. Unter den Voraussetzungen des $ 42k 
kann bei allen unter diese Vorschrift fallenden Verbrechen die Anordnung der Ent- 
mannung in Frage kommen. 


VI. Idealkonkurrenz zwischen den verschiedenen Nummern der Vorschrift ist mög- 
lich. Dasselbe Konkurrenzverhältnis kommt zwischen Nr. 1 und Notzuchtsversuch 
($$ 177, 43) in Betracht (RKG 1 252). Bei Nr. 2 ist Idealkonkurrenz mit $ 172 möglich. 
Nr. 3 kann in Idealkonkurrenz stehen z. B. mit $$ 172, 173, 175 (RGSt. 71 227), $ 175a 
Nr. 3, $ 212 (RG JW 1988 S. 2059), $ 223, $ 240 (RGSt. 11 387). 

Mit Beleidigung ($ 185) ist Idealkonkurrenz nicht möglich; alle drei Nummern 
gehen als Sondergesetze vor (RGSt. 65 338, 71 376, 78 211). 

Fortsetzungszusammenhang zwischen Nr. 1 und $ 185 ist ausgeschlossen (RG 
DR 1989 S. 1506), ebenso zwischen Nr. 3 und $ 173 Abs. 2 (RGSt. 57 140). Werden die 
Handlungen im Falle der Nr. 3 wiederholt an demselben Kinde vorgenommen oder wird 
wiederholt das gleiche Kind verleitet, so kann eine fortgesetzte Handlung vorliegen; 
wiederholte Unzucht mit mehreren Kindern kann dagegen nicht in Fortsetzungszusam- 
menhang stehen (RGSt. 70 243). 


VII. Zur Fassung des Urteilstenors vgl. die AV in DJ 1943 S. 287. 
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8 177 
Mit Zuchthaus wird bestraft, wer durch Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperson zur Duldung des außerehelichen Beischlals 
nötigt, oder wer eine Frauensperson zum außerehelichen Beischlale mißbraucht, nachdem 
er sie zu diesem Zwecke in einen willenlosen oder bewußtlosen Zustand versetzt hat. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter einem Jahre ein. 


I. Das Gesetz faßt in der vorliegenden Bestimmung zwei Fälle zusammen: die Not- 
zucht im engeren Sinne und die Schändung unter erschwerenden Umständen. Über Not- 
zucht mit der Waffe vgl. $ 1 VO gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 1939 
(RGBI.I S. 2378). 


II. Die Notzucht im engeren Sinne (Abs. 1 erste Hälfte) ist ein erschwerter Fall der ge- 
waltsamen Vornahme unzüchtiger Handlungen ($ 176 Nr. 1). Das erschwerende Moment 
besteht darin, daß es sich hier um den außerehelichen Beischlaf handelt. Eine im- 
missio seminis ist nicht erforderlich. Zwischen $ 176 Nr. 1 und $ 177 ist eine wahlweise 
Feststellung ($ 2b) möglich (RG HRR 1988 Nr. 563). 

Die Nötigung muß mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben erfolgen. Über Gewalt vgl. RG JW 1985 S. 2734, 1988 S. 789, 2734, RKG1 
280 und im übrigen $ 176 Anm. II 2. Auf andere Drohmittel (z. B. mit einem Verbrechen 
oder Vergehen) ist die Vorschrift auch nicht entsprechend ($ 2) anwendbar (RG JW 
1938 S. 502); auch bei einer Einwirkung auf den Willen durch Irrtumserregung kann die 
Vorschrift nicht entsprechend angewandt werden (RGSt. 78 360 mit Anm. Klee DR 
1940 S. 282, Kohlrausch Anm. 2; and. Hennerici DR 1940 S. 484; Bedenken äußert 
Schwarz Anm.1 A). 

Opfer des Verbrechens kann jede weibliche Person sein, ohne Rücksicht auf Be- 
. scholtenheit und Alter; auch an einem noch nicht geschlechtsreifen Kinde kann XNot- 
zucht verübt werden (RGSt. 71 130 sowie die überwiegende Meinung im Schrifttum; 
and. v.Liszt-Schmidt S. 545). 

Täter kann ein Mann oder auch eine Frau sein, da der den Beischlaf Vollziehende und 
der Nötigende nicht dieselbe Person zu sein braucht (Frank Anm. I 2, Olshausen Anm.2b; 
and. Binding Lehrbuch 1 S. 200). 

Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(hierzu RG JW 1985 S. 2734, 1988 S. 2734, RKG 1 281). 

Vollendet ist die Notzucht, sobald der Täter mit seinem Glied in die Scheide der An- 
gegriffenen einzudringen beginnt (RG JW 1987 S. 756). Die Strafbarkeit des Notzuchts- 
versuchs wird nicht dadurch aufgehoben, daß die Angegriffene den Widerstand aufgibt 
und in den Beischlaf willigt (RG JW 1935 S. 2734). Ist der Notzuchtsversuch wegen frei- 
willigen Rücktritts straflos, dann kann Bestrafung nach $ 176 Nr. 1 in Betracht kom- 
men (RGSt. 28 225). 


III. Bei der Schändung unter erschwerenden Umständen (Abs. i zweite Satzhälfte) 
liegt der erschwerende Umstand gegenüber $ 176 Nr. 2 darin, daß der Täter selbst die 
Frau in den willen- oder bewußtlosen Zustand versetzt hat. Vgl. im übrigen $ 176 
Anm. 111. Auch eine Frau dürfte Mittäterin sein können (Frank Anm.]1I 2; and. LK 
Anm. 3, Olshausen Anm. 5). Bei Einwirkung auf den Willen durch Erregung eines Irr- 
tunıs ist auch diese Alternative nicht entsprechend ($ 2) anwendbar (RG HRR 192 
Nr. 4557; and. LG Elbing HRR 1942 Nr. 556). 


IV. Auf Todesstrafe ist zu erkennen, wenn der Schutz der Volksgemeinschaft oder 
das Bedürfnis nach gerechter Sühne es erfordern ($1 Ges. vom 4. September 1941, 
RGBI. TS. 549; vgl. hierzu $ 176 Anm. \V). 


00 


Notzucht und sonstige erschwerte Fälle 88 478,179 


Über einen erschwerten Fall vgl. $178. Auch hier besteht die Möglichkeit, die 
Entmannung anzuordnen ($ 42k). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 172, 173, 176, 176 Nr. 3, unter Umständen auch 
mit $ 176 Nr. 1 (RG HRR 1941 Nr. 220). $ 185 und $ 177 stehen in Gesetzeseinheit; 
$ 177 geht als Spezialgesetz vor (RGSt. 66 338, RG JW 1988 S. 2734). Auch dem $ 240 
geht der $ 177 vor. Eingehend zu den Konkurrenzfragen Olshausen Anm. 7. 

VI. Das kommende Recht will den Tatbestand der eigentlichen Notzucht sachlich unverändert über- 
nehmen; die Schändung unter erschwerten Umständen soll nicht mehr besonders hervorgehoben wer- 
den, da "nach dem Entwurf Gewaltanwendung immer vorliegt, wenn der Täter einen anderen gegen 
seinen Willen bewußtlos oder widerstandsunfähig macht. Die Annahme eines minder schweren Falles, 


der nur mit Gefängnis zu bestrafen wäre, soll nicht mehr zugelassen werden. Yu Graf Gleispach in 
Gürtner II S. 197, 208. 


8 178 


Ist durch eine der in den 88 176 und 177 bezeichneten Handlungen der Tod der verletz- 
ten Person verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 


I. Es ist ein straferhöhender Umstand, wenn durch eine der im $ 176, 177 bezeichneten 
Handlungen der Tod der verletzten Person verursacht worden ist. Der ursächliche Zu- 
sammenhang liegt auch dann noch vor, wenn der Tod nur die mittelbare Folge der un- 
züchtigen Handlung ist, z. B. die Genotzüchtigte bei der Entbindung stirbt oder infolge 
der durch die Tat bei ihr hervorgerufenen Erregung Selbstmord begeht. 

Ebenso wie bei den übrigen durch den Erfolg qualifizierten Delikten trifft auch hier 
die höhere Strafe den Täter nur dann, wenn er den Tod wenigstens fahrlässig herbei- 
geführt hat (vgl. Bem. IV 4 vor $ 1; übereinstimmend wohl Binding Lehrbuch I S. 202; 
and. die ganz überwiegende Meinung, z. B. LK Anm. 1). 

Ein Versuch ist auch hier möglich und dann anzunehmen, wenn eine der Taten der 
$$ 176, 177 nur zum Versuch gelangt ist (RGSt. 69 332 mit Anm. Richter JW 1936 
S. 281); vgl. hierzu noch oben $ 43 Anm. VI 2. 


II. Auf Todesstrafe ist zu erkennen, wenn der Schutz der Volksgemeinschaft oder 
das Bedürfnis nach gerechter Sühne es erfordern ($1 Ges. vom 4. September 1941, 
RGBI. I S. 549); vgl. hierzu $ 176 Anm. V. 

Wegen der Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k. 


III. Ydealkonkurrenz ist möglich mit $211 oder $212, wenn der Tod auch nur bedingt 
gewollt ist (RG JW 1988 S. 2059 mit Anm. Gallas, RG HRR 1939 Nr. 122). 


IV. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, daß allgemein in einem besonders schweren 
Fall auf eine höhere Strafe zu erkennen ist; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 197. 


Ss 179 
Wer eine Frauensperson zur Gestattung des Beischlafs dadurch verleitet, daß er eine 
Trauung vorspiegelt, oder einen anderen Irrtum in ihr erregt oder benutzt, in welchem 
sie den Beischlaf für einen ehelichen hielt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mon- 
naten ein. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


I. Die Vorschrift behandelt die Erschleichung des außerehelichen Beischlafs. 

Erforderlich ist zunächst eine Täuschung, nämlich die Erregung eines Irrtums, kraft 
dessen die Frau den außerehelichen Beischlaf für einen ehelichen hält. Der Erregung 
eines Irrtums ist die Benutzung eines bereits vorhandenen gleichgestellt. Als Art der 
Täuschung ist die Vorspiegelung einer Trauung besonders hervorgehoben. 
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Der Tatbestand setzt weiter den wirklichen Vollzug des Beischlafes voraus, und zwar 
auf Grund der Täuschung. 


IL. Eine entspreehende Anwendung ($ 2) der Vorschrift auf andere Irrtumsfälle ist 
nicht möglich; es liegt eine gewollte Begrenzung vor (RGSt. 783 360). Die Vorschrift kann 
insbesondere auch nicht entsprechend angewendet werden, wenn ein Mann durch Vor- 
spiegelung der Heiratsabsicht ein Mädchen zur Gestattung des außerehelichen Bei- 
schlafs verleitet (RG JW 1937 S. 2373). Ebensowenig dürfte eine entsprechende An- 
wendung bei der Vorspiegelung, daß der Beischlaf für ein ärztliches Heilverfahren er- 
forderlich sei, möglich sein (dahingestellt gelassen in RG HRR 1942 Nr. 457). Auch das 
kommende Recht will davon absehen, die Erschleichung des Beischlafs durch andere 
als die bisher genannten Täuschungsmittel mit Strafe zu bedrohen. 


IH. Zur Stellung des nach Abs. 3 erforderlichen Strafantrages ist nur die Frau berech- 
tigt, nicht auch deren Mann. Der Ehemann kann den Antrag auch nicht wegen einer 
konkurrierenden Beleidigung stellen, da $ 179 gegenüber $ 185 ein Sondergesetz ist (RG- 
Sst.19 251). 


IV. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, die Vorschrift sachlich unverändert zu 
übernehmen; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 200. 


S 180 

Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz durch seine Vermittelung oder durch 6e- 
währung oder Verschaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorschub leistet, wird wegen 
Kuppelei mit Gefängnis nicht unter einem Monate bestraft; auch kann zugleich auf Geld- 
strafe, auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte sowie auf Zulässigkeit von Polizeiauf- 
sicht erkannt werden. Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann die Gefängnisstrafe 


bis auf einen Tag ermäßigt werden. 
Als Kuppelei gilt insbesondere die Unterhaltung eines Bordells oder eines bordellartigen 


Betriebs. 
Wer einer Person, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, Wohnung gewährt, 


wird auf Grund des Abs. 1 nur dann bestraft, wenn damit ein Ausbeuten der Person, der 
die Wohnung gewährt ist, oder ein Anwerben oder ein Anhalten dieser Person zur Un- 
zucht verbunden ist. 


Schrifttum: Bohne, Kuppelei in: Festg. Frank II S. 440.-L. Schäfer-Lehmann, Gesetz zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 1928.-L. Schäfer, Prostitutinn und Rechtsprechung, 1933. 
Vgl. auch Bindler, Die Kuppelei unter besonderer Berücksichtigung ihres Rechtsschutz objektes und 


dessen Wandlung, 1933 (Diss. Leipzig). 

I. Kuppelei liegt vor, wenn jemand durch seine Vermittlung oder durch Gewähren 
oder Verschaffen von Gelegenheit der Unzucht zwischen anderen Vorschub leistet. 
Strafbar ist die Kuppelei aber nur, wenn sie gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz 
betrieben wird (8 180) oder mit hinterlistigen Kunstgriffen oderan bestimmten 
Personen ($ 181) begangen wird. 

Begrifflich ist die Kuppelei Teilnahme an fremder Unzucht; der Gesetzgeber hat die 
Kuppelei aber als selbständigen Tatbestand ausgestaltet. Dies ist deswegen geschehen, 
weil nicht jede Unzucht strafbar ist, aber stets das in gewissen Formen erfolgende Vor- 
schubleisten zu unzüchtigem Verhalten bestraft werden sollte (Bohne aaO S. 441). Dar- 
aus ergibt sich, daß z. B. strafbare Kuppelei auch bei lesbischer Liebe möglich ist (RG- 
St.48 197). 

II. Unter Unzucht ist hier jede unzüchtige Handlung zu verstehen; es kommen nicht 
nur der außereheliche Beischlaf oder beischlafsähnliche Handlungen in Betracht (Frank 
Anm.Il, Gerland S. 416, LK Anm. 2; and. v.Liszt-Schmidt S. 551/52). Über den Be- 
griff der unzüchtigen Handlung vgl. $ 174 Anm. Il 1. Daraus, daß hier die Kuppelei mit 
Strafe bedroht wird, ergibt sich, daß mindestens 2 Personen die Unzucht betreiben 
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müssen (RGSt. 44 177). Unzucht am eigenen Körper sowie Unzucht mit Tieren kommt 
hier nicht in Betracht. Ausreichend ist aber die Förderung fremder Unzucht zum Zwecke 
der Erregung der eigenen Geschlechtslust, z. B. beim sog. Triolenverkehr (RGSt. 66 378). 

Der 6Geschlechtsverkehr zwischen Verlobten ist nicht stets als Unzucht anzusehen; 
maßgebend sind die Umstände des einzelnen Falles unter Berücksichtigung der An- 
schauungen der betreffenden Bevölkerungskreise, soweit diese nicht Mißbilligung ver- 
dienen. Keine Unzucht und damit keine strafbare Kuppelei liegt vor, wenn im Hinblick 
auf die gesunde Volksmeinung dem Verkehr nach den Umständen des Falles der Charak- 
ter des Unzüchtigen abzusprechen ist (Grau DJ 1937 S. 1320, Kohlrausch Anm. 4, Lep- 
pin JW 1937 S.660, Mezger Grundriß S. 215, K. Schäfer DJ 1937 S. 317, E.Wolf ZAkDR 
1937 S. 151 und DR 1939 S. 1146, LG Stuttgart DRZ 1985 Nr. 482, AG Kottbus JW 
1987 S. 2387 mit Anm. Leppin, Rundverfügung des Reichsjustizministers, mitgeteilt 
DStR 1939 S. 214; vgl. auch Bechert DR 1937 S. 206). Frank Anm. IV nimmt an, daß 
in diesen Fällen häufig der Vorsatz fehle; vgl. auch noch OLG Dresden JW 1937 S. 900 
(strafausschließender außerstrafrechtlicher Rechtsirrtum). Demgegenüber ist nach RG- 
St. 7113 der Beischlaf zwischen Verlobten stets Unzucht, die Duldung durch die Braut- 
eltern stets schwere Kuppelei. Als Umstände, die den Geschlechtsverkehr als unzüchtig 
erscheinen lassen können, kommen z.B. in Betracht, daß es sich um ein leichtfertiges 
Verlöbnis handelt oder daß der Verkehr in Gegenwart Dritter stattfindet (RG JW 1987 
S. 2386); vgl. weiter RG DR 1939 S. 1145, 1146 mit Anm. E. Wolf. 


ID. Die Handlung besteht darin, daß der Unzucht in bestimmter Weise Vorschub ge- 
leistet wird. 


1. Vorschubleisten bedeutet jede objektiv günstigere Gestaltung der Bedingungen für 
die Unzucht; es ist nicht erforderlich, daß es tatsächlich zur Ausübung der Unzucht ge- 
kommen ist (RGSt. 11 152). Ein Vorschubleisten liegt z. B. in der Anwerbung von Mäd- 
chen für ein Bordell (RGSt. 15 365); es ist weiter auch gesehen worden in dem Über- 
lassen eines Hausschlüssels durch die Hausfrau an eine Hausangestellte, damit diese 
während der Nacht zu Unzuchtzwecken das Haus verlassen kann (RG HRR 1927 
Nr. 972). 


2. Das Vorschubleisten kann erfolgen durch Vermittlung oder durch Gewährung oder 
Verschaffung von Gelegenheit. | 


a) Unter Vermittlung ist die Ermöglichung persönlicher Beziehungen zwischen 
den in Betracht kommenden Personen zu verstehen (RGSt. 29 109), z. B. die Angabe 
der Adresse einer Dirne, der Nachweis eines Bordells. Keine Vermittlung ist der 
Verkauf oder das Verleihen von Gegenständen, die geeignet sind, durch Anreizung der 
Sinne eine gesteigerte Geneigtheit zu Unzuchtshandlungen hervorzurufen (RG DJ 1987 
S. 897). 

b) Durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegenheit wird vor allem dann 
Vorschub geleistet, wenn die Ausübung der Unzucht in örtlicher Beziehung gefördert 
wird. Der Täter gewährt die Gelegenheit, wenn er selbst Räume zur Ausübung der Un- 
zucht zur Verfügung stellt, er verschafft sie, wenn er geeignete Räume nachweist. Es 
kommen aber auch andere Handlungen in Betracht, so z. B. die Hingabe von Geld an 
einen Mann, um ein Mädchen bezahlen zu können (RGSt. 51 46). 

Das Überlassen einer Wohnung an eine über 18 Jahre alte Person ist allerdings nur 
dann strafbare Kuppelei, wenn damit ein Ausbeuten oder Anwerben oder ein Anhalten 
zur Unzucht verbunden ist (Abs. 3). Die Bestimmung wirkt nicht allein zugunsten des- 
sen, der den Dirnen unmittelbar als ihr Vertragsgegner Wohnung gewährt, sondern 
auch für den, der seinerseits dem Vermieter die Möglichkeit hierzu verschafft (RGSt. 
64 280). Unter Gewährung einer Wohnung ist nur die Ermöglichung dauernden Auf- 
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enthalts zu verstehen; die Bereitstellung eines Absteigequartiers ist keine Gewährung 
von Wohnung (RGSt. 62 221). Unter Ausbeuten ist ein Ausnützen in gewinnsüchtiger 
Absicht zu verstehen; der Vorteil, den der Täter verlangt, muß mit der Verübung der 
Unzucht in ursächlichem Zusammenhang stehen. Bei der Vermietung an Dirnen liegt 
noch kein Ausbeuten darin, daß der Vermieter neben der reinen Raummiete eine Ver- 
gütung für besondere Leistungen (z. B. für Überlassen und Nutzung der Einrichtungs- 
gegenstände, für Wäschebenutzung, Aufwartung, Heizmaterial usw.) und einen sog. Un- 
bequemlichkeitszuschlag (für Entwertung anderer Räume infolge der Vermietung an 
Dirnen, Schädigung des Rufes des Vermieters usw.) fordert und erhält (RGSt. 62 345, 
68 166). Im Verhältnis zu Mietern, die nicht gewerbsmäßig Unzucht treiben, gelten diese 
Grundsätze aber nicht ohne weiteres; in diesen Fällen wird es in der Hauptsache darauf 
ankommen, ob der angemessene Mietpreis überschritten worden ist (RGSt. 71 295). 


Anwerben setzt den Abschluß eines Vertrages voraus, durch den sich jemand zur 
Unzucht für längere Dauer verpflichtet; ein Anhalten liegt vor, wenn jemand dauernd 
beeinflußt wird, Unzucht zu treiben. 


8. Ein Unterlassen ist dann ein Vorschub leisten, wenn der Unterlassende die recht- 
liche Verpflichtung und die Möglichkeit hat, die Unzucht zu verhindern (RG DR 1989 
S. 989). Kuppelei kann z. B. der Ehemann begehen, wenn er seine Ehefrau nicht vom 
Geschlechtsverkehr mit anderen Männern zurückhält (RGSt. 783 19), ferner Eltern gegen- 
über ihren minderjährigen Kindern, nicht aber gegenüber großjährigen Kindern (RGSt. 
67 314). Die Ehefrau kann sich neben dem Ehemann strafbar machen, wenn sie nicht 
verhindert, daß im Hause Unzucht getrieben wird (RG JW 1926 S. 1184 mit Anm. 
Traeger, 1937 S. 2386), weiter etwa auch der Leiter einer Gastwirtschaft, selbst wenn er 
nicht Konzessionsinhaber ist, falls er nicht für Sitte und Ordnung sorgt (RG HRR 1929 
Nr. 261). Wie bei den unechten Unterlassungsdelikten stets (vgl. Bem. VII 2 vor $1), 
kann die tatbestandsmäßige Gleichstellung mit einem Begehungsdelikt dann nicht er- 
folgen, wenn die Vornahme der Handlung wegen Gefährdung eigener billigenswerter 
Interessen nicht zuzumuten war (vgl. hierzu RG JW 1989 S. 400 sowie Rutkowsky DR 
1939 S. 1041). 


4. As Kuppelei gilt insbesondere die Unterhaltung eines Bordells oder eines bordell- 
artigen Betriebes (Abs. 2). Es handelt sich hierbei um eine gesetzliche Vermutung, daß 
mit der Unterhaltung eines Bordells oder bordellartigen Betriebes der in Abs. 1 definierte 
Tatbestand der Kuppelei erfüllt ist (Bohne aaO S. 484; and. wohl Frank Anm. III 2). 


a) Unter Bordell ist ein auf Gewinnerzielung gerichtetes Unternehmen zu verstehen, 
in dem der Inhaber Dirnen, die in einem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis zu 
ihm stehen, in dem Borde lbetrieb Räume zur Ausübung der Unzucht zur Verfügung 
stellt (RGSt. 62 341 mit Anm. Bohne JW 1929 S. 1019). 


b) Für den bordellartigen Betrieb ist wesentlich, daß in ihm vom Inhaber für die 
Besucher Mädchen zur Verfügung gehalten werden, die sich in einem ähnlichen Abhän- 
gigkeitsverhältnis zu ihm befinden wie in einem Bordell, daß der Betrieb aber geheim- 
gehalten und unter irgendeinem Deckmantel (z. B. als Massagesalon, Badeanstalt) be- 
trieben wird. Der Unterschied zwischen Bordell und bordellartigem Betrieb liegt also in 
der äußeren Gestaltung (Bohne aaO S$. 491, LK Anm. 15). Demgegenüber ist nach der 
Rechtsprechung für den bordellartigen Betrieb eine wirtschaftliche Abhängigkeit der 
Dirnen vom Inhaber des Betriebes nicht erforderlich (RGSt. 62 339 mit Anm. Engel- 
hard JW 1929 S. 1023, 62 343); es wird hierfür eine organisierte räumliche Zusammen- 
fassung von Prostituierten zum Zwecke der Förderung ihres Gewerbes als ausreichend 
angesehen. Gegen diese Rechtsprechung eingehend Bohne aaO S. 501. 
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IV. Erforderlich ist weiter, daß das Vorschubleisten gewohnheitsmäßig oder aus Eigen- 
nutz erfolgt. 


1. Für die Gewohnheitsmäßigkeit ist kennzeichnend ein durch wiederholte Be- 
gehung erzeugter Hang zu dem betreffenden Delikt (vgl. Bem. V 1 c vor $ 73). Hier muß 
ein Hang zur Kuppelei vorliegen, nicht nur ein Hang zur Begehung unzüchtiger Hand- 
lungen. Gewohnheitsmäßiges Handeln kann auch dann gegeben sein, wenn die einzelnen 
Handlungen an verschiedenen Orten verübt wurden (RGSt. 24 243). 


2. Aus Eigennutz erfolgt das Vorschubleisten, wenn die Aussicht auf Erlangung 
irgendeines materiellen Vorteils Beweggrund zum Handeln ist (RGSt.41 225). Erstre- 
bung eines Vermögensvorteils ist nicht erforderlich (Olshausen Anm. 11 a, Schwarz 
Anm.3B; and. Binding Lehrbuch 1 S. 207, v.Liszt-Schmidt S. 554); auch das Erstre- 
ben von Geschlechtsverkehr mit einer anderen als einer der verkuppelten Personen als 
Folge der Kuppelei fällt unter den Begriff des Eigennutzes (RG JW 1989 S. 90; and. 
Frank Anm. IV 2, Gerland 8. 417 Anm. 7). Aus Eigennutz handelt auch derjenige, der 
durch die Förderung fremder Unzucht für sich selbst die Möglichkeit erstrebt, die eigene 
gewerbsmäßige Unzucht fortzusetzen (RG HRR 1927 Nr. 544). 


V. Für den Inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; hierzu gehört insbesondere 
auch das Bewußtsein, der Unzucht Vorschub zu leisten. Bedingter Vorsatz genügt. 


VI. Da die Kuppelei ein selbständiger Tatbestand ist, ist strafbare Anstiftung und 
Beihilfe möglich. Beihilfe kann z. B. leisten, wer einem Dritten die zum Erwerbe und 
Betriebe eines Bordells nötigen Geldmittel zur Verfügung stellt und die Lieferung von 
Wein auf Kredit zusagt (RGSt. 89 45). 

Auch Personen, deren Unzucht Vorschub geleistet wird, können Teilnehmer sein 
(RGSt.25 369, Kohlrausch Anm. 2, LK Anm. 11, Schwarz Anm. 7; and. Bohne aaO 
S. 471, Frank Anm. VII, Gerland S. 417, Olshausen Anm. 14b). Wegen Beihilfe ist eine 
Bestrafung der verkuppelten Person aber nur dann möglich, wenn ihr Tun über das be- 
förderte Unzuchttreiben hinausgeht (RG HRR 1989 Nr. 1379). Näher zu diesen Fragen 
Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 80. 


VO. Bei einer Mehrheit von Kuppeleihandlungen liegt kein Sammelverbrechen vor; 
auch mehrere Fälle der gewohnheitsmäßigen Kuppelei bilden kein einheitlichen Kollek- 
tivdelikt (vgl. Bem. V 2 vor $ 73; and. Schwarz Anm. 8). 

Idealkonkurrenz ist möglich mit Beihilfe zu den Unzuchtsdelikten (Frank Anm. I, 
LK Anm. 1; and. Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 1); über Konkurrenzen vgl. weiter 
$ 181 Anm. V und $ 181a Anm. IV. 


Vin, Das kommende Recht will den Tatbestand sachlich unveränder‘. übernehmen; vgl. Graf Gleis- 
pach In Gürtner II S. 206, 210. 


S 181 


Die Kuppelei ist, selbst wenn sie weder gewohnheitsmäßig noch aus Eigennutz betrie- 
ben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu bestrafen, wenn 
I um der Unzucht Vorschub zu leisten, hinterlistige Kunstgriffe angewendet werden, oder 
2. der Schuldige zu der verkuppelten Person in dem Verhältnisse des Ehemanns zur Ehe- 
frau, von Eltern zu Kindern, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Geistlichen, 
Lehrern oder Erziehern zu den von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden 
Personen steht. 

Neben der Zuchthausstrafe ist der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auszusprechen; 
auch kann zugleich auf Geidstrafe sowie auf Zulässigkeit von Pollzeiaufsicht erkannt 
werden. 

Sind im Falle des Absatz 1 Nr. 2 mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnis- 
strafe ein, neben welcher auf Geldstrafe erkannt werden kann. 
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L. Die Vorschrift behandelt die sog. schwere Kuppelel. Sie stellt einen selbständigen 
Tatbestand dar; es handelt sich nicht um einen erschwerten Fall des $ 180. Die Ein- 
schränkung in $ 180 Abs. 3 gilt für $ 181 nicht (RG JW 1985 S. 2136). 

Ein weiterer Fall schwerer Kuppelei ist in $ 48 Ges. über das Auswanderungswesen 
vom 9. Juni 1897 (RGBl. S. 463) mit Strafe bedroht. 


II. Bei den beiden hier genannten Fällen ist zunächst der volle Tatbestand des $ 180 
mit Ausnahme der Gewohnheitsmäßigkeit und des Eigennutzes festzustellen. 


1. Weiter ist für die schwere Kuppelei entweder erforderlich, daß hinterlistige Kunst- 
griffe angewendet werden, um der Unzucht Vorschub zu leisten (Nr. 1). Kunstgriffe sind 
geschickt getroffene Vorkehrungen oder eine schlaue Benutzung gegebener Verhältnisse. 
Hinterlistig sind sie, wenn der Täter mit Vorbedacht und unter Verdeckung seiner wah- 
ren Absicht verfährt, um den unvorbereiteten Zustand eines anderen zur Verwirklichung 
seines Planes zu benutzen (RGSt. 22 312). Hierher gehört beispielsweise der Fall, daß ein 
Mädchen in einen bordellartigen Betrieb unter der Vorspiegelung gelockt wird, sie könnte 
das Putzfach erlernen oder als Masseuse ausgebildet werden (RG JW 1980 S. 1593) ; vgl. 
weiter RG HRR 1986 Nr. 162. 


2. Zum anderen liegt eine schwere Kuppelei dann vor, wenn ein Autoritätsverhältnis 
bestimmter Art zwischen dem Täter und der verkuppelten Person besteht (Nr. 2). Zu 
den Eltern gehören auch die Stiefeltern bis zur Auflösung der Ehe (RGSt. 62 11%), fer- 
ner die Pflegeeltern (RGSt. 46 150, RG HRR 1940 Nr. 42), nicht dagegen die Schwieger- 
eltern (RGSt. 86 184). Vgl. im übrigen zu den in Betracht kommenden Autoritätsver- 
hältnissen $ 174 Anm. IV sowie über Erzieher noch RG DR 1940 S. 494. Im Gegensatz 
zu der herrschenden Meinung will Frank Anm. V 4 unter den Eltern nur die leiblichen 
unmittelbaren Aszendenten verstehen. 

Es genügt, daß eines der bezeichneten Verhältnisse zwischen dem Täter und einer 
an der Unzucht beteiligten Person besteht (RG HRR 1928 Nr. 484, Frank Anm. V 4; 
and. Binding Lehrbuch 1 S. 209, LK Anm. 3, Olshausen Anm. 3). 

Zur Verurteilung aus Nr. 2 ist nicht erforderlich, daß auch die verkuppelte Person 
sich der Unzüchtigkeit der mit ihr vorgenommenen Handlung bewußt war (RGSt. 68 201). 


UI. Ein Versuch liegt bereits in der Aufforderung eines Ehemanns an Dritte, mit 
seiner Frau geschlechtlich zu verkehren; vgl. weiter auch RG HRR 1987 Nr. 206. 


IV. Zu der Frage der Teilnahme vgl. Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 82. 


V. Mehrere Fälle gewohnheitsmäßiger schwerer Kuppelei aus $ 181 stehen untereinan- 
der in Realkonkurrenz. Zwischen $ 180 und $ 181 kann in gewissem Umfang Ideal- oder 
Realkonkurrenz bestehen (vgl. näher Olshausen Anm. 7). 


VI. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, die Fälle der schweren zuchthauswürdigen 
Kuppelei zu erweitern; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 206 


S 18S1a 


Eine männliche Person, welche von einer Frauensperson, die gewerbsmäßig Unzucht 
treibt, unter Ausbeutung ihres unsittlichen Erwerbes ganz oder teilweise den Lebens- 
unterhalt bezieht, oder welche einer solchen Frauensperson gewohnheitsmäßig oder aus 
Eigennutz in bezug auf die Ausübung des unzüchtigen Gewerbes Schutz gewährt oder 
sonst förderlich ist (Zuhälter), wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Bei mildernden Umständen ist die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 

Neben der Strafe kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 


I. Die Vorschrift behandelt die Zuhälterei. Das Gesetz will hier einen bestimmten 
Tätertyp erfassen (RGSt. 78 18%), und zwar einen sog. kriminologischen Tätertyp (hierzu 


406 


Zuhälterei 11-IV S 181a 


näher Bockelmann, Studien zum Täterstrafrecht, Il. Teil [1940] S. 56; kritisch Klee 
DStR 1940 S. 97). Der Tätertyp ist aber nicht ein selbständiges Tatbestandsmerkmal 
neben anderen, sondern die Richtlinie und der tragende Grundgedanke, nach dem sich 
die Sinndeutung des ganzen Tatbestandes bestimmt (Dahm ZAKkDR 1939 S. 529). 

Die auf eine gewisse Dauer berechneten, eigenartigen persönlichen Beziehungen zu 
der Dirne unterscheiden die Tätigkeit des Zuhälters von einer sonstigen kupplerischen 
Tätigkeit (RGSt. 68 88; vgl. weiter noch RGSt. 72 49, 126, RG HRR 1989 Nr. 980, 
1942 Nr. 239, RG DR 1940 S. 495, 1941 S. 1202). 

Zur Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift vgl. die auch viel anderes Material ent- 
haltende Arbeit von H. Kaiser, Das Wesen der Zuhälterei und ihre kriminalpolitische 
Bedeutung 1937 (Diss. Köln). 


II. Die ausbeuterische Zuhälterei besteht darin, daß ein Mann von einer Frau, die ge- 
werbsmäßig Unzucht treibt (hierzu RG HRR 1935 Nr. 1185), unter Ausbeutung ihres 
unsittlichen Erwerbs ganz oder teilweise den Lebensunterhalt bezieht. Unter Lebens- 
unterhalt ist die Gesamtheit der Aufwendungen zu verstehen, die vom Täter nacn 
seiner Persönlichkeit und seinen Lebensgewohnheiten zur Bestreitung seiner Lebens- 
bedürfnisse gemacht werden (RGSt.85 92). Es muß sich um einen auf - wenn auch 
kurze — Dauer berechneten Empfang handeln (RG JW 1986 S. 390) ; bloß gelegentliche, 
vereinzelte Zuwendungen, einzelne Geschenke genügen nicht (RG DR 1941 S. 1202). 
Eine Ausbeutung liegt dann vor, wenn der Täter, ohne einen Rechtsanspruch darauf 
zu haben, das unsittliche Gewerbe der Dirne als eine Erwerbsquelle für seinen Lebens- 
unterhalt benutzt; es braucht sich nicht um eine Ausbeutung des Leichtsinns, der Un- 
erfahrenheit usw. zu handeln (RGSt. 84 77); der Mann kann sich nicht auf einen ihm 
gegenüber der Frau zustehenden Unterhaltsanspruch oder auf das Recht zur Verwaltung 
und Nutznießung des eingebrachten Gutes berufen (RG HRR 1937 Nr. 611); vgl. auch 
noch $ 180 Anm. III 2b. Kein Ausbeuten liegt vor, wenn der Täter gelegentlich Gelder 
aus dem Unzuchtsverdienst annimmt (RG JW 1936 S. 390, RG DR 1941 S. 1202) oder 
wenn die Dirne und der Täter zu dem gemeinsam geführten Haushalt beitragen und die 
Beiträge des Mannes dem von ihm bezogenen Unterhalt entsprechen (RGSt. 71 279); 
der letztere Grundsatz gilt auch für Eheleute, und zwar ungeachtet der Unterhaltsver- 
pflichtung des Mannes (RG HRR 1942 Nr. 609). 


II. Kupplerische Zuhälterei liegt vor, wenn ein Mann gewohnheitsmäßig oder aus 
Eigennutz einer Frau, welche gewerbsmäßig Unzucht treibt, in bezug auf die Ausübung 
des unzüchtigen Gewerbes Schutz gewährt oder sonst förderlich ist. Zum Schutzge- 
währen genügt jedes Verhalten, das der Dirne unmittelbar oder mittelbar das Gefühl 
erhöhter Sicherheit bei Ausübung ihres Gewerbes gibt. Förderlich sind alle Handlun- 
gen, die geeignet sind, das Unzuchtsgewerbe der Dirne günstiger zu gestalten. In Betracht 
kommt z. B. das Begleiten auf der Straße, weiter etwa das Aufmerksammachen auf 
Männer, das Besorgen einer Wohnung. Es muß sich stets um ein gewisses dauerndes Ver- 
hältnis handeln, es müssen gewisse persönliche Beziehungen vorhanden sein; sonst liegt 
nicht der vom Gesetz gemeinte Tätertyp des Zuhälters vor. 


IV. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen der ausbeuterischen Zuhälterei nach Abs. 1 
und $$ 180, 181 Nr. 2 (RGSt. 68 91, 71 199). Gesetzeskonkurrenz besteht dagegen 
zwischen der kupplerischen Zuhälterei nach Abs. 1 und $$ 180, 181 Nr. 2; diesen Be- 
stimmungen geht $ 181a Abs. 1 vor (vgl. Frank Anm. VI). 

Nach RGSt. 70 150, RG JW 1939 S. 752, RG DR 1989 S. 1507 kann Fortsetzungs- 
zusammenhang vorliegen, wenn die zuhälterische Tätigkeit mehreren Frauen gegenüber 
ausgeübt wird. 
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V. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark ($ 4 Nr. 2 VO vom 
24. September 1941, RGBl. 1 S. 581). 


VI. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, die Bestimmung sachlich unverändert zu 
übernehmen; vgl. Graf Gleispach In Gürtner II S. 208. 


5182 


Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches das sechzehnte Lebensjahr nicht vollendet 
hat, zum Beischlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder des Vormundes der Verführten ein. 


Die Vorschrift behandelt die Verführung. 


I. Die strafbare Handlung richtet sich gegen ein unbescholtenes Mädchen, welches das 
16. Lebensjahr nicht vollendet hat. Unerheblich ist, ob es über oder unter 14 Jahre alt 
ist (so die überwiegende Meinung, z. B. Frank Anm. I 2; and. z. B. Binding Lehrbuch 1 
S. 196). 

Das Mädchen muß zur Zeit der Tat unbescholten gewesen sein. Unbescholtenheit be- 
deutet hier die Unversehrtheit der Geschlechtsehre. Bescholten ist regelmäßig ein Mäd- 
chen, das vorher freiwillig und bewußt den Beischlaf gestattet hat; darüber hinaus be- 
gründet aber auch ein sonstiges in der sittenlosen Gesinnung des Mädchen wurzelndes 
unzüchtiges Treiben die Annahme geschlechtlicher Bescholtenheit (RGSt. 87 96 und die 
überwiegende Meinung im Schrifttum; and. bezüglich des letzten Punktes Binding Lehr- 
buch 1 S. 196). Ein schon einmal verführtes Mädchen ist in der Regel nicht mehr un- 
bescholten; etwas anderes gilt aber dann, wenn es sich nur unter dem Druck der Ab- 
hängigkeit oder aus Angst vor wesentlichem Schaden hat verführen oder nur hat über- 
rumpeln lassen (RG JW 1988 S. 168). Die Unbescholtenheit ist ein negativer Begriff; 
sie ist so lange als vorhanden anzunehmen, bis die Bescholtenheit nachgewiesen wird; 
bloße Zweifel an der Unbescholtenheit genügen nicht (vgl. RGSt. 87 94). 


II. Die strafbare Handiung besteht in der Verführung und in der Vollziehung des Bei- 
schlafs. . 

1. Verführt ist das Mädchen, wenn es unter Mißbrauch seiner geschlechtlichen Un- 
erfahrenheit und seiner geringeren seelischen Widerstandskraft zum Beischlaf geneigt 
gemacht worden ist (RG JW 1989 S. 541). Täuschungsmittel und Kunstgriffe brauchen 
nicht angewandt, auch ein besonderer Widerstand nicht überwunden zu sein. Regt das 
Mädchen selbst zur Tat an oder gibt es sich ohne Willensbeeinflussung freiwillig preis, 
so liegt keine Verführung vor (RG JW 1985 S. 525). 

2. Auf Grund der Verführung muß der Beischlaf tatsächlich vollzogen sein. Ver- 
führung zur Unzucht im übrigen kann auch nicht in entsprechender Anwendung ($ 2) 
erfaßt werden. 


IN. Täter kann nur sein, wer mit der Verführten den Beischlaf vollzogen hat; der 
Dritte, der sie zum Beischlaf bestimmt, ist Kuppler oder Gehilfe (so die überwiegende 
Meinung, z. B. LK Anm. 3, Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 2 A; and. Frank Anm.Il2). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; hierzu gehört insbesondere 
auch Kenntnis vom Alter des Mädchens und das Bewußtsein, daß es unbescholten ist. 
Der Vorsatz wird nur durch die bestimmte Annahme der Bescholtenheit ausgeschlossen ; 
bloße Zweifel genügen nicht (RG JW 1985 S. 525). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 176 Nr. 3, ferner mit $ 173, wohl auch mit 8 185 
(RG JW 1986 S. 262, OLG München DStR 1987 S. 58, Kohlrausch Anm. 4, LK Anm. 6, 
Olshausen Anm. 5a; and. Schwarz Anm. 5); vgl. hierzu noch Gallas ZAkDR 1941 S. 15. 
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Eine fortgesetzte Handlung ist grundsätzlich ausgeschlossen, weil sich eine Wie- 
derholung regelmäßig nicht mehr gegen ein unbescholtenes Mädchen richtet (RGSt. 
71 111). 


VI. Die Verfolgung findet nur auf Antrag statt. Antragsberechtigt ist nicht das 
Mädchen, sondern beide Eltern, d.h. sowohl der Vater als auch die Mutter (RGSt. 18 
10), ferner der Vormund. Zur Stellung des Antrages berechtigt sind weiter auch die un- 
eheliche Mutter sowie die Stiefeltern (KG DStR 1937 S. 169). 


VII. Das kommende Recht will Jugendliche unter 16 Jahren schlechthin (nicht nur Mädchen) gegen 
Verführung schützen; das Merkmal der Unbescholtenheit soll fortfallen ; vgl. Graf Gleispach in Gürtner 
II S. 201. 


S 183 
Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich ein Ärgernis gibt, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 
Schrifttum: v.Weber, Die Bestrafung des Exhibitionismus, MonKrimBiol. 1940 S. 273. 


I. Die Vorschrift betrifft die öffentliche Erregung eines geschlechtlichen Ärgernisses. 
Geschütztes Rechtsgut ist nicht die Geschlechtsehre der Einzelperson, sondern das 
Scham- und Sittlichkeitsgefühl der Allgemeinheit (RGSt. 68 193, RG HRR 1985 Nr. 217). 


II. Unter einer unzüchtigen Handlung ist hier eine Handlung zu verstehen, die eine 
geschlechtliche Beziehung hat und das Scham- und Sittlichkeitsgefühl verletzt. Im 
Unterschied zu $ 174 gehört hier eine wollüstige Absicht nicht zum Begriff der unzüch- 
tigen Handlung (RGSt. 70 159). Auch mündliche Äußerungen unzüchtigen Inhalts kön- 
nen unter den Begriff fallen (RG HRR 1989 Nr. 1486, Gerland S. 421, LK Anm. 1, Ols- 
hausen Anm. 1, Schwarz Anm.1; and. Binding Lehrbuch 1 S. 214, Frank Anm.1 1). 

Die unzüchtige Handlung muß öffentlich vorgenommen werden. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Handlung nach den örtlichen Verhältnissen von unbestimmt welchen und 
von unbestimmt vielen Personen wahrgenommen wird oder wahrgenommen werden 
kann, ohne daß diese unbestimmte Vielheit von Personen zur Stelle sein müßte; es 
genügt, daß sie nach den örtlichen Verhältnissen im Augenblick zur Stelle sein könnte, 
ohne daß der Täter in der Lage wäre, dies zu hindern (RGSt. 78 90 mit Anm. Mezger 
ZAkDR 1939 S. 162).Öffentlich kann eine unzüchtige Handlung. B. auch im Treppenhaus 
eines Miethauses begangen werden (RG HRR 1940 Nr. 641). An dem Merkmal der Öffent- 
lichkeit fehlt es dagegen z. B., wenn die unzüchtigen Handlungen nur von einzelnen 
Räumen aus beobachtet werden können, zu denen lediglich durch persönliche Bande zu- 
sarmmengehaltene Personen Zutritt haben (RG HRR 19839 Nr. 1380). 

Eine nicht öffentlich begangene unzüchtige Handlung kann auch nicht in entsprechen- 
der Anwendung ($ 2) bestraft werden (RGSt. 78 385, RG HRR 1939 Nr. 1380, Kohl- 
rausch Anm. 2; and. Schwarz Anm. 2). 


IN. Durch die öffentlich vorgenommene unzüchtige Handlung muß ein Ärgernis ge- 
geben worden sein. Dies ist dann der Fall, wenn die Handlung an sich so geartet ist, das 
allgemeine, nicht überspannte sittliche Gefühl eines anderen in geschlechtlicher Be- 
ziehung zu verletzen, und wenn weiter dieses sittliche Gefühl mindestens einer Person 
tatsächlich verletzt worden ist (RGSt.2 197, 51 167). Die Herbeiführung der Gefahr, 
daß ein Ärgernis genommen werden könnte, kann auch nicht durch entsprechende An- 
wendung ($ 2) erfaßt werden (RG DR 1941 S. 708, RG HRR 1941 Nr. 734). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Täter muß insbesondere auch das Bewußtsein haben, daß die unzüchtige Handlung 
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von einer unbestimmten Vielheit von Personen wahrgenommen werden kann (RG HRR 
1940 Nr. 640), und daß die Möglichkeit der Erregung von Ärgernis besteht (RGSt.51 167). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Beleidigung (RG JW 1989 S. 543, RGSt. 75 209 
mit Anm. Mezger DR 1941 S. 1658). 

Zeitlich getrennte unzüchtige Handlungen, an denen je eine andere Person Ärgernis 
nahm, können eine fortgesetzte Handlung bilden (RG HRR 1985 Nr. 217); näher über 
die Frage, wann ein Gesamtvorsatz anzunehmen ist, RGSt. 75 209 mit Anm. Mezger 
DR 1941 S. 1658. 


VI. Wegen der Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k und RGSt. 68 230. 


VI. Das kommende Recht will nicht mehr erfordern, daß jemand tatsächlich Ärgernis genommen 
ne soll genügen, daß das Verhalten geeignet ist, Ärgernis zu erregen; vgl. Graf Gleispach in Gürt- 
ner S. 205. 


S 184 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
wird bestraft, wer 

1. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darsteliungen feilhält, verkauft, verteilt, an 
Orten, welche dem Publikum zugänglich sind, ausstellt oder anschlägt oder sonst 
verbreitet, sie zum Zwecke der Verbreitung hersteilt oder zu demselben Zwecke vor- 
rätig hält, ankündigt oder anpreist; 

2. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darstellungen einer Person unter sechzehn 
Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet; 

3. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt sind, an Orten, welche dem 
Publikum zugänglich sind, aussteilt oder solche Gegenstände dem Publikum ankün- 
digt oder anpreist; 

3a. wer in einer Sitte oder Anstand verletzenden Weise Mittel, Gegenstände oder Ver- 
fahren, die zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten dienen, öffentlich ankündigt, 
anpreist oder solche Mittel oder Gegenstände an einem dem Publikum zugänglichen 
Orte ausstellt; 

4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu bestimmt sind, unzüchtigen Verkehr 
herbeizuführen. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte sowie auf 
Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 


I. Die Vorschrift enthält vier selbständige Tatbestände. 

Ergänzend vgl. das Ges. zur Bewahrung der Jugend vor Schund- und Schmutz- 
schriften vom 18. Dezember 1926 (RGBl.I S. 505). 

An zwischenstaatlichen Regelungen kommen in Betracht das Abkommen zur Be- 
kämpfung der Verbreitung unzüchtiger Schriften vom 4. Mai 1910 (RGBI. 1911 S. 209) 
und die internationale Übereinkunft zur Bekämpfung der Verbreitung und des Vertriebs 
unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 1923 (RGBl. 1925 II S. 288); hierzu 
Bekanntmachung über den Rechtshilfeverkehr auf Grund dieser Übereinkunft vom 
27. Dezember 1939 (Reichsministerialblatt 1940 S. &). 

Über die Bekämpfung unzüchtiger Schriften, Abbildungen, Darstellungen usw. vgl. 
ferner Nr. 345 ff. Richtlinien für das Strafverfahren. 


I. Das Verbreiten unzüchtiger Schriften (Nr. 1). 
l. Über Schriften, Abbildungen oder Darstellungen vgl. $ 41 Anm. III 1. 


2. Unzüchtig ist eine Schrift usw., wenn sie objektiv geeignet ist, das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung zu verletzen (LK Anm. 3, Olshausen 
Anm.2b, Schwarz Anm. 1 A). Maßgebend ist die gesunde Volksanschauung; die An- 
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schauung verdorbener Kreise kommen ebensowenig in Betracht wie das überempfind- 
liche Schamgefühl einzelner. Vielfach hängt es allein von den begleitenden Umständen 
ab, ob eine Schrift unzüchtigen Charakter hat oder nicht (sog. relative Unzüchtigkeit). 
So kann ein an sich nicht unzüchtiges Werk als unzüchtig angesehen werden, wenn es in 
Kreisen verbreitet wird, die nur den erotischen Teil ausnützen (Binding Lehrbuch 1 
S. 216; vgl. weiter RGSt. 21 306, 27 114, 87 314). 

Entgegen der hier dargelegten Auffassung wird für die Bestimmung des unzüchtigen 
Charakters verschiedentlich auch eine bestimmte Absicht des Verbreitenden erfordert. 
Soist z. B. nach v.Liszt-Schmidt S. 558 eine Schrift nur dann unzüchtig, wenn sie auf 
Erregung des Geschlechtstriebes gerichtet ist und den sittlichen Anstand in geschlecht- 
licher Beziehung gröblich verletzt; auf dem Boden dieser sog. subjektiven Theorie stehen 
- mit Abweichungen im einzelnen - ferner Frank Anm. I, Gerland S. 422. 

Die Darstellung des nackten menschlichen Körpers enthält an sich nicht die 
Beziehung zum Geschlechtsleben; es müssen noch besondere Umstände hinzutreten, 
wodurch die geschlechtliche Beziehung erkennbar und die natürliche Erscheinung scham- 
los wird. Eine Darstellung des nackten Körpers kann z. B. dann als unzüchtig angesehen 
werden, wenn sich der Dargestellte reihenweise in verschiedenen Stellungen aufnehmen 
läßt (RG HRR 1926 Nr. 1198) oder wenn der Gesichtsausdruck eine Bereitwilligkeit der 
dargestellten Person zu geschlechtlicher Preisgabe zeigt (RGSt. 61 379, 382). 


3. Die Handlung besteht in dem Verbreiten des Werkes. 


a) Die Verbreitung erfordert immer ein Zugänglichmachen der Schrift oder Darstel- 
lung nach ihrer Substanz; bloßes Vorlesen genügt nicht (RGSt. 47 226 und die über- 
wiegende Meinung im Schrifttum; and. Binding Lehrbuch 1 S. 217, Frank Anm.114, 
v.Hippel Lehrbuch S. 232 Anm. 5). Im übrigen liegt ein Verbreiten dann vor, wenn der 
Täter die Schrift einem größeren Personenkreis zugänglich macht; öffentlich braucht 
das Verbreiten nicht zu geschehen. Die Aushändigung an einzelne Personen oder an nur 
eine Person genügt, wenn der Täter damit rechnet und es billigt, daß der Empfänger die 
Schrift nicht vertraulich behandeln, sondern weiteren Personen zugänglich machen 
werde (RG DR 1940 S. 495). Die Verbreitung kann z. B. durch geschäftsmäß ges Ver- 
leihen erfolgen (RG DJ 1987 S. 897). Kein Verbreiten ist es, wenn die Schrift nur zwei 
Personen nacheinander zum Lesen geliehen wird (RG HRR 1940 Nr. 1150). Als beson- 
‚dere Arten des Verbreitens erwähnt das Gesetz Feilhalten, Verkaufen, Verteilen, Aus- 
stellen und Anschlagen an Orten, die dem Publikum zugänglich sind. Feilhalten be- 
deutet das Bereithalten für das Publikum zum Verkauf. Unter Verkaufen ist hier jede 
Art entgeltlicher Überlassung an einen anderen zu verstehen, sofern es zur Übergabe 
sekommen und nicht beim bloßen Abschluß des Kaufvertrages geblieben ist. Beim Aus- 
stellen oder Anschlagen wird im Gegensatz zum Verbreiten nicht die Substanz, son- 
dern nur der Inhalt der Schrift Dritten zugänglich gemacht. 


b) Gleichgestellt sind dem Verbreiten gewisse Vorbereitungshandlungen, näm- 
lich das Herstellen, Vorrätighalten, Ankündigen und Anpreisen zum Zwecke der Verbrei- 
tung. Über Herstellen und Vorrätighalten vgl. oben $ 83 Anm. III 3a, $ 85 Anm. III 2. 
Ankündigen ist jede Kundgebung, durch welche auf die Gelegenheit zum Bezuge un- 
züchtiger Schriften aufmerksam gemacht wird. Anpreisen ist ein Ankündigen unter 
lobender oder empfehlender Erwähnung und Beschreibung, Hervorhebung von Vor- 
zügen usw. (RGSt. 87 143). Ankündigen und Anpreisen brauchen hier - im Unterschied 
zu Nr. 3 - nicht dem Publikum gegenüber zu erfolgen. 


4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß insbesondere 
auch wissen, daß der Inhalt der Schrift geeignet ist, das allgemeine Scham- und Sittlich- 
keitsgefühl zu verletzen (RGSt. 37 317). 
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IH. Der zweite Tatbestand behandelt das Überlassen oder Anbieten unzüchtiger 
Schriften usw. an eine Person unter 16 Jahren gegen Entgelt (Nr. 2). Entgelt bedeutet 
jeden materiellen Vorteil; es braucht sich nicht um einen Vermögensvorteil zu handeln 
(Olshausen Anm. 10, Schwarz Anm. 2; and. LK Anm. 7). Auch das Verleihen gegen Ent- 
gelt gehört hierher (Binding Lehrbuch 1 S..217). Die Vorschrift ist nicht entsprechend 
anwendbar ($ 2), wenn der Täter ohne Entgelt handelt (RGSt. 71 348 mit Anm. K.Schä- 
fer JW 1937 $. 3149). 


IV. Mit Strafe bedroht ist weiter das Ausstellen, Ankündigen oder Anpreisen von 
Gegenständen, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt sind (Nr. 3). Über Abtreibungs- 
mittel vgl. $ 219 sowie die PolizeiVO vom 21. Januar 1941 (RGBI.1I S. 63). 

1. Ein Gegenstand ist zu unzüchtigem Gebrauch bestimmt, wenn er sich hierzu in- 
folge seiner Beschaffenheit und seiner Gattung nach eignet und erfahrungsgemäß dazu 
Verwendung zu finden pflegt. Unzüchtig ist der Gebrauch, der den Geschlechtstrieb in 
einer Weise anregen oder befriedigen soll, der gegen Zucht und Sitte verstößt. Gegen- 
stände, die zur Verhütung der Ansteckung bestimmt sind, gehören nicht hierher, Gegen- 
stände zur Verhütung der Empfängnis nur dann nicht, wenn sie zugleich die Ansteckung 
verhindern sollen (LK Anm. 8, 11, Olshausen Anm. 11, Schwarz Anm. 3 A; and. Frank 
Anm. II). Gegenstände, die nach ihrer Gattung zur Förderung der Gesundheit bestimmt, 
sind, werden hier nicht erfaßt, auch wenn sie im Einzelfall zu unzüchtigem Gebrauch 
verwendet werden können und verwendet werden (RGSt. 57 175). 

2. Das Ankündigen und Anpreisen ist hier anders als in Nr. 1 nur strafbar, wenn 
es dem Publikum gegenüber erfolgt; dies bedeutet, daß hier eine öffentliche Ankündi- 
gung erforderlich ist. Über Ankündigen und Anpreisen vgl. im übrigen oben II 3b. 


V. Die öffentliche Ausstellung von Mitteln oder Gegenständen, die zur Verhütung 
von Geschlechtskrankheiten dienen, ist stets strafbar, die öffentliche Ankündigung 
oder Anpreisung derartiger Mittel, Gegenstände oder Verfahren nur dann, wenn da- 
durch Sitte oder Anstand verletzt werden (Nr. 3a). Das letztere ist der Fall, wenn die 
Handlung objektiv geeignet ist, Sitte oder Anstand zu verletzen, ohne daß jemand im 
Einzelfall Anstoß genommen zu haben braucht; dies kann z. B. durch wahllose oder auf 
dringliche Reklame für Präservative geschehen (RGSt. 67 65; vgl. weiter KG JW 1934 
S.1060, ferner KG HRR 1937 Nr. 1477 = JW 1987 S.1799). Maßgebend ist die allgemeine 
Eignung des Mittels; es kommt nicht darauf an, wozu dasin Frage kommende Mittel im, 
Einzelfall nach dem zufälligen Willen der Beteiligten bestimmt ist (RG HRR 1982 
Nr. 577; vgl. auch noch KG JW 1988 S. 1472). Auf Gegenstände, die zur Verhütung 
von Geschlechtskrankheiten dienen und zugleich zu unzüchtigem Gebrauch bestimmt 
sind, findet nur Nr. 3a und nicht daneben auch Nr. 3 Anwendung (RGSt. 65 17). Über 
Abtreibungsmittel vgl. $ 219 sowie die PolizeiVO vom 21. Januar 1941 (RGBI. TS. 63). 


VI. Mit Strafe bedroht sind schließlich öffentliche Ankündigungen zur Herbeiführung 
unzüchtigen Verkehrs (Nr. 4). Unzüchtig ist ein Verkehr, der den Geschlechtstrieb in 
einer Zucht und Sitte verletzenden Weise befriedigt. Die Vorschrift richtet sich vor allem 
gegen Zeitungsanzeigen; maßgebend ist der ENT Sinn der Anzeige (OLG Hamburg 
HRR 1932 Nr. 1175). 


VII. Über Einziehung und Unbrauchbarmachung vgl. $$ 40-42. 


VII. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, die Tatbestände der Nr. 1 und Nr.3 zu- 
sammenzufassen und zu ergänzen; Nr. 4 soll unverändert bleiben. Der jetzt in Nr. 2 enthaltene Tat- 
bestand soll verallgemeinert werden und die geschlechtliche Irreleitung der Jugend überhaupt erfassen ; 
auch Handeln ohne Entgelt soll unter den Tatbestand fallen. Diese Bestimmung würde auch den bis- 
herigen $ 184a ımitumfassen. JHierüber näher Graf Gleispach in Gürtner II S. 203, 205. An Stelle der 
Nr. 3a ist folgende Vorschrift vorgesehen: ‚Wer Mittel, welche die Schwangerschaft abbrechen oder 
verhüten oder Geschlechtskrankheiten vorbeugen sollen. einer Vorschrift entgegen herstellt, ankündigt 
oder in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis zu ? Jahren oder mit Haft bestraft‘ 
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Überlassen schamloser Schriften &8 I S84a, 184b 
:& 1843 
Wer Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, welche, ohne unzüchtig zu sein, das 


Schamgelühl gröblich verletzen, einer Person unter sechzehn Jahren gegen Entgelt über- 
läßt oder anbietet, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt das Überlassen schamloser Schriften an Jugendliche. Im 
Unterschied zu $ 184 Nr. 2 werden Schriften, Abbildungen und Darstellungen erfaßt, 
die das Schamgefühl gröblich verletzen, ohne unzüchtig zu sein; es kommt hier also auf 
eine Verletzung des Schamgefühls außerhalb des geschlechtlichen Gebiets an. Maß- 
gebend ist das Schamgefühl des normal empfindenden erwachsenen Menschen; das 
Schamgefühl des Jugendlichen entscheidet nicht. In Betracht kommen hier z. B. die Ab- 
bildungen eines anatomischen Atlasses, die Präparate menschlicher Körperteile in Wachs 
(Olshausen Anm. 2). 

Im übrigen vgl. zu den Tatbestandsmerkmalen $ 184 Anm. 111. Die Vorschrift des 
$ 184a ist gegenüber $ 184 Nr. 2 subsidiär. 


11. Über das kommende Recht vgl. $ 184 Anm. VIII. 


S 184b 
Mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten wird bestraft, wer aus Gerichts- 
verhandlungen, für welche wegen Gefährdung der Sittlichkeit die Öffentlichkeit ausge- 


schlossen war, oder aus den diesen Verhandlungen zugrunde liegenden amtlichen Schrift- 
stücken öffentlich Mitteilungen macht, welche geeignet sind, Ärgernis zu erregen. 


I. Die Vorschrift bedroht Mittellungen aus geheimen Gerichtsverhandlungen insoweit 
mit Strafe, als die Öffentlichkeit wegen Gefährdung der Sittlichkeit aus- 
geschlossen war ($$ 172, 173 GVG). Es genügt Ausschluß der Öffentlichkeit; der Er- 
laß eines Schweigegebots kommt bei Ausschluß der Öffentlichkeit aus diesem Grund 
ohnehin nicht in Betracht ($ 174 Abs. 2 GVG). 


DI. Verboten ist nur die öffentliche Mitteilung. Die Mitteilung braucht nicht selbst un- 
züchtig zu sein; sie muß aber geeignet sein, Ärgernis zu erregen; im Unterschied 
zu $ 183 ist nicht erforderlich, daß sie tatsächlich Ärgernis erregt hat. 


IH. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 183. 


VIERZEHNTER ABSCHNITT. BELEIDIGUNG 


Schrifttum: Buch, Des nationalsozialistischen Menschen Ehre und Ehrenschutz, DJ 19383 
S.1657.-Graf zu Dohna, Unzucht und Beleidigung, DStR 1941 S. 34.-Engelhard, Die Ehre als 
Rechtsgut im Strafrecht, 1921.-Frank, Nationalsozialistischer Ehrenschutz, DR 1937 S. 265. - Ger- 
land, Einige Bemerkungen zum Ehrenschutz im geltenden und künftigen Strafrecht, in: Festschrift für 
N.Lehmann (1937) S. 301. -— Heins, Der bistorische und der soziale Gehalt der Ehre, 1942 (Strafr. 
Abh. Heft 427). - Kern, Die Beleidigung, in: Festg. Frank II S. 335. - Ramm, Der Ehrbegriff als 
(rundlage des Ehrenschutzes im Strafrecht, 1936 (Strafr. Abh. Heft 366). - Sauer, Die Fhre und 
ihre Verletzung, 1915. 

I. Schutzobjekt der Bestimmungen dieses Abschnitts ist die Ehre. Für die Auslegung 
der einzelnen Vorschriften ist es erforderlich, Klarheit darüber zu gewinnen, was unter 
Ehre im Sinne dieses Abschnitts zu verstehen ist (so die herrschende Lehre, z. B. Ger- 
land aaO S. 305; vgl. aber dagegen neuestens wieder Dohna aaO S. 35). Ehre bedeutet 
hier einmal das Interesse einer Person, nicht unter ihrem inneren Wert behandelt und 
beurteilt zu werden, und zum anderen den guten Ruf (so z. B. Frank Bem. I vor $ 185, 
Kern aaO S. 338, vgl. weiter LK 8185 Anm. 2, Mezger Grundriß S. 238); nach anderen 
ist Ehre die Geltung im Urteil der Mitmenschen, so z. B. v.Liszt-Schmidt S. 506; Über- 
sicht über die verschiedenen Ansichten bei Olshausen $ 185 Anm. 2a, Ramm aaO S. 12. 
In Übereinstimmung mit älteren Schriftstellern sieht neuestens wieder Dohna aaO S. 36 
in der Ehrenkränkung eine Ehrgefühlsverletzung; hiergegen z. B. Binding Lehrbuch 1 
3.133. In beiden Richtungen kommt es nicht nur auf die Erfüllung der menschlich 
sittlichen Pflichten, sondern auch auf diejenigen Eigenschaften an, die zur Erfüllung der 
spezifisch sozialen Aufgaben des Betroffenen, z. B. zur Berufseignung erforderlich sind 
(RG GoltdArch. 88 S. 434, 45 S. 423, 46 S. 204, RG JW 1982 S. 1742 mit Anm. Engel- 
hard, RG DR 1943 S. 189). 


II. Beleidigungsfähig ist jede natürliche Person. Kinder und Unzurechnungsfähige 
können ebenso beleidigt werden wie Erwachsene und Zurechnungsfähige; denn für das 
Vorhandensein einer Beleidigung ist es unerheblich, ob der Beleidigte sich des ehren- 
kränkenden Charakters der Kundgebung bewußt geworden ist, ob er sie als solche emp- 
funden hat oder nicht (RGSt. 27 368, RG JW 1985 S. 526, Gerland S. 492, LK $ 185 
Anm. &; demgegenüber erklären Frank Bem. II 1, 2 vor $ 185, v.Liszt-Schmidt S. 507 
und Rittler II S. 64 Kinder und Unzurechnungsfähige nur für bedingt beleidigungs- 
fähig). Verstorbene sind nicht beleidigungsfähig; die in $ 189 mit Strafe bedrohte Be- 
schimpfung Verstorbener ist ein eigenes Vergehen und nicht Beleidigung des Verstor- 
benen (RGSt. 13 95). 


III. Beleidigung von Gemeinschafien. 


Schrifttum: Adami, Die passive Beleidigungsfähigkeit der SA, DRZ 1935 S. 337.-Dahm, Der 
Ehrenschutz der Gemeinschaft, in: Gegenwartsfragen der Strafrechtswissenschaft (Festschrift für Graf 
Gleispach 1936) S. 1.-Freisler, Gedanken zum Gemeinschaftsehrschutz, DJ 1936 S. 1458.-Gerland, 
Einige Bemerkungen zur Beleidigungslehre im geltenden und künftigen Strafrecht, GS 110 S.9.- 
Graf von der Goltz, Beleidigungsfähigkeit von Personengemeinschaften, DStR 1936 S. 209.-Kuhn, 
Passive Beleidigungsfähigkeit der Gliederungen derNSDAP, DJ1935 S. 1494. - Ritter, Die Ehre des 
Volkes und seiner Gemeinschaftsformen im Strafrecht, ZAkDR 1936 S. 580. -Schlosky, Zum 
Ehrenschutz von Personengesamtheiten, DStR 1944 S. 85. -— Schröder, Ehrenschutz von Gemein - 
schaften im kommenden Strafrecht, GS 110 S. 77. - Welzel, Über die Ehre von Gemeinschaften, 
ZStW 57 S. 28. 


1. Beleidigungsfähig sind auch Personengemeinschaften, die nach gesundem 
Volksempfinden Träger einer eigenen Ehre sind. Dies ist der Fall bei solchen 
von lebendigem Gemeinschaftswillen und -Bewußtsein getragenen - nicht nur vorüber- 
gehenden - Zusammenschlüssen von Personen, an deren Achtung wegen der Aufgaben, 
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die sie sich in der deutschen Volksgemeinschaft gestellt haben, der Allgemeinheit gelegen 
ist. Auf die Rechtsform (z. B. rechtsfähiger oder nichtrechtsfähiger Verein, Gesellschaft, 
Körperschaft usw.) kommt es nicht an (so früher bereits v.Hippel Lehrbuch S. 218 
Anm. 4). Juristische Personen sind nicht bereits wegen ihrer juristischen Persönlichkeit 
beleidigungsfähige Gemeinschaften; Kapitalgesellschaften des Handelsrechts, Stiftun- 
gen usw. sind keine Gemeinschaften in diesem Sinne und genießen daher als solche nicht 
den strafrechtlichen Ehrenschutz (Gürtner-Freisler S. 102, Frank Leitsätze II S. 115, 
OLG Düsseldorf DRechtspfl. 1986 Nr. 164; and. Gerland aaO S. 20, 27). Beispiels- 
weise kommen als schutzwürdige Gemeinschaften in Betracht die NSDAP, ihre Glie- 
derungen (vgl. hierzu AG Kottbus DR 1989 S. 1854) und die ihr angeschlossenen Ver- 
bände bis in ihre mit einer gewissen Selbständigkeit ausgestatteten und ein gewisses 
Eigenleben führenden örtlichen Untergliederungen (z. B. Standarte, Sturm), die Gesamt- 
heit der in einer bestimmten Untergliederung tätigen Unterführer oder Amtswalter (KG 
JW 1987 S. 1799), weiter etwa die Wehrmacht und ihre Formationen (z. B. Kompanie), 
die Technische Nothilfe, das Deutsche Rote Kreuz, die Gemeinde (Gürtner-Freisler 
3.103). Der Schutz der NSDAP und ihrer Gliederungen unter dem hier genannten Ge- 
sichtspunkt hat trotz des Heimtückegesetzes und des $ 134b praktische Bedeutung (vgl. 
hierüber Kuhn aaO). Keine schutzwürdigen Gemeinschaften sind dagegen z. B. kleine 
gesellige Vereinigungen wie z. B. ein Skatklub oder eine Stammtischrunde. Zweifelhaft 
ist, ob der Anwaltstand als solcher hierher zu rechnen ist (bejaht von LG Ravensburg 
JW 1987 S. 181); wenn man es verneint, kommt aber eine Beleidigung unter einer Kol- 
lektivbezeichnung (unten IV) in Betracht (so AG Hamburg JW 1986 S. 751). 


Die Rechtsprechung des Relchsgerichts hat früher nur Einzelpersonen als be- 
leidigungsfähig angesehen. Dagegen sind in RGSt. 70 141 mit Anm. K. Schäfer DJ 1936 
S. 608 zum mindesten die Personenmehrheiten als beleidigungsfähig bezeichnet worden, 
„die das Recht anerkennt und die mit staatlicher Billigung der Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben zu dienen bestimmt sind‘. Diese Umgrenzung dürfte aber zu eng sein (gebil- 
ligt wird sie von Schwarz $ 185 Anm. 3A); ähnlich wie das RG neuerdings aber wieder 
OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 1487. In einer nichtveröffentlichten Entscheidung hat 
das RG einer Ortsgruppe der NS-Frauenschaft die Beleidigungsfähigkeit zugesprochen 
(vgl. das Zitat in RGSt. 74 269, die selbst nicht ganz befriedigend ist, wie Mezger DR 
1940 S. 2060 zutreffend betont). Nicht ganz so enge Grenzen wie das RG zieht OLG 
Hamburg HRR 1985 Nr. 1348. 


Auch das Schrifttum hat früher vielfach die Beleidigungsfähigkeit von Personen- 
mehrheiten (abgesehen von $$ 196, 197) verneint (so z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 140, 
LK $ 185 Anm. 5, v.Liszt-Schmidt S. 508, Olshausen $ 185 Anm. 11b). Verschiedentlich 
wurde aber die Beleidigungsfähigkeit von juristischen Personen angenommen (so 2. B. 
Gerland S. 492; vgl. jetzt Gerland aaO S. 19); weitergehend erkannte Frank Bem. II & 
vor $ 185 die Beleidigungsfähigkeit juristischer Personen und solcher Gebilde an, die im 
wesentlichen Beziehungen rechtlich solchen gleichgestellt sind; v. Hippel Lehrbuch S. 218 
sah dagegen bereits die Beleidigung von rechtlich gebilligten Personenverbänden un- 
abhängig davon als möglich an, ob sie juristische Personen sind oder nicht. Heute steht 
das Schrifttum ganz überwiegend auf dem hier dargelegten Standpunkt (z. B. Dahm 
aaO, Dalcke $ 185 Anm. 1c, Freisler aaO, Kohlrausch Bem. 5 vor $ 185, Mezger Grund- 
riß S. 244, Olshausen Nachtrag S. 181, Welzel aaO). 


2. Eine beleidigungsfähige Gemeinschaft ist auch die Familie als solche (Dahm JW 
1936 S. 2498, Dalcke $ 185 Anm.Ac, Frank Leitsätze II S. 115, Freisler aaO S. 1464, 
Mezger DR 1941 S. 150, Welzel aaO S.49; and. Gerland aaO S.39, 53, LK Anm.4%, 
Schwarz $185 Anm. 1 A, RGSt. 70 248, RG DJ 1937 S. 585 = JW 1987 S. 1331). $ 492 
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österr. StG nennt ausdrücklich die Familie als beleidigungsfähig. Familie bedeutet hierbei 
die „engere deutsche Familie, die die Eltern mit ihren Kindern und die in diese konkrete 
Familiengemeinschaft selbst aufgenommenen Angehörigen umfaßt‘ (Welzel aaO S. 50). 
Ein Angriff auf die Familie kommt nicht nur als mittelbare Beleidigung einzelner Fa- 
milienangehöriger in Betracht, wozu die Rechtsprechung verschiedentlich neigt (vgl. 
2. B. RGSt. 70 96, 176, RG DR 1941 S. 45 mit Anm. Mittelbach, RG DR 1941 S. 924, 
OLG München JW 1987 S. 180) ;! es handelt sich auch nicht um Angriffe auf den ein- 
zelnen in seiner Stellung in der Familie, wie Schwarz $ 185 Anm. 1 A annimmt, sondern 
um einen Angriff auf die Familienehre als einer eigenständigen Gemeinschaftsehre, ‚‚die 
nicht einfach identisch ist mit der Ehre ihrer Angehörigen, selbst nicht der des Familien- 
hauptes“ (Welzel aaO S. 49). In der Beleidigung der Ehefrau oder der Tochter durch 
Angriffe auf die Geschlechtsehre kann z. B. eine Beleidigung der Familie liegen; ob dies 
der Fall ist, läßt sich nur mit Rücksicht auf die Umstände des Einzelfalls bestimmen 
(Dahm JW 1936 S. 2501). Möglich ist auch eine Beleidigung der Familie durch das Fa- 
milienoberhaupt (Engisch ZAkDR 1939 S. 569; and. RGSt. 78 117). 

Bei den Angriffen auf die Geschlechtsehre einer Tochter stellen verschiedene Senate 
des Reichsgerichts nicht auf die Beleidigung der Familie als solcher ab; sie nehmen viel- 
mehr an, daß unter besonderen Umständen der Vater durch eine der Tochter zugefügte 
Beleidigung unmittelbar beleidigt werden könne, so z. B. bei Vornahme unzüchtiger 
Handlungen in der Wohnung des Vaters oder in seiner Gegenwart oder trotz Kenntnis 
der Sorge des Vaters um das sittliche Wohl der Tochter (RGSt. 70 249, RG DJ 198 
S.585 = JW 1937 S. 1331, RG JW 1986 S. 2555 mit Anm. Dahm, 1988 S. 790, 1989 
S. 543, RG DR 1989 S. 233); kritisch zu dieser Rechtsprechung Dahm JW 1936 S.2500. 


IV. Auch wenn keine Gemeinschaft in dem unter III bezeichneten Sinne besteht, kann 
eine Mehrheit einzelner Personen unter elner Kollektivbezeichnung beleidigt werden. Es 
ist nicht erforderlich, daß die einzelnen Personen hervorgehoben und einzeln erkennbar 
bezeichnet werden; es genügt, daß die Gesamtbezeichnung in ihrer allgemeinen Fassung 
erkennen läßt, auf welche Einzelperson sie sich bezieht, wobei der Täter selbst diese Per- 
sonen gar nicht zu kennen und sie sich vorzustellen braucht (RG JW 1928 S. 806). Der 
Täter muß sich der Möglichkeit bewußt sein, daß die Kundgebung auf alle unter die Kol- 
lektivbezeichnung fallenden Personenen bezogen werden kann. Eine solche Kollektiv- 
beleidigung ist beispielsweise angenommen worden bezüglich der Kriminalbeamten, 
die zu bestimmter Zeit an einem bestimmten Orte Dienst taten, weiter etwa bezüglich 
aller deutschen Ärzte (RG JW 1932 S. 3113); vgl. weiter auch noch RGSt. 52 160. 


V. An Tatbeständen sind vor allem zu unterscheiden die einfache Beleidigung ($ 185) 
auf der einen Seite sowie die Rufgefährdung durch üble Nachrede ($ 186) oder Verleum- 
dung ($ 187) auf der anderen Seite; an weiteren Tatbeständen enthält der Abschnitt die 
Kreditgefährdung ($ 187) sowie die Beleidigung Verstorbener ($ 189). 

Ergänzend kommen in Betracht $$ 1-3 Kap. III Teil 8 VO vom 8. Dezember 1931 
(RGBl. I S. 742) sowie das Heimtückegesetz. 


VI. Vgl. auch Nr. 362 Richtlinien für das Strafverfahren. 


VII. Bei der Reform des Beleidigungsrechts soll der Erkenntnis Rechnung getragen werden, daß die 
Mängel des geltenden Rechts nicht nur durch eine Änderung des materiellen Rechts, sondern vor allem 
auch durch eine Änderung des Verfahrensrechts beseitigt werden können. An verfahrensrechtlichen 
Maßnahmen ist in Aussicht genommen, die geringfügigen Beleidigungen in ein friedensrichterliches 
Verfahren zu verweisen; das ordentliche Strafverfahren soll den Ehrenkränkungen vorbehalten bleibe, 
bei denen die Ahndung der Tat mit den Mitteln des Strafrechts geboten ist (vgl. Dahm in Gürtner II 
S. 397; über die Friedensrichter- und any vgl. Kohlrausch in Gürtner, Das kom- 


* Die Möglichkeit auch einer mittelbaren Beleidigung soll damit nicht geleugnet werden; vgl. hierzu 
Mezger DR 1941 tS 150. 
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mende deutsche Strafverfahren [1938] S. 538). Im ordentlichen Strafverfahren soll bei Ehrabschnei- 
dungen (übler Nachrede) mit dem Urteil eine Rufwiederherstellung verbunden werden; es ist ferner 
die Schaffung eines selbständigen Feststellungverfahrens zu diesem Zweck in Aussicht genommen; 
auch im friedensrichterlichen Verfahren soll die Möglichkeit gewährt werden, Feststellungen zur Wie- 
derherstellung des guten Rufes zu treffen; vgl. hierüber näher E. Schäfer in Gürtner, Das kommende 
deutsche Strafverfahren (1938) S. 488. Eingehend zu diesem ganzen Fragenbereich Freisler u. a., Der 
Ehrenschutz im neuen deutschen Strafverfahren, 1937 (Beiträge zur Rechtserneuerung, Heft 4), und 
Graf zu Dohna, Neue Mittel des Ehrenschutzes, ZStW 57 S. 158, weiter Koebel, Rufwiederherstellung 
durch den Richter, DStR 1941 S. 184. Im Friedensspruch kann der Richter bereits jetzt Feststellungen 
zur Wiederherstellung des guten Rufs des Verletzten treffen (Art.8 $ 2 VO vom 13. August 1942, 
RGBI.I S. 508). Die in Aussicht genommenen Änderungen des materiellen Rechts betreffen vor 
allem die Einschränkung der Zulässigkeit des Wahrheitsbeweises (unten $ 186 Anm. IX) sowie die 
Änderung der Bestimmung über die Wahrnehmung berechtigter Interessen (unten $ 193 Anm. VI). 
Über die Neugestaltung vgl. auch noch Frank, Leitsätze II S. 115. 


8 185 


Die Beleidigung wird mit Geldstrafe oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
und, wenn die Beleidigung mittels einer Tätlichkeit begangen wird, mit Geldstrafe oder 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

Schrifttum: Vgl. die Angaben vor Bem. I sowie Bassenge, Ehre und Beleidigung, 1937. 

I. Das Gesetz gibt keine Begriffsbestimmung der einfachen Beleidigung. Man wird 
hierunter den Angriff auf die Ehre eines anderen durch vorsätzliche, rechtswidrige Kund- 
gebung der Nichtachtung oder Mißachtung zu verstehen haben (so die in Schrifttum 
und Rechtsprechung herrschende Ansicht, z. B. Frank Anm. I, Mezger Grundriß S. 195, 
RGSt. 71 160) ; demgegenüber sieht Bassenge aaO S. 27 das Angriffsobjekt der einfachen 
Beleidigung im öffentlichen Frieden. 

Die Kundgebung der Mißachtung oder Nichtachtung kann in der Abgabe von Wert- 
urteilen bestehen; es macht hierbei keinen Unterschied, ob diese gegenüber dem Be- 
leidigten oder gegenüber Dritten zum Ausdruck gebracht werden. Sie kann weiter aber 
auch durch die Behauptung von Tatsachen der im $ 186 gekennzeichneten Art gegen- 
überdem Verletzten selbst - ohne daß Dritte zugegen sind - bestehen; für Tatsachen- 
behauptungen gegenüber oder in Anwesenheit von dritten Personen kommt da- 
gegen nur $ 186 in Betracht; vgl. hierzu unten $ 186 Anm. II 3b, VII. 


IL Erforderlich ist zunächst die Kundgebung der Nichtachtung oder Mißachtung. Ob 
eine solche Kundgebung vorliegt, ist im wesentlichen eine Frage des Einzelfalles; Hand- 
lungen oder Äußerungen von schlechthin beleidigendem Charakter gibt es nicht. Persön- 
liche Eigenschaften oder Beziehungen des Angegriffenen, die Anschauungen bestimmter 
Kreise und die Gewöhnung der Beteiligten können den Angriff nicht als eine Mißachtung, 
Verunglimpfung oder sonstige Herabwürdigung des Betroffenen erscheinen lassen (RG- 
St.60 35). Beispielsweise kann die Bescholtenheit einer Person im Einzelfall einer an 
sich beleidigenden Kundgebung den Charakter der Beleidigung nehmen (RGSt. 75 182 
mit Anm. Mezger DR 1941 S. 1452). 

1. Die Mißachtung oder Nichtachtung kann den ethischen Wert einer Person be- 
treffen, den sie nach außen infolge ihres sittlichen Verhaltens hat. Daneben tritt der 
soziale Wert, den jemand wegen seiner Leistungen und Eigenschaften für die Erfül- 
lung seiner besonderen Aufgaben in der Gemeinschaft hat. Eine Beleidigung kann daher 
auch durch Absprechen der zur Ausübung des Berufes des Beleidigten erforderlichen 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten und Eigenschaften begangen werden (RG DR 
1948 5.189). Die gleiche äußere Handlung kann je nach den Umständen, unter 
denen sie vorgenommen wird, den Ausdruck der Mißachtung enthalten oder nicht; so 
kann z. B. der abfällige Ton einer Äußerung geeignet sein, Mißachtung gegen den, dem 
die Äußerung gilt, zum Ausdruck zu bringen (OLG Dresden JW 1980 S. 948). 

Beispielsweise ist eine Beleidigung gesehen worden in dem Ausräuchern eines Stuh- 
les, auf dem jemand gesessen hat (RG LZ 1915 Sp. 60), in dem Abküssen durch einen 
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Vorbestraften (RG JW 1985 S. 526), in der Zumutung homosexueller Betätigung oder 
auch des Geschlechtsverkehrs an eine Ehefrau, wenn der andere Teil keine Veranlassung 
zu einem solchen Ansinnen gegeben hat (RG HRR 1926 Nr. 2171, RGSt. 74 166), ferner 
etwa in der Erklärung, Bismarck rede wie ein Schornsteinfeger (R 1 28); sie kann weiter 
z. B. in der Vergleichung der Rechtskenntnisse eines Richters mit denen eines Rechts- 
kandidaten liegen. Nach RGSt. 74 225 mit Anm. Bruns DR 1940 S. 1514 kann auch in 
dem sexuellen Mißbrauch eines Jugendlichen eine Beleidigung des Jugendlichen liegen; 
kritisch hierzu Dohna DStR 1941 S. 34 und Gallas ZAkDR 1941 S.15. Das Wort 
„Lügner“ ist nicht unter allen Umständen als der Form nach beleidigend anzusehen 
(RG JW 1931 S. 2800 mit Anm. Weber). 

Ein Scherz ist dann eine Beleidigung, wenn er die Ansicht von der Minderwertigkeit des 
Gefoppten ausdrückt (RG JW 1986 S. 2997 Nr. 26). 

Eine Mißachtung oder Nichtachtung kann auch in einer Unterlassung zum Ausdruck 
kommen.Eine Beleidigung kann z. B. in der Fortlassung bestimmter Höflichkeitsbezeich- 
nungen liegen, wie z. B. in der Weglassung des Wortes Herr (RG LZ 1915 Sp. 445). 

Wegen des Einschreitens bei Beleidigung unfruchtbar gemachter Erbkranker 
durch Hervorhebung der Sterilisation vgl. AG Weimar DJ 1987 S. 1189 und die bei 
Krug-Schäfer-Stolzenburg, Strafrechtliche Verwaltungsvorschriften (2. Aufl. 1939) S.189 
mitgeteilten Verwaltungsverfügungen. 

2. Die Kundgebung kann eine wörtliche, schriftliche oder symbolische sein; über eine 
tätliche Kundgebung vgl. unten Anm. VIII. Die Erklärung muß einen bestimmten In- 
halt haben und ernst gemeint sein. Die Kundgebung muß an einen anderen gerichtet 
und gewollt sein. Eine Kundgebung ist nicht gewollt, wenn der Täter ein Selbstgespräch 
führt, das nach seiner Überzeugung kein anderer hören kann und soll, oder wenn er seine 
Gedanken einem Tagebuch anvertraut, das nicht zur Kenntnisnahme durch andere Per- 
sonen bestimmt ist (RGSt. 71 160). Zum Merkmal der Kundgebung vgl. auch noch RG 
HRR 1940 Nr. 1151. 

Äußerungen im engsten Familienkreise sind keine Kundgebungen im Sinne dieser Vor- 
schrift; in derartigen Fällen richtet sich die Äußerung nicht gegen die Geltung des Be- 
leidigten in der Gemeinschaft (Dalcke Anm. 1a, Kohlrausch Bem. 6 vor $ 185, Leppin 
JW 1937 S. 2886, Mezger Grundriß S. 245; and. RGSt. 71 161, Goedel ZStW 57 S. 341, 
Schwarz Anm.1C). 


Schrifttum: Goedel, Beleidigungen bei vertraulichen Mitteilungen im engsten Familienkreise, 
ZStW 57 S. 337.-Leppin, Um die Freiheit vertraulichen Gedankenaustausches, JW 1937 S. 2886.- 
Mezger, Beleidigung durch Äußerungen im engsten Familienkreis? JW 1937 S. 2329. 


In der Weitergabe eines eine Beleidigung enthaltenen Schriftstücks kann eineBeleidi- 
gung liegen, wenn der Weitergebende sich die Beleidigung zu eigen gemacht hat und sie 
als seine eigene Meinung weitergibt; anderenfalls kommt nur mittelbare Täterschaft in 
Frage (RGSt. 41 62). 

8. Eine ausdrückliche Benennung desjenigen, gegen den sich die Kundgebung 
richtet, ist nicht erforderlich; es genügt, daß er erkennbar ist (RGSt. 52 160, RG JW 
1982 S. 3267 mit Anm. Graf zu Dohna). 


IH. Die Rechtswidrigkeit kann durch die Wahrnehmung berechtigter Interessen gemäß 
$ 193 ausgeschlossen sein. 

Die Einwilligung hat dann rechtfertigende Kraft, wenn sie ernstlich und mit vollem 
Verständnis der Sachlage erteilt ist (RGSt. 41 394, 71 349, RG DJ 1987 S. 751; nach 
Dohna aaO S. 39, Schwarz Anm. 1 D fehlt es dann bereits an der Tatbestandsmäßigkeit, 
vgl. auch Kohlrausch Bem. 7 vor $ 185 und RGSt. 60 35). Ob diese Voraussetzung Vor- 
liegt, ist nach Lage des einzelnen Falles zu entscheiden; das Alter allein ist nicht schlecht- 
hin maßgebend. Das Einverständnis noch nicht 18jähriger Personen mit der Verletzung 
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ihrer Geschlechtsehre wird vielfach unbeachtlich sein (RGSt. 71 349, 75 180 mit Anm. 
Mezger DR 1941 S. 1452, RG HRR 1987 Nr. 768, 1989 Nr. 1436, RG DR 1941 S. 147 
mit Anm. Mezger, vgl. aber RG DStR 1988 S. 391). Willigt dagegen eine verheiratete 
Frau in die Vornahme unzüchtiger Handlungen durch einen Dritten ein, so wird durch 
diese Einwilligung grundsätzlich die Rechtswidrigkeit in bezug auf die ihr gegen- 
über begangene Beleidigung ausgeschlossen (RG DR 1941 S. 45 mit Anm. Mittelbach). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Die Kundgebung der be- 
leidigenden Äußerung muß vorsätzlich geschehen mit dem Willen, daß ein anderer von 
ihr Kenntnis erhalte (RGSt.78385), und mit dem Bewußtsein des beleidigenden Charak- 
ters der Äußerung. Die Absicht zu beleidigen ist nicht erforderlich. Fahrlässige Be- 
leidigung ist nicht strafbar. 

Zum Irrtum über das Vorliegen einer Einwilligung vgl. RGSt. 75 182 mit Anm. Mez- 
ger DR 1941 S. 1452. 


V. Vollendet ist, die Beleidigung, sobald sie mit Willen des Täters zur Kenntnis eines 
anderen kommt und dieser die Äußerung in ihrem beleidigenden Sinne versteht (RGSt. 
48 63, 71 160; vgl. näher Kern, Die Äußerungsdelikte [1919] S. 25). Es ist nicht erforder- 
lich, daß der Beleidigte die Beleidigung als solche empfindet (RGSt. 75183, RG DJ 1987 
S. 751). Kenntnisnahme einer beleidigenden Postkarte durch einen Postbeamten oder 
durch eine Postüberwachungsstelle (RG LZ 1917 Sp. 278) genügt, weiter z. B. auch die 
Kenntnisnahme durch einen nach Diktat Schreibenden (RG JW 1924 S. 911). Eine 
Sinnesänderung des Täters vor Kenntnisnahme der Beleidigung durch Dritte ist ohne 
Bedeutung, wenn er nicht die Kenntnisnahme verhindert (RGSt. 57 19%). 


VI. Täter ist, wer die Kundgebung mit dem entsprechenden Vorsatz erläßt. Mittel- 
barer Täter ist, wersich mit diesem Vorsatz eines Dritten, der den Sinn der beleidi- 
genden Kundgebung nicht versteht, zur Übermittlung der Kundgebung bedient. 


VII. Der Wahrheitsbeweis ist auch bei Beleidigungen zulässig, die unter die vorliegende 
Bestimmung fallen. Soweit es sich um Tatsachenbehauptungen gegenüber dem 
Beleidigten handelt, wird durch einen gelungenen Wahrheitsbeweis die Tatbestands- 
mäßigkeit ausgeschlossen; bei Formalbeleidigungen, denen Tatsachen zugrunde lagen, 
kann der Wahrheitsbeweis für die Strafzumessung von Bedeutung sein (RGSt. 64 11, 
RG JW 1984 S. 692). Für den Wahrheitsbeweis gelten hier die gleichen Regeln wie im 
Falle des $ 186 (KG HRR 1926 Nr. 1438, Olshausen $ 192 Anm.1). Vgl. noch unten 
88 190 ff. 


vo. Erschwert ist die Beleidigung, wenn sie mittels einer Tätlichkeit begangen wird. 
Tätlich ist jede Beleidigung, die sich unmittelbar gegen den Körper der angegriffenen 
Person richtet; eine Einwirkung auf den Körper des Beleidigten, eine körperliche Be- 
rührung ist nicht erforderlich (Frank Anm. IV, LK Anm. 9, v.Liszt-Schmidt S. 513; 
and. RGSt. 67 174, 70 250, Olshausen Anm. 9, Schwarz Anm. 1 C). Auch ein fehlgegan- 
gener Schlag kann daher eine tätliche Beleidigung darstellen. 


IX. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 113 (RG JW 1928 S. 1456), ferner auch zwischen 
tätlicher Beleidigung und $ 223 (RG JW 1988 8.1389 Nr. 4). Über das Verhältnis zu 
$ 186 vgl. dort Anm. VII und zu $ 187 vgl. dort Anm. VII. 

Zwischen Beleidigung und den Sittlichkeitsdelikten besteht in der Regel nicht Ideal- 
konkurrenz, sondern Gesetzeskonkurrenz; vgl. näher mit Nachweisen $ 172 Anm. VII, 
$ 174 Anm. VI, $175 Anm. IV, $175a Anm. IV, $ 176 Anm. VI, $ 177 Anm. V, $ 182 
Anm. V, $ 183 Anm. V sowie Graf zu Dohna, Unzucht und Beleidigung, DStR 1941 


S. 34, Gallas, Beleidigung und Sittlichkeitsdelikt, ZAkDR 1941 S. 14, Mezger DR 1941 
S. 147. 
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Bei mehrfacher Beleidigung einer Person oder bei Beleidigung mehrerer Personen 
durch eine aus einem Akte bestehende Handlung liegt Idealkonkurrenz vor. Auch eine 
Mehrheit von Gedankenäußerungen in einer und derselben Schrift stellt 
selbst bei räumlicher Trennung in der Schrift eine Handlung dar, wenn die Schrift ein- 
heitlich ausgegeben wird (vgl. hierüber sowie über die abweichende Rechtsprechung 
$ 73 Anm. III 4). 


X. Über Strafantrag vgl. $8$ 194 ff., über Straffreierklärung $ 199, über Ver- 
öffentlichungsbefugnis $ 200. 


XI. Das kommende Recht will die einfache Beleidigung als einen Auffangtatbestand gegenüber der 
üblen Nachrede und der Verleumdung behandeln; die Strafdrohung soll erhöht werden. Vgl. Dahm in 


Gürtner II S. 401. 
S 186 

Wer in Beziehung auf einen anderen eine Tatsache behauptet oder verbreitet, welche 
denselben verächtlich zu machen oder in der Öffentlichen Melnung herabzu würdigen 
geeignet ist, wird, wenn nieht diese Tatsache erweislich wahr ist, wegen Beleidigung mit 
Geldstrafe oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, wenn die Beleidigung 
öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen began- 
gen ist, mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 


Schrifttum: Beling, Wesen, Strafbarkeit und Beweis der üblen Nachrede, 1909.-Henning, Die 
Zulässigkeit des Wahrheitsbeweises bei der Ehrenkränkung, 1939 (Strafr. Abh. Heft 400).-Pfleiderer, 
Der Walırheitsbeweis bei Beleidigungen, 1933 (Strafr. Abh. Heft 315) 

I. Die Vorschrift behandelt die üble Nachrede. Im Unterschied zur Beleidigung des 
$ 185 ist sie nicht Ausdruck der Mißachtung, sondern Mitteilung der tatsächlichen Grund- 
lage, die andere zur Mißachtung veranlassen kann; ihre Strafbarkeit beruht darauf, daß 
sie fremde Mißachtung möglich macht (Frank Anm. I, v.Liszt-Schmidt S. 514; vgl. auch 
RG JW 1982 S. 1743). 

Vgl. auch noch $$ 91, 121 MStGB. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist das Behaupten oder Verbreiten einer Tatsache in 
Beziehung auf einen anderen erforderlich, die diesen verächtlich zu machen oder in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist. 

1. Als Tatsachen sind alle Begebenheiten, alle äußeren und inneren konkreten Vorgänge 
anzusehen, die in der Vergangenheit oder Gegenwart in die Erscheinung getreten und 
damit Gegenstand möglicher Wahrnehmung geworden sind. Auch innere Vorgänge und 
Zustände können als Tatsachen anzusehen sein, und zwar dann, wenn sie zu bestimmten 
äußeren Geschehnissen, durch die sie in das Gebiet der wahrnehmbaren äußeren Welt 
getreten sind, in erkennbare Beziehung gesetzt werden (RGSt. 41 194, 55 131). Wenn 
jemand erklärt, er werde ‚‚auspacken‘““, so ist dies auch dann keine Tatsachenbehauptung, 
wenn damit zum Ausdruck gebracht werden soll, es seien irgendwelche Unregelmäßig- 
keiten vorgekommen (RG JW 1985 S. 2370). Eine Reihe fortlaufender gleichartiger Ge- 
schehnisse kann in ihrer Gesamtheit als Tatsache angesehen und so zum Gegenstand 
einer zusammenfassenden Behauptung gemacht werden. Den Gegensatz zu den Tat- 
sachen bilden allgemein gehaltene Meinungsäußerungen und Werturteile, die nicht durch 
tatsächliche Behauptungen belegt werden (RGSt.22 159, vgl. auch RG DR 1989 
S. 1980). Die Grenze zwischen Tatsache und Werturteil ist flüssig; die Abgrenzung ist 
im wesentlichen eine Sache der tatsächlichen Feststellung im Einzelfall (RGSt. 64 12). 
Eine in Form eines Urteils gekleidete Äußerung, z. B. die Bezeichnung als Dieb, Ehe- 
brecher, Meineidiger, fällt unter $ 186, sofern das Urteil zu bestimmten einzelnen Vor- 
gängen oder Geschehnissen in äußerlich erkennbarer Weise in Bezug gesetzt ist, also 
etwas Greifbares hinter ihm steckt (RGSt. 68 121). Die Äußerung, auf Grund bestimm- 
ter mitgeteilter Tatsachen werde jemand eine gewisse Handlungsweise zugetraut, ist nur 
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die Kundgebung eines Werturteils dahingehend, daß er einer solchen Handlung fähig 
sei (RGSt. 67 269). Werturteile sind z. B. Wendungen wie: ‚Der Nebenkläger sei durch 
die Revolution wieder an die Oberfläche gekommen“, ‚er habe sich den neuen Macht- 
habern mit Haut und Haaren verschrieben“ (LK Anm. 2). Vgl. näher zu der Abgrenzung 
Engelhard, Die Ehre als Rechtsgut (1921) S. 99. 


2. Die Tatsache muß geeignet sein, den anderen verächtlich zu machen oder in der öf- 
fentlichen Meinung herabzuwürdigen. Eine Tatsache ist geeignet, jemand verächtlich 
zu machen, wenn er dadurch in einen Gegensatz zu den Anforderungen der Sittlichkeit 
tritt; sie ist geeignet, ihn herabzuwürdigen, wenn er dadurch in einen Gegensatz zu 
den Anforderungen tritt, die seine besonderen Lebensaufgaben an ihn stellen (Frank 
Anm. 112, LK Anm. 5, RG HRR 1988 Nr. 348). Es genügt, daß die Tatsache geeignet 
ist, einen der beiden Erfolge herbeizuführen; es ist nicht erforderlich, daß ein solcher Er- 
folg tatsächlich herbeigeführt wurde. Die Handlung muß geeignet sein, in der öffent- 
lichen Meinung herabzuwürdigen. Öffentliche Meinung bedeutet die eines größeren, 
nicht individuell bestimmten Teils der Bevölkerung im Gegensatz zum Kreise der Freunde 
und Verwandten und mehr oder weniger abgeschlossener Kreise (Frank Anm. II 2, LK 
Anm.5; and. Olshausen Anm. 4). 


8. Die Tatsache muß entweder behauptet oder verbreitet werden, und zwar in Beziehung 
auf einen anderen. 

a) Behaupten bedeutet etwas als nach eigener Überzeugung richtig hinstellen, auch 
wenn man es von dritten Personen erfahren und nicht selbst wahrgenommen hat. Eine 
Behauptung kann auch durch Aussprechen eines Verdachts oder durch Stellung einer 
Frage aufgestellt werden (RGSt. 60 37%), weiter auch dadurch, daß jemand - dem Hörer 
oder Leser erkennbar - eine Tatsache auf Grund einer Schlußfolgerung aus bestimmten 
Unterlagen, die er kennt oder zu kennen meint, als wahr hinstellt (RGSt. 67 270). Ver- 
breiten bedeutet die Weitergabe einer von einem anderen erhaltenen Mitteilung als Ge- 
genstand fremden Wissens (RGSt. 88 368); es ist nicht erforderlich, daß die Mitteilung 
an weitere Kreise gelangt oder gelangen soll (RGSt. 80 225). In dem Erwähnen eines 
Gerüchts kann auch dann ein Verbreiten liegen, wenn es als grundlos bezeichnet wird 
(RGSt. 22 223, 88 368, RG JW 1986 S. 389). 

b) Die Tatsache muß in Beziehung auf einen anderen behauptet oder verbreitet wer- 
den; es genügt also nicht, daß sie lediglich dem Verletzten gegenüber behauptet wurde. 
Nach dem Willen des Täters muß mindestens ein Dritter von der Behauptung unmittel- 
bar oder mittelbar Kenntnis erhalten haben; es macht dann allerdings keinen Unter- 
schied, ob der Verletzte bei der Aufstellung. der Behauptung zugegen war oder nicht. 
Wird eine Tatsache allein gegenüber dem Verletzten selbst behauptet, so ist nur $185 
anwendbar (RGSt. 29 41, Frank Anm. Il 4, LK Anm. 4, Mezger Grundriß S. 195; and. 
Binding Lehrbuch 1 S. 158, v.Hippel Lehrbuch S. 214 Anm. 1. Es ist nicht erforderlich, 
daß der andere namentlich bezeichnet wird; es genügt vielmehr, daß er nach den Um- 
ständen sicher erkennbar ist. 

c) Bei Äußerungen im engsten Familienkreise fehlt es hier wie im $ 185 bereits an dem 
Tatbestand der Beleidigung (Mezger JW 1936 S. 2332); vgl. $ 185 Anm. II 2. 


II. Die behauptete oder verbreitete Tatsache darf nicht erweislich wahr sein. Wird 
die Tatsache als wahr erwiesen, so kann nicht aus $ 186 bestraft werden; dagegen kann 
wegen übler Nachrede aus $ 186 bestraft werden, wenn nicht nachgewiesen wird, daß 
die Tatsache wahr ist; entscheidend ist also, ob die Tatsache als wahr erwiesen wird, 
nicht, ob sie wahr oder unwahr ist. Bei erweislich wahrer Behauptung bleibt eine Be- 
strafung aus $ 185 möglich (vgl. unten 3). Die Nichterweislichkeit der Tatsache ist nicht 
ein Tatbestandsmerkmal, sondern eine Bedingung der Strafbarkeit (RGSt. 69 81, v.Liszt- 
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Schmidt S. 515, Mezger Grundriß S. 242); die Unwahrheit der behaupteten oder ver- 
breiteten Tatsache braucht nicht vom Vorsatz des Täters umfaßt zu sein (vgl. noch 
unten V). Abweichend wird verschiedentlich in der. Erweislichkeit der Tatsache ein 
Strafausschließungsgrund gesehen (so z. B. Gerland S. 502, Kohlrausch Anm.6, LK 
Anm. 7). 

Das Gericht hat auch hier wie sonst im Strafverfahren von Amts wegen die mate- 
rielle Wahrheit zu erforschen (vgl. RG DJ 1987 S. 163). Den Täter trifft aber insofern 
eine Beweislast, als er im Zweifelsfalle zu verurteilen ist; eine Beweislast im Sinne einer 
Beweisführungspflicht hat der Täter nicht (Frank Anm. III, Kohlrausch Anm.6, Ritt- 
er II S. 72). 

Der Wahrheitsbeweis muß auch dann zugelassen werden, wenn feststeht, daß aus $ 193 
freigesprochen werden muß (RG HRR 1987 Nr. 530); ebensö besteht auch hier die 
Pflicht des Gerichts, von Amts wegen die materielle Wahrheit zu erforschen ($$ 155 
Abs. 2, 244 Abs. 2 StPO), da die Klärung der Frage der Unwahrheit der behaupteten 
Tatsache für die Rufwiederherstellung des Verletzten wichtig ist. Ein gegenüber einer 
Anklage aus $ 186 angebotener Wahrheitsbeweis darf auch nicht lediglich unter dem 
Gesichtspunkt abgelehnt werden, daß, selbst wenn der Beweis erbracht werden könnte, 
‘doch gemäß $ 192 eine Bestrafung wegen Beleidigung aus $ 185 eintreten müßte (RGSt. 
64 11). 

1. Der Beweis der Wahrheit ist geführt, wenn die behauptete Tatsache im wesent- 
lichen als wahr erwiesen ist. Das Entscheidende ist, daß sie sich so ereignet hat, daß aus 
ihr der den Kern der Nachrede bildende nachteilige Schluß auf die charakterliche Würdi- 
gung des Beleidigten gezogen werden kann; ist dies der Fall, dann kommt es nicht mehr 
darauf an, ob alle behaupteten Einzelheiten sich bewahrheiten oder nicht (RGSt. 55 132, 
62 95, OLG München JW 1985 S. 2851, OLG Naumburg JW 1989 S. 336). 

2. Die behaupteten und die zu beweisenden Tatsachen müssen identisch sein; auf 
Beweisanträge, die den Beleidigten aus anderen Gründen als des Ehrenschutzes unwür- 
dig hinstellen wollen, ist nicht einzugehen (RGSt. 62 95, 64 296). Vgl. hierzu auch Nr. 365 
Richtlinien für das Strafverfahren. 

8. Auch wenn der Wahrheitsbeweis erbracht ist, hindert dies gemäß $ 192 eine Be- 
strafung nach $ 185 nicht, wenn das ‚Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form 
der Behauptung oder Verbreitung oder aus den Umständen, unter welchen sie geschah, 
hervorgeht‘; vgl. hierüber die Anmerkungen zu $ 192, ferner $$ 190, 191. 


IV. Die Rechtswidrigkeit kann vor allem durch $ 193 ausgeschlossen sein. In RGSt. 78 
67 bleibt unklar, ob dann, wenn sich jemand für seine Behauptung auf eine Auskunft 
einer zuständigen Amts- oder Parteistelle stützen kann, die Rechtswidrigkeit oder die 
Schuld ausgeschlossen ist. Ein Rechtfertigungsgrund dürfte dies nicht sein; es kann in 
einem solchen Falle aber an dem Unrechtsbewußtsein fehlen (vgl. oben $59 Anm. V11a). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß die behauptete Tatsache geeignet sei, den anderen verächtlich zu machen 
oderin der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, weiter das Bewußtsein, daß die Kund- 
gebung unmittelbar an eine dritte Person gelangt oder, wenn sie zunächst an den Be- 
leidigten gelangt ist, von diesem an Dritte weitergegeben wird (vgl. RGSt.41 65); 
schließlich gehört zum Vorsatz das Bewußtsein zu behaupten oder zu verbreiten (RG 
HRR 1989 Nr. 346). Dagegen ist das Bewußtsein der Unwahrheit der behaupteten oder 
verbreiteten Tatsache zum Vorsatz nicht erforderlich (so die in Schrifttum und Recht- 
sprechung herrschende Ansicht, z. B. Frank Anm. III, RGSt. 5 425; and. Binding Lehr- 
buch 1 S. 158). Eine Absicht der Beleidigung braucht auch hier nicht vorzuliegen 
(RG HRR 1989 Nr. 190). 
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VI. Erschwert ist die üble Nachrede, wenn sie öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darstellungen begangen ist. Öffentlich ist die üble Nach- 
rede dann erfolgt, wenn sie für einen größeren, durch persönliche Beziehungen nicht zu- 
sammenhängenden Personenkreis wahrnehmbar war; Öffentlichkeit des Orts ist nicht 
erforderlich (vgl. $ 110 Anm. IV 1 a und beispielsweise RG HRR 1982 Nr. 1798). Über 
die Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen vgl. $ 110 Anm.IV 2. 

Zum verstärkten Ehrenschutz im öffentlichen Leben stehender Personen ist eine er- 
höhte Strafe durch $ 1 Kap. III Teil 8 VO vom 8. Dezember 1931 (RGBl. I S. 743) an- 
gedroht. Erforderlich ist, daß der Verletzte im öffentlichen Leben steht, daß die ehren- 
rührige Tatsache öffentlich behauptet oder verbreitet worden ist, daß sie geeignet ist, 
den Verletzten des für sein öffentliches Wirken erforderlichen Vertrauens unwürdig er- 
scheinen zu lassen, und daß der Täter sich nicht erweislich in entschuldbarem gutem 
Glauben an die Wahrheit der Äußerung befunden hat. Liegen diese Voraussetzungen vor, 
dann ist die Strafe Gefängnis nicht unter 3 Monaten. Zum Anwendungsbereich dieser 
Vorschrift vgl. die Mitteilung des Reichsrechtsamts DR 1939 S. 219. 


Vo. Mit $ 185 ist Idealkonkurrenz möglich; dies folgt aus der verschiedenen Schutz- 
richtung der beiden Bestimmungen (Frank Anm.I, v.Liszt-Schmidt S. 514, Mezger 
Grundriß S. 194). Dagegen sieht die Rechtsprechung des Reichsgerichts $ 186 gegenüber 
$ 185 als das speziellere Gesetz an und hält grundsätzlich Idealkonkurrenz für aus- 
geschlossen (RGSt. 66 359, RG DR 1940 S. 682). Idealkonkurrenz soll nur dann mög- 
lich sein, wenn eine einheitliche Kundgebung die Behauptung ehrenrühriger Tatsachen 
und zugleich eine davon verschiedene formale Beleidigung enthält (RGSt. 65 359), oder 
wenn die beleidigende unter $ 186 fallende Kundgebung nach dem Willen des Täters 
sowohl Dritten als auch dem Beleidigten selbst zugehen soll (RGSt. 41 65, RG JW 1984 
S.1418). Dieser Rechtsprechung haben sich angeschlossen Kohlrausch Anm.9, LK 
Anm.4, Olshausen Anm.1, Schwarz $ 185 Anm. 5. 

Über das Verhältnis zur falschen Anschuldigung vgl. $ 164 Anm. IX. 


VIH. Über Buße vgl. $ 188, über den Strafantrag $$ 194 ff., über Straffrei- 
erklärung $ 199, über Veröffentlichungsbefugnis $ 200. 

IX. Das kommende Recht will den Tatbestand als Ehrabschneidung bezeichnen. Als Ehrabschneider 
soll bestraft werden, wer ‚über einen anderen eine ehrenrührige oder ihn sonst herabsetzende Be- 
hauptung aufstellt oder verbreitet‘. Es soll nicht mehr verlangt werden, daß eine Tatsache Gegenstand 
der Behauptung ist. Der Wahrheitsbeweis soll ausgeschlossen sein, wenn der Täter entweder eine für 
die Allgemeinheit gleichgültige herabsetzende Behauptung über das Einzel- oder Familienleben eines 
anderen öffentlich aufstellt oder verbreitet! oder in der Absicht, jemand zu schmähen, der sich im 
Leben bewährt hat, vergangene Dinge, wie angebliche Jugendfehltritte oder weit zurückliegende Be- 
strafungen® hervorholt. Vgl. hierzu Dahm in Gürtner II S. 402, 404. 


8 187 


Wer wider besseres Wissen in Beziehung auf elnen anderen eine unwahre Tatsache 
behauptet oder verbreitet, welche denselben verächtlich zu machen oder in der öffentlichen 
Meinung herabzuwürdigen oder dessen Kredit zu gefährden geeignet ist, wird wegen 
verleumderischer Beleidigung mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und, wenn die Verleum- 
dung öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darsteilungen 
begangen ist, mit Gefänguis nicht unter einem Monat bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann die Strafe bis auf einen Tag Gefängnis 
ermäßigt, oder auf Geldstrafe erkannt werden. 


L. Die Vorschrift behandelt die Verleumdung oder verleumderische Beleidigung. Sie 
unterscheidet sich von der üblen Nachrede ($ 186) dadurch, daß hier die behauptete oder 


ı Vgl. jetzt bereits $ 489 österrStG. 
° Vgl. jetzt bereits $ 497 ÖsterrStG. 


S 188 14. Abschnitt. Beleidigung 


verbreitete Tatsache eine unwahre und die Behauptung oder Verbreitung selbst wider 
besseres Wissen erfolgt sein muß; im übrigen decken sich die Tatbestände. Auch hier 
muß, wie in $186, die Behauptung in Beziehung auf einen anderen, also nicht nur dem 
Beleidigten selbst gegenüber, aufgestellt werden (RG JW 1916 S. 1126). Zur Frage der 
ausreichenden Kennzeichung des verleumdeten Personenkreises vgl. RG HRR 1989 
Nr. 347. 

Über die Kreditgefährdung vgl. unten Anm.V. 

Vgl. auch noch $ 91 Abs. 3, $ 121 Abs. 2 MStGB. 


II. Die Unwahrheit der behaupteten Tatsache muß dem Angeklagten bewiesen werden; 
im Unterschied zu $ 186 genügt zu seiner Verurteilung nicht, daß die Tatsache nicht 
erweislich wahr ist. 

Über den Wahrheitsbeweis vgl. $$ 190 ff. 


II. Die Rechtswidrigkeit kann hier nicht durch $ 193 ausgeschlossen werden; vgl. 
$ 193 Anm. 112. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz wie bei $ 186 erforderlich. Dar- 
über hinaus muß hier erwiesen werden, daß der Täter wider besseres Wissen gehan- 
delt, daß er also bestimmte Kenntnis von der Unwahrheit der von ihm behaupteten Tat- 
sache gehabt hat; bedingter Vorsatz genügt hierbei nicht (RG JW 1987 S. 3215). 


V. Als zweiten Tatbestand enthält die Vorschrift die Kreditgefährdung. Geschütztes 
Rechtsgut ist nicht die Ehre, sondern das Vermögen (vgl. RGSt. 44 160). Kredit ist 
das Vertrauen, das jemand hinsichtlich der Erfüllung seiner vermögensrechtlichen Ver- 
bindlichkeiten genießt (Olshausen Anm. 6). Die Tat kann auch gegen juristische Personen 
begangen werden. 

Eine Spezialbestimmung gegen die Schädigung oder Gefährdung des Kredits eines 
Kreditinstituts enthält $47 Abs. 1 c Ges. über das Kreditwesen vom 25. September 
1939 (RGBI. I S. 1955). 


VI. Zum verstärkten Ehrenschutz im öffentlichen Leben stehender Personen ist eir 
erhöhte Strafe durch $ 2 Kap. III Teil 8 VO vom 8. Dezember 1931 (RGBI.T S. 743) 
angedroht. 


VD. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 185 (RG HRR 1940 Nr. 1324), aber auch mit 
8 186 (LK Anm. 6). Über das Verhältnis zur falschen Anschuldigung vgl. 8164 Anm. IX. 

Fortsetzungszusammenhang zwischen $ 185 und $ 187 ist nicht möglich (RG HRR 
1988 Nr. 186). ' 


VIII. Über Buße vgl. $ 188, über Strafantrag $$ 194 ff., über Straffreierklärung 
$ 199, über Veröffentlichungsbefugnis $ 200. 


IX. Das kommende Recht will die Kreditgefährdung aus dem Tatbestand der Verleumdung heraus- 
nehmen und in den Abschnitt „Angriffe auf die Wirtschaft‘‘ einordnen. Im übrigen soll der Tatbestand 
sachlich unverändert bleiben, die Strafdrohung verschärft werden (Gefängnis nicht unter 3 Monaten, 
in besonders schweren Fällen Zuchthaus). Vgl. Dahm in Gürtner II S. 400, 410. 


S 188 
In den Fällen der 88 186 und 187 kann auf Verlangen des Beleidigten, wenn die Be- 
leidignng nachteilige Folgen für die Vermögensverhältnisse, den Erwerb oder das Fort- 
kommen des Beleldigten mit sich bringt, neben der Strafe auf eine an den Beleidigten 


zu erlegende Buße erkannt werden. 

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungs- 
anspruches aus. | 

Schrifttum: Graf zu Dohna, Die Stellung der Buße im reichsrechtlichen System des Immateriak 
güterschutzes, 1902. 
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Buße 8 189 


I. Die Buße ist ihrer rechtlichen Natur nach keine Strafe, sondern eine zivilrecht- 
liche Entschädigung mit der Besonderheit, daß der Schaden im Strafverfahren geltend 
gemacht werden kann (vgl. Bem. IV 3a vor $ 13). 


I. Auf eine Buße kann nur in den Fällen der $$ 186, 187 erkannt werden; im Falle 
des $ 185 ist eine Buße unzulässig. Fälle der $$ 186, 187 liegen auch dann vor, wenn je- 
mand wegen Anstiftung oder Beihilfe zu einem jener Vergehen verurteilt wird. 


1. Sachliche Voraussetzung für die Zuerkennung einer Buße ist, daß die Ehrenkrän- 
kung nachteilige Folgen für die Vermögensverhältnisse, den Erwerb oder das Fortkommen 
des Beleidigten mit sich bringt. Zu den nachteiligen Folgen für das Fortkommen gehört 
auch jede immaterielle Benachteiligung, die das Fortkommen ungünstig beeinflußt 
(Dohna aaO 8.43, LK Anm. 2b, Olshausen Anm. 15, RG Recht 1980 Nr. 450; and. 
Schwarz Anm. 2 A). Die Folgen müssen durch die Beleidigung selbst entstanden sein; 
die dem Beleidigten durch fruchtlose Verfolgung der Beleidigung im Privatklageverfah- 
ren erwachsenen Kosten gehören nicht hierher (RGSt. 42 166). Die Nachteile brauchen 
zur Zeit der Zuerkennung der Buße noch nicht eingetreten zu sein. 


2. Formell wird einmal vorausgesetzt, daß das Urteil auf Strafe lautet. Bei Einstel- 
lung des Verfahrens wegen Fehlens des Strafantrages oder wegen Verjährung oder bei 
Straffreierklärung gemäß $ 199 ist die Zuerkennung einer Buße unzulässig. 


8. In prozessualer Beziehung ist erforderlich, daß der Beleidigte die Eure verlangt; vgl. 
hierzu $ 406d StPO. 


IH. Der Richter kann die Buße zusprechen. Die Höhe der Buße beträgt 3.— bis 
10000 RM (Art. IV VO vom 6. Februar 1924). Ist eine Buße zuerkannt, dann ist die Gel- 
tendmachung eines weiteren Entschädigungsanspruchs im Zivilprozeß ausgeschlossen 
(Abs. 2). 


IV. In den Fällen der $$ 1 und 2 VO vom 8. Dezember 1931 (Verstärkter Ehrenschutz 
im öffentlichen Leben stehender Personen) kann neben der Strafe und der Buße noch 
auf eine an die Staatskasse zu entrichtende Buße bis zu 100000 RM erkannt werden. 


V. Über die Verjährung des Anspruchs auf Buße vgl. $ 67 Anm. IV. 


VI. Die Vollstreckung des rechtskräftigen Urteils auf Buße erfolgt nach den Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Urteile der Zivilgerichte ($$ 406b, 406d StPO). 


VII. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Vorschrift im Strafgesetzbuch in Aussicht 
genommen. 


$ 189 


Wer das Andenken eines Verstorbenen verunglimpft, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern, der Kinder, des Ehegatten oder der Ge- 
schwister des Verstorbenen ein. 

Hat der Verstorbene sein Leben für das Deutsche Volk hingegeben, so ist die Strafe 
Gefängnis. Abs. 2 findet keine Anwendung. In besonders schweren Fällen ist auf Zucht- 
haus zu erkennen. 

Schrifttum: Schmidt-Leichner, Ehrenschutz gefallener Soldaten und der Strafantrag, DR 
1943 S. 732. 

I. Die Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener richtet sich gegen die Ehre der Fa- 
milie und gegen das Pietätsgefühl, mit dem die Familie und die Volksgemeinschaft des 
Verstorbenen gedenken (vgl. auch für das in den Reichsgauen der Ostmark geltende 

Recht Rittler II S. 65). 
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II. Der Tatbestand kann durch eine einfache Beleidigung ($ 185), eine üble Nachrede 
($ 186) oder eine Verleumdung ($ 187) erfüllt werden. Indem das Gesetz aber eine Ver- 
unglimpfung erfordert, bringt es zum Ausdruck, daß nicht jede Beleidigung oder üble 
Nachrede genügt, sondern daß eine besonders schwere Ehrenkränkung erforderlich ist. 


III. Die Verfolgung tritt grundsätzlich nur auf Antrag der Eltern, der Kinder, des Ehe- 
gatten oder der Geschwister des Verstorbenen ein (Abs. 2); der überlebende Ehegatte 
ist auch dann antragsberechtigt, wenn er wieder geheiratet hat. Hat der Verstorbene 
sein Leben für das Deutsche Volk hingegeben, dann besteht das Antragserfordernis 
nicht (Abs. 3 Satz 2). 


IV. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (Art.1 VO vom 

23. Oktober 1943, RGBIl.TI S. 577). 
8 190 

Ist die behauptete oder verbreitete Tatsache eine strafbare Handlung, so ist der Beweis 
der Wahrheit als erbracht anzusehen, wenn der Beleidigte wegen dieser Handlung rechts- 
kräftig verurteilt worden ist. Der Beweis der Wahrheit ist dagegen ausgeschlossen, wenn 
der Beleidigte wegen dieser Handlung vor der Behauptung oder Verbreitung rechtskräftig 
freigesprochen worden ist. 


1. Die Vorschrift enthält zwei Beweisregeln für den Wahrheitsbeweis. Diese Regeln 
gelten nicht nur für den Wahrheitsbeweis bei den $$ 186, 187, 189, sondern auch für den 
Wahrheitsbeweis im Falle des $ 185 (Frank Anm. I, Kohlrausch Anm. I, v. Liszt-Schmidt 
S. 518 Anm. 1, KG HRR 1926 Nr. 1438; and. LK Anm. 1, Olshausen Anm. 4, Schwarz 
Anm.1). 


DH. Ist die behauptete oder verbreitete Tatsache eine strafbare Handlung, dann ist 
der Wahrheitsbeweis in zwei Fällen ausgeschlossen. 

1. Der Beweis der Wahrheit ist als erbracht anzusehen, wenn der Beleidigte wegen 
dieser Handlung rechtskräftig verurteilt worden ist. Es macht keinen Unterschied, ob 
die Verurteilung oder deren Rechtskraft vor oder nach der Äußerung eingetreten ist. Es 
ist auch unerheblich, ob die Verurteilung durch Urteil, amtsrichterlichen Strafbefehl, 
polizeiliche Strafverfügung oder Strafbescheid einer Verwaltungsbehörde erfolgt ist (vgl. 
RGSt. 86 314). 

2. Der Beweis der Wahrheit ist ausgeschlossen, wenn der Beleidigte wegen dieser Hand- 
lung vor der Behauptung oder Verbreitung rechtskräftig freigesprochen worden ist. 
Das Urteil muß das Nichtbegehen der Tat oder die Schuldlosigkeit feststellen; die Ein- 
stellung wegen Verjährung, fehlenden Strafantrags, Rücktritts vom Versuch oder die 
Straffreierklärung ($ 199) genügt nicht. 


Ss 191 
Ist wegen der strafbaren Handiung zum Zwecke der Herbeiführung eines Strafverfah- 
rens bei der Behörde Anzeige gemacht, so ist bis zu dem Beschlusse, daß die Eröffnung 
der Untersuchung nicht stattfinde, oder bis zur Beendigung der eingeleiteten Untersuehung 
mit dem Verfahren und der Entscheidung über die Beleidigung innezuhalten. 


I. Die Vorschrift schreibt in gewissen Fällen eine Aussetzung des Strafverfahrens wegen 
der Beleidigung vor. Dies ist geschehen, um die in $ 190 der Verurteilung oder Freispre- 
chung eingeräumte Wirkung auf den Wahrheitsbeweis zu sichern. 

Die Bestimmung kommt für die Fälle der $$ 186, 187, aber auch für $ 185 in Betracht 
(Frank Anm. I, KG Recht 1929 Nr. 644, BayrObLG JW 1931 S. 1619; and. LK Anm. 1, 
Olshausen Anm. A, Schwarz Anm.4, OLG Frankfurt JW 1927 S. 1599). 

Unter Anzeige ist hier jede Mitteilung einer angeblich strafbaren Handlung an die 
zur Strafverfolgung berufene Behörde zu verstehen (RG JW 1927 S. 2218). Eine nur in 
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Bestrafung bei Beleidigungsabsichtt 8&8 192, 193 


Verschleppungsabsicht erstattete Anzeige führt nicht zur Innehaltung des Verfahrens 
(OLG Düsseldorf DR 1942 S. 437 mit Anm. Hagemann). 


IM. Endet das wegen der strafbaren Handlung eingeleitete Verfahren mit rechts- 
kräftiger Verurteilung, so ist nach $ 190 der Wahrheitsbeweis als erbracht anzusehen; 
endet es mit rechtskräftiger Freisprechung, dann ist der Wahrheitsbeweis n cht aus- 
geschlossen, weil die rechtskräftige Freisprechung nicht vor der beleidigenden Kund- 
gebung liegt. 

IH. Solange mit dem Verfahren wegen Beleidigung innegehalten werden muß, ruht 
die Verjährung ($ 69 StGB). Vgl. hierzu noch RGSt. 66 328. 


S 192 

Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Tatsache schließt die Be- 
strafung nach Vorschrift des & 185 nicht aus, wenn das Vorhandensein einer Beleidigung 
aus der Form der Behauptung oder Verbreitung oder aus den Umständen, unter welchen 
sie geschah, hervorgeht. 


Schrifttum: Weber, Die Bedeutung der Worte ‚‚das Vorhandensein einer Beleidigung’ in $$ 192, 
193, S ı B, ZStW 53 S.196. 


I. Die Behauptung oder Verbreitung einer erweislich wahren Tatsache ist keine straf- 
bare Beleidigung. Nach der vorliegenden Bestimmung kann aber eine Bestrafung wegen 
formeller Beleidigung aus $ 185 erfolgen, wenn das Vorhandensein einer Beleidigung aus 
der Form der Behauptung oder Verbreitung oder aus den Umständen, unter welchen sie 
geschah, hervorgeht. Dies bedeutet, daß die Absicht der Beleidigung vorliegen muß; 
die Form der Kundgebung und die Umstände sind nur ein Beweisgrund für das Vorliegen 
der Absicht der Beleidigung (vgl. RGSt. 40 318; Beispiel in RG Recht 1915 Nr. 1449). 
Hierüber sowie über Form und Umstände näher $ 193 Anm. IV. 


TI. Die Vorschrift kommt vor allem für die Fälle der $$ 186, 187, aber auch für $ 185 
in Betracht (Binding Lehrbuch 1 S. 147, LK Anm. 1, Olshausen Anm. 1, KG JW 1980 
S. 2579; and. Schwarz Anm. 1); für $ 189 hat die Bestimmung dagegen keine Bedeutung. 


IH. Bevor geprüft werden kann, ob eine Beleidigung nach $ 185 übrigbleibt, muß der 
Wahrheitsbeweis tatsächlich erbracht sein. Es darf z. B. ein gegenüber einer Anklage aus 
$ 186 angebotener Wahrheitsbeweis nicht lediglich unter dem Gesichtspunkt abgelehnt 
werden, daß, selbst wenn der Beweis erbracht werden könnte, doch gemäß $ 192 eine 
Bestrafung wegen Beleidigung aus $ 185 eintreten müßte (vgl. RGSt. 64 11). 


IV. Ist trotz geführten Wahrheitsbeweises auf Grund der vorliegenden Bestimmung 
der 8 185 wegen der Form oder der Umstände der Äußerung anwendbar, dann ist ein 
Ausschluß der Rechtswidrigkeit auf Grund des $ 193 nicht mehr möglich (RG JW 1982 
S. 409; and. Weber JW 1927 S. 2674). 


193 


Tadeinde Urteile über wissenschaftliche, künstlerische oder gewerbliche Leistungen, 
ingleichen Äußerungen, welche zur Ausführung oder Verteidigung von Rechten oder zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen gemacht werden, sowie Vorhaltungen und Rügen 
der Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen, dienstliche Anzeigen oder Urteile von seiten 
eines Beamten und ähnliche Fälle sind nur insofern strafbar, als das Vorhandensein einer 
Beleidigung aus der Form der Äußerung oder aus den Umständen, unter welchen sie ge- 
schah, hervorgeht. 

Schrifttum: Kern, Die Beleidigung in: Festg. Frank II S. 335. -— Klee, Das Recht auf Wahrheit 
als Grundprinzip des $ 193 StGB in: Festg. Frank II S. 365. -Lobe, Die Wahrnehmung berechtigter 
Interessen in: Festgabe für R. Schmidt (1932) S. 79.-Weber, Die Bedeutung der Worte ‚‚das Vor- 


handensein einer Beleidigung‘ in $$ 192, 193 StGB, ZStW 53 S.196.-Zartmann, Die Wahrnehmung 
berechtigter Interessen als Schuldausschließungsgrund, 1933 (Strafr. Abh. Heft 330). 
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I. Die Vorschrift enthält besondere Reechtfertigungsgründe für das Gebiet der Ehrver- 
letzungen. Sie stellt keine abschließende Regelung der in Betracht kommenden Recht- 
fertigungsgründe dar; die Rechtswidrigkeit kann auch bei Ehrverletzungen infolge Vor- 
liegens eines anderen Rechtfertigungsgrundes (Notwehr, Einwilligung) ausgeschlossen 
sein. 

Die herrschende Auffassung steht auf dem Standpunkt, daß es sich in der vorliegenden 
Bestimmung um einen Rechtfertigungsgrund handelt (so z. B. RGSt.59 415, 65 335, 
427, Frank Anm.A1, Gerland S. 494, v.Hippel Lehrbuch S. 215, Klee aaO S. 370, LK 
Anm. 1, Mezger Grundriß S. 201, Schwarz Anm. 1); dagegen sehen in ihr einen Schuld- 
ausschließungsgrund RGSt. 64 23, RG JW 1989 S. 400 sowie Zartmann aaO $. 73, zum 
Teil wohl auch Kern aaO S. 353. 


II. Voraussetzung für die Anwendung des $ 193 ist, daß der äußere und innere Tat- 
bestand einer Beleidigung (abgesehen von dem Erfordernis der Rechtswidrigkeit) vor- 
liegt. Solange dies nicht festgestellt werden kann, kommt $ 193 überhaupt nicht in Frage 
(RG JW 1986 S. 3461). 


1. Das Hauptanwendungsgebiet der Vorschrift ist die üble Nachrede nach $ 186; sie 
kommt vor allem dann in Betracht, wenn eine falsche Anzeige wegen einer strafbaren 
Handlung oder wegen Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht erstattet wird, der sub- 
jektive Tatbestand des $ 164 aber nicht gegeben ist (vgl. noch unten III 3 b ß). Für $ 185 
ist die Bestimmung anwendbar, soweit es sich um tätliche Beleidigungen handelt, bei wört- 
lichen Äußerungen dann, wenn sie durch ihren Inhalt beleidigend sind; bei rein formalen 
Beleidigungen wird die Rechtswidrigkeit nicht durch $ 193 ausgeschlossen, wie sich aus 
dem Schluß der Bestimmung ergibt (RGSt. 60 336). 


8. Unanwendbar ist die Vorschrift auf die Verleumdung ($ 187) und auf $ 189. Die 
Verfolgung eines berechtigten Zwecks ist unvereinbar mit der Verleumdung, der be- 
wußten Lüge (RG DJ 1986 S. 825). Die Rechtsprechung hat verschiedentlich die An- 
wendbarkeit des $ 193 auf die Verleumdung des $ 187 und auf $ 189 für Ausnahmefälle 
bejaht, insbesondere zugunsten des Angeklagten, der zu seiner Verteidigung andere durch 
das Leugnen von Tatsachen verleumdet (RGSt. 84 222, 48 415; für besondere Ausnahme- 
fälle auch noch RG DJ 1986 S. 517, RG HRR 1940 Nr. 1180); für diese Rechtsprechung 
und zum Teil noch weitergehend Frank Anm. II, Gerland S. 494, LK Anm. 2, v.Liszt- 
Schmidt S. 512, Olshausen Anm. 2b, Schwarz Anm. 2 A. Richtiger dürfte es sein, die 
vorliegende Bestimmung für diese Fälle als überhaupt nicht anwendbar anzusehen (so 
Binding Lehrbuch 1 S. 152, 155, Engelhard, Die Ehre als Rechtsgut [1921] S. 135, 
v.Hippel Lehrbuch S. 216 Anm. 3, Kohlrausch Anm. 2). 


Im kommenden Recht soll die Vorschrift über die Wahrnehmung berechtigter Interessen auf die 
Verleumdung nicht anwendbar sein; vgl. Dahm in Gürtner II S. 416 und unten VI. 

8. Die Bestimmung bezieht sich nur auf die Ehrenkränkungen des 14. Abschnitts (RG 
JW 1989 S. 400). Sie kommt auch bei diesen dann nicht in Betracht, wenn sich jemand 
zur Erreichung seines Zweckes verbotener oder strafbarer Mittel bedient, so z. B. dann 
nicht, wenn die Beleidigung mit einer Urkundenfälschung verbunden ist (RGSt. 89 182, 
RG JW 1980 S. 918). Im Bereich des $ 164 und zwar auch des Abs. 5, ist $ 193 unanwend- 
bar (RGSt. 72 98, 74 261, RG JW 1939 S. 400). 


II. Die einzelnen in Betracht kommenden Fälle. 


1. Die Rechtswidrigkeit ist einmal ausgeschlossen bei tadelnden Urteilen über wissen- 
schaftliche, künstlerische oder gewerbliche Leistungen. Bei der Güter- und Pflichten- 
abwägung läßt das Gesetz dem freien Worte, über das Gebiet der sachlichen und deshalb 
bereits nicht strafbaren Kritik hinaus, die Vergünstigung zuteil werden, daß Beleidi- 
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gungen, die sich in tadelnden Urteilen über Leistungen der genannten Art finden, straf- 
los sein sollen, wenn sich nicht aus der Form oder aus den Umständen das Vorhanden- 
sein einer Beleidigung ergibt (RGSt. 89 312). Es läßt sich hierbei die sachliche und die 
persönliche Seite schwer trennen (Frank Anm. III 1, LK Anm. 5, Schwarz Anm. 3; and. 
Olshausen Anm. 4). Als wissenschaftliche Leistungen kommen auch richterliche Urteile 
in Betracht (Frank Anm. III 1, Gerland S. 494, Olshausen Anm. 4, Schwarz Anm. 3; 
and. RGSt. 40 348). Die Dienstführung öffentlicher Behörden und Beamten fällt nicht 
unter den Begriff der wissenschaftlichen und gewerblichen Leistungen (RG HRR 1980 
Nr. 1776). 


2. Die Rechtswidrigkeit kann weiter entfallen beiÄußerungen zur Ausführung oder Ver- 
teldigung von Rechten. Zur Ausführung von Rechten gehören nicht nur die eigentliche 
Rechtsausübung wie Klage, Beschwerde, sondern auch die Handlungen, die der Vor- 
bereitung oder Sicherung der Geltendmachung des Rechts dienen. Die Äußerung braucht 
sich nicht gerade gegen den zu richten, gegen den das Recht ausgeübt wird. Eine feste 
Grenze zwischen Ausführung oder Verteidigung von Rechten und Wahrnehmung be- 
rechtigter Interessen (unten 3) besteht nicht. 


8. Der praktisch wichtigste Fall des Ausschlusses der Rechtswidrigkeit ist die Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen. Es handelt sich hierbei um einen Fall der Güter- und 
Pflichtenabwägung; es ist das Interesse des Täters an der Aufdeckung der von ihm be- 
haupteten Tatsachen gegen das des Beleidigten am Schutze seiner Ehre abzuwägen 
(Frank Anm. II 2, LK Anm. 7, RGSt. 62 93, 64 13, 65 427, 66 2, RG DJ 1986 S. 825; 
and. z. B. Gerland S. 495). 


a) Unter berechtigtem Interesse ist ein Zweck zu verstehen, dessen Verfolgung von 
dem gesunden Volksempfinden gebilligt wird. Nicht berechtigt in diesem Sinne ist z. B. 
das Interesse, einen Gegner durch Aufdeckung seines Privatlebens unmöglich zu machen 
(RGSt. 40 103) oder das Interesse an Erregung von Sensationen (RGSt. 86 423), wohl 
aber z. B. das Interesse, Zucht und Sitte im Hause zu wahren (KG GoltdArch. 69 S.120). 

Zu der Verfolgung eines in dieser Weise gebilligten Zwecks muß weiter hinzukommen, 
daß die Handiungsweise des Täters sich als das angemessene Mittel zur Erreichung dieses 
Zwecks darstellt (vgl. Gerland S. 495). Dies ist dann nicht der Fall, wenn jemand seine 
Äußerung leichtfertig nur auf haltlose Vermutungen hin abgibt; es besteht grundsätz- 
lich eine Verpflichtung, sich gewissenhaft zu erkundigen, sog. Informationspflicht 
(RGSt. 62 93, 68 204, RG JW 19832 S. 1743 mit Anm. Graf zu Dohna, RG HRR 1941 
Nr. 820, Dahm in Gürtner II S. 415). An der Angemessenheit des Mittels zur Erreichung 
des Zwecks fehlt es weiter z. B., wenn ein Dritter beleidigt wird, damit der Täter im 
folgenden Strafprozeß eine bestimmte Tatsache beweisen kann (RG JW 1984 S. 1418 
mit Anm. Weber, 1987 S. 1160, RGSt. 74 261). Es ist weiter auch nicht zulässig, sich 
durch Behauptung ehrenrühriger Tatsachen vor einem außer jedem Zusammenhang mit 
der behaupteten Tatsache stehenden wirtschaftlichen Schaden zu sichern oder die wirt- 
schaftliche Lage zu verbessern (RGSt. 88 253). Vgl. weiter auch RG JW 1988 S. 961 mit 
Anm. Graf zu Dohna, RG DJ 1986 S. 825, 1269. 


b) Die Interessen, die der Täter wahrnimmt, brauchen nicht eigene Interessen zu sein; 
die Bestimmung greift auch ein, wenn jemand die Interessen eines anderen oder solche 
der Allgemeinheit wahrnimmt (Dahm in Gürtner II S. 414, Frank Anm. III 2b, Gerland 
S.496, Klee aaO S. 380, Lobe aaO S. 90). Über die Wahrnehmung berechtigter Inter- 
essen durch einen Amtsträger der Bewegung vgl. LG Freiburg JW 1986 S. 287. 

Demgegenüber nimmt die Rechtsprechung des Reichsgerichts an, daß grund- 
sätzlich nur eigene Interessen des Täters in Betracht kommen; eine Wahrnehmung frem- 
der Interessen wird nur dann zugelassen, wenn sie den Beleidiger nahe angehen, insofern 
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also seine eigenen sind (so z. B. RGSt.80 42, 59 416, 68 231). Allgemeine Interessen gehen 
nach der Ansicht des Reichsgerichts den einzelnen regelmäßig erst dann nahe an, wenn 
er die persönliche, besondere Aufgabe hat, sie zu vertreten (RGSt. 62 92, 68 231); vgl. 
aber noch unten ß. 

Für diese Rechtsprechung haben sich äusgesprochen z.B. LK Anm. 9, Olshausen 
Anm. 6, Schwarz Anm. 5 Ab; Bedenken äußert dagegen außer den bereits oben genann- 
ten auch Mezger Grundriß S. 201. 

a) Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts darf der Schriftleiter in der Presse 
nur seine persönlichen oder ihn persönlich nahe angehenden Interessen wahrnehmen; 
die Interessen der Allgemeinheit oder der Abonnenten werden dabei nicht als solche an- 
gesehen, die ihn persönlich nahe angehen, sofern er nicht zugleich in seiner Eigenschaft 
als Gemeindebürger, Gerichtseingesessener persönlich beteiligt ist oder im einzelnen 
einen besonderen Auftrag hat (RGSt. 56 383, 64 13, 65 360). Ein Recht des Schriftleiters, 
lediglich aus sittlichen Motiven die Rechte dritter Personen in einer Sache wahrzuneh- 
men, zu der er nicht in besonderer Beziehung steht, ist verneint worden (RGSt. 25 68). 
Diese Rechtsprechung wird jetzt noch gebilligt von Schwarz Anm. 5 Bb; gegen diese 
Rechtsprechung früher bereits z. B. Frank Anm. III 2b, Klee aaO S. 384. 

Diese Rechtsprechung ist heute als überholt anzusehen; durch das Schriftleitergesetz 
ist ein Wandel der Auffassungen eingetreten (Dahm in Gürtner II S. 415, Dalcke Anm.20c, 
OLG Frankfurt JW 1987 S. 1262). Der Schriftleiter ist Träger einer öffentlichen Aufgabe 
mit besonderen Rechten und Pflichten geworden; die Presse hat vornehmlich die öffent- 
liche Erziehung und Belehrung zur Aufgabe (vgl. RG DJ 1986 S. 1131). Diese Aufgabe 
und das ihm übertragene Amt und damit ein berechtigtes Interesse nimmt der Schrift- 
leiter auch dann wahr, wenn er fremde Angelegenheiten erörtert (OLG Frankfurt JW 
1987 S. 1262; vgl. weiter OLG Hamburg DStR 1985 S. 460, Dahm in Gürtner II S. 415). 
Auch hier müssen aber bei der Interessenwahrnehmung die unter a angegebenen Grenzen 
beachtet werden. 

ß) Jedermann hat die Befugnis, Handlungen, von denen er Kenntnis erhält und die er 
als strafbar ansieht, der zuständigen Behörde anzuzeigen, auch wenn er den Beweis der 
Wahrheit nicht erbringen kann. Der Anzeigende darf hierbei aber nicht, wie sich aus 
$ 164 Abs. 5 ergibt, leichtfertig handeln (RG DJ 1986 S. 1126). 

Nach RG DJ 1987 S. 199 ist jeder berechtigt, strafbare Handlungen und Verfehlungen 
von Beamten, auch wenn sie nicht ihn selbst oder ihm nahestehende Personen betreffen, 
bei den zuständigen Behörden anzuzeigen, wenn die Anzeige gutgläubig und nach pflicht- 
gemäßer Prüfung der zugrundeliegenden Beschuldigungen erstattet wird; vgl. auch noch 
RG DJ 1986 S. 825, RG JW 1986 S. 2884. Das gleiche gilt nach RG HRR 1941 Nr. 1026 
in bezug auf strafbare Handlungen und Verfehlungen von Offizieren und ÖOffiziersan- 
wärtern. 

y) Darüber, wieweit einem Rechtsanwalt $ 193 zur Seite steht, vgl. OLG Hamburg 
JW 1988 S. 310 mit Anm. Mittelbach, RG HRR 1941 Nr. 840; über die Frage der 
Strafbarkeit des Mandanten vgl. KG DStR 1989 S. 62. 

c) Die Beleidigung muß ‚‚zur‘‘ Wahrnehmung jenes Interesses erfolgen, also in dieser 
Absicht. Es ist allerdings nicht erforderlich, daß dies der einzige Zweck war; bildet die 
Wahrnehmung des Interesses einen Beweggrund des Handelns, so kommt es nicht darauf 
an, ob den Beleidiger noch andere nicht berechtigte Interessen getrieben haben (RGSt. 
61 401, RG HRR 1941 Nr.1026). Bei vorhandener Absicht, durch eine Anzeige öffentliche 
Interessen wahrzunehmen, wird der Schutz des $ 193 nicht dadurch ausgeschlossen, daB 
der Anzeigende daneben auch noch aus Rachsucht gehandelt hat. Entscheidend ist, ob 
für den Täter die Wahrung des öffentlichen Interesses an der Verfolgung der vermeint- 
lichen Straftaten oder Dienstpflichtverletzungen die Triebfeder, also der oder doch ein 
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Beweggrund seines Handelns war (RG DJ 1987 S. 784). Äußerungen, die nur bei Ge- 
legenheit der Wahrnehmung von Interessen gemacht werden, genießen nicht den 
Schutz des $ 193 (vgl. RGSt. 29 57). | 

Ein Irrtum über die Geeignetheit zur Interessenwahrung kann die Schuld ausschließen 
(RGSt. 59 416). Den Irrtum über die rechtlichen Grenzen des $ 193 sieht die Rechtspre- 
chung des Reichsgerichts dagegen als unbeachtlichen Strafrechtsirrtum an (RGSt. 34 
223, RG JW 1987 S. 1160); vgl. hierzu $ 59 Anm. VI. 

4. Die Rechtswidrigkeit ist weiter ausgeschlossen bei Vorhaltungen und Rügen der 
Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen. 

5. Genannt werden weiter dienstliche Anzeigen oder Urteile von Seiten eines Beamten. 
Den Amtsträgern des Staates sind Amtsträger der Bewegung in entsprechender Anwen- 
dung ($ 2) gleichzustellen. 

6. Ausgeschlossen ist die Rechtswidrigkeit ferner in ähnlichen Fällen. In Betracht kom- 
men hier vor allem die Fälle, in denen jemand eine Amts-, Dienst- oder Rechts- 
pflicht ausübt, z. B. als Zeuge aussagt (RGSt. 41 255). Weitere Beispiele bieten etwa 
Rügen des Lehrers, des Lehrherrn; vgl. ferner die in RGSt. 80 40, 59 174 behandelten 
Fälle; auch die Kritik der Befähigung eines Beamten kann ein ähnlicher Fall sein (and. 
RG HRR 1980 Nr. 1776). 


IV. Die genannten Fälle sind aber dann nicht straffrei, wenn das Vorhandensein einer 
Beleidigung aus der Form der Äußerung oder aus den Umständen, unter denen sie geschah, 
hervorgeht (vgl. entsprechend $ 192); es liegt dann vielmehr eine strafbare Beleidigung 
vor. Als strafbare Beleidigung kommt hier wie in $ 192 nur eine solche nach $ 185 in 
Betracht; üble Nachrede ($ 186) und Verleumdung ($ 187) scheiden aus, weil sie sich nicht 
aus der Form und den Umständen ergeben, sondern nur aus dem Inhalt der Äußerung 
(Frank Anm. IV, Kohlrausch Anm. 9; and. LK Anm. 19, Schwarz Anm. 8B, RG JW 
1986 S. 3461, RG DR 1940 S. 682). 

1. Das Vorhandensein einer Beleidigung geht nur dann aus der Form oder den beglei- 
tenden Umständen hervor, wenn die Absicht zu beleidigen zugleich entweder in der Form 
oder in den begleitenden Umständen hervortritt. Diese Absicht muß besonders fest- 
gestellt werden; sie ergibt sich noch nicht ohne weiteres aus der besonderen Form oder 
den besonderen Umständen; diese stellen vielmehr nur einen Beweisgrund für die Ab- 
sicht dar (RGSt. 40 318, 41 255, RG DR 1948 S. 189, Gerland S. 497, Kohlrausch Anm.9, 
Olshausen Anm. 14, Schwarz Anm.8 A). Demgegenüber wird verschiedentlich im Schrift- 
tum angenommen, daß die Ungebühr von Form oder Umständen ein Tatbestandsmerk- 
mal und nicht nur ein Beweisgrund sei; eine Beleidigungsabsicht sei nicht erforderlich 
(so v. Hippel Lehrbuch S. 217 Anm. 2, Frank $ 192 Anm. 1, Kern, Die Äußerungsdelikte 
[1919] S. 16, Mezger Grundriß S. 246 und eingehend Weber aaO). 


Das kommende Recht steht auf dem hier vertretenen Standpunkt. ‚Damit glaubt die Kommission 
der Volksanschauung besser gerecht zu werden, die in solchen Fällen starke und kritische Äußerungen 
für erlaubt hält‘ (Dahm in Gürtner II S. 416); vgl. auch unten VI. 


2. Aus der Form der Äußerung geht das Vorhandensein einer Beleidigung hervor, wenn 
diese Form tatsächlich nicht erforderlich war, um den zur Interessenwahrung vorgebrach- 
ten sachlichen Gedankeninhalt angemessen auszudrücken, und wenn der Täter sich des- 
sen auch bewußt und mithin von der Absicht geleitet war, dem Gegner eine Ehrenkrän- 
kung zuzufügen. Bei der Würdigung der gewählten Ausdrucksform sind die Persönlich- 
keit des Täters, seine durch Bildungsgrad und Lebensverhältnisse bedingte gewöhnliche 
Ausdrucksweise, ein durch den Anlaß der Interessenwahrung hervorgerufener besonders 
erregter Eifer und alle sonstigen Umstände des Falles in Betracht zu ziehen (RG JW 
1988 S. 1805). Der Richter muß angeben, welche Ausdrücke der Täter an Stelle der ge- 
brauchten hätte benutzen können, um den Inhalt der beleidigenden Äußerung ohne die 


434 


58 194, 195 14. Abschnitt. Beleidigung 


beleidigende Form wiederzugeben (RG JW 1936 S. 3461). Als beleidigende Form kann 
z.B. genügen die gehässige Ausdrucksweise, z.B. Wucherer, Ausbeuter, Schieber (RG JW 
1984 S. 1852 mit Anm. Weber; weiteres Beispiel in OLG Stuttgart JW 1989 S. 151; vgl. 
aber auch KG JW 1986 S. 2657) ; in Betracht kommen ferner z. B. der Ton der Äußerung 
(RGSt. 54 289), die anonyme Form. Nicht jede Unsachlichkeit der Form schließt die 
Anwendung des $ 193 aus (RG HRR 1941 Nr. 164). 


8. Als Umstände kommen hier nur solche in Betracht, die die beleidigende Äußerung 
begleiten, also räumlich und zeitlich mit ihr in so naher Beziehung stehen, daß sie gleich- 
zeitig mit der Äußerung auf den Hörer einwirken und dadurch den Eindruck beeinflussen 
können, den dieser von dem Sinn und Inhalt der Äußerung empfängt (RGSt. 84 80, RG 
HRR 1981 Nr. 1988). Umstände, die als Voraussetzung der Beleidigung diese erst be- 
dingen, sind nicht Begleitumstände im Sinne dieser Vorschrift, so z. B. nicht die Un- 
erweislichkeit bei der üblen Nachrede. Begleitende Umstände sind z. B. nicht die feind- 
liche Gesinnung oder das gespannte Verhältnis zwischen Beleidiger und Beleidigten (RG 
HRR 1279 Nr. 324), ferner auch nicht das Lauschen an der Wand (RG HRR 1927 
Nr. 975); bei der wahren Mitteilung des vorehelichen Geschlechtsverkehrs der Ehefrau 
an den Ehemann sind derartige Umstände z. B. gesehen worden in der Mitteilung als- 
bald nach der Eheschließung durch jemand, der den andern Ehegatten nicht kennt, 
sowie in der Beifügung von Briefen an angebliche Vermittler des Verkehrs (RG Recht 
1915 Nr. 1449). 


V. Ist der Täter durch $ 193 gerechtfertigt, dann ist strafbare Teilnahme nicht möglich. 


VI. Für das kommende Recht ist folgende Bestimmung vorgesehen: ‚‚Strafbare Ehrabschneidung, 
Beleidigung oder ehrabschneidende Beschimpfung eines Verstorbenen liegt nicht vor, wenn der Täter 
zur Erfüllung einer Pflicht tätig wurde, insbesondere als Amtsträger des Staates oder der Partei, als 
Soldat oder als Angehöriger des Reichsarbeitsdienstes eine dienstliche Äußerung abgab, oder zu einem 
sonst nach gesundem Volksempfinden berechtigten Zweck handelte und wenn seine Handlungsweise 
sich als das angemessene Mittel zur Erreichung dieses Zweckes darstellt. Dies gilt sinngemäß auch für 
eine tadelnde Äußerung über wissenschaftliche, künstlerische, gewerbliche oder sonstige Leistungen.“ 
Es soll weiter ausgesprochen werden, daß der Täter auch bei Verfolgung berechtigter Zwecke wegen 
Beleidigung strafbar ist, wenn er die Absicht hatte zu beleidigen. Vgl. zum ganzen Dahm in Gürtner 
ITS. 414. 


S 194 


Die Verfolgung einer Beleidigung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des An- 
trages (88 185-193) ist zulässig. 


I. Ein Strafantrag ist für alle in diesem Abschnitt behandelten Beleidigungen mit Aus- 
nahme der in $$ 189 Abs. 3, 197 genannten erforderlich; hiervon kann auch nicht auf 
Grund des $ 2 abgesehen werden (RGSt. 75 333). Über den Strafantrag vgl. $8 61 ff. 

Über Fortfall des Antragserfordernisses im Bereich des Militärstrafrechts vgl. $$ 51, 
94, 111, 121, 125 MStGB. 


I. Berechtigt zur Stellung des Antrages ist grundsätzlich die beleidigte Person; vgl. 
aber 88 189, 195, 196. Bei Beleidigungen einer Gemeinschaft ist das Haupt dieser Ge- 
meinschaft antragsberechtigt. Bei Beleidigung mehrerer unter einer Kollektiv- 
bezeichnung ist jeder einzelne zur Stellung des Antrages berechtigt; der Antrag kann 
nicht wirksam von einem Vertreter für alle gestellt werden (RGSt. 28 246, 68 124, RG 
GoltdArch. 59 S. 318). 


II. Zur Zurücknahme des Antrags vgl. $ 64. 


8 195 


Ist eine Ehefrau beleidigt worden, so hat sowohl sie als ihr Ehemann das Recht, auf 
Bestrafung anzutragen. 
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I. Wird eine Ehefrau beleidigt, so gewährt die vorliegende Bestimmung dem Ehemann 
ein selbständiges, von dem der Ehefrau völlig unabhängiges Recht, Strafantrag zu stellen. 


UI. Das Antragsrecht setzt voraus, daß die Beleidigte zur Zeit der Beleidigung Ehe- 
frau war; sie muß also in diesem Zeitpunkt bereits verheiratet gewesen sein; die Ehe muß 
auch noch bestanden haben. Ein entstandenes Antragsrecht erlischt nicht, wenn die Ehe- 
frau stirbt, bevor der Ehemann den Antrag stellt (vgl. RG JW 1986 S. 3462 mit Anm. 
Siegert), oder wenn die Ehefrau aus einem anderen Grunde (z. B. wegen Ablaufs der Frist 
des $ 198) selbst keinen Antrag mehr stellen kann (RGSt. 70 97; and. bezüglich des Todes 
Olshausen Anm. 3). Wohl erlischt das Antragsrecht des Ehemannes aber durch rechts- 
kräftige Scheidung oder Aufhebung der Ehe (Olshausen Anm. 3; and. Frank Anm., LK 
Anm. 2, Schwarz Anm. 1). 


IH. Das Antragsrecht des Mannes wird nicht dadurch beeinflußt, daß die Ehefrau in 
die Beleidigung eingewilligt und sich dadurch des eigenen Strafantragrechts begeben hat 
(RGSt. 70 97). 


IV. Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen: ‚Die Ehrenkränkung der Ehefrau triff., 
solange die eheliche Gemeinschaft besteht, auch den Ehemann.“ 


8 196 

Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen Religionsdiener oder 
ein Mitglied der bewaffneten Macht, während sie in der Ausübung ihres Berufes begriffen 
sind, oder in Beziehung auf ihren Beruf begangen ist, so haben außer den unmittelbar 
Beteiligten auch deren amtliche Vorgesetzte das Recht, den Strafantrag zu stellen. 


I. Die vorliegende Bestimmung gewährt in gewissem Umfange dem amtlichen Vor- 
gesetzten eines Beleidigten ein selbständiges Antragsrecht. Dieses Antragsrecht beruht 
nicht auf dem Gedanken der Vertretung des Verletzten, sondern es ist im Interesse des 
öffentlichen Dienstes, im Interesse der Wahrung der Ehre des Amtes gegeben (RGSt. 74 
313). Wegen der Stellung des Strafantrags bei Beleidigung von Justizbeamten vgl. 
Nr. 367 Richtlinien für das Strafverfahren. 

Die Bestimmung stellt nur die Voraussetzung für das Antragrecht der vorgesetzten 
Behörde auf; sie enthält kein Tatbestandsmerkmal für das Vergehen der Beleidigung 
(RGSt. 76 369). 


II. Das Antragsrecht kommt nur in Betracht, wenn sich die Beleidigung gegen ein ge- 
wisses Subjekt richtet. 

1. Es greift einmal dann ein, wenn die Beleidigung gegen eine Behörde begangen ist. 
Über den Begriff der Behörde vgl. $11% Anm.I12, 3, $156 Anm. III2c, $164 Anm. III. 
Als Behörden sind auch die Dienststellen des Reichsnährstandes anzusehen (vgl. RGSt. 
76 76 sowie die Rundverfügung des Reichsjustizministers in Krug-Schäfer-Stolzenburg, 
Strafrechtliche Verwaltungsvorschriften [2. Aufl. 1939] S. 325). Dienststellen der Partei 
sind in entsprechender Anwendung als Behörden zu ı betrachten (RGSt. 74 313; vgl. auch 
KG JW 1987 S. 1799). 

2. Das Antragsrecht besteht ferner, wenn sich die Beleidigung gegen einen Beamten, 
einen Religionsdiener oder ein Mitglied der bewaffneten Macht richtet. Über den Begriff 
des Beamten vgl. $ 359. Zu den Beamten gehören auch die Landes- und Kreisbauern- 
führer (vgl. die zu 1. angeführte Rundverfügung des Reichsjustizministers). Amtsträge, 
der Partei und ihrer Gliederungen sind in entsprechender Anwendung den staatlichen 
Beamten gleichzustellen (RGSt. 74 313 mit Anm. Dahm ZAkDR 1941 S. 147); für die 
Amtswalter der angeschlossenen Verbände dürfte dies dagegen nicht anzunehmen sein 
(KG JW 1987 8. 1799). Der Kreis der Religionsdiener ist hier ebenso zu umgrenzen 
wie in $130a; vgl. dort Anm. I; demgegenüber verstehen Frank Anm. II1 und LK 
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Anm. 2c unter Religionsdiener hier jeden Angestellten einer religiösen Korporation. Die 
Angehörigen der bewaffneten Macht werden ebenso zu umgrenzen sein wie der 
Kreis derjenigen, auf die das Militärstrafgesetzbuch anzuwenden ist (vgl. $ 10 Anm.I]). 

ID. Das Antragsrecht des Vorgesetzten setzt weiter voraus, daß die Beleidigung be- 
gangen wird, während die genannten Personen in der Ausübung ihres Berufes begriffen 
sind oder in Beziehung auf ihren Beruf. 

1. Einem Beamten usw. wird, während erin der Ausübung seines Berufes be- 
griffen ist, eine Beleidigung dann zugefügt, wenn diese mit der Berufsausübung zu- 
sammentrifft; dies ist auch dann der Fall, wenn eine schriftliche Beleidigung den Beam- 
ten an seiner Dienststelle erreicht (RGSt. 76 368 mit Anm. Mezger DR 1943 S. 753). 

2. In Beziehung auf den Beruf ist die Beleidigung begangen, wenn sie die Tätig- 
keit oder die Stellung im Beruf erkennbar zum Gegenstande hat (Frank Anm. II 2b, 
RGSt. 66 128). Dies ist auch dann der Fall, wenn einem Beamten der Vorwurf gemacht 
wird, er habe sich. durch sein außeramtliches Verhalten seiner Stellung unwürdig er- 
wiesen (RGSt. 44 191, 76 369 mit Anm. Mezger DR 1943 S. 753). 

8. Der Beamte muß sich zur Zeit der Beleidigung noch im Amte befinden. Ist dies der 
Fall, dann entfällt das einmal entstandene Antragsrecht nicht durch den Eintritt in den 
Ruhestand oder durch Tod. Der Vorgesetzte hat dagegen kein Antragsrecht, wenn ein 
im Ruhestand befindlicher oder ein verstorbener Beamter in Beziehung auf seinen frühe- 
ren Dienst beleidigt wird (RGSt. 18 95, 27 19%). 


IV. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann hat der Vorgesetzte ein von dem 
Willen des Beleidigten unabhängiges selbständiges Antragsrecht. Das Antragsrecht des 
Vorgesetzten wird durch Zurücknahme des vom Beleidigten unmittelbar gestellten Straf- 
antrags nicht berührt. Erforderlich ist allerdings, daß das Antragsrecht des unmittelbar 
Beleidigten überhaupt zur Entstehung gekommen ist (vgl. RG JW1982 S. 3268 mit 
Anm. Graf zu Dohna). 

Zu den Vorgesetzten sind alle Personen zu rechnen, denen nach den jeweils maß- 
gebenden organisatorischen Bestimmungen das Recht und die Pflicht zur Aufsicht 
über das amtliche Verhalten des Beleidigten übertragen ist, so daß er berufen er- 
scheint zu prüfen, ob das öffentliche Interesse die Strafverfolgung gebietet (RGS$t. 
59 134, RG HRR 1926 Nr. 287). Antragsberechtigt ist auch der allgemeine Stell- 
vertreter des Vorgesetzten; dagegen ist der zuständige Sachberater einer Sache nicht 
berechtigt, an Stelle des Vorgesetzten selbständig Strafantrag zu stellen, wenn eine in 
dieser Sache vom Beleidigten vorgenommene Amtshandlung den Anlaß zur Beleidigung 
gegeben hatte (RGSt. 67 48). Mehrere gleichzeitige Vorgesetzte sind nebeneinander 
antragsberechtigt ($ 62). 

Vorgesetzte sind beispielsweise die Bürgermeister gegenüber den Beigeordneten, die 
Studiendirektoren gegenüber den Lehrern, der Regierungspräsident gegenüber dem Land- 
rat, die Präsidenten der Gerichte gegenüber den richterlichen Mitgliedern, die Reichs- 
bahndirektion gegenüber den Eisenbahnbeamten, das örtlich zuständige Versicherungs- 
amt als Aufsichtsbehörde gegenüber einer Krankenkasse (RGSt. 74 271). In entsprechen- 
der Anwendung steht den parteiamtlichen Vorgesetzten derDienststellenderNSDAP 
das Recht zu, Strafantrag zu stellen (RGSt. 74 312 mit Anm. Dahm ZAkDR 191 
S. 147, Erlaß des Reichsjustizministers bei Krug-Schäfer-Stolzenburg, Strafrechtliche 
Verwaltungsvorschriften [2. Aufl. 1939] S. 326). Der aufsichtsführende Richter ist nicht 
Vorgesetzter der anderen Amtsrichter. 

In der Wehrmacht steht das Strafantragsrecht den unmittelbaren Vorgesetzten zu, 
bei Beleidigungen gegen das gesamte Offizierkorps oder die gesamte Wehrmacht dem 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht (vgl. die bei Dalcke Anm. 34 a. E. angeführte 
Mitteilung); vgl. weiter RKG 2 100. 
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8 197 


Eines Antrages bedarf es nicht, wenn die Beleidigung gegen eine gesetzgebende Ver- 
sammlung des Reichs oder gegen eine andere politische Körperschaft begangen worden 
ist. Dieselbe darf jedoch nur mit Ermächtigung der beleidigten Körperschaft verfolgt 
werden. 


I. Die Bestimmung enthält eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß die Beleidigung 
zu ihrer Verfolgung einen Strafantrag voraussetzt. 


II. Politische Körperschaften sind solche, in die sich das Gesamtgefüge des Staates 
gliedert und die an ihrem Teil zur Erreichung des Staatszweckes mitzuwirken haben, 
z. B. der Reichsnährstand (RGSt. 69 143), die Reichsmusikkammer (RGSt. 70 357 mit 
Anm. Ritter JW 1937 S. 882). Die NSDAP ist keine Körperschaft im Sinne dieser Vor- 
schrift (and. Schwarz Anm.41); sie wird — außer durch $$ 1, 2 Heimtückegesetz und 
$ 134b — unter dem Gesichtspunkt des Gemeinschaftsehrenschutzes gegen Beleidigung 
geschützt (vgl. Bem. III 1 vor $ 185). 

Erforderlich ist, daß sich die Beleidigung gegen die Körperschaft selbst und nicht nur 
gegen einzelne Mitglieder richtet. Die Körperschaft selbst ist beleidigt, wenn ihre Ent- 
stehung, Zusammensetzung oder verfassungsmäßige Tätigkeit angegriffen wird (vgl. 
RGSt. 47 64). 


IH. Die Ermächtigung ist von dem Strafantrag zu trennen. Der Unterschied besteht 
darin, daß bei der Ermächtigung die Initiative bei der Strafverfolgungsbehörde liegt und 
nicht beim Verletzten wie beim Strafantrag (Gerland S. 230). 

Die Ermächtigung ist an keine Frist und Form gebunden (RGSt. 18 382, 88 69); sie 
kann auch nicht zurückgenommen werden. Der für den Strafantrag ausgesprochene 
Grundsatz der Unteilbarkeit ($ 63) gilt hier nicht. 


IV. Zur Verfolgung einer gegen einzelne Mitglieder einer Körperschaft begangenen 
Beleidigung genügt nicht die Ermächtigung dieser Körperschaft (RGSt. 40 185). 


S 198 
Ist bei wechselseitigen Beleidigungen von einem Teile auf Bestrafung angetragen wor- 
den, so ist der andere Teil bei Verlust seines Rechts verpflichtet, den Antrag auf Be- 
strafung spätestens vor Schluß der Verhandiung in erster Instanz zu stellen, hlerzu aber 
aueh dann berechtigt, wenn zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche Frist bereits ab- 
gelaufen ist. 


I. Die Bestimmung ändert die sonst geltenden Grundsätze über die Dauer der Straf- 
antragsfrist für den Fall ab, daß bei wechselseitigen Beleidigungen ein Teil Strafantrag 
gestellt hat. 


II. Wechselseitige Beleidigungen liegen vor, wenn zwei Personen sich gegenseitig be- 
leidigt haben und ein ursächlicher Zusammenhang zwischen den Beleidigungen besteht 
(Frank Anm. I, v. Hippel Lehrbuch S. 219 Anm. 3, Olshausen Anm. 1, Schwarz Anm.1); 
demgegenüber nehmen RGSt. 2 88, LK Anm. 2, v.Liszt-Schmidt S. 482 an, daß die Be- 
leidigungen nicht in einem ursächlichen oder tatsächlichen Zusammenhang zu stehen 
brauchen. 


II. Der andere Teil, d.h. derjenige, dessen Bestrafung form- und fristgerecht bean- 
tragt worden ist, muß seinerseits den Antrag spätestens vor Schluß der Verhandlung in 
erster Instanz stellen; dadurch kann sich für ihn die Antragsfrist entweder verkürzen 
oder verlängern. Die Antragsfrist darf nicht zur Zeit der Begehung der späteren Be- 
leidigung schon abgelaufen sein (RGSt. 44 162). Schluß derVerhandlung bedeutet 
die Beendigung der Schlußvorträge, nicht den Schluß der Hauptverhandlung. 
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S 199 


Wenn eine Beleidigung auf der Stelle erwidert wird, so kann der Richter beide Beleidi- 
ger oder einen derselben für straffrei erklären. 


I. Die Vorschrift gibt dem Richter die Möglichkeit der Straffreierklärung bei Beleidi- 
gung und Gegenbeleidigung (sog. Kompensation). Sie beruht auf dem Gedanken, daß 
einerseits derjenige, der eine ihm zugefügte Beleidigung auf der Stelle erwidert, regel- 
mäßig im Affekt handelt, und daß andererseits der, dem eine Beleidigung sofort erwidert 
wird, durch die Erwiderung eine Strafe erhält (vgl. Frank Anm. I, LK Anm.i, Ols- 
hausen Anm.41). 

Die Bestimmung ist auf alle im 14. Abschnitt geregelten Beleidigungen anwendbar, 
auch auf $ 189, unanwendbar dagegen auf andere Beleidigungen wie z. B. $$ 91, 121 
MStGB. 

Über die Kompensation von Beleidigungen mit leichten Körperverletzungen vgl. $ 233. 


II. Erforderlich ist, daß auf jeder Seite eine strafbare Beleidigung vorliegt; fehlt es bei 
einer der Beleidigungen an der Rechtswidrigkeit (z. B. aus dem Gesichtspunkt des $ 193) 
oder am Verschulden, dann kommt die Bestimmung nicht in Betracht (RG DStR 1987 
8.159, RG JW 1980 8. 919). 


IH. Die Straffreierklärung setzt weiter voraus, daß eine Beleidigung durch eine andere 
auf der Stelle erwidert worden ist. Zur Erwiderung gehört, daß die Beleidigungen in ur- 
sächlichem Zusammenhang stehen; sie müssen grundsätzlich auch zwischen denselben 
Personen gewechselt sein. Bei gewissen nahen Beziehungen ist allerdings an dem letzte- 
ren Erfordernis nicht festzuhalten; bei einer gegen eine Ehefrau gerichteten Beleidigung 
kann eine Gegenbeleidigung durch den Ehemann straffrei sein (KG JW 1930 S. 1316, 
OLG Düsseldorf DRZ 1988 Nr. 624; and. die herrschende Meinung, z. B. Frank Anm.II, 
Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 1). Bei einer Beleidigung, die mehrere Mittäter gegen- 
über einer Mehrzahl von Personen gemeinschaftlich durch eine einheitliche Tat verübt 
haben, ist grundsätzlich eine Straffreierklärung nur dann statthaft, wenn jeder der Ver- 
letzten die Beleidigung erwidert hat (RGSt. 70 331). Eine Ausnahme ist auch hier für 
den Fall zu machen, daß durch eine Beleidigung mehrere in nahen Beziehungen zuein- 
ander stehende Personen getroffen sind, von denen nur eine anwesend ist und die Be- 
leidigung erwidert; bei einer gegen Mann und Frau gleichzeitig gerichteten Beleidigung 
kann auch eine nur von einer der zwei verletzten Personen ausgehende Gegenbeleidi- 
gung zur Straffreiheit führen (KG JW 1980 S. 3002 mit Anm. Kern). 

Auf der Stelle erwidert ist eine Beleidigung dann, wenn sie durch die Gemütsbewegung 
verursacht worden ist, die durch die vorangegangenen oder durch eine der vorangegan- 
genen Beleidigungen ausgelöst worden ist; es ist nicht erforderlich, daß die Gegenbeleidi- 
gung örtlich und zeitlich einer vorangegangenen Beleidigung unmittelbar gegenübertritt 
(RGSt. 70 331). 


IV. Liegen die Voraussetzungen der Bestimmung vor, dann steht es im Ermessen 
des Richters, ob er beide Beleidiger oder einen derselben für straffrei erklären will. 
Auch derjenige, der die erste Beleidigung ausgesprochen hat, kann für straffrei erklärt 
werden (RGSt. 70 330). 


V. Bei Straffreierklärung kann nicht auf Buße ($ 188), Veröffentlichungsbefugnis 
($ 200) und Einziehung ($ 40) erkannt werden; auf Unbrauchbarmachung gemäß $ 41 
ist dagegen zu erkennen. 


VI. Über die Bedeutung dieser Vorschrift in den Fällen der Idealkonkurrenz vgl. $ 73 
Anm.IV 6. 


4.36 


Urteilsbekanntmachung L,o I 200 


VI. Das kommende Recht will dem Richter die Befugnis geben, die Strafe nach freiem Ermessen 
zu mildern oder von Strafe abzusehen, ‚wenn sich der Täter in berechtigter Erregung über das un- 
mittelbar vorher ihm widerfahrene oder zu seiner Kenntnis gelangte Benehmen des Verletzten zu der 
Tat hat hinreißen lassen‘‘; vgl. Dahm in Gürtner II S. 413. 


S 200 

Wird wegen einer öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Darstellungen oder 
Abbildungen begangenen Beleidigung auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem Beleidigten 
die Befugnis zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öffentlich be- 
kanntzumachen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist zu derselben ist in dem 
Urteile zu bestimmen. 

Erfolgte die Beleidigung in einer Zeitung oder Zeitschrift, so ist der verfügende Teil 
des Urteils auf Antrag des Beleidigten durch die öffentlichen Blätter bekanntzumachen, 
und zwar wenn möglich durch dieselbe Zeitung oder Zeitschrift und in demselben Teile 
und mit derselben Schrift, wie der Abdruck der Beleidigung geschehen. 

Dem Beleidigten ist auf Kosten des Schuldigen eine Ausfertigung des Urteils zu erteilen. 


I. Die öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung ist zugleich Nebenstrafe und Ge- 
nugluung für den Verletzten (RGSt. 78 26). Die Veröffentlichungsbefugnis ist auch dann 
zuzusprechen, wenn wegen Beleidigung in Idealkonkurrenz mit einem schwereren Delikt, 
2.B. Meineid, verurteilt wird und die Strafe dem anderen Gesetz zu entnehmen ist 
(RGSt. 73 151 mit Anm. Mezger ZAkDR 1936 S. 419, RG DR ee S. 364 Nr. 10); 
vgl. auch oben $ 73 Anm. IV 5b. 


DL. Die Veröffentlichungsbefugnis nach Abs. 1. 

1. Die Beleidigung muß öffentlich oder durch Verbreitung von Schritten, Darstellungen 
oder Abbildungen begangen sein. Öffentlich ist die Beleidigung dann erfolgt, wenn 
sie von unbestimmt vielen Personen, die nicht durch persönliclie Beziehungen zusammen- 
gehalten werden, wahrgenommen werden kann (RG JW 1989 S. 401, RG HRR 1989 
Nr. 917). Erforderlich ist hier aber - im Unterschied zu $ 183 -, daß unbeteiligte Dritte 
die den Vorgang hätten wahrnehmen können, auch tatsächlich anwesend gewesen sind 
(RG DR 1941 S. 1838 Nr. 3). Öffentlichkeit des Ortes ist nicht erforderlich. Die Beleidi- 
gung auf einer Postkarte ist öffentlich (RG HRR 1932 Nr. 1798, OLG Kiel JW 1981 
8.2523 mit Anm. Engelhard). Eine nichtöffentliche schriftliche Beleidigung wird nicht 
dadurch zu einer öffentlichen, daß sie hinterher von anderen gelesen und so der Öffent- 
lichkeit bekannt wird (RG JW 1988 S. 2892). Über Verbreitung von Schriften, Dar- 
stellungen oder Abbildungen vgl. $ 110 Anm. IV 2. 

2. Die Veröffentlichungsbefugnis kommt nur dann in Betracht, wenn wegen der Be- 
leidigung auf Strafe erkannt worden ist. 

8. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, dann ist der Richter von Amts wegen 
verpflichtet, die Veröffentlichungsbefugnis zuzusprechen; es ist dabei zugleich über 
Art (einschließlich des Umfangs) und Frist (hierzu RG DR 1942 S. 1757) der Bekannt- 
machung zu bestimmen. Es kann nicht nur die Veröffentlichung der Urteilsformel an- 
geordnet werden, sondern auch die der Gründe. 

Für die Ausführung der Bekanntmachung hat der Beleidigte selbst zu sorgen. Vgl. 
hierzu noch Nr. 366 Abs. 4 Richtlinien für das Strafverfahren. 

4. Die Veröffentlichungsbefugnis ist dem Beleidigten zuzusprechen, sofern er Straf- 
antrag gestellt oder als Nebenkläger Interesse an der Verfolgung der Beleidigung gezeigt 
hat; ist dies nicht der Fall, dann ist die Veröffentlichungsbefugnis nur dem Antragsteller 
zuzusprechen (RG JW 1982 S. 3456 mit Anm. Peters). Im Falle des $ 196 ist diese Be- 
fugnis dem Beleidigten und dem Vorgesetzten zuzuerkennen, sofern beide einen Straf- 
antrag gestellt haben. Sind durch dieselbe Tat mehrere Personen verletzt, so kann nicht 
jedem die Befugnis zur Bekanntmachung der gesamten Verurteilung, sondern nur zu der 
des ihn betreffenden Teiles zuerkannt werden (RG DJ 1989 S. 1284). 
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IH. Ist die Beleidigung In einer Zeitung oder Zeitschrift erfolgt, dann kommen für die 
Veröffentlichungsbefugnis zunächst auch die Grundsätze des Abs. 1 in Betracht; ab- 
weichend von diesen Grundsätzen ist hier aber (Abs. 2) 

4.ein Antrag des Beleidigten erforderlich; 

2. ferner wird die Art der Bekanntmachung durch das Gesetz näher bestimmt; 

3. geschieht die Bekanntmachung nicht auf Betreiben des Beleidigten, sondern auf 


Betreiben des Gerichts. 


IV. Eine Ausfertigung des Urteils (Abs. 3) ist in allen Fällen der Beleidigung zu 
erteilen, unabhängig davon, ob sie beantragt und ob im Urteil darauf erkannt worden ist. 


FÜNFZEHNTER ABSCHNITT. ZWEIKAMPF 


Schrifttum: Buch, Des nationalsozialistischen Menschen Ehre und Ehrenschutz, DJ 1938 
S.1659; Freisler, Zweikampf in Gürtner II S. 547; Grau, Ein Vorschlag zur strafrechtlichen 
Neuregelung des Zweikampfes, DStR 1935 S. 431. 

Über die Ehrenordnung der SA, über die Schieds- und Ehrengerichtsordnung der SS 
sowie über den Erlaß des Chefs der Heeresleitung ‚‚Wahrung der Ehre‘ vgl. Gürtner- 
Freisler S. 108/09; Ehrenabkommen zwischen Partei und Wehrmacht vom 31. August 
1939, DJ 1939 S. 1620. 


I. Die Stellungnahme der Staats- und Volksführung zum Zweikampf ergibt sich jetzt 
aus dem Ehrenabkommen zwischen Partei und Wehrmacht vom 31. August 1939. In 
der Einleitung zu diesem Abkommen heißt es, daß die Verhandlungen zwischen Partei 
und Wehrmacht zu dem Ergebnis geführt haben, ‚daß beide unter Ausschaltung des 
bisher üblichen, aber in das Reich Adolf Hitlers nicht mehr passenden Zweikampfes 
gemeinsam oder auf gleiche Weise Ehrenhändel aus der Welt schaffen werden‘ (DJ 1939 
8.1620). Der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht hat sich die Genehmigung zur Aus- 
tragung eines Zweikampfes für Wehrmachtsangehörige selbst vorbehalten. 


I. Das Gesetz straft den Zweikampf wegen der darin liegenden Gefährdung von 
Leib und Leben (so die herrschende Meinung, z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 69, v.Liszt- 
Schmidt S. 491; and. Gerland S. 319, der hierin einen Angriff gegen den inneren Frieden 
des Staates sieht). 


II. Unter Zweikampf im Sinne dieses Abschnitts ist ein verabredeter Kampf zweier 
Personen mit tödlichen Waffen nach vereinbarten oder hergebrachten Regeln zu ver- 
stehen (RGSt. 52 65). Die Austragung eines Ehrenhandels setzt der Zweikampf begriff- 
lich nicht voraus (RGSt. 63 7). 

Tödlich ist eine Waffe, deren Anwendung die Gefahr einer Tötung herbeiführt. Ob 
dies der Fall ist, ist nach der konkreten Sachlage zu beurteilen, also auch unter Berück- 
sichtigung der im Einzelfall getroffenen Schutzmaßregeln. Über Zweikampf mit Schlä- 
gern vgl. jetzt $ 210a. 


8 201 


Die Herausforderung zum Zweikampf mit tödlichen Waffen, sowie die Annahme einer 
solchen Herausforderung wird mit Festungshaft bis zu sechs Monaten bestraft. 


I. Die Vorschrift gestaltet zwei Vorbereitungshandlungen zum Zweikampf, nämlich 
die Herausforderung zum Zweikampf sowie die Annahme einer solchen Herausforderung, 
zu selbständigen Delikten. Ein strafloser Rücktritt nach $ 46 kommt daher hierfür an 
sich nicht in Betracht; es greift aber die Sondervorschrift des $ 204 ein. 

Kommt es nachher zum Zweikampf, so wird das Vergehen nach $ 201 dadurch auf- 
gezehrt (RGSt. 4 409). 

Über die Herausforderung zum Zweikampf vgl. weiter $ 112 MStGB. 


II. Eine Herausforderung kann bereits in der Frage liegen, ob Genugtuung gegeben 
werde (OLG Hamburg Recht 1927 Nr. 2570). Ob die Herausforderung auf einen Zwei- 
kampf mit tödlichen Waffen gerichtet war, ist aus den Umständen zu entnehmen 
(RGSt. 22 140). Die Annahme der Herausforderung unter Bedingungen stellt eine Ab- 
lehnung verbunden mit einer eigenen Herausforderung dar (Frank Anm. I 2, Schwarz 
Anm.2B; and. Olshausen Anm. 19). 
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S 202 
Festungshaft von zwei Monaten bis zu zwei Jahren tritt ein, wenn bei der Herausfor- 


derung die Absicht, daß einer von beiden Teilen das Leben verlieren soll, entweder aus- 
gesprochen ist oder aus der gewählten Art des Zweikampfs erhellt. 


I. Die Vorschrift enthält einen erschwerten Fall des $ 201. Die Strafschärfung trifft 
den Herausfordernden sowie denjenigen, der eine solche Herausforderung annimmt. 


II. Absicht ist hier im engeren Sinne, nämlich als der unmittelbar auf den im Gesetz 
bezeichneten Erfolg gerichtete Wille zu verstehen (v. Hippel, Lehrbuch S. 201 Anm. ?). 
Demgegenüber versteht LK Anm. 2 hierunter den direkten Vorsatz, v.Liszt-Schmidt 
S. 495, Olshausen Anm. 2 den Vorsatz schlechthin. 


III. Über Wegfall der Strafbarkeit vgl. $ 204. 


$ 203 


Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung übernehmen und ausrichten 
(Kartellträger), werden mit Festungshaft bis zu sechs Monaten bestraft. 


I. Kartellträger ist nach dem Wortlaut des Gesetzes, wer den Auftrag zu einer Heraus- 
forderung übernimmt und ausrichtet. Als Kartellträger ist weiter - zum mindesten in 
entsprechender Anwendung ($ 2) — auch derjenige anzusehen, der im Auftrage des Ge- 
forderten die Annahme der Forderung erklärt oder die Erklärung überbringt (Binding, 
Lehrbuch 1 S. 71; and. die herrschende Meinung, z. B. RGSt. 25 84, Olshausen Anm. 1 
mit Nachweisen); Frank $ 209 Anm. I folgert die Straflosigkeit dieser Personen nach 
$ 209 im Wege der Analogie. Nicht ist dagegen Kartellträger, wer nach erfolgter Heraus- 
forderung und deren Annahme zum Beispiel über Ort und Zeit des Zweikampfes im 
Auftrage der Parteien verhandelt. 


II. Das Kartelltragen ist an sich eine Beihilfe zur Herausforderung oder zur Annahme 
der Herausforderung; das Gesetz hat es aber zu einem selbständigen Tatbestand ge- 
staltet. Daraus ergibt sich, daß ein Kartellträger auch dann nicht wegen Beihilfe zu 
einem Vergehen nach $ 205 bestraft werden kann, wenn es zum Zweikampf gekommen 
ist (RGSt. 11 279); andererseits setzt die Strafbarkeit aus $ 203 nicht voraus, daß ein 
Zweikampf wirklich stattgefunden hat. Weil es sich um einen selbständigen Tatbestand 
handelt, kommt auch der Strafschärfungsgrund des $ 202 hier nicht in Betracht. 


IH. Über Gründe für den Wegfall der Strafbarkeit vgl. $$ 204, 209. 


g 204 


Die Strafe der Herausforderung und der Annahme derselben, sowie die Strafe der 
Kartellträger fällt weg, wenn die Parteien den Zweikampf vor dessen Beginn freiwillig 
aufgegeben haben. 


I. Der Rücktritt vom Zweikampf führt dann zur Straflosigkeit, wenn die Parteien den 
Zweikampf vor dessen Beginn freiwillig aufgegeben haben. 


1. Das Aufgeben des Zweikampfes ist dann nicht freiwillig, wenn die Ausführung des 
Kampfes durch Umstände gehindert worden ist, welche von dem Willen der Beteiligten 
unabhängig waren, wie z. B. dann, wenn die Durchführung des Zweikampfes durch be- 
hördliches Einschreiten verhindert wird (RGSt. 18 1). Eine freiwillige Aufgabe liegt 
aber wohl dann vor, wenn der Zweikampf infolge des Spruches eines Ehrengerichts 
unterblieben ist, dem sich zu fügen die Gegner vorher verabredet hatten (Frank Anm.12; 
and. RG GoltdArch. 54 S. 474, LK Anm. 4, Olslhausen Anm. 3). 
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2. Der Zweikampf hat begonnen und ist vollendet, wenn beide Teile sich einander 
zum Kampfe gestellt haben und wenigstens die eine Partei eine auf Verletzung oder 
Tötung des Gegners gerichtete Tätigkeit ausgeübt hat (RGSt. 4 409, 52 65). 


IH. Der Rücktritt hat die Wirkung, daß die Strafe für den Herausfordernden und für 
den Annehmenden, für ihre Gehilfen sowie für die Kartellträger fortfällt. Diese Wirkung 
tritt zugunsten aller Beteiligten auch dann ein, wenn nur eine Partei freiwillig zurück- 
tritt und der Zweikampf dadurch tatsächlich aufgegeben worden ist (RGSt. 85 261, 
Kohlrausch Anm. 2, Olshausen Anm. 6, Schwarz Anm. 1 B; and. Frank Anm. II, Ger- 
land S. 323). 


8 205 
Der Zweikampf wird mit Festungshaft von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 


I. Über den Begriff des Zweikampfes vgl. Bem. III vor $ 201. 

Die Rechtswidrigkeit ist ausgeschlossen, wenn ein Zweikampf behördlich angeord- 
net oder zugelassen ist. Durch Notwehr wird keiner der Duellanten gerechtfertigt, sofern 
nicht die Regeln des Zweikampfes überschritten werden (Frank Anm. V). 

Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz ist ausreichend. 
Es genügt, daß einer den anderen so angreift, daß dieser verletzt oder getötet werden 
kann und daß er diesen Erfolg als möglich gebilligt hat. Der Beweggrund ist unerheblich. 

Über Beginn und Vollendung vgl. $ 204 Anm.12. 


U. Für die Teilnahme gelten die allgemeinen Grundsätze (vgl. aber $$ 209, 210). 
Wegen Beihilfe können z. B. die Mitglieder des Ehrengerichts, das sich für die Statt- 
haftigkeit des Zweikampfes ausspricht, strafbar sein (RGSt. 5 142), und zwar auch dann, 
wenn sie nur über die Art der Waffen entscheiden (RGSt. 18 266). 


8 206 
Wer seinen Gegner im Zweikampf tötet, wird mit Festungshaft nicht unter zwei Jah- 


ren, und wenn der Zweikampf ein solcher war, welcher den Tod des einen von beiden 
herbeiführen sollte, mit Festungshaft nicht unter drei Jahren bestraft. 


I. Eine Tötung ist nur dann im Zweikampf erfolgt, wenn sie unmittelbar durch die 
Kampfhandlung herbeigeführt ist. Dies ist z. B. dann nicht der Fall, wenn die tödliche 
Verletzung bei dem Versuche eintritt, die während eines Ganges ineinander verfangenen 
Schläger nach dem Haltruf und dem Einspringen der Sekundanten voneinander frei zu 
bekommen (RGSt.68 9). Ein Töten im Zweikampf ist weiter nicht gegeben, wenn die 
Wunde an sich ungefährlich ist und nur dadurch zum Tode führt, daß der Verletzte 
selbst oder ein Dritter fahrlässig oder vorsätzlich in den Heilverlauf eingreift (RGSt. 
64 144). 


DO. Ein auf Tötung gerichteter Vorsatz braucht nicht vorzuliegen; der Vorsatz muß 
aber auf Zufügung der zum Tode führenden Verletzung gerichtet sein (Binding, Lehr- 
buch 1 S. 72, v.Liszt-Schmidt S. 495, Olshausen Anm. 2; and. Frank Ann. ]). 


S 207 
Ist eine Tötung oder Körperverletzung mittels vorsätzlicher Übertretung der verein- 
barten oder hergebrachten Regeln des Zweikampfs bewirkt worden, so ist der Übertreter, 
sofern nicht nach den vorhergehenden Bestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist, 
nach den allgemeinen Vorschriften über das Verbrechen der Tötung oder der Körper- 
verletzung zu bestrafen. 
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I. Die vorsätzliche Übertretung der vereinbarten und hergebrachten Regeln kann nur 
dann zu einer Bestrafung wegen Tötung oder Körperverletzung führen, wenn bezüglich 
der Tötung oder Körperverletzung mindestens Fahrlässigkeit vorliegt (Frank Anm. Il 3, 
Olshausen Anm. 2; and. LK Anm. 2). Bei fahrlässiger Übertretung der Zweikampf- 
regeln bleiben die Vorschriften über den Zweikampf anwendbar. 


IH. Mit den Vorschriften über Tötung und Körperverletzung sind nur die $$ 205, 206 
zu vergleichen, nicht dagegen der $ 208 (LK Anm.5; and. Binding, Lehrbuch 1 S. 73 
Anm.1). 

S 208 

Hat der Zweikampf ohne Sekundanten stattgefunden, so kann die verwirkte Strafe bis 

um die Hälfte, jedoch nicht über fünfzehn Jahre erhöht werden. 


I. Sekundanten sind die von den Kämpfenden erwählten Personen, die diesen bei der 
Austragung des Zweikampfes selbst Beistand leisten und deren Aufgabe im wesentlichen 
darin besteht, auf die Einhaltung der Kampfregeln zu achten (RGSt. 25 82). 


IH. Beim Zweikampf ohne Sekundanten kann der Richter die Strafe erhöhen. Zunächst 
ist aber die Strafe festzustellen und auch im Urteil ersichtlich zu machen, die verwirkt 
sein würde, wenn der Zweikampf mit Sekundanten stattgefunden hätte. Die Möglichkeit 
der Straferhöhung besteht auch, wenn im Falle des $ 207 nach den Vorschriften über den 
Zweikampf zu bestrafen ist (LK Anm. 4 mit Nachweisen). 


8 209 
Kartellträger, welche ernstlich bemüht gewesen sind, den Zweikampf zu verhindern, 
Sekundanten, sowie zum Zweikampf zugezogene Zeugen, Ärzte und Wundärzte sind 
strallos. 


I. Stets straflos sind Sekundanten (vgl. $ 208 Anm. I) sowie zum Zweikampf zugezogene 
Zeugen, Ärzte, Wundärzte; für Kartellträger tritt Straflosigkeit dagegen nur dann ein, 
wenn sie ernstlich bemüht gewesen sind, den Zweikampf zu verhindern; über den Kreis 
der Kartellträger vgl. $ 203 Anm. I. Erforderlich und ausreichend ist ein ernstliches Be- 
mühen der Kartellträger; unerheblich ist, ob das Bemühen Erfolg hatte oder nicht (RGSt. 
17 244). Die sofortige Ablehnung des Zweikampfes durch den Herausgeforderten macht 
den Kartellträger nicht straflos (RGSt. 22 219 und die herrschende Meinung im Schrift- 
tum; and. Gerland S. 324). 


II. Es handelt sich hier nicht nur um einen persönlichen Strafausschließungsgrund, 
sondern um eine objektive Strafloserklärung gewisser Arten der Teilnahme (Frank 
Anm. II, Schwarz Anm. 3; and. v.Hippel, Lehrbuch S. 202 Anm.5). 


Ss 210 
Wer einen anderen zum Zweikampf mit einem Dritten absichtlich, insonderheit durch 


Bezeigung oder Androhung von Verachtung anreizt, wird, falls der Zweikampf stattge- 
funden hat, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 


I. Die Vorschrift bedroht die durch Anreizung erfolgende moralische Nötigung zum 
Zweikampf mit Gefängnisstrafe. Für eine nicht durch Anreizen begangene Anstiftung 
zum Zweikampf gelten die allgemeinen Grundsätze des $ 48. 

Über Anreizen vgl. $ 130 Anm. III 1; beispielsweise werden Zeigen oder Androhung 
von Verachtung genannt. Gunügen kann hier schon das Überbringen einer schwer be- 
leidigenden Äußerung, die zum Zweikampf führen muß (RGSt. 18 240). 

Absichtlich bedeutet hier vorsätzlich. 
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Zweikampf mit Schlägern N 210a 


DI. Erforderlich ist, daß der Zweikampf stattgefunden hat; bei diesem Merkmal handelt 
es sich um eine Bedingung der Strafverfolgung (Olshausen Anm. 5 mit Übersicht über 
die abweichenden Ansichten). 


8 210a 

Der Zweikampf mit Schlägern unter Vorkehrungen, die bestimmt und geeignet sind, 

gegen Lebensgefahr zu schützen, sowie die Herausforderung zu einem solchen Zweikampf 
und deren Annahme sind straflos. 


I. Die Vorschrift bezieht sich nur auf den Zweikampf mit Schlägern. Das Säbelduell 
ist strafbarer Zweikampf (Schäfer-Dohnanyi S. 36, Schwarz Anm.1; and. Kohlrausch 
Anm. 2). 


II. In den im Gesetz genannten Fällen tritt Straflosigkeit ein; auch eine Strafbarkeit 
wegen Körperverletzung oder Tötung kommt nicht in Betracht, sofern nicht die Zwei- 
kampfregeln übertreten werden ($ 207). 

Nicht strafbar ist ferner das Kartelltragen ($ 203) sowie das Anreizen ($ 210) (vgl. Ols- 
hausen Nachtrag $. 187, Schäfer-Dohnanyi S. 37). 


SECHZEHNTER ABSCHNITT 
VERBRECHEN UND VERGEHEN WIDER DAS LEBEN 


Vorbemerkungen zu den 88 211 fl. 


IL. Mord und Totschlag. 

Schrifttum: Freisler, Gedanken über das Gesetz zur Änderung des Reichsstrafgesetzbuches, DJ 
1944 S. 929. —- Gast, Die Mörder, 1930 (KriminalAbh. Heft 11).- Hagemann, Totschlag (Tötungs- 
verbrechen im allgemeinen) in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. II (1936) S. 817. - Lorentz, 
Die Totschläger, 1932 (KriminalAbh. Heft 18). - Ludochowski, Die Tötungsdelikte (Mord, Totschlag 
und Kindestötung) im Landeerichtsbezirk Koblenz in den Jahren 1910 bis 1939. 1941 (Untersuchungen 
zur Kriminalität in Deutschland Heft 11). — Rietzsch in Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht 
(2. Aufl.) IIc 6 8. 51 ff. 

Das Gesetz zur Kung des Reichsstrafgesetzbuchs vom 4. September 1941 (RGBl. 
1 S. 549) hat die Bestimmungen über Mord und Totschlag völlig umgestaltet; es hat 
dabei die für das kommende Recht geplante Regelung (vgl. Graf Gleispach in Gürtner Il 
S. 371, 383, Frank Leitsätze II S. 117/18) vorweggenommen. Das unterscheidende Merk- 
mal zwischen den schwersten Formen der Tötung, zwischen Mord und Totschlag, ist 
nicht mehr wie bisher die Überlegung, sondern der Grad der Verwerflichkeit der Gesin- 
nung des Täters. Damit knüpft das neue Recht wieder an die deutsch-rechtliche Ent- 
wicklung an, die eine Tötung dann als Mord ansah, wenn sie sittlich verwerflich war 
und auf eine niedrige Gesinnung schließen ließ (His, Das Strafrecht des deutschen 
Mittelalters, 1I. Teil, 1935, S. 90 ff., auch S. 84). In der neueren Zeit hatte auch bereits 
v. Holtzendorff, Die Psychologie des Mordes (1875) S. 11, ausgeführt, daß ‚‚die größere 
oder geringere Strafbarkeit aller vorsätzlichen Tötungen nur in allmählichen Abstufungen 
nach der sittlichen Eigenschaft der Motive... bemessen werden kann“; vgl. auch die 
Ausführungen von Hagemann aaO S.820/821. Für die Neuabgrenzung zwischen Mord 
und Totschlag nach der Gesinnung des Täters haben besonders die schweizerischen Ent- 
würfe Vorarbeit geleistet. Die Neufassung des $ 211 stimmt weitgehend mit Art. 99 des 
schweizerischen Entwurfs von 1918 überein (vgl. hierzu Hafter, Schweizerisches Straf- 
recht (Besonderer Teil 1937) S. 15 Anm. 3). Art. 112 schweizStGB von 1937 hat unter 
Festhalten an den Grundsätzen des Entwurfs 1918 eine auBemleinere Fassung des Tat- 
bestandes gewählt. 

Der Gesetzgeber spricht im $ 211 von dem Mörder und im $ 212 von dem Totschläger. 
Dadurch soll der Richter darauf hingewiesen werden, daß entscheidend für die Abgren- 
zung zwischen beiden Tatbeständen die Persönlichkeit des Täters und der in der Tat zum 
Ausdruck kommende Grad der Verwerflichkeit der Gesinnung ist. ‚Die Bezeichnung 
des Täters als Mörder bzw. Totschläger weist den Richter an, die Gesamtpersönlichkeit 
des Täters zu prüfen und zu würdigen“ (amtliche Begründung mitgeteilt DJ 1941 S.935). 
Auf einen besonderen Tätertyp des Mörders oder des Totschlägers ist dabei nicht Bezug 
genommen (RGSt. 76 299, Schwarz Bem. 1 B vor.$ 211);derartige Tätertypen gibt es 
nicht. Zu diesem Ergebnis sind Gast aaO S. 61, Gummersbach, Arch. für Kriminologie 
Bd. 96 S. 154, Lorentz aaO S. 54, Sauer, Kriminalsoziologie (1933) S. 213, gekommen. 
Sicher dürfte dies für den sog. kriminologischen Tätertyp (vgl. hierzu Bem. II vor $ 1) 
sein; aber auch einen tatbestandlichen oder tatbestandsbezogenen Tätertyp des Mörders 
oder des Totschlägers gibt es nicht, jedenfalls dann nicht, wenn man mit diesem Tätertyp 
Lebenstypen bezeichnen will, an denen sich die Auslegung der Tatbestände als Leitbil- 
dern zu orientieren habe. Sachlich stimmt mit der hier vertretenen Auffassung Schmidt- 
Leichner DR 1941 S. 2148 überein, wenn er ausführt, daß der Tätertyp seine Inhalts- 
bestimmung hier nicht aus einem translokalen Wesensbegriff des Mörders empfängt, 
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„sondern aus der Tatbestandsbeschreibung des vernünftig auszulegenden Gesetzes 
selbst“. Freisler aaO S. 934 führt aus, man könne nicht behaupten, daß es einen Tätertyp 
des Totschlägers gebe; dagegen lebt nach ihm der Mörder im Volke ‚als ein zwar viel- 
gestaltiger, aber doch sehr markanter Tätertyp‘“ (aaO S. 935). Auch Dahm, Der Tätertyp 
im Strafrecht (1940) S. 21, 23, 25 sowie DR 1942 S. 404, ferner Rietzsch aaO S. 53 nehmen 
an, daß es einen tatbestandlichen Tätertyp des Mörders gebe. 


U. Vernichtung lebensunwerten Lebens. 

Schrifttum: Binding-Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, 1920. — 
Elster, Euthanasie, Freigabe lebensunwerten Lebens, ZStW 36 S, 595, 44 S. 130. -— Hilschenz, Die 
Sterbehilfe (Euthanasie), 1936 (Diss. Marburg). 

Ein Recht auf Vernichtung lebensunwerten Lebens ist bisher gesetzlich nicht anerkannt. 
Die Strafrechtskommission hat sich die insbesondere von Binding-Hoche aaO erhobene 
Forderung nach ihrer mit bestimmten Kautelen auszustattenden Zulassung nicht zu 
eigen gemacht (vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 375: „Die Kraft der sittlichen Norm 
des Tötungsverbots darf nicht dadurch geschwächt werden, daß aus bloßen Zweck- 
mäßigkeitsgründen Ausnahmen für die Opfer schwerer Erkrankungen oder Unfälle ge- 
macht werden, mögen auch diese Unglücklichen nur durch ihre Vergangenheit oder 
äußere Erscheinung dem Volkskörper verbunden sein‘). Gegen die Freigabe der Ver- 
nichtung lebensunwerten Lebens hatte sich auch die preußische Denkschrift S. 87 aus- 
gesprochen; aus dem früheren Schrifttum ablehnend z. B. Ebermayer, Der Arzt im 
Recht (1930) S. 120. Freisler DStR 1941 S. 65, 77 scheint in gewissem Umfange die Ver- 
nichtung lebensunwerten Lebens auf dem Wege über $ 2 als gerechtfertigt anzusehen 
(hiergegen Klee DStR 1941 S. 71). Die Novelle vom 4. September 1941 hat die Frage, 
die durch die nationalsozialistische Weltanschauung und die aus ihr folgende stärkere 
Betonung der Belange der Gemeinschaft gegenüber denen des Individuums in ein neues 
Blickfeld gerückt ist, nicht angeschnitten. Bejaht man grundsätzlich die Zulassung, so 
wird sich eine befriedigende Lösung wohl nur durch ihre ausdrückliche gesetzliche Rege- 
lung, die die sachlichen und formellen Voraussetzungen festlegt, erreichen lassen. 


IH. Sterbehilfe. 


Schrifttum: Binding-Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, 1920. — 
Less, Die Sterbehilfe im neuen Strafrecht, MonKrimPsych. 1934 S. 522. - Neukamp, Zum Problem 
der Euthanasie, GS 109 S. 403. 

Auch ein Recht zur Sterbehilfe ist bisher gesetzlich nicht anerkannt. Ebermayer, Der 
Arzt im Recht (1930) S. 118, Neukamp aaO, Schwarz $ 211 Anm. 2 B verneinen ein sol- 
ches Recht. Dagegen vertreten Binding-Hoche aaO S.17 die Ansicht, daß die ‚‚Ver- 
drängung der schmerzhaften, vielleicht auch noch länger dauernden, in der Krankheit 
wurzelnden Todesursache durch eine schmerzlose andere‘ keine Tötung sei, und auch 
v.Hippel II S. 259 hält die Rechtswidrigkeit für ausgeschlossen. Die Novelle hat auch 
diese Frage offengelassen; hierfür dürfte ebenso wie bei den Beratungen der Strafrechts- 
kommission die Erwägung maßgebend gewesen sein, daß durch eine gesetzliche Vor- 
schrift über die Sterbehilfe das Vertrauen des Kranken zum Ärztestand erschüttert wer- 
den könnte (Graf Gleispach in Gürtner II S. 376). Die Frage ist zweifelhaft. Aus Grün- 
den der Menschlichkeit und im Einklang mit dem gesunden Volksempfinden wird die 
Zulässigkeit der Sterbehilfe nicht grundsätzlich auszuschließen sein. Man wird aber, 
um die Herrschaft des Tötungsverbots ungeschmälert zu lassen, nur in Ausnahmefällen 
anerkennen können, daß eine Sterbehilfe des Arztes nicht rechtswidrig sei. Jedenfalls wird 
in den Fällen keine Tötung anzunehmen sein, in denen der Arzt es durch Nichtanwendung 
besonderer Stimulantien, wie z. B. Kampfereinspritzungen, unterläßt, ein bereits ver- 
löschendes qualvolles Leben künstlich zu verlängern. In diesen Fällen dürfte keine 
Rechtspflicht des Arztes bestehen, das Leben auch unter diesen Umständen tunlichst 
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zu verlängern (Graf Gleispach in Gürtner II 8. 376, Olshausen $ 211 Anm. 3). Und ebenso 
ist Graf Gleispach in Gürtner II S. 376 darin zuzustimmen, daß auch dann keine Tötung 
vorliegt, wenn der Arzt den ‚Todeskampf“ in ein sanftes Hinüberschlummern verwan- 
delt (so wohl auch Frank Leitsätze Il S. 118). Zutreffend weist Gallas ZStW 60 S. 395 
Anm. 31 darauf hin, daß die strafrechtliche Beurteilung der ärztlichen Sterbehilfe nicht 
eine Frage des Tätertypus ist, sondern ein Unrechtsproblem. 

Vgl.im übrigen über Eingriffe und Behandlungen, die der Übung eines gewissen- 
haften Arztes entsprechen, näher $ 223 Anm. IV. 


IV. Der Selbstmord. 


Schrifttum: Eichhorn, Anstiftung und Beihilfe zum Selbstmord, 1935 (Diss. Würzburg). - 
Hamer, Die Verleitung und Unterstützung zum Selbstmord, 1936 (Diss. Göttingen). - Eingehende 
Untersuchung des Tatsachenmaterials von Gruhle, Selbstmord, 1940. 


Nach der geschichtlichen Entwicklung und der Fassung des Gesetzes ist die Selbst- 
tötung, der sogenannte Selbstmord, weder als Mord noch als Totschlag strafbar; auch 
der Versuch des Selbstmordes ist nicht strafbar. Wer einen anderen zum Selbstmord 
bestimmt, kann aber nicht nur dann als mittelbarer Täter strafbar sein, wenn der 
Selbstmörder unzurechnungsfähig ist oder das Tödliche seines Tuns nicht übersieht,son- 
dern auch dann, wenn der Bestimmende auf diese Weise töten will, also eigenen Täter- 
willen hat (Binding, Lehrbuch 1 S. 26, Eichhorn aaO S. 29, Hamer aaO S. 42, Kohl- 
rausch $ 211 Anm. 1, v.Liszt-Schmidt [26. Aufl.] S. 333, die zum Teil einfache Täter- 
schaft im Sinne der Eigenhändigkeit annehmen; and. Frank Bem. II vor $211, Mezger 
S. 246 Anm. 3). Beihilfe zur Selbsttötung ist auch nicht in entsprechender Anwendung 
($ 2) strafbar (RGSt.70 315). Auch die Strafrechtskommission will die Beihilfe zum 
Selbstmord straflos lassen, nicht ‚weil bloße Hilfeleistung als erlaubt zu betrachten 
wäre, sondern weil das Strafbedürfnis doch zweifelhaft erschiene‘ (Graf Gleispach in 
Gürtner II S. 377). Über die Abgrenzung der Beihilfe zum Selbstmord von der Tötung 
auf Verlangen vgl. $ 216 Anm. Vl. 


In der Ostmark ist strafbar, wer einen anderen verleitet, sich selbst zu töten, ferner auch, wer einem 
anderen zum Selbstmord Hilfe leistet ($ 139 b österr. StG). 

V. An Vorschriften außerhalb des Strafgesetzbuches vgl. noch $ 5 VO zum Schutz 
von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 und Ges. zur Gewährleistung des Rechts- 
friedens vom 13. Oktober 1933, beide abgedruckt im Anhang. 


gs 211 


Der Mörder wird mit dem Tode bestraft. 
Mörder ist, wer 
aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, aus Habgier oder sonst aus 
niedrigen Beweggründen, 
heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln oder 
um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken, 
einen Menschen tötet. 

Ist in besonderen Ausnahmefällen die Todesstrafe nicht angemessen, so ist die Strafe 
lebenslanges Zuchthaus. 

Schrifttum: Freisler, Gedanken über das Gesetz zur Änderung des Reichsstrafgesetzbuches, 
DJ 1941 S. 929. - Gast, Die Mörder, 1930 (KriminalAbh. Heft 11). - Gennat, Mord, in: Handwörter- 
buch der Kriminologie Bd. II (1936) S. 190. - Gummersbach, Mordmotive, Motivmord, Arch. für 
Kriminologie Bd. 96 S. 58, 143. -— Rietzsch in Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht (2. Aufl.) 
IIc 6 S. 5i ff. - Roesner, Der Mord, seine Täter, Motive und Opfer nebst einer Bibliographie zum 
Problem des Mordes, ZStW 56 S. 327. - Roesner, Mörder und ihre Opfer, MonKrimBiol. 1938 S.161, 
209. -— Winckelmann, Beobachtungen an 50 Mörderinnen, 1934. (Veröffentlichungen auf dem 6 
biete der Medizinalverwaltung Bd. 42 Heft 2.) 

I. Die Vorschrift behandelt den Mord. Wenn das Gesetz den Täter als Mörder bezeich- 


net, so soll dadurch der Richter angewiesen werden, die Gesamtpersönlichkeit des Täters 
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zu prüfen und zu würdigen (so die amtliche Begründung, mitgeteilt in DJ 1941 S. 935). 
Einen Tätertyp des Mörders gibt es nicht (vgl. näher Bem. I vor $ 211). 


II. Schutzobjekt der Vorschrift wie der übrigen Tötungsdelikte ist ein Mensch. Da 
das Schutzobjekt der Abtreibung die Leibesfrucht ist, ist es wegen der Abgrenzung zur 
Abtreibung wesentlich, festzustellen, von welchem Augenblick ab die Eigenschaft als 
Mensch beginnt. Die Frage ist auch deswegen von Bedeutung, weil zwar die fahrlässige 
Tötung eines Menschen mit Strafe bedoht ist, nicht aber die fahrlässige Abtreibung. 


1. Ein Mensch im Sinne des Strafgesetzbuchs ist schon während des Geburtsaktes vor- 
handen; $ 1 BGB ist für das Strafrecht nicht maßgebend (RG DR 1989 S. 365). Der 
Geburtsakt beginnt mit den Wehen, die ohne längere Unterbrechung zur Ausstoßung 
der Frucht führen. Es ist unerheblich, ob sich das Kind noch im Mutterleibe oder bereits 
ganz oder mit einem Körperteil außerhalb des Mutterleibes befindet (RGSt.9 132, 26 
179, RG GoltdArch. 54 S. 288, Frank Bem.I vor $ 211, v.Liszt-Schmidt S. 458/59, 
Mezger Grundriß S. 182, Olshausen Anm. 1). Dagegen fordern z. B. Binding Lehrbuch 1 
S.38, Gerland $. 470, daß die Leibesfrucht zum Teil aus dem Mutterleib herausgetreten 
sein muß. Vgl. zu diesen Fragen Walcher, Das Neugeborene in forensischer Hinsicht, 1941. 


2. Lebensfähigkeit des Menschen ist nicht Voraussetzung dafür, daß er Objekt eines 
Tötungsdelikts sein kann (RG DR 1989 S. 365). Auch ein nicht lebensfähiges neugebore- 
nes Kind, d.h. ein solches, das nach seinem Alter und nach der Bildung seiner Organe 
nicht die Möglichkeit hat, außerhalb des Mutterleibes fortzuleben, kann Gegenstand der 
Tötung sein (vgl. RGSt.2 405); näheres vom medizinischen Standpunkt aus hierzu bei 
Reuter, Lehrbuch der gerichtlichen Medizin (1933) S. 453. Auch das sog. Monstrum, die 
Mißgeburt, kann Objekt eines Tötungsdelikts sein; es dürfte hierbei nicht darauf an- 
kommen, ob die Mißgeburt menschenähnliche Bildung hatte oder nicht (LK Anm. 2, 
Olshausen Anm. 1; and. Frank Bem. I vor $ 211, Gerland S. 470). Dagegen scheidet die 
sog. Mole, das krankhaft entartete Ei (hierzu Reuter aaO S. 213), als Objekt der Tötungs- 
delikte aus. Wohl kann aber an einem todkranken Erwachsenen, an einem bereits im 
Sterben befindlichen Menschen, ein Mord oder ein anderes Tötungsdelikt begangen wer- 
den. Über die Frage der Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens und über die 
Sterbehilfe vgl. Bem. II und III vor $ 211. 


III. Der Mord wird begangen durch die Verursachung des Todes eines Menschen. Diese 
kann durch äußere Verletzung oder durch die Beibringung schädlicher Stoffe, die im 
Inneren des Menschen eine zerstörende Wirkung ausüben, erfolgen; auch die Möglich- 
keit der Tötung durch psychische Einflußnahme kann nicht in Abrede gestellt werden 
(v.Liszt-Schmidt S. 461, Olshausen Anm. 3). Eine Tötung wird auch durch Erregung 
eines sehr heftigen Schreckens oder anderer Gemütseffekte ausgeführt werden können. 

Ein Mord kann auch durch Unterlassen begangen werden (vgl. hierzu RGSt. 66 72, 
69 321 und näher oben Vorbem. VII vor $ 1). 

Über den ursächlichen Zusammenhang vgl. Vorbem. IV vor $ 1. 


IV. Wer einen Menschen unter Umständen tötet, die seine besonders verwerfliche Ge- 
sinnung oder seine Gefährlichkeit offenbaren, ist als Mörder zu bestrafen (Abs. 1). Das 
Gesetz zählt drei Gruppen von Fällen auf, in denen derartige Umstände regelmäßig an- 
zunehmen sind: es können die Beweggründe, die Ausführung der Tat oder die verfolgten 
Zwecke sein, die den Täter zum Mörder machen (Abs. 2). Diese Aufzählung in Abs. 2 
ist nicht abschließend, noch ist der Richter gezwungen, den Täter stets als Mörder zu 
bestrafen, wenn einer der in Abs. 2 genannten Umstände vorliegt. Auch wenn jemand 
etwa grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln oder zur Verdeckung einer Straftat 
getötet hat, wird z. B. das Vorliegen einer entschuldbaren heftigen Gemütsbewegung 
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die Kennzeichnung des Täters als Mörder ausschließen können (RGSt. 76 299, RG HRR 
1942 Nr. 608). Entscheidend ist stets, ob unter Berücksichtigung der Gesamtpersön- 
lichkeit und aller Umstände der Tat die Tötung als eine besonders verwerfliche anzu- 
sehen ist (RGSt. 76 299, RG HRR 1942 Nr. 608, 671,Freisler aaO S. 935, Graf Gleis- 
pach in Gürtner II S. 373, 385). Es ist aber nicht erforderlich, neben der Feststellung 
der Tatbestandsmerkmale des Mordes noch eine weitere Feststellung über den Tätertyp 
des Mörders zu treffen (RGSt. 76 299, Schmidt-Leichner DR 1941 S. 2148; vgl. noch 
oben Bem.T vor $ 211). 


1. Die Beweggründe. 


Beweggrund ist nicht gleichbedeutend mit Absicht. Der Beweggrund bezeichnet die- 
jenigen Vorstellungen, die im konkreten Fall die zum Verbrechen führende Willens- 
betätigung des Täters entscheidend beeinflußt haben, während Absicht im technischen 
Sinne den unmittelbar auf den im Gesetz angegebenen Erfolg gerichteten Willen des 
Täters bezeichnet (vgl. auch RGSt.49 142). An Beweggründen, die regelmäßig dazu 
führen, den Täter als Mörder zu bewerten, nennt das Gesetz Mordlust, Befriedigung des 
Geschlechtstriebs und Habgier. 

a) Aus Mordlust handelt der Täter dann, wenn er aus Freude an der Vernichtung 
eines Menschenlebens die Tat begeht. 

b) Die Befriedigung des Geschlechtstriebs ist dann der Beweggrund des Täters, wenn 
ihn die Vorstellung, sich an dem Opfer geschlechtlich befriedigen zu können, entschei- 
dend beeinflußt hat. Das Gesetz nennt ausdrücklich nur die Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebs, nicht aber die Erregung des Geschlechtstriebs. Handelt der Täter zur 
Erregung des Geschlechtstriebs, so wird er in der Regel aber ‚sonst aus niedrigen Be- 
weggründen‘‘ gehandelt haben. 

c) Habgier bezeichnet das Streben, das unter Mißachtung der Rechte und Interessen 
Dritter auf die Erzielung von Gewinn oder Ersparung von Ausgaben um jeden Preis ge- 
richtet ist. Ähnlich wie es RGSt. 60 306 für die Gewinnsucht getan hat, wird man die 
Habgier als Steigerung des Erwerbssinnes auf ein ungewöhnliches, ungesundes, sittlich 
anstößiges Maß bezeichnen können. Dieses Bestreben, das jederzeit die Gier nach Ge- 
winn bei sich bietender Gelegenheit erwecken kann, muß auch bei der vorliegenden Tat 
diese Gier erweckt haben, sie muß Beweggrund zu der Tat gewesen sein. Als Täter kom- 
men hier vor allem die sogenannten Raubmörder in Betracht (vgl. weiter Freisler aaO 
S. 935/36). 

d) Abgesehen von den im Gesetz aufgezählten Beweggründen ist der Täter auch dann 
als Mörder zu bestrafen, wenn er sonst aus niedrigen Beweggründen gehandelt hat. Niedrig 
sind die Beweggründe des Täters, wenn sein Handeln von Vorstellungen bestimmt war, 
die nach gesundem Volksempfinden sittlich verachtenswert sind. Hierunter könnte z. B. 
wie bereits erwähnt (oben b), die Tötung eines Menschen nur zur Erregung des Ge- 
schlechtstriebs fallen; auch Rachsucht und Neid können solche Beweggründe sein. 


2. Die Art der Ausführung. 


Durch die Art der Ausführung wird jemand, der einen Menschen tötet, dann zum Mör- 
der, wenn er die Tötung heimtückisch, grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln 
ausführt. 

a) Heimtückisch ist die Tötung, bei der Falschheit und Verschlagenheit — vielfach aus 
persönlicher Feigheit des Täters entsprungen - der Tat das Gepräge geben. Heimtückisch 
ist mehr als nur hinterlistiges Handeln (vgl. auch Schwarz ZAkDR 1941 S. 308). Es ist 
nicht entscheidend, ob die Tat von hinten ausgeführt wird oder nicht; eine infolge eines 
plötzlich gefaßten Entschlusses, sei es auch von hinten, ausgeführte Tötung braucht nicht 
heimtückisch zu sein. 
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b) Grausam ist eine Tötung dann, wenn sie ganz besonders schwere Leiden durch die 
Stärke oder durch die Dauer oder durch die Wiederholung der Schmerzverursachung 
hervorruft, und wenn sie außerdem aus einer gefühllosen und unbarmherzigen Gesin- 
nung hervorgeht (RGSt. %6 299 mit Anm. Mezger DR 1943 S. 290). Maßgebend für die 
Beurteilung dieser Frage ist das gesunde und natürliche Gefühlsleben. Eine Tötung 
kann auch dann grausam sein, wenn der Getötete wegen starker Abstumpfung seines 
Gefühlslebens die ihm zuteil gewordene Behandlung weniger empfunden hat (vgl. RGSt. 
49 389, 62 160). Die Tat kann ihres an sich grausamen Charakters dadurch entkleidet 
werden, daß der Täter zu ihr infolge einer entschuldbaren heftigen Gemütsbewegung 
hingerissen worden ist (RGSt. 76 299 mit Anm. Mezger DR 1943 S. 290). Vgl. zu diesem 
Merkmal näher E. v. Liszt GS 91 S. 206. 

c) Mörder ist ferner derjenige, der einen Menschen mit gemeingefährlichen Mitteln 
tötet. Gemeingefährlich sind Mittel dann, wenn der Täter im allgemeinen nicht die Wir- 
kung der von ihm entfesselten Kräfte bestimmen und abgrenzen kann, wenn er die Aus- 
dehnung der Gefährdung nicht in seiner Gewalt hat (vgl. RGSt.5 309). In Betracht 
kommen hier vor allem die in den $$ 306 ff. bezeichneten Mittel, insbesondere also Feuer, 
Sprengstoff und Gift. 


8. Die verlolgten Zwecke. 

Mörder ist ferner, wer einen Menschen tötet, um eine andere Straftat zu ermöglichen 
oder zu verdecken. Dieses Merkmal knüpft an den bisherigen $ 214 an, beseitigt aber die 
Beschränkungen des bisherigen Rechts und sieht auch - anders als das bisherige Recht — 
die Todesstrafe als die regelmäßige Strafe vor. Als Taten, die ermöglicht oder verdeckt 
werden sollen, kommen nur kriminellstrafbare Handlungen in Betracht, von diesen aber 
solche jeder Art, also auch Übertretungen. Der Wunsch, durch die Tötung die andere 
Tat zu ermöglichen oder zu verdecken, muß die Triebfeder des Täters gewesen sein. Die 
andere strafbare Handlung braucht zu dem Mord nicht im Verhältnis der Realkonkurrenz 
zu stehen; es kann auch Idealkonkurrenz vorliegen (and. wohl Schwarz Anm. 1 Bcß). 
Beispiele für Tötungen zur Verdeckung einer Straftat bieten etwa die Fälle, in denen 
die Zeugen eines gewaltsamen .Sittlichkeitsverbrechens getötet werden, um dadurch die 
Zeugen dieses Verbrechens zu beseitigen; in Betracht kommt weiter etwa die Verdeckung 
einer Körperverletzung (RG HRR 1942 Nr. 608). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Das Wissen und Wollen muß 
sich auch auf die verfolgten Zwecke oder die Begehungsart beziehen. Für die richtige 
Anwendung gerade dieses Tatbestandes ist es von besonderer Bedeutung, daß zum Vor- 
satz auch das Unrechtsbewußtsein gehört (vgl. Freisler aaO S. 936) ; hierüber oben $ 59 
Anm.Il2. | 


VI. Täter des Mordes wie der übrigen Tötungsdelikte kann jeder sein mit Ausnahme 
des Getöteten selbst ; über die Straflosigkeit des sog. Selbstmordes vgl. Bem. IV vor $ 211 

Für jeden Beteiligten (Täter, Anstifter, Gehilfen) ist $ 211 oder $ 212 anzuwenden, je 
nachdem ob er persönlich unter Umständen tätig geworden ist, die seine besonders ver- 
werfliche Gesinnung oder seine Gefährlichkeit offenbaren oder nicht (Schmidt-Leichner 
DR 1941 S. 2148, oben $ 50 Anm. II 1). 


Vo. Für die Mittäterschaft gelten die allgemeinen Grundsätze ($ 47). Bei Täterwillen 
genügt auch die Mitwirkung zu Vorbereitungshandlungen (RGSt. 68 101, RG LZ 1926 
Sp. 367) oder eine psychische Mitwirkung (vgl. RG LZ 1924 Sp. 754: die Mutter eines 
Kindes erteilt die von ihrem Manne gewünschte und zur Voraussetzung für die Tötung 
des Kindes gemachte Zustimmung). Es kommt auch nicht darauf an, ob ein Mittäter 
nach seiner Veranlagung fähig ist, die Tat eigenhändig auszuführen (vgl. RGSt. 68 101, 
RG JW 1988 S. 1879). Auch Nebentäterschaft ist beim Morde möglich (RGSt.55 79). 
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VII. Als Strafe ist die Todesstrafe angedroht (Abs. 1). Ist in besonderen Ausnahme- 
fällen die Todesstrafe nicht angemessen, dann ist auf lebenslanges Zuchthaus zu erkennen 
(Abs. 3). Der Gesetzgeber hat hier vor allem an die Fälle gedacht, ‚in denen Tat- oder 
Mittäterbeziehungen zu außerdeutschen Rechtskreisen eine Rolle spielen und Gleich- 
mäßigkeits- oder Gegenseitigkeitserwägungen ein Abweichen von der Todesstrafe zweck- 
mäßig erscheinen lassen, zumal gerade in diesen Fällen die Erreichung des Zieles auf dem 
Gnnadenwege nicht immer opportun ist‘ (Freisler aaO S. 932, ferner S. 934). Bei einem 
vermindert Zurechnungsfähigen besteht die Milderungsbefugnis gemäß $ 51 Abs. 2 
auch hier (RG HRR 1942 Nr. 671). Über die Strafzumessung bei Jugendlichen vgl. 
RG HRR 1942 Nr. 608. Ä 

Über die Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k Abs. 1 Nr. 3. 


IX. Über das Verhältnis zwischen Mord und Raub vgl. $ 249 Anm. VII. Zwischen Mord 
und verbotenem Waffenbesitz oder unerlaubtem Führen einer Schußwaffe kann je nach 
den Umständen Idealkonkurrenz oder Realkonkurrenz bestehen (vgl. RG HRR 1941 
Nr. 945); näher hierzu kritisch Hoche, Waffengesetz (1938) S. 136. 


X. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark; vgl. hierzu noch VO vom 
24. September 1941 (RGBI.1I S. 581). 


8 212 
Wer einen Menschen vorsätzlich tötet, ohne Mörder zu sein, wird als Totschläger mit 
lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bestraft. 


Schrifttum: Lorentz, Die Totschläger, 1932 (KriminalAbh. Heft 18). -— Többen, Unter- 
suchungsergebnisse an Totschlägern, 1932. 


I. Die Vorschrift behandelt den Totschlag. Wenn das Gesetz den Täter als Totschläger 
bezeichnet, so soll dadurch der Richter angewiesen werden, die Gesamtpersönlichkeit des 
Täters zu prüfen und zu würdigen. Einen Tätertyp des Totschlägers gibt es nicht (vgl. 
näher Bem. I vor $ 211). 

Als Totschläger wird bestraft, wer einen Menschen tötet, ohne Mörder zu sein, es sei 
denn, daß die Tat unter $ 216 oder $ 217 fällt; das letztere ist zu ergänzen (Schwarz 
ZAkDR 1941 S. 309). 


IL. Über das Schutzobjekt vgl. $ 211 Anm. 11. 


II, Als Handlung genügt hier die Verursachung des Todes eines Menschen; vgl. hierzu 
$ 211 Anm. 1Il. 


IV. Durch Einwilligung wird die Rechtswidrigkeit nicht ausgeschlossen (vgl. $ 216). 
$ 229 BGB gewährt nicht ohne weiteres ein Recht, den Verpflichteten zu töten (RGSt. 
69 310 mit Anm. Mezger JW 1935 S. 3386). Auch bei der Verfolgung eines Fliehenden 
hat nicht jedermann ohne weiteres ein Recht, den Fliehenden zu töten. Dies ergibt sich 
insbesondere auch aus den Beschränkungen, die den polizeilichen Organen bei dem 
Gebrauch von Schußwaffen auferlegt sind (RGSt. 65 392). Vgl. im übrigen noch Bem. II, 
III vor $ 211 und über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit bei der Tötung eines in der 
Geburt befindlichen Kindes $ 218 Anm. IV. 

V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 

VI. Von Entschuldigungsgründen ist der Notstand hervorzuheben. Der Täter kann 
auch dann durch Notstand entschuldigt sein, wenn er zur Abwendung einer Dauergefahr 
handelt, sofern diese gegenwärtig ist und nicht erst in der Zukunft liegt. So hat beispiels- 
weise RGSt. 60 318 die Tötung des Vaters zur Rettung der Mutter und der Schwester 
vor Gewalttätigkeiten des Vaters als durch Notstand entschuldigt angesehen, obwohl der 
letzte tätliche Angriff etwa 20 Stunden zurücklag und der Vater im Augenblick der 
Tötung im Bett lag und mit einem Hunde spielte. Vgl. noch oben $ 54 Anm. III 1. 
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vH. Ein Versuch des Totschlags ist beispielsweise gesehen worden im Anlegen einer 
Schußwaffe auch ohne gespannten Hahn (RGSt.59 386), im Beibringen eines Be- 
täubungsmittels, um alsbald nach eingetretener Betäubung zur gewaltsamen Tötung zu 
schreiten (RGSt.59 157),im Hervorziehen einer Keule unter dem Mantel, um alsbald 
zwecks Tötung zuzuschlagen (RG JW 1925 S. 1495), im Herausziehen eines wenn auch 
noch gesicherten Revolvers aus der Tasche oder in dem sonstigen Ergreifen einer 
solchen Waffe mit dem Vorsatz alsbaldiger Tötung (RGSt. 68 339); weitere Beispiele 
sind in RGSt. 68 339 angeführt. 


VII. Über die Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k Abs. 1 Nr. 3. 


IX, Verhältnis zu anderen Tatbeständen. 


1. Mit den durch den Eintritt des Todes qualifizierten Tatbeständen (z. B. $$ 178, 226) 
ist Idealkonkurrenz möglich (RGSt. 81 202, RG JW 1982 S. 2059 mit Anm. Gallas, 
RG HRR 1989 Nr. 122). Dies wird man auch dann anzunehmen haben, wenn man wie 
hier (Vorbem. IV 4 vor $ 1) erfordert, daß sich bei den erfolgsqualifizierten Delikten die 
Schuld auch auf den Eintritt des Todes beziehen muß. | 


2. Wird der Totschlag nicht vollendet, so entsteht die Frage, in welchem Verhältnis 
der versuchte Totschlag zu den Tatbeständen der Körperverletzung steht. Es wird ver- 
schiedentlich die Auffassung vertreten, daß ein Zusammentreffen zwischen Totschlag 
und Körperverletzung nicht möglich sei, weil der Vorsatz des Täters nicht gleichzeitig 
darauf gerichtet sein könne, zu töten und nicht zu töten, sondern nur gesundheitlich zu 
schädigen (RGSt. 61 375; and. früher RGSt. 28 212). Das Reichsgericht erklärt die An- 
nahme von Idealkonkurrenz nur für den Fall für zulässig, daß jemand im Beginn eines 
einheitlichen Tuns zunächst nur vom Körperverletzungsvorsatz, dann vom Tötungsvor- 
satz beherrscht wird (RGSt. 42 214, 67 367). Aber auch von diesem Fall abgesehen ist 
Idealkonkurrenz möglich. Gewiß kann der Wille des Täters nicht gleichzeitig darauf ge- 
richtet sein, zu töten und nicht zu töten, sondern nur gesundheitlich zu schädigen. Diese 
Auffassung beachtet aber, worauf Frank Bem. V vor $ 211 zutreffend hinweist, zu ein- 
seitig nur die Willensseite des Vorsatzbegriffes. Neben dem Willen ist auch das Wissen, 
die Vorstellung des Täters zu berücksichtigen. Stellt sich der Täter vor, daß die auf 
Tötung gerichtete Handlung möglicherweise nur verletzt und nimmt er in Kauf, daß er 
den anderen körperlich verletzt, so hat er hinsichtlich der Körperverletzung mit be- 
dingtem Vorsatz gehandelt. Totschlag und die $$ 223 ff. stehen also zueinander nicht im 
Verhältnis der Spezialität, sondern können miteinander konkurrieren (so außer Frank 
aaO z. B. auch v.Liszt-Schmidt S. 472 Anm. 4, früher auch RGSt. 25 321). 


X. Die Bestimmungen über den Totschlag bei Unternehmung einer strafbaren Hand- 
lung (bisher $ 214) und über den Aszendententotschlag (bisher $ 215) sind durch das 
Gesetz vom 4. September 1941 gestrichen worden. Für den ersteren Fall kann jetzt die 
Vorschrift über den Mord eingreifen (vgl. $ 211 Anm. IV, 3). Im letzteren Fall wird auch 
künftig das Verhältnis des Täters zum Getöteten regelmäßig für die Bewertung der Tat 
und der Persönlichkeit des Täters sehr erschwerend wirken. Der Richter sollte aber nicht 
stets in den Fällen an eine erhöhte Untergrenze gebunden sein, in denen etwa der Sohn 
den dem Trunk verfallenen Vater tötet, der seine Frau, die Mutter des Täters, quält und 
schwer mißhandelt. Hier ist es jetzt dem Richter überlassen, die unter Abwägung aller 
Umstände angemessene Strafe zu finden, ohne an ein zu hohes Mindestmaß gebunden 
zu sein (vgl. Freisler DJ 1941 S. 936, Graf Gleispach in Gürtner II 8. 374). 


XI. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark; vgl. hierzu noch VO 
vom 24. September 1941 (RGBl.I S. 581). 
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8 213 

War der Totschläger ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem Angehörigen zu- 
gefügte Mißhandlung oder schwere Beleidigung von dem Getöteten zum Zorne gereizt 
und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingerissen worden, oder sind andere mildernde Um- 
stände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Monaten ein. 

I. Die Bestimmung läßt die Annahme mildernder Umstände beim Totschlag ($ 212) zu; 
werden derartige Umstände angenommen, dann ist auf die im Gesetz genannte mildere 
Strafe zu erkennen (vgl. RG HRR 1940 Nr. 956). 


II. Ausdrücklich ist als mildernder Umstand die sog. Provokation hervorgehoben. 

1. Erforderlich ist zunächst, daß dem Totschläger oder einem seiner Angehörigen 
(hierzu $ 52 Anm. VII) eine Mißhandlung oder schwere Beleidigung zugefügt worden ist. 
Unter Mißhandlungen sind nicht nur körperliche Mißhandlungen zu verstehen, son- 
dern auch solche seelischer Art; die letzteren fallen nicht stets unter den Begriff der Be- 
leidigung (Kohlrausch Anm. 3; and. LK Anm. 2). Die schwere Beleidigung setzt 
nicht eine Beleidigung im technischen Sinne voraus; sie umfaßt jede schwere Ehren- 
kränkung, insbesondere den Ehebruch mit der Frau des Totschlägers (RG JW 19% 
S. 919 mit Anm. Mittermaier). Auch fortlaufende, sich immer mehr steigernde leichte 
Kränkungen können in ihrem Zusammenwirken eine schwere Beleidigung darstellen 
(RG HRR 1982 Nr. 1176). Als Beleidigung kann z. B. auch die Bedrohung mit einem 
Feuerhaken angesehen werden (RG HRR 19835 Nr. 312). Es ist nicht erforderlich, daß 
die einem Angehörigen zugefügte Beleidigung auch von diesem als schwer empfunden 
wird; es kommt vielmehr darauf an, ob eine Kränkung vorliegt, die, sachlich beurteilt, 
als eine schwere zu gelten hat (RGSt. 66 162, RG HRR 1986 Nr. 1390). 

2. Der Totschläger muß ohne eigene Schuld durch die Mißhandlung oder schwere Be- 
leidigung zum Zorne gereizt und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingerissen worden 
' sein. 

a) Ohne eigene Schuld ist der Totschläger gereizt worden, wenn er zu der Mißhandlung 
oder Beleidigung keine genügende Veranlassung gegeben hat; eigene Schuld liegt also 
nicht schon dann vor, wenn der Täter dem anderen überhaupt einen Anlaß zur Mißhand- 
lung gegeben hat (RG JW 1986 S. 2998, DR 1940 S. 682). Die Bestimmung ist nur dann 
unanwendbar, wenn der Täter zu dem Verhalten des Getöteten, das ihn zum Zorne reizte 
und dadurch zur Tat hinriß, in dem gegebenen Augenblick schuldhaft genügende 
Veranlassung gegeben hatte (RG HRR 19836 Nr. 1390). 

b) Auf der Stelle ist der Täter dann zur Tat hingerissen worden, wenn sie durch die 
Gemütsbewegung verursacht worden ist, die durch die vorangegangene Mißhandlung 
oder schwere Beleidigung ausgelöst worden ist. Es wird nicht vorausgesetzt, daß die Tat 
der Mißhandlung oder Beleidigung unmittelbar folgt; ein gewisser zeitlicher Zwischen- 
raum steht der Anwendung der Vorschrift nicht entgegen (RGSt. 66 160, 69 314, RG 
JW 1935 S. 526, RG HRR 1987 Nr. 1052); es ist nicht erforderlich. daß der Zorn den 
Täter zur Zeit der Tat noch vollständig beherrscht (RG HRR 1989 Nr. 653; and. Ols- 
hausen Anm.4). 

8. Es muß weiter eine gewisse Verhältnismäßigkeit zwischen der Schwere der Kränkung 
und der Tat bestehen. So hat RG JW 1989 S. 147 angenommen, daß das bloße Vergra- 
men eines Rehbocks ein zu geringfügiger Anlaß ist, als daß es sich rechtfertigen ließe, 
zugunsten des Täters den $ 213 anzuwenden; and. aber bezüglich der Verhältnismäßig- 
keit RGSt. 66 161. 

III. Nimmt der Täter irrtümlich das Vorliegen einer Mißhandlung oder schweren Be- 
leidigung an, dann ist auch auf Grund des $ 213 zu bestrafen (RGSt. 69 314, RG JW 1980 
S. 919; and. Olshausen Anm. 3a). 


IV. Auch diese Vorschrift gilt in den Reichsgauen der Ostmark (RG DR 1942 S. 1148). 
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V. Das kommende Recht will eine mildere Strafe dann androhen, wenn sich der Totschläger durch 
entschuldbare heftige Erregung zu der Tat hat hinreißen lassen oder wenn sonst ein minder schwerer 
Fall vorliegt. Vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 384, 386. 


8 214 


ist durch das Ges. vom 4. September 1941 gestrichen worden; vgl. $ 212 Anm. X. 


S 215 


ist durch das Ges. vom 4. September 1941 gestrichen worden; vgl. $ 212 Anm. X. 


8 216 

Ist jemand durch das ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Getöteten zur Tötung 
bestimmt worden, so ist auf Gefängnis nicht unter drei Jahren zu erkennen. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Klenner, Die Tötung auf Verlangen, 1925. -— Többen, Die Tötung auf Verlangen 
Deutsche Zeitschrift für die gesamte gerichtliche Medizin Bd. 29 (1938) S. 443. 

I. Die Tötung auf Verlangen ist mit einer erheblich milderen Strafe bedroht als der 
Mord oder der Totschlag, weil die Gesinnung desjenigen, der auf Verlangen tötet, eine 
ganz andere ist als die eines Mörders oder Totschlägers. Die Novelle vom 4. September 
1941 hat daher diesen Tatbestand bestehen lassen; auch für das kommende Recht ist 
eine entsprechende Bestimmung vorgesehen (unten VIII). 

Die Bestimmung stellt eine selbständige strafbare Handlung dar; es handelt 
sich nicht nur um einen Strafmilderungsgrund für Mord oder Totschlag (RGSt. 58 293, 
LK Anm. 1, Mezger Grundriß S. 230, Olshausen Anm. 1; and. Frank Anm. I; zwei- 
felnd Kohlrausch Anm. 1). Daraus ergibt sich, daß $ 213 auf die Tötung auf Verlangen 
nicht anzuwenden ist (RGSt. 45 248, Gerland S. 475, LK Anm. 6, Olshausen Anm. 6; 
and. Binding Lehrbucht 1 S. 35, Frank Anm. III, auch Mezger Grundriß S. 231, sowie 
OG Danzig JW 1925 S. 1520 auf Grund einer berichtigenden Auslegung). 

Über Sterbehilfe vgl. Bem. III vor $ 211. 


H. Erforderlich ist ein ausdrückliches und ernsthaftes Verlangen des Getöteten. 


1. Zum Verlangen gehört tätiges Handeln mit dem Ziele, auf den anderen einzuwirken 
(RGSt. 68 307 mit Anm. Matzke JW 1935 S. 285). Die erste Anregung kann zwar vom 
Täter ausgegangen sein; es genügt aber nicht, daß der Getötete nur das ihm bekannte 
Vorhaben des Täters gebilligt hat, daß er nur mit ihm einverstanden gewesen ist oder 
daß sein Wille nicht entgegengestanden hat. Dies ist insbesondere dann wichtig, wenn 
ein Liebespaar den gemeinsamen Tod beschließt und derjenige Teil, dem die Ausführung 
zufällt, am Leben bleibt (Frank Anm. I). Das Verlangen braucht nicht gerade an den 
Täter gerichtet zu sein; es genügt auch ein allgemein ausgesprochenes Verlangen. Ist es 
aber an eine bestimmte Person gerichtet, so ist die Vorschrift nicht auf den dritten 
Täter anzuwenden. | | 

Hat der Täter das Verlangen des Getöteten arglistig hervorgerufen, z. B. durch Vor- 
spiegelung eigener Selbstmordabsichten, dann ist die Bestimmung nicht anwendbar; denn 
dann hat in Wahrheit nicht der Getötete, sondern der Täter das Verlangen gehabt (ebenso 
im Ergebnis RG JW 1988 S. 961 mit Anm. Hall). 


2. Ausdrücklich ist das Verlangen dann, wenn es in eindeutiger, nicht mißzuverstehen- 
der Weise seinen Ausdruck gefunden hat. Dies braucht nicht notwendig in Worten zu 
erfolgen, sondern kann auch durch unzweideutige, nicht mißzuverstehende Gebärden 
geschehen. Ein aus bloßen Vermutungen oder aus schlüssigen Handlungen gefolgertes 
Verlangen genügt nicht (RGSt. 57 381, Olshausen Anm. 2). 


8. Das Verlangen muß ferner ernstlich sein. Das Verlangen muß dem wahren Willen des 
Verlangenden entsprechen. Ausgeschlossen sind daher die Fälle, in denen das Verlangen 
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nur der Ausfluß vorübergehender Stimmung oder eines Rauschzustandes ist. Ein Ver- 
langen ist ferner auch dann nicht ernstlich, wenn der Verlangende dauernd nicht im- 
stande ist, einen wahren Willen zu haben, sofern ihm dauernd der Einblick in die Trag- 
weite seines Tuns fehlt. Im Sinne dessen, was die Rechtsprechung zu den $$ 42b, 330.a 
entwickelt hat, wird also mindestens eine tatsächliche Handlungsfähigkeit bei dem Ver- 
Jangenden vorauszusetzen sein. Geisteskrankheit und Jugendlichkeit können diesen 
wahren Willen und die tatsächliche Handlungsfähigkeit ausschließen; sie brauchen es 
aber nicht stets (Frank Anm. 11 2, Gerland S. 475). Zurechnungsfähigkeit im straf- 
rechtlichen Sinne ist nicht erforderlich, wie v.Liszt-Schmidt S. 472 Anm. 1 zutreffend 
ausführen, da es sich nicht um Schuldfragen in der Person des Getöteten handelt; 
dagegen setzen LK Anm.3, Olshausen Anm. 2, Rittler II S.6 für die Ernsthaftig- 
keit des Verlangens stets Zurechnungsfähigkeit voraus, für die Regel wohl auch 
RGSt. 72 400. 


II. Durch das Verlangen muß der Täter zur Tötung bestimmt worden sein. Wer bereits 
entschlossen ist, kann nicht bestimmt werden (RGSt. 68 307 mit Anm. Matzke JW 1935 
S. 285). Ebensowenig kann derjenige bestimmt werden, der von dem Verlangen nichts 
weiß. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 

Nimmt der Täter irrtümlich an, es liege ein ausdrückliches und ernstliches Verlangen 
vor, dann ist er nicht aus $ 211 oder aus $ 212, sondern nur aus $ 216 zu bestrafen (Frank 
Anm. IV). 


V. Der Versuch ist jetzt ausdrücklich mit Strafe bedroht (Abs. 2). 


VI. Zweifelhaft kann bisweilen die Abgrenzung der Tötung auf Verlangen gegenüber 
der straflosen Beihilfe zum Selbstmord sein. Maßgebend muß hier die Willensrichtung 
der handelnden Personen sein. Auch dann, wenn zwei Personen zunächst allgemein 
in Aussicht genommen haben, gemeinsam aus dem Leben zu scheiden, kann jeder den 
Tod der anderen als Täter wollen. Es braucht daher auch in einem solchen Falle nicht 
stets straflose Beihilfe zum Selbstmord vorzuliegen; es kann auch der Tatbestand 
der Tötung auf Verlangen erfüllt sein (vgl. RG JW 1921 S.579 mit Anm. Merkel, 
LK Anm. 2). 


VI. Mit Mord oder Totschlag ist dann Idealkonkurrenz möglich, wenn durch dieselbe 
Handlung eine zweite Person getötet worden ist, hinsichtlich der nicht die Voraussetzun- 
gen des $ 216 vorliegen (RGSt. 58 293). 

VII. Für das kommende Recht ist ein dem geltenden Recht inhaltlich im wesentlichen entsprechen- 


der Tatbestand vorgesehen. Die zu hohe (LK Anm. 1) Mindeststrafe des geltenden Rechts soll aber 
auf Gefängnis nicht unter 6 Monaten herabgesetzt werden. Vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 386. 


8 217 


Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der Geburt vorsätzlich 
tötet, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter zwei 
Jahren ein. 

Schrifttum: Buhtz und Beck, Kindestötung, in: Handwörterbuch der gerichtlichen Medizin, 
herausg. von v. Neureiter u.a. (1940) S. 392. -— Gummersbach, Kindesmord und Kindestotschlag, 
ZStW 54 S. 232. - Gummersbach, Untersuchungen über die Milderungsgründe für die Kindestötung, 
GS 107 S. 179. - Gummersbach, Zur kriminologischen und rechtlichen Beurteilung der Kindes- 


tötung, MonKrimBiol. 1937 S. 364. -— Gummersbach, JW 1934 S. 262. 871. -— Ludochowski (an- 
geführt Vorbem. I vor $ 211). -— Walcher, Das Neugeborene in forensischer Hinsicht, 1941. 


I. Die Bestimmung droht für die Kindestötung eine mildere Strafe als sonst für vor- 
sätzliche Tötungen an. Der Grund der Strafmilderung ist die seelische, oft auch wirt- 
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schaftliche Notlage der unehelichen Mutter in Verbindung mit dem Erregungszustand 
der Geburt (über die tatsächliche Bedeutung dieser Gründe vgl. Gummersbach GS 107 
S. 188). 

Die Vorschrift enthält ein selbständiges Delikt (so die herrschende Meinung, z. B. 
Frank Anm. VI, Mezger Grundriß S.186, 187; and. Kohlrausch Anm. 5, v. Liszt- 
Schmidt S. 272, nach denen es sich um einen bloßen Strafmilderungsgrund handelt). 
Daraus ergibt sich, daß $ 213 auf die Kindestötung nicht anzuwenden ist (RGSt. 59 9, 
Frank Anm. VI, Mezger Grundriß S.187; and. Binding Lehrbuch 1 S. 33). 


IH. Objekt der Tat ist ein uneheliches Kind. Unehelich ist ein Kind, dessen Eltern we- 
der zur Zeit des Beischlafs noch zur Zeit der Geburt in formell gültiger Ehe miteinander 
verheiratet waren (Frank Anm. I). Ein Kind, das vor der Ehe von dem späteren Ehe- 
mann empfangen und dann in der nachfolgenden Ehe geboren worden ist, ist ein ehe- 
liches Kind, ebenso ein in der Ehe erzeugtes Kind, das nach Auflösung der Ehe geboren 
wird. Die sich im bürgerlichen Recht findenden Vermutungen sind für das Strafrecht 
nicht entscheidend. 


III. Die Handlung besteht in der Tötung in oder gleich nach der Geburt. Überein- 
stimmend wird angenommen, daß die tötende Handlung, nicht der Tod selbst in der an- 
gegebenen Frist erfolgt sein muß. Dadurch, daß die Schwangere die Bedingung, die nach- 
her zum Tode des Kindes führt, schon vor dem Beginn des Geburtsaktes setzt, wird nach 
RGSt. 62 200 nicht ausgeschlossen, daß die Tötung in oder gleich nach der Geburt erfolgt. 


1. In der Geburt bedeutet, daß die Geburt ihren Anfang genommen haben muß. 
Dies ist der Fall, wenn die schließlich zur Ausstoßung führenden Wehen begonnen haben. 
Vgl. noch $ 211 Anm. 111. 


2. Gleich nach der Geburt bezeichnet keinen bestimmten Zeitraum; maßgebend 
ist, ob die durch die Geburt hervorgerufene Gemütsbewegung zur Zeit der Tat noch 
anhält. 

8. Die Tat kann auch durch Unterlassen begangen werden; vgl. hierzu RG HRR 1927 
Nr. 977, RGSt. 62 200, 72 373 mit Anm. Kohlrausch ZAkDR 1939 $. 244. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


Hält die Täterin irrtümlich ein eheliches Kind für unehelich, so ist sie trotzdem aus 
$ 217 zu bestrafen (Binding Lehrbuch 1 S. 32, Frank Anm. VI, Mezger Grundriß S. 187; 
and. v.Liszt-Schmidt S. 470; vgl. bereits oben $ 59 Anm. VI, 1 d). Hält die Täterin 
umgekehrt irrtümlich ein uneheliches Kind für ehelich, so liegt untauglicher Versuch 
nach $ 211, 212 vor (Binding Lehrbuch 1 S. 32, LK Anm. 5, Mezger Grundriß $. 187; für 
Anwendung der $$ 211, 212 aus einem anderen Grunde auch Kohlrausch Anm. 5; dem- 
gegenüber wollen auch in diesem Falle $ 217 anwenden Gerland S. 476, v.Hippel Lehr- 
buch S. 192, v.Liszt-Schmidt S. 470, Olshausen Anm. 5. 


V, Täter kann nur die uneheliche Mutter sein. 


Teilnehmer werden gemäß $ 50 nach $ 211 oder nach $ 212 bestraft (RGSt. 72 373, 
74 86). Die Mutter, die an der von einem anderen vorgenommenen Kindestötung teil- 
nimmt, ist dagegen nach $ 217 strafbar. 


VI. Gesetzeskonkurrenz besteht mit der Aussetzung (vgl. $ 221 Anm. VII). 


viI. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen, um nicht durch 
eine besonders milde Strafdrohung den Anschein zu erwecken, ‚als ob das Leben des Neugeborenen 
von minderem Wert sei oder der Typus der Kindesmörderin im Lichte Gounodscher Verklärung Mar- 
garethens gesehen werde‘ (Graf Gleispach in Gürtner II S. 376). Freisler DJ 1941 S. 936 bemerkt 
dagegen, daß die selbständige strafrechtliche Behandlung der Kindestötung dem Empfinden des Vol- 
kes entspreche. 
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Eine Frau, die ihre Leibesfrucht abtötet oder die Abtötung durch einen anderen zuläßt, 
wird mit Gefängnis, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

Wer sonst die Leibesfrucht einer Schwangeren abtötet, wird mit Zuchthaus, in minder 
schweren Fällen mit Gelängnis bestraft. Hat der Täter dadurch die Lebenskraft des deut- 
schen Volkes lortgesetzt beeinträchtigt, so ist auf Todesstrafe zu erkennen. 

Wer einer Schwangeren ein Mittel oder einen Gegenstand zur Abtötung der Leibesfrucht 
verschafft, wird mit Gefängnis, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. 


Schrifttum: Kleinschmidt, Abtreibung, in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd.I (1933) 
s.3. -— Inderheggen, Das Delikt der Abtreibung im Landgerichtsbezirk M.-Gladbach in der Zeit 
von 1908 bis 1938. 1940 (Untersuchungen zur Kriminalität in Deutschland Heft 7). -— Jahns, Das 
Delikt der Abtreibung im Landgerichtsbezirk Duisburg in der Zeit von 1910 bis 1935. 1938 (Unter- 
suchungen zur Kriminalität in Deutschland Heft 2). - Köhler, Das Delikt der Abtreibung im Bezirk 
des Landgerichts Gera in den Jahren 1896 bis 1930. 1935 (Untersuchungen zur Kriminalität in Thü- 
ringen Heft 3).- Meisinger, Die Bekämpfung der Abtreibung als politische Aufgabe, Deutsche 
Zeitschrift für die gesamte gerichtliche Medizin Bd. 32 S. 226. — Pietrusky, Fruchtabtreibung, in: 
Handwörterbuch der gerichtlichen Medizin, herausg. von v. Neureiter u. a. (1940) S. 242. 

I. Die Vorschrift behandelt die Abtreibung. Geschützt wird durch die Bestimmung 
die Leibesfrucht als Keim der sich in ihr entwickelnden Persönlichkeit (RGSt. 67 207, 
RG DR 1940 S. 26). Zu unterscheiden ist dabei zwischen der Abtreibung durch die 
Schwangere selbst, scgen. einfache Abtreibung (Abs. 1) und der Abtreibung durch einen 
Dritten, sogen. schwere Abtreibung (Abs. 3). In Abs. 1 und in Abs. 3 handelt es sich 
um zwei selbständige Tatbestände. Unzutreffend ist es aber, wenn RGSt. 74 22 die 
unter diese beiden Bestimmungen fallenden Straftaten als eigenhändige Straftaten an- 
sieht; zutreffende Kritik an dieser Entscheidung von Mezger DR 1940 S. 496, weiter 
auch von Lange, Die notwendige Teilnahme (1940) S. 71 Anm. 2. 

Vgl. auch Nr. 373 Richtlinien für das Strafverfahren. 


II. Gegenstand der Abtreibung ist die menschliche Leibesfrucht bis zum Beginn der 
Geburt (hierzu $ 211 Anm. Il 1). Auch die sog. Mißbildung ist eine durch die vorliegende 
Bestimmung geschützte Frucht. Dagegen ist die Mole, d.h. das krankhaft entartete Ei, 
kein Objekt der Abtreibung, ebenso auch nicht die bereits abgestorbene Frucht (Gerland 
3.479). 

Der Reichsminister der Justiz kann im Erlaßwege anordnen, daß die Vorschrift auf 
Straftaten gegen Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige deutscher 
Volkszugehörigkeit sind, nicht anzuwenden ist ($ 8 VO vom 9. März 1943, RGBI. I 
8. 140). 


III. Die Handlung besteht in dem Abtöten der Leibesfrucht. Dieses kann entweder 
dadurch erfolgen, daß die Frucht im Mutterleibe vor ihrem Abgange getötet wird, oder 
dadurch, daß der vorzeitige Abgang der Frucht aus dem Mutterleibe herbeigeführt wird. 
Die angewandten Mittel können äußerliche oder innerliche sein. 

Durch einen Selbstmord kann sich die Schwangere der vollendeten oder versuchten 
Abtreibung schuldig machen, wenn sie sich im Augenblick der Tat der Folgen bewußt ist 
(Binding Lehrbuch 1 S. 39, Frank Anm. II, LK Anm. 3, v. Liszt-Schmidt S.500, RG 
DR 1940 S. 26). 


IV. Täter kann die Schwangere selbst oder ein Dritter sein. Mittelbare Täterschaft 
ist in beiden Fällen möglich, für den Abs. 1 allerdings nur in der Weise, daß sich die 
Schwangere eines Werkzeugs bedient (RGSt. 74 23 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 496). 

1. Täterschaft der Schwangeren kommt entweder in der Weise in Betracht, daß sie 
selbst an ihrer Frucht die Tötungshandlung vornimmt oder dadurch, daß sie die Tötung 
durch einen Dritten zuläßt (Abs. 1). Auch im letzteren Falle ist die Schwangere also 
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nicht nur Gehilfin, sondern Täterin. Zulassen der Tötung bedeutet soviel wie Einwilli- 
gung in die Tötung. Erforderlich ist, daß sich die Schwangere ausdrücklich oder still- 
schweigend mit der Abtreibung einverstanden erklärt hat. Ein Zulassen liegt auch vor, 
wenn sich die Schwangere narkotisieren läßt, damit in diesem Zustand an ihr die Abtrei- 
bung durch den Dritten vorgenommen wird (Gerland S. 479). Die Zulassung muß ernst- 
lich und mit vollem Verständnis der Sachlage erteilt sein. Ob diese Voraussetzung gege- 
ben ist, ist nach Lage des einzelnen Falles zu entscheiden; das Alter allein ist nicht 
maßgebend. Auch die minderjährige Schwangere kann zulassen, nicht dagegen die 
geisteskranke Schwangere. 


2. Täter kann auch ein anderer sein (Abs. 3). Das Gesetz unterscheidet auch hinsicht- 
lich der Strafdrohung nicht mehr, ob der andere die Tat mit oder ohne Einwilligung 
der Schwangeren vornimmt.-Es handelt sich in Abs. 2 um einen zur selbständigen Straf- 
tat ausgestalteten Fall der Beihilfe (RGSt. 74 22). 


V. Die Rechtswidrigkeit wird durch Einwilligung der Schwangeren nicht ausgeschlos- 
sen (RGSt. 70 108). Im übrigen ist hinsichtlich der Rechtfertigungsgründe folgendes 
hervorzuheben: 


1. Die sog. medizinische Indikation der Schwangerschaftsunterbrechung, d.h. der Ein- 
griff zur Rettung von Leben und Gesundheit der Mutter, ist jetzt gesetzlich als Recht- 
fertigungsgrund anerkannt ($ 14 Ges. zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 
14. Juli 1933 (RGBI. IS. 529) in der Fassung des Ges. vom 26. Juni 1935 [RGBI. I S.773], 
Art. 2-5, 14 der 4. AusführungsVO vom 18. Juli 1935 [RGBl.1 S. 1035]) ;! dazu jetzt 
noch $ 5 VO vom 31. August 1939, RGBI. I 8. 1560. Danach gilt folgendes. 


a) Voraussetzung ist einmal, daß ein Arzt die Schwangerschaftsunterbrechung nach 
den Regeln der ärztlichen Kunst zur Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder 
die Gesundheit desjenigen, an dem er sie vornimmt, vollzieht ($ 14 Abs. 1 Ges.). Der 
Unterbrechung der Schwangerschaft steht dabei die Tötung eines in der Geburt befind- 
lichen Kindes gleich (Art. 2 AusführungsVO). 


b) Erforderlich ist weiter grundsätzlich die Einwilligung der Mutter ($ 14 Abs. 1 Ges.). 
Kann der Mutter nach Ansicht des Amtsarztes die Bedeutung der Maßnahme nicht ver- 
ständlich gemacht werden, dann ist die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters oder des 
Pflegers erforderlich (Art. 3 AusführungsVO). Ohne Einwilligung ist der Eingriff nur 
statthaft, wenn er wegen unmittelbarer Gefahr für Leben oder Gesundheit nicht auf- 
geschoben werden kann (Art. 4 AusführungsVO). Fehlt es an der Einwilligung der Mut- 
ter und liegt auch nicht die zuletzt genannte Ausnahme vor, dann ist, der Arzt wegen 
Abtreibung strafbar, auch wenn die unter a) genannten Voraussetzungen gegeben Sind 
(Mezger, Deutsches Strafrecht [Leitfaden 1936] S. 78, Schäfer-Dohnanyi S. 39; and. 
E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht [1939] S. 134). 


c) Vorausgesetzt wird schließlich, daß eine Gutachterstelle den Eingriff für erforder- 
lich erklärt hat. Von dieser Voraussetzung kann nur bei unmittelbarer Gefahr für Leben 
oder Gesundheit der Schwangeren abgesehen werden (Art. 5 AusführungsVO). Ein Arzt, 
der bei Vorliegen der unter a) und b) genannten Voraussetzungen die Anhörung der Gut- 
achterstelle unterläßt, ist nicht wegen Abtreibung, sondern auf Grund des Art. 14 Aus- 
führungsVO zu bestrafen (hierzu RGSt. 78 162). 


2. Gerechtfertigt ist die Schwangerschaftsunterbrechung auch in gewissem Umfange 
bei sog. eugenischer Indikation, d.h. wenn der Eingriff zur Verhütung kranker oder 


! Vgl. noch: Richtlinien für Schwangerschaftsunterbrechung und Unfruchtbarmachung aus gesund- 
heitlichen Gründen, herausg. von der Reiclisärztekammer, 1936. 
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minderwertiger Nachkommenschaft erfolgt ($ 10a Ges. zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses vom 14. Juli 1933 in der Fassung des Ges. vom 26. Juni 1935, RGBl. I 8. 773). 
Hat ein Erbgesundheitsgericht rechtskräftig auf Unfruchtbarmachung einer Frau er- 
kannt, die zur Zeit der Durchführung der Unfruchtbarmachung schwanger ist, so kann 
die Schwangerschaft mit Einwilligung der Schwangeren unterbrochen werden, es sei 
denn, daß die Frucht schon lebensfähig ist oder die Unterbrechung der Schwangerschaft 
eine ernste Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Frau mit sich bringen würde. 
Als nicht lebensfähig ist die Frucht dann anzusehen, wenn die Unterbrechung vor Ab- 
lauf des 6. Schwangerschaftsmonats erfolgt. 


8. Die sog. soziale, insbesondere die wirtschaftliche Indikation der Schwangerschafts- 
unterbrechung, d.h. der Eingriff zur Verhütung sozialer und wirtschaftlicher Schädi- 
gungen durch Nachkommenschaft, ist nicht als Rechtfertigungsgrund anerkannt (Mer- 
ger Grundriß S. 181, Olshausen Nachtrag S. 192). Über die sogenannte gemischte medi- 
zinisch-soziale Indikation vgl. RG JW 1988 S. 2060. 


4. Die sog. ethische Indikation der Schwangerschaftsunterbrechung, d.h. der Eingriff 
zur Beseitigung einer Leibesfrucht, die aus einem verbrecherischen Angriff entstanden 
ist, ist bisher gesetzlich nicht als Rechtfertigungsgrund anerkannt; vgl. Mezger Grund- 
riß S. 224. Über Abtreibung in Notzuchtsfällen vgl. noch Oetker GS 84 $.1. Über die 
Unterbrechung der Schwangerschaft im Anschluß an eine Rassenschändung vgl. Becker 
GS 113 S. 280. Glaubt ein Arzt in den genannten Fällen eine Abtreibung befürworten 
zu sollen, so darf er nicht eigenmächtig die Schwangerschaft unterbrechen, sondern muß 
mit dem Gutachterausschuß Fühlung nehmen (vgl. $5 VO vom 18. Juli 1935, RGBl. I 
S. 1035). 


5. Trotz der erwähnten gesetzlichen Regelungen kann auch im Bereich der Abtreibung 
die Rechtswidrigkeit durch übergesetzlichen Notstand ausgeschlossen werden (hierzu 
Bem. 111 8 vor $ 51); dies kann z. B. bei Vornahme einer medizinisch indizierten Schwan- 
gerschaftsunterbrechung durch eine Hebamme der Fall sein (Kohlrausch Anm.3 |, 
wohl auch Welzel S. 51; and. Olshausen Nachtrag S. 192, wohl auch RGSt. 72 59, 78 163). 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; fahrlässige Abtreibung ist 
nicht mit Strafe bedroht. Der Vorsatz muß darauf gerichtet sein, die Frucht abzutöten 
(RGSt.4 381). 


Nach dem in der Ostmark geltenden Recht ist fahrlässige Abtreibung in gewissem Umfange straf- 
bar ($ 357a österr. StG und Rittler II S. 15). 

VII. Die Tat ist erst vollendet, wenn die Frucht getötet ist (hierzu noch RG HRR 1989 
“ Nr. 396). Die vollendete Abtreibung setzt nicht voraus, daß die Schwangere die Tötung 
ihrer Frucht überlebt hat (RGSt. 67 207). Ein strafbarer Versuch kommt auch bei Zu- 
lassung der Abtreibung (oben IV 1) in Betracht (RGSt. 61 362). Für den Versuch ist hier 
von besonderer Bedeutung, daß auch der sog. untaugliche Versuch strafbar ist (vgl. 843 
Anm. Il). Strafbar ist z. B. der Abtreibungsversuch einer Frau, die sich irrig für schwan- 
ger hält (RGSt. 47 66) ; strafbar ist weiter auch der Abtreibungsversuch mit untauglichen 
Mitteln (RGSt. 1 439, 17 159), schließlich auch der Abtreibungsversuch an einer nicht- 
schwangeren Frau mit untauglichen Mitteln (RGSt. 84 218, 68 13). Eine straflose Vor- 
bereitungshandlung ist es dagegen, wenn eine Frau in ein Sanatorium eintritt, um 
dort eine Abtreibung vornehmen zu lassen (RG HRR 1980 Nr. 1671); weiteres Beispiel 
RGSt. 76 378. Zur Abgrenzung von Versuch und Vorbereitung vgl. RG JW 19839 S. 90, 
RGSt. 76 384, weiter auch noch LG Chemnitz DStR 1986 S. 299 mit Anm. Klee. 

Über Rücktritt vom Versuch vgl. $46 sowie besonders über das Merkmal der Freiwillig- 
keit dort Anm. II 2. Auch bei Ausspeien eines Mittels wegen widrigen Geschmacks kann 
ein freiwilliger Rücktritt vorliegen (RGSt. 85 102). 
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vIM. Beihilfe zur Abtreibung leistet auch ein Verlobter, der nicht der von seiner Braut 
beabsichtigten Abtreibung entgegentritt, die von ihm ein Kind erwartet (LG Weimar, 
JW 1988 S. 3031; and. RGSt. 56 169). Mittäterschaft zwischen den Straftaten der Schwan- 
geren (Abs. 1) und des anderen (Abs. 3) ist möglich (Mezger DR 1940 S. 496, Olshausen 
Anm.10b; and. RGSt. 72 404, 74 22). Dadurch, daß es sich in Abs. 1 und in Abs. 3 
um verschiedene Strafgesetze handelt (oben I), wird Mittäterschaft nicht ausgeschlossen 
(vgl. $47 Anm. IV). Eine Beihilfe des einen an der Tat des anderen kommt neben solcher 
Mittäterschaft nicht mehr in Betracht. Näher zu diesem Fragenkreis Lange, Die not- 
wendige Teilnahme (1940) S. 71 ff.; gegen die beiden angeführten Entscheidungen des 
RG auch Schwarz Anm. 5. 


IX. Die Strafdrohung ist verschieden, je nachdem, ob die Tat von der Schwangeren 
selbst begangen (oder zugelassen) wird, oder ob sie ein Dritter begeht. Diese verschie- 
dene Bewertung beruht darauf, daß die Tat der Schwangeren in der Regel aus einer 
Konfliktslage zu erklären ist; der Dritte, der eine Abtreibung begeht oder versucht, 
befindet sich dagegen seltener in einer derartigen Konfliktslage. 


1. Für die Schwangere als Täterin ist in der Regel Gefängnis angedroht; nur in be- 
sonders schweren Fällen ist bei ihr die Strafe Zuchthaus (Abs. 1). Die Tat der Schwan- 
geren wird in den meisten Fällen durch eine Konfliktslage hervorgerufen sein, vor allem 
bei einer ledigen Schwangeren; in diesen Fällen ist auf eine Gefängnisstrafe zu erkennen. 
Ist aber Beweggrund zur Tat lediglich der Wunsch der Schwangeren, unbehindert durch 
das Austragen und durch das Aufziehen eines Kindes Vergnügungen nachgehen zu kön- 
nen, dann kann eine Zuchthausstrafe in Betracht kommen; die Verhängung einer Zucht- 
hausstrafe kann z. B. ferner geboten sein, wenn sich eine verwerfliche Abneigung gegen 
die Erfüllung der Mutterschaftspflichten in einem raffinierten Vorgehen der Schwan- 
geren bei der Abtreibung zeigt. 


2. Für die Tat des Dritten ist regelmäßig Zuchthaus angedroht ; nur für minder schwere 
Fälle ist Gefängnis vorgesehen (Abs. 3). Die Strafzumessung für den Dritten muß un- 
abhängig von der Strafzumessung für die Schwangere erfolgen ($ 50 Abs. 1). Auch wenn 
die Abtreibung, soweit sie die Schwangere selbst betrieben hat, aus ihrer Konfliktslage 
heraus milder zu beurteilen ist, ist die Tat des Dritten lediglich nach seinen Beweggrün- 
den und seinen Verhältnissen zu bewerten. Eine Zuchthausstrafe ist vor allem dann 
zu verhängen, wenn der Täter in der Absicht handelt, sich durch die Begehung von Ab- 
treibungen eine Einnahmequelle zu verschaffen. Es ist dabei nicht erforderlich, daß 
erhebliche Einnahmen erzielt oder erstrebt werden. Diese Absicht kann auch dann vor- 
liegen, wenn der Täter in einem einzelnen Falle überhaupt keine besondere Vergütung 
bekommen oder gefordert oder erwartet hat, sondern nur tätig geworden ist, um seinen 
Kundenkreis zu vergrößern und seinen Ruf als gewandter Abtreiber zu verbreiten, um 
immer mehr Abtreibungen vornehmen zu können, und zwar auch gegen Entgelt (RG 
DJ 1986 S. 1193). Eine Zuchthausstrafe ist ferner geboten, wenn der Täter die Vornahme 
der Abtreibung davon abhängig macht, daß die Frau sich ihm hingibt. Grundsätzlich 
ist auf diese Strafe weiter auch zu erkennen, wenn der Täter ohne oder gegen den Willen 
der Schwangeren gehandelt hat. Ein minder schwerer Fall, für den Gefängnis zu ver- 
hängen ist, kann gegeben sein, wenn die Konfliktslage der Schwangeren den Dritten so 
berührt, daß diese auch für ihn bestimmend geworden ist; dies kann z. B. bei der Vor- 
nahme einer Abtreibung durch einen Angehörigen, z. B. durch eine Schwester der Schwan- 
geren, der Fall sein. Ein minder schwerer Fall kann ferner dann gegeben sein, wenn zwar 
nicht die Voraussetzungen einer medizinischen oder eugenischen Indikation vorlagen, 
aber doch ähnliche Umstände, die besorgen ließen, daß die Geburt eines gesunden Kindes 
nicht zu erwarten war (Rietzsch DJ 1943 S. 243). In diesen Fällen kann auch eine Ab- 
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treibung durch einen Heilpraktiker oder durch eine Hebamme als minder schwerer Fall 
zu bewerten sein. Regelmäßig wird bei Personen, die kraft ihrer Berufsstellung, z.-B. 
als Arzt, Apotheker, Heilpraktiker, Hebamme besonders verpflichtet sind, sich von 
jeder Abtreibung fernzuhalten, auf eine Zuchthausstrafe zu erkennen sein. 


8. Auf Todesstrafe ist zu erkennen, wenn ein Dritter als Täter die Lebenskraft des 
deutschen Volkes fortgesetzt durch Abtreibungen beeinträchtigt hat (Abs. 3 
Satz 2). Die Lebenskraft des deutschen Volkes wird beeinträchtigt, wenn die Erwartung 
berechtigt war, daß die Schwangerschaft zur Geburt eines gesunden Kindes führen 
würde. Eine fortgesetzte Beeinträchtigung ist nur dann gegeben, wenn mehrere Fälle 
von Abtreibungen feststellbar sind. Die Verhängung der Todesstrafe setzt nicht voraus, 
daß ein verbrecherischer Hang zur Vornahme von Abtreibungen festgestellt wird; sie 
kommt schon dann in Betracht, wenn der vom Täter angerichtete Schaden an der Le- 
benskraft des deutschen Volkes so ernst ist, daß schwerste Bestrafung geboten erscheint. 


X. Als besonderen Tatbestand behandelt das Gesetz den Fall, daß einer Schwan- 
geren ein Mittel oder Gegenstand zur Abtötung der Leibesfrucht verschafft wird (Abs. 4). 
Es handelt sich hierbei begrifflich um eine Beihilfehandlung zu der Tat der Schwangeren. 
Zu einem besonderen Tatbestand ist diese Handlung ausgestaltet worden, weil sie auch 
dann bestraft werden sollte, wenn die Schwangere die Abtreibung nicht vornimmt: 
ferner sollte auch hierdurch sichergestellt werden, daß die Tat unabhängig von der Lage 
der Schwangeren nach den für den Verschaffenden vorliegenden Umständen gewürdigt 
wird. 


1. Das Mittel oder Werkzeug muß zur Abtreibung geeignet sein; ist die Eignung ledig- 
lich in der Vorstellung des Verschaffenden vorhanden, so liegt ein — bei Annahme eines 
besonders schweren Falles strafbarer — untauglicher Versuch vor (RGSt. 68 13). 


2. Verschafft ist der Schwangeren ein Abtreibungsmittel oder Gegenstand dann, wenn 
es ihr so zugänglich gemacht worden ist, daß sie die Verfügungsgewalt darüber erlangt 
und damit die Möglichkeit erhalten hat, die Abtreibung vorzunehmen. Es genügt auch, 
wenn eine Mittelsperson das Mittel mit dem Willen der Schwangeren für sie zur 
Abtreibung vom Täter erwirbt, um es ihr auszuhändigen und darüber nach ihren Wei- 
sungen zu verfügen; erforderlich ist dabei weiter, daß der Täter hierbei weiß oder doch 
mit der Möglichkeit rechnet und damit einverstanden ist, daß das Mittel ihrem Willen 
entsprechend in ihre Verfügungsgewalt gelangt (RGSt. 69 87). Es ist nicht erforderlich, 
daß die Schwangere selbst die Anregung zum Erwerbe des Mittels gegeben haben muß 
(RGSt. 69 87, 30%, Kohlrausch Anm. 7; and. Frank Anm. IV, Gerland S. 480, Olshausen 
Anm. 13, IIa, Schwarz Anm. 6 B). 


8. Eine vollendete Tat kommt nur dann in Betracht, wenn die Frau, der das Mittel 
verschafft wird, wirklich schwanger ist und wenn das Mittel tauglich ist; sonst liegt 
strafbarer Versuch vor (RGSt. 68 13). Für die Vollendung ist dagegen nicht erforderlich, 
daß nachher tatsächlich die Abtreibung vorgenommen wird. Die Vollendung setzt weiter 
auch nicht voraus, daß die Frau schon zur Abtreibung entschlossen war (RGSt. 69 304). 


4. Teilnahme ist auch hier möglich, ebenso mittelbare Täterschaft. Auch die Schwan- 
gere kann Anstifterin sein (LK Anm. 9; and. Olshausen Anm. 15 c). Der das Mittel Ver- 
schaffende ist als mittelbarer Täter aus Abs. 3 zu bestrafen, wenn er will, daß die Schwan- 
gere durch Anwendung des Mittels bei sich selbst die Abtreibung begehe, und er diese 
Tat als eigene durch die Schwangere als Werkzeug ausführen will; wendet in diesem 
Fall die Schwangere das Mittel nicht an, dann ist der Verschaffende wegen eines Ver- 
suchs aus Abs. 3 zu bestrafen. 


5. Als Strafe ist Gefängnis, für besonders schwere Fälle Zuchthaus angedroht. 
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XI. Gesetzeskonkurrenz besteht zwischen vollendeter Abtreibung und vorsätzlicher 
oder fahrlässiger Körperverletzung (RG JW 1987 S. 1332; and. Olshausen Anm. 16 f). 
Abtreibungen an verschiedenen Frauen oder bei mehreren Schwangerschaften derselben 
Frau sind keine fortgesetzte Handlung (RGSt. 59 98, RG HRR 1988 Nr. 1209). 


XUH. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark. Im Protektorat 
Böhmen und Mähren gilt die Vorschrift für die Straftaten deutscher Staatsangehöriger; 
für Straftaten von Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind, gilt sie, wenn 
die Tat sich gegen deutsche Staatsangehörige oder gegen die Lebenskraft des deutschen 
Volkes richtet ($ 11 Abs. 1 VO vom 9. März 1943, RGBI.TI S. 140). 

XIII. Das kommende Recht will die Vorschriften über die Abtreibung in den Abschnitt über Angriffe 
auf Rasse und Erbgut einordnen und damit zum Ausdruck bringen, daß der Unrechtsgehalt dieser 
Tatbestände vor allem in dem Frevel an der Fortpflanzungskraft und damit an der Rasse liegt. Sach- 
lich soll der Tatbestand unverändert bleiben. Der Ausschluß der Rechtswidrigkeit bei medizinischer 
Indikation soll künftig im Strafgesetzbuch behandelt werden. Im Unterschied zum geltenden Recht 
soll aber eine ärztlich gebotene Unterbrechung der Schwangerschaft, die ohne Einwilligung der Schwan- 
geren erfolgt, nicht als Abtreibung bestraft, sondern unter dem Gesichtspunkt des Angriffs auf die per- 
sönliche Freiheit von einem neu zu schaffenden Tatbestand über die eigenmächtige Heilbehandlung 
erfaßt werden. Das kommende Recht will weiter auch in gewissem Umfange eine Schwangerschafts- 
unterbrechung bei ethischer Indikation zulassen (hierfür auch Frank Leitsätze II S. 60). Es soll aus- 
gesprochen werden, daß eine Abtreibung nicht vorliegt, wenn der Eingriff auf Antrag der Schwange- 
ren unter Zustimmung des Staatsanwalts von einem Arzt und in einer Krankenanstalt zur Abwendung 
der Geburt eines Kindes vorgenommen wird, das infolge einer Rassenschändung, Notzucht, schweren 
Schändung oder infolge Beischlafs zwischen Blutsverwandten empfangen worden ist. Vgl. Schaffstein 
und Graf Gleispach in Gürtner II S. 116, 380, 383, Frank Leitsätze II S. 60. 


S 219 
Wer Mittel oder Gegenstände, welche die Schwangerschaft abbrechen oder verhüten 
oder Geschlechtskrankheiten vorbeugen sollen, vorsätzlich oder fahrlässig einer Vor- 
schrift entgegen herstellt, ankündigt oder in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Der Vertrieb von Mitteln zur Abbrechung der Schwangerschaft ist in der vorliegen- 
den Bestimmung besonders mit Strafe bedroht, weil die mit einem derartigen Vertrieb 
vielfach verbundene Verleitung anderer zur Abtreibung sehr gefährlich ist, durch die 
sonstigen Strafvorschriften ($$ 111, 184) aber nicht immer erfaßt werden kann. 


II. Zum äußeren Tatbestand gehört, daß jemand Mittel oder Gegenstände, welche die 
Schwangerschaft abbrechen oder verhüten oder Geschlechtskrankheiten vorbeugen 
sollen, einer Vorschrift entgegen herstellt, ankündigt oder in Verkehr bringt. 


1. Erfaßt werden Mittel oder Gegenstände, welche die Schwangerschaft abbre- 
chen oder Geschlechtskrankheiten vorbeugen sollen. Hierzu rechnen auch Mittel oder 
Gegenstände, die der Täter als zur Abtreibung geeignet bezeichnet, auch wenn sie dazu 
nicht tauglich sind. 


8. Als Handlung nennt das Gesetz Herstellen, Ankündigen und in Verkehr bringen. 
Herstellen ist gleichbedeutend mit Anfertigen. Ankündigen ist jede Kundgebung, 
durch welche auf die Gelegenheit zum Bezug aufmerksam gemacht wird. Es fallen hier- 
unter auch die Anpreisung und die Ausstellung. In Verkehr gebracht ist ein Mittel 
dann, wenn der Täter es derart aus seinem Gewahrsam entläßt, daß ein anderer tat- 
sächlich in die Lage versetzt wird, sich des Mittels zu bemächtigen und mit ihm nach 
seinem Belieben umzugehen, es insbesondere zu gebrauchen oder weiterzuleiten. Es 
fallen hierunter die Abgabe, der Verkauf sowie jeder sonstige Vertrieb. 


8. Die Handlung muß unter Verstoß gegen eine Vorschrift erfolgen. Der Reichsminister 
des Innern ist ermächtigt, die Herstellung und Ankündigung von Mitteln und Gegen- 
ständen, welche die Schwangerschaft abbrechen oder verhüten oder Geschlechiskrank- 
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heiten vorbeugen sollen, sowie den Handel mit ihnen zu regeln ($ 9 Abs.1 VO vom 
9. März 1943, RGBI.1 S. 140). Als derartige Regelungen kommen bisher die PolizeiVO 
über Verfahren, Mittel und Gegenstände zur Unterbrechung und Verhütung von Schwan- 
gerschaften vom 21. Januar 1941 (RGBl. I S. 63) sowie die PolizeiVO über die Werbung 
auf dem Gebiete des Heilwesens vom 29. September 1941 (RGBl.I S. 587) in Betracht. 
Soweit Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnungen unter die vorliegende Bestim- 
mung fallen, ist nicht auf eine Übertretungsstrafe, sondern auf die in dem vorliegenden 
Tatbestand angedrohte Vergehensstrafe zu erkennen. 


II. In der früheren Fassung des Tatbestandes war ausgesprochen, daß sich die Be- 
stimmung nicht auf Ankündigung und Anpreisung von Mitteln an Ärzte zur Verwen- 
dung bei einer ärztlich gebotenen Abbrechung der Schwangerschaft bezieht. In der 
neuen Fassung ist dies nicht besonders hervorgehoben worden, weil dann, wenn die ein- 
schlägigen Bestimmungen in diesem Umfange die Herstellung und den Vertrieb von 
derartigen Gegenständen zulassen, die Handlung nicht unter Verstoß gegen eine Vor- 
schrift erfolgt (vgl. II 3). 


IV. Für den inneren Tatbestand genügt Vorsatz oder Fahrlässigkeit. 


V. Über den Geltungsbereich der Vorschrift gilt das gleiche wie für $ 218; vgl. 
$ 218 Anm. II, XIT. 


8 220 


Wer öffentlich seine eigenen oder fremde Dienste zur Vornahme oder Förderung von 
Abtrelbungen anbietet, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Die Bestimmung betrifft das Erbieten zu Abtreibungshandlungen. Es handelt sich 
hierbei nicht um eine Vorbereitungshandlung zu einer bestimmten Abtreibungshandlung, 
sondern um ein selbständiges Delikt. 


II. Die Handlung besteht im öffentlichen Anbieten der eigenen oder fremder Dienste 
zur Vornahme oder Förderung von Abtreibungshandlungen. Über öffentlich vgl. $ 110 
Anm. IV 1a. Abtreibung bedeutet jede nach $ 218 strafbare Handlung. 


IH. Mit $ 218 ist Realkonkurrenz möglich (Olshausen Nachtrag 8.195, Schäfer- 
Dohnanyi S$. 40). 


IV. Das kommende Recht will die Vorschrift im Tatbestand unverändert übernehmen; als Strafe 
soll nur noch Gefängnis angedroht werden. 


8 221 


Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrechlichkeit oder Krankheit hilflose Person 
aussetzt, oder wer eine solche Person, wenn dieselbe unter seiner Obhut steht oder wenn 
er für die Unterbringung, Fortschaffung oder Aufnahme derselben zu sorgen hat, in hilf- 
loser Lage vorsätzlich verläßt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen ihr Kind begangen, so tritt Gelängnis- 
strafe nicht unter sechs Monaten ein. 

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung der ausgesetzten oder verlasse- 
nen Person verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren und, wenn 
durch die Handlung der Tod verursacht worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter drei 
Jahren ein. 

Schrifttum: Hall, Die normativen Tatbestandselemente der Aussetzung, Schweizerische Zeit- 


schrift für Strafrecht, 1932 S. 328. - Plaut, Aussetzung in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. I 
(1933) S. 101. 


I. Die Vorschrift behandelt die Aussetzung. Die Bestimmung enthält einen durch die 
Art der Gefährdung gekennzeichneten besonderen Fall der Lebensgefährdung (Frank 
Anm. I, Gerland S. 489, v.Hippel Lehrbuch S. 193, LK Anm. 1, v.Liszt-Schmidt 5.18%; 
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and. Binding Lehrbuch I S. 62, Kohlrausch Anm. 2, Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm.1, 
RG JW 1988 S. 2334, RG HRR 1941 Nr. 367, nach denen eine Gefährdung an Leben 
oder Leib [Gesundheit] genügt). Das kommende Recht steht auf dem hier vertretenen 
Standpunkt; vgl. unten VIII. Zu dem Grundgedanken der Vorschrift vgl. RGSt. 75 75. 


II. Objekt der Tat kann nur eine aus bestimmten Gründen hilflose Person sein. 

1. Hilflos ist eine Person, wenn sie sich nicht selbst zu schützen vermag. Es kommt 
nicht darauf an, ob die Hilflosigkeit verschuldet oder unverschuldet ist. Es macht auch 
keinen Unterschied, ob der Zustand der Hilflosigkeit dauernd oder vorübergehend ist. 

2. Es genügt hier nicht jede Hilflosigkeit; sie muß vielmehr auf bestimmten Gründen 
beruhen. Geschützt werden nur die Personen, deren Hilflosigkeit auf jugendliches Alter, 
Gebrechlichkeit oder Krankheit zurückzuführen ist. Ob jemand wegen jugendlichen 
Alters hilflos ist, ist nach Lage des Einzelfalls zu entscheiden. Gebrechlichkeit be- 
deutet eine Störung der körperlichen Gesundheit, die ihren Ausdruck in einer Behinde- 
rung der Bewegungsfreiheit findet. Unter Krankheit ist jeder pathologische Zustand 
zu verstehen, der entweder überhaupt nicht oder nur durch einen längeren oder kürzeren 
Heilungsprozeß wieder beseitigt werden kann. Starke Trunkenheit kann als Krankheit 
anzusehen sein (RGSt.5 393), weiter auch der Geburtsakt (RGSt. 54 273). 


II. Die Handlung besteht im Aussetzen oder im Verlassen in hilfloser Lage. 

1. Der Begriff des Aussetzens erfordert eine positive Tätigkeit, durch die ein Mensch 
in eine hilflose Lage versetzt wird, in der - falls nicht ein rettender Zufall eintritt - sein 
Leben gefährdet ist (vgl. RGSt.7 111, 81 165, 54 274, RG LZ 1928 Sp. 172, RG JW 
1988 S. 2334). Es ist ein räumliches Versetzen in eine andere Lage erforderlich; das Ab- 
schneiden von Hilfsmitteln genügt nicht, ebenso auch nicht der Zwang, in hilfloser Lage 
zu verharren. (RG GoltdArch. 54 S. 297, Frank Anm. Ill); in diesen Fällen kann aber 
die zweite Alternative vorliegen (unten 2). Wird jemand auf einer Straße ausgesetzt, auf 
der regelmäßig Menschen zu verkehren pflegen, so kann doch eine hilflose Lage gegeben 
sein; denn es hängt vom Zufall ab, ob einer der Vorübergehenden Hilfe leisten will oder 
rechtzeitig kann (RGSt. 7 111, RG JW 1988 S. 2334). Hält sich der Täter selbst hilfs- 
bereit in der Nähe, so fehlt es an dem Versetzen in die hilflose Lage; es liegt dann kein 
Aussetzen vor (RGSt.2 15). In einer rein psychischen Einwirkung liegt ein Aussetzen 
nur dann, wenn ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Einwirken und dem sich 
Fortbegeben der hilflosen Person besteht, nicht aber, wenn diese der eigenen Entschlie- 
Bung folgt (RG GoltdArch. 45 S. 357). 

%. Für das Verlassen in hilfloser Lage ist nach der herrschenden Lehre eine räumliche 
Trennung des Täters von der hilflosen Person erforderlich (so z. B. mit Abweichungen 
im einzelnen RG JW 1988 S. 2334, Frank I1I 2, Olshausen Anm. 7; über die neueste Ent- 
wicklung der reichsgerichtlichen Rechtsprechung weiter unten). Dies ist nicht befrie- 
digend. Kümmert sich eine Krankenschwester nicht um den ihr anvertrauten Schwer- 
kranken, so muß sie strafbar sein, gleichgültig, ob sie sich aus dem Zimmer entfernt oder 
im Zimmer bleibt und den Kranken hilflos läßt. Wenn man die Auslegung der herrschen- 
den Lehre als durch den Wortlaut geboten ansieht, wird man durch entsprechende An- 
wendung ($ 2) zu der Auffassung kommen müssen, daß sich der Täter nicht immer räum- 
lich von seinem Schützling zu entfernen braucht (and. Mezger DR 1941 S. 194); für das 
kommende Recht ist eine ausdrückliche Klarstellung nach dieser Richtung vorgesehen. 
RGDR 1941 S.193 mit Anm. Mezger hält nicht mehr eine räumliche Trennung für 
erforderlich; ein Verlassen kann nach dieser Entscheidung auch dann vorliegen, wenn 
der Täter sich in Schlaf versetzt und damit es ‚sich geistig unmöglich macht, dem 
Kinde pflichtgemäß Hilfe zu leisten“. Auch diese Abgrenzung dürfte aber noch zu 
eng sein. 
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In hilfloser Lage ist ein Mensch, wenn er nicht imstande ist, sich ohne Hilfe anderer 
gegen eine seinem Leben drohende Gefahr zu helfen. Es ist unerheblich, worauf die Hilf- 
losigkeit beruht. Erforderlich ist allerdings, daß der, gegen den sich die Tat richtet, 
schon zur Zeit der Tat hilflos ist; es genügt nicht, daß er erst infolge des Verhaltens des 
Täters hilflos wird. Wird ein vierjähriger Junge in der Wohnung eingeschlossen, so ist 
er in hilfloser Lage verlassen (RG HRR 1941 Nr. 366); weiteres Beispiel in RG HRR 
1941 Nr. 367. : 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß insbesondere 
Kenntnis von der hilflosen Lage haben, in die der Mensch versetzt oder in der er ge- 
lassen wird (RG DR 1941 S. 193 mit Anm. Mezger). Der Vorsatz ist ein Gefährdungs- 
vorsatz. Ist der Täter eventuell auch mit dem Eintritt des Todes einverstanden, liegt 
also nicht bloßer Gefährdungsvorsatz, sondern eventueller Tötungsvorsatz vor, so 
kommt nicht Aussetzung, sondern Mord oder Totschlag in Betracht; vgl. unten VII. 
Näher zum Vorsatz Hall aaO S. 343. 


V. Täter der Aussetzung kann jeder sein. Dies gilt nicht nur für die Aussetzung im 
engeren Sinne (oben III 1), sondern auch für das Verlassen in hilfloser Lage (oben III 2). 
Wenn das Gesetz im letzteren Fall davon spricht, daß die hilflose Person unter der Ob- 
hut des Täters stehen muß, oder daß der Täter für die Unterbringung, Fortschaffung 
oder Aufnahme derselben zu sorgen hat, so liegt darin keine Beschränkung des Täter- 
kreises (Binding 1 Lehrbuch S. 63). Es handelt sich bei dieser Alternative um ein un- 
echtes Unterlassungsdelikt, bei dem jeder Täter sein kann, für den eine Rechtspflicht 
zum Handeln besteht. Eine derartige Pflicht ergibt sich nicht nur auf Grund geschrie- 
bener Rechtssätze; sie kann auch aus einer sittlichen Pflicht entstehen, und diese wie- 
derum kann auf einer engen Lebensgemeinschaft oder auf einer ähnlich gearteten Ge- 
meinschaft beruhen (RGSt. 66 73 und näher Vorbem. VII vor $1). Nach der hier ver- 
tretenen Auffassung kann insbesondere auch ein rein tatsächliches Obhutverhältnis eine 
Pflicht zum Handeln begründen; es braucht sich nicht um ein rechtliches Verhältnis 
zu handeln (Binding Lehrbuch 1 S. 63, Kohlrausch Anm. 3, LK Anm. 3). 


VI. Erschwert ist die Aussetzung, wenn sie von einem Elternteil gegen das Kind be- 
begangen wird (Abs. 2). Ein erschwerter Fall liegt ferner vor, wenn eine schwere Körper- 
verletzung ($ 224) des Ausgesetzten oder wenn sein Tod verursacht worden ist (Abs. 3). 
Im Gegensatz zur herrschenden Lehre wird für den Eintritt der schweren Folge Fahr- 
lässigkeit zu erfordern sein (vgl. Vorbem. IV 4 vor $1). Der Umstand, daß die ausgesetzte 
Person zur Zeit der Aussetzung bereits eine derartige Gesundheitsbeschädigung erlitten 
hatte, daß ihr Tod nicht mehr abgewendet werden konnte, schließt es nicht aus, daß ihr 
Organismus durch die Aussetzung noch eine andere Schädigung erleidet, welche den Tod 
zu einem früheren Zeitpunkt verursacht, als dies durch die erste Gesundheitsbeschädi- 
gung der Fall gewesen wäre (RG JW 1981 S. 1482). 


VIL Idealkonkurrenz ist möglich mit Flucht bei Verkehrsunfällen ($ 139a), mit Ver- 
letzung des Personenstandes nach $ 169 (RGSt. 10 86), mit Verlassen Schwangerer 
($ 170 c), weiter auch mit Körperverletzung (Olshausen Anm. 13a, LK Anm.5; and. 
Binding Normen II 2 S. 101%). 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit den Tötungsdelikten. Wer das Leben eines ande- 
ren nicht nur gefährden, sondern vernichten will, ist je nach Lage des Falles wegen ver- 
suchten oder vollendeten Totschlags oder Mordes zu bestrafen; neben .der Verletzungs- 
tat kommt eine Gefährdung nicht mehr in Betracht; die erstere zehrt die letztere auf 
(RGSt. 68 407 mit Anm. Oetker JW 1935 S. 1415, Binding Normen II 2 8.1012; and. 
Frank Anm. VI). Über das Zusammentreffen von unbedingtem Verletzungsvorsatz mit 
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bedingtem Gefährdungsvorsatz vgl. Oetker JW 1935 S. 1415). Gesetzeskonkurrenz be- 
steht weiter mit unterlassener Hilfeleistung ($ 330c); Aussetzung ist das speziel- 
lere Delikt, da in $ 330 c eine Lebensgefährdung nicht erfordert wird. Auch mit der 
Vernachlässigung der Sorgepflicht für Kinder ($ 170. d) besteht Gesetzeskon- 
kurrenz; $ 221 geht vor. 


VIII. Das kommende Recht will im Wortlaut der Bestimmung zum Ausdruck bringen, daß es sich 
um ein Lebensgefährdungsdelikt handelt. Es soll ausgesprochen werden, daß das Aussetzen sowie das 
Hilfloslassen nur strafbar ist, wenn der andere dadurch in Lebensgefahr gerät. Der Kreis der geschütz- 
ten Personen soll erweitert werden. Das Gesetz will nicht mehr von einem Verlassen, sondern von einem 
Lassen in hilfloser Lage sprechen und dadurch klarstellen, daß sich der Täter nicht räumlich von 
seinem Schützling zu entfernen braucht. Einzelne erschwerte Fälle will das kommiende Recht nicht 
mehr nennen, vielmehr allgemein für besonders schwere Fälle Zuchthaus androhen. Vgl. Graf Gleis- 
pach in Gürtner II S. 388. 


8 222 


Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit Gefängnis 
bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die fahrlässige Tötung. 

Vgl. noch $ 148 MStGB und über das Verhältnis dieser Vorschrift zu der vorliegenden 
Bestimmung RMG 9 264. 

Vgl. ferner noch Nr. 429, 430 Richtlinien für das Strafverfahren, weiter auch die amt- 
liche Warnung DJ 1942 S. 372. 


Das in der Ostmark geltende Recht kennt keinen Tatbestand der fahrlässigen Tötung; die unter 
$ 222 fallenden Handlungen werden von den aber im übrigen viel weiter greifenden Vorschriften über 
die Gefährdung der körperlichen Sicherheit ($8 335, 431 österr. StG) erfaßt (vgl. Rittler II S. 28). 

U. Der äußere Tatbestand erfordert die Tötung eines Menschen. Das Objekt der fahr- 
lässigen Tötung ist also das gleiche wie bei der vorsätzlichen Tötung; es kann deshalb 
insoweit auf $ 211 Anm. Il verwiesen werden. Gerade hier ist die Frage wichtig, von 
wann ab die Eigenschaft als Mensch beginnt, da zwar die fahrlässige Tötung, nicht aber 
die fahrlässige Abtreibung strafbar ist. Auch ein Kind in oder gleich nach der Geburt 
kann Objekt einer fahrlässigen Tötung sein; auf die Lebensfähigkeit des Kindes kommt 
es auch hier nicht an (RGSt. 1 446, 2 404, RG DR 1989 S. 365). Die Handlung kann eine 
vorsätzliche sein, die aus irgendeinem Grunde als solche nicht strafbar ist, aber mit 
Rücksicht auf eine verursachte, nicht gewollte Folge ein Fahrlässigkeitsdelikt darstellen 
kann (RGSt. 28 382); vgl. noch unten IV. Durch das fahrlässige Verhalten des Täters 
muß der Tod verursacht worden sein. Über die. Frage der Verursachung vgl. 
Vorbem. IV vor $ 1. Es genügt hier wie auch sonst, daß der Tod auf ein Unterlassen 
zurückzuführen ist (vgl. Vorbem. VII vor $ 1). 


IN. Durch Einwilligung wird die Rechtswidrigkeit nicht ausgeschlossen (vgl. $ 216; 
vgl. auch oben Bem. III 6 vor $ 51). Die Einwilligung kann aber als einer der Umstände 
gewertet werden, unter denen eine gefährliche Handlung ohne Pflichtwidrigkeit vor- 
genommen werden darf, und zwar unter dem Gesichtspunkt der vorherigen völligen Auf- 
klärung des Gefährdeten oder Mitgefährdeten über die Art und Tragweite der Gefahr 
(RGSt. 57 172, RG JW 1925 S. 2252). 


IV. In bezug auf den Eintritt des Todes muß das Verhalten fahrlässig gewesen sein. 
Die Fahrlässigkeit braucht nicht gerade im Augenblick der letzten kausalen Tätigkeit 
vorzuliegen. Über Fahrlässigkeit vgl. $ 59 Anm. V, über Fahrlässigkeit auf dem Gebiete 
der Krankenbehandlung und des Straßenverkehrs vgl. $ 59 Anm. V 5, 6. 

Handelt jemand mit Vorsatz, nimmt er aber irrtümlich die tatsächlichen Voraus- 
setzungen eines Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgrundes an, so ist er wegen 
fahrlässiger Tötung zu bestrafen. Überschreitet jemand fahrlässig die Grenzen eines 
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Rechtfertigungsgrundes, 'so| kann er wegen fahrlässiger Tötung bestraft werden (RGSt. 
28 381). 


V. Täter kann nicht nur der sein, der unmittelbar handelt, sondern auch der Dahinter- 
stehende, z. B. der Auftraggeber oder der Betriebsführer. Eine allgemeine, unter allen 
Umständen bestehende Pflicht des Auftraggebers oder Betriebsführers zur unausgesetz- 
ten Kontrollierung und Nachprüfung der Arbeiten des Beauftragten oder des Gefolg- 
schaftsmitgliedes besteht allerdings nicht. Der Auftraggeber oder der Betriebsführer ist 
für fahrlässige Handlungen der Beauftragten oder der Gefolgschaftsmitglieder straf- 
rechtlich nur dann verantwortlich, wenn ihm selbst eine mit dieser Handlung im ur- 
sächlichen Zusammenhang stehende fahrlässige Verschuldung zur Last fällt, wie nament- 
lich ein Verschulden in der Auswahl oder das völlige Unterlassen von Stichproben (vgl. 
RGSt. 86 22, 57 151). 

Wie sonst bei fahrlässigen Delikten ist Mittäterschaft auch hier möglich; vgl. $ 47 
Anm, V1. 


VI. Über Geldstrafe an Stelle von Freiheitsstrafe vgl. $ 27b. 

Für den Fall, daß jemand eine besondere Pflicht zur Aufmerksamkeit verletzt, ist kein 
erhöhter Strafrahmen mehr vorgesehen; die strafrechtliche Sonderstellung. des Berufs- 
fahrers ist durch die VO vom 2. April 1940 (RGBl. I S. 606) beseitigt worden. Über die 
Strafbemessung bei Verkehrsunfällen vgl. die AV in DJ 1940 S. 509 sowie Freisler-Grau- 
Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht (1941) S. 331. 


VoI. Werden durch ein fahrlässiges Verhalten mehrere Personen getötet, so liegt 
Idealkonkurrenz vor. Das gleiche Konkurrenzverhältnis kommt weiter mit $ 49 Reichs- 
straßenverkehrsordnung, ferner mit $ 1 VO gegen unbefugten Gebrauch von Kraftfahr- 
zeugen vom 20. Oktober 1932 (RGSt. 68 218) in Betracht. Mit der Abtreibung kann fahr- 
lässige Tötung der Schwangeren in Idealkonkurrenz stehen. Das gleiche Konkurrenz- 
verhältnis kommt mit $ 226 in Betracht. Realkonkurrenz ist mit $ 139a (Flucht 
bei Verkehrsunfällen) möglich. 

Mehrere fahrlässige Tötungen und Körperverletzungen können nicht in Fortset- 
zungszusammenhang stehen. Bei fahrlässigen Taten ist ein einheitlicher Vorsatz 
nicht möglich; bei ihnen ist daher Fortsetzungszusammenhang ausgeschlossen (näher 
Vorbem. III 1a vor $ 73). 


VII. Eine Wahlfeststellung ($ 2b) ist auch zwischen vorsätzlicher und fahrlässiger 
Tötung möglich (näher oben $ 2b Anm. 115). 


IX. Das kommende Recht will die Vorschrift sachlich unverändert übernehmen. Als Strafe soll Ge- 
fängnis, für minder schwere Fälle Haft angedroht werden. Vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 379. 


SIEBZEHNTER ABSCHNITT. KÖRPERVERLETZUNG 


Schrifttum: Räuber, Die Körperverletzungskriminalität im Landgerichtsbezirk Rudolstadt 
1910-29. 1938 (Untersuchungen zur Kriminalität in Thüringen Heft 8). 

I. Anergänzenden Vorschriften kommen in Betracht $$ 5, 6, 14, 15 Ges. zur Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 (RGBI.T S. 61). 

Aus dem Militärstrafrecht vgl. $$ 122, 148 MStGB. 


IH. Über das Verhältnis der Körperverletzung zur Tötung vgl. vgl. $ 212 Anm. IX 2. 


IN. Das in den Reichsgauen der Ostmark geltende Recht bedroht allgemein bereits 
die Gefährdung der körperlichen Sicherheit mit Strafe ($ 431 österr. StGB); hierzu 
Heidrich DJ 1942 S. 570. 
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Wer vorsätzlich einen anderen körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit beschä- 
digt, wird wegen Körperverletzung mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 


Ist die Handlung gegen Verwandte aufsteigender Linie begangen, so ist auf Gefängnis 
nicht unter einem Monat zu erkennen. 


Schrifttum: Beling, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Arztes bei Vornahme un d Unter 
lassung operativer Eingriffe, ZStW 44 S. 220. - Graf zu Dohna, Die Rechtswidrigkeit als allgemein- 
gültiges Merkmal im Tatbestand strafbarer Handlungen, 1905. -— Engisch, Ärztliche Eingriffe zu 
Heilzwecken und Einwilligung, ZStW 58 S. 1. — Friebe, Die zivil- und strafrechtliche Stellung des 
Lehrers, II. Buch. Die strafrechtliche Stellung des Lehrers unter besonderer Berücksichtigung des 
Züchtigungsrechts, 1930. -— Oetker, Züchtigung jugendlicher Ungebühr durch Dritte, GS 87 S. 419. - 
Sauer, Tatbestand und ZRechtswidrigkeit, Heilbelhlandlung und Einwilligung, GS 113 S.79. - 
E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht, 1939. — Stvoß, Chirurgische Operationen und ärztliche Be- 
handlung, 1898. 


Die Vorschrift behandelt die vorsätzliche leichte Körperverletzung. 


I. Geschützt wird durch die Bestimmung der Mensch; die Leibesfrucht ist vor Beginn 
der Geburt nicht Schutzobjekt (RG GoltdArch 54 S. 288). Über Beginn der menschlichen 
Persönlichkeit vgl. $ 211 Anm. II. 


II. Das Gesetz unterscheidet zwei Arten der Körperverletzung: die körperliche Miß- 
handlung und die Gesundheitsbeschädigung. 


1. Zum Begriff des Mißhandelns gehört ein unangemessenes, übles, schlimmes Behan- 
deln, durch das das körperliche Wohlbefinden beeinträchtigt wird. Nicht jede Erregung 
eines körperlichen Mißbehagens ist eine Mißhandlung; es muß sich stets um eine Beein- 
trächtigung nicht ganz unerheblicher Art handeln (RG DR 1989 S. 365). Es genügt aber, 
daß der Zustand eines Menschen, der sich bereits übel befindet, verschlechtert wird. Es 
ist nur erforderlich, daß der durch die Einwirkung hervorgerufene Zustand gegenüber 
dem vorher vorhandenen eine weitere Beeinträchtigung darstellt (RGst. 29 60). Wenn 
auch eine Mißhandlung meist auf die Hinzufügung eines Schmerzes hinausläuft, so kann 
doch auch in anderen Fällen eine Mißhandlung vorliegen (RG HRR 1981 Nr. 376, LK 
Anm.4a, Olshausen Anm. 4a; and. Binding Lehrbuch 1 8.43, der stets Verursachung 
körperlicher Schmerzen für erforderlich hält). So kann eine Mißhandlung z. B. in dem 
Einflößen einer Flüssigkeit liegen, die einen unangenehmen, scharfen, sauren Geschmack 
hat, und, wenn auch nur vorübergehend, die Empfindung des Stumpfwerdens der Zähne 
hervorruft (R 10 407), ferner in dem Bespritzen mit Wasser (RG GoltdArch 49 S. 274), 
in einer ekelerregenden Behandlung des Körpers, z.B. durch Anspeien (RG GoltdArch. 
58 S. 184). Bei der Erregung von Ekel oder Schrecken ist aber stets besonders sorgfältig 
zu prüfen, ob dadurch auch das körperliche Wohlbefinden beeinträchtigt worden ist. Die 
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Störung des körperlichen Wohlbefindens braucht von dem Mißhandelten nicht als solche 
empfunden zu werden; jemand kann auch dann mißhandelt werden, wenn er die Ein- 
wirkung nicht in dieser Weise empfindet, weil er z. B. besonders abgestumpft ist (RGSt. 
19 136, Olshausen Anm. 4); für eine richterliche Rechtsschöpfung ist hier kein Raum 
(and. AG Weißenfels JW 1986 S. 1615 mit Anm. K. Schäfer). 

Ausreichend ist auch eine mittelbare Einwirkung ohne körperliche Berührung, 
z. B. durch Vorenthalten der Nahrung oder durch Nichtzuziehen eines Arztes, durch Er- 
regung eines plötzlichen Schreckens, der zu einer Reizung des Zentralnervensystems 
führt (RG GoltdArch. 52 S. 421). 


2. Als Gesundheitsbeschädigung ist jede Herbeiführung oder Steigerung einer Krank- 
heit anzusehen, ohne Rücksicht auf die Dauer des Zustandes (RG DR 1989 S. 365). Be- 
sonders hervorzuheben ist, daß auch jede Verschlimmerung oder Steigerung einer schon 
vorhandenen Krankheit eine Gesundheitsbeschädigung ist (RGSt. 19 226), weiter auch 
eine auf pflichtwidriger Unterlassung beruhende Steigerung oder Aufrechterhaltung von 
Schmerzen (RGSt.%5 165). Auch die Erregung von Trunkenheit, ferner etwa die Be- 
täubung kann eine Gesundheitsschädigung sein (RG DR 1942 S. 333). 

Der Begriff der Gesundheitsbeschädigung ist nicht auf die Beeinträchtigung des kör- 
perlichen Zustandes beschränkt; unter Gesundheit ist nicht nur die körperliche Gesund- 
heit zu verstehen; es kann vielmehr auch die Erregung oder Steigerung einer Geistes- 
krankheit eine Gesundheitsbeschädigung sein (Gerland S.482, LK Anm.5, Mezger 
Grundriß S. 189, Olshausen Anm. 5; and. Frank Anm. I 2, der die Erregung einer Gei- 
steskrankheit nur dann als Gesundheitsbeschädigung ansehen will, wenn sie zugleich eine 
körperliche Gefährdung in sich schließt, vgl. auch RGSt. 64 119). Über Körperverletzung 
durch seelische Beeinflussung vgl. LG Hamburg HRR 1941 Nr. 563, Hische DJ 
1940 3. 204. | 


8. Zum mindesten entsprechend anzuwenden ($ 2) ist die Bestimmung auf alle Ein- 
griffein die Unversehrtheit eines fremden Körpers, auf alle Substanzver- 
letzungen, gleichgültig, ob die Verletzung Schmerzen verursacht oder nicht. In Be- 
tracht kommt hier z. B. das Abschneiden eines Zopfes oder anderer Haare. Man wird 
diese Fälle aber wohl bereits unmittelbar als Mißhandlung ansehen können (so z. B. Frank 
Anm.] A, Gerland $. 481, v.Liszt-Schmidt S. 475, Mezger Grundriß S. 234, Schwarz 
Anm.2 Ab); andere wollen hier nicht wegen Körperverletzung strafen (so RGSt. 29 58 
betreffend Zopf- und Bartabschneiden; vgl. aber RG DR 1989 S. 365). 


Das kommende Recht will ausdrücklich neben Mißhandlung und Gesundheitsbeschädigung die kör- 
perliche Verletzung als weitere Begehungsform nennen. 


III. Eine Körperverletzung kann auch durch Unterlassen begangen werden; es gelten 
hierfür die allgemeinen Grundsätze (vgl. Vorbem.VII vor $1). Ein Ehemann, der es unter- 
läßt, zur Heilung seiner Frau einen Arzt herbeizurufen, kann dadurch eine Körperver- 
letzung begehen. 


IV. Eingriffe und Behandlungen, die der Übung eines gewissenhaften 
Arztes entsprechen, sind tatbestandsmäßig keine Körperverletzungen. 


1. Dies ergibt sich daraus, daß die Körperverletzung nicht rein äußerlich genommen 
werden darf; sie bedeutet vielmehr Körperinteressenverletzung. Eine Behandlung des 
Körpers, die überwiegend dessen Interessen wahrt, kann im Endergebnis nicht Körper- 
interessenverletzung, nicht Mißhandlung des ‚Körpers‘ sein, auch wenn einzelne unter- 
geordnete Interessen in Mitleidenschaft gezogen werden (Engisch aaO S. 5). Die hier an- 
zunehmende Rechtfertigung kraft des Prinzips des überwiegenden Interesses schließt 
zugleich die Tatbestandsmäßigkeit aus (Engisch aaO 8.6; ebenso im Ergebnis z.B. 
Kohlrausch Anm. III, LK Anm. 10, Mezger Grundriß S. 236, E. Schmidt aaO S. 72). 
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Die Tatbestandsmäßigkeit ist unabhängig davon ausgeschlossen, ob der Arzt mit oder 
ohne Einwilligung des Patienten handelt. Die Einwilligung ist aber deswegen doch nicht 
ohne Bedeutung; in der Heilbehandlung gegen den ausdrücklichen Willen des Kranken 
oder ohne dessen Einwilligung, sofern diese gefahrlos eingeholt werden konnte, liegt ein 
Angriff auf die persönliche Freiheit; vgl. hierzu näher $ 240 Anm. III 4; eingehend zu 
diesen Fragen Engisch aaO S. 4 Anm. 11, 11 und E. Schmidt aaO S. 91, 110. Über die 
Frage, in welchem Umfang ein Soldat verpflichtet ist, Operationen und sonstige ärztliche 
Eingriffe an sich vornehmen zulassen, vgl. Müller, Zeitschrift für Wehrrecht Bd.5 8.538. 


Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen, daß Eingriffe und Behandlungen, die der 
Übung eines gewissenhaften Arztes entsprechen, keine Körperverletzungen sind; vgl. Mezger in Gürt- 
ner II S. 392. 


2. Demgegenüber nimmt das Reichsgericht an, daß der ärztliche Eingriff an sich- Kör- 
perverletzung sei, daß aber seine Rechtswidrigkeit durch Einwilligung beseitigt werde 
(so RGSt. 25 375, 88 34, RG DR 1942 S. 333), da die Einwilligung nicht immer eingeholt 
werden kann, sieht die Rechtsprechung hier auch die mutmaßliche Einwilligung als 
Rechtfertigungsgrund an (RGSt. 25 381, 61 256). Übereinstimmend Schwarz Anm. 3 B. 
Eingehende Übersichten über die verschiedenen Ansichten bei Frank Bem.II 3 vor 
$ 223, v. Hippel II S. 257, v. Liszt-Schmidt S. 214. 

8. An der Tatbestandsmäßigkeit fehlt es nur bei Eingriffen, die zu Heilzwecken vor- 
genommen werden. Nicht zur Heilbehandlung gehören die zu kosmetischen Zwecken vor- 
genommenen Eingriffe und Behandlungen; diese Eingriffe werden aber in der Regel 
durch Einwilligung gerechtfertigt sein ($ 226a). Anders verhält es sich dagegen mit den 
sog. Korrekturen; so wird z. B. die Operation eines Klumpfußes oder die Trennung zu- 
sammengewachsener Finger als Heilbehandlung anzusehen sein. 

Die Eingriffe und Behandlungen müssen ferner stets zum Wohle des Behandelten vor- 
genommen werden. Die Tatbestandsmäßigkeit fehlt daher nicht bei Eingriffen zu ex- 
perimentellen Zwecken; bei diesen kann aber durch Einwilligung die Rechtswidrigkeit 
ausgeschlossen sein ($ 226a). Ebensowenig fehlt es an der Tatbestandsmäßigkeit bei 
Transfusionen und Transplantationen; denn diese dienen nicht dem Wohl des Verletzten, 
sondern dem Wohle eines anderen. Auch hier kommt aber die Einwilligung ($ 226a) als 
Rechtfertigungsgrund in Betracht. 

4. Der Übung einos gewissenhaften Arztes entsprechen die Eingriffe und Behandlungen 
dann, wenn sie nach dem Stande der ärztlichen Wissenschaft angezeigt sind und kunst- 
gemäß ausgeführt werden. Sie müssen weiter auch vom Standpunkt der ärztlichen Ethik 
aus statthaft sein; Anhaltspunkte dafür, ob dies der Fall ist, ergeben sich insbesondere 
aus der auf Grund des $ 14 Abs. 1 Reichsärzteordnung erlassenen ärztlichen Berufs- 
ordnung. Ärztlich nicht gebotene Scheidenmassagen sind strafbare Körperverletzungen 
(RGSt. 74 92, RG HRR 1942 Nr. 457). 

Bei der Beurteilung des Verhaltens des Arztes darf die Sachlage nicht rückschauend 
von den eingetretenen Folgen aus betrachtet werden, sondern vielmehr von dem Bild 
der Sache aus, wie es sich dem Arzt vor seiner Entscheidung und seiner Tätigkeit darbot 
(Engisch aaO S. 9, E. Schmidt aaO 8. 74; vgl. auch RG DR 1940 S. 685). Auch ein miß- 
lungener Eingriff ist tatbestandsmäßig keine Körperverletzung, sofern der 
Eingriff an sich der Übung eines gewissenhaften Arztes entsprach (and. z.B. Beling aaO, 
Mezger S. 244). Ist dies nicht der Fall, dann kann fahrlässige Körperverletzung oder 
fahrlässige Tötung vorliegen. 


V. Die Rechtswidrigkeit der Körperverletzung. 

1. Die Rechtswidrigkeit kann durch Einwilligung ausgeschlossen sein; vgl. $ 226a. 

2. Nicht rechtswidrig ist ferner die Ausübung des Züchtigungsrechts durch einen Er- 
ziehungsberechtigten in angemessenen Grenzen. Maßgebend für den Umfang des Züch- 
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tigungsrechts ist der Erziehungszweck. Eingehend zu diesen Fragen Dohna aaO S. 83, 
Friebe aaO sowie Reichsverwaltungsblatt 1941 S. 693, Olshausen Anm. 10. 


a) Die einzelnen Züchtigungsrechte. 


a) Für das Züchtigungsrecht im Gebiete des Familienrechts kommen insbesondere die 
85 1627, 1631, 1665, 1685, 1707, 1757, 1800 BGB in Betracht. Dem Vater steht nach 
$$ 1627, 1631 Abs. 2 BGB kraft des elterlichen Erziehungsrechts die Anwendung ‚,an- 
gemessener Zuchtmittel“ gegen das Kind zu. Neben dem Vater hat die Mutter 
nach $$ 1634, 1698 BGB ein Züchtigungsrecht; steht ihr die elterliche Gewalt zu, dann 
hat sie das Züchtigungsrecht unmittelbar wie der Vater ($ 1686 BGB). Auch die un- 
eheliche Mutter hat nach $$ 1631, 1707 BGB das Erziehungsrecht einschließlich des 
Züchtigungsrechts (RG GoltdArch. 48 S. 134). Der Vormund eines Minderjährigen hat 
das Züchtigungsrecht ebenso wie der Vater ($ 1800 BGB). Dem Ehemann steht gegen- 
über der Ehefrau kein Züchtigungsrecht zu. Auch die Stiefeltern haben als solche kein 
Züchtigungsrecht gegenüber den Stiefkindern, da diese mit den Stiefeltern nur ver- 
schwägert sind ($ 1590 BGB); das Züchtigungsrecht kann aber als Ausfluß des Er- 
ziehungsrechts übertragen werden (vgl. RGSt.49 389, RG GoltdArch. 48 S. 184). 

ß) Der Lehrherr eines gewerblichen Lehrlings hat gegenüber dem Lehrling ein Züch- 
tigungsrecht ($ 127a GewO). Gegenüber Hausangestellten besteht kein Züchtigungsrecht 
(vgl. EGBGB Art. 95 Abs. 3). 


y) Ein Züchtigungsrecht hat auch der Lehrer. Dieses Züchtigungsrecht ergibt sich un- 
mittelbar aus dem Recht und aus der Pflicht zur Erziehung; ein Züchtigungsrecht be- 
steht also nicht nur dann, wenn besondere Vorschriften, etwa des Landesrechts, es aus- 
drücklich zulassen (RGSt. 45 1). Über das dem Züchtigungsrecht des Lehrherrn ähnelnde 
Züchtigungsrecht der Lehrer an Berufsschulen vgl. RG DR 1941 S. 641 Nr. 6. 

Für den Umfang des Züchtigungsrechts ist der Erziehungszweck maßgebend; soweit 
Gesetze etwas Besonderes über den Umfang des Züchtigungsrechts bestimmen, gehen 
diese vor. Dagegen ist der Inhalt von Verwaltungsanordnungen, Schulordnungen usw. 
nicht dafür maßgebend, wann eine Züchtigung rechtmäßig und wann sie rechtswidrig ist; 
noch weniger kann der Umfang des Züchtigungsrechts durch mündliche Anweisungen 
einer Aufsichtsinstanz in einer strafrechtlich beachtlichen Weise bestimmt werden. Das 
Reichsgericht hat allerdings verschiedentlich angenommen (vgl. insbesondere RGSt. 43 
277), daß ein Züchtigungsrecht dann nicht anzuerkennen sei, wenn es z. B. nach der für 
bestimmte Lehranstalten geltenden Disziplinarordnung nur unter bestimmten, in den 
zur Entscheidung stehenden Fällen nicht vorliegenden Voraussetzungen hätte ausgeübt 
werden dürfen. Diese Rechtsprechung ist aber als überholt anzusehen (vgl. Mezger in 
Gürtner II S. 396); vgl. aber — wenn auch einschränkend - RG DR 1948 S. 580 mit 
Anm. Kümmerlein 8. 897. 

Der Lehrer hat ein Züchtigungsrecht nicht nur gegenüber den Schülern der ihm zu- 
gewiesenen Klasse, sondern gegenüber allen Schülern der Schule, an der er tätig ist; ex 
kann auch ein Züchtigungsrecht gegenüber Schülern einer anderen Schule haben (RGSt. 
42 142; and. Olshausen Anm. 10, Schwarz Anm.3Cb). 


8) Gegenüber fremden Kindern steht nicht jedermann ein Züchtigungsrecht zu; Züch- 
tigungen fremder Kinder sind daher grundsätzlich rechtswidrig und als Körperverletzung 
zu bestrafen (RGSt. 61 193, 76 6, Olshausen Anm. 10; and. Binding Handbuch S. 800, 
Schwarz Anm. 3 Ca). Ganz leichte Züchtigungen fremder Kinder werden aber auszu- 
scheiden sein; in Übereinstimmung mit Frank Bem. II 1 vor $ 223 ist anzunehmen, daß 
eine mäßige Züchtigung, die einem fremden Kinde auf frischer Tat erteilt wird, nicht als 
unangemessenes übles Behandeln anzusehen ist. Die richtige Grenze zieht das gesunde 
Volksempfinden und die natürliche Betrachtungsweise des Lebens (vgl. unten bo). 
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Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte hat vielfach ein Züchtigungsrecht 
auch gegenüber fremden Kindern angenommen, so z. B. KG HRR 1980 Nr. 356, KG 
JW 1981 8.1932, OLG Rostock GoltdArch. 68 S. 226, OLG Braunschweig DRZ 1981 
Nr. 200. 

Erschöpfende Übersicht über die verschiedenen Meinungen und über die Rechtspre- 
chung bei Ballhorn, Ist die Züchtigung fremder Kinder strafbar? 1933 (Diss. Greifs- 
wald). 

b) Grenzen und Übertragung des Züchtigungsrechts. 

a) Die Grenzen des Züchtigungsrechts ergeben sich, soweit sie nicht im Einzelfall ge- 
setzlich festgelegt sind, aus dem Erziehungszweck und aus dem Sittengesetz. Die Grenzen 
können insbesondere dadurch überschritten werden, daß der Züchtigende die Voraus- 
setzungen, unter denen allein er züchtigen darf, außer acht läßt, oder daß er über das zu- 
lässige Maß der Züchtigung hinausgeht (RG HRR 1980 Nr. 2118) oder daß er ein anderes 
als das erlaubte oder angemessene Mittel oder dieses in nicht erlaubter oder nicht an- 
gemessener Art anwendet. Ob jemand das Züchtigungsrecht überschritten hat, ist vom 
Standpunkt des Züchtigenden im Augenblick der Vornahme der Züchtigung zu beurtei- | 
len. Die Tatsache, daß eine erteilte Züchtigung sich nachträglich nach Auffassung des 
Gerichts als erfolglos und erzieherisch verfehlt herausstellt, kann nicht zur Begründung 
einer Überschreitung des Züchtigungsrechts herangezogen werden (RMG 19 48). 

Ist die Züchtigung zu Erziehungszwecken vorgenommen worden und hat sich der 
Züchtigende dabei nur der zulässigen Erziehungsmittel in zulässiger Weise bedient, so 
ist nicht nachzuprüfen, ob der Erziehungszweck die Züchtigung im einzelnen Falle er- 
forderte und ob sie im richtigen Verhältnis zu der Verfehlurg stand (RG Recht 1915 
Nr. 1227, LK Anm. 13, Schwarz Anm. 3Cc; and. Frank Bem. Il 1 vor $ 223). Dies gilt 
jedoch nur insoweit, als der Gezüchtigte die ihm vorgeworfene Handlung überhaupt be- 
gangen hatte. Die Frage, ob der Sachverhalt, dessen Vorliegen die Voraussetzung für 
die Ausübung des Züchtigungsrechts bildete, ausreichend festgestellt oder ausreichend 
untersucht worden ist, ist vom Strafrichter nachzuprüfen (RGSt. 65 263). Vom Straf- 
richter ist ferner auch nachzuprüfen, ob überhaupt aus erzieherischen Gründen gezüch- 
tigt worden ist (RGSt. 67 327). 

ß) Das Züchtigungsrecht ist an sich ein rein persönliches Recht und als solches nicht 
übertragbar; dies schließt aber eine Übertragung der Ausübung nicht aus. Das Züchti- 
gungsrecht kann z. B. vom Vater auf die Stiefmutter übertragen worden sein. Die nach- 
trägliche Ermächtigung kann allerdings eine körperliche Verletzung nicht unter dem 
Gesichtspunkt der Übertragung der Ausübung des elterlichen Züchtigungsrechts recht- 
fertigen (RGSt. 61 394). Damit, daß Eltern einen Dritten mit einer Erziehungsaufgabe 
betrauen, wird auf diesen nicht ohne weiteres die volle Ausübung ihres Züchtigungs- 
rechts übertragen (RGSt. 76 5). Die Möglichkeit einer Übertragung findet ihre Schranke 
in den sittlichen Pflichten der Eltern (RGSt. 88 32). Die Übertragung wird nur dann 
sittlich gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstände sie nötig oder wenigstens wün- 
schenswert machen (RGSt. 76 6). Der Lehrherr kann die Ausübung seines Züchtigungs- 
rechts auch stillschweigend auf den mit der Ausbildung des Lehrlings Beauftragten, 
z. B. den Werkmeister, übertragen, und zwar ohne Rücksicht auf eine Billigung des 
Vaters (KG GoltdArch. 69 S. 116). In dem Auftrag des Inhabers der elterlichen Gewalt, 
ein Kind zu operieren, liegt nicht ohne weiteres eine Übertragung des Züchtigungsrechts. 
Der Arzt, der ein Kind durch Schläge zur Erduldung oder Ermöglichung der Operation 
nötigt, kann rechtswidrig handeln (RGSt. 61 393). 

8. Die Rechtswidrigkeit kann ferner durch ein Recht zur Festnahme oder zum Waf- 
fengebrauch ausgeschlossen sein; über die in Betracht kommenden Bestimmungen vgl. 
$ 53 Ann... 
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VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Es ist hier von erheblicher Bedeutung, daß zum Vorsatz auch das Unrechtsbewußtsein 
gehört (vgl.oben $59 Anm. Il 2); bei einem entschuldbaren Irrtum des Handelnden fehlt 
es am Vorsatz; bei einem fahrlässig verschuldeten Irrtum ist wegen fahrlässiger Körper- 
verletzung zu bestrafen. Die Rechtsprechung unterscheidet auch hier zwischen Tat- 
sachen- und Rechtsirrtum und zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem 
Rechtsirrtum (vgl. z. B. RGSt. 41 100); bei dem Irrtum über das Züchtigungsrecht zeigt 
sich sehr deutlich, ‚wie schwierig und schwankend die Unterscheidung zwischen straf- 
rechtlichem und nicht strafrechtlichem Irrtum ist“ (LK Anm. 14). Nach RGSt. 73 258 
ist der Irrtum eines Lehrers über das Züchtigungsrecht ein unbeachtlicher Strafrechts- 
irrtum soweit es die Gebote der Sittengesetze betrifft; vgl. weiter auch RGSt. 76 7. 
Eingehende Nachweise über die Rechtsprechung im LK Anm. 14. 

Der Beweggrund, aus dem der Täter handelte, ist unerheblich. Auch eine aus Scherz 
vorgenommene Handlung kann eine Körperverletzung sein (RG HRR 1929 Nr. 463; 
vgl. aber noch BayObLG HRR 1929 Nr. 671). 


VD. Idealkonkurrenz ist möglich mit allen Tatbeständen, die eine Gewaltanwendung 
erfordern, z. B. mit $113 (RGSt. 41 84). Das gleiche Konkurrenzverhältnis kommt weiter 
z. B. mit Sachbeschädigung in Betracht (RG GoltdArch. 60 S. 66). Mit den Tötungs- 
delikten steht die Körperverletzung nicht im Verhältnis der Spezialität; beide Gruppen 
von Tatbeständen können in Idealkonkurrenz stehen (v.Liszt-Schmidt S. 477, RMG 
17 165); dies gilt auch bei Mittäterschaft (RGSt. 67 367); vgl. näher $ 212 Anm. IX 2. 

Werden mehrere Personen durch eine Handlung verletzt, so liegt gleichartige Ideal- 
konkurrenz vor; geschieht dies durch mehrere Handlungen, so liegt Realkonkurrenz vor, 
selbst wenn es sich um einen Streit handelt. Eine Reihe einzelner gegen dieselbe Per- 
son begangener leichter und gefährlicher Körperverletzungen kann eine fortgesetzte 
Handlung bilden (RGSt. 81 150); bei Verletzung mehrerer Personen ist die Annahme 
eines Fortsetzungszusammenhanges ausgeschlossen (RGSt. 27 20). 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit Abtreibung (RG JW 1987 S. 1332), weiter mit 
$ 122 MStGB. | . 


VII. Die Strafe wird erhöht im Falle des Abs. 2. Über Verwandte aufsteigender Linie 
vgl. $ 52 Anm. VII 1. 

Über die Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k. 

Über mildernde Umstände vgl. $ 228, über Kompensation $ 233, über Straf- 
antrag $ 232. 


IX. Das kommende Recht will die Vorschrift im wesentlichen unverändert übernehmen; vgl. aber 
oben II 3 und IV 1. Zum ganzen Mezger in Gürtner II S. 388, 394. 


8 223a 


Ist die Körperverletzung mittels einer Waffe, insbesondere eines Messers oder eines 
anderen gefährlichen Werkzeuges, oder mittels eines hinterlistigen Überfalls, oder von 
mehreren gemeinschaftlich oder mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung be- 
gangen, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter zwei Monaten ein. 


I. Die Vorschrift behandelt die gefährliche Körperverletzung. Diese stellt einen er- 
schwerten Fall des $ 223 dar; kennzeichnend für die Fälle der gefährlichen Körperver- 
letzung ist aber nicht der eingetretene Erfolg, sondern die besonderen Mittel oder die 
besondere Art der Begehung der Tat; als Erfolg genügt auch eine leichte Körperverlet- 
zung (RG HRR 1935 Nr. 979). 


I. Eine gefährliche Körperverletzung liegt in vier Fällen vor. 
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1. Einmal ist die Körperverletzung dann eine gefährliche, wenn sie mittels einer 
Waffe, insbesondere eines Messers oder eines anderen gefährlichen Werkzeugs begangen 
wird. 

a) Aus der Fassung des Gesetzes ergibt sich, daß die Waffe der alle gefährlichen Werk- 
zeuge umfassende Oberbegriff ist (RG DJ 1988 S. 518); der Begriff Waffe ist hier nicht 
im technischen Sinne gemeint. Unter gefährlichem Werkzeug ist jeder durch mensch- 
liche Kraft in Bewegung gesetzte Gegenstand zu verstehen, der bei der gewählten Art 
des Gebrauchs geeignet ist, erhebliche Verletzungen zuzufügen (Binding Lehrbuch 1 
S. 48, Frank Anm. Il 1, v.Hippel Lehrbuch S.196 Anm.2, LK Anm. 3). Demgegenüber 
soll nach RGSt. 4 397 (vgl. auch RG JW 1988 S. 30) die objektive Beschaffenheit und 
die Art der Benutzung entscheidend sein, nach Olshausen Anm. 5 allein die objektive 
Beschaffenheit. Als gefährliche Werkzeuge können z. B. in Betracht kommen ein Dolch 
(RG HRR 1985 Nr. 979), ein Stuhlbein, ein Teppichklopfer (RG DR 1948 S. 754). Es 
ist nicht erforderlich, daß die Einwirkung auf mechanischem Wege erfolgt; auch eine 
Einwirkung auf chemischem Wege gehört hierher wie z. B. das Begießen mit Vitriol 
oder das Hineinschütten von Salpetersäure in Bier (v. Hippel Lehrbuch S. 196 Anm. 2; 
and. RG DJ 1988 S. 518, RG DR 1940 S. 1937); zum mindesten müßten diese Fälle 
durch entsprechende Anwendung ($ 2) erfaßt werden (Bruns DR 1940 S. 1938, Mezger 
Grundriß S. 190; and. die beiden zuletzt angeführten RG-Entscheidungen). 

Die Verletzung muß mit dem Werkzeug selbst erfolgen. Wirft der Täter den Verletzten 
zum Beispiel auf einen Stein, auf einen glühenden Herd, dann ist die Verschrift unmittel- 
bar nicht anwendbar, es kommt aber eine entsprechende Anwendung ($ 2) in Betracht 
(Mezger Grundriß S.190). 

b) Mittels eines Messers ist die Körperverletzung dann begangen, wenn das Messer 
als solches, als schneidendes oder stechendes Instrument angewendet wurde; die Be- 
nutzung eines zugeklappten Taschenmessers kann aber Verwendung eines gefährlichen 
Werkzeugs sein. 

c) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß die Umstände 
kennen, aus denen sich die Eigenschaft des Gegenstandes als eines gefährlichen Werk- 
zeugs ergibt. i 

2. Gefährlich ist auch die mittels eines hinterlistigen Überfalls ausgeführte Körper- 
verletzung. Überfall ist ein unvorhergesehener Angriff. Hinterlistig ist ein Überfall 
dann, wenn der Täter planmäßig, in einer auf Verdeckung seiner wahren Absicht be- 
rechneten Weise zu Werke geht, um gerade hierdurch dem Angegriffenen die Abwehr 
des nicht erwarteten Angriffs zu erschweren. Nicht wesentlich ist, ob der Angriff von 
hinten ausgeführt wird oder nicht (RGSt. 65 66). 

8. Als weiteren Fall nennt das Gesetz die von mehreren gemeinschaftlich verübte Kör- 
perverletzung. Hierfür ist Mittäterschaft von mindestens 2 Personen erforderlich; vgl. 
noch RGSt. 67 369. 

4. Schließlich ist die Körperverletzung eine gefährliche, wenn sie mittels einer das 
Leben gefährdenden Behandiung begangen wird. Es genügt, daß die Behandlung objek- 
tiv geeignet war, das Leben zu gefährden; es braucht nicht tatsächlich eine Lebens- 
gefährdung eingetreten zu sein (RG HRR 1929 Nr. 1799, RG JW 1982 S. 3350, Ols- 
hausen Anm. 9; and. Frank Anm. II 4, Gerland S.485). Eine derartige Behandlung 
kann z. B. in einem Stoß in ein tiefes Wasser liegen (R 6 282), in dem Stoß von einem 
hohen Wallin einen Graben (RG HRR 1929 Nr. 1799), in der Verleitung einer Schwer- 
kranken durch einen Heilbehandler, eine sachgemäße und wirksame Hilfe nicht in An- 
spruch zu nehmen (RG JW 1935 S. 2735); vgl. weiter RG DR 1948 S. 754. 

Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß die Umstände 
kennen, aus denen sich objektiv die Gefährdung ergibt; das Bewußtsein der Lebens- 
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gefährdung ist nicht erforderlich (RG JW 1982 5. 3350 mit Anm. Coenders; and. Frank 
Anm.I1lI 4). 


II. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 125 Abs. 2 (RGSt. 65 389), weiter mit $ 223b 
sowie mit $ 227 Abs. 1 (RGSt. 59 110). Mit $ 224 und $ 226 besteht dagegen Gesetzes- 
konkurrenz; diese Bestimmungen gehen vor (RGSt. 74 311). 

IV. Das kommende Recht will die Fälle der gefährlichen Körperverletzung nicht abschließend auf- 
zählen Gefährlich ist nach dem Entwurf eine Körperverletzung dann, wenn sie nach den Umständen 
des Falles Gefahren für das Leben oder schwere Folgen für den Körper oder die Gesundheit des Ver- 


letzten herbeiführen kann; beispielsweise sollen einige Fälle schwerer Schädigung an Körper und Ge- 
sundheit ausdrücklich genannt werden. Vgl. Mezger in Gürtner II S. 391, 394. 


S 223b 
Wer Kinder, Jugendliche oder wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit Wehrlose, die 
seiner Fürsorge oder Obhut unterstehen oder seinem Hausstand angehören oder die von 
dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder durch ein Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis von ihm abhängig sind, quält oder roh mißhandelt oder wer durch bös- 
willige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sorgen, sie an der Gesundheit schädigt, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 
In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 


Schrifttum: Moericke, Kindermißhandlung in: Handwörterbuch der Kriminologie, Bd I (1933) 
S. 786. — Schleich, Der neue strafrechtliche Schutz der Pflegebefohlenen und der Arbeitskraft, JW 
1934 8.15; über weiteres Schrifttum vgl. das Sammelreferat von Kruse, MonKrimBiol. 1940 S. 30. 

I. Die Vorschrift betrifft die Mißhandlung Pfiegebefohlener. Es handelt sich bei diesem 
Tatbestand nicht um einen Fall schwerer strafbarer Körperverletzung, sondern um einen 
selbständigen besonderen Tatbestand (Kohlrausch Anm. 1; and. RGSt. 70 357, RG JW 
1989 5. 337); über die sich hieraus ergebenden Folgerungen vgl. unten V, VI. 
Von ergänzenden Vorschriften sei hingewiesen auf $ 24 Abs. 3 Jugendschutzgesetz. 


1. Geschützt werden nur bestimmte Personengruppen; es ist jeweils ein besonderes 
Verhältnis des Täters zu der geschützten Person erforderlich. 


1. Die geschützten Personengruppen sind: 

a) Menschen unter 18 Jahren, nämlich Kinder bis zum vollendeten 14., Jugenäliche 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. 

b) Die wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlosen Menschen. Wehrlos ist, wer 
sich gegen eine Mißhandlung überhaupt nicht oder nicht in entsprechender Weise 
wehren kann. Wehrlos ist nicht gleichbedeutend mit hilflos. Wer fliehen kann, ist nicht 
hilflos, kann aber wehrlos sein. Als Gründe für die Wehrlosigkeit nennt das Gesetz Ge- 
brechlichkeit oder Krankheit. Über den Begriff der Krankheit vgl. $ 221 Anm. 112. Ge- 
brechlichkeit bedeutet eine Störung der körperlichen Gesundheit, die ihren Aus- 
druck in einer Behinderung der Bewegungsfreiheit findet. Auf eine infolge Schwanger- 
schaft wehrlose Frau ist die Vorschrift nur entsprechend ($ 2) anwendbar (RG DR 1948 
S. 898). 

Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift dann, wenn der Täter eine Wehr- 
losigkeit anderer Art selbst verursacht hat, z. B. indem er den Verletzten selbst geles- 
selt hat. 

2. Die genannten Personengruppen werden nur dann geschützt, wenn der Täter zu 
ihnen in einem besonderen Verhältnis steht. Das Gesetz zählt vier derartige Fälle auf. 

a) Der Verletzte untersteht der Fürsorge oder Obhut des Täters. Der Fürsorge unter- 
steht jemand, wenn der zu Schützende von dem Täter abhängt und dieser verpflichtet 
ist, für das geistige oder leibliche Wohl zu sorgen. Es handelt sich hier um Verhältnisse 
von längerer Dauer wie bei Eltern, Pflegeeltern, Vormündern, Pflegern, Leitern und 
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Angestellten von Erziehungsanstalten, Gefängnisbeamten, Schutzaufsichtshelfern und 
ähnlichen Personen. Auch den Stiefeltern liegt eine Sorgepflicht gegenüber den Stief- 
kindern ob (OLG Celle DJ 1939 S. 572). Ein Verhältnis der Fürsorge kann auch aus 
schlüssigem Verhalten entstehen, so z. B. für den Ehemann gegenüber den vorehelichen 
Kindern der Frau, die er zu sich genommen hat. Unter der Obhut eines anderen steht 
man dann, wenn der andere die Pflicht zur unmittelbaren körperlichen Beaufsichtigung 
hat. Die Obhut setzt immer ein enges körperliches Verhältnis voraus. So steht z. B. das 
Kind unter der Obhut des Kindermädchens, das es spazierenführt. Das Verhältnis der 
Obhut ist in der Regel auf kürzere Zeit berechnet. 

b) Der Verletzte gehört dem Hausstande des Täters an. Als Verletzte kommen hier alle 
Personen in Betracht, die zur Hausgemeinschaft gehören; auch die zur Fürsorgeerziehung 
in eine Familie Überwiesenen ($$ 62, 69 Jugendwohlfahrtsgesetz) gehören hierhin. Täter 
kann nicht nur der Ehemann sein, sondern alle Personen, die tatsächlich den Hausstand 
leiten, z. B. unter Umständen auch die Ehefrau des Hofbesitzers (RGSt. 78 391 mit 
Anm. Nagler ZAkDR 1940 S.100), weiter etwa die an Stelle der Hausfrau stehende Haus- 
dame (Olshausen $ 223a Anm.13bBß). 

c) Wenn der Verletzte von dem Fürsorgepflichtigen der Gewalt des Täters überlassen 
worden ist. Es handelt sich hierbei um ein rein tatsächliches Verhältnis, das auf dem 
Willen eines Fürsorgepflichtigen beruht; dieses tatsächliche Verhältnis begründet an sich 
nicht Pflichten der Fürsorge oder der Obhut. 

d) Schließlich werden noch nicht 18 Jahre alte oder wegen Gebrechlichkeit oder Krank- 
heit wehrlose Menschen stets dann besonders geschützt, wenn sie durch ein Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis von dem Täter abhängig sind. Es braucht nicht ein Dienst- oder Arbeits- 
vertrag im technischen Sinne vorzuliegen; auch die sog. arbeitnehmerähnlichen Verhält- 
nisse werden erfaßt. Erforderlich ist stets, daß es sich um unselbständige Arbeitnehmer 
handelt. Die Unselbständigkeit ist immer dann gegeben, wenn jemand hinsichtlich der 
Ausführung der Arbeit Weisungen nachzukommen hat (vgl. hierzu Hueck-Nipperdey- 
Dietz, Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (2. Aufl. 1937) S. 25, Mansfeld-Pohl, 
Die Ordnung der nationalen Arbeit [2. Aufl. 1934] S. 87). Andererseits liegt aber nicht 
bei jeder Gebundenheit an Weisungen eine Abhängigkeit in dem hier gemeinten Sinne 
vor, z. B. nicht bei Maklern (Schleich aaO S. 16). Ist jemand als unselbständiger Arbeit- 
nehmer tätig, so ist er von dem Betriebsführer, von dem Dienstherrn, aber auch von 
Zwischenpersonen wie Abteilungsleitern, Werkmeistern usw. auf Grund des Arbeitsver- 
hältnisses abhängig. Näher über die hier in Betracht kommenden Personenkreise vgl. 
Schleich aaO. 


III. Als Handlungen nennt das Gesetz Quälen, rohe Mißhandlung oder Gesundheits- 
schädigung durch böswillige Vernachlässigung der Sorgepflicht. 


1. Quälen bedeutet die Verursachung länger dauernder oder sich wiederholender er- 
heblicher Schmerzen oder Leiden (RG JW 1988 S. 1879; vgl. auch $1 Abs. 2 Tierschutz- 
ges.). Esist nicht nötig, daß körperliche Schmerzen zugefügt werden; auch die scelische 
Mißhandlung ist ein Quälen. Verursachung häufiger Erregung und Angstzustände bei 
einem Kinde durch Einsperren in einen dämmrigen Keller kann ein Quälen sein (vgl. 
OLG Kiel DJ 1934 5. 582). Es ist nicht erforderlich, daß die seelische Mißhandlung eine 
schwere Gesundheitsschädigung zur Folge hat (and. Schäfer-Dohnanyi S. 42). 

2. Eine Mißhandlung ist dann roh, wenn sie aus einer gefühllosen, gegen die Leiden 
des Opfers gleichgültigen Gesinnung heraus erfolgt (RG JW 1938 S. 1879, RG DR 1940 
S. 26; vgl. $1 Abs. 2 Tierschutzges.). Die gefühllose Gesinnung braucht keine dauernde 
Charaktereigenschaft des Täters zu sein; sie kann auch als vorübergehender Zustand 
bemerkbar werden (RG JW 1988 S. 2808, RG DR 1940 S. 26). Die Erregung erheb- 
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licher Schmerzen ist nicht erforderlich (and. RG DR 1940 S. 26, Olshausen Nachtrag 
S. 202), die Qualifikation liegt allein in der Gesinnung. Über Mißhandeln vgl. im übrigen 
$ 223 Anm. Il 1. 


8. Als weitere Begehungsform nennt das Gesetz Gesundheitsschädigung durch böswil- 
lige Vernachlässigung der Sorgepflicht. Die Pflicht zur Sorge für den anderen kann auf 
Gesetz, behördlicher Anordnung, Vertrag, auf vorhergegangenem eigenen Tun oder auf 
einer zur Rechtspflicht gewordenen sittlichen Pflicht beruhen. Böswillig ist diese Ver- 
nachlässigung dann, wenn sich jemand gegen die an sich erkannte Pflicht aus schlechter 
Gesinnung, aus einem verwerflichen Beweggrund, z. B. aus Haß, Geiz, sadistischer Nei- 
gung auflehnt (RG JW 1936 S. 882, RGSt. 72 119 mit Anm. Klee JW 1938 S. 1517, 
RGSt. 78 391 mit Anm. NaglerZAkDR 1940 5.100). Eine boshafte Gesinnung, also eine 
Lust an fremdem Schmerz, ein Handeln um des Mißhandelns willen wird vom Gesetz 
nicht gefordert. Getroffen wird hier vor allem das Verwahrlosenlassen von Kindern. Eine 
Vernachlässigung der Sorgepflicht gegenüber leiblichen Kindern kann insbesondere auch 
in der Duldung von Handlungen des anderen Elternteils liegen (RG DJ 1936 S. 257). 
Nach dieser Entscheidung handelt aber in der Regel noch nicht böswillig, wer aus 
Schwäche, Gleichgültigkeit oder einer ihm eigenen Gefühlskälte seine Pflicht vernach- 
lässigt. Über das Merkmal böswillig in den verschiedenen Gesetzen vgl. RGSt. 75 27 
mit Anm. Mittelbach DR 1941 S. 490. Eine Schädigung der Gesundheit ist schon 
dann gegeben, wenn die Vernachlässigung der Sorgepflicht die gesunde Entwicklung 
des Kindes beeinträchtigt oder hemmt (RGSt. 76 373). 


IV. Der innere Tatbestand verlangt Vorsatz. Erforderlich ist die Kenntnis des Täters 
davon, daB der andere unter 18 Jahre alt oder wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit 
wehrlos ist. Der Täter muß ferner wissen, daß der andere in einem der genannten Ver- 
hältnisse zu ihm steht. Bei der letzten Begehungsform muß sich der Vorsatz auch auf die 
Gesundheitsschädigung mit erstrecken; es genügt nicht, daß diese lediglich als objektive 
Folge der böswilligen Vernachlässigung der Sorgepflicht eingetreten ist (RG JW 1985 
8.527, RGSt. 72 119). Der Täter muß ferner das Bewußtsein haben, gegen ein Gesetz 
zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun. Bedingter Vorsatz genügt abgesehen von 
der Böswilligkeit bei Vernachlässigung der Fürsorgepflicht (RGSt. 72 119). 


V. Mildernde Umstände gemäß $ 228 kommen hier nicht in Betracht (Kohlrausch 
Anm. 1 und $ 228 Anm. 1, Olshausen Nachtrag S. 203, Mezger Grundriß S. 191, Schäfer- 
Dohnanyi 8.43, OLG Dresden DRechtspfl. 1986 Nr. 428, OLG Karlsruhe HRR 1987 
Nr. 1055; and. RGSt. 71 363, BayrObLG JW 1984 S. 2166 mit Anm. Weber, Schwarz 
Anm.6A). 

Über besonders schwere Fälle (Abs. 2) vgl. RGSt. 76 373. 

Über die Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k. 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 224 und mit $ 226; dies folgt aus der Sonder- 
natur des Tatbestandes (Kohlrausch Anm. 1, ebenso im Ergebnis Mezger JW 1937 
8. 628; and. RG JW 1939 S. 337, RGSt. 71 359, Schwarz Anm. 6 B, die Gesetzeskon- 
kurrenz annehmen). Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 170d; der vorliegende Tat- 
bestand geht vor. 


VI.. Das kommende Recht willden Tatbestand sachlich unverändert übernehmen, die Strafandrohun- 
gen aLer weiter verschärfen; vgl. Mezger in Gürtner II S. 391. 


S 224 


Hat die Körperverletzung zur Folge, daß der Verletzte ein wichtiges Glied des Körpers, 
das Sehvermögen auf einem oder beiden Augen, das Gehör, die Sprache oder die Zeugungs- 
fähigkeit verliert oder in erheblicher Weise dauernd entstellt wird, oder in Siechtum, Läh- 
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mung oder Geisteskrankheit verfällt, so ist auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Ge- 
fängnis nicht unter einem Jahre zu erkennen. 


I. Der Tatbestand behandelt die schwere Körperverletzung. Über die hier besonders 
bedeutsame Frage des Kausalzusammenhangs vgl. Vorbem. IV vor $1. 


II. Die einzelnen Fälle der schweren Körperverletzung. 

1. Die Körperverletzung ist schwer, wenn sie den Verlust eines wichtigen Gliedes des 
Körpers zur Folge hat. Unter einem Glied ist jeder nach außen in die Erscheinung tre- 
tende Körperteil, der eine in sich abgeschlossene Existenz mit besonderer Funktion im 
Gesamtorganismus hat, zu verstehen (R 8 126, Gerland S. 486; and. Frank Anm. II 1). 
Die Wichtigkeit des Gliedes bestimmt sich nach seiner allgemeinen Bedeutung für den 
Gesamtorganismus, nicht nach den besonderen Verhältnissen des Verletzten (RGSt. 64 
201). Als wichtiges Glied ist z. B. der Daumen angesehen worden, nicht dagegen der 
Goldfinger der rechten Hand (RGSt. 62 162). Verlust bedeutet die völlige Lostrennung 
vom Körper; in entsprechender Anwendung ($ 2) wird man aber das Eintreten der Ge- 
brauchunfähigkeit gleichzustellen haben. 

2. Dem Verlust eines wichtigen Gliedes stellt das Gesetz den Verlust gewisser Fähig- 
keiten gleich, nämlich das Sehvermögens auf einem oder beiden Augen, den Verlust des 
Gehörs, der Sprache, der Zeugungsfähigkeit. Sehvermögen ist die Fähigkeit, mittels 
des Auges Gegenstände wahrzunehmen; über den Verlust dieser Fähigkeit vgl. RGSt. 71 
119, 72 321, RG JW 1988 S. 2949, RG DR 1941 S. 1403. Gehör bedeutet die Fähigkeit, 
artikulierte Laute wahrzunehmen. Unter Sprache ist die Fähigkeit zu artikuliertem 
Reden zu verstehen. Zeugungsfähigkeit bedeutet die Fähigkeit sich fortzupflanzen: sie 
umfaßt auch die Empfängnisfähigkeit (RG JW 1983 S. 2911 mit Anm. Klee). 

8. Die Körperverletzung ist weiter eine schwere, wenn sie eine dauernde Entstellung 
in erheblicher Weise zur Folge hat. Eine Entstellung in erheblicher Weise liegt 
vor, wenn die äußere Gesamterscheinung wesentlich verändert ist. Die Veränderung 
braucht nicht den ganzen Körper unmittelbar zu erfassen; es genügt auch die Beein- 
trächtigung einzelner Körperteile. Die Entstellung solcher Körperteile, die verdeckt zu 
werden pflegen, ist nicht ausreichend. Die Möglichkeit, daß sich der Mangel durch künst- 
liche Vorrichtungen verbergen läßt, steht der Annahme der Entstellung nicht entgegen 
(RGSt. 14 344). Dauernd ist die Entstellung, wenn sich ihr Ende im voraus nicht be- 
stimmen läßt. Als Entstellung ist z. B. angesehen worden die Verletzung des Unterkie- 
fers (RG JW 1928 S. 2232), Narbenbildung am Halse (RG HRR 1988 Nr. 1057), Verlust 
mehrerer Vorderzähne (RG DJ 1988 S. 427); vgl. weiter RG JW 1982 S. 1744 mit Anm. 
Ebermayer. 

4. Die Körperverletzung ist schließlich eine schwere, wenn sie das Verfallen in Sieeh- 
tum, Lähmung oder Geisteskrankheit zur Folge hat. Siechtum bedeutet einen chroni- 
schen Krankheitszustand, der, den Gesamtorganismus des Verletzten ergreifend, ein 
Schwinden der Körperkräfte und Hinfälligkeit zur Folge hat und dessen Heilung über- 
haupt nicht oder doch der Zeit nach sich nicht bestimmen läßt (RGSt. 72 322, 346). 
Völliger Verlust der Arbeitsfähigkeit kann ein Verfallen in Siechtum sein (RGSt. 72 346; 
zu eng RG JW 1929 S. 2270 mit Anm. Coenders). Lähmung ist die erhebliche Beein- 
trächtigung der Bewegungsfähigkeit eines Körperteils, die den ganzen Körper.in Mit- 
leidenschaft zieht; völlige Bewegungslosigkeit des rechten Armes kann eine Lähmung 
sein (RG JW 1980 S. 1596). Die Geisteskrankheit braucht nicht unheilbar zu sein. 
Ein Verfallen liegt dann vor, wenn der Körper im ganzen in erheblicher Weise beein- 
trächtigt wird. 


IH. Nach der in Rechtsprechung und Schrifttum herrschenden Auffassung genügt es, 
daß der Täter die genannten schweren Folgen verursacht hat; das Verschulden braucht 
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sich auf diese Umstände nicht zu erstrecken (so z. B. RGSt. 5 33). Nach der hier vertre- 
tenen Auffassung trifft die an die besonderen Folgen der Tat geknüpfte höhere Strafe 
den Täter nur dann, wenn er diese Folgen wenigstens fahrlässig herbeigeführt hat (vgl. 
Vorbem. IV 4 vor $ 1). 


IV. Die Annahme mildernder Umstände ist zulässig ($ 228). 
Über die Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42 K. 


V. Das kommende Recht will die in Betracht kommenden Fälle nicht mehr aufzählen; es soll viel- 
mehr jede schwere Schädigung an Körper oder Gesundheit genügen; zur Erleichterung der Rechts- 
anwendung sollen einige Beispiele dafür gegeben werden, wann insbesondere eine schwere Schädigung 
an Körper oder Gesundheit vorliegt. Die schwere Schädigung muß vorsätzlich herbeigeführt sein. Vgl. 
Mezger in Gürtner II S. 391, 395. 

S 225 


War eine der vorbezeichneten Folgen beabsichtigt und eingetreten, so ist auf Zuchthaus 
von zwei bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

I. Die Vorschrift setzt den vollen objektiven und subjektiven Tatbestand des $ 22% 
voraus und erfordert weiter, daß die Absicht des Täters auf eine der in $ 224 genannten 
Folgen gerichtet war. 

Absicht bedeutet hier den direkten Vorsatz im Gegensatz zum bedingten Vorsatz; 
Absicht im engeren Sinne, nämlich der unmittelbar auf den im Gesetz bezeichneten Er- 
folg gerichtete Wille braucht nicht vorzuliegen. 

Eine Strafermäßigung bei mildernden Umständen nach $ 228 kommt hier nicht 
in Betracht. 

Wegen der Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k. 


II. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Vorschrift vorgesehen. Der Strafrahmen der 
schweren Körperverletzung wird als weit genug betrachtet, um diese Fälle angemessen zu ahnden. 


| 8 226 

Ist durch die Körperverletzung der Tod des Verletzten verursacht worden, so ist auf 
Zuchthaus nicht unter drei Jahren oder Gefängnis nicht unter drei Jahren zu erkennen. 

I. Die Vorschrift droht eine erhöhte Strafe für die Körperverletzung mit tödlichem 
Ausgang an. Die Bestimmung gilt für Körperverletzungen nach $$ 223, 223a, 224 sowie 
auch für $ 223b. 

Über die hier besonders bedeutsame Frage des Kausalzusammenhangs vgl. Vorbem.IV 
vor $ 1. 

Nach der in Rechtsprechung und Schrifttum herrschenden Lehre genügt die bloße 
Verursachung des Todes ohne Rücksicht auf ein Verschulden (RGSt. 5 33, 44 138). Dem- 
gegenüber wird man verlangen müssen, daß der Täter diese Folge wenigstens fahrlässig 
herbeigeführt hat (vgl. Vorbem. IV 4 vor $ 1). 

Bei mildernden Umständen tritt Strafermäßigung nach $ 228 ein. Wegen der 
Möglichkeit der Entmannung vgl. $ 42k. 

Über die Frage, ob hier die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden dürfen, vgl. 
RG HRR 1940 Nr. 761 und hierzu $ 32 Anm. II2bß. 


11. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. 


S 226a 


Wer eine Körperverletzung mit Einwilligung des Verletzten vornimmt, handelt nur 
dann rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten verstößt. 


Schrifttum: Becker, Sportverletzung und Strafrecht, DJ 1938 S. 1720. -— Engisch, Ärztlicher 
Eingriff zu Heilzwecken und Einwilligung, ZSstW 58 8. 1. - Mahling, Die strafrechtliche Behandlung 
von Sportverletzungen, 1940 (Diss. Berlin). -— Neukamp, Ärztliches Operationsrecht und Behand- 
lungszwang, GS 111 S. 248. — Nürck, Sport und Recht, 1936. — Sauer, Tatbestand und Rechtswidrig- 
keit, Heilbehandlung und Einwilligung, GS 113 8. 79. — Schlosky, Die Einwilligung des Verletzten, 
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DStR 1943 S. 19. - E.Schmidt, Der Arzt im Strafrecht, 1939. -— Schrey, Der Gegenstand der Ein- 
willigung des Verletzten, 1928 (StrafrAbh. Heft 248). -— Träger, Die Einwilligung des Verletzten 
und andere Unrechtsausschließungsgründe im zukünftigen Strafrecht, GS 94 S. 192. 


I. Die Vorschrift behandelt die Bedeutung der Einwilligung bei Körperverletzungen. 
Die Bestimmung bezieht sich auf alle vorsätzlichen Körperverletzungen, nicht nur auf 
die leichte vorsätzliche Körperverletzung des $ 223; für fahrlässige Körperverletzung gilt 
die Vorschrift nicht (Schäfer-Dohnanyi $. 48, Träger aaO 8.143; vgl. demgegenüber 
Schrey aaO S. 51 mit Nachweisen). Die Bestimmung betrifft aber nur die Körperverlet- 
zung; für etwa konkurrierende Tatbestände ist die Frage, ob eine Einwilligung den 
Täter rechtfertigt, besonders zu entscheiden. 


I. Für die Wirksamkeit der Einwilligung bestehen verschiedene Voraussetzungen. 


1. Der Einwilligende muß die zur Beurteilung der Tat und der Einwilligung nötige 
geistige und sittliche Reife haben. Auf die bürgerliche Geschäftsfähigkeit und auf die 
strafrechtliche Handlungsfähigkeit kommt es nicht an (vgl. hierzu Engisch aaO S. 38, 
E. Schmidt aaO S. 108). Für den, der zur Einwilligung nicht fähig ist, wird der gesetz- 
liche Vertreter die Einwilligung erteilen können, sofern die Körperverletzung unbedingt 
zum Besten des zur Einwilligung Unfähigen erforderlich ist. Bei sportlichen Handlungen 
und bei Schönheitsoperationen ist eine Stellvertretung in der Einwilligung nicht zulässig 
(zu der ganzen Frage vgl. Engisch aaO S. 39, E. Schmidt aaO S.108, Träger aaO S.151). 
Der Wille des Einwilligenden darf nicht durch eine Zwangslage beeinträchtigt sein (z. B. 
nicht durch ein Abhängigkeitsverhältnis). Eine erschlichene Einwilligung vermag den 
Täter nicht zu rechtfertigen (vgl. Schrey aaO 8.56 mit Nachweisen). Auch eine Ein- 
willigung, die auf unsittlichen Beweggründen beruht, ist wirkungslos, so z. B. die Ein- 
willigung in sadistisch-masochistische Handlungen (RG JW 1928 S. 2229 mit Anm. 
Bohne, 1929 S. 1015, AG Hamburg DR 1989 S. 1508, RG DR 1943 S. 234). Sitten- 
widrig und daher unwirksam ist auch die Einwilligung in eine Körperverletzung, die zur 
Vorbereitung eines Versicherungsbetruges oder sonstigen Betruges begangen wird (vgl. 
RG DRZ 1982 Nr. 444). 

2. Die Einwilligung muß vor der Tat erteilt worden sein. 

8. Die Einwilligung muß erklärt werden. Sie braucht aber nicht ausdrücklich erklärt 
zu werden, sondern kann sich auch aus schlüssigen Handlungen ergeben (näher hierzu 
Engisch aaO S. 36, E. Schmidt aaO S. 95). 

4. Nimmt jemand irrtümlich an, der Verletzte habe eingewilligt,so kann er nicht wegen 
vorsätzlicher Körperverletzung bestraft werden, und zwar auch dann nicht, wenn sein 
Irrtum unentschuldbar war. Irrt der Handelnde aber pflichtwidrig, so kann er wegen 
fahrlässiger Körperverletzung bestraft werden (vgl. $ 59 Anm. VI 1). 


IM. Die Einwilligung rechtfertigt dann nicht, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen 
die guten Sitten verstößt. 


1. Es kommt nicht darauf an, ob die Einwilligung gegen die guten Sitten verstößt, 
sondern darauf, ob das Anstößige der Tat anhaftet (RGSt. 74 95). Eine Einwilligung, 
die gegen die guten Sitten verstößt, ist bereits unwirksam (vgl. oben II 1). Die Tat kann 
auch dann gegen die guten Sitten verstoßen, wenn der Einwilligende die Einwilligung 
aus sittlich einwandfreien Beweggründen erteilt hat. Dies kann z. B. dann zutreifen, 
wenn jemand in eine Körperverletzung einwilligt, um sich oder einen anderen vor einem 
schweren Unheil zu bewahren, das der Täter für den Fall der Nichteinwilligung in Aus- 
sicht stellt. 

2. Der Begriff der guten Sitten ist dem bürgerlichen Recht entnommen. Ein Verstoß 
gegen die guten Sitten liegt entsprechend der ständigen Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts in Zivilsachen, die auch hier maßgebend ist, dann vor, wenn eine Handlung dem 
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Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden zuwiderläuft (RG JW 1988 S. 30). 
Dadurch wird das Maß der zu stellenden Anforderungen durch die im Volke herrschende 
Gemeinschaftsauffassung bestimmt. Beispiele, in denen die Tat trotz Einwilligung gegen 
die guten Sitten verstößt, enthalten RG JW 1988 S. 30, RGSt. 74 94, RG DR 1948 S. 766. 


IV. Die Einwilligung schließt nur dann die Rechtswidrigkeit aus, wenn sich der Täter 
bei der Einwirkung auf den Körper des Einwilligenden nach Art und Maß im Rahmen 
der Einwilligung gehalten hat (BayrObLG HRR 1929 Nr. 671). 


V. Praktische Bedeutung hat die Vorschrift nach der hier vertretenen Auffassung über 
die ärztlichen Eingriffe ($ 223 Anm. IV) insbesondere noch für Körperverletzungen bei 
Sportkämpfen (Fechten, Boxen, Ringen, Fußball), bei freundschaftlichen Schlägereien 
und dgl.Bei Sportkämpfen verstößt der Täter in der Regel dann gegen die guten Sit- 
ten, wenn er schwere Verstöße gegen die Sportregeln aus Vorsatz oder in feindseliger 
Absicht begeht (vgl. auch RKG 1 139). Die Verfolgung derartiger Handlungen dient der 
Gesundung des Sports; sie steht nicht etwa zur Sportskameradschaft und Sportsehre in 
Widerspruch (Mahling aaO S. 68 f., Nürck aaO S$. 282). Bei fahrlässigen Verstößen gegen 
die Sportregeln aus Übereifer, aus Erregung oder infolge von Benommenheit verstößt 
die Tat dagegen nicht gegen die guten Sitten (Mahling aaO 8. 68 f., Nürck aaO S. 282). 

Die Vorschrift kann ferner bei ärztlichen Eingriffen zu experimentellen Zwecken 
sowie zur Beseitigung von Schönheitsfehlern oder Alterserscheinungen in Betracht 
kommen. 

Freiwlllige Sterilisationen und freiwillige Kastrationen sind nicht nach 
dieser Vorschrift zu beurteilen; maßgebend ist hierfür $ 1% Ges. zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchses. 

VI. Das kommende Recht will die Vorschrift sachlich unverändert übernehmen; vgl. Mezger in 


Gürtner II S. 392, 395. 
S226hb 


Wer in anderen als in den gesetzlich zugelassenen Fällen die Zeugungs- oder Gebär 
- Tähigkeit bei einem anderen mit dessen Einwilligung oder bei sich selbst vorsätzlich zer- 
stört oder durch Bestrahlung oder Hormonbehandlung nachhaltig stört, wird mit Gefäng- 
nis nicht unter drei Monaten, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft, soweit 
nicht die Tat nach einer anderen Vorschrift mit schwererer Strafe bedroht ist. 


I. Der Tatbestand der Zerstörung der Fortpflanzungsfähigkeit ist nach den Vorschlägen 
der amtlichen Strafrechtskommission (vgl. Schaffstein in Gürtner II S. 115) eingefügt 
worden. Der Zweck der Vorschrift ist, zu verhindern, daß der behandelnde Arzt darüber 
entscheidet, ob die Vornahme eines derartigen Eingriffs sittlich zulässig ist; nur in den 
gesetzlich geregelten Fällen dürfen derartige Eingriffe vorgenommen werden. 

II. Der äußere Tatbestand sieht zwei Begehungsweisen vor. 

1. Erfaßt wird einmal die Zerstörung der Zeugungs- oder Gebärfähigkeit bei einem 
anderen mit dessen Einwilligung oder bei sich selbst. 

2. Mit Strafe bedroht ist zum anderen die Störung der Zeugungs- oder Gebärfähigkeit 
durch Bestrahlung oder Hormonbehandlung. 

IH. Die Rechtswidrigkeit ist ausgeschlossen bei der richterlichen Anordnung der Ent- 
mannung gemäß $ 42 k und in den Fällen des $ 14 Ges. zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses vom 14. Juli 1933 (RGBI.T S. 529) in der Fassung des Ges. vom 26. Juni 1935 
(RGBI. IS. 773). 

IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 

V. Die Bestimmung ist nur anzuwenden, soweit nicht die Tat nach einer anderen Vor- 
schrift mit schwererer Strafe bedroht ist. Dies ist der Fall, wenn der Eingriff gegen den 
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Willen des Betroffenen erfolgt; in diesen Fällen ist nur wegen schwerer Körperverletzung 
nach den $$ 224, 225 zu bestrafen. Erfolgt der Eingriff mit Einwilligung des Betroffenen, 
verstößt die Vornahme des Eingriffs aber trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten 
($ 226a), dann ist auch nur aus $$ 224, 225 zu bestrafen. 


VL Hinsichtlich des Geltungsbereichs der Vorschrift gilt das gleiche wie für $ 218; 
vgl. $ 218 Anm. II, XII. 


g 227 


Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von mehreren gemachten Angriff der Tod 
eines Menschen oder eine schwere Körperverletzung ($ 224) verursacht worden, so ist 
jeder, welcher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe beteiligt hat, schon wegen dieser 
Beteiligung mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu bestrafen, falls er nicht ohne sein Ver- 
schulden hineingezogen worden Ist. 

Ist eine der vorbezeichneten Folgen mehreren Verletzungen zuzuschreiben, welche die- 
selbe nicht einzein, sondern nur durch ihr Zusammentreffen verursacht haben, so ist jeder, 
welchem eine dieser Verletzungen zur Last fällt, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 


1. Die Vorschrift betrifft den Raufhandel oder die Schlägerei. Grundgedanke der Be- 
stimmung ist, die Beteiligung an einer Schlägerei oder an einem Angriff mehrerer wegen 
der regelmäßig damit verbundenen Gefahren schon wegen der bloßen Beteiligung mit 
Strafe zu bedrohen. Die Gefährlichkeit der Beteiligung als solche ist der Grund für diese 
Strafbestimmung, und zwar die Gefährlichkeit für Leib oder Leben des einzelnen (Frank 
Anm.1I 2; and. Gerland S. 325, der im Raufhandel ein Delikt gegen den öffentlichen 
Frieden sieht). Auf dem hier dargelegten Standpunkt steht auch das kommende Recht; 
vgl. unten VII. 

Vgl. ferner noch $ 367 Nr. 10. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß durch eine Schlägerei oder durch 
einen von mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menschen oder eine schwere Kör- 
perverletzung verursacht worden ist. 

1. Eine Schlägerei setzt die Beteiligung von mehr als zwei Personen voraus (RG JW 
1988 S. 3157). Zutreffend bezeichnet Frank Anm. I die Schlägerei als den in gegenseitige 
Körperverletzungen ausgegangenen Streit zwischen mehr als zwei Personen. Erforderlich 
ist, daß von beiden Seiten Tätlichkeiten begangen werden (Frank Anm. I). Nicht voraus- 
gesetzt wird aber, daß jeder einzelne Beteiligte Tätlichkeiten zufügt oder davon betrof- 
fen wird (RGSt. 59 107). Es ist auch nicht erforderlich, daß mehr als zwei Personen 
gleichzeitig geschlagen haben (RG HRR 1941 Nr. 369). 

2. Der Beteiligung an einer Schlägerei steht die Beteiligung an einem Angriff mehrerer 
gleich. Unter Angriff ist eine in feindseliger Willensrichtung unmittelbar auf den Kör- 
per eines anderen zielende Einwirkung zu verstehen (RGSt. 59 264) ; bloße Drohung oder 
Demonstration (Schießen in die Luft) genügt nicht (R 10 505). Es ist nicht notwendig, 
daß der Angreifende den Gegner körperlich berührt oder ihn etwa körperlich verletzt hat. 
Noch weniger ist erforderlich, daß es auch von beiden Seiten zu Tätlichkeiten gekommen 
ist; dies unterscheidet den Angriff von der Schlägerei. Es braucht auch hier nicht jeder 
Beteiligte tätlich zu werden. 

Der Angriff muß von mehreren gemacht sein; es genügt nicht, daß eine Person zwei 
andere angreift und diese sich wehren. 

Der Angriff und der Angriffsgegenstand müssen einheitlich sein (RG GoltdArch 68 
S. 275). Nicht ist dagegen Gemeinschaftlichkeit des Angriffs und des Angriffswillens er- 
forderlich (RGSt. 59 109, 264). Die Einheitlichkeit des Angriffs wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß er in getrennten Abschnitten ausgeführt wird oder daß bei der Aus- 
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führung eines gemeinsamen Planes nicht mehr durchweg ein Handeln sämtlicher An- 
greifer vorliegt (RGSt. 59 107). 


8. Die Schlägerei oder der Angriff müssen den Tod eines Menschen oder eine schwere 
Körperverletzung ($ 224) verursacht haben. Es ist nicht erforderlich, daß der schwere 
Erfolg bei einer an dem Streit beteiligten Person eintritt; es genügt z. B. auch die Tötung 
eines einschreitenden Polizeibeamten. Die Tötung oder schwere Körperverletzung muß 
aber zeitlich während des Angriffs oder während der Schlägerei verursacht sein und sach- 
lich innerhalb dieses Rahmens liegen (RGSt. 61 272, RG JW 1988 S. 3157). 

Der Eintritt des Todes oder einer schweren Körperverletzung ist eine Bedingung der 
Strafbarkeit; vgl. unten IV. 

Der Tod oder die schwere Körperverletzung muß durch die Schlägerei oder durch den 
Angriff verursacht sein. Der ursächliche Zusammenhang liegt z. B. auch dann vor, 
wenn bei einem Angriff einer der Angreifer durch eigene Unvorsichtigkeit ums Leben 
kommt (RGSt. 9 149). Erfolgt die Tötung oder die schwere Körperverletzung erst nach 
dem Angriff oder stirbt einer der Beteiligten zufällig, so fehlt es an dem ursächlichen 
Zusammenhang. 


II. Als Täter strafbar ist jeder an der Schlägerei oder an dem Angriff Beteiligte, falls 
er nicht ohne sein Verschulden hineingezogen worden ist. 


1. Beteiligung am Raufhandel ist nicht gleichbedeutend mit Teilnahme am Rauf- 
handel. Beteiligt ist vielmehr jeder, der am Tatort anwesend ist undin feindseli- 
ger Weise an den Tätlichkeiten teilnimmt. Beteiligt ist nicht, wer nur den Streit 
zu schlichten versucht, Verletzte fortschafft oder ausschließlich Gegenstand des Angriffs 
ist. Nicht ist erforderlich, daß der Betreffende mitgeschlagen hat; zur Beteiligung genügt 
jede sachliche, wenn auch nicht in Tätlichkeiten sich äußernde Anteilnahme wie z.B. 
durch Anreizen, Zurufen, Abhalten von Hilfe (RG JW 1982 S. 948 mit Anm. Wegner, 
RG HRR 1941 Nr. 369). Auch der Schwerverletzte ist beteiligt und strafbar, selbst 
wenn außer ihm niemand verletzt oder gefährdet worden ist; auch er ist nur dann nicht 
strafbar, wenn er ohne sein Verschulden hineingezogen worden ist (RGSt. 82 33). 

Es ist unerheblich, in welchem Augenblick innerhalb eines einheitlichen Raufhändels 
die Beteiligung erfolgt ist; es genügt auch Beteiligung nach Eintritt der schweren oder 
tödlichen Verletzung (RGSt. 72 75, RG JW 1989 S. 91, Frank Anm. II 2a). 


2. Jeder Beteiligte wird schon wegen dieser Beteiligung bestraft, falls er nicht ohne 
sein Verschulden hineingezogen worden ist. Dies ist dahin zu verstehen, daß straflos nur 
bleibt, wen hinsichtlich seiner gesamten Beteiligung an der ein einheitliches Ganzes dar- 
stellenden Schlägerei kein Verschulden trifft. Strafbar bleibt also, wer zunächst unver- 
schuldet hineingezogen wurde, sich dann aber schuldhaft beteiligte (RGSt. 80 283, Bin- 
ding Lehrbuch 1 S. 76, LK Anm. 7, Olshausen Anm. 9; and. Frank Anm. III). Ohne sein 
Verschulden beteiligt sich, wem aus seiner Teilnahme keinVorwurf gemacht werden kann. 
Dies ist z. B. dann der Fall, wenn jemand in wirklicher oder vermeintlicher Notwehr ein- 
gegriffen hat (RG JW 1984 S. 763). Beginnt eine Partei die Schlägerei, so kann ein Ver- 
schulden der anderen darin liegen, daß sie die angreifende gereizt hat (vgl. RG HRR 1988 
Nr. 441). Zu diesem Merkmal vgl. auch noch RGSt. 65 164, 340. 


IV. Die Rechtswidrigkeit kann auch hier durch Notwehr ausgeschlossen sein (RGSt. 
78 342; and. RGSt. 59 266). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, sich an einer Schlägerei oder an einem Angriff mehrerer zu beteiligen (vgl. 
RG HRR 1941 Nr. 369). Die Verursachung des Todes oder einer schweren Körperver- 
letzung braucht nicht vom Vorsatz umfaßt zu sein. 
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Vergiftung 88 2238, 22329 


VI. Einen erschwerten Fail enthält Abs. 2. Voraussetzung ist hier, daß zunächst alle 
Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 gegeben sind. Die Verletzungen müssen aber vorsätz- 
lich beigebracht sein (RGSt. 59 111). 


Vo. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen Abs. 2 und $$ 211, 212, 223, 223a, 224, 226 
(RGSt. 82 35, 59 110, 67 370). Ob bei einer aus mehreren Einzelakten bestehenden 
Schlägerei eine (fortgesetzte) Tat oder mehrere selbständige Schlägereien vorliegen, ist 
im wesentlichen Tatfrage (RG GoltdArch. 59 S. 332, RG JW 1982 S. 948 mit Anm. 
Wegner). 

VII. Das kommende Recht will die Bestimmung über den Raufhandel in dem Abschnitt über die 


Körperverletzungen belassen. Die Übertretung des $ 367 Nr. 10 soll zum Vergehen werden und mit dem . 
vorliegenden Tatbestand vereinigt werden; vgl. Mezger in Gürtner II S. 393, 395. 


S 228 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist in den Fällen des $ 223 Abs. 2 und des 
8 223a auf Gefängnis bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, in den Fäilen der 88 224 und 227 


Abs. 2 auf Gefängnis nicht unter einem Monat, und im Falle des $ 226 auf Gefängnis 
nicht unter drei Monaten zu erkennen. 


Mildernde Umstände kommen bei allen Arten vorsätzlicher Körperverletzung mit Aus- 
nahme des $ 223 Abs. 1 und des $ 225 in Betracht; auch bei $ 223b ist wegen der Sonder- 
natur dieses Tatbestandes die Annahme mildernder Umstände ausgeschlossen \vel. 
$ 223b Anm. V). 


g 229 


Wer vorsätzlich einem anderen, um dessen Gesundheit zu beschädigen, Gift oder 
andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind, wird mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Ist durch die Handiung eine schwere Körperverletzung verursacht worden, so ‚ist auf 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod verursacht 
worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder auf lebenslängliches Zuchthaus zu 
erkennen. 

Schrifttum: v. Neureiter, Tod und Gesundheitsbeschädigung durch Gift im allgemeinen in: 
}Handwörterbuch der gerichtlichen Medizin und naturwissenschaftlichen Kriminalistik (1940) S. 827. 

I. Bei der Vergiftung ist der Versuch einer Körperverletzung, die bloße Gefährdung 
mit Rücksicht auf die große Gefährlichkeit der Tat mit Strafe bedroht (Frank Anm. ], 
“ LK Anm. A, Olshausen Anm. 1); demgegenüber sieht Binding Lehrbuch 1 S. 59 in der 
Vergiftung eine vorsätzliche Lebensgefährdung qualifiziert durch die Absicht der Ge- 
sundheitsbeschädigung. 


H. Der. äußere Tatbestand erfordert das Beibringen von Gift oder anderen Stoffen, 
welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind. 


1. Unter Gift ist jeder anorganische oder organische nicht organisierte Stoff zu ver- 
stehen, welcher unter bestimmten Bedingungen lediglich durch chemische oder chemisch- 
physikalische Wechselwirkung zwischen Stoffen und Zellen die Gesundheit des Körpers 
zu schädigen oder den Tod zu verursachen vermag (Reuter, Lehrbuch der gerichtlichen 
Medizin [1933] S. 490). Das im Fliegenpilz enthaltene Gift gehört z. B. hierher (RG JW 
1986 S. 513). Zu den anderen Stoffen, welche die Gesundheit zerstören können, ge- 
hören namentlich alle, die nicht durch Zersetzung, sondern mechanisch wirken, wie z. B. 
gehacktes Blei, zerhacktes Glas. 


2..Beibringen bedeutet das Einführen der Stoffe in den Körper dergestalt, daß sie 
ihre gesundheitszerstörende Wirkung entfalten können (RG JW 1986 S. 513). Wie das 
Beibringen erfolgt, ist ohne Bedeutung (z. B. durch Einspritzen, Vermengen mit Speisen). 
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IT. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Beibringen 
wollen und auch wissen, daß der Stoff geeignet ist, die Gesundheit zu zerstören. Der 
Täter muß aber weiter in der Absicht handeln, die Gesundheit zu beschädigen. Die Ge- 
sundheitsbeschädigung setzt nicht eine dauernde Erkrankung voraus; auch eine vor- 
übergehende Störung kann genügen (RGSt. 53 211). 


IV. Ein Versuch ist denkbar (RGSt. 59 1, RG JW 1986 S. 513). Vollendet ist die Tat 
erst, wenn der verwendete Stoff nach Menge und Anwendungsform die Gesundheit des 
Verletzten zerstören konnte (RG DStrR. 1986 S. 290). 


V. Die Straferhöhung nach Abs. 2 kommt nur dann in Betracht, wenn die schwere 
Folge wenigstens fahrlässig herbeigeführt ist (vgl. Vorbem. TV 4 vor $ 1). 

Nach $ 1 Nr. 3 Ges. zur Abwehr politischer Gewalttaten vom 4. April 1933 (RGBI.I 
S. 162) kann jede Vergiftung nach $ 229 Abs. 2 auch mit dem Tode bestraft werden. 


VI. Für das kommende Recht ist kein entsprechender Tatbestand vorgesehen; man will das „hüb- 
sche theoretische Spielzeug‘' des $ 229 fortlassen; Mezger in Gürtner II S. 391. 


g 230 


Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung eines anderen verursacht, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 


Vgl. noch $ 148 MStGB. 


I. Die Vorschrift behandelt die fahrlässige Körperverletzung; sie entspricht in ihrem 
Aufbau dem $ 222 (fahrlässige Tötung). 

Das in den Reichsgauen der Ostmark geltende Recht kennt keinen Tatbestand der fahrlässigen 
Körperverletzung; die unter $ 230 fallenden Handlungen werden von den aber im übrigen viel weiter- 
greifenden Vorschriften über die Gefährdung der körperlichen Sicherheit (8$ 335, 431 österr. StG) er- 
faßt (vgl. Rittler II S. 28). j 

I. Unter Körperverletzung sind alle im $ 223 genannten Begehungsformen zu ver- 
stehen; auch die Mißhandlung setzt nicht begriffsnotwendig vorsätzliches Handeln 
voraus (RGSt. 11 26, RG GoltdArch. 52 S. 421). Ob die Körperverletzung in ihren Fol- 
gen eine leichte im Sinne des $ 223 oder eine schwere im Sinne des $ 224 ist, ist für den 
Tatbestand des $ 230 nicht von Bedeutung. 


II. Über die Frage der Verursachung vgl. Bem. IV vor $ 1, über Fahrlässigkeit 
8 59 Anm. V, insbesondere über Fahrlässigkeit auf dem Gebiete der Krankenbehandlung 
und im Straßenverkehr $ 59 Anm. V 5, 6. 


IV. Wie sonst bei fahrlässigen Delikten ist Mittäterschaft auch hier möglich; vgl. 
$ 47 Anm.V. 


V. Über Geldstrafe an Stelle einer Freiheitsstrafe vgl. $ 27b. 

Für den Fall, daß jemand eine besondere Pflicht zur Aufmerksamkeit verletzt, ist 
kein erhöhter Strafrahmen mehr vorgesehen; die strafrechtliche Sonderstellung des 
Berufsfahrers ist durch die VO vom 2. April 1940 (RGBl.I S. 606) beseitigt worden; 
vgl. noch die AV in DJ 1940 S. 509. 


VI. Das kommende Recht will den Tatbestand sachlich unverändert übernehmen; vgl. Mezger in 
Gürtner II S. 394. 


g 231 


In allen Fällen der Körperverletzung kann auf Verlangen des Verletzten neben der 
Strafe auf eine an denselben zu erlegende Buße erkannt werden. 

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungs- 
anspruches aus. 

Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamtschuldner. 
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Buße. Strafantrag N 2323 


I. Auf eine Buße kann in allen Fällen einer vollendeten Körperverletzung erkannt 
werden. Beim Raufhandel ($ 227) kommt eine Buße gegen jeden daran Beteiligten in 
Betracht, auch wenn diesem selbst eine Körperverletzung nicht nachzuweisen ist (RGSt. 
80 367). Im Falle des $ 229 Abs. 1 darf auf eine Buße nur erkannt werden, wenn durch 
die Vergiftung eine Körperverletzung verursacht wurde. 

Von Körperverletzungen, die außerhalb dieses Abschnitts geregelt sind, ist bei $ 207 
und bei $ 340 die Zuerkennung einer Buße zulässig. 


II. Auf eine Buße kann unabhängig davon erkannt werden, ob ein bürgerlichrechtlicher 
Schadensersatzanspruch gegeben ist (RGSt.55 188). Eine im Zivilprozeß erstrittene 
Entschädigung schließt die Zuerkennung einer Buße nicht aus, kann aber bei Bemessung 
der Buße berücksichtigt werden (RGSt.9 226). Als Buße darf nur die Zahlung einer 
Geldsumme zuerkannt werden, nicht eine fortlaufende Rente. 

Dem Antrage des Verletzten auf Buße ist stattzugeben, sofern kein Hindernis ent- 
gegensteht, das nach den Grundsätzen und dem Zweck des Gesetzes als solches gelten 
kann (RG JW 1982 S. 3080 mit Anm. Klefisch). 


UI. Die Gesamthaftung (Abs. 3) tritt auch dann ein, wenn die eine Körperverletzung, 
wegen deren mehrere zu Buße verurteilt werden, durch das unbewußte fahrlässige Zu- 
sammenwirken der mehreren Verurteilten verursacht wurde (RGSt. 9 227, LK Anm.5; 
and. Olshausen Anm.1). 


IV. Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Buße keine Strafe; sie ist vielmehr eine zivil- | 
rechtliche Entschädigung mit der Besonderheit, daß der Schaden im Strafverfahren 
geltend gemacht werden kann (vgl. Vorbem. IV 3a vor $ 13). 


V. Die Vollstreckung des rechtskräftigen Urteils auf Buße erfolgt nach den Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Urteile der Zivilgerichte ($$ 406b, 406d StPO). 


VI. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Vorschrift im Strafgesetzbuch in Aussicht 
genommen. 


8 232 

Die Verfolgung leichter vorsätzlicher sowie aller durch Fahrlässigkeit verursachter 
Körperverletzungen (88 228, 280) tritt nur auf Antrag ein, es sei denn, daß die Stral- 
verfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung 
ein Einschreiten von Amts wegen für geboten erachtet. 

Ist das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, so Ist die Zurücknahme des An- 
trages zulässig. 

Die in den 88 195, 196 und 198 enthaltenen Vorschriften finden auch hier Anwendung. 


L. Bei der leichten vorsätzlichen Körperverletzung ($ 223) sowie bei allen fahrlässigen 
Körperverletzungen ($ 230) ist grundsätzlich zur Verfolgung ein Strafantrag erforderlich. 
Der Staatsanwalt kann aber in diesen Fällen die Körperverletzung von Amts wegen ver- 
folgen, wenn er wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein 
Einschreiten von Amts wegen für erforderlich erachtet (Abs. 1). Diese Vorschrift ist in 
ihrem Geltungsbereich sowohl gegenüber $ 376 StPO wie gegenüber $ 153 Abs. 2 StPO 
Spezialvorschrift. Ein derartiges Interesse wird meist zu bejahen sein, wenn zugleich ein 
anderer Tatbestand gegeben ist, z. B. eine Verfehlung gegen eine Arbeiterschutzvor- 
schrift. Dasselbe gilt, wenn die gerichtliche Entscheidung Grundlage für eine Entschei- 
dung von Verwaltungsbehörden werden kann, z. B. Anlaß zur Entziehung einer Kon- 
zession (Rietzsch DJ 1940 S. 534). Ist der Verletzte ein Angehöriger des Täters, dann 
wird in der Regel von der Strafverfolgung abgesehen werden können, wenn vom Ver- 
letzten ein Strafantrag nicht gestellt ist. Bei Verkehrsdelikten wird ein Einschreiten von 
Amts wegen insbesondere geboten sein, „wenn der Täter bereits ernstere einschlägige 
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Vorstrafen sich zugezogen, wenn er eine besonders niedrige Gesinnung gezeigt, sich trotz 
Trunkenheit ans Steuer begeben oder ernstere Folgen (erhebliche Verletzungen mehrerer 
Personen, Erregung in der Öffentlichkeit) verursacht hat‘ (so die amtliche Begründung 
DJ 1940 S. 508); vgl. auch die AV in DJ 1940 S. 509, Freisler DJ 1940 S. 531 sowie 
Niederreuther ZAkDR 1940 S. 244. 


IH. Kein Strafantrag ist erforderlich für die gefährliche Körperverletzung ($ 223a}, 
für die Mißhandlung Pflegebefohlener ($ 223b), für die schwere Körperverletzung ($$ 224, 
225), für die Körperverletzung mit tödlichem Ausgang ($ 226) und für die Körperver- 
letzung im Amt ($ 340). Bei fortgesetzter teils leichter und teils schwerer Körperverlet- 
zung bedarf es auch keines Antrages (RGSt. 57 81). 

Sieht das Gericht an Stelle einer gefährlichen Körperverletzung nur eine fahrlässige 
Körperverletzung als gegeben an, dann ist, solange die Strafverfolgungsbehörde nicht 
das Gegenteil erklärt, anzunehmen, daß sie die Strafverfolgung wegen des besonderen 
öffentlichen Interesses für geboten hält (RGSt. 76 8). Dies gilt auch in anderen entspre- 
chenden Fällen, in denen das Gericht nur ein milderes Gesetz für anwendbar hält als 
die Anklage (RGSt. 75 342). 


S 233 
Wenn leichte Körperverletzungen mit solchen, Beleidigungen mit leichten Körperver- 
letzungen oder letztere mit ersteren auf der Stelle erwidert werden, so kann der Richter 
für beide Angeschuldigte, oder für einen derselben eine der Art oder dem Maße nach 
mildere oder überhaupt keine Strafe eintreten lassen. 


L. Leichte Körperverletzung im Sinne dieser Vorschrift sind von vorsätzlichen die 
unter $ 223 Abs. 1 und 2 fallenden, ferner alle fahrlässigen, sofern sie nicht die schweren 
Folgen des $ 224 haben (RGSt. 89 288). Für $$ 223a, 223b, 224, 226, 340 kommt die 
vorliegende Bestimmung nicht in Betracht (RGSt. 14 360, 61 192). 


II. Wenn das Gesetz von beiden Angeschuldigten spricht, so bedeutet dies nicht, 
daß beide Täter angeklagt sind oder beide Strafantrag gestellt haben. Auch gegenüber 
Handlungen Strafunmündiger wird wohl eine Aufrechnung als zulässig anzusehen sein 
(LK Anm. 3, Olshausen Anm. 1a, OLG Dresden JW 1981 S. 1392; and. KG HRR 199 
Nr. 1800). 


II. Vgl. auch noch die Anmerkungen zu $ 199. 


ACHTZEHNTER ABSCHNITT 


VERBRECHEN UND VERGEHEN WIDER DIE PERSÖNLICHE 
FREIHEIT 


I. Der Abschnitt faßt nicht alle Angriffe auf die persönliche Freiheit zusammen; er 
enthält nur eine Anzahl von Tatbeständen, bei denen die Freiheit eines einzelnen als 
solche geschützt werden soll (vgl. v.Hippel Lehrbuch S. 205). Die persönliche Freiheit 
wird z. B. auch geschützt durch $$ 174, 176 ff., 249, 253. Eingehend zu diesen Fragen 
Binding Lehrbuch 1 S. 80. 

Hl. Das kommende Recht will auch den einfachen und den schweren Hausfriedensbruch in diesen 
Abschnitt übernehmen; vgl. Rietzsch in Gürtner II S. 426, 427/28. Weiter sollen neu eine Vorschrift 
über die eigenmächtige Heilbehandlung (vgl. unten $ 240 Anm. III 4) sowie eine Bestimmung über die 
eigenmächtige Betäubung geschaffen und in diesen Abschnitt aufgenommen werden. Das in den 


Reichsgauen der Ostmark geltende Recht kennt bereits jetzt einen Tatbestand über die eigen- 
mächtige Heilbehandlung (5 499a österr. StG). Zur Neugestaltung vgl. auch Frank Leitsätze II S. 119. 


8234 


Wer sich eines Menschen durch List, Drohung oder Gewalt bemächtigt, um Ihn in hilf- 
loser Lage auszusetzen oder in Sklaverei, Leibeigenschalt oder in auswärtige Kriegs- oder 
Schilfsdienste zu bringen, wird wegen Menschenraubes mit Zuchthaus bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt den Menschenraub; es handelt sich hierbei um einen Spe- 
zialfall der Freiheitsberaubung nach $ 239. 


Ergänzend kommt in Betracht Ges. vom 28. Juli 1895 betreffend die Bestrafung 
des Sklavenraubs und des Sklavenhandels (näher Binding Lehrbuch 1 S. 110), ferner 
$ 239a. 


U. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß sich jemand eines Menschen durch 
List, Drohung oder Gewalt bemächtigt. 


1. Gegenstand des Verbrechens kann jeder Mensch sein ohne Rücksicht auf Alter, Ge- 
schlecht und Willensfähigkeit. 


2. Eines anderen hat sich bemächtigt, wer die eigene physische Herrschaft über die 
Person des anderen gewonnen hat. Es ist nicht erforderlich, daß der andere fortgeschafft 
oder von seinem gewöhnlichen Aufenthaltsorte ferngehalten wird. 


8. Die Bemächtigung muß durch List, Drohung oder Gewalt erfolgen. Unter List ist 
die Methode des Handelns zu verstehen, seine Zwecke durch geschickt verborgen ge- 
haltene Mittel zu erreichen (Gerland S. 515). Zur List gehört ein geflissentliches Ver- 
bergen der Mittel oder der Absicht; dagegen ist nicht erforderlich, daß bei dem, gegen 
den sich die List wendet, irrige Vorstellungen hervorgerufen werden (RGSt. 17 93, Ger- 
land S. 513, Kohlrausch Anm. 1). Vielfach wird dagegen unter List ein auf Täuschung 
berechnetes Verhalten verstanden (so z. B. Frank Anm. I 2, Schwarz Anm. 2 A). Über 
Drohung vgl. $ 114 Anm. III 2b, über Gewalt vgl. $ 113 Anm. Ill ia. 


IH. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz hinsichtlich der Bemächtigung 
erforderlich. Die Bemächtigung des Menschen muß weiter in der Absicht vorgenom- 
men worden sein, ihn in hilfloser Lage auszusetzen oder in Sklaverei, Leibeigenschaft 
oder in auswärtige Kriegs- oder Schiffsdienste zu bringen. Unter Absicht ist hier der 
Beweggrund zu verstehen (so z. B. Frank Anm. I 3, Gerland S. 522; and. z. B. LK Anm.6, 
Schwarz Anm. 2B, die direkten Vorsatz unter Ausschluß des bedingten Vorsatzes als 
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8 335 18. Abschnitt. Verbrechen u. Vergehen wider die persönliche Freiheit 


genügend ansehen). Über Aussetzung vgl. $ 221. Es ist hier aber nicht erforderlich, daß 
der Geraubte wegen jugendlichen Alters, Gebrechlichkeit oder Krankheit hilflos ist und 
daß er schon vor der Tat hilflos war; es genügt, daß er hilflos werden sollte. 


IV. Der Menschenraub ist ebenso wie die Freiheitsberaubung ein Dauerdelikt. 


V. Idealkonkurrenz kommt z. B. in Betracht mit $ 169 sowie mit $ 235. Gesetzes- 
konkurrenz besteht mit $ 239 sowie mit $ 239a. 


vi. Für das kommende Recht ist kein entsprechender Tatbestand vorgesehen; vgl. Rietzsch in 
Gürtner II S. 424. 


S 235 
Wer eine minderjährige Person durch List, Drohung oder Gewalt ihren Eltern, ihrem 
Vormunde oder ihrem Pfleger entzieht, wird mit Gefängnis bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Geschieht die Handiung in der Absicht, die Person zum Betteln oder zu gewinnsüchti- 
gen oder unsittlichen Zwecken oder Beschäftigungen zu gebrauchen, so tritt Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren ein. 


I. Die Vorschrift behandelt den Muntbruch, vielfach auch Kinderraub genannt. Die 
Bestimmung bezweckt nicht in erster Linie den Schutz der persönlichen Freiheit des 
Minderjährigen, sondern den Schutz der Familiengemeinschaft, den Schutz der elter- 
lichen oder sonstigen familienrechtlichen Gewalt, der der Minderjährige entzogen wird 
(RG DR 1942 S. 438). Hieraus ergibt sich, daß eine Einwilligung des Minderjährigen 
nicht rechtfertigt. 


Ergänzend kommt $ 76 Jugendwohlfahrtsges. in Betracht. 


II. Die Handlung besteht in dem Entziehen durch List, Drohung oder Gewalt. 

1. Eine Entziehung liegt dann vor, wenn die Ausübung des Erziehungs- und Aufsichts- 
rechts der Eltern oder des Vormundes, der Obhut des Pflegers für eine gewisse Dauer aus- 
geschlossen oder doch in ihrem wesentlichen Inhalt beeinträchtigt und gehindert wird; 
es darf sich nicht nur um eine ganz vorübergehende Lösung des Gewalt- und Obhuts- 
verhältnisses handeln (RG JW 1985 S. 3108, 1988 S. 1388). Recht weitgehend will RG 
DR 1940 S. 2060 unter Umständen eine Entziehung auch bei einer Entfernung des Kin- 
des auf nur einige Stunden annehmen. Die Begründung eines neuen Abhängigkeitsver- 
hältnisses ist nicht erforderlich (RGSt. 18 275 und die überwiegende Ansicht im Schrift- 
tum; and. v.Liszt-Schmidt S. 533). Ein örtliches Fortschaffen, eine Entfernung des 
Minderjährigen vom gewöhnlichen Aufenthaltsort verlangt das Gesetz nicht. Auch wer 
die durch $ 82 Ehegesetz dem schuldigen Ehegatten vorbehaltene Befugnis persönlichen 
Verkehrs mit dem Kinde vereitelt, entzieht diesem das Kind (vgl. RGSt. 66 255). Die 
Handlung kann auch durch Unterlassen begangen werden, so vor allem dadurch, daß 
eine zur Auskunft über den Aufenthalt des Kindes verpflichtete Person die Auskunft 
verweigert (RGSt. 37 165, RG HRR 1942 Nr. 131). 

2. Über List, Gewalt, Drohung vgl. $ 234 Anm. II 3, über List weiter auch RG JW 
1988 S. 1388, RG HRR 1942 Nr. 131. 


IH. Der Minderjährige muß seinen Eltern, seinem Vormund oder seinem Pfleger ent- 
zogen werden. Zu den Eltern sind hier nicht nur die leiblichen Eltern zu rechnen, sondern 
auch die Stiefeltern, die Adoptiveltern und die Pflegeeltern (v.Liszt-Schmidt S. 532 
Anm.3; and. z.B. Gerland $. 525). Unter Eltern sind nicht nur beide Eltern - Vater 
und Mutter — gemeinschaftlich zu verstehen, sondern auch jeder einzelne Elternteil, so- 
fern ihm das Erziehungsrecht zusteht. Rein tatsächliche Erziehungs- und Fürsorgever- 
hältnisse, wie sie zwischen alten und jungen Anverwandten häufig bestehen, werden von 
der Vorschrift nicht erfaßt (RG JW 1988 S. 1389). 
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IV. Täter können außer dritten Personen auch die Eltern selbst sein, vor allem auch 
ein Elternteil gegenüber dem anderen (RGSt. 48 325, 428). Da die Vorschrift auch dem 
Schutze des Minderjährigen dient, kann dieser nicht strafbarer Teilnehmer sein (RGSt. 
18 281). 


V. Die Rechtswidrigkeit entfällt in der Regel, wenn die Eltern mit der tatsächlichen 
Beseitigung oder Beeinträchtigung der Ausübung ihres elterlichen Rechtes im einzelnen 
Falle einverstanden sind; in den Fällen des Abs. 3 ist das Einverständnis aber rechtlich un- 
beachtlich (RG DR 1942 S. 438). 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Auch hier ist von erheblicher 
Bedeutung, daß zum Vorsatz das Unrechtsbewußtsein gehört. Die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts verwertet auch hier die Unterscheidung zwischen strafrechtlichem und 
außerstrafrechtlichem Rechtsirrttum (vgl. LK Anm. 9). 

Erschwert ist die Tat, wenn der Täter in der in Abs. 3 bezeichneten Absicht handelt. 
Als unsittlich im Sinne dieser Vorschrift ist nicht nur ein unzüchtiges Verhalten im 
Sinne der $$ 171 ff. zu verstehen, sondern jedes Verhalten, das grob gegen gute Sitten 
und Anstand verstößt (RG JW 1988 S. 1388). 


VII. Entsprechend anwendbar ($2) ist die Vorschrift auf denjenigen, der Minderjährige, 
die weder Heimat noch einen Vormund noch einen Pfleger haben, auch nicht den Schutz 
det Eltern genießen, dem Jugendamt entzieht, dem sie von der Polizei in Obhut ge- 
geben sind (RGSt. 75 65). 


VIIL Idealkonkurrenz ist möglich mit $8 169, 234, ferner mit $$ 236, 237 (RGSt. 18 
284). Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 239a. 


IX. Die Tat ist eine Dauerstraftat; sie endet erst mit dem Aufhören der Entziehung 
(RG DR 1942 S. 438). 


X. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, den Tatbestand entsprechend seinem | 
Unrechtsgehalt (oben I) in den Abschnitt ‚Angriffe auf Ehe und Familie‘ zu übernehmen; er soll 
hierbei mit den $$ 237, 238 vereinigt und vereinfacht werden; vgl. Lorenz und Rietzsch in Gürtner II 


S.184, 191, 193, 424. 
S 236 
Wer elna Frauensperson wider ihren Willen durch List, Drohung oder Gewalt entführt, 
um sie zur Unzucht zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und, wenn die 
Entführung begangen wurde, um die Entführte zur Ehe zu bringen, mit Gefängnis bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag eln. 


I. Die Vorschrift behandelt den Frauenraub oder die Entführung. Der Grundgedanke 
der Bestimmung ist, die Freiheit der Selbstbestimmung der Frau über ihr Geschlechts- 
leben zu schützen. Von einzelnen (so z. B. v.Liszt-Schmidt S. 540) wird der Frauenraub 
zu den Sittlichkeitsdelikten gerechnet. 


U. Die Tat kann begangen werden an Frauen ohne Rücksicht auf Alter, Stand, Ruf, 
ohne Rücksicht auch darauf, ob sie verheiratet oder ledig, ob sie unbescholten oder be- 
scholten sind. 


III. Die Handlung besteht in dem Entführen der Frau durch List, Drohung oder Ge- 
walt wider ihren Willen. 

1. Zur Entführung gehört das Verbringen von dem bisherigen Aufenthaltsort an einen 
anderen Aufenthaltsort und die Begründung eines tatsächlichen Herrschaftsverhältnis- 
ses über die Frau (RG HRR 1986 Nr. 443, 1989 Nr. 59); eine nur psychische Beeinflus- 
sung reicht nicht aus (RG GoltdArch. 52 S. 399). Nicht erforderlich ist aber die Ver- 
bringung von einer Ortschaft in eine andere; es genügt auch ein Aufenthaltswechsel 
innerhalb derselben Ortschaft (RGSt. 29 404). Keine Entführung ist dagegen das Zu- 
rückhalten an dem bisherigen Aufenthaltsort. Auch derjenige begeht keine Entführung, 
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der den Gewalthaber am Eintritt in den bisherigen Aufenthaltsraum verhindert oder ihn 
durch Täuschung zur Abreise bestimmt und mit der Frau zurückbleibt (Frank Anm. Il). 


2. Über List, Drohung oder Gewalt vgl. $ 234 Anm. II 3. 


8. Die Entführung muß hier (im Unterschied zu $ 237) wider den Willen der Entführ- 
ten erfolgen. Willigt die Frau in die Entführung ein, dann ist der Tatbestand nicht ge- 
geben, auch wenn die Frau mit der von dem Täter beabsichtigten Unzucht oder Ehe 
nicht einverstanden ist. Auch eine Unzurechnungsfähige kann entführt werden (Frank 
Anm.1l 1, Rittler II S. 39 Anm.1; and. Gerland S. 529). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich. Der Täter muß 
auch wissen, daß er mit List, Drohung oder Gewalt handelt und damit ohne den Willen 
der Entführten vorgeht. 

Darüber hinaus muß der Täter mit der Absicht handeln, die Entführte zur Unzucht 
oder zur Ehe zu bringen. Auf welche Weise die Entführte zur Unzucht oder zur Ehe 
gebracht werden soll, ob durch eine nach der Entführung ausgeübte Gewalt oder dgl., 
ist unerheblich. Es macht auch keinen Unterschied, ob die Unzucht mit dem Täter oder 
mit einer anderen Person getrieben werden soll, ob die Ehe mit dem Täter oder mit 
einem Dritten eingegangen werden soll. Unter Unzucht ist auch die widernatürliche Un- 
zucht zu verstehen (Gerland $. 529; and. v.Hippel Lehrbuch S. 211). Es ist unerheblich, 
ob schon früher ein urzüchtiges Verhältnis bestand. Als Ehe genügt nur die Eingehung 
einer formell gültigen Ehe. Will der Entführer die Entführte nur zu einer von Anfang 
an nichtigen Ehe bringen, so geht seine Absicht nicht auf Eingehung einer Ehe, sondern 
auf Ausübung der Unzucht. 


v. Mit der Entführung ist die Tat vollendet, gleichgültig, ob der Zweck erreicht wird 
oder nicht. Die Tat ist auch dann vollendet, wenn der Täter freiwillig davon absieht, 
die Unzucht zu verüben (RG JW 1982 S. 2722 mit Anm. Stock, Gerland S. 529; and. 
v.Hippel Lehrbuch S. 211). 


VI. Täter kann jeder sein, auch eine Frau. Täter kann auch der Bräutigam der Frau 
sein. Der Ehemann kommt nur unter ganz besonderen Umständen als Entführer seiner 
Ehefrau in Betracht, so etwa, wenn der Ehefrau nach $ 627 ZPO das Getrenntleben ge- 
stattet worden ist (Olshausen Anm. 3). 

Für die Frage der Täterschaft kommt es nicht darauf an, wer die Kraft, durch welche 
die Frau an einen anderen Ort verbracht wird, in Bewegung setzt. Täter kann nicht nur 
sein, wer die Frau selbst wegträgt oder auf einem von ihm geführten Kraftwagen oder 
sonstigen Gefährt an einen anderen Ort bringt, sondern auch der, der die Frau durch 
Täuschung bestimmt, in einen falschen Eisenbahnzug einzusteigen, oder wer sie als Kraft- 
wagenführerin irreleitet und auf diese Weise unter seine Herrschaft bringt. Erforderlich 
ist aber stets, daß der Täter der betreibende und bestimmende Teil ist, der dem anderen 
das Verlassen des bisher innegehabten Aufenthaltorts durch Aufsuchen eines anderen 
Ortes ermöglicht (RGSt. 89 214). 


VII. Antragsberechtigt (Abs. 2) ist nur die Entführte oder ihr gesetzlicher Vertreter 
($ 65), nicht dagegen die Eltern als solche oder der Ehemann (RGSt. 18 285). 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 235 (RGSt. 18 283), ferner auch mit $ 185 (RG 
HRR 1986 Nr. 443). Wird der verfolgte Zweck erreicht und begeht der Täter dadurch 
eine an sich strafbare Handlung (z. B. Kuppelei), so liegt Realkonkurrenz vor, da im 
$ 236 die Absicht nicht stets auf eine strafbare Handlung gerichtet sein muß. Gesetzes- 
konkurrenz besteht mit $ 239; es geht hier $ 236 vor (RG HRR 1989 Nr. 59). 


IX. Das kommende Recht will den Tatbestand im wesentlichen unverändert übernehmen; vgl. 
Rietzsch in Gürtner II S. 424. 
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8 237 
Wer eine minderjährige, unverehelichte Frauensperson mit ihrem Willen, jedoch ohne 
Einwilligung ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers, entführt, um sie zur Un- 
zucht oder zur Ehe zu bringen, wird mit Gefängnis bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag eln. 


I. Die in der vorliegenden Bestimmung behandelte Entführung einer minderjährigen 
unverheirateten Frau mit ihrem Willen, aber ohne Einwilligung ihrer Eltern, ihres Vor- 
mundes oder ihres Pflegers enthält ähnlich wie $ 235 einen Angriff auf die Muntgewalt; 
das kommende Recht will daher auch die Vorschrift mit $ 235 vereinigen (vgl. $ 235 
Anm. VIl). 


1I. Der Begriff der Entführung ist hier der gleiche wie im $ 236; vgl. dort Anm. IIT 1. 
Dagegen ist hier ein Handeln mit. Gewalt, List oder Drohung nicht erforderlich. Die 
Entführung muß ohne Einwilligung der Eltern usw. geschehen; erforderlich ist Einwilli- 
gung in die Entführung zum Zwecke der Unzucht oder Ehe, nicht nur in das Fortbringen 
vom bisherigen Aufenthaltsorte. 


III. Für den Inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich. Der Täter muß 
das Bewußtsein haben, daß die Frau minderjährig und unverheiratet ist und daß eine 
Einwilligung (oben II) nicht vorliegt. Über die weiter erforderliche Absicht vgl. $ 236 
Anm. IV. 


IV. Antragsberechtigt (Abs. 2) ist nur der Gewalthaber, nicht die Entführte. 
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Hat der Entführer die Entführte geheiratet, so findet die Verfolgung nur statt, nachdem 
die Ehe für nichtig erklärt worden ist. 


I. Die Vorschrift bezieht sich nur auf die $$ 236, 237. Die Eheschließung des Entfüh- 
rers mit der Entführten ist für diese Tatbestände ein auflösend bedingtes Verfolgungs- 
hindernis (Frank Anm. I; and. v.Liszt-Schmidt S. 543, der hierin eine Bedingung der 
Strafbarkeit sieht). Anstifter und Gehilfen sind als Entführer im Sinne dieser Vorschrift 
anzusehen; ihre Heirat mit der Entführten steht daher der Verfolgung entgegen (v.Liszt- 
Schmidt 8. 543; and. Frank Anm. I mit weiteren Nachweisen). 


II. Ist eine Ehe geschlossen worden, so darf die Verfolgung nur stattfinden, nachdem 
die Ehe für nichtig erklärt worden ist. Aus welchem Grunde die Nichtigkeitserklärung 
erfolgte, ist ohne Bedeutung. Eine Scheidung macht die Verfolgung nicht zulässig. 

Il. Über das kommende Recht vgl. $ 235 Anm. X. 
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\Wer vorsätzlich und widerrechtlich einen Menschen einsperrt oder auf andere Weise 
des Gebrauches der persönlichen Freiheit beraubt, wird mit Gefängnis oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

Wenn die Freiheitsentzlehung über eine Woche gedauert hat, oder wenn eine schwere 
Körperverletzung des der Freihelt Beraubten durch die Freiheitsentziehung oder die ihm 
während derselben widerfahrene Behandlung verursacht worden ist, so ist auf Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren zu erkennen. Sind mlldernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnis- 
strafe nicht unter einem Monat ein. 

Ist der Tod des der Freiheit Beraubten durch die Freiheitsentziehung oder die ihm 
während derselben widerfahrene Behandlung verursacht worden, so ist auf Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren zu erkennen. Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Ge- 
fängnisstrafe nicht unter drei Monaten ein. 


Schrifttum: Basedow, Die normativen Tatbestandselemente der Freiheitsberaubung, 1935 
(Diss. Freiburg). - Deyssing, Das Objekt der Freiheitsberaubung, 1937 (Diss. Jena). 
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L. Die Vorschrift behandelt die Freiheitsberaubung. Der Grundgedanke der Bestim- 
mung ist, die Freiheit der Willensbetätigung in bezug auf die Wahl des Aufenthaltortes 
zu sichern. 

Über Freiheitsberaubung durch einen Beamten vgl. $$ 341, 345. 


Il. Angrifftsobjekt der Freiheitsberaubung kann jeder Mensch sein; auch gegenüber 
einem Zurechnungsunfähigen oder gegenüber einem vermindert Zurechnungsfähigen ist 
eine Freiheitsberaubung möglich. Auch ein Kind unter 14 Jahren kann der Freiheit 
beraubt werden, ferner etwa ein sinnlos Betrunkener oder ein Schlafender, indem ihnen 
die Freiheit entzogen wird, nach Wiedererlangung des Bewußtseins den Willen auf Ver- 
lassen des Aufenthaltsorts zu betätigen. Erforderlich ist nur, daß der Betreffende in 
natürlichem Sinne die Freiheit hat, willkürlich seinen Aufenthalt zu verändern (Gerland 
S. 517). Ein Mensch, der seinen Willen zum Verlassen des Aufenthaltsortes nur mit 
Unterstützung anderer betätigen kann (z. B. ein Gelähmter), kann der Freiheit durch die 
Absperrung von diesen Hilfspersonen beraubt werden. Wer den Willen, seinen Aufent- 
halt zu verändern, nicht hat, kann in der Betätigung dieses Willens nicht gehindert wer- 
den (RGSt. 88 234). 

III. Als wichtigstes Mittel der Freiheitsberaubung hebt das Gesetz die Einsperrung 
hervor. Einsperren bedeutet die Verhinderung am Verlassen eines Raumes durch äußere 
Vorrichtungen. Ein Mensch ist eingesperrt, sobald er objektiv gehindert ist, von seiner 
persönlichen Freiheit des Bewegens von einer Stelle zu einer anderen Gebrauch zu ma- 
chen (RGSt. 7 259, 61 239). Es ist unerheblich, ob die Verhinderung am Verlassen des 
Aufenthaltsortes durch Verschließen der Ausgänge oder auf andere Weise geschieht. Die 
Unmöglichkeit, sich von dem Aufenthaltsort zu entfernen, braucht keine absolute, un- 
überwindliche zu sein; es genügt, daß der Zurückgehaltene etwaige Ausgänge nicht be- 
nutzen konnte. Es kann z. B. auch der eingesperrt sein, der einen vorhandenen Ausgang 
nicht kennt, wenn dieser Ausgang auch nicht ohne weiteres erkennbar war (RG JW 
1929 S. 2729 mit Anm. Graf zu Dohna), weiter, wer eine Tür, die sich öffnen läßt, nicht 
öffnen kann, weil er den Mechanismus nicht kennt (RGSt. 27 360). Es kann ferner auch 
der eingesperrt sein, der zwareinen Ausgang oder mehrere Ausgänge sieht, für den aber 
die Benutzung dieser Ausgänge allgemein oder nach den Umständen des Falles aber un- 
gewöhnlich, beschwerlich oder gefährlich oder doch als anstößig anzusehen ist (RGSt. 
8 210, RG LZ 1915 Sp. 695). 


IV. Die Einsperrung ist nur ein Mittel der Freiheitsberaubung; es kann jemand auch 
auf andere Weise des Gebrauchs der persönlichen Freiheit beraubt werden. Es kommt 
hier jedes Mittel in Betracht, das tauglich ist, einen anderen des Gebrauchs der persön- 
lichen Freiheit zu berauben; das Mittel braucht der Einsperrung nicht ähnlich zu sein. 
Beispiele sind etwa Gewalt (einschließlich Hypnose), List, Drohung. Die Freiheitsberau- 
bung kann auch dadurch begangen werden, daß es jemand unmöglich gemacht wird, den 
Aufenthaltsort ohne Gefahr oder ohne Verletzung der Sitte zu verlassen, z. B. dadurch, 
daß einem Badenden die Kleider weggenommen werden (vgl. RGSt. 6 231). Weitere Bei- 
spiele sind etwa, daß der Lenker eines Wagens durch rasches Fahren dem Fahrgast das 
Absteigen am gewollten Ziele unmöglich macht (RGSt. 25 147), oder daß der Zugführer 
entgegen dem berechtigten Verlangen eines Reisenden die Tür des Abteils nicht öffnet 
(RG DJZ 1908 Sp. 764), oder daß eine Leiter weggenommen wird, die zum Herabsteigen 
benutzt werden sollte. 

V. Die Freiheitsberaubung kann auch durch Unterlassen begangen werden. Einer Frei- 
heitsberaubung kann sich z. B. schuldig machen, wer einen anderen, den er aus Versehen 
eingesperrt hat, nicht herausläßt, nachdem er sein Versehen erkannt hat (RGSt. 24 339); 
weiter kommt z. B. das Unterlassen des Widerrufs einer falschen Anschuldigung bei der 
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Polizei in Betracht (RG HRR 1985 Nr. 471). Über Unterlassen im allgemeinen vgl. 
Vorbem. VII vor 8 1. 


VI. Die Rechtswidrigkeit kann durch Ausübung amtlicher Befugnisse, z. B. bei Ver- 
haftungen und vorläufigen Festnahmen (hierzu RG HRR 1988 Nr. 1568), durch die Vor- 
nahme von Heilbehandlungen auf Grund von Sondergesetzen, ferner etwa durch erlaubte 
Selbsthilfe (88 229, 561 BGB), Notwehr, Erziehungsrecht ausgeschlossen sein. Eine Über- 
schreitung der erlaubten Selbsthilfe liegt dann vor, wenn die Einsperrung auf eine dritte 
unbeteiligte Person ausgedehnt wird, um sie gegen denjenigen wirksam zu erhalten, 
gegen den sie gerechtfertigt war. Eine an sich gerechtfertigte Freiheitsentziehung kann 
durch die Art und Weise ihrer Ausübung rechtswidrig sein (RG JW 1925 S. 973: Anlegung 
von Ketten, vgl. ferner RGSt. 17 127). 


Vo. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Eine Bestrafung der fahrlässigen Freiheitsberaubung ist auch für das kommende Recht 
nicht in Aussicht genommen (Rietzsch in Gürtner II S. 424). Der Vorsatz muß auf die 
völlige Aufhebung der Bewegungsfreiheit gerichtet sein. Nach RG JW 1929 S. 2729, RG 
HRR 1988 Nr. 1568 erfordert hier der Vorsatz auch das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit. 


VID. Die Freiheitsberaubung kann auch in mittelbarer Täterschaft begangen werden, 
z. B. durch Täuschung eines Polizeibeamten, der darauf einen Unschuldigen verhaftet, 
oder durch Täuschung des Leiters einer Heil- und Pflegeanstalt (RG HRR 1989 Nr. 464; 
vgl. auch noch RG HRR 1988 Nr. 1568). 


IX. Vollendet ist die Freiheitsberaubung, sobald die Bewegungsfreiheit aufgehoben, 
die Freiheitsentziehung eingetreten ist. Eine bestimmte Dauer der Freiheitsentziehung 
erfordert das Gesetz nicht; es genügt auch eine kurze Zeit. Wird die Bewegungsfreiheit 
nicht aufgehoben, sondern tritt nur eine Erschwerung der freien Bewegung ein, so liegt 
strafloser Versuch der Freiheitsberaubung vor. Es ist zur Vollendung nicht erforderlich, 
daß sich der Eingesperrte der Tatsache der Freiheitsberaubung bewußt geworden ist. 

Die Freiheitsberaubung ist ein Dauerdelikt, das erst abgeschlossen ist, wenn die Frei- 
heitsentziehung wieder aufgehoben ist. 


X. Erschwerte Fälle der Freiheitsberaubung enthalten Abs. 2 und Abs. 3. Das Über- 
schreiten der einen Woche muß auf Verschulden beruhen. Hat die Freiheitsentziehung 
noch nicht über eine Woche gedauert, war aber der Vorsatz auf solche Dauer gerichtet, 
so ist wegen Versuchs zu bestrafen (RGSt. 61 179, RG HRR 1989 Nr. 464). Bezüglich 
der schweren Körperverletzung oder des Todes ist Fahrlässigkeit erforderlich (and. z. B. 
RG JW 1987 S. 1328 Nr. 21 und die herrschende Auffassung im Schrifttum; vgl. näher 
Vorbem. IV 4 vor $1). 

Wird die Freiheitsberaubung in der Absicht begangen, sich des der Freiheit Beraubten 
als Geisel im politischen Kampfe zu bedienen, so ist Todesstrafe, lebenslanges Zucht- 
haus oder Zuchthaus nicht unter 15 Jahren angedroht ($ 5 Nr. 3 VO zum Schutz von 
Volk und Staat vom 28. Februar 1933). 


XL Idealkonkurrenz ist insbesondere möglich mit $ 113, $ 132 (RGSt. 59 298), $ 164, 
88 223 If. (RGSt. 25 148). Soweit die Freiheitsberaubung nur Mittel und Bestandteil der 
Begehung anderer strafbarer Handlungen ist, mit denen eine Freiheitsberaubung regel- 
mäßig verbunden ist, wie z. B. $ 177, 88 249 ff., besteht Gesetzeskonkurrenz; ausnahms- 
weise kann die Freiheitsberaubung aber mit Raub in Idealkonkurrenz stehen (RG LZ 
1921 Sp. 659). 

Über das Verhältnis zur Nötigung vgl. $ 240 Anm. VIII 3. 


XII. Das kommende Recht will nicht mehr abschließend bestimmen, wann auf eine erhöhte Strafe 
zu erkennen ist; es soll vielmehr allgemein für besonders schwere Fälle eine erhöhte Strafe angedroht 
werden; vgl. Rietzsch in Gürtner II S. 424. 
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85 239a 
Wer In Erpressungsabsicht ein fremdes Kind durch List, Drohung oder Gewalt entführt 
oder sonst der Freiheit beraubt, wird mit dem Tode bestraft. 
Kind im Sinne dieser Vorschrift ist der Minderjährige unter 18 Jahren. 


Schrifttum: Stockmayer, Das Verbrechen des erpresserischen Kindesraubes nach $ 239a 
StGB, 1937 (Diss. Tübingen). 


I. Die Vorschrift behandelt den erpresserischen Kindesraub. Angriffsobjekt ist nicht 
nur das Kind, „sondern auch die Verfügungsbefugnis der für das Kind der Volks- 
gemeinschaft verantwortlichen Personen über das Kind... und darüber hinaus das 
menschliche Verhältnis dieser Personen zu dem Kind“ (Ficker in Pfundtner-Neubert, Das 
neue deutsche Reichsrecht Il c 6). Damit ist die Bestimmung aber noch nicht genügend 
gekennzeichnet. Es handelt sich bei diesem Tatbestand seinem Wesen nach mit in erster 
Linie um ein Gefährdungsdelikt, das eine Gefährdung des Lebens zum Inhalt hat. Diese 
Gefährdung ist für die Höhe der Strafe vor allem entscheidend (Stockmayer aaO 8. 40/41). 


II. Die Handlung besteht in dem Entführen durch List, Drohung oder Gewalt oder in 
dem Berauben der Freiheit in sonstiger Weise. Über List, Drohung oder Gewalt vgl. 
$ 234 Anm. II 3, über Entführen $ 236 Anm. III 1, über Freiheitsberaubung in sonstiger 
Weise $ 239 Anm. IV. Vgl. hierzu auch Stockmayer aaO S. 42. 


IH. Für den Inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Weiter muß der Täter in Er- 
pressungsabsicht handeln. Hierunter ist die Absicht zu verstehen, durch Drohungen, die 
sich auf das entführte Kind beziehen, einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlassung zu nötigen und hierdurch sich oder einem Vierten einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen ($ 253). Aus der absolut angedrohten Todesstrafe sowie 
aus dem Anlaß des Gesetzes ist zu entnehmen, daß die zu dem Dritten geäußerten, auf 
das Kind bezüglichen Drohungen eine Schädigung des Kindes in Aussicht stellen, also 
z. B. über die bloße Drohung der Verheimlichung des Aufenthaltsortes hinausgehen müs- 
sen (so Kohlrausch Anm. 2, diesem zustimmend Dalcke Anm.42e; and. Stockmayer 
aaO S. 52, nach dem es ausreichend ist, wenn der Täter nur die Absicht hatte, den Eltern 
mit einer weiteren Vorenthaltung und Entziehung des Kindes zu drohen). 


IV. Täter können auch Adoptiveltern, Pflegeeltern sowie der Vormund sein, sofern es 
sich nicht um das leibliche eigene Kind handelt; die Eltern oder die uneheliche Mutter 
kommen nicht als Täter in Betracht. 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 235 und mit $ 239; als Spezialgesetz geht $ 239a 
vor. Über sonstige Konkurrenzfragen vgl. Stockmayer aaO S. 57. 


VL Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Dezember 
1938, RGBl.1S. 1930) sowie im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBI.1I S. 754, und VO vom 
5. Mai 1941, RGBl. IS. 248). 


vn. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, den Tatbestand im wesentlichen unver- 
ändert in die Gruppe Schutz des Vermögens und in den Erpressung und Wucher behandeinden Ab- 
schnitt zu übernehmen. 
S240 


Wer elnen anderen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfind- 
lichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird wegen Nötigung 
mit Gefängnis oder mit Geldstrafe, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus oder mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Zufügung des an- 
gedrohten Übels zu dem angestrebten Zweck dem gesunden Volksempfinden widerspricht. 

Der Versuch ist strafbar. 


Schrifttum: Klee, Nötigung und Erpressung, DStR 1943 S. 125. 
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L. Die Vorschrift behandelt die Nötigung. Der Grundgedanke der Bestimmung ist, die 
Freiheit der Willensentschließung und der Willensbetätigung zu schützen (RGSt. 48 
346, 64 115; and. Olshausen Anm. 3, nach dem sich das Vergehen nur gegen die Freiheit 
der Willensbetätigung richtet). 

Vgl. noch $$ 96, 111, 117 MStGB. 

Das in den Reichsgauen der Ostmark geltende Recht faßt Nötigung und Erpressung zu einem Tat- 
bestand zusammen ($ 98 österr. StG); vgl. näher Rittler II S. 42. Eine Annäherung an diese Bestim- 
zus die Neufassung des $ 240 durch Art. 10 StrafrechisangleichungsVO vom 29. Mai 1943 ge- 

II. Der andere, der genötigt werden soll, braucht nicht ausdrücklich genannt zu wer- 
den. Richtet sich die Nötigung gegen eine Mehrheit von Personen, so genügt es, daß sich 
innerhalb eines bestimmten Kreises verschiedene Personen durch die Drohung getroffen 
fühlen können (vgl. RG JW 1981 S. 942). 


II. Mittel der Nötigung sind Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel. 
List kommt als Mittel der Nötigung nicht in Betracht. 


1. Gewalt bedeutet die Entfaltung von Kraft zur Überwindung eines Widerstandes. . 
Es genügt hier vis absoluta und vis compulsiva (Frank Anm. II 1, LK Anm. 3; and. 
Binding Lehrbuch 1 S. 90). Eine unmittelbare Einwirkung auf den Körper durch Be- 
rührung oder eine andere die Sinne beeinflussende Tätigkeit ist nicht erforderlich; es 
kommen vielmehr alle Handlungen in Betracht, die von der Person, gegen die sie un- 
mittelbar oder mittelbar gerichtet sind, nicht nur als seelischer, sondern als körperlicher 
Zwang empfunden werden (z. B. Versperren eines Weges durch Dazwischentreten, RG 
HRR 1942 Nr. 193). Auch die Abgabe von Schreckschüssen kann Anwendung von 
Gewalt sein (RGSt. 60 157, 66 355/56). Gewalt ist auch die Anwendung der Hypnose 
oder eines betäubenden oder berauschenden Mittels, um einen anderen gegen seinen Wil- 
len bewußtlos oder widerstandsunfähig zu machen; es ist nicht erforderlich, daß die Bei- 
bringung der narkotischen Mittel selbst gewaltsam erfolgt (Mezger S. 366 und Mezger 
Grundriß S. 203, Rittler II S. 43; and. RGSt. 58 99, 64 115, Schwarz Anm. 1 Ba; vgl. 
jetzt aber RGSt. 72 351). Keine Gewalt liegt vor, wenn ein Vermieter in der Absicht, 
einem Mieter die Benutzung des gemeinsamen Brunnens zu verekeln, Petroleum in die 
Pumpe des Brunnens gießt (RG JW 1980 S. 3403) 

Die Gewalt braucht nicht unwiderstehlich zu sein; es kommt nicht darauf an, ob 
sich der Genötigte der Gewalt durch Widerstand, Flucht, Anrufung von Hilfe entziehen 
konnte. Es ist auch nicht von Bedeutung, ob der Genötigte Widerstand geleistet hat. 


a) Gewalt gegen dritte Personen kann eine mittelbare Gewaltanwendung gegen 
den Genötigten sein. Der Dritte muß aber eine Person der Sympathie desjenigen sein, 
der zu einem bestimmten Verhalten veranlaßt werden soll (Frank Anm. II 1). 


b) Auch eine gegen Sachen gerichtete Gewalt kommt als Mittel der Nötigung in 
Betracht. Eine unmittelbar gegen Sachen gerichtete Gewalt genügt jedenfalls dann, 
wenn sie mittelbar der Person als Gewalt physisch fühlbar ist (RG JW 1988 S. 1805). 
Setzt der Vermieter durch Ausheben der Türen und Fenster den Mieter der Zugluft aus, 
um ihn dadurch zum Ausziehen zu veranlassen, so nötigt er ihn durch Gewalt (RGSt.? 
269). Darüber hinaus ist aber eine gegen Sachen gerichtete Gewalt auch dann als Nöti- 
gungsmittel anzusehen, wenn sie nur als Drohung wirken soll (Frank Anm. Il 1, RGSt. 
61 156; and. z. B. Olshausen Anm. 5 c). So kann es z. B. auch eine Nötigung sein, wenn 
einem Fahrgast Sachen weggenommen werden, um ihn zur Bezahlung des Fahrgeldes 
zu zwingen (and. RGSt. 8 180). 


c) Die gewaltsame Einwirkung kann auch in einem Unterlassen bestehen, so z. B. 
in der Nichtgewährung von Nahrung. 
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2. Das zweite Nötigungsmittel ist die Drohung mit elnem empfindlichen Übel Eine 
derartige Drohung ist dann gegeben, wenn eine erhebliche Einbuße an Werten zu be- 
sorgen ist und der drohende Verlust geeignet ist, einen besonnenen Menschen zu dem 
mit der Drohung erstrebten Verhalten zu bestimmen. Es kommen nicht nur Drohungen 
mit einer strafbaren Handlung in Betracht; andererseits ist auch nicht jede Drohung 
mit einer strafbaren Handlung eine Nötigung; die Drohung ist vielmehr mit dem im 
Einzelfall verfolgten Zweck in Beziehung zu setzen (vgl. unten V). Bedrohung mit Nöti- 
gung ist ausreichend (RG JW 1928 S. 399 mit Anm. Gerland), so daß der Tatbestand 
durch bloße Bedrohung mit Gewalt erfüllt werden kann (Frank Anm. II 2; and. LK 
Anm. 4). 

Der Täter braucht das empfindliche Übel nicht als ein unmittelbar durch eigene 
Tätigkeit von ihm zu bewirkendes anzukündigen. Er muß aber — wenn er mit der Zu- 
fügung durch einen Dritten droht - zu verstehen geben oder es muß aus den Umständen 
zu entnehmen sein, daß der Drohende in der Lage ist, den Willen des Täters zu beein- 
flussen. 

Es genügt auch, wenn mit der Fortsetzung eines schon begonnenen Übels gedroht wird. 

a) Die Drohung kann auch bedingt sein. Ist die als Bedingung hingestellte Handlung 
des Bedrohten rechtswidrig, dann kann die Rechtswidrigkeit der Nötigung ausgeschlossen 
sein (RGSt. 12 197). 

b) Es kommt nicht darauf an, ob der Drohende ernstlich gewillt ist, die Drohung 
auszuführen; es genügt, daß er den ernstlichen Willen hatte, durch die Drohung zu nöti- 
gen. Auch auf die Ausführbarkeit der Drohung kommt es nicht an. 

c) Der Bedrohte muß von der Drohung mit Willen des Täters Kenntnis erhalten; 
denn nur dann kann seine Willensfreiheit beeinträchtigt werden. Ob der Bedrohte sich 
der Drohung erst nach Überlegung fügt, ist ohne Bedeutung (RGSt. 64 16). 


8. Die angedrohte Gewalt oder das angedrohte Übel kann sich gegen den Bedrohten 
oder gegen einen Dritten richten. Die Ausführung der angedrohten Tat muß sich aber 
stets für den Bedrohten als ein Übel darstellen (RGSt. 17 82). 


4. Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Bestimmung bei Heileingriffen ohne oder 
gegen den Willen des Patienten, sofern dessen Einwilligung gefahrlos eingeholt werden 
konnte. Eine entsprechende Anwendung kommt z. B. in dem Fall in Betracht, daß der 
Arzt sich bei einer zwecks Entfernung eines Geschwürs am Uterus genehmigten Narkose 
nachträglich entschließt, die Gebärmutter ganz zu entfernen, was die Patientin zuvor 
ausdrücklich verboten hatte (näher hierüber Engisch ZStW 58 S. 3/4, 11, E. Schmidt, 
Der Arzt im Strafrecht [1939] S. 112). 

Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, als Spezialfall der Nötigung einen besonderen 
Tatbestand gegen die eigenmächtige Heilbehandlung zu schaffen ; vgl. Rietzsch in Gürtner II S. 422, 428 f. 

Das in den Reichsgauen der Ostmark geltende Recht kennt bereits jetzt einen besonderen Tat- 
bestand über die eigenmächtige Heilbehandlung ($ 499a österr. StG); vgl. hierzu Rittler II S. 59. 

IV. Die Nötigungshandlung muß zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung 
führen. Es genügt also jedes Verhalten des Genötigten. Das Dulden ist eine Unterart 
des Unterlassens. Den Unterschied zwischen Dulden und Unterlassen wird man im An- 
schluß an v. Liszt-Schmidt S. 526 darin sehen können, daß das Unterlassen auf einem 
Wollen, das Dulden auf einem Müssen beruht (ebenso Gerland S. 514). Das Unterlassen 
setzt einen — wenn auch gezwungenen — Entschluß voraus; dies ist beim Dulden nicht 
erforderlich (and. Olshausen Anm. 1). 

Der Zwang kann sich zwar auch auf einen demnächst erst zu fassenden Entschluß be- 
ziehen; dies ergibt sich daraus, daß die Nötigung nicht nur die Freiheit der Willens- 
betätigung, sondern auch die Freiheit der Willensentschließung schützt. Die Nötigung, 
einen Entschluß zu fassen, ist allerdings nicht bereits die Nötigung zu einer Handlung; 
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denn zur Handlung ist auch die Betätigung des Willens nach außen erforderlich; diese 
Nötigung kann aber bereits einen Versuch darstellen. 


V. Die Rechtswidrigkeit der Nötigungshandlung kann durch ein Amts- oder Dienst- 
recht, durch das Erziehungsrecht, durch Notwehr, Notstand, berechtigte Selbsthilfe 
(5$ 229, 230 BGB), durch das Recht zur vorläufigen Festnahme ($ 127 StPO) aus- 
geschlossen sein. Das Recht zur Festnahme umfaßt auch die Befugnis, dem Täter eine 
ihm gehörige Sache wegzunehmen, um die Feststellung der Persönlichkeit zu ermög- 
lichen. So kann z. B. der Fahrer einer Taxe oder ein Fährmann gegen den fluchtverdäch- 
tigen Fahrgast Gewalt anwenden oder Drohungen aussprechen, um sein Fahrgeld zu er- 
langen. Sog. Privatdetektive haben nur die allen zustehenden Befugnisse (RGSt. 59 
296). Für die Selbsthilfe im Verhältnis des Vermieters zum Mieter ist zu beachten, daß 
der Vermieter bei Ausübung seines gesetzlichen Pfandrechts ($ 561 BGB) nicht an die 
Voraussetzungen des $ 229 BGB gebunden ist; insbesondere ist nicht erforderlich, daß 
obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist. Einwilligung des Verletzten kann 
bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen (vgl. Vorbem. III6 vor 851) die Rechts- 
widrigkeit ausschließen. R 

Die Frage der Rechtswidrigkeit der Nötigungshandlung kann nicht unabhängig von 
dem mit der Handlung verfolgten Zweck betrachtet werden; es kommt nicht 
nur auf die Widerrechtlichkeit des angewandten Mittels an. Das Gesetz spricht jetzt 
ausdrücklich aus, daß die Tat nur rechtswidrig ist, wenn die Anwendung der Gewalt 
oder die Zufügung des angedrohten Übels zu dem angestrebten Zweck dem ge- 
sunden Volksempfinden widerspricht (Abs. 2). Daraus ergibt sich, daß die Nötigung zur 
Unterlassung einer strafbaren Handlung auch bei Anwendung von Gewalt nicht wider- 
rechtlich ist. Die Nötigung zur Vornahme einer rechtlich oder sittlich gebotenen Hand- 
ung ist nur dann als rechtswidrig anzusehen, wenn es gegen das gesunde Volksempfin- 
den verstößt, zu dem verfolgten Zweck die Gewalt anzuwenden. Die gewaltsame Nöti- 
gung zur Unterlassung des Selbstmordes ist nicht rechtswidrig. Rechtswidrig handelt 
weiter z. B. nicht, wer einen Betrunkenen gewaltsam nach Hause bringt, ferner nicht 
ein Spaziergänger, der einen Einbrecher, den er am Werke sieht, durch Androhung einer 
Körperverletzung an der Durchführung des Einbruchsdiebstahls hindert. Dagegen han- 
delt der Vermieter rechtswidrig, der den zum Auszug verpflichteten Mieter durch Aus- 
hängen der Türen und Fenster zum Räumen der Wohnung zwingt. Der Vermieter 
handelt zwar zu einem rechtlich erlaubten Zweck; es verstößt aber gegen die guten 


Sitten, zu diesem Zweck Gewalt anzuwenden. Vgl. weiter noch die Beispiele bei Klee 
aaO Ss. 133. 


VL Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Vorsatz muß auf Vollzug desjenigen Verhaltens gerichtet sein, zu dem der Angegrif- 
fene tatsächlich gezwungen wird. Der Täter muß bei der Anwendung der Gewalt ernst- 
lich, nicht nur zum Scherz handeln. Bei der Drohung ist aber nicht erforderlich, daß der 
Täter ernstlich gewillt ist, sie auszuführen; es genügt, daß er den ernstlichen Willen hat, 
durch die Drohung zu nötigen, und daß er wußte oder es für möglich hielt, daß die Drohung 
geeignet sei, in dem Bedrohten Furcht vor Verwirklichung hervorzurufen. Bei irrtüm- 
licher Annahme eines Rechts zur Bedrohung kann es an dem Bewußtsein der Rechts- 
widrigkeit fehlen (vgl. $ 59 Anm. II). Die Rechtsprechung unterscheidet auch hier zwi- 
schen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum (vgl. die Nachweise im 
LK Anm. 9). Über das Bewußtsein, bei der Art und Weise seines Vorgehens ein unerlaub- 
tes Mittel zu benutzen, vgl. RG HRR 1940 Nr. 833. 


VII. Die Strafe ist Gefängnis oder Geldstrafe; für besonders schwere Fälle ist 
Zuchthaus oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten angedroht. Bei einer Nötigung 
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im Amt wird in der Regel ein besonders schwerer Fall anzunehmen sein; im übrigen 
vgl. über besonders schwere Fälle unten $ 266 '‘Anm. IX. 


VIH. Zusammentreffen mit anderen strafbaren Handlungen. 


1. In einer Reihe von Tatbeständen ist Zwang zu einem bestimmten Verhalten mit 
Strafe bedroht; diese Tatbestände umschreiben aber die Zwangsmittel oder das er- 
zwungene Verhalten näher (z. B. $$ 113, 114, 176 Nr. 1). Im Verhältnis zu diesen Tat- 
beständen ist die Nötigung das Gattungsdelikt; die anderen Tatbestände stehen mit der 
Nötigung in Gesetzeskonkurrenz (RGSt.81 4, 24 188). Gesetzeskonkurrenz besteht 
regelmäßig auch mit $ 253; letztere Bestimmung geht vor (RGSt. 41 276). 

Bildet die Bedrohung das Mittel der Nötigung, so geht der Tatbestand des $ 241 in 
dem spezielleren des $ 240 auf (RGSt. 86 133, 54 289). 

2. In jeder Tötung oder Körperverletzung liegt nicht gleichzeitig eine Nötigung, 
obwohl diese Tatbestände regelmäßig durch Gewalt begangen werden. Idealkonkurrenz 
ist nur in zwei Gruppen von Fällen denkbar: einmal dann, wenn die zur Erreichung 
eines bestimmten Zwecks angedrohte Gewalt an sich Körperverletzung ist, ferner dann, 
wenn der Zweck des Täters dahin geht, den durch Gewalt oder Drohung Genötigten zur 
Duldung einer Körperverletzung oder Tötung zu zwingen (z. B. jemand wird festgebun- 
den, um ihn zu verprügeln oder um ihm die Haare abzuschneiden). 


8. Ähnlich wie zur Körperverletzung und Tötung ist das Verhältnis zur Freiheits- 
beraubung. Soll der seiner Freiheit Beraubte zu etwas anderem genötigt werden als 
zur Duldung der Freiheitsberaubung, etwa zum Akzeptieren eines Wechsels, so kann 
Idealkonkurrenz vorliegen. Beschränkt sich aber der Vorsatz auf die Nötigung zur Dul- 
dung der Freiheitsberaubung, so ist $ 239 das speziellere Gesetz (RGSt. 81 301, 55 241). 
Abweichend sehen Binding Lehrbuch 1 S. 101, Gerland S. 516 Idealkonkurrenz stets als 
ausgeschlossen an, da die Freiheitsberaubung nur ein spezieller Fall der Nötigung sei. 


4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $132 (RGSt. 59298), ferner mit $223 (RGSt. 88340). 


5. Einen Sondertatbestand, die sog. Pressenötigung, enthält $ 40 Schriftleiterges. 
vom 4. Oktober 1933; vgl. dazu $$ 41, 43 dieses Gesetzes. 


IX. Bei der Drohung mit Offenbarung einer Straftat braucht der Staatsanwalt die 
Tat, deren Offenbarung angedroht worden ist, nur dann zu verfolgen, wenn es zur Sühne 
und zum Schutze der Volksgemeinschaft unerläßiich ist ($ 154b StPO). 


g241 


Wer einen anderen mit der Begehung elnes Verbrechens bedroht, wird mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 


Schrifttum: Kern, Die Äußerungsdelikte, 1919. 


I. Die Vorschrift behandelt die Bedrohung. Der Grundgedanke der Bestimmung ist, 
das Vertrauen des einzelnen auf seinen Rechtsfrieden, das Gefühl der Rechtssicherheit 
des einzelnen zu schützen (Frank Anm. I, Gerland S. 531). Im Unterschied hierzu be- 
zweckt $ 126 den Schutz des Gefühls der Rechtssicherheit der Gesamtheit der Volks- 
genossen. 

Vgl. auch noch $$ 89, 111 MStGB. 


H. Die Handlung besteht in der Bedrohung eines anderen mit der Begehung eines 
Verbrechens. 

1. Über Bedrohung mit einem Verbrechen vgl. zunächst $ 240 Anm. III 2. Die An- 
kündigung eines nur mit Hilfe übersinnlicher Kräfte zu begehenden Verbrechens ist nicht 
genügend (KG JW 1980 S. 3433). Von der Bedrohung ist das Aussprechen einer Ver- 
wünschung und das derbe Fluchen zu unterscheiden. Bisweilen werden bestimmte Rede- 
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wendungen nur als Verwünschung gebraucht; dies kann z. B. auch bei dem Ausspruch: 
„Du sollst verrecken‘“ der Fall sein (RGSt. 82 102); es kommt auf die Umstände des 
einzelnen Falles an. 

a) Ob der Drohende in der Lage war, die Drohung zu verwirklichen, ob sie also ernst 
gemeint war, ist unerheblich. Es genügt, daß sich der Drohende bewußt war, die Drohung 
sei so beschaffen, daß sie den Eindruck einer ernstlich gemeinten machen konnte (RGSt. 
12 198, RMG 1 198, RG DRZ 1988 Nr. 692: Schuß mit der Scheintotpistole). 

b) Die Drohung kann auch bedingt sein (wenn du dies tust, schlage ich dich tot). 
Eine bedingte Drohung ist aber dann nicht genügend, wenn die zur Bedingung gesetzte 
Handlung des Bedrohten im Falle ihrer Vornahme unrechtmäßig wäre, durch sie der 
Drohende im Falle ihrer Vornahme in Notwehr versetzt und infolgedessen berechtigt 
werden würde, diese Handlung des Bedrohten seinerseits durch Ausführung der an- ° 
gedrohten Handlung abzuwehren (RGSt. 12 197). Die Drohung, jemand in rücksichts- 
loser Ausübung des Notwehrrechts erschießen zu wollen, ist nicht die Bedrohung mit 
einem Verbrechen (RG GoltdArch. 49 S. 265). Es können auch Drohungen genügen, die 
wörtlich nicht ausgeführt werden können (z. B. jemand in der Art zu schlagen, daß er 
seine Glieder einzeln nach Hause tragen müsse, LK Anm. 4); bei derartigen Äußerungen 
wird es sich aber nicht selten um nicht ernstgemeinte Übertreibungen handeln. 


2. Bedroht werden muß ein anderer. Der andere braucht nicht derjenige zu sein, an 
dem das angedrohte Verbrechen begangen werden soll (and. Binding Lehrbuch 1 S.103, 
104, Kern aaO S. 33). Die Androhung muß sich aber insofern gegen ihn richten, als er 
durch die Androhung in seinem Rechtsfrieden muß gestört werden können. Dies ist z.B. 
dann der Fall, wenn einem Manne gedroht wird, man werde seine Frau oder sein Kind 
töten oder schwer körperlich verletzen. 

Die Drohung muß, wenn auch nur mittelbar, zur Kenntnis des Bedrohten gelangen. 

Der andere braucht nicht zurechnungsfähig zu sein; es genügt, daß er in der Lage ist, 
die Androhung als solche zu empfinden. 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Der Drohende muß wissen und wollen, daß die Drohung zur Kenntnis des Bedrohten 
gelangen und von diesem als ernst gemeint aufgefaßt werden wird. Dieser Wille 
braucht nur bei Äußerung der Drohung vorzuliegen und nicht auch zu der Zeit, zu der 
der Bedrohte Kenntnis erlangt (and. Olshausen Anm. 4). Das Bewußtsein, daß die an- 
gedrohte Tat ein Verbrechen ist, ist nicht erforderlich. 

Das Bewußtsein, Unrecht zu tun oder gegen ein Gesetz zu verstoßen, wird in der Regel 
fehlen, wenn die Drohung im Scherz erfolgte. 


IV. Das Vergehen ist vollendet, wenn die Drohung mit Willen des Drohenden zur Kennt- 
nis des Bedrohten gekommen ist. Es ist nicht erforderlich, daß in dem Bedrohten die 
Furcht vor Verwirklichung des angedrohten Verbrechens tatsächlich erregt, daß er in 
seinem subjektiven Rechtsfrieden gestört wurde. Es genügt vielmehr, daß die Drohung 
objektiv geeignet war, den Rechtsfrieden des Bedrohten zu stören. 


V. Täter der Bedrohung kann nicht nur sein, wer mit einem von ihm selbst zu begehen- 
den Verbrechen droht, sondern auch, wer das Verbrechen als ein von ihm zu veranlas- 
sendes in Aussicht stellt, wer zu erkennen gibt, daß er in der Lage ist, den Willen dessen, 
der das Verbrechen begehen soll, zu beeinflussen (RGSt. 5 214, 24 151). 


VL Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 126. Gesetzeskonkurrenz besteht dagegen 
mit $ 113, $ 114, $ 240, $ 254 (RGSt. 86 133, 41 276, 54 289). 


VII. Das kommende Recht will nicht mehr die Bedrohung mit einem Verbrechen verlangen, sondern 
als genügend ansehen die Androhung einer schweren Untat in einer Weise, die geeignet ist, den anderen 
in Angst oder Schrecken zu versetzen; vgl. Rietzsch in Gürtner II S. 425. 
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Schrifttum zu den Vermögensdelikten im allgemeinen: Hegler, Die Systematik der Vermö- 
gendelikte, Archiv für Rechts- und Wirtschaftsphilosuphie, Bd. IX S. 153, 278, 369, Bd. X S. 26, 151. - 
Kohlrausch, Vermögensverbrechen im Wandel der Rechtsprechung und der Gesetzgebung in: Fest- 
schrift für Schlegelberger (1936) 8. 203. — Kohlrausch, Vermögensverbrechen in: Die Rechtsent- 
wicklung der Jahre 1933 bis 1935/36, herausgegeben von Volkmar u.a. (1937) 8. 739. 

vgl. Gritschneder, Die Bedeutung der entsprechenden Anwendung der Strafgesetze und.der so- 
genannten Wahlfeststellung für die vermögensrechtlichen Tatbestände, 1937 (Diss. München). 
Speziellzum kommenden Recht Dahm und Kohlrauschin Gürtner II S. 445, 458, 474, 

Frank Leitsätze II S. 120, ferner Busch ZStW 56 S. 676. 


$ 242 
Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht wegnimmt, dieselbe 
sich rechtswidrig zuzueignen, wird wegen Diebstahls mit Gefängnis bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 


Schrifttum: Graf Gleispach, Die Veruntreuung an vertretbaren Sachen, 1905.- Kohlrausch, 
Diebstahl in: Handwörterbuch der Rechtswissenschaft Bd. II (1927) S. 43. -— W. Meyer, Bestrafung 
des Diebstahls, 1934 (StrafrAbh. Heft 341). - Sauer, Schließen sich Diebstahl und Sachbeschädigung 
begrifflich aus? 1908. 


L. Es kann zweifelhaft sein, welches Rechtsgut durch die Vorschrift über den Diebstahl 
geschützt wird. In Betracht kommen nur das Eigentum, nur der Gewahrsam oder Eigen- 
tum und Gewahrsam. Diese Frage ist vor allem von Bedeutung dafür, wer bei einem Dieb- 
stahl Verletzter ist. Von manchen wird nur der Eigentümer als Verletzter angesehen (so 
z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 294), von anderen nur der Gewahrsamsinhaber (so v.Liszt- 
Schmidt S. 620); mit Recht sieht demgegenüber die herrschende Meinung Eigentümer 
und Gewahrsamsinhaber als Verletzte an (so z. B. RGSt. 54 282, Frank $ 247 Ann.], 
Gerland S. 568, v.Hippel Lehrbuch S. 236); der Diebstahl richtet sich gegen Eigentum 
und Gewahrsam. 

Über militärischen Diebstahl vgl. 8138 MStGB. Über Feld- und Forstdiebstahl 
unten X. 


II. Der äußere Tatbestand des Diebstahls erfordert die Wegnahme einer fremden, be- 
weglichen Sache; näher unten 1II-VI. 


II. Objekt des Diebstahls ist jede fremde, bewegliche Sache, sofern sie im Gewahrsam 
eines anderen steht (hierzu unten IV). 

1. Als Sache im Sinne dieser Vorschrift sind nur körperliche Gegenstände anzusehen. 
Dies stimmt mit $ 90 BGB überein, an den das Strafrecht aber nicht gebunden ist. For- 
derungen und sonstige Rechte können nicht Gegenstand des Diebstahls sein, wohl aber 
die solche Rechte verkörpernden Urkunden wie z. B. Wechsel, Lebensmittelkarten, Be- 
Sugsscheine, Sparkassenbücher usw. (RGSt. 52 296, 61 127, 75 186, RG GoltdArch. 64 
S.126, RG DJ 1941 S. 692). Der Aggregatzustand, in dem sich die Sache befindet, ist 
ohne Bedeutung; es können nicht nur feste, sondern auch flüssige und gasförmige Kör- 
per gestohlen werden, so z. B. Wasser, wenn es in fremdem Eigentum steht, Leuchtgas, 
Dämpfe usw. (RGSt. 14 123, 44 335). Fallende Tropfen einer aus Behältnissen auslaufen- 
den Flüssigkeit (z. B. Benzin) sind körperliche Gegenstände, bis sie im Erdboden ver- 
sickert sind (RG GoltdArch. 64 S. 117, KG GoltdArch. 69 S. 123). Es ist ohne Bedeutung, 
ob die Sache vertretbar ist oder nicht. Kräfte und Energien gehören nicht zu den Sachen 
im Sinne dieses Tatbestandes, wie sich aus der Sonderbehandlung in dem Gesetz über 
die Bestrafung der Entziehung elektrischer Arbeit vom 9. April 1900 (abgedr. im An- 
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hang) ergibt; zu diesen Fragen vgl. RGSt. 82 165 und Kohlrausch ZStW 20 S. 459. In 
der Ostmark ist die elektrische Energie durch ein besonderes Gesetz als Sache erklärt 
(vgl. Rittler II S. 82). 

Es ist unerheblich, ob die Sache einen wirtschaftlichen Wert (insbesondere Geld- 
wert) hat oder nicht; das Eigentum wird unabhängig von dem Wert der Sache geschützt 
(vgl. RGSt. 44 210, 560 255, 51 98). 


Schrifttum: Bruns, Die Befreiung des Strafrechts vom zivilistischen Denken (1938) S. 206. - 
Kohlrausch in der Schlegelberger Festschrift (1936) S. 210. -— E. Wolf, Der Sachbegriff im Straf- 
recht in: Die Reichsgerichtspraxis im deutschen Rechtsleben, Bd. V (1929) S. 44. 

2. Beweglich sind alle Sachen, die vom Ort fortbewegt werden können; es kommt hier 
nicht darauf an, ob die Sache im Sinne des Privatrechts eine bewegliche ist; entscheidend 
ist, ob sie tatsächlich bewegbar ist. Bewegliche Sachen sind auch Teile von unbeweg- 
lichen Sachen, die zum Zwecke der Wegnahme losgelöst werden wie z. B. gestochener 
Torf (RGSt. 21 30), Getreide auf dem Halm (RGSt. 28 74). Zu den beweglichen Sachen 
im Sinne dieser Vorschrift gehört ferner das Zubehör (RGSt. 18 130), weiter auch die 
mit dem Boden nur künstlich verbundenen Sachen wie z. B. Zaunlatten (RGSt. 26 367). 
Dagegen kann der Grund und Boden als solcher nicht Gegenstand des Diebstahls sein. 


8. Fremd ist eine Sache, wenn sie in.fremdem Eigentum steht; ob dies der Fall ist, 
ist nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu beurteilen; es gibt kein besonderes 
strafrechtliches Eigentum. 


Schrifttum: H. Mayer, Eigentum an Geld und strafrechtliche Konsequenzen, GS 104 S. 100: 
Aus dem zivilrechtlichen Schrifttum vgl. neuerdings Kaser, Das Geld im Sachenrecht, sowie Wie- 
acker, Sachbegriff usw., Archiv für die zivilistische Praxis 143 S. 1, 148 S. 57. 

a) Als Gegenstand des Diebstahls scheiden Sachen aus, die im ausschließlichen Eigen- 
tum des Täters stehen. Durch eine Verpfändung oder durch Beschlagnahme geht das 
Eigentum noch nicht verloren, ebensowenig durch eine Verpflichtung, in bestimmter 
Weise mit einer Sache zu verfahren. Der Vertretene erwirbt unmittelbar Eigentum, 
wenn der Stellvertreter es für ihn erwerben und der Dritte es ihm verschaffen will (RGSt. 
19 429); vgl. über die Aushändigung einer Postanweisung mit dem Auftrag, Geld für 
Dritte zu empfangen, RGSt. 20 437, 26 389; über die Stellung des Kellners, der mit 
Marken zahlt, vgl. RGSt.84 39; über Treuhandverhältnisse vgl. RGSt.61 65. Nach 
RGSt. 71355 kann auch der einzige Gesellschafter einer Einmann-GmbH zum Nachteile 
der Gesellschaft einen Diebstahl begehen; zu einem befriedigenderen Ergebnis dürfte aber 
auch hier die wirtschaftliche Betrachtungsweise führen, nach der dieser Gesellschafter 
Eigentümer dieser Gegenstände ist. Steht eine Sache im Miteigentum, dann ist die Sache 
auch für den Miteigentümer eine fremde, soweit das Miteigentum reicht; an ihr ist in- 
soweit Diebstahl möglich (RGSt.7 20, 21 273). 

Für entsprechend anwendbar ($ 2) sieht LG Stolp JW 1987 S. 1167 die Vorschrift auf 
den Eigentümer einer Sache an, die dieser einem Dritten unter Eigentumsvorbehalt über- 
tragen hat, wenn er die Sache dem Dritten in Zueignungsabsicht wegnimmt. Richtiger 
dürfte für diese Fälle eine entsprechende Anwendung des $ 289 sein (Kohlrausch $ 2 
Anm. VII 19a). 

b) Als Gegenstand des Diebstahls scheiden ferner die herrenlosen Sachen aus; es macht 
hierbei keinen Unterschied, ob sie von Anfang an herrenlos waren oder ob der Berech- 
tigte das Eigentum an ihnen erst später aufgegeben hat. 

a) Herrenlos sind einmal die Sachen, die von Naturin niemandes Eigentum ge- 
langtsind, wie z. B. wilde, in Freiheit befindliche Tiere und Fische. Auch die jagdbaren 
wilden Tiere stehen nicht im Eigentum des Jagdberechtigten ($$ 960 ff. BGB); hierzu 
RGSt. 48 384. Wilde Tiere in Tiergärten und Fische in Teichen sind aber nicht herren- 
los; vgl. hierzu noch RGSt. 89 428, 60 273, RG JW 1984 S. 3204, KG DJ 1937 S. 1363. 
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ß) Herrenlos sind weiter die Sachen, an denen der Berechtigte das Eigentum 
rechtswirksam aufgegeben hat ($ 959 BGB); dies ist z. B. bei den Speiseresten im 
Mülleimer der Fall (RGSt. 48 123; vgl. weiter z. B. RGSt. 42 44). Das Eigentum kann 
auch an einer in fremdem Gewahrsam stehenden Sache aufgegeben werden. Möglich ist 
die Aufgabe des Eigentums nur durch den Eigentümer, z. B. also nicht durch einen Sol- 
daten bezüglich der ihm überlassenen Ausrüstungsgegenstände (RGSt. 49 195). 

y) Verlorene, verlegte und vergessene Sachen sind nicht herrenlos, können also 
Gegenstand des Diebstahls sein. 

c) Als Objekt des Diebstahls scheiden ferner die Sachen aus, die in niemandes Eigentum 
stehen können. Dies ist z. B. der Fall bei der atmosphärischen Luft, dem Wasser im 
Meere, dem fließenden Wasser der Flüsse und Teiche, die einen natürlichen Zu- und Ab- 
fluß haben. Hierher gehört weiter der menschliche Körper; für den Schutz menschlicher 
Leichen kommen die $$ 168, 367 Nr. 1 in Betracht. Es ist allerdings möglich, an einer 
Leiche durch einen besonderen Rechtsakt des Verfügungsberechtigten Eigentum zu be- 
gründen, z. B. durch Übergabe an eine Anatomie (vgl. Mezger Grundriß 8. 208, RGSt. 
64 313). Teile des Körpers eineslebenden Menschen (Zähne, Haare, Glieder) wer- 
den mit der Abtrennung selbständige Sachen und gelangen, ohne daß es eines Aneig- 
nungsaktes bedürfte, unmittelbar in das Eigentum der Person, zu deren Körper sie bis- 
her gehörten (Binding Lehrbuch 1 8. 258, Olshausen Anm. 6; and. Frank Anm. III 2 e). 


IV. Objekt des Diebstahls können nur Sachen sein, die in fremdem Gewahrsam stehen; 
denn nur wenn dies zutrifft, können die Sachen weggenommen (unten V) werden. Unter 
Gewahrsam ist ein tatsächliches Herrschaftsverhältnis zu verstehen, das von einem Herr- 
schaftswillen getragen ist. Gewahrsam ist nicht gleichbedeutend mit Besitz im Sinne des 
bürgerlichen Rechts. Fremd ist der Gewahrsam, den der Täter nicht selbst hat. 


Schrifttum: Siebert, Der strafrechtliche Besitzbegriff, besonders in der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, 1928 (StrafrAbh. Heft 235). -— Soltmann, Der Gewahrsamsbegriff in $ 242 StGB 
1934 (StrafrAbh. Heft 349). 


1. Für den Gewahrsam ist ein Herrschaftswille erforderlich (so die überwiegende Mei- 
nung, z. B. Frank Anm. IV, Gerland S. 570, v.Hippel Lehrbuch S. 239, Kohlrausch 
Anm. 4, LK Anm.]12, Mezger Grundriß S. 255, Schwarz Anm. 1 Db; and. Olshausen 
Anm. 16). Es genügt der Wille, die Sache der tatsächlichen Möglichkeit gemäß zu be- 
herrschen; es ist nicht der Wille erforderlich, die Sache als eigene im Sinne des $ 872 BGB 
zu haben. Zum Herrschaftswillen gehört auch ein Wissen, also Kenntnis vom Entstan- 
densein des Herrschaftsverhältnisses. Der Wille braucht sich nicht auf die konkreten 


einzelnen Sachen zu beziehen; er kann auch allgemein bekundet sein oder sich aus den 


Umständen ergeben. So erlangt man z. B. Gewahrsam an allen Briefschaften. die in 
einen Briefkasten geworfen werden, an allen Fischen, die sich in ausgestellten Netzen 
fangen. Zur Begründung des Gewahrsams ist daher ein Wissen um die konkrete Sache 
nicht erforderlich. | 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts zu der Frage, ob für den Gewahrsam 
ein Herrschaftswille erforderlich ist, ist nicht immer ganz deutlich. Eine Reihe von Ent- 
scheidungen erweckt den Eindruck, als ob das Reichsgericht einen Herrschaftswillen nicht 
erfordere (vgl. z. B. RGSt. 50 46, 54 346, 56 207). Man wird in diesen Entscheidungen 
aber wohl nicht eine grundsätzliche Ablehnung des Erfordernisses des Herrschaftswillens 
durch das Reichsgericht zu sehen brauchen; es sollte in diesen Entscheidungen in erster 
Linie die Notwendigkeit eines genauen Wissens um die einzelnen besessenen Sachen bei 
Vorliegen eines generellen Gewahrsamswillens verneint werden (v.Hippel Lehrbuch 
S. 239 Anm. 4, Kohlrausch Anm. 4, Siebert aaO S. 48, Soltmann aaO S. 21). 

Da der Gewahrsam ein tatsächliches Verhältnis ist, kommt es für den Herrschafts- 
willen nicht auf die rechtliche Willensfähigkeit an; auch Kinder und Geisteskranke kön- 


502 \ 


Diebstahl ıv 8242 


nen Gewahrsanı haben (so z. B. Frank Anm. IV, Mezger Grundriß S. 255; and. Gerland 
S. 570). Eine juristische Person oder eine Behörde kann als solche keinen Gewahrsam 
haben (RGSt. 60 271); üben die gesetzlichen Vertreter oder die Amtsträger die Herr- 
schaftsmacht aber nur für die juristische Person oder für die Behörde aus, dann wird 
vielfach doch von einem Gewahrsam der juristischen Person oder der Behörde gespro- 
chen (RGSt. 52 144, 54 232). 


2. Ob ein tatsächliches Herrschaftsverhältnis besteht, ist nach der natürlichen Auffas- 
sung, nach der Auffassung des Lebens zu entscheiden. Erforderlich ist, daß der Verwirk- 
lichung des Herrschaftswillens zur unmittelbaren Einwirkung keine Hindernisse ent- 
gegenstehen (RGSt. 60 272). Solange nach der natürlichen Auffassung zum Herren der 
Sache eine Beziehung derart besteht, daß der Verwirklichung des Herrschaftswillens zur 
unmittelbaren Einwirkung keine Hindernisse entgegenstehen oder gestellt werden, wird 
auch durch eine gewisse Entfernung der Sache vom Herrn und durch das Erfordernis 
einer gewissen Zeit für die Durchführung der Betätigung der Herrschaft ein Gewahrsam 
nicht ausgeschlossen. So wird in der Regel auch bei Abwesenheit Gewahrsam an den 
Gegenständen bestehen, die sich an einem Ort befinden, über den dem Herrn die Herr- 
schaft zusteht; dies ist z. B. der Fall bezüglich der Sachen in der Wohnung eines vorüber- 
gehend Abwesenden (RGSt. 80 89). Auch die nur vorübergehende Verhinderung in der 
Ausübung der tatsächlichen Herrschaft, z. B. über ein Haustier, beseitigt noch nicht den 
Gewahrsam an ihm (RGSt. 50 184). Wer Geldscheine zum Wechseln auf den Ladentisch . 
legt, behält Gewahrsam an den Scheinen (RG GoltdArch. 74 S. 205). 


Befindet sich eine Sache im Herrschaftsbereich einer Person und besteht Herrschafts- 
wille, dann geht der Gewahrsam nicht durch eine vorübergehende Unkenntnis über 
den Ort, an dem sich die Sache jeweilig befindet, verloren. An Gegenständen, die in der 
Wohnung nur verlegt werden, geht der Gewahrsam nicht verloren; es genügt das Wis- 
sen, daß sie noch in der Wohnung sind. Auch an vergessenen Sachen kann Gewahr- 
sam bestehen, sofern man weiß, wo sie sind und falls man sie ohne äußere Hindernisse 
zurückerlangen kann (RGSt.12 357). An Sachen, die in einem Eisenbahnzug liegen ge- 
blieben sind, besteht nach der Abfahrt des Zuges kein Gewahrsam des früheren Gewahr- 
samsinhabers mehr, wohl aber Gewahrsam der Bahn (RMG 18 236, dem z.B. LK Anm. I2 
folgt; and. RGSt. 38 444, dem z. B. Olshausen Anm. 17b zustimmt). Eine versteckte 
Sache bleibt so lange im Gewahrsam des Versteckenden, als diesem nicht dauernd die 
Verfügungsmacht entzogen wird (RGSt. 58 175). Bei verlorenen Sachen fehlt es da- 
gegen an der tatsächlichen Herrschaftsmöglichkeit des bisherigen Gewahrsamsinhabers; 
sie stehen daher nicht mehr im Gewahrsam des früheren Gewahrsamsinhabers. Möglich 
ist aber, daß ein neuer Gewahrsam begründet ist; so stehen z. B. die in Dienstgebäuden 
öffentlicher Behörden, in Wartesälen, auf Eisenbahnsteigen verlorenen oder vergessenen 
Sachen trotz des etwaigen Verlusts des Gewahrsams des bisherigen Inhabers noch im Ge- 
wahrsam der Behörde oder der Bahnverwaltung (RG JW 1980 S. 3222 mit Anm. Oetker). 
Auch an den in Wirtschaften oder Läden verlorenen und zurückgelassenen Sachen steht 
der Gewahrsam dem Inhaber der Räumlichkeit zu (RG GoltdArch. 65 S. 371). Näher zu 
diesen Fragen Soltmann aaO S. 50 ff. 


8. Gewahrsam ist nicht gleichbedeutend mit Besitz im Sinne des bürgerlichen Rechts 
(so die herrschende Auffassung z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 243, Frank Anm. IV, Ger- 
land S. 569, RGSt. 50 184, 52 145; and. v.Hippel Lehrbuch S. 237, der aber zu den 
gleichen Ergebnissen wie die hefrschende Lehre kommt).! Wer nicht Besitzer im Sinne 
des bürgerlichen Rechts ist, kann trotzdem Gewahrsam haben; umgekehrt braucht der- 


: Näher zu diesen Fragen Bruns, Die Befreiung des Strafrechts voın zivilistischen Denken (1938) 
S. 202. 
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jenige, der nach dem bürgerlichen Recht Besitzer ist, nicht Gewahrsam zu haben. &o 
hat der Besitzdiener des $ 855 BGB Gewahrsam, aber keinen Besitz; umgekehrt hat der 
Erbe nach $ 857 BGB zwar Besitz, braucht aber nicht stets Gewahrsam zu haben (RGSt. 
58 229). Weiter ist der mittelbare Besitzer gemäß $ 868 BGB nicht bereits aus diesem 
Grunde Gewahrsamsinhaber (RGSt. 58 340, 56 116). 


4. Möglich ist auch ein Mitgewahrsam mehrerer Personen. Sind die Mitgewahrsams- 
inhaber gleichberechtigt, dann kann jeder gegen jeden einen Gewahrsamsbruch begehen. 
Besteht zwischen den Gewahrsamsinhabern ein Verhältnis der Über- oder Unterordnung, 
dann kann nur der Untergeordnete gegenüber dem Übergeordneten einen Gewahrsams- 
bruch begehen (näher zu diesen Fällen Soltmann aaO S. 76). | 

Ob Mitgewahrsam oder Alleingewahrsam vorliegt, kann vielfach recht zweifelhaft sein. 
Beispielsweise sei darauf hingewiesen, daß bei vermieteten Räumen regelmäßig der Mie- 
ter alleiniger Gewahrsamsinhaber sein wird (RGSt. 5 43); bei Hotelzimmern haben da- 
gegen Wirt und Gast Mitgewahrsam (RG GoltdArch. 68 S. 277). Angestellte und 
Verkäuferin einem Ladengeschäft haben nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
bezüglich der vorhandenen Waren, hinsichtlich der Kasse sowie bezüglich der Gelder, 
die sie von den Kunden als Bezahlung für den Geschäftsherrn in Empfang nehmen, 
keinen Mitgewahrsam; es wird vielmehr Alleingewahrsam des Geschäftsherrn angenom- 
men (RGSt. 2 1, 21 17, 80 89, RG HRR 1989 Nr. 351). Richtiger dürfte wohl in diesen 
Fällen regelmäßig die Annahme von Mitgewahrsam sein; es kann unter Umständen sogar 
auch Alleingewahrsam der Angestellten vorliegen, wie dies z. B. OLG Rostock HRR 1938 
Nr. 572 bezüglich der Kassiererin in einem Warenhaus angenommen hat. Über den Ge- 
wahrsam an Sachen, die Hausangestellten zur eigenen Benutzung überlassen sind, 
vgl. RG GoltdArch. 68 S. 276, OLG Kiel GoltdArch. 89 S. 174. Im Verhältnis zwischen 
einem Kutscher und dem Fuhrherrn kann je nach den Umständen Mitgewahrsam oder 
Alleingewahrsam des einen oder des anderen bestehen (vgl. RGSt. 52 144, 54 34, 56 116). 
Bei Verwahrungsverträgen steht der Gewahrsam an der aufzubewahrenden Sache 
regelmäßig ausschließlich dem Verwahrer zu (RG HRR 1989 Nr. 1281 betreffend Theater- 
garderobe). Ist diese ein verschließbares Behältnis mit Inhalt, so kann an dem Inhalt 
Alleingewahrsam des Hinterlegers, je nach den Umständen aber auch Mitgewahrsam vor- 
liegen (RGSt. 47 212, RG JW 1937 S. 3302 betreffend Bankschließfach); näher hierzu 
Soltmann aaO S. 16. Der Bahnpostschaffner hat auch an den Sachen, die er in plom- 
bierten Beuteln erhält, Mitgewahrsam (RGSt. 67 231). Eingehende Nachweise aus der 
Rechtsprechung zu diesen Fragen bei Olshausen Anm. 19. 


V. Die Handlung besteht in der Wegnahme der Sache. Wegnahme bedeutet Bruch 
fremden Gewahrsams und Herstellung eines neuen Gewahrsams (so die sog. Apprehen- 
sionstheorie, die heute allgemein vertreten wird; vgl. Nachweise bei Frank Anm. VI 1). 
Zur Vollendung der Wegnahme genügt nicht bloße Berührung (sog. Kontrektations- 
theorie); andererseits ist nicht erforderlich ein Wegbringen der Sache (sog. Ablations- 
theorie) oder ein Bergen der Sache (sog. lllationstheorie); vgl. zu diesen Auffassungen 
z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 292. 

Eine Wegnahme kann beim Bruch jeden fremden Gewahrsams vorliegen, auch z.B. 
des einen Diebes (RGSt. 60 278, 0 9, RG DR 1940 S. 105, OLG Dresden DStr. 1986 
S. 295). 

1. Es ist unerheblich, in welcher Art und durch welche Mittel der Bruch des fremden 
Gewahrsams erfolgt. Es macht keinen Unterschied, ob der Täter die Aufhebung des Ge- 
wahrsams des anderen selbst bewirkt oder durch die Hand eines gutgläubigen Dritten 
oder durch Vermittlung eines Tieres, deren er sich als Werkzeug bedient (RGSt. 58 181, 
70 213). Erfolgt der Gewahrsamsbruch allerdings mit Gewalt gegen den Inhaber oder 
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unter Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben, dann 
kommt nicht Diebstahl, sondern Raub ($ 249) in Betracht. 

Der Bruch fremden Gewahrsams steht im Gegensatz zu dem Sichgebenlassen. Wer 
einen anderen, der sich infolge Trunkenheit in einem willenlosen Zustand befindet, ver- 
anlaßt, ihm einen Geldbetrag auszuhändigen, nimmt diesen Betrag nicht weg (RG JW 
1989 S. 224). 

Der Bruch des Gewahrsams muß ohne Willen des Gewahrsamsinhabers erfolgen; bei 
Einverständnis des Gewahrsamsinhabersliegt eine Wegnahme nicht vor (RGSt.58 337). 

Es sei nochmals hervorgehoben, daß auch der Bruch fremden Mitgewahrsams Weg- 
nahme sein kann; vgl. näher oben Anm. IV 4. 


2. Neben dem Bruch fremden Gewahrsams ist für die Wegnahme die Begründung 
eines neuen Gewahrsams erforderlich. Der neue Gewahrsam kann ein solcher des Täters 
oder eines Dritten sein. In letzterem Falle ist es nicht erforderlich, daß der Täter zwischen- 
durch eigenen Gewahrsam erlangt; es genügt vielmehr, daß der Täter einen anderen ver- 
anlaßt, sich die Sache zu holen und unmittelbar in den eigenen Gewahrsam zu über- 
führen (Frank Anm. VI 2, Kohlrausch Anm.5, Mezger Grundriß S. 256, Olshausen 
Anm. 24 b, Schwarz Anm. 2, RGSt.47 147, 48 58, 57 166, 70 213 mit Anm. Rilk JW 
1936 S. 3000, RG HRR 1989 Nr. 351; and. Gerland S. 572, LK Anm. I5a, v.Liszt- 
Schmidt S. 615, die Begründung eigenen Gewahrsams des Täters verlangen). Eine Weg- 
nahme kann z. B. darin liegen, daß der Täter einen anderen veranlaßt, die in einer frem- 
den Gänsebucht befindlichen und dritten Personen gehörenden Gänse herauszutreiben 
(RGSt. 48 58). 

Ob ein neuer Gewahrsam begründet ist, ist nach den tatsächlichen Umständen des 
einzelnen Falles zu beurteilen. Entscheidend ist immer, ob der Wegnehmende (oder der 
Dritte) die Herrschaft über die Sache derart erlangt hat, daß sie ohne Hindernisse seitens 
des alten Gewahrsamsinhabers verwirklicht werden kann und umgekehrt dieser ohne 
Beseitigung der Verfügungsgewalt des Wegnehmenden oder desDritten nicht mehr über 
die Sache verfügen kann. Ein neuer Gewahrsam kann auch dann begründet sein, wenn 
die Sachen vorläufig in den Räumen des bisherigen Gewahrsaminhabers verbleiben, so 
z. B. beim Einfüllen von Getreide in alsbald versteckte Säcke (RGSt. 12 355) oder beim 
Verbergen des im Warenhaus Gestohlenen unter der eigenen Kleidung (RGSt.52 76). 
Wenn RGSt. 52 76, 58 145 aber annehmen, daß vollendeter Diebstahl auch dann vorliege, 
wenn der Täter bei der Wegnahmehandlung von Angestellten des Gewahrsamsinhabers 
beobachtet wurde, so dürfte dies zu weit führen; es kommt wohl nur Versuch in Betracht 
(Olshausen Anm. 25; so wohl auch RG GoltdArch. 69 S. 102 und RG JW 1984 S. 1358 
mit Anm. Wegner). Ein Beiseitelegen kann dann Begründung eines neuen Gewahrsams 
trotz Anwesenheit des bisherigen Inhabers sein, wenn der bisherige Inhaber nicht mehr 
in der Lage ist, die Verfügung des Täters über die Sache zu hindern, z. B. wenn der bis- 
herige Inhaber niedergeschlagen ist und der Täter körperlich überlegen ist (RGSt. 
66 395); vgl. weiter aber auch RGSt. 76 133. 


VI. Die Rechtswidrigkeit kann vor allem durch Einwilligung des Verletzten aus- 
geschlossen werden. Da sich der Diebstahl gegen Eigentum und Gewahrsam richtet, kann 
die Einwilligung des bloßen Gewahrsamsinhabers allein die Wegnahme nicht rechtferti- 
gen; ist der Gewahrsamsinhaber nicht Eigentümer, dann ist die Einwilligung beider er- 
forderlich. 


VII. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz und die Absicht rechtswidriger Zueignung 
notwendig. 


1. Zum Vorsatz gehört insbesondere auch das Bewußtsein, daß die Sache in fremdem 
Eigentum und fremdem Gewahrsam steht. Weiter muß der Täter das Bewußtsein haben, 
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daß die Verletzungen des fremden Gewahrsams und Eigentums rechtswidrig sind. Am 
Vorsatz fehlt es, wenn der Täter sich irrigerweise selbst als Gewahrsamsinhaber ansah 
(RGSt. 58 303) oder auch irrtümlich selbst für den Eigentümer hielt. Nimmt der Gläu- 
biger die seiner Forderung entsprechende Summe dem Schuldner eigenmächtig weg, 
dann wird ihm in der Regel das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit fehlen (RGSt. 2 185, 
Olshausen Anm. 34). Dieses Bewußtsein wird vielfach auch bei der Wegnahme wertloser 
Sachen fehlen (vgl. RGSt. 44 209). Der Vorsatz wird weiter auch durch irrige Annahme 
ausgeschlossen, der Gewahrsamsinhaber gestatte die Wegnahme. Bei irrtümlicher Weg- 
nahme einer eigenen Sache liegt ein strafbarer Versuch am untauglichen Objekt vor 
(unten VIN). 


2. Die Absicht rechtswidriger Zueignung. 


Schrifttum: Sauer, Der Zueignungsbegriff, GoltdArch. 63 S. 284. — Schaffstein, Der Begriff 
der Zueignung bei Diebstahl und Unterschlagung, GS 103 S. 292. 


Die Absicht rechtswidriger Zueignung ist für den inneren Tatbestand erforderlich, aber 
auch genügend; eine Bereicherungsabsicht braucht nicht vorzuliegen (RGSt. 67 
266). Dagegen wird für das in der Ostmark geltende Recht die gewinnsüchtige Absicht 
erfordert (Rittler II S. 89). Es ist ferner auch nicht notwendig, daß der Täter seine Ab- 
sicht erreicht. Diese Absicht muß bei der Wegnahme selbst bestehen; die erst nach voll- 
zogener Wegnahme auftauchende Absicht rechtswidriger Zueignung ist nicht ausreichend 
(RGSt. 52 147, 54 229). 

a) Das Wesen der Zueignung besteht darin, daß die Sache selbst oder doch der in ihr 
verkörperte Sachwert vom Täter dem eigenen Vermögen einverleibt wird (RGSt. 61 233, 
64 415). Damit sind in der Rechtsprechung des Reichsgerichts die beiden wichtigsten der 
sich beim Zueignungsbegriff gegenüberstehenden Theorien, nämlich die sog. Substanz- 
theorie und die sog. Werttheorie vereinigt. Nach der Substanztheorie ist erforderlich, 
daß der Täter sich die Sache, und zwar diese ihrer Substanz nach zueignet (so Gerland 
S. 574, v.Hippel Lehrbuch S. 239, weiter etwa LK Anm. II BaA1c (Anmaßung einer 
eigentumsgleichen Herrschaft über die Sache), v.Liszt-Schmidt S. 617 [Ausübung des 
Eigentumsinhalts]). Nach der Sachwerttheorie ist unter Zueignung die Gewinnung 
der Sache ihrem wirtschaftlichen Wert nach zu verstehen (so z. B. Frank Anm. VII 2 a). 
Mit Recht hat das Reichsgericht neuerdings beide Theorien vereinigt (über die Entwick- 
lung der Rechtsprechung vgl. näher Kohlrausch Anm. 8 und Schaffstein aaO). In der 
Wegnahme eines Sparkassenbuchs in der Absicht, darauf den Betrag zu erheben, kann 
eine Zueignung auch dann liegen, wenn der Wegnehmende die Absicht hat, das Buch 
dem rechtmäßigen Besitzer wieder zukommen zu lassen (RGSt. 48 17, 61 127, Frank 
Anm. VII 2ay; and. Binding Lehrbuch 1 S. 265, Gerland S. 575 Anm. 5, LK Anm. Il 
Ba, v.Liszt-Schmidt S. 618). Ebenso liegt in der Wegnahme von Speise- und Getränke- 
marken in der Absicht, gegen sie Speisen und Getränke zu entnehmen, eine Zueignung 
der Marken (RGSt. 40 11). 

a) Keine Zueignung ist der bloße Gebrauch einer Sache; furtum usus ist grundsätzlich 
(vgl. aber $ 290) nicht strafbar. Ein bloßer Gebrauchsdiebstahl liegt vor, wenn der Täter 
die Sache zwar für sich verwerten, aber den Eigentümer von ihrer Verwertung nicht oder 
nur zeitweise ausschließen will (RGSt. 85 356). Wer Akten wegnimmt, nur um sie einzu- 
sehen, handelt nicht in Zueignungsabsicht (RG JW 1922 S. 293 mit Anm. Wach). Wer 
einen Hund wegnimmt, von dem er weiß, daß er seinem Herrn entlaufen und daß eine 
Belohnung für Wiederbeschaffung ausgesetzt ist, handelt nicht in Zueignungsabsicht, 
wenn er den Hund seinem Eigentümer zuführen will, um sich die Belohnung zu ver- 
schaffen (RGSt. 55 59). Die Absicht, die Sache dem Eigentümer wieder zurückzugeben, 
deckt sich nicht mit der Absicht, die Sache nur zu gebrauchen (OLG München HRR 1940 
Nr. 466). 
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Die bloße widerrechtliche Benutzung eines fremden Kraftfahrzeugs oder Fahrrads ist 
durch die VO vom 20. Oktober 1932 (abgedr. im Anhang) mit Strafe bedroht. Handelt 
der Täter aber in Zueignungsabsicht, dann kommt nicht dieses Sondergesetz, sondern nur 
$ 242 in Betracht (RGSt. 68 218). Die Zueignungsabsicht hat auch derjenige, der einen 
Kraftwagen nicht dauernd für sich behalten will und sich schon von vornherein mit dem 
Gedanken trägt, sich des Kraftwagens, wenn er ihn nicht mehr benötigt, zu entäußern, 
aber in einer Weise, daß er dem Zugriff Dritter preisgegeben ist und es dem Zufall über- 
lassen bleibt, ob der Eigentümer ihn wieder bekommt (RG JW 1985 S. 3387 mit Anm. 
Rilk, RG JW 1985 S. 3388 mit Anm. Richter, RG HRR 1942 Nr. 423). Vgl. zu diesen 
Fällen noch Rohling DJ 1938 S. 301. 


PB) Keine Zueignung liegt grundsätzlich auch in dem bloßen Zerstören einer Sache 
(vgl. z.B. RGSt.61 232, RG HRR 1927 Nr. 193; and. Olshausen Anm. 30 c). Etwas 
anderes gilt nur für die Fälle, in denen der Täter durch die Zerstörung den wirtschaftlichen 
Wert der Sache erlangt, wie z. B. beim Verbrennen von Feuerungsmaterial; vgl. weiter 
das Beispiel in RG HRR 1927 Nr. 1866. 


y) Keine Zueignung stellt auch die bloße Sachentziehung dar (RGSt. 64 250, RG 
HRR 1927 Nr. 193). Derartige Fälle sind auch nicht allgemein in entsprechender An- 
wendung ($ 2) des $ 242 oder des $ 303 strafbar (OLG München DJ 1988 S. 1530). 

b) Rechtswidrig ist die Zueignung dann, wenn nicht ein Anspruch auf Herausgabe be- 
steht (Gerland S.575, Kohlrausch Anm. 10); an der Rechtswidrigkeit der Zueignung 
fehlt es nicht bereits schon, wenn ein fälliger Anspruch auf eine konkrete Sache besteht 
(and. RGSt. 64 210, RG HRR 1987 Nr. 209; zutreffend hiergegen Gerland S. 575 Anm.6); 
in diesen Fällen wird es aber in derRegel an dem Bewußtsein der Rechtswidrigkeit fehlen 
(vgl. oben 1). 

c) Auf die Zueignung muß die Absicht des Täters gerichtet sein. Unter Absicht ist hier 
das Motiv zur Handlung zu verstehen (Frank Anm. VII 2c, Gerland S. 576; and. LK 
Anm.]IIB 3, nach dem auch hinsichtlich der Zueignung bedingter Vorsatz genügt). Der 
Endzweck des Täters kann über die eigene Zueignung hinausgehen, z. B. auf Zuwendung 
der Sache an einen Dritten gerichtet sein (RGSt. 44 209). 

Nur die Zueignung als solche muß beabsichtigt sein; hinsichtlich der Rechtswidrigkeit 
dieser Zueignung genügt dagegen bloßer Vorsatz, insoweit also auch bedingter Vorsatz 
(RGRt 49 142). 

d) Die Absicht des Täters muß darauf gerichtet sein, sich die Sache zuzueignen, 
Trotz des Wortlauts des Gesetzes wird man es aber als ausreichend ansehen können. 
wenn die Absicht darauf gerichtet ist, die Sache sich oder einem Dritten zuzueignen 
(Wachenfeld ZStW 40 S. 324; so auch schon für das geltende Recht Begründung zum 
Entwurf 1927 S. 165). Es macht in letzterem Falle keinen Unterschied, ob dies zu 
eigenem oder zufremdem Nutzen geschieht (Frank Anm. VIl 2aß, Mezger Grundriß S. 258 
und DR 1940 S. 285; and. RGSt 67 266, wonach dann kein Diebstahl vorliegt, wenn der 
Täter über die fremde Sache nicht zu eigenem Nutzen, sondern für einen Dritten ver- 
fügen will). Zu dem hier dargelegten Ergebnis wird man sonst durch entsprechende 
Anwendung ($ 2) kommen müssen (LG Meiningen JW 1987 S. 2697); in gewissem 
Umfang so auch RG DR 1948 S. 756. 


VII. Voliendet ist der Diebstahl mit der Wegnahme in Zueignungsabsicht ; es bedarf 
keiner Zueignung nach der Wegnahme. Für den Versuch ist Beginn des Brechens fremden 
Gewahrsams erforderlich. Einen Versuch hat die Rechtsprechung z. B. in einem Falle 
angenommen, in dem sich der Täter in einem fremden Hause auf den Dachboden 
hinaufgeschlichen hatte und bereits im Bodenraum vor einer unversperrten Kammer 
stand, in die er nur einzutreten brauchte, um die, wie er wußte, dort umherliegenden 
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Sachen wegzunehmen (RGSt. 54 254, 70 203). Als genügend für den Diebstahlsversuch 
hat RGSt. 58 218 ferner das Entfernen des Hofhundes angesehen, um ungestört stehlen 
zu können. Bei einem Täter, der auch den Gewahrsam an der Sache hat und in gewissem 
Umfange selbständig ausübt, kann der Beginn der Wegnahme bereits darin gefunden 
werden, daß er durch sein Verhalten den Entschluß, sich die Sache zuzueignen, offenbart 
und den Mitgewahrsam ernstlich gefährdet (RKG 210). Eine nur vorbereitende Hand- 
lung ist dagegen z. B. das bloße Anschaffen falscher Schlüssel (RGSt. 54 252); dagegen 
dürfte das Besteigen des Daches eines fremden Hauses, um von dort auf das Dach des 
Hauses zu gelangen, aus dem gestohlen werden soll, nicht nur eine vorbereitende Hand- 
lung sein (and. RG HRR 1929 Nr. 1537). Ob im Wegschaffen der Sache innerhalb von 
Räumen des Gewahrsaminhabers bereits eine vollendete Entziehung aus dessen Gewahr- 
sam liegt oder nur ein Versuch, hängt von den Umständen des Falles ab (RGSt. 80 89 
und Olshausen Anm. 25 mit eingehenden Nachweisen). Der Entschluß braucht auch hier 
wie stets beim Versuch noch nicht ganz spezialisiert zu sein. Es reicht der Entschluß aus, 
das zu stehlen, was an Brauchbarem auffindbar sein wird; es ist nicht erforderlich, daß 
der Vorsatz bereits auf einzelne bestimmte Sachen gerichtet ist (RGSt. 70 202). Nach 
der hier für den Versuch vertretenen subjektiven Ansicht (oben $ 43 Anm. II) ist ein 
Diebstahlsversuch auch an der eigenen Sache möglich (RGSt. 89 433) ; über weitere Fälle 
des strafbaren untauglichen Versuchs vgl. RGSt. 58 338, RG JW 1936 S. 1974. 


Bei mittelbarer Täterschaft ist der Diebstahl vollendet, sobald die Mittelsperson 
Gewahrsam erlangt hat; auf den Zeitpunkt der Gewahrsamserlangung durch den mittel- 
baren Täter kommt es nicht an (RGSt. 24 86, 58 181). 


IX. Idealkonkurrenz kommt z.B. in Betracht mit $ 132 (RGSt. 54 256), mit $ 133 
(RGSt. 48 175), mit $$ 134, 135, 136, 137, ferner mit $ 223, weiter auch mit $ 259 (RGSt. 
84 304) sowie mit $ 263 (RGSt. 70 212) und $ 266 (RG DR 1948 S. 912); näher über das 
Verhältnis von Diebstahl und Betrug Schröder ZStW 60 S. 79. 


Gesetzeskonkurrenz besteht zu den privilegierten diebstahlsähnlichen Tatbeständen; 
letztere gehen als Spezialgesetze vor. Derartige Tatbestände sind im StGB $ 248a und 
$ 370 Nr. 5, ferner $ 30 Abs. 3 NaturschutzVO vom 18.März 1936 (RGBl.I S.181); 
über Feld- und Forstdiebstähle unten X.Forstdiebstahl und gewöhnlicher Diebstahl 
können in Fortsetzungszusammenhang stehen (RG HRR 1986 Nr. 502). 


Wer bezugsbeschränkte Waren stiehlt, macht sich nicht zugleich einer Zu- 
widerhandlung gegen die Vorschriften der VerbrauchsregelungsStrafVO schuldig 
(RGSt. 75 184). 

Handlungen, die der Dieb mit der gestohlenen Sache vornimmt, sind strallose Nach- 
taten, wenn der durch die zweite Handlung angerichtete Schaden mit dem durch die 
erste Handlung herbeigeführten zusammenfällt (RGSt. 85 64, 89 244, 62 61). Keine straf- 
lose Nachtat ist es dagegen z. B., wenn mit den gestohlenen Waren übermäßige Preis- 
steigerungen begangen werden (RG JW 1920 S. 559 mit Anm. Köhler) oder wenn auf 
gestohlene Brotmarken Brot entnommen wird (RG GoltdArch. 66 S. 82); vgl. weiter RG 
HRR 1988 Nr. 550, RG DJ 1940 S. 1115. 


X. Die Entwendung von Gartenfrüchten, Feldfrüchten oder anderen Bodenerzeug- 
nissen sowie von Holz oder anderen Walderzeugnissen kann jetzt nach den Vorschriften 
über Diebstahl und Unterschlagung auch insoweit bestraft werden, als die Feld- und 
Forstpolizeigesetze oder die Forstdiebstahlsgesetze der Länder sie mit Strafe bedrohen. 
Die in diesen Gesetzen vorgesehenen Nebenstrafen und sonstigen Rechtsnachteile ein- 
schließlich der Verpflichtung zum Wertersatz können auch neben einer Verurteilung 
aus dem StGB auferlegt werden ($ 1 VO vom 20. September 1942, RGBI. TS. 558). 
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XI. Über Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte vgl. $248, über die Möglichkeit der Ver- 
hängung einer Geldstrafe vgl. $ 27a und $ 27b. 

XII. Für das kommende Recht ist in Aussicht genommen, den Tatbestand sachlich unverändert zu 
lassen. Es soll ausdrücklich klargestellt werden, daß auch derjenige Dieb ist, der die Absicht hat, die 
fremde Sache alsbald nach der Wegnahme einer anderen Person weiterzugeben. Die Bereicherungs- 


absicht soll auch künftig nicht erfordert werden. Näher Kohlrausch in Gürtner II S. 479, 486; vgl. 
auch Schönke DJ 1934 S.1088. 
S 243 


Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn 

1. aus einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude Gegenstände gestohlen werden, 
welche dem Gottesdienste gewidmet sind; 

2. aus einem Gebäude oder umschlossenen Raume mittelsEinbruchs, Einsteigens oder 
Erbrechens von Behältnissen gestohlen wird; 

8. der Diebstahl dadurch bewirkt wird, daß zur Eröffnung eines Gebäudes oder der Zu- 
gänge eines umschlossenen Raumes, oder zur Eröffnung der im Innern befindlichen 
Türen oder Behältnisse falsche Schlüssel oder andere zur ordnungsmäßigen Eröff- 
nung nicht bestimmte Werkzeuge angewendet werden; 

4. auf einem Öffentlichen Wege, einer Straße, einem Öffentlichen Platze, einer Wasser- 
straße oder einer Eisenbahn, oder in einem Postgebäude oder dem dazu gehörigen 
Hofraume, oder auf einem Eisenbahnhofe eine zum Reisegepäck oder zu anderen 
Gegenständen der Beförderung gehörende Sache mittels Abschneidens oder Ablösens 
der Befestigungs- oder Verwahrungsmittel, oder durch Anwendung falscher Schlüssel 
oder anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bestimmter Werkzeuge gestoh- 
len wird; 

ö. der Dieb oder einer der Teilnehmer am Diebstahle bei Begehung der Tat Waffen bei 
sich führt; 

6. zu dem Diebstahle mehrere mitwirken, welche sich zur fortgesetzten Begehung von 
Raub oder Diebstahl verbunden haben, oder 

7. der Diebstahl zur Nachtzeit In einem bewohnten Gebäude, in welches sich der Täter 
in diebischer Absicht eingeschlichen, oder in welchem er sich in gleicher Absicht ver- 
borgen hatte, begangen wird, auch wenn zur Zeit des Diebstahls Bewohner in dem 
Gebäude nicht anwesend sind. Einem bewohnten Gebäude werden der zu einem be- 
wohnten Gebäude gehörige umschlossene Raum und die in einem solchen befindlichen 
Gebäude jeder Art, sowie Schiffe, welche bewohnt werden, gleich geachtet. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter drei Mo- 
naten ein. 


Schrifttum: Graf zu Dohna, Der Grundgedanke bei der Verschärfung der Diebstahlstrafe, Mon- 
KrimBiol. 1938 S. 190. 


I. Die Vorschrift behandelt den schweren Diebstahl. Vorausgesetzt wird hier zunächst 
der volle Tatbestand des einfachen Diebstahls ($ 242); die vorliegende Bestimmung 
nennt dazu dann einzelne straferhöhende Umstände. 

An ergänzenden Bestimmungen kommen $ 17 Ges. über den Verkehr mit unedlen Me- 
tallen vom 23. Juli 1926/28. Juni 1929 (RGBI.1926 I S. 415, 1929 I S. 121) sowie $ 4 
Ges. über den Verkehr mit Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen in der Fassung 
vom 29. Juni 1926 (RGBl.1 S. 321) in Betracht. Nach der erstgenannten Vorschrift 
wird wegen schweren Diebstahls bestraft, wer einen Gegenstand aus unedlem Metall 
stiehlt, der zum öffentlichen Nutzen dient oder öffentlich aufgestellt ist oder einen Teil 
eines Gebäudes bildet oder in einem Gebäude zu dessen Ausstattung angebracht ist. Das 
gleiche gilt für den Diebstahl von Maschinenbestandteilen und sonstigen Betriebsmitteln 
aus unedlem Metall, deren Wegnahme die gesicherte Fortführung des Betriebs erheblich 
gefährdet. Nach der zweiten Vorschrift wird wegen schweren Diebstahls bestraft, wer 
einen Diebstahl an einem Gegenstand aus Edelmetall (Gold, Silber, Platin und Platin- 
metalle) begeht, der zum öffentlichen Nutzen dient oder öffentlich aufgestellt ist. 
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Über Plünderung im freigemachten Gebiet vgl. $1 VO gegen Volksschädlinge. 
Über militärisch qualifizierte Fälle vgl. $$ 128 ff., 138 MStGB. 


II. Der Kirchendiebstahl (Nr. 1) wird mit Rücksicht auf den Aufbewahrungsort und 
auf die Beschaffenheit des Diebstahlsobjekts mit einer höheren Strafe bedroht. 


1. Ein Gebäude ist zum Gottesdienst bestimmt, wenn es nach seinem Verwen- 
dungszweck dem Gottesdienst dient (RGSt. 45 243); vgl. hierzu noch $ 166 Anm. IV 1a, 
$ 167 Anm.I1l 1a. 

2. Dem Gottesdienst gewidmet sind alle Gegenstände, die dazu bestimmt sind, 
daß an ihnen oder mit ihnen gottesdienstliche Verrichtungen vorgenommen werden. 
Das Inventar des Gebäudes, wie z. B. Kanzel, Kirchenstühle, sind nicht dem Gottes- 
dienst gewidmet. Es wird nicht vorausgesetzt, daß die Gegenstände im kirchenrechtlichen 
Sinne geweiht oder gesegnet sind (RG GoltdArch. 67 S. 444). Zu diesem Fragenkreis 
vgl. noch Forsthoff, Res sacrae, Archiv des öffentlichen Rechts Bd. 31 (1940) S. 209. 


III. Den praktisch wichtigsten Fall des schweren Diebstahls bildet der Einbruehdieb- 
stahl (Nr. 2). Der Grund für die höhere Strafbarkeit ist die stärkere Befriedung des Ortes 
sowie die in ihrer Nichtachtung und der Beseitigung größerer Hindernisse gezeigte 
stärkere Energie des verbrecherischen Willens (vgl. RGSt.58 263, RKG 1 263); ab- 
weichend Dohna aaO S. 191. 


1. Der Diebstahl muß aus einem Gebäude oder umschlossenen Raum erfolgen. 


a) Gebäude ist ein mit dem Grund und Boden festverbundenes Bauwerk, das den 
Eintritt von Menschen ermöglicht und geeignet und bestimmt ist, dem Schutze von 
Menschen, Tieren und Sachen zu dienen (vgl. RGSt. 70 361). Eine dauernde Verbindung 
mit dem Grund und Boden ist nicht erforderlich; es können daher z. B. auch Aus- 
stellungs- und Zirkuszelte Gebäude sein; stets muß aber zum mindesten eine durch 
die Schwere des Bauwerks hergestellte natürliche Verbindung mit dem Grund und Bo- 
den vorhanden sein (RGSt. 58 268). Ein Gebäude kann auch eine Bahnhofshalle mit 
durchgehenden Gleisen sein (RGSt. 55 152). 


b) Unter umschlossenem Raum ist jeder allseitig durch Hindernisse gegen das Be- 
treten durch Unbefugte geschützte Raum zu verstehen, gleichgültig, ob er mit dem 
Grund und Boden verbunden ist oder nicht (v.Hippel Lehrbuch S. 241 Anm. 3, Kohl- 
rausch Anm. IV 2). Zu den umschlossenen Räumen gehören z. B. Wohn- und Geschäfts- 
räume, eine Telephonzelle, Kraftwagen, Eisenbahnwagen (OLG Jena DJ 1989 S.1302), 
Wohnwagen, Schiffe (Dalcke Anm. 58, Olshausen Nachtrag S. 32, Rietzsch DJ 1936 
S.1939, Schneider DR 1937 S. 78, RKG 1 240, AG Hamburg JW 1986 S. 3496, AG 
Duisburg JW 1985 S. 3128). Die Rechtsprechung des Reichsgerichts sieht regel- 
mäßig nur einen begrenzten Teil der Erd- oder Wasserfläche als umschlossenen Raum 
an; auch nach neueren Entscheidungen ist daher ein Kraftfahrzeug (RGSt. 71 198 mit 
Anm. Mezger ZAkDR 1937 S. 311) oder ein Schiff (RGSt. 70 360 mit Anm. Hensen JW 
1937 S. 168, Mezger ZAkDR 1937 S. 57, Rietzsch DJ 1936 S. 1939) kein umschlossener 
Raum; in diesem Sinne weiter RG HRR 1941 Nr. 947. 

Zu den umschlossenen Räumen gehören auch abgeschlossene Räume im Inneren 
eines Gebäudes wie z. B. Zimmer (Gerland S. 579, LK Anm. Ill zu Nr. 2; vgl. weiter 
auch LG Leipzig HRR 1941 Nr. 1027) ; abweichend sehen die Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts und die überwiegende Meinung im Schrifttum in Teilen eines Gebäudes nur 
Behältnisse (so z. B. RGSt. 87 353, 60 379, Schwarz Anm. 2 D) oder selbst Gebäude 
(RG DJ 1938 S. 1918: Veranda als Gebäude). 

2. Es muß mittels Einbruchs, Einsteigens oder Erbrechens von Behältnissen gestoh- 
len werden. 
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a) Einbrechen ist das gewaltsame Öffnen einer Umschließung, die dem Eintritt in das 
Gebäude oder in den Raum entgegensteht. Eine Verletzung oder Zerstörung der Sub- 
stanz ist nicht erforderlich (RGSt.4 354, Binding Lehrbuch 1 S. 299, Gerland S. 579; 
and. Frank Anm. Ill 2a, v.Liszt-Schmidt S. 622); ein Einbruch kann z. B. auch durch 
Ausheben der Türen erfolgen, weiter etwa durch Auseinanderbiegen der beiden Flügel 
eines Scheunentors (RGSt.4 354). 

Die überwiegende Auffassung steht auf dem Standpunkt, daß mittels Einbruchs aus 
einem Gebäude oder umschlossenen Raum nur dann gestohlen werden könne, wenn durch 
das Einbrechen dem Täter von außen her der Zugang zu dem Diebesgut vermittelt 
werde (so z. B. Olshausen Anm. 21b, RGSt.55 211). Diese Auffassung ist jedenfalls 
insofern zu eng, als sie von außen her in dem Sinne auffaßt, daß der Einbruch vom 
Freien her erfolgt sein müßte; es muß vielmehr auch genügen, wenn in einem Hause 
gewaltsam in eines der Zimmer eingebrochen wird (zutreffend Frank Anm. Ill 2a, Ger- 
land S. 579, LK Anm. Ill zu Nr. 2, 4, v.Liszt-Schmidt S. 622 Anm. 8). Der von innen 
mit der Beute nach außen ausbrechende Dieb wird nach RGSt.55 211 von der Vor- 
schrift nicht erfaßt; da der Grundgedanke der Bestimmung auch hier zutrifft, dürfte 
sie für diese Fälle aber entsprechend ($ 2) anwendbar sein. 

Ein Eintreten des Täters selbst in das Gebäude oder in den umschlossenen Raum ist 
nicht erforderlich; es genügt z. B., daß von außen durch eine Öffnung in den Innenraum 
hineingegriffen wird. 

b) Einsteigen bedeutet das Betreten des Gebäudes oder des Raumes auf einem dafür 
regelmäßig nicht bestimmtenWege (RG HRR 1942 Nr. 194). Einsteigen setzt nicht 
notwendig eine steigende Tätigkeit der Füße voraus, wohl aber die Überwindung eines 
gewissen, sich aus der Bauart usw. ergebenden Hindernisses (RG HRR 1989 Nr. 263). 
Ein Einsteigen kann auch in einem Einkriechen liegen (RGSt. 18 257, RG HRR 1989 
Nr. 660), weiter etwa darin, daß jemand durch ein Fenster einsteigt, das der Bestohlene 
wegen Unbenutzbarkeit der Tür vorübergehend als Notzugang benutzt hat (RGSt. 
69171).Das Einsteigen braucht nicht vom Freien aus zu erfolgen; es kann auch inner- 
halb desselben Gebäudes eingestiegen werden (Frank Anm. III 2b, Gerland S. 580, 
Olshausen Anm. 21 b; and. RGSt. 8 103, 80 122, wonach das Einsteigen vom Freien 
oder wenigstens von einem anderen Gebäude aus vorgenommen werden muß). 


c) Der Diebstahl mittels Erbrechens eines Behältnisses. 


a) Behältnis ist ein zur Aufbewahrung von Sachen bestimmter und geeigneter ver- 
schließbarer Raum wie z.B. Koffer, Kisten, Säcke. Zu eng umgrenzt den Kreis der 
Behältnisse Kubisch DJ 1941 S. 635, wenn er erfordert, daß die Behältnisse entweder 
zum Hause gehören (z. B. Wandschränke) oder durch künstliche Verbindung (z. B. am 
Boden befestigte Panzerschränke) oder auch durch die eigene Schwerkraft (z. B. schwere, 
ungefügige Eichenschränke) einer bloßen Wegnahme im Sinne des $ 242 unzugänglich 
sein sollen. Teile eines Gebäudes oder eines umschlossenen Raumes wie z. B. Zimmer, 
Glasveranden, Bodenabteilungen, Speicher, Kammern sind keine Behältnisse, sondern 
umschlossene Räume (vgl. oben 1 b). Etwas weitgehend sehen RGSt. 54 295, RG JW 
1987 S. 2391 in einem Briefumschlag ein Behältnis (hiergegen Gerland S. 580 Anm.5); 
unzutreffend erscheint es jedenfalls, eine zugeknöpfte Tasche in einem Beinkleid als Be- 
hältnis anzusehen (so aber RG GoltdArch. 60 S. 277) oder auch einen Garten als Behält- 
nis aufzufassen (so aber RGSt. 55 211); gegen diese Entscheidungen Frank Anm. Ill 2c, 
Gerland S. 580 Anm. 5, LK Anm. III zu Nr. 2, 6a. 

ß) Das Erbrechen entspricht dem Einbrechen (oben a). Auch hier ist keine Substanz- 
verletzung erforderlich, so daß z. B. das gewaltsame Auseinanderpressen der einzelnen 
Teile des Verschlusses genügt (RGSt. 18 206, 51 112; and. Frank Anm. Ill 2c), weiter 
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z. B. auch das gewaltsame Beiseiteschieben eines die Türöffnung versperrenden Schran- 
kes (RGSt.60 378). 

y) Es ist bisher von der überwiegenden Meinung erfordert worden, daß das Erbrechen 
des Behältnisses innerhalb des Gebäudes oder umschlossenen Raumes stattfinden 
müsse, weil nur unter dieser Voraussetzung mittels Erbrechens aus dem Gebäude oder 
umschlossenen Raum gestohlen werde. Wer ein ganzes Behältnis mitnimmt und es außer- 
halb des Gebäudes erbricht, sollte nicht von der Vorschrift erfaßt werden, sondern nur 
einfachen Diebstahl begehen (so z. B. RGSt.7 419, 80 388, 40 94, Frank Anm. Ill 2c, 
Olshausen Anm. 24). Diese Auslegung haftet zu eng an dem Wortlaut und ist durch die- 
sen nicht geboten; sie wird jedenfalls dem oben angegebenen Sinn des Qualifikations- 
grundes nicht gerecht. Darum wird mit Recht die Ansicht vertreten, daß dieser Fall in 
unmittelbarer Anwendung unter die vorliegende Bestimmung fällt (RKG 1 263, K.Schä- 
fer JW 1937 S. 1800, Schütze, Lehrbuch des Deutschen Strafrechts [2. Auflage 187%] 
S. 436 Anm. 13);! hält man die unmittelbare Anwendung nicht für möglich, dann ist 
das Erbrechen eines aus dem Gebäude mitgenommenen Behältnisses außerhalb des 
Gebäudes zum mindesten in entsprechender Anwendung ($ 2) als schwerer Diebstahl an- 
zusehen (AG Traunstein JW 1987 S. 1801 mit Anm. K.Schäfer, LG Leipzig DR 199 
S. 921, LG Plauen DStR 1989 S. 73, KG DStR 1989 S. 290, in gewissem Umfange auch 
RGSt.75 45 mit Anm. Mezger DR 1941 S. 709 und Anm. Kubisch DJ 1941 S. 635, 
Dalcke Anm. 61, Kohlrausch IV zu Nr. 2, 2, Schwarz Anm. 2 C; and LG Ulm JW 1937 
S. 1800, Dohna aaO S. 191). Entsprechend anwendbar dürfte die Vorschrift auch dann 
sein, wenn ein Schaukasten, der außen an einem Gebäude angebracht ist, geöffnet wird; 
eine unmittelbare Anwendung ist von RG JW 19830 S. 920 abgelehnt worden, weil ein 
derartiger Schaukasten kein Behältnis im Inneren des Gebäudes sei (vgl. aber RGSt. 
54 211). 

6) Eine entsprechende Anwendung ($ 2) auf Fälle, in denen es der Überwindung 
eines nicht die Sache umschließenden Hindernisses bedarf, um die Sache wegnehmen 
zu können, dürfte möglich sein, so z. B. auf das Erbrechen eines Schlosses, mit dem 
ein Fahrrad an einem Fahrradständer angeschlossen ist (AG Lübeck JW 1987 S. 3216, 
Kohlrausch $ 2 Anm. VII 19 e; and. K. Schäfer JW 1937 S. 3216). 


IV. Für den Nachschlüsseldiebstahl (Nr. 3) ist kennzeichnend die besondere Art und 
Weise bei der Ausführung der Öffnung eines Gebäudes, umschlossenen Raumes oder 
Behältnisses. Die Anwendung des falschen Schlüssels oder Werkzeugs braucht nur den 
Zugang zum Gebäude zu ermöglichen; der Diebstahl kann dann an einem anderen Ort, 
zu dem man von dem Gebäude aus Zutritt erlangt und der im Freien liegen kann, er- 
folgen (RGSt. 40 154). 


Ergänzend vgl. $ 369 Nr. 1. 


1. Falsche Schlüssel sind solche, die zur Zeit der Tat vom Berechtigten nicht oder 
nicht mehr zur Öffnung des fraglichen Verschlusses bestimmt sind. Der Berechtigte kann 
einem gestohlenen, verlorenen oder sonst abhanden gekommenen Schlüssel die Bestim- 
mung zur ordnungsmäßigen Eröffnung durch seinen Willen entziehen; diese Willens- 
erklärung braucht nicht ausdrücklich zu sein; sie muß aber nach außen erkennbar her- 
vortreten (RGSt. 52 84). Über falsche Schlüssel bei einem Bankschließfach vgl. RG DJ 
1988 S. 44. Kein falscher Schlüssel ist der Schlüssel zu dem eigenen Vorhängeschloß des 
Diebes, das er anstatt des bisherigen angebracht hat (RG JW 1924 S. 306 mit Anm. 
Köhler). 


ı Für das in der Ostmark geltende Recht ist dieser Fall von der Rechtsprechung und von der 
Rechtswissenschaft durch Auslegung als schwerer Diebstahl angesehen. worden; vgl. Rittler II S. 94. 
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2. Gleichgestellt sind den falschen Schlüsseln andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
nicht bestimmte Werkzeuge. Hierunter sind Werkzeuge zu verstehen, durch die der 
Mechanismus des Verschlusses ordnungswidrig in Bewegung gesetzt wird (RGSt. 58 277). 
Hierher gehören z. B. Dietriche, Haken, Schraubenschlüssel beim Aufdrehen des Lei- 
tungshahnes (RG GoltdArch. 50 S. 105), nicht dagegen Brechwerkzeuge, die dazu die- 
nen, nicht den Mechanismus in Bewegung zu setzen, sondern eine gewaltsame Eröffnung 
herbeizuführen. Wie die Öffnung des Verschlusses durch das Werkzeug erfolgt, ist un- 
erheblich ; das Werkzeug braucht nicht in das Schlüsselloch eingeführt zu werden (RGSt. 
27 285). | 

8. Ein Diebstahl mittels eines falschen Schlüsseis liegt auch dann vor, wenn der Dieb 
zunächst mit Hilfe eines falschen Schlüssels ein Behältnis öffnet, aus diesem den Schlüs- 


sel entnimmt und mit letzterem das Behältnis öffnet, aus welchem er z. B. Geld stiehlt 
(RGSt. 40 154). 


V. Die erhöhte Strafbarkeit des Transport- oder Beförderungsdiebstahls (Nr. 4) beruht 
darauf, daß die auf öffentlichen Wegen oder in öffentlichen Verkehrsanstalten befind- 
lichen zu Gegenständen der Beförderung gehörenden Sachen mehr als andere der Ge- 
fahr des Diebstahls ausgesetzt sind, und daß besondere, den Gewahrsam schützende 
Hindernisse überwunden werden (vgl. RGSt. 67 262). Zum Grundgedanken dieser Vor- 
schrift vgl. noch Dohna aaO S.192. 


1. Es kommen nur bestimmte Orte als Tatorte in Betracht. Über öffentliche Wege und 
Plätze vgl. $ 116 Anm. I 2. Die Straße braucht nicht eine öffentliche zu sein; es kom- 
men auch Privatstraßen in Betracht, sofern sie dem allgemeinen Verkehr freigegeben sind. 
Unter Wasserstraßen sind Flüsse und Kanäle zu verstehen, die dem öffentlichen Ver- 
kehr dienen; die offene See ist keine Wasserstraße (RGSt. 88 58). Tatort können weiter 
Eisenbahnen jeder Art sein, sofern sie dem öffentlichen Verkehr und nicht nur dem 
Zwecke eines Fabrikbetriebes dienen; Privatanschlußgleise sind keine Eisenbahnen im 
Sinne dieser Vorschrift (RGSt. 48 285). Es macht keinen Unterschied, ob die Bahn im 
Staatseigentum oder im Privateigentum steht. Zu den Eisenbahnen gehören auch die 
Klein- und Straßenbahnen, die Schwebe- und Drahtseilbahnen. Postgebäude nebst dem 
dazugehörigen Hofraum kommen als Tatort in Betracht, selbst wenn sie im privaten 
Eigentum stehen (RGSt. 49 279). Zum Eisenbahnhof gehören alle zum Bahnbetrieb ver- 
wendeten Gebäude wie z. B. Stationsgebäude, Güterschuppen, Wartehallen, Bahn- 
steige. Der Eisenbahnhof muß wie die Eisenbahn gleichfalls für den allgemeinen öffent- 
lichen Verkehr bestimmt sein. 

In entsprechender Anwendung ($ 2) wird man als Tatorte weiter die dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Omnibusse sowie die dem öffentlichen Verkehr dienenden Flugzeuge 
anzusehen haben. 

Das Reichsgericht will Nr. 4 ferner anwenden, wenn auf öffentlicher Straße aus einem 
verschlossenen Kraftwagen gestohlen wird (RGSt. 71 198, RG JW 19839 S. 401, zu- 
stimmend Mezger Grundriß S. 214 und ZAkDR 1937 S. 311; vgl. aber noch RG HRR 
1989 Nr. 264). Es kommt hier m. E. Nr. 2 in Betracht, da der Kraftwagen als umschlos- 
sener Raum anzusehen ist (vgl. oben Ill1b). 


2. Diebstahlsobjekt muß eine zum Reisegepäck oder zu anderen Gegenständen der Be- 
förderung gehörende Sache sein. Gegenstand der Beförderung sind alle Gegenstände, die 
sich an einem der genannten Orte befinden und befördert werden sollen. Zu den Gegen- 
ständen der Beförderung gehören nicht die Transportmittel und deren Bestandteile 
(RGSt. 54 194; vgl. weiter RGSt. 67 263). Zu den Beförderungsgegenständen gehört da- 
gegen das Gerät, das unterwegs gebraucht werden kann, wie z. B. Beil und Säge, die 
hinter einer Glasscheibe im D-Zugwagen verwahrt werden (RG GoltdArch. 78 S. 346), 
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weiter z. B. ein Ersatzgummireifen (RGSt. 54 194), ferner etwa ein Bootsplan (RG DR 
1942 S. 1273). Die Beförderung umfaßt nicht nur die eigentliche Fortbewegung der 
Sache von Ort zu Ort, sondern auch das Aufladen und das Abladen (RGSt. 56 98). Zum 
Reisegepäck gehören alle Sachen, die ein auf der Reise begriffener Mensch in der Absicht 
mit sich führt, daß sie ebenfalls befördert werden (RG DR 1948 S. 756). Gepäck setzt 
eine Verpackung voraus; ein Taschendiebstahl an eingesteckten Sachen ist daher kein 
Gepäckdiebstahl (Frank Anm. V 2, Gerland $. 583 Anm. 2). 

8. Der Diebstahl muß ferner in bestimmter Art begangen werden, nämlich mittels Ab- 
schneidens oder Ablösens der Befestigungs- oder Verwahrungsmittel oder durch Ar- 
wendung falscher Schlüssel oder anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bestimm- 
ter Werkzeuge. Zum letzteren vgl. oben Anm. IV 1, 2. Befestigungsmittel sind die 
Vorrichtungen, die dazu bestimmt sind, zur Befestigung der zwischen dem Gegenstand 
der Beförderung und dem Beförderungsmittel bestehenden Verbindung zu dienen (RGSt. 
85 432). Verwahrungsmittel sind Mittel, die gegen äußere Einwirkung oder gegen ein 
Auseinanderfallen schützen sollen wie z. B. Säcke, Gefäße, Packpapier. Zum Abschnei- 
den und Ablösen gehört die Aufhebung der Verbindung zwischen dem Transport- 
gegenstand und dem Befestigungs- oder Verwahrungsmittel oder der Verbindung zwi- 
schen dem Transportmittel und dem Befestigungs- oder Verwahrungsmittel. Es macht 
keinen Unterschied, ob die Verbindung gewaltsam oder nicht gewaltsam, mit Verletzung 
der Substanz oder ohne eine solche erfolgt; auch das Aufbinden, das Abstreifen oder 
das Abbinden kann ein Ablösen sein (RGSt.5 157, 6 177, 8 287, 21 429, 52 322, Ols- 
hausen Anm. 41, vgl. auch noch AG Leonberg DStR 1989 S. 188; and. Frank Anm. V 3a). 
Ein Ablösen kann ferner darin liegen, daß jemand die schon vorhandene Beschädigung 
der Umhüllung erweitert (RG HRR 1941 Nr. 668); Rosencrantz Zeitschrift für Wehr- 
recht Bd. 6 S. 504. 

4. Es ist bisher von der überwiegenden Meinung gefordert worden, daß das Ablösen 
der Befestigungsmittel auf einer öffentlichen Straße, auf einem Eisenbahnhof usw. 
erfolgen müsse. Diese Auslegung haftet zu eng am Wortlaut; es genügt, wenn der Täter 
in unmittelbarem Anschluß an die Erlangung des Gewahrsams die Befestigungsmittel 
an einem anderen Ort ablöst (RG HRR 1942 Nr. 42); zum mindesten ist hier eine ent- 
sprechende Anwendung ($ 2) am Platze (RG HRR 1942 Nr. 42, RG DR 1948 S. 756, 
LG Mannheim DStR 1941 S. 197 mit Anm. Schmelcher). 


VI. Der Diebstahl mit Waffen (Nr. 5) wird wegen der darin liegenden Gefährlichkeit 
für Leib und Leben des Bestohlenen oder seines Beschützers mit einer erhöhten Strafe 
bedroht. 

1. Waffe ist hier nicht im technischen Sinne gemeint; es genügt vielmehr jedes gefähr- 
liche Werkzeug (RGSt.68 239, Frank Anm.VI; and. Binding Lehrbuch 1 S. 30%, 
Gerland S. 583). 

2. Der Täter oder der Teilnehmer muß die Waffe bei Begehung der Tat bei sich führen. 
Der bloße Besitz der Waffe genügt hierfür nicht; die Waffe muß vielmehr zu dem Zweck 
mitgeführt werden, um sie eventuell bei der Ausführung der Tat oder zur Sicherung 
des Rückzuges zu benutzen (Binding Lehrbuch 1 S. 303, Frank Anm. VI, Gerland 
S.583, LK zu Nr.5b; and. v.Liszt-Schmidt S. 624 Anm. 19, Olshausen Anm. 46, 
Schwarz Anm.5, RG HRR 1989 Nr. 352). Nach RGSt. 68 239 mit Anm. Schaffstein 
JW 1934 S. 2237 muß der Täter bei gefährlichen Gegenständen, die nicht Waffen im 
technischen Sinne sind, wenigstens mit der Möglichkeit gerechnet haben, den Gegenstand 
bei der Tat als Waffe zu verwenden. Nicht ausreichend ist es, wenn der Täter erst bei 
der späteren (der Wegnahme nicht alsbald folgenden) Bergung der Beute eine Waffe bei 
sich führt (RG HRR 1985 Nr. 632). 
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Das kommende Recht will für den Diebstahl mit Waffen erfordern, daß ein am Diebstahl Beteiligter 
eine Waffe oder ein anderes Mittel bei sich führt, ‚mit dem ein persönlicher Widerstand gewaltsam ver- 
hindert oder gebrochen werden soll‘'; vgl. noch unten XV. 


VI. Der Grund für die Straferhöhung beim Bandendiebstahl (Nr. 6) liegt darin, daß 
sich mehrere zu fortgesetzter Begehung von Raub oder Diebstahl verbunden haben, 
und in der dadurch erhöhten Gefahr für Eigentum und Gewahrsam. 

1. Erforderlich ist zunächst, daßsich zwei oder mehr Personen zur fortgesetzten Be- 
gehung von Raub oder Diebstahl verbunden haben. Die Verbindung muß auf die Be- 
gehung mehrerer selbständiger, im einzelnen noch unbestimmter Diebstähle gerichtet 
sein; es genügt nicht, daß von vornherein nur die Begehung eines fortgesetzten Dieb- 
stahls geplant ist (RGSt. 66 238: kritisch hierzu Nüse DJ 1937 S. 895). Ist diese Absicht 
und Vereinbarung vorhanden, dann genügt bereits die Begehung eines Diebstahls in 
Ausführung dieser Absicht. 

2. Der Tatbestand setzt weiter voraus, daß bei den Diebstählen mehrere Mitglieder 
der Bande mitgewirkt haben. Das Mitwirken setzt ein zeitliches und örtliches Zusammen- 
wirken mehrerer Mitglieder der Bande bei der Ausführung des einzelnen Diebstahls 
voraus; der Begriff der Mitwirkung ist also enger als der der Teilnahme in den $8$ 47 ff. 
(RGSt. 66 241, 78 323, RG HRR 1989 Nr. 352). Wer an der Verabredung zum Banden- 
diebstahl beteiligt gewesen ist, an einem einzelnen Diebstahl aber nicht mitgewirkt hat, 
kann als Teilnehmer an diesem Diebstahl nach $ 242 - wenn andere Erschwerungsgründe 
als der der Bandenmäßigkeit vorliegen, auch nach $ 243 - strafbar sein; der Anstifter 
oder Gehilfe kann an der gestohlenen Sache auch Hehlerei begehen (RGSt. 78 322). 

8. Durch die bandenmäßige Begehung verlieren die einzelnen Diebstähle nicht ihre 
Selbständigkeit; sie können in Realkonkurrenz stehen (RG JW 1989 S. 33). : 


VII Der Grund für die höhere Bestrafung des nächtlichen Diebstahls (Nr. 7) ist die 
Benutzung einer allgemeinen Gefahrenlage des Gewahrsamsinhabers (vgl. auch RGSt. 
54 269). Es bestehen für diesen Tatbestand drei Voraussetzungen. 


1. Der Diebstahl muß zur Nachtzeit begangen werden. Hierunter ist die Zeit zwischen 
dem Eintritt der Dunkelheit bis zum Beginn der Morgendämmerung zu verstehen (RGSt. 
8 209, Binding Lehrbuch 1 S. 301, LK III zu Nr. 7 Anm. 1); Nachtzeit ist nicht die orts- 
übliche Zeit der Nachtruhe (and. Gerland S. 585, v.Liszt-Schmidt S. 625). 

2. Es wird weiter ein bestimmter Ort der Tat vorausgesetzt. In Betracht kommt als 
Tatort vor allem einbewohntes Gebäude. Über Gebäude vgl. Anm. III 1 a. Ein Häu- 
serblock kann in seiner Gesamtheit ein Gebäude sein (RGSt. 78 10 mit Anm. Mittelbach 
JW 1939 S. 276). Bewohnt ist ein Gebäude, wenn es wenigstens einem Menschen zur 
ordnungsmäßigen Nachtruhe dient (RGSt. 54 269). Ein Bürogebäude, in dem sich nur 
während der Geschäftsstunden am Tage die dort beschäftigten Personen, aufhalten, das 
aber zur Nachtzeit nicht benutzt wird, ist kein bewohntes Gebäude. Gleichstehen 
dem bewohnten Gebäude der zu einem bewohnten Gebäude gehörige umschlossene Raum, 
weiter die in einem solchen umschlossenen Raum befindlichen Gebäude, gleichviel ob 
sie Menschen zum Wohnen dienen oder nicht (RGSt.55 48), sowie ferner Schiffe, die 
bewohnt werden. Abgeschlossene Räume im Inneren eines Gebäudes sind auch um- 
schlossene Räume (vgl. oben III 1b; and. RG HRR 1941 Nr. 246). Es ist nicht er- 
forderlich, daß die Bewohner zur Zeit des Diebstahls in den genannten Räumen an- 
wesend sind. 

8. Schließlich ist eine bestimmte Art der Ausführung des Diebstahls erforderlich, näm- 
lich ein Einschleichen oder Sichverbergen des Täters in diebischer Absicht. Unter Ein- 
schleichen ist sowohl ein heimliches Eintreten zu verstehen, das Geräusch vermeidet 
und absichtlich der Wahrnehmung anderer entzogen wird, wie auch das Verschaffen des 
offenen Zutritts unter einem listigen Vorwand, etwa einer Täuschung eines Hausbewoh- 
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ners (RGSt. 78 9, RG HRR 1989 Nr. 660, RG DR 1942 S. 1646). Ein Verbergen liegt 
vor, wenn der Dieb sich an einem Ort aufhält, an dem er nicht verweilen durfte. Der 
Tatbestand kann auch dann erfüllt sein, wenn der Täter zur Nachtzeit eingeschlichen 
ist und sofort nach dem Einschleichen gestohlen hat; es ist nicht erforderlich, daß zwi- 
schen dem Einschleichen und dem Wegnehmen ein gewisser Zeitraum dazwischen liegt 
(RGSt. 10 280, Olshausen Anm. 57). 

4. Auch ein Mitbewohner des Hauses kann einen Diebstahl durch Einschleichen 
oder Sichverbergen begehen (LK Anm.III zu Nr.7, 3c, Schwarz Anm. 7C). Dem- 
gegenüber nimmt RGSt. 82 310 an, daß nur ein Hausfremder sich einschleichen könne, 
während sich zu verbergen auch ein Bewohner des Hauses vermöge. 


IX. Der Vorsatz muß die straferhöhenden Tatbestandsmerkmale umfassen; so mußz.B. 
bei Nr. 4 dem Täter erkennbar gewesen sein, daß die Vorrichtungen wirklich zum Schutze 
der Transportgegenstände dienten (R 4 597). Im übrigen genügt es, daß der Vorsatz 
vorlag, überhaupt zu stehlen. Wer einen Einbruch verübt, um eine bestimmte Sache 
zu stehlen, nachher aber aus irgendwelchen Gründen eine andere wegnimmt, ist auch 
und nur wegen schweren Diebstahls strafbar; dies gilt auch dann, wenn jemand zunächst 
nur Gegenstände der in $ 370 Nr. 5 genannten Art entwenden will, dann aber auch oder 
nur andere Gegenstände wegnimmt (vgl. RGSt. 14 313, LK Anm. I 2c). 


X. Der Versuch des mit Rücksicht auf die Begehungsart erschwerten Diebstahls er- 
fordert nicht einen Beginn des Wegnehmens; es genügt vielmehr, daß mit dem Erschwe- 
rungsgrund (z. B. Einbrechen, Einschleichen) begonnen wird (Binding Lehrbuch 1 S.295, 
RGSt. 38 178, 48 332). Es muß eine Tätigkeit entfaltet worden sein, die nach dem Ge- 
Samtplan des Täters geeignet ist, in ihrem regelmäßigen Verlauf den Erschwerungsgrund 
durchzuführen. Bei dem Diebstahl mittels Einsteigens oder Einbruchs liegt ein Versuch 
noch nicht darin, daß der Täter sich dem Gebäude nähert; die einfache Annäherung an 
das Gebäude enthält eine Vorbereitungshandlung (RGSt. 54 43). Wer Seife kauft, um 
diese später bei irgendwelchen Einbruchsdiebstählen zum Beschmieren der Fenster zu 
verwenden, damit diese beim Eindrücken nicht klirren, begeht eine straflose Vorberei- 
tungshandlung. Beschmiert er aber das Fenster der Speisekammer einer Wohnung, in die 
er eindringen will, mit Seife, um das Klirren zu verhindern, so ist dies eine Ausführungs- 
handlung; diese liegt nicht erst in dem Eindrücken der Scheibe (RGSt. 54 36). Zu eng 
ist wohl RG HRR 1929 Nr. 1537, nach dem derjenige, der das Dach eines Hauses be- 
steigt, um von dort das Dach des Hauses zu erreichen, aus dem er stehlen will, die Tat 
noch nicht versucht hat. Versuch eines Nachschlüsseldiebstahls ist gegeben, wenn der 
falsche Schlüssel in diebischer Absicht in das Schloß eingeführt und vergeblich versucht 
wird, es zu öffnen (RG JW 1981 S. 2787). Einen Versuch nach Nr. 4 hat RGSt. 54 329 
bereits in dem Aufspringen des Täters auf das Trittbrett eines fahrenden Güterwagens 
gesehen, wenn es mit der Absicht geschieht, aus ihm mittels Ablösens der Plomben zu 
stehlen. 


XI. Bei allen Erschwerungsgründen ist mittelbare Täterschaft möglich; es liegt kein 
innerer Grund vor, einzelne Fälle auszuscheiden (LK Anm. Ill 3). Demgegenüber nimmt 
die Rechtsprechung des Reichsgerichts an, das Einsteigen oder das Einschleichen müsse 
vom Täter persönlich ausgeführt werden; mittelbare Täterschaft sei in diesen Fällen aus- 
geschlossen (RGSt. 52 128). Die Erschwerungsgründe des Erbrechens, Gebrauchs eines 
falschen Schlüssels sollen dagegen keine eigenhändige Ausführung verlangen (RGSt. 234 
88, 53 181). Diese Rechtsprechung billigt z. B. Olshausen Anm. 20 b, 54; kritisch dem- 
gegenüber Frank Anm. I, Schwarz Anm. 8 B. Auch beim Einsteigen oder Einschleichen 
handelt es sich nicht um eigenhändige Delikte, bei denen eine mittelbare Täterschaft 
ausgeschlossen wäre (vgl. Bem. III 2£ vor $ 47). 
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Die Straferhöhungsgründe sind keine persönlichen im Sinne des $ 50; sie brauchen 
daher nicht bei jedem Teilnehmer in eigener Person vorzuliegen; jeder Teilnehmer muß 
sie nur durch den Täter bewußt verwirklichen wollen. Bei Mittäterschaft genügt es 
auch nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts, daß die strafschärfenden Merkmale 
des Einsteigens und Einschleichens bei einem der Mittäter vorliegen (RGSt. 26 345, 
52 128). 


XII. Zwischen den einzelnen Nummern ist eine wahlweise Feststellung möglich; es 
handelt sich hierbei um verschiedene Strafgesetze, so daß $ 2 b heranzuziehen ist (vgl. 
8 2b Anm.1I5). 


XITI. Die Strafe ist Zuchthaus, bei mildernden Umständen Gefängnis nicht unter 3 Mo- 
naten. Über Nebenstrafen vgl. $ 248. 


XTV. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen versuchtem schweren und vollendetem 
einfachen Diebstahl (RGSt. 15 281), weiter auch mit versuchtem schweren Raub (RG 
DJ 1938 S. 831). 

Zwischen Einbruchdiebstahl (Nr. 2) und Hausfriedensbruch ($ 123) und Sachbeschä- 
digung ($ 303) besteht Gesetzeskonkurrenz (RGSt. 58 279, R 8 252; and. Frank Anm. 111 
2c). Ist jemand mit Diebstahlsvorsatz eingestiegen, aber ergriffen worden, bevor er 
mehr als Nahrungsmittel von unbedeutendem Wert entwendet hat, dann geht die voll- 
endete Übertretung nach $ 370 Nr. 5 in dem versuchten schweren Diebstahl auf (LK 
Anm. II 7, Schwarz Anm. 2C:; and. RGSt. 58 198, RG HRR 1987 Nr.1430, RGSt.68 
198, RG JW 1988 S. 2893, die Idealkonkurrenz annehmen). Über den Fall, daß jemand 
einsteigt, um eine bestimmte Sache zu stehlen, dann aber eine andere Sache stiehlt, vgl. 
RGSt. 14 317 und oben IX. 


Über das Verhältnis des Diebstahls mit Waffen (Nr. 5) zum Waffengesetz vgl. RG 
Recht 1980 Nr. 470 sowie Hoche, Waffengesetz (1938) S. 136. 


Zwischen nächtlichem Diebstahl (Nr. 7) und Hausfriedensbruch besteht Gesetzes- 
konkurrenz (RGSt. 58 279). 


Ein in fortgesetzter Handlung begangener Diebstahl ist ganz als schwerer Dieb- 
stahl zu strafen, wenn auch nur ein Entwendungsakt unter erschwerenden Umständen 
verübt worden ist. 

XV. Das kommende Recht will die Kasuistik des geltenden Rechts aufgeben. Es soll allgemein be- 
stimmt werden, daß der Dieb in schweren Fällen mit Zuchthaus oder Gefängnis nicht unter 6 Monaten 
zu bestrafen ist. Der Richter soll entscheiden, welche Fälle als schwer anzusehen sind. Als Fälle, die 
stets als schwere anzusehen sind, sollen der Diebstahl an geweihter Stätte und der Einbruchdieb- 
stahl genannt werden. Stets ist Zuchthaus angedroht für den gewerbsmäßigen Diebstahl und für den 


Diebstahl mit Waffen (vgl. hierzu noch oben VI 2). Im Anschluß hieran soll die Bestimmung über den 
räuberischen Diebstahl folgen. Vgl. zum ganzen Kohlrausch In Gürtner II S. 484, 486. 


$ 244 


Wer im Inlande als Dieb, Räuber oder gleich einem Räuber oder als Hehler bestrait 
worden ist, darauf abermals eine dieser Handlungen begangen hat, und wegen derselben 
bestraft worden ist, wird, wenn er einen einfachen Diebstahl (8 242) begeht, mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren, wenn er einen schweren Diebstahl (8 243) begeht, mit Zucht- 
haus nicht unter zwei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt beim einfachen Diebstahl Gefängnis- 
strafe nicht unter drei Monaten, beim schweren Diebstahl Gefängnisstrafe nicht unter 
einem Jahre ein. 


Schrifttum: Schafheutle, Die Voraussetzungen und Wirkungen des Rückfalls in: Deutsche 
Landesreferate zum II. Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung im Haag 1937 S. 527. - Kri- 
minologisch John, Die Rückfallsdiebe, 1929 (Kriminal Abh. Heft 9). 
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I. Rückfall kann bei allen Tatbeständen stets als Strafzumessungsgrund berücksich- 
tigt werden. Im Strafgesetzbuch ist in vier Fällen die Berücksichtigung des Rückfalls 
als Strafschärfungsgrund obligatorisch angeordnet: beim Diebstahl ($ 244), beim 
Raub ($ 250 Nr. 5), bei der Hehlerei ($ 261) und beim Betrug ($ 264). Bei der Hehlerei 
und beim Betrug wird nur der gleiche Rückfall berücksichtigt, beim Diebstahl und beim 
Raub auch der gleichartige Rückfall. Strafschärfungsgrund ist bald der einmalige 
Rückfall (so z. B. beim Raub), bald erst der wiederholte Rückfall (so z. B. beim Dieb- 
stahl). 


Neben diesen Bestimmungen über die Strafschärfung bei gewissen Taten steht $ 20a 
als allgemeiner Strafschärfungsgrund. Die Voraussetzungen des $ 20a brauchen bei 
den hier genannten Tatbeständen nicht erfüllt zu werden. 

Das kommende Recht will nicht mehr bei einzelnen Tatbeständen besondere Vorschriften über die 


Strafschärfung beim Rückfall bringen. Es soll künftig aber der gewerbsmäßige Diebstahl mit Zucht- 
haus bedroht werden (vgl. $ 243 Anm. XV). 


II. Die Voraussetzungen des Rückfalls. 


1. Der Täter muß im Inland als Dieb ($$ 242, 243) oder als Räuber ($$ 249-251) oder - 
gleich einem Räuber ($$ 252, 255) oder als Hehler ($$ 258-260) zu Strafe verurteilt 
worden sein; eine Verurteilung wegen $$ 248a, 370 Abs. 1 Nr. 5 oder wegen Forstdieb- 
stahls genügt nicht. Dagegen wirken der militärische Diebstahl ($$ 138 MStGB) und 
der Metalldiebstahl ($ 243 Anm. I) rückfallbegründend (RG GoltdArch. 75 S. 371). Aus- 
reichend ist eine Verurteilung wegen Versuchs oder wegen Teilnahme. Erforderlich ist, 
daß auf eine kriminelle Strafe erkannt worden ist; Bestrafungen im Disziplinarwege ge- 
nügen nicht. Die Strafe muß ferner eine Hauptstrafe, nicht nur Nebenstrafe wie Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte usw. sein (RGSt. 21 35, 68 181). 


Die Verurteilung muß im Inlande erfolgt sein. Urteile österreichischer Gerichte 
aus der Zeit vor der Wiedervereinigung mit dem Reich kommen als rückfallbegründend 
an Betracht, eine Berücksichtigung der österr. Vorstrafe ist dann nicht möglich, wenn 
sich die Taten nach deutschem Recht als besonders begünstigte Entwendungen im Sinne 
der $$ 248a, 370 Abs. 1 Nr. 5 oder als Forst- oder Felddiebstahl darstellen (RGSt. 78 38 
mit Anm. Mezger ZAkDR 1939 S. 97). Das gleiche gilt für Urteile, die in den sudeten- 
deutschen Gebieten und im Gebiet des Protektorats Böhmen und Mähren vor der 
Eingliederung ergangen sind (RGSt. 73 379 mit Anm. Bruns ZAkDR 1940 S. 31, 78 386) 
sowie für Urteile der memelländischen, Danziger und saarländischen Gerichte vor der 
Wiedervereinigung. Verurteilungen nichtdeutscher Gerichte der eingegliederten Ost- 
gebiete stehen inländischen Urteilen gleich, wenn der deutsche Staatsanwalt ihre Voll- 
streckung angeordnet hat; im übrigen steht die Berücksichtigung derartiger Urteile im 
Ermessen des Gerichts (AV in DJ 1940 S. 1268). Über Urteile aus dem Generalgouver- 
nement vgl. die AV in DJ 1942 S. 312. Verurteilungen durch deutsche Gerichte im 
Ausland sind als Inlandsverurteilungen anzusehen; dies gilt nicht nur für die Urteile 
deutscher Militärgerichte (RGSt. 54 48), sondern auch für bürgerliche Gerichte im be- 
setzten Gebiet. 


2. Der Täter muß die für diese erste Tat erkannte Strafe im Inland ganz oder teilweise 
verbüßt haben, oder sie muß ihm ganz oder teilweise erlassen worden sein ($ 245). Der 
Verbüßung steht die Anrechung der Untersuchungshaft nach $ 60 gleich (RGSt. 52 191); 
vgl. hierzu noch RGSt. 76 87. 


8. Nach der Verbüßung der ersten Strafe muß der Täter erneut eine Tat der unter 
1. genannten Art begangen haben, wegen dieser Tat rechtskräftig verurteilt worden sein 
und die Strafe verbüßt haben (oder es muß $ 245 Platz greifen). 
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4. Hat der Täter nach mindestens teilweisem Verbüßen oder Erlaß der zweiten Strafe 
erneut einen einfachen oder schweren Diebstahl verübt, dann ist diese dritte Straftat im 
wiederholten Rückfall begangen. 


5. Weiter müssen die sich aus $ 245 ergebenden Voraussetzungen vorliegen. 


6. Zur Feststellung des Rückfalls genügt die Angabe mit den Worten des Gesetzes 
nicht; die einzelnen Vorbestrafungen müssen vielmehr im Urteil angegeben werden (RG 
JW 1987 S. 1802). Ein Hinweis auf den Rückfall in der Urteilsformel ist nicht erforder- 
lich (RG HRR 1988 Nr. 631). 

Die materielle Gerechtigkeit der Vorbestrafungen hat der später erkennende Richter 
nicht nachzuprüfen (RG HRR 1988 Nr. 1625). 


IL. Die Rückfälligkeit ist eine Bedingung der höheren Strafbarkeit; der Rückfall 
gehört nicht zu den die Strafbarkeit erhöhenden Tatumständen. Die Verurteilung wegen 
eines im Rückfall begangenen Verbrechens setzt also nicht voraus, daß der Täter bei der 
Begehung das Vorhandensein der den Rückfall begründenden Umstände gekannt hat 
(Frank Anm. III, v.Hippel Lehrbuch S. 243 Anm.1, LK Anm. 6; and. RGSt. 54 276, 
Mezger Grundriß S. 260); vgl. oben $ 59 Anm. II1.d. 


8 245 


Die Bestimmungen des $ 244 linden Anwendung, auch wenn die früheren Strafen nur 
teilweise verbüßt oder ganz oder teilweise erlassen sind, bleiben jedoch ausgeschlossen, 
wenn seit der Verbüßung oder dem Erlasse der letzten Strafe bis zur Begehung des neuen 
Diebstahls zehn Jahre verflossen sind. 


I. Die Vorschrift ergänzt den $ 244 nach zwei Richtungen. Es werden einmal der vollen 
Verbüßung der vorausgegangenen Strafen, die nach $ 244 erforderlich ist, die teilweise 
Verbüßung und der Erlaß gleichgestellt; es wird ferner erfordert, daß zwischen der Ver- 
büßung der letzten Strafe und der zur Aburteilung stehenden Tat ein Zeitraum von 
10 Jahren nicht überschritten ist (sog. Rückfallverjährung). 


II. Die Bestimmungen des $ 244 sind anzuwenden, auch wenn die früheren Strafen 
nur teilweise verbüßt oder ganz oder teilweise erlassen sind. Es kommt hier nur auf die 
Vollstreckung von Hauptstrafen an; die Vollstreckung von Nebenstrafen, z. B. Ein- 
ziehung, begründet keinen Rückfall (RGSt. 68 181). 


1. Eine teilweise Verbüßung liegt auch bei der teilweisen Verbüßung einer Gesamt- 
strafe vor. 


2. Unter Erlaß der Strafe ist nur die endgültige und vollständige Aufhebung und Be- 
seitigung der Strafe im Gnadenwege zu verstehen. Bedingte Begnadigung stellt weder 
ganz noch teilweise einen Erlaß der Strafe dar (vgl. RGSt. 68 178). Der Erlaß setzt eine 
rechtskräftige Verurteilung voraus (RGSt.54 286). 


II. Gewisse Verurteilungen scheiden als Vorstrafen im Sinne des $ 244 aus. 


1. Liegen zwischen der zur Aburteilung stehenden dritten Tat und der Verbüßung 
oder dem Erlaß der Strafe für die zweite Tat mehr als 10 Jahre, dann kommt die Rück- 
fallstrafe des $ 244 nicht in Betracht (sog. Rückfallverjährung). Es kommt nur auf den 
Zwischenraum zwischen der letzten Strafe und der neu abzuurteilenden Tat an; die 
Zwischenräume zwischen den früheren Vorstrafen sind unerheblich (RGSt. 1 246, Frank 
Anm. Il, Olshausen Anm. 3; and. Binding Grundriß S. 283, Gerland S. 587). Bei der 
bedingten Strafaussetzung mit Bewährungsfrist beginnt die Verjährung erst mit dem 
Akt, durch den die Strafe endgültig erlassen wird (RG JW 1987 S. 942). In die Frist ist 
die Zeit nicht einzurechnen, in der der Täter eine Freiheitsstrafe verbüßt hat (LG Celle 
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DJ 1940 S. 1336). Über entsprechende Anwendung in diesem Bereich vgl. RG HRR 
1940 Nr. 955. 


2. Als Vorbestrafungen scheiden ferner diejenigen Verurteilungen aus, die im Straf- 
register getilgt sind ($ 5 Abs. 2 Ges. über beschränkte Auskunft aus dem Strafregister). 
Dies gilt im Unterschied von der Rückfallverjährung für die erste und für die zweite 
Vortat. Maßgebend ist der Umstand und der Zeitpunkt der Tilgungsfähigkeit; es ist 
nicht entscheidend, ob die Strafe im Register tatsächlich getilgt worden ist (RGSt.64 147). 


S 245a 


Wer Diebeswerkzeug in Besitz oder Gewahrsam hat oder von einem anderen für sich 
verwahren läßt, nachdem er wegen schweren Diebstahls, Diebstahls im Rückfall, Rau- 
bes, gewerbs- oder gewohnheitsmäßiger Hehlerei oder Hehlerei im Rückfall (88 248 bis 
245, 249 bis 252, 260, 261) rechtskräftig verurteilt worden ist, wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft, sofern sich nicht aus den Umständen ergibt, daß das Werk- 
zeug nicht zur Verwendung bei strafbaren Handlungen bestimmt ist. 

Wer Diebeswerkzeug für einen anderen in Verwahrung nimmt oder einem anderen 
überläßt, obwohl er weiß oder den Umständen nach annehmen muß, daß das Werkzeug 
zur Verwendung bei strafbaren Handlungen bestimmt ist, wird, sofern dle Tat nicht nach 
anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist, mit Gefängnis bestraft. 

Das Diebeswerkzeug ist einzuziehen, auch wenn es dem Täter nicht gehört. 

In den Fällen des Abs. 1 kommt eine frühere Verurteilung nicht in Betracht, wenn 
zwischen dem Eintritt ihrer Rechtskraft und der Tat des Abs. 1 mehr als fünf Jahre ver- 
strichen sind. In dle Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Täter eine Freibeits- 
strafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. Eine aus- 
ländlsche Verurteilung steht einer inländischen gleich, wenn die geahndete Tat nach deut- 
schem Recht ein Verbrechen der im Abs. 1 genannten Art wäre. 

Schristium: Rietzsch, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Besserung (2. Aufl.) in: Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht IIc 10.-L.Schä- 
fer-Wagner-Schafheutle, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher ugd über Maßregeln 
der Sicherung und Besserung, 1934. -— Schlüter, Der strafbare Besitz von Diebeswerkzeug ($ 245a 
StGB) in rechtsvergleichender und systematischer Darstellung, 1938 (Diss. Halle). 

I. Die Vorschrift bedrolit in gewissem Umfange den Besitz von Diebeswerkzeug als Vor- 
bereitungshandlung für einen Diebstahl oder für einen Raub mit Strafe. Die Voraus- 
setzungen sind verschieden gestaltet, je nachdem ob der Besitzer des Diebeswerkzeugs 
zu den besonders verdächtigen Personen gehört (Abs. 1) oder nicht (Abs. 2). 


U. Erforderlich ist in beiden Tatbeständen ein Diebeswerkzeug. Hierzu gehört alles, 
was erfahrungsgemäß objektiv geeignet ist, als Werkzeug bei der Begehung eines Dieb- 
stahls oder eines Raubes zu dienen; erforderlich ist weiter, daß das betreffende Werkzeug 
zur Verwendung bei strafbaren Handlungen bestimmt ist. In Betracht kommen 2. B. 
Dietriche, Stemmeisen, Sauerstoffgebläse, Handschuhe zur Vermeidung von Finger- 
abdrücken, Schraubenzieher (vgl. RGSt. 68 323 mit Anm. Klee JW 1934 S. 2919, RGSt. 
69 91, OLG Hamburg DJ 1935 S. 71). 


II. Der Besitz von Diebeswerkzeug durch verdächtige Personen (Abs. 1). 

1. Als Täter kommt hier nur in Betracht, wer schon einmal rechtskräftig wegen schwe- 
ren Diebstahls, Rückfalldiebstahls, Raubes oder qualifizierter Hehlerei ($$ 243-245, 
249-252, 260, 261) verurteilt worden ist. Gewisse frühere Verurteilungen, die weiter 
zurückliegen, scheiden nach Abs. 4 aus; diese Vorschrift entspricht dem $ 20a Abs. 3 
und 4; vgl. $ 20a Anm. IV, V. 


2. Der Täter muß das Werkzeug selbst in Besitz oder Gewahrsam haben oder von 
einem anderen für sich verwahren lassen. Die Begriffe Besitz oder Gewahrsam haben 
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hier die gleiche Bedeutung wie im $ 246; gemeint ist die tatsächliche Verfügungsgewalt 
(RGSt. 68 323 mit Anm. Klee JW 1934 S. 2919). Mitgewahrsam genügt (RNGSt. ” 82 
mit Anm. Mezger JW 1935 S. 1096). 

Diebeswerkzeug läßt von einem anderen verwahren, wer dem anderen die tatsäch- 
liche Herrschaftsgewalt über das Werkzeug unter dem Vorbehalt der späteren Rückgabe 
oder Rücknahme überträgt oder überläßt. 

Beide Ausführungshandlungen stellen eine Dauerstraftat dar. 


3. Dafür, daß die objektiv als Diebeswerkzeug geeignete Sache auch hierzu bestimmt 
ist, spricht eine Vermutung. Diese Zweckbestimmung ist anzunehmen, sofern sich nicht 
aus den Umständen ergibt, daß das Werkzeug nicht zur Verwendung bei sstrafbaren Hand- 
lungen bestimmt ist. 

4. Für den inneren Tatbstand ist, Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. Der 
Täter muß das Bewußtsein haben, daß er Diebeswerkzeug in seinem Gewahrsam hat 
oder von einem anderen für sich verwahren läßt. Er muß ferner wissen, daß die Sache 
als Diebeswerkzeug geeignet und dazu bestimmt ist (Kohlrausch Anm. 3, Schäfer- 
Dohnanyi S. 76). Demgegenüber nehmen RGSt.69 80 mit Anm. Mezger JW 1935 
S. 1096, Dalcke Anm. 79d, Olshausen Nachtrag S. 218, Rietzsch Anm.5, Schäfer- 
Wagner-Schafheutle Anm. 28a, Schlüter aaO S. 48 an, daß der Vorsatz des Täters die 
Zweckbestimmung des Werkzeugs nicht zu umfassen brauche. Diese Ansicht erscheint 
nicht zutreffend; die gesetzliche Beweisregel (oben 3) betrifft nur den äußeren Tatbestand. 
Die Absicht, das Werkzeug zur Begehung strafbarer Handlungen zu verwenden, braucht 
nicht vorzuliegen (RGSt. 69 91). 


5. Abs. 1 enthält ein selbständiges Vergehen. Begeht der Täter mit dem Werkzeug einen 
Diebstahl, dann besteht je nach den Umständen des Falles Ideal- oder Realkonkurrenz 
(RGSt. 69 92). 


IV. Der Tatbestand des Abs.2 will die Helfershelfer des gefährlichen Einbrechers, Räu- 
bers und Hehlers erfassen. ‚‚Diese Vorschrift richtet sich vor allem gegen die Kaschem- 
menwirte und ähnliche Personen, die dem Verbrecher durch Verwahrung des Diebes- 
werkzeugs Unterstützung gewähren, und gegen diejenigen Angehörigen der Verbrecher- 
welt, die die Berufsdiebe mit ihrem Werkzeug ausstatten‘‘ (amtliche Begründung). 

1. Täter kann hier jedermann sein; anders als in den Fällen des Abs. 1 ist eine Vor- 
verurteilung des Täters nicht erforderlich. 


2. Im Unterscheid zu Abs. 1 besteht hier nicht eine Vermutung dafür, daß das objek- 
tiv geeignete Werkzeug als Diebeswerkzeug bestimmt ist. Es müssen hier vielmehr be- 
sondere Umstände vorliegen, aus denen dieser Bestimmungszweck zu folgern ist. 

8. Als strafbare Handlung kommt das eigene Inverwahrungnehmen und das Überlas- 
sen an einen anderen in Betracht; in beiden Fällen ist nach dem Wortlaut erforderlich, 
daß es für einen anderen geschieht. Diebeswerkzeug nimmt derjenige in Verwahrung, 
der den Gewahrsam daran mit der Abrede der Rückgabe übernimmt. Das Überlassen 
kann darin bestehen, daß der Gewahrsamsinhaber den Gewahrsam an dem Diebeswerk- 
zeug einem anderen überträgt oder damit einverstanden ist, daß der andere sich den 
Gewahrsam daran verschafft. 

4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz. genügt. Es 
gilt hier für den inneren Tatbestand insoweit eine Beweisregel, als für genügend erklärt 
wird, daß der Täter den Bestimmungszweck den Umständen nach annehmen muß; vgl. 
hierzu $ 259 Anm. VI 2. 

ö. Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift dann, wenn ein nicht Vorbestrafter 
ein Diebeswerkzeug in eigenem Gewahrsam hat. (Rietzsch Anm. 4, Schäfer-Dohnanyi 
5.77; and. wohl Kohlrausch Anm. 2). 
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6. Der Tatbestand des Abs. 2 ist subsidiär; er kommt nur in Betracht, wenn die Tat 
nicht nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 


V. Die Einziehung des Diebeswerkzeugs ist zwingend vorgeschrieben, auch wenn es 
dem Täter nicht gehört (Abs. 3). Die Einziehung ist auch dann geboten, wenn das Diebes- 
werkzeug einem Dritten gestohlen ist (OLG München HRR 1940 Nr. 467); vgl. aber 
K. Schäfer DJ 1936 S. 1474. 

VI. Das kommende Recht will den Tatbestand beibehalten. Es soll ausdrücklich auch der Besitz 
bei Nichtvorbestraften erfaßt werden (vgl. oben IV 5). Für die Fälle des jetzigen Abs. 1 soll klargestellt 


werden, daß sich der Vorsatz auch auf die Zweckbestimmung des Werkzeugs erstrecken muß. \egi. 
Kohlrausch in Gürtner S. 485. 


S 246 

Wer eine fremde bewegliche Sache, die er im Besitz oder Gewahrsam hat, sieh rechts- 
widrig zueignet, wird wegen Unterschlagung mit Gefängnis bis zu drei Jahren und, wenn 
die Sache ihm anvertraut ist, mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 
‘ Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Graf Gleispach, Die Veruntreuung an vertretbaren Sachen, 1905. - Kohlrausch, 
Unterschlagung in: Handwörterbuch der Rechtswissenschaft Bd. VI (1929) S. 273. -— H. Mayer. 
Eigentum an Geld und strafrechtliche Konsequenzen, GS 104 S. 100. - Thode, Die sog. Unter- 


schlagung vertretbarer Sachen, 1926 (StrafrAbh. Heft 210). -— Le ß, Unterschlagung in kriminalsozic- 
logischer Betrachtung. 1936 (StrafrAbh. Heft 365). 


I. Die Vorschrift behandelt die Unterschlagung. Von diesem Tatbestand werden alle 
Fälle umfaßt, in denen sich jemand eine fremde bewegliche Sache zueignet, ohne sie 
zwecks Aneignung aus fremdem Gewahrsam weggenommen zu haben (so insbesondere 
Binding Lehrbuch 1 S. 275; vgl. näher unten III 3). Geschütztes Rechtsgut ist nur das 
Eigentum; im Unterschied zum Diebstahl richtet sich die Unterschlagung nicht auch 
gegen fremden Gewahrsam. Der durch die Unterschlagung Verletzte ist lediglich der 
Eigentümer. 

Über Amtsunterschlagung vgl. $$ 350, 351, über militärische Unterschlagung 
$ 138 MStGB, über Unterschlagung von Feldfrüchten, Walderzeugnissen usw. 
vgl. $ 242 Anm.X. 

Das in der Ostmark geltende Recht enthält keinen allgemeinen Tatbestand der Unterschlagung. 


Es regelt im wesentlichen nur zwei Sonderfälle, nämlich die Veruntreuung und die Unterschlagung g® 
fundener und irrtümlich zugekommener Sachen (näher Rittler II S. 106). 


II. Objekt der Unterschlagung ist eine fremde bewegliche Sache (vgl. $ 242 Anm. Ill). 


1. Ebensowenig wie ein Diebstahl ist eine Unterschlagung an Forderungen möglich, 
wohl aber an den Forderungen und sonstige Rechte verkörpernden Urkunden wie z. B. 
an einem Grundschuldbrief (RG HRR 1935 Nr. 1188). Eine schädigende Verfügung über 
Forderungen und andere Vermögensstücke, die nicht Sachen sind, kann Untreue 
($ 266) sein. 


2. Fremd ist eine Sache, wenn sie in fremdem Eigentum steht; ob dies der Fall ist, 
ist nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. Hat jemand Eigentum 
durch ein anfechtbares Rechtsgeschäft erworben, so ist er gleichwohl Eigentümer und 
die ihm übergebene Sache bis zur Erklärung der Anfechtung keine fremde (KG JW 1930 
S. 943). $142 Abs. 2 BGB, der die Wirkungen der Anfechtung zurückbezieht, ist in straf- 
rechtlicher Hinsicht ohne Bedeutung. An einer im Miteigentum stehenden Sache ist 
Unterschlagung durch den Miteigentümer, der Alleingewahrsam hat, möglich, so z. B. 
an Sachen, die den Gesellschaftern einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (RGSt. 
29 252) oder einer offenen Handelsgesellschaft (RGSt. 27 11) gehören; vgl. weiter RG 
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HRR 1987 Nr. 533. Über die Eigentumsverhältnisse an feindlichem Kriegsmate- 
rial vgl. AG Meinersen DStR 1941 8. 62. 


a) Eine zur Sicherheit übereignete Sache ist für den Veräußerer eine fremde Sache; er 
kann an ihr also eine Unterschlagung begehen (RGSt. 61 65, 343). Wer eine ihm unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferte Sache einem Dritten zur Sicherheit übereignet, begeht, 
wenn die Übereignung wirksam erfolgt, Unterschlagung, wenn sie nicht wirksam erfolgt, 
Unterschlagung oder Betrug, je nachdem der Täter an die Rechtswirksamkeit der Über- 
tragung glaubt oder nicht (vgl. RG GoltdArch. 77 S. 283); vgl. noch unten IV 2, V. 


b) Für die Frage, ob übergebenes Geld für den Täter eine fremde Sache ist, ist ent- 
scheidend, ob es mit dem Willen, das Eigentum auf ihn zu übertragen, gezahlt und von 
ihm mit dem Willen, es für sich zu erwerben, in Empfang genommen ist. An dem auf 
Grund einer Postanweisung ausgezahlten Geld erwirbt nicht stets der Empfänger des 
Geldes Eigentum; die Post überträgt vielmehr das Eigentum gemäß dem aus der An- 
weisung ersichtlichen Willen des Absenders (RGSt. 26 389, 68 406). Hingabe von Geld 
als sog. Kaution ist nach der Verkehrsauffassung meist so gemeint, daß der Empfänger 
Eigentümer werden, aber zur Rückerstattung verpflichtet sein soll; nur unter be- 
sonderen Umständen kommt hier Unterschlagung in Betracht (RGSt. 64 88). 


Aus dem zivilrechtlichen Schrifttum vgl. neuerdings Kaser, Das Geld im Sachenrecht, Archiv 
für die zivilistische Praxis 143 S. 1. 


III. Die Sache muß sich im Besitz oder Gewahrsam des Täters befinden. 


1. Die Begriffe Besitz und Gewahrsam sind hier gleichbedeutend; es ist darunter das 
tatsächliche Herrschaftsverhältnis zu verstehen; Besitz im Sinne des bürgerlichen Rechts 
ist nicht erforderlich (RGSt. 87 200; vgl. näher $ 242 Anm. IV). Auch der mittelbare 
Besitzer ($ 868 BGB) kann unter Umständen Gewahrsam im Sinne des ss 246 haben (RG 
JW 1987 S. 1334). 


2. Auf welche Weise der Gewahrsam erlangt ist, ist grundsätzlich ohne Bedeutung. 
Eine Unterschlagung kommt allerdings nicht mehr an einer Sache in Betracht, deren 
Gewahrsam der Täter durch eine Straftat erlangt hat, durch die er zugleich die Absicht 
rechtswidriger Zueignung betätigte (RGSt. 61 38, 62 62). Auch gegenüber einem Dieb 
kann eine Unterschlagung begangen werden (RGSt. 70 8); vgl. weiter RG DR 1940 S.105. 


3. Aus dem Wortlaut des Gesetzes wird vielfach entnommen, daß die Erlangung 
des Gewahrsams der Zueignung (unten IV) vorausgehen müsse; daraus wird 
z. B. gefolgert, daß das bloße An-sich-Nehmen einer gefundenen Sache in Aneignungs- 
absicht noch keine Unterschlagung sei; erst ein der Gewahrsamserlangung nachfolgen- 
der Akt rechtswidriger Zueignung begründe die sog. Fundunterschlagung (so z. B. RGSt. 
58 302, Frank Anm. Il 3, Kohlrausch Anm. 2, Olshausen Anm. 8a). Diese Auffassung 
ist abzulehnen, da sie zu einer Lücke zwischen Diebstahl und Unterschlagung führen 
würde; es genügt vielmehr, daß Erlangung des Gewahrsams und Zueignung gleich- 
zeitig erfolgen. Diese Auffassung ist schon früher wiederholt im Schrifttum vertreten 
worden (Binding Lehrbuch i S. 275, Gerland S. 605, v.Hippel Lehrbuch S. 249, LK 
Anm.1; vgl. auch RGSt. 49 198, RG Recht 1926 Nr. 333, 1927 Nr. 752, RG JW 1984 
S.486 mit Anm. H. Mayer, RG DJ 1988 S. 1880); hält man diese „berichtigende Aus- 
legung‘“ (Binding) nicht für zulässig, dann wird man heute mit Hilfe des $ 2 zu dem 
gleichen Ergebnis kommen müssen (Mezger Grundriß S. 206, Schwarz Anm.1 B). 


IV. Die Handlung besteht in der rechtswidrigen Zueignung der Sache. Das Wesen der 
Zueignung besteht darin, daß der Täter die Sache selbst oder doch den in ihr verkörper- 
ten Sachwert dem eigenen Vermögen einverleibt (RGSt. 67 335). Über Zueignung und 
Rechtswidrigkeit der Zueignung vgl. näher $ 242 Anm. VII. Die Zueignung ist nicht ein 
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rein innerer Vorgang; sie wird nicht nur durch einen inneren Entschluß vollzogen; er- 
forderlich ist vielmehr, daß der Wille, die Sache behalten zu wollen, durch eine nach 
außen erkennbare Handlung betätigt wird (RGSt. 65147, 67 73, Frank Anm. 11). 
Im einzelnen sei folgendes hervorgehoben. 

1. Eine Zueignung kann in dem Verbrauchen oder Verzehren einer Sache liegen. Ver- 
brauchen im Gegensatz zum Gebrauchen liegt vor, wenn die wirtschaftliche Bestimmung 
der Sache verändert wird. Die Zerstörung einer Sache enthält für sich allein noch keine 
Zeignung, ebensowenig das Wegreißen verbunden mit Wegwerfen der Sache. 

2, Eine Zueignung kann weiter in dem Abschluß von Verträgen über die Sache liegen. 
Auch das bloße Angebot zum Kauf kann unter Umständen die Betätigung der Zueignung 
enthalten (RGSt. 78 254), weiter der Abschluß eines Sicherungsübereignungsvertrages, 
auch wenn dieser nicht zur Eigentumsübertragung geführt hat (RG HRR 1981 Nr. 902. 
1985 Nr. 1188). 

Die Verpfändung einer Sache wird regelmäßig eine Zueignung darstellen; sie ist es 
dann nicht, wenn der Täter in der Lage ist, aus sofort bereiten Mitteln die Sache jeder- 
zeit wieder einzulösen, und auch gewillt ist, dies zu tun, sobald der Eigentümer die Sache 
benötigt (RGSt. 66 156, RG HRR 19834 Nr. 1328, RG JW 1937 Nr. 2391). 

8. Beispielsweise kann eine Zueignung weiter liegen in der Ableugnung des Besitzes 
(RGSt. 72 382), in der Verweigerung der Herausgabe der Sache an den Berechtigten 
bzw. in der Erklärung, sie für sich behalten zu wollen (RG JW 1928 S. 410), in der Er- 
klärung gegenüber dem Berechtigten, die Sache sei Eigentum des Erklärenden (RG JW 
1981 S. 1037), in der Verarbeitung oder Umbildung auch dann, wenn dadurch Eigentum 
erworben wird (RGSt.55 49). Auch in der Vermischung fremden Geldes mit eigenem 
kann eine Zueignung liegen (RGSt. 71 96, RG HRR 1987 Nr. 533), unter Umständen 
auch bei einem Rechtsanwalt, der Mandantengelder mit eigenen vermischt (RG HRR 
1929 Nr. 1413, 1984 Nr. 1170). Das Beiseitelegen an einen an sich ordnungsmäßigen 
Platz kann bereits eine Zueignung sein (RGSt. 68 378). Eine Zueignung ist weiter darin 
gesehen worden, daß ein Straßenbahnschaffner, der einem Fahrgast einen bereits ab- 
gefahrenen Fahrschein verabfolgt, das empfangene Fahrgeld in die amtliche Geld- 
tasche in der Absicht legt, später einen entsprechenden Betrag zurückzubehalten (RG 
JW 1985 S. 3626 mit Anm. Matzke). Weitere Beispiele in RG HRR 1986 Nr. 502, 852. 

4. Der Täter muß die Sache sich zu-eignen. Über die Frage, ob jemand sich zueignet, 
der die Sache anderen zuwendet, vgl. RGSt. 4 2 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 285 
sowie $242 Anm. Vll 2d; vgl. auch noch RG JW 1984 S. 1657 mit Anm. Mezger, RG 
DJ 1936 S. 1126, RG DR 1948 S. 756. 


V. Die Reehtswidrigkeit kann vor allem durch Einwilligung ausgeschlossen sein; vgl 
auch RKG 1170. 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß die Sache eine fremde und die Zueignung eine rechtswidrige ist. An dem 
Unrechtsbewußtsein kann es vor allem dann fehlen, wenn der Täter irrtümlich an- 
genommen hat, der Eigentümer willige ein. Auf Grund des Bewußtseins, jederzeit er- 
satzbereit zu sein, kann dann das Unrechtsbewußtsein fehlen, wenn der Täter aus dieser 
Bereitschaft entnommen hat, der Eigentümer werde aus diesem Grunde mit der Zu- 
eignung einverstanden sein (RGSt. 65 215, RG JW 1935 S. 455, RG HRR 1987 Nr. 1562). 
Allein durch die bloße Absicht, Ersatz zu leisten, wird der Vorsatz noch nicht aus- 
geschlossen (RGSt. 60 312, RG HRR 1987 Nr. 533). Die Annahme des Täters, die Sache 
habe keinen Wert, ist an sich bedeutungslos. Diese Annahme kann aber dann zum Feh- 
len des Unrechtsbewußtseins führen, wenn der Täter infolgedessen die Einwilligung des 
kEigentümers in die Zueignung angenommen hat (vgl. RGSt. 44 209). 


924 


Unterschlagung VII-XI N 246 


Der Täter muß weiter die Zueignungsabsicht haben. Eine gewinnsüchtige Absicht ist 
nicht erforderlich, ebensowenig die Absicht der Vermögensbeschädigung. 


VIE Vollendet ist die Unterschlagung mit vollzogener Zueignungshandlung. Eine Be- 
reicherung des Täters ist nicht erforderlich (RG HRR 1937 Nr. 533). Der Versuch ist 
nach Abs. 2 strafbar; er besteht stets nurin dem Versuch der Zueignung (Gerland S.607; 
vgl. weiter v.Hippel Lehrbuch S. 249 Anm. 1; Beispiel in RGSt. 65 148). Das Angebot 
zum Kauf kann bereits eine vollendete Zueignung sein (RGSt. 78 254; and. Frank V, 
nach dem hier nur Versuch in Betracht kommt). 


vIH. Für die Annahme von Mittäterschaft ist nicht erforderlich, daß sich die Sache 
bereits in gemeinsamem Gewahrsam befindet; es genügt, daß sie durch die Tätigkeit in 
gemeinschaftlichen Gewahrsam gleichzeitig mit der Zueignung. gelangt (LK Anm. 9, 
Schwarz Anm. 4, Bayer ObLG GoltdArch. 74 S. 312; and. RGSt. 58 163, 738 327, Frank 
Anm.II 3, Kohlrausch Anm. 2). 

Wird eine Unterschlagung dadurch begangen, daß der Gewahrsamsinhaber die fremde 
Sache verkauft, dann ist der Käufer nach der herrschenden Auffassung Mittäter oder 
Gehilfe der Unterschlagung; ist dagegen der Zueignungsakt des Gewahrsamsinhabers 
dem Verkauf vorhergegangen, dann ist der Käufer Hehler (RGSt. 55 145, 58 230, 
67 70); kritisch hierzu $ 259 Anm. IV. Zwischen Anstiftung zur Unterschlagung und 
Hehlerei kann Realkonkurrenz bestehen (RGSt. 72 328). 


IX. Eine erhöhte Strafe ist für den Fall angedroht, daß die Sache, die sich der Täter 
zueignet, ihm anvertraut war (sog. Veruntreuung). Anvertraut sind solche Sachen, 
deren Besitz oder Gewahrsam jemand kraft eines Rechtsgeschäfts mit der Verpflichtung 
erlangt hat, sie zurückzugeben oder zu bestimmten Zwecken zu verwenden. Dies ist z.B. 
bei Sachen der Fall, die zur Erfüllung eines Auftrags übergeben worden sind, ferner bei 
geliehenen oder hinterlegten Sachen. In diesen Fällen muß die Erlangung des Gewahr- 
sams der Zueignung vorausgehen. Der Anvertrauende braucht nicht stets der Eigen- 
tümer zu sein (RGSt. 40 223). 

Das Anvertrautsein ist weder eine persönliche Eigenschaft noch ein persönliches Ver- 
hältnis im Sinne des $ 50 (Kohlrausch ZAkDR 1939 S. 246; and. RGSt. 72 328); vgl. 
$ 50 Anm. II 1. 

Über privilegierte Fälle vgl. $$ 247, 248a, 370 Abs. 1 Nr. 5. 

Über Nebenstrafen vgl. $ 248. 


X. Idealkonkurrenz kommt z.B. in Betracht mit $ 133, mit $ 137, mit $ 263, mit 
$ 266 (RGSt. 69 64); mit $ 267 ist je nach den Umständen Idealkonkurrenz oder Real- 
konkurrenz möglich. Über das Verhältnis zur Hehlerei vgl. oben Anm. VIII sowie $ 259 
Anm. ]IV,IX; über das Verhältnis zum Betruge vgl. noch $ 263 Anm. X111 1, 3. 

Eine fortgesetzte Handlung zwischen Unterschlagung und Diebstahl ist nicht 
möglich (RGSt. 58 229). 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 34 ff. Ges. über die Verwahrung und An- 
schaffung von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 (RGBI. 1 S. 771), $$ 533, 1492 Reichs- 
versicherungsordnung, $ 233 Abs. 2 Reichsknappschaftsgesetz, $ 338 Angestelltenver- 
sicherungsgesetz, $ 270 Ges. über Arbeitslosenvermittlung und Arbeitslosenversicherung; 
diese Bestimmungen gehen als Spezialgesetz vor. 

Über straflose Nachtat vgl. Bem. VII 3 vor $ 73; eingehende Nachweise bei Olshausen 
Anm. 26a. 

XI. Das kommende Recht will die Unterschlagung zu einem Hilfs- und Auffangtatbestand ausgestal- 


ten. Mit Gefängnis soll bedroht werden, wer, abgesehen von Raub, Diebstahl oder Untreue, eine fremde 
Sache widerrechtlich sich oder einem anderen zueignet. Es wird nicht positiv Gewahrsam vorausgesetzt, 
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sondern nur verlangt, daß der Täter die Sache widerrechtlich sich oder einem anderen zueignet, ohne 
sie zwecks Aneignung aus fremdem Gewahrsam weggenommen zu haben. Die Fälle der Veruntreuung 
sollen in den allgemeinen Tatbestand der Untreue eingeordnet werden. Vgl. Kohlrausch in Gürtner 
II S. 489. 


8 247 

Wer einen Diebstahl oder eine Unterschlagung gegen Angehörige, Vormünder oder Er- 
zieher begeht, oder wer einer Person, zu der er im Lehrlingsverhältnisse steht, oder in 
deren häuslicher Gemeinschaft er als Gesinde sich befindet, Sachen von unbedeutendem 
Werte stiehlt oder unterschlägt, ist nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurücknahme des 
Antrages ist zulässig. 

Ein Diebstahl oder eine Unterschlagung, welche von Verwandten aufsteigender Linie 
gegen Verwandte absteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen den anderen be- 
gangen worden ist, bleibt straflos. 

Dieso Bestimmungen finden auf Teilnehmer oder Begünstiger, welche nicht in einem 
der vorbezeichneten persönlichen Verhältnisse stehen, keine Anwendung. 

Schrifttum: Schorn, Zweifel und Streitfragen im Gebiete des Gesindediebstahls, Juristische 


Rundschau 1934 S. 4112. -— Sertorius, Die ‚geringwertigen Sachen‘ bzw. „Gegenstände“, 1936 
(Diss. Erlangen). 


I. Die Vorschrift behandelt den sog. Haus- und Familiendiebstahl. In gewissen Fällen 


wird die Verfolgung von Diebstahl und Unterschlagung von einem Antrag des Verletzten 
abhängig gemacht (Abs. 1); in anderen Fällen tritt weitergehend Straflosigkeit ein (Abs.2). 


Die Bestimmung bezieht sich auf alle Fälle des Diebstahls und der Unterschlagung, 
auch auf den schweren Diebstahl ($ 243), auf den Rückfalldiebstahl ($$244, 245) sowie 
auf die Veruntreuung nach $ 246. 


I. Die Verfolgung eines Diebstahls oder einer Unterschlagung erfolgt nur auf Antrag 
des Verletzten, wenn sich die Tat gegen bestimmte Personen richtet (Abs. 1). 


1. Richtet sich der Diebstahl oder die Unterschlagung gegen Angehörige, Vormünder 
oder Erzieher, dann wird die Tat stets nur auf Antrag verfolgt, unabhängig von dem 
Wert der Objekte. Über den Kreis der Angehörigen vgl. $ 52 Anm. VII. 


2. Richtet sich die Tat gegen den Lehrherrn oder gegen den Dienstherrn, in dessen 
häuslicher Gemeinschaft sich der Täter als Gesinde befindet, dann setzt die Strafver- 
folgung einen Antrag voraus, sofern Sachen von unbedeutendem Wert gestohlen oder 
unterschlagen werden. 

a) Lehrlinge sind alle im Sprachgebrauch als solche bezeichneten Personen, also 
auch die Handlungslehrlinge (RGSt. 22 245). Zum Gesinde gehören diejenigen Per- 
sonen, die zu persönlichen oder häuslichen Diensten verpflichtet sind und mit der Dienst- 
herrschaft durch eine engere Lebensgemeinschaft verbunden sind. Landwirtschaftliche 
Arbeiter, besonders auch die zur Viehzucht angenommenen Knechte, werden in der 
Regel dann zu diesem Personenkreis zu rechnen sein, wenn sie in häuslicher Gemeinschaft 
mit ihrem Arbeitgeber leben (RGSt. 74 37%). 

b) Die Vorschrift koınmt aber nicht nur in Betracht, wenn durch die Tat der Dienst- 
herr verletzt ist, sondern auch dann, wenn die Tat sich gegen eine andere Person der 
häuslichen Gemeinschaft richtet (Frank Anm. II 2, Schorn aaO S. 113; and. die herr- 
schende Meinung z. B. Olshausen Anm. 5, LK Anm. 2b, ß, Schwarz Anm. 2 Bc, RGS$t. 
40 2). Erfaßt wird also auch der Diebstahl der Hausangestellten untereinander sowie 
gegen Mitglieder der Familie des Hausherrn (in letzter Hinsicht ebenso RGSt. 40 3, 
Olshausen Anm. 5). 


Das kommende Recht will die Vorschrift ausdrücklich auf alle Fälle erstrecken, in denen der Ge- 
schädigte mit einem an der Straftat Beteiligten in häuslicher Gemeinschaft lebt. 
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c) Voraussetzung für das Antragserfordernis ist in dieser Gruppe von Fällen weiter, 
daß Sachen von unbedeutendem Wert gestohlen oder unterschlagen worden sind. Maß- 
gebend dafür, ob es sich um eine Sache von unbedeutendem Wert handelt, ist die all- 
gemeine Verkehrsanschauung, der Verkehrswert (vgl. RG GoltdArch. 65 S. 545, Ols- 
hausen Anm. 2, LK Anm.2b); nach RGSt.22 245 sind die Vermögensverhältnisse 
beider Teile in Betracht zu ziehen; Binding Lehrbuch 1 S. 306 und Gerland S. 589 
sehen allein die Vermögensverhältnisse des Bestohlenen als maßgebend an. Auch bei 
geringem Substanzwert kann eine Sache einen hohen Verkehrswert haben und dadurch 
die Anwendbarkeit der Bestimmung ausgeschlossen sein, wie z. B. bei der Entwendung 
von Lebensmittelkarten (RGSt. 52 298). Entscheidend ist die Begehungszeit (RG Goltd 
Arch. 64 S. 118); im Kriege wird vielfach die Bewertung eine andere sein als in Frie- 
denszeiten. 


8. Der Strafantrag muß von dem Verletzten gestellt werden. Dies ist bei der Unter- 
schlagung der Eigentümer (RGSt. 49 198), beim Diebstahl der Eigentümer und - wenn 
er von diesem verschieden ist - der Gewahrsamsinhaber (vgl.$242 Anm. I). Bei Miteigen- 
tum und Mitgewahrsam steht jedem das Antragsrecht zu, auch ohne Zustimmung des 
anderen Berechtigten (RGSt. 4 347, 26 43). 

Die Unteilbarkeit des Strafantrages in persönlicher Hinsicht ($ 63) gilt auch in bezug 
auf mehrere Angehörige (RGSt. 17 246). 


IN. Straflos bleibt ein Diebstahl oder eine Unterschlagung, welche von Verwandten 
aufsteigender Linie gegen Verwandte absteigender Linie oder von einem Ehegatten 
gegen den anderen begangen worden ist (Abs. 2). Über Verwandte vgl. $ 52 Anm. VIl. 
Auf den Wert der entwendeten Sachen kommt es hier nicht an; es wird auch nicht ein 
Zusammenleben in häuslicher Gemeinschaft vorausgesetzt. 

Durch einen Irrtum über die Eigenschaft des Verletzten und das Verhältnis, in dem 
der Täter zu ihm steht, wird der Vorsatz nicht ausgeschlossen (RGSt. 78 153). 


IV. Die Abs. 1 und 2 enthalten persönliche Strafausschließungsgründe; diese Bestim- 
mungen finden auf Teilnehmer und Begünstiger, die nicht in einem der genannten per- 
sönlichen Verhältnisse stehen, keine Anwendung (Abs. 3). 


V. Zum kommenden Recht vgl. oben Anm. II 2b und Kohlrausch in Gürtner II S. 485. 


g 248 
Neben der wegen Diebstahls oder Unterschlagung erkannten Gefängnisstrafe kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, und neben der wegen Diebstahls erkannten Zucht- 
hausstrafe auf Zulässigkeit von Polizelaufsicht erkannt werden. 


Neben einer wegen Diebstahls oder Unterschlagung erkannten Gefängnisstrafe ist 


die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nur zulässig, wenn die Dauer der er- 
kannten Strafe 3 Monate erreicht ($ 32 Abs. 1). 


S 248a 


Wer aus Not geringwertige Gegenstände entwendet oder unterschlägt, wird mit Geld- 
strafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags Ist zulässig. 

Wer die Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie oder gegen seinen Ehegatten 
begeht, bleibt stralios. 


Schrifttum: Sertorius, Die ‚„geringwertigen Sachen‘ bzw. ‚‚ Gegenstände‘, 1936 (Diss. Erlangen). 


L. Die Vorschrift betrifft den Notdiebstahl und die Notunterschlagung, auch Entwen- 
dung genannt. Es handelt sich hierbei um einen selbständigen Tatbestand (Frank Anm.I, 
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Olshausen Anm. 1). Daraus ergibt sich, daß der Versuch der Entwendung nicht straf- 
bar ist. Weiter wirkt die Entwendung nicht rückfallbegründend; andererseits darf auch 
bei wiederholter Entwendung die Strafe nicht nach $ 244 geschärft werden. Auch $ 243 
sowie $ 258 sind auf die Entwendung unanwendbar, nicht dagegen $ 252 (RGSt. 66 354; 
and. in letzterer Hinsicht Frank Anm.12, Olshausen Anm.3 c). 


II. Der äußere Tatbestand ist dadurch gekennzeichnet, daß Objekt der Tat ein gering- 
wertiger Gegenstand ist. 


1. Geringwertiger Gegenstand bedeutet das gleiche wie Sachen von unbedeutendem 
Werte in $ 247. Es kommt auch hier auf den objektiven Verkehrswert der Sache zur 
Zeit der Tat an; vgl. näher $ 247 Anm.Il2c. Keine Geringwertigkeit ist dann an- 
zunehmen, wenn der Wert des Gegenstandes über den Mindestsatz der dem Täter für 
eine Woche zustehenden Erwerbslosenunterstützung hinausgeht (RG JW 1987 S. 2510). 
Bei fortgesetzter Tat oder wenn mehrere entwenden, ist der Gesamtwert entscheidend 
(RGSt. 54 272). 


2. Weiter ist erforderlich, daß der Gegenstand aus fremdem Gewahrsam weggenom- 
men ($ 242 Anm. V) oder unterschlagen ($ 246 Anm. IV) wird. 


IM. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (vgl. näher hierzu Frank 
Anm. IV, Gerland S. 592). 


1. Neben den sonstigen sich aus $$ 242, 246 ergebenden Erfordernissen muß der Vor- 
satz des Täters auf die Entwendung eines geringwertigen Gegenstandes gerichtet sein 
(RG JW 1988 S. 2893). Sind die Gegenstände objektiv nicht geringwertig, hält sie der 
Täter aber irrtümlich für geringwertig, dann ist $ 248a auch anwendbar. Sind die 
Gegenstände objektiv geringwertig, hält der Täter sie aber irrtümlich für nicht gering- 
wertig, dann liegt versuchter Diebstahl ($ 242) oder versuchte Unterschlagung vor (Ols- 
hausen Anm. 6, Schwarz Anm. 4; and. LK Anm. 2, nach dem auch im letzteren Falle 
$ 248a gegeben ist); nach OLG Karlsruhe JW 1988 S. 2847 liegt vollendeter Diebstahl 
vor. Über den Fall, daß jemand seinen ursprünglichen weitergehenden Vorsatz schon 
vor Vollendung der Tat auf die Entwendung geringwertiger Gegenstände einschränkt, 
vgl. RG JW 1988 S. 2893. 


2. Weiter muß die Tat aus Not begangen worden sein. 


a) Unter Not ist hier nur die wirtschaftliche Not zu verstehen; eine sog. Ehrennot 
kommt nach der herrschenden Auffassung nicht in Betracht. Nach ihr ist z. B. eine Tat, 
die begangen ist, um der Schande zu entgehen, eine ersatzweise angedrohte Freiheits- 
strafe verbüßen zu müssen, nicht aus Not im Sinne dieser Vorschrift begangen (RG 
GoltdArch. 68 S. 117). Not bedeutet hier die ernste wirtschaftliche Bedrängnis 
(RGSt.58 243). Es erscheint zweifelhaft, ob man nicht auch die Ehrennot als unter 
diese Bestimmung fallend ansehen sollte. Not liegt nicht schon dann vor, wenn der 
Täter keine Mittel zur Fristung seines Lebens mehr in der Hand hat, sondern erst, wenn 
er sie sich auch nicht in redlicher Weise, insbesondere nicht durch eigene Arbeit ver- 
schaffen kann (RGSt. 89 313). 

Die Not muß den Täter persönlich treffen, sie darf keine allgemeine sein. Die Nol- 
wendigkeit, sich in dem Verbrauch von Nahrungs- und Genußmitteln Alle treffende 
Beschränkungen aufzuerlegen oder bestimmte Arten davon ganz zu entbehren, ist keine 
Not im Sinne dieser Vorschrift (RGSt. 52 297). 

Es wird nicht vorausgesetzt, daß die Notlage unverschuldet ist (RGSt. 69 313). 


b) Aus Not ist die Tat begangen, wenn die Not die Triebfeder des Täters gewesen 
ist, wenn sie den Anlaß gegeben hat, daß er sich zu der Tat entschlossen hat (RGSt. 6 
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313). Es ist nicht erforderlich, daß der Täter nur aus Not gehandelt hat (vgl. RG JW 
1982 S. 1749 Nr. 35 mit Anm. Radbruch). 


IV. Der Abs. 3 enthält einen persönlichen Strafausschließungsgrund, der dem $ 247 
Abs. 2 entspricht. 


Y. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 242, 246; als Spezialgesetz geht $ 248a vor. 
Dem $ 248a gehen wiederum $ 370 Abs. 1 Nr.5 und die Vorschriften über den Feld- 
und Forstdiebstahl vor. Werden durch dieselbe Handlung vollwertige Gegenstände und 
geringwertige Gegenstände entwendet oder unterschlagen, dann ist nur $ 242 oder $ 246 
anwendbar. 

Bei Amtsunterschlagung aus Not an geringwertigen Gegenständen geht $ 350 dem 
$ 248a vor (Kohlrausch Anm. 8, Schwarz Anm.1C; and. Frank Anm. |). 


VI. Das kommende Recht will den Notdiebstahl und den Mundraub ($ 370 Nr. 5)in einem Tatbestand 
vereinigen. Vgl. weiter Koh'rausch in Gürtner II S. 485, 486. 


ZWANZIGSTER ABSCHNITT. RAUB UND ERPRESSUNG 
Über Schrifttum zu den Vermögensdelikten im allgemeinen vgl. die Bemerkung vor $ 242. 


8249 

Wer mit Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von Drohungen mit gegen- 
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der 
Absicht wegnimmt, sich dleselbe rechtswidrig zuzueignen, wird wegen Raubes mit Zucht- 


haus bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 


Monaten ein. 


Schrifttum: Kohlrausch, Raub in: Handwörterbuch der Rechtswissenschaft Bd. IV (1927) 
S. 634. — Kriminologisch: Michel, Das Verbrechen des Raubes, MonKrimBiol. 1937 S. 65. - Hei- 
mann, Der Raub in kriminalsoziologischer Betrachtung, 1938 (StrafrAbh. Heft 393). - Raumer, 
Räuber und Raubsituationen, 1937 (KriminalAbh. Heft 28) und ergänzend Raumer, Über die Per- 
sönlichkeit der Räuber, MonKrimBiol. 1939 S. 161. 


I. Die Vorschrift behandelt den Raub. Geschütztes Rechtsgut ist in erster Linie das 
‚Vermögen, daneben auch die persönliche Freiheit; der Angriff gegen die persönliche 
Freiheit stellt aber nur das Mittel zur Verwirklichung des Vermögensdelikts dar. Der 
Raub ist ein selbständiges Delikt, nicht nur ein erschwerter Diebstahl (Frank Anm. I, 
Schwarz Anm. 1; and. Binding Lehrbuch 1 S. 312 Anm. 1). Daraus ergibt sich, daß die 
Beschränkungen, die das Gesetz für den Diebstahl durch die Schaffung besonderer 
Tatbestände im Hinblick auf einzelne Sachen usw. gemacht hat (8$ 247, 248a, 370 
Nr. 5), hier nicht in Betracht kommen; auch ein gewaltsamer Mundraub ist Raub (RMG 
21 81). Über das Konkurrenzverhältnis zwischen Raub und Diebstahl vgl. unten VII. 


1. Erforderlich ist zunächst, daß alle Tatbestandsmerkmale des Diebstahls ($ 242) 
gegeben sind; vgl. die Anmerkungen zu $ 242. Von Bedeutung ist insbesondere, daß auch 
hier eine Wegnahme aus fremdem Gewahrsam vorliegen muß; Bruch des Mitgewahr- 
sams genügt auch hier (Beispiel im RG JW 1980 S. 3407). Wird durch die Anwendung 
von Gewalt oder Drohung erreicht, daß der Gewahrsamsinhaber die Sache weggibt, 
dann liegt keine Wegnahme und damit auch kein Raub vor; es kommt dann räuberische 
Erpressung nach $ 255 in Betracht. Vgl. demgegenüber das kommende Recht unten VII. 


II. Kennzeichnend für den Raub ist es, daß die Wegnahme durch bestimmte Mittel 
erfolgt, nämlich entweder durch Gewalt gegen eine Person oder durch Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eines anderen. 


1. Über den Begriff der Gewalt im allgemeinen vgl. $ 52 Anm. II 1. Die Gewalt muß 
sich hier grundsätzlich gegen eine Person richten, um einen geleisteten Widerstand zu 
brechen oder um einen erwarteten zu verhindern (RGSt. 69 330). Auch eine unversehens 
durch Schläge auf den Kopf herbeigeführte sofortige Betäubung oder Tötung, die keinen 
Widerstand aufkommen läßt, enthält eine Gewalt gegen die Person im Sinne dieser 
Vorschrift; dies gilt auch, wenn die Gewalt gegen einen Schlafenden ausgeübt wird 
(RGSt. 67 168). Eine lediglich gegen eine Sache gerichtete Gewalt genügt nicht; wer 
eine Tür zertrümmert, um eine Sache wegzunehmen, begeht einen Einbruchsdiebstahl, 
aber keinen Raub. Ausreichend ist allerdings eine nur mittelbar gegen die Person, un- 
mittelbar gegen Sachen gerichtete Einwirkung, die von der Person körperlich empfun- 
den wird (RGSt. 45 156; vgl. auch $ 113 Anm. III 1 a). In dem überraschenden Weg- 
reißen von Sachen, sei es auch mittels teilweiser Zerstörung, bei der kein Widerstand ge- 
leistet wird, ist oft nur eine Gewalt gegen Sachen zu sehen (Frank Anm. II 1; and. Ger- 
land S. 601 Anm.5, v.Liszt-Schmidt S. 636 Anm. 5). Das Einschließen des zu Berav- 
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benden kann bereits eine Gewaltanwendung sein (RGSt. 69 330). Die Gewalt muß sich 
gegen den Gewahrsamsinhaber selbst oder gegen eine Person richten, die zum 
Schutze der Sachen verpflichtet oder bereit ist (RGSt. 67 186, 69 330). 

Eine Gewaltanwendung stellt auch die Betäubung durch narkotische Mittel 
dar; es ist nicht erforderlich, daß die Beibringung der narkotischen Mittel selbst gewalt- 
sam erfolgt. So früher bereits z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 313, Olshausen Anm.&c; 
vgl. im übrigen die Nachweise in $ 52 Anm. II 1; zu diesem Ergebnis kommt jetzt auch 
RGSt. 72 351 mit Anm. Nübell JW 1938 S. 3102 durch entsprechende Anwendung (82). 


2. Über Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben vgl. $ 52 Anm. Ill. 
Es genügt auch hier, daß sich die Drohung gegen jemand richtet, der den Gewahrsam 
schützt oder schützen will. 

8. Die Gewalt oder die Drohung muß das Mittel sein, durch das die Wegnahme ermög- 
licht wird. Daraus ergibt sich, daß die Vergewaltigung zum Zwecke der Wegnahme er- 
folgt sein muß. Kein Raub liegt daher vor, wenn der Entschluß zur Wegnahme erst 
nach der Anwendung der Gewalt oder der Bedrohung gefaßt wird, oder wenn um- 
gekehrt erst nach der Wegnahme Gewalt oder Drohung angewendet wird (RG JW 1982 
S. 2433); im letzteren Falle kommt aber $ 252 in Betracht. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist zunächst der volle innere Tatbestand des Dieb- 
stahls erforderlich (vgl. $ 242 Anm. VII). Auch hier muß die Absicht der rechtswidrigen 
Zueignung vorliegen; bloße Gebrauchsanmaßung genügt nicht (RG HRR 1982 Nr. 580). 
Darüber hinaus ist ein auf Wegnahme mit Gewalt oder Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben gerichteter Vorsatz erforderlich (RG GoltdArch. 47 S. 284). 

Zum Irrtum vgl. RG HRR 1987 Nr. 209. 


V. Vollendet ist der Raub erst mit der Vollendung der Wegnahme, nicht bereits mit der 
Vollendung der Gewaltanwendung oder der Drohung. Mit dem Beiseitelegen der Sache 
kann die Wegnahme vollendet sein, wenn der Gewahrsamsinhaber niedergeschlagen und 
der Täterkörperlich überlegen ist (RGSt.66394). Ein Versuch liegt vor,sobald eine Hand- 
lung vorgenommen wird, die zur unmittelbaren Verwirklichung auch nur eines der Tat- 
bestandsmerkmale gehört (RGSt. 69 329). Zum Rücktritt vom Versuch vgl. RGSt.701. 


VI. Über erschwerte Fälle vgl. $$ 250, 251. Über Nebenstrafen vgl. $ 256. 


VII. Was das Verhältnis zu anderen Tatbeständen angeht, so besteht Gesetzeskon- 
kurrenz mit $ 242; als das speziellere Gesetz geht $ 249 vor. Mit $ 243 ist dagegen Ideal- 
konkurrenz möglich; es sind in diesem Falle auch die Diebstahlsvorstrafen nach $ 244 
zu berücksichtigen (Kohlrausch Bem.2 vor $ 249, Olshausen Anm. 10d, jetzt auch 
RG DJ 1988 S. 831; and. LK Anm. 1, Schwarz Anm. 1). Gesetzeskonkurrenz besteht 
ferner mit $ 240 sowie mit $ 253. Über das Verhältnis zu $ 255 vgl. dort Anm. III. 

Idealkonkurrenz ist z. B. möglich mit $$ 223, 223a; Gewaltanwendung besteht 
nicht immer in einer Körperverletzung. 

Mit den Tötungsdelikten liegt dann Idealkonkurrenz vor, wenn der Täter von vorn- 
herein darauf ausgegangen ist, seinem Opfer eine Sache wegzunehmen, und es zu diesem 
Zweck erschlagen hat; die Gewaltanwendung stellt dann bereits den Beginn der Weg- 
nahme dar (RGSt. 68105, Gerland S. 601). Realkonkurrenz zwischen einem Tötungs- 
verbrechen und Unterschlagung ist dagegen dann gegeben, wenn jemand einen Men- 
schen tötet, dann dessen Sachen durchwühlt und etwas an sich nimmt (vgl. RGSt. 59 273). 

Bei Raub in Mittäterschaft an zwei zusammengehenden Personen liegt nur eine 
Handlung vor (RG DJ 1985 S. 1460). 

VII. Das kommende Recht will Raub und Diebstahl in einem Abschnitt zusammenfassen. Abwei- 


chend vom geltenden Recht soll dem Wegnehmen das Abnötigen der Sache gleichgestellt werden; 
vgl. naher Kohlrausch in Gürtner IL S. 486. 
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Auf Zuehthaus nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn 

1. der Räuber oder einer der Teilnehmer am RBaube bei Begehung der Tat Waffen bei 
sich führt; 

2. zu dem Baube miehrere mitwirken, welche sich zur fortgesetzten Begehung von Raub 
oder Diebstahl verbunden haben; 

8. der Raub auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, einer Eisenbahn, einem öÖflent- 
lichen Platze, auf offener See oder einer Wasserstraße begangen wird; 

4. der Raub zur Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude ($& 248 Nr.7) begangen wird, 
in welches sich der Täter zur Begehung eines Raubes oder Diebstahls eingeschliehen 
oder sich gewaltsam Eingang verschafft oder in welchem er sich in gleicher Absicht 
verborgen hatte, oder 

ö. der Räuber bereits einmal als Räuber oder gleich einem Räuber im Inlande bestraft 
worden ist. Die im & 245 enthaltenen Vorschriften finden auch hier Anwendung. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter einem 
Jahre ein. 


I. Die Vorschrift behandelt den sehweren Raub. Die einzelnen Fälle entsprechen weit- 
gehend den Fällen des schweren Diebstahls in $ 243. Eine weitere Strafverschärfung 
tritt in einer Reihe von Fällen auf Grund $ 1 VO gegen Gewaltverbrecher (abgedr. im 
Anhang) ein. 


II. Im einzelnen sei auf folgendes hingewiesen: 


1. Der Raub mit Waffen (Nr. 1) entspricht dem 8 243 Nr. 5; vgl. $ 243 Anm. V1. Es 
genügt, daß einer der Teilnehmer bei Begehung der Tat Waffen bei sich führte, auch 
wenn er nur Anstifter oder Gehilfe ist (RGSt. 54 248). 

Über das Zusammentreffen mit Vorschriften des Waffengesetzes vgl. RGSt. 66 117, 
RG JW 1982 S. 407 mit Anm. Hoche, JW 1988 S. 1414 mit Anm. Oetker; Hoche, Waf- 
fengesetz (1938) S. 136. 


2. Der Bandenraub (Nr. 2) entspricht dem $ 243 Nr. 6; vgl. $ 243 Anm. VII. 


8. Der Straßenraub (Nr. 3) deckt sich zum Teil mit $ 243 Nr.4; vgl. $ 243 Anm. V. 
Als Tatorte sind hier aber anders als im $ 243 Nr. 4 nicht genannt Postgebäude und 
der dazugehörige Hofraum, ferner nicht der Eisenbahnhof; genannt ist dagegen hier die 
in $ 243 Nr. 4 nicht erwähnte offene See; hierunter ist das offene Meer außerhalb der 
Küstengewässer zu verstehen (and. Gerland S. 602, nach dem zur offenen See das Meer 
außerhalb der Hafen- und Flußmündungen gehört). Hausflure oder die Korridore un- 
verschlossener, allgemein zugänglicher Wohnhäuser kommen als Tatort nicht in Betracht. 
und zwar auch dann nicht, wenn diese Wohnhäuser an einer Straße liegen und von die- 
ser aus für jedermann zugänglich sind (RG JW 1980 S. 3407). Tatobjekt können hier 
alle Sachen sein, nicht nur wie in $ 243 Nr. 4 Gegenstände der Beförderung. 


4. Der nächtliche Raub (Nr. 4) entspricht im wesentlichen dem $ 243 Nr. 7; vgl. $ 243 
Anm. VIII. Als neuer erschwerender Umstand ist hier aber weiter der Fall genannt. 
daß sich der Täter den Eingang gewaltsam verschafft hat. Es kommt hier nicht nur 
Gewalt gegen Personen, sondern auch Gewalt gegen Sachen in Betracht. Stets muß sich 
der Täter oder Mittäter den Eingang gewaltsam zur Begehung eines Raubes oder Dieb- 
stahls verschafft haben (RGSt. 54 248). 

Zwischen den ersten beiden Begehungsformen und Hausfriedensbruch besteht Ge- 
setzeskonkurrenz (RG HRR 1988 Nr. 1207). 


5. Rückfallsraub (Nr. 5) liegt im Unterschied zu $ 244 bereits beim ersten Rückfall 
vor. $ 245 und das dort erwähnte Straftilgungsgesetz gelten aber auch hier. 
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II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; dieser muß den Doppelinhalt 
des Raubes umfassen (vg). $ 249 Anm. IV). 


IV. Über das kommende Recht vgl. $ 251 Anm. VI. 


S 251 
Mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus wird der 
Räuber bestraft, wenn bei dem Raube ein Mensch gemartert, oder durch die gegen ihn 
verübte Gewalt eine schwere Körperverletzung oder der Tod desselben verursacht wor- 
den ist. 


L Als besonders schweren Raub nennt die vorliegende Bestimmung zwei Fälle: den 
Raub mit Marterung und den Raub mit Todesfolge. Einen weiteren Fall enthält das 
Ges. gegen Straßenraub mittels Autofallen vom 22. Juni 1938 (RGBl. I S. 651). Es 
lautet: ‚Wer in räuberischer Absicht eine Autofalle stellt, wird mit dem Tode bestraft.‘“! 
Über Strafverschärfungen in einer Reihe von Fällen vgl. ferner $ 1 VO gegen Gewalt- 
verbrecher (abgedr. im Anhang). | 


N. 1. Martern bedeutet das eine gewisse Zeit andauernde Zufügen heftiger körperlicher 
Schmerzen, das aus einer gefühllosen und unbarmherzigen Gesinnung hervorgegangen 
ist (RGSt. 49 391); nach RG LZ 1918 S. 52, dem LK Anm. 2 zustimmt, muß die Zu- 
fügung der Schmerzen aus Bosheit und Lust am Leiden des anderen geschehen. Das 
Martern muß während des Raubes erfolgen, braucht aber nicht selbst ein Nötigungs- 
mittel zu sein (Binding Lehrbuch 1 S. 315, Gerland S. 603 Anm. 4, LK Anm. 2; and. 
Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 1). 


2. Ein besonders schwerer Raub liegt ferner dann vor, wenn durch die beim Raub 
angewandte Gewalt eine schwere Körperverletzung oder der Tod desjenigen, gegen den 
sich die Gewalt gerichtet hat (hierzu RGSt. 75 54), verursacht worden ist. Die erhöhte 
Strafe tritt nur dann ein, wenn diese Folge fahrlässig herbeigeführt worden ist (vgl. 
Bem. IV 4 vor $ 4). Nach der herrschenden Ansicht ist dagegen ein Verschulden des 
Täters hinsichtlich der schweren Folge nicht erforderlich; die bloße Verursachung wird 
als genügend angesehen (so z. B. RGSt.56 378, Gerland S. 603). 


II. Ein strafbarer Versuch ist in beiden Fällen möglich (vgl. RGSt. 62 423, 69 332). 


IV. Hat ein Teilnehmer am Raube eine der genannten Handlungen begangen, so haf- 
ten dafür auch die übrigen, sofern nicht ein Exzeß vorliegt (RG HRR 1982 Nr. 1523). 


V. Ist die eingetretene schwere Folge beabsichtigt, dann ist Idealkonkurrenz mit Mord, 
Totschlag oder schwerer Körperverletzung möglich (RGSt.4 287, 68 105, RG JW 1987 
S.1328). Vgl. noch oben $ 249 Anm. VII. Mit einfacher Körperverletzung besteht im 
Falle der Marterung Gesetzeskonkurrenz. 

VI. Das kommende Recht will die Fälle des schweren und besonders schweren Raubes nicht ab- 
schließend aufzählen, sondern allgemein für besonders schwere Fälle eine erhöhte Strafe androhen. 
Einzelne Begehungsarten des Raubes, die stets besonders schwere Fälle bilden, sollen ausdrücklich 
hervorgehoben werden (z. B. der Bandenraub). In den Fällen des schweren Raubes ist neben zeitigem 
Zuchthaus Sicherungsverwahrung anzuordnen, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert, auch 


wenn die gewöhnlichen Voraussetzungen für diese Anordnung nicht vorliegen. Vgl. Kohlrausch in 
Gürtner II S. 488, 489. 
S 252 


Wer, bei einem Diebstahle auf frischer Tat betroffen, gegen eine Person Gewalt verübt 
oder Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet, um sich im 
Besitze des gestohlenen Gutes zu erhalten, ist gleich einem Räuber zu bestrafen. 


! Schrifttum: Freisler, DJ 1939 S. 34, v. Gemmingen, DStR 1939 S.6, Kohlrausch- 
Lange S. 741. 
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I. Der räuberische Diebstahl ist ein qualifizierter Fall des Diebstahls; er stellt keinen 
Sondertatbestand dar (Frank Anm. I, Gerland S. 587, LK Anm. 1, Olshausen Anm. 1, 
RGSt. 60 381; and. RGSt. 66 354, RG DJ 1988 S. 1189, RG DR 1940 S. 685, Schwarz 
Anm.1). Der erschwerende Umstand gegenüber dem einfachen Diebstahl liegt darin, 
daß der Täter Gewalt gegen eine Person verübt oder Drohungen mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben anwendet. Vom Raub unterscheidet sich der Tatbestand 
dadurch, daß beim Raub Gewalt oder Drohung das Mittel zur Erlangung des Gewahr- 
sams bilden, beim räuberischen Diebstahl dagegen die Mittel zum Schutze des bereits 
erlangten Gewahrsams sind (RGSt. 73 344). Vgl. noch unten 11 1, VI, VI. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß jemand, bei einem Diebstahl auf 
frischer Tat betroffen, gegen eine Person Gewalt verübt oder Drohungen mit gegenwär- 
tiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet. 

1. Es ist notwendig, daß ein vollendeter Diebstahl im Sinne der $$ 242 ff. vorliegt; 
diebstahlsähnliche Handlungen, z. B. Entwendung nach $ 248a, Mundraub nach $ 370 
Nr. 5 oder ein Feld- oder Forstdiebstahl genügen nicht; für diese Fälle kommt $ 252 
ebensowenig in Betracht wie $ 243 (Frank Anm.IlI 1, Gerland S. 588, LK’ Anm. 2a, 
Olshausen Anm. 2; and. RGSt. 66 354, RG JW 1986 S. 3464, Kohlrausch Anm. ?, 
Mezger JW 1937 S. 1333, Schwarz Anm.1 Aa). 

2. Auf frischer Tat betroffen ist der Dieb nur, wenn er noch am Tatort wahrgenommen 
wird. Auch der Gewahrsamsinhaber, dem die Sache aus der Hand weggenommen wird, 
kann den Täter auf frischer Tat betreffen (RGSt. 78 343 mit Anm. Kohlrausch ZAkDR 
1940 S. 16). 

8. Der Täter muß gegen eine Person Gewalt verüben oder Drohungen mit gegenwärti- 
ger Gefahr für Leib oder Leben anwenden. Über Gewalt vgl. $ 52 Anm. II, über Drohun- 
gen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben vgl. $ 52 Anm. III und dazu RGSt. 
72 230. Gewalt oder Drohung braucht nicht am Tatort angewendet zu werden; es ge- 
nügt, wenn der am Tatort wahrgenommene Dieb (oben 2) dies bei der Verfolgung tut. 

Die Gewalt oder die Drohung braucht sich nicht gegen den Eigentümer oder gegen den 
Gewahrsamsinhaber zu richten; es genügt, daß sie gegen jemand verübt wird, der die 
Sache zugunsten des Berechtigten schützen will. 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz hinsichtlich des Diebstahls und der Ver- 
gewaltigung erforderlich. Zum anderen muß der Täter in der Absicht handeln, sich 
im Besitz des schon gestohlenen Gutes zu erhalten. 


IV. Vollendet ist die Tat erst mit der Verübung von Gewalt oder mit der Anwendung 
von Drohungen. Wird die Vergewaltigung nur versucht, dann liegt trotz Vollendung der 
Wegnahme nur ein versuchter räuberischer Diebstahl vor. 


V. Täter (Mittäter) des räuberischen Diebstahls kann auch sein, wer zu dem Diebstahl 
nur Beihilfe geleistet hat (Frank Anm. III, Gerland S. 588, Schwarz Anm. 5; and. Bin- 
ding Lehrbuch 1 S. 305, LK Anm.7, Olshausen Anm. 7). 


VI. Der Täter ist gleich einem Räuber zu bestrafen. Daraus ist zu entnehmen, daß 
die für den Raub in $$ 250, 251 aufgezählten Erschwerungsgründe auch für den räube- 
rischen Diebstahl gelten (RGSt.?71 66 mit Anm. Mezger JW 1937 S.1333, Frank 
Anm. 112; and. LK Anm. 9). Andererseits ergibt sich daraus, daß der Täter gleich einem 
Räuber zu bestrafen ist, die Unanwendbarkeit des $ 247 (Binding Lehrbuch 1 S. 312). 

Die Rückfallschärfung nach $ 244 greift auch hier ein, sofern nicht die Voraus- 
setzungen des $ 250 Nr. 5 vorliegen (Frank Anm. II 3, Olshausen Anm. 10, Mezger JW 
1937 8. 1333, im Ergebnis auch Binding Lehrbuch 1 S. 305, LK Anm. 2b; and. RGS$t. 
66 355, Schwarz Anm.1 Aa). 
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VII. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 242; mit $ 243 ist dagegen Idealkonkurrenz 
möglich (Olshausen Anm. 10, Mezger JW 1937 S. 1333; and. Schwarz Anm.1 Aa). 

vimi. Das kommende Recht will den räuberischen Diebstahl als qualifizierten Fall des Diebstahls 
auffassen; er soll unmittelbar den sonstigen erschwerten Fällen des Diebstahls folgen. Der Absicht, 


die Sache sich oder einem anderen zu erhalten, soll das Bestreben gleichgestellt werden, sich oder einen 
sonst an der Straftat Beteiligten der Bestrafung zu entziehen. Vgl. Kohlrausch in Gürtner II S.484 85. 


8 253 


Wer einen anderen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfind- 
lichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt und dadurch dem Ver- 
mögen des Genötigten oder eines anderen Nachteil zufügt, um sich oder einen Dritten 
zu Unrecht zu bereichern, wird wegen Erpressung mit Zuchthaus oder mit Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten bestralt. 

Reechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Zufügung des an- 
gedrohten Übels zu dem angestrebten Zweck dem gesunden Volksempfinden widerspricht. 

Schrifttum: Busch, Erpressung und Betrug, 1922. - Engelhard, Zur Problematik des Erpres- 
sungstatbestandes, in: Festg. Frank II S. 391. — Klee, Der Erpressungsbegriff auf vertragsrechtlicher 
Grundlage, 1911. —- Klee, Nötigung und Erpressung, DStR 1943 S. 125. -— Kollmann, Die Lehre 


von der Erpressung, 1910. — Schröder, Über die Abgrenzung des Diebstahls von Betrug und Er- 
pressung, ZStW 60 S. 33. 


Kriminologisch: Brauntmeier, Die Erpressung in kriminalsoziologischer Betrachtung, 1933 
(StrafrAbh. Heft 288).-Schuster, Die Erpressungskriminalität im Bezirk des Landgerichts Wupper- 
tal in den Jahren 1927-37. 1940 (Untersuchungen zur Kriminalität in Deutschland Heft 8). 


I. Die Erpressung ist eine Nötigung, die gegen die Unbeeinflußtheit der wirtschaft- 
lichen Dispositionen von äußerem Zwang gerichtet ist (Schröder aaO S. 95). Geschütztes 
Bechtsgut ist nicht nur Vermögen oder Freiheit, sondern Vermögen und Freiheit (Frank 
Anm. I, Gerland S. 645, v.Hippel Lehrbuch S. 261, v.Liszt-Schmidt S. 678, Olshausen 
Anm. 2). Indem das Gesetz jetzt für den äußeren Tatbestand die Zufügung eines Nach- 
teils für das Vermögen verlangt, stellt es klar, daß die Erpressung nicht nur ein Delikt 
gegen die Freiheit, sondern auch gegen das Vermögen ist. 


II. Der äußere Tatbestand erfordert, daß ein anderer durch Gewalt oder Drohung zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung genötigt und dadurch dem Vermögen des 
Genötigten oder eines anderen Nachteil zugefügt wird. 

1. Die Mittel der Nötigung sind Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel. 

a) Gewalt bedeutet die Entfaltung von Kraft zur Überwindung eines Widerstandes. 
Es genügt hier vis absoluta und vis compulsiva (vgl. $ 240 Anm. III 4). Im Unterschied 
zu $ 240 kommt hier aber nur Gewalt gegen Sachen in Betracht; physische Gewalt gegen 
die Person fällt unter $ 255 (Frank Anm. II 1, Gerland S. 645, Mezger Grundriß S. 229). 


b) Als zweites Nötigungsmittel nennt das Gesetz Drohung mit einem empfindlichen 
Übel. Eine derartige Drohung ist dann gegeben, wenn eine erhebliche Einbuße an Wer- 
ten zu besorgen ist und der drohende Verlust geeignet ist, einen besonnenen Menschen 
zu dem mit der Drohung erstrebten Verhalten zu bestimmen. Es kommen nicht nur 
Drohungen mit einer strafbaren Handlung in Betracht; andererseits ist auch nicht jede 
Drohung mit einer strafbaren Handlung eine Erpressung; die Drohung ist vielmehr 
mit dem im Einzelfall verfolgten Zweck in Beziehung zu setzen (vgl. unten III). Eine 
Drohung in diesem Sinne ist z. B. die Mitteilung, jemand bei Nichtzahlung eines bestimm- 
ten Betrages durch Veröffentlichungen in der Presse bloßzustellen (RGSt. 64 381; sog. 
Chantage). Weiter kann eine Drohung z. B. in der Erklärung eines Droschenkutschers lie- 
gen, nicht weiterfahren zu wollen, wenn nicht ein höherer als der tarifmäßige Fahrlohn 
gezahlt werde (R 6 508), in der Erklärung eines Hausdieners, eine Reisetasche nicht 
herausgeben zu wollen, wenn ihm kein Trinkgeld gezahlt werde (RG DJZ 1908 Sp. 140). 
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Stellt dagegen der Mieter Kündigung in Aussicht, falls nicht gewisse Reparaturen vor- 
genommen werden, so ist dies keine Erpressung (Gerland S. 646). 

Es ist nicht erforderlich, daß der Täter die Drohung auch verwirklichen will; es genügt 
bei ihm das Bewußtsein, daß der Genötigte an die Ernstlichkeit glaube und von diesem 
Glauben in seinen Entschlüssen bestimmt werde. Unerheblich ist auch, ob der Bedrohte 
sich bedroht fühlt; entscheidend ist, ob der Täter Zwang ausüben will (RGSt. 64 381). 

Das angedrohte Übel kann auch in einer Unterlassung bestehen, sofern das Handeln 
rechtlich geboten ist (RGSt. 68 425, 72 76; and. Gerland S. 646). 

Zu unterscheiden von der Drohung ist die bloße Warnung. Wer warnt, will die Auf- 
merksamkeit auf etwas lenken, was eine vom Willen des Täters unabhängige Folge eines 
gewissen Tuns darstellt (RGSt. 84 79). Der Drohende willden Willen des anderen beugen; 
der Warnende will dem Verstand des anderen die Folgen seines eigenen Tuns vorstellen 
(RG JW 1923 S. 398). 

c) Die Drohung oder die Gewalt muß gegen denjenigen gerichtet sein, von dessen Willen 
die Gewährung des Vorteils abhängt; doch brauchen der Genötigte und der durch die 
Leistung Geschädigte — wie beim Betrug - nicht dieselbe Person zu sein; es genügt, daß 
der Genötigte in der Lage ist, über das Vermögen eines anderen zu dessen Nachteil zu 
verfügen (RGSt. 68 165, 71 292); vgl. aber auch RG HRR 1940 Nr. 959. 


2. Durch Gewalt oder Drohung muß der andere zu einer Handiung, Duldung oder 
Unterlassung genötigt werden. Da die Erpressung den Eintritt eines Vermögensnachteils 
und Bereicherungsabsicht erfordert, muß das abgenötigte Verhalten zum mindesten 
eine wenn auch nur mittelbare vermögensrechtliche Bedeutung haben. Man wird sich 
damit aber nicht begnügen können, sondern vielmehr erfordern müssen, daß sich das 
abgenötigte Verhalten als Vermögensverfügung darstellt, also eine unmittelbare 
Einwirkung des Genötigten auf sein oder eines anderen Vermögen stattgefunden hat 
(Schröder aaO S. 95, Schwarz Anm. 2; vgl. auch RG JW 1984 S. 488). Demgegenüber 
ist z. B. nach Binding Lehrbuch 1 S. 376 eine Vermögensverfügung des Genötigten 
nicht erforderlich; es wird als genügend angesehen, daß das Verhalten des Genötigten 
es dem Täter ermöglicht hat, die schädigende Handlung selbst vorzunehmen. 

8. Zum äußeren Tatbestand gehört weiter der Eintritt eines Vermögensschadens. 
Der Täter muß durch die Nötigung dem Vermögen des Genötigten oder eines anderen 
Nachteil zufügen. Ein Nachteil ist dann zugefügt, wenn die Gesamtvermögenslage des 
Betroffenen nach der Tat ungünstiger ist als vorher; es kommen hier die gleichen Ge- 
sichtspunkte in Betracht wie für die Prüfung des Vermögensschadens beim Betrug 
(vgl. $ 263 Anm. VI). 


III. Rechtswidrig ist die Tat dann, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Zufü- 
gung des angedrohten Übels zu dem angestrebten Zweck dem gesunden Volksempfinden 
widerspricht (Abs. 2). Nicht rechtswidrig ist die Drohung z. B. dann, wenn jemand 
seinem Verkäufer droht, die Beziehungen zu ihm abzubrechen, wenn er eine vielleicht 
unbegründete Mängelrüge nicht anerkennen will. Die Rechtswidrigkeit fehlt ferner etwa, 
wenn jemand seinen beim Diebstahl ertappten Angestellten durch die Drohung mit 
einer Strafanzeige bestimmt, die gestohlene Sache wieder zurückzugeben. Andererseits 
schließt der Umstand, daß eine Handlung oder ein Verhalten in Aussicht gestellt wird, 
zu dem der Drohende berechtigt sein würde, noch nicht ohne weiteres die Rechtswidrig- 
keit aus; auch die Drohung mit einer Anzeige oder mit einer Klage (vgl. RGSt. 49 356) 
oder mit einer Meldung an die NSDAP? (vgl. RG DR 1941 S. 1403, 2178) kann rechts- 
widrig sein. Vgl. im übrigen noch $ 240 Anm.\V. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz und die Absicht, sich oder einen Dritten 
zu Unrecht zu bereichern, erforderlich. 
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1. Zum Vorsatz gehört das Bewußtsein und der Wille, einen anderen durch Gewalt 
oder Drohung zu nötigen, d.h. ihm ein anderes Verhalten, als es seinem freien Willen 
entsprechen würde, zwangsweise aufzudrängen (RGSt.64381, RG DR 1941 S.1403). Un- 
erheblich ist, ob der Bedrohte zu seinem Entschluß sofort oder erst nach reiflicher Über- 
legung kommen soll (RGSt. 64 16). Ferner muß der Täter den Willen haben, durch die 

Nötigung das Vermögen des Genötigten zu schädigen (RGSt. 67 201, 71 292). 


2. Weiter muß der Täter in der Absicht handeln, sich oder einen Dritten zu Unrecht 
zu bereichern. 

a) Bereicherung ist jede günstigere Gestaltung der Vermögenslage. Als Bereicherung 
ist z. B. angesehen worden die Erlangung eines Beweismittels (Schuldschein) für eine 
Forderung (RG GoltdArch. 44 S. 396), unter Umständen der Abschluß eines Zwangs- 
vergleichs im Konkurse (R 8 137), die Erteilung eines gewinnbringenden Auftrages 
(RGSt. 83 409), die Erlangung von Kredit. 

Die Erstrebung einer Bereicherung setzt voraus, daß der Wert des Gesamtvermögens 
vermehrt werden soll (RGSt. 67 202). Eine Bereicherung liegt dann nicht vor, wenn die 
Entziehung einzelner Vermögensbestandteile von Geldwert durch gleichzeitige Ver- 
mehrung des Vermögens um andere Vermögensbestandteile von gleichem Geldwert 
ausgeglichen und dadurch das Vermögen als die Summe der wirtschaftlichen Güter 
ın seinem gesamten Geldwert aufrechterhalten werden kann (RGSt. 64 382). Bei dem 
Verzicht auf einen Anspruch als Gegenwert kann es z. B. an der Bereicherung fehlen 
(RGSt. 86 384). Übereinstimmend die herrschende Ansicht, z. B. Frank Anm.IV, 
Gerland S. 647; demgegenüber nimmt LK Anm. 2b an, daß eine wirtschaftliche Aus- 
gleichung nicht den Begriff des Vermögensvorteils (Bereicherung) beseitige. 

b) Im Unterschied zu der früheren Fassung stellt das Gesetz nicht mehr auf die Rechts- 
widrigkeit des erstrebten Vermögensvorteils ab, sondern darauf, ob der Täter den Vorteil 
zu Unrecht erstrebt. Entscheidend ist also, ob die erstrebte Bereicherung für die Volks- 
anschauung als Unrecht erscheint, unabhängig davon, ob und wie das im bürger- 
lichen Recht zum Ausdruck kommt. Eine Bereicherung kann auch dann zu Unrecht er- 
strebt sein, wenn der Täter denselben Vorteil ohne die Nötigung auf andere Weise hätte 
erlangen können (RG JW 1980 S. 2548 mit Anm. Bohne). Vgl. noch die Beispiele bei 
Klee DStR 1943 S. 131. 

c) Die erstrebte Bereicherung muß dem Schaden entsprechen, den der Täter zu- 
fügen will; es muß also Stoffgleichheit zwischen Schaden und Nutzen bestehen (RGSt. 
67 201, 71 291). Es ist mithin keine Erpressung, wenn jemand die Beschädigung eines 
fremden Vermögens erzwingt, um von einem Dritten dafür belohnt zu werden (RGSt. 
53 283). 

d) Absicht ist hier im Sinne einer den Willen bestimmeaden Vorstellung zu verstehen. 
An der Bereicherungsabsicht fehlt es regelmäßig dann, wenn der durch eine strafbare 
Handlung Verletzte unter Drohung mit Anzeige die Zahlung einer Buße an einen Dritten 
(z. B. an die NSV) verlangt. 

Hinsichtlich der Unrechtmäßigkeit des erstrebten Vermögensvorteils genügt bedingter 
Vorsatz (RGSt. 55 259). 


V. Vollendet ist die Erpressung nicht bereits mit der erzwungenen Handlung, Duldung 
oder Unterlassung, sondern erst, wenn ein Vermögensnachteil für den Genötigten oder 
einen anderen, auf dessen Vermögen der Genötigte einwirken kann, eingetreten ist. 
Vollendete Erpressung liegt auch dann vor, wenn der Bedrohte nur einen geringeren Be- 
trag als den geforderten bezahlt hat (RGSt. 88 78; vgl. aber weiter RG JW 1984 S. 488). 
Für den Versuch genügt es, daß mit der Ausführung der Nötigung, also der Anwendung 
von Gewalt oder Drohung, begonnen worden ist, z. B. ein Drohbrief abgesendet ist. Ein 
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strafbarer Versuch liegt auch dann vor, wenn der Nötigende das an sich zur Willens- 
beeinflussung ungeeignete Mittel dazu für geeignet gehalten hat (RGSt. 71 292). 


VI. Als Strafe ist Zuchthaus oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten angedroht. 
Mit Rücksicht auf diese gegenüber der früheren Fassung erfolgte Erhöhung der Straf- 
drohung hat die StrafrechtsangleichungsVO den bisherigen $ 254 über die sogen. 
schwere Erpressung gestrichen. 

Einen qualifizierten Fall der Erpressung enthält $ 255. Über Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte und Polizeiaufsicht vgl. $ 256. 


VI. Mittäterschaft ist auch in derWeise möglich, daß der eine Mittäter nur eine Nöti- 
gung begeht, da ihm die Bereicherungsabsicht fehlt, während der andere Mittäter sich 
der Erpressung schuldig macht, da bei ihm diese Absicht vorhanden ist (vgl. RGSt. 
54 153). Der Anstifter braucht selbst keine Bereicherungsabsicht zu haben (RGSt.56 172). 
Beihilfe ist nicht nur bis zur Vollendung, sondern bis zur tatsächlichen Beendigung mög- 
lich (RG LZ 1921 Sp. 461, RG HRR 1940 Nr. 469). 


VIN. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 

1. Mit Nötigung ($ 240) und mit Bedrohung ($ 241) steht Erpressung regelmäßig ın 
Gesetzeskonkurrenz; diesen Bestimmungen geht $& 253 meist als das speziellere Gesetz 
vor (RGSt. 41 276). Idealkonkurrenz mit $ 240 kommt dann in Betracht, sobald die 
Drohung zwei verschiedene Zwecke verfolgt, von denen der eine dem $ 253, der andere 
nur dem $ 240 entspricht (RG GoltdArch. 48 S. 451). 

2. Zwischen Raub und Erpressung besteht für den Regelfall Gesetzeskonkurrenz; 
Raub geht als das speziellere Delikt vor (RGSt.4 432, Frank Anm. VII 3; and. Ols- 
hausen Anm. 13c). Idealkonkurrenz ist aber in dem Falle möglich, wenn dasselbe Zwangs- 
mittel zur Wegnahme der einen und zur Herausgabe der anderen Sache führt (vgl. 
RGSt.55 240). 

8. Zwischen Betrug und Erpressung besteht dann Idealkonkurrenz, wenn neben den 
durch Drohung hervorgerufenen Vorstellungen geflissentlich Irrtumserregungen über 
anderweite, mit dem in Aussicht stehenden Übel nicht zusammenhängende Tatsachen 
auf die Entschließung des Genötigten eingewirkt haben, so daß diese Entschließung teils 
dem Einfluß der Furcht, teils dem Einfluß der Täuschung zuzuschreiben ist. Idealkon- 
kurrenz kommt dagegen dann nicht in Betracht, wenn die neben der Drohung herlaufende 
Irrtumserregung nur darauf berechnet ist, das in Aussicht gestellte Übel in einem mög- 
lichst grellen Licht und irreführend erscheinen zu lassen (RG JW 1984 S. 3285, DR 
1940 S.27 Nr.9, RG HRR 1941 Nr. 169); im wesentlichen übereinstimmend Busch 
aaO S. 52ff. Dagegen wollen Binding Lehrbuch 1 S. 373, Gerland S. 648, LK Ann. 12 
auch in den zuerst genannten Fällen die Strafe eines etwaigen Betruges in der Erpressung 
aufgehen lassen und nur Erpressung annehmen. 

4. Was das Verhältnis der Erpressung zu anderen in Bereicherungsabsicht be- 
gangenen Vermögensverbrechen (z.B. Diebstahl) betrifft, so wird hier vielfach 
angenommen, daß nur wegen Erpressung zu bestrafen ist, wenn diese das schwerere Ver- 
brechen ist (so z. B. im Verhältnis zum einfachen Diebstahl); im Verhältnis zum schweren 
Diebstahl hält Frank Anm. VII 2 Idealkonkurrenz für möglich, während nach Gerland 
S. 648, LK Anm. 12 in einem derartigen Falle nur $ 243 angewendet werden soll. Ein- 
gehende kritische Untersuchung des ganzen Fragengebiets jetzt bei Schröder aaO S. 100. 


5. Bei mehreren Erpressungshandlungen gegen verschiedene Personen kommt Fort- 
setzungszusammenhang nicht in Betracht (RG HRR 1987 Nr. 981). 


IX. Zum Schutze von Opfern einer Erpressung ist der Verfolgungszwang gelockert. 
Bei der Drohung mit Offenbarung einer Straftat braucht der Staatsanwalt die Tat, deren 
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Offenbarung angedroht worden ist, nur dann zu verfolgen, wenn es zur Sühne und zum 
Schutze der Volksgemeinschaft unerläßlich ist ($ 154b StPO). Vgl. hierzu Kreusch GS 
109 S. 396. 

X. Das kommende Recht will die Erpressung mit dem Wucher zusammenstellen und als Ausbeutungs- 
verbrechen behandeln. Die übrigen für das kommende Recht in Aussicht genommenen Änderungen 


sind bereits durch die StrafrechtsangleichungsVO vorweggenommen worden. Vgl. näher Kohlrausch 
in Gürtner II S. 492, aber auch S. 486. 


S 254 


ist durch Art.12 der StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
vgl. $ 253 Anm. VI]. 


S 255 


Wird die Erpressung durch Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben begangen, so ist der Täter 
gleich einem Räuber zu bestrafen. 


I. Die Vorschrift behandelt die sog. räuberische Erpressung. Es handelt sich auch hier 
um einen qualifizierten Fall der Erpressung. 


Il. Die Erpressung muß durch Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben begangen werden. Unter 
Gewalt ist hier nur die unmittelbar physisch auf die Person des Verletzten einwirkende 
Gewalt zu verstehen. Über Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben 
vgl. $ 52 Anm. Ill. 


III. Idealkonkurrenz ist möglich mit Mord und Totschlag (RGSt. 44 344), mit Körper- 
verletzung, mit der Plünderung von Sachen gemäß $ 125 Abs. 2 (RGSt.56 247). Mit 
Raub besteht in der Regel Gesetzeskonkurrenz; $ 249 geht als das speziellere Gesetz vor; 
ausnahmsweise kommt aber Idealkonkurrenz in Betracht, so z. B. dann, wenn der Täter 
zur Duldung der Wegnahme und außerdem zu einer Handlung, namentlich zur Heraus- 
gabe noch anderer Sachen nötigt (RGSt. 55 240). Demgegenüber hält Gerland S. 649 
Idealkonkurrenz stets für ausgeschlossen. 


IV. Der Täter ist gleich einem Räuber zu bestrafen. Dies bedeutet, daß die $$ 249, 
250, 251 entsprechend anzuwenden sind (RGSt.55 242), nicht aber $ 252. Auch hier 
kann nach $ 256 auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 

Der Teilnehmer ist, wenn er nur eine einfache Wegnahme will, aus $ 242 zu bestrafen 
(RGSt. 67 344). 

V. Das kommende Recht will das Abnötigen einer Sache demWegnehmen gleichstellen und auch als 


Raub ansehen; die räuberische Erpressung geht damit in dem Raube auf. Vgl. Kohlrausch in Gürtner 
II S. 487, 494 und oben $ 249 Anm. VIII. 


S 256 


Neben der wegen Erpressung erkannten Gelängnisstrafe kann auf Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte und neben der wegen Raubes oder Erpressung erkannten Zuchthaus- 
strale auf Zulässigkeit von Polizeiaulsicht erkannt werden. 


Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte neben einer Zuchthausstrafe ist be- 
reits nach $ 32 zulässig. 


EINUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT. BEGÜNSTIGUNG UND HEHLEREI 


Über Schrifttum zu den Vermögensdelikten im allgemeinen vgl. die Bemerkung ver 
$ 242. 
$ 257 

Wer nach Begehung eines Verbrechens oder Vergehens dem Täter oder Teilnehmer 
wissentlich Beistand leistet, um denselben der Bestrafung zu entziehen oder um ihm die 
Vorteile des Verbrechens oder Vergehens zu sichern, ist wegen Begünstigung mit Geld- 
strafe oder mit Gelängnis bis zu einem Jahre und, wenn er diesen Beistand seines Vor- 
teils wegen leistet, mit Gefängnis zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch, der Art oder dem 
Maße nach, keine schwerere sein, als die auf die Handlung selbst angedrohte. 

Die Begünstigung ist straflos, wenn dieselbe dem Täter oder Teilnehmer von einem 
Angehörigen gewährt worden ist, um ihn der Bestrafung zu entziehen. 

Die Begünstigung ist als Beihilfe zu bestrafen, wenn sie vor Begehung der Tat zugesagt 
worden ist. Diese Bestimmung findet auch auf Angehörige Anwendung. 


1. Die Vorschrift behandelt die Begünstigung. Nach der Absicht des Täters ist zwischen 
persönlicher und sachlicher Begünstigung zu unterscheiden. Persönliche Begünstigung 
liegt vor, wenn der Begünstigte der Strafe entzogen werden soll; die sachliche Begün- 
stigung bezweckt dagegen, dem Begünstigten die Vorteile seiner Tat zu sichern. 
Kennzeichnend für die Begünstigung ist die Absicht des Täters, eine fremde Tat zu 
unterstützen (RGSt. 70 384). Geschütztes Rechtsgut ist in beiden Fällen die staatliche 
Rechtspflege. Die persönliche Begünstigung stellt eine Strafvereitlung oder Strafgefähr- 
dung dar (RGSt. 76 123). Aber auch das Wesen der sachlichen Begünstigung besteht in 
einer Hemmung der staatlichen Rechtspflege; der Täter will verhindern, daß der dem 
Gesetz entsprechende Zustand wieder hergestellt wird (RGSt. 54 134, 55 19, 58 292). Im 
Schrifttum sehen für beide Fälle die staatliche Rechtspflege als geschütztes Rechtsgut 
an Gerland S. 378, v.Hippel Lehrbuch S. 327 Anm.3, Kohlrausch Anm.i, v.Liszt- 
Schmidt S. 843, Mezger Grundriß S. 187, Olshausen Anm. 1, Schwarz Anm. 1 B. Dem- 
gegenüber richtet sich nach Binding Lehrbuch 2 S. 642 die sachliche Begünstigung gegen 
das Vermögen, nach Frank Anm. I, LK Anm. II gegen dasselbe Rechtsgut wie die Vortat. 

Kennzeichnend für die Begünstigung ist die Unterstützung eines Verbrechens nach 
begangener Tat. Dies unterscheidet die Begünstigung von der Teilnahme; die Teil- 
nahme bezieht sich stets auf eine erst bevorstehende Tat (vgl. RGSt. 58 14, 78 333). Die 
Begünstigungsabsicht gegenüber dem Vortäter unterscheidet die Begünstigung auch von 
der Hehlerei des $ 259. „Während die Handlung des Täters aus $ 259 sich auf eine 
durch den Vortäter strafbare, unter Verletzung fremder Vermögensrechte erlangte 
Sache bezieht, hat es der Begünstiger mit der strafbaren Handlung des Vortäters zu 
tun, die dem letzteren Vorteile verschafft‘ (RGSt. 54 13%, 76 32). Vgl. näher $259 Anm.Il. 

Die Begünstigung stellt eine zur selbständigen Straftat erhobene Versuchshandlung 
dar, wobei die Vollendung schon in der Handlung selbst liegt, die einen rechtswidrigen 
Eingriff in die staatliche Rechtspflege enthält oder darauf ausgeht, sie zu hemmen (RGSt. 
60 366, 66 324). | 

Man hat verschiedentlich davon gesprochen, daß die Begünstigung akzessorischer 
Natur sei (so vor allem Frank Anm. III). Dies ist insoweit zutreffend, wenn man darun- 
ter nur die Abhängigkeit vom Vorhandensein einer anderen strafbaren Tat versteht (vgl. 
unten II). Aus der angeblichen Akzessorietät der Begünstigung hat man aber zu weit- 
gehende Folgerungen gezogen; um Mißverständnisse auszuschließen, sollte man besser 
nicht von einer Akzessorietät der Begünstigung sprechen (LK Anm. TI). 
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II. Die Begünstigung muß sich auf eine bereits begangene strafbare Handlung be- 
ziehen; vorausgesetzt wird eine strafbare Vortat. 

1. Die Vortat muß ein Verbrechen oder ein Vergehen sein, die Begünstigung einer 
Übertretung bleibt straflos, sofern nicht in Nebengesetzen eine Ausnahme vorgesehen ist. 
Für die Tat muß - bei der persönlichen Begünstigung - eine kriminelle Strafe angedroht 
sein; eine Ordnungsstrafe nach der PreisstrafVO genügt nicht (RGSt. 75 234 mit Anm. 
Mittelbach DR 1941 S. 2047). 

2. Die Vortat kann auch eine Teilnahmehandlung sein. Ist die Vortat ein Versuch, so 
kommt nur persönliche Begünstigung in Betracht (Frank Anm. II 3, Gerland S. 379; 
and. v.Hippel Lehrbuch S. 328 Anm. 3). 

3. Die Begünstigung eines Sonderdelikts setzt nicht voraus, daß der Begünstiger 
es selbst begehen kann. 

4. Bei der Vortat muß der objektive und der subjektive Tatbestand erfüllt sein. Ist 
die Vortat in Notwehr vorgenommen, dann kommt eine Begünstigung nicht in Betracht. 
Bei Unzurechnungsfähigkeit des Vortäters ist in entsprechender Anwendung ($ 2) wegen 
Begünstigung zu bestrafen (Rietzsch DJ 1943 S. 311). Greift für den Vortäter ein persön- 
licher Strafausschließungsgrund ein, so wird dadurch nicht die Strafbarkeit wegen sach- 
licher Begünstigung ausgeschlossen; persönliche Begünstigung ist dann allerdings nicht 
mehr möglich. Ist die Vortat ein Antragsdelikt, so kann strafbare Begünstigung schon 
vor Stellung des Antrages geleistet werden; eine Verfolgung wegen persönlicher Begünsti- 
gung ist aber erst nach Stellung des Antrages möglich (RGSt. 75 234 mit Anm, Mittel- 
bach DR 1941 S. 2047), die Verfolgung wegen sachlicher Begünstigung hängt dagegen 
von der Stellung des Antrages ab (LK Anm. T 3, II 1, Olshausen Anm. 2, 32; zum Teil 
abweichend Frank Anm. II 1). Ist die Vortat wegen Verjährung nicht mehr verfolgbar, 
dann kommt eine persönliche Begünstigung nicht in Betracht (RGSt. 76 123). 

56. Das die Begünstigung beurteilende Gericht hat die Strafbarkeit der Vortat selb- 
ständig zu prüfen (RGSt.58 290), sofern nicht der Begünstigte nach seiner rechts- 
kräftigen Verurteilung der Strafvollstreckung entzogen werden soll; im letzteren Falle 
darf das rechtskräftige Urteil in dem Strafverfahren gegen den Begünstiger nicht nach- 
geprüft werden (RGSt. 78 333; and. Binding Lehrbuch 2 S. 647). 


IT. Die Handlung besteht darin, daß dem Täter oder Teilnehmer der Vortat Beistand . 
geleistet wird. Ein Beistandleisten liegt dann vor, wenn die Handlung des Begünstigers 
an sich geeignet ist, den von ihm erstrebten Erfolg herbeizuführen, auch wenn sie im 
gegebenen Falle nicht dazu geführt hat (RGSt. 58 15, 76 123, Binding Lehrbuch 2 S. 655, 
v. Hippel Lehrbuch S. 328, Kohlrausch Anm. 4, Olshausen Anm. 10). 

Von anderen wird verlangt, daß die Lage des Vortäters durch die hierzu bestimmte 
und geeignete Handlung verbessert werden müsse (so Frank Anm. V, Gerland S. 350, 
v. Liszt-Schmidt S. 845, RGSt. 76 34, RG DR 1989 S. 1067). Die Leistung von Bei- 
stand kann durch Rat oder Tat geschehen. 

1. Bei der persönlichen Begünstigung kann z. B. Beistand geleistet werden dıırch die 
wahrheitswidrige Angabe, man kenne den Täter oder den Aufbewahrungsort einer ge- 
stohlenen Sache nicht (RGSt. 54 41), durch Einwirkung auf einen anderen, in einem Straf- 
verfahren keine Angaben zu machen (RG DR 1989 S. 1067), durch Trübung einer Be- 
weisquelle zwischen der Eröffnung des Hauptverfahrens und der Hauptverhandlung 
(RGSt. 50 365, 66 324), durch Verbergen einer verurteilten Person vor der Polizei (RGSt. 
78 331), durch Verbüßen einer Strafe für einen anderen (RGSt.8 367), durch Zahlung 
der Geldstrafe für den Verurteilten (RGSt. 80 232 und hierzu Frank Anm. V 1a, v.Hip- 
pel Lehrbuch 8. 329 Anm. 5), durch Verschaffen von Bargeld zur Verdeckung von Ver- 
untreuungen (RG HRR 1980 Nr. 1559), durch unrichtige Angaben in einem für einen 
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anderen eingereichten Gnadengesuch (RGSt. 85 128 und hierzu Olshausen Anm. 19). 
Nach RG JW 1929 S. 2730, 1986 S. 2806 kann schon in einer bloß mündlichen Verein- 
barung von Zeugen, zugunsten des Beschuldigten die Unwahrheit zu sagen, um ihn der 
Bestrafung zu entziehen, ein Beistandleisten liegen. _ 

Nicht kommt als Leistung von Beistand in Betracht eine Einwirkung auf den An- 
tragsberechtigten dahin, daß er veranlaßt wird, den Strafantrag nicht zu stellen oder 
den gestellten zurückzuziehen (RGSt. 40 394). Erforderlich ist allerdings immer, daß 
die Zurücknahme des Strafantrags von der freien Entschließung des Berechtigten ab- 
hängig bleibt; ist dies nicht der Fall, dann kann eine Begünstigung vorliegen (RG DStR 
1936 S. 368). 

2. Bei der sachlichen Begünstigung kann Leisten von Beistand z. B. in der Hilfeleistung 
bei der Bergung der gestohlenen Sachen oder in der Erhebung des Betrages auf das von 
dem Vortäter gestohlene Sparkassenbuch (RGSt. 39 236) liegen. 


8. Eine Beistandleistung durch Unterlassen ist nur bei besonderer Rechtspflicht zum 
Handeln strafbar. Ein Zugführer, der zugleich Bahnpolizeibeamter ist, ist zur Meldung 
eines Diebstahls verpflichtet (RGSt. 58 108) ; dagegen verneint RGSt. 57 242 eine Rechts- 
pflicht des Vermieters zur Hinderung der Unterbringung gestohlener Sachen; hierzu 
noch RG JW 1980 S. 3407, 1981 S. 1576 mit Anm. H. Mayer. Ein Ehemann, der duldet, 
daß seine Frau fortlaufend gehehlte Waren in der ehelichen Wohnung unterbringt und 
mit diesen Waren Handel treibt, begeht Begünstigung durch pflichtwidrige Unterlas- 
sung (RG DR 1948 S. 234). Ein Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, sich selbst dem 
Gericht gegenüber ungefragt einer Handlung zu bezichtigen, die zur Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens gegen ihn wegen Aufforderung zum Meineid und Anstiftung zur 
Begünstigung führen könnte (RGSt. 70 393 mit Anm. Noack J W 1937 S. 758); vgl. 
zum Beistandleisten durch Unterlassen seitens eines Rechtsanwalts weiter LG Hamburg 
JW 1988 S. 448 mit Anm. Noack. 

4. Zur Frage der Begünstigung durch einen Strafverteldiger vgl. RGSt. 66 324, 70 392 
mit Anm. Noack JW 1937 S. 758, LG Hamburg JW 1938 S. 448 mit Anm. Noack. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist zwischen der persönlichen und der sachlichen Be- 
günstigung zu unterscheiden. 


1. Bei der persönlichen Begünstigung ist für den Vorsatz zunächst das Wissen des Täters 
erforderlich, daß der Vortäter eine strafbare Handlung begangen hat. Der Begünstiger 
braucht aber nicht aus den ihm bekannten Tatsachen den zutreffenden rechtlichen Schluß 
gezogen und die Strafbarkeit der Vortat erkannt zu haben. Bedingter Vorsatz genügt 
(RGSt. 71 154, RG DR 19839 S. 1067). Begründen besondere Eigenschaften oder Ver- 
hältnisse des Vortäters dessen Strafbarkeit, dann muß sich der Vorsatz auch auf diese 
erstrecken. 

Der Begünstiger muß weiter die Absicht haben, den Vortäter der Bestrafung zu ent- 
ziehen. Unter Absicht ist hier der auf den Erfolg der Strafverteilung gerichtete Wille zu 
verstehen. Dieser von dem Täter angestrebte Zweck braucht aber nicht der einzige oder 
ausschließliche gewesen zu sein (RGSt.55 126). Ein Der-Bestrafung-Entziehen kann auch 
dadurch begangen werden, daß ein Verurteilter zeitweilig der Strafvollstreckung ent- 
zogen wird (RGSt. 78 332). Von dem Erfordernis einer nach dieser Richtung gehenden 
Absicht kann auch nicht mit Hilfe des $ 2 abgesehen werden (RGSt. 70 384, RG JW 
1987 S. 3092). 


2. Der innere Tatbestand bei der sachlichen Begünstigung. 


a) Für den Vorsatz ist das Bewußtsein des Täters erforderlich, daß der Begünstigte 
eine strafbare Handlung begangen und infolgedessen einen bestimmten Vorteil hat; 
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die Art der Tat und des Vorteils braucht er nicht zu kennen (RGSt. 76 34). Bedingter 
Vorsatz genügt (RGSt. 76 34). 


b) Weiter muß der Täter die Absicht haben, dem Begünstigten die Vorteile des Ver- 
brechens oder Vergehens zu sichern. Von einer nach dieser Richtung gehenden Absicht 
kann auch nicht auf Grund des $ 2 abgesehen werden (RGSt. 70 384). Absicht bedeutet 
auch hier (vgl. schon oben 1) den auf den Erfolg gerichteten Willen des Handelnden. 
Dieser vom Täter angestrebte Zweck braucht auch hier nicht der einzige und ausschließ- 
liche gewesen zu sein (RGSt 55 126). Die Absicht muß darauf gerichtet sein, dem Vor- 
täter die Vorteile gegen ein Entziehen zugunsten des Verletzten zu sichern; eine Hand- 
lung, die nur der Erhaltung der durch die Vortat erlangten Sache gegen Naturgewalten, 
rechtswidrige Angriffe oder dergl. dient, genügt nicht (RGSt. 76 33, RG JW 1988 
8. 793). Ausreichend ist aber die Absicht, dem Berechtigten den Zugriff zu erschweren 
(RG HRR 1984 Nr. 1422). 

Als Vorteile kommen nicht nur Vermögensvorteile in Betracht, sondern Vorteile aller 
Art (RGSt. 54 134, Frank Anm. VI 2, LK Anm. II 2, Olshausen Anm. 31; and. Binding 
Lehrbuch 2 S. 664, v.Liszt-Schmidt S. 846). Zweifelhaft ist, ob die Vorteile unmittelbar 
durch die Straftat erlangt sein müssen (so RGSt. 55 19, RG HRR 1984 Nr. 1725, Bin- 
ding Lehrbuch 2 S. 667, Frank Anm. VI 2, Kohlrausch Anm. 8) oder ob auch ein mittel- 
barer Vorteil genügt (so Hegler JW 1923 S. 931 zu 3). Wenn man einen unmittelbaren 
Vorteil verlangt, wäre das, was durch Verkauf einer gestohlenen Sache oder durch Um- 
wechslung von unterschlagenem Geld erlangt worden ist, nicht als Vorteil im Sinne dieser 
Bestimmung anzusehen (RGSt. 58 118; weiteres Beispiel in RG HRR 1927 Nr. 328). Es 
dürfte wohl möglich sein, die Ergebnisse dieser nicht immer den Bedürfnissen des täg- 
lichen Lebens gerecht werdenden Auslegung (RGSt. 58 117), die Hegler JW 1923 S. 931 
zu 3 schon vor Zulassung der richterlichen Rechtsschöpfung als formalistisch ablehnte, 
heute zum mindesten durch entsprechende Anwendung ($ 2) zu vermeiden (Schwarz 
Anm.3 Ba). In RGSt. 70 384 und in RG JW 1938 S. 793 wird es dahingestellt gelassen, 
ob heute noch an der früheren reichsgerichtlichen Rechtsprechung festzuhalten ist; auch 
in RGSt. 76 32 mit Anm. Dahm DR 1942 S. 570 und Anm. Schaffstein ZAkDR 1942 
S. 174 wird die frühere Rechtsprechung noch nicht grundsätzlich aufgegeben. 


V. Täter kann jeder sein außer dem Vortäter. Straflos ist die Selbstbegünstigung (RGSt. 
60 348), sofern es sich um die persönliche Begünstigung handelt (RGSt. 68 375, 71 281). 
Die Selbstbegünstigung bleibt auch dann straffrei, wenn der Begünstiger zu Unrecht die 
Besorgnis hegt, selbst strafrechtlich belangt zu werden (RGSt. 70 392, 78 268, RG JW 
1986 S. 2806). Die Begünstigung eines Mittäters oder Teilnehmers durch den anderen 
ist als solche nicht straflos (RGSt. 60 348, 63 375, Binding Lehrbuch 2 S. 662, Kohl- 
rausch Anm. 2, LK Anm. I 9, Olshausen Anm. 27, Schwarz Anm. 2Cb; and. Frank 
Anm. IV 2, Gerland S. 380, v. Liszt-Schmidt S. 846). Will der Täter aber zugleich sich 
selbst begünstigen, dann tritt Straffreiheit ein, auch wenn gleichzeitig noch ein anderer 
vor Strafe geschützt werden soll (RGSt.70392, RG HRR 1940 Nr. 1213); es kommt dann 
nicht darauf an, ob der Hauptzweck die Selbstbegünstigung oder die Begünstigung des 
anderen ist (RGSt. 60 102, 78 268, RG HRR 1939 Nr. 1068) und ob es sich für beide 
um die gleiche oder um verschiedene Vortaten handelt (RGSt. 68 236, 242). Die Selbst- 
begünstigung führt zur Straflosigkeit nur unter dem Gesichtspunkt des $ 257; ist durch 
die Handlung zugleich ein anderer Tatbestand erfüllt, liegt z. B. ein vollendeter oder ein 
versuchter Betrug vor, dann wird die Bestrafung aus diesen anderen Tatbeständen nicht 
ausgeschlossen (RGSt. 63 237, 76 191). Vgl. noch unten X 4. 


VI. Strafbare Teilnahme an der Begünstigung kann auch der Begünstigte selbst be- 
gehen. Es gilt dies für die Anstiftung, Beihilfe und Mittäterschaft seitens des Täters oder 
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Teilnehmers der Vortat an persönlicher und sachlicher Begünstigung (eingehend zu dıe- 
sem ganzen Fragenkreis Hegler JW 1924 S. 1597 zu 1; Lange, Die notwendige Teilnahme 
[1940] 8. 85). Da die Begünstigungshandlung gegenüber der begünstigten Vortat selb- 
ständig ist, handelt es sich bei einer derartigen Teilnahme an der Begünstigung nicht um 
eine Beihilfe zur Beihilfe an der Vortat, die allerdings nur straflose Selbstbegünstigung 
sein würde (RGSt. 60 348, RG JW 1924 S. 1597 mit Anm. Hegler, LK Anm. I 9, Ols- 
hausen Anm. 27; and. Binding Lehrbuch 2 S. 662, Frank Anm. IV 3, v.Liszt-Schmidt 
S. 846). 

v1I. Einen erschwerten Fall bildet die sog. eigennützige Begünstigung. Diese 
liegt dann vor, wenn der Täter den Beistand zugleich seines Vorteils wegen leistet, wenn 
das Erstreben des eigenen Vorteils den Beweggrund für die Handlungsweise des Täters 
bildet. Der Vorteil braucht kein Vermögensvorteil zu sein; es kommt ein Vorteil jeder 
Art, auch ein nur vorübergehender, in Betracht. Es genügt ein mittelbarer Vorteil (RGst. 
76 34). Ein Vorteil liegt z. B. in dem Mitverzehren gestohlener Lebensmittel (RG JW 
1922 S. 396), weiter darin, daß sich ein Wirt die dauernde Kundschaft der bei ihm ver- 
kehrenden Diebe erhält (RGSt. 58 179). Es ist unerheblich, ob der Täter den Vorteil 
wirklich erreicht. 


VII. Die Strafe darf der Art und dem Maß nach keine schwerere sein als die auf die 
Vortat angedrohte. Es muß der für die vorliegende Bestimmung gegebene Strafrahmen 
mit dem verglichen werden, der für die Aburteilung der vom Begünstigten begangenen 
strafbaren Handlung vom Gesetz vorgesehen ist. Dabei ist diese Vortat als solche, los- 
gelöst von der Person des Begünstigten, zu betrachten; es ist belanglos, welche Strafe 
der Begünstigte innerhalb des Strafrahmens für seine Person verwirkt hat (RGSt. 54 96). 
Auch bei der eigennützigen Begünstigung (oben VII) darf in den Fällen, in denen die Vor- 
tat nur mit Festungshaft oder Geldstrafe bedroht ist, nur auf diese Strafe erkannt wer- 
den. Es ist durchaus möglich, den Begünstiger härter zu bestrafen als den Begünstigten. 


IX, Bei der persönlichen Begünstigung tritt Straflosigkeit ein, wenn sie dem Täter oder 
Teilnehmer von einem Angehörigen gewährt worden ist (Abs. 2). Über den Kreis der An- 
gehörigen vgl. $ 52 Anm. VII und RGSt. 71 154. Es handelt sich um einen persönlichen 
Strafausschließungsgrund. Diese Bestimmung gilt auch für die eigennützige Begünsti- 
gung (oben VII). Der Begünstiger ist strafbar, wenn er neben einem Angehörigen auch 
einen Dritten der Bestrafung zu entziehen beabsichtigt (RG JW 1986 S. 1606). 


X. Die vor der Tat zugesagte Begünstigung ist als Beihilfe zu bestrafen (Abs. 3). Es 
handelt sich hierbei um einen aus der allgemeinen Begünstigung ausgeschiedenen Son- 
dertatbestand (RGSt. 76 192). Die Bestimmung bezweckt ‚entsprechend dem bei vor- 
heriger Zusage der Begünstigung hervortretenden stärkeren verbrecherischen Willen 
die mindestens in allen schweren Fällen der Haupttat schwerere Strafe der Beihilfe 
zur Haupttat an Stelle der verhältnismäßig geringen Strafe der Begünstigung eintreten 
zu lassen“ (RGSt. 49 385). 

1. Erforderlich ist eine Zusage vor Beendigung der zu begünstigenden Tätigkeit. 
Hinzukommen muß weiter die nachträgliche tatsächliche Unterstützung. 


2. Die vorher zugesagte Begünstigung ist in jeder Hinsicht als Beihilfe zu behan- 
‚deln. Ist die Vortat gerechtfertigt, dann kommt auch eine Bestrafung aus $ 257 Abs. 3 
nicht in Betracht. Ist die Verfolgung der Vortat von einem Antrag abhängig, dann kann 
bei Fehlen des Antrages auch nicht eine Verfolgung aus der vorliegenden Bestimmung 
stattfinden. Eine Verurteilung auf Grund dieser Vorschrift wirkt weiter z. B. auch rück- 

fallbegründend. 


Die Verurteilung hat wegen Beihilfe zu erfolgen (RGSt. 8 320, 75 237 76 192). 
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8. Hat derjenige, der eine Begünstigung vor der Vortat zusagt, den Vortäter zur Tat 
bestimmt, dann ist allein wegen Anstiftung zu bestrafen (RGSt. 16 375). 


4. Eine Straflosigkeit der Selbstbegünstigung kommt hier nicht in Betracht (RGSt. 
76 192). 


ö. Über das Verhältnis zu $ 258 vgl. dort Anm.V. 


XI. Idealkonkurrenz ist möglich mit Meineid, mit Gefangenenbefreiung (RGSt. 57 302), 
mit Hehlerei (RGSt. 47 221). Mit $ 346 besteht Gesetzeskonkurrenz; $ 346 geht als das 
speziellere Gesetz vor (RGSt. 73 298, 74 181). 

Eine mehrfache Unterstützung derselben Person in bezug auf dieselbe Vortat ist 
nicht eine strafbare Handlung; es kann aber bei Vorliegen der erforderlichen Voraus- 
setzungen eine fortgesetzte Handlung anzunehmen sein (RGSt.57 307, Binding Lehrbuch 2 
S. 663, LK Anm. I 8, Olshausen Anm. 26; and. Frank Anm. III, Gerland S. 380). Eine 
fortgesetzte Begünstigung ist möglich, auch wenn es sich um mehrere selbständige Vor- 
taten handelt (RG HRR 1928 Nr. 1771). Fortsetzungszusammenhang zwischen Begün- 
stigung und Hehlerei ist ausgeschlossen (RG JW 1987 S. 1334). 


XI. Die Verfolgung der Begünstigung ist auch dann nicht von einem Strafantrag ab- 
hängig, wenn die Vortat ein Antragsdelikt ist; dies ergibt sich aus der Eigenschaft der 
Begünstigung als einer selbständigen Tat (Binding Lehrbuch 2 S. 648 Anm. 6, v.Hippel 
Lehrbuch S. 327 Anm. 5, Olshausen Anm. 49; and. Frank Anm. III, Gerland S. 380, 
v.Liszt-Schmidt S. 846). Etwas anderes gilt nur für den Fall des Abs. 3 (vgl. Anm.X 2). 

XIll. Das kommende Recht will persönliche und sachliche Begründung in zwei verschiedenen Tat- 
beständen behandeln; die persönliche Begünstigung soll Vereitelung der Strafverfolgung und Straf- 
vollstreckung benannt werden; der Ausdruck Begünstigung soll nur noch für die sachliche Begünsti- 
gung verwendet werden. Es ist in Aussicht genommen, beide Tatbestände in den Abschnitt ‚‚Angriffe 


auf Rechtspflege und Verwaltung‘ aufzunehmen. $ 257a und $ 258 des geltenden Rechts sollen in diese 
Leiden Tatbestände hineingearbeitet werden. Vgl. Mezger in Gürtner II S. 341, 347. 


S 257a 


Wer, abgesehen von den Fällen der 88 120, 121, 122a, 122b, vorsätzlich die Vollstrek- 
kung einer gegen einen anderen rechtskräftig angeordneten Maßregel der Sicherung und 
Besserung ganz oder zum Teil vereitelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

Der Versuch ist stralbar. 

Wird die Tat zugunsten eines Angehörigen begangen, so tritt Stralfreiheit ein. 


Schrifttum: L. Schäfer, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Besserung (2. Aufl.) in: Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht II c10.-L.Schä- 
fer-Wagner-Schafheutle, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Besserung, 1934. 

L. $ 257 richtet sich gegen die Vereitelung der Vollstreckung von Strafen; die vor- 
liegende Bestimmung dient der Sicherung der Vollstreckung der Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung. 


II. Die Bestimmung bezieht sich nur auf die in den $$ 42a ff. genannten Maßregeln; es 
kommen alle dort genannten in Betracht, abgesehen von der Untersagung der Berufs- 
ausübung, die keiner Vollstreckung bedarf; für letztere Maßregel vgl. $ 145 c. 

Die Maßregel muß vom Strafrichter angeordnet worden sein. Dies ergibt sich daraus, 
daß das Gesetz von einer rechtskräftig angeordneten Maßregel spricht. Wer einen Geistes- 
kranken, dessen Unterbringung in einer Heil- und Pflegeanstalt die Polizei angeordnet 
hat, verborgen hält, fällt nicht unter die vorliegende Bestimmung. 


II. Die Handlung besteht darin, daß der Täter nach Eintritt der Rechtskraft die Voll- 
streckung der Maßregel ganz oder zum Teil vereitelt. Die Vollstreckung ist zum Teil ver- 


35 Schönke, StGB 2.A. 545 


IS 258 24. Abschnitt. Begünstigung und Hehlerei 


eitelt, wenn sie infolge des Eingreifens des Täters nur stückweise oder später, als es den 
gesetzlichen Vorschriften entspricht, durchgeführt wird. Von der Vereitelung der Voll- 
streckung ist die Vereitelung des Zwecks der Maßregel zu unterscheiden. Wer nur den 
Zweck der Maßregel vereitelt, ist nicht nach der vorliegenden Bestimmung strafbar; für 
diese Fälle kommt in gewissem Umfang eine Strafbarkeit nach $ 330b in Betracht. 


Handlungen, die darauf abzielen, den Täter vor der rechtskräftigen Anordnung der 
Maßregel dem Verfahren zu entziehen, fallen nicht unter die Vorschrift; sie sind vom 
Gesetz bewußt nicht mit Strafe bedroht (Schäfer-Dohnanyi S. 119); eine entsprechende 
Anwendung ($ 2), die L. Schäfer Anm. 7 erwägt, dürfte daher nicht in Betracht kommen. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 


V. Die Tat ist vollendet, wenn die Vollstreckungsbehörde durch irgendwelche Umstände 
rechtswidrig gehindert wird, die Maßregel überhaupt oder in vollem Umfang oder recht- 
zeitig zu vollstrecken. Im Unterschied zu $ 257 muß hier zum mindesten eine teilweise 
Vereitelung der Vollstreckung eintreten; es genügt nicht die Vornahme von Hand- 
lungen, die nur darauf abzielen, die Vollstreckung zu vereiteln, ohne diesen Erfolg zu 
erreichen; in diesen Fällen kann nur wegen Versuchs (Abs. 2) bestraft werden. 


VI. Die Selbstbegünstigung ist auch hier straflos; vgl. noch $ 257 Anm. V. 


VoR. Abs. 3 enthält einen dem $ 257 Abs. 2 entsprechenden persönlichen Straf- 
ausschließungsgrund. 


VI. Idealkonkurrenz mit $ 257 ist möglich, wenn der Täter durch dieselbe Handlung 
die Bestrafung zu vereiteln beabsichtigt und die Vollstreckung einer Maßregel verhin- 
dert. Mit $ 346 besteht Gesetzeskonkurrenz; als das speziellere Gesetz geht $ 346 vor 
(RGSt. 78 298, 74 181). 


IX. Über das kommende Recht vgl. $ 257 Anm. XIII. 


8 258 


Wer seines Vorteils wegen sich einer Begünstigung schuldig macht, wird als Hehler 
bestraft, wenn der Begünstigte 
1. einen einfachen Diebstahl oder eine Unterschlagung begangen hat, mit Gefängnis, 
2. einen schweren Diebstahl, einen Raub oder ein dem Raube gleich zu bestrafendes Ver- 
brechen begangen hat, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe, nicht unter drei 
Monaten ein. 
Diese Strafvorschriften finden auch dann Anwendung, wenn der Hehler ein Angehö- 
riger ist. 


I. Die Bestimmung enthält einen erschwerten Fall der eigennützigen Begünstigung; mit 
Rücksicht auf die Art der Vortat ist hier eine erhöhte Strafe angedroht. Recht unglück-. 
lich wird der Tatbestand zuweilen als Personenhehlerei bezeichnet. Die Vorschrift stellt 
kein Sonderdelikt dar; es handelt sich vielmehr nur um einen erschwerten Fall der Be- 
günstigung (Binding Lehrbuch 1 S. 385, Frank Anm. I, Gerland S. 382, LK Anm.1, 
v.Liszt-Schmidt S. 847, Mezger Grundriß S. 187; and. RGSt. 57 347, Kohlrausch Anm.1, 
Olshausen Anm. 2, 5, Schwarz Anm. 1). 


I. Als Vortaten kommen in Betracht: 

1. Einfacher Diebstahl ($ 242) oder Unterschlagung ($ 246). Als Diebstähle sind 
hier nicht die $$ 248a, 370 Nr. 5 sowie die nach Landesrecht strafbaren Feld- und Forst- 
diebtsähle anzusehen. Als Unterschlagung im Sinne dieser Bestimmung kommt aber auch 
' die Amtsunterschlagung ($ 350) in Betracht (RGSt. 58 336). 
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2. Schwerer Diebstahl ($ 243), Raub ($$ 249, 250, 251) oder ein dem Raube 
gleich zu bestrafendes Verbrechen ($ 252). Hierunter fällt auch der Versuch eines 
solchen Verbrechens (RGSt. 81 41, 58 285). . 


DIL Da es sich nur um einen erschwerten Fall der Begünstigung handelt, gelten für den - 
vorliegenden Tatbestand auch die Grundsätze des $ 257 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 (über 
den Stand der Ansichten oben I). Abweichend von $ 257 Abs. 2 ist hier aber bestimmt, 
daß die Begünstigung eines Angehörigen nicht straflos ist (Abs. 2). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, daß 
sich seine Begünstigung auf Taten bezieht, die die Merkmale der genannten Tatbestände 
enthalten. Es ist allerdings nicht erforderlich, daß der Täter die Vortat rechtlich unter 
die entsprechenden Gesetzesvorschriften unterordnet;; es genügt Kenntnis der Tatsachen, 
aus denen sich die betreffenden Tatbestände ergeben (RGSt. 58 342). Zu dem Merkmal 
seines Vorteils wegen vgl. RG DJ 1986 S. 1440, RG JW 1987 S. 2371 Nr. 26. 


V. Mit der Anstiftung zur Vortat ist Realkonkurrenz möglich (RGSt. 49 386). Ideal- 
konkurrenz kommt auch zwischen $ 257 Abs. 3 und $ 258 in Betracht (RGSt. 57 347). 


VI. Die Bestimmung des $ 260 über die schärfere Bestrafung der gewerbs- oder ge- 
wohnheitsmäßigen Hehlerei gilt auch hier; das gleiche gilt für $ 261. Die in $ 262 ge- 
nannten Nebenstrafen können ebenfalls verhängt werden. 


VII. Über das kommende Recht vgl. $ 257 Anm. XIII. 


S 259 

Wer seines Vorteils wegen Sachen, von denen er weiß oder den Umständen nach an- 
nehmen muß, daß sie mittels einer strafbaren Handlung erlangt sind, verheimlicht, ankauft, 
zum Pfande nimmt oder sonst an sich bringt oder zu deren Absatze bei anderen mitwirkt, 
wird als Hehler mit Gefängnis bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Kohlrausch, Hehler und Nutznießer, DStR 1939 S. 113. -— Mezger, Zur Entwick- 
lung der sog. Ersatzhehlerei, ZStW 59 S. 549. 

Von Dissertationen seien genannt: Ebell, Zum subjektiven Tatbestand der Hehlerei, 1941 (Diss. 
Heidelberg). - Hellberg, Der Grundgedanke der Hehlerei, 1940 (StrafrAbh. Heft 419). - Kühn, Das 
Verhältnis zwischen Vortat und Sachhehlerei, 1937 (Diss. Breslau). -— Schmeling, Hehlerei und heh- 
lerische Ausbeutung, 1938 (StrafrAbh. Heft 398). —-— Wille, Die Bestrafung der Hehlerei unter beson- 
derer Berücksichtigung der Ersatzhehlerei, 1938 (Diss. Tübingen). 

Kriminologisch: Fröleke, Die Hehlerei in kriminalsoziologischer Betrachtung, 1939 (StrafrAbh. 
Heft 402). -— Steinlage, Die Hehlerei im Landgerichtsbezirk Hagen, 1940 (StrafrAbh. Heft 406). - 
Weiß, Hehler, 1930 (KriminalAbh. Heft 13). 

X. Die Vorschrift behandelt die Hehlerei; im Unterschied zu $ 258 bezeichnet man den 
Tatbestand auch als Sachhehlerei. Geschütztes Rechtsgut ist das Vermögen (vgl. hierzu 
Kohlrausch in Gürtner II S. 502). Grundgedanke der Vorschrift ist die Ausbeutung straf- 
baren Erwerbs durch Aufrechterhaltung einer rechtswidrigen oder einer nach der Ver- 
kehrsauffassung mißbilligten Vermögenslage (Mezger ZAkDR 1938 S. 163, Mezger ZStW 
59 S. 567, ähnlich Gallas in der Festschrift für Graf Gleispach [1936] S. 59, K.Schäfer 
JW 1937 S. 3300); Grundgedanke der Vorschrift ist nicht nur die Aufrechterhaltung 
des durch die Vortat geschaffenen rechtswidrigen Zustandes (so Kohlrausch Anm. 4, 
RGSt.70 385, 71 342, 72 146 mit Anm. Mezger ZAkDR 1933 S. 384, RGSt. 75 29, RG 
J\W 1989 S. 225 mit Anm. Bepler, weiter z. B. Hellberg aaO. S. 38). 

Die Hehlerei ist eine selbständige strafbare Handlung (LK Anm. 1); es ist nicht un- 
mißverständlich, wenn man von einem Akzessorietätsverhältnis der Hehlerei zu 
der Vortat spricht, wie Frank Anm.TIIl es tut. 

Ergänzend vgl. $ 18 Ges. über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 23. Juli 1926 
(RGBI.1IS.415) und 28. Juni 1929 (RGBl. IS. 121) und $ 5 Ges. über den Verkehr mit 
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Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen in der Fassung des Ges. vom 29. Juni 1926 (RGBl. 
1 S. 321). Über Steuerhehlerei vgl. $ 403 Reichsabgabenordnung; über ihr Verhält- 
nis zur Hehlerei vgl. Mattern JW 1929 S. 2418. 


Das in der Ostmark geltende Recht stellt als Teilnehmung nur die Hehlerei in bezug auf gestohlene, 
geraubte und veruntreute Sachen unter Strafe, dagegen nicht auch in bezug auf Sachen, die durch 
andere strafbare Handlungen erlangt worden sind (8$ 185, 196 Österr. StG). Daneben ist aber der An- 
kauf verdächtiger Waren mit Strafe bedroht ($$ 471-477 österr. StG). Vgl. hierzu Rittler II S. 121. 

I. Hehlerei und Begünstigung unterscheiden sich vor allem durch die verschiedene 
Willensrichtung. Bei der Begünstigung handelt der Täter im Interesse des Täters oder 
Teilnehmers der Vortat, und zwar selbst dann, wenn der Beweggrund für die Tat das 
Streben nach eigenem Vorteil ist wie bei der eigennützigen Begünstigung; bei der Heh- 
lerei handelt der Täter nur in seinem eigenen Interesse. Im übrigen besteht ein Unter- 
schied dahin, daß bei der Hehlerei die Vortat auch eine Übertretung sein kann, während 
bei der Begünstigung nur Verbrechen oder Vergehen in Betracht kommen. Weiter kön- 
nen Gegenstand der Hehlerei nur Sachen sein, während bei der Begünstigung alle durch 
die Vortat erlangten Vorteile in Betracht kommen. Schließlich kommen als Handlungen 
bei der Hehlerei nur Verheimlichen, Ansichbringen und Mitwirken zum Absatz in Be 
tracht, während bei der Begünstigung Handlungen aller Art genügen. Geschütztes 
Rechtsgut der Hehlerei ist das Vermögen; die Begünstigung richtet sich dagegen gegen 
die staatliche Rechtspflege (RGSt. 76 32). 


IIL. Gegenstand der Hehlerei kann nur eine Sache sein, nicht auch ein Recht. Es 


macht keinen Unterschied, ob die Sache beweglich oder unbeweglich ist (RGSt. 56 336), 


ob sie in fremdem Eigentum steht oder herrenlos ist. Auch an der eigenen Sache kommt 
nach RGSt. 18 303, 20 223, 54 124 vollendete Hehlerei in Betracht. 


IV. Die Sache muß mittels einer strafbaren Handlung (ein Versuch genügt) erlangt 
worden sein.: Erforderlich ist nach der herrschenden Lehre, daß die strafbare Vortat vor 
Begehung der hehlerischen Handlung abgeschlossen ist. Fällt die Erlangung durch die 
Vortat mit dem Ansichbringen zeitlich zusammen, so liegt nach dieser Auffassung Heh- 
lerei nicht vor, wohl aber unter Umständen Beihilfe zum Diebstahl oder zur Unter- 
schlagung (RGSt. 67 72, RG HRR 1989 Nr. 351, 595); vgl. noch unten IX. Diese Auf- 
fassung erscheint wenig befriedigend; richtiger dürfte es sein, auch in diesen Fällen 
Hehlerei anzunehmen. 

1. Als Vortaten kommen nur solche strafbaren Handlungen in Betracht, durch die in 
die Vermögenslage einer anderen Person eingegriffen wird (RGSt. 54 133). Die praktisch 
häufigste Vortat ist Diebstahl; weiter kommen z. B. in Betracht Raub, Unterschlagung 
(RGSt.58 230), Betrug, Erpressung, Jagddelikte (RGSt. 6838), ferner aber auch etwa 
Urkundenfälschung (RGSt. 52 96), Landfriedensbruch (RGSt. 58 207), Pfandkehr. 
Keine Hebhlerei ist dagegen an Sachen möglich, dieallein unter Verletzung der Verbrauchs- 
reglungsvorschriften erworben werden, so z. B. nicht durch Ankauf öffentlich beschlag- 
nahmter Sachen (RGSt. 52 318, 75 29 mit Anm. Mittelbach DR 1941 S. 490, Rietzsch 
S. 47). Nicht ausreichend ist ferner z. B. die Übertretung einer Polizeiverordnung, die 
das Erlegen nicht jagdbarer wilder Tiere bei Strafe verbietet (RGSt. 87 231). Vgl. noch 
unten 4a.E. 

Die Vortat kann im übrigen ein Verbrechen, ein Vergehen oder eine Übertretung sein. 

2. Die Vortat muß strafbar sein; es muß der objektive und der subjektive Tatbestand 
vorliegen. Nach v.Hippel Lehrbuch S. 266 Anm. 5 kommt es dagegen auf die Schuld des 
Vortäters nicht an; vgl. weiter auch Rittler II S. 121. Ist der Vortäter unzurechnungs- 
fähig, dann kommt nach RGSt.85 73, 52 197 und der herrschenden Auffassung ım 
Schrifttum Hehlerei nicht in Betracht. In Übereinstimmung mit LG Halle DStR 1938 
S.403 mit Anm. K. Schäfer wird man aber bei Unzurechnungsfähigkeit des Vertäters 
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in entsprechender Anwendung ($ 2) wegen Hehlerei zu bestrafen haben. Für die Vortaten 
von Kindern und Jugendlichen ist die Strafbarkeit des Hehlers durch $ 4 JGG aus- 
drücklich ausgesprochen. 

Nicht ist dagegen erforderlich, daß die Vortat auch verfolgbar ist; fehlt z. B. bei einem 
Antragsdelikt der Strafantrag oder ist Verjährung eingetreten, dann ist trotzdem Heh- 
lerei möglich; das gleiche gilt dann, wenn zugunsten des Vortäters ein persönlicher Straf- 
ausschließungsgrund eingreift. 

8. Es braucht nicht festgestellt zu werden, mittels welcher strafbaren Handlung die 
Sache erlangt ist; es genügt die Feststellung, daß dies überhaupt durch eine strafbare 
Handlung geschehen ist. 


4. Mittels einer strafbaren Handlung erlangt sind zunächst die Sachen, die unmittel- 
bar durch die strafbare Vortat erlangt sind, wie z. B. die gestohlenen Gegenstände. Vor 
Zulassung der richterlichen Rechtsschöpfung hielt die ganz überwiegende Meinung eine 
Hehlerei an Ersatzsachen, z. B. an dem für das gestohlene Geld eingewechselten Geld 
oder den dafür gekauften Sachen, nicht für strafbar (für Strafbarkeit aber Hegler 
JW 1923 S. 931 zu 3, der die herrschende Meinung als formalistisch bezeichnete; kritisch 
auch v.Bar, Gesetz und Schuld Bd. II [1907] S. 806/07). Jetzt sind diese Fälle durch 
entsprechende Anwendung ($ 2) zu erfassen. Für Strafbarkeit der Hehlerei an Ersatz- 
sachen durch entsprechende Anwendung im Schrifttum z. B. Gallas in der Festschrift 
für Graf Gleispach (1936) S. 60, Kraner DStR 1939 S. 226, Mezger ZAkDR 1938 S.163, 
Rietzsch DJ 1937 S. 1755, K.Schäfer JW 1937 S. 3300, Schwarz Anm. 2 A e, Schwarz 
ZAkDR 1939 S. 83, in der Rechtsprechung z. B. OLG Dresden DStR 1987 S. 432, 
AG Radebeul JW 1988 S. 168 und viele andere Instanzgerichte (Nachweise bei K.Schä- 
fer JW 1937 S. 3300). Auch das Reichsgericht bestraft die Hehlerei an Ersatzsachen, 
obwohl es den Grundgedanken der Hehlerei in der ‚eigennützigen Aufrechterhaltung 
der rechtswidrigen Vermögenslage“ sieht (RGSt. 72 146 mit Anm. Mezger ZAkDR 1938 
8. 384, RG HRR 1988 Nr. 1212, RG JW 1989 S. 225 mit Anm. Bepler, RG DR 1942 
S. 131 mit Anm. Mezger). Abgelehnt wird eine Bestrafung der Hehlerei an Ersatz- 
sachen vor allem von Kohlrausch Anm. 4, weiter z. B. von Hellberg aaO S. 42, Kühn 
aaO S. 29, 65, 72, 84. 

Wenn der Grundgedanke der Vorschrift auch in der Ausbeutung einer nach der Ver- 
kehrsauffassung mißbilligten Vermögenslage zu sehen ist (oben I), dann ist Annahme von 
Hehlerei in gewissem Umfange auch dann möglich, wenn der Vortäter nach den Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts unanfechtbares Eigentum erworben hat. Dies wird 
etwa bei der Verarbeitung des gestohlenen Materials anzunehmen sein (Gallas in der 
Festschrift für Graf Gleispach [1936] S. 59, Kühn aaO S. 29, 65, vgl. auch RG JW 1921 
S. 1084 mit Anm. Köhler), nicht dagegen z. B. hinsichtlich erbettelter Sachen oder in 
bezug auf Gegenstände, die der Vortäter durch Umarbeitung einer eigenen Sache mittels 
einer strafbaren Handlung hervorgebracht hat (RGSt.70 385, Mezger ZAkDR 1938 
S. 164. 

Zur Strafbarkeit der Ersatzhehlerei im ausländischen Recht vgl. Schönke DJ 1939 S. 1358. 


V. Die Handlung des Hehlers kann im Verheimlichen, Ansichbringen oder Mitwirken 
zum Absatz bei anderen bestehen. Verschafft sich jemand einen Anteil an durch Betrug 
erlangten Geldern in Kenntnis ihrer Herkunft durch Verrechnung, dann ist die Vor- 
schrift entsprechend ($ 2) anzuwenden (RG JW 1987 S. 2698). 


1. Ansichbringen bedeutet das Erlangen einer tatsächlichen Verfügungsgewalt über 
die Sache. Dies ist ausreichend, ein Erwerb zu eigener Verfügungsgewalt braucht nicht 
vorzuliegen (Henkel DJ 1935 S. 1738; and. RG DJ 1985 S. 1736, RG HRR 1939 Nr. 354). 
Die Einräumung und Annahme des Mitbesitzes und damit des Mitverfügungsrechts ist 
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jedenfalls ausreichend (RG JW 1987 S. 2391). Erforderlich ist grundsätzlich ein ab- 
geleiteter Erwerb; wer sich die Sache ohne oder gegen den Willen des Vortäters ver- 
schafft, kann Diebstahl, Erpressung usw. begehen. Scheidet aber eine Verurteilung 
wegen Diebstahls oder Unterschlagung aus, weil der Täter annimmt, der Vortäter sei 
mit der Wegnahme einverstanden, so kann nach RGSt. 78 153 in entsprechender An- 
wendung ($ 2) wegen Hehlerei bestraft werden. Mitverzehren gestohlener Sachen ist 
zum mindesten in entsprechender Anwendung ($ 2) als Ansichbringen anzusehen (RGSt. 
71 342 mit Anm. K.Schäfer JW 1937 S. 3299 und Anm. Gallas ZAkDR 1938 S. 28); 
hierzu noch Mezger ZAkDR 1938 S. 163. Zutreffend weist Gallas ZAkDR 1938 S. 28 
darauf hin, daß dieser Fall nach dem hier vertretenen Grundgedanken (oben I) schon 
unmittelbar unter $ 259 fällt. Erwerb eines Pfandscheins ist ein Ansichbringen (RGSt. 
70 37 mit Anm. Rilk JW 1936 S. 731). 


Es ist nicht erforderlich, daß der Hehler die Sache unmittelbar von demjenigen erlangt 
hat, der sie sich durch eine strafbare Handlung verschafft hat. 

Als die häufigsten Formen des Ansichbringens nennt das Gesetz ausdrücklich das 
Ankaufen und das Zum-Pfande-Nehmen. 


a) Da das Ankaufen nur eine Form des Ansichbringens ist, genügt der Abschluß des 
Kaufvertrages allein nicht; erforderlich ist vielmehr auch die Erlangung der Verfügungs- 
gewalt über die gekaufte Sache (RGSt. 78105; and. Rilk JW 1936 S. 731); der Abschluß 
des Kaufvertrages kann aber ein strafbarer Versuch sein. Auch das Ankaufen durch 
Angestellte kann bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen strafbare Hehlerei sein 
(Henkel DJ 1935 S. 1738; and. RGSt. 55 220, 64 22, RG DJ 19835 S. 1736). 


b) Auch bei demZum-Pfande-Nehmen müssen alle Erfordernisse des Ansichbringens 
erfüllt sein. 


2. Das Verheimlichen erfordert ein Handeln oder eın gegen eine Rechtspflicht zum 
Tätigwerden verstoßendes Unterlassen, das darauf abzielt, die Entdeckung einer ab- 
handen gekommenen Sache durch den Eigentümer oder durch die Strafverfolgungs- 
organe zu verhindern und damit ihr Auffinden für diese zu vereiteln oder zu erschweren 
(RGSt. 57 160, RG HRR 1940 Nr. 1213). Das Verheimlichen ist keine Unterart des An- 
sichbringens, sondern eine anders geartete Verwirklichung der Hehlerei; das ‚sonst‘ 
bezieht sich nicht auf das Verheimlichen (RGSt. 54 281). Es ist hier auch nach der Recht- 
sprechung nicht erforderlich, daß der Täter die eigene Verfügungsgewalt an der Sache 
erlangt. Ein Verheimlichen kann z. B. in der Ableugnung des Besitzes liegen (RGSt. 57 
161, 72 380). Es ist nicht notwendig, daß die Nachforschungen des Berechtigten im Zeit- 
punkt des Verheimlichens bereits eingesetzt haben (RG JW 1984 S. 1359, v.Liszt- 
Schmidt S. 701; and. Frank Anm. IV 1, LK Anm. 3a, Schwarz Anm. 3 Ba). Ein Unter- 
lassen kommt als Verheimlichen in Betracht, wenn eine Rechtspflicht zum Tätigwerden 
bestand (RG HRR 1940 Nr. 1213). Es wird nicht vorausgesetzt, daß das Verheimlichen 
zugleich dem Vortäter zugute kommen müßte (RGSt. 72 382). 


8. Ein Mitwirken zum Absatz liegt vor, wenn eine Tätigkeit zum Zwecke der wirt- 
schaftlichen Verwertung der Sache durch ihre Übertragung an einen Dritten entfaltet 
wird. Es ist nicht erforderlich, daß tatsächlich der Absatz erfolgt (RGSt. 56 191, RG 
JW 1935 S. 3312, v.Liszt-Schmidt S. 702, Olshausen Anm. 15, Schwarz Anm.3Dec; 
and. Binding Lehrbuch 1 S. 391, Frank Anm. IV 3, LK Anm. 3). Absatz im Sinne dieser 
Vorschrift bedeutet die wirtschaftliche Verwertung der durch die strafbare Handlung 
erlangten Sache (RGSt. 72 88). Als Absatz ist z. B. anzusehen der Verkauf, der Tausch, 
die Verpfändung, unter Umständen auch die Versteigerung (RGSt. 67 431). Das Ver- 
schenken ist kein Absatz (RGSt. 82 214 und die herrschende Auffassung im Schrifttum; 
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and. Binding Lehrbuch 1 S. 390, Gerland S. 677). Ein Mitwirken zum Absatz liegt z.B. 
in dem Hinschaffen der Sachen zum Händler (RGSt.58 212), in der Angabe von An- 
schriften Kauflustiger, in der Ermittlung des Wertes der gestohlenen Sache zum Zwecke 
des Verkaufs, auch noch in der Einziehung des Kaufpreises für den Veräußerer (RGSt. 
58 155, RG JW 1989 S. 224; vgl. weiter RG HRR 1986 Nr. 773). Auch in der Inverwah- 
rungnahme im Hinblick auf eine künftig in Aussicht genommene Verwertung kann unter 
Umständen bereits ein Mitwirken zum Absatz liegen (RG HRR 1925 Nr. 1840, RG JW 
1984 S. 560, RGSt. 67 80). Erforderlich ist stets, daß der Täter im Einverständnis mit 
dem Inhaber der Sache handelt; dies braucht nicht der Vortäter zu sein (RGSt. 44 250). 
Zum Absatz von Geld, das durch eine strafbare Handlung erlangt ist, kann mit- 
wirken, wer dabei hilft, es durch Ankauf von Waren und durch Bezahlung von Schulden 
wirtschaftlich zu verwerten; die Mitwirkung kann auch schon darin gesehen werden, 
daß der Hehler dem Vortäter angibt, in welcher Weise er das Geld ausgeben soll, oder 
daß er bei der Entstehung von Schulden mitwirkt, die der Vortäter mit dem Gelde bei 
zahlen soll (RGSt. 72 88/89). Ein Mitwirken zum Absatz durch Unterlassen kann be- 
einem Gastwirt darin liegen, daß er die gestohlenen Sachen in den Räumen der Gast- 
wirtschaft auslegen läßt (RGSt. 58 300). 

Eine dem Erwerber der Sache geleistete Unterstützung ist nicht ein Mitwirken zum 
Absatz des Veräußerers; es kann hierin aber unter Umständen Beihilfe zur Hehlerei des 
Erwerbers liegen (RGSt. 40 200, 58 263). 


VI. Der innere Tatbestand. 


1. Erforderlich ist zunächst Vorsatz; fahrlässige Hehlerei ist grundsätzlich nicht straf- 
bar (RGSt. 55 204; vgl. noch unten 2). Der Täter muß wissen, daß die in Betracht kom- 
mende Sache durch irgendeine strafbare Handlung erlangt ist. Es ist weder die Kennt- 
nis erforderlich, mittels welcher strafbaren Handlung die Sache erlangt wurde, noch die 
Kenntnis der näheren Einzelheiten und Umstände der Vortat (RGSt. 55 234). Der Täter 
muß weiter das Bewußtsein haben, die Sache zu verheimlichen, an sich zu bringen oder 
zu ihrem Absatz bei Dritten mitzuwirken (RGSt. 57 75). Der Täter muß sich auch der 
Ausbeutung strafbaren Erwerbs durch Aufrechterhaltung einer rechtswidrigen oder nach 
der Verkehrsauffassung mißbilligten Vermögenslage bewußt sein. Bedingter Vorsatz 
genügt (RGSt. 55 205, RG HRR 1942 Nr. 290). 


2. Wenn das Gesetz dem Wissen das Annehmenmiüssen gleichstellt, so soll damit nicht 
Fahrlässigkeit für ausreichend erklärt werden; mit diesen Worten wird vielmehr nur eine 
widerlegbare gesetzliche Bewelisregel zuungunsten des Angeklagten aufgestellt (RGSt. 
65 204, Binding Lehrbuch 1 S. 392-93, Frank Anm. V 1, Gerland S. 678, Kohlrausch 
Anm.6, LK Anm.5a, Mezger Grundriß S. 219, Olshausen Anm. 21; and. v.Liszt- 
Schmidt S. 702). Steht fest, daß die Sache objektiv mittels einer strafbaren Handlung 
erlangt ist und sind Umstände vorhanden, ‚die dem Täter die Überzeugung von der 
strafbaren Herkunft der Sachen aufdrängen mußten, so erspart das Gesetz dem Richter 
den mitunter schwierigen Schluß von diesen äußeren Umständen auf das Wissen des 
Täters und bestimmt, daß es alsdann vermöge gesetzlicher Beweisregel so angesehen 
werden solle, als ob dem Täter diese Überzeugung tatsächlich nachgewiesen sei“ (RGSt. 
85 206, RG HRR 1941 Nr. 247, 1942 Nr.290).Es kommen hier aber nur von außen her 
auf die Überzeugung des Täters einwirkende Umstände in Betracht; dessen eigene 
Handlungen scheiden aus. Ebensowenig sind Umstände verwertbar, die erst nach der 
Tat liegen; denn derartige Umstände können die Überzeugung des Täters zur Zeit der 
Begehung nicht beeinflußt haben (RGSt. 64 5, RG JW 1938 S. 2271). Über die Anwen- 
dung dieser Beweisregel beim Erwerb bezugsbeschränkter Lebensmittel vgl. LG Ham- 
burg HRR 1942 Nr. 243. 
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Diese Beweisregel gilt auch für die Hehlerei an Ersatzsachen (RG JW 1989 S. 225 
mit Anm. Bepler). 


Fahrlässige Hehlerei ist dagegen im $ 18 Ges. über den Verkehr mit unedlen Metallen 
und in $5 Ges. über den Verkehr mit Edelmetallen (angeführt oben I) mit Strafe bedroht. 


8. Für den inneren Tatbestand ist weiter die Absicht erforderlich, sich durch die Hand- 
lung einen eigenen Vorteil zu verschaffen. Das Streben nach Vorteil muß der Beweg- 
grund, der Vorteil Zweck und Ziel des Handelns gewesen sein (RGSt. 54 342, 58 122, 
RG JW 1984 S. 39). Unter Vorteil ist hier jede günstigere Gestaltung der persönlichen 
Verhältnisse zu verstehen; es braucht sich nicht notwendig um einen Vermögensvorteil 
zu handeln (RGSt. 54 321); auch ein vorübergehender Genuß kann genügen (RGSt. 51 
180, RG HRR 1938 Nr. 995). Die Erzielung eines außergewöhnlichen Vorteils wird nicht 
vorausgesetzt; es genügt der übliche Geschäftsverdienst (RGSt. 58 122, RG JW 1985 
S. 126). Ausreichend ist auch ein mittelbarer Vorteil; es genügt z. B., daß ein Unterhalts- 
berechtigter die Einnahmen des Unterhaltsverpflichteten erhöhen will, um auch sich 
eine bessere Lebenshaltung zu ermöglichen (RG JW 1985 S. 527). Einen Vorteil für den 
Gläubiger bildet auch die nachträgliche Annahme einer gestohlenen Sache als Pfand für 
eine ungesicherte und gefährdete Forderung (RG HRR 1986 Nr. 444). Das Bestreben 
einer Ehefrau, dem Manne zu Willen zu sein, um den ehelichen Frieden zu wahren, ist 
kein Streben nach eigenem Vorteil (RG HRR 1989 Nr. 354). Zum Handeln seines Vor- 
teils wegen bei einer fortgesetzten Tat vgl. RG HRR 1988 Nr.,995. 


Es ist nicht erforderlich, daß der Vorteil wirklich erlangt wurde. 


VI. Täter kann jeder sein, der nicht Alleintäter oder Mittäter (RGSt. 78 324) der Vor- 
tat ist. Anstifter und Gehilfen der Vortat können nach herrschender Auffassung Täter 
der Hehlerei an den Sachen sein, die durch die Vortat erlangt worden sind; es besteht 
dann [deal- oder Realkonkurrenz zwischen Anstiftung und Hehlerei (RGSt. 51 100, 72 
328, RG JW 1986 S. 2229, Kohlrausch Anm. 8, Olshausen Anm. 27; zum Teil abweichend 
Frank Anm. VI 3, auch LK Anm. 8A, v.Liszt-Schmidt S. 703). Diese Auffassung ist 
bezüglich des Anstifters sehr problematisch; sie läuft auf dessen Doppelbestrafung oder 
den „guten Rat‘ hinaus, sich nicht mit bloßer Anstiftung zu begnügen, sondern ‚‚Mit- 
täter“‘ zu spielen. Es dürfte richtiger sein, wenigstens den Anstifter, der von vornherein 
die spätere Abnahme der gestohlenen Sache verabredet oder ins Auge faßt, als Mittäter 
zu betrachten. 


VIII. Über erschwerte Fälle vgl. $$ 260, 261. 


IX. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung (RGSt. 47 220 und die herrschende 
Auffassung im Schrifttum; and. Binding Lehrbuch 1 S. 385; vgl. auch oben Anm. II); 
weiter kommt Idealkonkurrenz in Betracht z. B. mit Erpressung (RGSt. 85 279), mit 
Betrug (RGSt. 59 131), mit Urkundenfälschung (RGSt. 69 203). 


Mit Unterschlagung besteht Gesetzeskonkurrenz, wenn bei der Hehlerhandlung schon 
Gewahrsam des Hehlers bestand; $ 259 geht vor (RGSt. 56 336, 64 327; vgl. aber noch 
RGSt. 70 8, 72 328). 

Wird eine Unterschlagung dadurch begangen, daß der Gewahrsamsinhaber die fremde 
Sache verkauft, dann ist der Käufer nach der herrschenden Lehre Mittäter oder Gehilfe 
der Unterschlagung; ist dagegen der Zueignungsakt des Gewahrsamsinhabers dem 
Verkauf vorhergegangen, dann ist der Käufer Hehler (RGSt. 55 145, 58 230, 67 70, 
RG HRR 1939 Nr. 395); vgl. hierzu oben IV. 


Bei mehrfacher Hehlerei von seiten derselben Person hinsichtlich einer oder mehrerer 
durch dieselbe strafbare Handlung erlangten Sachen besteht Realkonkurrenz; eine fort- 
gesetzte Handlung ist nur bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen für den Fort- 
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setzungszusammenhang anzunehmen (RGSt. 50 495; and. Frank Anm. III). Fortset- 
zungszusammenhang zwischen Hehlerei und Begünstigung ist nicht möglich (RG JW 
1937 S. 1334). 


X. Hinsichtlich der Strafzumessung sind Hehlerei und Vortat nicht miteinander ver- 
knüpft. Die Strafe ist für jede Tat nach dem für sie festgesetzten Strafrahmen zu be- 
messen (RGSt. 78 400). 


Wegen Polizeiaufsicht und Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
vgl. $ 262. 


XI. Die Verfolgung wegen Hehlerei setzt auch dann keinen Strafantrag voraus, wenn 
die Vortat ein Antragsdelikt ist. 


XII. Möglich ist eine Wahlteststellung ($ 2b) vor allem zwischen Hehlerei und Diebstahl. 


XIII. Das kommende Recht will einen besonderen Abschnitt über Hehlerei schaffen. Neben aie Vor- 
schrift über Hehlerei soll eine Bestimmung über Beteiligung an der Verbrechensbeute treten; diese Vor- 
schrift soll lauten: „Wie ein Hehler wird bestraft, wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden 
Weise wissentlich einen Vermögensvorteil aus dem zieht, was ein anderer durch eine vorsätzlich be- 
gangene Straftat erlangt hat.‘ Die im geltenden Recht enthaltene Vorsatzvermutung soll aufgegeben 
werden; statt dessen soll die Fahrlässigkeit beim Erwerb von Sachen insoweit unter Strafe gesiellt 
werden, als der Erwerb im Handel oder Gewerbe erfolgt. Das kommende Recht will aussprechen, 
daß die Hehlerei auch dann strafbar ist, wenn der Vortäter nicht schuldfähig Ist. Handelt der Täter 
gewerbsmäßig oder liegt sonst ein besonders schwerer Fall vor, so ist eine erhöhte Strafe angedroht. 
Für leichter liegende Fälle will das kommende Recht verschiedene Sondertatbestände mit leichteren 
Strafdrohungen schaffen. Zum ganzen eingehend Kohlrausch in Gürtner II S. 498. Vgl. auch noch 
Schlüter ZStW 54 S. 436. 
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Wer die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betreibt, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft. 


I. Das gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Betreiben der Hehlerei ist ein straferhöhen- 
der Umstand. Die Bestimmung bezieht sich nicht nur auf die Hehlerei ($ 259), sondern 
auch auf den in $ 258 enthaltenen erschwerten Fall der eigennützigen Begünstigung. 


II. Über Gewerbsmäßigkeit und über Gewohnheitsmäßigkelt vgl. Bem. V 1a, c vor $ 73. 
Zur Gewerbsmäßigkeit gehört nicht, daß der Vorsatz auf Schaffung einer dauernden 
Erwerbsquelle gerichtet ist (RG DJ 1987 S. 1086, RG DR 1942 S. 171). Es ist auch bei 
der gewerbsmäßigen Hehlerei nicht erforderlich, daß der Täter den erstrebten Vorteil 
in der Veräußerung der erworbenen Sache sucht; es genügt, wenn er die Sache erwirbt, 
um sie unmittelbar für sich zu verwenden (RGSt. 54 185). Zur Annahme gewohnheits- 
mäßiger Hehlerei genügt nicht ein Hang, sich bezugsbeschränkte Erzeugnisse auf un- 
rechte Weise zu verschaffen (RG DR 1941 S. 2443). 


IL. Ein strafbarer Versuch ist möglich; dieser liegt auch dann vor, wenn der Täter 
die Vortat irrtümlich als begangen ansieht (RGSt. 64 131). 


IV. Ein Teilnehmer ist aus $ 260 nur dann strafbar, wenn er selbst gewerbs- oder ge- 
wohnheitsmäßig handelt; $ 50 findet hier Anwendung (RG DR 1941 S. 1285 und die 
herrschende Auffassung im Schrifttum; and. LK Anm.5). 


V. Die Einzeltaten der gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen Hehlerei bilden keine Hand- 
lungseinheit, es liegt kein Sammelverbrechen vor (RGSt. 72 285 mit Bem. von Bellmer 
und Graf Pestalozza JW 1938 S. 2884, 3272, RG JW 1988 S. 2271; näher Bem. V 2 
vor $ 73). j 

Mehrere gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Taten können aber in Fortsetzungs- 
zusammenhang stehen, wenn dessen Voraussetzungen gegeben sind, insbesondere also 
der Gesamtvorsatz vorliegt (RGSt. 72 286, RG DR 1942 S. 1321). 
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VI. Möglich ist wahlweise Feststellung von gewerbsmäßiger Hehlerei und fortgesetztem 
Diebstahl (RG HRR 19834 Nr. 1569). 


VII. Die vom Gesetz angedrohte Mindeststrafe darf auch bei einer leichten Vortat nicht 
unterschritten werden (RGSt. 78 400). 

Über gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Hehlerei im Rückfall vgl. $ 261 Anm. IV. 

Über Nebenstrafen vgl. $ 262. 


VII. Im kommenden Recht soll die gewohnheitsmäßige Hehlerei nicht mehr ausdrücklich hervor- 
gehoben werden; über gewerbsmäßige Hehlerei vgl. $ 259 Anm. XIII. 
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Wer im Inlande wegen Hehlerei einmal und wegen darauf begangener Hehlerei zum 
zweiten Male bestraft worden ist, wird, wenn sich die abermals begangene Hehlerei auf 
einen schweren Diebstahl, einen Raub oder ein dem Raube gleich zu bestrafendes Ver- 
brechen bezieht, mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft. Sind mildernde Um- 
stände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter einem Jahre ein. 

Bezieht sich die Hehlerei auf eine andere strafbare Handlung, so ist auf Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren zu erkennen. Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gelängnis- 
strafe nicht unter drei Monaten ein. 

Die in dem $ 245 enthaltenen Vorschriften finden auch hier Anwendung. 


I. Die Vorschrift betrifft die Hehlerei im Rückfall; sie gilt für $ 259 und für $ 258. 
Zum Rückfall im allgemeinen vgl. $ 244 Ann..]. 


II. Die beiden Vorbestrafungen müssen auch wegen Hehlerei erfolgt sein; Bestrafungen 
wegen Diebstahls oder wegen Raubes wirken hier nicht rückfallsbegründend. Die Vor- 
bestrafungen und die abermals begangene Hehlerei müssen vorsätzliche Taten sein; Be- 
strafungen wegen fahrlässiger Hehlerei ($ 259 Anm. VI 2) genügen nicht (Olshausen 
Anm.A; and. Dalcke Anm. 34 b, Schumann JW 1924 S. 281). 


II. Für die Strafzumessung wird nach der Art und der Schwere der Vortat, auf die 
sich die dritte Hehlerei bezieht, unterschieden (Abs. 1, Abs. 2). 


IV. Die Bestimmung ist auch dann anzuwenden, wenn bei einer gewerbs- oder ge- 
wohnheitsmäßigen Hehlerei zugleich die Rückfallsvoraussetzungen vorliegen; die 
Strafe ist dann unter Außerachtlassung etwaiger mildernder Umstände dem $ 261 zu 
entnehmen (RGSt. 66 344, LK Anm. 4; and. Olshausen Anm. 3). 


V. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. 


S 262 
Neben der wegen Hehlerei erkannten Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen 


Ehrenrechte und neben jeder Verurteilung wegen Hehlerei auf Zulässigkeit von Polizei- 
aufsicht erkannt werden. 


Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte und Polizeiaufsicht können auch bei 
dem in $ 258 behandelten erschwerten Fall der eigennützigen Begünstigung und bei der 
Hehlerei ($ 259) ausgesprochen werden. 

Im Falle des $ 27b ist die Bestimmung nicht anwendbar. 
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Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädlgt, daß er durch Vorspiegelung 
falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum er- 
regt oder unterhält, wird wegen Betrugs mit Gefängnis bestraft, neben welchem auf Geld- 
strafe sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die Geldstrafe er- 
kannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 

In besonders schweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt insbesondere dann vor, wenn die Tat das 
Wohl des Volkes geschädigt oder einen anderen besonders großen Schaden zur Folge 
gehabt oder der Täter besonders arglistig gehandelt hat. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher begeht, ist nur auf 
Antrag zu verfolgen. Die Zurücknahme des Antrages ist zulässig. 

Schrifttum: Bockelmann, Wandlungen in der Betrugsrechtsprechung des Reichsgerichts, DR 
1942 S.1112. — Burchardt, Täuschung und Rechtswidrigkeit beim Kreditbetrug, 1937 (Abh. des 
Berl. Kriminal. Instituts). -— Busch, Betrug durch Verschweigen, 1934 (Sonderausgabe aus der Fest- 
schrift der Leipziger Juristenfakultät für R. Schmidt). -— v.Cleric, Betrug verübt durch Schweigen, 
1918. - Kempermann, Wesen und Unrechtsgehalt des Betruges, ZStW 57 S. 126. -— Kugelmann, 
Der strafbare Betrug durch Unterlassung, 1925 (Diss. Leipzig). - Merkel, Kriminalistische Abhand- 
lungen II. Die Lehre vom strafbaren Betruge, 1867. -— Schröder, Über die Abgrenzung des Dieb- 
stahls von Betrug und Erpressung, ZStW 60 S. 33. -— Wachinger, Vorbemerkung über Kredit- 
betrug, GS 102 S. 376. 

Kriminologisch: Sicking, Der Betrug, 1940 (StrafrAbh. Heft 415). 

Vgl. ferner die amtlichen Warnungen wegen des Betruges durch den Vertrieb von wertlosen 
lieilmitteln und Heilapparaten (DJ 1934 S. 695), hinsichtlich des Wahrsageschwindels (DJ 1934 S.992),. 
betreffend Heiratsvermittlungschwindel (DJ 1934 S. 762), betreffend Hausierschwindel (DJ 1935 
S. 1664), betreffend Heiratsschwindler und intime Hochstaplerinnen (DJ 1936 S. 277), betreffend den 
berufsmäßig ausgeübten Vertreterbetrug (DJ 1936 S. 362) und betreffend Schwindel mit Erd- und 
Höhenstrahlen (DJ 1937 S. 380, 959); vgl. weiter Nr. 376-383 Richtlinien für das Strafwerfahren. Zur 
Bekämpfung des Betruges, insbes. des Geldvermittlerschwindels vgl. auch Rohling DJ 1935 S. 255 


L Die Vorschrift behandelt den Betrug. Unter Betrug ist die durch Täuschung ver- 
ursachte Vermögensschädigung eines anderen in Bereicherungsabsicht zu verstehen. 
Geschütztes Rechtsgut ist das Vermögen als Ganzes; hierdurch unterscheidet sich der 
Betrug von den meisten übrigen Vermögensdelikten, die gegen einzelne bestimmte Be- 
standteile des Vermögens gerichtet sind. Der Betrug ist seinem Wesen nach eine gegen 
das Vermögen gerichtete Straftat; hieran kann auch nichts durch entsprechende An- 
wendung geändert werden (RGSt. 78 270 mit Anm. Mezger ZAkDR 1939 S. 649, RG 
JW 1987 S. 942 mit Anm. K.Schäfer; and. LG Eisenach JW 1939 S. 338). Kennzeich- 
nend für den Betrug ist, daß eine Vermögensbeschädigung durch die Erregung eines Irr- 
tums herbeigeführt wird; daraus darf aber nicht gefolgert werden, daß durch die Vor- 
schrift neben dem Vermögen auch das Recht auf die Wahrheit geschützt werden soll; 
geschütztes Rechtsgut ist vielmehr allein das Vermögen (RGSt. 74 168 mit Anm. Gallas 
ZAkDR 1940 S. 246 und Anm. Mezger DR 1940 S. 1098); and. v.Cleric aaO S. 97, der 
Treu und Glauben Rechtsgutcharakter beimißt und im Betrug eine nicht nur gegen das 
Vermögen, sondern auch gegen Treu und Glauben gerichtete Straftat sieht. Nach Frank 
Anm. I richtet sich der Betrug außer gegen das Vermögen auch gegen den wahren Willen 
des Angegriffenen. Kohlrausch in der Schlegelberger-Festschrift (1936) S. 222 sieht das 
Wesen des Betruges in der Täuschung fremden Vertrauens (vgl. über Folgerungen aus 
dieser Auffassung unten VI 2, weiter auch AG Annaberg JW 1937 S. 968). 
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Das in der Ostmark geltende Recht sieht jede Schädigung eines anderen in seinen Rechten durch 
arglistige Täuschung als Betrug an ($$ 197 ff. österr. StG). Nach österr. Recht ist der Betrug also nicht 
ausschließlich Vermögensdelikt; der Tatbestand ist nicht durch das verletzte Rechtsgut, sondern nur 
durch die Art der Verübung charakterisiert. Freisler DJ 1941 S. 493 neigt zu diesem Aufbau des Be- 
trugstatbestandes. Nach ihm entspricht die Auffassung des Betruges nur als Vermögensdelikt mehr 
einem Strafrecht, das sich auf der Betrachtung verletzter Rechtsgüter aufbaut; ‚‚die Loslösung von 
der Vermögensbeschädigung dagegen stellt den Unrechtsgehalt, die arglistige Täuschung, in den Vor- 
dergrund und entspricht mehr dem Willensstrafrecht‘. Von dem Erfordernis einer Vermögensbeschädi- 
gung will möglichst wohl auch Kempermann aaO absehen (vgl. aber S. 148); vgl. weiter auch Borst 
JW 1935 S. 1221. Nach Dahm in Gürtner II S. 458 sind dagegen mit einem Rechtsdenken, das sich 
von blassen Abstraktionen frei zu machen sucht, ‚leere Verallgemeinerungen nach Art des österr. Rechts 
nicht in Einklang zu bringen“. Nach Schmidt DJ 1941 S. 724 kann derjenige, der klare Tatbestände 
liebt und die praktischen Erfahrungen mit dem Betrug des österr. StG kennt, „dem nebelhaften und 
verschwommenen Begriff des ‚Schadens an anderen Rechten‘ der in der Praxis soviel Verwirrung 
angestiftet hat, keine guten Seiten abgewinnen‘. Die überwiegenden Gründe dürften für die Beibehal- 
tung des vermögensrechtlichen Charakters des Betrugsbestandes sprechen. Vgl. im übrigen unten XVI. 

Beim Betruge veranlaßt der Täter einen anderen, für ihn eine Handlung vorzunehmen 
oder zu unterlassen; Zimmerl ZStW 49 S. 54 bezeichnet daher den Betrug als einen zum 
selbständigen Delikt erhobenen Fall der mittelbaren Täterschaft; ebenso auch Schröder 
aaO S. 70 Anm. 41, der näher auch auf die schwierige Abgrenzung zwischen Betrug und 


Diebstahl in mittelbarer Täterschaft eingeht. 


IL. Der äußere Tatbestand erfordert folgende Tatbestandsmerkmale: Täuschungshand- 
lung, {rrtum des Getäuschten, Vermögensverfügung, Vermögensschädigung. Die Täu- 
schungshandlung muß den Irrtum des Getäuschten hervorrufen; der Irrtum muß eine 
Vermögensverfügung des Getäuschten verursachen und diese muß zu einer Vermögens- 
schädigung führen; es müssen also alle Merkmale des objektiven Tatbestandes unter- 
einander in ursächlichem Zusammenhang stehen. An dem Kausalzusammenhang fehlt 
es auch dann nicht, wenn sich der Getäuschte der nachteiligen Wirkung seiner Ver- 
mögensverfügung bewußt gewesen ist (RGSt. 70 256; and. Frank Anm. VI). Eine Be- 
reicherung des Täters braucht objektiv nicht eingetreten zu sein; es genügt eine auf Be- 
reicherung, gerichtete Absicht. 


II. Die Täuschungshandlung besteht in der Vorspiegelung falscher Tatsachen oder in 
der Entstellyng oder Unterdrückung wahrer Tatsachen. Daneben kann Betrug auch durch 
Unterlassung begangen werden (unten 5). Die im Gesetz enthaltene Zergliederung der 
Täuschungshandlung in drei Erscheinungsformen stellt nur eine scheinbare Vermehrung 
der ihrem Wesen nach zusammenfallenden Täuschungsmittel dar (Binding Lehrbuch 1 
S. 348), im kommenden Recht soll diese Aufzählung fortfallen (vgl. unten XV]). 


1. Unter Tatsachen sind alle konkreten, nach Raum und Zeit bestimmten, vergangenen 
oder gegenwärtigen Geschehnisse oder Zustände der Außenwelt und des menschlichen 
Seelenlebens zu verstehen, d.h. alles konkret Wirkliche. Als Tatsache ist nicht nur das 
tatsächlich, sondern auch das angeblich Geschehende oder Bestehende anzusehen, sofern 
ihm das Merkmal der objektiven Bestimmtheit und Gewißheit eigen ist (RGSt. 5 131, 
56 231). Zu den hier bedeutsamen Tatsachen gehören z. B. die Beschaffenheit einer Sache, 
die Zahlungsfähigkeit. Auch innere Vorgänge können Tatsachen sein, so vor allen Dingen 
bestimmte Absichten wie z. B. die Zahlungsabsicht (RG DR 1948 S. 74), weiter die Ernst- 
haftigkeit eines Geschäftsabschlusses. Etwas, was erst in der Zukunft liegt, ist noch 
keine Tatsache; es wird zur Tatsache erst mit dem künftigen Eintritt (RGSt. 56 232 
und die herrschende Auffassung im Schrifttum; and. Binding Lehrbuch 1 $. 346). Be- 
hauptet jemand, in Zukunft zahlen zu wollen, so behauptet er damit aber eine gegen- 
wärtige Tatsache, nämlich seine bereits jetzt vorhandene Zahlungsabsicht. Den Gegen- 
satz zu den Tatsachen bilden die Werturteile. Ein Werturteil wird z. B. in der Regel die 
Erklärung eines Rechtsbeistandes sein, er könne in einer Strafsache die gleichen Dienste 
wie ein Rechtsanwalt leisten (RGSt. 56 231). Urteile über den Wert einer Sache können 
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als Tatsachen anzusehen sein, wenn es sich um die Kennzeichnung gewisser Eigenschaf- 
ten von Sachen handelt; so ist z. B. die Erklärung, daß eine Ware gut und gangbar sei, 
kein bloBes Urteil mehr, sondern eine Tatsachenbehauptung (RG HRR 1926 Nr. 2306) ; 
ebenso liegt eine Tatsachenbehauptung etwa in der Erklärung, ein Gasthof gehe gut (RG 
Recht 1913 Nr. 3207). Vgl. im übrigen noch $ 186 Anm. II 1. 

2. Vorspiegein einer Tatsache bedeutet das Aufstellen einer bewußt unwahren Behaup- 
tung. Es ist nicht erforderlich, daß besondere auf Wahrheitsverdeckung gerichtete Maß- 
nahmen getroffen werden. Ein Vorspiegeln falscher Tatsachen liegt z. B. vor beim Er- 
heben nichtgeschuldeter Schreibgebühren für Abschriften (RGSt. 65 52), bei der Be- 
rechnung zu hoher Umzugskosten (RGSt. 60 294). Bei Kreditgeschäften genügt auch 
eine Vorspiegelung über den Verwendungszweck des Geldes. Spiegelt der Kreditnehmer 
2. B. vor, einen Wechsel zum Zwecke der Kreditbeschaffung verwenden zu wollen, so 
kann ein Betrug vorliegen, wenn der Wechsel nur zur Bezahlung von Schulden verwendet 
wurde und der Kreditnehmer dies von vornherein beabsichtigte (RGSt. 66 58). Genügen 
kann weiter z. B. die Vorspiegelung der Absicht, das Geld aus einem Darlehen für die 
Einrichtung eines Büros verwenden zu wollen, während es in Wirklichkeit zum Lebens- 
unterhalt verbraucht werden sollte (RG JW 1926 S. 2924). Vielfach wird die Vorspiege- 
lung mittelbar erfolgen; dies ist vor allem bei Vorspiegelung der Zahlungsfähigkeit der 
Fall, indem der Täter Angaben macht, die mittelbar seine Vermögensverhältnisse be- 
treffen. Beispiele bieten etwa die Fälle, daß der Darlehnsnehmer Kredit unter dem 
Hinweis erbittet, er habe eine Erbschaft gemacht oder in der Lotterie einen großen Ge- 
winn erzielt oder ein noch nicht erteiltes Patent biete große Ausnutzungsmöglichkeiten 
(RGSt. 70 152). Die Benennung unzutreffender Referenzen ist aber nicht ohne weiteres 
als Vorspiegelung der Zahlungslähigkeit anzusehen (RG JW 1927 S. 1693). 

Das Vorspiegeln falscher Tatsachen kann auch durch schlüssige Handlungen erfolgen. 
Dies ist dann der Fall, wenn der Täter weder unmittelbar noch mittelbar die Behaup- 
tung vom Vorhandensein einer bestimmten Tatsache aufstellt, aber die unbefangene 
Auslegung seines gesamten Verhaltens zu dem Schlusse führt, der Täter wolle eine be- 
stimmte Tatsache erklären. In Betracht kommt hier z. B. das Auftreten als zahlungs- 
williger und zahlungsfähiger Gast beim Fehlen entsprechender Mittel (sog. Zechprellerei, 
R 2 692), der Abschluß eines Spielvertrages trotz Ausschaltung des Zufalls (RGSt. 62 
416), auch das Bestellen einer wertvollen Ware trotz Fehlens von Mitteln (RG JW 19384 
8. 1052 mit Anm. Mezger; vgl. aber weiter RG DR 1948 S. 74). Weiter gehören hierher 
etwa die Fälle, daß der Verkäufer falsche Etikettierungen gebraucht oder falsche An- 
gaben auf Briefbogen macht, um dadurch konkludent über seinen Geschäftsumfang 
Erklärungen abzugeben. Besondere praktische Bedeutung hat der Fall, daß der zur 
Schilderung seiner Vermögenslage aufgeforderte Vertragsgegner dies nur unvollständig 
tut, indem er nur die günstigen Umstände anführt, ungünstige dagegen verschweigt 
(RGSt. 70 152; näher Burchardt aaO S. 10). Wer den Kreditgeber zum Zwecke der 
Krediterlangung durch seine Fabrikräume führt und ihm Warenvorräte zeigt, dabei 
aber eventuelle Belastungen oder Sicherungsübereignungen nicht erwähnt, spiegelt 
schlüssig vor, daß die Gegenstände unbelastet sind (RG Recht 1929 Nr. 652). In dem Ab- 
schluß eines Kreditgeschäftes oder in der Vertragsofferte zu einem solchen Geschäft 
wird stets die schlüssige Erklärung der Zahlungsabsicht zu sehen sein, nicht dagegen 
auch ohne weiteres die konkludente Erklärung, zahlungsfähig zu sein (Burchardt aaO 
8.15 ff.). 

8. Entstellen einer Tatsache bedeutet das Verschieben der richtigen Verhältnisse oder 
Hinzufügen oder Auslassen einzelner Momente (Frank Anm. 112). 

4. Unterdrücken einer wahren Tatsache bedeutet ein Handeln, durch das eine Tat- 
sache der Kenntnis anderer Personen entzogen wird. Ein Unterdrücken liegt z. B. vor 
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bei Veränderungen des Elektrizitätszählers zur Verwischung der Spuren unerlaubter 
Stromentnahme (RGSt. 85 311) oder beim Verpacken vertragswidriger unter einer bes- 
seren Oberschicht verdeckter Waren (RG GoltdArch. 50 S. 392). Ein Unterdrücken 
kann weiter etwa darin zu sehen sein, daß jemand ein Testament, in dem er sich eigen- 
mächtig eine Zuwendung ausgesetzt hat, dem Erblasser nur unvollständig vorliest (RGSt. 
42 171) oder daß ein Provisionsreisender einen Bestellschein, den er abweichend von den 
mündlichen Vereinbarungen ausgefüllt hat, dem Kunden zur Unterschrift vorlegt und 
dabei das Durchlesen des Bestellscheins verhindert (RG JW 1913 S. 950). Ein heimliches 
Tun ist nicht stets erforderlich (Frank Anm. II 3, Kugelmann aaO S. 33; and. RGSt. 
22 284, Olshausen Anm. 13a, Schwarz Anm. 2C). 

5. Ein Betrug kann auch durch Unterlassen begangen werden, sofern für den Täter 
eine Rechtspflicht zum Tätigwerden bestand (so die ständige Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts un] die ganz überwiegende Meinung im Schrifttum; and. LK Anm. 2a, wonach 
es keine Vorspiegelung durch Unterlassen geben soll; die allgemeinen Grundsätze über 
die Unterlassungsdelikte müßten der in $ 263 erfolgten Sonderregelung weichen; hier- 
gegen zutreffend Busch aaO. S. 1, v.Hippel Lehrbuch S. 257 Anm. 2; and. auch Mayer 
S. 222). 

Darüber, wann eine Pflicht zum Reden besteht, vgl. zunächst Vorbem. VII vor $1. Eine 
Rechtspflicht zur Offenbarung kann sich auch aus den Grundsätzen von Treu und 
Glauben ergeben (RGSt. 70 155, 227, RG JW 1986 S. 3001, RG HRR 1941 Nr. 100, 371; 
näher hierzu Burchardt aaO S. 25, Busch aaO S. 12; vgl. auch Hartung DJ 1936 S. 330; 
früher so bereits z. B. v.Cleric aaO S. 96, v.Hippel Lehrbuch S. 257 Anm. 4). Beim Ab- 
 schluß eines Vertrages besteht im allgemeinen keine Aufklärungspflicht hinsichtlich der 
zum Vertragsschluß führenden Umstände (sog. Spekulationsmomente) ; dagegen wird eine 
derartige Pflicht hinsichtlich derjenigen Umstände anzunehmen sein, die sich auf die 
Möglichkeit und Beschaffenheit der versprochenen Leistung selbst beziehen (sog. Quali- 
tätsmomente; Beispiel in RGSt. 69 284) (näher Kohler, Treu und Glauben im Verkehr 
[1893] S.5, 7, auch Burchardt aaO 8.45). Eine Aufklärungspflicht besteht vor allem 
bei Vertrauensverhältnissen. Ein ohne weiteres eine Aufklärungspflicht enthaltendes Ver- 
trauensverhältnis ist nur dann gegeben, wenn von vornherein ein gemeinsames Zusam- 
menwirken zum gemeinsamen Zweck vorliegt, also z. B. bei einem Gesellschaftsverhält- 
nis oder einer stillen Beteiligung an einem Unternehmen. Andere Geschäfte werden erst 
durch das Hinzutreten besonderer Umstände (z. B. langjährige Geschäftsverbindung) zu 
Vertrauensverhältnissen (Burchardt aaO S. 51). Nehmen zwei Personen bei einer Bank 
einen gemeinsamen Kredit auf, um damit ein auch gemeinsam zu betreibendes Unter- 
nehmen zu eröffnen, und verschweigt der eine die Absicht, einen Teil des Kredits für 
persönliche Zwecke zu verbrauchen, so verletzt er eine Aufklärungspflicht (RGSt. 6 
107). Der Kunde einer Bank, der Wertpapiergeschäfte machen will und sich deshalb an 
die Bank wendet, vertraut sich dieser an (RGSt. 70 46). Ein Vertrauensverhältnis kann 
ferner dann gegeben sein, wenn sich jemand von einem Verwandten oder guten Freund 
Geld geben läßt. Weiteres Beispiel in RG JW 1934 S. 1418 mit Anm. Mezger. Das ge- 
wöhnliche Darlehnsgeschäft begründet als solches nicht ein derartiges Vertrauensverhält- 
nis. Ein Kreditnehmer braucht nur in den Fällen von seinen Vermögensverhältnissen 
Mitteilung zu machen, wo diese bei objektiver Beurteilung erkennen lassen, daß eine 
Rückzahlung des Kredits nicht möglich und auch nicht wahrscheinlich ist (Burchardt 
aaO S. 57, RG DStR 1939 S. 170). 

Weiter ist beispielsweise angenommen worden, daß der Absender von Frachtgut die 
Rechtspflicht hat, eine nachträglich entdeckte Unrichtigkeit seiner im Frachtbrief ge- 
machten Angaben der Reichsbahn mitzuteilen (RG HRR 1989 Nr. 473). Eine Anzeige- 
pflicht besteht für den Empfänger von Wohlfahrtsunterstützung, falls er anderweit 
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- selbst durch eine strafbare Handlung - Mittel zum Lebensunterhalt erhalten hat (RGSt. 
78 396). Zur Offenbarungspflicht beim Kauf gebrauchter Sachen vgl. RG DR 1948 
S. 900. Über Preisvergehen und Betrug vgl. Hagemann DJ 1942 S. 177. 

Der durch eine Willenserklärung Begünstigte hat keine Rechtspflicht, den Erklären- 
den auf die Möglichkeit einer Sinnesänderung hinzuweisen (RG HRR 1941 Nr. 170). 


6. Die bloße Benutzung eines Legitimationspapiers (z. B. eines Sparkassen- 
buches) durch einen Dritten ist weder Vorspiegelung noch Unterdrückung einer Tat- 
sache. Es wird ferner hier auch meist an der Erregung eines Irrtums fehlen; denn der 
Auszahlende wird in der Regel an den Dritten als Inhaber zahlen (RGSt. 89 242; vgl. 
auch unten IV 2). Ein Betrug kommt aber dann in Betracht, wenn sich der Schuldner 
über die Berechtigung oder Bevollmächtigung des Inhabers durch Befragen vergewissert 
und dann auf Grund der unwahren Auskunft leistet. Ein Betrug liegt ferner dann vor, 
wenn ein Angestellter der Sparkasse in ein ihm zugängliches Sparkassenbuch unbefugt 
Auszahlungsvermerke einträgt und sich die Beträge auszahlen läßt (RGSt. 61 128). 


IV. Durch die Täuschungshandlung muß in dem Getäuschten ein Irrtum erregt oder 
unterhalten werden. Es ist aber nicht erforderlich, daß die Täuschungshandlung die 
alleinige Ursache des vermögenschädigenden Irrtums des Getäuschten ist (RG HRR 
1940 Nr. 474). 

1. Unter Itrtum ist eine unrichtige Vorstellung über eine Tatsache zu verstehen. Fehlt 
es an einer positiven Vorstellung, dann liegt kein Irrtum vor (RGSt. 42 41). Auch ein 
Geschäftsunfähiger kann irren (RG ZAkDR 1989 S.132 mit Anm. Henkel). 


2. Der Täter erregt einen Irrtum, wenn die falsche Vorstellung durch ihn selbst her- 
vorgerufen wird. Ein Irrtum wird unterhalten, wenn der Täter bewirkt, daß ein schon 
vorhandener Irrtum verstärkt oder sein Aufhören verhindert wird. Der Täter braucht 
den Irrtum, den er unterhält, nicht selbst verursacht zu haben. 


Die bloße Benutzung eines schon bestehenden Irrtums allein ist nicht Unterhaltung 
eines Irrtums. Zutreffend weist aber Mezger Grundriß S. 224 darauf hin, daß in diesen 
Fällen dann Betrug vorliegen kann, wenn die Aufklärung des Irrtums pflichtwidrig 
unterlassen wird. Aber auch wenn man dies beachtet, begeht wohl derjenige keinen Be- 
trug, der auf ein nicht auf seinen Namen lautendes Sparkassenbuch Geld abhebt (RGSt. 
26 154, Kohlrausch Anm. 3; and. Mezger Grundriß S. 224); vgl. noch oben III 6. 

Fährt jemand als sog. blinder Passagier auf einer Eisenbahn, Straßenbahn oder dgl. so 
mit, daß die Vertreter der Bahnverwaltung von der Anwesenheit des Mitfahrenden über- 
haupt keine Vorstellung erlangt haben, dann wird kein Irrtum erregt oder unterhalten; 
es kommt nicht eine Bestrafung wegen Betruges, sondern nur aus $ 265a in Betracht. 
Das gleiche gilt für den Fall, daß jemand die Leistung eines Automaten oder den Zutritt 
zu einer Veranstaltung ohne Täuschung einer bestimmten Person erschleicht; auch hier 
ist nur aus $ 265a zu bestrafen. Eine entsprechende Anwendung ($ 2) des $ 263 ist in 
diesen Fällen nicht möglich, da das Gesetz diese Fälle durch $ 265a erfassen und nicht 
der entsprechenden Gesetzesanwendung überlassen wollte (Olshausen Nachtrag S. 245, 
Schäfer-Dohnanyi S. 213). Ist dagegen die Täuschung einer bestimmten Person (zum 
Beispiel des Schaffners, der Telefonistin, der Kontrollperson) nachweisbar, dann ist 
wegen Betruges, bei Warenautomaten wegen Diebstahls zu bestrafen, da $ 265a nur 
subsidiären Charakter hat; über die Vollendung des Betruges in diesem Fall vgl. RG DR 
1943 S. 901. 


8. Es ist unerheblich, ob der Getäuschte bei Anwendung der üblichen Aufmerksam- 
keit den Irrtum hätte vermeiden können. Es kommt nur darauf an, daß jemand getäuscht 
worden ist (RG HRR 1940 Nr. 474). 
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V. Durch den Irrtum muß der Getäuschte zu einer Vermögensverfügung veranlaßt 
werden. Es handelt sich hierbei um ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal, das den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen Irrtum und Vermögensschaden herbeiführt (RGSt. 
47 152, 49 19, 64 228). Es ist nicht erforderlich, daß der Getäuschte zu der Verfügung 
allein durch Erregung des Irrtums bestimmt wird (RGSt. 76 86). 

1. Unter Vermögensverfügung ist jedes Handeln, Dulden oder Unterlassen zu ver- 
stehen, das eine Vermögensminderung im wirtschaftlichen Sinne bewirkt. Eine Ver- 
fügung im Sinne des bürgerlichen Rechts, eine rechtsgeschäftliche Verfügung oder eine 
Willenserklärung braucht nicht vorzuliegen (näher hierzu Bruns, Die Befreiung des 
Strafrechts vom zivilistischen Denken [1938] S. 233). Auch ein Geschäftsunfähiger kann 
eine Vermögensverfügung im Sinne dieser Bestimmung vornehmen (RG ZAkDR 19839 
S. 132 mit Anm. Henkel). In Betracht kommt als Vermögensverfügung z. B. auch die 
Vornahme von Buchungen in den Handelsbüchern (RG JW 1926 S. 586). 

Es genügt eine bewußte oder eine unbewußte Vermögensverfügung. Der Tatbestand 
kann auch dann erfüllt sein, wenn sich der Getäuschte der nachteiligen Wirkung seiner 
Vermögensverfügung bewußt gewesen ist (RGSt. 70 256, RG JW 1988 S. 2269; and. 
Frank Anm. VI, Gerland S. 636). 

An einer Vermögensverfügung fehlt es, wenn der Gewahrsamsinhaber infolge der 
Täuschung die Wegnahme der Sache duldet, wie z. B. bei der Beschlagnahme durch 
angebliche Kriminalbeamte (RG LZ 1922 Sp. 265, RG HRR 1934 Nr. 1259); näher zu 
diesen Fällen Schröder aaO S. 43. 

2. Auch ein Unterlassen kann eine Vermögensverfügung darstellen. So nimmt z.B. 
derjenige, der über einen ihm zustehenden Anspruch in Unkenntnis gelassen wird, eine 
Vermögensverfügung vor, wenn er es infolge der Irreleitung unterläßt, die Forderung 
einzuklagen oder sonst geltend zu machen (RGSt. 65 100, 76 173, RG HRR 1984 Nr. 
1383). Eine Vermögensverfügung durch Unterlassung kann weiter etwa darin liegen, 
daß der Vermieter bestimmt wird, von der Geltendmachung seines gesetzlichen Pfand- 
rechts abzusehen (RG DStZ 1917 Sp. 234). 

8. Erforderlich ist, daß die Verfügung die Vermögensbeschädigung unmittelbar herbei- 
führt (Frank Anm. IV). Wer einen Fremden, der sich als Angestellter des Gaswerks aus- 
gibt, zum Nachsehen des Gasmessers in seine Wohnung einläßt und ihm dadurch Gelegen- 
heit gibt, ihn zu bestehlen, gibt nur mittelbar zur Schädigung des Vermögens Anlaß; es 
kommt Diebstahl, nicht aber Betrug in Betracht (Frank Anm. IV); weitere Beispiele bei 
Schröder aaO S.38. Das gleiche gilt dann, wenn der Täter den Gewahrsamsinhaber 
durch falsche Angaben von der Sache weglockt und sie dann wegnimmt (RG LZ 1920 
Sp. 614, 1924 Sp. 299). Wer dagegen einen Kaufmann durch die falsche Vorspiegelung, 
eine Sache kaufen zu wollen, veranlaßt, sie auf den Ladentisch zu legen und sie dann an 
sich nimmt und sich ohne Bezahlung entfernt, begeht Betrug und Diebstahl; denn hier 
führt die Vermögensverfügung bereits unmittelbar zu einer Vermögensgefährdung (KG 
DStR 1987 S. 57). Näher zu diesem Fragenkreis Schröder aaO 8.40. 

4. Der erforderliche ursächliche Zusammenhang zwischen der Täuschung und der 
Vermögensschädigung liegt dann nicht vor, wenn der Getäuschte dieselbe Vermögens- 
verfügung auch ohne den Irrtum vorgenommen hätte. Dies wird nicht selten dann der 
Fall sein, wenn jemand durch Vorspiegelungen eines Bettlers getäuscht wird und ihm 
dann ein Almosen gibt. Geschieht dies z. B., um einen lästigen, aufdringlichen Bettler 
loszuwerden, dann fehlt es an dem ursächlichen Zusammenhang zwischen dem irre- 
führenden Vorbringen des Bettlers und dem Geschenk. Näher über die Voraussetzungen 
des Bettelbetruges RG HRR 1986 Nr. 1469, LK Anm. 8, Mezger Grundriß S. 272; ver- 
neint wird die Möglichkeit eines Betruges in diesen Fällen überhaupt von Frank Anm.VI 
4 a, Gerland 8. 639 Anm. 1, v.Liszt-Schmidt S. 671. 
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5. Erforderlich ist, daß der Getäuschte und der Verfügende die gleiche Person sind. 
Dagegen brauchen Getäuschter und Geschädigter nicht die gleiche Person zu sein (RGSt. 
13 384). Es genügt, daß der Getäuschte tatsächlich in der Lage ist, über fremdes Ver- 
mögen zu verfügen (RGSt. 25 247, 51 166, 64 228, Mezger Grundriß S. 226, Olshausen 
Anm. 27 b und eingehend neuestens Schröder aaO S. 49, 62; and. Binding Lehrbuch 1 
S. 345, Gerland S. 635/36, nach denen der Getäuschte zu einer vermögensrechtlichen 
Disposition über das fremde Vermögen rechtlich befugt sein muß). Ein Betrug kann 
beispielsweise begangen werden durch Täuschung des Gerichtvollziehers (RGSt. 89 143), 
des Konkursverwalters (RGSt. 26 28, 86 86), des Prozeßrichters sowie des im Prozeß 
tätig werdenden Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (hierzu unten 6), des Grundbuch- 
richters (RGSt. 66 373), des Vormundschaftsrichters (RG Recht 1918 S. 627), des Nach- 
laßrichters (RG GoltdArch. 68 S. 429), des Versteigerungsrichters (RGSt. 69 103). 

Zum Betrug gegenüber einer juristischen Person gehört nicht, daß gerade 
eines ihrer Organe getäuscht wird; es genügt die Täuschung jeder Person, die tatsäch- 
lich in der Lage ist, auf das Vermögen der juristischen Person einzuwirken (RG HRR 
1942 Nr. 245). 


6. Daraus, daß Getäuschter und Geschädigter nicht die gleiche Person zu sein brauchen, 
ergibt sich vor allem auch die Möglichkeit eines Prozeßbetruges. Ein Betrug kann also 
auch dadurch begangen werden, daß ein Richter durch falsche Behauptungen zu einer 
das Vermögen eines anderen schädigenden Entscheidung veranlaßt wird. Es kann zwei- 
felhaft sein, ob es glücklich ist, diese Fälle unter einen als Vermögensdelikt aufgebauten 
Betrugstatbestand einzuordnen. Verschiedentlich ist darauf hingewiesen worden, daß 
die als Prozeßbetrug aufgefaßten Handlungen einen Mißbrauch, eine Nichtachtung des 
Gerichts darstellen und eine Verletzung der Wahrheitspflicht enthalten und daher einer 
Sonderbehandlung bedürften (so z. B. E.Wolf JW 1938 S. 1923). Das kommende Recht 
will aber an dem geltenden Rechtszustand festhalten (unten XV]). 

Schrifttum: Goedel, Prozeßbetrug, JW 1937 S. 1760.—- Keunecke, Prozeßbetrug 1940 (Strafr- 
Abh. Heft 417). - Koffka, Der Prozeßbetrug unter Berücksichtigung der neuen Zivilprozeßordnung, 
ZStW 54 S. 45. -— Rietzsch, Prozeßbetrug und Wahrheitspflicht, DStR 1934 S.9. -— Scheffler, 
Prozeßgesinnung und Prozeßbetrug, DStR 1939 S. 204. - E. Wolf, Zum gegenwärtigen Stand der 
Lehre vom Prozeßbetrug, JW 1938 S. 1921. 

a) Ein Prozeßbetrug kann einmal dadurch begangen werden, daß eine Partei falsche 
Beweismittel benennt oder vorführt, und der Richter mit auf diese Beweise seine Ent- 
scheidung stützt. Beispiele bieten etwa die Fälle, daß eine Partei jemand als Zeugen 
benennt, der zu Unrecht sein Zeugnis verweigert (RGSt. 86 115, 40 9), oder daß sie fal- 
sche Urkunden vorlegt (RGSt. 8 171). Über Betrug durch Benutzung von Beweismitteln 
(Parteivernehmung) vgl. weiter noch RGSt. 69 192. 

b) Eine Partei, die bewußt falsche Behauptungen aufstellt, kann weiter auch dann 
einen Prozeßbetrug begehen, wenn sie sich für die Behauptungen nicht auf falsche Zeu- 
gen oder sonstige falsche Beweismittel beruft. Erforderlich ist dabei stets, daß die Ent- 
scheidung auf dem Vertrauen auf die Angaben der Partei beruht. Ist dies der Fall, dann 
kommt es nicht darauf an, ob das Gericht den Angaben der Partei unter Verletzung von 
Verfahrensvorschriften ohne Beweiserhebung geglaubt hat oder nicht (RGSt. 72 115 mit 
Anm. Boldt ZAkDR 1938 S. 441 und Anm. Schaffstein JW 1938 S. 1386, RGSt.72150,RG 
JW 1987 S. 2391). Dies ergibt sich jetzt aus der im $ 138 Abs. 1 ZPO ausdrücklich aus- 
gesprochenen Wahrheitspflicht der Parteien im Zivilprozeß. Es ist streitig, ob diese Fälle 
erst infolge der ausdrücklichen Aufstellung der Wahrheitspflicht strafbar geworden sind 
oder schon früher strafbar waren; es wird verschiedentlich die Auffassung vertreten, daß 
die Neufassung des $ 138 ZPO den Kreis strafbaren Verhaltens im Prozeß nicht erweitert 
habe (so z. B. Keunecke aaO S. 94). Eine prozessuale Folge der Verletzung der Wahrheits- 
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pflicht ist, daß das Gericht Behauptungen und Bestreitungen, die es für unwahr hält, 
unberücksichtigt zu lassen hat, und zwar auch dann, wenn dieses unwahre Vorbringen 
ausdrücklich (8 288 ZPO) oder stillschweigend ($ 138 Abs. 3 ZPO) oder gemäß gesetzlicher 
Fiktion ($ 331 Abs. 1 ZPO) zugestanden ist (Baumbach, ZPO [16. Aufl. 1943] $ 138 
Anm. 1 F aa, Schönke Zivilprozeßrecht [2. Aufl.] 1943 S. 24; and. z. B. Keunecke aaO 
S. 101). 8138 Abs. 1 ZPO gilt trotz seiner Stellung im Gesetz nicht nur für die mündliche 
Verhandlung, sondern z. B. auch für das Armenrechtsverfahren, für das Mahnverfahren 
und für das schriftliche Verfahren (Schönke aaO S. 24). Auch im Versäumnisverfahren hat 
der Richter das Urteil zu versagen, wenn er die Klagebehauptungen für bewußt falsch 
hält (RGSt. 72 115). Durch das Aufstellen von bewußt unrichtigen Behauptungen kann 
auch in diesen Fällen ein Prozeßbetrug begangen werden; so für das Armenrechtsverfah- 
ren RG JW 1987 S. 2392, DR 1989 S. 921, für das Versäumnisverfahren und für das 
Mahnverfahren RGSt. 72 115 mit Anm. Boldt ZAkDR 1938 S. 442 und Anm. Schaff- 
stein JW 1938 S. 1386; gegen letztere Entscheidung eingehend Keunecke aaO. S. 109. 

c) Die Partei, die bewußt einen unwahren Sachverhalt vorträgt, hat, auch wenn sie 
an die Berechtigung des geltend gemachten Anspruchs glaubt, mindestens dann die Ab- 
sicht, sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, wenn sie sich bewußt 
ist, bei Vortrag des wahren Sachverhalts dieselbe Entscheidung nicht oder nicht mit 
derselben Sicherheit erreichen zu können. Dasselbe gilt für das Tatbestandsmerkmal der 
Vermögensbeschädigung, da der Vermögenswert eines streitigen Anspruchs nicht un- 
abhängig von der jeweiligen Verfahrenslage bewertet werden kann (RGSt. 72 137, RG 
HARR 1940 Nr. 473). 

d) Vollendet ist der Prozeßbetrug durch jede Entscheidung des Richters, durch die 
eine Prozeßpartei dem Willen des Täters entsprechend geschädigt wird, z. B. auch durch 
den Erlaß eines Beweisbeschlusses, auf Grund dessen der Gegner des Täters einen Vor- 
schuß für Zeugengebühren zahlt (RG JW 1988 S. 1316). Wer namens eines anderen eine 
Forderung einklagt und dabei verschweigt, daß sein Machtgeber die Forderung bereits 
vor der Klageerhebung abgetreten hat, versucht einen Prozeßbetrug auch dann, wenn 
die Abtretung zum Zwecke der Gläubigerbenachteiligung erfolgt war (RG HRR 1940 
Nr. 580). 

VL. Die Vermögensverfügung des Getäuschten muß zu einer Vermögensbeschädigung 
geführt haben. Unter Vermögen ist die Gesamtheit der wirtschaftlichen Güter einer Per- 
son zu verstehen. Vermögensbeschädigung im Sinne dieser Vorschrift bedeutet daher 
jede in Geld abschätzbare Verschlechterung der Gesamtvermögenslage. Der hier dar- 
gelegte sog. wirtschaftliche Vermögensbegriff wird von der herrschenden Lehre vertreten 
(z.B. RGSt. 16 3, 44 233, v.Hippel Lehrbuch S. 258, LK Anm. 6, Mezger Grundriß 
S. 273, Olshausen Anm. 18 I, v. Liszt-Schmidt 8. 668) ; näher hierzu Bruns, Die Befreiung 
des Strafrechts vom zivilistischen Denken (1938) S. 227. 

Im Gegensatz hierzu steht einmal der sog. juristische Vermögensbegriff, der beson- 
ders von Merkel und Binding vertreten wird. Nach Merkel können nur ‚Rechte, nicht 
bloße Prätentionen oder faktische Zustände, welche einer rechtlichen Anerkennung nicht 
teilhaftig sind‘, Angriffsobjekt der Vermögensdelikte sein. Eine Vermögensschädigung 
liegt nach ihm nur dann vor, wenn durch das Verhalten des Täters die Rechtslage selbst 
eine Änderung erfährt, d.h. eine wirtschaftlich nicht gerechtfertigte, zivilrechtlich aber 
zunächst wirksame Umgestaltung der Vermögenslage bewirkt wird (aaO S. 101 ff., aber 
auch S. 199). Nach Binding Lehrbuch 1 S. 238 besteht das Vermögen aus der Summe 
der Vermögensrechte und -pflichten. Betrug ist nach ihm Rechtsraub; wo kein Ver- 
mögensrecht bestehe, sei auch ein Betrug nicht möglich (Lehrbuch 1 S. 341). 

Auf der andern Seite werden neuerdings gegen den wirtschaftlichen Vermögensbegriff 
Bedenken auf Grund der ‚‚dem heutigen Strafrecht eigentümlichen Betonung der Täter- 
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persönlichkeit, seiner Gesinnung und sittlichen Haltung“ hergeleitet (so Dahm DR 1941 
S. 1882; vgl. auch Dahm, Der Tätertyp im Strafrecht [1940] S. 53). Nach Gallas in der 
Festschrift für Graf Gleispach (1936) S. 56 ist für eine wertende, auch die Person des 
Vermögensträgers, nicht nur das objektiv rechnerische Ergebnis berücksichtigende Be- 
trachtungsweise schon derjenige in seinem Vermögen geschädigt, der durch Täuschung 
veranlaßt, also unfreiwillig, etwas aus seinem Vermögen hingegeben hat. Dahm DR 1941 
S.1882 will auch den wegen Betruges strafen, der den Abschluß eines dem Getäuschten 
zwar nicht wirtschaftlich nachteiligen, aber unwillkommenen Vertrages erschwindelt. 

Bedenken gegen den wirtschaftlichen Vermögensbegriff äußern weiter Borst JW 1935 
S. 1223, Kohlrausch in der Schlegelberger-Festschrift (1936) S. 221-22. 

1. Auch eine Anwartschaft kann bereits als Vermögensbestandteil anzusehen sein. 
Keinen Vermögenswert bildet allerdings eine nur allgemeine unbestimmte Aussicht oder 
eine bloße Hoffnung, einen Vermögenswert zu erlangen. Dagegen ist eine Anwartschaft, 
die mit Wahrscheinlichkeit einen Vermögenszuwachs erwarten läßt, bereits ein Ver- 
mögensbestandteil; ihre Entziehung stellt daher einen Vermögensschaden dar (RGSt. 
63 191, 78 384, RG DR 1940 S. 1826, LK Anm. 6 b, Olshausen Anm. 21; and. Binding 
Lehrbuch 1 S. 343, Frank Anm. V 3b, Gerland S. 637); eine derartige Anwartschaft 
stellt auch die Reichskleiderkarte dar (RGSt. 75 62 mit Anm. Bockelmann DR 1941 
S. 850 und Anm. Nagler ZAkDR 1941 S. 294). Auch der Kundenkreis eines Gewerbe- 
treibenden gehört zu den Vermögensbestandteilen, deren Beeinträchtigung zu einer 
Strafbarkeit wegen Betruges führen kann (RGSt. 71 334). Wird ein Geschäftsmann durch 
Täuschung veranlaßt, die Firmen bekannt zu geben, von denen er bestimmte Waren 
bezieht, so bedeutet dies für ihn aber noch nicht ohne weiteres den Verlust einer ver- 
mögensrechtlich geschützten Anwartschaft (RGSt. 74 317). 

Für den Eigentümer eines Kraftwagens bildet die Möglichkeit, dem Verkauf des Wa- 
gens entgegenzutreten oder sich wenigstens den Kaufpreis zu sichern, eine wirtschaft- 
liche Möglichkeit, deren Verlust eine Vermögensbeschädigung darstellt (RG HRR 1989 
Nr. 1318). 

Zum Vermögen gehört auch der Besitz als solcher (RGSt. 42181, RG ZAkDR 1988 
8.279 mit Anm. Schaffstein, LK Anm. 6a, Olshausen Anm. 29). Die Arbeitskraft als 
solche bildet nach herrschender Auffassung keinen Bestandteil des Vermögens im Sinne 
dieser Vorschrift; die Bindung der Arbeitskraft kann aber nach RGSt. 68 380 mit Anm. 
Mezger JW 1935 S. 288 bereits einen Vermögensschaden darstellen. Man wird aber auch 
darüber hinaus zum mindesten in entsprechender Anwendung ($ 2) Schädigungen der 
Arbeitskraft hier erfassen können. 

2. Geschützt werden alle wirtschaftlichen Güter einer Person; es gibt kein gegen Betrug 
ungeschütztes Vermögen. Auch Werte, die jemand widerrechtlich besitzt, gehören zu 
dem Vermögen der betreffenden Person. Möglich ist daher ein Betrug z. B. auch gegen 
einen Dieb, gegen einen Betrüger oder gegen einen Hehler hinsichtlich der strafbar er- 
langten Sache (RGSt. 44 248, 65 3, RG LZ 1922 Sp. 367; and. Frank Anm. V3c, Ger- 
(and. S.637). Erforderlich ist allerdings stets, daß Ansprüche, die entzogen oder vereitelt 
werden, rechtlichen Bestand haben; allein durch den Verlust der Forderung aus einem 
unsittlichen Rechtsgeschäft tritt keine Vermögensbeschädigung ein (RGSt. 65 100). Ge- 
schädigt ist dagegen, wer auf Grund einer Täuschungleistet, um eine unsittliche Gegen- 
leistung zu erlangen; auch im bewußten Verkauf untauglicher Abtreibungsmittel liegt 
daher ein Betrug, falls der Käufer im Vertrauen auf die Tauglichkeit den Kaufpreis be- 
zahlt hat (RGSt. 44 230). Für die Frage, ob bei unsittlichen Rechtsgeschäften wegen Be- 
truges zu bestrafen ist, ist also zwischen den Fällen zu unterscheiden, in denen es ledig- 
lich zu einem Vertragsabschluß gekommen ist, und den Fällen, in denen auf Grund des 
unsittlichen Rechtsgeschäftes eine oder mehrere Leistungen bewirkt worden sind. Be- 
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denken gegen eine Bestrafung wegen Betruges bei unsittlichen Rechtsgeschäften macht 
neuerdings wieder Kohlrausch in der Schlegelberger-Festschrift (1936) geltend. Er ver- 
tritt auch den Standpunkt, daß es ungeschütztes Vermögen nicht geben darf; aber das 
Wesen des Betruges sei die Täuschung fremden Vertrauens, und so sei es fraglich, ob 
dies als schutzwürdig in Betracht komme, wenn jemand auf eine unsittliche Handlung 
vertraue (aaO S$. 222). Auch nach Schlosky DStR 1941 liegt in der Lieferung un- 
wirksamer Abtreibungsmittel kein Betrug; gegen diese Auffassung Klee DStR 1941 
S. 46. 


Auch unklagbare Ansprüche, z.B. verjährte Forderungen, gehören zum Ver- 
mögen (RGSt. 68 380, RG HRR 1942 Nr. 462). 


« 8. Eine Beschädigung des Vermögens liegt dann vor, wenn der Gesamtgeldwert des 
Vermögens irgendwie vermindert wird (so z. B. RGSt. 16 3, Frank Anm. V 5; and. Bin- 
ding Lehrbuch 1 S. 357, nach dem es nicht auf die Beschädigung des Vermögens im Er- 
gebnis, sondern auf die Verletzung in irgendeinem seiner Bestandteile ankommt). Eine 
Verminderung des Vermögens stellt z. B. auch der Verlust von Beweismitteln dar (RGSt. 
16 11). Vermögensschaden ist der Unterschied zwischen dem Geldwert des Gesamtver- 
mögens nach dem Betrug und dem Wert, den es ohne den strafbaren Eingriff gehabt 
hätte. 


a) Dafür, ob ein Schaden eingetreten ist, ist grundsätzlich ein objektiver Maßstab an- 
zulegen. Schaden ist das, was nach einem allgemeinen Maßstab als Schaden be- 
messen werden kann; es kommt nicht darauf an, was der Geschädigte als Schaden ansieht 
(RGSt.161; näher hierzu jetzt vor allem Mezger JW 1937 S.1292). Eine erst nach Ver- 
tragsabschluß vom Lieferanten beschlossene und ausgeführte vertragswidrige Lieferung 
entspricht als solche subjektiv wohl nicht den Wünschen des Empfängers; sie bedeutet 
aber objektiv betrachtet noch nicht ohne weiteres eine Vermögensminderung (RGSt. 78 
383 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 237). Wenn so grundsätzlich von einem objektiven Maß- 
stab auszugehen ist, so bedeutet dies aber nicht, daß die subjektiven Momente bedeu- 
tungslos sind. Die Frage nach der Vermögensbeschädigung muß vielmehr nach der In- 
dividualität deskonkreten Falles, nach den individuellen Vermögensverhältnissen 
derjenigen Person, welche durch Irrtumserregung zu einer ihr Vermögen betreffenden 
Verfügung bestimmt ist, beantwortet werden (RGSt. 16 7, 28 434). Erwirbt jemand eine 
Sache zu einem bestimmten wirtschaftlichen Zwecke, so kann ihm nicht ohne weiteres 
zugemutet werden, daß er sie zu einem anderen Zweck verwende, und der Täuschende 
kann sich nicht darauf berufen, daß der Erwerber nur andere Zwecke zu verfolgen 
brauche, damit die Sache für ihn brauchbar werde (RGSt. 16 9, 28 435, 49 23). Wer eine 
Kuh als Milchkuh kauft, die diese Eigenschaft nicht hat, kann geschädigt sein, auch 
wenn sie als Schlachtkuh sehr preiswert ist (LK Anm. 6 k). Wer durch eine falsche Vor- 
spiegelung veranlaßt wird, eine Zeitschrift zu bestellen, kann auch dann einen Ver- 
mögensschaden erleiden, wenn der vereinbarte Preis dem üblichen Bezugspreis entspricht, 
er aber für die Zeitschrift überhaupt keine Verwendung hat, oder wenn ihm seine wirt- 
schaftlichen Verhältnisse die Ausgaben für eine solche Zeitschrift gar nicht erlauben 
(RG HRR 1941 Nr. 169). Weitere Beispiele in RGSt. 76 52 mit Anm. Bockelmann DR 
1942 S. 1113, RG HRR 1987 Nr. 771, 1939 Nr. 1199. Über den Einfluß subjektiver Ver- 
hältnisse vgl. noch Sperlein DJ 1939 S. 219. Es darf mithin der ‚‚persönliche Einschlag“ 
bei der Schadensfeststellung nicht unbeachtet bleiben; nur der reine Liebhaberwert ist 
nicht zu berücksichtigen (RGSt. 68 214, RG HRR 1941 Nr. 983). Über die Bemessung 
des Vermögensschadens bei dem Erwerbe eines Kunstwerks vgl. RGSt. 68 212; weiter 
zu diesem ganzen Fragenbereich Würtenberger, Das Kunstfälschertum (1940) S. 30 If. 
und Meissner DJ 1943 S. 213. 


96% 


Betrug vI N 263 


b) Erforderlich ist eine Verminderung des Gesamtgeldwerts des Vermögens. An einer 
Vermögensbeschädigung fehlt es, wenn gleichzeitig mit der Vermögensverminderung 
eine Vermehrung des Vermögens eintritt, durch die die Vermögensverminderung aus- 
geglichen wird (hiergegen Gallas in der Festschrift für Graf Gleispach [1936] S. 56). Es 
ist notwendig, daß der Aufgabe von Vermögensrechten oder der Vereitelung eines Gewin- 
nes die gleichzeitige Erlangung eines Entgelts von mindestens gleichem Werte gegenüber- 
steht (RGSt. 16 3, 5, RG DR 1941 S. 2663 mit Anm. Bockelmann); vgl. hierzu noch 
unten d. Der Schadensersatzanspruch, der dem Geschädigten gegen den Täu- 
schenden zusteht, darf niemals als Entgelt oder als Teil der Gegenleistung eingesetzt 
werden (RGSt. 41 29). Ebenso bilden kein ausgleichendes Entgelt Gewährleistungs- 
ansprüche, das bürgerlich-rechtliche Anfechtungsrecht oder der Anfechtungsanspruch 
nach dem Anfechtungsgesetz. Wer durch Erregung eines Irrtums zur Zahlung einer 
Nichtschuld veränlaßt wird, erleidet selbst dann einen Vermögensschaden, wenn er auf 
Grund eines anderen Rechtsverhältnisses Schuldner des Täuschenden ist, weil er von 
dieser Schuld durch die Zahlung der Nichtschuld nicht befreit wird (RG JW 1988 
S. 1316). Kein Vermögensschaden ist dagegen dann gegeben, wenn dem Täter ein Zah- 
lungsanspruch gegen den Verletzten zusteht und der Täter seine Forderung in entspre- 
chender Höhe fallen lassen will (RG DJ 1988 S. 597). Eine für den Täter bestehende 
Aufrechnungsmöglichkeit schließt eine Vermögensschädigung nicht aus (RG HRR 1942 
Nr. 246). 

Das Entgelt muß gleichzeitig erlangt werden (RG HRR 1989 Nr. 396); ein späterer 
Ausgleich genügt nicht. Kann sich der Getäuschte an einer Kaution schadlos halten, so 
wird dadurch nicht die Feststellung einer Vermögensschädigung ausgeschlossen; dieser 
Umstand ermöglicht lediglich die Wiedergutmachung eines bereits eingetretenen Scha- 
dens (RG HRR 1989 Nr. 1383). Der Vermögensverlust, der durch die Abgabe von Ab- 
schnitten der Kleiderkarte an einen anderen Verbraucher entsteht, kann durch die Hin- 
gabe von Geld nicht ausgeglichen werden (RGSt. 75 63 mit Anm. Bockelmann DR 1941 
S. 850 und Anm. Nagler ZAkDR 1941 S. 294). 


c) Die Gefährdung eines Vermögensrechts kann dann bereits einen Vermögensschaden 
darstellen, wenn sie zugleich eine Verschlechterung des gegenwärtigen Gesamtvermögens 
enthält (RGSt. 16 11, 66 411, 71 86, 78 63, RG JW 1984 S. 837 mit Anm. Mezger, Frank 
Anm. IV 4, Olshausen Anm. 20; and. Binding Lehrbuch 1 S. 360, da die Vermögens- 
gefährdung den Rechtsbestand intakt lasse). Eine Vermögensbeschädigung kann z.B. 
bereits dann vorliegen, wenn eine Forderung deshalb geringeren Wert hat, weil ihre Ein- 
bringlichkeit infolge Unsicherheit des Schuldners gefährdet ist (RGSt.9 170). Eine als 
Vermögensschädigung anzusehende Vermögensgefährdung kann weiter z. B. in der Hin- 
gabe eines Blankoakzepts liegen (RG JW 1986 S. 3002), ferner darin, daß ein mit Aus- 
schreibungen betrauter Beamter vorschriftswidrig nur ein Angebot einholt (RGSt. 68 
188) oder daß im ersten Rechtszug ein vorläufig vollstreckbares Urteil ergeht (RG DR 
1939 S. 991); an sonstigen Beispielen vgl. RG JW 1927 S. 2139, 1928 S. 411, RG DJ 
1988 S. 43, RG HRR 1989 Nr. 1281. Wer sich einen Bezugsschein auf Kosten einer 
Einzelperson erschleicht, gefährdet dadurch die Anwartschaft dieser‘ anderen Person, 
die Waren auf Bezugschein zu erwerben, in der Art, daß darin eine Vermögensbeschä- 
digung des anderen erblickt werden kann (RG DR 1940 S. 1826); vgl. weiter RG DR 
1941 S. 1886. Erschleicht sich jemand einen Bezugschein auf Kosten der Allgemeinheit, 
so kann er nach den Vorschriften über die Verbrauchsregelung, nicht dagegen wegen. 
Betruges bestraft werden, da nicht das Vermögen eines anderen beschädigt wird (RGSt. 
52 154, RG DR 1940 S. 1826). Bei der Annahme falscher Punkte erleidet ein Kaufmann 
einen Vermögensschaden dadurch, daß er die falschen Punkte nicht zur Erlangung einer 
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eigenen Bezugsberechtigung auf weitere Waren zur Auffüllung seines Lagers benutzen 
kann (RGSt. 76 81). Vg. weiter noch RG HRR 1941 Nr. 695, RGSt. 76 194. 
Auch der gutgläubige Erwerb einer weder gestohlenen noch verloren gegangenen 
oder sonst abhanden gekommenen, aber durch strafbare Handlung (Unterschlagung) er- 
langten Sache kann eine der Vermögensbeschädigung gleichzusetzende Vermögensgefähr- 
dung zur Folge haben (RGSt. 78 63 mit Anm. Mezger ZAkDR S. 203, RG DR 10 
8. 106); vgl. hierzu noch Linkorst DR 1939 S. 156, Weigelin ZStW 61 S. 291. 
d) Im Rahmen von Vertragsverhältnissen wird für die Frage der Vermögensschädigung 
zwischen dem sog. Eingehungsbetrug und dem sog. Erfüllungsbetrug unterschieden. 
a) Ein Eingehungsbetrug liegt vor, wenn jemand durch Täuschung zum Abschluß eines 
für ihn ungünstigen Vertrages veranlaßt wird und entweder der Abschluß des Vertrages 
oder die spätere vertragsmäßige Erfüllung desselben für ihn einen Vermögensschaden 
bedeutet (Beseler, Der Eingehungsbetrug [Diss. Göttingen 1934] S. 5-6, der zutreffend 
darauf hinweist, daß ein Eingehungsbetrug aber auch dann in Betracht kommt, wenn 
jemand zur Eingehung eines obligatorischen Rechtsgeschäfts veranlaßt wird, das kein 
, Vertrag ist). Ein Eingehungsbetrug ist vor allem dann gegeben, wenn die sich aus einem 
Vertrag für den Täuschenden und für den Getäuschten ergebenden Verpflichtungen 
bereits einen Vermögenswert haben und die Verpflichtung des Täuschenden einen ge- 
ringeren Wert hat als die Gegenverpflichtung des Getäuschten (RGSt. 16 10, 68 380, RG 
JW 1988 S. 503, RG HRR 1935 Nr. 1100, 1988 Nr. 352, 997, 1989 Nr. 397). Dies ist z. B. 
der Fall, wenn sich der Täter verpflichtet, Vorrichtungen anzubringen, durch die an- 
gebliche schädliche Erdstrahlen mit der Wirkung beseitigt würden, daß bestimmte Krank- 
heiten behoben, gesundheitliche Gefahren beseitigt und Mißerfolge in der Viehwirtschaft 
ferngehalten würden, und der Getäuschte sich zu einer angemessenen Vergütung ver- 
pflichtet (RG JW 1988 S. 503). Ein Eingehungsbetrug kann unter Umständen weiter 
auch dann vorliegen, wenn ein zahlungsfähiger Gast nicht zahlungswillig ist (OLG Ham- 
burg DR 1940 S. 73, RG DR 1948 S. 74). Über weitere Fälle Beseler aaO S. 4 f., 73 ff. 
Für die Feststellung einer Vermögensschädigung ist zu prüfen, ob nach und infolge der 
Verfügung, zu der der Getäuschte durch die Täuschung veranlaßt worden ist, das Ge- 
samtvermögen einen geringeren Wert hat als vorher (RGSt. 74 129). Es kommt hierbei 
lediglich auf den Zeitpunkt der Vermögensverfügung an, nämlich darauf, ob sich zu 
diesem Zeitpunkt die Vermögenslage des Getäuschten infolge der Vermögensverfügung 
ungünstiger als vorher gestaltet hat, die spätere Entwicklung kann nur für die Beurtei- 
lung des inneren Tatbestandes herangezogen werden (RGSt. 74 130). Unter Umständen 
kann trotz Vollwertigkeit der Gegenleistung schon die Tatsache, daß der VertragsschlußB 
dem Getäuschten unerwünscht ist, die Annahme einer Vermögensschädigung recht- 
fertigen (RGSt. 76 52 mit Anm. Bockelmann DR 1942 S. 1113). _ 

ß) Wird der Betrug bei Erfüllung des Vertrages begangen, dann ist der Schaden durch 
einen Vergleich des vor der Täuschung vom Verletzten besessenen Vertragsrechts mit 
dem, was er tatsächlich durch die Erfüllung erlangt hat, zu ermitteln (RGSt. 16 10). Wer 
eine vertragswidrige Ware geliefert erhält, ist nur dann geschädigt, wenn er eine Ware 
erhält, für die er keine Verwendungsmöglichkeit hat oder die nach seinen besonderen Be- 
dürfnissen oder den besonderen Umständen des Falles minderwertig ist (RGSt. 78 383 
mit Anm. Mezger DR 1940 S. 287 und Anm. v.Weber ZAkDR 1940 S. 83). 

y) Bei der Gewährung eines Darlehns sind die durch die Darlehnshingabe begründeten 
Gegenforderungen mit dem Gegenstand des Darlehns zu vergleichen (näher RGSt. 74 
430); hierzu weiter RG HRR 1987 Nr. 281, RG JW 1984 S. 40 mit Anm. Mezger. Über- 
‘ nimmt der Getäuschte bei einem spekulativen Geschäft ein Risiko, so ister nur ge- 
schädigt, wenn die von ihm gegebenen Vermögenswerte höher waren als die ihm dafür 
gewährte Gegenleistung bei Berücksichtigung aller mit ihr etwa verbundenen, zur Zeit der 
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Vermögensverfügung gegebenen Gewinnmöglichkeiten (RG HRR 1940 Nr. 579). Über die 
Frage der Vermögensbeschädigung bei Stundungsverträgen vgl. RG JW 1988 S.1317, 
RG HRR 1988 Nr. 863, 1940 Nr. 1270. Über Betrug durch Hingabe ungedeckter 
Schecks vgl. Hagemann DJ 1939 S. 415. Das Vorenthalten eines Preisnachlasses kann nur 
dann eine Vermögensbeschädigung darstellen, wenn es sich um einen ordnungsmäßigen 
Rabatt handelt, auf den der Getäuschte Anspruch hatte (RG HRR 1941 Nr. 99). 

e) Im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses entsteht einem Arbeitgeber auch bei ein- 
wandfreien fachlichen Leistungen des Beschäftigten dann ein Vermögensschaden, wenn 
eine Stellung, für die er eine besonders zuverlässige und vertrauenswürdige Persönlich- 
keit gesucht hat, von jemand erschlichen wird, der diese Anforderungen nicht erfüllt. 
Voraussetzung ist allerdings, daß die Bezahlung des Beschäftigten gerade mit Rücksicht 
auf die Vertrauensstellung besonders hoch festgesetzt worden ist. Ein Vermögensschaden 
wird z. B. dann gegeben sein, wenn ein Kaufmann einen Angestellten, der ihm falsche 
Zeugnisse vorgelegt und verschwiegen hat, daß er aus seiner früheren Stellung wegen 
Unzuverlässigkeit entlassen worden ist, auf den Vertrauensposten eines Prokuristen 
beruft (RGSt. 78 269 mit Anm. Mezger ZAkDR 1939 S. 649); weitergehend RGSt. 75 9, 
RG JW 1988 S. 2109. Vgl. zu diesen Fragen noch Sperlein DJ 1939 S. 220. 


f) Wird eine Beamtenanstellung durch eine dazu völlig untaugliche Person erschlichen, 
so wird darin regelmäßig eine Vermögensbeschädigung zu sehen sein (RGSt. 65 281, zu- 
stimmend z. B. Mezger ZAkDR 1939 S. 649). Wer sich eine Anstellung als Reichs- 
arbeitsdienstführer durch unwahre Behauptungen über einen erlangten militärischen 
Dienstgrad und über Kriegsauszeichnungen erschleicht, führt trotz sonst guter Leistun- 
gen eine Vermögensbeschädigung herbei (RG HRR 1989 Nr. 1491). Über Betrug bei 
Erschleichung einer amtlichen Anstellung durch einen seine Abstammung verschwei- 
genden Juden vgl. KG DStR 1988 S. 429. 


4. Es muß das Vermögen eines anderen geschädigt werden. Dies ist dann nicht der 
Fall, wenn Mittäter, z. B. Ehegatten, die gemeinsam handeln, das Vermögen des einen 
unter ihnen schädigen (RGSt. 70 206). 


5. Von dem Erfordernis der Vermögensbeschädigung kann auch nicht in entspre- 
chender Anwendung ($ 2) abgesehen werden (vgl. oben 1). Wer sich durch Täuschungs- 
handlungen die behördliche Zulassung oder Genehmigung zur Ausübung eines Berufs 
(z. B. Arzt, Rechtsanwalt usw.) erschleicht, kann daher nicht wegen Betrugs bestraft 
werden (RG HRR 1941 Nr. 568). 


Vo. Der innere Tatbestand erfordert Vorsatz und die Absicht, sich oder einem 
anderen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 


1. Für den Vorsatz ist einmal das Bewußtsein des Täters notwendig, durch Täuschung 
einen Irrtum zu erregen. Sind die vorgespiegelten Tatsachen objektiv wahr, während 
der Täter sie für unwahr hält, so liegt strafbarer untauglicher Versuch vor (RGSt. 50 35). 
Weiter muß der Täter das Bewußtsein haben, durch die Irrtumserregung eine Ver- 
mögensverfügung des Getäuschten herbeizuführen und dadurch jemand unmittelbar in 
seinem Vermögen zu schädigen. Es ist unerheblich, wenn sich der Täter unter dem zu 
Schädigenden eine von dem wirklich Geschädigten verschiedene Person vorstellt (RG 
GoltdArch. 67 S. 437). Nach allen Richtungen genügt bedingter Vorsatz (RGSt. 49 29), 
sofern es sich nicht um die Vorspiegelung einer inneren Tatsache handelt (RGSt. 80 336). 

Eine Absicht der Vermögensbeschädigung ist nicht erforderlich; die Vermögens- 
beschädigung braucht nicht der Zweck des Handelns zu sein. 


2. Daneben muß der Täter die Absicht haben, sich oder einem anderen einen rechts- 
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. 
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a) Unter Vermögensvorteil ist jede günstigere Gestaltung der Vermögenslage, jede Er- 
höhung des wirtschaftlichen Wertes des Vermögens anzusehen (vgl. RGSt. 50 279). Als 
Vermögensvorteil ist z. B. angesehen worden die Verhinderung oder die Verzögerung der 
Erhebung von Ansprüchen, die gegen den Täter oder einen anderen begründet sind, ins- 
besondere die Unterlassung der Erhebung einer unstreitig begründeten Zivilklage (vgl. 
RG GoltdArch. 57 S. 403), die Verbesserung der Zivilprozeßlage (vgl. RGSt. 52 92). Ein 
Vormögensvorteil liegt auch darin, daß die Durchführbarkeit eines vermögensrecht- 
lichen Anspruchs verbessert wird (vgl. R 2 599). Darüber, wann in einer sog. reichen Hei- 
rat ein Vermögensvorteil liegt, vgl. RGSt. 8 12, 14 37, 84 86; das Verhältnis mit einem 
Mädchen ist allein noch kein Vermögensvorteil (RG DR 1942 S. 1760). Verschafft sich 
jemand von einer rationierten Ware mehr als er zu beanspruchen hat, so liegt darin auch 
dann ein Vermögensvorteil, wenn er den behördlich festgesetzten oder einen höheren Preis 
zahlt (RGSt. 52 154, 58 330, RG JW 1917 S. 771 mit Anm. v.Liszt). Durch die Mög- 
lichkeit, daß der Täter vielleicht später Ersatz leisten muß und wird, wird die Erlangung 
eines Vermögensvorteils nicht ausgeschlossen (RGSt.12 396). Kein Vermögensvorteil 
ist die Abwehr einer Strafe (RGSt.71 281, 76 279 mit Anm. Mittelbach DR 1943 S. 398). 


Der Vorteil muß aus dem Vermögen des durch Täuschung zu Schädigenden herrühren; 
die Absicht, für die Schädigung von einem Dritten belohnt zu werden, genügt nicht. Es 
muß also wie bei der Erpressung Stoffgleichheit zwischen erstrebtem Vermögensvorteil 
und zugefügtem Vermögensschaden in dem Sinne bestehen, daß ein Übergang aus dem 
einen Vermögen in das andere erfolgt (so früher schon Binding Lehrbuch 1 S. 364, Frank 
Anm. VII 3, weiter auch Gerland S. 639, Mezger Grundriß S. 275, jetzt auch RGSt. 
64 435; and. aber wieder Kempermann aaO S. 148). 


b) Die Frage, wann ein Vermögensvorteil rechtswidrig ist, ist streitig. Übereinstim- 
mung herrscht darüber, daß ein Vermögensvorteil, auf dessen Erlangung ein Rechts- 
anspruch besteht, nicht rechtswidrig ist. Wer einen anderen täuscht, um die Bezahlung 
eines bestehenden und fälligen Geldanspruchs zu erlangen, erstrebt keinen rechts- 
widrigen Vermögensvorteil; durch eine Ordnungswidrigkeit des zur Erlangung gebrauch- 
ten Mittels wird der Vorteil nicht zu einem rechtswidrigen (RGSt. 64 344; vgl. aber 
RGSt. 72 136, RG DR 1942 S. 1786). Im übrigen ist nach der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts jeder Vermögensvorteil rechtswidrig, auf dessen Erlangung der Täter 
keinen Rechtsanspruch hat (vgl. RGSt. 26 354); dem folgen z. B. v. Hippel Lehrbuch 
S. 260, LK Anm. 7, Schwarz Anm. 7 B. Im Schrifttum wird demgegenüber zum Teil 
angenommen, daß ein Vermögensvorteil dann rechtswidrig ist, wenn er einem fremden 
Vermögen im Widerspruch mit den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts entzogen wird, 
wenn die Erlangung des Vorteils aus einem fremden Vermögen den Grundsätzen des 
Privatrechts widerspricht (so Frank Anm. VII 3, Gerland $S. 640, v. Liszt-Schmidt 
S. 673). In Übereinstimmung mit der für das kommende Recht in Aussicht genommenen 
Lösung und der bei der Erpressung getroffenen Regelung (vgl. $ 253 Anm. IV 2b) wird 
man einen Vermögensvorteil dann als rechtswidrig ansehen können, wenn die erstrebte 
Bereicherung für die Volksanschauung als Unrecht erscheint, unabhängig davon, ob 
und wie das im bürgerlichen Recht zum Ausdruck kommt. 


c) Unter Absicht ist hier die den Willen bewegende Vorstellung, dieTriebfeder der be- 
treffenden Handlung zu verstehen (so z. B. RGSt. 55 260, Frank Anm. VIl 3; and. Bin- 
ding Lehrbuch 1 S. 365, nach dem Absicht gleichbedeutend mit Vorsatz ist). Die Ab- 
sicht braucht sich aber nur auf den Vermögensvorteil zu beziehen, nicht dagegen auch 
auf die Rechtswidrigkeit dieses Vorteils. Hinsichtlich des Vermögensvorteils ist beding- 
ter Vorsatz nicht ausreichend, wohl aber bezüglich der Rechtswidrigkeit des Vorteils 
(RGSt. 55 259, RG HRR 1940 Nr. 1270). 
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d) Der erstrebte Vermögensvorteil muß durch die Vermögensverfügung des Getäusch- 
ten vermittelt werden; es genügt nicht, daß jemand den Vermögensvorteil nicht durch 
die Verfügung des Getäuschten, sondern durch eine weitere selbständige strafbare Hand- 
lung erlangen will (RGSt. 75 379). 


VII. Der Betrug ist vollendet, wenn die Beschädigung eines fremden Vermögens ein- 
getreten ist; nicht ist dagegen zur Vollendung erforderlich, daß auch der angestrebte 
Vermögensvorteil erreicht worden ist. Über Vollendung und Beendigung beim Betrug 
vgl. Mezger JW 1938 S. 493, RG JW 1934 S. 837 mit Anm. Mezger und unten XV. Ein 
strafbarer Versuch (Abs. 3) liegt vor, sobald mit einer auf Täuschung abzielenden Hand- 
lung begonnen worden ist (RGSt. 70 157, 72 66). Des versuchten Betruges kann sich auch 
schuldig machen, wer durch irreführende Auskünfte bei einer Ausschreibung den Zu- 
schlag zu erreichen und hierdurch anderen Beteiligten die sichere Anwartschaft auf den 
Zuschlag zu entziehen sucht (RGSt. 78 384 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 287 und Anm. 
v.Weber ZAkDR 1940 S. 83). Die allgemeinen Grundsätze über den Versuch mit un- 
tauglichen Mitteln und am untauglichen Objekt (vgl. $ 43 Anm. II) gelten auch hier. 
Für einen strafbaren Versuch genügt es z. B., daß eine - wenngleich in Wirklichkeit nicht 
mögliche — Vermögensbeschädigung von dem Vorspiegelnden irrigerweise als möglich 
angenommen wurde und von ihm auch für diesen Fall gewollt war (RGSt. 74 318, RG 
JW 1986 S. 513, RG HRR 1941 Nr. 100). Über den inneren Tatbestand beim Betrugs- 
versuch vgl. RG ZAkDR 1987 S. 758 mit Anm. E.Schäfer. Eine vorbereitende Hand- 
lung zum Betruge stellt es nur dar, wenn jemand die Fabriknummer am Rahmengestell 
eines gestohlenen Fahrrades fälscht, um den Eigentümer über die Identität des Rades 
zu täuschen (RKG 1 216). 


IX. Mittelbare Täterschaft ist auch dann möglich, wenn die Mittelsperson Verträge 
abgeschlossen und erfüllt hat (RGSt. 64 425); weitere Beispiele in RGSt. 72 116, RG 
HRR 1988 Nr. 1440, RG DR 1989 S. 921. Strafbare Teilnahme ist bis zur tatsächlichen 
Beendigung, nicht nur bis zur rechtlichen Vollendung möglich (RG JW 1984 S. 837 
mit Anm. Mezger). 


X, Als Strafe ist Gefängnis angedroht, neben dem auf Geldstrafe sowie auf Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. Bei mildernden Umständen ist Geld- 
strafe auch als alleinige Hauptstrafe zugelassen (Abs.2). Wird das Vorliegen mildernder 
Umstände verneint, dann ist aber trotzdem unter der Voraussetzung des $ 27b auf Geld- 
strafe zu erkennen. Von Bedeutung ist hier die durch $ 27a ermöglichte Erhöhung der 
Geldstrafe bei Gewinnsucht. 


XI. In besonders schweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren (Abs. 4). Da der besonders schwere Fall praktisch vor allem bei der Un- 
treue von Bedeutung ist, ist dieser Begriff dort näher erläutert; vgl. $266 Anm. IX; 
diese Ausführungen gelten auch hier. Hier sei nur folgendes erwähnt. Abs. 4 führt nur 
Beispiele eines besonders schweren Falles an; auch andere Umständeals die ausdrücklich 
genannten können die Anwendung des Abs. 4 rechtfertigen (RG JW 1988 S. 3105). Durch 
die Tat kann z. B. dann das Wohl des Volkes geschädigt sein, wenn das Vertrauen der 
Bevölkerung zur ärztlichen Kunst durch einen Quacksalber erschüttert wird (RG JW 
1988 S.502). Betrug zum Nachteil des Winterhilfswerk sschädigt in der Regel das Volks- 
wohl (RG HRR 1988 Nr. 492). Zu dem Merkmal Schädigung des Volkswohls vgl. ferner 
noch RGSt. 69 219 mit Anm. Schaffstein JW 1934 S. 2147. Besonders arglistig han- 
delt, wer eine über das gewönliche Maß hinausgehende Arglist anwendet, um den betrüge- 
rischen Zweck zu erreichen (RG HRR 1940 Nr. 1271). Vgl.im übrigen zum Begriff des be- 
sonders schweren Falles noch RG JW 1984 S. 2920, 1985 S. 204, 940,1415 mit Anm. Siegert. 
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XI. Über Rückfallbetrug vgl. $ 264, über Notbetrug vgl. $ 264a. 
XIII. Verhältnis zu anderen strafbaren Handlungen. 


1. Idealkonkurrenz ist möglich mit den Münzdelikten der $$ 146, 147, 148 (RGSt. 
54 219, 60 316; and. Frank Anm. X1 1). Bei den Eidesdelikten kommt Idealkonkur- 


renz mit dem Meineid des Zeugen ($ 154), mit falscher Versicherung an Eides Statt 


($ 156), aber auch mit dem Meineid der Partei ($ 153) in Betracht; über die Strafbemes- 
sung in diesem Fall vgl. RGSt. 75 15, 21 mit Anm. Mezger DR 1941 S. 922 sowie $ 73 
Anm. IV. Weiterhin ist Idealkonkurrenz z. B. möglich mit $ 164 (RGSt. 58 208), mit 
$ 242 (RGSt. 70 213, eingehend Schröder aaO S. 79), mit $ 266 (RGSt. 78 8), mit $ 267 
(RG DR 1940 S. 1826), mit $$ 284 (ff. (RGSt. 61 14), mit $$ 331, 332 (RG HRR 1940 
Nr. 195), mit $$ 350, 351 (RGSt. 70 15), mit $ 353 (RGSt. 65 55). Das gleiche Konkur- 
renzverhältnis kommt ferner mit $ 48 Ges. über das Kreditwesen vom 25. September 
1939 (RGBI. I S. 1955) in Betracht. Idealkonkurrenz ist auch möglich mit $$ 295, 296 
Aktienges., $$ 88, 95 Börsenges., $ 35 Ges. über die Verwahrung und Anschaffung von 
Wertpapieren, $ 6 Ges. über Verbrauchergenossenschaften vom 21. Mai 1935 (RGBl. I 
S. 681), $ 102 Ges. zur Regelung der landwirtschaftlichen Schuldverhältnisse vom 
1. Juni 1933. 

Über das Verhältnis zur Erpressung vgl. $ 253 Anm. VII 3, über das Verhältnis 
zum Versicherungsbetrug vgl. $ 265 Anm. VII. 

Hat jemand eine Sache unterschlagen, dann sind spätere den Tatbestand des Be- 
truges erfüllende Handlungen vielfach straflose Nachtaten; vgl. RGSt.24 410, RG 
GoltdArch. 50 S. 273 und unten 3. 


2. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 138, mit $ 276 Abs. 2 (RGSt. 68 303 mit Anm. 
Rietzsch DStR 1934 S. 388), regelmäßig auch mit $352 (vgl. dort Anm. VII). Dasselbe 
Konkurrenzverhältnis kommt ferner mit Steuerbetrug gemäß $$ 396, 397 Reichs- 
abgabenordnung (RGSt. 60 98, RG JW 1984 S. 367, 1985 S. 3389) und mit Monopol- 
hinterziehung gemäß $$ 119 ff. Branntweinmonopolges. (RGSt. 68 144) in Betracht; 
diese Bestimmungen gehen vor. Will der Täter aber nicht nur einen Steuervorteil, son- 
dern noch einen sonstigen Vorteil, z. B. eine Frauenzulage oder eine Kinderzulage, er- 
schleichen, dann kommt Idealkonkurrenz in Betracht (RGSt. 60 163). Gesetzeskonkur- 
renz besteht auch mit $ 15 Ges. über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBl.] 
S.8); beim sog. Schwarzhören ist nur diese Bestimmung anwendbar. Gesetzeskonkur- 
renz ist ferner mit $ 26 Weingesetz anzunehmen; $ 263 geht vor (RGSt. 70 104). Gesetzes- 
konkurrenz besteht ferner mit $ 27 Postgesetz; letztere Bestimmung geht vor (RGSt. 
75 302, Hellmuth DR 1942 S. 556/557). 


Über das Verhältnis zu $ 265a vgl. oben Anm. IV 2 und $ 265a Anm. VI. 


8. Eine straflose Nachtat und kein strafbarer Betrug liegt vor, wenn Vorspiegelungen 
zur Verdeckung einer Vortat (z. B. eines Diebstahls, einer Unterschlagung oder einer 
Untreue) gemacht werden und die Nachtat nicht zu einer neuen selbständigen Vermögens- 
schädigung führt (RGSt. 59 130, 68 192). Keine straflose Nachtat ist es, wenn der Täter 
durch die Verfügung über den Gegenstand eine neue und andere Schädigung verursacht, 
die über den Schaden der Vortat hinausgeht; dies ist z. B. dann der Fall, wenn die später 
vorgenommene Handlung nicht lediglich den Sachwert des gestohlenen Gegenstandes 
betrifft (RGSt. 48 65). Nimmt jemand einem Schalterbeamten eine quittierte Post- 
anweisung weg und täuscht er dann einen anderen Beamten durch Vorweisung der Post- 
anweisung, dann kommt Realkonkurrenz zwischen Diebstahl und Betrug in Betracht 
(RGSt. 49 407); weiteres Beispiel in RG HRR 1988 Nr. 351. Vgl. im übrigen noch Bem. 
VII 3 vor $ 73. 
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4. Eine lortgesetzte Handlung kann auch dann angenommen werden, wenn die Einzel- 
handlungen zum Teil von Amts wegen zu verfolgen sind, zum Teil aber Antragsdelikte 
sind (RGSt. 71 287). Über den Gesamtvorsatz beim Betruge vgl. RG JW 1934 S. 2145 
mit Anm. Mezger, RG DJ 1988 S. 1236, 1501. 


X1V. Wer einen Betrug gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher begeht, ist nur 
auf Antrag zu verfolgen (Abs. 5). Über Angehörige vgl. $ 52 Anm. VII, über Vormünder 
und Erzieher vgl. $ 174 Anm. IV 1a,e. Ein Strafantrag ist nicht erforderlich, wenn 
der Täter eine ‚„Verlobte‘‘ betrogen hat, das Verlöbnis aber nichtig ist, weil er ver- 
heiratet ist (RG JW 1987 S. 3302); vgl. weiter RG HRR 1989 Nr. 1070, RG St. 75 291. 
Die Straftat richtet sich stets nur gegen den, der Träger des geschützten und verletzten 
Rechtsguts ist. Dies ist beim Betruge nur der Geschädigte, nicht auch der, der getäuscht 
worden ist, wenn er mit dem Geschädigten nicht personengleich ist (RGSt. 74 168 mit 
Anm. Gallas ZAkDR 1940 S. 246 und Anm. Mezger DR 1940 S. 1098). Ein Strafantrag 
ist auch dann erforderlich, wenn die Vermögensbeschädigung gerade dadurch herbei- 
geführt wird, daß der Täter seine verwandtschaftliche Eigenschaft bestreitet (RGSt. 72 
325 mit Anm. Mezger:ZAkDR 1938 S. 818). Der Betrug gegen einen Angehörigen ist 
auch dann nur auf Antrag verfolgbar, wenn er unter den Voraussetzungen des straf- 
schärfenden Rückfalls ($ 264) begangen wird (RG DR 1940 S. 2061) oder wenn ein be- 
sonders schwerer Fall (Abs. 4) vorliegt. 

Der in $ 247 Abs. 3 ausgesprochene Grundsatz gilt auch hier. 


XV. Die Verjährung beginnt erst mit dem Eintritt des Vermögensschadens, nicht 
bereits mit der Täuschungshandlung (RGSt. 42 173; and. Frank Anm. X); vgl. hierzu 
oben $ 67 Anm. 11. Verwirklicht sich der schädigende Erfolg erst nach und nach, dann 
hat der Betrug erst mit dem letzten Teilerfolg sein Ende erreicht (RGSt. 62 419, RG 
DRM 1940 Nr. 105; vgl. aber auch RGSt. 64 37). Über Vollendung und Beendigung beim 
Betrug und die sich hieraus für den Beginn der Verjährung ergebenden Folgerungen vgl. 
Mezger JW 1938 S. 493. 


XVI. Das kommende Recht will an der Auffassung des Betruges als eines Vermögensdelikts festhal- 
ten (über das in der Ostmark geltende Recht und die sich hieran anschließenden Vorschläge oben I). 
Besondere Bestimmungen über Kreditbetrug, Wechsel- und Scheckbetrug, Prozeßbetrug sind nicht 
vorgesehen. Als Sonderfall des allgemeinen Betrugstatbestandes soll aber eine Vorschrift über den 
Arbeitsbetrug geschaffen werden (Grau in Gürtner II S. 457). Im einzelnen will das kommende 
Recht an dem Tatbestand aber verschiedene Änderungen und Klarstellungen vornehmen. 

Als Täuschungshandlung soll jede ‚arglistige Täuschung‘ und jedes ‚arglistige Verschweigen‘' ge- 
nügen; die Täuschung braucht sich nicht mehr auf Tatsachen zu erstrecken. Das kommende Recht 
will weiter das Merkmal der Vermögensverfügung ausdrücklich im Gesetz zum Ausdruck bringen und 
klarstellen, daß die nachteilige Einwirkung auf das Vermögen des Getäuschten oder eines anderen un- 
mittelbar durch das Verhalten des Getäuschten selbst herbeigeführt worden sein muß. Es soll ferner 
klargestellt werden, daß zwischen dem zugefügten Vermögensschaden und dem erstrebten Vermögens- 
vorteil Stoffgleichheit bestehen muß. Die Absicht des Täters muß darauf gerichtet sein, sich unberech- 
tigt zu bereichern (vgl.hierzu schon oben Anm. VII?2b). Die Strafdrohung soll auf Gefängnis bis zu 
zehn Jahren erhöht werden. Für besonders schwere Fälle ist eine Zuchthausstrafdrohung vorgesehen. 
Mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft soll bestraft werden, wer einen Betrug begeht und nur 
geringen Nachteil zufügt. Für den Betrug gegen Angehörige ist ein besonderer Tatbestand vorgesehen. 

Als Auffang- und Hilfstatbestand für die Vorschrift über den Betrug ist eine Bestimmung über die 
arglistige Schädigung fremden Vermögens vorgesehen. 

Vgl. zum ganzen Dahm in Gürtner II S. 458, Frank Leitsätze II S. 122. 


S 264 

Wer im Inlande wegen Betruges einmal und wegen darauf begangenen Betruges zum 
zweiten Male bestraft worden ist, wird wegen abermals begangenen Betruges mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren und zugleich mit Geldstrafe bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter drei Monaten 
ein, neben welcher zugleich auf Geldstrafe erkannt werden kann. 

Die im $& 245 enthaltenen Vorschriften finden auch hier Anwendung. 


Schrifttum: Beger, Die rückfälligen Betrüger, 1929 (KriminalAbh. Heft 7). 
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L Die Vorschrift behandelt den Rückfallsbetrug. Zum Rückfall im allgemeinen vgl. 
$ 244 Ann. |]. 

Die Bestimmung entspricht in ihrem Aufbau und in ihrem Inhalt dem $ 244 mit der 
Abweichung, daß beim Betrug nur der gleichartige Rückfall strafschärfend wirkt. Es 
muß sich in allen drei Fällen um einen Betrug im Sinne des $ 263 handeln; eine Verurtei- 
lung aus $ 264a oder wegen Versicherungsbetruges nach $ 265 kommt nicht in Betracht 
(RGSt. 56 96 und die herrschende Meinung im Schrifttum; and. Gerland S. 642 Anm. 1). 
Rückfall liegt dagegen auch vor, wenn die Vorbestrafungen wegen Betruges in Ideal- 
konkurrenz mit einer schwereren Straftat erfolgt sind (RGSt.4 181, 18 193). Ein Betrug 
in Fortsetzungszusammenhang, der teils vor, teils nach einer Bestrafung wegen Betruges 
verübt wurde, ist als nach der Bestrafung begangen anzusehen (RGSt. 47 308). 


IH. Es ist auch hier nicht erforderlich, daß der Täter bei der Begehung das Vorhanden- 
sein der den Rückfall begründenden Umstände gekannt hat (vgl. oben 859 Anm. II 1b; 
and. RG HRR 1940 Nr. 583). 


II. Sind die Verletzten Angehörige des Täters usw., dann ist auch hier gemäß $ 263 
Abs.5 ein Stralantrag erforderlich (RG DR 1940 S. 2061, Frank Anm. II, Gerland 
S. 642, LK Anm. zu $ 264; and. v.Liszt-Schmidt S. 674 Anm. 2, Olshausen Anm. 2). 


IV. Für die Höhe der Geldstrafe sind $$ 27, 27a maßgebend; das Mindestmaß der 
Geldstrafe beträgt daher auch hier 3 RM (RG HRR 1927 Nr. 1617). 


V. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; vgl. $ 244 Anm. Ia.E. 


S 264a 

Wer aus Not sich oder einem Dritten geringwertige Gegenstände zum Schaden eines 
anderen durch Täuschung ($ 268 Abs. 1) verschafft, wird mit Geldstrafe oder mit Ge- 
längnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Der Versuch Ist strafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig. 

Wer die Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie oder gegen seinen Ehegatten 
begeht, bleibt straflos. 

Schrifttum: Sertorius, Die „geringwertigen Sachen‘ bzw. , Gegenstände‘, 1936 (Diss. Erlangen). 


1. Die Vorschrift behandelt den Notbetrug. Es handelt sich hierbei nicht um einen 
Spezialfall des Betruges, sondern um ein besonderes Delikt, um eine betrugsähnliche 
Straftat. Daraus ergibt sich z. B., daß eine Verurteilung aus $ 264a nicht für $ 264 rück- 
fallbegründend wirkt. 


U. Für den äußeren Tatbestand ist zunächst eine Täuschungshandlung erforderlich; 
durch den Hinweis auf $ 263 Abs. 1 wird zum Ausdruck gebracht, daß eine Vorspiege- 
lung, Entstellung oder Unterdrückung von Tatsachen im Sinne des $ 263 erforderlich ist. 

Die Täuschungshandlung muß durch eine Vermögensverfügung des Getäuschten zur 
Verschaffung eines geringwertigen Gegenstandes führen. Als Gegenstände sind hier 
nicht nur körperliche Sache anzusehen, sondern alle Vermögensbestandteile (Frank, 
Anm. 11, v. Hippel Lehrbuch S. 260 Anm. 7, LK Anm.4, Schwarz Anm. 2, KG JW 
41980 S.1317; and. Gerland S. 644, Kohlrausch Anm. 4, v. Liszt-Schmidt S. 676, Ols- 
hausen Anm. 2, RGSt. 68 153, RG DR 1941 S. 709). Über Geringwertigkeit vgl. 
$ 248a Anm. II 1. Der Schaden muß ebenso wie im $ 263 stets eine Verschlechterung 
der Gesamtvermögenslage darstellen. 


IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz wie im $ 263 erforderlich (vgl. $ 263 
Anm. VII). Subjektiv muß weiter ein Handeln aus Not vorliegen; vgl. hierzu $ 248a 
Anm. I1l 2, weiter auch noch RG DR 1940 S. 7931. Auch die Notlage von Angehörigen, 
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Kameraden und anderen dem Täter besonders nahestehenden Personen kann genügen 
{vgl. Dahm in Gürtner II S. 466, LK Anm. 4; and. Frank Anm. III, Olshausen Anm. 3). 


IV. Vollendet ist die Tat, wenn der Gegenstand dem Täter oder einem Dritten verschafft 
ist. Anders als in $ 263 genügt es zur Vollendung nicht, daß der Verletzte geschädigt ist. 


V. Wegen des nach Abs. 3 erforderlichen Strafantrages vgl. $263 Anm. XIV, wegen 
der Straflosigkeit der Verwandten aufsteigender Linie und des Ehegatten vgl. 
248a Anm. IV. 


VI. Das kommende Recht will auch eine besondere Vorschrift über Notbetrug vorsehen. Mit Haft 
soll bestraft werden, wer sich eines Betruges schuldig macht und nur geringen Nachteil zufügt. Der 
Tatbestand soll nicht auf den Erwerb von beweglichen Sachen beschränkt sein, sondern z. B. auch die 
Erschleichung von Wohnungen umfassen (vgl. oben II). Vgl. Dahm in Gürtner II S. 465. 


S 265 


Wer in betrügerischer Absicht eine gegen Feuersgefahr versicherte Sache in Brand 
setzt, oder ein Schiff, welches als solches oder in seiner Ladung oder in seinem Fracht- 
lohn versichert ist, sinken oder stranden macht, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
und zugleich mit Geldstrafe bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mo- 
naten ein, neben welcher auf Geldstrafe erkannt werden kann. 

Schrifttum: Briel, Der Versicherungsbetrug des $ 265 StGB. und seine Reform, 1938 (Diss. 
Tübingen). - Hölz, Kriminologie der Brandstiftung, 1940 (Diss. Bonn). - Weck, Brandstiftung und 
Brandversicherungsbetrug, in: Wirtschaft und Recht der Versicherung 1926 Nr. 3, 

I. Die Vorschrift behandelt den Versicherungsbetrug. Die Bestimmung stellt nicht nur 
einen erschwerten Fall des Betruges dar, sondern enthält vielmehr ein selbständiges be- 
sonderes Delikt (über die verschiedenen Ansichten vgl. Briel aaO S. 3). Daraus ergibt 
sich, daß eine Verurteilung wegen Versicherungsbetruges nicht rückfallbegründend 
($ 264) wirkt; weiter ist für die Verfolgung des Versicherungsbetruges (anders als nach 
$ 263 Abs. 5) niemals ein Strafantrag erforderlich. 

Zweck der Vorschrift ist nicht nur der Schutz der Rechtsstellung des Versicherers, 
sondern auch die Verhütung des allgemeinen sozialen Schadens, der in einer Inanspruch- 
nahme der Versicherung liegt, wenn der Versicherungsfall vorsätzlich zu unlauteren 
Zwecken herbeigeführt wird (Boldt DR 1941 S. 1148). „Die Gesetzesstelle will die be- 
sondere Gefahr — vornehmlich auch für die Allgemeinheit — bekämpfen, die der Ver- 
sicherungsbetrug für eine gesunde Entwicklung der in ganz besonderem Maße dem all- 
gemeinen Nutzen dienenden Feuerversicherung bedeutet“ (RGSt. 67 109). 


Il. Gegenstand der Tat kann entweder eine gegen Feuersgefahr versicherte Sache sein 
oder ein Schiff, welches als solches cder in seiner Ladung oder in seinem Frachtlohn 
versichert ist. 

1. Als Objekte der Tat kommen Sachen aller Art in Betracht, nicht nur die in den 
$$ 306, 308 aufgeführten. Es macht keinen Unterschied, ob die Sachen beweglich oder 
unbeweglich sind. 

2. Schiff bedeutet hier jedes auf dem Wasser zu benutzende TF'ahrzeug, unabhängig von 
seiner Größe (Olshausen Anm. 2a). 

8. Versichert ist eine Sache (oder ein Schiff), wenn ein formell gültiger Versicherungs- 
vertrag abgeschlossen ist; auf die materielle Gültigkeit des Vertrages kommt es nicht 
an (RGSt. 59 247). Eine Sache ist auch dann noch als versichert anzusehen, wenn der 
Versicherer zeitweilig von der Zahlungspflicht wegen Verzuges des Versicherungsnehmers 
befreit ist (RGSt. 67 109). 

II. Die Handlung ist je nach dem Objekt der Tat verschieden. 
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1. Die gegen Feuersgefahr versicherte Sache muß in Brand gesetzt werden; vgl. 
hierüber $ 306 Anm. Ill. Darauf, ob der Täter unmittelbar die Sache selbst in Brand 
setzt, oder ob er eine in ihrer Nähe befindliche Sache anzündet, kommt es nicht an, wenn 
dies in der von dem entsprechenden Erfolg begleiteten Absicht geschieht, daß das Feuer 
demnächst auch jene Sache ergreifen soll (RG DJ 1986 S. 824). 


2. Bei einem Schiff besteht die Handlung im Sinken- oder Strandenmachen. Sin- 
ken ist nicht gleichbedeutend mit Versinken. Es genügt, daß wesentliche Teile des 
Schiffes unter die Oberfläche des Wassers geraten; es ist nicht erforderlich, daß das 
Schiff vollständig im Wasser verschwindet. 


IV. Täter kann jeder sein, nicht nur der Versicherte (vgl. hierzu noch unten V 2). 


V. Der innere Tatbestand. 

1. Für den Vorsatz ist zunächst das Bewußtsein erforderlich, daß die Sache oder das 
Schiff versichert ist, weiter das Bewußtsein, daß durch die Handlung eine Sache in 
Brand gesetzt bzw. das Sinken oder Stranden eines Schiffes bewirkt wird. 


2. Der Täter muß weiter in betrügerischer Absicht handeln. Dies ist dann der Fall, 
wenn der Täter in der Absicht handelt, durch Täuschung über den Versicherungsfall 
die Versicherungssumme für sich oder einen Dritten zu gewinnen (Boldt DR 1941 S.1148, 
Frank Anm. 111 3). Begeht ein anderer als der Versicherte die Handlung, dann ist aller- 
dings erforderlich, daß der andere wirtschaftlich unmittelbar an der Versicherungssumme 
interessiert ist. Ist ein Erbhofbauer der Versicherte und zündet der Sohn den Hof an, 
dann begeht der Sohn einen Versicherungsbetrug, wenn er der wahre Herr des Hofes 
und derjenige ist, der an der Erlangung und Verwendung der Versicherungssumme wirt- 
schaftlich in erster Linie interessiert ist (Boldt, DR 1941 S. 1149). Dies kann ferner dann 
der Fall sein, wenn der Täter seiner - an der Tat nicht beteiligten - versicherten Ehefrau 
die Versicherungssumme verschaffen will (and. RG JW 1927 S. 2701, 1985 S. 2817, RG 
HRR 1987 Nr. 1622; vgl. aber andererseits RG HRR 1987 Nr. 1354). 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts (z. B. RGSt. 62 298, 75 61) und viel- 
fach das Schrifttum (z. B. Gerland S. 643, v.Hippel Lehrbuch S. 261 Anm. 2) verstehen 
unter betrügerischer Absicht die Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen. Als rechtswidrig wird der Vermögensvorteil nur dann 
angesehen, wenn eine Brandentschädigung erstrebt wird, die dem Versicherten über- 
haupt nicht oder nicht in der Höhe zusteht, deren Geltendmachung der Täter sich zum 
Ziele setzt (RGSt. 62 298, 69 2). Hieraus wird Jann gefolgert, daß die Vorschrift nicht 
anwendbar ist, wenn ein anderer’ als der Versicherte die Sache in Brand setzt und der 
Versicherte selbst nicht an der Brandstiftung beteiligt ist; denn in diesem Falle erstrebe 
der Brandstifter für den Versicherten nur die Versicherungssumme, auf die dieser einen 
Anspruch habe (RGSt. 62 298, 75 61). Wenn RGSt. 75 61 jetzt für diese Fälle eine ent- 
sprechende Anwendung ($ 2) erwägt, so dürften hiergegen erhebliche Bedenken bestehen; 
es erscheint richtiger, den Begriff der betrügerischen Absicht in dem hier dargelegten 
Sinne zu fassen (näher Boldt DR 1941 S. 1148). 

Die betrügerische Absicht des Brandstifters muß auf die Verschaffung der Versiche- 
rungssumme für die von ihm angezündete Sache gerichtet sein; es genügt nicht, wenn 
er versicherte Sachen anzündet, auf die sich die betrügerische Absicht nicht bezieht (RG 
St 69 2, RG DJ 1986 S. 824). An der betrügerischen Absicht fehlt es auch, wenn jemand 
einem anderen wegen Brandstiftung Verurteilten zur Wiederaufnahme des Verfahrens 
und zu einer Entschädigung für unschuldig erlittene Untersuchungshaft verhelfen will 
(RGSt.69 3). 

Absicht ist hierals Beweggrund, nicht als Vorsatz aufzufassen (v. Liszt-Schmidt S.675). 
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Es genügt, daß sich der Täter einen Sachverhalt vorstellt, der zu einer betrügerischen 
Schädigung führen soll. Hält der Täter z. B. fälschlich eine bestimmte Person für den 
Eigentümer und Versicherten, so schließt dies eine betrügerische Absicht nicht aus, wenn 
er im Einvernehmen mit diesem handelte und ihn die Versicherungssumme verschaffen 
will (RGSt.68 435). 


VL. Vollendet ist die Tat mit dem in betrügerischer Absicht erfolgenden Inbrandsetzen 
usw. Es ist für die Vollendung nicht erforderlich, daß der Versicherer durch die Hand- 
lung des Täters tatsächlich betrügerisch geschädigt wird (RGSt. 68 435). Vollendet ist 
die Tat auch dann, wenn der Vorsatz auf Versenkung ging, das Schiff aber nur stran- 
dete (Schwarz Anm. 2 Ba; and. RGSt. 61 227, nach dem nur Versuch gegeben ist). Ein 
Versuch liegt z. B. vor, wenn nicht die versicherte Sache selbst, sondern nur andere 
Gegenstände, die jene entzünden sollten, in Brand gesetzt wurden. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 306 (RGSt. 60 129). Realkonkurrenz kommt 
mit $ 263 in Betracht (RGSt. 48 191, v.Hippel Lehrbuch S. 261 Anm. 6, LK Anm.1ib, 
Mezger Grundriß S. 275, Olshausen Anm.6; and. Binding Lehrbuch 1 8. 369, Frank 
Anm. I, Gerland S. 642, v.Liszt-Schmidt S. 675). 

VIII. Das kommende Recht will den Tatbestand erheblich umgestalten. Die Strafdrohung soll zu- 
nächst auf alle Fälle der Sachversicherung ausgedehnt werden, in denen eine Sache gegen Untergang, 
Beschädigung, Verlust oder Diebstahl versichert Ist und der Täter durch Zerstören, Beschädigen oder 
Beiseiteschaffen der versicherten Sache den Eintritt des Versicherungsfalls vortäuscht. Die Tat muß 
in der Absicht geschehen, sich oder einem anderen die Versicherungssumme zu verschaffen. Diesen 
Fällen der Sachversicherung soll der Fall der Unfallversicherung gleichgestellt werden. Die typischen 
Yälle der Zufügung einer Körperverletzung und der wissentlichen Verschlechterung einer Verletzung 


will das kommende Recht dabei besonders hervorheben. Als Strafe soll grundsätzlich Gefängnis, für 
besonders schwere Fälle aber Zuchthaus angedroht werden. Vgl. Dahm in Gürtner II S. 469. 


S 265a 
Wer die Leistung eines Automaten, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel oder 
den Zutritt zu einer Veranstaltung oder einer Einrichtung in der Absicht erschleicht, das 
Entgelt nicht zu entrichten, wird, soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist, mit Gelängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
Schrifttum: Schienle, Die Leistungserschleichung, 1938 (StrafrAbh. Heft 384). 


I. Die Vorschrift behandelt den Automatenmißbrauch und das Erschleichen freien 
EZintritts. Trotz Zulassung der richterlichen Rechtschöpfung hat der Gesetzgeber im 
Jahre 1935 diese Bestimmung geschaffen, ‚‚weil der Tatbestand zu häufig ist, als daß er 
dauernd der Beurteilung nach der Analogiebestimmung überlassen werden könnte“ 
(L.Schäfer DJ 1935 S. 997). Die für den Betrug regelmäßig angedrohte Strafe ist auch 
für die von der vorliegenden Bestimmung erfaßten Fälle vielfach zu hoch. 


II. Gegenstand des Erschleichens ist die Leistung eines Automaten, die Beförderung 
durch ein Verkehrsmittel oder der Zutritt zu einer Veranstaltung oder Einrichtung. 

1. Unter Automat ist eine Einrichtung zu verstehen, die gegen Entgelt bestimmte 
Leistungen (z. B. eine Fernsprechverbindung) bewirkt oder Waren hergibt. Als Verkehrs- 
mittel kommen hier nicht nur öffentliche Verkehrsmittel in Betracht, sondern auch 
private. 

2. Beispiele für Veranstaltungen bieten etwa Theater, Konzerte, Rennen. Zu den 
Einrichtungen gehören z. B. Badeanstalten, Kuranlagen. Zutritt bedeutet die körper- 
liche Anwesenheit. 


IH. Die Handlung besteht im Erschleichen der Leistung, der Beförderung oder des 
Zutritts. Der Täter hat sich die Leistung usw. erschlichen, wenn er den Anschein 
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erweckt, als wenn er das zu zahlende Entgelt entrichtet hätte, dies aber nicht der Fall 
ist. Beispielsweise ist eine Leistung erschlichen, wenn ein Automat durch wertlose oder 
minderwertige Metallstücke in Tätigkeit gesetzt wird. Die Leistung eines Fernsprech- 
automaten erschleicht auch, wer, um kostenlos bei dem angerufenen Teilnehmer das 
Läuten hervorzurufen, nach Herstellung der Fernsprechverbindung ohne triftigen Grund 
wieder anhängt und dadurch die Rückgabe des eingeworfenen Geldstücks bewirkt (AG 
Leipzig DJ 1988 S. 341). Es genügt auch ein passives Verhalten; beispielsweise kommt 
in Betracht, daß sich der Fahrgast der Straßenbahn vorsätzlich nicht um die Erlangung 
eines Fahrscheins kümmert (Schäfer-Dohnanyi S. 213). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß weiter in 
der Absicht handeln, das Entgelt nicht zu entrichten. 


V. Eine entsprechende Anwendung ($ 2) der Vorschrift auf andere Leistungen, die 
die Entwicklung der Technik etwa in Zukunft herausbilden wird, ist nicht ausgeschlos- 
sen. Auf die unbefugte Anbringung von Stempelaufdrucken der amtlichen Eierkenn- 
zeichnungsstellen dürfte aber die Vorschrift nicht entsprechend anwendbar sein (vgl. 
Klee, ZAkDR 1938 S. 208). 


VI. Die vorliegende Bestimmung ist nur subsidiär; bedrohen andere Vorschriften die 
Tat mit einer schwereren Strafe, so sind diese anzuwenden. Ist eine bestimmte Person 
(z. B. der Schaffner, die Kontrollperson) getäuscht, dann ist nur wegen versuchten oder 
vollendeten Betruges ($ 263) zu bestrafen (vgl. $ 263 Anm. IV 2). Entnimmt der Täter 
etwas einem Warenautomaten, dann ist nur wegen Diebstahls ($ 242) zu bestrafen. 
Ebenso findet auf sogenannte Schwarzhörer beim Rundfunk nur $ 15 Ges. über Fern- 
meldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBl. IS. 8) Anwendung (näher hierzu Neugebauer, 
Fernmelderecht mit Rundfunkrecht [1929] S. 307). 


VI. Die Vorschriften über den Notbetrug ($ 264a) und über den Betrug gegen An- 
gehörige ($ 263 Abs. 5) sind hier entsprechend anwendbar. Daraus ergibt sich, daß eine 
unter diese Vorschrift fallende Tat gegen Angehörige nur auf Antrag verfolgbar ist 
(Olshausen Nachtrag S. 248, Schäfer-Dohnanyi S. 213, Schwarz Anm. 4). 


VIII. Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert übernehmen; vgl. Dahm in 
Gürtner II S. 467. 


S 266 


Wer vorsätzlich die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft ein- 
geräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflich- 
ten, mißbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts oder 
eines Treuverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen, 
verletzt und dadurch dem, dessen Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zu 
fügt, wird wegen Untreue mit Gefängnis und mit Geldstrafe bestraft. Daneben kann aul 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


In besonders schweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt insbesondere dann vor, wenn die Tat das 
Wohl des Volkes geschädigt oder einen anderen besonders großen Schaden zur Folge 
gehabt oder der Täter besonders arglistig gehandelt hat. 

Schrifttum: H.Mayer, Die Untreue im Zusammenhang der Vermögensverbrechen, 1926. - 
H. Mayer, Die Untreue nach der Strafgesetznovelle vom 26. Mai 1933, Zentralbl. f. Handelsrecht 
1933 S. 145. -— L. Schäfer, Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften vom 26. Mai 1933 


(2. Aufl.), in: Pfundtner-Neubert, Das neue Reichsrecht IIc6. -— Schwinge-Siebert, Das nes 
Untreuestrafrecht, 1933. -— Schlosky, Die Untreue, DStR 1938 S. 177, 228. 


Von Dissertationen vgl. Crott, Die neue Untreuebestimmung in der Rechtsprechung des Reich 
kerichts, 1937 (Diss. Heidelberg). -— Zoller, Ausdehnung und Einschränkung des Untreuebegriffs in 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts, 1940 (StrafrAbh. Heft 407). 
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I. Die Vorschrift behandelt die Untreue. Geschütztes Reehtsgut ist hier ebenso wie 
beim Betrug das Vermögen als Ganzes. Das Wesen der Untreue besteht in der Vermö- 
gensschädigung durch Mißbrauch einer Vertretungsbefugnis oder durch Treubruch. Der 
Tatbestand ist im Jahre 1933 neu gefaßt worden; der Gesetzgeber wollte dadurch den 
Kampf gegen Schiebertum und Korruption, den strafrechtlichen Schutz von Treu und 
Glauben :im Verkehr sowie die Sicherung des gegenseitigen Vertrauens in Handel und 
Wandel erweitern (E. Schäfer, DJZ 1933 Sp. 795). Kritisch zu der jetzigen Fassung des 
Gesetzes Kohlrausch Anm. 111. 

Die in den Reichsgauen der Ostmark geltende Vorschrift über Untreue ist erheblich enger als $ 266; 
hierüber Rittler II S. 151. 

Nach der Fassung des Gesetzes sind zwei Tatbestände zu unterscheiden: der sog. Miß- 
brauchstatbestand und der sog. Treubruchstatbestand. Der Treubruchstatbestand seiner- 
seits zerfällt wieder in zwei Untertatbestände, einen zivilrechtlich gebundenen, der eine 
bürgerlich-rechtlich gültige Pflicht zur Vermögensfürsorge voraussetzt, und einen rein 
strafrechtlichen oder tatsächlichen Treubruchstatbestand, der auf einem rein tatsäch- 
lichen Treuverhältnis beruht (Schwinge-Siebert aaO S. 18). 


DI. Der Mißbrauchstatbestand setzt eine Befugnis voraus, über fremdes Vermögen zu 
verfügen oder einen anderen zu verpflichten. Die Befugnis kann auf Gesetz, behördlichem 
Auftrag oder Rechtsgeschäft beruhen. Diese Befugnis muß mißbraucht werden. Der Er- 
folg des Mißbrauchs muß eine Schädigung des fremden Vermögens sein. Eine Bereiche- 
rung des Täters braucht nicht eingetreten zu sein. 


1. Unter der Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu ver- 
pflichten, ist eine Rechtsstellung zu verstehen, die der Täter nach außen hat. Die Be- 
jugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflichten, umfaßt 
tede Einwirkung auf fremdes Vermögen durch rechtsgeschäftliches Handeln; rein 
jatsächliche Einwirkungen kommen hier nicht in Betracht. Der Mißbrauchstatbestand 
setzt nicht mehrere oder umfangreiche Verwaltungs- oder Verfügungsermächtigungen 
voraus; es genügt ein noch so beschränkter Auftrag (RG JW 1988 5. 2336). Eine der- 
artige Befugnis kann unter Umständen auch ein Bote haben, der bevollmächtigt ist, 
über eingezogene Beträge zu quittieren (RG HRR 1989 Nr. 1386). Fremdes Vermögen 
ist jedes Vermögen, das dem Betreffenden wirtschaftlich entzogen ist, mag es auch formell 
noch sein Vermögen sein. So gehört z. B. die Konkursmasse zum Vermögen des Konkurs- 
verwalters, der Nachlaß zum Vermögen des Nachlaßverwalters. Der Gemeinschuldner, 
den der Konkursverwalter mit der Fortführung des Geschäfts betraut hat, verwaltet 
fremdes Vermögen (RGSt.89 416). 


2. Die Befugnis kann auf Gesetz, behördlichem Auftrag oder Rechtsgeschäft be- 
ruhen. | 


a) Auf Gesetz beruhende Befugnisse haben beispielsweise der Vormund, der Pfleger, 
der Zwangsverwalter, der Konkursverwalter, der Nachlaßverwalter, der Ehemann, der 
das Vermögen seiner Frau, der Vater, der das Vermögen seiner Kinder verwaltet. 


b) Ein behördlicher Auftrag ist nicht nur dann anzunehmen, wenn ein Sonderauftrag 
vorliegt, sondern auch dann, wenn die Ausübung der fraglichen Geschäfte zu den Be- 
fugnissen und Pflichten eines übertragenen Amtes gehört (RGSt. 69 336 mit Anm. 
Schwinge JW 1936 S. 459). In Betracht kommen hier z. B. Beamte einer Beschaffungs- 
stelle, ferner etwa ein Postbeamter, der die Rundfunkgebühren einzuziehen hat (RGSt. 
78 236); vgl. weiter beispielsweise RGSt. 78 212. Im Rahmen einer amtlichen Tätigkeit, 
von derer kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, kann ein Beamter nicht kraft eines behörd- 
lichen Auftrages tätig werden (RGSt. 72 348). 
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Erforderlich ist, daß der behördliche Auftrag von einer zuständigen Stelle in rechts- 
wirksamer Weise erteilt worden ist. Fehlt es hieran, dann kann aber ein tatsächliches 
Treuverhältnis vorliegen (unten III 2b). 


c) Als Rechtsgeschäfte, auf denen die Befugnis beruhen kann, kommen z. B. in Betracht 
Auftrag, Dienstvertrag, Werkvertrag, Bestellung zum Vorstand einer juristischen Per- 
son durch deren Satzung. Das maßgebende Rechtsgeschäft muß bürgerlich-rechtlich 
wirksam sein. Ist es nichtig, dann wird aber in der Regel ein Vertrauensverhältnis rein 
tatsächlicher Art bestehen, so daß der Treubruchstatbestand in Betracht kommt (Schä- 
fer-Dohnanyi S. 54/55; and. Schwarz Anm. 1 A b, bb, nach dem es auf die Wirksamkeit 
des maßgebenden Rechtsgeschäfts nicht ankommt); vgl. noch unten 3a. 


8. Diese Befugnis muß mißbraucht werden. Die Untreuehandlung muß dabei in einem 
Verfügen oder Verpflichten bestehen. 


a) Als Verfügung kommt hier nur ein rechtsgeschäftliches Handeln auf Grund der dem 
Täter eingeräumten Machtstellung in Betracht; rein tatsächliche Einwirkungen können 
unter den Treubruchstatbestand (unten III 3) fallen (Kohlrausch Anm. 2, Schäfer- 
Dohnanyi S. 53, 58, Schwinge-Siebert aaO S. 39). Demgegenüber ist nach der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts nicht nur jede rechtsgeschäftliche, sondern auch jede tat- 
sächliche Einwirkung auf das fremde Vermögen eine Verfügung im Sinne dieser Be- 
stimmung; als Verfügung ist z. B. die vertragswidrige Benutzung einer Wohnung an- 
gesehen worden (RGSt. 68 373 mit Anm. Schwinge JW 1935 S. 289, weiter etwa RG 
HRR 1940 Nr. 257); dieser Auffassung folgt z. B. Olshausen Nachtrag S. 252. Diese 
Ansicht beachtet aber nicht genügend den Aufbau des $ 266; bei dem Mißbrauchstat- 
bestand kann nach der Entstehungsgeschichte nur im rechtsgeschäftlichen Handeln 
ein Mißbrauch der Verfügungsbefugnis im Sinne des Gesetzes liegen (Schwinge JW 
1935 S. 289). 

b) Die Untreuehandlung kann weiter in der Belastung mit einer Verbindlichkeit be- 
stehen, z. B. in der Anerkennung nicht bestehender Schulden, in der Übernahme einer 
Bürgschaft, vor allem aber in der Kreditbestellung. 

c) Der Täter mißbraucht die ihm eingeräumte Befugnis, wenn der Gebrauch, den er 
macht, im Innenverhältnis zum Auftraggeber eine Verletzung seiner Pflichten enthält. 
Es ist dabei unerheblich, ob er sich im Rahmen der ihm erteilten generellen Weisungen 
des Vollmachtgebers hält oder sie überschreitet. Der Prokurist, der vorsätzlich zum Nach- 
teil des Geschäftsinhabers einen Wechsel zeichnet, begeht Untreue, mag der Geschäfts- 
herr sich die Zeichnung von Wechseln vorbehalten haben oder nicht (L. Schäfer Anm. 9). 
Ein Fleischbeschauer, der den Gebührenanteil des Staates zwar einzieht, aber nicht ab- 
führt, mißbraucht die Befugnis, über die Gebühren zu verfügen (RG DR 1940 S. 1419). 
Ein Ortsbauernführer, den der Reichsnährstand beauftragt hat, verbilligtes Saatgetreide 
an bedürftige Bauern gegen Erstattung eines festen Unkostenbeitrages zu verteilen, miß- 
braucht die ihm eingeräumte Verfügungsbefugnis, wenn er verbilligten Saatroggen zwar 
an würdige und bedürftige Bauern seiner Ortschaft verteilt, sich aber von ihnen Gegen- 
leistungen geben läßt, die er nach dem ihm von der Kreisbauernschaft erteilten Auftrag 
nicht verlangen durfte (RGSt. 78 213). 

d) Ein Mißbrauch kann auch in einem nach allgemeinen Grundsätzen (Vorbem. VII vor 
$ 1) pflichtwidrigen Dulden oder Unterlassen liegen (Olshausen Nachtrag S. 253, L.Schä- 
fer Anm. 9; and. Schäfer-Dohnanyi S. 59). 


4. Durch den Mißbrauch der Befugnis muß das fremde Vermögen geschädigt werden; 
vgl. hierüber unten IV. 


5. Die Rechtsprechung des Reichsgerichts hat beispielsweise Untreue durch Mißbrauch 
der Verfügungsbefugnis angenommen, wenn ein Gläubiger Grundpfandrechte, die ihm 
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zur Sicherung abgetreten sind, für eigene Schulden verpfändet (RGSt. 69 223), wenn ein 
Gläubiger nach Bezahlung der Schuld noch den vorher von dem Schuldner erfüllungs- 
halber hingegebenen Wechsel diskontieren läßt (RG HRR 1989 Nr. 202). An weiteren Bei- 
spielen vgl. etwa RGSt. 78 213, RG HRR 1987 Nr. 65. 


III. Der Treubruchstatbestand setzt eine Pflicht voraus, fremde Vermögensinteressen 
wahrzunehmen. Die Pflicht kann auf Gesetz, behördlichem Auftrag, Rechtsgeschäft 
oder auf einem Treuverhältnis beruhen. Diese Pflicht muß verletzt werden. Der Erfolg 
der Pflichtverletzung muß eine Schädigung des fremden Vermögens sein. Eine Bereiche- 
rung des Täters braucht nicht eingetreten zu sein. 


1. Bei der Pflicht zur Wahrnehmung fremder Vermögensinteressen handelt es sich um 
das Innenverhältnis zwischen dem Täter und dem Inhaber des Vermögens (RGSt. 69 60). 
Es muß sich dabei um nicht ganz untergeordnete Tätigkeiten handeln, sondern um Vor- 
gänge von einem gewissen Gewicht, von einer gewissen Bedeutung. Anhaltspunkte hier- 
für liegen in dem Grade der Selbständigkeit, Bewegungsfreiheit und Verantwortlichkeit 
des Verpflichteten, oder auch in der Dauer oder dem Umfange, oder in der Art seiner 
Tätigkeit. Untergeordnete Auftrags- und Dienstverhältnisse, die Tätigkeit als Bote, rein 
mechanische Verrichtungen scheiden im allgemeinen aus (RGSt. 69 280 mit Anm. 
Schwinge JW 1935 S. 3312). Nach RGSt.69 61/62 muß es sich um Pflichten oder 
Pflichtenkreise handeln, ‚‚die sich ihrer Dauer nach über eine gewisse Zeit oder ihrem Um- 
Sange nach über bloße Einzelfälle hinaus erstrecken, so daß der Verpflichtete für ihre 
Erfüllung einen gewissen Spielraum, eine gewisse Bewegungsfreiheit oder Selbständig- 
keit hat‘. Zutreffend weist Schwinge JW 1935 S. 1697 darauf hin, daß die Abstellung 
auf Dauer und Zahl der Geschäfte nicht zutreffend ist; auch bei einer einmaligen Tätig- 
keit kann es sich um eine solche von einem gewissen Gewicht handeln (Schwinge aaO, 
mit dem auch Olshausen Nachtrag S. 253 und Schäfer-Dohnanyi S. 55 übereinstimmen). 
Die Entscheidung RGSt. 69 61 dürfte aber insoweit durch die spätere Entscheidung 
RGSt. 69 280 des gleichen Senats als berichtigt anzusehen sein; vgl. auch RG HRR 
1941 Nr. 700. 

Erforderlich ist, daß die Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen, der 
typische und wesentliche Inhalt des Treuverhältnisses ist (RGSt. 71 91, Schwinge- 
Siebert aaO S. 33). Durch die angeführte Entscheidung wird nicht, wie Schwinge JW 
1937 S. 1805 meint, der Inhalt der Pflicht zur Wahrnehmung fremder Vermögensinter- 
essen behandelt und es werden nicht die eben dargelegten Grundsätze aufgegeben, son- 
dern nur die Frage geprüft, welches Gewicht die Treupflicht zur Wahrnehmung fremder 
Vermögensinteressen im Rahmen eines zusammengesetzten, auch bloße Leistungspflich- 
ten umfassenden Schuldverhältnisses haben muß (Zoller aaO S. 71). 


Beispielsweise hat der Postbeamte, dem die Einziehung der Rundfunkgebühren als 
Dienstaufgabe übertragen ist, die Vermögensinteressen der Reichspost wahrzunehmen 
(RGSt. 78 236). Einem Ortsbauernführer liegt gegenüber dem Reichsnährstand die 
Pflicht ob, dessen Vermögensinteressen wahrzunehmen (RGSt. 78 213); weiteres Beispiel 
in RGSt. 78 8. Ferner besteht eine Verpflichtung zur Wahrung der Interessen seines 
Auftraggebers für den, der in sein Gewerbe als vereidigter Landmesser einschlagende 
Aufträge als vereidigter Landmesser übernimmt (RG HRR 1941 Nr. 649). Vgl]. ferner 
etwa RG HRR 1988 Nr. 864. Über Pflichten zur Wahrung von Vermögensinteressen auf 
Grund eines Gesellschaftsvertrages vgl. RG HRR 1989 Nr. 670. Dagegen steht der Post- 
beamte zu den Personen, die bei ihm Geld auf Postanweisungen, Zahlkarten oder auf 
Grund von Nachnahmen einzahlen, nicht in einem Treuverhältnis, das ihn verpflichtete, 
die Vermögensinteressen dieser Personen wahrzunehmen (RG HRR 1940 Nr. 711); über 
ähnliche Fragen weiter auch RG ZAkDR 1939 S. 168 mit Anm. Dahm. 
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Hervorgehoben sei ferner noch folgendes: 


a) Die Pflicht, einen Vertrag zu erfüllen, ist allein noch keine Pflicht zur Wahrnehmung 
fremder Vermögensinteressen. Die bloße Pflicht, eine geschuldete Leistung zu erbringen, 
reicht weniger weit als die, auf Grund eines Treuverhältnisses fremde Vermögens- 
interessen wahrzunehmen oder zu betreuen (RGSt. 71 91, RG HRR 1989 Nr. 1446). Die 
allgemeine Verpflichtung, nach Treu und Glauben zu handeln, genügt nicht (RGSt. 78 
300). So begründet z. B. die Miete einer Schreibmaschine die Pflicht, den Mietzins zu 
bezahlen und die gemietete Sache nach Beendigung des Mietverhältnisses zurückzugeben, 
nicht aber die Pflicht, die Vermögensinteressen des Vermieters wahrzunehmen. Eignet 
sich der Mieter die Maschine zu, so ist er nur wegen Unterschlagung, nicht aber wegen 
Untreue strafbar (RG HRR 1987 Nr. 64). Nicht ausreichend ist weiter z. B. die Pflicht 
des Verkäufers, dem Käufer das Eigentum an dem verkauften Gegenstand zu verschaf- 
fen (RG HRR 1989 Nr. 594; über Kaufverträge vgl. weiter noch RGSt. 69 147 mit 
Anm. Schwinge JW 1935 S. 2054, RG HRR 1941 Nr. 569). Einfache Vertragsverletzun- 
gen sind auch dann keine Untreue, wenn iin Verträgen, die ihrem Wesen nach keine Treu- 
verpflichtung begründen, eme Pflicht zur Wahrnehmung der Interessen des anderen ver- 
einbart wird (BGSt. 78 300 mit Anm. Nagler ZAkDR 1940 S. 15). Ein Darlehensvertrag 
als solcher verpflichtet den Schuldner nicht zur Wahrnehmung der Vermögensinteressen 
des Gläubigers (RG HRR 1941 Nr. 984). Auch ein Sicherungsübereignungsvertrag 
begründet allein noch keine entsprechende Verpflichtung; es ist vielmehr erforderlich, 
daß durch den Abschluß des Sicherungsübereignungsvertrages ein besonderes Vertrauens- 
verhältnis begründet wurde, aus dem sich für den Täter die Pflicht ergab, die Vermögens- 
interessen des anderen wahrzunehmen (RGSt. 74 3 mit Anm. Mezger DR 1940 S. 285, 
RG HRR 1941 Nr. 372, 984). 


b) Bei rein mechanischen Tätigkeiten wie z. B. bei der Botentätigkeit als solcher oder 
bei der Erledigung untergeordneter Einzelaufträge besteht keine Pflicht zur Wahrneh- 
mung fremder Vermögensinteressen. Nicht in Betracht kommt hier z. B. der Auftrag 
auf Zuführung eines Hundes (RG HRR 1941 Nr. 672), oder auf Überbringung einer 
Quittung (RGSt.. 69 60). Keine rein mechanische Tätigkeit ist aber z. B. die Einziehung 
der Gebühren für ein Gewerbeaufsichtsamt; bei dieser Tätigkeit ist die Erfüllung des 
Treubruchstatbestandes durchaus denkbar (RG DR 1989 S. 1982). Vgl. hierzu weiter 
RGSt. 72 194. Zu dem ganzen Fragenkreis vgl. ferner noch Kempermann und Schwinge 
JW 1936 S. 3428. 


2. Die Pflicht zur Wahrnehmung fremder Vermögensinteressen kann auf Gesetz, be- 
hördlichem Auftrag, Rechtsgeschäft oder auf einem Treuverhältnis beruhen. 

a) Über die auf Gesetz, behördlichem Auftrag oder Rechisgeschäft beruhenden Ver- 
hältnisse vgl. zunächst oben II 2. Praktisch bedeutsame Fälle der durch Rechts- 
geschäft begründeten Pflicht sind vor allem das Treuhandverhältnis und die verdeckte 
Stellvertretung; in Betracht kommt ferner der Fall des Verkaufes unter Eigentums- 
vorbehalt, bei dem sich der Käufer verpflichtet, den Erlös aus einem etwaigen Weiter- 
verkauf der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Waren an den Verkäufer abzuführen;; 
näher zu der letzteren Gruppe von Fällen Grunsfeld ZStW 54 S. 468. 

b) Neben den durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft en 
Pflichten ist das Treuverhältnis genannt, um auch Verhältnisse rein tatsächlicher Art 
mit zu erfassen. Auch Pflichten, die sich zivilrechtlich gesehen als sog. Nebenpflichten 
darstellen, können ein Treuverhältnis im Sinne dieser Vorschrift begründen. In Be- 
tracht kommen hier vor allem die Fälle, in denen die zivilrechtlichen Grundlagen der 
bisherigen Untreuetatbestände aus zivilrechtlichen Gründen’entweder fortgefallen sind 
oder niemals bestanden haben, in denen aber die tatsächliche Sachlage eine Treupflicht 
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des Täters bestehen läßt (Schwinge-Siebert aaO S. 37). Ein derartiges Verhältnis kann 
z. B. vorliegen, wenn eine erteilte Vollmacht nichtig oder zurückgenommen ist, weiter 
etwa im Verhältnis zwischen dem Prokuristen und dem Kunden einer Bank (Schwinge- 
Siebert aaO S. 37 mit weiteren Beispielen); vgl. ferner RGSt. 70 207, 71 299, 72 348, 
RG JW 1987 S. 1804 mit Anm. Schwinge. Alte Bekanntschaft, Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft ist allein keine ausreichende Rechtfertigung für die Annahme eines 
Treueverhältnisses (RG HRR 1989 Nr. 1385, 1942 Nr. 612). In Betracht kommen hier 
aber nur Verhältnisse, die nicht der Sittenordnung widersprechen; zwischen dem Dieb 
und dem Hehler besteht kein von der Sittenordnung anzuerkennendes Treueverhältnis 
(RGSt. 70 9, RG HRR 1942 Nr. 612, vgl. weiter aber auch RG DJ 1989 S. 1471). Vgl. 
hierzu Kohlrausch Anm. 3, Schaffstein DRechtsw. 1939 S. 256. 

Der Inhalt des Treuverhältnisses ist stets im einzelnen zu untersuchen und festzustel- 
len (RGSt. 69 16). 


8. Der Täter muß die ihm obliegende Pflicht verletzen. 


a) Die Untreuehandlung kann hier nicht nur in einem Verfügen bestehen; es genügt 
vielmehr jede rechtliche oder tatsächliche Einwirkung, die das anvertraute Vermögen 
unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt. Auch die Vernachlässigung, Beschädigung 
oder Zerstörung einer Sache oder ihre rechtswidrige Benutzung an Stelle ihrer vorteil- 
bringenden Verwertung kann eine Pflichtverletzung im Sinne dieser Vorschrift sein. 
Dieser Tatbestand kann z. B. dadurch verwirklicht werden, daß ein Vormund ein Ver- 
mögensstück seines Mündels verderben läßt oder daß ein Beauftragter eine geordnete 
Buchführung pflichtwidrig unterläßt und dadurch dem Treugeber die Übersicht über 
den wahren Vermögensstand nimmt (RG JW 1987 S. 2698 mit Anm. Schwinge). Die 
Verletzung der allgemeinen sittlichen Pflicht, seine Lebenshaltung so einzurichten, daß 
man seinen Verpflichtungen gegenüber seinen Gläubigern genügen kann, ist nicht aus- 
reichend (RGSt. 78 300). 


b) Die Untreuehandlung kann auch hier durch Unterlassung begangen werden. In 
Betracht kommen z.B. das Nichtanmelden des Verlustes eines Sparkassenbuchs zum 
Zweck der Sperre des Guthabens, die Nichteinlegung eines Rechtsmittels (L. Schäfer 
Anm. 15), die Verletzung der Pflicht, einen anderen zu beaufsichtigen (RGSt. 76 115). 


4. Durch die Verletzung der Pflicht muß das fremde Vermögen geschädigt werden; 
vgl. hierüber unten IV. 


5. Außer in den bereits genannten Fällen hat die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
beispielsweise Untreue durch Treubruch angenommen, wenn ein fest angestellter Ge- 
schäftsreisender mit Stammkunden des Geschäftsherrn vertragswidrig Geschäfte für 
eigene Rechnung abschließt (RGSt. 71 334 mit Anm. Schwinge JW 1937 S. 3022), wenn 
ein Landrat ein die wirtschaftliche Lage des Kreises übersteigendes Geschenk zur Silber- 
hochzeit annimmt (vgl. RG JW 1935 S. 943 mit Anm. Schwinge), wenn ein Obermeister 
einer Innung, der zu gerechter Verteilung der verfügbaren Warenmenge an die Innungs- 
mitglieder verpflichtet ist, eine andere Verteilung vornimmt (RG JW 1988 S. 504), wenn 
ein Notar dem Staat Gebührenanteile vorenthält (RGSt. 71 296, 76 27) oder wenn er, 
um mehr Einnahmen zu erzielen, geflissentlich eine Form der Beurkundung wählt, die den 
Auftraggeber unnötigerweise mit Mehrkosten belastet (RGSt. 71 299). An weiteren Bei- 
spielen vgl. RGSt. 783 284, RG JW 1987 8. 3092 mit Anm. Neubert, RG HRR 1939 
Nr. 596, 1071, 1942 Nr. 246. Vgl. weiter auch noch den von Schwinge JW 1937 S. 380 
mitgeteilten Fall. Der Treubruchstatbestand kann in der pflichtwidrigen Unterlassung 
einer geordneten Buch-, Kassen- und Rechnungsführung liegen, sofern diese zu einer 
Vermögensgefährdung führt (RG JW 1937 S. 2698 mit Anm. Schwinge). 
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IV. Durch die Untreuehandlung muß dem, dessen Vermögensinteressen der Täter zu 
betreuen hat, ein Nachteil zugefügt werden. Unter Nachteil ist nur der Vermögens- 
nachteil zu verstehen. Die Zufügung eines Nachteils ist gleichbedeutend mit Ver- 
mögensschädigung im $ 263 (RGSt. 78 285); vgl. daher dort Anm. VI. Ein Nachteil im 
Sinne dieser Vorschrift ist auch die Beeinträchtigung eines Kundenkreises (RGSt. 71 33% 
mit Anm. Schwinge JW 1937 S. 3022). An weiteren Beispielen vgl. RGSt. 72 195, RG DR 
1940 S. 792. Auch der einzige Gesellschafter einer Einmann-GmbH kann sich einer Un- 
treue zum Nachteile seiner GmbH schuldig machen (RGSt. 71 355). Ebenso wie für 
$ 263 ist auch hier eine den Wert des Vermögens mindernde Vermögensgefährdung als 
Zufügung eines Nachteils anzusehen (RGSt. 71 157, RG JW 1985 S. 2963, RG HRR 
1988 Nr. 864, 1940 Nr. 257, 711, 1215). 

Wird der Schaden durch einen gleichzeitigen Vermögensvorteil ausgeglichen, dann 
fehlt es an der Zufügung eines Nachteils (RGSt. 75 230 mit Anm. Bruns ZAkDR 1951 
S. 268 und Anm. Dahm DR 1941 S. 1881). Eine spätere Wiedergutmachung ist dagegen 
ohne Bedeutung (RGSt. 68 374). Über Maßnahmen, die zugleich Nachteile und Vorteile 
bringen, vgl. RGSt. 71 346, 75 230 mit Anm. Bruns ZAkDR 1941 S. 268 und Anm. Dahm 
DR 1941 S. 1881. 

Der Nachteil muß demjenigen zugefügt werden, dessen Interessen der Tä- 
ter zu betreuen hat; es muß Identität der zu schützenden und der geschädigten Inter- 
essen bestehen (Schwinge-Siebert aaO S. 38). Wird z. B. durch eine Pflichtwidrigkeit des 
Vormundes den Gläubigern des Mündels oder durch das Verhalten des Konkursverwal- 
ters den Massegläubigern, Aussonderungs- oder Absonderungsberechtigten Schaden zu- 
gefügt, ohne daß zugleich auch derjenige betroffen wird, zu dem der Täter im Treue- 
verhältnis steht, dann liegt keine Untreue vor (Dahm in Gürtner II S. 45%). 


V. Bei den sog. Risikogeschäften wird verschiedentlich ein Ausschluß der Rechts- 
widrigkeit angenommen (vgl. Schwinge-Siebert aaO S.46). Richtiger dürfte es sein, 
hier bereits die Tatbestandsmäßigkeit als ausgeschlossen anzusehen. Ein riskantes Ge- 
schäft stellt nicht schon deswegen eine Untreue dar, weil es fehlgeschlagen ist und der 
Betroffene eine Vermögenseinbuße erlitten hat; vielmehr enthalten Risikogeschäfte, 
die im Rahmen einer ordnungsmäßigen Geschäftsführung liegen und den Gepflogen- 
heiten des redlichen Geschäftsverkehrs entsprechen, keinen Mißbrauch und keine Treu- 
verletzung. 

Die Rechtswidrigkeit kann durch übergesetzlichen Notstand ausgeschlossen sein (RG 
JW 1985 S. 2637 mit Anm. Schwinge). Der Widerstreit der eigenen mit den staatlichen 
Belangen bildet keinen Rechtfertigungsgrund für ein dem Staate nachteiliges amtliches 
Handeln eines Beamten (RGSt. 72 349). 


VL Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich und genügend; eine Bereiche- 
rungsabsicht des Täters wird nicht vorausgesetzt. Zum Vorsatz gehört beim Mißbrauchs- 
tatbestand das Bewußtsein des Mißbrauchs der eingeräumten Verfügungsbefugnis, beim 
Treubruchstatbestand das Bewußtsein der Treuverletzung. In beiden Fällen muß der 
Täter ferner das Bewußtsein der Zufügung eines Nachteils haben. An dem Bewußtsein 
- der Rechtswidrigkeit kann es fehlen, wenn der Täter auf Grund seines Ersatzwillens und 
seiner Ersatzfähigkeit das Einverständnis des Betroffenen mit der benachteiligenden 
Handlung annehmen durfte und angenommen hat (RG JW 1986 S. 934, RG HRR 1940 
Nr. 257, RG DR 1941 S. 492 mit Anm. Boldt, RG HRR 1941 Nr. 948). 

Bedingter Vorsatz genügt nach allen Richtungen (RGSt.69 207, RG HRR 1988 
Nr. 1323). Es ist aber nicht ausreichend, daß der Täter allgemein und unbestimmt mir 
irgendeinem Schaden oder Nachteil des Treugebers rechnet und ihn billigt; er muß mit 
einem bestimmten, unmittelbaren Schaden wirtschaftlicher, das Vermögen betreffendet 
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Art, mit einer Vermögensschädigung oder einer ihr gleichkommenden Vermögensgefähr- 
dung rechnen und sie in Kauf nehmen (RG JW 1986 S. 2101 Nr. 36); vgl. weiter RGSt. 
76 116. 

Das Reichsgericht hat mit Recht wiederholt betont, daß bei der weiten Fassung des 
äußeren Tatbestandes an den Nachweis des inneren Tatbestandes strenge An- 
forderungen zu stellen sind (RGSt. 68 374, 69 17, 71 92). Es ist verschiedentlich darauf 
hingewiesen worden, daß es insbesondere stets sorgfältiger Prüfung bedarf, ob der Täter 
nicht in dem guten Glauben gehandelt hat, seine Handlung liege auch innerrechtlich im 
Rahmen seiner Befugnisse (RGSt. 68 374). Über die Erfordernisse des inneren Tatbestan- 
des, wenn die Untreue nur in der Unterlassung der Buchführung besteht, vgl. RG HRR 
1940 Nr. 648, RG DR 1940 S. 1515 Nr. 4; vgl. weiter RGSt. 76 116. 


Vo. Der Versuch ist nur strafbar, wenn ein besonders schwerer Fall (unten IX) vor- 
liegt (Schäfer-Dohnanyi S. 62); anders vom Standpunkt der sogenannten abstrakten 
Betrachtungsweise ($ 1 Anm. II 2) aus RG JW 1987 S. 169, Olshausen Nachtrag S. 261, 
Schwarz Anm. 6D, nach denen der Versuch niemals strafbar ist. 


VI. Eine entsprechende Anwendung ($ 2) ist auch im Bereich des $ 266 nicht grund- 
sätzlich ausgeschlossen (Kohlrausch Anm. 1 III, Schwinge JW 1937 S. 2698; and. RG 
JW 1987 S. 2698, L.Schäfer Anm. 22). Praktisch spielt bei der weiten Fassung des Tat- 
bestandes die entsprechende Anwendung aber keine Rolle. 


IX. Als Strafe ist stets Gefängnis und Geldstrafe angedroht. In besonders schweren 
Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren (Abs. 2). 

Schrifttum: Becker, Die ‚besonders schweren Fälle‘' des Strafrechts in der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, DJ 1935 S. 1188. - Ritter, Die Schädigung des Volkswohls als besonders schwerer 
Fall, JW 1935 S. 2930. 

Die im Gesetz angeführten Kennzeichen eines besonders schweren Falles sind nur 
Beispiele; auch in Fällen, die nicht diese ausdrücklich genannten Merkmale aufweisen, 
ist die Annahme eines besonders schweren Falles möglich (RGSt. 78 176). In Überein- 
stimmung mit den Arbeiten der Strafrechtskommission wird ein besonders schwerer Fall 
dann anzunehmen sein, wenn der verbrecherische Wille des Täters ungewöhnlich 
stark und verwerflich und die Tat wegen der besonderen Umstände ihrer Begehung oder 
wegen ihrer verschuldeten Folgen besonders strafwürdig ist (L. Schäfer $263 Anm. 3; vgl. 
auch RGSt. 78 176). Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts darf ein besonders 
schwerer Fall nur in einem Hergang gefunden werden, der sich einigermaßen deutlich 
von dem gewöhnlichen Bild einer strafbaren Handlung der in Betracht kommenden Art 
in einer den Täter belastenden Weise unterscheidet (RGSt. 69 169, RG HRR 1940 
Nr. 1214). Ein besonders schwerer Fall ist nicht allein schon deswegen immer anzu- 
nehmen, weil die Tat erheblich strafwürdiger ist als ein Durchschnittsfall (RG DR 1941 
S. 2443, RGSt. 76 53). Bei der Prüfung der Frage, ob ein besonders schwerer Fall vor- 
liegt, sind stets die besondere Persönlichkeit des jeweiligen Täters und die Verhältnisse, 
die ihn zu seiner Verfehlung veranlaßt haben, sorgfältig zu würdigen (RG ZAkDR 1941 
S. 352 mit Anm. Dahm). Jugendliches Alter, Not oder Verführung können eine Tat, die 
an sich verwerflich erscheinen mag, in. ein milderes Licht rücken (RGSt. 69 242, RG HRR 
1941 Nr. 300). Auch bei der Schädigung des Volkswohls und bei der Verursachung eines 
besonders großen Schadens kann nicht von der Persönlichkeit des Täters abgesehen 
und nur auf die Folgen der Tat abgestellt werden (RGSt. 73 176, RG ZAkDR 1941 
S. 352 mit Anm. Dahm, Kohlrausch $ 263 Anm. 8; and. Schwinge JW 1938 S. .450). 

Bei mehreren Teilnehmern kann die Frage des Vorliegens eines besonders schweren 
Falles trotz sonst gleicher Beteiligung verschieden beurteilt werden (RG HRR 1938 
Nr. 497). 
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Ein besonders schwerer Fall kann auch bei einem Versuch vorliegen (RG HRR 198 
Nr. 1278, RG JW 1987 S. 3217). 

Zur Begründung eines besonders schweren Falles dürfen keine Umstände herangezo- 
gen werden, die zu den Tatbestandsmerkmalen einer idealkonkurrierenden Straftat 
gehören (RG DR 1948 S. 757); vgl. auch RKG 1 189. ' 

Zu den im Gesetz ausdrücklich genannten Merkmalen sei im übrigen folgendes her- 
vorgehoben: 


1. Das Wohl des Volkes ist geschädlgt, wenn die Tat das Volk als Ganzes oder doch 
eine nicht geringfügige Mehrzahl von Volksgenossen in dieser ihrer Eigenschaft als 
Volksgenossen fühlbar beeinträchtigt hat (RGSt. 68 219). Es genügt eine mittel- 
bare Schädigung des Volkswohls als Folge der Täuschungshandlung (RG JW 1934 
S. 2920). 

a) Das Wohl des Volkes besteht in der Gesamtheit seiner gesicherten Belange ver- 
mögensrechtlicher oder sonstiger Art; auch das gesundheitliche, seelische, religiöse oder 
geistige Wohl ist hierher zu rechnen (Olshausen Nachtrag S. 259). Eine Schädigung des 
Volkswohls kommt nicht nur in Betracht, wenn der Staat oder eine gemeinnützige Ein- 
richtung betroffen ist, sondern auch bei der Schädigung eines Privatbetriebes. Vgl. näher 
hierzu Ritter aaO, Schäfer-Dohnanyi S. 49. 


b) Das Wohl des Volkes ist nur dann geschädigt, wenn die Allgemeinheit fühlbar be- 
troffen ist. Nicht jede geldliche Beeinträchtigung einer dem Gemeinwohl dienenden 
Einrichtung (z. B. des Winterhilfswerks) bedeutet eine Schädigung des Volkswohls. Bei 
der materiellen Schädigung ist vielmehr auch von Bedeutung, ob die veruntreute Summe 
im Verhältnis zu den von der Einrichtung benötigten und aufgebrächten Beträgen eine 
spürbare Einwirkung auf ihre Ziele ausübt oder ausüben kann (RGSt. 69 241). Eine 
Schädigung des Wohles des Volkes in wirtschaftlicher Hinsicht durch Veruntreuung von 
NSV-Geldern ist anzunehmen, wenn eine nicht geringfügige Zahl von Volksgenossen 
insofern fühlbar wirtschaftlich beeinträchtigt worden ist, als ihnen Unterstützungen 
vorenthalten geblieben sind, die sie sonst erhalten hätten (RGSt. 78 174). Auch eine 
ideelle Schädigung des Volkswohls genügt nur dann, wenn die nachteiligen Folgen, die 
von ihr ausgehen, ernsterer Natur sind (RGSt. 69 241). Dies kann z. B. dann der Fall 
sein, wenn die naheliegende Gefahr besteht, die Tat könne weiteren Kreisen bekannt und 
das Ansehen z. B. der NSV könne dadurch gefährdet werden (RGSt. 78 175). Soll ın 
der Erschütterung des Vertrauens zu einer großen Organisation eine Schädigung des 
Volkswohls gesehen werden, dann muß das Urteil angeben, welchen Umfang die Einbuße 
an Ansehen oder an sonstigen geistigen oder sittlichen Gütern angenommen hat, wie 
weit der Kreis derjenigen, die durch die Tat zu Zweifeln an dem Wert der Organisation 
gebracht worden sind, reicht, ob die Erschütterung des Vertrauens nur vorübergehend 
war usw. (RG DJ 1935 S. 1460). 

Es ist nicht erforderlich, daß die Tat das Wohl des Volkes unmittelbar schädigt; es 
genügt, wenn die Schädigung des Volkswohls nur mittelbar als Folge der Tat eintritt 
(RG JW 1984 S. 2067 Nr. 28, S. 2851, 2910). 

c) Eine alsbaldige Rückerstattung des veruntreuten Betrages kann bewirken, daß eine 
schwere Schädigung des Volkswohls nicht eingetreten ist (RG JW 1988 S. 1015). 


2. Ein besonders schwerer Fall liegt ferner vor, wenn die Tat einen anderen besonders 
großen Schaden zur Folge gehabt hat. Es kommen hier nicht nur materielle, sondern 
auch immaterielle Schädigungen in Betracht (RG JW 1984 S. 2067 Nr. 28). Der Schaden 
ist besonders groß, wenn er nach Lage des Falles eine über den Rahmen des Gewöhnlichen 
hinausgehende Bedeutung hat. Die völlige Zerstörung der wirtschaftlichen Lebensgrund- 
lage anderer kann ein besonders großer Schaden sein (RG HRR 1940 Nr. 121). 
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8. Ein besonders schwerer Fall liegt ferner vor, wenn der Täter mit besonderer Arglist 
gehandelt hat. Dies ist dann der Fall, wenn der Täter über den gewöhnlichen Untreue- 
tatbestand hinaus mit besonderer Hinterlist oder unter Anwendung besonderer Mittel 
oder Kniffe vorgegangen ist (RG JW 1984 S. 2852 mit Anm. Schwinge). Allein darin, 
daß der Täter das Vertrauen seines Auftraggebers mißbraucht, liegt nicht schon ein be- 
sonders arglistiges Handeln (RG JW 1985 S. 2137). Vgl. hierzu weiter noch RGSt. 69 
363 mit Anm. Mezger JW 1936 S. 325. 


4. Für den inneren Tatbestand ist erforderlich, daß sich der Täter derjenigen Umstände 
bewußt ist, die die Annahme eines besonders schweren Falles begründen (RG JW 1985 
S. 2054, 2201, RG DJ 1986 S. 1036); anders wohl RG JW 1987 S. 3217, 1988 S. 504; 
gegen diese Entscheidungen zutreffend Kohlrausch $ 263 Anm. 8. 


X. Idealkonkurrenz ist möglich mit Diebstahl (RG DR 19483 S. 912), mit einfacher 
Unterschlagung (RGSt. 69 64, RG JW 1988 S. 2336), weiter auch mit Amtsunterschla- 
gung (RGSt. 69 336 mit Anm. Schwinge JW 1936 S. 459, RGSt. 75 191, RG HRR 1940 
Nr. 711), mit Betrug (RGSt. 78 8, RG DR 1940 S. 792), mit Urkundenfälschung (RG 
HRR 1989 Nr. 654), mit $$ 348, 349, weiter auch mit $ 136 Ges. über die Beaufsichti- 
gung der privaten Versicherungsunternehmungen (Olshausen, Nachtrag S. 258). 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 294 Aktienges. (vgl. RGSt.69 337), $ 8la GmbH- 
Ges., mit $ 146 Genossenschaftsges. (RG JW 1988 S. 172), mit $ 95 Nr. 2 Börsenges. 
(OLG Dresden DJ 1986 S. 1579), mit $ 142 Ges. über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen (RG HRR 1988 Nr. 1665), mit $$ 23 Abs. 2, 535, 536 
Reichsversicherungsordnung (RG JW 1986 S. 1976, RG HRR 1989 Nr. 217); diese Be- 
stimmungen gehen als Spezialgesetze vor. Über die aktienrechtliche Untreue vgl. näher 
E. Schmidt in Gadow-Heinichen u. a., Kommentar zum Aktiengesetz (1938) S. 1208. 
8 34 Ges. über die Verwahrung und Anschaffung von Wertpapieren ist dagegen im Ver- 
hältnis zu $ 266 subsidiär. 

Über das Verhältnis des $ 266 zu den Strafvorschriften des UWG über Verrat und 
unbefugte Verwertung von Betriebsgeheimnissen vgl. RGSt. 75 80 mit Anm. Dahm 
DR 1941 S. 911 und Anm. v.Weber ZAkDR 1941 S. 159, ferner H.Mayer, Zentralbl. 
für Handelsrecht 1933 S. 148; über das Verhältnis zu $ 12 Abs.2 UWG vgl. RGSt. 76 
337 mit Anm. Mittelbach DR 1943 8. 767. 

Eine fortgesetzfe Handlung kommt auch dann in Betracht, wenn zum Teil $ 266, 
zum Teil $ 81a GmbH-Ges. verletzt ist (RG JW 1989 S. 1310). 


XI. In entsprechender Anwendung zugunsten des Beschuldigten ($ 2 Anm. V) ist aus 
88 247, 263 Abs. 5 zu entnehmen, daß auch Untreue gegen Angehörige ($ 52 Abs. 2) nur 
auf Antrag verfolgt werden darf (im Ergebnis ebenso RGSt. 75 242, RG JW 19838 S. 793 
mit Anm. Schwinge). 


Xll. Das kommende Recht sieht das Wesen der Untreue ausschließlich im Treubruch. Untreue be- 
geht danach, wer die ihm auf Grund eines Treuverhältnisses obliegende Pflicht, für fremdes Vermögen 
zu sorgen, verletzt und dadurch dem, dessen. Vermögen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt. Diese 
Fassung bedeutet keine wesentliche sachliche Änderung des geltenden Rechts; das kommende Recht 
ist insofern enger als das geltende, als künftig Untreue nur noch ein solcher Mißbrauch der Verfügungs- 
oder Verpflichtungsbefugnis ist, der zugleich eine Treupflichtverletzung enthält. 

Die Veruntreuung des geltenden Rechts (vgl. $ 246 Anm. IX) soll künftig zu der Untreue gezogen werden. 
Wegen Untreue soll auch bestraft werden, wer eine fremde Sache, die ihm anvertraut worden ist, sich 
oder einem anderen widerrechtlich zueignet. Das kommende Recht will die Unterschlagung zu einem 
Hilfstatbestand ausgestalten; Unterschlagung soll nur angenommen werden, wenn sich die Tat nicht 
als Untreue darstellt (vgl. $ 246 Anm. XI). 

Mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft soll bestraft werden, wer eine Untreue begeht und nur 
geringen Nachteil zufügt. Wer einen derartigen leichten Fall der Untreue aus Not begeht, soll mit Haft 
bestraft werden. Für die Untreue gegen Angehörige ist ein besonderer Tatbestand vorgesehen. 

Zum Ganzen Dahm in Gürtner II S. 445, Frank, Leitsätze II S. 125, kritisch Zuller aaO. S.72. 
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DREIUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT. URKUNDENFÄLSCHUNG 


Schrifttum: Kohlrausch, Urkundenverbrechen, in: Handwörterbuch der Rechtswissenschaft. 
Bd. VI (1929) S. 334. 


I. Die Überschrift des Abschnitts ist dem wichtigsten darin enthaltenen Tatbestand 
entnommen. Urkundenfälschungen im engeren Sinne behandelt nur der $ 267. In den 
Abschnitt sind nicht alle Urkundendelikte aufgenommen, so z. B. nicht $ 133, $ 348. 

ll. Das kommende Recht will die Urkundendelikte bei den Angriffen auf die Rechtsordnung ein- 
gruppieren und sie im Anschluß an die Vorschriften über die Eidesverletzungen und vor den Bestim- 
mungen über die Geldfälschung behandeln. Neu soll in diesen Abschnitt eine Bestimmung über die 


Vorbereitung der Fälschung Öffentlicher Urkunden und Beglaubigungszeichen eingestellt werden. Vgl. 
Lorenz in Gürtner II S. 356, Frank Leitsätze II S. 103. 


S 267 
Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde herstellt, eine echte Ur- 
kunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde gebraucht, wird wegen Ur- 
kundeufälschung mit Gefängnis bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
In schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus. 


Schrifttum: Brodmann, Über den Begriff der Urkunde, GS 47 S. 401.-Ebermayer, Urkunden- 
fälschung, in: Festg. Frank II S. 4148. - Hanssen, Der Begriff Urkunde im Amtlichen Entwurf eines 
Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuches, 1928 (StrafrAbh. Heft 234). -— P. Merkel, Die Urkunde 
im deutschen Strafrecht, 1902. -— Schönke, Die Umgestaltung der Urkundendelikte, DStR 19%3 
Ss. 137. 

Dietel, Die Urkundenfälschung in kriminalsoziologischer Betrachtung, 1937 (StrafrAbh. Heft 382). 


1. Die Vorschrift behandelt die Urkundenfälschung. Geschütztes Rechtsgut ist die 
Sicherheit und Reinheit des Rechtsverkehrs, insbesondere des Beweisverkehrs, nicht da- 
gegen das Vermögen (so z. B. Ebermayer aaO S. 418, v. Hippel Lehrbuch S. 341, Kohl- 
rausch Bem. 3 vor $ 267, Mezger Grundriß S. 169, RGSt. 50 421, 56 236, 76 234). Auch das 
kommende Recht sieht den eigentlichen strafwürdigen Gehalt der Urkundenfälschung 
in der Gefährdung des Rechtsverkehrs, in der Bedrohung der Sicherheit und Zuverlässig- 
keit der Beweismittel; es will daher auch die Urkundendelikte bei den Angriffen auf die 
Rechtsordnung einordnen (Bem. II vor $ 267). Das Wesen der Urkundenfälschung be- 
steht nicht in der Verletzung einer konkreten materiellen Berechtigung, sondern in dem 
Mißbrauch der Form der Beurkundung im Rechtsverkehr (RGSt. 23 250). 


H. Urkunde im Sinne des materiellen Strafrechts ist jede mit einer körperlichen Sache 
fest verbundene und allgemein oder doch für die Beteiligten verständliche Gedanken- 
erklärung, die bestimmt und geeignet ist, im Rechtsverkehr eine außerhalb ihrer selbst 
liegende Tatsache zu erweisen, und zugleich den Aussteller bezeichnet oder doch erkenn- 
bar macht. Diese Begriffsbestimmung ist vom Reichsgericht entwickelt worden und wird 
von ihm in ständiger Rechtsprechung verwendet (z. B. RGSt. 64 49, RG JW 1989 
S. 624). Dieser Auffassung folgen z. B. Ebermayer aaO S. 421, v.Hippel Lehrbuch S.342, 
LK Anm. 2; weitgehend sachlich übereinstimmend Rittler II S. 299. Nach Frank Anm. Il 
ist Urkunde ‚‚eine verkörperte, ihrem gedanklichen Inhalt nach für den Rechtsverkehr 
bestimmte Erklärung‘; hierzu Ebermayer aaO $. 421. Übersicht über die zahlreichen 
Definitionen des Urkundenbegriffs bei P. Merkel aaO S. 192. 


1. Vorausgesetzt wird zunächst eine mit einer körperlichen Sache fest verbundene und 
allgemein oder doch für die Beteiligten verständliche Gedankenerklärung. 
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a) Die Urkunde muß die Erklärung eines menschlichen Gedankens enthalten (RGSt. 
17, 106, 58 141). Dies unterscheidet die Urkunde von dem Augenscheinsobjekt und von 
den Kennzeichen. 


a) Ein Gegenstand kann auch ohne eine derartige Erklärung zum Beweise dienen, so 
z. B. Fußspuren oder ein Blutfleck;; derartige Gegenstände sind aber bloße Augenscheins- 
objekte. Um Urkunde zu sein, muß ein Gegenstand ‚‚aus sich menschliche Gedanken 
irgendwelchen Inhalts, mögen sie Willensäußerungen, Zeugnisse oder Gutachten sein, 
erkennbar werden lassen; erst dann wirkt der Gegenstand nicht bloß als Augenscheins- 
objekt auf die sinnliche Wahrnehmung, sondern darüber hinaus vermöge seines geistigen 
Inhalts auf das Verständnis anderer von diesem Inhalte“ (RGSt.17 106). 


ß) Keine Urkunden sind die sog. Kennzeichen oder Identitätszeichen; auch diese Zei- 
chen enthalten keine Gedankenäußerung. Als bloße Kennzeichen sind alle Zeichen an- 
zusehen, die keine Gedankenäußerung enthalten und nur zur Sicherung, Unterscheidung. 
oder zum Verschluß bestimmter Sachen dienen; hierher gehören z.B. die Zeichen, die 
auf einer zur Bahnbeförderung benutzten Kiste angebracht sind (RG JW 1924 S. 975 
mit Anm. Hegler). 

y) Zu den Urkunden rechnet dagegen die Rechtsprechung die sog. Beweiszeichen. Hier- 
unter werden mit einem körperlichen Gegenstand fest verbundene Zeichen verstanden, 
die geeignet und bestimmt sind, wenn auch nur in Verbindung mit anderen Beweis- 
mitteln und mit Hilfe besonderer Auslegungsbehelfe, Aussagen über Vorgänge, gedank- 
liche Mitteilungen zu übertragen (vgl. RGSt. 76 206). Als Beweiszeichen und Urkunden 
sind z. B. angesehen worden Nummernschilder für Fahrräder (RGSt. 40 169), die Fabrik- 
nummer an Kraftfahrzeugen (RGSt. 58 17), der Korkbrand auf einer Weinflasche 
(RGSt. 76 186), Künstlerzeichen auf einem Gemälde (RGSt. 76 29 mit Anm. Bruns 
ZAkDR 1942 S. 190). 


ö) Die Abgrenzung zwischen Kennzeichen und Beweiszeichen ist nicht immer einfach 
(hierzu RGSt. 84 439). Maßgebend muß sein, ob in dem betreffenden Zeichen eine Ge- 
dankenäußerung vorliegt oder nicht (Hegler JW 1924 S. 975 Anm. zu 9). In der Recht- 
sprechung und im Schrifttum wird vielfach allein als unterscheidendes Merkmal hervor- 
gehoben, ob es sich um ein Zeichen handelt, das nur dazu dienen soll, den Gegenstand 
von anderen gleichartigen zu unterscheiden, oder um ein nach Herkommen oder Ver- 
einbarung als Beweismittel dienendes Beweiszeichen (so z. B. LK Anm. 2a, c). Die Recht- 
sprechung nimmt an, daß dasselbe Zeichen in dem einen Fall Beweiszeichen, im anderen 
bloßes Kennzeichen sein könne; so RGSt. 25 244, 39 147 hinsichtlich des Anschlages mit 
dem Waldhammer. 

Beispielsweise sind als Beweiszeichen angesehen worden die Erkennungsnummer 
eines Kraftwagens (RGSt. 72 369), die für Kraftfahrzeuge vorgeschriebenen Fabrik- 
schilder am Fahrgestell (RGSt. 68 95, RG HRR 1940 Nr. 191), unter Umständen auch 
Kontrollnummern auf Fabrikpackungen (RG HRR 1929 Nr. 1973), Merkstriche auf 
Bieruntersetzern (RG DStZ 1916 Sp. 77), Ohrmarken an einem Tier (RG HRR 1985 
Nr. 1635), dagegen als bloße Kennzeichen Fabriknummern auf Erzeugnissen (RG 
GoltdArch. 49 S. 352), Namenzeichen auf einem Tier (RGSt. 86 15), Spielmarken (RG- 
St. 55 98), der Dienststempel in einer Dienstreithose (RG GoltdArch. 77 S. 202). Zu der 
Frage, ob Plomben als Urkunden oder als Kennzeichen anzusehen sind, vgl. RG JW 
1984 S. 1053 mit Anm. Merkel, RG HRR 1988 Nr. 1324, RGSt. 75 307. Darüber, ob die 
Fabriknummer am Rahmengestell eines Fahrrades eine Urkunde oder ein Kennzeichen 
ist, vgl. RKG 1 212. Die Aufzeichnungen eines Tachometers auf der Diagrammscheibe, 
die keine menschlichen Gedankenäußerungen verkörpern, sieht RG DR 1942 S. 1469 
in entsprechender Anwendung ($ 2) als Urkunden an. 
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e) Es erscheint zweifelhaft, ob durch die Einbeziehung der Beweiszeichen in den Ur- 
kundenbegriff nicht der Bereich der Urkundenfälschung zu weit ausgedehnt wird; nicht 
alle Fälle der Verfälschung oder fälschlichen Anfertigung eines Beweiszeichens dürften 
kriminell strafwürdig sein. Die Unterscheidung bietet für die Rechtsanwendung auch 
erhebliche Schwierigkeiten, zumal sich Kennzeichen und Beweiszeichen nicht nach 
äußeren Merkmalen unterscheiden. Das kommende Recht will die Beweiszeichen aus dem 
Urkundenbegriff ausscheiden, aber öffentliche Beglaubigungszeichen in einem beson- 
deren Tatbestand schützen (vgl. unten XIII); so bereits das in der Ostmark geltende 
Recht (Rittler Il S. 300, 301, 305). Die Urkundeneigenschaft der Beweiszeichen wird für 
das geltende Recht vor allem von Binding, Brodmann und P. Merkel verneint; dies ergibt 
sich für diese Schriftsteller für die meisten Fälle schon daraus, daß sie Verkörperung der 
Erklärung in einem Schriftstück erfordern (unten d. 


b) Die Gedankenäußerung muß allgemein oder doch für die Beteiligten verständlich 
sein. Als Auslegungsbehelfe können Gesetz, Verkehrssitte (RGSt. 62 262) und auch Ver- 
einbarung der Beteiligten herangezogen werden (so die herrschende Ansicht z. B. RGSt. 
64 49, RG JW 1989 S. 624, Hegler JW 1924 S. 975 zu 9, v.Hippel Lehrbuch S. 342, LK 
Anm. 17; and. hinsichtlich der Vereinbarung der Beteiligten Frank Anm. III, 3, v.Lisıt- 
Schmidt S. 740). Eine Urkunde kann z. B. in einer Geheimschrift oder mit einer Steno- 
graphie geschrieben sein, die nur zwei Personen miteinander verabredet haben (Binding 
Lehrbuch 2 S. 185 Anm. 3). 


c) Die Erklärung muß mit einer körperlichen Sache fest verbunden sein. In gewisser 
Form gelegte Steine, abgebrochene Zweige, aufeinandergelegte Bierdeckel, Schriftzeichen 
im Schnee sind keine Urkunden (Frank Anm. II, Mezger Grundriß S. 172). Es ist nicht 
erforderlich, daß der Gegenstand, in dem sich die gedankliche Erklärung verkörpert, 
von Menschenhand hergestellt ist; auch von der Natur gebotene Gegenstände können 
genügen (LK Anm. 2a, Olshausen Anm. 3a). 

d) Es ist nicht erforderlich, daß die Erklärung in Schriftzeichen verkörpert ist (so die 
herrschende Meinung, z. B. Frank Anm. III 3, LK Anm. 2a, Mezger Grundriß S. 207; 
and. Binding Lehrbuch 2 S. 185, Brodmann aaO S. 414, Gerland S. 433, Merkel aaO 
S. 223). Die Rechtsprechung hat z. B. auch Siegelabdrücke (RGSt. 41 316), unter Um- 
ständen auch Plombenverschlüsse (RGSt. 50 191) als Urkunden angesehen. 

Das kommende Recht willnur eine Schrift als Urkunde gelten lassen (unten XIIl). 


2. Erforderlich ist weiter, daß die Erklärung geeignet und bestimmt ist, im Rechts- 
verkehr eine außerhalb ihrer selbst liegende Tatsache zu erweisen. Die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts läßt nicht immer ganz klar erkennen, ob auch Beweisbestimmung 
für den Begriff der Urkunde erforderlich ist; die Mehrzahl der neueren Entscheidungen 
. erfordert aber dieses Merkmal (Ebermayer aaO S. 419, Kohlrausch Anm. 2, LK Anm. 2c 
mit eingehender Übersicht über die einzelnen Urteile); von neueren Entscheidungen ver- 
langen Beweisbestimmung z. B. RGSt. 67 91, 233, 433, 68 97, 243, RG HRR 1989 
Nr. 398. Im Schrifttum erfordern Beweisbestimmung z. B. Binding Lehrbuch 2 S. 188, 
LK Anm. 2c, v.Liszt-Schmidt S. 741, Olshausen Anm. 3b, Schwarz Anm. 1 B. Gegen 
die einseitige Betonung der Beweisbestimmung wendet sich vor allem Frank Anm.1l; 
er fordert Bestimmung für den Rechtsverkehr; mit Frank übereinstimmend Gerland 
S.433, Mezger Grundriß S. 207. Gegen Beweisbestimmung neben der Beweiseignung 
z. B. auch Brodmann aaO S. 411, P. Merkel aaO S. 211. Gegen das Erfordernis der Be- 
weiseignung Olshausen Anm. 4d. 


Die Erklärung muß geeignet und bestimmt sein, eine für den gegenwärtigen 
Rechtsverkehr interessierende Tatsache zu erweisen; es genügt nicht, daß sie in 
früheren Zeiten einmal dazu geeignet und bestimmt gewesen ist; sog. Autogramme 
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sind daher in der Regel keine Urkunden (RGSt. 76 30 mit Anm. Bruns ZAkDR 1942 
8.191). 

Zum Beweis ist auch die Glaubhaftmachung zu rechnen (RG HRR 1938 Nr. 82). 

a) Zum Beweis geeignet ist die Urkunde bereits dann, wenn sie auf die Bildung der 
Überzeugung mitbestimmend einwirken kann; es ist nicht erforderlich, daß sie allein 
vollen Beweis erbringt. Es wird nicht vorausgesetzt, daß die Eignung zum Beweise hin- 
sichtlich der Tatsache besteht, zu deren Beweis die Urkunde bestimmt ist (RGSt. 40 79). 

b) Die Urkunde muß außer der Beweiseignung dazu bestimmt sein, Im Rechtsverkehr 
eine Tatsache zu erweisen (RGSt. 17 106). Diese Bestimmung kann die Urkunde bereits 
von ihrer Entstehung an haben (sog. Absichtsurkunde) ; dies ist z. B. bei einem Protokoll 
über eine Gesellschafterversammlung der Fall. Es ist aber nicht erforderlich, daß der 
Urkunde die Beweisbestimmung ausdrücklich beigelegt sein müßte wie in dem genannten 
Beispiel; abgesehen von den sog. Zeugnisurkunden sind auch die sog. Dispositiv- 
urkunden regelmäßig als Absichtsurkunden anzusehen. Unter Dispositivurkunden ver- 
steht man Urkunden, in denen die zur Begründung, Änderung oder Aufhebung eines 
Rechts oder Rechtsverhältnisses erforderlichen rechtsgeschäftlichen Erklärungen ab- 
gegeben werden, wie z. B. die Kündigung eines Mietvertrages oder die Annahme eines 
Angebots. Möglich ist auch, daß die Urkunde erst nachträglich die Beweisbestimmung 
erhält (sog. Zufallsurkunde). Dies ist z. B. der Fall, wenn der Staatsanwalt Briefe, bei 
deren Abfassung an einen Beweiszweck nicht gedacht war, für Zwecke eines Strafver- 
fahrens beschlagnahmt (RGSt. 17 109). Die nachträgliche Beweisbestimmung kann von 
jeder Person ausgehen, die in irgendeiner Weise ein rechtliches Interesse an der Verwen- 
dung des Gegenstandes als eines Beweismittels hat und dieses Interesse in irgendeiner 
Weise kundtut. Diese Person braucht nicht der ursprüngliche Aussteller oder der Täter 
zu sein. 

Die Beweisbestimmung ist nicht an eine bestimmte Form genungen: Zu diesen Fragen 
vor allem Binding Lehrbuch 2 S. 188 ff. 


c) Die Erklärung muß geeignet und bestimmt sein, eine außerhalb ihrer selbst liegende 
Tatsache zu beweisen, durch die in ihr liegende Gedankenäußerung das Vorhandensein 
oder Nichtvorhandensein einer Tatsache festzustellen, die nicht lediglich in der Ge- 
dankenäußerung selbst besteht (RGSt. 17 107). Gegen diese Formulierung wendet sich 
Frank Anm. Il; gegen diesen zutreffend Ebermayer aaO S. 420. 


d) Die Tatsachen, zu deren Beweis die Urkunde bestimmt ist, müssen rechtserheblich 
sein. Rechtlich erheblich ist eine Tatsache, die allein oder in Verbindung mit anderen 
Tatsachen für die Entstehung, Erhaltung, Veränderung oder Erlöschen eines Rechts 
oder Rechtsverhältnisses öffentlicher oder privater Natur von Bedeutung ist (RGSt. 
7 47). Rechtserheblich ist z. B. eine Strafanzeige ohne Rücksicht auf die Wahrheit oder 
Unwahrheit des Inhalts, da sie für die Strafverfolgungsbehörde die Pflicht zur Unter- 
suchung begründet (RGSt. 53 268). 


8. Die Erklärung muß den Ausstelier bezeichnen oder doch erkennbar machen (RGSt. 
46 298, 64 98). 


a) Es ist hierfür aber nicht erforderlich, daß der Aussteller unterschrieben hat oder in 
der Urkunde ausdrücklich genannt ist; es genügt, daß Gesetz, Herkommen oder Verein- 
barung der Parteien den Aussteller - wenn vielleicht auch nur für die zunächst Be- 
teiligten (RGSt. 40 218, RG JW 1988 S. 168) — erkennbar macht (RGSt. 61 161, RG DR 
1941 S. 2290 mit Anm. Dahm); keine Urkunde liegt dagegen vor, wenn nur unter Zu- 
hilfenahme völlig außerhalb des Inhalts liegender Tatsachen die Person des Ausstellers 
erkennbar wird (RGSt. 40 217, 64 98). Es genügt auch nicht, daß der Aussteller aus der 
Erklärung zwar der Gattung nach, aber nicht als bestimmte Persönlichkeit erkennbar 
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ist (RGSt. 46 103, 76 207). Bei der Unterzeichnung mit einem in bestimmten Gegenden 
häufig vorkommenden Namen (z. B. Müller oder Schulze in Berlin) kommt Urkunden- 
fälschung dann in Betracht, wenn der Eindruck hervorgerufen werden soll, eine bestimmte 
Person - mag sie sich der Empfänger der Urkunde auch nicht vorstellen können - be- 
kenne sich zu ihr als Aussteller (sog. versteckte Anonymität). Urkundenfälschung 
scheidet dagegen aus, wenn nur auf irgendeinen, gleichviel welchen, der vielleicht sehr 
zahlreichen Träger des unterschriebenen Namens hingewiesen werden soll (RGSt. 46 300). 


b) Bei der Unterzeichnung eines Schriftstücks mit einem unleserlichen Namen 
fehlt es an der Absicht, auf einen bestimmten Aussteller hinzuweisen, wenn der Aus- 
steller das Schriftstück absichtlich so unleserlich unterzeichnet, daß niemand die Unter- 
schrift entziffern kann. Will der Schreiber aber auf eine bestimmte Person als Aussteller 
hinweisen, so kann auch in diesem Fall eine Urkunde vorliegen (RGSt. 41 425, RG DJ 
1986 S. 1892). 


c) Beispielsweise sind Spielmarken, die in kleinen, runden Bleiplatten ohne Kennzeichen 
bestehen, auch deswegen keine Urkunden, weil sie nicht auf einen bestimmten Aussteller 
hinweisen (RGSt. 55 98). Dieses Merkmal und daher auch Urkunden sind dagegen als 
vorliegend angesehen worden bei Preisauszeichnungen auf Waren (RGSt. 58 329), bei 
Anschriften auf Paketen (RGSt.55 269), bei Kontrollstreifen einer Registrierkasse 
(RGSt. 55 107), bei Künstlerzeichen auf einem Gemälde (RGSt. 76 29 mit Anm. Bruns 
ZAkDR 1942 S. 190). 


4. Die Abschrift als solche ist nach der herrschenden Meinung keine Urkunde. Die 
Abschrift einer Urkunde wird aber in zwei Fällen der Urschrift gleichgeachtet und als 
Urkunde angesehen. Dies wird einmal angenommen, wenn die Abschrift kraft gesetz- 
licher Bestimmung an die Stelle der Urschrift tritt; dies ist z. B. bei der beglaubigten 
Abschrift einer zu den Akten eingereichten Klage der Fall (RGSt. 59 15). Zum anderen 
wird die Abschrift der Urschrift gleichgestellt, wenn die Abschrift als die von dem an- 
geblichen Aussteller herrührende Urschrift ausgegeben oder unter Umständen verwen- 
det wird, die den Anschein erwecken können und sollen, als sei die Abschrift von dem 
Aussteller der Urkunde oder doch wenigstens mit seiner Zustimmung zu dem Zwecke 
hergestellt worden, im Rechtsleben als Ersatz der Urschrift zu dienen (RGSt. 59 16, 
69 229 mit Anm. Weimar JW 1935 S. 2372, RG DR 1948 S. 33, 582, OLG Jena DRechts- 
pfl. 1936 Nr. 494, OLG Stuttgart HRR 1988 Nr. 1373). Ebenso wie eine Abschrift wird 
eine beglaubigte Übersetzung behandelt (RGSt. 76 333). Die herrschende Meinung 
wird zum Teil damit begründet, daß der Abschrift in der Regel die Beweiserheblichkeit 
fehle (so Olshausen Anm. 18c); nach Frank Anm. III 2 ist die Abschrift keine Urkunde, 
weil sie nicht Erklärung ist, sondern Reproduktion einer Erklärung. Es erscheint frag- 
lich, ob es für den Begriff der Urkunde nicht ausreichend ist, daß sie eine Gedankenerklä- 
rung enthält, unabhängig davon, ob sie selbst Erklärung ist oder nur die Reproduktion 
einer Erklärung. Der erstere Gesichtspunkt hat jetzt weniger Bedeutung, da das Gesetz 
im Tatbestand des $ 267 nicht mehr Beweiserheblichkeit fordert; Beweisbestimmung 
und Beweiseignung können auch bei einer Abschrift gegeben sein. Es dürfte daher mög- 
lich sein, auch Abschriften allgemeiner als Urkunden anzusehen. Nach RG DR 19483 
S. 33 ist bei Abschriflen - abgesehen von den bisher von der Rechtsprechung erfaßten 
Fällen - eine Verurteilung aus den Strafbestimmungen gegen Urkundenfälschung auch 
in entsprechender Anwendung ($ 2) nicht möglich, wenn eine Bestrafung wegen Betruges 
erfolgen kann. 


Anders als die Abschrift sieht die herrschende Meinung eine Durchschrift regel- 
mäßig als Urkunde an, da sie eine eigene schriftliche Erklärung des Ausstellers verkör- 
pert (RG DJ 1937 S. 1681, RG JW 1988 S. 1161). 
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5. Die Gesamturkunde,. 
Schrifttum; Jäger, Die Gesamturkunde 1929 (Strafr. Abh. Heft 257). 


Neben einer Einzelurkunde kann auch eine Gesamturkunde Gegenstand eines Ur- 
kundendelikts sein; Beispiele bieten etwa Handelsbücher oder Sparkassenbücher. Für 
diesen von der Rechtsprechung des Reichsgerichts (zusammenfassend RGSt. 60 19) ent- 
wickelten Begriff bestehen folgende Voraussetzungen. 

a) Die Einrichtung, Herstellung und Führung der Gesamturkunde muß auf Gesetz, 
Geschäftsgebrauch oder Vereinbarung der Beteiligten beruhen; die einseitige Anordnung 
eines der Beteiligten genügt nicht. 

b) Die Schriftstücke müssen sich rein äußerlich nach ihrer Vereinigung als ein Gan- 
zes darstellen. Die Verbindung muß eine gewisse Festigkeit aufweisen, etwa nach Art 
eines Buches oder in ähnlicher Form. Das lose Hineinlegen mehrerer Schriftstücke in 
einen Umschlag schafft keine Gesamturkunde (RGSt. 60 19). 

c) Die Beteiligten müssen durch Verbindung der mehreren Einzelurkunden zu einer 
Gesamtheit bezwecken, in einer bestimmten Richtung Rechtsbeziehungen zusammen- 
fassend anzugeben und eine einheitliche Gedankenäußerung zu schaffen. 

d) Jedem Beteiligten muß nach Gesetz oder Vereinbarung das Recht zustehen, 
die Gesamturkunde zum Beweise zu benutzen. 

Als Gesamturkunde sind beispielsweise angesehen worden die Handelsbücher eines 
Kaufmanns (RGSt. 50 421, 69 398), das Bierlieferungsbuch eines Bierkutschers (RGSt. 
öl 36), Steuerkontokarten (RG HRR 1985 Nr. 767), Sparkassenbücher (RG JW 1927 
$.1376), das sog. Depotbuch einer öffentlichen Sparkasse (RGSt.68 259), das Post- 
einlieferungsbuch (RG LZ 1981 Sp. 259), das Wehrstammbuch (RKG 2 23), nicht da- 
gegen Handakten eines Rechtsanwalts (RGSt. 48 408), Lohnkarten (RGSt. 52 66), die 
mit Lichtbild verbundene Teilmonatskarte der Reichsbahn (RGSt. 65 50), die von den 
Truppenschreibstuben geführten Posteingangs- und Postempfangsbücher (RKG 1 185). 

6. Keine Urkunde ist der Entwurf; denn diesem fehlt die unmittelbare Bestimmung 
zum Beweise im Rechtsverkehr (RGSt. 57 311). Auch eine schon unterschriebene Er- 
klärung kann ein Entwurf sein, sofern sie nur zur ausschließlichen Verfügung des Aus- 
stellers bleibt (vgl. RGSt. 64 137). Andererseits kann eine noch nicht unterschriebene 


Erklärung nicht nur einen Entwurf, sondern bereits eine Urkunde darstellen (RGSt. 
61 161). 


III. Gegenstand der nach $ 267 strafbaren Urkundenfälschung kann jede Urkunde 
sein; es macht keinen Unterschied, ob es sich um Privaturkunden oder um öffentliche 
Urkunden, um inländische oder um ausländische öffentliche Urkunden handelt. Bei 
Vortäuschen der Urkundeneigenschaft kann eine entsprechende Anwendung ($ 2) des 
$ 267 in Betracht kommen (RGSt. 76 81). 


1. Als Urkunden sind beispieisweise angesehen worden Absendervermerke auf Briefen 
(RG GoltdArch. 51 S. 185) oder auf Zahlkartenabschnitten (RG DJ 1985 S. 1193), 
Paketanschriften (RGSt. 55 269), Anschriften auf Beklebezetteln, die auf Frachtgütern 
angebracht sind (RG JW 1984 S. 1730), Briefumschläge mit Aufschrift und Stempel 
(RGSt. 50 214), Kontoauszug des Postscheckamts (RG DJ 1988 S. 78), der mit Schrift, 
Druck oder Stempel hergestellte Absendervermerk auf einem Frachtbrief (RGSt. 52 
196), Nachsendungsantrag bei der Post (RG LZ 1920 Sp. 773), der polizeiliche Melde- 
schein (RG JW 1989 S. 275), eine Strafanzeige (RGSt. 58 268), die in einem Wirtshaus 
ausgelegte Speisekarte (RGSt. 52 179), Fabriknummer, Motornummer und Typenschild 
an einem Kraftfahrzeug (RGSt. 68 95, RG JW 1985 S. 2636, RG HRR 1940 Nr. 191), 
gewisse Plombenverschlüsse (RGSt. 75 307), der Korkbrand auf einer Weinflasche 
(RGSt. 76 186), Künstlerzeichen auf einem Gemälde (RGSt. 76 29), Ziffernblätter auf 
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Kontrolluhren (RGSt. 84 436), die durch Kontrolluhren auf Lohnkarten zum Zwecke 
der Feststellung der Arbeitszeit aufgedruckten Stempelabdrücke (RGSt. 52 66, 75 316 
mit Anm. Mezger DR 1941 S. 2666), mit einem Waldhammer bewirkte Anschläge, wenn 
sie den Eigentumsübergang beurkunden sollen (RGSt. 25 244), beglaubigte, zu den Ge- 
richtsakten gegebene Abschrift einer Klage (RGSt. 59 15), die einer Zeitung eingereichte 
Anzeige (RG LZ 1920 Sp. 661). Auch privatschriftliche Gutachten und Zeugnisse können 
beweiserhebliche Privaturkunden sein, sofern sie in irgendeinem Verfahren, sei es auch 
nur in Verbindung mit anderen Tatsachen, Beweis erbringen können (RGSt. 67 117). 

2. Nicht zu den Urkunden sind dagegen gerechnet worden eine gestempelte losgelöste 
Briefmarke (RGSt. 58 136), Vermerke des Ausstellers eines Postschecks auf dem Last- 
schriftzettel (RGSt. 67 433), in der Regel auch nicht sog. Autogramme (RGSt 76 30 
mit Anm. Bruns ZAkDR 1942 S. 191). 

Über öffentliche Urkunden vgl. $ 271 Anm. II. Zur Frage der Urkundeneigen- 
schaft von Bezugskarten (Lebensmittelkarten usw.) vgl. $ 271 Anm. II 2 und $ 348 
Anm. III 2a sowie Rietzsch S. 38. 


IV. Die Handlung besteht darin, daß eine unechte Urkunde hergestellt oder eine echte 
Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde gebraucht wird. Die 
Urkundenfälschung ist jetzt ein einaktiges Delikt; es ist nicht mehr wie früher erfor- 
derlich, daß zu der Fälschung das Gebrauchmachen hinzukommt. Maßgebend für diese 
durch die StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 vorgenommene Änderung war 
die Erwägung, daß bereits die Fälschung das allgemeine Vertrauen in die Zuverlässigkeit 
des Urkundenbeweises gefährdet; schon durch die Fälschung wird eine Gefahr für die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs geschaffen, z. B. dadurch, daß die Urkunde von einem 
Gutgläubigen gebraucht werden kann. Im übrigen wird auch bereits die Fälschung in 
der Regel offenbaren, daß ein strafwürdiger Wille sich betätigt. 


V. Die wichtigsten Fälle der Handlung sind die, daß der Täter entweder eine unechte 
Urkunde herstellt oder eine echte Urkunde verfälscht. Fälschung und Verfälschung bil- 
den keine scharfen Gegensätze; beide Begriffe gehen ineinander über (vgl. Schumann, 
Die Fälschung nach dem neuen Wechsel- und Scheckrecht [1935] S. 2). Inhaltlich 
unwahre Angaben in echten Urkunden, schriftliche Lügen, sind als solche grundsätzlich 
nur in öffentlichen Urkunden strafbar ($$ 271, 348). Für den vorliegenden Tatbestand 
"ist nicht der unwahre Inhalt, sondern die gefälschte Form das entscheidende (RGSt. 
48 408). 

1. Echt ist eine Urkunde, wenn sie von demjenigen herrührt, der sich in ihr als Aus- 
steller bezeichnet hat. Eine Urkunde rührt von jemand her, wenn er sie selbst geschaffen 
hat oder wenn ein anderer dies getan hat und sie rechtlich ebenso wirkt wie bei Schaffung 
durch den Namensträger selbst. Eine Urkunde rührt also nicht nur dann von jemand 
her, wenn er sie selbst hergestellt hat, sondern auch, wenn sie für ihn wirkt, ohne daß 
er sie selbst angefertigt zu haben braucht; in allen diesen Fällen ist die Urkunde echt 
(Olshausen Anm. 26 I, v. Liszt-Schmidt S. 743 Anm. 3). Gegen diese Vergeistigung 
des Echtheitsbegriffes hat sich vor allem Frank Anm. I gewendet, dem neuestens 
Boldt DR 1941 S. 993 zustimmt. Nach Frank Anm. I bedeutet herrühren einfach 
hergestellt oder (bei schriftlichen Urkunden) geschrieben sein. Boldt DR 1941 $. 993 
glaubt, daß die Franksche Umgrenzung des Echtheitsbegriffes mehr der natürlichen 
Betrachtung entspreche; der vergeistigte Echtheitsbegriff leiste außerdem der Ver- 
größerung gewisser Ausnahmeerscheinungen auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts 
Vorschub, die im Interesse eines offenen, vertrauensvollen Rechtsverkehrs im Gegen- 
teil möglichst eingedämmt werden müßten. Mir scheint es demgegenüber doch natür- 
licher zu sein, eine Urkunde, die der Bevollmächtigte im Einverständnis des Vollmacht- 
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gebers mit dessen Namen unterschrieben hat, als echt anzusehen; dies dürfte, wie 
Kohlrausch Anm. 6 bemerkt, mehr dem Leben und dem Rechtsempfinden gerecht 
werden. Die hier vertretene Auffassung leistet auch nicht der Vergrößerung gewisser 
Ausnahmeerscheinungen des bürgerlichen Rechts Vorschub, sondern trägt nur Not- 
wendigkeiten des rechtsgeschäftlichen Verkehrs und Lebenstatsachen Rechnung, die im 
bürgerlichen Recht ihre Anerkennung gefunden haben. Nähere Untersuchung dieser Fragen 
bei Schumann, Die Fälschung nach dem neuen Wechsel- und Scheckrecht (1935) S. 4. 

2. Beim Zeichnen mit fremdem Namen ist eine Urkunde echt und scheidet daher 
schon der Tatbestand der Urkundenfälschung aus, wenn folgende Voraussetzungen zu- 
sammentreffen: der Unterzeichner kann den Namensträger rechtlich vertreten, er will 
ihn vertreten, und der Namensträger willsich in der Unterschrift vertreten lassen (RGSt. 
75 47 mit Anm. Boldt DR 1941 S. 992 und Anm. Mezger ZAkDR 1941 S. 181, RGSt. 
75 286, 316, 76 126 mit Anm. Mezger ZAkDR 1942 S. 251 und Anm. Mittelbach DR 
1942 S. 1149, Kohlrausch Anm. 6). Nach Frank Anm. V i1bliegt dagegen beim Zeichnen 
mit fremdem Namen eine unechte Urkunde vor; Urkundenfälschung ist nach ihm nur 
dann zu verneinen, wenn es an den subjektiven Erfordernissen fehlt. Ebenso - im An- 
schluß an P. Merkel — neuerdings auch z. B. Fuhrmann, Die Bedeutung der Zustimmung 
für die Fälschung und Verfälschung von Urkunden, 1936 (Diss. Greifswald); gegen die 
herrschende Auffassung weiter auch Rock, Der strafrechtliche Echtheitsbegriff der 
Urkunde, 1942 (Diss. Freiburg i. B.). 

a) Der Unterzeichner kann den Namensträger rechtlich vertreten, sofern 
nicht die eigenhändige Unterzeichnung der Urkunde nach ausdrücklicher gesetzlicher 
Vorschrift oder nach ihrer Eigenart geboten ist. Eine Vertretung ist rechtlich z. B. nicht 
zulässig beim eigenhändigen Testament (RGSt. 57 235, OLG Hamburg JW 1988 S.582), 
bei der eidesstattlichen Versicherung nach $ 294 ZPO (RGSt. 69 119), bei der schrift- 
lichen Erstattung einer Zeugenaussage nach $ 377 Abs. 3, 4 ZPO, nach der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts in Zivilsachen auch nicht bei den sog. bestimmenden 
Schriftsätzen im Zivilprozeß, wie z. B. bei der Klageschrift und bei den Rechtsmittel- 
schriften (hierzu Schönke, Zivilprozeßrecht [2. Aufl. 1943] S. 114 mit Nachweisen). 
Bei dem Antrag auf Erteilung eines Bezugsscheins hält das RG eine Vertretung zwar 
für zulässig; das Vertretungsverhältnis müsse aber erkennbar gemacht werden (RGSt. 
‘6 126 mit Anm. Mezger ZAkDR 1942 S. 251 und Anm. Mittelbach DR 1942 S. 1149). 

Eine Vertretung wird vielfach nicht bei schriftlichen Erklärungen zulässig sein, durch 
die Befugnisse ausgeübt werden, die im öffentlichen Recht begründet sind. Zu 
weit dürfte es aber gehen, wenn RGSt. 75 215 hier anscheinend eine Vertretung stets 
als unzulässig ansehen will, weil in diesen Fällen aus Gründen der öffentlichen Belange 
schon nach außen hin Klarheit darüber bestehen müsse, daß die Erklärung in der Tat 
von dem Träger der Befugnis herrührt. Auch bei Erklärungen, durch die im öffentlichen 
Recht begründete Befugnisse ausgeübt werden, kann eine Vertretung rechtlich zulässig 
sein; ist dies der Fall und erfolgt die Vertretung im Einzelfall zu einem rechtlich aner- 
kannten Zweck, dann ist die mit fremdem Namen unterzeichnete Urkunde echt. 

b) Ist keine echte Vertretung in Wille und Erklärung beabsichtigt, soll vielmehr der 
Anschein erweckt werden, als sei die Urkunde von einer anderen Person ausgestellt 
als von demjenigen, von dem sie herrührt, dann ist die Urkunde falsch, auch wenn 
sich der Namensträger mit dem Gebrauch seines Namens einverstanden erklärt hat 
(RGSt.68 242, 75 49 mit Anm. Boldt DR 1941 S. 992 und Anm. Mezger ZAkDR 
1941 8.181). Ein jüdischer Kaufmann, der die Namen arischer Kaufleute auf seine 
Rechnungen setzt, macht sich also auch bei Einverständnis der Namensträger der 
Urkundenfälschung schuldig, wenn er den Empfänger der Waren über den Aus- 
steller der Rechnungen täuschen wollte (RG DJ 1988 S. 1917). 
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8. Eine unechte Urkunde ist hergestellt, wenn der Anschein erweckt wird, als rühre die 
Urkunde von einem anderen als dem her, der sie wirklich ausgestellt hat. Dies kann z. B. 
dann der Fall sein, wenn die Urkunde mit dem Namen eines anderen unterzeichnet wird 
oder wenn ein füreinen anderen angefertigter echter Stempel vom Täter ohne Wissen 
und Willen des Stempelinhabers zur Unterzeichnung der Urkunde benutzt wird (RGSt. 
12 17), weiter etwa auch bei Unterzeichnung mit der richtigen Firma einer offenen Han- 
delsgesellschaft durch einen von der Vertretung ausgeschlossenen Gesellschafter (RGSt. 
88 397). Erforderlich ist stets, daß eine Täuschung über die Identität der Person, nicht nur 
über den Namen des Ausstellers bezweckt wird und vorliegt. Verfolgt die Urkunde nurden 
Zweck, über den Namen des Ausstellers zu täuschen, so stellt dies nur eine schriftliche 
Lüge dar. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn jemand unter falschem Namen lebt und 
unter diesem in einer Urkunde auftritt, dabei aber kein weiteres Ziel verfolgt als das, 
seinen wirklichen Namen nicht wissen zu lassen. Legt sich eine Frau in einem Miet- 
vertrag dem Vermieter gegenüber nur deswegen einen falschen Namen bei, um die 
Tatsache zu verdecken, daß sie als Ledige mit dem Mieter zusammenlebt, so ist dies 
keine Identitätstäuschung, sondern eine schriftliche Lüge (RG JW 1984 S. 3064). Da- 
durch, daß sich der Aussteller der Urkunde dem anderen gegenüber schon vorher des 
falschen Namens bedient hatte, und dem anderen unter diesem Namen bekannt war, 
wird aber die Täuschung über die Identität der Person nicht ausgeschlossen, ebenso- 
wenig dadurch, daß die Urkunde in Gegenwart des zu Täuschenden unterzeichnet wird 
(RG JW 1985 S. 2817). 

a) An einer Täuschung über die Identität fehlt es dann, wenn jemand einen anderen 
als seinen Familiennamen (z. B. einen Künstlernamen) derart führt, daß er allgemein 
oder doch in den in Betracht kommenden Kreisen unter diesem Namen bekannt ist; 
unterzeichnet er mit diesem Namen, so fertigt er nicht fälschlich eine Urkunde an 
(RGSt. 48 238). 

b) Eine Täuschung über die Identität der Person des Ausstellers kann auch bei der 
Unterzeichnung mit dem richtigen Namen einer Person vorliegen. Dies ist beispielsweise 
dann der Fall, wenn jemand ein Schriftstück mit seinem Familiennamen und seinem 
Rufnamen, ein anderes mit seinem Familiennamen und einem anderen seiner Vornamen 
unterzeichnet und den Anschein erwecken will, die Urkunden seien von verschiedenen 
Personen ausgefüllt (RGSt. 18 171). Weitere Beispiele in RGSt. 4 157, 48 342, 55 173, 
RG JW 1981 S. 2498 mit Anm. Dahm, RG JW 1986 S. 659, RG HRR 1987 Nr. 684, 
1940 Nr. 1364. 

c) Bei der fälschlichen Anfertigung einer öffentlichen Urkunde müssen insbesondere 
auch die etwa vorgeschriebenen Förmlichkeiten zum Gegenstand der Herstellung ge- 
macht werden, z. B. ein vorgeschriebener Stempel oder eine herkömmliche Unterzeich- 
nung durch einen Vertreter der Behörde (RG HRR 1926 Nr. 1787). 

4. Verfälschung bedeutet jede Veränderung des Inhalts einer Urkunde, durch die 
ihr der Anschein verliehen wird, als sei sie vorher so gewesen, wie sie sich nach der 
Veränderung darstellt (RG JW 1985 S. 2966, 1988 S. 168). Bei der Verfälschung han- 
delt es sich um die nachträgliche Änderung einer echten Urkunde. Auch bei nachträg- 
lichen, ohne weiteres erkennbaren Veränderungen kann eine Urkunde dann als ver- 
fälscht anzusehen sein, wenn der Eindruck erweckt wird, die abgeänderte Gestalt gebe 
den ursprünglichen abschließenden Erklärungsinhalt wieder (RG HRR 1988 Nr. 1661). 

Eine bereits einmal verfälschte echte Urkunde kann weiterhin Gegenstand einer 
neuen Verfälschung sein. Auch der frühere Täter kann neu verfälschen, wenn er über 
die Urkunde kein Verfügungsrecht mehr hat (RGSt. 68 96). 

a) Die Urkunde muß infolge des von dem Täter vorgenommenen Eingriffs eine 
andere Tatsache zu beweisen scheinen als vorher. Dies kann auch dann der Fall sein, 
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wenn der ursprüngliche Beweisinhalt beseitigt oder beschränkt wird; so kann unter. 
Umständen auch die Unkenntlichmachung des Datumsstempels eine Verfälschung dar- 
stellen (and. RGSt. 62 12, RG HRR 1933 Nr. 1151, LK Anm. 24). Auch die Wieder- 
herstellung des ersten Beweisinhalts kann eine Verfälschung sein, so z. B. die Entfernung 
der Entwertungsvermerke des Verteilers auf der Fettkarte (RG HRR 1942 Nr. 45, 460). 
Erforderlich ist aber stets, daß die Urkunde infolge der Veränderung nicht ihre Urkun- 
deneigenschaft verliert; ist dies der Fall; dann kommt nicht mehr $ 267, sondern unter 
Umständen $ 274 Nr.1 in Betracht. 

Es ist nicht erforderlich, daß die Veränderung gerade für den Beweis desjenigen 
Rechtsverhältnisses erheblich ist, das der Täter dabei im Auge hatte; es genügt, wenn 
sie geeignet war, zum Beweis irgendeines Rechtsverhältnisses zu dienen (RGSt. 86 170). 

b) Die Veränderung muß stets unbefugt erfolgen. Wer berechtigt ist, über eine Ur- 
kunde zu verfügen, hat in der Regel auch die Befugnis, sie zu verändern; vgl. aber 
unten c. 

c) Der Aussteller bzw. Eigentümer kann an der Urkunde unbefugt eine als Verfäl- 
schung sich darstellende Änderung dann vornehmen, wenn sie in den Rechtsverkehr 
gelangt oder sonst seiner Verfügungsgewalt dadurch entzogen ist, daß ein anderer ein 
Recht auf die Unversehrtheit der Urkunde erlangt hat (RGSt.60 188). Wer z.B. als 
Beamter eine Urkunde zur Einsicht für einen Aufsichtsbeamten freigibt, führt sie damit 
in den Verkehr ein, darf sie also nicht mehr ändern (RGSt. 64 397, RG HRR 1941 
Nr. 571). Eine Verfälschung ist z. B. weiter möglich durch Änderung von Eintragungen 
ım Kassenbuch durch den Buchführer, wenn sie als fertiggestellte Teile des Kassen- 
buches dem Geschäftsinhaber bereits zugänglich gemacht waren, gleichgültig, ob dieser 
von ihnen Kenntnis nahm oder nicht (RG GoltdArch. 53 S. 286), ferner etwa dann, 
wenn der Aussteller eines Frachtbriefes die Bezeichnung der Sendung verändert, nach- 
dem die Urkunde zoll- oder bahnamtlich abgestempelt ist (RG LZ 1917 Sp. 280). Än- 
derungenin den Handelsbüchern eines Vollkaufmanns sind bereits auf Grund der 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Handelsgesetzbuches ($$ 38 ff. HGB) als un- 
befugt anzusehen; sie können eine Verfälschung darstellen (LK Anm. 25, v. Liszt JW 
1918 S. 514, Olshausen Anm. 29 Ila). RGSt. 69 400 mit Anm. Merkel JW 1936 S. 664 
läßt es dahingestellt, ob sich dies aus den Vorschriften des Handelsrechts ergibt; nach 
dieser Entscheidung erlischt das Änderungsrecht des Kaufmanns, sobald ein anderer 
ein gesetzliches oder vertragliches Recht auf unveränderten Fortbestand der Urkunde 
erlangt hat. Vgl. zu diesem Fragenkreis noch RG JW 1986 S. 1538, Frank Anm.\V Aa, 
Spohr, Fragen der Urkundenfälschung an Handelsbüchern, Hanseatische Rechts- und 
Gerichtszeitschrift 1937 A Sp. 5. 

ö. Dem Herstellen einer unechten Urkunde oder der Verfälschung einer echten Ur- 
kunde ist der Gebrauch einer unechten oder verfälschten Urkunde gleichgestellt. Es 
macht keinen Unterschied, ob die Urkunde von einem anderen oder von dem Täter 
selbst, aber zunächst ohne Gebrauchsabsicht, gefälscht ist. Diese Begehungsform wird 
vor allem in den Fällen in Betracht kommen, in denen derjenige, der von der Urkunde 
Gebrauch macht, nicht als Mittäter des Fälschers bestraft werden kann. 

a) Die Urkunde ist in dem Augenblick gebraucht, in dem sie der zu täuschenden 
Person zugänglich gemacht, in dem ihr die Möglichkeit der Kenntnisnahme gegeben 
ist. Es ist nicht erforderlich, daß der zu Täuschende die Urkunde tatsächlich sinnlich 
wahrgenommen hat, noch weniger, daß er in die Urkunde Einsicht genommen hat. 
In dem Benutzen eines Kraftwagens mit verfälschtem Kennzeichen im öffentlichen 
Verkehr liegt z. B. ein Gebrauchmachen von dem Kennzeichen, weil Verkehrsteilnehmer 

und Polizei davon Kenntnis nehmen können (RGSt. 72 370 mit Anm. Nagler ZAkDR 
1939 S. 385). Von einer Urkunde ist auch Gebrauch gemacht, wenn sie zur Kenntnis 
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dessen, der getäuscht werden soll, nur bereitgelegt ist, falls ihm der Zugriff auf sieohne 
weiteres offensteht, sie also seiner Verfügung unterliegt (RGSt. 66 313, RG HRR 1989 
Nr. 1492). Nicht ist es dagegen ausreichend, daß der Fälscher alles getan hat, was von 
seiner Seite aus geschehen kann, um die Urkunde der zu täuschenden Person zugäng- 
lich zu machen (RG HRR 1940 Nr. 1272). Es genügt auch nicht, daß sich jemand nur 
auf die in seinem Besitz befindliche Urkunde beruft oder sich zu ihrer Vorlegung bereit 
erklärt. Als ausreichend ist es aber angesehen worden, wenn die Kenntnisnahme von 
der Urkunde durch Vorlesen ermöglicht wird (RGSt. 15 111, 69 230, Frank Anm.\V 2a; 
and. v. Liszt-Schmidt S. 745). 

Nach der herrschenden Auffassung muß von der Urkunde selbst Gebrauch gemacht 
werden; die Vorlegung einer Abschrift wird nicht als genügend angesehen (RGSt. 
70 133, RG JW 1987 S. 759, RG HRR 1940 Nr. 1364). Ausreichend soll es aber sein, 
wenn ein von der falschen Urkunde angefertigtes Lichtbild vorgelegt wird (vgl. RGSt. 
69 230; and. OLG Dresden DJ 1934 S. 1352 mit Anm. Neugebauer S. 1507). Diese 
Ansicht und die Unterscheidung ist wenig befriedigend; richtiger dürfte es sein, auch 
das Gebrauchmachen von einer Abschrift genügen zu lassen. 

Von dem Gegenstand muß gerade in seiner Eigenschaft als Urkunde Gebrauch 
gemacht werden. Der Täter muß durch den Gedankeninhalt auf einen anderen einwirken 
wollen; es genügt nicht, daß z. B. über den Altertumswert des Gegenstandes getäuscht 
werden soll. 

Ein Gebrauchmachen liegt auch vor, wenn die Vorlegung nicht freiwillig, sondern 
in Erfüllung einer Rechtspflicht erfolgt (RGSt. 70 16). 

Über Gebrauchmachen durch pflichtwidriges Geschehenlassen und Nichthindern des 
Gebrauchmachens durch Dritte vgl. RG HRR 1925 Nr. 1591. 


b) Es muß demjenigen gegenüber Gebrauch gemacht werden, der durch Täuschung 
zu einem rechtserheblichen Verhalten bestimmt werden soll (RGSt.59 395). Dies 
braucht nicht eine bestimmte Person zu sein; es genügt z. B., wenn die Polizei und die 
anderen Verkehrsteilnehmer durch ein gefälschtes Kennzeichen irregeführt werden sol- 
len (RGSt. 72 370). 

Das Gebrauchmachen kann auch durch eine Mittelsperson erfolgen. Ist die Mittels- 
person gutgläubig und soll sie die Urkunde nur als Bote dem zu Täuschenden über- 
bringen, so ist grundsätzlich erst mit der Überbringung an den zu Täuschenden Ge- 
brauch gemacht (RG HRR 1940 Nr. 1272). Eine Ausnahme gilt aber für den Fall, daß 
bereits die Mittelsperson selbst getäuscht werden soll, wie dies z. B. bei der Hingabe 
gefälschter Wechsel an einen Rechtsanwalt zur Einklagung der Fall sein kann; dann 
ist bereits mit der Übergabe an die Mittelsperson Gebrauch gemacht (RGSt. 5 440). 
Ist die Mittelsperson bösgläubig, dann ist Gebrauch gemacht, sobald die Mittels- 
person die Handlung vornimmt, durch die der zu Täuschende zur Kenntnisnahme ver- 
anlaßt werden soll. 


c) Der Gebrauch einer echten, inhaltlich unwahren Urkunde fällt nicht unter diese 
Alternative des Tatbestandes. Im $ 281 ist aber der Gebrauch eines echten Ausweis- 
papiers zur Täuschung im Rechtsverkehr mit Strafe bedroht. 


VI. Herstellung einer unechten Urkunde ist auch die sog. Blankettfälschung. 
Früher war die Blankettfälschung in $ 269 StGB ausdrücklich geregelt; die Strafrechts- 
angleichungsVO vom 29. Mai 1943 hat diese Bestimmung gestrichen. Hierin liegt keine 
sachliche Änderung; denn ein Blankett wird zur Urkunde erst dadurch, daß die Namens- 
unterschrift, die es trägt, mit einem urkundlichen Inhalt in Verbindung gebracht wird, 
so daß der Träger des Namens als Urheber der Erklärung erscheint. Geschieht dies durch 
einen Unberechtigten, dann ist dies Herstellung einer-unechten Urkunde. 
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Von einer Blankettfälschung spricht man dann, wenn jemand einem Schriftstück, 
aus dem der Aussteller erkennbar ist, ohne Willen oder entgegen den Anordnungen des 
Ausstellers durch Ausfüllung einen. urkundlichen Inhalt gibt. 

1. Es kommen hier nur schriftliche Urkunden in Betracht. Die Unterlage braucht 
nicht stets Papier zu sein; es genügt auch ein anderer Stoff, beispielsweise Pergament, 
Holztafeln usw. | 

2. In den meisten Fällen wird das Papier usw. eine Namensunterschrift tragen; die 
Namenszeichnung kann auch durch mechanische Vervielfältigung hergestellt werden 
(RGSt. 57 72, RG DR 1940 S. 1828). Die Unterschrift ist aber nicht Voraussetzung für 
die Möglichkeit einer Blankettfälschung; es genügt hier wie auch sonst (oben II 3), daß 
der Aussteller aus der Urkunde ersichtlich ist. Eine Blankettfälschung kann z. B. be- 
gehen, wer eine ihm nicht zustehende Haushaltungskarte mit seinem Namen ausfüllt, 
auch wenn die Karte nicht die Unterschrift des Ernährungsamts trägt, sofern sich das 
Ernährungsamt als Aussteller aus anderen Umständen eindeutig ergibt (RG DR 1941 
S. 2290 mit Anm. Dahm, RG HRR 1942 Nr. 774). 

8. Dem Schriftstück muß ohne Willen oder entgegen den Anordnungen des Ausstellers 
durch Ausfüllung ein urkundlicher Inhalt gegeben werden. 

Auf den Mißbrauch einer in blanko gegebenen Ermächtigung dürfte $ 267 nicht ent- 
sprechend anwendbar sein (vgl. RGSt. 75 308 mit Anm. Bockelmann DR 1941 S. 2182). 


VIL Die Rechtewidrigkeit wird durch Einwilligung des Namensträgers nicht aus- 
geschlossen, da dieser über das geschützte Rechtsgut, nämlich die Sicherheit und Rein- 
heit des Rechtsverkehrs (Anm. I), nicht verfügen kann. Die Tat ist auch dann rechts- 
widrig, wenn dem Täter das Recht, das er durch den Gebrauch der Urkunde verfolgt, 
zusteht. 


vIim. Für den inneren Tatbestand ist neben dem Vorsatz erforderlich, daß die Hand- 
lung zur Täuschung im Rechtsverkehr vorgenommen wird. Das Merkmal zur Täuschung 
im Rechtsverkehr ist nicht gleichbedeutend mit dem Vorsatz, sondern ein Merkmal 
neben dem Vorsatz (Olshausen Anm. 46a; and. Binding Lehrbuch 2 S. 246). 

1. Für den Vorsatz ist hier wie auch sonst (859 Anm. II) das Wissen und Wollen 
aller Tatbestandsmerkmale sowie das Bewußtsein des Täters erforderlich, gegen ein 
Gesetz zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun. Der Vorsatz muß also das Verfälschen 
oder Fälschen umfassen; besteht die Handlung im Gebrauchmachen, dann muß der 
Täter das Bewußtsein haben, daß die Urkunde falsch oder verfälscht ist. Es ist nicht 
erforderlich, daß der Täter bereits bei der Fälschungshandlung die Täuschung bestimm- 
ter Personen im Auge hat (RGSt. 75 25). Die Annahme nachträglicher Genehmigung 
einer Unterzeichnung mit fremdem Namen schließt jedenfalls in der Regel den Vorsatz 
der Urkundenfälschung nicht aus (RG DJ 1985 S. 1193). 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts lehnt auch hier das Unrechtsbewußtsein als 
Bestandteil des Vorsatzes ab. Die Unterscheidung des Reichsgerichts zwischen straf- 
rechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum hat hier zu besonders unerfreu- 
lichen Ergebnissen geführt. Wer irrigerweise glaubt, die Zustimmung einer - in Wirk- 
lichkeit dazu nicht berechtigten — Person sei vorhanden, befindet sich nach dem Reichs- 
gericht in einem unbeachtlichen Strafrechtsirrtum. Wer dagegen irrigerweise die Er- 
mächtigung des Namensträgers, die Urkunde in dessen Namen herzustellen, für bürger- 
lich-rechtlich wirksam hält, befindet sich nach dem Reichsgericht in einem beacht- 
lichen außerstrafrechtlichen Irrtum (RGSt. 57 235). Weitere Beispiele aus der reichs- 
gerichtlichen Rechtsprechung im LK Anm. 39, ferner noch RGSt. 68 243. 

2. Die Handlung muß stets zur Täuschung im Rechtsverkehr erfolgen. Diese Absicht 
liegt nicht schon dann vor, wenn der Täter von der Urkunde Gebrauch macht, um über 
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ihre Echtheit zu täuschen; sie ist vielmehr erst gegeben, wenn die Absicht des Täters 
dahin geht, mit der Urkunde im Rechtsleben zu täuschen und den Getäuschten 
zu einem rechtlich erheblichen Verhalten zu bestimmen (Frank Anm. \VT 3, 
RGSt. 47 199, 64 96); ebenso LK Anm. 40; sachlich übereinstimmend auch Olshausen 
Anm. 46b. Die Absicht muß dahin gehen, gerade durch die Täuschung über die Person 
des Urhebers im Rechtsleben einen Erfolg herbeizuführen (RG DR 1941 S. 262 mit 
Anm. Bruns und Anm. Mezger ZAkDR 1941 S. 181). Derjenige, der einer Zeitung oder 
Zeitschrift einen Beitrag unter falschem Namen schickt, braucht nicht notwendig zur 
Täuschung im Rechtsverkehr zu handeln (RGSt. 68 2). Diese Absicht kann z. B dann 
gegeben sein, wenn ein Vorgesetzter veranlaßt werden soll, von der Herbeiführung eines 
Strafverfahrens abzusehen (RG JW 19835 S. 3389 mit Anm. Klefisch). 

a) Es genügt die Absicht, irgendeinen Einfluß auf das Rechtsleben auszuüben; 
der Täter braucht nicht die Absicht zu haben, einen sachlich rechtswidrigen Erfolg 
herbeizuführen (RGSt. 60 188). Auch wer den Richter mit einer falschen Quittung 
täuscht, um eine in Wirklichkeit unberechtigte Klageforderung abzuwehren, handelt 
zur Täuschung im Rechtsverkehr (RGSt. 47 199). Diese Absicht liegt weiter z. B. auch 
dann vor, wenn der Täter eine unrichtige Beurkundung sachlich richtig stellt, z. B. in 
einer Quittung den Betrag entsprechend der wahren Zahlung umändert (RG LZ 1918 
Sp. 779). 

b) An der erforderlichen Absicht fehlt es, wenn der Täter kein rechtserhebliches Ver- 
halten des Getäuschten erstrebt, sondern nur die Absicht hat, auf seine Meinung und 
auf seine Gemütsstimmung einen Einfluß auszuüben oder sonst das persönliche \Ver- 
halten eines anderen zu beeinflussen. Ein Handeln zur Täuschung im Rechtsverkehr 
liegt z. B. nicht vor, wenn jemand nur seine Angehörigen beruhigen will (RGSt. 47 200\, 
wenn jemand ein Mädchen bestimmen will, die Nacht bei ihm zu bleiben (RGSt. 64 96), 
wenn ein Ehemann seiner Frau ein gefälschtes Sparbuch überreicht, um ihr den Abschied 
zu erleichtern (RG LZ 1920 Sp. 803), wenn der Täter nur bezweckt, eine schlechte Mei- 
nung über einen Dritten hervorzurufen (RG JW 1928 S. 2984 mit Anm. Bohne). Auch das 
Bestreben eines Menschen, nach außen als mehr zu erscheinen als er ist, ist allein nicht 
genügend (RG DJ 1988 S. 2039, RG HRR 1988 Nr. 1213). 

c) Es ist nicht erforderlich, daß der Täter diese Absicht erreicht. 

d) Der Beweggrund, aus dem der Täter gehandelt hat, ist für die Feststellung der 
Absicht unerheblich. Hat der Täter die Absicht, irgendeinen Einfluß auf das Rechts- 
leben auszuüben, so ist das Vorliegen eines Handelns zur Täuschung im Rechtsverkehr 
zu bejahen, unabhängig davon, was dem Täter den Anreiz zur Urkundenfälschung gab. 
Diese Absicht kann z. B. auch dann vorliegen, wenn jemand eine Geburtsurkunde fälscht. 
um jünger zu erscheinen (R 4 466, 7 681). Wer ein Zeitungsinserat aufgibt, um sich mit 
einem anderen einen Scherz zu machen, kann bei Vorliegen der genannten subjektiven 
Erfordernisse wegen Urkundenfälschung strafbar sein; der Beweggrund des Täters 
schließt die Annahme des Vorliegens des subjektiven Tatbestandes nicht aus (RG L2 
1920 Sp. 661). 

IX. Die Urkundenfälschung ist vollendet, sobald der Täter die Urkunde zur Täuschung 
im Rechtsverkehr hergestellt, verfälscht oder gebraucht hat; es ist für die Vollendung 
nicht erforderlich, daß die bezweckte Täuschung erreicht wird. 

Der Versuch ist stets strafbar (Abs. 2), unabhängig davon, ob es sich um eine private 
oder öffentliche Urkunde handelt. Ein Versuch liegt z. B. vor, wenn der Täter eine zum 
Beweis geeignete Urkunde herstellen will, diese aber aus irgendwelchen Gründen un- 
gültig und daher nicht zum Beweis geeignet ist (RG HRR 1986 Nr. 774). 


X, Mittäterschaft ist bei Vorliegen des Täterwillens auch dann möglich, wenn der 
eine die Urkunde fälscht, der andere von ihr zum Zwecke der Täuschung Gebrauch 
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macht (RGSt.58 279, 68 254; 70 16; vgl. aber auch RGSt. 59 81); näher zu diesen 
Fragen LK Anm. 42, Olshausen Anm. 49a. 

Wer ein Schriftstück durch einen Bevollmächtigten mit seinem Namen unterzeichnen 
läßt, begeht auch dann keine Urkundenfälschung in mittelbarer Täterschaft, wenn 
das Gesetz eigenhändige Unterschrift erfordert (RGSt.44 70). Ein Beispiel für Ur- 
kundenfälschung in mittelbarer Täterschaft in RG HRR 1940 Nr. 1364. 


XI. Als Strafe ist Gefängnis angedroht (Abs. 1); inschweren Fällen ist die Strafe 
Zuchthaus (Abs. 3). Über erschwerte Fälle vgl. noch $ 348. 

Die StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 hat den $ 268 über die schwere 
Urkundenfälschung gestrichen. Die Auslegung des $ 268 durch die herrschende Lehre 
hatte dahin geführt, daß die Annahme einer schweren Urkundenfälschung in der Praxis 
die Regel bildete. Andererseits zeigten aber die Erfahrungen der Praxis, daß nur ein 
kleiner Teil der als schwere Urkundenfälschung behandelten Fälle zuchthauswürdig 
war. Der Gesetzgeber hat die Vorschrift daher gestrichen. 

Wegen Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte vgl. $ 280. 


XII. Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $$ 153, 154 (RGSt. 60 353), mit $ 156 
(RGSt. 52 74), mit $164 (RGSt.?7 47), mit 88 185 ff. (RGSt. 50 55), mit $ 271 (RGSt. 
61 412), mit $ 348 Abs. 2 (RGSt. 60 243, RG JW 1986 S. 3002 sowie unten $ 348 
Anm.III 6). Über das Verhältnis zum Betrug vgl. $263 Anm. XIII. 

Gesetzeskonkurrenz besteht mit den Münzdelikten ($$ 146 ff.), mit $ 277, mit $ 405 
Reichsabgabenordnung, ferner mit $ 298 Aktienges., mit $ 24 Abs. 3 Warenzeichenges., 
mit $ 1495 Reichsversicherungsordnung, mit $$ 343, 344 Angestelltenversicherungsges., 
mit $ 26 Nr. 3 Fleischbeschauges. (RGSt. 74 30), $ 3 PaßstrafVO; die genannten Be- 
stimmungen gehen als Spezialgesetze vor. Über das Verhältnis zu $ 27 Postges. vgl. 
RGSt. 75 302 (Mißbrauch der Feldpost) sowie Hellmuth DR 1942 S. 556/557. 

Eine Urkundenfälschung ist nicht strallose Nachtat nach einem Diebstahl oder Be- 
truge, einer Unterschlagung oder einer Untreue, da durch die Urkundenfälschung ein 
neues Rechtsgut verletzt wird (RGSt.60372, RG LZ1921 Sp. 24, RG HRR 1985 Nr. 1099.) 

Realkonkurrenz kommt in Betracht, wenn an einer vorher gestohlenen Sache nach- 
träglich eine Urkundenfälschung begangen wird, z. B. bei Ausfüllung gestohlener 
Freifahrtscheine (RGSt. 48 65, weiter RGSt. 60 372). Wenn von ein und derselben 
falschen Urkunde mehreren Personen gegenüber Gebrauch gemacht wird, so liegt 
Realkonkurrenz vor; nur besondere Umstände können das mehrfache Gebrauch- 
machen als eine tatsächliche Einheit erscheinen lassen "(RGSt. 8 311, 15 290, LK 
Anm. 36, Olshausen Anm. 50a; and. Binding Lehrbuch 2 S. 254, Frank Anm. Va.E,., 
nach denen mehrere Akte des Gebrauchmachens immer nur ein Gebrauchen dar- 
stellen). Werden dagegen mehrere falsche Urkunden zu gleicher Zeit einer Person gegen- 
über gebraucht, so liegt nur eine Urkundenfälschung vor (RGSt. 15 290). 

Eine fortgesetzte Handlung mehrerer Urkundenfälschungen und Urkundenver- 
nichtungen kann auch dann angenommen werden, wenn die Verfälschung oder Vernich- 
tung jeweils eine andere Urkunde zum Gegenstand hat (RG DR 1941 5. 1883 mit Anm. 
Mittelbach). 

XII. Für das kommende Recht ist eine Begriffsbestimmung der Urkunde vorgesehen. Nach ihm 
ist Urkunde ‚‚eine Schrift, die zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt ist, gleich- 
viel, ob ihr die Bestimmung von vornherein oder erst später gegeben worden ist‘. Da durch diese 
Begriffsbestimmung die Beweiszeichen aus dem Urkundenbegriff ausgeschieden werden, sollen be- 
sondere Vorschriften zu ihrem Schutz gegen Fälschungen geschaffen werden (so bereits das in der 
Ostmark geltende Recht, vgl. Rittier II S. 300, 301, 305). Von den Beweiszeichen sollen allgemein 


aber nur die öffentlichen Beglaubigungszeichen geschützt werden, während der Schutz privater Be- 
weiszeichen auf eine Vorschrift gegen Grenzverrückung beschränkt werden soll. 
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ist durch Art. 11 StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
vgl. $267 Anm. XI. 


S 269 
ist durch Art. 11 StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
vgl. $267 Anm. VI. 


8 270 


ist durch Art. 11 StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
vgl. $267 Anm. IV5. 


t 


Ss 271 
Wer vorsätzlich bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen, weiche für 
Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in öffentlichen Urkunden, Büchern 
oder Registern als abgegeben oder geschehen beurkundet werden, während sie überhaupt 
nicht oder in anderer Weise oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden Figen- 
schaft oder von einer anderen Person abgegeben oder geschehen sind, wird mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die mittelbare Falschbeurkundung (Frank Anm. I), auch 
intellektuelle Urkundenfälschung genannt. Anders als $ 267 soll die vorliegende Be 
stimmung den Rechtsverkehr nicht vor formell unechten, sondern vor inhaltlich 
unwahren Urkunden schützen. Der Tatbestand ist im Gegensatz zu $ 267 auf öffent- 
liche Urkunden, Bücher oder Register beschränkt; auf Privaturkunden kann die 
Vorschrift auch nicht entsprechend ($ 2) angewendet werden (RGSt. 78 244). Das Ge- 
setz will durch die Bestimmung die Beweiskraft öffentlicher Urkunden sichern (RG- 
St. 66 408, 72 205). 

Die in der vorliegenden Bestimmung erforderte Beurkundung kann nur durch einen 
Beamten selbst erfolgen. Handelt der Beamte vorsätzlich, so wird er nach $ 348 Abs.1 
bestraft. Ein Dritter, der bewirkt, daß ein Beamter innerhalb seiner Zuständigkeit eine 
rechtlich erhebliche Tatsache falsch beurkundet oder in öffentliche Register oder Bücher 
falsch einträgt, ist wegen Anstiftung oder Beihilfe zu $ 348 Abs.1 strafbar. Handelt 
der Beamte nicht vorsätzlich, dann kann der Dritte — sofern er nicht Beamter ist - 
nicht als mittelbarer Täter bestraft werden, weil ein Nichtbeamter nicht mittelbarer 
Täter eines echten Amtsverbrechens sein kann. Für diese Fälle greift die vorliegende 
Bestimmung ein. RGSt. 66 137 bezeichnet den $ 271 als die Umkehrung von $ 348 
Abs. 1. Der vorliegende Tatbestand kommt nur dann in Betracht, wenn $ 348 Abs.1 
unanwendbar ist. 


II. Die falsche Beurkundung ist nur hinsichtlich öffentlicher Urkunden, Bücher und 
Register strafbar. 


1. Öffentliche Urkunden sind Urkunden, die von einer öffentlichen Behörde oder 
einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb ihrer Zuständigkeit in 
der vorgeschriebenen Form aufgenommen sind. Diese Begriffsbestimmung des $ 415 
Abs. 1 ZPO gilt auch für das Strafrecht (RGSt. 71 102; and. Bruns, Die Befreiung de 
Strafrechts vom zivilistischen Denken [1938] S. 245; über die Bedeutung der von Bruns 
herangezogenen neueren Rechtsprechung zutreffend Boldt DR 1941 S. 50). Eine Privat- 
urkunde wird nicht dadurch zu einer öffentlichen, daß ein zuständiger Beamter sie mit 
einem Prüfungsvermerk versieht (RGSt. 51 119). Auch ausländische öffentliche Urkun- 
den werden von der vorliegenden Bestimmung geschützt (RG JW 1984 S. 2920). 

a) Öffentliche Behörden im Sinne des $415 ZPO sind alle Reichs-, Landes- und Ge 
meindebehörden, die Dienststellen der NSDAP. und ihrer Gliederungen, die Dienst- 
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stellen des Reichsnährstandes, die Dienststellen von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts (Schönke, Zivilprozeßrecht [2. Aufl. 1943] S. 214). Es ist nicht erforderlich, daß 
die Aufgabe der Behörde speziell die Vornahme von Beurkundungen ist; es genügt, daß 
sie befugt ist, hoheitliche Anordnungen, Verfügungen und Entscheidungen zu treffen 
(vgl. $417 ZPO). Öffentliche Urkunden sind daher z. B. auch die Mitgliedsbücher der 
NSDAP (RGSt. 70 210), politische Unbedenklichkeitszeugnisse des zuständigen Kreis- 
leiters (RG DJ 1987 S. 356), die von den Organen des Reichsnährstandes hergestellten 
Urkunden (RGSt. 76 76). Mit öffentlichem Glauben versehene Personen sind solche, 
denen für einen örtlich und sachlich begrenzten Kreis durch Gesetz oder durch Verwal- 
tungsanordnung die Befugnis verliehen ist, Erklärungen oder Tatsachen mit voller Be- 
weiskraft zu öffentlichem Glauben zu bezeugen; es kommen hier vor allem, aber nicht 
ausschließlich, die Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Betracht (RGSt. 68 150). 
Auf Grund einer ständig geübten Praxis kann die Befugnis zur Beurkundung mit öffent- 
lichem Glauben nicht erworben werden (RG ZAkDR 1989 S. 352 mit Anm. Frege; and. 
‚RG JW 1987 S. 3302 mit Anm. Wagner). Personen mit öffentlichem Glauben sind z.B. 
die Notare, die Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, die Gerichtsvollzieher, die Stan- 
desbeamten. 


b) Die Urkunde muß von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefug- 
nisse, von der Urkundsperson innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises auf- 
genommen worden sein. Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die vorliegende Bestimmung 
aber auf die Fälle, in denen der Täter bewirkt, daß ein sachlich unzuständiger Beamter 
gutgläubig eine falsche Beurkundung in der Geschäftsform einer öffentlichen Urkunde 
vornimmt (RGSt. 72 204). Dies ist vor allem für die Fälle wichtig, in denen die Beglau- 
bigung einer Abschrift durch einen Beamten vorgenommen wird, der sachlich nicht zur 
Vornahme von Beglaubigungen zuständig ist (RG ZAkDR 1989 S. 352 mit Anm. Frege, 
RG DJ 1940 S. 1115). Ist die Urkunde von der Behörde innerhalb ihrer Zuständig- 
keit ausgestellt, dann ist es unerheblich, daß das durch die Urkunde beglaubigte Rechts- 
verhältnis an sich nach privatrechtlichen Normen zu beurteilen ist und daß es unter 
anderen Umständen den Gegenstand einer Privaturkunde hätte bilden können; Öffent- 
liche Urkunden sind daher z. B. auch die von der Deutschen Reichsbahn ausgegebenen 
Fahrkarten (RGSt. 59 384) oder die von Städtischen Sparkassen ausgegebenen Spar- 
bücher (RGSt. 61 129, 71 103). | 


Aus den genannten Merkmalen ergibt sich, daß die Urkunde bestimmt sein muß, 
Beweis für und gegen jedermann zu erbringen (RG JW 19383 S. 2705, RGSt. 75 287). 
Keine öffentlichen Urkunden sind daher dienstliche Bescheide einer Behörde an einen 
Beamten oder amtliche Auskünfte an eine andere Person oder Stelle. Solche Mitteilun- 
gen sind nur für den betimmt, an den sie gerichtet sind, aber nicht geeignet, über die 
von ihnen bezeugten Tatsachen Beweis zum öffentlichen Glauben zu erbringen (RGSt. 
68 76, 66 125). Keine öffentliche Urkunde ist z. B. die Eingangsbestätigung, die der 
Urkundsbeamte der Geschäftsstelle dem Überbringer einer Rechtsmittelschrift erteilt 
(RGSt. 75 404, RG DR 1948 S. 75). 


Zu den öffentlichen Urkunden gehören daher auch nicht die Urkunden, die nur dem 
inneren Dienst der Behörde, insbesondere der Kontrolle, der Ordnung und Übersicht 
der Geschäftsführung dienen. Keine öffentlichen Urkunden sind z. B. Bestellvermerke 
der Postboten auf Postpaketkarten (RGSt. 58 224) oder auf Post- und Zahlungsanwei- 
sungen (RGSt. 67 256), Aufgabe- und Ankunftsstempel auf Postsendungen (RGSt. 80 
381), Berichte eines Richters über eine Revision bei einem Notar (RGSt. 26 141), Rich- 
tigkeitsbescheinigungen eines städtischen Beamten auf den der Stadt eingereichten 
Rechnungen (RG HRR 1940 Nr. 571), Expreßstammkarten der Deutschen Reichsbahn 
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(RG HRR 1936 Nr. 311), Eintragungen in den Vollstreckungsakten eines Finanzamts 
(RGSt. 71 46). 

c) Die Urkunde muß in der vorgeschriebenen Form ausgestellt worden sein. Welche 
Form erforderlich ist, kann sich aus Gesetz, Verordnung, Anordnung der jeweils zu- 
ständigen Stelle (RG HRR 1988 Nr. 1374) oder tatsächlicher Übung ergeben. Fehlt 
ein wesentliches Formerfordernis, dann liegt keine öffentliche Urkunde vor (RGSt. 
24 282). Bei Verletzung lediglich für den inneren Dienst bestimmter, nicht wesentlicher 
Vorschriften kann aber eine öffentliche Urkunde vorhanden sein (RGSt. 58 280). Stets 
ist notwendig, daß aus der Urkunde hervorgeht, welche Behörde sie ausgestellt und 
welche Stellung ihr Aussteller hat (RGSt. 58 281, 66 125, P. Merkel aaO $. 349). Als 
wesentliches Formerfordernis hat die Rechtsprechung z. B. angesehen die Unterschrift 
des Richters unter einen Zahlungsbefehl (RGSt. 28 205), die Unterschrift des Post- 
beamten bei Posteinlieferungsbüchern (RGSt.80 369). 


2. Als öffentliche Urkunden sind beispielsweise angesehen worden die Steuerkarte 
(RGSt. 60 162, RG JW 1989 5. 275), der Steuerbescheid (RGSt. 72 378), Brotmarken 
und sonstige Lebensmittelkarten, die mit dem Namen des Berechtigten ausgefüllt sind 


(RG DR 1941 S. 2660, RG HRR 1941 Nr. 949) sowie Bezugsscheine (RGSt. 52 313, 


RG LZ 1918 Sp. 448),! der Paß (RGSt. 60 153), Reisepässe und als Paßersatz ausge- 
stellte Personalausweise (RGSt. 60 105), Reiselegitimationskarten (RGSt. 63 363), 
polizeiliche Meldebescheinigungen (RG HRR 1926 Nr. 1577), die polizeiliche Beglau- 
bigung einer Unterschrift (RGSt. 71 193), amtliche Kraftfahrzeugkennzeichen, soweit 
sie mit dem Kraftfahrzeug verbunden sind (RGSt. 72 369 mit Anm. Nagler ZAkDR 
1939 S. 385, OLG München ZAkDR 1937 S. 345 mit Anm. Floegel), Kraftwagenzulas- 
sungsbescheinigungen für Probefahrten (RGSt. 65 316), Truppenstammrollen (RG JW 
1988 S. 2901 mit Anm. Wagner), die Musterrolle des Seemannsamtes (RGSt. 61 412), 
Fahrkarten der Deutschen Reichsbahn (vgl. RGSt. 59 384, RG JW 1986 S. 662) ‚? Gepäck- 
scheine (RG HRR 1988 Nr. 1516), der für den Postscheckkunden bestimmte Zahl- 
kartenabschnitt (RGSt. 67 90), eine ordnungsmäßig ausgefüllte und gestempelte Post- 
anweisung, soweit ihr öffentlicher Glaube reicht (RG .HRR 1940 Nr. 711), das Reife- 
zeugnis (RGSt. 60 375), Sparkassenbücher einer Kreissparkasse (RGSt. 61 129, 71 103), 
Ausweise von Fürsorgestellen zur Erlangung von Fahrpreisermäßigung (RG HRR 1927 
Nr. 2160), Tauf- und Trauungsscheine der Geistlichen (RG DR 1989 S. 162), von den 
Marktvereinigungen der Viehwirtschaftsverbände herausgegebene Bezugsmarken (RG 
JW 1987 S. 3303), auf den Eiern angebrachte Stempelabdrucke der Eierkennzeichnungs- 
stelle (RG ZAkDR 1988 S. 207 mit Anm. Klee), Mitgliedsbücher der NSDAP (RGS$t. 
70 210), die rote Mitgliedskarte der NSDAP (RGSt. 78 287 mit Anm. Tegtmeyer DR 
1939 S. 1850), politische Unbedenklichkeitszeugnisse des zuständigen Kreisleiters (RG 
DJ 1987 5.356), Anträge des Führers einer %-Standarte auf Fahrpreisermäßigung 
(RG DJ 1987 S. 666). Die auf eine Telegrammausfertigung gesetzten amtlichen Ver- 
merke stellen öffentliche Urkunden dar, der vom Absender abgefaßte Text eine Privat- 
urkunde; es liegt nicht eine einheitliche öffentliche Urkunde vor (RGSt. 46 286). Eine 
öffentliche Urkunde ist auch die Verhandlung über die Aufnahme zum Strafvollzug 
in eine Vollzugsanstalt (Nr. 36 Strafvollzugsordnung). 

Nicht dagegen sind zu den öffentlichen Urkunden gerechnet worden Bestellvermerke 
des Postbeamten auf Postanweisungen oder Postschecks (RGSt. 58 224), ferner etwa 


ı Vgl. hierzu noch unten $ 348 Anm. III 2a. 

2 Die von einer privaten Eisenbahngesellschaft ausgestellten Fahrkarten sind nach RG DR 1948 
S. 2062 auch dann Privaturkunden, wenn sie nicht nur für den Bereich der Privatbahn, sondern auch 
auf den anschließenden Strecken der Reichsbahn Gültigkeit haben; hierzu zutreffende Kritik von 
Boldt DR 1941 S. 50. 
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nicht die Monatsabrechnungen öffentlicher Kassen über die Gehaltsbezüge der Gehalts- 
empfänger (RG DJ 1937 S. 200), weiter nicht die vom Bataillonskommandeur nach 
$ 14 Straßenverkehrszulassungsordnung ausgestellten Bescheinigungen (OLG Jena DJ 
1939 S. 1439), ferner nicht die sog. Schluß- und Schlachtscheine im Bereich der Vieh- 
wirtschaft (Kunze, Recht des Reichsnährstandes 1941 S. 238). Zu den öffentlichen 
Urkunden zählt die Rechtsprechung weiter nicht die Urkunden, die von den der NSDAP 
angeschlossenen Verbänden (z. B. der DAF) ausgestellt sind (RGSt. 72 371 mit Anm. 
Dahm ZAkDR 1939 S. 169); LG Hamburg DR 1941 S. 1203 sieht dagegen eine Mit- 
gliedskarte der Nationalsozialistischen Kriegsopferversorgung als öffentliche Urkunde an. 


3. Öffentlich sind die Bücher und die Register, die öffentlichen Glauben haben, die 
Beweis für und gegen jedermann begründen. Zu den öffentlichen Büchern und Re- 
gistern gehören beispielsweise das Familien-, Geburten- und Sterbebuch ($$ 1, 60 Per- 
sonenstandsgesetz vom 3. November 1937), das Gefangenenbuch gemäß Nr. 47 Straf- 
vollzugsordnung, die Annahmebücher der Postanstalten über Wertsendungen (RGSt. 
21 311, 67 271), Quittungskarten der Invalidenversicherung (RG HRR 1989 Nr. 536), 
das Tagebuch des amtlich bestellten Fleischbeschauers (RG DR 1940 S. 1419). Von 
Büchern und Registern kommen z. B., weil nur für den inneren Dienst bestimmt, nicht 
in Betracht das Melderegister der Preußischen Polizei (RGSt. 74 292 mit Anm. Mittel- 
bach DR 1940 S. 2238), Eisenbahnversandbücher (RGSt. 61 36), Dienstregister des 
Gerichtsvollziehers (RGSt. 68 201), Eichbücher (RGSt. 78 328). 


DI. Die Handlung besteht in dem Bewirken, daß in einer öffentlichen Urkunde usw. 
eine inhaltlich unrichtige Beurkundung bestimmter Art erfolgt. 


1. Es müssen Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen beurkundet werden, die 
für Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind. 


a) Unter Erklärungen sind hier Äußerungen zu verstehen, die von dem beurkun- 
denden Beamten nicht abgegeben, sondern entgegengenommen werden; Äußerungen 
des Beamten selbst sind im Sinne dieser Vorschrift Tatsachen (RGSt. 74 31). 


b) Rechtserheblich ist die Erklärung usw. dann, wenn sie allein oder in Ver- 
bindung mit anderen Tatsachen für die Entstehung, Erhaltung, Veränderung eines 
öffentlichen oder privaten Rechts oder Rechtsverhältnisses von unmittelbarer oder 
mittelbarer Bedeutung ist. | 


c) Es muß sich stets um Erklärungen handeln, hinsichtlich deren die öffentliche Ur- 
kunde, das öffentliche Buch oder Register Beweis für und gegen jedermann zu er- 
bringen bestimmt ist (RGSt. 60 231). Eine Erklärung usw. ist im Sinne dieser Vor- 
schrift beurkundet, wenn ihre inhaltliche Richtigkeit in der vorgeschriebenen Form in 
einer Weise festgestellt ist, die dazu bestimmt ist, Beweis für und gegen jeder- 
mann zu begründen (RGSt. 72 378). 


a) Die öffentliche Urkunde usw. muß bestimmt sein, hinsichtlich der Erklärung, Ver- 
handlung oder Tatsache Beweis für und gegen jedermann zu erbringen (so z. B. RGSt. 
59 19, 66 408, Frank Anm. Ill). Demgegenüber ist nach Binding Lehrbuch 2 S. 282 
die Bewirkung des Eintrages einer falschen Tatsache stets — ohne Rücksicht auf die 
Beweisbestimmung der Urkunde - als mittelbare Falschbeurkundung anzusehen. Diese 
Bestimmung fehlt z.B. der Angabe des Namens in einem Protokoll über die mündliche 
Verhandlung in einem Zivilprozeß oder in einem Strafverfahren (RGSt. 59 19). Das 
bei der Leistung des Offenbarungseides aufgenommene Protokoll sowie das Schuldner- 
verzeichnis nach $ 915 ZPO soll nicht zu öffentlichem Glauben beurkunden, daß der 
Schuldner den von ihm angegebenen Namen trägt (RG HRR 1986 Nr. 447). Das Ar- 
beitsbuch und die Ersatzkarte sind, soweit die Angaben zur Person des Buchinhabers 
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in Betracht kommen, nicht bestimmt, für und gegen jedermann Beweis zu erbringen 
(RGSt. 75 206). 

Nach RGSt. 74 32 ist für die Anwendbarkeit des $ 271 nicht nur entscheidend, was 
Urkunden einer bestimmten Art nach den für ihre Errichtung maßgebenden Vorschriften 
ursprünglich zu beweisen bestimmt sind, sondern auch, wie sich der Verkehr Urkunden 
dieser Art und den Umfang ihrer Beweiskraft zu würdigen gewöhnt hat. Fälle der in 
dieser Entscheidung behandelten Art dürften aber nicht mehr unmittelbar, sondern 
allenfalls durch entsprechende Anwendung ($ 2) von der vorliegenden Bestimmung er- 
faßt werden. 


ß) Erforderlich ist weiter, daß die Wahrheit der Erklärung, Verhandlung oder Tat- 
sache beurkundet wird; die Vorschrift kommt nicht in Betracht, wenn nur bezeugt 
wird, daß jemand eine Erklärung abgegeben hat (RGSt. 42 329, 61 305). Durch die 
Eintragungen im Handelsregister wird nur die Tatsache beurkundet, daß die betref- 
fende Anmeldung erklärt worden ist, nicht dagegen die Richtigkeit dieser Erklärung 
(RGSt. 18 180, RG GoltdArch. 51 S.187). Durch die Eintragung eines Vereins im 
Vereinsregister wird nicht die Tatsache der Vereinsgründung beweiskräftig festgestellt, 
sondern nur die Anmeldung entsprechenden Inhalts (RGSt. 61 305). 


y) Beispielsweise beweisen die Eintragungen im ersten Teil des Familienbuches, im 
Geburtenbuch und im Sterbebuch bei ordnungsmäßiger Führung der Bücher Heirat, 
Geburt und Tod und die darüber gemachten näheren Angaben ($ 60 Personenstands- 
gesetz vom 3. November 1937). Erwiesen wird weiter etwa durch das Protokoll über 
eine notarielle Verhandlung die Tatsache, daß eine bestimmte Person erschienen ist 
(RGSt. 66 356), durch die Quittungskarten der Invalidenversicherung auch Ort, Zeit 
der Geburt und Name des Versicherten (RGSt. 28 178), durch einen zu gerichtlichem 
Protokoll genommenen Vergleich auch die Angaben zur Person (RGSt. 72 228), durch 
die Reiselegitimationskarte nach $44a Gewerbeordnung die Tatsache, daß der In- 
haber der Karte auch der Inhaber des Gewerbebetriebes ist (RGSt. 68 364), durch die 
Aufnahmeverhandlung in einer Strafanstalt und durch das Gefangenenbuch auch die 
Angaben zur Person (Nr. 36, 47 Strafvollzugsordnung). Dagegen sind die Angaben in 
einem Steuerbescheid darüber, worauf sich die Veranlagung (z. B. ihrer Höhe nach) 
gründet, nicht bestimmt, für und gegen jedermann zu beweisen, daß die angenom- 
menen Tatsachen richtig sind (RGSt. 72 378, RG JW 1988 S. 794 mit Anm. Crisolli). 
Eine nach $1720 Abs. 2 BGB aufgenommene öffentliche Urkunde beweist nur die 
Anerkennung der Vaterschaft, nicht die Vaterschaft selbst; daher ist die unrichtige 
Vaterschaftsanerkennung nicht nach $ 271 strafbar (RGSt. 70 238). Der Einstellungs- 
beschluß’nach $$ 769, 771 ZPO beurkundet nicht zu öffentlichem Glauben, daß der 
Prozeßbevollmächtigte des Klägers für diesen befugt auftritt (RGSt. 66 408). Das 
Strafregister gibt nur die Mitteilungen anderer Behörden wieder ($ 17 Strafregister- 
verordnung); die Wahrheit der in diesen Mitteilungen enthaltenen Angaben wird durch 
das Strafregister nicht beurkundet. 

Über die Frage der mittelbaren Falschbeurkundung bei gerichtlichen Protokollen, 
Beschlüssen und Urteilen vgl. aus der Rechtsprechung RGSt. 11 126, 188, 89 346, 41 
201, 46 112, 59 13, 66 408, RG HRR 1986 Nr. 447. Binding Lehrbuch 2 S. 283 sieht 
ganz allgemein falsche Angaben zur Person in einem Prozeß als mittelbare Falschbeur- 
kundung an; hinsichtlich der Urteile stimmt ihm Frank Anm. 11 1 zu. Kritische Be- 
trachtung der reichsgerichtlichen Rechtsprechung neuerdings durch Rauch DStR 1939 
S. 297. 


2. Die Beurkundung muß materiell unrichtig sein. Das Gesetz bringt dies dadurch 
zum Ausdruck, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen als abgegeben oder 
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geschehen beurkundet sein müssen, während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise 
oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder von einer an- 
deren Person abgegeben oder geschehen sind. Ein Beispiel dafür, wann eine beurkun- 
dete Tatsache in anderer Weise geschehen ist, in RGSt. 74 32. 


8. Unter Bewirken ist jede Verursachung der unwahren Beurkundung zu verstehen. 
Es ist unerheblich, wodurch der Täter diesen Erfolg herbeiführt ; das gewöhnliche Mittel 
wird die Täuschung des Beamten sein; es ist dies aber nicht das einzige Mittel (Binding 
Lehrbuch 2 S. 290, LK Anm. 5). Es ist nicht erforderlich, daß der Täterin unmittelbare 
persönliche Beziehung zu dem Beamten tritt; es kann vielmehr auch schriftliche Mit- 
teilung, Täuschung des Gehilfen, Benutzung eines unbewußt oder bewußt tätig werden- 
den Werkzeugs genügen (RGSt.18 370, 55 282). Das einfache Geschehenlassen der 
falschen Beurkundung ist selbst dann kein Bewirken, wenn die Täuschung des Ur- 
kundsbeamten beabsichtigt war (RG GoltdArch. 52 S. 93). Grob fahrlässiges Handeln 
des Beamten schließt ein Bewirken nicht aus (RG Recht 1929 Nr. 1376). 

Nimmt nicht der zuständige Beamte, sondern der Täter selbst die Eintragung vor, 
dann kommt nicht $ 271, sondern $ 267 in Betracht. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Vorsätzlich handelt nicht 
schon, wer sich dessen bewußt ist, daß seine Handlung eine falsche Beurkundung zur 
Folge haben könne; er muß vielmehr auch das Bewußtsein haben, daß die Tatsache, 
deren unrichtige Beurkundung er bewirkt, für irgendwelche Rechte oder Rechtsverhält- 
nisse erheblich ist (RGSt. 66 358). Bedingter Vorsatz genügt (RGSt.18 314). 


V. Vollendet ist die Tat erst, wenn der Beurkundende die Beurkundung vollständig 
abgeschlossen hat. Ein Gebrauchmachen von der Urkunde ist hier zur Vollendung nicht 
erforderlich (RGSt. 58 34). 


VI. Mittäterschaft ist bei der Beurkundung einer Erklärung auch dadurch möglich, 
daß jemand die von einem anderen abgegebenen Erklärungen bestätigt (RG GoltdArch. 
49 S. 122). Beispielsweise kommt Mittäterschaft weiter zwischen dem, der für einen 
anderen eine Gefängnisstrafe verbüßt, und diesem selbst in Betracht. 

Anstiftung ist auch hier möglich, obwohl das Gesetz vom Bewirken spricht (RG- 
St. 80 434). 


VII. Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift, wenn bewirkt wird, daß ein 
Amtsträger der Partei innerhalb seiner sachlichen Zuständigkeit in gutem Glauben eine 
unwahre öffentliche Urkunde errichtet. 


VIH. Idealkonkurrenz ist vor allem mit $169 möglich (RGSt. 25 188). Das gleiche 
Konkurrenzverhältnis kommt mit $267 in Betracht, wenn die Irreführung des Ur- 
kundsbeamten bezüglich des zu beurkundenden Vorgangs durch eine Betätigung ver- 
wirklicht wird, die die Merkmale des $ 267 aufweist (RGSt. 61 412, 72 228). 

Idealkonkurrenz kommt weiter mit $ 1495 Reichsversicherungsordnung, $$ 343, 344, 
Angestelltenversicherungsges., mit Zoll- und Steuerdelikten sowie Bannbruch (RGSt. 
68 94), ferner mit $148 Nr. 6 Gewerbeordnung (RGSt. 68 365) in Betracht. 


IX. Die Verjährung beginnt mit dem Abschluß der Beurkundung (RGSt. 21 228, 
40 405). 


X. Das kommende Recht will einen entsprechenden Tatbestand vorsehen. Im Unterschied zum 
geltenden Recht soll aber erfordert werden, daß der Täter die Tat zur Täuschung im Rechtsverkehr 
begehen muß. 

Die Strafdrohung will das kommende Recht für alle Fälle einheitlich festsetzen, also unabhängig 
davon, ob die Handlung in gewinnsüuchtiger Absicht oder in der Absicht, einem anderen Schaden 
zuzufügen, begangen wird oder nicht. Es soll allgemein Gefängnis, für besonders schwere Fälle Zucht- 
haus angedroht werden. \ 
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Wer die vorbezeichnete Handlung in der Absicht begeht, sich oder einem anderen einen 
Vermögensvorteii zu verschaffen oder einem anderen Schaden zuzufügen, wird mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren bestraft, neben welchem auf Geldstrafe erkannt werden kann. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein, neben welcher auf 
Geldstrafe erkanut werden kann. 


I. Die schwere mittelbare Falschbeurkundung entspricht der früher in $ 268 ge- 
regelten schweren Urkundenfälschung. Über Vermögensvorteil und Absicht vgl. $ 263 
Anm. VI12. 


N. Strafbar ist hier auch der Versuch. Ein Versuch liegt bereits vor, wenn auf die 
Urkundsperson eingewirkt wird; es ist nicht erforderlich, daß diese mit der Beurkun- 
dung angefangen hat (Frank Anm. Il, LK Anm. 2, Olshausen Anm. 2; and. Schwarz 
Anm. 2). 


IN. Beim Anstifter wird nicht vorausgesetzt, daß er einen Vermögensvorteil für sich 
erstrebt. Es genügt das Bewußtsein des Anstifters, daß sich der Täter durch die Tat 
einen Vermögensvorteil verschaffen wollte (RG HRR 1984 Nr. 766). 


IV. Idealkonkurrenz kommt mit $ 263, mit $ 267, ferner etwa mit Zollhinterziehung, 
Bannbruch und Vergehen gegen das Viehseuchengesetz (RGSt. 70 231) in Betracht. 
V. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. Für die mittelbare 


Falschbeurkundung soll allgemein Gefängnis, für besonders schwere Fälle Zuchthaus angedroht wer- 
den; vgl. noch $271 Anm.X. 


g 273 


Wer wissentlich von einer falschen Beurkundung der im & 271 bezeichneten Art zum 
Zwecke einer Täuschung Gebrauch macht, wird nach Vorschrift jenes Paragraphen und, 
wenn die Absicht dahin gerichtet war, sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen oder einem anderen Schaden zuzufügen, nach Vorschrift des & 272 bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt das Gebrauchmachen von einer unwahren öffentlichen 
Urkunde. 


II. Vorausgesetzt wird nur eine sachlich falsche Beurkundung der in $ 271 be- 
zeichneten Art; es ist nicht erforderlich, daß die Beurkundung durch eine nach $ 271 
strafbare Handlung zustande gekommen ist (Binding Lehrbuch 2 S. 292, Frank zu 
8 273, Gerland S. 443, Olshausen Anm. 1, RGSt. 68 302; and. v. Liszt-Schmidt S. 749). 

Die Vorschrift ist daher z. B. anwendbar, wenn der Täter selbst, aber ohne den nach 
$ 271 erforderlichen Vorsatz, die Beurkundung bewirkt hat (R 2 300), weiter auch dann, 
wenn der beurkundende Beamte, ohne daß in ihm ein Irrtum durch Dritte hervor- 
gerufen wurde, sich selbständig getäuscht hat (RGSt. 10 70). Die Bestimmung kommt 
für einen Dritten ferner aber auch dann in Betracht, wenn der Beamte die Falsch- 
beurkundung vorsätzlich vorgenommen hat und der Tatbestand des $ 348 Abs.1 er- 
füllt ist (RG GoltdArch. 56 S. 78). Vgl. weiter noch RGSt. 68 302. 


IH. Der vorliegende Tatbestand ist gegenüber $$ 271, 272, 348 subsidlär (Binding 
Lehrbuch 2 S. 293). Macht z. B. derjenige, der eine falsche Beurkundung vorsätzlich 
bewirkt hatte ($ 274), selbst von ihr Gebrauch, dann ist nur auf Grund des $271 zu 
bestrafen (Gerland S.443, LK Anm. 2). Nach RGSt. 58 34, Frank zu $ 273, Ols- 
hausen Anm. 2 ist dann Realkonkurrenz zwischen $ 271 und $ 273 anzunehmen, wenn 
der Täter aus $ 271 später auf Grund eines neuen Vorsatzes von der falschen Beurkun- 
dung Gebrauch macht. 
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IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Hinsichtlich der Kenntnis 
von der Unrichtigkeit der Beurkundung genügt bedingter Vorsatz. 
V. Das kommende Recht will zum Ausdruck bringen, daß nicht nur der Gebrauch einer auf straf- 


bare Weise hergestellten Urkunde, sondern auch die Verwendung einer zufällig unwahren Urkunde 
von dem Tatbestand erfaßt wird. Vgl. Lorenz in Gürtner II S. 360, 365, 368. 


S 274 


Mit Gelängnis, neben welchem auf Geldstrafe erkannt werden kann, wird bestraft, wer 
1. eine Urkunde, welche ihm entweder überhaupt nicht oder nicht ausschließlich gehört, 
in der Absicht, einem anderen Nachteile zuzufügen, vernichtet, beschädigt oder unter- 
drückt, oder 
2. einen Greuzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze oder eines Wasser- 
standds bestimmtes Merkmal in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, weg- 
nimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verrückt oder fälschlich setzt. 
Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Bestimmung enthält zwei Tatbestände: die Urkundenunterdrückung (Nr. 1) 
und die Grenzverrückung (Nr. 2). Das kommende Recht will beide Tatbestände in be- 
sonderen Paragraphen behandeln. 


I. Bei der Urkundennnterdrückung (Nr.1) geht die Handlung im Gegensatz zur 
Urkundenfälschung ($ 267) nicht auf die Erlangung eines Beweismittels, sondern auf 
die Beseitigung eines solchen (RGSt.8 372). 


1. Gegenstand der Tat sind Urkunden, die dem Täter entweder überhaupt nicht 
oder nicht ausschließlich gehören. 


a) Unter Urkunde ist hier jeder Gegenstand zu verstehen, der einen gedanklichen 
Inhalt hat und zum Beweise bestimmt ist; eine Beweiserheblichkeit für Rechte oder 
Rechtsverhältnisse braucht nicht vorzuliegen (RGSt.9 142, 55 74). v. Hippel Lehr- 
buch S. 349 Anm. 5 will auch von der Beweisbestimmung absehen. Als Urkunde im 
Sinne dieser Vorschrift sind beispielsweise Plakate mit der Aufschrift ‚zu vermieten 
durch“ angesehen worden (RG GoltdArch. 57 S. 399). Kennzeichen ($ 267 Anm.II 
1aß) werden auch hier nicht geschützt (RGSt. 89 147); zu den Kennzeichen gehören 
z.B. Zahlenzeichen an Kiefernstämmen (RG HRR 1929 Nr. 1790), Stempel auf einer 
Dienstreithose (RG JW 1982 S. 3087 mit Anm. Merkel). Auch hier muß es sich stets 
um eine Urkunde, nicht nur um einen Entwurf handeln (RGSt. 57 311). 


b) Die Urkunde darf dem Täter überhaupt nicht oder nicht ausschließlich gehören. 
Dem Zweck der Bestimmung entspricht es nicht, die Strafbarkeit von der Frage des 
Eigentums abhängig zu machen. Es handelt sich hier nicht ‚um das dingliche Recht 
am Papier, sondern um das Recht, mit der Urkunde zu beweisen, von ihr als solcher 
Gebrauch zu machen“ (Binding Lehrbuch 2 S. 300). Dem Täter gehört die Urkunde 
bereits dann nicht ausschließlich, wenn er über sie nicht allein verfügen darf, nament- 
lich also dann nicht, wenn er zwar Eigentümer der Urkunde, aber herausgabe- oder 
vorlegungspflichtig ist (Binding Lehrbuch 2 8.300; ausdrücklich so das kommende 
Recht, vgl. Lorenz in Gürtner II S. 362 und unten 5). Demgegenüber wird verschie- 
dentlich angenommen, daß die Urkunde dem Täter nur dann nicht ausschließlich ge- 
höre, wenn sie für ihn nach dem Zivilrecht eine fremde ist; nicht ausschließlich gehöre 
sie ihm, wenn ein anderer Miteigentum daran habe (so Frank Anm. 11, Gerland 8.443, 
v. Liszt-Schmidt S. 750). Weitergehend als die zuletzt Genannten sind RGSt.88 37, 
Olshausen Anm. 2c, Schwarz Anm. 1 A der Auffassung, daß eine im alleinigen Eigen- 
tum des Täters stehende Urkunde ihm auch dann nicht ausschließlich gehöre, wenn ein 
anderer an der Urkunde ein dingliches Recht habe. Der hier vertretenen Auffassung 
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stehen sehr nahe RG GoltdArch. 56 S. 217, RG HRR 1988 Nr. 491. Vgl. zu dieser 
Frage weiter noch Bruns, Die Befreiung des Strafrechts vom zivilistischen Denken 
(1938) S. 243. . 


2. Die Handlung besteht darin, daß die Urkunde vernichtet, beschädigt oder unter- 
drückt wird. Erforderlich ist stets, daß der Gegenstand zur Zeit der Handlung bereits 
eine Urkunde ist. 


a) Vernichtet ist die Urkunde, wenn ihr gedanklicher Inhalt überhaupt nicht mehr 
zu erkennen ist, wenn sie aufgehört hat, als Beweismittel zu bestehen. Eine Vernichtung 
der Urkunde liegt stets dann vor, wenn sie als Sache zerstört, z. B. verbrannt ist. Als 
Vernichtung im Sinne dieser Vorschrift ist es aber ferner anzusehen, wenn der auf 
der Unterlage befindliche urkundliche Inhalt vollständig beseitigt ist (RGSt.8 371). 
Ein Vernichten ist auch das Durchschneiden des Bindfadens einer Plombe und Beseiti- 
gung dieses Verschlusses (RGSt. 67 232). 


b) Beschädigt ist die Urkunde, wenn mit ihr eine Veränderung vorgenommen worden 
ist, die sie in ihrem Werte als Beweismittel beeinträchtigt. Keine Beschädigung der 
Urkunde ist z. B. das Ablösen von Kostenmarken (RGSt. 59 322). Die Beschädigung 
kann auch eine Verfälschung im Sinne des $ 267 sein (vgl. RGSt. 20 9); ob nur Ur- 
kundenfälschung oder nur Urkundenunterdrückung gegeben ist, hängt von dem Vor- 
satz des Handelnden ab; bei Vorliegen sowohl des inneren Tatbestandes des $ 267 wie 
des $ 274 kann Idealkonkurrenz zwischen beiden Vorschriften bestehen. 


c) Als Unterdrückung ist jede ohne Zueignungsabsicht erfolgende Handlung oder 
pflichtwidrige Unterlassung anzusehen, durch die dem Berechtigten die Benutzung der 
Urkunde entzogen oder vorenthalten wird. Eine besondere Heimlichkeit wird für den 
Begriff der Unterdrückung nicht vorausgesetzt (RG JW 1987 S. 1336). Es ist hier auch 
nicht eine örtliche Entfernung wie beim Beiseiteschaffen ($ 133) erforderlich. Eine Ur- 
kunde kann nicht nur gegenüber demjenigen unterdrückt werden, dem bereits ein An- 
spruch auf ihre Benutzung zusteht oder der schon ein Recht an ihr erlangt hat, son- 
dern auch gegenüber dem, in dessen Interesse sie errichtet oder für den sie bestimmt 
ist und der kraft dieser Bestimmung des Ausstellers einen Anspruch auf Kenntnis- 
nahme von ihr besitzt oder ihre Einsicht und Vorlegung verlangen darf; dies ist z.B. 
beim Bestellschein der Fall (RGSt.89 407). Eine Unterdrückung kann etwa in der 
Nichtherausgabe eines irrtümlich empfangenen Briefes oder einer irrtümlich erhaltenen 
Zustellung liegen (RGSt. 10 391, 49 144), weiter z. B. in dem Herausreißen eines Blattes 
aus einem Protokollbuch (RGSt. 57 312). 

Schon die zeitweilige Vorenthaltung einer Urkunde kann sich als deren Unter- 
drückung darstellen (RG JW 1987 S. 1336). Keine Unterdrückung ist die vorüber- 
gehende Rückgabe eines Schriftstückes an den Einsender zwecks Verbesserung, Er- 
gänzung oder Berichtigung (RG DStR 1987 8.52). Die Rücksendung einer für den 
inzwischen ausgezogenen Untermieter bestimmten Postkarte an den Absender durch 
den bisherigen Vermieter, in dessen Hand sie gelangt ist, stellt keine Urkundenunter- 
drückung gegenüber dem Adressaten dar (OLG Dresden JW 1984 S. 2640 mit Anm. 
Rilk). 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz und eine bestimmte Absicht erforderlich. 


a) Für den Vorsatz ist das Wollen der Vernichtungs-, Beschädigungs- oder Unter- 
drückungshandlung notwendig. 


b) Weiter muß der Täter in der Absicht handeln, einem anderen Nachteil zuzufügen. 


&) Unter Absicht ist hier der unmittelbar auf den im Gesetz ‚bezeichneten Erfolg 
gerichtete Wille zu verstehen; es braucht sich dabei aber nicht um den einzigen oder 
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ausschließlichen Beweggrund zu handeln (RGSt. 59 18, Frank Anm. I 3, v. Hippel 
Lehrbuch S. 338 Anm. 10, Gerland S. 444, Kohlrausch Anm. 5). Demgegenüber ge- 
nügt nach RG HRR 1986 Nr. 1026, 1942 Nr. 420, Schwarz Anm. 1 C das Bewußtsein, 
daß die Tat einen Nachteil für einen anderen herbeiführen müßte, verbunden mit dem 
Willen, sie gleichwohl aus irgendwelchen Beweggründen auszuführen. 


ß) Unter Nachteil ist jede Beeinträchtigung fremder Rechte zu verstehen; es kommt 
nicht nur ein vermögensrechtlicher Nachteil in Betracht (RGSt. 22 285, 55 76). Als 
Nachteil ist z. B. auch die Beeinträchtigung des seelischen Empfindens durch das Vor- 
enthalten von Briefen angesehen worden (RGSt. 50 215); einen Nachteil kann weiter 
etwa die Verschlechterung der Beweislage darstellen (RGSt. 22 285, RG HRR 1986 
Nr. 1026). Zu beachten ist, daß die Absicht stets darauf gehen muß, durch Vereitelung 
der Benutzung des gedanklichen Inhalts der Urkunde Nachteil zuzufügen; der 
Nachteil kann nicht schon in der unmittelbaren Einwirkung auf die in $ 274 bezeich- 
neten Objekte gefunden werden (RGSt. 81 149). 

Derjenige, dem gegenüber die Urkunde unterdrückt wird, braucht nicht mit dem 
identisch zu sein, dem Nachteil zugefügt wird (RGSt. 89 81). 


y) Es ist nicht erforderlich, daß die Zufügung des Nachteils eintrat oder auch nur 
eintreten konnte. 


4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 133, weiter auch mit $ 348 Abs. 2 (LK Anm.9f., 
Olshausen $ 348 Anm.17c; and. Frank $ 348 Anm. II, nach dem Gesetzeskonkurrenz 
besteht). 

Mit Diebstahl kommt Idealkonkurrenz in Betracht, wenn der Täter die Absicht 
hat, sich die Urkunde rechtswidrig zuzueignen und sie dadurch gleichzeitig dem anderen 
als Beweismittel zu entziehen. Beabsichtigt der Täter dagegen nur, die Urkunde dem 
Berechtigten als Beweismittel zu entziehen, dann ist $ 274 Nr. 1 anzuwenden. War 
‚dagegen die Absicht ausschließlich auf rechtswidrige Zueignung gerichtet, dann ist nur 
$ 242 anwendbar (RGSt.8 81, 47 215). Näher zu diesen Fragen LK Anm. 9b. 

Gesetzeskonkurrenz.besteht mit $ 303 (Frank Anm. 1 a.E., LK Anm. 9e; and. Ger- 
land S. 445, der Idealkonkurrenz für möglich hält). 

5. Das kommende Recht will den Strafschutz auf Urkunden im Sinne der Vorschrift über die Ur- 
kundenfälschung ($ 267 Anm. XIII) und auf Öffentliche Beglaubigungszeichen beschränken. Es soll 
klargestellt werden, daß die Vorschrift schon dann anwendbar ist, wenn der Täter über das Schutz- 
‚objekt nicht allein verfügen darf. Als Handlung will das kommende Recht neben den bisherigen 
Formen auch das Beseitigen nennen. Für den inneren Tatbestand soll es genügen, daß der Täter die 
Absicht verfolgt, zu verhindern, daß von der unterdrückten Urkunde oder dem unterdrückten Be- 
glaubigungszeichen im Rechtsverkehr Gebrauch gemacht werde (vgl. Lorenz in Gürtner II S. 336, 
367, 370). 

IN. Durch den Tatbestand der Grenzverrückung (Nr. 2) ist ausnahmsweise ein Augen- 
scheinsobjekt als Beweismittel geschützt (v. Hippel Lehrbuch S. 350). Gerland $.258 
betrachtet die Grenzverrückung als eine dem Diebstahl verwandte strafbare Handlung. 


1. Objekt der Tat ist ein Grenzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze 
oder eines Wasserstandes bestimmtes Merkmal. Auf die Eigentumsverhältnisse an den 
genannten Gegenständen kommt es nicht an. 


a) Grenzsteine sind die endgültig gesetzten Grenzmerkmale. Grenzsteine genießen 
‚den Schutz dieser Stelle nicht nur dann, wenn sie sich auf bürgerlich-rechtliche Ver- 
hältnisse oder Berechtigungen beziehen, sondern auch dann, wenn sie öffentlich-recht- 
liche Gewaltverhältnisse an Grund und Boden zu kennzeichnen und abzugrenzen be- 
stimmt sind (RGSt. 48 353). 


b) Ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze bestimmtes Merkmal ist ein Gegenstand, 
‚der geeignet und bestimmt ist, zur Beurkundung der Grenze zu dienen. Die Bestim- 
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mung als Grenzzeichen kann dem Gegenstand durch eine zuständige Behörde, durch 
Vereinbarung der Berechtigten, zwischen denen die Grenze gezogen ist, oder durch 
Herkommen gegeben sein. Das einseitige Setzen eines Grenzzeichens durch einen Be- 
rechtigten genügt grundsätzlich nicht. Eine Ausnahme gilt aber für den Fall der fälsch- 
lichen Setzung eines Grenzzeichens; in diesem Falle entscheidet die Absicht, die der 
Setzende bei der Handlung hat (RGSt.8 410, 16 280). Es macht keinen Unterschied, 
ob das Zeichen ein künstliches oder natürliches (z. B. ein Baum), ob es ein dauerndes 
oder vorübergehendes ist, ob es sich auf privatrechtliche oder öffentlich-rechtliche Ver- 
hältnisse bezieht, ob es zur Abgrenzung des Eigentums oder anderer Rechte dient 
(Binding Lehrbuch 2 S. 348; and. R 6 811 insofern, als es dingliche Natur der abgegrenz- 
ten Rechte verlangt). 

Der Schutz der Grenzmerkmale ist unabhängig davon, ob sie die Grenze richtig be- 
zeichnen oder nicht (RGSt. 48 254). 

c) Wasserstandszeichen sind Merkmale, die zur Regelung der Nutzungsrechte am 
Wasser bestimmt sind (Binding Lehrbuch 2 S. 348). 


2. Als in Betracht kommende Handlungen nennt das Gesetz das Wegnehmen, Ver- 
nichten, Unkenntlichmachen, Verrücken oder fälschliche Setzen. Beim fälschlichen 
Setzen kommt es nicht darauf an, ob Gegenstände dazu verwendet werden, die schon 
zur Bezeichnung einer Grenze gedient hatten oder nicht (RGSt. 16 281). 


'8. Täter kann jeder sein, nicht nur der Eigentümer. 


4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz und eine bestimmte Absicht erforderlich. 

a) Für den Vorsatz ist Kenntnis der Tatsachen notwendig, die die Eigenschaft des 
Merkmals als einer Grenz- oder Wasserstandsbezeichnung begründen. 

b) Über die Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, vgl. oben Anm. II 3b. 


5. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 370 Nr. 1 (RGSt. 22 286). Gesetzeskonkur- 
renz besteht mit 88 303, 304. 


6. Das kommende Recht will im äußeren Tatbestand die Ausdrucksweise vereinfachen. Für dea 
inneren Tatbestand soll künftig statt der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, die Absicht 
der Täuschung im Rechtsverkehr oder der Beweisverdunkelung treten. Vgl. Lorenz in Gürtner II 
S. 364, 367, 370. 

IV. Über die bei beiden Tatbeständen bestehende Möglichkeit der Aberkennung 


der bürgerlichen Ehrenrechte vgl. $ 280. 
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‚Mit Gefängnis nicht unter drei Monaten wird bestraft, wer 

1. wissentlich von falschem oder gefälschtem Stempelpapier, von falschen oder gelälsch- 
ten Stempelmarken, Stempelblanketten, Stempelabdrücken, Post- oder Telegraphen- 
Freimarken oder gestempelten Briefkuverts Gebrauch macht, 

2. unechtes Stempelpapier, unechte Stempelmarken, Stempelblankette oder Stempel- 
abdrücke für Spielkarten, Pässe oder sonstige Drucksachen oder Schriftstücke, in- 
gleichen wer unechte Post- oder Telegraphen-Freimarken oder gestempelte Briefkuverts 
in der Absicht anfertigt, sie als echt zu verwenden, oder 

8. echtes Stempelpapier, echte Stempelmarken, Stempelblankette, Stempelabdrücke, 
Post- oder Telegraphen-Freimarken oder gestempelte Briefkuverts in der Absicht ver- 
fälscht, sle zu einem höberen Werte zu verwenden. 


I. Die Vorschrift behandelt die Fälschung von Stempel- und Postwertzeichen. Die 
Bestimmung dient dem Schutze einer gewissen Gruppe von Wertzeichen, die öffent- 
lichen Glauben genießen und die Entrichtung von bestimmten Steuern, Gebühren und 


ähnlichen öffentlich-rechtlichen Leistungen erleichtern, sichern und kenntlichmachen 
(RGSt. 68 381). 
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Die Wiederverwendung der in dieser Vorschrift genannten Wertzeichen wird von 
der vorliegenden Bestimmung nicht erfaßt; soweit es sich um Stempelwertzeichen han- 
delt, fällt sie nur unter $276, soweit es sich um Post- oder Telegraphenwertzeichen nach 
gänzlicher oder teilweiser Entfernung des Entwertungszeichens handelt, unter $ 276, 
anderenfalls unter $$ 27, 28 Postgesetz. 

An ergänzenden Vorschriften vgl. weiter $ 360 Nr.4, 5, $ 362. 


IL Als Objekte der Tat kommen vor allem in Betracht Stempelpapier, Stempel- 
marken, Stempelblankette, Stempelabdrücke, Post- oder Telegraphenfreimarken. Durch 
die vorliegende Bestimmung werden nicht nur inländische, sondern auch ausländische 
Wertzeichen der genannten Art geschützt (RGSt.6 387, 55 81, v. Hippel Lehrbuch 
S. 351 Anm. 1, LK Anm. 3, Olshausen Anm. 2; and. Binding Lehrbuch 2 S. 314, Frank 
Anm.I, Gerland S. 388, v. Liszt-Schmidt S. 751). Die hier dargelegte Auffassung ent- 
spricht hinsichtlich der Postwertzeichen den vom Reich im Weltpostvertrag von Stock- 
holm (RGBl. 1925 II S. 517) übernommenen Verpflichtungen. 


1. Stempelpapier ist jede Art von Stoff, auf dem Stempel angebracht werden. Stempel- 
marken sind solche Wertzeichen, die, unter öffentlicher Autorität ausgestellt, dazu be- 
stimmt sind, die Entrichtung von Steuern, Abgaben usw. zu erleichtern und zu über- 
wachen (RGSt. 68 381). Zu den Stempelmarken gehören z. B. auch die Gerichtskosten- 
marken (RGSt. 59 324). Stempelabdruck ist der Abdruck, der durch Verwendung 
eines Druckstocks hergestellt worden ist. 


2. Zu den Postfreimarken gehören auch die mit eingedruckter Marke versehenen 
Postkarten. Den Freimarken stehen Stempelabdrücke gleich, die auf Postsendungen 
zur Freimachung angebracht werden (Art. 3 Ges. vom 23. Nov. 1921, RGBl. S. 1375). 
Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Bestimmung auf zwischenstaatliche Antwort- 
scheine (vgl. Art. 81 des Weltpostvertrages vom 20. März 1934, RGBI.I1 S. 855). 


II. Die einzelnen Tatbestände im übrigen. 


1. In Nr. 1 wird das wissentliche Gebrauchmachen von falschen oder gefälschten 
Wertzeichen mit Strafe bedroht. Die Vorschrift entspricht dem $ 270. Falsch ist das 
unbefugt hergestellte, gefälscht das unbefugt veränderte Wertzeichen. Ein Stempel- 
abdruck ist nicht schon dann falsch, wenn er unrichtig ist, sondern nur, wenn er un- 
echt ist (RGSt.52 257). Unter Gebrauchmachen ist nicht nur der bestimmungs- 
gemäße Gebrauch, sondern auch der Verkauf an Dritte zu verstehen. Erforderlich ist 
dabei aber immer, daß von den Wertzeichen in dieser ihrer Eigenschaft im Rechts- 
verkehr mit Dritten Gebrauch gemacht wird; ein Gebrauch der Wertzeichen als Ware, 
z. B. die Veräußerung von Briefmarken an Sammler, fällt nicht unter den vorliegenden 
Tatbestand (vgl. RGSt.6 391, 24 113). Es ist nicht notwendig, daß das Gebrauch- 
machen zum Zwecke der Täuschung geschieht. Wissentlich bezeichnet hier den Vor- 
satz mit Einschluß des bedingten Vorsatzes (LK Anm. 5, Olshausen Anm. 8a). 


2. Nr. 2 erfaßt die Anfertigung unechter Wertzeichen, sofern sie in der Absicht ge- 
schieht, die Wertzeichen als echt zu verwenden. Die Bestimmung entspricht einem 
Teil des Tatbestandes des $ 267; ein Gebrauchmachen ist hier aber nicht erforderlich. 
Entsprechend wie die Pässe sind die Kennkarten (VO v. 22. Juli 1938, RGBIl. I S. 913) 
zu behandeln. Absichtlich handelt der Täter, wenn sein Wille auf die Verwendung 
der unechten Wertzeichen als echt gerichtet ist; bedingter Vorsatz genügt nicht. 

8. Nr. 8 bedroht die Verfälschung von echten Wertzeichen mit Strafe, sofern sie in 
der Absicht geschieht, die Wertzeichen zu einem höheren Werte zu verwenden. Die 
Bestimmung entspricht einem Teil des Tatbestandes des $ 267; ein Gebrauchmachen 
ist hier aber nicht erforderlich. Über Absicht vgl. oben 2. 
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TV. Eine Konkurrenz zwischen Nr. 1 einerseits, Nr. 2, 3 andererseits ist nicht mög- 
lich (RGSt. 68 382). 


Als Spezialgesetze gehen vor $405 Reichsabgabenordnung, $ 1496 Reichsversiche- 
rungsordnung, $ 350 Angestelltenversicherungsges., $$ 27 Abs. 1 Nr. 3, 28 Postgesetz. 


V. Über die Möglichkeit der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte xgl. 
$ 280. 


VI. Das kommende Recht will in den Abschnitt über Geldfälschung eine Vorschrift über Wert- 
zeichenfälschung aufnehmen (Lorenz in Gürtner II S. 357); es will dabei den $ 275 mit den Vor- 
schriften der Steuergesetze und der Versicherungsgesetze zusammenfassen und nach verschiedenen 
Richtungen ausdehnen. Als Gegenstand des Schutzes sollen allgemein inländische und ausländische 
amtliche Wertzeichen und Wertmarken genannt werden. Als Strafe will das kommende Recht Ge 
fängnis, für besonders schwere Fälle Zuchthaus androhen. 


8 276 


Wer wissentlich schon einmal zu stempelpflichtigen Urkunden, Schriftstücken oder 
Formularen verwendetes Stempelpapier oder schon einmal verwendete Stempelmarken 
oder Stempelblankette, ingleichen Stempelabdrücke, welche zum Zeichen stattgehabter 
Versteuerung gedient haben, zu stempelpflichtigen Schriftstücken verwendet, wird, außer 
der Strafe, welche durch die Entziehung der Stempelsteuer begründet ist, mit Geldstrafe 
bestraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wissentlich schon einmal verwendete Post- oder 
Telegraphenwertzeichen nach gänzlicher oder teilweiser Entfernung des Entwertung- 
zeichens zur Frankierung benutzt. Neben dieser Strafe ist die etwa wegen Entziehung der 
Post- oder Telegraphengebühren begründete Strafe verwirkt. 


I. Die Vorschrift bedroht die wiederholte Verwendung der in $ 275 genannten Wert- 
zeichen mit Strafe. 
Ergänzend vgl. $ 364. 


II. Objekte der Tat sind schon einmal verwendete Stempelwertzeichen oder Post- 
wertzeichen. Schon einmal verwendet ist ein Wertzeichen dann, wenn es ordnungs- 
mäßig entwertet ist (RGSt. 80 386, 87 153). 


IH. Die Handlung besteht in der Wiederverwendung der schon einmal verwendeten 
Zeichen. Unter Wiederverwendung sind alle Tätigkeitsakte zu verstehen, durch die 
der Schein ordnungsmäßiger Verwendung hervorgerufen werden soll. Im Unterschied 
zu $275 kommt hier aber nur der bestimmungsgemäße Gebrauch in Betracht. Bei 
Stempelwertzeichen ist die Wiederverwendung schlechthin strafbar, ohne Rücksicht 
darauf, ob ein Entwertungszeichen vorher entfernt.worden ist oder nicht (Abs. 1). Bei 
Postwertzeichen ist die Wiederverwendung dagegen nur dann strafbar, wenn das 
Entwertungszeichen ganz oder teilweise entfernt worden ist (Abs. 2); anderenfalls greift 
827 Abs. 1 Nr. 3 Postgesetz ein (hierzu RGSt. 68 133). Die Entfernung des alten Ent- 
wertungszeichens kann dadurch erfolgen, daß der auf dem Zeichen befindliche Stempel 
durch eine neue Stempelung unkenntlich gemacht wird (RG HRR 1987 Nr. 211). Es 
ist nicht erforderlich, daß der Täter selbst das Entwertungszeichen entfernt hat; es 
genügt, daß er von der Entfernung weiß. Unter Abs. 2 fällt auch die Abstempelung 
schon einmal verwendeter Postwertzeichen durch einen zur Führung des Poststempels 
berechtigten Beamten (RG GoltdArch. 77 S. 200). Vollendet ist die Tat erst, wenn der 
frankierte Brief in den Bereich der Postverwaltung gelangt (RGSt. 68 304 mit Anm. 
Rietzsch DStR 1934 S. 389). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Obwohl das Gesetz hier von 
wissentlichem Handeln spricht, wird bedingter Vorsatz als ausreichend anzusehen sein 
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(Olshausen Anm.4). Nach RGSt. 87 155 ist es ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum, 
wenn sich der Täter irrtümlich zur abermaligen Verwendung der schon einmal ver- 
wendeten Marken für befugt gehalten hat. 


V. Zu der auf Grund der vorliegenden Bestimmung verwirkten Strafe ist bei der 
Wiederverwendung von Postzeichen die wegen der Entziehung der Postgebühr usw. 
verwirkte Strafe hinzuzunehmen; $$ 73, 74 sind nicht anzuwenden (RGSt. 87 153). 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 133. Realkonkurrenz kommt mit $ 348 Abs. 2 
in Betracht (RGSt. 68 206 mit Anm. Klee JW 1934 S. 2062). Gesetzeskonkurrenz be- 
steht mit $ 263; die vorliegende Bestimmung ist das speziellere Gesetz (RGSt. 68 303). 

Als Spezialgesetze gehen vor $405 Reichsabgabenordnung, $ 1497 Reichsversiche-' 
rungsordnung, $ 351 Angestelltenversicherungsges. 

VII. Das kommende Recht will eine Vorschrift über das Wiederverwenden eines Wertzeichens in 
den Abschnitt über die Geldfälschung aufnehmen (vgl. Lorenz in Gürtner II S. 357). Die Bestim- 
mung soll sich auf alle gegen Fälschung geschützten Wertzeichen oder Marken beziehen. Iın Unter- 
schied zum geltenden Recht soll es auch bei der Wiederverwendung von Postfreimarken nicht mehr 


erforderlich sein, daß die erneute Benutzung nach gänzlicher oder teilweiser Entfernung des Ent- 
wertungszeichens geschieht. 


S 277 


Wer unter der ihm uicht zustehenden Bezeichnung als Arzt oder als eine andere ap- 
probierte Medizinalperson oder unberechtigt unter dem Namen solcher Personen ein Zeug- 
nis über seinen oder eines anderen Gesundheitszustand ausstellt oder ein derartiges echtes 
Zeugnis verfälscht, und davon zur Täuschung von Behörden oder Versicherungsgesell- 
schaften Gebrauch macht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Fälschung von Gesundheitszeugnissen. Das Wesen 
des Tatbestandes besteht nicht in der Schaffung einer Urkunde mit unrichtigem In- 
halt, sondern in dem Mißbrauch der urkundlichen Beglaubigungsform (RGSt. 20 140). 


II. Gesundheltszeugnisse sind nicht nur Zeugnisse über den gegenwärtigen Gesund- 
heitszustand eines Menschen, sondern auch solche über früher durchgemachte Krank- 
heiten und die von ihnen zurückgelassenen Spuren, weiter auch Zeugnisse über die 
Aussichten, von gewissen Krankheiten befallen oder von ihnen verschont zu werden 
(Binding Lehrbuch 2 S. 273). Ein Zeugnis über die Todesursache eines Menschen ist 
kein Gesundheitszeugnis (RGSt. 65 78). 

Die Befugnis zur Bezeichnung als Arzt ist in $$ 2, 11 Rache kinung vom 13.De- 
zember 1935 (RGBIl.1 8.1433) und Ges. vom 30. Mai 1940 (RGBIl. IS. 827) geregelt. 
Für Zahnärzte gilt bis zum Erlaß einer der Reichsärzteordnung entsprechenden ge- 
setzlichen Regelung noch $ 29 Gewerbeordnung (Landmann-Rohmer, Kommentar zur 
Gewerbeordnung [9. Aufl. 1938] Bd. I S. 316). Zu den anderen approbierten Medizinal- 
personen gehören Hebammen ($$ 4, 6 Ges. vom 21. Dezember 1938, RGBI.]I S. 1893), 
Heilpraktiker ($1 Ges. vom 17. Februar 1939, RGBl.I S. 251), Krankenpfleger und 
Krankenschwestern ($16 VO vom 28. September 1938, RGBl.I $. 1310), Säuglings- 
und Kinderschwestern ($ 17 VO vom 15. November 1939, RGBl. 1 S. 2239), medizinisch- 
technische Gehilfinnen und medizinisch-technische Assistentinnen ($ 27 VO vom 17.Fe- 
bruar 1940, RGBI.]I S. 374). 


DI. Die Handlung besteht aus zwei Akten. 
1. Für den ersten Akt sieht das Gesetz drei Möglichkeiten vor. 


a) Es stellt jemand unter seinem richtigen Namen ein Gesundheitszeugnis aus 
und bezeichnet sich dabei als Arzt oder als andere approbierte Medizinalperson, ohne 
es zu Sein. 
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b) Es stellt jemand unter dem Namen eines anderen, der Arzt oder eine andere 
approbierte Medizinalperson ist, ein Gesundheitszeugnis aus. 


c) Es verfälscht jemand ein von einem Arzt oder einer anderen approbierten Me- 
dizinalperson ausgestelltes Zeugnis. Der ausstellende Arzt kann das Zeugnis auch nicht 
durch eine spätere Änderung verfälschen (OLG Celle HRR 1988 Nr. 286). 


2. Der zweite Akt besteht in dem Gebrauchmachen zur Täuschung von Behörden 
oder Versicherungsgesellschaften. Als Behörden sind hier — mindestens in entsprechen- 
der Anwendung ($2) — auch die Ortskrankenkassen anzusehen, ebenso Unfallberufs- 
genossenschaften; RGSt. 74 270 (mit Anm. Mezger DR 1940 S. 2060 und Anm.L.Rich- 
ter ZAkDR 1940 S. 360) läßt es dahingestellt, ob die Ortskrankenkasse im Sinne des 
StGB eine Behörde ist. Als Versicherungsgesellschaft ist jedes private Versiche- 
rungsunternehmen anzusehen, das in Ausübung seines Gewerbes Gesundheitszeugnisse 
der bezeichneten Art bedarf. Die Täuschung braucht sich nur auf die Person des Aus- 
stellers oder dessen Eigenschaft als Arzt oder approbierte Medizinalperson zu beziehen; 
die Täuschung braucht nicht darauf gerichtet zu sein, eine falsche Vorstellung über 
den Gesundheitszustand zu erwecken (RGSt. 80 140). Es wird nicht vorausgesetzt, daß 
die Täuschung gelungen ist. 


TV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


V. Über die Möglichkeit der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
vgl. $ 280. 


VL Idealkonkurrenz ist mit $16 Reichsärzteordnung möglich, für Zahnärzte mit 
8147 Abs. 1 Nr. 3 Gewerbeordnung, weiter auch mit $ 263. Gesetzeskonkurrenz besteht 
mit $ 267; die vorliegende Bestimmung geht als Spezialgesetz vor (RGSt. 61; vgl. aber 
RGSt. 67 117). 


VII. Das kommende Recht will die $$ 277-279 zu einem Tatbestand über die Ausstellung unwahrer 
ärztlicher Zeugnisse zusamınenfassen. Der Tatbestand ist gegenüber deın geltenden Recht erheblich 
erweitert. Mit Gefängnis bedroht wird eine staatlich geprüfte oder staatlich anerkannte Medizinal- 
person, die bei der berufsinäßigen Ausübung der Heilkunde, Krankenpflege, Geburtshilfe oder Leichen- 
schau ein unwahres Zeugnis zur Täuschung im Rechtsverkehr ausstellt. Einer Medizinalperson steht 
gleich, wer sich unbefugt als solche bezeichnet. Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Haft wird 
bedroht, wer ein solches Zeugnis zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht. Vgl. Lorenz in Gürtner 
II S. 364, 365, 368. Die Bestimmung soll nach späteren Erwägungen in den Abschnitt über die .Ver- 
letzung der Dienstpflicht eingeordnet werden. Für diese Eingruppierung ist der Gedanke maßgebend, 
daß die staatliche Prüfung oder Anerkennung, die das kommende Recht für die als Täter in Betracht 
kommenden Medizinalpersonen voraussetzt, diesen eine amtsähnliche Stellung verleiht. 


g 278 


Ärzte und andere approbierte Medizinalpersonen, welche ein unrichtiges Zeugnis über 
den Gesundheitszustand eines Menschen zum Gebrauche bei einer Behörde oder Versiche- 
rungsgesellschaft wider besseres Wissen ausstellen, werden mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu zwei Jahren bestraft. 


I. Die Bestimmung behandelt das Ausstellen unrichtiger Gesundheitszeugnisse. Es 
handelt sich hier um Zeugnisse, die von einer zur Ausstellung befugten Person ausgestellt 
sind, die aber inhaltlich unrichtig sind. 


II. Über Gesundheitszeugnisse vgl. $277 Anm. II. Unrichtig ist auch ein Zeugnis, 
in dem ein Arzt einen Befund bescheinigt, ohne eine Untersuchung vorgenommen zu 
haben (RGSt. 74 231 mit Anm. Mittelbach DR 1940 8. 1519). 

Über Ärzte und andere Medizinalpersonen vgl. $ 277 Anm. 1I. 

Das Zeugnis muß zum Gebrauch bei einer Behörde oder Versicherungsgesellschaft 
(vgl. 8277 Anm. I11 2) ausgestellt sein. 
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Vollendet ist die Tat mit der Ausstellung des Zeugnisses zu dem genannten Zweck; 
Gebrauchmachen ist zur Vollendung nicht erforderlich. 


II. Für den inneren Tatbestand verlangt das Gesetz Handeln wider besseres 
Wissen. Damit ist bedingter Vorsatz bezüglich der Unrichtigkeit des Inhalts aus- 
geschlossen; hinsichtlich der Bestimmung des Zeugnisses ist aber bedingter Vorsatz 
ausreichend. Zum Irrtum vgl. RGSt. 74 231. 


IV. Wegen der Möglichkeit der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
vgl. $ 280. 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 348; die vorliegende Bestimmung ist das spe- 
ziellere Gesetz. 


VI. Über das kommende Recht vgl. $277 Anm.VII. 


Ss 279 
Wer, um eine Behörde oder eine Versicherungsgeselischaft über seinen oder eines ande- 


ren Gesundheitszustand zu täuschen, von einem Zeugnisse der in den 88 277 und 278 be- 
zeichneten Art Gebrauch macht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


1. Die Bestimmung behandelt das Gebrauchmachen von gefälschten oder un- 
richtigen Gesundheitszeugnissen. Es genügt, daß es sich um ein objektiv un- 
richtiges Zeugnis handelt; es ist nicht erforderlich, daß der Aussteller das Zeugnis wider 
besseres Wissen ausgestellt hat (RGSt. 82 296 und die überwiegende Meinung im Schrift- 
tum; and. v. Liszt-Schmidt S. 754 Anm. 14). Es wird auch nicht vorauszusetzen sein, 
daß der Arzt usw. das Zeugnis zum Gebrauch bei einer Behörde oder Versicherungs- 
gesellschaft ausgestellt hat (LK Anm.1). 

Für den inneren Tatbestand ist erforderlich, daß der Täter die Unrichtigkeit des Zeug- 
nisses kennt; bedingter Vorsatz genügt. Weiter muß der Täter in der Absicht handeln, 
eine Behörde oder eine Versicherungsgesellschaft zu täuschen. 


I. Über die Möglichkeit der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
vgl. $ 280. 

IIL Idealkonkurrenz ist mit $ 263 möglich. 

IV. Über das kommende Recht vgl. 8277 Anm.VII. 


5 280 


Neben einer nach Vorschrift der 88 267, 274, 275, 277 bis 279 erkannten Geflängnis- 
strafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Voraussetzung für die Zulässigkeit der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
ist stets, daß die Dauer der erkannten Strafe drei Monate erreicht ($ 32 Abs. 1). 


Für das kommende Recht ist wegen der Neuregelung der Ehrenstrafen hier keine entsprechende 
Bestimmung vorgesehen; vgl. Lorenz in Gürtner II S. 357. 


g 281 


Wer ein Ausweispapier, das für einen anderen ausgestellt ist, vorsätzlich zur Täuschung 
im Rechtsverkehr gebraucht, oder wer zur Täuschung im Rechtsverkehr einem anderen 
ein Ausweispapier überläßt, das nicht für diesen ausgestellt ist, wird mit Gefängnis, In 
besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

Einem Ausweispapier stehen Zeugnisse und andere Urkunden gleich, die im Verkehr 
als Ausweis verwendet werden. 
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1. Die Bestimmung behandelt den Mißbrauch eines Ausweises. Die Vorschrift ist 
durch das Ges. vom 4. September 1941 (RGBl.1 S. 549) „zwecks schärferer Bekämp- 
fung des Mißbrauchs von Ausweispapieren‘ eingefügt worden; gleichzeitig hat das 
Gesetz den $ 363 gestrichen. Die Bestimmung entspricht dem für das kommende Recht 
in Aussicht genommenen Tatbestand (Lorenz in Gürtner II S. 361, 365, 368). 


II. Gegenstand der Tat sind Ausweispapiere sowie Zeugnisse und andere Urkunden, 
die im Verkehr als Ausweis verwendet werden. Der vorliegende Tatbestand bezieht sich 
aber nur auf echte, unverfälschte Urkunden der genannten Art (Schwarz Anm. 2B; 
and. Schlosky DR 1942 S. 711). Die unbefugte Anfertigung falscher Ausweispapiere 
und die Verfälschung echter Ausweispapiere ist als Urkundenfälschung ($ 267) strafbar; 
der Gebrauch eines falschen oder verfälschten Ausweispapiers fällt auch unter $ 267. 
Hat jemand für sich einen echten Ausweis unter falschem Namen erwirkt, dann kommt 
$ 271 in Betracht. 


1. Ausweispapiere sind Papiere, die von einer mit hoheitlicher Gewalt versehenen 
Stelle ausgestellt sind und die dem Nachweis der Identität oder der persönlichen Ver- 
hältnisse dienen sollen. Hierher sind z. B. zu rechnen Kennkarten, Führerschein, Be- 
hördenausweise mit Lichtbildern, standesamtliche Geburtsurkunden, Studentenaus- 
weise, die von der NSDAP und ihren Gliederungen ausgestellten Ausweise mit Licht- 
bild. Für Pässe geht $ 3 VO vom 27. Mai 1942 (RGBl. I S. 348) dem $ 281 vor. 

2. Einem Ausweispapier stehen Zeugnisse und andere Urkunden gleich, die im Ver- 
kehr als Ausweis verwertet werden. Hierher gehören z. B. Schulzeugnisse, Diplome, 
welche die Befugnis zur Führung amtlich anerkannter Titel geben, amtsärztliche Zeug- 
nisse über den Gesundheitszustand, Taufscheine, Quittungskarten der Invalidenver- 
sicherung, Steuerkarten, Zivilversorgungsscheine, Wandergewerbescheine, Urlaubs- 
scheine der Wehrmacht, Arbeitsbücher, Ausweise eines größeren Unternehmens für seine 
Gefolgschaftsmitglieder, Mitgliedspapiere der NSDAP, ihrer Gliederungen und an- 
geschlossenen Verbände. 


IH. Als strafbare Handlung nennt das Gesetz ausdrücklich zweierlei: 

1. Die Handlung kann einmal darin bestehen, daß jemand ein Ausweispapier, das 
für einen anderen ausgestellt ist, gebraucht. Vgl. hierzu $ 267 Anm. V 5. 

2. Als Handlung kommt weiter in Betracht, daß jemand einem anderen ein Aus- 
weispapier überläßt, das nicht für diesen ausgestellt ist. Hierdurch ist eine Beihilfehand- 
lung zur selbständigen Straftat ausgestaltet. Es ist hier nicht erforderlich, daß das Aus- 
weispapier für den Überlassenden ausgestellt ist; erfaßt wird vielmehr jedes Über- 
lassen von Ausweispapieren, die nicht für den Empfänger ausgestellt sind. Strafbar 
kann es also auch sein, wenn der X ein für den A ausgestelltes Ausweispapier dem B 
überläßt. 

8. Entsprechend anwendbar ($ 2) dürfte die Vorschrift auf den sein, der sich ein für 
ihn nicht ausgestelltes Ausweispapier zur Täuschung im Rechtsverkehr verschafft. Aus- 
drücklich ist diese Alternative jetzt in $1 Abs. 1 Nr. 1 Verbrauchsregelungs-StrafVO 
vom 26. November 1941 (RGBl.I S. 734) genannt. 

4. Das Gebrauchen, Überlassen oder Verschaffen muß stets zur Täuschung im Rechts- 
verkehr erfolgen; hierüber unten IV 2. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz und eine bestimmte Absicht erforderlich. 


1. Für den Vorsatz ist hier wie auch sonst ($59 Anm. II) das Wissen und Wollen 
aller Tatbestandsmerkmale sowie das Bewußtsein des Täters erforderlich, gegen ein 
Gesetz zu verstoßen oder sonst Unrecht zu tun. Bedingter Vorsatz genügt. 
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2. Der Täter muß weiter zur Täuschung im Rechtsverkehr handeln. Dies ist dann 
der Fall, wenn die Absicht des Täters dahin geht, mit dem Ausweispapier im Rechts- 
leben zu täuschen und den Getäuschten zu einem rechtlich erheblichen Verhalten zu 
bestimmen (näher $ 267 Anm.VIII 2). 


V. Der Versuch ist strafbar (Abs. 1 Satz 2). 


VI. Die Strafe ist Gefängnis, in besonders schweren Fällen Zuchthaus. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 263. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 27 VO 
über das Arbeitsbuch vom 22. April 1939 (RGBl.1I S. 824); der vorliegende Tatbestand 
geht vor (vgl. auch die AV in DJ 1942 S. 214). Dem $ 281 geht andererseits $ 3 Paß- 
strafVO vom 27. Mai 1942 (RGBl. I S. 348) vor. 


VIII. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark ($3 VO vom 
24. September 1941, RGBIl.I S. 581). 


VIERUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT. BANKEROTT 


(55 282, 283 sowie $ a alter Fassung sind durch $$ 239-241 KO ersetzt, 
die im Anhang abgedruckt sind.) 


FÜNFUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT 


STRAFBARER EIGENNUTZ UND VERLETZUNG 
FREMDER GEHEIMNISSE 


I. Der Abschnitt faßt eine Reihe von Tatbeständen zusammen, die kein gemeinsames 
Schutzobjekt haben. Das einzige gemeinsame Merkmal dieser verschiedenartigen Tat- 
bestände besteht darin, ‚daß sie in andere Abschnitte des StGB nicht hineinpassen“ 
(LK Bem. vor $ 284). Hieraus ergibt sich, daß aus der Überschrift des Abschnitts keine 
Anhaltspunkte für die Auslegung der einzelnen Bestimmungen entnommen werden 
können. 


ll. Für das kommende Recht ist kein entsprechender Abschnitt vorgesehen. Die einzelnen Tat- 
bestände sollen in die sachlich passenden Abschnitte eingeordnet werden; für gewisse Gruppen von 
Tatbeständen sollen neue Abschnitte geschaffen werden, wie für Glücksspiel und Wilderei. 


S 284 

Wer ohne behördliche Erlaubnis öffentlich ein Glücksspiel veranstaltet oder bält oder 
die Einrichtungen hierzu bereitstellt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geld- 
strafe oder mit Geldstrafe bestraft. 

Als öffentlich veranstaltet gelten auch Glücksspiele in Vereinen oder geschlossenen Ge- 
sellschaften, in denen Glücksspiele gewohnheitsmäßig veranstaltet werden. 

Schrifttum: Elster-Greiner, Glücksspiel, in: Handwörterbuch der Kriminologie Bd. I (1933) 
S. 622. -— Seelig, Das Glücksspielstrafrecht, 1923. -— Weiser, Begriff, Wesen und Formen des straf- 
baren Glücksspiels, 1930. -— Müller, Das Glücksspiel in kriminalsoziologischer Betrachtung, 1938 
(Strafr. Abh. Heft 298). 

I. Die Bestimmung bedroht Teilnahmehandlungen am Glücksspiel, in ihrer dritten 
Alternative Vorbereitungshandlungen hierzu mit Strafe; das Spielen selbst wird 
in $ 2842a und in $ 285 behandelt. 

Der Grund für die Strafbarkeit des Glücksspiels und gewisser Teilnahmehandlungen 
liegt in seiner vermögensgefährdenden Bedeutung (Gerland S. 663; v. Liszt-Schmidt 
S. 687; Mezger Grundriß S. 231). RGSt. 65 195 bezeichnet es als Sinn und Zweck des 
Gesetzes, ‚die wirtschaftliche Ausbeutung der natürlichen Spielleidenschaft des Pu- 
blikums unter obrigkeitliche Kontrolle und Zügelung zu nehmen“. Nach Weiser aaO 
S. 83 ist das durch das Glücksspiel angegriffene Rechtsgut die wirtschaftliche Ordnung, 
ein Teilkomplex der öffentlichen Wohlfahrt. 

Das kommende Recht will einen besonderen Abschnitt über Glücksspiel schaffen; dieser Abschnitt 
soll in die Gruppe ‚‚Schutz des Vermögens‘' eingeordnet werden. 

Ergänzend vgl. jetzt $ 6 PolizeiVO zum Schutze der Jugend vom 10. Juni 1943 
(RGBI. IS. 349). 


II. Das Glücksspiel ist eine Unterart des Spiels. Es muß daher zunächst das Spiel 
von der mit ihm verwandten Wette abgegrenzt werden. Innerhalb des Spiels ist sodann 
zwischen dem Glücksspiel und dem Geschicklichkeitsspiel zu unterscheiden. 


1. Spiel und Wette haben gemeinsam, daß bei ihnen Gewinn und Verlust von streiti- 
gen oder ungewissen Ereignissen abhängig gemacht werden. Das kennzeichnende Unter- 
scheidungsmerkmal ist nach der heute durchaus herrschenden Ansicht der Ver- 
tragszweck; beim Spiel ist der Zweck des Tätigwerdens Unterhaltung oder Gewinn; 
bei der Wette ist der Zweck des Tätigwerdens die Bekräftigung eines ernsthaften Mei- 
nungsstreites (RGSt.6 425); kritisch hierzu jetzt wiederum Weiser aaO S.&. Beruht 
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die Vereinbarung des Gewinns auf einem wirtschaftlich berechtigten Interesse, dann liegt 
auch in den Fällen kein Spiel vor, in denen der Geschäftserfolg von einer Ungewißheit 
abhängig gemacht wird; aus diesem Grunde gehören Versicherungsgeschäfte nicht zu 
den Spielgeschäften. Die Entwicklung einer Tätigkeit ist für den Begriff des Spiels 
nicht erforderlich (Kommentar von Reichsgerichtsräten zum BGB [9. Aufl.) $ 762 
Anm.18; and. Frank Anm.Il). 


2. Als Glücksspiel ist ein Spiel anzusehen, bei dem die Entscheidung über Gewinn und 
Verlust nicht wesentlich von den Fähigkeiten und Kenntnissen und vom Grade der Auf- 
merksamkeit der Spieler bestimmt wird, sondern allein oder hauptsächlich vom Zufall. 
Als Zufall ist dabei das Wirken einer unberechenbaren, der entscheidenden Mitwirkung 
der Beteiligten in ihrem Durchschnitt entzogenen Ursächlichkeit anzusehen (RGSt. 62 
165). Ein Geschicklichkeitsspiel liegt dagegen vor, wenn nicht der Zufall, sondern körper- 
liche oder geistige Fähigkeit die Entscheidung über Gewinn und Verlust bestimmt. 
Genau das gleiche Spiel kann ein Glücksspiel sein, wenn es von Unkundigen gespielt 
wird, dagegen ein Geschicklichkeitsspiel, wenn die Spieler Übung und Erfahrung be- 
sitzen. Innerhalb der gleichen Veranstaltung kann dasselbe Spiel aber nicht bald Glücks- 
spiel und bald Geschicklichkeitsspiel sein; bei der einzelnen Veranstaltung ist vielmehr 
über den Charakter des Spiels einheitlich zu entscheiden. Gehören zu den Spielern ge- 
übte und ungeübte, erfahrene und unerfahrene Personen, so kommt es darauf an, ob der 
Durchschnitt der Spieler die erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzt 
(RGSt. 41 333, RG JW 1980 S. 2551 mit Anm. Kern). Eingehend über die Abgrenzung 
von Glücksspiel und Geschicklichkeitsspiel Weiser aaO S. 25. 

Für die strafrechtliche Bewertung kommen Glücksspiele nur dann in Betracht, 
wenn der vereinbarte Gewinn einen Vermögenswert hat (RGSt. 40 33). Erforderlich 
ist weiter, daß es sich um Gewinne von nicht ganz unbedeutendem Werte handelt; 
keine Glücksspiele sind daher Unterhaltungsspiele um geringwertige Gegenstände 
(RGSt. 674). Ob der Gewinn von unbedeutendem Wert ist, ist nach den konkreten 
Verhältnissen der Mitspielenden zu entscheiden (Frank Anm.IlI, v. Liszt-Schmidt 
S.688). Demgegenüber sind nach RGSt. 18 343, 19 253 die allgemeinen gesellschaft- 
lichen Anschauungen entscheidend. Weitere abweichende Auffassungen bei Gerland 
S. 664, LK Anm. III 2, Olshausen Anm. 2b, Schwarz Anm. 1 Bb, aa. 

Eine gewinnsüchtige Absicht ist für den Begriff des Glücksspiels nicht erforderlich 
(RGSt. 88 237). 

Über die Abgrenzung zwischen Glücksspiel einerseits, Lotterie und Ausspielung 
andererseits vgl. $ 286 Anm.II 1a, 2a. 


8. Beispielsweise sind von der Rechtsprechung zu den Glücksspielen gerechnet worden 
Kümmelblättchen (RGSt. 28 284, vgl. aber RG JW 1927 S. 2236, KG JW 1928 S. 275), 
Kartenlotterie (RGSt. 12 388), Lotto (RGS.18 343), Pokern (RG JW 1906 S. 789), 
Meine Tante deine Tante (RG 9 153), Romme (KG HRR 1929 Nr. 1803), Roulette 
(RGSt.14 30), Würfelspiele um Geld (RGSt. 10 252); über Ecarte vgl. RG JW 1928 
S. 2240, 1980 S. 2551 mit Anm. Kern, über Mauscheln vgl. RGSt. 61 356. Bei Geld- 
spielautomaten kommt es auf die Beschaffenheit des einzelnen Apparates an; vgl. 
über Bajazzoautomaten RGSt. 62 163, Hansa-Automaten RGSt. 64 219 und sogen. 
Mintautomaten RGSt. 64 355; vgl. ferner RG JW 19383 S. 2147 mit Anm. Klee. Auch 
ein sogen. Preisskat kann unter Umständen ein Glücksspiel sein; vgl. den Runderlaß be 
Krug-Schäfer-Stolzenburg, Strafrechtliche Verwaltungsvorschriften (2.Aufl.1939) S. 329i 


Über den Betrieb eines Totalisators, über das Wetten an einem Totalisator und 
über das Buchmachen vgl. Rennwett- und Lotterieges. vom 8. April 1922 (RGBl. I 
S. 393). 


619 


S 2834 II, IV 25. Abschnitt. Strafbarer Eigennutz usw. 


IH. Das Glücksspiel kommt für den vorliegenden Tatbestand nur in Betracht, sofern 
es öffentlich ist. Die Öffentlichkeit stellt hier eine Eigenschaft des Glücksspiels dar; sie 
bezieht sich trotz des Wortlauts des Gesetzes nicht auf die Tätigkeit des Veranstaltens 
usw. (Frank Anm. I, Olshausen Anm. 8). Öffentlich ist ein Glücksspiel, wenn für einen 
größeren, nicht fest geschlossenen Personenkreis die Möglichkeit besteht, sich an ihm 
zu beteiligen (RGSt. 57 193). Nicht öffentlich ist z. B. das Spiel in geschlossenen Eisen- 
bahnabteilen eines fahrenden Zuges (RGSt. 68 45); anders ist es nach RG HRR 1929 
Nr. 1272 bei einem ganzen Eisenbahnwagen, innerhalb dessen die Mitfahrenden ihre 
Plätze wechseln können. Ein Spiel, das in einer geschlossenen Gesellschaft nach Eintritt 
der Polizeistunde unter bestimmten zurückgebliebenen Gästen stattfindet, ist nicht 
öffentlich. 

Als öffentlich veranstaltet gelten weiter aber auch Glücksspiele in Vereinen oder 
geschlossenen Gesellschaften, in denen Glücksspiele gewohnheitsmäßig ver- 
anstaltet werden (Abs. 2). Als geschlossene Gesellschaften können auch regelmäßige 
Zusammenkünfte eines bestimmten Verwandten- oder Freundeskreises anzusehen sein. 
Um die Strafbarkeit nicht unangemessen weit auszudehnen, wird zu erfordern sein, daß 
hier die Teilnehmer einen Hang zum Spielen haben müssen (and. LK Anm. V). Das 
kommende Recht will den öffentlichen Glücksspielen nur solche gleichstellen, die in 
Spielklubs oder ähnlichen geschlossenen Vereinen gewohnheitsmäßig veranstaltet werden 
(K. Schäfer in Gürtner II S. 544). 


IV. Als Handlung nennt das Gesetz das Veranstalten oder Halten eines Glücksspiels 
sowie das Bereitstellen von Einrichtungen hierzu. 


1. Ein Glücksspiel veranstaltet, wer dem Publikum Gelegenheit zur Beteiligung am 
Glücksspiel gibt; es ist weiter erforderlich, daß eine Beteiligung am Spiel tatsächlich 
stattgefunden hat; die Aufstellung und die Zugänglichmachung eines Spielplanes genügt 
z. B. nicht (Frank Anm. 11, Olshausen Anm. 9a; and. RGSt. 61 15, Schwarz Anm. 2 A). 
Es ist aber nicht erforderlich, daß der Veranstalter selbst am Glücksspiel teilnimmt 
(Frank Anm. 1 1, Olshausen Anm. 9a; and. Gerland S. 665). In dem Geschäftsbetrieb 
eines sogenannten Wettkonzerns kann die Veranstaltung eines Glücksspiels liegen 
(RGSt. 57 190). 


2. Ein Glücksspiel hält, wer als Unternehmer die Spieleinrichtungen zur Verfügung 
stellt; auch hier ist Beginn des Spiels erforderlich (Frank Anm. I 2, Olshausen Anm. 9b). 


8. Als Handlung kommt ferner das Bereitstellen von Einrichtungen zum Glücksspiel 
in Betracht. 

a) Als Spieleinrichtungen sind hier alle Gegenstände anzusehen, die ihrer Natur nach 
bestimmt sind, gerade bei und zu dem Spiel benutzt zu werden (Frank Anm. 13, v. Liszt- 
Schmidt S. 691, Olshausen Anm. 9c). Hierher gehören z.B. Spielkarten, Würfelspiel- 
marken, Spieltische und Spielstühle von besonderer für das Spiel bestimmter Bauart. 
Es ist einerseits nicht erforderlich, daß die Gegenstände in besonderer Weise geeignet 
und bestimmt sein müßten, dem Glücksspiel zu dienen (and. LK Anm. VIla); in Be- 
tracht kommen vielmehr z. B. auch Spielkarten, mit denen Geschicklichkeitsspiele 
wie auch Glücksspiele gespielt werden können. Andererseits genügen hier aber nicht 
Einrichtungen, die neben anderen Zwecken außer dem Spiel auch dem Veranstalten 
von Glücksspielen zu dienen bestimmt und geeignet sind; Tische, Stühle und Räume, 
die sonst anderen Zwecken dienen, sind keine Spieleinrichtungen (and. RGSt. 56 117, 
246, Gerland S. 665, Schwarz Anm. 2C). 

b) Bereitgestelit sind Spieleinrichtungen, wenn sie den Spielern zur Benutzung beim 
Spiel zur Verfügung gestellt sind. Beginn des Spiels ist hier nicht erforderlich (Olshausen 
Anm. 9c; and. Frank Anm. 13). 
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c) Der Wirt, der in seinen Räumen Glücksspiele duldet, hält dadurch 
allein noch keine Spieleinrichtungen bereit; die gewöhnlichen Tische, Stühle und Räume 
sind keine Spieleinrichtungen (oben a). Der Wirt kann aber zu den Vergehen der $$ 284, 
285 Beihilfe leisten, und zwar auch durch Unterlassen (v. Liszt-Schmidt S. 691 Anm. 13, 
Frank Anm.13, Olshausen Anm.12); and. RGSt.56 117, Schwarz Anm.2C, nach 
denen der Wirt Täter ist. 


V. Die genannten Handlungen sind nur dann strafbar, wenn sie ohne behördliche 
Erlaubnis vorgenommen werden. Über Fälle, in denen eine Erlaubnis erteilt wird, und 
über die erforderlichen Voraussetzungen sind yor allem folgende Bestimmungen zu 
vergleichen. 


1. Über die Aufstellung mechanisch betriebener Spiele und Spieleinrich- 
tungen sowie über die gewerbsmäßige Veranstaltung anderer, eine Gewinnmöglichkeit 
bietender Spiele auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen 
Orten vgl. $ 33d Gewerbeordnung in der Fassung des Ges. vom 18. Dezember 1933 
(RGBl.I S. 1080) mit der DurchführungsVO vom 22. Mai 1935 (RGBl.1I S. 683) und 
hierzu die AV in DJ 1934 S. 1040. Vgl. dazu noch $ 6 PolizeiVO zum Schutze der Jugend 
vom 10. Juni 1943 (RGBl. IT S. 349). 


2. Über die Zulassung öffentlicher Spielbanken vgl. Ges. vom 14. Juli 1933 
(RGBI.1S. 480) in der Fassung des Ges. vom 23. März 1934 (RGBl. IS. 213) und hierzu 
VO vom 27. Juli 1938 (RGBl. 1 S. 955). 


8. Über Glücksspiel durch Rennwetten bei Pferderennen vgl. Rennwett- und 
Lotteriegesetz vom 8. April 1922 (RGBl. S. 393). 


4. Im übrigen ist auch die Bekanntmachung der Reichsregierung vom 27. Juli 1920 
(RGBI. S. 1482) über die behördliche Erlaubnis zum öffentlichen Glücksspiel insoweit in 
Kraft geblieben, als es sich um Spiele und Spieleinrichtungen handelt, die nicht nach 
$ 1 Abs. 1 oder 2 der VO. vom 22. Mai 1935 an: I S. 683) zulassungspflichtig sind 
($ 13 Abs. 2 dieser VO). 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (RGSt. 62 172 und die herr- 
schende Auffassung im Schrifttum; and. LK Anm. VIII, der mit Rücksicht auf die 
polizeiliche Natur der Vorschrift Fahrlässigkeit als ausreichend ansieht). Nimmt jemand 
trotz Kenntnis der maßgebenden Umstände irrtümlich an, daß Spiele an einem be- 
stimmten Automaten keine Glücksspiele seien, so ist dies nach RGSt. 62 171 ein unbe- 
achtlicher Strafrechtsirrtum. Die irrige Annahme des Täters, er habe eine wirksame 
behördliche Erlaubnis, macht ihn straflos (RG JW 19830 S. 3857 mit Anm. Kern); der 
Irrtum über die Notwendigkeit einer behördlichen Erlaubnis wird von RG JW 1931 
S. 2791 als unbeachtlicher Strafrechtsirrtum angesehen. 


VIL Über Nebenstrafen vgl. $ 285a, über Einziehung vgl. $ 284b. 


VIH. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 263 (RGSt. 61 16), weiter mit $ 284a und 
nach der herrschenden Auffassung auch mit $ 285 (RGSt. 62 172, Frank Anm.1la.E., 
v. Liszt-Schmidt S. 691 Anm. 12, Olshausen Anm. 16); hierzu $ 285 Anm. VI. 


IX. Das kommende Recht will auch den mit Strafe bedrohen, der in seinen Räumen die öffentliche 
Veranstaltung eines Glücksspiels duldet. Den öffentlichen Glücksspielen sollen nur die gleichgestellt 
werden, die in Spielklubs oder ähnlichen geschlossenen Vereinen gewohnheitsmäßig veranstaltet werden. 
Die Bestimmung über die Einziehung (jetzt $ 284b) soll mit dem vorliegenden Tatbestand verbunden 
werden. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 543, 545. 
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S 284a 


Wer sich an einem öffentlichen Glücksspiel ($ 284) beteiligt, wird mit Gefängnis bis 
zu sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Die vorliegende Bestimmung bedroht die Betelligung am Öffentlichen Glücksspiel 
mit Strafe. Der Tatbestand bezieht sich nur auf Glücksspiele im Sinne des $ 284, nicht 
auf Ausspielungen und Lotterien ($ 286) ; das Spielen in einer ungenehmigten Ausspielung 
ist hier nicht mit Strafe bedroht. 


II. Am Glücksspiel beteiligt sich, wer selbst spielt, d.h. sich den vom Zufall abhängen- 
den Gewinn- und Verlustaussichten unterwirft. Beteiligter ist auch derjenige, der in 
Vertretung oder als Beauftragter eines anderen, auf dessen Rechnung das Spiel geht, 
spielt. 

Es wird nicht vorausgesetzt, daß das Ser von einem anderen als dem Spieler ver- 
anstaltet ist (Olshausen Anm. 1; and. Gerland S. 666). 


III. Die Rechtswidrigkeit wird durch eine behördliche Erlaubnis zur Veranstaltung 
des Spiels ausgeschlossen; vgl..$ 284 Anm. V. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Über Irrtumsfragen vgl. 
$ 284 Anm. VI. 


V, Strafbare Teilnahme ist nach den allgemeinen Grundsätzen möglich; die wichtigsten 
Formen der Teilnahme sind in $ 284 zu besonderen Delikten ausgestaltet. Beihilfe kann 
vor allem der Wirt leisten, der in seinen Räumen die Glücksspiele duldet (vgl. $ 284 
Anm. IV 3c). Wer einem anderen Geld zum Spielen für seine Rechnung gibt, kann je 
nach dem Vorsatz Mittäter oder Gehilfe sein (RGSt. 57 191). 


VI. Über Nebenstrafen vgl. $ 285a, über Einziehung vgl. $ 284b. 


Vo. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 284 (vgl. $ 284 Anm. VIIl), weiter nach der 
herrschenden Auffassung auch mit $ 285; hierzu $ 285 Anm. VI. Gesetzeskonkurrens 
besteht mit $ 8 Rennwett- und Lotteriegesetz; letztere Bestimmung geht als Spezial- 
gesetz vor. 

vi. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; es will die Straf- 


barkeit auf die Spieler beschränken, die sich gewerbs- oder gewohnheitsmäßig beteiligen. vgl. K. 
Schäfer in Gürtner II S. 544. 


S 28Ab 

In den Fällen der 88 284, 284a sind die Spieleinrichtungen und das auf dem Spieltisch 

oder in der Bank befindliche Geld einzuziehen, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer 
gehören. Andernfalls können die Gegenstände eingezogen werden. 


I. Die Bestimmung beschäftigt sich mit der Einziehung. Die Vorschrift ersetzt nicht 
den $ 40, sondern tritt neben’ ihn; bei Vorliegen der Voraussetzungen des $& 40 können 
auch Gegenstände eingezogen werden, deren Einziehung auf Grund der vorliegenden 
Bestimmung nicht in Betracht kommt. 

Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Einziehung auf Grund der vorliegenden Be- 
stimmung Sicherungsmaßregel; denn der überwiegende Zweck dieser Einziehung 
besteht darin, die Fortsetzung des verbotenen Spielbetriebes zu hindern (RGSt. 68 
380); vgl. $ 40 Ann... 


II. Voraussetzung für eine Einziehung auf Grund der vorliegenden Bestimmung ist 
stets eine Verurteilung aus $ 284 oder aus $ 284a; eine selbständige Einziehung ist 
nicht möglich (RGSt. 66 422). 
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Gegenstand der Einziehung auf Grund der vorliegenden Bestimmung sind nur Spiel- 
einrichtungenund dasauf dem Spieltischoderin der Bank befindliche Geld; 
hierzu gehört auch das in einem Bajazzoapparat befindliche Geld (RG HRR 1928 
Nr. 691). Gelder eines Täters oder Teilnehmers, welche zum Glücksspiel gebraucht oder 
bestimmt waren und sich nicht auf dem Spieltisch oder in der Bank befinden, können 
auf Grund des $ 40 eingezogen werden (hierzu RGSt. 57 128). 


III Im übrigen sind zwei Fälle zu unterscheiden: 


1. Gehören die Sachen dem Täter oder einem Teilnehmer, dann müssen sie 
eingezogen werden (Satz 1); im Gegensatz zu der hier zwingend vorgeschriebenen Ein- 
ziehung wäre die Einziehung auf Grund des $ 40 nur fakultativ. 


2. Gehören die Gegenstände nicht dem Täter oder einem Teilnehmer, dann können 
sie eingezogen werden (Satz 2). Auf Grund des $ 40 wäre in diesem Falle eine Einziehung 
überhaupt nicht zulässig. 


IV. Bei Idealkonkurrenz muß oder kann auch auf Einziehung erkannt werden (vgl. 
$ 73 Anm. IV 5 b). | 


V. Auch für das kommende Recht ist eine entsprechende Bestimmung vorgeseben; vgl. K. Schäfer 
in Gürtner II S. 545 und $ 284 Anm. IX. 


5 285 | | 

Wer aus dem Glücksspiel ein Gewerbe macht, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe, 

bei mildernden Umständen mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit 
Geldstrafe bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt das gewerbsmäßige Glücksspiel. Die Gewerbsmäßigkeit ist 
bei demjenigen, der wie der Veranstalter oder Halter das Glücksspiel eines anderen för- 
dert ($ 284), oder der sich an einem öffentlichen Glücksspiel beteiligt ($ 284a), ein 
straferhöhender Umstand (RGSt. 57 193; and. RGSt.59 140); für den Spieler in 
einem nicht öffentlichen Glücksspiel ist die Gewerbsmäßigkeit dagegen strafbegrün- 
dend (vgl. so das kommende Recht, unten VII); hierzu sowie über die abweichende 
herrschende Ansicht unten III. 


D. Es muß sich auch hier um ein Glücksspiel im Sinne des $ 284 handeln (vgl. $ 284 
Anm. II); Öffentlichkeit des Glücksspiels ist hier aber nicht erforderlich (Frank Anm. ]). 

Die Beteiligung muß stets an einem verbotenen Glücksspiel erfolgen; gewerbs- 
mäßiges Spielen in behördlich genehmigten Glücksspielen ist nicht strafbar und wirkt 
auch nicht straferhöhend (Binding Lehrbuch 1 S. 407, K. Schäfer in Gürtner II S. 546; 
and. Gerland S. 666, LK Anm. Ill, Olshausen Anm. 3, RGSt. 65 57). 


III. Als Täter ist auf Grund der vorliegenden Bestimmung einmal strafbar, wer selbst 
gewerbsmäßig spielt; in diesen Fällen wirkt die Gewerbsmäßigkeit strafbegründend. 
Zum anderen ist die Bestimmung aber auch auf den anwendbar, der - ohne selbst am 
Spiel teilzunehmen - gewerbsmäßig gegen $ 284 verstößt (OLG Breslau HRR 1926 
Nr. 1993). Demgegenüber nehmen RGSt. 64 358, 65 56 und die herrschende Lehre 
(z. B. Olshausen Anm. 1 d) an, daß als Täter im Sinne dieser Vorschrift nur der anzu- 
sehen sei, der den Spielvertrag im eigenen Namen schließt. 

Soweit die Gewerbsmäßigkeit strafbegründend wirkt (oben I), ist $ 50 auf Teilnehmer 
nicht anwendbar (näher hierzu $50 Anm. 112). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


V. Über Nebenstrafen vgl. $ 285a. Eine Einziehung gemäß $ 284b wird auch 
hier zuzulassen sein (vgl. Frank Anm. II, Schwarz Anm. 4). 
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. VI. Idealkonkurrenz ist mit $ 263 möglich. Nach der herrschenden Auffassung kommt 
Idealkonkurrenz auch mit $ 284 und mit $ 284a in Betracht (vgl. $ 284 Anm. VIII); 
nach der hier vertretenen Auffassung (oben I, III) besteht dagegen zu diesen Vorschriften 
kein Konkurrenzverhältnis (vgl. auch Kohlrausch Anm. 2). Gesetzeskonkurrenz be- 
steht mit $ 5 Rennwett- und Lotteriegesetz; die letztere Bestimmung geht als Spezial- 
gesetz vor. 

VII. Das kommende Recht will klarstellen, daß die Gewerbsmäßigkeit für die Teilnahmehandlungen 
ein straferhöhendes Merkmal bildet, während sie für den Spieler selbst strafbegründende Bedeutung 
hat. Es soll ferner ausgesprochen werden, daß nur die gewerbsmäßige Beteiligung an einem verbotenen 
Glücksspiel mit Strafe bedroht ist. Das kommende Recht will weitergehend als das geltende Recht dem 


gewerbsmäßigen Spieler den gewohnheitsmäßigen gleichstellen. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II 
S. 545/546. 


S 285a 
In den Fällen der 88 284, 284a und 285 kann neben Gefängnis auf Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte und auf die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 
Neben der Strafe kann angeordnet werden, daß die Verurteilung auf Kosten des Schul- 
digen öffentlich bekanntzumachen ist. 


I. Über Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte vgl. $$ 32 ff., über die Stellung 
unter Polizeiaufsicht vgl. $$ 38, 39. 


II. Die Veröffentlichungsbefugnis (Abs. 2) ist auch dann zuzusprechen, wenn 
wegen Glücksspiels in Idealkonkurrenz mit einem schwereren Delikt verurteilt wird und 
die Strafe dem anderen Gesetz zu entnehmen ist (RGSt.78 151 mit Anm. Mezger 
ZAkDR 1936 S. 419, RGDR 1989 S. 364 Nr. 10); vgl. auch oben $ 73 Anm. IV 5b. 


S 286 
Wer ohne obrigkeitliche Erlaubnis öffentliche Lotterien veranstaltet, wird mit Geläng- 
nis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


Den Lotterien sind öffentlich veranstaltete Ausspielungen beweglicher oder unbeweg- 
licher Sachen gleichzuachten. 


Schrifttum: Gerland, Das Hydrasystem, GS 94 S. 177. - Kern, Neue Formen erlaubter und 
unerlaubter Ausspielungen, 1925. 


Il. Die Vorschrift behandelt die unbefugte Veranstaltung einer öffentlichen Lotterie 
oder Ausspielung. Die Abtrennung von Lotterie und Ausspielung vom sonstigen Glücks- 
spiel ist aus der Geschichte der Lotterieverbote zu erklären (v. Liszt-Schmidt S. 693). 
Die Vorschrift bedroht nur das Veranstalten einer öffentlichen Lotterie oder Aus- 
spielung ohne obrigkeitliche Erlaubnis mit Strafe. Das Spielen in einer derartigen Lot- 
terie oder Ausspielung ist auf Grund der vorliegenden Bestimmung nicht strafbar. 
Landesrechtlich ist das Spielen in auswärtigen Lotterien und auswärts veranstalteten 
Ausspielungen vielfach verboten und für strafbar erklärt, so z. B. durch das preußische 
Gesetz vom 29. August 1904 (GS S. 255), durch das bayerische Gesetz vom 19. August 
1927 (GVBl. S. 333). Diese Gesetze haben heute nur noch für das Spielen in außerdeut- 
schen Lotterien Bedeutung. 

Die Vorschrift hat früher eine nicht unerhebliche praktische Bedeutung gehabt; in den 
letzten Jahren ist sie dagegen nur wenig in der gerichtlichen Praxis zur Anwendung ge- 
kommen, da durch Maßnahmen des Werberats und durch Anordnungen anderer Stellen 
die Veranstaltung von Lotterien und Ausspielungen stark zurückgedrängt worden ist. 

Vgl. auch noch Nr. 384 Richtlinien für das Strafverfahren. 

Das Recht, öffentliche Lotterien und Ausspielungen zu veranstalten, steht von allen 
Gebietskörperschaften allein dem Reiche zu. Das Reich ist in alle vermögensrecht- 
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lichen Pflichten und Rechte der bisherigen Staatslotterien eingetreten (Ges. über die 
Deutsche Reichslotterie vom 21. Dezember 1938, RGBl. IS. 1835 mit DurchführungsVO 
vom 3. Januar 1939, RGBl.1I S. 21). Die LotterieVO vom 6. März 1937 (unten 111 3) 
gilt für die Deutsche Reichslotterie nicht. 


II. Lotterie ist ein Unternehmen, bei dem einer Mehrzahl von Personen die Möglich- 
keit eröffnet wird, nach einem bestimmten Plan gegen einen bestimmten Einsatz ein 
vom Eintritt eines zufälligen Ereignisses abhängiges Recht auf einen bestimmten Geld- 
gewinn zu erwerben (R 5 284); vgl. zu der Begriffsbestimmung Kern JW 1929 S. 828 
zu 6. Die Ausspielung unterscheidet sich von der Lotterie dadurch, daß nicht Geld, son- 
dern andere Sachen oder geldwerte Leistungen die Gewinne bilden. Zu beachten ist, 
daß Lotterie und Ausspielung nur Formen des Glücksspiels sind; es muß sich also in 
beiden Fällen um ein Spiel handeln; die Entscheidung über Gewinn oder Verlust muß 
stets ganz oder hauptsächlich vom Zufall abhängen (RGSt. 65 195, 67 398). 


1. Bezüglich der Lotterie ist noch folgendes hervorzuheben: 

a) Erforderlich ist hier im Unterschied von anderen Glücksspielen ein von dem Unter- 
nehmer festgesetzter Spielplan. Dieser Plan muß den Spielbetrieb im allgemeinen regeln 
und die Bedingungen angeben, unter denen einer Mehrzahl von Personen die Möglichkeit 
der Beteiligung eröffnet wird. Die Ausführung des Planes kann von den Umständen, ins- 
besondere dem Maß der Beteiligung abhängig gemacht werden (vgl. RG JW 1924 S.3204). 

b) Einsatz ist der Vermögenswert, der bewußt für die Beteiligung an den Gewinnaus- 
sichten geopfert wird. An einem Einsatz fehlt es, wenn die Kosten der Lotterie aus- 
schließlich von dem Veranstalter in der Hoffnung auf eine Umsatzsteigerung getragen 
werden (vgl. RGSt. 65 196, 67 400 mit Anm. Kern JW 1934 S. 489); abweichend wohl 
OLG Celle DStR 1984 S. 79. Der Einsatz kann auch in versteckter Form ausbedungen 
werden; er kann z. B. im Eintrittspreis für eine Veranstaltung oder im Kaufpreis für eine 
Ware enthalten sein (RGSt. 60 127, 65 195, RG JW 1934 S. 3204). Der Einsatz muß 
im Spielplan bestimmt sein. Ist die Höhe des Einsatzes dem Ermessen der einzelnen Spie- 
ler überlassen, dann liegt nicht eine Lotterie oder Ausspielung, sondern ein Glücksspiel 
im engeren Sinne vor (R 5 285). Es ist nicht erforderlich, daß die Einsätze der Spieler 
gleich sind. Es wird ferner auch nicht vorausgesetzt, daß jeder Spieler einen Einsatz 
macht; der Unternehmer kann vielmehr allgemein bestimmen, daß der Einsatz nur im 
Falle des Verlustes gezahlt wird (über andere Formen Kern JW 1928 S. 828 zu 6). 

c) Der Gewinn muß bei der Lotterie in Geld bestehen. 

d) Die Entscheidung über Gewinn oder Verlust hängt auch dann im wesentlichen 
vom Zufall ab, wenn bestimmt ist, daß das Ergebnis einer anderen Lotterie oder Aus- 
spielung über Gewinn oder Verlust entscheiden soll (RG JW 1981 S. 1926). Hängt die 
Entscheidung vom Ermessen desjenigen ab, der die Lotterie veranstaltet, so ist diese 
Entscheidung vom Standpunkt der Spieler aus gleichfalls als Zufall anzusehen (RGSt. 
25 257, 27 94). 

Im übrigen ist es unerheblich, auf welche Art die Ermittlung des Gewinnes erfolgt. 
Eine Losziehung braucht nicht vorgenommen zu werden; es kommen vielmehr Ver- 
fahren aller Art in Betracht (RGSt. 86 125). 


e) Als Lotterien sind beispielsweise angesehen worden das Ausschreiben von Preis- 
rätseln in einer Zeitung (RGSt. 25 256, 60 386, RG Recht 1919 Nr. 2047), das Prämien- 
schießen um Geldgewinne in einer Schießbude (RG JW 1911 S. 508). 

2. Hinsichtlich der Ausspielung ist noch folgendes zu bemerken: 

a) Auch bei der Ausspielung muß ein gewisser Spielplan bestehen (LK Anm. I 2b; 
vgl. auch RGSt. 62 394). 
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b) Der Einsatz kann auch hier (vgl. bereits oben 1 b) ein versteckter Einsatz sein. 


c) Im Unterschied zur Lotterie besteht der Gewinn hier nicht in Geld, sondern in be- 
weglichen oder unbeweglichen Sachen oder in geldwerten Leistungen wie z. B. in einer 
Erholungsreise oder in einem Kuraufenthalt (vgl. RGSt. 64 219). Erforderlich ist aber 
stets, daß der Gewinn einen Vermögenswert hat. Auch der Zeitpunkt eines Besitz- oder 
Eigentumserwerbes kann Gegenstand einer Ausspielung sein (RGSt. 59 350 betr. sogen. 
Fahrradhilfe). 

d) Die Entscheidung über den Gewinn muß auch hier wesentlich vom Zufall ab- 
hängen; vgl. oben 1d. 

e) Zu den Ausspielungen hat die Rechtsprechung beispielsweise gerechnet den Vertrieb 
von Waren durch Aussetzen von Preisen in Glücksbuden (RGSt.10 249), den Absatz von 
Waren im Wege der Losziehung durch Ladeninhaber (RGSt. 19 257), ferner das sogen. 
Hydra-, Gella-, Schneeball- oder Gutscheinsystem, System Multiplex und ähnliche 
Systeme (RGSt. 61 285); näher zu diesen letzten Formen Gerland aaO sowie Kern aa0. 
Nach v. Liszt-Schmidt S. 69% Anm. 2 ist das Hydra-System niemals Ausspielung; nach 
Gerland S. 669 Anm. 8 muß von Fall zu Fall entschieden werden; gegen diese Auffas- 
sungen LK Anm. VI. Nach dem in den Reichsgauen der Ostmark geltenden Recht sind 
die Unternehmer der Hydra- oder Schneeballgeschäfte nur polizeilich strafbar, ebenso 
die Unternehmer anderer verbotener glücksspielartiger Formen des Vertriebes von Waren 
« oder Leistungen (Rittler II S. 175). 


IH. Die Handlung besteht in dem Veranstalten einer öffentlichen Lotterie oder Aus- 
spielung ohne behördliche Genehmigung. 


1. Veranstaltet ist die Lotterie oder Ausspielung bereits dann, wenn die Möglichkeit 
der Beteiligung gewährt ist (RGSt. 85 45, 59 352); der tatsächliche Abschluß von Spiel- 
verträgen ist nicht erforderlich (RGSt. 8 293, 19 259). 

Eine ausländische Lotterie ist auch im Inlande veranstaltet, wenn dem Publikum 
die Beteiligung innerhalb des Reiches ermöglicht wird (RGSt. 42 433). 


2. Eine Öffentliche Lotterie ist veranstaltet, sobald das Anbieten von Losen sich nicht 
auf einen bestimmten Kreis von Teilnehmern beschränkt, sondern an eine Mehrzahl 
unbestimmter Personen erfolgt (RGSt. 59 439). Die Art, in der die Aufforderung zur Be- 
teiligung an der Lotterie erfolgt, ist nicht von Bedeutung. Es ist unerheblich, ob die 
Benachrichtigung der Spiellustigen durch Zusendung von Briefen, durch Ankündigung 
in den Zeitungen usw. erfolgt (vgl. RGSt. 14 91). 


8. Es muß weiter die obrigkeitliche Erlaubnis zur Veranstaltung der öffentlichen 
Lotterie oder Ausspielung fehlen. Die Zuständigkeit zur Erteilung der Erlaubnis ist 
in der LotterieVO vom 6. März 1937 (RGBl. I S. 283) geregelt. Ändert der Unternehmer 
nach erlangter Erlaubnis eigenmächtig den Spielplan oder die Spielbedingungen, so 
handelt er ohne Erlaubnis. Das gleiche gilt dann, wenn der Unternehmer die ihm erteilte 
Erlaubnis überschreitet (RGSt. 8123, 28 238). 


4. Der Wettbewerb am Totalisator ist Lotterievertrag. Für Wetten am Totalisator und 
beim Buchmacher gelten die Sondervorschriften des Rennwett- und Lotterieges. vom 
8. April 1922 (RGBI.1I S. 393). Die ‚Wette‘ beim nichtzugelassenen Totalisator oder 
Buchmacher ist nach $ 8 Rennwett- und Lotterieges. strafbar. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (RGSt. 62 172 und die herr- 
schende Auffassung im Schrifttum; and. Frank Anm. Y). Ein [rrtum darüber, ob eine 
obrigkeitliche Erlaubnis erforderlich sei, ist nach RGSt. 60 362, 68 324 ein unbeacht- 
licher Strafrechtsirrtum. Das gleiche gilt nach RGSt. 16 86 für einen Irrtum darüber, 
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ob die getroffene Veranstaltung eine Lotterie oder Ausspielung ist. Hat der Veranstalter 
eine Erlaubnis von einer unzuständigen Behörde erhalten, die er irrtümlich für zuständig 
ansah, dann ist dies nach der Rechtsprechung ein den Vorsatz ausschließender Irrtum 
(RGSt. 60 362). 


V. Täter kann nicht nur der sein, auf dessen Rechnung das Geschäft geht, sondern auch 
jemand, der in fremdem Namen die Beteiligung einer Mehrzahl von Personen an einem 
Unternehmen ermöglicht (RGSt. 84 349; and. Gerland S$. 670). Der Loshändler oder 
Agent, der nur den Absatz von Losen einer bestehenden Lotterie oder Ausspielung ver- 
mittelt, ist nicht selbst Veranstalter, sondern Gehilfe des letzteren (RGSt. 5 20, Bin- 
ding Lehrbuch 1 S. 410). 


VI. Die Grundsätze des $ 284b Satz 1 und 2 über die Einziehung gelten auch hier. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 263 (näher LK Anm. IX 1), weiter mit $$ 56 
Abs. 2 Nr. 5, 56a Nr. 2, 56c Abs. 1, 148 Nr. 7a, 7b Gewerbeordnung, mit $7 Ges. be- 
treffend die Abzahlungsgeschäfte vom 16. Mai 189% (KG J 88CG S. 38), ferner auch mit 
$8 17, 23 Rennwett- und Lotteriegesetz (KG HRR 1925 Nr. 1397). Mit $ 284 kommt da- 
gegen Idealkonkurrenz nicht in Betracht; es besteht vielmehr Gesetzeskonkurrenz; der 
vorliegende Tatbestand geht als das speziellere Gesetz vor. 

vill. Das kommende Recht will die Bestimmung unverändert übernehmen. Zur Klarstellung soll 


ausgesprochen werden, daß auch die Ausspielung geldwerter Leistungen unter den Tatbestand fällt. 
vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 543, 544, 545. 
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8287 ist fortgefallen; an seiner Stelle kommen jetzt die $$ 24-26 Warenzeichenges. 
vom 5. Mai 1936, abgedruckt im Anhang, in Betracht. 


S 288 
Wer bei einer ihm drohenden Zwangsvollstreckung in der Absicht, die Befriedigung des 
Gläubigers zu vereiteln, Bestandteile seines Vermögens veräußert oder beiseiteschaftt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Die Verfoigung tritt nur auf Antrag des Gläubigers ein. 


Schrifttum: Bruns, Gläubigerschutz gegen Vollstreckungsvereitelung, ZStW 53 S. 457. 


Il. Die Bestimmung behandelt die Vollstreckungsvereitelung. Der Zweck der Vor- 
schrift ist, böswillige Schuldner zu bekämpfen, die den Zugriff ihrer Gläubiger auf die 
zu deren Befriedigung vorhandenen Vermögensstücke vereiteln wollen (RGSt. 71 230, 
RG JW 1987 S. 1336). 

Vollstreckungsvereitelung und Verstrickungsbruch ($ 137) dienen beide dem Schutz 
verschiedener Rechtsgüter. Im $ 137 ist geschütztes Rechtsgut das durch die Pfändung 
oder Beschlagnahme entstandene öffentlich-rechtliche Gewaltverhältnis ($ 137 Anm. I); 
$ 288 soll dagegen das Recht des Gläubigers auf Befriedigung aus dem Vermögen des 
Schuldners sichern. Vgl. hierzu noch Bruns aaO S. 468. 

$ 288 bezieht sich nur auf die Einzelvollstreckung; eine entsprechende Vorschrift für 
die Gesamtvollstreckung (Konkurs) enthält $ 239 KO. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß der Täter bei einer ihm drohenden 
Zwangsvollstreckung Bestandteile seines Vermögens veräußert oder beiseiteschafft. 


1. Unter Zwangsvollstreckung ist die durch staatliche Organe erfolgende zwangsweise 
Verwirklichung eines Anspruchs zu verstehen. Es macht keinen Unterschied, ob das 
staatliche Organ der Gerichtsvollzieher, ein Gericht, ein Justizvollstreckungsassistent 
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oder eine Verwaltungsbehörde ist. Es ist ferner unerheblich, ob der zu verwirklichende 
Anspruch privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Art ist, ob er auf Zahlung einer 
Geldsumme, auf Herausgabe von Sachen, auf ein Dulden oder auf ein Unterlassen ge- 
richtet ist. Erforderlich ist aber, daß der Anspruch einen vermögensrechtlichen Gehalt 
hat. Zwangsvollstreckung ist auch die Zwangsverwaltung. 

Auch die Vollziehung eines Arrests ist als Zwangsvollstreckung im Sinne dieser Vor- 
schrift anzusehen; ein Arrest dient zwar nicht unmittelbar der Befriedigung des Gläubi- 
gers, sondern nur der Sicherung, mittelbar aber auch der Befriedigung (LG Köslin DJ 
1985 S. 1676; and. RGSt. 26 10, Frank II 1, Schwarz Anm. 1 Ab). 


2. Sofern kein Vollstreckungstitel vorliegt, ist erforderlich, daß der zu vollstreckende 
Anspruch wirklich besteht; bei Vorliegen eines Vollstreckungstitels kommt es 
hierauf nicht an. Demgegenüber fordert die Rechtsprechung auch für den letzteren 
Fall das wirkliche Bestehen des materiellen Anspruchs (RGSt. 18 292, RG JW 198 
S. 1336). Dies ist nicht befriedigend; auch derjenige, der ein nur vorläufig vollstreckbares 
Urteil erwirkt hat, muß den Schutz des $ 288 genießen, auch wenn später das Urteil ab- 
geändert werden sollte. 

Der zu vollstreckende Anspruch muß bereits entstanden sein; es genügt nicht, daß 
er erst künftig entstehen wird. Hinsichtlich der Unterhaltsansprüche noch nicht ge- 
borener Kinder besteht aber bereits eine als Vermögensrecht anzusehende Anwart- 
schaft, so daß auf die Vereitelung derartiger Ansprüche die vorliegende Bestimmung 
anwendbar ist (OLG Jena GoltdArch. 60 S. 156; and. RGSt. 44 252, Frank Anm. 111, 
LK Anm. 4, Schwarz Anm.1 Aa). 


8. Eine Zwangsvollstreckung droht, wenn nach den Umständen des Falles anzuneh- 
men ist, daß der Berechtigte den ernstlichen Willen hat, seinen Anspruch im Wege der 
Zwangsvollstreckung zu verwirklichen. Ob dies der Fall ist, ist nach der objektiven 
Sachlage zu beurteilen; die Auffassung des Berechtigten oder die des Verpflichteten 
ist nicht entscheidend. Maßgebend dafür, ob eine Zwangsvollstreckung droht, ist der 
Zeitpunkt der Tat, nicht ein früheres oder späteres Ereignis. 

a) Es wird nicht vorausgesetzt, daß der Gläubiger bereits Klage erhoben hat oder 
sonstwie gerichtliche Schritte zur Verwirklichung seines Anspruchs unternommen hat 
(RGSt. 28 221, 24, 239, RG JW 1980 S. 2134). Noch weniger ist notwendig, daß der 
Gläubiger bereits einen Antrag auf Zwangsvollstreckung gestellt hat. Beim Vorliegen 
eines Anfechtungsanspruchs kann z. B. das Drohen der Zwangsvollstreckung aus der 
Natur der konkreten Forderung oder aus den besonderen Umständen des Falles ange- 
nommen werden (RGSt. 68 342). 

b) Auch eine bereits eingeleitete Zwangsvollstreckung droht solange, als noch nicht 
alle Zwangsvollstreckungsmaßnahmen abgeschlossen sind (RGSt.17 44, 85 63), also 
z. B. auch dann noch, wenn Pfändung und Überweisung einer Hypothekenforderung be- 
reits erfolgt ist und nur noch der Hypothekenbrief wegzunehmen ist (RG GoltdArch. 58 
S. 115). | 


4. Der Täter muß Bestandteile seines Vermögens veräußern oder beiseiteschaffen. 


a) Als Bestandteile des Vermögens sind hier alle Rechte und Sachen anzusehen, die 
pfändbar sind (RGSt. 61 408); unpfändbare Rechte und Gegenstände scheiden aus. Im 
Gegensatz zu den Rechten gehören bloß tatsächliche oder wirtschaftliche Positionen des 
Schuldners nicht zum pfändbaren Vermögen. Keine Bestandteile des Vermögens bilden 
ferner die Persönlichkeitsrechte. Bedingte oder betagte Forderungen sind pfändbar und 
daher auch Vermögensbestandteile im Sinne des vorliegenden Tatbestandes. Künftige For- 
derungen sind dann pfändbar, wenn zwischen Schuldner und Drittschuldner ein Rechts- 
verhältnis besteht, aus dem sich genügend bestimmt bezeichnete oder bestimmbare künf- 
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tige Forderungsrechte des Schuldners ergeben können (RGZ 134 227, 185 141) ; näher hier- 
zu Schönke, Zwangsvollstreckungsrecht (1940) S. 92. Die Abtretung künftiger Forderun- 
gen ist aber dann nicht auf Grund der vorliegenden Bestimmung strafbar, wenn an Stelle 
der Forderungen ein entsprechender pfändbarer Gegenwert in das Vermögen des Schuld- 
ners gelangt ist (RGSt. 71 230). Ein Grundstück scheidet als Gegenstand der Zwangs- 
vollstreckung nicht schon deshalb aus, weil die Belastung den geschätzten Versteige- 
rungswert erreicht (RG JW 1982 S. 3625). Zum Vermögen des Schuldners gehören nicht 
die Gegenstände oder Rechte, die wirtschaftlich einem anderen zukommen, z. B. eine 
Forderung, die ihm nur zur Einziehung abgetreten ist (RGSt. 72 254). Keine Bestand- 
teile des Vermögens sind die Geschäftsbücher (RG HRR 1986 Nr. 456). 

b) Veräußerung bedeutet hier jede Verfügung des Schuldners über sein Vermögen, die 
die Möglichkeit der Befriedigung des Gläubigers verringert. Eine Veräußerung, durch 
die ein sofort greifbarer Gegenwert in das Vermögen des Schuldners gelangt, fällt nicht 
unter den Tatbestand (RGSt. 66 131, 71'230). In Betracht kommen beispielsweise 
die Übertragung des Eigentums, Verpfändung, Abtretung und Erlaß von Forderungen, 
die von dem Schuldner vorgenommene Belastung seines Grundstücks mit Pfandrechten 
zugunsten Dritter (RGSt.66 131), die Bewilligung der Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anspruchs auf Übereignung eines Grundstücks (RGSt. 59 315). Keine 
Veräußerung ist dagegen z. B. der Abschluß eines Kaufvertrages (RGSt. 82 21, 88 231), 
das Verleihen, das Vermieten, weiter auch nicht die Ausschlagung einer Erbschaft 
(Gerland S. 619 Anm. 7, LK Anm. 7; and. RG JW 19028. 519). 

c) Als Beiseiteschaffen ist jede Handlung anzusehen, durch die ein Gegenstand der 
Zwangsvollstreckung tatsächlich entzogen wird. Es genügt eine vorläufige Unterbringung 
des Gegenstandes an einer Stelle, an der ihn der Gläubiger nicht vermutet (RG DJ 1984 
S.450). Ein Beiseiteschaffen kann beispielsweise liegen in dem Verstecken einer 
Sache (RGSt. 85 63), in dem Zerstören einer Sache (RGSt. 19 25, 27 123), in der vorzei- 
tigen Einziehung einer Forderung (RGSt. 9 231, 19 27). Die Beschädigung einer Sache 
ist bisher von der herrschenden Lehre nicht als Beiseiteschaffen angesehen worden 
(RGSt. 27 123, 42 62); heute wird auch die Beschädigung durch entsprechende Anwen- 
dung ($ 2) zu erfassen sein (Dalcke Anm. 28); das kommende Recht will ausdrücklich 
klarstellen, daß auch die Beschädigung genügt (unten X). 


II. Nach Frank Anm. 11 a. E., Gerland S. 610 ist die Rechtswidrigkeit ausgeschlossen, 
wenn eine Rechtspflicht zur Veräußerung bestand und die Tatsache, aus der sich diese 
Rechtspflicht ergibt, bereits vor dem Drohen der Zwangsvollstreckung eingetreten ist. 
Demgegenüber wird von Olshausen Anm. 14 die Tatsache, daß die Veräußerung recht- 
lich geboten ist, stets als unerheblich angesehen. Zutreffend dürfte es sein, in entspre- 
chender Anwendung des $ 241 KO bei sogenannter kongruenter Deckung bereits das 
Fehlen der Tatbestandsmäßigkeit anzunehmen: der vorliegende Tatbestand ist nicht 
gegeben, wenn der Schuldner einen Gläubiger befriedigt, der die Befriedigung zu dieser 
Zeit und in dieser Art zu beanspruchen hat (RGSt. 71 231, Bruns aaO 8. 489/90, LK 
Anm. 9); dies ist auch der Standpunkt der Strafrechtskommission (K. Schäfer in Gürtner 
II S. 539). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz in dem Sinne erforderlich, daß 
der Täter das Bewußtsein haben muß, daß ein bestimmter Gläubiger seine Befriedigung 
im Wege der Zwangsvollstreckung herbeiführen will. Weiter erfordert das Gesetz die 
Absicht, die Befriedigung des Gläubigers zu vereiteln. 


1. Unter Absicht ist hier der bestimmte auf Herbeiführung des Erfolges gerichtete 
Wille unter Ausschluß des bedingten Vorsatzes zu verstehen (RGSt.27 241, Binding 
Lehrbuch 1 S. 419, 420, v. Hippel Lehrbuch S. 276, LK Anm. 9, Olshausen Anm. 14). 
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Demgegenüber muß nach Frank Anm. Ill die Vereitelung der Befriedigung des Gläu- 
bigers Zweck und Ziel der Handlung, die Vorstellung des erstrebten Erfolges Beweggrund 
des Handelns sein. 


2. Die Absicht muß darauf gerichtet sein, die Befriedigung des Gläubigers zu ver- 
eiteln. Nicht ausreichend ist daher die Absicht, eine bestimmte Vollstreckungsmaßregel 
zu hindern oder ein bestimmtes Vermögensstück dem Zugriff des Gläubigers zu ent- 
ziehen, sofern noch andere Vermögensstücke vorhanden sind, die für die Befriedigung 
des Gläubigers ausreichen (RGSt. 8 52). 


8. Als Gläubiger im Sinne dieser Vorschrift ist derjenige anzusehen, der zur Zeit 
der Tat einen wirklich begründeten Anspruch oder einen Vollstreckungstitel gegen den 
Täter hat (RG 1926 S. 1198 mit Anm. Oetker, LK Anm. 4). Der Anspruch braucht nicht 
fällig zu sein; ein aufschiebend bedingter Anspruch genügt (RG JW 1934 S. 369 mit 
Anm. H. Mayer). Der prozessuale Kostenerstattungsanspruch entsteht mit der Rechts- 
hängigkeit, aufschiebend bedingt durch den Erlaß eines die Gegenpartei in die Kosten 
verurteilenden Erkenntnisses (vgl. Schönke, Zivilprozeßrecht [2. Aufl. 1943] S. 402; 
and. LK Anm. 4). Der nasciturus hat schon vor seiner Geburt ein als Vermögensrecht 
anzusehendes Anwartschaftsrecht, so daß er schon vorher als Gläubiger des unehelichen 
Vaters im Sinne dieser Vorschrift anzusehen ist (OLG Jena GoltdArch. 60 S. 156; and. 
RGSt. 44 252, Frank Anm. II 1, LK Anm. 4). 


V. Die Tat ist vollendet mit der Veräußerung oder mit dem Beiseiteschaffen; darauf, 
ob tatsächlich die Befriedigung des Gläubigers vereitelt wird, kommt es nicht an (RG 
JW 1982 S. 3625). 


VI. Täter kann nach dem Wortlaut des Gesetzes nur der sein, dem die Zwangsvoll- 
streckung droht, d.h. der Vollstreckungsschuldner. Dies ist jeder, der aus einem recht- 
lichen Grunde verpflichtet ist, die Vollstreckung in sein Vermögen zu dulden; Täterin 
kann also z. B. auch eine Ehefrau sein, die die Vollstreckung der Gläubiger des Mannes 
in das eingebrachte Gut oder in das Gesamtgut dulden muß (RGSt. 68 109). Entspre- 
chend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift aber auf den, der die Handlung an fremdem 
Vermögen zugunsten des Schuldners oder mit dessen Einwilligung vornimmt (vgl. 
Dalcke Anm. 23 a, Schwarz Anm.1 B; vgl. auch Brinkmann DJ 1936 S. 1052). In ent- 
sprechender Anwendung werden z. B. die Vorstandsmitglieder einer juristischen Person 
zu bestrafen sein, die bei einer der juristischen Person drohenden Zwangsvollstreckung 
deren Vermögen beiseiteschaffen (and. vor Zulassung der richterlichen Rechtsschöpfung 
RGSt. 60 234). Binding Lehrbuch 1 S. 417 hat bereits früher angenommen, daß Täter 
nicht nur der Schuldner, sondern jeder sein kann, der für den handlungs- und verfügungs- 
unfähigen Schuldner aus dessen Vermögen den Gläubiger zu befriedigen hätte, insbe- 
sondere der Vormund, der Pfleger, der Vorstand einer Korporation. Vgl. zu diesem 
ganzen Fragengebiet Bruns, DJ 1934 S. 1589. 

Beihilfe ist nach den gewöhnlichen Grundsätzen möglich; auch der Empfänger der 
veräußerten und übergebenen Sache kann als Gehilfe strafbar sein (RGSt. 20 215). 


VII. Die Bestimmung dürfte entsprechend (8 2) anzuwenden sein, wenn jemand 
bei der Offenlegung seines Vermögens im Vollstreckungsverfahren gemäß $ 19d VO 
vom 26. Mai 1933 seine Offenbarungspflicht verletzt (v. Scheurl DRechtspfl. 1938 S.135). 


VII. Idealkonkurrenz ist mit $ 137 möglich, wenn die Zwangsvollstreckung bereits be- 
gonnen hat, aber noch weitere Vollstreckungshandlungen zu erwarten sind (RGSt. 17 
44). Weiter kommt Idealkonkurrenz mit $ 246 (RGSt. 61 410), ferner mit $ 241 KO in 
Betracht (RGSt. 20 215). $ 263 kann eine straflose Nachtat gegenüber der Vollstreckungs- 
vereitelung sein (OLG Hamburg HansRGZ 19836 A Sp. 192). 
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IX. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Gläubigers (hierzu Anm. IV 3) ein. An- 
tragsberechtigt ist derjenige Gläubiger, von dem die Zwangsvollstreckung drohte, dessen 
Befriedigung also vereitelt werden sollte (RGSt. 17 45). Erforderlich ist, daß der Antrag- 
steller im Zeitpunkt der Vereitelungshandlung einen sachlich begründeten Anspruch 
oder einen Vollstreckungstitel gegen den Täter hat (vgl. in RG JW 19837 S. 1336). 
Fällt der Gläubiger in Konkurs, dann besteht sein Recht zur Stellung des Strafantrages 
neben dem selbständigen Antragsrecht des Konkursverwalters fort (RGSt. 23 222, 88 
435, 85 149). Über das Recht des Vorstandes einer Sparkasse zur Stellung des Antrages 
vgl. RGSt. 68 305. Ist der Reichsjustizfiskus Gläubiger, so sind die höheren Reichsjustiz- 
behörden je für ihren Geschäftsbereich zuständig (AV in DJ 1937 S. 840). Über die Zu- 
ständigkeit des Finanzamts vgl. RG JW 1929 S. 2429, OLG Celle HRR 1987 Nr. 1080. 

X. Das kommende Recht will als Handlung neben dem Veräußern und Beiseiteschaffen das Beschi- 
digen und Zerstören nennen. Als vollendet soll die Tat künftig erst angesehen werden, wenn die Ver- 
eitelung der Befriedigung des Gläubigers eingetreten ist. Das kommende Recht will aussprechen, 
daß die Bestimmung auch auf den anwendbar ist, der die Tat an fremdem Vermögen mit Einwilligung 
oder zugunsten des Schuldners vornimmt. Für den inneren Tatbestand soll direkter Vorsatz unter 


Ausschluß des bedingten Vorsatzes erfordert werden. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 537, 541, 542. 
Eine weitere Ausdehnung des Tatbestands häM Brinkmann, DJ 1936 S. 1054 für erforderlich. 
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Wer seine eigene bewegliche Sache, oder eine fremde bewegliche Sache zugunsten des 
Eigentümers derselben, dem Nutznießer, Pfandgläubiger oder demjenigen, welchem an 
der Sache ein Gebrauchs- oder Zurückbehaltungsrecht zusteht, in rechtswidriger Absicht 
wegnimmt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Der Versuch ist strafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Die Bestimmungen des & 247 Abs. 2 und 3 finden auch hier Anwendung. 


I. Die Vorschrift behandelt die Pfandkehr. DerZweck der Bestimmung ist, eine Rechts- 
vereitelung zu verhüten; sie will verhindern, daß der Täter dem Berechtigten durch 
die Wegnahme die Ausübung seines Rechts (z. B. seines Pfandrechts) unmöglich macht. 
Der der Vorschrift zugrundeliegende Rechtsgedanke geht dahin, daß ein Rechtsbruch 
zugunsten des Eigentümers weder von Sean noch von einem anderen verübt werden 
darf (RGSt. 68 210). 


IH. Gegenstand der Tat ist eine bewegliche Sache, an der ein Nutznießungs-, ein Pfand-, 
ein Gebrauchs- oder Zurückbehaltungsrecht besteht. Eigene und fremde Sachen sind 
gleichgestellt. 

1. Zu den Nutznießungsrechten gehören z. B. das Nießbrauchsrecht nach $$ 1030 ff. 
BGB, das Nutznießungsrecht des Ehemanns am Frauengut nach $ 1383 BGB, das 
Nutznießungsrecht des Inhabers der elterlichen Gewalt am Kindesvermögen nach $ 1649 
BGB. Es macht keinen Unterschied, ob das Recht durch Gesetz, Vertrag oder letzt- 
willige Verfügung begründet worden ist. 

2. An Pfandrechten kommen vertragsmäßige sowie gesetzliche Pfandrechte in Betracht, 
vor allem das gesetzliche Pfandrecht des Vermieters ($$ 559 ff. BGB, RG HRR 1941 
Nr. 739) sowie das gesetzliche Pfandrecht des Verpächters ($ 581 Abs. 2, $ 585 BGB). 

8. An Gebrauchsrechten kommen Rechte aller Art in Betracht. Es macht keinen Unter- 
schied, ob es sich um dingliche oder um persönliche Rechte, um privatrechtliche oder um 
öffentlichrechtliche, um gesetzliche oder um vertragsmäßige Rechte handelt; z. B. ge- 
hören auch die obligatorischen Gebrauchsrechte des Mieters oder des Entleihers hierher 
(RGSt 17 360). 
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4. Auch hinsichtlich der Zurückbehaltungsrechte macht es keinen Unterschied, ob sie 
auf Gesetz ($$ 273, 1000 BGB, $$ 369 ff. HGB) oder auf Vertrag beruhen, ob sie ding- 
licher oder obligatorischer Natur sind. Ein vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht kann 
dem Vermieter auch hinsichtlich der Sachen eingeräumt werden, die unpfändbar sind; 
ein derartiges vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht genießt auch den Schutz der vor- 
liegenden Bestimmung (RGSt. 68 209; and. LK Anm. 6, Schwarz Anm. 1). 

5. Den ausdrücklich genannten Rechten ist in entsprechender Anwendung {$? 
das Anwartschaftsrecht beim Kauf unter Eigentumsvorbehalt gleichzustellen (vgl. auch 
$ 242 Anm. III 3a). 


III. Die Handlung besteht in dem Wegnehmen. Unter Wegnehmen ist hier nicht das- 
selbe wie in $ 242 zu verstehen; der Begriff hat im vorliegenden Tatbestand vielmehr eine 
weitere Bedeutung. Eine Wegnahme liegt stets dann vor, wenn die Sache dem tatsäch- 
lichen Machtbereich eines anderen so entzogen wird, daß diesem die Ausübung der in 
Frage kommenden Rechte unmöglich gemacht wird (Binding Lehrbuch 1 S. 318, Ger- 
land S.599, LK Anm.?, v. Liszt-Schmidt S. 630; and. Frank Anm. III, nach dem 
Wegnehmen hier die gleiche Bedeutung hat wie in $ 242). Zu beachten ist, daß eine 
Sache aber auch im Sinne dieser Vorschrift nur weggenommen werden kann, wenn sie 
sich im tatsächlichen Machtbereich des Nutznießers, Pfandgläubigers usw. befindel 
(RGSt. 64 78) ; dies ist z. B. auch bei dem Vermieter oder bei dem Verpächter hinsichtlich 
der eingebrachten Sachen des Mieters oder Pächters der Fall. 

Die Zerstörung oder Beschädigung einer Sache ist inentsprechender Anwendung 
($ 2) unter die Bestimmung zu fassen (Dalcke Anm. 32; and. Schwarz Anm. A). 


IV. Für den inneren Tatbestand verlangt das Gesetz rechtswidrige Absicht. Hier- 
. unter ist der bestimmte Wille zu verstehen, die Ausübung des Nießbrauchs, des Pfand- 
rechts usw. zu vereiteln; bedingter Vorsatz genügt nicht (LK Anm. 8; and. Schwarz 
Anm. 2). Nach Frank Anm. IV 1 bezeichnet Absicht den erstrebten Erfolg. 

Ist der Täter nicht selbst der Eigentümer, dann muß er die Sache zugunsten des Eigen- 
tümers wegnehmen; vgl. hierzu RG JW 19831 S. 542. 


V. Ein strafbarer Versuch liegt z. B. darin, daß jemand Sachen, die dem gesetzlichen 
Pfandrecht des Vermieters unterliegen, in eine andere Mietwohnung desselben Hauses 
bringt, um sie später aus dem Haus fortzuschaffen und auf diese Weise dem Macht- 
bereich des Vermieters zu entziehen. 


VL Täter kann der Eigentümer oder der Miteigentümer, ein Mitberechtigter, ein Mit- 
besitzer, aber auch ein unbeteiligter Dritter sein, sofern er nur die Sache zugunsten des 
Eigentümers wegnimmt. 


VD. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 223 (RGSt.. 18 403), mit $ 249 sowie mit $$ 253, 
255 (RGSt. 25 436), ferner mit $ 263 (RG HRR 1941 Nr. 739). 

Hat eine behördliche Beschlagnahme stattgefunden, dann kommt nicht $ 289, sondern 
8 137 in Betracht; letztere Bestimmung geht vor. 


VII. Die Verfolgung setzt einen Strafantrag voraus (Abs. 4). Antragsberechtigt ist 
derjenige, dessen Recht durch die Wegnahme vereitelt worden ist oder vereitelt werden 
sollte. Ist die berechtigte Person eine Ehefrau, dann ist beim gesetzlichen Güterstand 
und auch bei der allgemeinen Gütergemeinschaft jeder Ehegatte antragsberechtigt 
(RGSt. 84 64, 385 402). 

IX. Zu Abs. 5 vgl. $ 247 Anm. III, IV. 

X. Das kommende Recht will den Tatbestand nach einigen Richtungen umgestalten. Es will nicht 
nur bewegliche, sondern auch unbewegliche Sachen schützen. Als Handlung soll nicht nur das Wer- 
nehmen, sondern auch das Zerstören oder Beschädigen genannt werden. Für die Vollendung will da- 
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kommende Recht erfordern, daß die Rechtsausübung mindestens zum Teil vereitelt wird. Für den 
inneren Tatbestand soll wissentliches Handeln erfordert werden.” Täter soll auch sein können, wer die 
Tat an einer fremden Sache mit Einwilligung des Eigentümers begeht. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II 


S. 535, 541, 542. 
$ 290 
Öffentliche Pfandleiher, welche die von ihnen in Pfand genommenen Gegenstände un- 


befugt in Gebrauch nehmen, werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, neben welchem 
auf Geldstrafe erkannt werden kann, bestraft. 


L Die Bestimmung bedroht ausnahmsweise einen Fall der Gebrauchsanmaßung mit 
Strafe. 


II. Öffentliche Pfandleiher sind Personen, deren Geschäft allgemein zugänglich 
ist. Es kommt nicht darauf an, ob der Pfandleiher eine Konzession hat oder nicht (RGSt. 
8 253). 


Unbefugt ist jeder Gebrauch ohne Genehmigung des Verpfänders. 
IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


IV. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 246; die vorliegende Bestimmung ist subsidiär. 
Erhebt z. B. ein Pfandleiher auf ein verpfändetes Sparkassenbuch Geld, so liegt nur 
Unterschlagung vor (RGSt. 15 147). 

V. Für das kommende Recht ist kein entsprechender Tatbestand vorgesehen. Die Gebrauchsan- 


maßung durch Pfandleiher soll, soweit für besondere Vorschriften überhaupt noch ein Bedürfnis be- 
steht, durch gewerberechtliche Maßnahmen verhindert werden (K. Schäfer in Gürtner II S. 540/541). 
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Wer die bei den Übungen der Artillerie verschossene Munition, oder wer Bleikugeln 
aus den Kugelfängen der Schießstände der Truppen sich widerrechtlich zueignet, wird 
mit Gefängnis bis zu einen: Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. 


L Die Bestimmung behandelt die Munitionszueignung. Die Vorschrift enthält einen 
selbständigen Tatbestand, nicht einen privilegierten Fall des Diebstahls oder der Unter- 
schlagung (Gerland S. 595; and. Binding Lehrbuch 1 S. 311). 


Hl. Gegenstand der Tat ist Munition der im Gesetz genannten Art, unabhängig davon, 
obsieim Eigentum und im Gewahrsam des Fiskus steht oder nicht (LK Anm. 2, Schwarz 
Anm.1 A). Demgegenüber bezieht sich nach Frank Anm. 1, Gerland S. 595, v. Hippel 
Lehrbuch S. 245, v. Liszt-Schmidt S. 631 die Vorschrift nur auf solche Munition, die 
fortdauernd im Eigentum des Fiskus steht. 


II. Für den inneren Tatbestand ist auch das Bewußtsein des Täters erforderlich, daß 
die Zueignung rechtswidrig ist (LK Anm. 10). 


IV. Mit $ 242 und mit $ 246 besteht Gesetzeskonkurrenz; die vorliegende Bestimmung 


geht vor (Frank Anm. Il, LK Anm. 11; and. Olshausen Anm. 5); RGSt. 57 338 läßt die 
Frage dahingestellt. 


V. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. 


$ 292 


Wer unter Verletzung fremden Jagdrechts dem Wilde nachstellt, es fängt, erlegt oder 
sich zueignet, oder eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, sich zueignet, beschädigt 
oder zerstört, wird mit Gefängnis bestraft. 

In besonders schweren Fällen, insbesondere wenn die Tat zur Nachtzeit, in der Schon- 
zeit, unter Anwendung von Schlingen oder in anderer nicht weidmännischer Weise oder 
von mehreren mit Schußwaffen ausgerüsteten Tätern gemeinsam begangen wird, ist auf 
Gefängnis nicht unter drei Monaten zu erkennen. 
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Wer die Tat gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Schrifttum: Stelling, Das Jagdvergehen nach $ 292 StGB auf Grund des Reichsjagdgesetzes, 
ZStW 54 S. 692. Vgl. weiter Dahlgrün, Die Jagdwilderei nach $ 292 RStGB, 1938 (Diss. Göttingen). 
— v, Fürstenberg, Der Begriff des Jagdrechts im Wildereitatbestand 1937 (Diss. Köln). - Zillekens, 
Die Jagdwilderei nach dem Strafgesetzbuch und die Strafbestimmungen des Reichsjagdgesetzes 1939 
. (Diss. Bonn). 

Kriminologisch Braun, Die Jagd- und Forstdelikte im Amtsgerichtsbezirk Eisenach, 1938 (Unter- 
suchungen zur Kriminalität in Thüringen Heft 10). - Engler, Die Forst- und Jagddelikte der Amts 
gerichtsbezirke Thal und Waltershausen, 1938 (Untersuchungen zur Kriminalität in Thüringen Heft 9). 
- Mau&, Die Jagdwilderei, 1940 (Strafr. Abh. Heft 409). 

I. Die Vorschrift behandelt die Jagdwilderei. Der vorliegende Tatbestand sowie die 
88 293-296 sind durch die Novelle vom 28. Juni 1935 den Grundsätzen des Reichsjagd- 
gesetzes vom 3. Juli 1934 angepaßt und neu gefaßt worden. Der Zweck der Umge- 
staltung ist es, den Eingriff des Wilderers in das Aneignungsrecht des Jagdberechtigten 
nicht nur als Verletzung eines Vermögensrechts zu ahnden, sondern als Eingriff in die 
Hege und Pflege des Wildes und in den Wildbestand, mithin als Angriff auf ein wert- 
volles Volksgut (v. Es Lehrbuch S. 251, K. Schäfer in Gürtner II S. 529, Zillekens 
aa S.7). 


Ergänzend vgl. $ 368 Nr. 10, $$ 60-62 Reichsjagdges. mit $$ 60-62 AusführungsVO 
zum Reichsjagdges. $$ 46, 47 Wildverkehrsordnung vom 21. März 1936 (RGBl.1S. 259). 

Vgl. noch Nr. 386 Richtlinien für das Strafverfahren sowie die amtliche Warnung in 
DJ 1935 8. 1860. 

Die Vorschrift enthält im Abs. 1 zwei verschiedene Tatbestände (unten II, III); 
beide Tatbestände müssen unter Verletzung fremden Jagdrechts verwirklicht werden 
(unten IV). 


I. Im ersten Tatbestand wird vorausgesetzt, daß jemand dem Wilde nachstellt, es 
fängt, erlegt odersich zueignet. Dieser Tatbestand knüpft an $1 Abs. 1 Reichsjagdges. an. 


1. Gegenstand dieses Tatbestandes ist das Wild. Wild sind die jagdbaren Tiere, die $ 2 
Reichsjagdges. und $ 2 AusführungsVO zum Reichsjagdges. aufzählt. Auch Teile eines 
Tieres, die künstlich von Tierkörper abgetrennt sind, können Gegenstand der Tat sein 
(Schäfer-Dohnanyi S. 218; and. RGSt. 63 37). 


‘2. Die Handlung besteht im Nachstellen, Fangen, Erlegen oder Sichzueignen. Als 
Nachstellen sind alle Handlungen anzusehen, welche die Aneignung der dem Jagdrecht 
unterliegenden Tiere bezwecken; es ist nicht erforderlich, daß dieser Zweck erreicht wird. 
Ein Nachstellen liegt beispielsweise bereits in dem bloßen Durchstreifen des Forstes 
mit schußfertigem oder jederzeit schußfertig zu machendem Gewehr, in dem Stehen auf 
dem Anstand auch dann, wenn das Gewehr noch gar nicht geladen war, in dem Auslegen 
eines vergifteten Köders, in dem Legen von Schlingen, ferner auch bereits in dem Auf- 
suchen von geeigneten Orten, um dort Schlingen zu legen (RGSt. 70 221 mit Anm. 
Mitzschke JW 1936 S. 2234). Sichzueignen bedeutet die Besitzergreifung mit Zu- 
eignungsabsicht. Beim Fehlen der Zueignungsabsicht stellt die bloße Nichtablieferung von 
Wild, an dem ein Nichtberechtigter Besitz oder Gewahrsam erlangt hat, nur eine nach 
$1 Abs. 3, $ 60 Nr. 4 AusführungsVO zum Reichsjagdges. strafbare Übertretung dar. 


III. In dem zweiten Tatbestand (Abs. 1 zweite Hälfte) wird erfordert, daß jemand eine 
Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, sich zueignet, beschädigt oder zerstört. Dieser 
Tatbestand knüpft an $ 1 Abs. 2 Reichsjagdges. an. 

1. Gegenstand dieses Tatbestandes ist eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt. Gemäß 
$ 1 Abs. 2 Reichsjagdges. kommt hier einmal sogenanntes Fallwild in Betracht, d.h. 
Wild, dessen Tod auf natürliche Ursachen wie Krankheit, ER Hunger, Kälte zurück- 
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zuführen ist, ferner verendetes Wild, d.h. Wild, das durch äußere Einwirkungen, mögen 
sie von Menschen ausgehen oder nicht, verendet ist. In Betracht kommen weiter Abwurf- 
stangen, ferner Eier jagdbaren Federwildes und zwar auch verdorbene (KG JW 1986 
S. 621), schließlich die Gelege geschützter Raubvögel. 

2. Die Handlung besteht im Sichzueignen, Beschädigen oder Zerstören. 


IV. In beiden Fällen muß die Tat unter Verletzung fremden Jagdrechts begangen wer- 
den. Der Ausdruck Jagdrecht ist hier nicht im technischen Sinne des $ 3 Reichsjagdges. 
gebraucht; er umfaßt vielmehr auch das Jagdausübungsrecht. Wann eine Ver- 
letzung fremden Jagdrechts vorliegt, ergibt sich vor allem aus $$ 3, 5-14 Reichsjagdges. 
Ob eine Verletzung fremden Jagdrechts gegeben ist, ist nach dem Standort des Wildes, 
nicht nach dem des Jägers zu beurteilen. Wer von fremdem Jagdgebiet aus auf Wild 
schießt, das in seinem eigenen Jagdgebiet steht, ist nicht nach $ 292, sondern nur nach 
8 368 Nr. 10 strafbar (vgl. RGSt. 25 120). In der mangels besonderer Vereinbarung un- 
zulässigen Wildfolge liegt auch eine Verletzung fremden Jagdrechts (RGSt. 72 389, 
KG JFG Erg. 17 S. 270); vgl. hierzu noch OLG Hamburg JW 1938 S. 582, LG Lübeck 
DJ 1938 S. 1566, Rohling DStR 1939 S. 154. Ruht auf einem Grundstück die 
Jagd ($ 7 Abs. 1 Reichsjagdges., $ 9 Abs. 4 AusführungsVO zum Reichsjagdges.), dann 
kann trotzdem ein Dritter an dem Wild, das sich dort aufhält, eine nach $ 292 strafbare 
Handlung begehen; der Grundstückseigentümer ist dagegen bei Ausübung der Jagd 
auf diesem Grundstück nicht nach $ 292, sondern nur nach $ 60 Nr. 4 AusführungsVO 
zum Reichsjagdges. strafbar (vgl. OLG Dresden DJ 1987 S. 290; näher Dalcke Anm. 37). 

Der sogen. Jagdgast gehört nicht zu den Jagdausübungsberechtigten ($ 4 Reichs- 
jagdges.); er ist aber kraft Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten zur Ausübung der 
Jagd befugt. Bei einer Mehrheit von Jagdpächtern ist zur Gültigkeit einer Jagderlaubnis 
die Zustimmung aller Pächter erforderlich (OLG Hamm DJ 1987 S. 1160). Überschreitet 
der Jagdgast die ihm erteilte Erlaubnis, z. B. die ihm gestattete Stückzahl, so macht er 
sich der Wilderei schuldig (RG DR 1941 S. 2059). Das gleiche ist dann der Fall, wenn er 
ohne Erlaubnis aller Jagdpächter die Jagd ausübt (OLG Hamm DJ 1937 S. 1160). 

Hält der Jagdberechtigte nicht die ihm durch die Jagdgesetzgebung auferlegten 
Beschränkungen inne, schießt er z. B. Wild über den Abschußplan hinaus (vgl. $ 37 
Reichsjagdges.) oder während der Schonzeit, so ist das keine unberechtigte Jagdaus- 
übung im Sinne des vorliegenden Tatbestandes; derartige Verstöße sind nur nach der 
jagdpolizeilichen Vorschrift des $ 60 Reichsjagdges. zu ahnden. 


V. Als Rechtfertignngsgrund kommt auch hier $ 228 BGB in Betracht; die Anwendung 
dieser Bestimmung ist nicht durch $ 41 Reichsjagdges. ausgeschlossen (OLG München, 
JFG Erg. 18 S. 291); hierzu Trommer DJ 1940 S. 261. 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß er in ein fremdes Jagdrecht eingreift. 

Bezüglich des Irrtums unterscheidet die Rechtsprechung auch hier zwischen Tat- 
sachen- und Rechtsirrtum, innerhalb des letzteren zwischen strafrechtlichem und außer- 
strafrechtlichem Irrtum. Als schuldausschließend ist z. B. der Irrtum über die Grenzen 
des Jagdreviers angesehen worden, weiter der Irrtum über die Berechtigung an einem 
bestimmten Grundstück (OLG Darmstadt HRR 1983 Nr. 627). Glaubt jemand, es ge- 
nüge, daß ihm von zwei Jagdpächtern der eine die Jagderlaubnis erteilt, so ist das nach 
KG JW 1935 S. 2386, OLG Hamm DJ 19837 S. 1160 ein unbeachtlicher Strafrechts- 
irrtum. Über Irrtumsfragen vgl. weiter noch OLG Hamm JW 1988 S. 582, LG Lübeck 
DJ 1988 8. 1566. 


vo. Wird dem Wilderer Wild entwendet, so ist dies nicht nach $ 292 strafbar; auf 
diesen Fall dürfte aber $ 242 entsprechend anwendbar ($ 2) sein (Kohlrausch Anm. 3). 
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VII. Über Einziehung vgl. $ 295. Wegen Entziehung des Jagdscheins durch das 
wegen Wilderei verurteilende gerichtliche Erkenntnis vgl. $ 62 Reichsjagdges. 


IX. Idealkonkurrenz ist vor allem mit dem unerlaubten Führen einer Schußwaffe 
möglich (RGSt. 71 41). Dagegen besteht keine Idealkonkurrenz mit $ 60 Abs. 2 Nr.3 
Reichsjagdges., wenn jemand ohne einen Jagdschein wildert; eine Übertretung des $ 60 
Abs. 2 Nr. 3 Reichsjagdges. liegt überhaupt nicht vor, da der Wilderer nicht die Jagd 
ausübt (RGSt. 70 223 mit Anm. Mitzschke JW 1936 S. 2234; and. Schwarz Anm.7 A} 
Über das Verhältnis der vorliegenden Bestimmung zu $ 60 Abs. 2 Nr. 6 Reichsjagdge. 
vgl. KG JFGErg. 17 S. 272. Eingehend wird das Verhältnis von Jagdpolizei-Strafrecht 
und Jagdwilderei von Stelling ZStW 58 S. 99 behandelt; vgl. weiter auch Zillekens aaO 
S. 54. 

Wiederholte Verletzungen verschiedener Jagdberechtigungen können eine fortgesetzte 
Handlung bilden (RG GoltdArch. 59 S. 142). 


X. Über das Erfordernis eines Strafantrages in gewissen Fällen vgl. $ 29. 


XI. Für besonders schwere Fälle ist in Abs. 2 eine erhöhte Strafe angedroht. Das Ge- 
setz zählt einige Fälle als Beispiele dafür auf, wann ein besonders schwerer Fall vorliegt; 
ist einer dieser Beispielsfälle gegeben, dann muß ein besonders schwerer Fall angenom- 
men werden. Aber auch abgesehen von den genannten Fällen kann ein besonders schwerer 
Fall angenommen werden; die besondere Schwere des Falles könnte z. B. allein in der 
größeren Zahl der Täter liegen (RG DJ 1987 S. 80). Kein besonders schwerer Fall ist 
allein deswegen gegeben, weil auf Kaninchen mit Frettchen und Fallnetzen gewildert 
wird (KG DJ 1987 S. 980 mit Anm. Mitzschke). 


Zu den ausdrücklich genannten Fällen sei folgendes hervorgehoben: 


1. Nachtzeit ist die Zeit der Dunkelheit (KG JW 1987 S. 763). Ein besonders schwerer 
Fallist auch dann gegeben, wenn sich der Täter zur Nachtzeit Fallwild zueignet (KG JW 
1987 S. 763 mit Anm. Mitzschke). 


2. Die Schonzeiten sind gemäß $ 38 Reichsjagdges. im $ 38 AusführungsVO zum 
Reichsjagdges. festgelegt. Eignet sich der Täter Fallwild in der Schonzeit an, so ist nicht 
allein schon deswegen ein besonders schwerer Fall anzunehmen (KG JW 1987 S. 63 
mit Anm. Mitzschke). 


8. In nicht weidmännischer Weise ist die Tat dann begangen, wenn sie gegen die auch 
für den Jagdausübungsberechtigten verbindlichen gesetzlichen Vorschriften verstößt 
(vgl. $ 35 Reichsjagdges. und $ 35 AusführungsVO zum Reichsjagdges.). Bei sonstigem 
nicht weidgerechten, aber nicht gesetzlich verbotenen Verhalten ist nicht allein deswegen 
ein besonders schwerer Fall gegeben; so ist z. B. das Erlegen von Hasen oder Kaninchen 
durch einen Schlag mit einer Peitsche oder einer Heugabel nicht stets als besonders 
schwerer Fall anzusehen (LG Torgau DJ 1987 S. 45 mit Anm. Mitzschke, LG Freiburg 
DJ 1987 S. 586). 

4. Von mehreren mit Schußwalfen ausgerüsteten Tätern gemeinsam ist die Tat dann 
begangen, wenn mindestens 2 Teilnehmer sich der Wilderei als Mittäter schuldig machen 
und wenn jeder von ihnen mit einer Schußwaffe versehen ist (RG DJ 1987 S. 80). 


XI. Eine erhöhte Strafe ist ferner für den angedroht, der die Tat gewerbs- oder ge- 
wohnheitsmäßig begeht; hier ist in besonders schweren Fällen auf Zuchthaus zu erkennen 
(Abs. 3). Über Gewerbsmäßigkeit vgl. Bemerkung V 1a vor $ 73, über Gewohnheits- 
mäßigkeit vgl. Bem. V Ac vor $ 73, zu beiden Begriffen ferner RG JW 1985 S. 1983, 
1936 S. 3003, DR 1940 S. 27. Als besonders schwere Fälle kommen auch hier Ins- 
besondere die in Abs. 2 genannten in Betracht, z. B. gewerbsmäßiges Stellen von Schlin- 
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gen; es ist aber nicht jeder besonders schwere Fall im Sinne des Abs. 2 stets auch ein 
solcher im Sinne des Abs. 3 (RGSt. 70 93). 

Die Einzeltaten verlieren auch bei gewerbs- oder gewohnheitsmäßiger Begehung 
nicht ihre Selbständigkeit; die Einzeltaten bilden keine Handlungseinheit (RGSt. 72 401 
mit Anm. Graf von Pestalozza JW 1939 S. 149; and. Schwarz Anm. 10 B). 


XII. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1943, RGBI. I S. 67). 


XIV. Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert übernehmen; nur zur Klar- 
stellung soll neben dem Jagdrecht auch das Jagdausübungsrecht genannt werden. Vgl. K. Schäfer in 
Gürtner II S. 534. - Frank, Leitsätze II S. 121 hält einen Tatbestand der Wilderei im bisherigen Sinne 
für überflüssig; die unberechtigte Aneignung von Wild zum Nachteil des Jagdberechtigten erscheine 


als gewöhnlicher Diebstahl. 
Neu will das kommende Recht einen Tatbestand über die räuberische Wilderei schaffen, der dem 
Täuberischen Diebstahl entsprechen soll. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 532, 534. 


S 293 

Wer unter Verletzung fremden Fischereirechts fischt oder eine Sache, die dem Fischerei- 
recht unterliegt, sich zueignet, beschädigt oder zerstört, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

In besonders schweren Fällen ist auf Gefängnis nicht unter nsn Monat zu erkennen. 
Ein besonders schwerer Fall liegt namentlich vor, wenn die Tat zur Nachtzeit, in der 
Schonzeit, durch Anwendung von Sprengstoffen oder schädlichen Stoffen begangen oder 
wenn der Fischbestand eines Gewässers durch den Fang von Fischen gefährdet wird, die 
das für die Ausübung des Fischfangs festgesetzte Mindestmaß noch nicht erreicht haben. 

Wer die Tat gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Fischwilderei. Der Tatbestand ist dem $ 292 parallel 
gestaltet; auch hier werden in Abs. 1 zwei Tatbestände unterschieden. Die hier ange- 
drohten Strafen sind aber durchweg milder als die im $ 292 angedrohten. 

Über das Fischen ohne Fischereischein vgl. $4 Ges. über den Fischereischein vom 
19. April 1939 (RGBI. I S. 795). 

Vgl. auch Nr. 386 Richtlinien für das Strafverfahren. 


U. Der erste Tatbestand betrifft das Fischen fischbarer lebender Wassertiere. 

1. Gegenstand der Tat sind herrenlose fischbare lebende Wassertiere, insbesondere 
Fische, Krebse, Schildkröten, Frösche, Austern. Fische in Teichen und anderen geschlos- 
senen Privatgewässern können nicht Gegenstand des Vergehens gegen $ 293 sein; an 
ihnen ist vielmehr nur Diebstahl oder Mundraub möglich (KG DJ 1987 S. 1363). 

2. Die Handlung besteht im Fischen. Hierunter ist jede auf Erlegung oder Fang eines 
lebenden Wassertieres gerichtete Tätigkeit zu verstehen. Es ist nicht erforderlich, daß 
der Täter einen Fisch oder ein anderes Tier fängt. 


IH. Der zweite Tatbestand fordert, daß der Täter eine Sache, die dem Fischereirecht 
unterliegt, sich zueignet, beschädigt oder zerstört. 

1. Gegenstand der Tat sind Sachen, die dem Fischereirecht unterliegen. Hierher ge- 
hören neben toten Fischen vor allem Muscheln, Seemoos und sonstige Gegenstände nach 
den hier noch maßgebenden Landesgesetzen; vgl. aber auch $ 1 Ges. über den Fischerei- 
schein vom 19. April 1939, RGBI. I S. 795. 

2. Die Handlung besteht im Sichzueignen, Beschädigen oder Zerstören. 


IV. In beiden Fällen muß die Tat unter Verletzung fremden Fischereirechts begangen 
werden. Der Umfang des Fischereirechts bestimmt sich noch nach Landesrecht; ein 
Reichsfischereigesetz ist bisher nicht ergangen; für Preußen gilt z. B. das Fischereiges. 
vom 11. Mai 1916 (GS S. 55). Unter Verletzung fremden Fischereirechts fischt auch der- 
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jenige, der Umfang und Inhalt des ihm übertragenen Fischereirechts überschreitet (vgl. 
KG JW 1982 S. 1589); Beispiel auch in OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 1072. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Ein Irrtum über den Un- 
fang der Fischereiberechtigung ist von KG DJ 1985 S. 1532 als beachtlicher außer- 
strafrechtlicher Rechtsirrtum angesehen worden. 


VI. Auch hier ist für besonders schwere Fälle eine erhöhte Strafe angedroht (Abs. 2). 
Zu den ausdrücklich genannten Fällen sei folgendes bemerkt: 

1. Ein Fischen zur Nachtzeit liegt auch dann vor, wenn das Einlegen der Netze beı 
Tage erfolgt ist, die Netze aber zum Zwecke des Fischfangens bei Nacht im Wasser ge- 
lassen sind (RSGt. 87 117). 

2. Sprengstoffe sind solche, die sich durch Entzündung selbst ausdehnen und ihre 
körperlichen Schranken zersprengen können. Zu diesen Stoffen gehören z. B. Benzin, 
Schießbaumwolle, Dynamit, nicht dagegen Wasserdampf (RGSt. 22 305). Über 
das Verhältnis zu den Tatbeständen des Sprengstoffgesetzes vgl. RG GoltdArch. & 
S. 332. 


Vo. Der Abs. 3 über die Restrafung der gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen Tat ent- 
spricht dem $ 292 Abs. 3; im Unterschied zu $ 292 ist hier aber nicht Zuchthaus ange- 
droht. 


vıM. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1943, RGBl. I S. 67). 


IX. Das kommende Recht will die Vorschrift unverändert übernehmen. Auch hier soll zur Klar- 
stellung neben der Verletzung des fremden Fischereirechts die des fremden Fischereiausübungsrechts 
ausdrücklich genannt werden. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 535. 


S 294 

In den Fällen des & 292 Abs. 1 und des & 298 Abs. 1 wird die Tat nur auf Antrag de 
Verletzten verfolgt, wenn sie von einem Angehörigen oder an einem Orte begangen 
worden ist, wo der Täter die Jagd oder die Fischerei in beschränktem Umfang ausüben 
durfte. 

Schrifttum: Stelling, Das beschränkte Jagdrecht und seine strafbare Verletzung durch den 
Jagdberechtigten nach $ 294 RStGB, GS 110 S. 267. 

I. Ein Strafantrag ist unter folgenden zwei Voraussetzungen erforderlich. 

1. Es muß sich um eine einfache Jagdwilderei ($ 292 Abs. 1) oder um eine einfsche 
Fischwilderei ($293 Abs.1) handeln; für die Fälle der schweren und der gewerbs- oder 
gewohnheitsmäßigen Wilderei ($ 292 Abs. 2, 3, $ 293 Abs. 2, 3) ist ein Strafantrag nicht 
erforderlich. 

2. Dazu wird weiter vorausgesetzt, daß die Tat von einem Angehörigen oder an einem 
Orte begangen worden ist, wo der Täter die Jagd oder die Fischerei in beschränktem 
Umfange ausüben durfte. Über den Kreis der Angehörigen vgl. $52 Anm. VII. Sind durch 
die Tat mehrere Personen verletzt und gehört eine nicht zu den Angehörigen des Täters, 
dann ist ein Strafantrag nicht erforderlich (OLG Hamm DJ 1987 S. 1160). Eine be- 
schränkte Jagd- oder Fischereiausübungsberechtigung kann insbesondere auf den $$12 
44 Reichsjagdges. beruhen. In Betracht kommt z. B. der Fall, daß der Jagdausübung*- 
berechtigte einem Jagdgast nur die Erlegung bestimmter Wildarten oder einer bestimm- 
ten Stückzahl von Wild gestattet hat und dieser darüber hinausgeht (vgl. RGSt.# 
440). Dieser Fall ist ferner dann gegeben, wenn einer von mehreren Jagdpächtern sein 
Recht überschreitet (Dalcke Anm. 52; and. Stelling aaO S. 286). 


II. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1943, RGBI.T S. 67). 
III. Das kommende Recht will das Antragserfordernis im gleichen Umfange wie bisher vorschen. 
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S 295 
Jagd- oder Fischereigeräte, Hunde oder andere Tiere, die der Täter oder ein Teilnehmer 
zur Jagd oder Fischerei bei sich geführt oder verwendet hat, sind einzuziehen, auch wenn 
sie keinem von ihnen gehören. 
Von der Einziehung kann abgesehen werden, wenn die Sache ohne Schuld des Eigen- 
tümers zur Tat benutzt worden ist oder die Einziehung eine unbillige Härte für den Be- 
troffenen bedeuten würde. 


I. Die Vorschrift behandelt die Einziehung. Gegenüber der in $ 40 geregelten Ein- 
ziehung bestehen zwei Abweichungen: einmal ist hier die Einziehung zwingend vor- 
geschrieben, zum anderen wird hier nicht Eigentum des Täters oder eines Teilnehmers 
an den einzuziehenden Gegenständen erfordert. Neben der vorliegenden Bestimmung 
bleibt aber auch für die Jagd- und Fischwilderei $ 40 ergänzend anwendbar, so z. B. für 
Gegenstände, die nicht von $ 295 erfaßt werden. 


IL. Jagd- oder Fischereigeräte sind leblose Gegenstände, die nach ihrer Beschaffenheit 
an sich zur Verwendung bei der Jagd oder Fischerei geeignet und dazu auch dauernd 
bestimmt sind. Hierher gehören z. B. Gewehre, Jagdmesser, Jagdferngläser, Angeln, 
Netze, Fischreusen, Fischkörbe, Fischkästen. Zu den weiter hier genannten anderen 
Tieren sind z. B. Frettchen und Jagdfalken zu rechnen. 

Nach der vorliegenden Bestimmung muß auf Einziehung erkannt werden, und zwar 
auch dann, wenn die Vollstreckung der Einziehungsentscheidung wegen Unbestimmtheit 
des Gegenstandes oder aus anderen Gründen zweifelhaft erscheint (KG DJ 1984 S. 1287). 
Vgl. aber Abs. 2; hierzu unter III. 

Gegenstände, die keine Jagd- oder Fischereigeräte sind, können bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen nach $ 40 eingezogen werden. 

Die Jagdbeute kann weder nach $ 295 noch nach $ 40 eingezogen werden (RGSt. 70 
94, 72 390); möglich ist aber unter Umständen eine Einziehung nach $ 61 Reichsjagdges. 
(RGSt. 72 390, RG DR 1941 S. 2059). Über das Verhältnis des $ 61 Reichsjagdges. zu 
den $$ 40, 295 vgl. Stelling GS 108 S. 374. 


IN. Von der Einziehung kann nach Ermessen des Gerichts abgesehen werden, wenn die 
Sache ohne Schuld des Eigentümers zur Tat benutzt worden ist oder die Einziehung eine 
unbillige Härte für den Betroffenen bedeuten würde (Abs. 2). Das letztere kann z.B. 
dann der Fall sein, wenn ein Jagdgast, dessen Befugnis zur Ausübung der Jagd nach 
der Stückzahl beschränkt ist, die Grenzen seiner Befugnis geringfügig überschreitet. Es 
handelt sich hier um eine Ausnahmevorschrift, bei der namentlich auch unter Berück- 
sichtigung weidmännischer Grundsätze besonders sorgfältig geprüft werden muß, ob 
von einer Einziehung abgesehen werden kann (KG JFG Erg. 17 S. 273). 


IV. Die Bestimmung gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1943, RGBI. IS. 67). 
V. Für das kommende Recht ist keine besondere Vorschrift über die Einziehung von Jagd- oder 


Fischereigeräten vorgesehen; eine derartige Bestimmung erübrigt sich durch die dort in Aussicht ge- 
nommene allgemeine Regelung der Einziehung. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 535. 


S 296 


Wer Jagdgerät oder Fischereigerät in Besitz oder Gewahrsam hat oder von einem 
anderen für sich verwahren läßt, nachdem er wegen gewerbs- oder gewohnheitsmäßiger 
Wilderei (8292 Abs.8, 8298 Abs.8) oder mehr als einınal wegen Wilderei (3292 Abs.1,2, 
8 298 Abs. 1, 2) rechtskräftig verurteilt worden ist, wird mit Gefängnis bestraft, sofern 
sich nicht aus den Umständen ergibt, daß das Gerät nicht zur Verwendung bei der Wilderei 
bestimmt ist. 


Wer Jagd- oder Fischereigerät für einen anderen in Verwahrung nimmt oder einem 
anderen überläßt, obwohi er weiß oder den Umständen nach annehmen muß, daß das 
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Gerät zur Verwendung bei der Wilderei bestimmt ist, wird, sofern die Tat nicht nach 
anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist, mit Gefängnis bis zu zwei Jahres 
bestraft. 
Das Jagd- oder Fischereigerät ist einzuziehen, auch wenn es dem Täter nicht gehört. 
8 245a Abs. 4 gilt entsprechend. 


I. Die Vorschrift bedroht in gewissem Umfange den Besitz von Wildereigerät als \Vor- 
bereitungshandlung für eine Jagd- oder Fischwilderei mit Strafe. Der Tatbestand ent- 
spricht in seinem Aufbau dem $ 245a. Auch hier sind die Voraussetzungen verschieden 
gestaltet, je nachdem, ob der Besitzer der Jagd- oder Fischereigeräte zu den besonders 
verdächtigen Personen gehört (Abs. 1) oder nicht (Abs. 2). Vgl. im einzelnen die Er- 
läuterungen zu $ 245a. 

Über Jagd- oder Fischereigerät vgl. $295 Anm. II. Hunde und andere Tiere kommen 
hier (anders in $ 295 Abs. 1) nicht in Betracht. 

Abs. 2 dürfte auf den Eigengewahrsam des Nichtvorbestraften entsprechend anvwend- 
bar ($ 2) sein (Schäfer-Dohnanyi $. 222; and. Olshausen Nachtrag $. 285). Über die 
gleiche Frage bei $245a vgl. dort Anm. IV 5. Das kommende Recht will diesen Fall aus- 
drücklich erfassen. 


II. Die Einziehung des Jagd- oder Fischereigerätes ist hier zwingend vorgeschrieben 
(Abs. 3) ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse und ohne eine Härteklausel der 
in $ 295 Abs. 2 vorgesehenen Art. 


III. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 
1943, RGBI.I S. 67). 


IV. Das kommende Recht will zunächst aussprechen, daß mit Strafe bedroht wird, wer Jagdgerät 
oder Fischereigerät, das zum Gebrauch bei einer Wilderei bestimmt ist, in Gewahrsam hat oder für 
sich verwahren läßt; es sollen sodann die Abs. 1 und 2 des $ 296 folgen; dadurch ist klargestellt, das 
die Vorschrift auch auf den Eigengewahrsam des Nichtvorbestraften anzuwenden ist. 


S 296a 

Ausländer, welche in deutschen Küstengewässern unbefugt fischen, werden mit Gel- 
strafe oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 

Neben der Geld- oder Gefängnisstrafe ist auf Einziehung der Fanggeräte, welche der 
Täter bei dem unbefugten Fischen bei sich geführt hat, ingleichen der in dem Fahrzeurt 
enthaltenen Fische zu erkennen, ohne Unterschied, ob die Fanggeräte und Fische dem 
Verurteilten gehören oder nicht. 


I. Die Vorschrift bedroht das unbefugte Fischen von Ausländern in deutschen Küster- 
gewässern mit Strafe. Die Vorschrift dient nicht dem Schutze des ausschließlichen An- 
eignungsrechts eines bestimmten Berechtigten, sondern dem Schutze des einheimischen 
Fischereigewerbes. Systematisch handelt es sich also um eine dem Schutze von Volksgut 
dienende Bestimmung; das kommende Recht will die Vorschrift auch in den Abschnitt 
über den Schutz des Volksgutes einordnen. 


II. Gegenstand der Tat sind alle nutzbaren Wassertiere (Frank Anm. II, LK Ann. 3; 
and. v. Liszt-Schmidt S. 650 Anm. 16, Olshausen Anm. 3, nach denen das Landesrecht 
der einzelnen Uferstaaten bestimmt, welche Tiere Gegenstand des Fischfangs sind). Die 
Handlung besteht im Fischen; vgl. hierüber $ 293 Anm. II 2. Unbefugt ist das Fischen 
eines Ausländers immer, wenn es ihm nicht ausdrücklich erlaubt ist. 

Verboten ist das Fischen von Ausländern in deutschen Küstengewässern, d.h. in den 
deutschen Eigengewässern und in dem deutschen Küstenmeer (näher hierzu Mettgenberg 
DJ 1940 S. 641). 


II. Täter kann nur ein ausländischer Staatsangehöriger oder ein Staatenloser seiß. 
Entsprechend ($ 2) dürfte die Vorschrift auf einen Inländer anzuwenden sein, der die 
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Fischerei im Dienste eines ausländischen Unternehmers betreibt. Ein Ausländer, der 
im Dienste eines Deutschen handelt, ist dagegen nicht strafbar, ebensowenigein Deutscher, 
der auf einem ausländischen Schiff für eigene Rechnung [ischt. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


V. Die Einziehung der in Äbs. 2 genannten Gegenstände ist zwingend vorgeschrieben. 
Im Unterschied zu $ 295 unterliegt hier auch der Fang der Einziehung. Das Fahrzeug 
selbst kann bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen nur nach $ 40 eingezogen 
werden. 


VI. Das kommende Recht will die Vorschrift in den Abschnitt über Angriffe auf das Volksgut einord- 
nen. Als Täter soll ausdrücklich auch ein deutscher Staatsangehöriger genannt werden, der die Tat für 
einen Ausländer auf einem ausiändischen Schiff begeht. Das kommende Recht will weiter auch fahr- 
iässiges Handeln mit Strafe bedrohen. Vgl. Dürr in Gürtner II S. 253, 259. 


S 297 
Ein Reisender oder Schiffsmann, welcher ohne Vorwissen des Schiffers, ingleichen ein 
Schiffer, welcher ohne Vorwissen des Reeders Gegenstände an Bord nimmt, welche das 
Schiff oder die Ladung gefährden, indem sie die Beschlagnahme oder Einziehung des 
Schiffes oder der Ladung veranlassen können, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Schiffsgefährdung durch Konterbande. Der Zweck der 
Vorschrift ist es, eine Gefährdung des Vermögens des Reeders zu verhindern. 


II. Täter kann nach dem Wortlaut der Bestimmung nur ein Schiffer, ein Reisender 
oder ein Schiffsmann sein. Diese nicht dem Wesen der Sache entsprechende Beschrän- 
kung der Täterschaft auf bestimmte Personenklassen, die vor Zulassung der richterlichen 
Rechtsschöpfung hingenommen werden mußte (Frank Anm.II), kann heute durch 
entsprechende Anwendung ($ 2) aufgegeben werden. Es dürfte nunmehr jeder als Täter 
in Betracht kommen, insbesondere also auch der Befrachter, Ablader oder Lotse. Vgl. 
aber noch unten IV 2. Der Alleinreeder kann nach dem Zweck der Vorschrift (I) nicht 
Täter sein. 


III. Die Tat muß sich auf ein Schiff oder auf die Ladung beziehen. Als Schiffe kommen 
hier Handelsschiffe aller Art in Betracht; der Tatbestand ist nicht auf Seeschiffe be- 
schränkt (Gerland S. 672; and. Kohlrausch Anm. 4, LK Anm. 2, Olshausen Anm. 2). 
Kriegsschiffe und andere Staatsschiffe kommen dagegen nicht in Betracht; sie unter- 
liegen auch im Auslande nicht einer Beschlagnahme oder Einziehung. 

Auf Luftfahrzeuge dürfte die Vorschrift entsprechend ($ 2) anwendbar sein. 


IV. 1. Die Handlung besteht darin, daß Gegenstände an Bord gebracht werden, welche 
das Schiff oder die Ladung gefährden. Die Gefährdung muß nach der Richtung gehen, 
daß die Gegenstände die Beschlagnahme oder Einziehung des Schiffes oder der Ladung 
veranlassen können. In Betracht kommen hier alle Gegenstände, deren Ausfuhr oder 
Einfuhr überhaupt verboten oder einem Zoll unterworfen ist, also alle Zoll- und Kriegs- 
konterbande. Unter Zollkonterbande im Sinne dieser Vorschrift sind alle Gegen- 
stände zu verstehen, die nach dem Recht des Absendungsorts oder des Bestimmungs- 
orts wegen Verletzung von Ausfuhr- oder Einfuhrverboten oder wegen Hinterziehung 
von Zollgebühren der Beschlagnahme und Einziehung unterliegen. Kriegskonter- 
bande sind diejenigen Waren, die nach dem Völkerrecht oder nach der Erklärung eines 
kriegführenden Staates der Beschlagnahme und Einziehung unterliegen; vgl. hierzu 
Art. 22 ff. Prisenordnung vom 28. August 1939 (RGBl. I S. 1585), Ges. vom 12. Sep- 
tember 1939 (RGBl. 18. 1751) sowie Bekanntmachung vom 12. September 1939 (RGBl.I 
S. 1752). Es genügt aber nicht, daß nur die Konterbande darstellenden Gegenstände 
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selbst eingezogen oder beschlagnahmt werden können; diese Gefahr muß dem Schiff 
oder wenigstens noch einem anderen Teil der Ladung drohen. 


2. Die Handlung muß ohne Vorwissen des Schiffers oder, wenn dieser selbst der Täter 
ist, ohne Vorwissen des Reeders vorgenommen werden. Weiß eine der genannten Per- 
sonen von dem Anbordbringen dieser Gegenstände, dann ist die Bestimmung nicht an- 
wendbar. Es wird nicht vorausgesetzt, daß die Anbordnahme heimlich erfolgt. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß auch das Be- 
wußtsein haben, daß die Anbordnahme der Ware Schiff oder Ladung gefährdet (RGSt. 48 
384). 


VI. Die Tat ist vollendet, sobald die Gegenstände an Bord gebracht sind (RGSt. 42 294). 


VID. Beihilfe ist auch dadurch möglich, daß Schmuggelware geliefert wird (RGSt. 41 
70). Der Alleinreeder kann auch nicht als Teilnehmer bestraft werden. 


VIH. Idealkonkurrenz kommt mit $ 263 in Betracht. 


IX. Das kommende Recht will die Vorschrift erheblich umgestalten und in den Abschnitt über die 
gemeingefährlichen Handlungen einstellen. Vor der Gefährdung durch Bannware und dergleichen sollen 
nicht nur Schiffe, sondern auch Luftfahrzeuge und sonstige dem Öffentlichen Verkehr dienende 
deutsche Fahrzeuge geschützt werden. Als Handlung soll es genügen, daß jemand ein solches Verkehrs- 
mittel oder die Ladung eines derartigen Mittels der Gefahr der Beschlagnahme, der Einziehung oder 
der Verfallerklärung durch das Einbringen von Bannware oder auf ähnliche Weise aussetzt. Täter soll 
jeder sein können; das kommende Recht will nicht mehr fordern, daß der Reisende oder Schiffsmann 
ohne Vorwissen des Schiffers, der Schiffer ohne Vorwissen des Reeders handeln muß. Vgl. Tbierack in 
Gürtner II S. 306, 313. 


8 298 


Ein Schiffsmann, welcher mit der Heuer entläuft oder sich verborgen hält, um sich 
dem übernommenen Dienste zu entziehen, wird, ohne Unterschied, ob das Vergehen 
im Inlande oder im Auslande begangen worden ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
bestraft. 


I. Die Vorschrift betrifft den Bruch des Heuervertrages. Die Heuer ist der Lohn, den 
der Schiffsmann erhält. Es wird hier ausnahmsweise der Vertragsbruch mit Strafe be- 
droht, was sonst im StGB nur noch in $ 92a der Fall ist; über strafbare Vertragsbrüche 
außerhalb des StGB vgl. Hastler, Der strafrechtliche Schutz des nationalen Arbeits- 
einsatzes, DR 1940 S. 1756, weiter Jaerisch DR 1941 S. 2590, 1942 S. 1630 sowie Sturm 
DJ 1942 S. 517. 


II. Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist nur noch sehr gering, da für deutsche 
Kauffahrteischiffe an Stelle der vorliegenden Bestimmung der $ 93 Seemannsordnung 
vom 2. Juni 1902 getreten ist; sie kommt daher nur noch für die Mannschaft außerdeut- 
scher Kauffahrteischiffe sowie für diejenigen deutschen Seeschiffe in Betracht, die nicht 
der Seemannsordnung unterstehen wie z. B. Vergnügungsyachten. Die im Auslande ver- 
übte Tat eines Ausländers ist nur dann strafbar, wenn der Täter zum Dienst auf einem 
deutschen Schiff verpflichtet ist (LK Anm. 6b). Über die Auslandstat eines Inländers 
vgl. $3. Auf die Mannschaften der zur Binnenschiffahrt bestimmten und verwendeten 
Schiffe ist die Vorschrift nicht anwendbar (Frank Anm. I, LK Anm.1; and. Binding 
Lehrbuch I S. 415). 


III. Die Handlung besteht darin, daß der Schiffsmann mit der noch nicht abverdienten 
Heuer entläuft oder sich verborgen hält. 

IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß ferner in der 
Absicht handeln, sich dem übernommenen Dienst zu entziehen. 

V. Das kommende Recht will keine entsprechende Bestimmung vorsehen. 
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Wer einen verschlossenen Brief oder eine andere verschlossene Urkunde, die nicht zu 
seiner Kenntnisnahme bestimmt ist, vorsätzlich und unbefugterweise eröffnet, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


I. Die Bestimmung behandelt die Gefährdung des Briefgeheimnisses. Die Vorschrift 
bezweckt den Schutz des Briefgeheimnisses, in das der Täter durch die Eröffnung des 
Briefes in der Regel eindringen will (Frank Anm. I, Gerland S. 339, v. Liszt-Schmidt 
S. 587, Olshausen Anm. 1). Nach LK Anm.1, RG GoltdArch. 61 S. 339 ist geschütztes 
Rechtsgut dagegen die Unversehrtheit von Gegenständen, die zu vertraulichen oder ge- 
heimen Mitteilungen benutzt zu werden pflegen. 

Über Verletzung des Post- oder Telegraphengeheimnisses durch Beamte vgl. 
$$ 354, 355. 


I. Gegenstand der Tat ist ein verschlossener Brief oder eine andere verschlossene Ur- 
kunde, die nicht zur Kenntnisnahme des Täters bestimmt ist. 


1. Als Urkunden sind hier Schriftstücke jeder Art anzusehen. Es macht keinen Unter- 
schied, ob die Urkunde eine öffentliche oder eine Privaturkunde ist, ob sie zum Beweisen 
von Rechten bestimmt oder geeignet ist oder nicht. 


2. Versehlossen ist eine Urkunde dann, wenn aniihr selbst ein Verschluß, also eine 
das Öffnen hindernde Vorrichtung angebracht ist; Schriftstücke, die nur unter Ver- 
schluß (z. B. in einem Schreibtisch oder in einem Aktenschrank) aufbewahrt sind, sind 
nicht verschlossen im Sinne dieser Vorschrift. Der Verschluß muß aus einem fremden 
Stoff bestehen; ein nur zusammengefaltetes Schriftstück ist kein verschlossenes. Auf 
die Eröffnung eines Behältnisses, in dem sich ein Brief oder eine sonstige Urkunde be- 
findet, ist die Bestimmung auch nicht entsprechend anwendbar (OLG Jena DStR 
1987 S. 61). 


III. Die Handlung besteht darin, daß der Täter die verschlossene Urkunde eröffnet. 
Eröffnen ist gleichbedeutend mit Öffnen. Es ist nicht entscheidend, ob der Verschluß 
bei der Eröffnung beseitigt oder wenigstens teilweise verletzt wird (RGSt.20 376). Es 
ist nicht erforderlich, daß Gewalt angewendet wird (RGSt. 54 296). Es wird auch nicht 
vorausgesetzt, daß der Täter von dem Inhalt Kenntnis genommen hat. 

Nach dem, was hier als Grundgedanke der Vorschrift angesehen worden ist (oben I), 
dürfte die Bestimmung entsprechend ($ 2) auf den anwendbar sein, der ohne Öffnung 
des Verschlusses von dem Inhalt Kenntnis nimmt, z. B. durch Durchleuchten. Das 
kommende Recht will diese Fälle ausdrücklich erfassen. 


IV. Die Eröffnung muß unbefugterweise erfolgen; dies ist immer dann der Fall, wenn 
der Täter kein Recht hat, den Brief ohne Zustimmung des Verfügungsberechtigten zu 
öffnen. Ein Recht zur Öffnung kann sich aus ausdrücklichen gesetzlichen Vorschriften, 
z. B. aus $$ 99, 100 Abs. 3 StPO, 8 121 KO, $$ 37, 48 Postordnung vom 30. Januar 1929 
(RGBl.1S. 33) ergeben. Eine Befugnis kann auch aus dem Erziehungsrecht folgen (vgl. 
$ 1626 BGB), weiter z. B. aus Geschäftsführung ohne Auftrag. Der Ehemann hat als 
solcher aber kein Recht, die an seine Ehefrau gerichteten oder die von dieser herrührenden 
Briefe zu öffnen. Über die Überwachung des Schriftverkehrs von Gefangenen vgl. Nr.135 
Strafvollzugsordnung. 

V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß der Brief nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmt ist und daß für ihn 
eine Befugnis zur Eröffnung nicht besteht (vgl. RGSt. 56 149). Auf den Beweggrund des 
Täters sowie auf den Zweck der Handlung kommt es nicht an (RGSt. 54 296). 
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VI. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 242 und mit $ 246; die letzteren Bestimmungen 
gehen vor. Das gleiche Konkurrenzverhältnis besteht zu $ 303; hier geht $ 299 vor. 


VO. Die Strafverfolgung setzt einen Antrag voraus (Abs. 2). Zur Stellung des Antrages 
berechtigt ist derjenige, dem die Befugnis zum Eröffnen zusteht; regelmäßig ist dies der 
Eigentümer. Bei Sendungen ist der Absender solange antragsberechtigt, bis das Eigentum 
auf den Adressaten übergeht; später ist der Adressat antragsberechtigt. 

vll. Das kommende Recht will die Vorschrift im wesentlichen unveränderti assen. In Übereinstim- 
mung mit der Auslegung des geltenden Rechts soll künftig neben dem verschlossenen Brief von an- 
deren verschlossenen Schriftstücken gesprochen werden. Neben dem Öffnen soll ausdrücklich die auf 


andere Weise erfolgende unbefugte Kenntnisnahme von dem Inhalt des Schriftstücks genannt werden. 
Die Strafdrohung will das kommende Recht verschärfen. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 438, 439. 
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Rechtsanwälte, Notare, Verteidiger in Strafsachen, Ärzte, Wundärzte, Hebammen, 
sowie die Gehilfen dieser Personen werden, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse offlen- 
baren, die ihnen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut sind, mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


Schrifttum: E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht (1939) S. 3 ff. Vgl. auch Deschl, Das Berufs 
geheimnis im Strafrecht, 1938 (Diss. München). 

I. Die Vorschrift behandelt den Bruch des Berufsgeheimnisses. Der Grundgedanke der 
Vorschrift ist, die im öffentlichen Interesse als Garantıe für die Inanspruchnahme der im 
Gesetz genannten Vertrauenspersonen geschaffene Schweigepflicht zu schützen. Bei 
dem Bruch des Berufsgeheimnisses handelt es sich nicht in erster Linie um die Verletzung 
der Geheimsphäre des einzelnen, sondern um die Verletzung einer Pflicht, die den An- 
gehörigen gewisser staatlich gebundener Berufe auferlegt ist. Das kommende Recht will 
daher diese Materie auch in dem Abschnitt über Verletzung der Dienstpflicht regeln. 
Übersicht über die verschiedenen Auffassungen hinsichtlich des Grundgedankens bei 
Deschl aaO S. 11, Olshausen Anm. 1 b. | 

An ergänzenden Vorschriften vgl. z. B. $$ 6, 7 VO gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen vom 22. Mai 1943 (RGBl.1I S. 351, abgedr. im An- 
hang), $ 10 Ges. zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(RGBI. I S. 61), $ 15 Ges. zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 
41933 (RGBl.I S.529), $ 17 der 1. DurchführungsVO zum Ehegesundheitsges. vom 
29. November 1935 (RGBl.1I S. 1419), $ 302 Aktienges., $ 141 Reichsversicherungsord- 
nung, $ 345 Angestelltenversicherungsges.; vgl. im übrigen die Angaben bei Deschl aaO 
S. 10/11. Ä 

Über Verletzung der Amtsverschwiegenheit vgl. $ 353a, $ 353b, $ 353c. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß jemand ein Privatgeheimnis offen- 
bart, das ihm kraft seines Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut worden ist. 


1. Als Privatgeheimnisse sind alle nur einem beschränkten Kreis bekannten Tatsachen 
anzusehen, an deren Bewahrung eine Privatperson ein Interesse hat (LK Anm.3, K. 
Schäfer in Gürtner II S. 442). Der Kreis der hier geschützten Geheimnisse ist nicht auf 
Tatsachen des Privatlebens beschränkt; auch Staatsgeheimnisse oder Amtsgeheimnisse 
gehören hierher, sofern eine Privatperson an ihrer Bewahrung ein Interesse hat (Frank 
Ann. 1, 3, LK Anm. 3, K. Schäfer in Gürtner II S. 442, E. Schmidt aaO S. 25; zum Teil 
abweichend v. Hippel Lehrbuch S. 220 Anm. 12). Die Tatsache darf nur einem be- 
schränkten Kreis von Personen bekannt sein; ist die Tatsache einem größeren 
Personenkreis, der nicht durch individuelle Beziehungen verbunden ist, bekannt gewor- 
den, dann ist sie nicht mehr geheim (vgl. hierzu noch RGS$t. 74 111). 
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2. Das Geheimnis muß dem Täter kraft seines Amtes, Standes oder Gewerbes anver- 
traut worden sein. Anvertraut in diesem Sinne ist dem Täter ein Geheimnis bereits dann, 
wenn es ihm in Ausübung seines Berufes bekannt geworden ist (v. Hippel Lehrbuch 
S. 221); es genügt, daß die Erlangung der Kenntnis in einem ursächlichen Zusammen- 
hang mit der Berufsausübung steht. Die Kenntnis des Täters braucht nicht auf einer 
Mitteilung des Anvertrauenden zu beruhen; es ist z. B. auch ausreichend, daß ihm das 
Geheimnis durch eine Untersuchung bekannt geworden ist (RGSt. 66 27%). 


8. Offenbart ist das Geheimnis, wenn es einem Dritten mitgeteilt wird, dem es bisher 
noch nicht sicher bekannt ist. Eine förmliche Mitteilung ist nicht erforderlich; es genügt 
2. B., daß einem Dritten Einsicht in Akten gewährt wird. 


II. Die Offenbarung des Geheimnisses muß unbefugt erfolgen. Unbefugt ist jede Offen- 
barung, die ohne besondere Erlaubnis oder Pflicht zur Mitteilung erfolgt. Befugt ist die 


- Offenbarung außer auf Grund einer ausdrücklich erteilten Erlaubnis des Anvertrauenden 
vor allem auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer Rechtspflicht oder sittlichen Pflicht 


oder sonst zu einem nach gesundem Volksempfinden berechtigten Zweck erfolgt und 
wenn das bedrohte Rechtsgut überwiegt. Diese jetzt in $13 Abs. 3 Reichsärzteordnung aus- 
drücklich getroffene Regelung hat allgemeine Geltung (vgl. Deschl aaO 8.46) ; eingehend 
zu dieser Vorschrift E. Schmidt aaO S. 391f. Vgl. hierzu auch noch Nr. 1, 6, 25, 52 der 
Richtlinien der Reichsrechtsanwaltskammer für die Ausübung des Anwaltsberufes vom 


. 2. Juni 1934 (abgedruckt z. B. bei Pohle, Reichsrechtsanwaltsordnung [2. Aufl. 1937] 


8.159 18.). 


Die Offenbarung eines anvertrauten Geheimnisses wird nicht dadurch allein zu einer 
befugten, daßsie in einer Aussage in einem gerichtlichen Verfahren erfolgt. Dies gilt jeden- 
falls dann, wenn ein Zeugnisverweigerungsrecht bestand wie nach $ 53 StPO, $ 383 ZPO. 
Auch für diese Fälle gilt der eben dargelegte Grundsatz. Es ist also zu prüfen, ob eine 
gegenüber der Schweigepflicht höhere Pflicht besteht, in einem gerichtlichen Verfahren 
zur Aufklärung der Waährheit beizutragen; nur wenn eine derartige Pflicht vorhanden 
ist, ist die in einer Zeugenaussage erfolgende Offenbarung eines Geheimnisses befugt 
(Kohlrausch Anm. 3, LK Anm. 7, OLG Hamburg DStR 1986 S. 437 mit Anm. Henkel; 
vgl.auch K. Schäfer in Gürtner II S. 444, E. Schmidt aaO S. 57). Demgegenüber nehmen 
z.B. Frank Anm.III 2c, Gerland S. 544, Schwarz Anm. 3A.d an, die Offenbarung 
eines anvertrauten Geheimnisses durch eine der genannten Personen als Zeuge sei auch 
dann nicht unbefugt, wenn ein Zeugnisverweigerungsrecht bestand. 


IV. Als Täter kommen nur bestimmte Personen in Betracht. Es genügt, daß jemand zur 
Zeit des Anvertrauens zu diesem Personenkreis gehört; es ist nicht erforderlich, daß er 
diesem Berufskreis auch noch zur Zeit der Offenbarung angehört. 


1. Täter können einmal gewisse Rechtspflegepersonen sein; ausdrücklich genannt sind 
Rechtsanwälte, Notare (vgl. Reichsnotarordnung vom 13. Februar 1937) sowie Vertei- 
diger in Strafsachen (vgl. $ 138 StPO). Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift 
auf Patentanwälte (Deschl aaO S. 20) sowie auf Beistände in Rechtsangelegenheiten wie 
auf die von der Justizverwaltung zugelassenen Prozeßagenten ($ 157), auf Rechtsbei- 
stände, die auf Grund des Ges. zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der 
Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 zugelassen sind, auf Justizbeamte und Rechts- 
kundige, die dem Beschuldigten gemäß $ 144 StPO als Verteidiger bestellt sind oder 
einer Partei gemäß $ 116 ZPO als Armenvertreter beigeordnet sind, auf die Leiter 
und Angestellten der Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront sowie auf an- 
dere vom Vorsitzenden des Arbeitsgerichts als Prozeßbevollmächtigte oder Beistände 
zugelassene Personen ($ 11 Arbeitsgerichtsges.). 
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2. Zum anderen kommen als Täter gewisse Heilpflegepersonen in Betracht; ausdrück- 
lich genannt werden Arzte, Wundärzte und Hebammen. Für Ärzte ist die vorliegende 
Bestimmung durch $ 85 Reichsärzteordnung aufgehoben und durch $ 13 Reichsärtte- 
ordnung ersetzt; hierzu eingehend E. Schmidt aaO, vgl. weiter auch Kallfelz JW 1936 
S. 1343, K. Schäfer DJ 1936 S. 375. Für Tierärzte vgl. $ 13 Reichstierärzteordnung vom 
3. April 1936 (RGBI.I S. 347). Anwendbar ist die Vorschrift aber noch auf Zahnärzte 
(Gerland S. 542 Anm.4, Kohlrausch S.569, E. Schmidt aaO S.13 Anm. 37, auch 
Deschl aaO S. 23; and. Frank Anm. IV, LK Anm. 2, Schwarz Anm. 2 Ab). Für Apo- 
theker ist $300 aufgehoben und durch $ 24 Reichsapothekerordnung vom 18. April1937 
(RGBI. I S. 457) ersetzt. Als Hebammen kommen nur die in Betracht, die auf Grund 
$ 6 Hebammenges. vom 21. Februar 1938 (RGBl.1I S. 1893) zur Führung dieser Berufs- 
bezeichnung berechtigt sind. Auf Heilpraktiker (Ges. vom 17. Februar 1939, RGBl.I 
S. 251) ist der vorliegende Tatbestand entsprechend ($ 2) anwendbar. 

8. Täter können ferner die Gehilfen der genannten Personen sein. Als Gehilfen sind 
hier nur solche Personen anzusehen, die berufsmäßig derartige Hilfstätigkeiten ver- 
richten oder die zur Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teil- 
nehmen; Personen, die nur gelegentlich Hilfe leisten, fallen nicht unter die vorliegende 
Bestimmung (LK Anm. 2, auch Deschl aaO S. 25; and. Olshausen Anm. 6). 

Auch für Hilfspersonen ist der Anwendungsbereich der vorliegenden Bestimmung 
durch eine Reihe von Sondervorschriften eingeschränkt. So gilt für Krankenschwe- 
stern, Krankenpfleger und Personen, die in der Vorbereitung auf den Krankenpflege- 
beruf stehen, $ 19 KrankenpflegeVO vom 28. September 1938 (RGBl.I S. 1310), für 
Säuglingspflege- und Kinderschwestern und Lernschwestern $ 20 Säuglings- und 
KinderpflegeVO vom 15. November 1939 (RGBl.I S. 2239), für medizinisch-tech- 
nische Gehilfinnen und für medizinisch-technische Assistentinnen und für die sich 
auf diesen Beruf vorbereitenden Personen $ 30 VO über die Berufstätigkeit und die Aus- 
bildung dieser Personen vom 17. Februar 1940 (RGBI. I S. 371), für Wochenpflege- 
rinnen $ 6 VO vom 7. Februar 1943 (RGBl. I S. 87). 

V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, dad 
es sich um ein Privatgeheimnis handelt und daß er zur Offenbarung nicht befugt ist 
(RGSt. 56 148). | 

VI. Die Verfolgung setzt einen Strafantrag voraus (Abs. 2). Berechtigt zur Stellung 
des Antrages ist einmal der Anvertrauende, weiter aber auch derjenige, dessen Geheim- 
nis in Frage steht (Frank Anm. VI, v. Hippel Lehrbuch S. 221 Anm. 5). Über die ver- 
schiedenen Ansichten vgl. Frank Anm.6, LK Anm. 9, Olshausen Anm.11. Bei Verletzung 
der Schweigepflicht nach dem Tode des Anvertrauenden steht das Antragsrecht 
seinen nächsten Angehörigen (vgl. $ 189 Abs. 3) zu (vgl. K. Schäfer DStR 1937 S. 199). 


VII. Das kommende Recht will nicht nur von Privatgeheimnissen, sondern von fremden Geheim- 
nissen schlechthin sprechen. Es soll ferner ausdrücklich klargestellt werden, daß sich die Geheimhal- 
tungspflicht auf alle Geheimnisse erstreckt, die dem Täter bei der Berufsausübung zugänglich gewöor- 
den sind. Der Täterkreis soll etwas weiter umschrieben werden als im geltenden Recht; das kommende 
Recht will dabei davon ausgehen, daß Personen, die nur gelegentlich Hilfe leisten, nicht als Täter In 
Betracht kommen. In Übereinstimmung mit der jetzt bereits in der Reichsärzteordnung getroffenen 
Regelung soll ausdrücklich ausgesprochen werden, wann die Offenbarung unbefugt ist. Die Straf 
drohung will das kommende Recht verschärfen. Vgl. K. Schäfer in Gürtner II S. 410. 


Ss 301 
Wer in gewinnsüchtiger Absicht und unter Benutzung des Leichtsinns oder der Un- 
erfahrenheit eines Minderjährigen sich von demselben Schuldscheine, Wechsel, Emplangs- 
bekenntnisse, Bürgschaftsinstrumente oder eine andere, eine Verpflichtung enthaltende 
Urkunde ausstellen oder auch nur mündlich ein Zahlungsversprechen erteilen läßt, wird 
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
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I. Die Vorschrift behandelt die Ausbeutung Minderjähriger. Der Zweck des Gesetzes 
ist es, Minderjährige gegen die Verleitung zum Schuldenmachen zu schützen (RGSt. 81 
4121, Gerland S. 653, v. Hippel Lehrbuch S. 270, v. Liszt-Schmidt S. 681). Demgegen- 
über sehen Frank Anm. TI, LK Anm.1 den Zweck der Bestimmung darin, den Minder- 
Jährigen und seine Angehörigen vor einem moralischen Zwang zu schützen, dem sie durch 
Abgabe einer förmlichen Verpflichtungserklärung ausgesetzt seien. 


W. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß sich jemand von einem Minder- 
jährigen eine verpflichtende Urkunde oder mündlich ein Zahlungsversprechen erteilen 
1äßt, und zwar unter Benutzung des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit des Minder- 
jährigen. 

1. Der Kreis der Minderjährigen bestimmt sich nach dem bürgerlichen Recht. Der für 
volljährig erklärte Minderjährige ist nicht mehr Minderjähriger im Sinne des vorliegen- 
den Tatbestandes (Olshausen Anm. 1; and. Gerland S. 653). 


2. Die Handlung besteht darin, daß sich jemand von einem Minderjährigen eine eine 
Verpflichtung enthaltende Urkunde ausstellen oder mündlich ein Zahlungsversprechen 
erteilen läßt. Die von dem Minderjährigen übernommene Verpflichtung wird in der Regel 
auf Grund der $$ 134, 138 Abs. 1 BGB nichtig sein; aber auch wenn einmal ausnahms- 
weise gemäß $$ 108, 110, 112 BGB ein bürgerlich-rechtlich wirksames Rechtsgeschäft 
anzunehmen sein sollte, entfällt dadurch nicht grundsätzlich die Anwendbarkeit der 
vorliegenden Bestimmung; bei Einwilligung des gesetzlichen Vertreters wird es aller- 
dings in der Regel an der Ausnutzung des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit des 
Minderjährigen fehlen (Binding Lehrbuch 1 S.447, Olshausen Anm.5d, Schwarz 
Anm. 1; and. Frank Anm. Il, LK Anm. 6). 


a) Diein einer Urkunde enthaltene Verpflichtung kann nicht nur auf Zah- 
lung einer Geldsumme, sondern auch auf andere Leistungen gerichtet sein (Frank Anm. II, 
Gerland S. 654, LK Anm.6; and. v. Liszt-Schmidt S. 682 Anm. 4, Olshausen Anm. 5a, 
Schwarz Anm.1 Aa). 


b) Ein Zahlungsversprechen liegt auch bereits in dem Eingehen einer Schuld, 
wenn darin das Versprechen der Zahlung ausdrücklich oder stillschweigend zum Ausdruck 
kommt, z. B. in dem Bestellen von Waren und deren Annahme auf Kredit (RGSt. 81 
121, Gerland S. 654, v. Hippel Lehrbuch S. 270 Anm. 6, Olshausen Anm.5b; and. 
Frank Anm. II, LK Anm. 7). 


c) Der Täter muß sich die Urkunde ausstellen oder das Zahlungsversprechen ertei- 
len lassen. Dafür ist nicht erforderlich, daß die Anregung von dem Täter ausgegangen 
ist; die Bestimmung ist auch dann anwendbar, wenn der Minderjährige die Anregung 
gegeben hat. Es macht keinen Unterschied, ob die Empfangnahme und die Annahme 
ausdrücklich oder durch schlüssige Handlungen erfolgt (RGSt. 81 119). 


8. Der Täter muß unter Benutzung des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit des Minder- 
jährigen handeln. 


a) Leichtsinnig handelt, wer den Folgen seiner Handlungen aus Sorglosigkeit oder aus 
Mangel an genügender Überlegung nicht die ihnen zukommende Bedeutung beilegt 
(RGSt. 27 18, 60 223). Unerfahrenheit bedeutet den Mangel an Lebenserfahrung und 
Geschäftskenntnis im allgemeinen oder auf dem besonderen Gebiet, auf dem der Vertrag 
abgeschlosen wird (RGSt. 87 206). Der Leichtsinn oder die Unerfahrenheit muß bei der 
Ausstellung der Urkunde oder bei der Erteilung des Zahlungsversprechens hervortreten. 


b) Zwischen dem Leichtsinn (der Unerfahrenheit) und der Verpflichtungsurkunde (dem 
Zahlungsversprechen) muß ursächlicher Zusammenhang bestehen; nur dann hat der 
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Täter unter Benutzung dieser Eigenschaften gehandelt (RGSt. 81 120). Hieraus ergibt 
sich, daß das Rechtsgeschäft für den Minderjährigen nachteilig sein muß (Binding Lehr- 
buch 1 S. 446, Frank Anm. II, Gerland S. 654; and. LK Anm.5). 


III. Für den inneren Tatbestand ist zunächst das Bewußtsein des Täters erforderlich, 
daß der Vertragsgegner minderjährig ist und daß er aus Leichtsinn oder Unerfahrenheit 
die Urkunde ausstellt oder das Zahlungsversprechen erteilt. Insoweit genügt auch be- 
dingter Vorsatz. Weiter muß der Täter in gewinnsüchtiger Absicht, d.h. in Be- 
reicherungsabsicht, handeln. Absicht bedeutet den bestimmten, auf Erzielung eines Er- 
folges gerichteten Willen. 


IV. Der Minderjährige kann nicht wegen Teilnahme bestraft werden; es liegt ein Fall 
der notwendigen Teilnahme vor. 

V. Die Verfolgung setzt einen Strafantrag voraus (Abs. 2). Antragsberechtigt ist der 
Minderjährige als Verletzter; vgl. aber $ 65. 

VI. Das kommende Recht will den Schutz nicht auf alle Minderjährigen, sondern nur auf Personen 
unter 18 Jahren erstrecken. Die in Betracht kommenden Formen der Verpflichtung des Minderjährigen 
sollen nicht mehr im einzelnen genannt werden. Dem Versprechen einer Leistung will das kommende 
Recht den Fall gleichstellen, daß der Minderjährige die Erfüllung seines eigenen oder eines fremden 
Versprechens sicherstellt. Die Handlung muß unter Ausbeutung des Leichtsinns usw. erfolgen; das 
Erfordernis der gewinnsüchtigen Absicht soll im subjektiven Tatbestand nicht mehr genannt werden. 

Das kommende Recht will die Strafdrohung erheblich erhöhen und infolgedessen auf eine dem $ 302 


entsprechende Bestimmung verzichten. 
Ebenso wie derjenige, der sich die Zahlung versprechen läßt, soll bestraft werden, wer als Rechts 


nachfolger eine Forderung dieser Art verwertet. 
Vgl. v. Dohnanyi in Gürtner II S. 523, 524, 526, 527. 


$ 302 


Wer in gewinnsüchtiger Absicht und unter Benutzung des Leichtsinns oder der Un- 
erlahrenheit eines Minderjährigen sich von demselben unter Verpfändung der Ehre, auf 
Ehrenwort, eidlich oder unter ähnlichen Versicherungen oder Beteuerungen die Zahlung 
einer Geldsumme oder die Erfüllung einer anderen, auf Gewährung geldwerter Sachen 
gerichteten Verpflichtung aus einem Rechtsgeschäfte versprechen läßt, wird mit Geläng- 
nis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher sich eine Forderung, von der er weiß, daß 
deren Berichtigung ein Minderjähriger in der vorbezeichneten Weise versprochen hat, 
abtreten läßt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


I. Die schwere Ausbeutung Minderjähriger (Abs. 1) unterscheidet sich von $ 301 nach 
zwei Richtungen. 

1. Die Verpflichtung des Minderjährigen muß auf Zahlung einer Geldsumme oder auf 
Gewährung geldwerter Sachen gerichtet sein. + 

2. Die Verpflichtungserklärung.muß unter Verpfändung der Ehre, auf Ehrenwort, 
eidlich oder unter ähnlichen Versicherungen oder Beteuerungen abgegeben werden. 


II. Im Falle der schweren Ausbeutung wird auch der Erwerb einer Forderung, die aus 
dem’ Verleiten eines Minderjährigen entstanden ist, mit Strafe bedroht (Abs. 3). Für 
den inneren Tatbestand ist auch hier Handeln in gewinnsüfhtiger Absicht erforderlich 
(Frank Anm. zu $ 302, v. Liszt-Schmidt S. 682, Olshausen Anm. 3, Schwarz Anm. 2; 
and. Gerland S. 655, LK Anm. 2). 


Ill. Über das kommende Recht vgl. $ 301 Anm. VI. 
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S 302a 

Wer unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtsinns oder der Unerlahrenheit eines 
anderen mit Bezug auf ein Darlehen oder auf die Stundung einer Geldforderung oder auf 
ein anderes zweiseitiges Rechtsgeschäft, welches denselben wirtschaftlichen Zwecken 
dienen soll, sich oder einem Dritten Vermögensvorteile versprechen oder gewähren läßt, 
welche den üblichen Zinsfuß dergestalt überschreiten, daß nach den Umständen des Falles 
die Vermögensvortelle in auffälligem Mißverhältnis zu der Leistung stehen, wird wegen 
Wuchers mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und zugleich mit Geldstrafe bestraft. Auch 
kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Schrifttum: v. Tietzen und Henning, Über Wucherstrafrecht, 1935 (Diss. Freiburg). 


I. Die Vorschriften der $$ 302a bis 302e über den Wucher beschäftigen sich nur mit dem 
sogen. Individualwucher, d.h. mit der Ausbeutung der Notlage eines bestimmten 
wirtschaftlich schwachen Opfers. Der sogen. Sozialwucher, d.h. die Ausbeutung der 
wirtschaftlichen Nöte der Gesamtheit, wird in besonderen Gesetzen behandelt. Für die 
Bekämpfung der Preistreiberei kommen vor allem in Betracht die Bestimmungen des 
Abschnitts IV der KriegswirtschaftsVO; diese Bestimmungen stehen gemäß $ 1 Abs. 2 
der VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften 
vom 3. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 999)! unter dem Strafschutz dieser VO; vgl. noch die AV 
über die Bekämpfung der Preistreiberei in DJ 1941 S. 111.2 Das kommende Recht 
will auch den Sozialwucher im Strafgesetzbuch insofern berücksichtigen, als es eine 
Blankettvorschrift gegen Preistreiberei in den Abschnitt über Angriffe auf die Wirt- 
schaft einstellen will; vgl. v. Dohnanyi in Gürtner II S. 522, 524, 525, Niethammer in 
Gürtner 11 S. 239. Für den Lohnwucher soll ein besonderer Tatbestand in dem Abschnitt 
über Angriffe auf die Arbeitskraft geschaffen werden; vgl. Grau in Gürtner II S. 145, 157. 


II. Der vorliegende Tatbestand behandelt den einfachen Kreditwucher; auf den Kredit- 
wucher beziehen sich auch die $$ 302b bis 302d; der Sachwucher wird dagegen in 
gewissem Umfange in $ 302e mit Strafe bedroht. Eine scharfe Grenze zwischen Kredit- 
wucher und Sachwucher besteht nach der hier vertretenen Auffassung (unten III 4) 
nicht. Das kommende Recht will Kreditwucher und Sachwucher völlig gleich behandeln 
(unten IX). 


III. Die Handlung muß mit Bezug auf ein Darlehen oder auf die Stundung einer Geld- 
forderung oder auf ein anderes zweiseitiges Rechtsgeschäft, das denselben wirtschaftlichen 
Zwecken dienen soll, begangen werden. 

1. Unter Darlehen ist hier nur das Gelddarlehen zu verstehen (RGSt. 28 137). Es 
macht keinen Unterschied, ob das Darlehen aus eigenen oder aus fremden Mitteln gegeben 
wurde. Stundung bedeutet die Gewährung einer Zahlungsfrist; es ist nicht erforderlich, 
daß die Stundung dem die Forderung begründenden Rechtsgeschäft nachfolgt (LK Anm. 
8, Olshausen Anm. 8c; and. RGSt. 89 127, Schwarz Anm. 1 A b). Zu den anderen zwei- 
seitigen Rechtsgeschäften, die denselben wirtschaftlichen Zwecken dienen sollen, gehören 
alle auf Befriedigung eines augenblicklichen Geldbedürfnisses des Empfängers gerichteten 
Rechtsgeschäfte. Es macht keinen Unterschied, ob der Empfänger zu einer zukünftigen 
oder zu einer gegenwärtigen Gegenleistung verpflichtet wird; es ist unerheblich, welchen 
Zweck der Täter mit dem Geschäft verfolgt; es kommt auch nicht darauf an, ob der 
Empfänger seinen Zweck erreicht (RGSt.89 127, Frank Anm. Il, Gerland S. 659). Dem- 
gegenüber rechnen Binding Lehrbuch 1 S. 455, v. Liszt-Schmidt S. 685 hierher nur die 


ı Schrifttum: Schütz, Preisstrafrecht, 2. Aufl. 1942; Siegert, Deutsches Wirtschaftsstrafrecht 
(1939) S. 123, 537; v. Kurnatowski, DR 1942 S. 23. 

3 Vgl. noch Freisler, Preisgestaltung und Strafrecht, DJ 1941 S. 147; Schütz, Der kriegswirt- 
schaftlich gerechtfertigte Preis, DJ 1941 S. 171. 
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Hingabe von Geld oder vertretbaren Sachen, die den Bedrängten zu späterer Rückzah- 
lung verpflichtet. Es ist zuzugeben, daß bei der hier vertretenen Auffassung keine feste 
Grenze zwischen Kreditwucher ($ 302a) und Sachwucher ($ 302e) besteht. Beispiels- 
weise gehören zu den anderen hierunter fallenden zweiseitigen Rechtsgeschäften der 
Kauf einer Forderung gegen bare Valuta (RGSt. 85 112), der Ankauf von Schmuck- 
sachen auf Kredit zum Zwecke des Barverkaufs oder der Verpfändung (RGSt. 89 128). 


2. Der Täter muß mit Bezug auf die genannten Geschäfte gehandelt haben. Zwischen 
dem Darlehen usw. und den versprochenen oder gewährten Vermögensvorteilen muß 
ein erkennbarer Zusammenhang bestehen (RGSt. 27 190). Ein derartiger Zusammen- 
hang kann auch dann vorhanden sein, wenn die Vermögensvorteile erst bei der Rück- 
zahlung des Geldes als Vergütung für die Nutzung desselben versprochen oder gewährt 
werden. 


IV. Die Handlung besteht darin, daß der Täter sich oder einem Dritten Vermögens- 
vorteile versprechen oder gewähren läßt, die den üblichen Zinsfuß dergestalt überschrei- 
ten, daß nach den Umständen des Falles die Vermögensvorteile in auffälligem Mißver- 
hältnis zu der Leistung stehen. 

1. Der Vermögensvorteil braucht nicht in Geld zu bestehen, muß aber in Geld ab- 
schätzbar sein; vgl. $ 263 Anm. VII 2a. 

2. Der übliche Zinsfuß ist der im redlichen Geschäftsverkehr übliche (RG JW 1985 
S. 531, RG DStR 1989 S. 53). Im Anschluß an die gesetzgeberischen Vorarbeiten wird 
der übliche Zinsfuß näher dahin umschrieben, daß damit derjenige gemeint ist, der nach 
den Orts- und Zeitverhältnissen, wozu auch die allgemeinen Kreditverhältnisse gehören, 
sowie nach der objektiven Natur und dem Zwecke des Geschäfts sich als der gewöhnliche 
darstellt (RGSt. 60 218). 

8. Die Vermögensvorteile müssen in auffälligem Mißverhältnis zu der Leistung stehen. 
Zu vergleichen sind hier die Vermögensvorteile und die Leistung des Gläubigers, nicht 
dagegen die Leistung des Gläubigers mit den dadurch dem Schuldner erwachsenen Vor- 
teilen (so die herrschende Auffassung, z. B. RGSt. 60 219, RG JW 1985 S. 531, Frank 
Anm.IIl 2, LK Anm. 16, Olshausen Anm.9; and. v. Liszt-Schmidt S. 685). Bei der 
Prüfung der Frage, ob ein auffälliges Mißverhältnis besteht, ist die Größe der Verlust- 
gefahr stets mit zu berücksichtigen (RG JW 1985 S. 126). Bei mehreren Geschäften mit 
derselben Person ist jedes einzelne Geschäft besonders zu prüfen (RG JW 1985 S. 531). 
Wird das Darlehensgeschäft mit einem anderen Geschäft (z. B. Verkauf von Waren) 
verbunden, dann sind die Vorteile, die der Gläubiger aus beiden Geschäften erlangt, 
zusammenzurechnen und mit seiner eigenen Gesamtleistung zu vergleichen (RGSt. 
20 281). 

4. Der Täter muß die Vermögensvorteile sich oder einem Dritten versprechen oder ge 
währen lassen. Sich gewähren lassen setzt eine Leistung ohne vorheriges Versprechen vor- 
aus. Folgt dem Sichversprechenlassen ein Sichgewährenlassen, so geht die letztere 
Begehungsform in der ersteren auf; mit dem Versprechenlassen ist die Tat dann bereits 
rechtlich vollendet (RG DStR 1988 S. 244). Ausreichend ist in beiden Fällen eine schlüs- 
sige Handlung. 


V. Die Handlung muß unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtsinns oder der Un- 
erfahrenheit eines anderen erfolgen. 

1. Notlage bedeutet jede ernste Zwangslage (so ausdrücklich das in den Reichsgauen 
der Ostmark geltende Recht, vgl. Rittler II S. 171); es kommt nicht nur eine wirl- 
schaftliche Notlage in Betracht, sondern z. B. auch eine Gefahr für das Leben, für die 
Gesundheit oder für die Ehre (ausdrücklich so das kommende Recht, vgl. unten IX). Dem- 
gegenüber versteht die herrschende Auffassung unter Notlage nur eine wirtschaftliche 
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Notlage (so z.B. RG DJ 1938 S. 44, Frank Anm. IV 1, Gerland S. 660, LK Anm. 2, 
Schwarz Anm.2 B). Nach der herrschenden Auffassung kann aber eine Notlage auch 
dann vorhanden sein, wenn jemand Vermögen besitzt, es aber aus irgendwelchen Grün- 
den nicht flüssig machen kann (RGSt. 71 325). So kann z. B. auch ein reicher Erbe in 
einer Notlage sein, wenn er Eigentümer wertvoller Baugrundstücke ist, die er zur Zeit 
nicht verkaufen kann (RG JW 1908 S. 587). Bei der wirtschaftlichen Notlage muß es 
sich um eine nur den Ausgebeuteten treffende wirtschaftliche Bedrängnis handeln, die 
durch den Mangel eines nicht bedeutungslosen und nicht entbehrlichen Gegenstandes 
hervorgerufen wird (RGSt. 76 193). Zur Notlage vgl. weiter auch noch RG JW 1985 
S. 530. Es besteht nicht die Befürchtung, daß der Tatbestand bei der hier vertretenen 
Auffassung unangemessen weit ausgedehnt würde; das Erfordernis der Ausbeutung 
(unten 3) dürfte in jedem Fall eine richtige Grenzziehung ermöglichen. 

Es ist nicht erforderlich, daß eine Zwangslage objektiv besteht; es genügt der Wille 
zur Ausbeutung einer nur eingebildeten Notlage (Binding Lehrbuch 1 S. 456, Gerland 
S. 660; and. RGSt. 12 304, Frank Anm. IV 1, Olshausen Anm. 10a). 

2. Über Leichtsinn und über Unerfahrenheit vgl. $ 301 Anm. II 3a. Unerfahrenheit 
kann auch dann vorliegen, wenn das Opfer geistesschwach ist (RG Recht 1915 Nr. 2413). 

8. Die Notlage, der Leichtsinn oder die Unerfahrenheit wird ausgebeutet, wenn einer 
dieser Umstände bewußt zur Erlangung eines übermäßigen Gewinnes ausgenutzt wird 
(RG DStR 1989 S. 55). 

Der Täter muß die Notlage usw. eines anderen ausbeuten. Der andere braucht nicht 
der Schuldner selbst zu sein; es kann sich auch um eine dritte, die Interessen des Schuld- 
ners vertretende Person handeln. In Betracht kommt als anderer z. B. ein Bevollmäch- 
tigter (RG Recht 1915 Nr. 736) oder ein Bürge (Binding Lehrbuch 1 S. 454). Der andere 
kann auch eine juristische Person sein (RGSt. 88 365). 


VI. Für den inneren Tatbestand (hierzu RG JW 1984 S. 1124) ist Vorsatz nach der 
‘ Richtung erforderlich, daß der Täter die Notlage, den Leichtsinn oder die Unerfahren- 
heit der ausgebeuteten Person kennen muß. Er muß weiter die tatsächlichen Verhältnisse 
kennen, die für den Wert von Leistung und Gegenleistung sowie für das auffällige MiB- 
verhältnis maßgebend sind. Der Täter muß ferner den Vorsatz haben, die ihm bekannten 
Verhältnisse zur Erlangung von Vermögensvorteilen auszunutzen. Nach allen diesen 
Richtungen genügt bedingter Vorsatz (vgl. RG DStR 1989 S. 55). Ferner muß der Täter 
ingewinnsüchtiger Absicht handeln (oben V 3). 


VD. Täter kann jeder sein, der sich oder einem Dritten (z. B. auch einer juristischen 
Person) die Vermögensvorteile versprechen oder gewähren läßt. Identität zwischen dem 
Geldgeber und dem Gläubiger ist nicht erforderlich. Es ist weiter auch unerheblich, ob 
das Darlehen aus eigenen oder aus fremden Mitteln gegeben wird (RG JW 1936 S. 3003 
Nr. 42). Auch der bloße Vermittler kann Täter oder Mittäter sein (Frank Anm. II 
a. E., Gerland S. 657; and. RG JW 1936 S. 3003 Nr. 42, Kohlrausch Anm. 5, LK Anm. 
18, Olshausen Anm. 5). 

Das Opfer kann nicht strafbare Teilnahme begehen; es handelt sich um einen Fall der 
notwendigen Teilnahme. 


VIN. Idealkonkurrenz ist möglich mit Erpressung (Frank Anm. VII, Olshausen 
Anm. 15b; and. Binding Lehrbuch 1 S. 445 Anm. 3); das gleiche Konkurrenzverhältnis 
kommt mit Betrug in Betracht (Frank Anm. VII, Olshausen Anm. 15b; and. Binding 
Lehrbuch 1 S.445 Anm. 3.) Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 301, 302; es gehen die 
$$ 302a ff. vor. 

Mit den Strafvorschriften bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften ist je 
nach der Sachlage Ideal- oder Realkonkurrenz möglich (vgl. Olshausen Anm. 15e). 
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IX. Das kommende Recht will bei dem Individualwucher (vgl. oben I) den Kreditwucher und den 
Sachwucher gleich behandeln. Im Sinne der herrschenden Auffassung soll klargestellt werden, daß der 
Vermögensvorteil des Gläubigers und seine Leistung miteinander zu vergleichen sind. Das kommende 
Recht will ferner zum Ausdruck bringen, daß die Ausbeutung jeder Zwangslage genügt. Neben den 
Leichtsinn und die Unerfahrenheit sollen Mangel an Urteilsvermögen und die Willensschwäche gestellt 
werden. Das kommende Recht will ferner den Vermittler als Täter bestrafen. Die Strafdrohung soll 
erheblich verschärft werden; für besonders schwere Fälle, zu denen insbesondere das gewerbsmäßige 
Handeln gehört, soll Zuchthaus angedroht werden. Vgl. v. Dohnanyi in Gürtner II S. 517, 523, 526. 
Vgl. auch Frank Leitsätze II S. 123. 


S 302b 


Wer sich oder einem Dritten die wucherlichen Vermögensvorteile (8 802a) verschleiert 
oder wechselmäßig oder unter Verpfändung der Ehre, auf Ehrenwort, eidlich oder unter 
ähnlichen Versicherungen oder Beteuerungen versprechen läßt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre und zugleich mit Geldstrafe bestraft. Auch kann auf Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 


I. Die Vorschrift behandelt den schweren Kreditwucher. Die Bestimmung droht für 
einzelne Fälle des $ 302a, die in bestimmten Formen begangen werden, eine erhöhte 
Strafe an. Die Vorschrift setzt voraus, daß der äußere und der innere Tatbestand des 
$ 302a vorliegt. Die Straferhöhung kommt aber nur für den Fall in Betracht, daß der 
Täter sich oder einem Dritten die Vermögensvorteile versprechen läßt (RG JW 1985 
S. 532). 


I. Das Gesetz nennt drei verschiedene Formen, durch die der Kreditwucher zu 
einem schweren wird. 

1. Eine erhöhte Strafe ist einmal für den Fall angedroht, daß der Täter sich oder einem 
Dritten die wucherischen Vermögensvorteile verschleiert versprechen läßt. Verschleiert 
ist das wucherische Geschäft, wenn ihm der äußere Anschein des erlaubten, nicht wuche- 
rischen Geschäfts gegeben wird, so daß die Übervorteilung verdeckt wird (vgl. RGSt. 60 
223). Beispiele bieten etwa die Angabe einer höheren Darlehenssumme als der tatsäch- 
lich gewährten im Schuldschein (R 4 385), Gewährung eines Darlehens, Sicherungsüber- 
eignung des Mobiliars und Rückvermietung desselben an den Schuldner zu einem un- 
verhältnismäßig hohen Mietzins (RG Recht 1914 Nr. 1644); weiteres Beispiel in RG 
DStR 1988 S. 243. Eine Täuschung des Schuldners ist nicht erforderlich (RGSt. 18 332). 
Eine besondere auf Verschleierung gerichtete Absicht braucht nicht vorzuliegen. 


2. Erschwert ist der Kreditwucher ferner, wenn das Opfer sein Versprechen wechsel- 
mäßig, d.h. in der Form eines Wechsels abgibt (näher hierzu RG JW 1985 S. 532). 

8. Eine erhöhte Strafe ist schließlich für den Fall angedroht, daß das Opfer sein Ver- 
sprechen unter Verpfändung der Ehre, auf Ehrenwort oder unter ähnlichen Versicherun- 
gen oder Beteuerungen abgibt. 


IN. Hat der Täter auch gewerbs- oder gewohnheitsmäßig gehandelt, dann wird $ 302b 
durch $ 302d aufgezehrt (RG JW 1985 S. 532). 


IV. Das kommende Recht will keine entsprechende Bestimmung vorsehen; es soll allgemein für be- 
sonders schwere Fälle Zuchthaus angedroht werden; vgl. $ 302a Anm. IX. 


S 302c 


Dieselben Strafen (8 802a, & 802b) treffen denjenigen, welcher mit Kenntnis des Sach- 
verhalts eine Forderung der vorbezeichneten Art erwirbt und entweder dieselbe weiter ver- 
äußert oder die wucherlichen Vermögensvorteile geltend macht. 


I. Die Vorschrift behandelt den sogen. Nachwucher. Die Bestimmung bezieht sich nicht 
auf den $ 302e. 
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HD. Für den Nachwucher bestehen folgende Voraussetzungen: 


1. Es muß ein wucherisches Rechtsgeschäft im Sinne des $ 302a oder des $ 302b vor- 
handen sein. Erforderlich ist, daß der äußere und der innere Tatbestand gegeben ist; 
Verfolgbarkeit der Tat wird nicht vorausgesetzt. 


2. Der Täter muß eine Forderung der genannten Art in Kenntnis des Sachver- 
halts erwerben. Es kommt ein Erwerb jeder Art iin Betracht, also auch der Erwerb von 
Todes wegen (RGSt. 86 374, Frank Anm. zu $ 302c, Olshausen Anm.1; and. Gerland 
S. 661, LK Anm.4, v. Liszt-Schmidt S. 686). Erforderlich ist, daß der Täter im Zeit- 
punkt des Erwerbs der Forderung bösgläubig ist; wer eine wucherische Forderung gut- 
gläubig erwirbt und böswillig wucherisch verwertet, wird von dem Tatbestand nicht 
erfaßt. 


8. Dazu muß kommen, daß der Täter die Forderung entweder weiter veräußert 
oder die wucherischen Vermögensvorteile geltend macht. 

II. Das kommende Recht will den Nachwucher nicht mehr in einer besonderen Bestimmung, son- 
dern in dem allgemeinen Wnchertatbestand behandeln und auch auf den Sachwucher beziehen. Dem 


Wucherer soll gleichgestellt werden, wer als Rechtsnachfolger eine wucherische Forderung ausbeutet. 
vgl. v. Dohnanyiin Gürtner II S. 521, 524, 526, 527. 


8 302d 


Wer den Wucher (88 802a bis 302c) gewerbs- oder gewohnheitsmäßlg betreibt, wird 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten und zugleich mit Geldstrafe bestraft. Auch ist auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 


$ 3 Gesetz vom 4. September 1941 (RGBI.I S. 549) lautet: 


$ 3. Der Wucherer ($$ 302d, 302e des Strafgesetzbuchs) wird in besonders schweren 
Fallen mit Zuchthaus bestraft. Daneben kann auf Geldstrafe in unbeschränkter Höhe er- 
kannt werden. 


I. Die Bestimmung droht für den gewerbsmäßigen oder gewohnheitsmäßigen Kredit- 
wucher eine erhöhte Strafe an. Es muß im übrigen stets der volle äußere und innere Tat- 
bestand des $ 302a, des $ 302b oder des $ 302c vorliegen. Über Gewerbsmäßigkeit und 
über Gewohnheitsmäßigkeit vgl. Bem. V 1a,c vor $ 73. 

Auf einen Teilnehmer ist die Bestimmung nur dann anwendbar, wenn bei ihm auch 
der straferhöhende Umstand vorliegt ($ 50). 

Die Einzeltaten des gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen Wuchers bilden keine Hand- 
lungseinheit; ihre Selbständigkeit bleibt vielmehr bestehen (RGSt. 78 216); vgl. hierzu 
noch Bem. V 2 vor $ 73. 


II. Bei der Geldstrafe beträgt auch hier jetzt gemäß $ 27 die Mindeststrafe 3 RM (RG 
HRR 1985 Nr. 1281; and. Gerland S. 661, Schwarz Anm. 4). 

Für besonders schwere Fälle ist nunmehr Zuchthaus angedroht; daneben kann auf 
Geldstrafe in unbeschränkter Höhe erkannt werden ($ 3 Ges. vom 4. September 1941, 
abgedruckt oben). 


III. Liegen die Voraussetzungen des $ 302b und die der vorliegenden Bestimmung vor, 
dann wird $ 302b durch $ 302d aufgezehrt (RG JW 1985 8. 532). 


IV. Für die Reichsgaue der Ostmark vgl. $3 Nr. 2 VO vom 24. September 1941 (RGBl.I 
S. 581). | 


V. Das kommende Recht will die Gewerbsmäßigkeit als Beispiel für einen besonders schweren Fall 
nennen, bei dem auf Zuchthaus zu erkennen ist; vgl. $ 302a Anm. IX. 
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S 302e 

Dieselbe Strafe (8 302d) trifft denjenigen, welcher mit Bezug auf ein Rechtsgeschäft 

anderer als der im $ 802a bezeichneten Art gewerbs- oder gewohnheitsmäßig unter Aus- 

beutung der Notlage, des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit elnes anderen sich oder 

einem Dritten Vermögensvorteile versprechen oder gewähren läßt, welche den \WVert der 

Leistung dergestalt überschreiten, daß nach den Umständen des Falles die Vermögensvor- 
teile in auffälligem Mißverhältnis zu der Leistung stehen. 


8 3 Gesetz vom 4. September 1941 (RGBI1.1S.549) lautet: 


$ 3. Der Wucherer ($$ 302d, 302e des Strafgesetzbuchs) wird in besonders schweren 
Fällen mit Zuchthaus bestraft. Daneben kann auf Geldstrafe in unbeschränkter Höhe er- 
kannt werden. 

Schrifttum: Gröbe, Der sogenannte ‚„‚Sachwucher‘ im geltenden und künftigen Recht, DJ 1937 
S. 852. 

I. Die Bestimmung behandelt den sogen. Sachwucher. Die Bezeichnung ist nicht ganz 
zutreffend; denn es kemmt für die Unterscheidung von $ 302a nicht darauf an, ob eine 
Sache den Gegenstand des Vertrages bildet oder ob ein Kredit eingeräumt wird; ent- 
scheidend für die Abgrenzung ist vielmehr, ob ein augenblickliches Geldbedürfnis be- 
friedigt werden soll oder ob ein anderer wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird (RGSt. 
85 112). 

Im Unterschied von $ 302a ist hier nur die gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Begehung 
mit Strafe bedroht; dies schränkt den Anwendungsbereich der Vorschrift in unange- 
messener Weise ein. 


I. Die Handlung muß mit Bezug auf ein Rechtsgeschäft anderer als der im 8 802s 
bezeichneten Art begangen werden. In Betracht kommen hier vor allem der Grund- 
stückswucher, der Lohnwucher, der Viehwucher, weiter etwa Rechtsberatung (RGSt. $ 
199), Sicherungsübereignung mit Rückvermietung (RG Recht 1914 Nr. 1644). 


III. Die Handlung besteht darin, daß jemand sich oder einem Dritten Vermögensvor- 
teile versprechen oder gewähren läßt, die den Wert der Leistung dergestalt überschreiten, 
daß nach den Umständen des Falles die Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis 
zu der Leistung stehen. Maßgebend ist hier das Mißverhältnis zwischen der Leistung 
des Täters im Vergleich mit der von dem Opfer versprochenen oder gewährten Gegen- 
leistung. Bei der Ermittlung des gerechten Preises ist von dem Standpunkt des Täters 
auszugehen; auch dafür, ob ein auffälliges Mißverhältnis vorliegt, ist der Standpunkt 
des Täters maßgebend; näher zu diesen Fragen sowie über die Feststellung des gerech- 
ten Preises und Preisregelungsvorschriften RGSt. 74 345 mit Anm. Bockelmann DR 
1941 S. 325, RG ZAkDR 1989 S. 541 mit Anm. Bertelsmann; vgl. weiter RG HRR 1940 
Nr. 713, 835, ferner Mezger JW 1937 S. 1289. Vgl. hierzu auch noch $ 302a Anm. IV. 
Es genügt, daß der Täter sich oder einem Dritten unverhältnismäßig hohe Vermö- 
gensvorteile gewähren läßt; es ist auch ausreichend, daß die Vorteile, die der Täter und 
der Dritte zusammen erhalten, unverhältnismäßig hoch sind (RG ZAkDR 1989 S. 541 
mit Anm. Bertelsmann). 

Es ist nicht erforderlich, daß derjenige, dessen Notlage ausgebeutet wird, personen- 
gleich mit dem ist, der dem Wucherer die Vermögensvorteile gewährt (RG HRR 1442 
Nr. 463). 


IV. Die Handlung muß gewerbs- oder gewohnheitsmäßig unter Ausbeutung der Not- 
lage, des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit eines anderen vorgenommen werden. Über 
Gewerbsmäßigkeit und über Gewohnheitsmäßigkeit vgl. Bem. Via,c vor $ 73; ein 
erlaubter gewerbsmäßiger Geschäftsbetrieb beweist für sich allein nicht die Gewerbs- 
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mäßigkeit unerlaubter Geschäfte (RG HRR 1988 Nr. 1806). Über Ausbeutung der Not- 
lage, des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit vgl. $ 302a Anm.V. 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß insbesondere 
auch den Wert von Leistung und Gegenleistung sowie das Verhältnis zwischen beiden 
kennen (RGSt.29 82). 


VI. Täter kann hier ebenso wie in $ 302a (vgl. dort Anm. VII) auch der Vermittler 
sein. Für die Bestrafung wegen Teilnahme ist nicht erforderlich, daß der Teilnehmer auch 
gewerbs- oder gewohnheitsmäßig handelt. 


Vo. Für besonders schwere Fälle ist nunmehr Zuchthaus angedroht.; daneben kann 
auf Geldstrafe in unbeschränkter Höhe erkannt werden ($ 3 Ges. vom 4. September 1941, 
abgedruckt oben). 


vIM. Mit den Strafvorschriften bei Zuwiderhandlungen gegen Preisbestimmungen 
(über diese $ 302a Anm. I) ist je nach der Sachlage Ideal- oder Realkonkurrenz möglich. 


IX. Für die Reichsgaue der Ostmark vgl. $3 Nr. 2 VO vom 24. September 1941 (RGBl.I 
S. 581). | 


X. Das kommende Recht will nicht mehr zwischen Sachwucher und Kreditwucher unterscheiden; 
vgl. $ 302a Anm.IX. 


SECHSUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT. SACHBESCHÄDIGUNG 


8 303 


Wer vorsätzlieh und rechtswidrig eine fremde Sache beschädigt oder zerstört, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

Der Versuch Ist strafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Ist das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, so ist die Zurücknahme des An- 
trages zulässig. 


Schrifttum: Salewski, Zur Soziologie und Strafwürdigkeit der Sachbeschädigung 1935 (Strafr. 
Abh. Heft 360). 


I. Die Vorschrift behandelt die Sachbeschädigung. Der Grundgedanke der Bestimmung 
ist nicht, die Vernichtung der Sachsubstanz zu verhindern, sondern eine fremde Sache 
gegen die Beeinträchtigung der Brauchbarkeit zu schützen. 


II. Gegenstand der Tat ist eine fremde Sache. 


1. Als Sachen im Sinne dieser Vorschrift sind nur körperliche Gegenstände anzusehen; 
der Sachbegriff ist hier der gleiche wie beim Diebstahl (vgl. $ 242 Anm. III 1). Es kommt 
auch hier nicht darauf an, ob die Sache einen wirtschaftlichen Wert (insbesondere Geld- 
wert) hat oder nicht; nach LK Anm. 1 sind ganz wertlose Gegenstände nicht als Sachen 
im Sinne dieser Vorschrift anzusehen. 


2. Die Sache muß fremd sein; vgl. hierüber $ 242 Anm. III 3. 


8. Anders als beim Diebstahl ist es hier nicht erforderlich, daß die Sache beweglich ist; 
auch unbewegliche Sachen können Gegenstand der Tat sein. Beispielsweise kommen 
als Tatobjekte auch in Betracht der Rest eines zerstörten Hauses (vgl. RGSt. 26 421), 
ein zum Anbau von Getreide oder anderen Früchten bestimmter Acker (KGJ 46C 
S. 369). 

4. Eine Sachgesamtheit kann als solche nicht Gegenstand der Tat sein (Frank Anm. 
111, LK Anm. 2; and. Olshausen Anm. 1). 


III. Die Handlung besteht in dem Beschädigen oder Zerstören der Sache. 


1. Eine Sache ist beschädigt, wenn auf ihren Körper in einer Weise eingewirkt ist, daß 
dadurch ihre Brauchbarkeit erheblich beeinträchtigt wird; eine Verletzung der Substanz 
wird nicht vorausgesetzt (Gerland S. 563, Kohlrausch Anm. 4, LK Anm. 4, Rittler Il 
S. 126). Demgegenüber erfordert das Beschädigen nach der in der Rechtsprechung und 
verschiedentlich auch im Schrifttum vertretenen Auffassung einen Eingriff in die Sach- 
substanz, eine Aufhebung der stofflichen Unversehrtheit, eine stoffliche Verringerung 
oder Verschlechterung des Gegenstandes (so z. B. RGSt. 38178, 89 329, Frank Anm. II, 
v. Hippel Lehrbuch S. 249, v. Liszt-Schmidt S. 643). In einer Reihe von Entscheidungen 
wird aber auch eine nicht ganz unerhebliche Veränderung der äußeren Erscheinung und 
Form als ausreichend bezeichnet (z. B. RGSt. 66 205). Bei zusammengesetzten Sachen 
und bei lebenden Tieren wird ferner auch von den Vertretern dieser Auffassung eine 
Minderung der Gebrauchsfähigkeit als genügend angesehen (z. B. RGSt. 55 169, 64 251). 
Zusammenfassend über die reichsgerichtliche Rechtsprechung RGSt. 74 14. 

Beispielsweise kann eine Beschädigung darstellen das Beschmutzen einer Sache (RG 
HRR 1986 Nr. 853) wie etwa das Beschmieren einer Büste mit Farbstoff (RGSt. 58 
204), die Entfernung einzelner Teile einer Maschine (RGSt. 20 183, RG JW 1922 S. 712 
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mit Anm. Oetker), die übermäßige Einwirkung auf das Nervensystem eines lebenden 
Tieres (RGSt. 87 412), das Einschütten von Kot in einen Brunnen (R 9 171), das 
Hineinwerfen von Seife in einen Trinkbrunnen (OLG Dresden DRZ 1981 Nr. 208). 


2. Zerstört ist eine Sache, wenn sie so wesentlich beschädigt wurde, daß sie für ihren 
Zweck völlig unbrauchbar wird; eine teilweise Zerstörung genügt (vgl. $125 Anm. V 2b). 


8. In entsprechender Anwendung ($ 2) werden die Fälle der Sachentziehung zu er- 
fassen sein, in denen der Täter boshaft oder in der Absicht gehandelt hat, dem Berech- 
tigten Nachteil zuzufügen (Dalcke Anm. 91, auch Kohlrausch Anm. 5, Mezger Grundriß 
S. 220, Schwarz Anm. 2 A d, AG Stadtroda JW 1986 S. 1702 mit Anm. K. Schäfer). 


IV. Die Rechtswidrigkeit kann vor allem durch ein Notstandsrecht ($$ 228, 904 BGB), 
durch Selbsthilfe ($ 229 BGB) oder durch Einwilligung des Berechtigten ausgeschlossen 
werden. Eine Sachbeschädigung mit Einwilligung des Verletzten ist aber dann rechts- 
widrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten verstößt (vgl. $ 226a); 
dies ist dann der Fall, wenn durch die Beschädigung der Sache ein rechtswidriger Zweck 
(z. B. ein Versicherungsbetrug) angebahnt werden soll. 

Das Recht der Jagdschutzberechtigten, wildernde Hunde und Katzen zu töten, 
ist jetzt in $ 40 Abs. 2 Reichsjagdges. geregelt; vgl. hierzu Hüssener, Streunende und 
wildernde Hunde und Katzen, 1941. Dafür, ob im Freien betroffene Tauben getötet wer- 
den dürfen, gilt grundsätzlich noch Landesrecht (vgl. z. B. Preuß. VO vom 4. März 1933, 
GS S. 64, in der Fassung der VO vom 13. Dezember 1933, GS. S. 464); auf Brieftauben 
finden diese landesgesetzlichen Bestimmungen aber keine Anwendung ($ 8 Brieftauben- 
ges. vom 1. Oktober 1938, RGBl. I S. 1335). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß er eine fremde Sache beschädigt oder zerstört; auch das Reichsgericht 
fordert hier zum Vorsatz das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit (vgl. RGSt.19 89). 
Bedingter Vorsatz ist ausreichend. Hinsichtlich des Irrtums unterscheidet die Recht- 
sprechung auch hier zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum. 
Will der Täter ein ihm zustehendes Recht ausüben oder verteidigen, so schließt nach 
RGSt. 19 211 ein Irrtum über Inhalt und Umfang seiner zivilrechtlichen Befugnisse 
den Vorsatz aus. 


VI. Die Verfolgung setzt einen Strafantrag voraus (Abs. 3). Antragsberechtigt ist 
jeder, der durch die Tat unmittelbar verletzt ist (RGSt. 68 77, 65 357, 71 137, Frank 
Anm. V, LK Anm. 9). Demgegenüber ist nach Gerland S. 565, v. Liszt-Schmidt S. 644 
nur der Eigentümer zur Stellung des Antrages berechtigt. Nach der hier vertretenen Auf- 
fassung hat ein Antragsrecht beispielsweise auch der Mieter (RG JW 1985 S. 204), der 
Entleiher (RGSt. 4 327). Antragsberechtigt ist aber nur der unmittelbar Verletzte; kein 
Antragsrecht hat daher die Versicherungsgesellschaft, bei der die Sache versichert ist 
(RG GoltdArch. 50 S. 287). 

Ist das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, dann ist die Zurücknahme des 
Antrages zulässig (Abs. 4). Über den Kreis der Angehörigen vgl. $ 52 Anm. VII. 


VI. Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 133, mit $ 185 (RG HRR 1986 Nr. 853), 
weiter z. B. auch mit $ 223 a. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 243 Nr. 2 (vgl. $ 243 
Anm. XIV), mit $ 274 Nr. 1 und Nr. 2 (vgl. $ 274 Anm. II 4, III 5), ferner mit $ 143a 
sowie mit $ 2 VO zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz der Wehrkraft des 
deutschen Volkes vom 25. November 1939 (abgedruckt im Anhang). Das gleiche Kon- 
kurrenzverhältnis besteht ferner mit $ 30 Abs. 3 NaturschutzVO vom 18. März 1936 
(RGBI. I S. 181) sowie mit den landesrechtlichen Feld- und Forstpolizeigesetzen (RGSt. 
48 212); die letzteren Bestimmungen gehen vor. 
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VIII. Das kommende Recht will als in Betracht kommende Handlungen neben dem Beschädigen und 
Zerstören ausdrücklich das Unbrauchbarmachen nennen. 

Neben den Tatbestand der Sachbeschädigung soll eine besondere Vorschrift über die Sachentziehung 
treten. Mit Gefängnis bis zu ? Jahren oder mit Hlaft soll bedroht werden, wer einem anderen eine fremde 
Sache boshaft oder, um ihm zu schaden, entzieht. 

vgl. Kohlrausch in Gürtner II S. 491; Frank Leitsätze II S. 122. Für eine Abtrennung der Sach- 
sabotage aus der Sachbeschädigung tritt Koebel, ZStW 58 S. 788 ein. 


S 304 

Wer vorsätzlich und rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staate bestehen- 
den Religionsgesellschaft, oder Sachen, die dem Gottesdienste gewidmet sind, oder Grab- 
mäler, öffentliche Denkmäler, Gegenstände der Kunst, der Wissenschalt oder des Ge- 
werbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich aufgestellt 
sind, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Nutzen, oder zur Verschönerung ölfent- 
licher Wege, Plätze oder Anlagen dienen, beschädigt oder zerstört, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. | 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Vorschrift behandelt die gemeinschädliche Sachbeschädigung. Der Grundge- 
danke der Vorschrift ist es, die Vernichtung oder Brauchbarkeitsminderung von Kultur- 
gütern zu verhindern (E. Wolf, ZAkDR 1938 S.100). Die Bestimmung enthält ein 
selbständiges Delikt, nicht einen qualifizierten Fall des $ 303. Der vorliegende Tatbe- 
stand ist insofern enger als $ 303, als hier nur gewisse Sachen mit einer besonderen 
Zweckbestimmung geschützt werden. Andererseits bezieht sich die Vorschrift nicht nur 
wie die einfache Sachbeschädigung auf fremde Sachen, sondern z. B. auch auf Sachen, 
die im Eigentum des Täters stehen. 


II. Gegenstand der Tat können nur die besonders aufgezählten Sachen sein. 


1. Es ist hier nicht erforderlich, daß es sich um eine fremde Sache handelt; strafbar 
ist auch die Zerstörung oder Beschädigung der eigenen oder einer herrenlosen oder einer 
dem Verkehr entzogenen Sache. 


2. Geschützt werden Gegenstände mit einer besonderen Zweckbestimmung. Es ist 
erforderlich, daß diese Zweckbestimmung zur Zeit der Tat vorhanden ist; es ist unerheb- 
lich, ob die Sache ursprünglich für andere Zwecke bestimmt war (RGSt. 84 2, 43 244). 


a) Als Gegenstand der Tat werden zunächst Gegenstände der Verehrung einer 
im Staate bestehenden Religionsgesellschaft genannt; vgl. hierzu $ 16 
Anm. Il1a. In Betracht kommen weiter Sachen, die dem Gottesdienst gewid- 
met sind; vgl. hierzu $ 243 Anm. II 2; weitergehend als im $243 Nr.1 werden hier auch 
unbewegliche Gegenstände, z. B. Kirchen und Kapellen, geschützt (RG GoltdArch. 57 
S. 226). Unter Grabmälern, die das Gesetz ferner als Gegenstand der Tat nennt, sind 
die einen Teil des Grabes bildenden Zeichen zur Erinnerung an den Verstorbenen zu ver- 
stehen (RG GoltdArch. 58 S. 441). 


b) Gegenstand der Tat können ferner öffentliche Denkmäler sein. Denkmäler 
sind Erinnerungszeichen, die dem Andenken an Personen, Ereignisse oder Zustände zu 
dienen bestimmt sind. Zu den Denkmälern gehören auch Häuser, die aus einem der ge- 
nannten Gründe erhalten werden (vgl. RGSt. 48 241); weiter kann z. B. auch ein Hünen- 
grab hierher zu rechnen sein (RG GoltdArch. 51 S. 49). Öffentlich sind alle Denkmäler, 
die der Öffentlichkeit gewidmet sind (RGSt. 48 244); das Denkmal braucht sich nicht an 
öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen zu befinden (and. Frank Anm. II 4). Geschützt 
werden weiter Gegenstände der Kunst, der Wissenschaft oder des Ge- 
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werbes, die in allgemein zugänglichen Sammlungen aufbewahrt werden oder an einem 
öffentlichen Ort aufgestellt sind. 


c) Vor allem kommen als Tatobjekte in Betracht Gegenstände, welche dem öffentlichen 
Nutzen dienen. Ein Gegenstand dient dem öffentlichen Nutzen, wenn sein Nutzen der 
Volksgemeinschaft unmittelbar zugute kommt und er dazu bestimmt ist. Der Volks- 
gemeinschaft kommt ein Gegenstand unmittelbar zugute, wenn jedermann, sei es auch 
nach Erfüllung bestimmter allgemeingültiger Bedingungen, ohne Vermittlung dritter, 
zu beliebiger Auswahl der Teilnehmer befugter Personen, aus dem Gegenstand selbst 
oder aus dessen Erzeugnissen oder Wirkungen Nutzen ziehen kann. Es ist aber nicht 
erforderlich, daß der Gegenstand dem Publikum räumlich unmittelbar zugänglich ist 
(RGSt. 58 348, 66 204). Es kommt nicht darauf an, wem das Eigentum an dem Gegen- 
stand zusteht. Unerheblich ist es auch, ob der Gegenstand neben dem öffentlichen Nutzen 
noch zu anderen bestimmten — auch privaten — Zwecken dient (RGSt. 66 204). Beispiels- 
weise kommen hier in Betracht die Wagen einer für den öffentlichen Verkehr bestimmten 
Straßenbahn oder Eisenbahn (RGSt. 84 1), Anschlagsäulen (RGSt. 64 204), Feuer- 
melder (RGSt. 66 134, OLG Dresden LZ 1915 Sp. 1546), Ruhebänke in öffentlichen An- 
lagen (RG GoltdArch. 43 S. 135), Postbriefkästen (Bay. ObLG JW 1931 S. 1620 mit 
Anm. Staedler), Luftschutzeinrichtungen (Trommer DStR 1940 S. 122). Nicht gehören 
dagegen zu den geschützten Gegenständen z. B. die Betten in einer Gefängniszelle (RG 
HRR 1926 Nr, 2309) oder der Tisch eines Gemeindebeamten (RG GoltdArch. 60 S. 443). 


Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf die Beschädigung oder Zerstörung 
von Volksgütern, die mittelbar dem Nutzen der Volksgemeinschaft dienen. Beispiels- 
weise kommt hier in Betracht die Vernichtung von Bienenvölkern (E. Wolf, ZAkDR 
1938 S. 100 mit zutreffender Kritik an RGSt. 72 2), unter Umständen auch die Herbei- 
führung des Eingehens oder der Erkrankung mehrerer Kühe (vgl. OLG Dresden DJ 1989 
S. 1004), die Beschädigung einer Maschine, die zur Teilstillegung eines umfangreichen 
und für ein größeres Wirtschaftsgebiet bedeutsamen Betriebes führt (AG Nordhausen 
DStR 1988 S. 404). Soweit hier die Voraussetzungen des $ 143a oder des $2 VO zur Er- 
gänzung der Strafvorschriften zum Schutze der Wehrkraft des deutschen Volkes vom 
25. November 1939 (abgedruckt im Anhang) oder des $1 KriegswirtschaftsVO (abgedruckt 
im Anhang) gegeben sind, gehen die genannten Vorschriften als Spezialbestimmungen 
vor. 


d) Gegenstände der Tat können schließlich Sachen sein, die zur Verschönerung 
öffentlicher Wege, Plätze oder Anlagen dienen. In Betracht kommen hier 
z. B. Bäume, Sträucher und Blumen, unter Umständen aber auch Fahnen (RGSt. 65 356). 


e) Über Naturdenkmale, Naturschutzgebiete und über sonstige geschützte 
Landschaftsteile vgl. 8$ 3-5 Reichsnaturschutzges. vom 26. Juni 1935 (RGBl. I 
S. 821); für diesen Bereich geht $ 21 Reichsnaturschutzges. als Spezialbestimmung vor. 


II. Die Handiung besteht im Beschädigen oder Zerstören. Eine Sache ist hier nur 
dann als beschädigt anzusehen, wenn der besondere Zweck, dem die Sache dient, durch 
die Handlung beeinträchtigt wird (RGSt. 66 205). Keine Beschädigung im Sinne dieser 
Vorschrift stellt es z. B. dar, wenn die Wand einer Eisenbahnüberführung beschmutzt 
wird (RG HRR 1988 Nr. 350). 


IV. Rechtswidrig ist hier auch die Beschädigung der eigenen Sache, über die der Täter 
nicht die freie Verfügung besitzt (RGSt. 483 242). 


V. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß auch die be- 
sondere Zweckbestimmung der Sache kennen. Bedingter Vorsatz genügt. 
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VL Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 136 (RGSt. 65 135), mit $ 168 (RGSt. 89 
157), mit $ 303 (Frank Anm. VI; and. Gerland S. 567). Gesetzeskonkurrenz besteht mit 
$ 143a sowie mit den unter II 2c genannten kriegsrechtlichen Vorschriften, weiter mit 
$ 274 Nr. 2, ferner mit $ 21 Reichsnaturschutzges. (vgl. oben II 2). 


Vu. Die Verfolgung setzt hier keinen Strafantrag voraus. 


vII. Für die eingegliederten Ostgebiete vgl. $$ 9, 13, 14, 16 VO vom 6. Juni 1940 
(RGBI.I S. 844). 

IX. Das kommende Recht will die im vorliegenden Tatbestand zusammengefaßten Fälle unter ver- 
schiedenen Gesichtspunkten behandeln; ein dem $ 304 entsprechender Tatbestand ist nicht vorgesehen. 
Ein Teil der Fälle soll als Entweihung eines Ehrenmals von einer in den Abschnitt über Angriffe auf 
die Ehre des deutschen Volkes einzustellenden Vorschrift erfaßt werden; ein anderer Teil würde als 
Entweihung einer Kultstätte oder eines Kultgegenstandes unter eine Vorschrift des Abschnitts über 
Angriffe auf dte Religion fallen; die übrigen Fälle sollen unter dem Gesichtspunkt der Gefährdung wich- 
tigen Lebensbedarfs, als Denkmalfrevel und Frevel gegen den Naturschutz von Bestimmungen der 


Abschnitte über Angriffe auf die Wirtschaft und über Angriffe auf Volksgut erfaßt werden. \gl. 
Kohlrausch in Gürtner II S. 477 Anm. 2. 


S 305 
Wer vorsätzlich und rechtswidrig ein Gebäude, ein Schift, eine Brücke, einen Damm, 
eine gebaute Straße, eine Eisenbahn oder ein anderes Bauwerk, welche fremdes Eigen- 
tum sind, ganz oder teilweise zerstört, wird mit Gefängnis nicht unter einem Monat be- 
straft. 
Der Versuch ist strafbar. 


I. Die Vorschrift betrifft die Zerstörung von Bauwerken. Es handelt sich hier um einen 
qualifizierten Fall der Sachbeschädigung des $ 303. 


II. Gegenstand der Tat können nur bestimmte Sachen sein: 
1. Erforderlich ist hier, daß es sich um eine fremde Sache handelt. 


2. Die in Betracht kommenden Tatobjekte im einzelnen. 


a) Über Gebäude vgl. $ 243 Anm. III 1a. Zu den Schiffen rechnet die herrschende Auf- 
fassung (z. B. Frank Anm. 11 2, Olshausen Anm. 3b) nur größere Fahrzeuge; Binding 
Lehrbuch 1 S. 251 sieht diese Begrenzung als unzulässig an. Brücke bedeutet hier nach 
RGSt.24 27 ein „Bauwerk von einiger Erheblichkeit, d.h. von einer gewissen Größe, 
inneren Festigkeit und nicht ganz unbedeutender Tragfähigkeit‘; Fußgängerstege, deren 
Größe, Festigkeit und Tragfähigkeit gering ist, kommen nicht in Betracht. Genannt 
werden weiter Dämme und gebaute Straßen; zu den letzteren gehören auch die Kanäle. 
Als Eisenbahn ist hier nur der Bahnkörper mit den Schienen anzusehen; nicht gehören 
. hierher die Wagen und die Lokomotiven (vgl. RGSt. 55 169). 


b) Gegenstand der Tat kann weiter ein anderes Bauwerk sein. Als Bauwerk sind alle 
baulichen Anlagen anzusehen, die regelmäßig mit dem Boden fest verbunden sind, auch 
wenn dies im Einzelfall nicht zutreffen sollte. Ein Bauwerk ist z. B. eine Hütte, eine Mühle 
oder eine Brücke auch dann, wenn sie nur auf den Boden aufgesetzt ist; zu den Bau- 
werken sind also nicht nur unbewegliche Sachen zu rechnen (Binding Lehrbuch 1 S. 250, 
LK Anm. 8, Olshausen Anm. 2); demgegenüber fordert die überwiegende Meinung un- 
bewegliche Sachen bzw. Herrichtungen (z. B. RGSt. 15 264, 88 391, RG HRR 1980 
Nr. 462, Frank Anm. 117, Gerland S. 567, v. Liszt-Schmidt S. 645 Anm. 11). Beispiels- 
weise sind zu den anderen Bauwerken gerechnet worden ein künstlicher Fischteich 
(RGSt. 15 265), eine Hüterhütte (RG HRR 1980 Nr. 462), eine Stauanlage (RG Recht 
1914 Nr. 716), eine Baugrube für eine Brunnenanlage (OLG Naumburg HRR 199 
Nr. 1073). In der Ausdehnung zu weitgehend Hische DJ 1942 S. 443. 
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II. Die Handlung besteht im Zerstören der Sache; vgl. hierzu $ 303 Anm. III sowie 
RGSt. 54 205, 55 169. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß die beson- 
deren Eigenschaften der Sache kennen, die ihr den erhöhten Schutz geben. 


V. Die Verfolgung setzt hier — anders als in $ 303 — keinen Strafantrag voraus. 


VL Für die eingegliederten Ostgebiete vgl. $$ 9, 13, 14, 16 VO vom 6. Juni 1940 (RG- 
Bl.I S. 844). 


v1. Für das kommende’ Recht ist kein entsprechender Tatbestand vorgesehen. 


SIEBENUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT 
GEMEINGEFÄHRLICHE VERBRECHEN UND VERGEHEN 


Schrifttum: Finger, Begriff der Gefahr und Gemeingefahr im Strafrecht, in: Festg. Frank I 
S. 230. - Henckel, Der Gefahrbegriff im Strafrecht 1930 (Strafr. Abh. Heft 270). -— Herrmann, 
Zum Begriff der Gefahr, insbesondere der Gemeingefahr im Deutschen Strafrecht 1939 (Diss. Tü- 


bingen). 

vgl. auch Boldt, Pflichtwidrige Gefährdung im Strafrecht, ZStW 55 S. 44. 

I. Unter Gefahr ist ein regelwidriger Zustand zu verstehen, bei dem die Möglichkeit 
des Eintritts einer Verletzung naheliegt (RGSt. 80 179). Gemeingefahr bedeutet nach 
der gesetzlichen Begriffsbestimmung in $ 315 Abs. 3 eine Gefahr für Leib oder Leben, 
sei es auch nur eines einzelnen Menschen, oder für bedeutende Sachwerte, die in fremdem 
Eigentum stehen oder deren Vernichtung gegen das Gemeinwohl verstößt. Als gemeine 
Gefahr können bei der Bedrohung von Sachwerten nur Lagen angesehen werden, die 
eine Gefährlichkeit in sich schließen, durch die die Allgemeinheit betroffen erscheint 
(vgl. RGSt. 75 70). Diese gesetzliche Begriffsbestimmung gilt nicht nur für $$ 315f., 
sondern auch darüber hinaus (Mezger Grundriß S. 192, and. Kohlrausch $ 315 Anm. 8, 
Schwarz Anm.1B vor $ 306); vgl. zu dieser Begriffsbestimmung noch Thierack in 
 Gürtner II S. 299. 


II. Der Abschnitt faßt nicht alle gemeingefährlichen Verbrechen zusammen; außer- 
halb dieses Abschnitts bedrohen z. B. das Sprengstoffgesetz und das Autofallengesetz 
gemeingefährliche Handlungen mit Strafe. Andererseits beziehen sich nicht alle Tat- 
bestände dieses Abschnitts auf gemeingefährliche Handlungen, so z. B. nicht die $$ 330b, 
330c. Tatbestandsmerkmal ist die Gemeingefahr nur in den $$ 312-316; in den 
übrigen Bestimmungen ist sie nur gesetzgeberisches Motiv dafür gewesen, ein Sonderdelikt 
zu schaffen und mit erhöhter Strafe zu bedrohen. Im übrigen sind zwei Gruppen von 
Tatbeständen zu unterscheiden: 


1. In verschiedenen Tatbeständen fordert das Gesetz, daß die Gefährdung notwendig 
in jedem Einzelfall des vollendeten Delikts vorliegt (sogen. konkrete Gefährdungsdelikte). 
So wird z. B. die Überschwemmung ($ 312) oder die Beschädigung von Wasserbauten 
(8 321) nur bestraft, wenn dadurch im Einzelfall eine Gefahr für Menschenleben herbei- 
geführt worden ist. 


2. In anderen Tatbeständen geht das Gesetz dagegen davon aus, daß ein bestimmter 
Zustand stets gefährlich ist; die Herbeiführung dieses Zustandes wird dann mit Strafe 
bedroht ohne Rücksicht darauf, ob im Einzelfall wirklich eine Gefahr eingetreten ist 
oder nicht (sogen. abstrakte Gefährdungsdelikte). Ein Beispiel für ein abstraktes Gefähr- 
dungsdelikt ist etwa die Brandstiftung ($ 306). 


In dem in der Ostmark geltenden Gesetz gibt es keine Gruppe der gemeingefährlichen Verbrechen; 
vgl. Rittler II S. 335. 


III. Nach RGSt. 14 215 sind alle gemeingefährlichen Verbrechen oder Vergehen Dauer- 
delikte. Dies ist unzutreffend; es muß für jeden einzelnen Tatbestand untersucht wer- 
den, ob ein Dauerdelikt vorliegt oder nicht (so die Meinung des Schrifttunıs, z. B. Frank 
Bem. III vor $ 306, Gerland S. 446 Anm.1, LK Bem. 2 vor $ 306, Olshausen Bem.? 
vor $ 306). 


IV. Eine Strafschärfung für alle gemeingefährlichen Verbrechen enthält $ 3 VO geged 
Volksschädlinge vom 5. September 1939; Strafschärfungen für die Verbrechen der 
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$$ 306-308, 311, 812, 324 enthält $ 1 Nr. 2, 3 Ges. zur Abwehr politischer Gewalttaten 
vom 4. April 1933 (abgedr. im Anhang). Ergänzend für den ganzen Abschnitt kommt 
in Betracht $4 Abs. 2 und 3 VO zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 
1933 (abgedr. im Anhang). 


V. Auch das kommende Recht will einen entsprechenden Abschnitt vorsehen, der im wesentlichen 
die gleichen Tatbestände wie das geltende Recht enthalten soll; vgl. näher Thierack in Gürtner II 
S. 299. Im Unterschied vom geltenden Recht soll die tätige Reue nicht nur bei der Brandstiftung, son- 
dern bei den meisten der in diesem Abschnitt zusammengefaßten Taten zur Straflosigkeit führen kön- 
nen; vgl. Thierack in Gürtner II S. 308, 314. 


8 306 


Wegen Brandstiftung wird mit Zuchthaus bestraft, wer vorsätzlich in Brand setzt: 
1. ein zu gottesdienstlichen Versammlungen bestimmtes Gebäude, 
2. ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zur Wohnung von Menschen dienen, 
oder 
3. eine Räumlichkeit, welche zeitweise zum Aufenthalt von Menschen dient, und zwar 
zu einer Zeit, während welcher Menschen in derselben sich aufzuhalten pflegen. 
Schrifttum: IHölz, Kriminologie der Brandstiftung 1940 (Diss. Bonn) mit umfassender Schrifttum- 


zusamınenstellung; Schmerler, Die Brandstiftungskriminalität im Landgerichtsbezirk Gera, 1936 
(Untersuchungen zur Kriminalitätin Tliuringen Heft 4). 


I. Das Gesetz unterscheidet bei der Brandstiftung zwischen der vorsätzlichen ($$ 306 
bis 308) und der fahrlässigen ($ 309) Brandstiftung, innerhalb der vorsätzlichen Brand- 
stiftung wiederum zwischen der einfachen ($ 308) und derschweren Brandstiftung ($$ 306, 
307). Einfache und schwere Brandstiftung unterscheiden sich vor allem dadurch, daß 
Gegenstand der schweren Brandstiftung nur bestimmte Räumlichkeiten sein können, 
Gegenstand der einfachen Brandstiftung dagegen auch andere Sachen. 


II. Gegenstand der schweren Brandstiftung können nur bestimmte Räumlichkeiten 
sein, die ihrer Bestimmung oder ihrem Gebrauche nach Menschen zum Aufenthaltsort 
dienen oder zu dienen pflegen. Es ist nicht erforderlich, daß sich zur Zeit der Tat tat- 
sächlich Menschen in der Räumlichkeit befinden; es genügt die abstrakte Gefährdung 
von Menschen, die durch die Inbrandsetzung derartiger Räumlichkeiten entsteht. 

Die Eigentumsverhältnisse an der in Brand gesetzten Sache sind nicht von Bedeutung; 
als Täter strafbar ist in allen Fällen auch der Eigentümer, der seine eigene Sache in Brand 
setzt (RGSt. 60 137). 


1. Objekt der schweren Brandstiftung kann ein Gebäude sein, das zu gottesdienstlichen 
Versammlungen bestimmt ist (Nr. 1). Vgl. hierzu $ 243 Anm. Il 1. 


2. Objekt der Tat können weiter sein ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche 
zur Wohnung von Menschen dienen (Nr. 2). Ueber Gebäude vgl. $ 243 Anm. III 1a. 
Auch ein teilweise durch Brand zerstörtes Gebäude ist noch ein Gebäude (RG JW 1928 
S. 2463). Bei den Schiffen kommt es auf die Größe nicht an; entscheidend ist nur, daß 
sie zur Wohnung von Menschen dienen. Unter Hütten sind Bauwerke zu verstehen, die 
eine gewisse Bedeutung erreichen, bei denen aber die Größe, Festigkeit und Dauer- 
haftigkeit geringer ist als bei den Gebäuden. 

Ein Wochenendhäuschen ist in der Regel als Hütte anzusehen (RG JW 1938 S. 3106 
mit Anm. Mittelbach; vgl. auch RGSt. 783 105). Die genannten Räumlichkeiten müssen 
zur Wohnung von Menschen dienen; es ist weder erforderlich noch ausreichend, 
daß sie für diesen Zweck bestimmt sind (RGSt. 60 137). Ein Gebäude dient auch dann 
zur Wohnung von Menschen, wenn nur ein Teil der von ihm umfaßten Räume eine solche 
Verwendung findet (RG JW 1988 S. 505; vgl. weiter auch RG JW 1986 S. 262). Es schei- 
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den hier dagegen aus unvollendete Neubauten, weiter auch leerstehende Wohnhäuser 
und Häuser, die infolge ihrer Baufälligkeit nicht mehr bewohnt werden können. Ein 
Gebäude, das nur von einem Menschen bewohnt ist, hört beim Tode dieses Menschen 
auf, ein zur Wohnung von Menschen dienendes Gebäude zu sein. Dagegen wird ein Ge- 
bäude auch durch monatelanges Fernbleiben der Bewohner noch nicht ohne weiteres zu 
einem unbewohnten (RG DRZ 1988 Nr. 767). 


8. Objekt der Tat können schließlich Räumlichkeiten sein, welche zeitweise zum Auf- 
enthalt von Menschen dienen (Nr. 3). Unter Räumlichkeit ist ein irgendwie abgeschlos- 
sener beweglicher oder unbeweglicher Raum zu verstehen. Es ist hier weiter erforderlich, 
daß die Tat zu einer Zeit verübt wurde, während deren sich Menschen in der Räumlich- 
keit aufzuhalten pflegen; auch hier wird aber nicht vorausgesetzt, daß sich zur Zeit der 
Tat wirklich Menschen in den Räumlichkeiten befunden haben (RGSt. 28 102). Als hier- 
her gehörige Räumlichkeiten sind beispielsweise anzusehen Hüterhütten (RG JW 1980 
S. 835), Theater, Künstlerwagen, Büroräume, nicht dagegen Scheunen und Ställe, in 
denen Menschen arbeiten (RG St. 69 149). 


III. Die Handlung besteht darin, daß eine der genannten Räumlichkeiten in Brand ge- 
setzt wird. Ein Gebäude oder ein anderer Gegenstand ist dann in Brand gesetzt, wenn er 
in solcher Weise vom Feuer ergriffen ist, daß das letztere auch nach Entfernung oder Er- 
löschen des Zündstoffs selbständig weiterbrennen kann (RGSt. 71 194). Das Anzünden 
des Zündstoffs allein genügt nicht, weiter auch nicht das Ankohlen einzelner Holzteile wie 
z. B. einzelner Türpfosten oder Dielen (RGSt. 64 273). Ein Brennen in heller Flamme ist 
nicht erforderlich; es genügt vielmehr eine ohne Flammenbildung durch Glimmen ent- 
standene Fortpflanzung des Feuers (RGSt. 25 329). Unerheblich ist es, ob das Gebäude 
bereits an anderer Stelle brennt (vgl. RG JW 1928 S. 2463). 

Eine Brandstiftung kann auch durch Unterlassen begangen werden, sofern eine Rechts- 
pflicht zur Verhütung des Brandes besteht; vgl. oben die grundsätzlichen Ausführungen 
in Bem. VII vor $1. Aus der Rechtsprechung vgl. bezüglich der Pflichten eines Ver- 
sicherungsnehmers RGSt. 64 277, bezüglich der Pflichten einer Erbhofbäuerin RGSt. 71 
195 mit Anm. Gallas ZAkDR 1937 S. 438, bezüglich der Pflichten, die sich aus voraus- 
gegangenem Tun ergeben, RGSt. 60 77; vgl. weiter RG HRR 1984 Nr. 1172. 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, daB 
er in Brand setzt und daß der Gegenstand der Brandstiftung die zum gesetzlichen Tat- 
bestand erforderlichen Eigenschaften hat. Auf die Verbrennung des geschützten Ob- 
jekts braucht der Vorsatz nicht gerichtet zu sein (RG JW 1980 S. 835 mit Anm. Graf 
zu Dohna). Das Bewußtsein der Gefährdung ist für den Vorsatz nicht erforderlich. Ein 
Irrtum über den Begriff des Gebäudes ist nach RG JW 1986 S. 262 ein unbeachtlicher 
Strafrechtsirrtum. 

V. Mittäterschaft ist schon dadurch möglich, daß der gegen Brandschaden versicherte 
Eigentümer dem Brandstifter gegenüber sein Einverständnis mit der Brandstiftung still- 
schweigend durchblicken läßt und die Brandlegung vorsätzlich nicht verhindert (vg. RG 
JW 1985 S. 945); vgl. weiter auch RG HRR 1984 Nr. 147, 1172. 


VI. Über Strafschärfungsbestimmungen vgl. Bem. IV vor $ 306. Über die Zulässigkeit 
von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. Über Straflosigkeit vgl. $ 310. 


Vo. Idealkonkurrenz kommt in Betracht mit $$ 211, 212 (RG GoltdArch. 59 5.338) ; 
mit $ 265 (RGSt. 60 129, 62 299), mit $$ 303, 305 (RGSt. 57 296). 

Zum Fortsetzungszusammenhang bei der Inbrandsetzung mehrerer Gebäude vgl. 
RG DJ 1938 S. 1190. 
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vVIH. Für die eingegliederten Ostgebiete vgl. $$ 12-14, 16 VO vom 6. Juni 1940 (RG- 
Bl.I S. 844). 

IX. Das kommende Recht will die Vorschriften über die Brandstiftung vereinfachen und die $$ 306 
bis 308 zusammenfassen. Es ist folgende Bestimmung in Aussicht genommen: ‚‚Wer ein Gebäude, das 
einem Menschen zur Wohnung dient, in Brand setzt, wird mit Zuchthaus bestraft. -— Wer eine Gemein- 


gefahr dadurch herbeiführt, daß er eine andere Sache in Brand setzt, wird mit Zuchthaus oder mit 
Gefängnis nicht unter 6 Monaten bestraft‘; vgl. näher hierzu Thierack in Gürtner II S. 300, 309. 


Ss 307 
Die Brandstiftung (8 806) wird mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebens- 
länglichem Zuchthaus bestraft, wenn 
1. der Brand den Tod eines Menschen dadurch verursacht hat, daß dieser zur Zeit der Tat 
in einer der in Brand gesetzten Räumlichkeiten sich befand, 
2. die Brandstiftung in der Absicht begangen worden ist, um unter Begünstigung der- 
selben Mord oder Raub zu begehen oder einen Aufruhr zu erregen, oder 
8. der Brandstifter, um das Löschen des Feuers zu verhindern oder zu erschweren, Lösch- 
gorätschaften entfernt oder unbrauchbar gemacht hat. 


1. Die in dieser Vorschrift behandelte besonders schwere Brandstiftung enthällt Qualifi- 
kationen der schweren Brandstiftung aus $ 306. Soll die vorliegende Bestimmung ange- 


wandt werden, dann müssen stets auch alle Tatbestandsmerkmale des $ 306 festgestellt 
werden. 


I. Die einzelnen straferhöhenden Umstände. 


1. Eine erhöhte Strafe tritt dann ein, wenn der Brand den Tod eines Mensehen dadurch 
verursacht hat, daß dieser sich zur Zeit der Tat in einer der in Brand gesetzten Räum- 
lichkeiten befand (Nr. 1). Unter Zeit der Tat ist die Inbrandsetzung zu verstehen, d.h. 
von dem Anfang ihrer Ausführung bis zu ihrer Vollendung; während dieser Zeit muß 
der Getötete in der Räumlichkeit anwesend sein. Die Vorschrift ist daher z. B. nicht an- 
wendbar, wenn ein Feuerwehrmann, der erst nach Ausbruch des Brandes herbeigerufen 
wird, bei den Löscharbeiten verunglückt. Ein Tod durchVerbrennen ist nicht erforderlich; 
der Tatbestand kann auch dann erfüllt sein, wenn ein Mensch durch eine einstürzende 
Mauer oder durch einen herabfallenden Balken erschlagen wird, oder wenn er sich beim 
Herausspringen aus dem Fenster eine tödliche Verletzung zuzieht. Die Vorschrift kann 
auch dann anwendbar sein, wenn der Tod infolge eines durch den Brand hervorgerufenen 
Schreckens eintritt (LK Anm. 2; and. Frank Anm. 11). 


Erforderlich ist weiter, daß der Täter den Tod mindestens fahrlässig verschuldet hat 
(Binding Lehrbuch 2 8.19; and. die herrschende Meinung, z. B. LK Anm. 2, v. Liszt- 
Schmidt S. 710 Anm. 6, RGSt.68 8; vgl. oben Bem. IV 4 vor $ 1). Ein bestimmtes 
Wissen des Täters, daß sich zur Zeit der Tat ein Mensch in der Räumlichkeit befand, ist 
nicht notwendig (Binding Lehrbuch 2 S. 20, Frank Anm. 11, v. Liszt-Schmidt S. 710 
Anm. 6; and. LK Anm. 2, Olshausen Anm. 3). 


2. Erschwert ist die Brandstiftung ferner, wenn sie in der Absicht begangen ist, um 
unter ihrer Begünstigung Mord oder Raub zu begehen oder einen Aufruhr zu erregen 
(Nr. 2). Der Tatbestand ist nicht nur dann gegeben, wenn die Brandstiftung Vorberei- 
tungshandlung zu einem der genannten Verbrechen ist, sondern auch dann, wenn die 
Brandstiftung Versuchshandlung ist, z. B. also dann, wenn der Täter durch die Brand- 
stiftung einen Mord verüben will, die Tötung aber nicht gelingt (Frank Anm.12, Ger- 


land S. 449; and. v. Hippel Lehrbuch S. 379 Anm.1, LK Anm.3, v. Liszt-Schmidt 
8. 710). 


8. Erschwert ist die Brandstiftung sunließlich, wenn der Brandstifter, um das Löschen 
des Feuers zu verhindern oder zu erschweren, Löschgerätschaften entfernt oder un- 
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brauchbar macht (Nr. 3). Es macht keinen Unterschied, ob der Täter diese Handlung 
vor oder nach der Brandstiftung vornimmt. Die Löschgeräte werden auch durch das 
Abstellen der Wasserleitung unbrauchbar gemacht; zu diesem Ergebnis sind Frank 
Anm.1 3, Gerland S. 449 bereits durch sinngemäße Auslegung gekommen; and. z.B. 
LK Anm. 4, v. Liszt-Schmidt S. 711); hält man dies nicht für möglich, so wird man 
dieses Ergebnis jetzt durch entsprechende Anwendung ($ 2) gewinnen können (so 
Schwarz Anm.1C). 


III. Über weitere Strafverschärfungen vgl. Bem. 1V vor $ 306. Über die Zulässigkeit 
von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. Über Straflosigkeit vgl. $ 310. 


IV. Für die eingegliederten Ostgebiete vgl. $ 306 Anm. VIII. 
V. Über das kommende Recht vgl. $ 306 Anm. IX. 


Ss 308 


Wegen Brandstiftung wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft, wer vorsätzlich 
Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, Warenvorräte, welche auf dazu bestimm- 
ten ölfentlichen Plätzen lagern, Vorräte von landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder von 
Bau- oder Brennmaterialien, Früchte auf dem Felde, Waldungen oder Torfmoore in 
Brand setzt, wenn diese Gegenstände entweder fremdes Eigentum sind, oder zwar dem 
Brandstifter eigentümlich gehören, jedoch ihrer Beschaffenheit und Lage nach geeignet 
sind, das Feuer einer der im $ 306 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Räumlichkeiten oder einem der 
vorstehend bezeichneten fremden Gegenstände mitzuteilen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mona- 
ten ein. 


I. Die Vorschrift behandelt die einfache Brandstiftung. Auch hier kommen nur be- 
stimmte Gegenstände als Objekte der Tat in Betracht; diese sind aber von den in $ 306 
genannten verschieden. 


Als ergänzend vgl. VO zur Verhütung und Bekämpfung von Waldbränden in den 
nicht im Eigentum des Reiches oder der Länder stehenden Waldungen vom 18. Juni 
1937 (RGBI. I S. 721) sowie VO zum Schutze der Wälder, Moore und Heiden gegen 
Brände vom 25. Juni 1938 (RGBI. TS. 700). 


II. Die Gegenstände der einfachen Brandstiftung. 


1. Tatobjekte können zunächst Gebäude, Schiffe, Hütten und Bergwerke sein. Über 
Gebäude vgl. 8243 Anm. Illi1a und RGSt. 73 205. Als Schiffe kommen hier nur 
größere Fahrzeuge in Betracht (Frank Anm. II 2). Über Hütten vgl. $ 306 Anm. II 2 
und RGSt. 783 205. 


2, Magazine, die weiter genannt sind, sind Räumlichkeiten, die dazu bestimmt sind, 
Vorräte von Gebrauchs- oder Verbrauchsgegenständen für längere Zeit aufzubewahren, 
mit Einschluß der in diesen Räumlichkeiten befindlichen Vorräte (RGSt. 13 307). 


3. Gegenstand der Tat können ferner sein Warenvorräte, welche auf dazu bestimm- 
ten öffentlichen Plätzen lagern, Vorräte von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
oder von Bau- oder Brennmaterialien. Zum Begriff des Vorrats gehören größere Men- 
gen von Gegenständen, die zum Zwecke künftiger Verwendung vereinigt sind (RGSt. 62 
28). Gedacht ist hier auch nur an Vorräte von einem gewissen höheren Wert, nicht z. B. 
an Brennmaterial im Werte von 5 bis 10 RM (RG JW 1937 S. 997, RGSt. 78 206). 
Warenvorräte werden nur dann durch die Vorschrift geschützt, wenn sie sich auf dazu 
bestimmten öffentlichen Plätzen befinden, Vorräte von landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen, Bau- und Brennmaterialien dagegen überall, z. B. auch auf dem Transport. 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind alle Rohprodukte der Ausnutzung des 
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Grund und Bodens, bei deren Gewinnung letzterer selbst seiner Substanz nach unver- 
ändert bleibt. Unerheblich ist, ob bei der Hervorbringung dieser Produkte eine mensch- 
liche Tätigkeit mitgewirkt hat oder nicht (RGSt. 27 15). Zu den Brennmaterialien 
gehört auch ein Kohlenmeiler (RGSt. 62 28). Über Baumaterialien vgl. RGSt. 78 206. 


4. Zu den Früchten auf dem Felde sind alle landwirtschaftlichen Produkte zu rechnen, 
die noch nicht oder überhaupt nicht geerntet sind. Das Vorhandensein eines wirtschaft- 
lichen Nutzungswertes ist kein Begriffsmerkmal der Frucht auf dem Felde; auch wild- 
wachsendes Gras und Wiesengras gehört hierher, weiter auch Heide (RG HRR 1939 
Nr. 474) ; selbst verdorrtes, halbverfaultes Gras kann nach RG JW 1928 S. 2464 zu den 
Früchten auf dem Felde gerechnet werden; vgl. hierzu RG JW 1929 S. 780. Ein Vorrat 
von Früchten wird vom Gesetz nicht erfordert ; es wird sich hier aber wohl umeine grüßere 
Masse von Früchten handeln müssen (unentschieden gelassen von RG GoltdArch. 49 


S.140 und Olshausen Anm. 3g). Den Gegensatz zu den Früchten bilden die Boden- 
bestandteile wie z. B. Torf. 


d. Eine Waldung besteht aus dem auf einer Bodenfläche von Natur wachsenden oder 
durch menschliche Tätigkeit angelegten Holzbestand und dem Waldboden mit den 
diesen bedeckenden sonstigen Walderzeugnissen. Es muß sich aber stets um eine um- 
fangreichere, in sich zusammenhängende Grundfläche handeln. Eine Mehrzahl einzeln 
stehender Waldbäume ist keine Waldung (RG DJ 1934 S. 913). Die Waldung als solche 
muß in Brand gesetzt werden; dies ist dann der Fall, wenn ein Stück der Hochstämme 
oder des Unterholzes vom Feuer derart ergriffen ist, daß das Feuer sich ohne die Ein- 
wirkung neuen Zündstoffs fortzuentwickeln vermag (RG JW 1935 S. 532). 


6. Gegenstand der Tat können ferner Torfmoore sein. Es genügt hierfür z. B. auch 


die Inbrandsetzung eines teilweise mit Heide bestandenen Stückes Moorland (RG HRR 
1939 Nr. 474). 


II. Die Handlung besteht im Inbrandsetzen einer der genannten Gegenstände. Über 
Inbrandsetzen vgl. $ 306 Anm. I1l. 


IV. Das Gesetz unterscheidet zwischen der unmittelbaren und der mittelbaren Brand- 
stiftung. 

1. Das Inbrandsetzen der genannten Gegenstände ist stets strafbar, wenn sie im frem- 
den Eigentum stehen (unmittelbare Brandstiftung). Fremd sind für den Täter auch 
die Gegenstände, an denen ihm Miteigentum zusteht. 

2. Stehen die in Brand gesetzten Sachen im Eigentum des Täters oder sind sie herren- 
los, dann ist die Inbrandsetzung nur strafbar, wenn dadurch eine abstrakte Gefahr für 
eine der in $ 306 bezeichneten Räumlichkeiten oder für eine der in $ 308 bezeichneten 
fremden Sachen entstanden ist (mittelbare Brandstiftung). Die Annahme, daß ein 
Gegenstand geeignet ist, das Feuer anderen Gegenständen mitzuteilen, wird nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß zur Zeit der Brandstiftung die Windrichtung für die Über- 
tragung des Feuers ungünstig war (RG JW 1930 S. 924, 1984 S. 171). Dem gegenüber 
verlangen entgegen der herrschenden Meinung Gerland S. 448, v. Liszt-Schmidt S. 711 
Anm. 8, daß die konkreten Umstände eine konkrete Gefährdung bewirken müssen. 

Entsprechendes wie für die Inbrandsetzung eigener Sathen muß für die Inbrand- 
setzung herrenloser Sachen gelten (RG JW 1930 S. 924, LK Anm. 11, Olshausen Anm. 
6b; and. Binding Lehrbuch 2 S. 16, Gerland $. 448). Wenn man dies nicht bereits durch 


Sinngemäße Auslegung annehmen will, muß man zu diesem Ergebnis jetzt durch ent- 
sprechende Anwendung ($ 2) kommen. 


V. Für den Inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß wissen, daß 
er einen der in dieser Bestimmung genannten Gegenstände in Brand setzt. Bei der un- 
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mittelbaren Brandstiftung muß er auch wissen, daß der Gegenstand fremdes Eigentum 
ist; bei der mittelbaren Brandstiftung muß der Täter wissen, daß die in Brand gesetıte 
Sache nach Lage und Beschaffenheit geeignet ist, das Feuer den im Gesetz genannten 
Gegenständen mitzuteilen. Im letzteren Falle kommt es auf die Vorstellung des Täters 
darüber, in wessen Eigentum die in Brand gesetzte Sache steht, nicht an (RG DJ 199 
S. 549). 


VI. Über Strafschärfungsmöglichkeiten vgl. Bem. IV vor $ 306. Über Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht vgl. $ 325. Über Straflosigkeit vgl. $ 310. 


VD. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 265, weiter auch mit $$ 306, 307 (RGSt. 64 
279, Olshausen Anm..9) ; demgegenüber nehmen z. B. Binding Lehrbuch 2 S. 12, Gerland 
S.447 Anm.A1, Kohlrausch Anm. 1, LK Anm. 15 Gesetzeskonkurrenz zwischen $ 306 
und $ 308 an. 

Was das Verhältnis zur Sachbeschädigung angeht, so besteht mit $ 303 Gesetzes- 
konkurrenz, soweit es sich um die Inbrandsetzung der im $ 308 genannten Gegenstände 
handelt; werden außerdem noch andere Gegenstände beschädigt, wie z. B. dann, wenn 
jemand eine Baubude anzündet und dadurch zugleich das darin befindliche Baugerät 
zerstört, dann ist Idealkonkurrenz möglich (RG JW 1985 S. 2372). Mit $ 304 ist stets 
Idealkonkurrenz möglich; mit $ 305 kann die unmittelbare Brandstiftung in Ideal- 
konkurrenz stehen. 


vIH. Für die eingegliederten Ostgebiete vgl. $ 306 Anm. VIII. 
IX. Über das kommende Recht vgl. $ 306 Anm. IX. 


S 309 
Wer durch Fahrlässigkeit einen Brand der in den 88 806 und 808 bezeichneten Art herbei- 
führt, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft; ist 
durch den Brand der Tod eines Menschen verursacht worden, 80 beträgt die Gelängnks- 
strafe mindestens einen Monat. 


I. Die Vorschrift behandelt die fahrlässige Brandstiftung. Vgl. hierzu DJ 1942 S. 603. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß jemand einen Brand der in den 
88 306 und 308 bezeichneten Art herbeiführt. Einen Brand herbeiführen bedeutet das 
gleiche wie Inbrandsetzen in $$ 306, 308; vgl. hierüber $ 306 Anm. 111. 

Eine fahrlässige Brandstiftung kann auch durch Unterlassung begangen werden 
(hierzu Bruns DR 1943 S. 903); über den Kausalzusammenhang in diesem Falle vgl. 
RGSt. 75 50 sowie Bem. VII 3 vor $ 1. 


IN. Über Fahrlässigkeit im allgemeinen vgl. $ 59 Anm. V. Sie kann z. B. in dem un- 
vorsichtigen Umgehen mit Licht liegen (R 4 429); weitere Beispiele in RG HRR 198 
Nr. 1560, 1940 Nr. 585, RG DR 1948 S. 76. Der Verkauf von Streichhölzern an Kinder 
enthält nicht stets eine Fahrlässigkeit (RGSt. 76 2 mit Anm. v. Weber ZAkDR 19:2 
S. 263). 

IV. Einerschwerter Fall liegt dann vor, wenn durch den Brand der Tod eines Men- 
schen verursacht worden ist. Es ist auch hier erforderlich, daß der Tod dem Täter zur 
Fahrlässigkeit zuzurechnen ist (Binding Lehrbuch 2 S. 20, Rietzsch in Pfundtner-Neubert, 
Das neue deutsche Reichsrecht IIc 6 S. 186; and. bisher die herrschende Meinung, z. B. 
Olshausen Anm. 6, RGSt. 68 8; vgl. noch Bem. IV 4 vor $ 1). Anders alsin $ 307 Nr. 1 
wird hier nicht vorausgesetzt, daß sich der Getötete zur Zeit der Tat in den in Brand ge- 
setzten Räumlichkeiten aufgehalten hat. 


V. Die Bestimmung ist auch bei versuchter Brandstiftung anwendbar (vgl. RGSt. 
69 332). 
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VI. Über Strafschärfungsmöglichkeiten vgl. Bem. IV vor $ 306. Über Straflosigkeit 
vgl. $ 310. | 

VoL Idealkonkurrenz ist möglich mit vorsätzlicher Brandstiftung (Olshausen Anm. 5; 
and. LK Anm. 4), weiter mit Sachbeschädigung (vgl. RGSt. 54 1). 


Vin. Das kommende Recht will auch die fahrlässige Brandstiftung mit Strafe bedrohen, die Ver- 
ursachung des Todes eines Menschen aber nicht mehr als erschwerten Fall hervorheben. 


g 310 


Hat der Täter den Brand, bevor derselbe entdeckt und ein weiterer als der durch die 
bloße Inbrandsetzung bewirkte Schade entstanden war, wieder gelöscht, so wird er nicht 
wegen Brandstiftung bestraft. 


I. Im allgemeinen kann tätige Reue nur beim Versuch zur Straflosigkeit führen (vgl. 
$ 46 Nr. 2); die vorliegende Bestimmung stattet die tätige Reue auch gegenüber voll- 
endeten Delikten mit dieser Wirkung aus. $ 310 bezieht sich auf die vorsätzliche und auf 
die fahrlässige Brandstiftung. 


DI. Für das Eingreifen der Vorschrift bestehen drei Voraussetzungen: der Brand darf 
noch nicht entdeckt sein, es darf ein weiterer Schaden noch nicht entstanden sein, und 
der Täter muß den Brand gelöscht haben. 

1. Der Brand ist entdeckt, wenn ein unbeteiligter Dritter ihn ohne Mitwirkung des 
Täters wahrgenommen hat (RGSt. 19 394). 

2. Ein weiterer Schaden als der durch die bloße Inbrandsetzung bewirkte ist bereits 
dann entstanden, wenn das Feuer sich räumlich weiter verbreitet hatte als auf den Ort, 
an dem es unmittelbar gelegt wurde. 

8. Vorausgesetzt wird schließlich, daß der Täter den Brand gelöscht hat. Dies bedeutet 
aber nicht, daß der Täter ausschließlich allein die Löscharbeiten ausgeführt haben müßte; 
es genügt z. B. das Herbeiholen von Gehilfen durch den Täter, die dann den Brand’ 
löschen (RGSt. 19 395, RG LZ 1981 Sp. 1334). War der Täter zum Löschen des Brandes 
entschlossen und hatte er Anstalten hierzu getroffen, konnte er diese aber nicht aus- 
führen, weil ein anderer Umstand den Brand bereits zum Erlöschen gebracht hatte, so 
genießt der Täter auch die Vergünstigung dieser Bestimmung. Aus dem Geist des Wil- 
lensstrafrechts und dem gesunden Volksempfinden heraus wird man diese für das kom- 
mende Recht in Aussicht genommene Regelung (unten IV) schon jetzt anwenden kön- 
nen (vgl. entsprechend oben $ 46 Anm. Ill 1; and. RG JW 1928 S. 508). 


oO. Die tätige Reue hat die Wirkung, daß der Täter wegen Brandstiftung nicht be- 
straft wird. Unberührt bleibt dagegen eine nach anderen Vorschriften verwirkte Straf- 
barkeit, z. B. wegen Versicherungsbetruges ($ 265), wegen Sachbeschädigung ($ 303) 
oder wegen Herbeiführung einer Brandgefahr ($ 310a). 

Der Strafausschließungsgrund wirkt rein persönlich. Teilnehmer, die bei der Lö- 
schung des Feuers nicht mitgewirkt haben, bleiben strafbar. 

IV. Das kommende Recht will vorsehen, daß bei tätiger Reue der Richter die Strafe nach freiem Er- 
messen mildern oder von Strafe absehen kann. Dies soll auch dann gelten, wenn sich der Täter frei- 


willig und ernstlich bemüht, die Vollendung oder den Erfolg der Tat zu verhindern, aber nicht sein 
Bemühen, sondern ein anderer Umstand die Vollendung oder den Erfolg der Straftat verhindert. 


S 310a 
Wer 


1. teuergefährdete Betriebe und Anlagen, insbesondere solche, in denen explosive Stoffe, 
brennbare Flüssigkeiten oder brennbare Gase hergestelit oder gewonnen werden oder 
sich befinden, sowie Anlagen oder Betriebe der Land- oder Ernährungswirtschaft, in 
denen sich Getreide, Futter oder Streumittel, Heu, Stroh, Hanf, Flachs oder andere 
land- oder ernährungswirtschaftliche Erzeugnisse befinden, 
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2. Wald-, Heide- oder Moorflächen, bestellte Felder oder Felder, auf denen Getreide, 
Heu oder Stroh lagert, 

durch Rauchen, durch Verwenden von offenem Feuer oder Licht oder deren ungenügend 

Beaufsichtigung, durch Wegwerfen brennender oder glimmender Gegenstände oder in 

sonstiger Weise vorsätzlich oder fahrlässig in Brandgefahr bringt, wird mit Gefängnis und 

mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 


Schrifttum: Rietzsch in Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht IIc 6 S. 183. - 
Schmidt-Leichner DR 1941 8. 2149. 


I. Die Vorschrift bedroht die Herbeiführung einer Brandgefahr für feuergefährdete Be- 
triebe, für Waldflächen und für gewisse andere Objekte mit Strafe. Der Bestimmung 
liegt der Gedanke zugrunde, daß jedermann beim Rauchen und Hantieren mit Feuer und 
Licht sich allgemein so zu verhalten hat, daß für feuergefährdete Betriebe und Vorräte 
keine Brandgefahr entsteht. 


Ergänzend kommen z.B. PolizeiVO über das Rauchverbot in feuergefährdeten 
gewerblichen Betrieben vom 23. Mai 1940 (RGBl. IS. 814), VO zur Verhütung und Be- 
kämpfung von Waldbränden in den nicht im Eigentum des Reichs oder der Länder 
stehenden Waldungen vom 18. Juni 1937 (RGBl. I S. 721), VO zum Schutze der Wälder, 
Moore und Heiden gegen Brände vom 25. Juni 1938 (RGBl.I S. 700) in Betracht; Nach- 
weise über weitere Vorschriften bei Rietzsch aaO S. 185. Auch polizeiliche Vorschriften 
auf diesem Gebiet gelten weiterhin (KG JFGErg. 19 S. 267). 


II. Bei den Schutzobjekten ist es unerheblich, ob die Gegenstände Eigentum des Täters 
oder fremdes Eigentum sind; strafbar ist auch, wer den eigenen Betrieb oder die eigene 
Waldfläche in der im Gesetz bezeichneten Weise gefährdet. Feuergefährdete Be- 
triebe und Anlagen sind vor allem die Rüstungsbetriebe, die mit und an Pulver, Spreng- 
-stoffen, Treibstoffen oder Gasen arbeiten. In Betracht kommen hier aber weiter z. B. 
Lichtspieltheater und sonstige Theater. 


III. Die Handlung besteht darin, daß jemand eines der genannten Schutzobjekte durch 
Rauchen, durch Verwenden von offenem Feuer oder Licht oder deren ungenügende Be- 
aufsichtigung, durch Wegwerfen brennender oder glimmender Gegenstände oder in 
sonstiger Weise in Brandgefahr bringt. Erforderlich ist, daß eine konkrete Gefähr- 
dung eintritt und im Einzelfall festgestellt wird (vgl. KG JFGErg. 19 S. 267). Liegt 
nur eine abstrakte Gefährdung vor, dann kommen nur die ergänzenden Bestimmungen, 
z. B. die Vorschriften der VO vom 25. Juni 1938 (oben I), in Betracht. Ist ein Brand ent- 
standen, das geschützte Rechtsgut also verletzt, dann greifen die $$ 306ff. ein, denen 
gegenüber $ 310a zurücktritt. 

Es wird nicht vorausgesetzt, daß das Rauchen durch eine andere Vorschrift verboten 
ist. „Das Verbotswidrige des Rauchens folgt jetzt -— ohne Rücksicht auf ein anderweites 


Rauchverbot - für $ 310a aus der Herbeiführung der konkreten Brandgefahr von selbst“ 
(Schmidt-Leichner DR 1941 S. 2130). 


IV. Für den inneren Tatbestand genügt Vorsatz oder Fahrlässigkeit. Für die Fahr- 
lässigkeit ist erforderlich, daß der Täter die konkrete Brandgefahr voraussehen konnte 
und mußte. 


V. Idealkonkurrenz kommt mit den Vorschriften in Betracht, die bereits die abstrakte 
Herbeiführung einer Brandgefahr mit Strafe bedrohen (vgl. oben ]). 


VI. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (hierzu aber noch $ 3 
Nr. 3 VO vom 24. September 1941, RGBIl. IS. 581). 
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Zerstören durch Explosion SR 311, 312 
Ss 311 


Die gänziiche oder teilweise Zerstörung einer Sache durch Gebrauch von Pulver oder 
anderen explodierenden Stoffen ist der Inbrandsetzung der Sache gleich zu achten. 


I. Dem Inbrandsetzen wird das Zerstören durch Explosion gleichgestellt. Es sind hier 
also auch die $$ 306ff. anwendbar, einschließlich des $ 309 über die fahrlässige Brand- 
stiftung. Die Bestimmung gilt nur für Gegenstände der in den $$ 306-308 genannten Art. 


Ergänzend vgl. Ges. gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 (RGBl. S. 61). 


1. Für den äußeren Tatbestand bestehen zwei Unterschiede gegenüber der Brand- 
stiftung: . 

1. Es ist hier erforderlich, daß die Sache ganz oder teilweise zerstört sein muß; 
bei der Brandstiftung genügt dagegen eine Beschädigung der Substanz. Über gänzliche 
oder teilweise Zerstörung vgl. $303 Anm.III. Die bloße Beschädigung einer Sache durch 
Explosion kann als versuchte Brandstiftung oder als Sachbeschädigung strafbar sein. 


2. Als Mittel der Brandstiftung müssen Pulver oder andere explodierende Stoffe ge- 
braucht sein, während zur Brandstiftung jedes beliebige Mittel verwendet werden kann. 
Explodierende Stoffe sind solche, die durch Entzündung sich selbst ausdehnen und 
ihre körperlichen Schranken zersprengen können; zu diesen Stoffen gehören z. B. Benzin, 
Schießbaumwolle, Dynamit, nicht dagegen Wasserdampf (RGSt. 22 305). Gebrauchen 
ist gleich Verwenden oder Umgehen mit solchen Stoffen; es kommt nicht darauf an, ob 
der Gebrauch ein sachgemäßer, dem Zweck der Sache entsprechender war (RGSt. 19279). 


IH. Für den inneren Tatbestand genügt auch Fahrlässigkeit wie in $ 309. 


IV. Über Strafverschärfungen vgl. Bem. IV vor $ 306. Über die Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht vgl. $ 325. Straflosigkeit nach $ 310 kann in den Fällen des $ 311 
nicht eintreten. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 5, 6, 7 Sprengstoffgesetz (vgl’RG JW 1924 
8.1878). 


VI. Das kommende Recht will die Schranken beseitigen, die im geltenden Recht hinsichtlich der ge- 
brauchten Mittel bestehen. Es soll nicht mehr der Gebrauch von Pulver oder anderen explodierenden 
Stoffen erfordert werden, sondern die Verursachung einer Explosion schlechthin genügen. Das kom- 
mende Recht will $ 5 Sprengstoffgesetz in den Tatbestand einarbeiten. Dieser Bestimmung soll ein 
Tatbestand über gefährlichen Sprengstoffbesitz folgen, der die $$ 7-9 Abs. 1 Sprengstoffgesetz zusam- 
menfaßt. Vgl. hierzu Thierack in Gürtner II S. 301, 310. 


Ss 312 
Wer mit gemeiner Gefahr für Menschenleben vorsätzlich eine Überschwemmung herbei- 
führt, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren und, wenn durch die Überschwemmung 
der Tod eines Menschen verursacht worden ist, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
oder mit lebensiänglichem Zuchthaus bestraft. 


I. Die Vorschrift betrifft die vorsätzliche menschengefährdende Überschwemmung. 
Es handelt sich hierbei um ein konkretes Gefährdungsdelikt. 

Für $$ 312-314 kommen ergänzend in Betracht die $$ 375, 376 in Verbindung mit 
$$ 99, 100, 101 Preuß. WasserG vom 7. April 1913 (Preuß. GS S. 53). 


1I. Eine Überschwemmung liegt vor, wenn das Wasser in solcher Menge und Stärke 
über seine natürlichen oder künstlichen Grenzen hinanstritt, daß es zu einer Gefahr für 
die im überfluteten Gebiet befindlichen Personen oder Sachen wird (R 7 577). Herbei- 
führen hat hier die gleiche Bedeutung wie verursachen. Auch die Vergrößerung einer 
schon vorhandenen Überschwemmung kann genügen (RGSt. 5 310, RG JW 1988 S.700). 
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Die Herbeiführung der Überschwemmung muß mit gemeiner Gefahr für Mensche- 
leben erfolgen. Aus der Begriffsbestimmung in $ 315 Abs. 3 ist für den vorliegenden 
Tatbestand zu entnehmen, daß die Gefahr für Leib oder Leben auch nur eines einzelnen 
Menschen genügen kann (Olshausen Nachtrag S. 294); vgl. noch Bem. I vor $ 306. 


IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auf 
die Gemeingefahr mitbeziehen; bedingter Vorsatz genügt aber (RG JW 1928 S. 309). 


IV. Ein erschwerter Fall liegt vor, wenn durch die Überschwemmung der Ted 
eines Menschen verursacht worden ist; bezüglich der schweren Folge ist Fahrlässigkeit 
erforderlich (Bem. IV 4 vor $ 1; and. die herrschende Auffassung, vgl. z. B. RG St. 688). 

Über das Eingreifen dieses erschwerten Falles bei versuchter Tat vgl. RGSt. 69 332. 


V. Über Strafverschärfungen vgl. Bem. IV vor $ 306. Über die Zulässigkeit von Polizei- 
aufsicht vgl. $ 325. 


VI. Das kommende Recht will die Tatbestände der $$ 312, 313 zusammenfassen und einen Lawiner- 
sturz oder ein Ähnliches gefährliches Ereignis der Überschwemmung gleichstellen; die Strafdrohung 
soll gegenüber dem geltenden Recht ermäßigt werden. Vgl. Thierack in Gürtner II S. 301, 310. 


S 313 
Wer mit gemeiner Gefahr für das Eigentum vorsätzlich eine Überschwemmung herbel- 
führt, wird mit Zuchthaus bestraft. 
Ist jedoch die Absicht des Täters nur auf Schutz seines Eigentums gerichtet gewesen, 
80 ist auf Gefängnis nicht unter einem Jahre zu erkennen. 


I. Der Tatbestand der sachengefährdenden Überschwemmung entspricht in seinem Auf- 
bau dem $ 312; die Strafdrohung ist aber milder als bei der vorsätzlichen menschen- 
gefährdenden Überschwemmung. 


II. Über gemeine Gefahr vgl. Bem. I vor $ 306. Es ist nicht erforderlich, daß die gefähr- 
deten Sachen verschiedenen Eigentümern gehören; sie können Eigentum derselben 
Person sein (Binding Lehrbuch 2 S. 33, Frank Anm.I, Gerland S. 45%; and. Olshausen 
Anm.i1, Schwarz Anm.1). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auch 
auf die Gemeingefahr beziehen; bedingter Vorsatz genügt (RG JW 19828 S. 409). 


IV. Über die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit Sachbeschädigung, weiter auch mit $ 312 
(Frank Anm. II; and. Binding Lehrbuch 2 S. 34 Anm. 5). 


VI. Über das kommende Recht vgl. $ 312 Anm. VI. 


S 314 
Wer eine Überschwemmung mit gemeiner Gefahr für Leben oder Eigentum durch 
Fahrlässigkeit herbeiführt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, wenn durch die 
Überschwemmung der Tod eines Menschen verursacht worden ist, mit Gefängnis von 
einem Monat bis zu drei Jahren bestraft. 


I. Die fahrlässige Herbeiführung einer gemeingefährlichen Überschwen- 
mung ist in gleicher Weise strafbar, wenn die Gemeingefahr für das Leben oder für das 
Eigentum herbeigeführt wird. Über Gemeingefahr vgl. Bem. I vor $ 306; zum Begriff 
der Überschwemmung vgl. $ 312 Anm. II. 


II. Handelt der Täter, der eine Überschwemmung vorsätzlich bewirkt, nicht mit dem 
Willen, eine Gemeingefahr für Leben oder Eigentum herbeizuführen, ist ihm aber inso- 


672 


Vorsätzliche Transportgefährdung Lo 8 315 


weit Fahrlässigkeit vorzuwerfen, dann ist $ 314 anzuwenden (vgl. RG JW 1928 S. 409). 
Als Beispiel für fahrlässige Überschwemmung vgl. RG JW 1927 8. 2517. 


IH. Die erhöhte Strafe bei Verursachung des Todes eines Menschen setzt voraus, 
daß dem Täter insoweit auch der Vorwurf der Fahrlässigkeit zu machen ist (Bem. IV 4 
vor $ 1; and. die herrschende Lehre, z. B. RGSt. 68 8). 


$ 315 


Wer die Sicherheit des Betriebs einer Eisenbahn oder Schwebebahn, der Schiffahrt oder 
der Luftfahrt durch Beschädigen, Zerstören oder Beseitigen von Anlagen oder Beförde- 
rungsmittein, durch Bereiten von Hindernissen, durch falsche Zeichen oder Signale oder 
durch ähnliche Eingriffe oder durch eine an Gefährlichkeit einem solchen Eingriff gleich- 
kommende pflichtwidrige Unterlassung beeinträchtigt und dadurch eine 6emeingefahr 
herbeiführt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. In besonders schweren Fällen 


ist auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder auf lebenslanges Zuchthaus oder auf 
Todesstrafe zu erkennen. | 


Wer auf solche Weise die Sicherheit des Betriebs einer Straßenbahn beeinträchtigt und 
dadurch eine Gemeingefahr herbeiführt, wird mit Gefängnis bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

Gemeingefahr bedeutet eine Gefahr für Leib oder Leben, sel es auch nur eines einzelnen 
Mensehen, oder für bedeutende Sachwerte, die in fremdem Eigentum stehen oder deren 
Vernichtung gegen das Gemeinwohl verstößt. 


I. Die Vorschrift behandelt die vorsätzliche Transportgefährdung. Es handelt sich hier- 
bei um ein konkretes Gefährdungsdelikt. Zu unterscheiden ist zwischen der Gefährdung 
des Betriebes einer Eisenbahn oder Schwebebahn, der Schiffahrt oder der Luftfahrt 
einerseits (Abs. 1) und der Gefährdung des Betriebes einer Straßenbahn andererseits 
(Abs. 2). 

Über die Zusammenarbeit der Justizbehörden, der Polizeibehörden und der Behörden 
der Reichsbahn bei Unfällen im Eisenbahnbetrieb vgl. die AV in DJ 1938 S. 31; vgl. 
weiter Nr. 389a und Nr. 434a Richtlinien für das Strafverfahren. 


II. Die Transportgefährdung nach Abs. 1. 


1. Angriffsobjekt ist die Sicherheit des Betriebes einer Eisenbahn, einer Schwebebahn 
der Schiffahrt oder der Luftfahrt. 


a) Unter Eisenbahn ist eine zur Beförderung von Menschen und Gütern dienende Bahn 
zu verstehen, bei der die Fortbewegung auf einer festen Grundlage mittels mechanischer 
Naturkräfte erfolgt. Eine Hoch- und Untergrundbahn mit eigenem Bahnkörper ist eine 
Eisenbahn, nicht dagegen Pferdebahnen oder von Menschenkraft fortbewegte Bahnen. 
Über Straßenbahnen vgl. unten III. Es macht keinen Unterschied, ob die Bahn im 
Staatseigentum oder im Privateigentum steht. Geschützt wird der Betrieb der Eisen- 
bahn in allen seinen Teilen, also das einzelne Fahrzeug, die Beförderungsmittel, die Be- 
förderungsgegenstände, die Fahrgäste sowie die im Zug- und im Verschiebedienst ein- 
gesetzten Gefolgschaftsmitglieder (RGSt. 74 274). 


b) Als Angriffsobjekte werden weiter die Schwebebahnen genannt. Hierunter sind 
Bahnen zu verstehen, die sich an Drahtseilen oder in ähnlicher Weise bewegen und die 
Erde nicht berühren. 

c) Zur Schiffahrt gehört die Seeschiffahrt ebenso wie die Binnen- und Flußschiffahrt. 
Es wird hier ebenso wie bei der Eisenbahn der Betrieb der Schiffahrt in allen seinen 
Teilen geschützt, also auch der des einzelnen Fahrzeugs (RGSt. 74 273). 

d) Zur Luftfahrt gehört jede Benutzung des Luftraumes durch Luftfahrzeuge, also 
insbesondere durch Flugzeuge, Luftschiffe und Ballone, ferner aber auch durch Drachen 
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u. ä. für eine Bewegung im Luftraum bestimmte Geräte. Auch militärische Flugzeuge 
werden durch die Bestimmung geschützt (RKG 17). Über Betrieb vgl. oben unter a. 


2. Die Handiung besteht darin, daß durch bestimmte Mittel die Sicherheit des Betriebes 
beeinträchtigt wird. 


a) Die Mittel der Beeinträchtigung. 

a) Genannt sind als Mittel zunächst das Beschädigen, Zerstören oder Beseitigen von 
Anlagen oder Beförderungsmittein. Anlagen sind alle festen unbeweglichen Bestand- 
teile des Eisenbahn-, Schiffahrt- oder Luftfahrtbetriebes z. B. Schienen und Schwellen, 
Signale, Stationsuhren, Leuchttürme, Bojen. Auch das den Zwecken des Betriebes die- 
nende Zubehör wird hierher zu rechnen sein, soweit es von der Verkehrsanschauung als 
Teil der Betriebsanlagen betrachtet wird (Schäfer-Dohnanyi S. 204; vgl. aber Olshausen 
Nachtrag S. 297). Zu den Beförderungsmitteln gehören vor allem die Lokomotiven, 
Personen- und Güterwagen. Ohne Bedeutung ist es, ob die Beförderungsmittel den 
Zwecken des allgemeinen Verkehrs oder besonderen staatlichen, insbesondere militäri- 
schen Aufgaben dienen. Über Beschädigen und Zerstören vgl. $303 Anm. III. Unter 
Beseitigen ist eine Einwirkung zu verstehen, durch die die Anlage oder das Beförderungs- 
mittel der Verfügung und der Gebrauchsmöglichkeit entzogen wird (Olshausen Nachtrag 
S. 298). 

ß) Als weitere Mittel der Beeinträchtigung nennt das Gesetz das Bereiten von Hinder- 
nissen und das Geben von falschen Zeichen und Signalen. Ein Hindernis wird durch jeden 
Vorgang bereitet, der geeignet ist, den ordnungsmäßigen Betrieb zu hemmen oder zu 
verzögern, z. B. durch das Auflegen von Steinen oder anderen Gegenständen auf die 
Geleise einer Eisenbahn, ferner etwa durch das Einknicken einer Schranke (RG DRZ 
1928 Nr. 167). 

y) Als Mittel genügen schließlich ähnliche Eingriffe. In Betracht kommen hier z.B. 
Steinwürfe nach dem Zugpersonal (RGSt. 61 363), das Verstecken einer Signalfahne, 
das Aufdrehen der Bremse an einzeln stehenden Eisenbahngüterwagen, das Anlassen 
des Motors eines in der Halle stehenden Flugzeugs (RKG 17). 

ö) Ausdrücklich spricht das Gesetz aus, daß auch eine an Gefährlichkeit einem solchen 
Eingriff gleichkommende pflichtwidrige Unterlassung genügt. Vgl. hierzu RGSt. 74 27%, 
ferner noch Nr. 389a Richtlinien für das Strafverfahren. 


b) Durch Eingriffe oder Unterlassungen der genannten Art wird die Sicherheit des Be- 
triebes beeinträchtigt, wenn dadurch eine Gefahr geschaffen oder die schon bestehende 
Gefahr über das gewöhnliche Maß hinaus vergrößert wird (RGSt. 58 213, RKG 1 8). 
Die Sicherheit der Luftfahrt kann auch durch den Verlust eines einzelnen Flugzeugs 
und seiner Besatzung beeinträchtigt werden (RKG 1 97). 


8. Durch die Handlung muß eine Gemeingefahr herbeigeführt werden. Der Begriff 
der Gemeingefahr ist in Abs. 3 gesetzlich bestimmt; vgl. hierzu noch Bem. I vor $ 306. 
Zu der Frage, wann eine Beeinträchtigung der Betriebssicherheit eine Gemeingefahr 
verursacht, vgl. auch Nr. 389a Richtlinien für das Strafverfahren. 


4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (hierzu RG DR 1948 S. 753). 
Der Täter muß das Bewußtsein haben, die Betriebssicherheit zu beeinträchtigen und 
die Gemeingefahr herbeizuführen. Dies bedeutet nicht, daß sich der Vorsatz auf die Ver- 
wirklichung der Gefahr für Leib oder Leben oder für bedeutende Sachwerte erstrecken 
müßte; es genügt vielmehr das Bewußtsein, daß eine Gefahr dieser Art herbeigeführt 
wird. Bedingter Vorsatz ist ausreichend (RGSt. 71 43). 


5. Vollendet ist die Tat in dem Augenblick, in dem die beeinträchtigende Handlung 
die Gemeingefahr herbeiführt. Es liegt daher z. B. eine vollendete Transportgefährdung 
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durch Bereiten von Hindernissen auch dann vor, wenn das Hindernis vor Beginn des 
Betriebes durch einen Dritten entfernt worden ist (RG HRR 1989 Nr. 270). 

6. Täter kann jeder sein, also nicht nur ein Angestellter des Betriebes oder ein Teil- 
nehmer am Verkehr, sondern auch, wer mit dem Betriebe nichts zu tun hat und am 
Verkehr nicht teilnimmt. 

7. Eine erhöhte Strafe ist für besonders schwere Fälle angedroht (Abs. 1 Satz 2). Ein 
derartiger Fall kann wegen der besonderen Verwerflichkeit des verbrecherischen Willens, 
mit Rücksicht auf eine besonders große Gemeingefahr oder im Hinblick auf die beson- 
dere Verwerflichkeit der angewandten Mittel vorliegen. 

Über die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. 

8. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 91b, mit $ 143a sowie mit $ 2 VO vom 25. No- 
vember 1939 (abgedr. im Anhang). $ 82 Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 17. Juli 
1928 (RGBl. II S. 541) ist gegenüber $ 315 subsidiär, ebenso $ 31 Luftverkehrsges. 


II. Die Transportgefährdung nach Abs. 2. 


Eine geringere Strafe ist für den Fall angedroht, daß die Betriebssicherheit einer 
Straßenbahn gefährdet wird. Straßenbahnen sind im Gegensatz zu Eisenbahnen solche 
nicht durch Menschen oder Tierkraft bewegte Bahnen, die keinen eigenen Bahnkörper 
haben, sondern im allgemeinen öffentliche Wege benutzen. Benutzt dieselbe Bahn 
streckenweise einen eigenen Bahnkörper, streckenweise einen dem allgemeinen Verkehr 
dienenden Weg, dann ist sie je nach ihrem Gesamtgepräge Eisenbahn oder Straßenbahn; 
es ist nicht für einen Teil der Strecke Abs. 2, für den anderen Teil Abs. 1 anzuwenden 
(Olshausen Nachtrag S. 302, Schwarz Anm.5). Auch geleislose Bahnen, die sich an 
fester Stromleitung bewegen, gehören zu den Straßenbahnen (Schäfer-Dohnanyi S. 203; 
and. Kohlrausch Anm. 7). 

Im übrigen entspricht der Tatbestand dem des Abs. 1; vgl. daher Anm. Il. Für den 
inneren Tatbestand vgl. noch RG HRR 1940 Nr. 193, RG DR 1948 S. 753. 

IV. Das kommende Recht will die Vorschrift sprachlich vereinfachen, nach einigen Richtungen auch 


sachlich ändern; ergänzend soll eine Bestimmung gegen die Gefährdung des Straßenverkehrs hinzu- 
treten; vgl. Thierack in Gürtner II S. 302, 312. 


$ 316 


Wer fahrlässig eine der im $ 815 Abs. 1 bezeichneten Taten begeht, wird mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat bestraft. 


Wer fahrlässig eine der im 8 315 Abs. 2 bezeichneten Taten begeht, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


I. Die fahrlässige Transportgefährdung hat den gleichen äußeren Tatbestand wie $ 315; 
auch hier wird zwischen Eisenbahnen, Schwebebahnen, Schiffahrt und Luftfahrt auf 
der einen Seite (Abs. 1), Straßenbahnen auf der anderen Seite (Abs. 2) unterschieden. 


U. Ebenso wie im $ 315 der Vorsatz muß sich hier die Fahrlässigkeit auch auf die 
Herbeiführung der Gemeingefahr erstrecken. Zur Voraussehbarkeit bei Nichtbeachtung 
von Dienstvorschriften vgl. RG HRR 1989 Nr. 1074. Bei der Prüfung der Frage, ob das 
Verhalten eines Verkehrsteilnehmers auf Wegen, die eine Eisenbahnschiene auf gleicher 
Höhe kreuzen, fahrlässig ist, ist zwischen beschrankten undunbeschrankten Über- 
gängen zu unterscheiden. Aber auch bei der Annäherung an einen beschrankten, aber 
geöffneten Bahnübergang muß ein Verkehrsteilnehmer seine Geschwindigkeit entspre- 
chend ermäßigen und neben anderem auch die Bahnstrecke beobachten (vgl. RGSt. 72 
288 mit Anm. Fritsch DJ 1938 $S. 1881); vgl. zu diesen Fragen sehr beachtenswert AG 
Kottbus 1988 S. 1639, weiter Innerlohner, Deutsches Autorecht 1938 Sp. 137, 211, 
Peterssen JW 1938 S. 1993, Innerlohner sowie Abitz-Schultze VAE 1938 S. 216, 263; 
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über die Pflichten der Eisenbahn vgl. noch RGSt 74 320 mit Anm. Gülde DR 191 
S. 48, RG HRR 1941 Nr. 984. Vgl. hierzu ferner $ 79 Eisenbahnbau- und Betriebsord- 
nung sowie $ 13 Abs.5 StVO. 

Über Dienstvorschriften und Fahrlässigkeit vgl. RG VAE 1942 S. 15. 


IH. Über die bei der Strafzumessung zu berücksichtigenden Gesichtspunkte vgl. RG 
HRR 1941 Nr. 527. 


Ss 317 
Wer vorsätzlich und rechtswidrig den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Telegraphenanlage dadurch verhindert oder gefährdet, daß er Teile oder Zubehörungen 
derselben beschädigt oder Veränderungen daran vornimmt, wird mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu drei Jahren bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die vorsätzliche Gefährdung des Telegraphenbetriebes. Über 
fahrlässige Begehung vgl. $ 318. Soweit es sich um vorsätzliche Begehung handelt, sind 
88 317, 318a zur Zeit durch $ 2 WehrkraftSchutzVO vom 25. November 1939 (abgedr. 
im Anhang) ersetzt (Gallas ZStW 59 S. 731). 

Ergänzend vgl. Ges. über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBI.TS.8), 
Ges. gegen die Schwarzsender vom 24. November 1937 (RGBl.I S. 1298) nebst VO 
vom 17. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2047) sowie zum Schutze der unterseeischen Tele- 
graphenkabel Ges. vom 21. November 1887 (RGBl. 1888 S. 169). 


DI. Schutzobjekte sind die öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanlagen. 

1. Telegraphenanlage ist eine mechanische Vorrichtung zur Übermittlung von Nach- 
richten (Zeichen, Bildern, Tönen), ohne daß die Nachricht selbst von Ort zu Ort befördert 
wird. Es macht keinen Unterschied, ob die Übermittlung elektrisch oder optisch, ob sie 
durch Draht oder drahtlos erfolgt. Telefon- und Rohrpostanlagen sind nach $ 318a zu 
den Telegraphenanlagen zu rechnen. Zu den Telegraphenanlagen gehören auch die An- 
lagen für Rundfunkzwecke, z. B. solche für Lautsprecherübertragung. 

2. Öffentlichen Zwecken dienen diejenigen Telegraphenanlagen, die dem allgemeinen 
Gebrauch zugänglich sind oder für den Gebrauch einer Behörde oder eines Beamten 
bestimmt sind. Es ist nicht erforderlich, daß die Anlage gerade zur Zeit der Tat zu öffent- 
lichen Zwecken gebraucht werden sollte. Nicht entscheidend ist, ob die Anlage im öffent- 
lichen oder im privaten Eigentum steht; auch die dem öffentlichen Fernsprechnetz an- 
geschlossenen Privatanlagen dienen insofern öffentlichen Zwecken, als sie es jedermann 
ermöglichen, mit den Inhabern der Anlage in Verbindung zu treten (RG JW 1920 5.1036). 
Private Rundfunkempfangsanlagen dienen nicht öffentlichen Zwecken (Becker 
DJ 1939 S. 499, v. Sluzewski, Das Rundfunkstrafrecht (Diss. Erlangen 1937) S. 22; and. 
Neugebauer, Fernmelderecht mit Rundfunkrecht (1929) S. 357), wohl aber z.B. An- 
lagen für den Gemeinschaftsempfang und alle Sendeanlagen. 


IN. Die Handiung besteht in der Verhinderung oder Gefährdung des Betriebes der 
Anlage. Eine Verhinderung des Betriebes liegt vor, wenn ein Zustand geschaffen ist, 
in dem die Anlage für die ihr gegebene Zweckbestimmung nicht benutzt werden kann. 
Eine Gefährdung des Betriebes ist bereits dann gegeben, wenn das genaue Funktionie- 
ren des Betriebes beeinträchtigt ist (Frank Anm. II; and. Gerland S. 458). 

Die Verhinderung oder Gefährdung des Betriebes muß dadurch erfolgen, daß 
Teile oder Zubehör der Anlage beschädigt oder Veränderungen daran vorge- 
nommen werden. Eine technisch ordnungsmäßige, jedoch unbefugte Benutzung der 
Anlage (Inbetriebsetzung eines Feuermelders durch Zerschlagen der Scheibe) ist keine 
Beschädigung der Anlage (RGSt. 65 13%). Eine Veränderung liegt vor, wenn bewirkt 
wird, daß der bisherige Zustand beseitigt und durch einen davon abweichenden Zustand 
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ersetzt wird (RG JW 1920 S. 1036), z. B. beim Herunterdrücken eines Telegraphen- 
drahts durch einen darauf gefallenen Baum (RGSt. 87 54). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich nicht 
nur auf Beschädigung oder Veränderung, sondern auch auf die Verhinderung oder Ge- 
fährdung des Betriebes beziehen. Bedingter Vorsatz genügt (RGSt. 22 393). 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 304 (RGSt. 84 251) und mit $ 2 VO vom 25. No- 
vember 1939 (abgedr. im Anhang); vgl. oben Anm. I. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 19 Ges. über Fernmeldeanlagen (Neugebauer, 
Fernmelderecht und Rundfunkrecht [1929] S. 360). | 

VI. Das kommende Recht will die Vorschrift auf die Störung eines lebenswichtigen Betriebes über- 
haupt erweitern. Als Schutzobjekte sollen genannt werden die dem Öffentlichen Verkehr dienenden 
Unternehmen, die öffentlichen Zwecken dienenden Fernmeldeanlagen, die der öffentlichen Versorgung 
mit Wasser, Licht, Wärme oder Kraft dienenden Anlagen sowie andere lebens- oder kriegswichtige 


Betriebe. Vgl. Thierack in Gürtner II S. 305, 313. Für eine weitergehende Bestrafung der Sachsabotage 
Koebel ZStW 58 S. 788. 


S 318 
Wer lahrlässigerweise durch eine der vorbezeichneten Handlungen den Betfieb einer zu 
öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanlage verhindert oder gefährdet, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bestraft. 
Gleiche Strafe trifft die zur Beaufsichtigung und Bedienung der Telegraphenanlagen 
und ihrer Zubehörungen angestellten Personen, wenn sie durch Vernachlässigung der 
ihnen obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden. 


I. Die fahrlässige Gefährdung des Telegraphenbetriebes stimmt im Abs. 1 bezüglich 
des äußeren Tatbestandes mit $ 317 überein. Die hier für den inneren Tatbestand genü- 
gende Fahrlässigkeit muß sich stets auf die Verhinderung oder Gefährdung des Be- 
triebes beziehen; die Beschädigung oder Veränderung kann dagegen auch vorsätzlich 
erfolgen. 


II. Bei der fahrlässigen Gefährdung des Telegraphenbetriebes durch Telegraphenbeamte 
(Abs. 2) muß sich die Fahrlässigkeit auch auf die Gefährdung erstrecken (Binding Lehr- 
buch 2 S. 51, LK Anm. 4, v. Liszt-Schmidt S. 716; and. Frank Anm.]I 2, Olshausen 
Anm.2, Schwarz Anm. 2, nach denen bloßer Kausalzusammenhang zwischen Pflicht- 
vergessenheit und Gefährdung genügt). 


III. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 303 und mit $ 304 (Binding Lehrbuch 2 S. 52, 
Olshausen Anm.1; and. bezüglich $ 304 Frank Anm. III). 


IV. Das kommende Recht will wegen einer Fahrlässigkeit nur dann bestrafen, wenn sich die Tat 
gegen eine Fernmeldeanlage richtet, nicht dann, wenn sie sich auf eines der sonstigen in Anm. VI zu 
$ 317 genannten Schutzobjekte bezieht; vgl. Thierack in Gürtner II S. 306. 


S 318a 


Die Vorschriften in den 88 817 und 818 linden gleichmäßig Anwendung auf die Verhin- 
derung oder Gefährdung des Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden Rohrpost- 
anlagen. 

Unter Telegraphenanlagen im Sinne der 88 817 und 818 sind Fernsprechanlagen mit- 
begriffen. 

Die Vorschrift ist, soweit sie sich auf die vorsätzliche Begehung bezieht, zur Zeit durch 
$ 2 WehrkraftSchutzVO vom 25. November 1939 (abgedr. im Anhang) ersetzt. 


& 819 ist durch Art. 4 Nr. 2 Ges. vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. 
& 820 ist durch Art. 4 Nr. 2 Ges. vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. 
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Ss 321 

Wer vorsätzlich Wasserleitungen, Schleusen, Wehre, Deiche, Dämme oder ander 
Wasserbauten, oder Brücken, Fähren, Wege oder Schutzwehre, oder dem Bergwerk:- 
betriebe dienende Vorrichtungen zur Wasserhaltung, zur Wetterführung oder zum Ein- 
und Ausfahren der Arbeiter zerstört oder beschädigt und durch eine dieser Handlungen 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit anderer herbeiführt, wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft. 

Ist durch eine dieser Handlungen eine schwere Körperverletzung verursacht worden, 
so tritt Zuchthausstrafe bis zu fünf Jahren und, wenn der Tod eines Menschen verursacht 
worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter fünf Jahren ein. 


I. Die Bestimmung behandelt die vorsätzliche Beschädigung von wichtigen Bauten. 
Über die fahrlässige Tat vgl. $ 326. 


Ergänzend vgl. $ 27 Preuß. Feld- u. ForstPolizeiges. 


DI. Bei den ee Gegenständen ist es unerheblich, ob sie dem Täter gehören oder 
nicht. 


1. Genannt werden einmal als Schutzobjekte Wasserbauten. Es macht keinen Unter- 
schied, ob diese Bauten an Flüssen, Kanälen, Seen oder dem Meer errichtet sind. Be- 
sonders hervorgehoben werden Wasserleitungen, Schleusen, Wehre, Deiche und Dämme. 
Zu den Wasserleitungen gehören auch die Rohrleitungen, die den Häusern Nutzwasser 
zuführen; es kommen nicht nur solche Wasserleitungen in Betracht, die offene oder ge- 
schlossene Kanäle sind (Gerland S. 460 Anm.3, LK Anm.i1a; and. Frank Anm.11, 
Olshausen Anm. 3a, Schwarz Anm.1 A). 

2. Geschützt sind weiter Brücken, Fähren, Wege und Schutzwehre. Es kommen hier 
nicht nur öffentliche Brücken, Wege usw. in Betracht, sondern auch Privatwege (RGSt. 
20 395), einschließlich zeitweilig als solche benutzter und erkennbarer Notwege (RGSt. %7 
363). Täter kann auch der Eigentümer des Grundstücks sein, über das ein Weg führt 
(RGSt. 27 365). 

8. Als Schutzobjekte sind schließlich Bergwerksbetriebsvorrichtungen zur Wasser- 
haltung, Wetterführung oder zum Ein- oder Ausfahren der Arbeiter genannt. 

4. Die Bestimmung dürfte auf Gas- und Stromieitungen entsprechend ($ 2) anwendbar 
sein, weiter wohl auch auf sonstige zum Schutze gegen ein Naturereignis errichtete Anlagen 
(ausdrücklich so das kommende Recht, unten VII). 


IN. Die Handlung besteht im Beschädigen oder Zerstören. Eine Beschädigung setzt 
nicht eine Verletzung der Substanz voraus; es genügt vielmehr, daß das Schutzobjekt 
in seiner Tauglichkeit erheblich beeinträchtigt wird. So sind etwa außergewöhnliche und 
besonders gefährliche Hindernisse, die einen Weg für den Verkehr überhaupt oder für 
besondere Arten des Verkehrs vorübergehend unbrauchbar machen, als Beschädigung 
des Weges anzusehen; dies ist z. B. beim Auflegen von nicht ganz leicht entfernbaren 
Stämmen (RGSt. 74 15) oder bei der Errichtung sonstiger umfangreicher Wegesperren 
(RG HRR 1940 Nr. 1216) der Fall; vgl. hierzu noch AG Gießen DJ 1989 S. 267, LG 
Köln DJ 1989 S. 268, JG Oschatz DJ 1989 S. 663, LG Zwickau DJ 1989 S. 1805, LG 
Kottbus HRR 1940 Nr. 762. 

Durch die Handlung muß eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit anderer 
herbeigeführt werden; es genügt hierbei die Gefahr für eine Person (RGSt. 74 15). Nicht 
ausreichend ist Gefahr für das Eigentum anderer. 


IV. Für den Vorsatz ist auch das Bewußtsein des Täters erforderlich, daß durch seine 
Handlung eine Gefahr für Leben oder Gesundheit anderer herbeigeführt werden kann 
(RGSt. 85 53, RG HRR 1940 Nr. 1216). 
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V. Eine erhöhte Strafe ist für den Fall angedroht, daß durch eine der Handlungen eine 
schwere Körperverletzung oder der Tod eines Menschen verursacht worden ist; 
bezüglich dieser Folge ist mindestens Fahrlässigkeit erforderlich (Bem. IV 4 vor $ 1; 
and. die herrschende Meinung). 

Über die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. 


VI. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 304, 305, 312, weiter mit $ 2 VO vom 25. No- 
vember 1939 (abgedr. im Anhang). Mit $$ 41, 49 Straßenverkehrsordnung besteht Ge- 
setzeskonkurrenz; $ 321 geht vor (RGSt. 74 15). 

VM. Da für das kommende Recht eine besondere Bestimmung gegen die Gefährdung des Straßen- 
verkehrs vorgesehen ist ($ 315 Anm. IV), soll die dem $ 321 entsprechende Vorschrift nur die Beschä- 
digung von Wasser-, Kraft- und Schutzanlagen erfassen. Als Schutzobjekte sollen genannt werden An- 
lagen zur Erhaltung, Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Wasser, Gas, Elektrizität 


oder einer anderen Naturkraft und Anlagen zum Schutz gegen ein Naturereignis. Vgl. Thierack in 
Gürtner II S. 303/304. 


& 822 ist durch Art. 4 Nr. 2 Ges. vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. 
& 828 ist durch Art. 4 Nr. 2 Ges. vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. 


5 324 


Wer vorsätzlich Brunnen- oder Wasserbehälter, welche zum Gebrauche anderer dienen, 
oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche bestimmt sind, 
vergiftet oder denselben Stoffe beimischt, von denen ihm bekannt ist, daß sie die mensch- 
liche Gesundheit zu zerstören geeignet sind, ingleichen wer solche vergiftete oder mit ge- 
fährlichen Stoffen vermischte Sachen wissentlich und mit Verschweigung dieser Eigen- 
schaft verkauft, feilhält oder sonst in Verkehr bringt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines Menschen verursacht worden ist, 
mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. 


I. Die Bestimmung faßt zwei Tatbestände zusammen: Die Vergiftung bestimmter Ge- 
genstände und das Inverkehrbringen solcher Gegenstände. Bei beiden Tatbeständen 
handelt es sich um abstrakte Gefährdungsdelikte. 

Über die fahrlässige Tat vgl. $ 326. 


An ergänzenden Bestimmungen vgl. $$ 11-15 Lebensmittelges. vom 17. Januar 
1936 (RGBl. I S. 17) mit Änderungen durch VO vom 14. August 1943 (RGBl. I S. 488) 
und $ 26 Nr. 2 Fleischbeschauges. vom 29. Oktober 1940 (RGBIl.I S. 1463). 


II. Die gemeingefährliche Vergiftung. 
1. Die Schutzobjekte. 


a) Geschützt sind einmal Brunnen und Wasserbehälter, die zum Gebrauche anderer 
dienen. Es kommen nur Behälter in Betracht, deren Inhalt zum menschlichen Gebrauch 
bestimmt ist, dagegen z. B. nicht Viehtränken, Wasserbehälter für gewerbliche oder 
feuerpolizeiliche Zwecke (so die herrschende Auffassung, z. B. Frank Anm.]I 1; and. 
Olshausen Anm. 3). Es ist nicht erforderlich, daß die Brunnen oder Wasserbehälter zum 
öffentlichen Gebrauch bestimmt sind; zum Gebrauch anderer dienen sie auch dann, 
wenn sie zum Privatgebrauch bestimmt sind. 

b) Als Schutzobjekte werden weiter Gegenstände genannt, welche zum öffentlichen 
Verkauf oder Verbrauch bestimmt sind. Zum öffentlichen Verkauf sind Gegenstände 
bestimmt, wenn sie dem Erwerb einer nicht bestimmten Käuferzahl zugänglich gemacht 
werden. Es kommen hier nicht nur verzehrbare Gegenstände in Betracht, sondern z. B. 
auch Kleidungsstücke, Seifen, Kaffee. 

2. Die Handlung besteht in dem Vergiften der Gegenstände oder in der Beimischung 
von Stoffen, von denen dem Täter bekannt ist, daß sie die menschliche Gesundheit zu 
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zerstören geeignet sind. Vergiftet ist ein Gegenstand im Sinne dieser Vorschrift dann, 
wenn er geeignet ist, die Gesundheit zu zerstören (RGSt. 67 362); durch eine bloße Ver- 
unreinigung wird ein Gegenstand noch nicht vergiftet. Bei der zweiten Alternative 
ist es unerheblich, ob der vergiftete oder der ungefährliche Stoff der Grundstoff ist; un- 
erheblich ist auch das Mischungsverhältnis (RGSt. 67 362). Vgl. im übrigen über Gift 
und über Stoffe, welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind, $ 229 Anm. II 1 und 
RG JW 1980 8. 3403. 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Es gehört hierzu außer der 
Kenntnis von der Bestimmung der Gegenstände auch die Kenntnis von der Bedeutung 
der zugeführten Stoffe. 


III. Das Inverkehrbringen. 
1. Die Objekte der Tat sind die gleichen wie im ersten Tatbestand; vgl. Il 1. 


2. Die Handlung besteht darin, daß vergiftete oder mit gefährlichen Stoffen vermischte 
Sachen (oben II 2) verkauft, feilgehalten oder sonst in Verkehr gebracht werden. Der 
Täter bringt die Sache in Verkehr, wenn er sie an andere überläßt; es macht keinen 
Unterschied, ob die Überlassung gegen Entgelt oder unentgeltlich erfolgt. (vgl. RGSt. 
8 120). 

Strafbarkeit tritt nur ein, wenn die gefährliche Eigenschaft der in den Verkehr ge- 
brachten Sache verschwiegen wird. 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bedingter Vorsatz genügt, ob- 
wohl das Gesetz den Ausdruck wissentlich verwendet (Olshausen Anm. 7). 


IV. Eine erhöhte Strafe ist für den Fall angedroht, daß durch die Handlung der Tod 
eines Menschen verursacht worden ist; insoweit ist Fahrlässigkeit erforderlich (Bem. IV& 
vor $ 1; and. die herrschende Meinung). 

Über Strafschärfungen vgl. weiter Bem. IV vor $ 306. 

Über die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht vgl. $ 325. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 11, 12 Lebensmittelgesetz. 


VI. Das kommende Recht will die Vergiftung von Bedarfsgegenständen und das Inverkehrbringen 
vergifteter Bedarfsgegenstände in dem Abschnitt über Angriffe auf die Volksgesundheit behandeln und 
diese Fälle mit einzelnen aus dem Lebensmittelgesetz entnommenen Tatbeständen vereinigen. Als ge 
meingefährliche Handlung soll die Herbeiführung einer Gemeingefahr für Menschenleben durch Wasser- 
oder Luftvergiftung mit Strafe bedroht werden. Es soll dabei nicht nur die Vergiftung des in Brunnen 
oder Wasserbehältern angesammelten, sondern auch das des frei stehenden oder fließenden Wassers, 
sofern dieses von Menschen oder Tieren gebraucht wird, sowie der Luft erfaßt werden. Vgl. L. Schäfer 
und Tbierack in Gürtner II S. 165, 175, 302, 311. 


g 325 


Neben der nach den Vorschriften der 88 806 bis 308, 811 bis 818, 815, 321 bis 824 erkann- 
ten Zuchthausstrafe kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 


Über Polizeiaufsicht im allgemeinen vgl. $$ 38, 39. 


S 326 
Ist eine der in den 88 321 bis 824 bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit begangen 
worden, so ist, wenn durch die Handlung ein Schaden verursacht worden ist, auf Gefängnis 
bis zu einem Jahre und, wenn der Tod eines Menschen verursacht worden ist, auf Gefängnis 
von einem Monat bis zu drei Jahren zu erkennen. 


I. Die Bestimmung spricht aus, daß bei der Beschädigung von wichtigen Bauten ($ 321) 
sowie bei der Vergiftung und dem Inverkehrbringen bestimmter Gegenstände ($ 324) für 
den inneren Tatbestand anstatt des Vorsatzes auch Fahrlässigkeit ausreichend ist. 
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H. Die fahrlässige Begehung ist allerdings nur dann strafbar, wenn durch die Handlung 
ein Schaden entstanden ist. Als der hier erforderte Schaden kann nicht der durch die 
fahrlässige Handlung verursachte rechtswidrige Erfolg wie z. B. die Beschädigung der 
Wasserleitung ($ 321) angesehen werden; es muß sich vielmehr um einen weiteren Scha- 
den handeln. Dieser weitere Schaden muß der in $ 321 erforderten oder der in $ 324 vor 
ausgesetzten Gefährdung entsprechen. Es kann daher für den $ 321 unter Schaden nur 
eine Verletzung an Leben oder Gesundheit anderer, nicht aber ein Vermögensschaden 
verstanden werden; für $ 324 muß der Schaden in der Gesundheitsbeschädigung eines 
Menschen bestehen (Binding Lehrbuch 2 S. 56, Frank zu $ 326, Gerland S. 461, 463 
v. Liszt-Schmidt S. 177; and. v. Hippel Lehrbuch S. 386 Anm. 6, LK Anm. 2, Olshausen 
Anm. 4, Schwarz Anm. 2, RGSt.8 221, 85 400, nach denen ein Schaden irgendwelcher 
Art, insbesondere auch ein Sachschaden, genügt). 


Auf diesen Schaden muß sich auch die Fahrlässigkeit beziehen (Binding Lehrbuch 2 
S. 56; and. die herrschende Lehre, z. B. Frank zu $ 326, Kohlrausch Anm. 2, Schwarz 
Anm. 2). 


II. An ergänzenden Bestimmungen vgl. $ 27 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


IV. Das kommende Recht will für die Bestrafung der Fahrlässigkeit in diesen Fällen nicht mehr er- 
fordern, daß die Handlung einen weiteren Schaden verursacht hat. 


8 327 


Wer die Absperrungs- oder Aufsichtsmaßregeln oder Einfuhrverbote, welche von der 
zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens einer ansteckenden 
Krankheit angeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


Ist infolge dieser Verletzung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen wor- 
den, so tritt Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


1. Die Vorschrift bezieht sich auf die Verletzung von Maßregein gegen ansteckende 
menschliche Krankheiten. Es handelt sich bei dieser Bestimmung um ein Blankettstraf- 
gesetz; sie bedarf der Ergänzung durch Anordnungen, die zur Verhütung des Einführens 
oder Verbreitens von übertragbaren Krankheiten durch die zuständige Behörde erlassen 
sind. Anordnungen, die hier vor allem in Betracht kommen, sind in $$ 9-23 VO zur Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (RGB]. IS. 1721) genannt. 
$ 26 dieser VO spricht ausdrücklich aus, daß Zuwiderhandlungen gegen diese Anord- 
nungen nach $ 327 bestraft werden. 

Strafandrohungen in Landesgesetzen gegen die Verletzung derartiger Anordnungen 
sind zulässig (LK Anm. 1, Schwarz Anm. 1a; and. Frank VI, Olshausen Anm. 1. 


IH. Der äußere Tatbestand. 


1. Es muß eine Absperrungs- oder Aufsichtsmaßregel oder ein Einfuhrverbot verletzt 
sein. Unter Absperrungs- und Aufsichtsmaßregeln sind sanitätspolizeiliche Vor- 
schriften zu verstehen wie z. B. die Absperrung eines Hauses, in dem sich Pockenkranke 
befunden haben (RGSt. 9 366), weiter etwa Desinfektionen (RG GoltdArch. 51 S. 184). 
Diese Maßregeln brauchen nicht immer darauf gerichtet zu sein, die Bewegungsfreiheit 
der von ihnen Betroffenen aufzuheben oder zu beschränken; als Aufsichtsmaßregel 
kommt z. B. auch die Anordnung in Betracht, sich regelmäßig ärztlich untersuchen zu 
lassen und die ärztlichen Befundzeugnisse an das Gesundheitsamt einzureichen und in 
einem Kontrollbuch bei sich zu führen (RGSt. 74 232). Eine scharfe Unterscheidung 
zwischen Absperrungs- und Aufsichtsmaßregeln ist nicht möglich und auch nicht 
erforderlich (RGSt. 81 343). 
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2. Die Maßregel oder das Verbot muß von der zuständigen Behörde angeordnet worden 
sein. 

a) Als zuständige Behörden kommen vor allem die Ortspolizeibehörden, bei Gefahr 
im Verzuge auch die Gesundheitsämter in Betracht ($ 7 VO zur Bekämpfung übertrag- 
barer Krankheiten vom 1. Dezember 1938, RGBl. I S. 1721). 

b) Angeordnet sind die Maßregeln, wenn sie in der vorgeschriebenen Form bekannt ge- 
macht worden sind. Die Form der Bekanntmachung richtet sich nach den einschlägigen 
Reichs- und Landesgesetzen (vgl. RGSt. 85 430). Die Anordnung muß ein Gebot oder 
ein Verbot enthalten; bloße Warnungen genügen nicht (RGSt. 25 201). 

c) Den von zuständigen Behörden ausgehenden Anordnungen stehen diejenigen gleich, 
die sich unmittelbar im Gesetz oder in Rechtsverordnungen finden (RGSt. 37 178, 
Binding Lehrbuch 2 S. 90, Olshausen Anm.5; and. Frank Anm. II 4, Gerland S. 466, 
v. Liszt-Schmidt S. 719). 

8. Die Anordnungen müssen zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens einer 
ansteckenden Krankheit erlassen sein. 

a) Wie sich aus dem Vergleich mit $ 328 ergibt, sind hier nur menschliche Krankheiten 
gemeint. Es kommen aber auch Krankheiten in Betracht, die, wie die Trichinose der 
Schweine, zunächst bei Tieren auftreten, aber auf Menschen übertragen werden können 
(RGSt. 21 121). Erforderlich ist stets, daß einer Anordnung zuwidergehandelt wird, die 
den gesundheitlichen Schutz von Menschen bezweckt. Über übertragbare Krankheiten 
vgl. $1 VO vom 1. Dezember 1938 (RGBl. IS. 1721). Auch Geschlechtskrankheiten 
gehören hierher; die Bekämpfung dieser Krankheiten ist nicht abschließend und aus- 
schließlich durch das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von 1927 ge- 
regelt (RGSt. 74 231 mit Anm. Mittelbach DR 1940 S. 1519; vgl. auch Olshausen Nach- 
trag S. 306). | 

b) Der Zweck der Anordnung muß sich auf die Verhütung des Einführens oder Ver- 
breitens einer ansteckenden Krankheit richten. Es macht keinen Unterschied, ob sich 
die Anordnungen auf eine bereits ausgebrochene Krankheit beziehen, oder ob sie dauernd 
für den Fall des drohenden Ausbruchs einer Krankheit ergangen sind (RGSt. 87 190). 


II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auf 
die Kenntnis der Anordnung und ihres Zweckes erstrecken, weiter auf die Zuständigkeit 
der Behörde und auf die Rechtsverbindlichkeit der Anordnung. Trotz des Ausdrucks 
„wissentlich‘“ dürfte bedingter Vorsatz genügen (vgl. RGSt. 86 363). 

Über die Behandlung des Irrtums bei Blankettstrafgesetzen nach der Rechtsprechung 
des Reichsgerichts vgl. $ 59 Anm. VI 2b. 


IV. Eine erhöhte Strafe ist für den Fall angedroht, daß infolge der Verletzung der 
Anordnung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen wird; insoweit ist 
Fahrlässigkeit erforderlich (Vorbem. IV 4 vor $1; and. die herrschende Lehre, z. B. LK 
Anm. 9). 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 328 (Frank Anm. IV, Olshausen Anm. 10a; and. 
Binding Lehrbuch 2 S. 92). Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 44, 45 Ges. betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (RGBl. S. 306), 
. 8 9-11 Ges. zur Bekämpfung der Papageienkrankheit und anderer übertragbarer Krank- 
heiten vom 3. Juli 1934 (RGBI. I S. 532) und $ 2 Ges. über die Verarbeitung von Alt- 
material vom 16. März 1937 (RGBl.I S. 312); diese Bestimmungen gehen als Spezial- 
gesetze dem $ 327 vor. 


VL Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 14. Juli 1939, 
RGBI.1 8. 1261). Ä 
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: Verletzung von Anordnungen gegen Viehseuchen 5 3238, 330 


VI. Das kommende Recht will die Vorschrift in den Abschnitt über Angriffe auf die Volksgesundheit 
übernehmen. Es soll klargestellt werden, daß die durch Gesetz getroffenen Anordnungen denen der 
zuständigen Behörde gleichstehen. Auch der innere Tatbestand soll im Sinne der Rechtsprechung zum 
geltenden Recht gefaßt werden. Vgl. L. Schäfer In Gürtner II S. 164, 172. 


8 328 

Wer die Absperrungs- oder Aufsichtsmaßregeln oder Einfuhrverbote, welche von der 
zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Viehseuchen 
angeordnet worden sind, wissentlich ae wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

Ist infolge dieser Verletzung Vieh von der Seuche ergriffen worden, so tritt Gefängnis- 
strafe von einem Monat bis zu zwei Jahren ein. 

Schrifttum: Hellich, Die deutsche Tierseuchen-Gesetzgebung, 1940, mit Nachtrag 1941. - 
v. Ostertag, Die Tierseuchengesetze, 1926. 

I. Die Vorschrift stimmt in ihrem Aufbau mit $ 327 überein; sie unterscheidet sich von 
$ 327 dadurch, daß sie sich nicht auf menschliche Krankheiten, sondern auf Viehseuchen 
bezieht. Über den Kreis der Viehseuchen vgl. $ 10 Viehseuchenges. vom 26. Juni 1909 
(RGBI. S. 519); es kommen aber für die vorliegende Bestimmung nicht nur Seuchen 
für Haustiere in Betracht (Binding Lehrbuch 2 S. 92 Anm. 1). Wissentlich ist hier 
gleichbedeutend mit vorsätzlich, so daß auch bedingter Vorsatz genügt (RGSt. 46 310, 
47 99). Zu den Tatbestandsmerkmalen im übrigen vgl. die Anmerkungen zu $ 327. 


II. Das Anwendungsgebiet der Vorschrift ist durch eine Reihe von Gesetzen, die als 
Sondergesetze vorgehen (unten III), erheblich eingeschränkt worden. Sie hat jetzt nur 
noch Bedeutung bei Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen auf Grund des Rinder- 
pestges. vom 7. April 1869 (RGBl. S. 105), gegen das Ges. über Beseitigung von An- 
steckungsstoffen bei Viehbeförderung auf Eisenbahnen vom 25. Februar 1876 (RGBl. 
S.163) und gegen Anordnungen auf Grund dieses Gesetzes. 


III. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 327 (vgl. dort Anm. V); das gleiche Konkurrenz- 
verhältnis kommt mit Bannbruch ($ 401a Reichsabgabenordnung) in Betracht. 
Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 74 ff. Viehseuchenges. vom 26. Juni 1909 (RGBl. 
8.519), $ 1,2,4 Ges. über Zuwiderhandlungen gegen die zur Abwehr der Rinderpest 
erlassenen Einfuhrverbote vom 21. Mai 1878 (RGBl.S. 95), $$ 32, 60 Abs.2 Nr.7 
Reichsjagdges., $16 Tierkörperbeseitigungsges. vom 1. Februar 1939 (RGBl.I S. 187); 
letztere Bestimmungen gehen als Spezialgesetze vor. 

IV. Das kommende Recht will die Bestimmung beibehalten; sie soll in den Abschnitt über Angriffe 


auf das Volksgut übernommen werden. Der Tatbestand soll sich auch auf Pflanzenseuchen erstrecken. 
Vgl. Dürr-Rietzsch in Gürtner II S. 260. 


& 829 ist durch Art. II Nr. 4 Ges. vom 24. April 1934 gestrichen worden. 


8 330 


Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Baues wider die allgemein anerkannten 
Regeln der Baukunst dergestalt handelt, daß hieraus für andere Gefahr entsteht, wird 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


l. Die Vorschrift behandelt die sogen. Baugefährdung oder das gefährliche Bauen. 
Es handelt sich hierbei um ein konkretes Gefährdungsdelikt. 
Ergänzend kommen die Nummern 13-15 des $ 367 in Betracht. 


I. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß bei einem Bau wider die allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst in der Weise gehandelt wird, daß hieraus für andere 
Gefahr entsteht. 


683 


s330 u 27. Abschnitt. Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen 


1. Unter den Begriff des Baues fällt vor allem die Errichtung eines Gebäudes oder eines 
anderen großen Werkes, weiter aber auch die Ausbesserung, die Veränderung und der 
Abbruch (RGSt. 25 91, 28 320). Es gehören hierher auch das Ausheben der Baugrube, 
das Heranschaffen der Baustoffe und Baugeräte, die Errichtung eines Baugerüsts (R 10 
242); unter Umständen kann auch die Anlage von Sand- und Kiesgruben zur Gewinnung 
von Baumaterialien als Bau anzusehen sein (RGSt. 29 71, 47 426). Der Bau kann Hoch- 
bau, Tiefbau, Wasserbau, Straßenbau, Bergbau sein, z. B. einen Bahndamm betreffen 
(RGSt. 28 277); er kann aber auch Schiffsbau, Luftschiffbau oder Wagenbau sein. Auf 
Arbeiten, für die ihrer Einfachheit wegen besondere Regeln der Baukunst nicht bestehen, 
ist die Vorschrift nicht anwendbar (RGSt. 47 427). Weitergehend Hische DJ 1942 S. 443. 


2. Der Täter muß gegen die allgemein anerkannten Regeln der Baukunst handeln. 


a) Mit den Regeln der Baukunst sind nicht nur Regeln für die handwerksmäßige 
Bauausführung gemeint, sondern auch die bei der Planung und Berechnung zu be- 
achtenden Regeln (so ausdrücklich das kommende Recht, unten VI; and. Kohlrausch 
Anm. 3). Es kommen weiter nicht nur Regeln über die technische Konstruktion des 
Baues in Betracht, sondern auch solche über die gesundheitsmäßige Beschaffenheit 
(RGSt. 27 389) oder über die Feuersicherheit. 

b) Allgemein anerkannt ist eine Regel, wenn die Fachleute, welche dieselbe an- 
zuwenden haben, von ihrer Richtigkeit überzeugt sind. Es genügt nicht, daß die Regel 
im Fachschrifttum vertreten und gelehrt wird; sie muß auch in der Praxis erprobt und 
bewährt sein (RGSt. 44 79). Allein dadurch, daß eine Regel in eine polizeiliche Vor- 
schrift aufgenommen und ihre Beobachtung zur Pflicht gemacht ist, ist sie noch nicht 
allgemein anerkannt (RGSt. 56 346). 

c) Die Zuwiderhandlung kann in einem Tun oder Unterlassen bestehen. Beispiele 
bieten etwa die Lieferung schlechten Materials (vgl. RGSt.5 254), die Verwendung 
mangelhafter Geräte (RGSt. 89 417), weiter die Nichtanbringung von Schutzdächern 
oder von Absperrvorrichtungen (RGSt. 56 347). 


8. Durch die Handlung muß eine Gefahr für andere entstehen. 


a) Gefahr bedeutet einen Zustand, der die ernste und naheliegende Besorgnis eines 
Schadens begründet. Die Gefahr muß eine gegenwärtige in dem Sinne sein, daß der 
Zustand, aus dem sie entspringt, bereits besteht, und nicht erst durch das Hinzutreten 
weiterer Umstände geschaffen wird (RG JW 1926 S. 589 mit Anm. Hegler). Die Anlage 
einer feuergefährlichen Heizeinrichtung kann eine gegenwärtige Gefahr enthalten, auch 
wenn noch kein Brand ausgebrochen ist (RGSt. 6 130, 9 156). Es genügt, daß eine Gefahr 
zu irgendeiner Zeit bestanden hat; sie braucht nicht mehr zur Zeit der Aburteilung fort- 
zubestehen (RG JW 1926 S. 589 mit Anm. Hegler). 

b) Unter der Gefahr für andere ist eine solche für das Leben oder die Gesundheit 
anderer zu verstehen; eine Gefahr für das Eigentum genügt nicht. In Betracht kommen 
als andere z. B. die am Bau beschäftigten Arbeiter (RG JW 1926 S.589 mit Anm. 
Hegler), weiter etwa die Bewohner eines Hauses (RGSt. 27 390). 


IH. Täter kann sein, wer den Bau leitet oder wer den Bau ausführt. 


1. Bauleiter ist, wer technisch die Errichtung des Baues als eines Ganzen nach seinen 
Weisungen und Anordnungen dergestalt bestimmt, daß seine Anweisungen für die Aus- 
führenden maßgebend sind. Entscheidend ist die tatsächliche Gestaltung des Verhält- 
nisses gegenüber der Errichtung des Baues, nicht deren Rechtsgrundlage (RG DJ 140 
S. 707). Wer lediglich den Bauplan anzufertigen hat, ist nicht Bauleiter (vgl. RG Goltd- 
Arch. 50 S. 390); Bauleiter ist ferner nicht, wer nur Baumaterialien abzunehmen hat 
(RG Recht 1914 Nr. 150). 
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2. Bauausführender ist jeder, der irgendwie bei der Herstellung des Baues mitwirkt 
(RG DJ 1940 S. 707). Hierher gehört z. B. auch, wer das Baugerüst herstellt (vgl. R 10 
242) oder wer Leitern zum Besteigen des Baues aufstellt (RGSt. 89 417). Jeder Aus- 
führende ist nur im Kreise der ihm zugewiesenen Tätigkeit und im Rahmen der ihm 
eingeräumten Bewegungsfreiheit für die Beobachtung der allgemein anerkannten Regeln 
der Baukunst verantwortlich (RG DJ 1940 S. 707). 


IV. Für den inneren Tatbestand genügt auch Fahrlässigkeit (RGSt. 29 73). Zu der 
Frage, wie der Verstoß gegen behördliche Vorschriften bei der Prüfung der Fahrlässigkeit 
zu bewerten ist, vgl. $59 Anm. V 4. 


V. Idealkonkurrenz ist insbesondere möglich mit $$ 222, 230 (RG DJ 1940 S. 707). 


VI. Das kommende Recht will den Tatbestand erweitern und die Strafdrohung verschärfen. Es soll 
insbesondere die Gefährdung von Menschen oder bedeutenden Werten genügen. Es soll ausdrücklich 
klargestellt werden, daß auch Verstöße bei der Planung dieser Arbeiten in Betracht kommen. Vgl. 
Tnhierack in Gürtner II S. 304. 


8 330a 


Wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch den Genuß geistiger Getränke oder durch 
andere berauschende Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit (8 51 Abs. 1) ausschließen- 
den Rausch versetzt, wird mit Gefängnis oder mit Geldstrafe bestraft, wenn er in diesem 
Zustand eine mit Strafe bedrohte Handiung begeht. 

Die Strafe darf jedoch nach Art und Maß nicht schwerer sein als die für die vorsätzliche 
Begehung der Handlung angedrohte Strafe. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, wenn die begangene Handlung nur auf Antrag 
verfolgt wird. 


Schrifttum: Bruns, Die Bedeutung des krankhaft oder rauschbedingten Irrtums für die Fest- 
stellung ‚einer mit Strafe bedrohten Handlung“ im Sinne der 88 42b, 330a StGB, DStR 1939 S. 225. - 
Gerland, Der Rauschmittelmißbrauch nach $ 330a StGB, ZStW 55 S. 784. - Graf, Aus der Praxis 
der Rauschtat, DRZ 1934 S. 235. -— Lange, Der gemeingefährliche Rausch, ZStW 59 S. 574. -— H. 
Mayer, Die folgenschwere Unmäßigkeit ($ 330 a), ZStW 59 S. 283. -— Mezger-Mikorey, Volltrunken- 
heit und Rauschtat gemäß $ 330a StGB, MonKrimPsych. 1936 S. 410. -— Niederreuther, Zur An- 
wendung des $ 330a StGB, GS 114 S. 322. -— Schäfer-W.agner-Schafheutle, Gesetz gegen ge- 
fährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung, 1934. -—L. Schä- 
fer, Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besse- 
rung (2. Aufl.), in Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht, IIc 10.- Schmidt-Leichner, 
Zur Problematik des Rauchmittelmißbrauchs nach $ 330a, DStR 1940 S. 109. — v. Weber, Die Be- 
strafung der Rauschtat, GS 106 S. 329. 


Von Dissertationen vgl.: Domning, Mit Strafe bedrohte Handlungen Schuldunfähiger, 1939 
(Diss. Marburg); Gramsch, Der Tatbestand des Rauschmittelmißbrauchs nach $ 330a, 1938 (Strafr- 
Abh. Heft 395); Hogräfer, Das Schuldproblem in $ 330a, 1940 (StrafrAbh. Heft 418); Schreyer, 
Die Volltrunkenheit im heutigen Strafrecht, 1937 (Diss. München). 


L. Die Vorschrift betrifft die sogen. Volltrunkenheit. Unter dem Gesichtspunkt des Ge- 
fährdungsdelikts wird die schuldhafte Herbeiführung eines für die Volksgemeinschaft ge- 
fährlichen Zustandes mit Strafe bedroht (vgl. RGSt. 78 181). Der Grund der Strafbarkeit 
liegt in dem schuldhaften Sichbetrinken, zu dem als Bedingung der Strafbarkeit eine 
mit Strafe bedrohte Handlung tritt (Gerland aaO S. 797; für das österr. Recht ebenso 
Rittler I S. 126 Anm. 4). Demgegenüber ist z. B. nach Welzel ZStW 58 S. 522 Anm. 44 
die spätere Tat im Rausche ‚‚das eigentlich gravierende Moment, der eigentlich unrechts- 
bedeutsame Teil‘; vgl. über die verschiedenen Auffassungen Lange aaO S. 574-575. 


Die unter diesen Tatbestand fallenden Vorgänge sind von den Fällen der sogen. actio 
libera In causa zu unterscheiden. Begeht jemand in einem die Zurechnungsfähigkeit aus- 
schließenden Rauschzustand eine mit Strafe bedrohte Handlung, so kann er wegen dieser 
Tat nur bestraft werden, wenn er sich selbst in den Rauschzustand versetzt hat oder hat 
versetzen lassen und dabei mit dem Vorsatz gehandelt hat, im Rauschzustand eine mit 
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Strafe bedrohte Handlung zu begehen, oder bei Fahrlässigkeitsdelikten hätte voraussehen 
können, daß er in diesem Zustand die mit Strafe bedrohte Handlung begehen würde 
(sogen. actio libera in causa). Wer sich bis zum Zustand der Bewußtlosigkeit betrinkt, 
um in diesem Zustand eine mit Strafe bedrohte Handlung zu begehen, begeht diese 
Handlung vorsätzlich und ist z. B. wegen vorsätzlicher Körperverletzung zu bestrafen 
(RGSt. 78 182). Hat sich jemand fahrlässig durch berauschende Mittel in einen die Zu- 
rechnungsfähigkeit ausschließenden Rauschzustand versetzt und außerdem fahrlässig 
nicht bedacht, daß er in diesem Rauschzustand eine gefährliche Körperverletzung be- 
gehen könne, dann ist er wegen fahrlässiger Körperverletzung zu bestrafen (RGSt. 70 87). 
Die vorliegende Bestimmung erfaßt dagegen die Fälle, in denen der Täter in einem die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rauschzustand den Tatbestand einer strafbaren 
Handlung verwirklichte, ohne daß er in dem Zeitpunkt, in dem er sich in den Rausch- 
zustand versetzte, die Begehung der Straftat wollte oder voraussah oder die Möglichkeit 
einer Begehung in Kauf nahm oder fahrlässig außer Betracht ließ. 


IL. Der äußere Tatbestand erfordert, daß sich der Täter durch den Genuß geistiger Ge- 
tränke oder durch andere berauschende Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit aus- 
schließenden Rauschzustand versetzt hat. Ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal 
der Gemeingefährlichkeit ist nicht anzuerkennen (Mayer aaO S. 305, 323; and. Lange in 
Kohlrausch Anm. III). 


1. Über geistige Getränke und andere berauschende Mittel vgl. $ 42c 
Anm.II 1. Es ist nicht erforderlich, daß der Täter die Rauschgifte sich selbst einflößt 
oder beibringt. Es genügt, daß er sie sich von einem anderen eingeben, einspritzen oder 
sonstwie zuführen läßt. 


2. Es muß sich um einen die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rausch han- 
deln; ist die Zurechnungsfähigkeit nur vermindert, dann greift die Vorschrift nicht ein; 
in diesen Fällen ermöglicht $ 51 Abs. 2 die genügende Bestrafung und Sicherung. 


8. Grundsätzlich muß der Rausch die alleinige Ursache der Unzurechnungsfähigkeit 
sein (RGSt. 70 86). Die Vorschrift ist z. B. nicht anwendbar, wenn die Unzurechnungs- 
fähigkeit nicht allein auf den Rausch, sondern z. B. auch auf eine Gehirnerschütterung 
zurückzuführen ist (RG HRR 1989 Nr. 1561). Dieser Grundsatz ist aber in dem Sinne 
zu verstehen, daß nicht andere äußere Umstände einen selbständigen Beitrag zu der 
Unzurechnungsfähigkeit geliefert haben dürfen; dagegen scheidet die Vorschrift nicht 
schon dann aus, wenn die Unzurechnungsfähigkeit, die auf den Alkoholgenuß hin ein- 
tritt, auf eine besondere Veranlagung des Täters zurückzuführen ist, z. B. auf eine be- 
sonders starke Empfindlichkeit gegenüber dem Alkohol (RGSt. 78133 mit Anm. v. Weber 
DR 1939 S. 993, RG HRR 1988 Nr. 190, 1940 Nr. 587, RKG 1 133). 


IH. Der innere Tatbestand. 


1. Für den inneren Tatbestand des $ 330a ist Vorsatz oder Fahrlässigkeit in Beziehung 
auf das Sichversetzen in den Zustand des Vollrausches erforderlich. Der Täter handelt 
vorsätzlich, wenn er weiß oder in Kauf nimmt, daß er durch die Rauschmittel in einen 
Zustand gerät, der sein Unterscheidungs- oder Hemmungsvermögen aufhebt; er handelt 
fahrlässig, wenn er diese Folge des Genusses der Rauschmittel hätte erkennen müssen 
und können. Auf die Neigung, im Vollrausch strafbare Handlungen irgendwelcher Art 
zu begehen, braucht sich die Schuld nicht zu beziehen; es genügt, wenn der Vollrausch 
als solcher schuldhaft herbeigeführt wurde (Gerland aaO S. 795, Mezger Grundriß 5.768, 
Niederreuther aaO $. 324, Olshausen Nachtrag S. 310; and. Kohlrausch Anm. 2). Auf 
die Rauschtat als eine Bedingung der Strafbarkeit braucht sich die Schuld nicht zu 
erstrecken (RGSt. 78 108). 
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Hat der Täter bei dem Sichversetzen in den Rauschzustand schon mit der Begehung 
der strafbaren Handlung (der Rauschtat) gerechnet oder schuldhaft nicht gerechnet, 
dann liegt eine strafbare actio libera in causa vor (vgl. oben ]). 

2. Voraussetzung für die Bejahung der Schuld ist auch hier (vgl. Bem. IV 1 vor $ 51), 
daß der Täterin dem Zeitpunkt, in dem er sich in den Rauschzustand ver- 
setzt, zurechnungsfähig ist. Ist er in diesem Zeitpunkt z. B. infolge Geisteskrank- 
heit unzurechnungsfähig, dann kommt eine Bestrafung nach $ 330a nicht in Betracht; 
möglich ist dann aber eine Unterbringung nach $ 42b (RG HRR 1988 Nr. 190). 


IV. Zur Strafbarkeit ist erforderlich, daß der Täter im Zustande des Vollrausches 
eine mit Strafe bedrohte Handiung begeht. Es handelt sich hierbei um eine Bedingung 
der Strafbarkeit, auf die sich die Schuld nicht zu erstrecken braucht (RGSt. 78 180; 
näher Mayer aaO S. 304). Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Vollrausch 
und der Rauschtat braucht nicht zu bestehen (RGSt. 78 182). 

1. Erforderlich ist zunächst, daß der Täter den äußeren Tatbestand eines Verbrechens, 
eines Vergehens oder einer Übertretung verwirklicht hat. Handlung bedeutet hier wie 
auch sonst (Vorbem. III vor $1) ein körperliches Verhalten, das im natürlichen Sinne ge- 
wollt ist; ein zweckgerichtetes Verhalten braucht nicht vorzuliegen. Keine Handlungen 
sind sogen. Zwangshandlungen wie z. B. Krampfanfälle, Erbrechen (Olshausen Nach- 
trag S. 309). 

2. Die Handlung muß rechtswidrig sein; liegt ein Rechtfertigungsgrund vor, dann 
kommt die Bestimmung nicht in Betracht. 

8. Subjektiv ist für die im Rausch begangene Tat ein Verschulden im natürlichen 
Sinne erforderlich.! Dies bedeutet, daß die Vorstellungen und der Wille des Volltrunke- 
nen geprüft und mitberücksichtigt werden müssen (RGSt.?78 14 mit Anm. Klee JW 
1939 S. 547, RGSt. 78 180, RG JW 1986 S. 456, 3300, VGH DJ 1987 S. 198). Schießt 
z.B. ein wegen Trunkenheit Unzurechnungsfähiger einen Menschen tot, dann muß 
festgestellt werden, ob er auf den Getöteten gezielt oder ob er willenlos umsich geschossen 
hat oder ob ihm die Waffe aus Versehen losgegangen ist; je nachdem kommt als Rausch- 
tat eine vorsätzliche oder eine fahrlässige Tötung in Betracht (RG JW 1986 S. 1911); 
weiteres Beispiel in RG HRR 1989 Nr. 663. Für das Erfordernis des Verschuldens im 
natürlichen Sinne z. B. Gerland aaO S. 802, Graf aaO S. 235, Kohlrausch (34. Aufl.) 
Anm.5, Lang DJ 1937 S. 21918, Mezger Grundriß S. 167, Niederreuther aaO S. 334, 
Olshausen Nachtrag S. 309, Rittler I S. 126/127, L. Schäfer Anm. 4, Schwarz Anm. 2Bb; 
eine Berücksichtigung der inneren Tatseite lehnen dagegen z. B. ab Mayer aaO S. 316, 
329, Schlosky JW 1936 S. 3427, Schmidt-Leichner aaO S. 114; Lange in Kohlrausch 
Anm. VI 3 lehnt den Begriff der natürlichen Schuld ab; nach ihm ist der Willensinhalt 
lediglich als die innere Seite der Handlung festzustellen. Verleumdung ($ 187) als Rausch- 
tat setzt von dem hier vertretenen Standpunkt aus demnach voraus, daß der Trunkene 
wider besseres Wissen handelt, was auch im Vollrausch möglich ist (RGSt. 69 191 mit 
Anm. Siegert JW 1935 S. 2063). Fordert das Gesetz zur Strafbarkeit eines äußeren 
Verhaltens eine bestimmte Absicht oder eine sonstige bestimmte Willensrichtung 
(z. B. Zueignungsabsicht beim Diebstahl), dann muß diese auch hier festgestellt werden 
(RGSt. 78 16, VGH DJ 1987 S. 198). 

An den erforderlichen inneren Vorstellungen kann es infolge eines Irrtums fehlen. 
Würde der Irrtum die Schuld bei einem Zurechnungsfähigen ausschließen, so gilt das 
gleiche für den infolge eines Rausches Unzurechnungsfähigen. Beschädigt dieser z. B. 
eine fremde Sache in dem Glauben, es sei seine eigene, so begeht er keine Sachbeschädi- 
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gung. Unbeachtlich ist aber ein Irrtum, der durch den Rausch bedingt ist (RGSt. 78 
47 mit Anm. Dahm ZAkDR 1939 S. 267 und Anm. Klee JW 1939 S. 547, die beide 
kritisch Stellung nehmen; übereinstimmend dagegen Boldt DR 1939 S. 1035, Bruns 
aaO, Dollinger DR 1939 S. 1033, Lange in Kohlrausch Anm. VI 3, Niederreuther aa0 
S. 338, L. Schäfer Anm. 4, Schwarz Anm. 2 B, Stutzer DStR 1939 S. 252, im Ergebnis 
übereinstimmend auch Schmidt-Leichner aaO S. 111; eingehende Übersicht über die 
Rechtsprechung bei Bruns aaO). 

Ist nach dem Gesetz nur die vorsätzlich begangene Tat strafbar, liegt aber nur Fahr- 
lässigkeit im natürlichen Sinne vor, dann genügt dies nicht für die Rauschtat. Wer im 
Vollrausch aus Unachtsamkeit ausgleitet und dadurch versehentlich eine Schaufenster- 
scheibe beschädigt, kann nicht aus $ 330a bestraft werden, da nur die vorsätzliche Sach- 
beschädigung mit Strafe bedroht ist (Lang DJ 1937 S. 1218, Niederreuther aaO S. 327, 
Olshausen Nachtrag S. 309, Schäfer-Dohnanyi S. 121, L. Schäfer Anm.4, Schwarz 
Anm.2Ab, v. Weber aaO S. 337, RG JW 1986 S. 1911; and. Gerland aaO S. 79%, 
Graf aaO S. 235, Schlosky JW 1936 S. 3427). 


V. Täterschaft und Teilnahme. 


1. Als Täter kann nur bestraft werden, wer die berauschenden Mittel bei sich selbst 
anwendet. In mittelbarer Täterschaft kann das Vergehen des $ 330a nicht begangen 
werden; vgl. aber unten 3. 


2. Eine strafbare Anstiftung oder Beihilfe zu dem Vergehen des $ 330a ist nicht mög- 
lich; es würde hierdurch eine vom Gesetzgeber nicht gewollte Ausdehnung des Bereichs 
des strafbaren Tuns eintreten, insbesondere für Wirt und Zechgenossen eine ganz un- 
übersehbare Haftung begründet werden (Dalcke Anm.69c, Kohlrausch (34. Aufl.) 
Anm. 2, Mayer aaO S. 334, Schäfer-Dohnanyi S. 122, Welzel ZStW 58 S. 522 Anm. 45; 
and. Flor und Gramsch JW 1938 S. 781, Gerland aaO $. 805, Lange in Kohlrausch 
Anm.IV 2 und in ZStW 59 S. 589, Niederreuther aaO S. 343, Olshausen Nachtrag 
8. 310, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 8, Schwarz Anm. 2c). 


8. Wer einen anderen mit dem Willen in den Rauschzustand versetzt, daß dieser dann 
eine bestimmte Straftat begehe, ist als mittelbarer Täter der im Rausch begangenen 
Tat strafbar. Es kann sich hierbei auch um eine fahrlässige mittelbare Täterschaft han- 
deln. Die Möglichkeit mittelbarer Täterschaft in diesen Fällen ergibt sich aus den allge- 
meinen Grundsätzen (vgl. Bem. III 2 vor $ 47); eine Heranziehung des $ 330. ist hierbei 
nicht erforderlich. 


VL Kann die Volltrunkenheit nicht sicher festgestellt werden, so ist unter Um- 
ständen auf Grund einer Weahlfeststellung ($ 2b) zwischen einem Vergehen nach $ 330a 
und der im Rausch begangenen Tat zu verurteilen (RGSt. 70 44, 327, RG HRR 198 
Nr. 1262). 


VII. Die vorliegende Bestimmung will die schuldhafte Herbeiführung des Rausch- 
zustandes bestrafen, nicht die im Rauschzustand begangene Tat. Das Gesetz nimmt 
aber doch auf die Art und Schwere der im Rauschzustand begangenen Tat Rücksicht. 
Dies geschieht einmal dadurch, daß die Strafe nach Art und Maß nicht schwerer sein darf 
als die für die vorsätzliche Begehung der Tat angedrohte Strafe (Abs. 2), zum anderen 
dadurch, daß die Verfolgung nur auf Antrag eintritt, wenn die begangene Handlung nur 
auf Antrag verfolgt wird (Abs. 3). Ist also die Rauschtat eine Übertretung, so ist für die 
Herbeiführung des Rauschzustandes nur eine Übertretungsstrafe angedroht; die Zu- 
widerhandlung gegen $ 330a ist dann auch nur eine Übertretung (Schäfer-Dohnanyi 
S. 121, Schäfer-Wagner-Schafheutle Anm. 6, K. Schäfer JW 1936 S. 1129; and. RGSt. 
70 42, Gerland aaO S. 805, Kohlrausch Anm. VII, Olshausen Nachtrag S. 309, Schwarz 
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Anm. 2 B). Ausdrücklich jetzt wie die hier dargelegte Auffassung $ 523 österr. StG in 
der Fassung des $ 5 VO vom 24. September 1941 (RGBI]. TS. 581). 


VID. Konkurrenz zwischen $ 330a und dem die Rauschtat mit Strafe bedrohenden 
Gesetz ist nicht möglich. Ebensowenig kommt eine Konkurrenz mit $ 330a in Betracht, 
wenn eine actio libera in causa vorliegt (Schäfer-Dohnanyi S. 121, Schäfer-Wagner- 
Schafheutle Anm. 2, Schwarz Anm. 2 D; and. Lange in Kohlrausch Anm. VIII 4, nach 
dem dann Idealkonkurrenz möglich ist, ‚wenn die Gemeingefährlichkeit neben dem kon- 
kreten Verletzungserfolg selbständigen Unwert hat‘). 

Begeht der Täter in demselben Rausch mehrere Rauschtaten, so ist grundsätz- 
lich nur auf eine Strafe im Rahmen des Abs. 1 zu erkennen (RGSt. 7812, RG HRR 1988 
Nr. 190, Gerland aaO S. 807). Bleibt jedoch das Höchstmaß der Strafe für die einzelne 
Rauschtat (z. B. bei Beleidigungen oder Übertretungen) hinter der des Abs. 1 zurück, 
so kann bis zum Höchstmaß des Abs. 1 auf eine Einheitsstrafe in Höhe der gegen einen 
zurechnungsfähigen Täter zulässigen Gesamtstrafe ($$ 74ff.) erkannt werden, also z. B. 
bei mehreren Übertretungen Haft bis zu 3 Monaten oder Geldstrafe über 150 RM (K. 
Schäfer DJ 1938 S. 258; and. Niederreuther aaO S. 343). 


IX. Bei jeder Verurteilung aus $ 330a hat das Gericht zu prüfen, ob eine Unterbringung 
des Täters nach $ 42c erforderlich ist. $$ 20a und 42e sind anwendbar, wenn die Rausch- 
tat auf einem Hange zum Verbrechen beruht (RGSt. 78 179 mit Anm. v. Weber DR 
1939 S. 1152); hierzu weiter RG DR 1941 S. 852. 


X. Im Urteilstenor ist nur die Zuwiderhandlung gegen $ 330a zu nennen, nicht auch 
die im Rauschzustand begangene mit Strafe bedrohte Handlung (RGSt. 69 188, RG 
HRR 19838 Nr. 190). 

Über weitere prozessuale Fragen vgl. Niederreuther DStR 1936 S. 241, ferner Letz, 
Niederreuther, Sperlein ZAkDR 1939 S. 569, 643. 


XI. Die Vorschrift gilt auch im Protektorat Böhmen und Mähren (VO vom 13. August 
1940, RGBI. I 8. 1107). 

Für die Reichsgaue der Ostmark ist $ 523 österr. StG durch $5 VO vom 24. September 
19414 (RGBIl.IS. 581) dem $ 330a angeglichen worden. 


XII. Das kommende Recht will die Bestimmung nicht mehr zu den gemeingefährlichen Handlungen 
rechnen, sondern in den Abschnitt über Störungen des Volksfriedens übernehmen; inhaltlich soll sie 
unverändert bleiben. Vgl. Leimer in Gürtner II S. 298. 


8 330b 


Wer wissentlich einer Person, die in einer Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungs- 
anstalt untergebracht ist, ohne Erlaubnis des Leiters der Anstalt gelstige Getränke oder 
andere berauschende Mittel verschafft, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit 


Geldstrafe bestraft. 


I. Die Bestimmung betrifft die Störung eines Hellverfahrens durch Verschaffung von 
Rauschmitteln an Anstaltsinsassen. Die Bestimmung richtet sich dagegen, daß der Zweck 
der Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt oder in einer Entziehungsanstalt vereitelt 
wird. Die Vereitelung der Vollstreckung dieser Maßregel ist in $ 257a mit Strafe bedroht. 


II. Der äußere Tatbestand. 

1. Die Handlung muß zugunsten einer Person erfolgen, die in einer Trinkerheilanstalt 
oder Entziehungsanstalt untergebracht ist. Als Unterbringung ist jede Art des Aufent- 
halts in der Anstalt anzusehen, die nicht auf der eigenen Entschließung des Untergebrach- 
ten beruht. In Betracht kommen z. B. Unterbringung auf Grund gerichtlicher Anordnung 
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nach $ 42c, auf Grund einer Anordnung der Polizei oder des Vormundschaftsgerichts 
Untergebracht ist weiter auch derjenige, der durch den Inhaber der väterlichen Gewalt 
oder durch den Vormund in die Anstalt eingewiesen ist. 

2. Dem Untergebrachten müssen innerhalb oder außerhalb der Anstalt ohne Erlaubnis 
des Anstaltsleiters oder der von ihm zur Erteilung der Erlaubnis ermächtigten Person 
geistige Getränke oder andere berauschende Mittel verschafft werden. 
Über geistige Getränke und andere berauschende Mittel vgl. $42c Anm. II 1. Verschaffen 
bedeutet die Zugänglichmachung des Mittels in der Art, daß die untergebrachte Person 
die unmittelbare Verfügungsgewalt darüber erlangt. Unerheblich ist es, ob der Täter für 
das Verschaffen ein Entgelt erhält oder nicht, ferner ob der Untergebrachte das Mittel 
genießt. 


IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Es gehört hierzu die Kennt- 
nis der Unterbringung und der Eigenschaft des Mittels als eines berauschenden sowie des 
Fehlens der Erlaubnis. Bedingter Vorstz genügt nicht (Kohlrausch Anm. 3, Schäfer- 
Dohnanyi S. 123; and. Olshausen Nachtrag S. 312). 


IV. Das kommende Recht will den Tatbestand in den Abschnitt über Angriffe auf die Volksgesundheit 
übernehmen und nach verschiedenen Richtungen umgestalten; vgl. näher L. Schäfer in Göürtner II 


S. 170, 177. 
S 330c 
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl dies 
nach gesundem Volksempfinden seine Pflicht ist, insbesondere wer der polizeilichen Aul- 
forderung zur Hilfeleistung nicht nachkommt, obwohl er der Aufforderung ohne erheb- 
liche eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pfliehten genügen kann, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


Schrifttum: Barth, Die Nothilfe im neuen deutschen Strafrecht, JW 1935 S. 2320. —- Georgakis, 
Hilfspflicht und Erfolgsabwendungspflicht im Strafrecht, 1938. - Huschens, Die unterlassene Hilfe- 
leistung im natlonalsozialistischen Strafrecht, 1938 (Diss. Freiburg). 

I. Die Bestimmung behandelt die unterlassene Hilfeleistung. Es handelt sich um ein 
sogen. echtes Unterlassungsdelikt, d.h. der Tatbestand wird unmittelbar durch ein 
Unterlassen erfüllt. Das Unterlassen der Hilfeleistung wird als solches wegen der rück- 
sichtslosen Gesinnung bestraft, die in ihm zutage getreten ist, unabhängig davon, ob 
und welche Folgen das Unterlassen der Hilfeleistung gehabt hat (RGSt. 74 200 mit 
Anm. Dahm DR 1940 S. 1420 und Anm. Nagler ZAkDR 1940 S. 226). Über den Grund- 
gedanken der Vorschrift vgl. RGSt. 75 74 mit Anm. Kallfelz DR 1941 S. 927. 

Über das Verhältnis dieser Vorschrift zu den unechten Unterlassungsdelikten vgl. 
Vorbem. VIIig vor $1. 

IL. Der äußere Tatbestand. 

1. Erforderlich ist zunächst das Vorliegen von Unglücksfällen, gemeiner Gefahr oder 
Not. Es wird nicht vorausgesetzt, daß sich eine Person in hilfloser Lage befindet (RG 
DR 1989 8. 713, RGSt. 75 359). 

a) Unglücksfälle sind plötzlich eintretende Ereignisse, die erheblichen Schaden an 
Menschen oder Sachen (RG DR 1942 S. 1223) vefursachen und weiteren Schaden zu 
verursachen drohen. Nicht jede Erkrankung ist als Unglücksfall anzusehen; im Rah- 
men einer Erkrankung kann aber eine Lage eintreten, die als Unglücksfall anzusehen 
ist (RGSt. 75 71 mit Anm. Kallfelz DR 1941 S. 927 und Anm. Bewer ZAkDR 1%1 
8. 229, RG ZAkDR 1941 S. 382 mit Anm. Bewer). Dieselben Grundsätze müssen gel- 
ten, wenn die Fortentwicklung einer Schwangerschaft zu einem plötzlichen Ereignis 
mit Schadenfolge und Schadendrohung führt (RGSt. 75 162). Ein Unglücksfall kann 
auch dann vorliegen, wenn der Betroffene absichtlich das Unglück herbeigeführt hat 
(z. B. Selbstmordversuch, vgl. OLG Breslau HRR 1928 Nr. 2240) oder wenn es ein 
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anderer in verbrecherischer Absicht getan hat (z. B. versuchter Mord, RGSt. 71 189); 
vgl. hierzu noch Schmid DStR 1936 S. 427. 

b) Über gemeine Gefahr vgl. Bem. I vor $ 306; über gemeine Not vgl. RG ZAkDR 1941 
S. 382 mit Anm. Bewer, $ 92a Anm. I 2a und Ritter GS 115 S. 274, der zutreffend 
darauf hinweist, daß die Hilfeleistungspflicht auch bei Volksnot besteht. Die Pflicht 
zur Hilfeleistung ist nicht auf die Fälle der Gefahr für Leib oder Leben beschränkt; sie 
besteht auch bei gemeiner Gefahr für Sachgüter, z. B. bei Feuerbrünsten, auch wenn 
keine Menschenleben in Gefahr sind, insbesondere auch bei Waldbränden. 

:2. Bestraft wird, wer bei einer der genannten Lagen nicht Hilfe leistet, obwohl dies 
nach gesundem Volksempfinden seine Pflicht ist. Eine vorausgegangene Aufforderung 
zur Hilfeleistung, etwa durch die Polizei, ist nicht erforderlich; diesen Fall erwähnt das- 
Gesetz nur beispielsweise als einen praktisch besonders wichtigen Anwendungsfall 
(unten c). 

Unter Hilfeleisten ist ein Verhalten zu verstehen, das ‚seinem Wesen nach eine 
Unterstützung der Schadenabwehr bedeutet, eine Tätigkeit also, die tatsächlich irgend- 
wie geeignet ist, zur Abwehr einer bestimmten Gefahr zu dienen‘ (Georgakis aaO S. 9 
mit näherer Ausführung) ; vgl. auch E. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht (1939) S. 82/83. 

a) Als Maßstab für die Hilfeleistungspflicht ist das gesunde Volksempfinden bestimmt. 
„Es gibt einen ausreichenden Maßstab; es wird keine übertriebenen Anforderungen stellen 
und keinen bis zur Selbstaufopferung gehenden Heroismus verlangen, wohl aber je nach 
Lage der Sache das In-Kauf-Nehmen eines etwa durch Zeitverlust entstehenden geschäft- 
lichen Nachteils, unter Umständen auch einer im Verhältnis zum drohenden Schaden 
unbeachtlichen körperlichen Gefahr. ... Das Gefühl der Zusammengehörigkeit verlangt 
es z. B. als selbstverständlich, daß ein Vorübergehender, der einen Kahn kentern sieht, 
dem mit dem Tode Kämpfenden einen vorhandenen Rettungsring zuwirft oder sich sonst 
um rasche Hilfeleistung bemüht‘ (amtl. Begründung). Das gesunde Volksempfinden ist 
dafür entscheidend, ob jemand überhaupt zur Hilfeleistung verpflichtet gewesen wäre, 
ferner darüber, ob erin eigener Person hätte Hilfe leisten müssen oder ob er sich dazu 
eines anderen bedienen durfte, schließlich auch darüber, in welcher Form und zu wel- 
cher Zeit hätte Hilie geleistet werden müssen (RGSt. 74 71); vgl. hierzu weiter z. B. 
RG DJ 1940 S. 1063, RGSt. 75 73 mit Anm. Kallfelz DR 1941 S. 927, RG DR 1942 
S. 1223. Nach gesundem Volksempfinden ist es z. B. Pflicht eines Fernsprechteilnehmers, 
bei einem schweren Unglücksfall auch in der Nacht seinen Fernsprecher zur Herbei- 
rufung von Hilfe zur Verfügung zu stellen (LG Bielefeld DStR 1939 S. 217). Zum ge- 
sunden Volksempfinden vgl. noch $ 2 Anm. IIT 1. 

b) Das gesunde Volksempfinden wird keine Hilfeleistung verlangen, wenn dadurch eine 
erhebliche eigene Gefahr oder eine Verletzung anderer ‚wichtiger Pflichten 
entstehen würde. Diese bei der polizeilichen Aufforderung ausdrücklich ausgesprochene 
Einschränkung (unten c) muß auch im übrigen gelten (RG DR 1942 S. 1787, RG ZAkDR 
1941 S. 382 mit Anm. Bewer). Die eigene Gefahr kann auch darin bestehen, daß sich 
der Täter durch die Hilfeleistung einer Strafverfolgung ausgesetzt hätte (RG DR 1940 
S. 154). 

c) Als praktisch besonders wichtigen Anwendungsfall hebt das Gesetz den hervor, 
daß jemand der polizeilichen Aufforderung zur Hilfeleistung nicht nachkommt. Die Auf- 
forderung kann von einem Beamten irgendeines Zweiges der Polizei (z. B. auch der 
Feuerschutzpolizei) ausgehen. Die Pflicht zur Leistung der Hilfe besteht nicht, wenn 
mit ihrer Erfüllung eine erhebliche eigene Gefahr oder die Verletzung anderer wichtiger 
Pflichten verbunden wäre. 

Es ist vom Richter nicht nachzuprüfen, ob die von der Polizei angeforderte Leistung 
zur Bekämpfung der Gefahr geeignet und erforderlich war; wohl aber hat der Richter 
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auch in diesem Fall zu prüfen, ob ein Unglücksfall usw. vorlag und ob eine Pflicht ws 
Hilfeleistung bestand. 

d) Eine Pflicht zur Hilfeleistung besteht in allen Fällen nur dann, wenn der Lite 
lassende tatsächlich in der Lage ist zu helfen. ‚‚Von einem Schwerkranken oder ein 
Blinden erfordert das Gesetz keine Hilfe“ (RGSt. 74 200). 


III. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (Kohlrausch Ann. 3, 0}: 
hausen Nachtrag S. 314, Schäfer-Dohnanyi S. 214, RGSt. 71 204, 74 71, 75 163; al. 
Schwarz Anm.3). Zum Vorsatz gehört die Kenntnis des Unglücksfalls sowie der tatsich- 
lichen Voraussetzungen der Hilfeleistungspflicht (vgl. RGSt. 75 163, auch noch RG 
1940 S. 154, RG ZAkDR 1941 S. 382 mit Anm. Bewer). Bedingter Vorsatz gef 
(RG DR 1942 S. 1787). 


IV. Täter kann nicht nur sein, wer den Unglücksfall usw. verursacht hat, sondn 
jedermann. Beispielsweise kann nicht nur der Kraftwagenlenker, der den Unfall 
‚ schuldet hat, sondern auch sein Mitfahrer Täter sein (RGSt. 74 200, RG DR 1928.12. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 139a (RGSt. 75 360), ferner mit $ 9 Luftschutz- 
ges. in der Fassung der VO vom 8. September 1939 (RGBl.I S. 1762), weiter mit $ff 
7, 10 VO über das Verhalten bei Brandfällen vom 9. Oktober 1939 (RGBl. 1. 2%. 
Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 1, 9 VO zum Schutze der Wälder, Moore und Heiki 
gegen Brände vom 25. Juni 1938 (RGBl. TI S. 700); $ 330c geht diesen Bestimmuntt 
vor. 

Zwischen $ 330c und einem unechten Unterlassungsdelikt ist Idealkonkurru 
möglich (vgl. Vorbem. VII 1 g vor $1). 


VI. Über die Frage der Entschädigung, des Hilfeleistenden vgl. Feaux de la Croix IF 
1939 S. 457, Janberg Reichsverwaltungsblatt 1936 S. 425 sowie $ 537 Nr. 5 Reichsver 
sicherungsordnung in der Fassung vom 9. März 1942 (RGBl. I S. 107). 

Leistet ein Soldat außer Dienst bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder \3 
Hilfe und erleidet er dabei einen Körperschaden, so gilt dies auch als Wehrdienstbeed 
digung ($ 4 Abs. 1 Wehrmachtfürsorge- und Versorgungsgesetz in der Fassung v2 
7. Mai 1942, RGBl. I S. 281). 


VII. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (Art. 1 VO von 
23. Oktober 1943, RGBI.1I S. 577). 


VIII. Das kommende Recht will den Tatbestand im wesentlichen unverändert lassen; vgi. Thierack & 
Gürtner II S. 305. 


ACHTUNDZWANZIGSTER ABSCHNITT 
VERBRECHEN UND VERGEHEN IM AMTE 


Schrifttum: Bohne, Amtsdelikte in: Handwörterbuch der Rechtswissenschaft Bd.I (1926) 
$S. 126. - Stock, Entwicklung und Wesen der Amtsverbrechen, 1932. -— Schütze, Die Amtsdelikte im 
Bezirk des Landgerichts Gera in den Jahren 1896-1935. 1937 (Untersuchungen zur Kriminalität in 


Thüringen Heft 6). 

IL. Kennzeichnend für die in diesem Abschnitt zusammengefaßten Straftaten ist der 
Mißbrauch der Amtsgewalt (hierzu vor allem Binding Lehrbuch 2 S. 395); gemeinsam 
ist ihnen ‚die Verletzung der Pflicht reiner Amtsführung, damit nach innen die Ver- 
letzung der Treue des Amtsträgers gegenüber dem Staat, nach außen die Verfälschung 
des Staatswillens durch pflichtwidriges Verhalten seiner Organe“ (v. Hippel Lehrbuch 
S.309); z. T. abweichend v. Liszt-Schmidt S. 815; eingehende kritische Stellungnahme 
zu den verschiedenen Ansichten bei Stock aaO S. 342. 

Über das Verhältnis von Amtsdelikten und Dienstvergehen vgl. Brand, Die Reichs- 
dienststrafordnung (3. Aufl. 1941) S. 38, Behnke, Reichsdienststrafordnung (2. Aufl. 
1940) S. 56, Everling, Disziplinarrecht und Strafrecht, DJ 1937 S. 116, Heyland, Deut- 
sches Beamtenrecht (1938) S. 235, Kempermann, Grundgedanken eines ständischen 
Strafrechts, ZStW 56 S. 1, Reuß, Verwaltungsarchiv 42 S. 369, Stock aaO S. 246 und 
ZAkDR 1937 S. 698, Wittland, Strafrecht und Dienststrafrecht, DJ 1936 S. 1599, 1937 
S. 238, Wittland, Reichsdienststrafordnung (2. Aufl. 1941) S. 15. 

Die Auswahl der Delikte, die in diesem Abschnitt zusammengefaßt sind, ist nur histo- 
risch zu erklären (LK Bem.A vor $ 331). Es finden sich in dem Abschnitt z. B. auch 
Tatbestände, die weder von einem Beamten noch von dem Inhaber eines Amtes be- 
gangen werden (z. B. $ 356). Auch die $$ 333, 334 Abs. 2 sind keine Amtsdelikte; sie 
betreffen Straftaten gegen Beamte. 

Das in der Ostmark geltende Recht faßt die Amtsdelikte unter der Überschrift „Mißbrauch der 
Amtsgewalt‘‘ zusammen. Es beginnt den Abschnitt mit einer allgemeinen Bestimmung; danach begeht 
der Beamte, der in seinem Amte die ihm anvertraute Gewalt mißbraucht, um jemandem, sei es der 
Staat, eine Gemeinde oder eine andere Person, Schaden zuzufügen, ein Verbrechen ($ 101 österr. StG); 
vgl. hierzu näher Rittler II S. 278. 

oO. Bei den Straftaten dieses Abschnitts ist zwischen den eigentlichen und den un- 
eigentlichen Amtsdelikten zu unterscheiden. Eigentliche Amtsdelikte sind solche, bei 
denen nur ein Beamter oder eine mit der Verwaltung eines Amtes betraute Person 
Täter sein kann (z. B. $ 344). Uneigentliche Amtsdelikte sind Straftaten, die auch von 
anderen Tätern als Beamten begangen werden können, die aber härter bestraft werden, 
wenn ein Amtsträger sie begeht; ein Beispiel bietet etwa die Amtsunterschlagung ($ 350). 
Diese Unterscheidung ist für die Strafbarkeit der Teilnahme von Bedeutung. Anstifter 
und Gehilfen werden bei den eigentlichen Amtsdelikten auf Grund der für den Täter 
geltenden Vorschrift auch dann bestraft, wenn sie nicht Beamte sind (RGSt. 71 332), 
während bei den uneigentlichen Amtsdelikten $ 50 Anwendung findet (RGSt. 55 182, 
RG HRR 1989 Nr. 793). Vgl. hierzu noch die Anmerkungen zu $ 50. 

Schrifttum: Munzinger, Die sog. eigentlichen und die sog. uneigentlichen Amtsdelikte, 1934 
(Diss. München). - Stephan, Die Amtsverbrechen und der $50 RStGB, 1938 (Diss. Halle). 

III. Über den Kreis der Beamten im strafrechtlichen Sinne vgl. $ 359. Über die Frage, 
wieweit Amtsträger der Bewegung von den Vorschriften dieses Abschnitts erfaßt werden, 
vgl. 8 359 Anm. III und Bem. IV der Einführung zum Besonderen Teil (vor $ 80). 

Strafbestimmungen gegen die bei Behörden beschäftigten nichtbeamteten Personen 
wegen Amtsverletzung enthalten $ 2-5 VO gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
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nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 22. Mai 1943 (abgedr. im Anhang)!; diese 
Bestimmungen gelten auch in der Ostmark ($ 1 Nr. 4 VO vom 49. März 1938, RGBl. I 
S. 263) sowie mit gewissen Maßgaben im Protektorat Böhmen und Mähren ($ 2 VO 
vom 3. Juni 1941, RGBI. I S. 317). Vgl. auch noch $ 353b Abs. 2 und $ 11 Abs. 3 VO 
über den Warenverkehr vom 11. Dezember 1942 (RGBl.1I S. 686) und hierzu RGSt. 
78 29. Eine besondere Strafbestimmung über Verfehlungen von Beamten und Nicht 
beamten auf dem Gebiet der Verbrauchsregelung enthält Art. III VO vom 25. No- 
vember 1941 (RGBIl.T S. 733); hierzu Rietzsch DR 1942 S. 112. 

Über Pflichtverletzungen bei Verwaltungsgeschäften durch Soldaten vgl. $145 MStGB, 
für Wehrmachtsbeamte vgl. $$ 153, 154 MStGB. 


IV. Erforderlich und genügend ist, daß der Täter das Amt zur Zeit der Tat inne hat. 
Scheidet der Täter nach der Tat aus, so ist er trotzdem wegen eines Amtsdeliktes zu 
bestrafen (RGSt. 41 6). Andererseits ist eine Handlung, die ein Beamter erst nach sei- 
nem Ausscheiden begeht, auch dann kein Amtsdelikt, wenn sie in Beziehung zu dem 
früheren Amte steht (RGSt. 85 75). Vgl. aber $ 353b, der auch einen früheren Beamten 
mit Strafe bedroht. | 


V. Die nach diesem Abschnitt strafbaren Amtsdelikte setzen voraus, daß sie von dem 
Verwalter eines inländischen Amtes begangen werden. Unerheblich ist dabei, ob der 
Verwalter des Amtes selbst Inländer oder Ausländer ist (vgl. auch $ 4 Abs. 3 Nr. 1). 


VI. Die Bestimmungen der $$ 331-336, 339-353 und 357 gelten ohne Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit des Täters für die Straftaten von Beamten ($ 359) der Reichs- 
auftragsverwaltung im Protektorat Böhmen und Mähren sowie für Straftaten in Be 
ziehung auf eine solche Tätigkeit des Beamten ($ 1 VO vom 3. Juni 1941, RGBi.I 
S. 317). 


VII. Auch das kommende Recht will einen Abschnitt über Amtsdelikte schaffen. Der Täterkreis soll 
anders umgrenzt werden; als Täter sollen nicht nur Beamte, sondern alle Amtsträger in Betracht kom- 
men. Weiter will das kommende Recht von der Aufstellung uneigentlicher Amtsdelikte absehen. Es 
soll vielmehr allgemein ausgesprochen werden, daß dann, wenn ein Amtsträger in oder bei Ausübung 
des Amtes eine vorsätzliche Straftat begeht, bei der das Gesetz die Eigenschaft des Täters als Amts 
träger nicht bereits berücksichtigt, der Mißbrauch der Dienststellung bei der Bemessung der Strafe 
strafschärfend zu berücksichtigen ist. Im übrigen sollen einige Tatbestände neu in den Abschnitt auf- 
genommen werden; andere, die im geltenden Recht in diesem Abschnitt enthalten sind, sollen in andere 
Abschnitte übernommen werden oder überhaupt fortfallen. Vgl. näher Schneidenbach in Gürtner Il 
S. 315; weiter Frank, Leitsätze II S. 78, 84, 88. 


8 331 
Ein Beamter, welcher für eine in sein Amt einsehlagende, an sich nicht pflichtwidrige 
Handlung Geschenke oder andere Vorteile annimmt, fordert oder sich versprechen läßt, 
wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 


Schrifttum: Holling, Das Recht zur Bekämpfung von Bestechungshandlungen, DR 194? 
S. 1624. — Niederreuther, Der strafrechtliche Schutz gegen Bestechung, DJ 1940 S. 352. 


I. Die Vorschrift behandelt die Annahme eines Entgelts durch einen Beamten, auch 
einfache passive Bestechung oder pflichtwidrige Geschenkannahme genannt. Der 
Tatbestand enthält ein eigentliches Amtsdelikt. Über den Grundgedanken der $$3311f. 
vgl. RG HRR 1942 Nr. 251. 

Vgl. über die Annahme von Geschenken durch Beamte auch noch $ 15 DBG. 

Über die Bestechung nach $ 12 UWG vgl. Niederreuther aaO S. 359. 

Io. Für den äußeren Tatbestand wird erfordert, daß ein Beamter für eine in sein Amt 
einschlagende, an sich nicht pflichtwidrige Handlung oder Unterlassung Geschenke oder 
andere Vorteile annimmt, fordert oder sich versprechen läßt. 


ı Vgl. hierzu Niederreuther, DJ 1940 S. 358; über das Verhältnis dieser Bestimmungen zu den 
88 331-333 vgl. RGSt. 73 30, RG HRR 1940 Nr. 528. 
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1. Geschenke sind freiwillige, unentgeltliche Zuwendungen, die einen Vermögenswert 
haben und aus den eigenen Mitteln des Gebenden stammen. Vorteile sind freiwillige Zu- 
wendungen anderer Art, die auch aus dem Vermögen anderer Personen als des Gebenden 
stammen können. Als Vorteile kommen nicht nur Vermögensvorteile in Betracht, son- 
dern Vorteile irgendwelcher Art (RG HRR 1989 Nr. 664), z. B. auch die Duldung un- 
züchtiger Handlungen oder die Gewährung des Geschlechtsverkehrs (RG St 64 291, 71 
396; and. LK Anm. 4), die Befriedigung des Ehrgeizes und der Eitelkeit (RG HRR 
1940 Nr. 872, Gerland S. 355 Anm. 6; and. Binding Lehrbuch 2 S. 720). Ein Vorteil kann 
weiter z. B. darin liegen, daß jemand sofort eine Ware erhält und den Kaufpreis auf un- 
bestimmte Zeit gestundet bekommt (RG HRR 1940 Nr. 195); weiteres Beispiel in RG 
DR 1948 S. 76. Die bloße Vermeidung eines Übels, das angedroht worden ist, kann an 
sich nicht als ein Vorteil im Sinne dieser Bestimmung angesehen werden (RGSt. 64 
375). Weder bei den Geschenken noch bei den anderen Vorteilen ist erforderlich, daß 
Art und Maß derselben bereits fest bestimmt sind (RG LZ 1919 Sp. 269). 

Zuwendungen, auf die der Beamte einen rechtlichen Anspruch hat, kommeh nicht in _ 
Betracht. 

2. Annahme eines Geschenkes bedeutet tatsächliche Entgegennahme mit dem Willen, 
den Gegenstand des Geschenkes zu behalten oder doch über ihn als eigenen für eigene 
Zwecke zu verfügen (RGSt. 58 266). Unter sich versprechen lassen ist die wörtliche An- 
nahme eines ernstlichen Angebots eines in Aussicht gestellten Geschenks oder anderen 
Vorteils zu verstehen, mag auch die spätere Hingabe von dem Eintritt eines zukünftigen 
Ereignisses abhängig gemacht sein (RGSt. 57 28). Fordern ist das einseitige Verlangen 
einer Leistung (vgl. hierzu noch RG HRR 1940 Nr. 195). Das Verlangen kann auch in ver- 
steckter oder verschleierter Form gestellt werden (R 7 287). 

Annehmen und Sich-versprechen-lassen erfordern eine vertragsmäßige Willensüber- 
einstimmung dahin, daß dem Täter als Gegenleistung für eine Amtshandlung ein Ge- 
schenk oder ein Vorteil zufließen soll (RGSt. 65 53, 278, RG HRR 1940 Nr. 195). 

8. Der Beamte muß das Geschenk oder den Vorteil für eine in das Amt einschlagende 
an sich nicht pflichtwidrige Handiung annehmen, fordern oder sich versprechen lassen. 

a) Eine in das Amt einschlagende Handlung bedeutet eine Amtshandlung, also eine mit 
den dienstlichen Obliegenheiten des Beamten zusammenhängende Handlung (RGSt. 70 
172 und die herrschende Lehre; and. Frank Anm. I). Den Gegensatz zu den Amtshand- 
lungen bilden die Handlungen, die der Beamte als Privatperson vornimmt (RGSt. 50 
257). Amtshandlungen sind Handlungen, die in den Kreis der dem Beamten durch die 
maßgebenden Gesetze und Dienstvorschriften übertragenen Obliegenheiten fallen oder 
lediglich vermöge seiner amtlichen Stellung vorgenommen werden können (RG HRR 
1942 Nr. 679). Ohne Bedeutung ist es, ob die amtliche Tätigkeit nur eine vorbereitende 
oder unterstützende gegenüber der ausschlaggebenden Tätigkeit eines anderen Beamten 

ist (RGSt. 68 255). In das Amt einschlagend ist eine Handlung schon dann, wenn 
sie ihrer Natur nach mit dem Amt oder dem Dienst in einer nicht nur äußerlichen losen 
Beziehung steht, und der Beamte vermöge seiner amtlichen Stellung und unter Ver- 
letzung der mit ihr verbundenen Pflichten tätig wird (RGSt. 86 67). Nicht in das Amt 
einschlagend ist z. B. bei dem Beamten eines Versorgungsamtes die Anfertigung einer 
Berufungsschrift (OLG Karlsruhe HRR 1928 Nr. 1953). 

Es ist nicht erforderlich, daß der Beamte für die betreffende Handlung zuständig 
ist. Es genügt, daß das in Frage stehende Dienstgeschäft zum Geschäftsbereich der Be- 
hörde des Beamten gehört und daß die Bearbeitung solcher Angelegenheiten ihrer Art 
nach in sein Amt einschlägt, auch wenn durch die Geschäftsverteilung gerade die frag- 
liche Amtshandlung einem anderen Beamten zugewiesen ist (RG DStR 1984 S. 346, 
RG HRR 1940 Nr. 195). 
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Keine Amtshandlung ist es z. B., wenn ein Eisenbahnschaffner für einen Reisenden 
ein Glas Bier besorgt oder eine Postkarte in den Briefkasten wirft; nimmt er hierfür 
eine Zigarre oder ein Geldgeschenk, so fällt dies nicht unter die vorliegende Bestimmung. 
Über die Frage, wieweit der Beamte eine Nebentätigkeit ausüben darf, vgl. $$ 10ff. DBG 
und VO über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 (RGBI.I S. 753). 

Die Handlung, zu der der Beamte bewogen werden soll, braucht nurim allgemeinen 
bestimmt zu sein; eine weitergehende Begrenzung nach Anlaß, Zeit oder Ausführungs- 
weise wird nicht vorausgesetzt (RG JW 1984 S. 2068, RG HRR 1940 Nr. 195). 

b) In Betracht kommen hier nur Handlungen, die nicht pflichtwidrig sind. Sind sie 
pflichtwidrig, dann ist $ 332 anzuwenden. 

c) Es ist nicht erforderlich, daß die Amtshandlung noch bevorsteht; es genügt, daß 
der Beamte für eine schon vollzogene in sein Amt einschlagende Handlung ein Geschenk 
oder einen Vorteil annimmt, fordert oder sich versprechen läßt (RGSt. 68 369; and. 
Binding Lehrbuch 2 S. 730). 

d) Das Geschenk oder die Vorteile müssen für eine Handlung erlangt oder angenom- 
men werden, also als Gegenleistung für eine Amtshandlung (RGSt. 58 204, 70 172). 
Zwischen Geschenk und Amtshandlung muß ein beiden Teilen bewußter Zusammen- 
hang bestehen. Es genügt nicht, daß die Vorteile bei einer Handlung oder aus Anlaß 
derselben verlangt oder angenommen werden (RGSt. 19 22, 68 368). 


4. Die Geschenke oder Vorteile brauchen dem Beamten nicht selbst gewährt zu sein; 
es genügt, daß sie einem seiner Angehörigen angeboten, gewährt oder versprochen wer- 
den, um hierdurch den Beamten zu beeinflussen (sog. mittelbare Bestechung) ; vgl. (für 
$ 332) RGSt. 89 197, RG HRR 1940 Nr. 872. 


II. Die Rechtswidrigkeit ist dann ausgeschlossen, wenn die Annahme des Geschenks 
erlaubt ist. Dies ist dann der Fall, wenn der zuständige Vorgesetzte die Annahme aus- 
drücklich genehmigt. Als erlaubt ist die Annahme ferner dann anzusehen, wenn sie 
einer Verkehrssitte entspricht, die die vorgesetzte Behörde kennt und duldet (RGSt. 68 
368, RG JW 1934 S. 2469 mit Anm. Wegner, Gerland S. 357, LK Anm. 6). Die Annahme 
der üblicherweise z. B. einem Briefträger gegebenen Neujahrsgeschenke ist daher nicht 
rechtswidrig. | 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß die Handlung in sein Amt einschlägt und daß das Geschenk die Gegen- 
leistung für jene Amtshandlung darstellen soll. 


V. Vollendet ist die Tat, sofern es sich um die Annahme eines Geschenks handelt, mit 
der Entgegennahme (RGSt. 89 199). Beim Sichversprechen-Lassen genügt es zur Voll- 
endung, wenn der Beamte durch sein Verhalten gegenüber dem Versprechen der Vorteile 
seine Bestechlichkeit nach außen zu erkennen gibt (Niederreuther aaO. S. 35% mit 
Nachw.). Beim Fordern ist die Tat vollendet, sobald das Verlangen des Täters zur Kennt- 
nis des anderen Teiles gelangt (RGSt. 89 198). Darauf, ob der Beamte die Amtshandlung 
wirklich vornimmt, kommt es nicht an (RG HRR 1940 Nr. 195). 


VI. Täterschaft und Teilnahme. 

1. Täter kann nur ein Beamter im Sinne des $ 359 sein; vgl. die Anmerkungen dort. 
Über die Möglichkeit von Mittäterschaft vgl. RGSt. 69 393..Der Bestecher ist als Täter 
nicht strafbar; über die Frage der Strafbarkeit als Teilnehmer vgl. unten 4. 

2. Entsprechend anwendbar ist die Vorschrift auf Amtsträger der Partel, der 
Gliederungen und der angeschlossenen Verbände, z. B. auf Amtswalter der NSV (RGSt. 
71 396 mit Anm. Mezger ZAkDR 1938 S. 138), des WHW (vgl. RG JW 1938 S. 1803) 
oder der DAF (RG HRR 1942 Nr. 251). 
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8. Über die Vorschriften gegen die Bestechung nichtbeamteter Personen vgl. 
Bem. III vor $ 331. 

4. Der Bestecher kann nicht wegen Teilnahme bestraft werden, soweit seine Tätigkeit 
nicht über das Gewähren, Anbieten oder Versprechen von Vorteilen hinausgeht. Im 
übrigen ist aber Anstiftung und Beihilfe auch hier strafbar; dies gilt auch für den Be- 
stecher, soweit seine Tätigkeit in anderen Handlungen als dem Anbieten, Versprechen 
oder Gewähren von Vorteilen besteht (RGSt. 42 384, LK Anm. 18; and. Frank Anm. V). 


VII. Über Nebenstrafen vgl. $$ 335, 358. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit Betrug (RG HRR 1987 Nr. 534). Bei gleich- 
zeitiger Drohung dürfte nur Erpressung vorliegen, nicht auch Bestechung in Idealkon- 
kurrenz (Frank Anm. VIII). Über das Verhältnis der Vorschrift zur BestechungsVO vgl. 
RG HRR 1940 Nr. 528, RGSt. 78 70. Fortsetzungszusammenhang mit $ 332 ist nicht 
möglich (RG DR 1948 S. 757). 


IX. Über die Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. VI 
vor $ 331. 
X. Das kommende Recht will die Vorschrift unter der Überschrift „Annahme eines Entgeltes“ 


sachlich unverändert übernehmen; die Strafdrohung soll verschärft werden. Vgl. Schneidenbach in 
Gürtner II S. 320. 


S 332 
Ein Beamter, welcher für eine Handlung, die eine Verletzung einer Amts- oder Dienst- 
pflicht enthält, Geschenke oder andere Vortelle annimmt, fordert oder sich versprechen 
läßt, wird wegen Bestechung mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein. 
Schrifttum: Vgl. die Angaben zu $ 331. 


L. Die Vorschrift behandelt die passive Bestechung, auch passive Bestechung im engeren 
Sinne, auch schwere passive Bestechung genannt. Die Bestimmung unterscheidet sich 
von $ 331 dadurch, daß die Handlung, für die der Beamte eine Leistung annimmt, eine 
Verletzung der Amts- oder Dienstpflicht enthält (über das Verhältnis beider Vorschrif- 
ten zueinander RG DR 1948 S. 757). Auch der vorliegende Tatbestand ist ein eigentliches 
Amtsdelikt. j 

Über einen qualifizierten Fall vgl. $ 334. Vgl. ferner 8140 MStGB, $ 38 Schriftleiter- 
gesetz. Über $12 UWG vgl. Niederreuther aaO. S. 359. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß ein Beamter für eine in sein Amt 
einschlagende Handlung oder Unterlassung, die eine Verletzung einer Amts- oder Dienst- 
pflicht enthält, Geschenke oder andere Vorteile annimmt, fordert oder sich versprechen 
läßt. 

1. Über Geschenke und andere Vorteile vgl. $ 331 Anm. II 1. Auch die Zuwendung einer 
lediglich angemessen bezahlten Nebenbeschäftigung kann z. B. Zuwendung eines Vor- 
teils im Sinne dieser Vorschrift sein (RG DR 1943 S. 77). 

2. Über Annehmen, Fordern und sich versprechen lassen vgl. $ 331 Anm. II 2. 

8. Auch hier muß der Beamte das Geschenk oder den Vorteil für eine in das Amt ein- 
schlagende Handlung annehmen, fordern oder sich versprechen lassen. Trotz des von 
& 331 abweichenden Wortlauts muß es sich um eine in das Amt oder in den Dienst des 
Beamten einschlagende Amtshandiung handeln (RGSt. 68 71, 69 394). Privathandlungen 
des Beamten scheiden selbst dann aus, wenn sie unter Verletzung einer Amts- oder 
Dienstpflicht vorgenommen werden (RGSt. 70 182, RG HRR 1988 Nr. 497). Nicht 
unter die Vorschrift fällt z. B. ein Lehrer, der gegen ein ausdrückliches Verbot seines 
Vorgesetzten Privatunterricht erteilt (RGSt. 16 47, 28 427). Die Erstattung von Gut- 
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achten kann eine reine Privathandlung sein (RGSt. 70 172), kann aber auch eine in das 
Amt einschlagende Handlung darstellen (RG HRR 1940 Nr. 872). Vgl. über die Erstat- 
tung von Gutachten durch Beamte noch die AV in DJ 1937 8. 1870. 

Es ist auch hier nicht erforderlich, daß der Beamte für die betreffende Handlung 
zuständig ist. Es genügt, daß sie zum Bereich seiner Behörde gehört und daß die Be- 
arbeitung solcher Angelegenheiten ihrer Art nach in das Amt einschlägt, das er bekleidet 
(RG HRR 1988 Nr. 50, 1940 Nr. 195); vgl. auch oben $ 331 Anm. Il 3a. 

Stets ist notwendig, daß die Amtshandlung, für die der Täter sich bezahlen läßt, als 
solche nach Lage der Dinge überhaupt vorgenommen werden kann (RG DR 1989 
S. 994). 

4. Im Unterschied zu $ 331 muß die Handlung hier die Verletzung einer Amts- oder 
Dienstpflicht enthalten. Ob dies der Fallist, beurteilt sich nach den allgemeinen Gesetzen, 
Dienstvorschriften und Anordnungen der Aufsichtsbehörden. Beispielsweise liegt dieses 
Erfordernis dann vor, wenn ein als Buch- und Betriebsprüfer angestellter Finanzbeamter, 
zu dessen Amtspflichten die Mitwirkung bei der Bekämpfung von Steuerzuwiderhand- 
lungen gehört, einem Steuerpflichtigen bei der Abgabe falscher Steuererklärungen gegen 
Entgelt Hilfe leistet (RGSt. 72 72; vgl. weiter etwa RG HRR 1987 Nr. 1279). Keine 
Dienstverletzung ist dagegen z. B. die Erteilung einer harmlosen Auskunft durch einen 
Beamten des Einwohnermeldeamtes gegen Entgelt (RGSt. 87 355) oder die Unterlassung 
der Stellung eines Strafantrages wegen Amtsbeleidigung durch den Beleidigten (RGSt. 
20 416). Wird bei der Verwertung oder Mitteilungim Amt erlangter Kenntnisse die Pflicht 
zur Amtsverschwiegenheit verletzt, oder gehört die Verwertung der betreffenden Kennt- 
nisse zum Geschäftskreis der Behörde selbst, so kann eine Amts- oder Dienstpflicht- 
verletzung vorliegen (RGSt. 70 172). 

Bei Ermessensentscheidungen liegt eine Verletzung der Amts- oder Dienstpflicht 
schon darin, daß neben dem pflichtmäßigen Ermessen auch den Zuwendungen ein Ein- 
fluß auf die Entschließungsfreiheit eingeräumt wird (RGSt. 74 255, RG DR 1942 S. 
1273); es ist nicht erforderlich, daß die Entscheidung als solche zu beanstanden ist (RG 
JW 1988 S. 170, RG HRR 1940 Nr. 872). Die nur in der Bestechlichkeit nach $ 331 
liegende Pflichtverletzung begründet für sich allein noch nicht eine Pflichtwidrigeit der 
Amtshandlung im Sinne dieser Vorschrift (RG HRR 1988 Nr. 50). 

5. Auch hier kann sich wie im $ 331 die Bestechung auf eine schon vollzogene 
Handlung beziehen. 

6. Der Geschenkgeber muß den Zusammenhang zwischen dem Geschenk oder den sonsti- 
gen Vorteilen und der Handlung erkennen, die eine Verletzung der Amts- und Dienst- 
pflicht enthält. Dieses Zusammenhangs mußsich auch der Beamte bewußt sein (RG HRR 
1942 Nr. 251). 

IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß insbesondere 
auch das Bewußtsein haben, daß die Vornahme der Handlung eine Verletzung der Amts- 
oder Dienstpflicht enthält. | 

IV. Für die Vollendung ist nicht erforderlich, daß das Unternehmen der Bestechung 
Erfolg hat, daß der Beamte eine Amtspflichtwidrigkeit begeht (RGSt. 74 256, RG HRR 
1940 Nr. 195). 

V. Täter kann auch hier nur sein, wer Beamter ist; vgl. $ 331 Anm. VI. 


Anstiftung und Beihilfe sind im $ 333 zu Sonderdelikten erhoben, soweit die Handlung 
im Anbieten, Versprechen oder Gewähren von Vorteilen besteht. Für die Strafbarkeit 
anderer Teilnahmehandlungen gelten die allgemeinen Grundsätze (RGSt. 42 383). 


VI. Über Nebenstrafen vgl. $ 335. 
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VIE Idealkonkurrenz ist möglich mit Betrug (RG HRR 1940 Nr. 195). Realkonkur- 
renz besteht zwischen der Bestechung und der pflichtwidrigen Handlung, falls diese 
zugleich die Merkmale einer strafbaren Handlung erfüllt (RG GoltdArch. 54 S. 293). 
Über das Verhältnis der Vorschrift zur BestechungsVO. vgl. RG HRR 1940 Nr. 528. 


VII. Über die Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 


IX. Das kommende Recht will die 88 332, 333, 334 zusammenfassen und einige Zweifelsfragen des 
geltenden Rechts klarstellen; vgl. hierzu noch unten $ 333 Anm. IX. Zum ganzen Schneldenbach in 
Gürtner II S. 320. 


8 333 
Wer einem Beamten oder einem Mitgliede der bewaffneten Macht Geschenke oder an- 
dere Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt, um ihn zu einer Handiung, die eine Ver- 
letzung einer Amts- oder Dienstpflicht enthält, zu bestimmen, wird wegen Bestechung 
mit Gefängnis bestraft; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe erkannt werden. 


Schrifttum: Vgl. die Angaben zu $ 331. 


I. Die aktive Bestechung ist nur dann strafbar, wenn die Handlung, zu der der Beamte 
bestimmt werden soll, eine Verletzung der Amts- oder Dienstpflicht enthält. Die Be- 
stimmung bildet also das Gegenstück zu $ 332; an einer dem $ 331 entsprechenden Vor- 
schrift fehlt es. Es handelt sich hier um ein Delikt eines Nichtbeamten gegen ein Amt. 

Vgl. noch $ 39 Schriftleiterges., $ 4 BestechungsVO (Bem. III vor $ 331), ferner $ 12 
UWG und dazu Niederreuther aaO S. 359. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist zunächst erforderlich, daß der Täter einem Beamten 
oder Mitgliede der bewaffneten Macht Geschenke oder andere Vorteile anbietet, ver- 
spricht oder gewährt. 

1. Über Beamte vgl. $ 359 mit Anmerkungen. Mitglied der bewaffneten Macht 
ist jeder, auf den $ 140 MStGB anzuwenden ist (RGSt. 54 31 2); vgl. zum Geltungsbereich 
des MStGB oben $ 10 Ann. 1]. 

Es ist nicht erforderlich, daß der Täter mit dem Beamten oder dem Mitgliede der be- 
waffneten Macht in unmittelbare Verbindung tritt. Es genügt, daß das Anerbieten, Ver- 
sprechen oder Gewähren gegenüber einer Mittelsperson erfolgt, sofern der Täter nur 
den Willen hat, hierdurch eine Einwirkung auf den Beamten selbst auszuüben. 

2. Über Geschenke und andere Vorteile vgl. $ 331 Anm. II 1. 

8. Das Anbieten oder das Verspreehen braucht nicht ausdrücklich zu erfolgen; es genügt 
z. B. das erkennbare sichere Inaussichtstellen durch schlüssige Handlungen (RGSt. 26 
426, 47 69). Für das Gewähren ist erforderlich, daß der andere Teil den angebotenen oder 
versprochenen Vorteil annimmt; es müssen also zwei übereinstimmende Willenserklä- 
rungen zusammentreffen (RGSt. 29 413, 66 53); diese können auch durch schlüssige 
Handlungen erfolgen (RG LZ 1919 Sp. 269). Der Täter braucht die Vorteile nicht aus 
dem eigenen Vermögen zu gewähren (RG HRR 1942 Nr. 251). 


ID. Der Täter muß die Geschenke oder Vorteile dem Beamten anbieten, um ihn zu 
einer Handlung oder Unterlassung, die eine Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht 
enthält, zu bestimmen. 

1. Über Handlungen, die eine Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht enthalten, 
vgl. $ 332 Anm. II 4. Es ist nicht erforderlich, die dem Beamten angesonnene pflicht- 
widrige Handlung genau zu bezeichnen (RG DR 1942 S. 1273, 1948 S. 77). 

2. Die Gewährung usw. der Geschenke oder Vorteile muß den Zweck haben, den Be- 
amten zur Vornahme der Handlung zu veranlassen (RG HRR 1989 Nr. 1201). Es muß 
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also ein Zusammenhang zwischen der Zuwendung und der Amtshandlung bestehen; die 
Hingabe lediglich bei Gelegenheit oder aus Anlaß einer Amtshandlung ist nicht aus- 
reichend. Weiter muß die Amtshandlung zum mindesten nach der Meinung des Täters 
noch bevorstehen; es muß eine künftige Amtshandlung in Frage stehen (RGSt. 62 98, 
RG JW 1984 S. 2149, RG HRR 1989 Nr. 1902). Auf den Fall der nachträglichen Zah- 
lung eines Lohnes kann die Vorschrift auch nicht entsprechend angewendet werden (RG 
HRR 1940 Nr. 528). 

8. Es ist nicht erforderlich, daß der Beamte tatsächlich die Amtspflichtwidrigkeit 
begeht (RGSt. 74 255). Es kommt auch nicht darauf an, ob der Beamte bereits zu einer 
pflichtwidrigen Handlung entschlossen ist oder damit begonnen hat (RG HRR 1942 
Nr. 251). 

IV. Für den inneren Tatbestand ist außer der unter III. gekennzeichneten Absicht Vor- 
satz erforderlich. Der Täter muß das Bewußtsein haben, daß die Handlung, die der Be- 
amte vornehmen soll, eine Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht enthält. Bedingter 
Vorsatz genügt (RGSt. 26 196). 


V. Täter kann hier jede beliebige Person sein. Der Beamte oder das Mitglied der be- 
waffneten Macht sind nicht als Teilnehmer aus $ 333 zu bestrafen, sondern als Täter nach 
$5 331, 332 oder $ 140 MStGB. 

VI. Wegen der Nebenstrafe vgl. $ 335. 

VID. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 185. Enthält die Verletzung der Amts- oder 
Dienstpflicht den Tatbestand einer strafbaren Handlung, so kann Anstiftung oder Bei- 
hilfe zu der strafbaren Handlung mit der Bestechung in Idealkonkurrenz stehen (RGSt. 
13 182, 55 182 und die herrschende Lehre; and. Binding Lehrbuch 2 S. 724). Realkon- 
kurrenz liegt bei der Bestechung mehrerer Beamter des gleichen Amtes vor; es kommt 
hier nicht eine fortgesetzte Handlung in Betracht (RGSt.72174). Gesetzeskonkurreng 
besteht mit $49a; die Bestimmung des $ 333 geht als das speziellere Gesetz vor (RGS$t. 
61 269). 

Über das Verhältnis der Vorschrift zur BestechungsVO vgl. RG HRR 1940 Nr. 528, 
RGSt. 73 30. 


VII. Über die Geltung der Bestimmung im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. 
Bem. VI vor $ 331. 


IX. Das kommende Recht will auch den mit Strafe bedrohen, der einen Amtsträger für die von die- 
sem begangene Verletzung der Dienstpflicht entlohnt; vgl. demgegenüber jetzt oben Anm. III 2. Im 
übrigen vgl. $ 332 Anm. IX. 


S 334 

Ein Richter, Schiedsrichter, Beisitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde, Geschworener oder 
Schöffe, welcher Geschenke oder andere Vorteile fordert, annimmt oder sich versprechen 
läßt, um eine Rechtssache, deren Leitung oder Entscheidung ihm obliegt, zugunsten oder 
zum Nachteile eines Beteiligten zu leiten oder zu entscheiden, wird mit Zuchthaus bestrafl. 

Derjenige, welcher einem Richter, Schiedsrichter, Beisitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde, 
Geschworenen oder Schöffen zu dem vorbezeichneten Zwecke Geschenke oder andere Vor- 
teile anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Zuchthaus bestraft. Sind mildernde Um- 
stände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein. 


I. Die vorliegende Bestimmung faßt zwei Fälle der Richterbestechung zusammen und 
gestaltet sie zu einem selbständigen Delikt aus. Die Vorschriften der $$ 331 bis 333 wer- 
den durch $ 334 nicht ausgeschlossen; sie sind auf die Amtshandlungen anzuwenden, die 
nicht von $ 334 erfaßt werden; so kann z.B. ein Richter nach $$ 331, 332 bestraft 
werden, der nach Entscheidung einer Rechtssache Geschenke fordert, annimmt oder 
sich versprechen läßt. 
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Im Abs. 1 handelt es sich um ein eigentliches Amtsdelikt, im Abs. 2 um ein Delikt eines 
Nichtbeamten gegen ein Amt. 

Die Ausführungshandlungen (Fordern, Anbieten usw. von Geschenken oder anderen 
Vorteilen) entsprechen denjenigen in den $$ 331 bis 333; vgl. daher die Anmerkungen zu 
diesen Vorschriften. Bemerkungen sind hier nur über den in Betracht kommenden Per- 
sonenkreis (II) und über die erstrebte Amtshandlung (MI) erforderlich. 


IL. Besonderes umgrenzt ist im Abs. 1 der Täterkreis und entsprechend im Abs. 2 der 
Kreis der für die Bestechung in Betracht kommenden Personen. 

1. Das Gesetz nennt neben dem Richter weiter Schiedsrichter, Geschworene, Schöffen 
sowie die Beisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden. Aus dieser Aufzählung ergibt sich, daß 
als Richter hier die Berufsrichter gemeint sind (v. Hippel Lehrbuch S. 315 Anm.3). 
Es macht keinen Unterschied, um was für ein Gericht es sich handelt; es kommen also 
nicht nur die Richter an den ordentlichen Zivilgerichten und an den Strafgerichten in Be- 
tracht, sondern z. B. auch Richter an Disziplinar- und Verwaltungsgerichten. MRlEpte: 
chend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf Parteirichter. 

2. Schiedsrichter sind Personen, die auf Grund eines Schiedsvertrages ($$1025ff. ZPO) 
oder eines ihm gleichstehenden Begründungsaktes ($ 1048 ZPO) zur Entscheidung von 
Rechtsstreitigkeiten berufen sind. Zur Schiedsgerichtsbarkeit des Reichsnährstandes 
vgl. Schönke, Zivilprozeßrecht S. 371. Keine Schiedsrichter sind die Schiedsgutachter 
(vgl. Schönke aaO S. 372). Nicht zu den Schiedsrichtern gehören weiter die Schieds- 
männer, die auf Grund der landesrechtlichen Schiedsmannsordnungen tätig werden 
(z. B. Preuß. Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 in der Fassung der Bekannt-' 
machung vom 3. Dezember 1924). 

8. Ausdrücklich genannt sind weiter Beisitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde, Schöffen 
und Geschworene. Entsprechend anzuwenden ($ 2) ist die Vorschrift auf Handelsrichter 
und auf die bäuerlichen Beisitzer bei den Anerbenbehörden. 


II. Der Richter muß das Geschenk oder den Vorteil fordern usw., um eine Rechts- 
sache, deren Leitung oder Entscheidung ihm obliegt, zugunsten oder zum Nachteil eines 
Beteiligten zu leiten oder zu entscheiden (Abs. 1). Auch die Handlung des Abs. 2 muß zu 
diesem Zweck erfolgen. 

1. Zu den Rechtssachen gehören alle Rechtsangelegenheiten, bei denen mehrere Be- 
teiligte mit regelmäßig entgegenstehenden rechtlichen Belangen einander streitend gegen- 
überstehen können, wenn über sie nicht durch Verwaltungsmaßnahmen zu befinden, 
sondern nach Rechtsgrundsätzen zu entscheiden ist (vgl. RGSt. 71 315). Wenn in der 
angeführten Entscheidung und im Gesetz ($ 336) davon gesprochen wird, daß sich 
mehrere Parteien gegenüberstehen müßten, so ist dies in dem Sinne zu verstehen, daß 
mehrere Beteiligte vorhanden sein müssen; denn im Strafverfahren, das auch zu den 
Rechtssachen zählt, ist nicht eine Mehrheit von Parteien vorhanden (Gerland $. 358 
Anm. 2). Zu den Rechtssachen gehören z. B. Zivil- und Strafsachen, Verwaltungsstreit- 
sachen, Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

2. Dem Richter muß die Leitung oder Entscheidung der Rechtssache obliegen. Vgl. 
hierzu noch RGSt. 71 316. 

8. Die Leitung oder die Entscheidung muß noch bevorstehen (vgl. RGSt. 68 370). 

4. Die Vorschrift ist auch dann anwendbar, wenn die Amtshandlung, welche die Gegen- 
leistung für die Geschenke und anderen Vorteile bilden soll, rechtlich geboten oder 
wenigstens rechtlich zulässig ist (Frank Anm.I, LK Anm.10; and. Binding 
Lehrbuch 2 S. 728, Olshausen Anm. 2). Es hängt hier also im Unterschied zu $ 333 die 
Strafbarkeit des Bestechers nicht von der Pflichtwidrigkeit der angesonnenen Hand- 
lung ab. 
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IV. Wegen einer Nebenstrafe vgl. $ 335. 


V. Über die Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. VI 
vor $ 331. 
VI. Zun kommenden Recht vgl. $ 332 Anm. IX. 


8 335 


In den Fällen der 88 881 bis 884 ist im Urteile das Empfangene oder der Wert desselben 
für dem Staate verfallen zu erklären. 


I. Bei der hier vorgeschriebenen Verfallerklärung handelt es sich um eine Nebenstrafe 
(RG HRR 1940 Nr. 196). Gegenüber der Einziehung ($ 40) besteht ein Unterschied 
einmal dahin, daß die Verfallerklärung zwingend vorgeschrieben ist, die Einziehung da- 
gegen fakultativ ist. Zum anderen unterliegen der Einziehung nur die Gegenstände, die 
zur Begehung oder Vorbereitung einer Straftat bestimmt waren oder gebraucht oder 
durch sie hervorgebracht sind; dagegen können Sachen oder Rechte, die durch die 
Straftat erlangt oder Gegenstand der strafbaren Handlung sind, nicht eingezogen 
werden. Die Verfallerklärung ist aber auch bei solchen Sachen und Rechten auszusprechen. 


II. Gegenstand der Verfallerklärung ist das Empfangene oder dessen Wert. 


1. Empfangen ist alles, was dem Bestochenen oder zu Bestechenden auf irgendeine 
Weise tatsächlich oder wirtschaftlich zugute gekommen ist. Empfangen sind also nicht 
nur die dem Beamten persönlich übergebenen Sachen oder abgetretenen Forderungen, 
sondern z. B. auch GmbH-Anteile, die an eine Mittelsperson als Treuhänder abgetreten 
worden sind, um sie ihm verfügbar zu machen; in diesem Falle ist der Anspruch des Be- 
stochenen gegen die Mittelsperson auf Übertragung der Anteile für verfallen zu erklären 
(RGSt. 68 113 mit Anm. Klee JW 1934 S. 1499). Es ist nicht erforderlich, daß zwischen 
den Beteiligten eine Willenseinigung zustande gekommen ist. Auch Gegenstände, welche 
einem Beamten gegen seinen Willen aufgedrängt, z. B. in die Hand gedrückt, in die 
Tasche gesteckt, durch Briefe oder Pakete zugeschickt werden, gehören hierher (RGSt. 
15 348). Nicht empfangen sind dagegen Gegenstände, die nur gefordert, angeboten oder 
versprochen, aber nicht gewährt worden sind (RGSt. 11 103). 

Empfangene Gegenstände dürfen nicht für verfallen erklärt werden, wenn ihre Be- 
nutzung als Bestechungsmittel ohne Wissen und Willen des Eigentümers erfolgt ist. 
Denn da die Verfallerklärung Strafe ist, darf ein an der Straftat unbeteiligter Dritter, 
dem der Gegenstand gehört, durch sie nicht getroffen werden (so z. B. Frank III. Ols- 
hausen Anm. 2). 

2. Ist die Verfallerklärung des Empfangenen nicht durchführbar, dann ist ein seinem 
Wert entsprechender Geldbetrag für verfallen zu erklären (hierzu RG HRR 1940 Nr. 196). 
Die Undurchführbarkeit der Verfallerklärung des Empfangenen kann darauf beruhen, 
daß es vernichtet oder nicht mehr in den Händen des Täters ist. Das gleiche muß für den 
Fall angenommen werden, daß das Empfangene dem Täter nicht gehört (vgl. oben 
unter 1). | 

8. Die Verfallerklärung ist ihrer rechtlichen Natur nach eine Strafe. Daraus darf aber 
nicht gefolgert werden, daß an Stelle des Wertes im Falle der Uneinbringlichkeit eine 
Freiheitsstrafe auszusprechen ist; eine Umwandlung in eine Ersatzfreiheitsstrafe ist 
unzulässig (RGSt. 22 104 und die herrschende Lehre; and. Binding Lehrbuch 2 S. 73). 


IH. Die Verfallerklärung darf nur gegen den Täter (den Bestechenden oder den Be- 
stochenen) ausgesprochen werden, der das Bestechungsmittel oder dessen Wert in Här- 
den hat oder zuletzt gehabt hat (RGSt. 68 405, RG JW 1986 S. 1913), unter Umständen 
auch gegen den Gehilfen (RG JW 1988 S. 2199). Hat der Empfänger die Geldsumme nur 
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vorübergehend angenommen, um sie als Überführungsmittel gegen den Bestecher zu 


verwenden, so kann sie nur diesem, nicht dem Empfänger gegenüber für verfallen erklärt 
werden (RGSt. 58 157). 


IV. Die Verfallerklärung muß im Urteilstenor ausgesprochen werden. Daraus ergibt 
sich, daß die Verfallerklärung nur in Verbindung mit einer auf Grund der $$ 331 bis 334 
ergehenden Verurteilung zulässig ist (vgl. RGSt. 55 35). Der Ausspruch muß hinsichtlich 
des Empfangenen oder seines Wertes so klar lauten, daß aus ihm eine Vollstreckung der 
Verfallerklärung möglich ist. (RG JW 1986 S. 1913). Es ist nicht zulässig, die nähere 
Bestimmung und Begrenzung der von der Verfallerklärung betroffenen Sachen dem 
Vollstreckungsverfahren oder einem späteren Zivilprozeß zu überlassen. 

Die Verfallerklärung muß erfolgen; sie ist zwingend vorgeschrieben. 


V. Ein objektives Verfahren zum Zwecke der Verfallerklärung ist nicht zulässig (RGSt. 
68 406; and. Binding Lehrbuch 2 S. 735). 


VI. Die Wirkung der Verfallerklärung ist die gleiche wie die der en vgl. 
hierüber $ 40 Anm. VI. 


Vo. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vol. 
Bem. VI vor $ 331. 


VII. Auch das kommende Recht will die Verfallerklärung vorschreiben. Für den Fall, daß der für 
verfallen erklärte Gegenstand nicht zu ermitteln und ein dem Wert entsprechender Geldbetrag nicht 
beitreibbar ist, soll eine Ersatzfreiheitsstrafe eintreten. Vgl. Rietzsch in Gürtner I S. 148, 150. 


8 336 


Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher stch bei der Leitung oder Entscheidung einer 
Rechtssache vorsätzlich zugunsten oder zum Nachteile einer Partei einer Beugung des 
Rechtes schuldig macht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 


Schrifttum: Schlüter, Probleme der Rechtsbeugung, Der Deutsche Justizbeamte 1936 S. 93, 


L. Die Vorschrift behandelt die Rechtsbeugung. Der Tatbestand enthält ein eigentliches 


Amtsdelikt. Über mehrere Sonderfälle vgl. $$ 344-346. Vgl. auch noch $$ 119, 145 
MStGB. 


II. Die Handlung besteht in der Rechtsbeugung zugunsten oder zum Nachteile einer 
Partei bei Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache. 

1. Unter Rechtssachen sind nicht nur die von den Gerichten zu entscheidenden Straf- 
sachen und Rechtsstreitigkeiten, sondern auch Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, ferner Verfahren vor Verwaltungsgerichten und Verwaltungsbehörden zu ver- 
stehen, sofern für die Erledigung der letzteren Rechtsgrundsätze und nicht nur Erwä- 
gungen der Zweckmäßigkeit maßgebend sind (vgl. RGSt. 71 315 und oben $ 334 Anm. 
III 1). Zu den Rechtssachen gehören auch die Strafsachen, die durch Strafbescheid einer 
Verwaltungsbehörde oder durch polizeiliche Strafverfügung erledigt werden, ferner die 
Entscheidungen über Bestehen oder Nichtbestehen einer Steuerpflicht im Steuer- 
veranlagungs- oder Festsetzungsverfahren (RGSt. 71 315), weiterhin Dienststrafver- 
fahren, auch wenn nur eine Ordnungsstrafe zu erwarten ist (RGSt. 69 213). ° 

2. Eine Rechtsbeugung liegt vor, wenn die Sache unter Verletzung materieller oder 
prozessualer Rechtsnormen geleitet oder entschieden worden ist. Auch die Unterlas- 
sung einer rechtlich gebotenen Handlung kann eine Rechtsbeugung darstellen, z. B. die 
Nichtstellung sachgemäßer Fragen (RGSt. 57 35, 69 216). Über die Frage, wie weit die 
Schiedsrichter an die Bestimmungen des materiellen und des formellen Rechts gebunden 
sind, vgl. Schönke, Zivilprozeßrecht S. 380, 382. 

8. Die Rechtsbeugung muß zugunsten oder zum Nachteile einer Partei erfolgen. Partei 
ist hier nicht im technischen Sinne zu verstehen; es bedeutet jeden am Verfahren Beteilig- 
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ten. Zu den Parteien gehören daher z. B. auch der Nebenintervenient iin Zivilprozeß, 
der Nebenkläger und der Einziehungsinteressent im Strafverfahren. Zeugen und Sa- 
verständige sind nur für den Fall eines Zwischenstreits im Zivilprozeß ($$ 387, 402 ZPO) 
als Beteiligte anzusehen (Frank Anm. II, LK Anm. 3; and. Binding Lehrbuch 2 S. 558, 
der Zeugen und Sachverständige immer als Beteiligte ansieht). 


IH. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich nich! 
nur auf die Verletzung einer Rechtsnorm beziehen, sondern auch auf die Begünstigung 
oder Benachteiligung einer Partei. Bedingter Vorsatz ist nicht ausreichend. Eine auf 
Begünstigung oder Benachteiligung als den erstrebten Erfolg der Handlung gerichtet: 
Absicht wird neben dem Vorsatz nicht verlangt (RGSt. 25 278). 


IV. Täter kann jeder Beamte oder Schiedsrichter sein, dem die Leitung oder Entschei- 
dung einer Rechtssache obliegt. Es kommen als Täter also nicht nur Richter in Betracht, 
sondern z. B. auch Polizeibeamte, die für den Erlaß von polizeilichen Strafverfügungen 
zuständig sind (RGSt. 71 315). 

Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf Schöffen, Geschworen, 
Handelsrichter, Beisitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde und auf die bäuerlichen Beisitzer 
bei den Anerbenbehörden. Nach v. Hippel Lehrbuch S. 316 Anm. 2 fallen Schöffen und 
Geschworenen schon deswegen unter die Vorschrift, weil sie Beamte im strafrechtlichen 
Sinne seien. 


V. Realkonkurrenz ist mit $ 334 Abs. 1 möglich, wenn die passive Bestechung zur 
Rechtsbeugung führt. 


VI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Ben. 
VI vor $ 331. 


VII. Das kommende Recht will die Bestimmung auf alle Amtsträger erweitern und damit insbeses- 
dere auch Schöffen und Geschworene erfassen; vgl. Schneidenbach in Gürtner II S. 317, 328. 


8 887 ist durch $ 67 Personenstandsges. vom 8. November 1987 (RGBI.T S. 1136: 
ersetzt worden, der auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 2. Juli 1958, 
RGBI.1 S. 803) und im Protektorat Böhmen und Mähren für deutsche Staatsange- 
hörige (VO vom 29. Juli 1939, RGBl. I S. 1309) gilt. Diese Bestimmung lautet: 

(1) Wer die religiösen Feierlichkeiten einer Eheschließung vornimmt, bevor die Ehe 
vor dem Standesbeamten geschlossen ist, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis be 
straft. 

(2) Eine Bestrafung tritt nicht ein, wenn einer der Verlobten lebensgefährlich erkrankt 
und ein Aufschub nicht möglich ist. 


8 338 
Ein Religionsdiener oder Personenstandsbeamter, welcher, wissend, daß eine Persea 
verheiratet ist, eine neue Ehe derselben schließt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahres 
bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Mitwirkung bei Eingehen einer Doppelehe. Der Tatbe- 
stand enthälteineigentliches Amtsdelikt. Religionsdiener, die das Gesetz nennt, kommen 
als Täter nicht mehr in Betracht, da sie seit dem Personenstandsgesetz nicht mehr ı2 
der Lage sind, Ehen abzuschließen. Personenstandsbeamte können Täter sein, da die 
Erklärungen der Verlobten, durch die die Ehe geschlossen wird, vor ihnen abgegeben 
werden müssen ($ 17 Ehegesetz). 


II. Das kommende Recht will von einer entsprechenden Bestimmung absehen. 
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Körperverletzung im Amt N 3410 
S 339 


ist durch Art. 10b StrafrechtsangleichungsVO. vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
\ vgl. $240 Anm. VII. 


Ss 340 

Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Amtes 
vorsätzlich eine Körperverletzung begeht oder begehen läßt, wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft. Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann die Strafe bis 
auf einen Tag Gefängnis ermäßigt oder auf Geldstrafe erkannt werden. 

Ist die Körperverletzung eine schwere, so ist auf Zuchthaus nicht unter zwei Jahren zu 
erkennen. Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gelängnisstrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 


I. Die Körperverletzung im Amt ist ein erschwerter Fall der vorsätzlichen Körperver- 
letzung. Zu den Merkmalen des äußeren und inneren Tatbestandes des $ 223 muß hinzu- 
kommen, daß der Täter oder Teilnehmer ein Beamter ist und daß die strafbare Handlung 
in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung des Amtes begangen ist. Die Vorschrift 
enthält ein uneigentliches Amtsdelikt. 

Vgl. noch $$ 122, 148 MStGB. 


II. Die Handlung besteht hier darin, daß ein Beamter in Ausübung oder in Veranlassung 
der Ausübung seines Amtes eine Körperverletzung selbst begeht oder begehen läßt. 

1. In Ausübung seines Amtes begeht ein Beamter dann eine Körperverletzung, wenn 
er diese während amtlicher Tätigkeit als Beamter auftretend verübt. In Veranlassung 
der Ausübung seines Amts ist die Körperverletzung begangen, wenn die Tat zwar nicht 
äußerlich einen Teil der Amtsausübung darstellt, aber doch durch diese in erkennbarer 
Weise veranlaßt ist; zwischen der Ausübung des Amtes und der Körperverletzung muß 
ein innerer Zusammenhang bestehen (RGSt. 17 166, RG HRR 1986 Nr. 1471). 

2. Eine Körperverletzung läßt nicht nur begehen, wer die Vollziehung anordnet, son- 
dern auch der, der sie geschehen läßt, sofern er zur Verhinderung amtlich verpflichtet 
war (so früher z. B. schon v. Hippel Lehrbuch S. 322 Anm. 4, v. Liszt-Schmidt S. 822, 
jetzt auch RG DR 1939 S. 1311; and. noch RGSt. 59 86, wonach ein Geschehenlassen 
nicht genüge, sondern eine innerhalb der amtlichen Befugnisse sich bewegende Mit- 
wirkung bei der Körperverletzung erforderlich sei). 


IHN. Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit vgl. $ 223 Anm. V 2,3. Einwilligung 
nach $ 226a kann hier nicht zum Ausschluß der Rechtswidrigkeit führen; der Kreis der 
einem Beamten zustehenden Befugnisse wird ausschließlich durch das öffentliche Recht 
bestimmt. 


IV. Da es sich hier um einen erschwerten Fall der Körperverletzung handelt, gilt weder 
die Vorschrift des $ 232 über den Strafantrag noch die Bestimmung des $ 233 über die 
Aufrechnung. Die Zuerkennung einer Buße ist dagegen auch hier zulässig, da sich 
$ 231 auf alle Fälle der Körperverletzung bezieht. | 

Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 


V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 223, ferner auch zwischen Abs. 2 und $ 224; als 
das speziellere Gesetz geht $ 340 vor. Idealkonkurrenz ist dagegen möglich mit 
$$ 223a, 225 (RGSt. 75 359 mit Anm. Bruns DR 1941 S. 2660, RG LZ 1925 Sp. 441). 
Idealkonkurrenz kommt ferner zwischen $ 339 und $ 340 in Betracht. 

VI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 


VII. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; vgl. Bem. VII 
vor & 331. 
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g 341 


Ein Beamter, welcher vorsätzlich, ohne hierzu berechtigt zu sein, eine Verhaftung oder 
vorläufige Ergreifung und Festnahme oder Zwangsgestellung vornimmt oder vornehmen 
läßt oder die Dauer einer Freiheitsentziehung verlängert, wird nach Vorschrift des $ 239, 
jedoch mindestens mit Gefängnis von drei Monaten bestraft. 


I. Die Freiheitsberaubung im Amt ist ein qualifizierter Fall des $ 239; es handelt sich 
bei dem Tatbestand um ein uneigentliches Amtsdelikt. 


HU. Der äußere Tatbestand entspricht im allgemeinen dem des $ 239 (hierzu RGSt. 61 
241). Unterschiede bestehen nach folgenden Richtungen: 


1. Täter kann nur ein Beamter sein, der auch als solcher aufgetreten sein muß. Nicht 
erforderlich ist, daß der Beamte überhaupt zuständig ist, eine Verhaftung, vorläufige 
Festnahme oder Zwangsgestellung vorzunehmen (RGSt.27 287). Die in amtlichen 
Räumen von einem Beamten verübte Freiheitsberaubung ist nicht schon deswegen not- 
wendig eine solche nach $ 341 (RGSt. 61 240). 


2. Die Handlung kann nicht nur darin bestehen, daß der Beamte die Freiheitsberaubung 
vornimmt, sondern auch darin, daß er sie vornehmen läßt; vgl. hierzu $ 340 II 2 und 
RGSt. 66 60, 74 37. 


8. Im Unterschied zu $ 239 wird die Art, in der die Freiheitsberaubung vor sich ge- 
gangen sein muß, dahin näher umschrieben, daß sie durch Verhaftung, vorläufige Er- 
greifung und Festnahme, Zwangsgestellung oder Verlängerung einer Freiheitsentziehung 
erfolgt sein muß. 

a) Unter Verhaftung ist die Freiheitsentziehung zu verstehen, die auf Grund einer 
schriftlichen Anordnung einer dafür zuständigen Stelle erfolgt. In Betracht kommt vor 
allem die Untersuchungshaft nach $$ 112 ff. StPO, weiter z. B. die Haft zur Erzwingung 
des Offenbarungseides ($ 908 ZPO). Als Verhaftung ist auch die einstweilige Unterbrin- 
gung gemäß $ 126a StPO anzusehen. 

b) Vorläufige Ergreifung und Festnahme ist die vorübergehende Freiheitsentziehung, 
die zur Sicherung der Verhaftung oder anderer Zwecke auf Grund von Reichs- und Lan- 
desgesetzen ohne schriftlichen Haftbefehl verfügt werden kann. In Betracht kommt hier 
vor allem die vorläufige Festnahme nach $ 127 StPO. Über die Voraussetzungen für die 
Befugnis eines Polizeibeamten, eine Person ‚zur Wache mitzunehmen“, vgl. RG HRR 
1926 Nr. 1885, RG JW 1985 S. 3393. 

c) Unter Zwangsgesteliung ist die Freiheitsentziehung zu verstehen, die von den 
Prozeßordnungen als Vorführung bezeichnet wird (z. B. $$ 51, 133, 134, 236 StPO). 

d) Die Verlängerung der Dauer der Freiheitsentziehung kann bei allen Arten von Frei- 
heitsentziehung erfolgen mit Ausnahme der Strafhaft; die Verlängerung der Strafhaft 
ist im $ 345 besonders geregelt. 


III. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß er zur Vornahme der Verhaftung oder sonstigen Freiheitsentzielung 
nicht berechtigt ist. 


IV. Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 
V. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 239. Idealkonkurrenz ist möglich mit 5 3. 


VI. Wegen der Geltung im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. VI 
vor $ 331. 


VII. Das kommende Recht will keinen entsprechenden Tatbestand vorsehen; vgl. Bem. vl 
vor 8 331. 
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Hausfriedensbruch. Aussageerpressung 88 342, 343 


S 342 
* Ein Beamter, der in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Amtes einen 


Hausfriedensbruch ($ 123) begeht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geld- 
strafe bestraft. 


I. Der Hausfriedensbruch im Amte ist ein erschwerter Fall des $ 123 Abs. 1. Es handelt 
sich bei dem Tatbestand um ein uneigentliches Amtsdelikt. 


II. Für den äußeren Tatbestand müssen zunächst alle Merkmale des $ 123 Abs. 1 vor- 
liegen. Sodann ist weiter erforderlich, daß der Täter ein Beamter ($ 359) ist und daß er 
in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Amtes gehandelt hat; über 
letztere Merkmale vgl. $ 340 Anm. 111. 


IN. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich nicht 
nur auf die allgemeinen Merkmale des $ 123 Abs. 1, sondern auch auf die erschwerenden 
Umstände des $ 342 erstrecken. 


IV. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 123 Abs. 2 (RGSt. 82 403); vgl. hierzu aber 
Frank zu $ 342 und v. Hippel Lehrbuch S. 323 Anm. 3. 


V. Ein Strafantrag ist hier nicht Voraussetzung für die Strafverfolgung. 


VI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 


Vi. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; vgl. Bem. VII 
vor $ 331. 


8 343 


‚ Ein Beamter, welcher in einer Untersuchung Zwangsmittel anwendet oder anwenden 
läßt, um Geständnisse oder Aussagen zu erpressen, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Aussageerpressung; es handelt sich hierbei um ein 
eigentliches Amtsdelikt. 


IH. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß ein Beamter in einer Untersuchung 
Zwangsmittel anwendet oder anwenden läßt. 


1. Unter Untersuchung ist hier wie im $ 344 ein von der zuständigen Stelle eingeleitetes 
Verfahren zu verstehen, das der Nachforschung darüber gilt, ob über einen Menschen 
wegen einer kriminellen Tat oder eines ordnungswidrigen Verhaltens eine Strafe zu ver- 
hängen oder eine Maßregel der Sicherung, Besserung oder Heilung anzuordnen ist. Unter 
den Begriff der Untersuchung fällt nicht nur das polizeiliche und staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren, das einem Strafverfahren vorausgeht, sondern z. B. auch das 
Verfahren, das der Anordnung der Schutzhaft vorhergeht (RGSt. 74 37), weiter z. B. 
Disziplinarverfahren. Über die verschiedenen Auffassungen über den Begriff der Unter- 
suchung vgl. Frank Ann. |]. 

2. Zwangsmittel sind alle Mittel, durch welche die Freiheit der Willensbetätigung be- 

einträchtigt werden soll. Zu den Zwangsmitteln gehört z. B. auch die Bedrohung mit 
einem Verbrechen oder Vergehen (RGSt. 71 374). Über Anwenden oder Anwenden- 
lassen vgl. $ 320 Anm. II 2 und RG JW 1986 S. 3004. 
‘ 8. Täter kann jeder Beamte sein, der amtlich bei einer Untersuchung mitwirkt. Als 
Täter kommen also nicht nur Richter und Staatsanwälte, sondern z. B. auch Beamte 
des Polizei- und Sicherheitsdienstes in Betracht (RGSt. 25 366, 71 374 und die herr- 
schende Auffassung im Schrifttum; demgegenüber können nach Binding Lehrbuch 2 
S. 567 nur Richter Täter sein). 
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Ss 344 28. Abschnitt. Verbrechen und Vergehen im Amte 
III Die Handlung muß geschehen, um Geständnisse oder Aussagen zu erpressen. 


1. Geständnis ist jede Erklärung des Beschuldigten, welche die Einräumung einer 
erheblichen Tatsache enthält. 


2. Unter Aussage sind alle Erklärungen des Beschuldigten zu verstehen, die kein 
Geständnis enthalten, ferner alle Erklärungen von Zeugen und Sachverständigen. 


8. Erpressen ist hier in dem Sinne von Nötigen zu verstehen (RGSt. 71 375). Gleich- 
zustellen ist der Erpressung der Aussage die Nötigung zur vollständigen Unterlassung 
der Aussage (Binding Lehrbuch 2 S. 568; and. Olshausen Anm. 4b); wenn man dieses 
Ergebnis nicht durch Auslegung glaubt gewinnen zu können, wird man jetzt zu ihm 
durch entsprechende Anwendung ($ 2) kommen müssen. 


4. Es ist nicht erforderlich, daß der Täter eine Aussage bestimmten Inhalts er- 
pressen will (Olshausen Anm. 4b). 


IV. Neben der Absicht, ein Geständnis oder eine Aussage zu erpressen, ist für den 
inneren Tatbestand Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß auch das Bewußtsein des 
Täters von der Widerrechtlichkeit des Zwangsmittels umfassen; bedingter Vorsatz ist 
insoweit ausreichend. Am Vorsatz fehlt es nach RGSt. 71 375 mit Anm. Mezger JW 1938 
S. 33 stets dann, wenn der Täter das Zwangsmittel, das er anwendet, irrtümlich für zu- 
lässig hält. 


V. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 336 (Olshausen Anm. 6, LK Anm. 12, Schwarz 
Anm. 4; and. Binding Lehrbuch 2 $. 568 Anm. 1). 


VI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren ygl. 
Bem. VI vor $ 331. 

VII. Das kommende Recht will jede Aussage schützen, die in einem Strafverfahren, in einem Dienst- 
strafverfahren oder einer sonstigen behördlichen oder parteiamtlichen Untersuchung abzugeben ist. 


Die Verhinderung der Aussage soll ausdrücklich ihrer Erpressung gleichgestellt werden. Vgl. Schneiden- 
bach in Gürtner II S. 317, 328. 


8 344 


Ein Beamter, welcher vorsätzlich zum Nachteile einer Person, deren Unschuld ihm be- 
kannt ist, die Eröffnung oder Fortsetzung einer Untersuchung beantragt oder beschließt, 
wird mit Zuchthaus bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Verfolgung Unschuldiger, auch falsche Verfolgung ge- 
nannt; sie stellt einen besonderen Fall der Rechtsbeugung ($ 336) dar. Es handelt sich 
bei dem Tatbestand um ein eigentliches Amtsdelikt. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß beantragt oder beschlossen wird, 
eine Untersuchung gegen eine unschuldige Person zu eröffnen oder fortzusetzen. 


1. Der Begriff der Untersuchung hat hier die gleiche Bedeutung wie im $ 343; vgl. dort 
Anm. II 1. Im Schrifttum wird der Kreis der unter diese Vorschrift fallenden Unter- 
suchungen zum Teil dadurch eingeengt, daß hier eine förmliche Untersuchung erfordert 
wird; dadurch wird dann z.B. das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren aus- 
geschaltet (so z. B. Frank Anm. II, Olshausen Anm. 2a); gegen diese zu enge Auffassung 
zutreffend z. B. Gerland S. 364, v. Liszt-Schmidt $. 328, Schwarz Anm. 2A. 


2. Unschuldig ist hier nur auf die strafbare Handlung zu beziehen, wegen der die Er- 
öffnung der Untersuchung beantragt worden ist. Im Sinne dieser Vorschrift ist unschuldig 
auch, wer nur einer geringeren Straftat schuldig ist, z. B. nur eines einfachen Diebstahls 
statt eines Raubes. 
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II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß die Unschuld 
kennen und weiter das Bewußtsein haben, daß zum Nachteil des Beschuldigten gehandelt 
werde. 


IV. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. 
Bem. VI vor $ 331. 


V. Das kommende Recht will den Tatbestand mit der Begünstigung im Amt ($ 346) zusammenfassen, 
sachlich aber keine wesentlichen Änderungen vornehmen; vgl. Schneidenbach in Gürtner II S. 317, 328. 


S 345 
Ein Beamter, der vorsätzlich eine Strafe oder eine Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung vollstreckt, die nicht zu vollstrecken ist, wird mit Zuchthaus bestraft. 


Ist die Handlung aus Fahrlässigkeit begangen, so tritt Gelängnisstrafe oder Festungs- 
haft bis zu einem Jahre oder Geldstrafe ein. 


I. Die Vorschrift behandelt die unzulässige Strafvollstreckung. Es handelt sich bei dem 
Tatbestand um ein eigentliches Amtsdelikt. 


II. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß ein Beamter, der zu einem bestimm- 
ten Kreis gehört (unten III), eine Strafe oder eine Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung vollstreckt, die nicht zu vollstrecken ist. 


1. Zu den Strafen im Sinne dieser Vorschrift gehören vor allem die kriminellen Stra- 
fen, weiter aber auch die Disziplinarstrafen und die Ordnungsstrafen (Gerland 8. 364, 
Olshausen Anm. 5, Schwarz Anm.1 A; dagegen für Beschränkung auf Kriminalstrafen 
Binding Lehrbuch 2 S. 571, v. Liszt-Schmidt S. 825 LK Anm. 2). 

Es herrscht darüber Übereinstimmung, daß es unerheblich ist, in welchem Verfahren 
die Kriminalstrafe festgesetzt ist; auch Strafen, die durch die Polizei oder durch andere 
Behörden im Verwaltungsstrafyerfahren festgesetzt worden sind, gehören hierher. 


2. Zur Strafvollstreckung gehört die Gesamtheit der Maßregeln, welche die Verbüßung 
durchführen; sie umfaßt also nicht nur die Anordnung der Verbüßung, sondern auch 
ihre Durchführung und Überwachung. Entsprechendes gilt für die Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung. Der Täter vollstreckt eine Strafe oder Maßregel, die nicht zu voll- 
strecken ist, wenn er bei der Vollstreckung irgendwie von der maßgebenden Entschei- 
dung abweicht, sei es auch nur nach Art und Maß der Strafe. 


III. Täter kann nur ein Beamter sein, der zur Mitwirkung bei der Vollstreckung einer 
Strafe oder einer Maßregel der bezeichneten Art berufen ist (Binding Lehrbuch 2 S. 570, 
Gerland S. 364, LK Anm. 2; and. RGSt. 19 345, Frank Anm. IV, Olshausen Anm. 4, 
Schwarz Anm. 2, nach denen Täter auch ein Beamter sein kann, der nicht vermöge seines 
Amtes bei der Strafvollstreckung mitzuwirken hat). Jede Art der amtlichen Mitwirkung 
ist genügend; eine Mitwirkung an leitender Stelle wird nicht vorausgesetzt (RGSt. 
68 176). 


IV. Für den inneren Tatbestand kommt Vorsatz (Abs. 1) oder BannEreN (Abs. 2) 
in Betracht. | 


1. Der Vorsatz erfordert das Bewußtsein, daß es sich um die Vollstreckung einer Strafe 
oder einer Maßregel der Sicherung oder Besserung handelt und daß sie unzulässig ist. 
Bedingter Vorsatz genügt. | 

2. Fahrlässigkeit ist dann gegeben, wenn der Täter infolge schuldhaften Irrtums 
nicht weiß, daß sein Verhalten überhaupt eine Strafvollstreckung zur Folge haben 


kann oder daß diese Strafvollstreckung der Art oder dem Maß nach unzulässig ist 
(RMG 6 27). 
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V. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem.VI 
vor $ 331. 

VI. Das kommende Recht will ausdrücklich aussprechen, daß Täter nur ein zur Mitwirkung bei der 
Vollstreckung einer Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und Besserung berufener Amtsträger 
sein kann. Fahrlässigkeit soll für den’ inneren Tatbestand nicht mehr genügen; für diese Fälle wird 


eine Ahndung im Dienstaufsichtswege als genügend angesehen. Vgl. Schneidenbach in Gürtner II 
S. 318, 328. 


S 346 

Ein Beamter, der vermöge seines Amtes zur Mitwirkung bei einem Strafverfahren oder 
bei der Vollstreckung einer Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und Besserung berufen 
ist und wissentlich jemand der im Gesetz vorgesehenen Strafe oder Maßregel entzieht, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter einem 
Monat ein. 

Schrifttum: Schwitzke, Die Begünstigung im Amte, 1941 (Diss. Köln). -— Weber, Zur Aus 
legung des $ 346 StGB, ZStW 51 S. 191. 

I. Die Vorschrift betrifft die Begünstigung im Amte. Es handelt sich bei dem Tatbestand 
um ein eigentliches Amtsdelikt. 


TI. Für den äußeren Tatbestand ist erforderlich, daß ein Beamter (hierzu unten IV) 
jemand der im Gesetz vorgesehenen Strafe oder Maßregel entzieht. 


1. Unter Strafe ist hier im Unterschied zu $ 345 nur eine kriminelle Strafe zu verstehen, 
nicht z. B. Disziplinarstrafen (Binding Lehrbuch 2 S. 575 Anm. 5, Olshausen Anm. 2A). 


2. Jemand ist schon dann der Strafe im Sinne dieser Bestimmung entzogen, wenn der 
Strafanspruch für eine geraume Zeit unverwirklicht bleibt, auch wenn der Strafanspruch 
nicht dauernd und endgültig vereitelt wird (RGSt. 70 254, RG HRR 1942 Nr. 385). 
Eine Entziehung ist einmal in der Weise möglich, daß der Täter die Verfolgung einer 
strafbaren Handlung unterläßt. Dies ist dann der Fall, wenn der Täter eine auf 
Einleitung oder Durchführung des Strafverfahrens gerichtete Amtshandlung nicht vor- 
nimmt, zu deren Vornahme er verpflichtet ist. In Betracht kommt z. B. das Unterlassen 
einer Anzeige durch Polizeibeamte (RGSt. 70 252, RG HRR 1941 Nr. 457, 839), die 
Erstattung einer Anzeige gegen Unbekannt trotz Kenntnis der Person des Täters (RGSt. 
68 276). Eine Entziehung kann ferner durch Handlungen erfolgen, die geeignet sind, 
eine Freisprechung oder eine dem Gesetz nicht entsprechende Bestrafung 
zu bewirken. Dies ist z. B. der Fall, wenn der Täter in einer Anzeige erhebliche Tat- 
sachen, welche dem Beschuldigten nachteilig sein können, unterdrückt. Eine Entziehung 
istweiter dadurch möglich, daß der Täter die Vollstreckung der ausgesprochenen 
Strafe nicht betreibt. Nicht genügend ist aber die bloße Verzögerung der Strafvoll- 
streckung. Die Entziehung kann ferner auch dadurch erfolgen, daß der Täter eine mildere 
als die erkannte Strafe vollstreckt. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn er Haft 
statt Gefängnis vollstreckt, oder die Zeitdauer der erkannten Strafdauer verkürzt. Über 
eine weitere Begehungsmöglichkeit vgl. RG DStR 1986 S. 368). 

Die Nichtanzeige der Straftat eines Untergebenen durch den Vorgesetzten 
stellt nur bei Ermessensmißbrauch oder besonderer Anzeigepflicht ein strafbares Ent- 
ziehen dar (RGSt. 78 266 mit Anm. Klee ZAkDR 1939 S. 651; vgl. weiter RGSt. 74 180 
mit Anm. Klee ZAkDR 1940 S. 272 und Anm. Mezger DR 1940 S. 1238). 


IH. Die Rechtswidrigkeit kann bei einer Pflichtkollision fehlen. In Betracht kommt 
hier der Fall, daß der Beamte an der strafbaren Handlung als Teilnehmer, Begünstiger 
oder Hehler beteiligt ist (RG JW 1925 S. 258 mit Anm. Kern, RGSt. 68 277); die Gefahr 
dienststrafrechtlicher Ahndung genügt nicht (RGSt. 70 253). 
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IV. Täter kann nur ein Beamter sein, der vermöge seines Amtes zur Mitwirkung bei 
einem Strafverfahren oder bei der Vollstreckung einer Strafe oder einer Maßregel der 
Sicherung und Besserung berufen ist. Erforderlich ist, daß der Beamte unter eigener 
Verantwortung mitzuwirken hat; ein Beamter, der eine Handlung oder Entscheidung 
zur Durchführung eines Strafverfahrens oder einer Vollstreckung aus ihm nur vorzube- 
reiten hat, kann nicht Täter sein (vgl. aber RG DR 1948 S. 758). Unter eigener Verant- 
wortung wirkt bei der Durchführung eines Strafverfahrens z. B. auch der Registrator 
eines Amtsgerichts mit, der die Einsendung der Strafakten gemäß $ 346 Abs. 2 StPO 
entsprechend einer vorausgehenden Verfügung des Richters zu bewerkstelligen hat 
(RGSt. 78 298). Zur Mitwirkung bei der Vollstreckung einer Strafe kann auch der 
Beamte der Geschäftsstelle berufen sein, der die Akten fristgemäß vorzulegen hat (RG 
HRR 1940 Nr. 650). Als Täter kommen auch Bahnpolizeibeamte (RGSt. 57 19) und 
Beamte der Finanzverwaltung (RGSt. 58 79) in Betracht. 

Strafverfahren im Sinne dieser Vorschrift ist auch das Sicherungsverfahren nach 
$$ 429a ff. StPO. 


V. Eine dem $ 257 Abs. 2 entsprechende Ausnahme hinsichtlich der Begünstigung von 
Angehörigen besteht nicht. Ebenso wie für $ 257 ist aber auch hier bei der Selbstbe- 
günstigung Straffreiheit anzunehmen (RGSt. 31 196, 70 252, Weber aaO S. 208); vgl. 
oben III. i 


VI. Für den inneren Tatbestand ist direkter Vorsatz erforderlich; da das Gesetz 
Wissentlichkeit verlangt, genügt bedingter Vorsatz nicht (näher hierzu RG HRR 1927 
Nr. 1482). Der Beweggrund des Täters spielt für den inneren Tatbestand keine Rolle 
(RGSt. 78 297). Über Beachtlichkeit eines Irrtums vgl. RG HRR 1941 Nr. 839. 


Vor. Vollendet ist die Tat, wenn der Beamte durch sein Verhalten bewirkt, daß der 
staatliche Strafanspruch mindestens für eine gewisse Zeit unverwirklicht bleibt. Es ist 
nicht erforderlich, daß der Strafanspruch endgültig vereitelt wird (RGSt. 70 254). War 
nach der Auffassung der maßgeblichen Strafverfolgungsbehörde überhaupt kein straf- 
barer Tatbestand gegeben, dann kommt nur Versuch in Betracht (RG HRR 1942 
Nr. 385). 


VIII. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 257 und mit $ 257a; als Spezialgesetz geht 
$ 346 vor (RGSt. 78 298, 74 181). 


IX. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 


X. Das kommende Recht will den Tatbestand, soweit er die Begünstigung durch Mitwirkung im 
Strafverfahren betrifft, mit der Verfolgung Unschuldiger zu einem neuen Tatbestand zusammenfassen 
(vgl. oben $ 344 Anm. V). Die Bezünstigung bei der Vollstreckung soll mit $ 345 des geltenden Rechts 
zu einer Bestimmung über gesetzwidrige Vollstreckung zusammengefaßt werden. Vgl. Schneidenbach 
in Gürtner II S. 318, 328. 


8 347 


Ein Beamter, welcher einen Gefangenen, dessen Beaufsichtigung, Begleitung oder Be- 
wachung ihm anvertraut ist, vorsätzlich entweichen läßt oder dessen Befreiung vorsätzlich 
bewirkt oder befördert, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. Sind mildernde 
Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter einem Monat ein. 

Ist die Entweichung durch Fahrlässigkeit befördert oder erleichtert worden, so tritt Ge- 
fängnisstrafe bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe ein. 

Einem Gefangenen steht gleich, wer in Sicherungsverwahrung oder in einem Arbeits- 
haus untergebracht ist. 


1. Die Bestimmung bedroht das Entweichenlassen von Gefangenen ($ 121) mit erhöhter 
Strafe, wenn die Tat durch einen bestimmten Kreis von Beamten begangen wird. Es 
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handeltsich bei der Bestimmung um ein uneigentliches Amtsdelikt (LK Anm.1, Olshausen 
Anm. 1; and. Kohlrausch Bem. 1a vor $ 331). 
Vgl. noch $ 144 MStGB. 


oO. Der äußere Tatbestand entspricht dem des $ 121. Über diese Bestimmung hinaus 
nennt das Gesetz hier an Handlungen in Abs. 1 noch das Bewirken der Befreiung und 
in Abs. 2 das Erleichtern des Entweichens. 


II. Täter kann jeder Beamte sein, der vermöge seines Amtes über die Person des Ge- 
fangenen unmittelbar oder mittelbar (RGSt. 58 271) eine Aufsicht zu führen hat. Es ist 
nicht erforderlich, daß dem Beamten regelmäßig die Beaufsichtigung von Gefangenen 
obliegt; es genügt, daß ihm im Einzelfall die Beaufsichtigung eines Gefangenen anver- 
traut ist. Der Beamte braucht die Beaufsichtigung auch nicht besonders übernommen zu 
haben; es ist ausreichend, daß er zur Beaufsichtigung ohnehin verpflichtet ist (RGSt. %7 
210, v. Hippel Lehrbuch 8. 318 Anm. 1, LK Anm. 2; and. Frank Anm. I, nach dem die 
Beaufsichtigung auf der Dienstanweisung oder auf dem dienstlichen Ersuchen eines 
anderen Beamten beruhen muß; and. z. T. auch Olshausen Anm. 3). In Betracht kom- 
men aber nur Beamte, die eine Aufsicht über die Person des Gefangenen zu führen haben; 
Gefängnisbeamte, deren Amt ausschließlich in der Erledigung von Büroarbeiten be- 
steht, scheiden aus (RGSt. 27 211). 


IV. Vollendet ist die Tat, wenn die Befreiung oder Entweichung gelungen ist (RGSt- 
41 120). 


V. Für den inneren Tatbestand kommt Vorsatz (Abs. 1) oder Fahrlässigkeit (Abs. 2) in 
Betracht. Für die Fahrlässigkeit ist erforderlich, daß der Täter voraussehen konnte, ein 
Entweichen sei möglich. Es ist nicht notwendig, daB der Täter auch die von dem Ge- 
fangenen gewählte Art des Entweichens voraussehen konnte (RGSt. 41 121). Über Fahr- 
lässigkeit bei Freilassung einer vorläufig festgenommenen Person durch einen Polizei- 
beamten vgl. RGSt. 67 298. Zur Fahrlässigkeit vgl. weiter RG JW 1984 S. 42. Über 
Beachtlichkeit eines Irrtums vgl. RG HRR 1941 Nr. 839. 


VI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 

VII. Das kommende Recht will die $$ 120, 121 Abs. 1, 347 zu einem einheitlichen Tatbestand der 
Befreiung eines Gefangenen zusammenfassen und in den Abschnitt über die Auflehnung gegen die 
Staatsgewalt einstellen. Die Gefangenenbefreiung in Ausübung des Amtes oder Dienstes soll besonders 
hervorgehoben werden. Das fahrlässige Entweichenlassen von Gefangenen soll nicht mehr mit Strafe 
bedroht werden; die Möglichkeiten des disziplinarischen Einschreitens werden als genügend angesehen. 
Vgl. Dahm in Gürtner II S. 279. 


S 348 

Ein Beamter, welcher, zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt, innerhalb seiner 
Zuständigkeit vorsätzlich eine rechtlich erhebliche Tatsache falsch beurkundet oder In 
öffentliche Register oder Bücher falsch einträgt, wird mit Gefängnis nicht unter einem Mo- 
nat bestraft. | | 

Dieselbe Strafe trifft einen Beamten, welcher eine ihm amtlich anvertraute oder zu- 
gängliche Urkunde vorsätzlich vernichtet, beiseiteschafft, beschädigt oder verfälscht. 

Der Versuch ist strafbar. 

In schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus. 


I. Die Vorschrift enthält zwei Tatbestände: die Falschbeurkundung im Amt (Abs. 1) 
und die Urkundenfälschung im Amt (Abs. 2). Der erste Tatbestand ist ein eigentliche 
Amtsdelikt, der zweite ein uneigentliches Amtsdelikt. Gemeinsam ist beiden Tatbestän- 
den die Verletzung einer besonderen Vertrauenspflicht, die dem Beamten in bezug auf 
die Herstellung oder Aufbewahrung von Urkunden sowie in bezug auf die Erhaltung 
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ihrer Unversehrtheit obliegt. Fortsetzungszusammenhang zwischen beiden Tat- 
beständen ist nicht möglich (RG JW 1987 S. 1337). 


I. Die Falschbeurkundung im Amt (Abs. 1) entspricht dem $ 271. Mit Strafe bedroht 
wird die Herstellung einer echten Urkunde, die einen unwahren Inhalt hat. 

1. Täter kann nur ein Beamter sein, der zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt ist. 

a) Über öffentliche Urkunden vgl. $ 271 Anm. II 1, 2 und unten 2a. Öffentlich 
im Sinne dieser Vorschrift ist eine Urkunde nur dann, wenn sie allgemein im Rechts- 
verkehr mit dem Kennzeichen der öffentlichen Urkunde auftritt (RG DJ 1988 S. 947, 
RG HRR 1989 Nr. 62). 

b) Aufnehmen einer Urkunde ist gleichbedeutend mit Ausstellen einer Urkunde 
(Binding Lehrbuch 2 S. 281/282, Frank Anm. I 1, Gerland .S. 359, LK Anm. 2). Dem- . 
gegenüber hat das Reichsgericht bisher in ständiger Rechtsprechung angenommen, daß 
die Begriffe Aufnahme und Ausstellung einer Urkunde nicht gleichbedeutend seien. Auf- 
nahme einer Urkunde soll nur dann vorliegen, wenn der Beamte Erklärungen beurkundet, 
die ein anderer vor ihm abgibt, oder Wahrnehmungen, die er als Beamter selbst gemacht 
hat; die Beurkundung anderer Tatsachen soll nicht als Aufnahme einer Urkunde anzu- 
sehen sein (so RGSt.1 312; ihm folgend z. B. Olshausen Anm. 2, Schwarz Anm. 2). 
RGSt. 71 226 läßt es dahingestellt, ob diese Unterscheidung noch aufrechtzuerhalten sei, 

c) Befugt zur Aufnahme öffentlicher Urkunden ist ein Beamter, wenn er nach Reichs- 
oder Landesrecht sachlich und örtlich zuständig ist, Erklärungen oder Tatsachen mit 
voller Beweiskraft zu beurkunden. 

d) Täter können nicht nur die sogen. eigentlichen Urkundsbeamten sein wie z.B. 
Richter, Urkundsbeamte der Geschäftsstelle eines Gerichts, Standesbeamte, Notare, 
sondern auch andere Beamte. Beispielsweise kommen als Täter weiter in Betracht Voll- 
streckungsbeamte, und zwar nicht nur Gerichtsvollzieher, sondern z. B. auch Voll- 
ziehungsbeamte eines Finanzamts (RGSt. 71 46), ferner etwa Briefträger, Gemeinde- 
beamte, Fleischbeschauer (RG DR 1940 S. 1419). 

e) Ein Nichtbeamter kann als Anstifter oder Gehilfe strafbar sein, falls der Beamte 
vorsätzlich handelt. Ist dies nicht der Fall, dann kommt eine Bestrafung nach $ 271 in 
Betracht. 

2. Die Handlung besteht darin, daß der Beamte innerhalb seiner Zuständigkeit eine 
rechtlich erhebliche Tatsache falsch beurkundet oder in öffentliche Register oder Bücher 
falsch einträgt. Ein Gebrauchmachen von der Urkunde ist nicht erforderlich (RG 
HRR 1940 Nr. 334). 

a) Der Beamte beurkundet eine Tatsache, wenn er sie in der vorgeschriebenen Form 
in einer Weise feststellt, die dazu bestimmt ist, Beweis für und gegen jedermann zu 
begründen (RGSt. 72 378). Die Beurkundung muß den Erfordernissen einer öffentlichen 
Urkunde entsprechen (RG DJ 1938 S. 947, RG HRR 1989 Nr. 62). Feststellungen, 
die nur für den inneren Dienstverkehr bestimmt sind, kommen hier nicht in Betracht 
(RGSt. 71 46). Als öffentliche Urkunden im Sinne dieser Vorschrift sind beispielsweise 
angesehen worden: Zahlkartenabschnitte nach der Stempelung (RG St. 67 91, 247), 
Posteinlieferungsscheine (RG HRR 1940 Nr. 334), die Gebührenberechnungen für Zeu- 
gen und Sachverständige, die der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle feststellt und an- 
weist (RGSt. 71 144), Pfändungsprotokolle eines Vollstreckungsbeamten (RG JW 
1934 S. 490 mit Anm. Oetker S. 1359). Nur für den inneren Dienst bestimmt 
und keine öffentlichen Urkunden sind dagegen z. B.: Bestellvermerke des Landbrief- 
trägers auf Post- und Zahlungsanweisungen (RGSt. 67 256), Vermerke von Aufgabe- 
nummern auf Posteinlieferungsscheinen (RG JW 1938 S. 1594 mit Anm. Hellmuth), 
Eintragungen in die Vollstreckungsakten eines Finanzamts (RGSt. 71 46), Richtigkeits- 
bescheinigungen eines städtischen Beamten auf der Stadt eingereichten Rechnungen 
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(RG HRR 1941 Nr. 571 und weiter RGSt. 75 287), die Gewichtsangaben in Schlacht- 
steuerbescheiden (RGSt. 72 378), auch u. U. die Beglaubigung von Abschriften (RG DJ 
1938 S. 2039); vgl. weiter etwa über keinen öffentlichen Glauben genießende Vermerke 
des Gerichtsvollziehers RG DJ 1987 S. 200. Keine Falschbeurkundung, sondern Ver- 
fälschung einer öffentlichen Urkunde liegt vor, wenn ein Beamter eine öffentliche Ur- 
kunde, die er befugtermaßen ausgestellt und in den Verkehr gegeben hat, nachträglich 
dahin abändert, daßsie den Vorgang, den sie bezeugen soll, nunmehr anders als geschehen 
beurkundet (RGSt. 69 28). 

b) Eine festgestellte Tatsache ist falsch beurkundet, wenn sie überhaupt nicht oder 
in anderer Weise geschehen ist. Dies ist z. B. der Fall, wenn der Urkundsbeante 
eine gar nicht vorhandene Urkunde ausfertigt (RGSt. 71 226, RG HRR 1940 Nr. 263), 
oder wenn der Beamte der Durchschrift einen anderen Inhalt gibt als der Urschrift 
und bescheinigt, daß beide Fertigungen übereinstimmen (RGSt. 64 249, RG JW 198 
8. 1861). 

c) Die beurkundete Tatsache muß rechtlich erheblich sein. Dies ist bei allen Tatsachen 
der Fall, zu deren Feststellung der Beamte durch Gesetz oder Dienstanweisung ver- 
pflichtet ist. Beispielsweise stellt bei Grundbuchanträgen die Zeit des Eingangs eine 
rechtlich erhebliche Tatsache dar (RGSt. 48 417). 

d) Der Beamte muß zur Aufnahme von Urkunden der fraglichen Art zuständig sein. 
Es wird nicht vorausgesetzt, daß der Beamte zur Aufnahme der gerade in Frage stehen- 
den besonderen Urkunde befugt ist; es genügt vielmehr, daß er zur Aufnahme von öffent- 
lichen Urkunden solcher Art berufen ist (RG HRR 1926 Nr. 1577, RGSt. 71 277). 
Auch wenn die Tätigkeit des Beamten verwaltungsrechtlich betrachtet fehlerhaft ıst, 
kann trotzdem eine Beurkundung innerhalb der Zuständigkeit des Beamten vorliegen 
(RGSt. 72 179). Eine entsprechende Anwendung ($ 2) bei Unzuständigkeit zieht RG DJ 
1988 S. 2039 in Erwägung. 

e) Die Falschbeurkundung kann auch durch Unterlassen begangen werden, wenn näm- 
lich der Beamte das Wirksamwerden der unrichtigen Beurkundung nicht verhindert, 
obwohl er rechtzeitig von der Unrichtigkeit Kenntnis erlangt hat. 

f) Die Eintragung in Öffentliche Bücher oder Register ist eine besonders hervorgehobene 
Art der Beurkundung. Öffentlich sind die Bücher und die Register, die öffentlichen 
Glauben haben, die Beweis für und gegen jedermann begründen. Hierhin gehören z. B. 
die Annahmebücher der Postanstalten über Wertsendungen (RGSt. 21 311, 67 271), 
Quittungskarten der Invalidenversicherung (RG HRR 1989 Nr. 536), das Tagebuch 
des amtlich bestellten Fleischbeschauers (RG DR 1940 S. 1419). Nicht dagegen kom- 
men z. B., weil nur für den inneren Dienst bestimmt, in Betracht Eisenbahnversand- 
bücher (RGSt. 61 36), Dienstregister des Gerichtsvollziehers (RG St. 68 201), Eich- 
bücher (RGS$t. 73 328). 

8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Täter muß das Bewußt- 
sein haben, daß er innerhalb seiner Zuständigkeit eine rechtlich erhebliche Tatsache 
öffentlich beurkundet oder in öffentliche Bücher oder Register falsch einträgt. Eine 
weitergehende Absicht, insbesondere eine rechtswidrige Absicht im Sinne des $ 267, ver- 
langt das Gesetz nicht. Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts ist auch hier das 
Bewußtsein der Rechtswidrigkeit nicht erforderlich (RG JW 1911 S. 853, 1924 S. 1530 
mit Anm. CGoenders). Einen Irrtum über die Begriffsmerkmale der Urkunde und der 
Rechtserheblichkeit sieht das Reichsgericht als unbeachtlichen Strafrechtsirrtum an 
(RG LZ 1917 Sp. 1184/85). 

Bedingter Vorsatz genügt. 

4. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 267 (RGSt. 80 239, Gerland S. 360, Olshausen 

Anm. 11a, Schwarz Anm. 4 A; and. Frank Anm.T5). 
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II. Die Urkundenfälschung im Amt (Abs. 2) entspricht zum Teil dem $ 267, zum Teil 
dem $ 274 Nr. 1. Die Vorschrift dient der Erhaltung der unversehrten Gebrauchsbereit- 
schaft amtlich anvertrauter oder zugänglicher Urkunden (RGSt. 72 197). 


1. Täter kann hier jeder sein, der zur Zeit der Tat Beamter ist. Es ist nicht erforderlich, 
daß es innerhalb der amtlichen Befugnisse des Täters liegt, sich mit den Urkunden zu 
befassen (RG DR 1940 S. 75). 

Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf Amtsträger der Partei. 

2. Gegenstand der Tat ist eine Urkunde, die dem Täter amtlich anvertraut oder zu- 
gänglich ist. 

a) Es genügt hier jede Urkunde. Es ist nicht erforderlich, daß es sich um eine öffent- 
liche Urkunde handelt; es kommen daher auch Urkunden in Betracht, die nur für den 
inneren Dienst bestimmt sind (RG JW 1927 S. 1155 mit Anm. Köhler), z. B. Aktenver- 
merke (RG Recht 1915 Nr. 269). Es ist auch nicht erforderlich, daß die Tatsache, zu 
deren Beweis eine Privaturkunde dienen soll, eine rechtlich erhebliche sei (RGSt. 17 169, 
Gerland S. 359/360, LK Anm. 11; and. Binding Lehrbuch 2 S. 269, v. Liszt-Schmidt 
S. 825, Olshausen Anm. 13). Die Urkunden müssen aber zum Beweise bestimmt sein; 
dies ist nicht der Fall, wenn Urkunden nur zum Einstampfen aufbewahrt werden 
(RG JW 1988 S. 1881). Eine Urkunde im Sinne dieser Vorschrift setzt die Gedanken- 
äußerung eines Menschen voraus; eine Gasuhr ist keine Urkunde (RG DR 1942 S. 1150). 
Zum Begriff der Urkunde vgl. noch $ 133 Anm. II 1, $ 267 Anm. II. 

Als Urkunden im Sinne dieser Bestimmung sind beispielsweise angesehen worden: 
Paketkarten (RG HRR 1938 Nr. 1385), Päckchenumhüllungen (RG JW 1982 S. 3087), 
Plombenverschlüsse bei Briefbeuteln und Zollsäcken (RGSt. 67 232), regelrecht abge- 
stempelte Briefumschläge (RGSt. 72194), ein als sogen. Fangbrief in den Postverkehr 
gebrachter Brief (RGSt. 70312 mit Anm. Mezger JW 1936 S. 3465, vgl. aber auch RGSt. 
69 271), entwertete Kostenmarken in Prozeßakten (RG DJ 1986 S. 1812). 

Eine Bezugskarte (Lebensmittelkarte, Reichskleiderkarte usw.) ist erst dann eine 
Urkunde, wenn sie mit dem Namen des Bezugsberechtigten ausgefüllt ist (RGSt. 75 
318 mit Anm. Mittelbach DR 1941 S. 2444, RG ZAkDR 1942 S. 59 mit Anm. Nagler). 
Die von der Stammkarte abgetrennten Abschnitte werden in entsprechender An- 
wendung ($ 2) den Urkunden gleichgestellt (RG DR 1942 S. 1595 mit Anm. Mittelbach, 
RGSt. 76 307 mit Anm. Bruns ZAkDR 1943 S. 156 und Anm. Heinke DR 1943 S. 399), 
ebenso Reisemarken (RG DR 1948 S. 903). Fleisch- und Fettmarkenbogen, die der 
Schlächter zum Nachweis seines Bedarfs bei dem BENSDFUNgSamN einreicht, können 
Urkunden sein (RG HRR 1942 Nr. 615). 

Von diesem Tatbestand werden die von einer öffentlichen Behörde geführten Bücher 
und Register auch dann erfaßt, wenn sie keinen öffentlichen Glauben haben. In Be- 
tracht kommen hier z. B. die Strafprozeßregister der Amtsgerichte (RG HRR 1940 
Nr. 650). Auch eine Sammlung von Meldekarten (Kartothek) einer Polizeibehörde kann 
hierher gehören (RGSt. 60 157). 

b) Amtlich anvertraut ist eine Urkunde, wenn die auf amtlicher Anordnung beruhende 
Herstellung der Verfügungsmacht über sie ihren Grund in dem Beamtenverhältnis hat, 
das den Beamten verpflichtet, für die Erhaltung des Bestands, der Gebrauchsfähigkeit 
und der Richtigkeit der Urkunde zu sorgen (RGSt. 64 3, RG HRR 1940 Nr. 264). 

c) Amitlich zugänglich ist dem Beamten eine Urkunde, wenn er infolge seiner amtlichen 
Eigenschaft die tatsächliche Möglichkeit hat, zu der Urkunde zu gelangen. Nicht amtlich 
zugänglich ist die Urkunde, wenn sie sich in einem Raume befindet, den der Beamte nur 
dienstwidrig betreten kann (RG HRR 1927 Nr. 440), oder wenn sie sich in einem ver- 
schlossenen Behältnis eines von ihm mitbenutzten Dienstraumes befindet (RGSt. 61 334). 
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8. Die Handlung kann in dem Vernichten, Beiseiteschaffen, Beschädigen oder Verfäl- 
schen einer Urkunde bestehen. Auch hier ist ein Gebrauchmachen nicht erforderlich. 

a) Über Vernichten vgl. $ 133 Anm. III und $ 274 Anm. Il 2a. Beispielsweise ist ein 
Vernichten gesehen worden in der Durchschneidung und Beseitigung der Bindfäden nebst 
Plomben an einem Postbeutel (RGSt. 67 232), in dem Ablösen gestempelter Briefmarken 
(RG HRR 1987 Nr. 211), in dem Herauslösen von entwerteten Kostenmarken aus alten 
Mahnakten (RG DJ 1986 S. 1812). 

b) Beiseitegeschafft ist eine Urkunde, wenn sie von ihrem ordnungsmäßigen Aufbe- 
wahrungsort unberechtigterweise entfernt und hierdurch der Verfügung des Berechtig- 
ten, wenn auch nur vorübergehend (RG JW 1989 S. 34, RG HRR 1941 Nr. 102), ent- 
zogen wird. Das bloße Verheimlichen ohne Entfernung von der gewöhnlichen Aufbe- 
wahrungsstelle genügt nicht (RGSt. 72 197, RG JW 1989 S. 624). Ein Fortschaffen 
der Urkunde aus den zur amtlichen Aufbewahrung bestimmten Räumen ist nicht not- 
wendig; die Urkunde kann auch dadurch, daß sie in diesen Räumen versteckt wird, der 
Verfügung des Berechtigten entzogen werden (RGSt. 22 242). Zufügung eines Nachteils 
ist nicht erforderlich (RG HRR 1989 Nr. 665). Ein Beiseiteschaffen ist z. B. gefunden 
worden in dem Ableugnen des Besitzes (RG DStR 1986 S. 51), weiter in dem ÜUnter- 
lassen der Rückgabe eines Aktenstücks bei Ausscheiden aus der Beamtenstelle (RG 
HRR 1940 Nr. 1158). 

c) Über Beschädigung der Urkunde vgl. $ 133 Anm. III, $ 274 Anm. II 2b. 

d) Unter Verfälschung ist jede unbefugte Änderung des Jnhalts zu verstehen, mag auch 
der festgestellte Inhalt der Wahrheit entsprechen. Eine nachträgliche Änderung der 
Urkunde ist dann ein Verfälschen, wenn an der fertiggestellten Urkunde bereits ein 
fremder Anspruch auf Unversehrtheit entstanden war (RGSt. 74 343). Vgl. im übrigen 
8267 Anm.V A. 


4. Teilnehmer, die nicht Beamte sind, sind aus $ 133 oder aus $ 267 oder aus $ 27% zu 
bestrafen (RG HRR 1989 Nr. 793). 


5. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bei dem Beiseiteschaffen muß 
der Täter den Willen haben, gerade die amtliche Aufbewahrung der Urkunde als solche 
und die davon abhängige jederzeitige Gebrauchsbereitschaft durch Unzugänglich- 
machung der Urkunde auszuschließen (RG HRR 1940 Nr. 1158). 


6. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 263 (RGSt. 78 7), mit $ 267 (RGSt. 57 175), 
mit $ 354 (RGSt. 49 137) sowie mit $ 1497 Reichsversicherungsordnung (RGSt. 71 207 
mit Anm. Mezger JW 1937 S. 2394). Realkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 276 
(RGSt. 68 204 mit Anm. Klee JW 1934 S. 2062; vgl. hierzu noch Mezger JW 1937 
S. 239). 

Über das Verhältnis zu $ 133 vgl. dort Anm. VIII; über das Verhältnis zu $$ 350, 351 
vgl. $ 350 Anm. IX ‚$ 351 Anm. VIl. 


IV Als Strafe ist für beide Tatbestände Gefängnis nicht unter einem Monat angedroht. 
In schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus (Abs. 3). 


V. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem. 
VI vor $ 331. 


VI. Das kommende Recht will bei der Falschbeurkundung nicht mehr örtliche Zuständigkeit des Be- 
amten erfordern, im übrigen aber die Bestimmung sachlich unverändert übernehmen. Eine dem Abs. ? 
des geltenden Rechts entsprechende Bestimmung ist dagegen nicht vorgesehen. Vgl. Schneidenbaclı 
in Gürtner II S. 318, 329. 


S 349 


ist durch Art. 12 der StrafrechtsangleichungsVO vom 29. Mai 1943 gestrichen worden; 
vgl. $ 348 Anm. IV. 
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S 350 


Ein Beamter, welcher Gelder oder andere Sachen, die er in amtlicher Eigenschaft emp- 
fangen oder in Gewahrsam hat, unterschlägt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 

Schrifttum: Bollack, Die Amtsunterschlagung ($$ 350, 351 StGB), 1942 (Diss. Freiburg I. B.). 


I. Die Vorschrift behandelt die einfache Amtsunterschlagung. Erforderlich ist zunächst, 
daß der äußere und innere Tatbestand der Unterschlagung ($ 246) erfüllt wird. Hinzu- 
kommen muß, daß der Täter Beamter ist und daß er die Sachen, die er sich zueignet, in 
amtlicher Eigenschaft empfangen oder im Gewahrsam hat (RGSt. 75 290). Der Tatbe- 
stand enthält ein uneigentliches Amtsdelikt. 

Über einen erschwerten Fall vgl. $ 351. 

Die Vorschriften über Notunterschlagung ($ 248a) und über Mundraub ($ 370 Nr. 5) 
sind bei Vorliegen der Voraussetzungen des $ 350 nicht anwendbar (RGSt. 46 378, RG 
JW 1986 S. 3004); vgl. auch $ 248a Anm. V, $ 370 Anm. V 3. 


II. Täter kann jeder Beamte ($ 359) sein, und zwar auch dann noch, wenn er vorläu- 
fig seines Amtes enthoben ist (RGSt. 72 234). 

Nach RG JW 1988 S. 1803 mit Anm. K. Schäfer DStR 1938 S. 392 soll die Vorschrift 
auf Träger von Ämtern der Partei, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände 
nicht entsprechend ($ 2) anwendbar sein, da der unmittelbar anwendbare $ 266 eine an- 
gemessene Bestrafung ermögliche (vgl. hierzu $ 2 Anm. IV 1). Eine NSV-Schwester ist 
nach LG Limburg DStR 1940 S. 202 nicht Beamtin im Sinne dieser Vorschrift. 


III. Als Gegenstände der Tat kommen in Betracht Gelder oder andere Sachen, die der 
Beamte in amtlicher Eigenschaft empfangen oder in Gewahrsam hat. 


1. Gelder werden als Tatobjekte besonders hervorgehoben, um unzweideutig zum Aus- 
druck zu bringen, daß der Beamte an dienstlich eingehenden Geldern niemals Eigentum 


erwirbt. 

2, In amtlicher Eigenschaft empfangen sind Gelder oder andere Sachen dann, wenn ein 
unmittelbarer ursächlicher Zusammenhang zwischen der Erlangung des Ge- 
wahrsams und der Amtstätigkeit des Beamten besteht. Ein Beamter empfängt eine 
Sache nicht nur dann in amtlicher Eigenschaft, wenn er sie im Bereiche seiner amtlichen 
Zuständigkeit entgegennimmt, sondern auch dann, wenn ihn derjenige, von dem er sie 
empfängt, für zuständig hält und der Beamte dies erkennt (RGSt. 71107, RG DR 1940 
S. 686, 792, 1941 S. 1840; vgl. auch Frank Anm. I). Dieses Erfordernis kann weiter auch 
vorliegen, wenn beide Teile sich bewußt sind, daß der Täter nicht zuständig ist, sofern 
sie nur darüber einig sind, daß z. B. das Geld in amtliche Obhut zu weiterer amtlicher 
Behandlung gelangen soll (RG HRR 1928 Nr. 1538). Nicht in amtlicher Eigenschaft 
empfangen ist dagegen das, was der Beamte bei Gelegenheit einer Amtshandlung, nur 
aus Veranlassung der Ausübung des Amtes und in bezug auf die amtliche Stellung erhält, 
weil der Aushändigende den Beamten wegen seiner Beamteneigenschaft für besonders 
vertrauenswürdig hält (RG JW 1936 S. 3004); in diesen Fällen ist der Beamte nur pri- 
vater Vermittler des Dritten (RGSt. 71 106, OLG München DStR 1937 S. 273). Ein 
Empfangen in amtlicher Eigenschaft ist beispielsweise gegeben, wenn ein Lehrer als 
leiter der auf behördliche Veranlassung gegründeten Schulsparkasse Spargelder der 
Schüler entgegennimmt (RGSt. 71 97); vgl. weiter etwa RGSt. 60 311, RG JW 1988 
S. 2840. Dieses Merkmal kann auch bei Beträgen gegeben sein, die jemand durch Betrug 
erhalten hat (RGSt. 75 380). Nicht ohne weiteres ist dies dagegen dann anzunehmen, 
wenn ein Sparkassenangestellter Sparbücher und Geldbeträge außerhalb der Spar- 
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kassenräume zur Überbringung an die Sparkasse entgegennimmt (RG HRR i& 
Nr. 1573). 

8. Ein Beamter hat Sachen in amtlichem Gewahrsam, wenn er in Ausübung «':- 
Dienstes die Verfügungsgewalt über die Sachen erlangt; es kann dies z. B. auch bei Fu: 
sachen der Fall sein (RGSt. 57 320). Der amtliche Gewahrsam wird nicht schon dadır.. 
begründet, daß die Sachen dem Beamten amtlich zugänglich sind (RGSt. 54 228. [. 
Fortdauer des amtlichen Gewahrsams ist nicht davon abhängig, daß der Beani: : 
Sachen vorschriftsmäßig verwahrt. Der Gewahrsam kann auch fortbestehen, wenn i: 
Beamte die Sache vorschriftswidrig in einen seiner privaten Verfügung unterstehrns= 
Raum verbringt (RG LZ 1917 Sp. 463). Beispielsweise hat ein Bahnpostschati- 
die Ladung eines Bahnpostwagens in amtlichem Gewahrsam (RG Recht 1922 \r.ii. 
RG HRR 1986 Nr. 504, vgl. aber auch RGSt. 67 231). Keinen Gewahrsam hat das: 
ein Postbeamter, der nur das Umpacken, Ordnen und Umschichten der Pakete zub- 
sorgen hat (RG DJZ 1911 Sp. 283). 

Die Sache muß sich nach der herrschenden Auffassung ebenso wie nach $ 246 ım au: 
schließlichen Gewahrsam des Täters befinden. Steht die Sache im Mitgewahrsat 
mehrerer Personen, dann kommt nach RG HRR 1925 Nr. 1297 nicht Unterschlanz. 
sondern nur Diebstahl in Betracht. Diese Auffassung erscheint nicht recht befriedige:. 
sie stellt eine wohl doch nicht ganz passende Übertragung der nur bei $ 242 und $ 
selbst berechtigten Unterscheidung dar. 

4. Die Gegenstände müssen auch hier wie im $ 246 für den Täter fremde sein. Die &: 
der, die ein Postbeamter als Nachnahme oder Postzustellgebühren von dem Pa 
empfänger einzieht, werden für ihn in der Regel fremde Gelder sein (RG HRR I# 
Nr. 961); weitere Beispiele in RG JW 1988 S. 1881, RG DR 1940 S. 792. Vgl. im übrige: 
$ 246 Anm. ]l. 


IV. Die Handlung besteht in der rechtswidrigen Zueignung der Sache. Über den Beer! 
der Zueignung vgl. zunächst $ 246 Anm. IV. Das bloße Vermischen amtlicher undeız- 
ner Gelder stellt nicht ohne weiteres eine rechtswidrige Zueignung der amtlichen G& 
dar (RGSt.26437). Wohl ist dies aber der Fall, wenn sich bereits mit der Vermischung &’ 
Gelder die Absicht des Täters verbindet, den Mischbestand für eigene Zwecke zu ver!" 
den, also über die fremden Gelder wie über eigene zu verfügen (RG HRR 1987 Nr. 53. 
Als Beispiele für Zueignung vgl. etwa RGSt. 62 173, 68 131, 378, 67 335, RG HRR 17 
Nr. 270. Erlangt der Täter bereits mit der Übergabe der Sache an ihn den eigenen Bet! 
daran und bringt er dadurch die Sache tatsächlich in sein Vermögen, dann komni nich: 
Unterschlagung, wohl aber Betrug in Frage (RG HRR 1928 Nr. 1538, RGSt. 69 

Zu der Frage, wann in der Verwendung ordnungsmäßig vereinnahmter Gelder zuf 
Deckung von Fehlbeträgen eine Amtsunterschlagung zu erblicken ist, vgl. RG HRE 
1940 Nr. 711. 


V. Die Rechtswidrigkeit kann vor allem durch Einwilligung ausgeschlossen sei. Diese 
wird in der Regel für das einfache Umwechseln anzunehmen sein. Dagegen wird d 
eine etwaige Einwilligung des Vorgesetzten zur Verfügung über die amtlichen Geier 70 
persönlichen Bedürfnisseu des Beamten grundsätzlich die Rechtswidrigkeit nicht ES" 
schlossen; der Vorgesetzte ist in der Regel nicht ermächtigt, eine derartige EinwillEite 
zu erteilen (RG HRR 1987 Nr. 533). Dadurch, daß der Täter bereit und willens ist. EF° 
zu leisten, wird die Rechtswidrigkeit nicht ausgeschlossen (RG JW 1980 5. 127) 

Über die Unzulässigkeit einer Aufrechnung des Beamten mit eigenen Fordern 
gegen die Dienststelle vgl. RG DStR 1984 S. 255, RG DR 1989 S. 99%. 


2) 
VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz notwendig (hierzu näher RG IN z 
S.1531 mit Anm. Oetker). An dem erforderlichen Unrechtsbewußtsein kant ® 
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fehlen, wenn der Täter mit der Einwilligung derjenigen Persönlichkeit rechnen durfte, 
die befugt gewesen wäre, über das Eigentum an den amtlichen Geldern Verfügungen zu 
treffen (RG JW 1980 S. 1217, 1981 S. 3668 mit Anm. Dahm, 1986 S. 3391, RG DR 
1941 S. 492 mit Anm. Boldt). 


VII. Ein Versuch (Abs. 2) liegt z. B. in dem Öffnen eines Briefes in der Absicht, sich 
den Inhalt zuzueignen (RGSt. 65 148). Eine straflose Vorbereitungshandlung ist 
das Anreißen eines Briefes, um zu prüfen, ob sich eine Eröffnung lohne (RG JW 1982 
S. 3087 mit Anm. Hellmuth). Eine straflose Vorbereitungshandlung ist es weiter z. B. 
auch, wenn ein Reichsbahngehilfe, der eine Fahrkartenschnelldruckmaschine bedient, 
Fahrkarten druckt, deren Erlös er behalten will, diesen Entschluß aber aufgibt, bevor 
er auch nur eine dieser Fahrkarten verkauft hat (RG HRR 1940 Nr. 264). 


VIII. Als Gehilfe kann nur bestraft werden, wer selbst Beamter ist und die im $ 350 


bezeichneten amtlichen Beziehungen zu dem Gegenstand der Unterschlagung hat 
(RGSt. 75 290). 


IX. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 133 Abs.2 (RG GoltdArch. 68 S. 216), mit $ 263 
(RGSt. 52 166, RG DR 1940 S. 792, RG HRR 1940 Nr. 651), mit $ 266 (RGSt. 69 336 
mit Anm. Schwinge JW 1936 S. 459, RGSt. 75 191), mit $ 267 (RG JW 1988 S. 1956), 
weiter auch mit $ 348 Abs. 2 (RGSt. 59 174, RG JW 1927 S. 1155 mit Anm. Köhler) 
sowie mit $ 354 (RGSt. 51 115). Realkonkurrenz kommt mit $ 242 in Betracht (RG Goltd- 
Arch. 59 S. 449), weiter aber auch mit $ 263 (RG HRR 1940 Nr. 333), ferner auch mit 
$ 348 Abs. 2 (RG JW 1986 S. 3317). 

Begeht jemand mehrere Unterschlagungen, von denen ein Teil unter $ 246, ein 
anderer Teil unter $ 350 fällt, so liegt keine fortgesetzte Handlung vor (RG Recht 1928 
Nr. 2609, 2610). 

Mit $ 246 besteht Gesetzeskonkurrenz (RG HRR 1988 Nr. 1375). 


X. Die Vorschriften des $ 247 über den Strafantrag sind hier nicht anzuwenden (RGSt. 
46 378). 


XI. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. Bem.VI 
vor $ 331. 


Xll. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung in Aussicht genommen; vgl. 
Bem. VII vor $ 331. 


s 351 


Hat der Beamte in Beziehung auf die Unterschlagung die zur Eintragung oder Kon- 
trolle der Einnahmen oder Ausgaben bestimmten Rechnungen, Register oder Bücher un- 
richtig geführt, verfälscht oder unterdrückt, oder unrichtige Abschlüsse oder Auszüge aus 
diesen Rechnungen, Registern oder Büchern, oder unrichtige Belege zu denselben vor- 
gelegt, oder ist in Beziehung auf die Unterschlagung auf Fässern, Beuteln oder Paketen 
der Geldinhalt fälschlich bezeichnet, so ist auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. 


Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 
Monaten ein. 


I. Die Vorschrift zählt eine Reihe von Händiungen auf, welche die Amtsunterschlagung 
zu einer schweren machen. Die Bestimmung enthält keinen gegenüber $ 350 selbständigen 
Tatbestand, sondern nur verschiedene die Strafbarkeit erhöhende Umstände (RGSt. 65 
103, 68 91). 

Auch wenn einer der in der vorliegenden Bestimmung ae straferhöhenden Um- 


Stände gegeben ist, bleibt die Amtsunterschlagung ein uneigentliches Amtsdelikt (RGSt. 
65 105). | 
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II. Die einzelnen strafschärfenden Handlungen. 


1. Als strafschärfend werden zunächst genannt unrichtige Führung, Verfälschung oder 
Unterdrückung von Rechnungen, Registern oder Büchern, welche zur Eintragung oder 
Kontrolle der Einnahmen oder Ausgaben bestimmt sind. 


a) Register ist ein geordnetes Verzeichnis über das Vorhandene, namentlich zum Zwecke 
der leichten Übersicht und Auffindung; Register sind z. B. die Überweisungskarten der 
Postagenturen (RGSt. 60 11); weiteres Beispiel in RG DR 1941 S. 2291. Unter die Be- 
stimmung fallen alle Bücher und Register, deren Führung auf amtlicher Anordnung 
beruht. Die Bücher und Register brauchen keine öffentlichen im Sinne des $ 348 Abs. 1 
zu sein (RGSt. 48 209). Es kommen hier auch solche Bücher und Register in Betracht, 
die nur für den inneren Dienst einer Behörde bestimmt sind. Erst recht werden aber 
öffentliche Bücher und Register von der Vorschrift erfaßt (LK Anm.5). Unter Ein- 
nahmen und Ausgaben, zu deren Eintragung oder Kontrolle die Bücher usw. bestimmt 
sein müssen, ist jede Empfangnahme und Wiederablieferung von Geldern oder Sachen 
zu verstehen (RGSt 45 295, RG DR 1941 S. 2291). 

Beispielsweise gehören hierher Dienstregister und Vollstreckungsliste des Gerichts- 
vollziehers in Preußen (RG JW 1986 S. 995, 2235, vgl. aber auch RG HRR 1986 Nr. 855), 
Quittungskarten der Invalidenversicherung (RG St 71108, RG DR 1941 S. 585), Rund- 
funkstammkarten (RGSt. 74 342), das Annahmebuch einer Poststelle (RGSt. 72 196). 
Auch die Bücher werden durch die Vorschrift gegen Falschbuchungen geschützt, die zur 
Eintragung unkontrollierbarer Einnahmen (z. B. von gefundenem Geld) dienen, sowie 
solche, die nicht ausschließlich zu Kassenzwecken bestimmt sind (RG JW 1988 S. 2951). 
Dagegen ist das Sparkassenbuch kein zur Eintragung oder Kontrolle der Einnahmen oder 
Ausgaben der Sparkasse bestimmtes Buch oder Register im Sinne dieser Vorschrift 
(RGSt. 74 173); kein Register im Sinne dieser Bestimmung sind weiter z. B. die Sonder- 
akten der Gerichtsvollzieher (RG HRR 1988 Nr. 1377). Auch die Teile der Gerichtsakten, 
in denen Gerichtskostenmarken verwendet werden, sind keine Rechnungen, Register 
oder Bücher, die zur Eintragung oder Kontrolle von Einnahmen bestimmt sind (RG JW 
1988 S. 1517). Einfache Fahrkartenpäckchen sind keine Register (RGSt. 76 253). 

b) Die unrichtige Führung eines Buches kann auch in dem Unterlassen einer gebotenen 
Eintragung bestehen (RG DR 1941 S. 2291), ferner auch in dem Unterlassen einer Be 
richtigung (RGSt. 60 12, 72 196, RG JW 1985 S. 866). Die Nichteintragung verein- 
nahmter, aber unterschlagener Gelder fällt auch dann unter den Tatbestand, wenn die 
Eintragung die Unterschlagung offenbaren würde (RG DJ 1987 S. 1886, RG HRR 199 
Nr. 271). Über Verfälschen und Unterdrücken vgl. die Anmerkungen zu $$ 267, 274, 338 
Abs. 2; zur Frage, wann eine nachträgliche Änderung eine Verfälschung darstellt, vgl. 
RGSt. 74 343; über Unterdrücken zusammenfassend auch RG HRR 1985 Nr. 990. Ein 
Buch kann auch dadurch unterdrückt werden, daß Seiten aus ihm entfernt werden (RG 
HRR 1928 Nr. 1779). Ein Unterdrücken setzt immer voraus, daß der zu unterdrückende 
Gegenstand zu der Zeit, zu der er amtlich vorgelegt werden mußte, vorhanden war. Es 
ist daher kein Unterdrücken, wenn monatlich aufzustellende Listen nicht angefertigt 
werden und daher eine Feststellung des Fehlbetrages an Hand der Listen nicht möglich 
ist (RG HRR 1986 Nr. 1603). 

2. Als strafschärfende Handlung kommt weiter in Betracht die Vorlegung unrichtiger 
Abschlüsse oder Auszüge aus diesen Rechnungen, Registern oder Büchern oder unrieb- 
tiger Belege zu demselben. 

a) Abschlüsse stellen das Gesamtergebnis dar, welches sich aus der Eintragung von 
Einnahmen und Ausgaben in einem bestimmten Zeitraum ergibt (RGSt. 55 280); vgl. 
hierzu weiter RGSt. 76 258. Auszüge enthalten eine unvollständige Wiedergabe von 
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eingetragenen Einnahmen oder Ausgaben in abgekürzter Form. Belege sind Urkunden, 
welche zur Rechtfertigung der Eintragungen in die Bücher usw. dienen sollen (RGSt. 
58 238, 69 186). Zu den Belegen gehören auch vom Täter angefertigte Aktenvermerke, 
die rechnerisch wichtige schriftliche Erklärungen darstellen (RGSt. 68 300). Weitere 
Beispiele für Belege enthalten RG HRR 1986 Nr. 932, 1551, 1602, RGSt. 76 258. 

Unrichtig sind Abschlüsse, Auszüge und Belege nicht nur dann, wenn sie fälschlich 
angefertigt oder verfälscht sind, sondern auch, wenn sie nur unwahr sind; ein Beleg ist 
z. B. unrichtig, wenn er durch unrichtigen Inhalt irreführt oder wenn der echte und 
inhaltlich richtige Beleg zu einer Buchung in eine falsche Beziehung gesetzt wird (RGSt. 
60 65, 69 186, 300). 

b) Die Vorlegung braücht nicht unbedingt an einen Kontrollbeamten zu erfolgen; es 
genügt, daß der Täter die unrichtigen Belege usw. derart zu den Akten und damit in 
den Geschäftsgang bringt, daß sie jederzeit zur Prüfung herangezogen werden können 
(RGSt. 58 238, RG HRR 1986 Nr. 375). 

8. Die strafschärfende Handlung kann schließlich in der fälschlichen Bezeichnung des 
Geldinhalts auf Fässern, Beuteln oder Paketen bestehen. Geld ist nach RG HRR 1997 
Nr. 1486 in streng wörtlichem Sinne zu nehmen; Marken werden nicht hierher gerechnet. 


IH. Die strafschärfende Handlung muß in Beziehung auf die Unterschlagung begangen 
sein; dies ist dann der Fall, wenn die Handlung in irgendeinem beabsichtigten Zusam- 
menhang zur Unterschlagung steht. In Betracht kommt vor allem, daß die Handlung 
zur Verdeckung einer beabsichtigten oder bereits vollendeten Unterschlagung bestimmt 
ist. Die Handlung kann der Unterschlagung vorausgehen, nachfolgen oder gleichzeitig 
mit ihr vorgenommen werden (RGSt. 6 295, RG JW 1982 S. 509, RG HRR 1988 Nr. 
1337). Es ist nicht erforderlich, daß z. B. das Verdecken der alleinige Zweck der Hand- 
lung gewesen ist (RG DR 1941 S. 1659). 


IV. Gegenstand der Unterschlagung, auf die sich die Handlungen des $ 351 beziehen, 
kann nicht nur Geld sein; auch die Unterschlagung von Büchern, wissenschaftlichen 
Instrumenten und anderen Gebrauchsgegenständen, die amtliches Eigentum sind, kann 
unter diese Bestimmung fallen (RGSt. 45 293). 


V, Täter kann jeder Beamte sein; es kommen nicht nur Kassenbeamte in Betracht 
(RGSt. 45 295). Erforderlich ist grundsätzlich aber, daß der Beamte die Rechnung, das 
Buch oder das Register selbst führt (RG JW 1986 S. 2236) oder mitführt (RGSt. 67 
178, RG JW 1985 S. 1984). Die Vorlegung unrichtiger Belege über die Ausführung eigener 
Dienstgeschäfte genügt auch dann, wenn ein anderer Beamter die Register oder Bücher 
zu führen hat, zu denen die Belege zu nehmen sind (RGSt. 67 196). Mittelbare Täter- 
schaft ist dadurch möglich, daß der Täter die unrichtigen Belege durch schuldlos han- 
delnde andere Beamte vorlegen läßt (RGSt. 69 298, RG DJ 1989 S. 228). Unrichtige 
Buchführung in mittelbarer Täterschaft setzt voraus, daß die Führung oder wenigstens 
Mitführung der Bücher zu den dienstlichen Obliegenheiten auch des mittelbaren Täters 
gehört (RG DJ 1989 S. 228, RG HRR 1941 Nr. 574). 

Ein Teilnehmer kann nur dann nach dieser Vorschrift bestraft werden, wenn in seiner 
Person die straferhöhenden Umstände des $ 350 und die des $ 351 vorliegen (RGSt. 68 
91 mit Anm. Klee JW 1934 S. 1359, 75 290). 


VI. Die Vorschrift dürfte entsprechend anwendbar ($ 2) sein, wenn die Tat zur Ver- 


deckung einer Untreue oder eines Betruges begangen wird (LG Köln DStR 1988 
8. 431). 


VIL Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 263 (RGSt. 70 14), mit $ 266 (RGSt. 75 191), 
mit $ 348 (RGSt. 59 340, 65 104, Olshausen Anm. 10; and. Frank Anm. II). Ideal- 
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konkurrenz oder Realkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 267 (RG LZ 1926 Sp. 1015; 
and. hinsichtlich der Idealkonkurrenz Frank Anm. II), ferner mit $ 353 Abs. 2 (RGSt. 
61 40). Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 246 (RG HRR 1988 Nr. 1375). 


VIII. Über die Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vg]. Bem.Vl 
vor $ 331. | 


IX. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; vgl. Bem. VII vor 
8 331. 


Ss 3523 
Ein Beamter, Anwalt oder sonstiger Rechtsbeistand, welcher Gebühren oder andere 
Vergütungen für amtliche Verrichtungen zu seinem Vorteile zu erheben hat, wird, wenn 
er Gebühren oder Vergütungen erhebt, von denen er weiß, daß der Zahlende sie überhaupt 
nicht oder nur in geringerem Betrage verschuldet, mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 


L. Die Vorschrift betrifft die Gebührenüberhebung. Es handelt sich bei dem Tatbestand 
um ein eigentliches Amtsdelikt. 


DI. Täter können Beamte, Anwälte oder sonstige Rechtsbeistände sein, die Gebühren 
oder andere Vergütungen für amtliche Verrichtungen zu ihrem Vorteil zu erheben haben. 


1. Als Beamte kommen hier z. B. in Betracht Notare, Gerichtsvollzieher, beamtete 
Tierärzte. Als sonstige Rechtsbeistände kommen zunächst Personen in Frage, die das 
Amt eines Rechtsbeistandes bekleiden. Auf Rechtsbeistände, die auf Grund des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezember 
1935 zugelassen sind, und auf Prozeßagenten ($ 157 ZPO) ist die Vorschrift entsprechend 
($ 2) anwendbar (and. RGSt. 73 126 mit Anm. Hawlitzky DR 1939 S. 713, Kohlrausch 
Anm.1); vgl. auch unten $ 356 Anm. 1] 1; für unmittelbare Anwendung auf Prozeb- 
agenten v. Hippel Lehrbuch S. 318 Anm. 6. 


2. Amtliche Verrichtungen sind Handlungen, die der Beamte, Anwalt oder Rechts- 
beistand kraft seiner Amts- oder Berufsstellung vornimmt. 


8. Der Täter muß berechtigt sein, Gebühren oder andere Vergütungen zu seinem Vor- 
teil zu erheben. Es genügt, wenn die erhobenen Leistungen dem Täter mittelbar zu- 
fließen (RGSt. 40 380). Hat er nur das Recht, Gebühren für eine öffentliche Kasse zu 
erheben, so kommt $ 353 in Betracht. 


III. Die Handlung besteht in der Erhebung einer Gebühr oder Vergütung, von der der 
Annehmende weiß, daß sie der Zahlende überhaupt nicht oder nur in geringerem Beträge 
schuldet. 


1. Unter Vergütung ist das Entgelt zu verstehen, das für die Vornahme amtlicher Ver- 
richtungen zu entrichten ist. Gebühren sind Vergütungen, die ihrer Höhe nach im ver- 
aus durch Gesetz oder Verordnung festgelegt sind. Auslagen, deren Ersatz der Täter 
zu beanspruchen hat, sind nur dann Vergütungen, wenn sie ohne Rücksicht auf die Höbe 
des wirklich entstandenen Aufwandes tarifmäßig festgesetzt werden; andere Auslagen 
(z. B. Portoauslagen) rechnen nicht zu den Vergütungen (RGSt. 17 172, 19 66, 40 582). 

2. Erheben von Gebühren bedeutet nichts anderes als Fordern und Empfangen; es ist 
unerheblich, ob die Forderung mit Klage und Zwangsvollstreckung beigetrieben wird 
oder nicht (RGSt. 14 372). Gebühren werden auch dadurch erhoben, daß ein Anwalt sie 
von einem von ihm an seinen Auftraggeber abzuliefernden Geldbetrag als von ihm bean- 
sprucht kürzt (RG HRR 1927 Nr. 764) oder gegen Vorschüsse usw. verrechnet (RG JW 
1986 S. 2143). Eine Gebühr erhebt auch der einer Partei als Armenanwalt beigeordaele 
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Rechtsanwalt, wenn er sich von ihr ein Honorar geben läßt, indem er sie in den Irrtum 
versetzt, daß er dies rechtmäßig verlangen könne (RG HRR 1986 Nr. 372, 1987 Nr. 1061, 
RG DR 1943 S. 758). 

Erforderlich ist, daß der Täter gegen den angeblichen Schuldner ein eigenes Recht 
geltend macht. An dieser Voraussetzung fehlt es, wenn ein Rechtsanwalt vom Gegner 
zu hohe Gebühren einfordert (RGSt.19 30, RG JW 1988 S. 1777, 1986 S. 660). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Bedingter Vorsatz genügt 
hier nicht (Binding Lehrbuch 2 S. 933, Frank Anm. III, LK Anm. 7; and. RG HRR 1986 
Nr. 372, Olshausen Anm. 4, Schwarz Anm. 3). Der Täter muß das Bewußtsein haben, 
daß übermäßige, nicht geschuldete Gebühren erhoben werden. Die Absicht, sich einen 
Vermögensvorteilzu verschaffen, oder eine betrügerische Absicht braucht nicht gegeben 
zu sein (RG HRR 1941 Nr. 951). 


V. Ein strafbarer Versuch kann bereits in der erfolglosen Aufforderung zur Zahlung 
nicht‘geschuldeter Gebühren liegen (R 8 776). 


VI. Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 


VD. Idealkonkurrenz ist mit Betrug nur ausnahmsweise dann möglich, wenn zur Ge- 
bührenüberhebung noch eine sonstige Täuschung hinzutritt; regelmäßig geht $ 352 als 
Sondervorschrift dem $ 263 vor (RG HRR 1941 Nr. 951). Demgegenüber hält Gerland 
8.366 Idealkonkurrenz mit Betrug stets für möglich. 


vill. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; die Bestrafung 
wegen Betruges wird als ausreichend angesehen. Vgl. Schneidenbach in Gürtner II S. 326. 


$ 353 


Ein Beamter, welcher Steuern, Gebühren oder andere Abgaben für eine öffentliche Kasse 
zu erheben hat, wird, wenn er Abgaben, von denen er weiß, daß der Zahlende sie über- 
haupt nicht oder nur in geringerem Betrage verschuldet, erhebt und das rechtswidrig Er- 
hobene ganz oder zum Teil nicht zur Kasse bringt, mit Gefängnis nicht unter drei Mo- 
naten bestraft. 

Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher bei amtlichen Ausgaben an Geld oder Na- 
turalien dem Empfänger vorsätzlich und rechtswidrig Abzüge macht und die Ausgaben 
als vollständig geleistet in Rechnung stellt. 


I. Die Vorschrift faßt zwei Tatbestände zusammen: Die übermäßige Erhebung von 
Abgaben (Abs. 1) und die amtliche Verkürzung von Leistungsempfängern (Abs. 2). Beide 
Tatbestände sind eigentliche Amtsdelikte. 


II. Die übermäßige Erhebung von Abgaben (Abs. 1) unterscheidet sich von $ 352 da- 
durch, daß hier die Steuern usw. für eine öffentliche Kasse zu erheben sind, während es 
sich in $ 352 um Gebühren usw. handelt, die dem erhebenden Beamten persönlich zu- 
fließen. 

1. Täter kann nur ein Beamter sein, der Abgaben für eine öffentliche Kasse zu erheben 
hat. Es genügt, daß der Beamte diese Befugnis hinsichtlich der betreffenden Kasse nach 
irgendeiner Richtung hat; es ist nicht notwendig, daß sich seine Zuständigkeit gerade 
auf die Erhebung der geforderten Abgabe erstreckt (RGSt. 41 94). Öffentliche Kassen 
sind alle Kassen des Reichs, der Länder, der Reichsgaue, der öffentlichen Körperschaften 
und Anstalten. 

2. Unter Abgaben sind alle vermögensrechtlichen Leistungen an öffentliche Kassen 
zu verstehen, die einen öffentlich-rechtlichen Charakter haben. Steuern undGebühren 
unterscheiden sich dadurch, daß die ersteren dem Zahlungspflichtigen ohne Gegenleistung 
auferlegt werden, bei den letzteren dagegen eine Gegenleistung gewährt wird (vgl. auch 
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$ 1 Abs. 1 Reichsabgabenordnung). Der öffentlich-rechtliche Charakter der Gebühren 
kann sich auch daraus ergeben, daß für die Festsetzung ihrer Höhe nicht nur gewerbliche, 
sondern politische und volkswirtschaftliche Grundsätze maßgebend sind (RGSt. 22 308, 
Binding Lehrbuch 2 S. 932, Kohlrausch Anm. 1, Olshausen Anm. 2a, Schwarz Anm. 1; 
and. Frank Anm. I, LK Anm. 2). Zu den Gebühren rechnen daher auch die Frachtsätze 
der Reichsbahn (RGSt. 22 308), die Preise der Eisenbahnfahrkarten (RGSt. 52 165), 
die Botengebühren im Eisenbahnfrachtverkehr (RG HRR 1988 Nr. 972), die Postporto- 
beträge (RG HRR 1926 Nr. 1209). 

8. Die strafbare Tätigkeit besteht aus zwei Akten. 

a) Erforderlich ist einmal die Erhebung von Abgaben, von denen der Täter weiß, 
daß der Zahlende sie überhaupt nicht oder in geringerem Betrage schuldet. Der Täter 
erhebt Abgaben auch dann, wenn er Vorschüsse oder Abschlagzahlungen auf dieselben 
einfordert und erhält (RGSt. 41 92). Dieses Merkmal ist auch gegeben, wenn die Zah- 
lenden davon Kenntnis haben, daß sie die von dem Beamten geforderten Beträge nicht 
schulden, aber zur Vermeidung von Weiterungen oder Nachteilen oder aus sonstigen 
Rücksichten der Zahlungsaufforderung Folge leisten (RGSt. 22 308). 

b) Erforderlich ist zum anderen, daß der rechtswidrig erhobene Betrag ganz oder 
teilweise nicht zur Kasse gebracht wird. Dies ist auch dann der Fall, wenn der 
Betrag dauernd in die Kasse gelegt wird, aber unter Verschweigen oder Verheimlichung 
seiner Herkunft, um einen Fehlbetrag zu verdecken (RGSt. 26 260), weiter auch, wenn 
der Betrag nur vorübergehend und ohne Buchung in die Kasse gelegt wird, um ihn un- 
bemerkt wieder entfernen zu können (RG HRR 1927 Nr. 765); näher hierzu RGS$t. 
75 380. 

II. Die amtliche Verkürzung von Leistungsempfängern (Abs. 2). 

1. Täter kann nur ein Beamter sein, der selbst die Ausgabe oder Auszahlung bewirkt 
(RGSt. 66 247). Entsprechend anwendbar ($ 2) ist die Vorschrift auf Amtsträger der Be- 
wegung, z. B. solche der NSV. 

2. Die Handlung besteht aus zwei Teilen. 

a) Der erste Teil besteht darin, daß der Beamte dem Empfänger von Geld oder Na- 
turalien rechtswidrig und vorsätzlich Abzüge macht. Gleichzustellen ist dieser Verkür- 
zung der Leistung die völlige Unterlassung der Leistung (Binding Lehrbuch 2 8. 90). 
Dieser erste Akt richtet sich gegen die Person des Empfängers (RGSt. 66 247). 

b) Der zweite Teil der Handlung besteht darin, daß der Beamte bei der Abrechnung 
diejenige Behörde, für die er die Leistung bewirkt, mit der Volleistung belastet, obwohl 
nur eine Teilleistung vorlag. Dieser zweite Akt richtet sich gegen den Staat oder die Be- 
hörde, für die der Beamte bei der Auszahlung tätig geworden ist (RGSt. 66 248). 

IV. Für den inneren Tatbestand ist in beiden Fällen Vorsatz erforderlich. Bedingter 
Vorsatz genügt nicht. | 

V. Wegen einer Nebenstrafe vgl. $ 358. 

VI. Idealkonkurrenz oder Realkonkurrenz kommt in Betracht mit $ 263 (RGSt. 5l 
39, 75 380) und mit $ 350 (RGSt. 61 40); ebenso Kohlrausch Anm. 6, LK Anm. V, Ols- 
hausen Anm. 6a, 6c, Schwarz Anm. 3; and. Binding Lehrbuch 2 S. 935, 940, der in beiden 
Fällen $ 353 als Spezialgesetz ansieht; Frank Anm. I, II hält Idealkonkurrenz mit $ 350 
für ausgeschlossen, aber mit $ 263 für möglich. 


VO. Wegen der Geltung der Vorschrift im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. 
Bem. VI vor $ 331. 


vi. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; die Vorschriftea 
über Betrug und Untreue werden zur Erfassung aller kriminell strafwürdigen Fälle als genügend an- 
gesehen. Vgl. Schneidenbach in Gürtner Il S. 326. 
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Ein Beamter im Dienste des Auswärtigen Amtes des Deutschen Reichs, welcher die 
Amtsverschwiegenheit dadurch verletzt, daß er ihm amtlich anvertraute oder zugängliche 
Schriftstücke oder eine ihm von seinem Vorgesetzten erteilte Anweisung oder deren Inhalt 
anderen widerrechtlich mitteilt, wird, sofern nicht nach anderen Bestimmungen eine 
schwerere Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis oder mit Geldstrafe bestraft. 

Gleiche Strafe trifft einen mit einer auswärtigen Mission betrauten oder bei einer solchen 
beschäftigten Beamten, welcher den ihm durch seinen Vorgesetzten amtlich erteilten An- 
weisungen vorsätzlich zuwiderhandelt, oder welcher in der Absicht, seinen Vorgesetzten 
in dessen amtlichen Handlungen irrezuleiten, demselben erdichtete oder entstellte Tat- 
sachen berichtet. 


I. Die Vorschrift behandelt den Vertrauensbruch in auswärtigen Angelegenheiten. An- 
laß zur Aufnahme der Bestimmung waren die Erfahrungen, die in dem Strafprozeß gegen 
den früheren deutschen Botschafter in Paris Graf Arnim gemacht worden waren. Man 
bezeichnet die Vorschrift daher auch als Arnim-Paragraph. 

Es handelt sich bei der Bestimmung um ein eigentliches Amtsdelikt. 


II. Im Abs. 1 wird der Bruch des diplomatischen Amtsgeheimnisses mit Strafe bedroht. 
Das Besondere dieser Bestimmung besteht darin, daß hier die Verletzung der Amtsver- 
schwiegenheit als solche in gewissem Umfange mit krimineller Strafe bedroht ist, wäh- 
rend dies bei den übrigen Beamten nur dann der Fall ist, wenn dadurch wichtige öffent- 
liche Interessen gefährdet werden ($ 353b). 

1. Täter kann nur ein Beamter sein, der im Dienste des Auswärtigen Amtes des Deut- 
schen Reiches steht. Hierzu gehören alle Beamten, die im Auswärtigen Amt angestellt 
sind, ferner auch die Beamten, die dem Auswärtigen Amt untergeordnet sind, also auch 
die Mitglieder der wissenschaftlichen Institute, die das Deutsche Reich im Ausland unter- 
hält (v. Liszt-Schmidt S. 827, Olshausen Anm. 3; and. bezüglich der Institutsmitglieder 
Binding Lehrbuch 2 S. 495, LK Anm. 2). Auch ein früherer Beamter des Auswärtigen 
Amtes kann Täter sein (so bisher schon Olshausen Anm. 3 entgegen der herrschenden 
Meinung); zum mindesten dürfte jetzt entsprechende Anwendung ($ 2) geboten sein. 
Stand der Täter zur Zeit der Tat im Dienst des Auswärtigen Amtes, so bleibt er auch nach 
Ausscheiden aus dieser Dienststellung strafbar (RGSt. 41 6). 

2. Die Verletzung der Amtsverschwiegenheit ist hier aber nur dann mit krimineller 
Strafe bedroht, wenn sie in der widerrechtlichen Mitteilung eines amtlich anvertrauten 
oder zugänglichen Schriftstücks, einer von dem Vorgesetzten erteilten Anweisung oder 
des Inhalts eines solchen Schriftstücks bzw. einer solchen Anweisung besteht. Die wider- 
rechtliche Mitteilung von anderen Gegenständen oder Nachrichten wird durch entspre- 
chende Anwendung ($2) zu erfassen sein, so z. B. die Mitteilung einer Eröffnung, die 
nicht unter den Begriff der Anweisung fällt. 

8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (RGSt. 41 7, Binding Lehrbuch 
2S. 496, Frank Anm. II, Gerland S. 367, LK Anm. 6; and. Olshausen Anm. 10, Schwarz 
Anm. 1 B, nach denen Fahrlässigkeit genügt). 


IHM. In Abs. 2 sind die Zuwiderhandiungen gegen amtliche Anweisungen eines Vor- 
gesetzten und der Bericht erdichteter oder entstellter Tatsachen mit Strafe bedroht. 
1. Täter kann hier jeder mit einer auswärtigen Mission betraute oder bei einer solchen 


beschäftigte Beamte sein. 
8. Absicht in der zweiten Alternative ist im Sinne der den Willen bestimmenden Er- 


folgsvorstellung zu verstehen (Frank Anm. Il 2). 


IV. Die Vorschrift ist nur subsidlär (‚‚sofern nicht nach anderen Bestimmungen eine 
schwerere Strafe verwirkt ist‘). Idealkonkurrenz mit der landesverräterischen Untreue 
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8 353b ı,u 28. Abschnitt. Verbrechen und Vergehen im Amte 


(890g) oder mit der Beseitigung amtlich anvertrauter oder zugänglicher Urkunden i$ 338 
Abs. 2) ist ausgeschlossen. 


V. Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 


VI. Das kommende Recht will den Abs. 1 erheblich erweitern und jeden Vertrauensbruch in aus 
wärtigen Angelegenheiten mit Strafe bedrohen. Als Täter soll künftig jeder Amtsträger oder frühere 
Amtsträger in Betracht komimnen. Mit Strafe soll bedroht werden, wenn eine dieser Personen unbefuzt 
Nachrichten oder Gegenstände an einen anderen gelangen läßt, die ihm bei Ausübung ihres Dienstes 
anvertraut worden oder sonst zugänglich geworden und die für die Beziehungen des Reiches zum Au=- 
land von Bedeutung sind. Eine dem Abs. 2 des geltenden Rechts entsprechende Bestiminung soll in den 
Abschnitt über Landesverrat eingestellt werden. Die Verfolgung der Tat soll von einer Anordnung des 
Reichsministers der Justiz abhängig gemacht werden. Vgl. Schneidenbach in Gürtner II S. 322, 32%, 


S 353b 


Ein Beamter oder früherer Beamter, der unbefugt ein ihm bei Ausübung seines Amtes 
anvertrautes oder zugänglich gewordenes Geheimnis offenbart und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Gefängnis, in besonders schweren Fällen mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft; hat der Täter mit der eingetretenen Gefährdung 
fahrlässig nicht gerechnet, so ist auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder auf Geldstrafe 
zu erkennen. 

Einem Beamten steht eine für eine Behörde tätige Person gleich, die auf die gewissen- 
hafte Erfüllung ihrer Dienstpflicht durch Handschlag oder zur Verschwiegenheit beson- 
ders verpflichtet worden Ist. 

Der Versuch Ist strafbar. 

Die Tat wird nur mit Zustimmung der dem Täter vorgesetzten Behörde, und, wenn er 
nicht mehr in seinem: Amt oder seiner Stellung ist, mit Zustimmung der letzten vorge- 
setzten Behörde verfolgt. Die Verfolgung von Personen, die zur Verschwiegenheit beson- 
ders verpflichtet worden sind, tritt nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz ein. 

Schrifttum: Köhler, Der Bruch des Amtsgeheimnisses, GS 108 S. 128; Wittland, Bestrafung 
des Bruchs der Amtsverschwiegenheit, Zeitschrift für Beamten- und Behördenangestelltenrecht 7 5.113. 
Vgl. auch noch Probst, Der strafrechtliche Schutz des Amtsgeheimnisses unter besonderer Berück- 
sichtigung der $$ 353b und 353c StGB, 1939 (Diss. Köln). 

I. Die Vorschrift behandelt den Bruch der Amtsverschwiegenheit. Der Tatbestand stellt 
ein eigentliches Amtsdelikt dar. 


Über Verletzung des Steuergeheimnisses vgl. $ 412 in Verbindung mit $ 22 Reichs- 
abgabenordnung. 


ll. Täter können einmal Beamte im Sinne des $ 359 sein (Abs. 1), zum anderen solche 
Personen, die für eine Behörde tätig sind und in dieser Eigenschaft Kenntnis von Tat- 
sachen erlangen, auf die sich die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht (Abs. 2). Zu 
dieser zweiten Gruppe von Tätern gehören zunächst die Behördenangestellten, die 
auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Dienstpflicht durch Handschlag verpflichtet worden 
sind ($ 1 VO gegen Bestechung usw. vom 22. Mai 1943, RGBl.1I S. 351); hierzu noch 
Wittland aaO $. 122. Zu dieser zweiten Gruppe von Tätern gehören weiter solche Per- 
sonen, die, ohne in einem Dienstverhältnis von längerer Dauer zu stehen, vorübergehend 
kraft Sonderauftrags für eine Behörde tätig sind. Diese Personen werden wie die Be- 
hördenangestellten behandelt, wenn sie zur Verschwiegenheit besonders verpflichtet 
worden sind. Für diese Verpflichtung ist — anders als bei der allgemeinen Inpflicht- 
nahme der Behördenangestellten -— keine besondere Förmlichkeit erforderlich; sie 
kann durch eine einfache Eröffnung erfolgen, daß über gewisse Dinge Stillschweigen 
zu bewahren sei. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit kann auch noch nach Brendi- 
gung der Tätigkeit vorgenommen werden (amtliche Begründung in DJ 1936 S. 997). 

Unter Beamten im Sinne dieser Bestimmung sind auch die im Dienste des Protek- 
torats stehenden Beamten zu verstehen (AV in DJ 1941 S. 685). 
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Bruch der Amtsverschwiegenheit mx 8 353b 


IH. Die Handiung besteht im unbefugten Offenbaren eines Geheimnisses, das dem 
Täter bei Ausübung seines Amtes anvertraut oder zugänglich geworden ist. 


1. Geheimnisse sind Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz oder dienst- 
liche Anordnung vorgeschrieben oder ihrer Natur nach erforderlich ist (vgl. $ 8 DBG); 
über in Betracht kommende gesetzliche Vorschriften vgl. Wittland aaO S. 124. Geheim 
sind Angelegenheiten, deren Kenntnis nicht über einen geschlossenen Kreis von Personen 
hinausgeht (näher hierzu RGSt. 74 111); vgl. auch noch $ 88 Anm. 12. Zu den Geheim- 


nissen im Sinne dieser Vorschrift gehören z. B. auch die Texte der Klausuraufgaben für 
Prüfungen (RGSt. 74 112). 


2. Ein Geheimnis ist dem Beamten bei Ausübung seines Amtes dann zugänglich, wenn 
für ihn auf Grund des Amtsverhältnisses und des ihm geschenkten Vertrauens die tat- 
sächliche Möglichkeit besteht, an das Geheimnis heranzukommen (RGSt. 74 112). 
Anvertraut sind die Geheimnisse, die auf Anordnung seiner Dienstvorgesetzten oder auch 
nur im gewöhnlichen ordnungsmäßigen Verlauf des Dienstbetriebes absichtlich und wis- 
sentlich zur Kenntnis des Täters gelangen (Wittland aaO S. 125/126). 


8. Das Geheimnis ist stets dann offenbart, wenn es einer Person mitgeteilt wird. Es ist 
ohne Bedeutung, ob diese das Geheimnis kennt oder nicht. Unbefugt ist die Offenbarung, 
wenn sie ohne besondere Befugnis erfolgt. Die Befugnis kann sich z. B. aus gesetzlicher 
Vorschrift (Anzeigepflicht) oder aus einer Ermächtigung des Vorgesetzten ergeben. 
Wahrnehmung berechtigter Interessen berechtigt grundsätzlich nicht zur Mitteilung des 
Geheimnisses (vgl. $ 9 Abs. 2 DGB). 


IV. Durch das Offenbaren müssen wichtige öffentliche Interessen gefährdet werden. 
Eine solche Gefährdung kann auch eintreten, wenn es sich um die Offenbarung einer 
Angelegenheit handelt, die nur im Interesse eines einzelnen geheimzuhalten ist. Unter 
Umständen kann es auch genügen, daß das Ansehen der Behörde gefährdet wird, wenn 
sich einer ihrer Beamten als unzuverlässig erweist (RG DStR 1938 S. 321 mit Anm.K. 
Schäfer, Wittland aaO S. 128). Vgl. auch noch RGSt. 74 111. 


V. Für den inneren Tatbestand ist zu beachten, daß das Offenbaren des Geheimnisses 
stets vorsätzlich erfolgen muß; bedingter Vorsatz genügt. Das fahrlässige Offenbaren ist 
nicht kriminell strafbar. Hinsichtlich der Gefährdung wichtiger öffentlicher 


Interessen genügt dagegen Vorsatz oder Fahrlässigkeit; bei Fahrlässigkeit ist aber 
eine geringere Strafe angedroht. 


VI. Wegen einer Nebenstrafe vgl. $ 358. 


VO. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 300, ferner mit $ 13 Reichsärzteordnung (Dalcke 
Anm. 37b). 


VIN. Die Verfolgung der Tat wird nur mit Zustimmung der dem Täter bei Einleitung 
der Strafverfolgung (Wittland aaO S.129) vorgesetzten Behörde betrieben (Abs. 4 
Satz 1). Wegen der Zuständigkeit zur Erteilung der Zustimmung vgl. Nr. 389b Richt- 
linien für das Strafverfahren und die AV in DJ 1937 S. 138. Bei einem Beamten, der im 
Dienste des Protektorats steht, ist die Zustimmung des Reichsprotektors in Böhmen und 
Mähren erforderlich (AV in DJ 1941 S. 685). Bei anderen Personen als Beamten und 


Behördenangestellten bedarf es zur Verfolgung der Anordnung des Reichsministers der 
Justiz (Abs. 4 Satz 2). 


IX. Die Bestimmung gilt im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 


Protektoratsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBl. I S. 754, und 
5. Mai 1941, RGBIl. 1 S. 248). 


X. Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert übernehmen. 
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S 353c 

Wer, abgesehen von den Fall des $ 853b, unbefugt ein amtliches Schriftstück, das als 
geheim oder vertraulich bezeichnet worden ist, oder dessen wesentlichen Inhalt ganz oder 
zum Teil einem anderen mitteilt und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer unbefugt einem anderen eine Mitteilung weitergibt, zu deren 
Geheimhaltung er von einer zuständigen Stelle besonders verpflichtet worden ist, und da- 
durch wichtige öffentliche Interessen gefährdet. 

In besonders schweren Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

Hat der Täter mit der eingetretenen Gefährdung fahrlässig nicht gerechnet, so ist auf 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder auf Geidstrafe zu erkennen. 

Der Versuch ist strafbar. 

Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz verfolgt. 


Schrifttum: Köhler, Der Bruch des Amtsgeheimnisses, GS 108 S. 126; Wittland, Bestrafung 
des Bruchs der Amtsverschwiegenheit, Zeitschrift für Beamten- und Behördenangestelltenrecht 7 
S. 118. Vgl. auch noch Probst, Der strafrechtliche Schutz des Amtsgeheimnisses unter besonderer 
Berücksichtigung der $$ 353b und 353c StGB, 1939 (Diss. Köln). 

I. Die Vorschrift bedroht das Offenbaren eines geheimen Schriftstücks mit Strafe. Es 
handelt sich bei diesem Tatbestand nicht um ein Amtsdelikt; denn der Täter braucht 
weder Beamter noch Behördenangestellter zu sein; systematisch gehört der Tatbestand 
zu den Angriffen auf die öffentliche Ordnung. 


II. Das Mitteilen geheimer Schriftstücke (Abs. 1). 

1. Täter kann hier jedermann sein, auch derjenige, der nicht Beamter und auch nicht 
in anderer Weise für eine Behörde tätig ist. 

2. Die Handlung besteht darin, daß jemand unbefugt ein amtliches Schriftstück, das 
als geheim oder vertraulich bezeichnet worden ist, oder dessen wesentlichen Inhalt ganz 
oder zum Teil einem anderen mitteilt. Amtlich ist ein Schriftstück, das von einer Be 
hörde oder einem Beamten ausgeht, das in amtlicher Eigenschaft verfaßt ist und amt- 
lichen Zwecken dient. Die Bezeichnung als geheim oder vertraulich braucht sich nicht 
auf dem Schriftstück selbst zu finden; es genügt z. B., daß auf diesen Charakter des 
Schriftstücks mündlich hingewiesen wird. Es ist ohne Bedeutung, auf welche Weise 
der Täter von dem Inhalt des als geheim oder vertraulich bezeichneten Schriftstücks 
Kenntnis erhält. Die Mitteilung kann in der Weise geschehen, daß der Täter das 
Schriftstück selbst weitergibt oder daß er seinen Wortlaut oder den wesentlichen In- 
halt ganz oder zum Teil mündlich einem anderen mitteilt. 

8. Durch die Mitteilung müssen wichtige öffentliche Interessen gefährdet werden; vgl. 
hierzu $ 353b Anm. IV. 

4. Für den inneren Tatbestand gilt das in $ 353b Anm. V Ausgeführte entsprechend. 
Der Täter muß wissen, daß die Mitteilung den Inhalt eines als geheim oder vertraulich 
bezeichneten amtlichen Schriftstücks betrifft. 


III. Die unbefugte Weitergabe geheimer Mitteilungen (Abs. 2). 

1. Der Tatbestand bezieht sich auf mündliche Mitteilungen, die nicht in einem amtlich 
oder vertraulich bezeichneten Schriftstück niedergelegt sind, und zu deren Geheim- 
haltung der Täter von einer zuständigen Stelle besonders verpflichtet worden ist. In 
Betracht kommt etwa der Fall, daß jemand vorbereitend von behördlichen Absichten 
unterrichtet wird, wie z. B. ein Unternehmer. Die Auferlegung der Verpflichtung kann 
auch nach Erhalt der Mitteilung erfolgen. 

2. Durch die unbefugte Weitergabe derMitteilung müssen wichtige öffentliche Inter- 
essen gefährdet werden; vgl. hierzu $ 353b Anm. IV. 
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8. Täter kann jedermann sein. Erforderlich ist aber, daß ihm von der zuständigen Be- 
hörde eine Geheimhaltungspflicht auferlegt worden ist. Derjenige, dem der Täter unter 
Bruch seiner Verschwiegenheitspflicht eine Mitteilung unbefugt weitergegeben hat, fällt 
bei Weitergabe der Mitteilung auch dann nicht unter diese Vorschrift, wenn ihm der 
Geheimhaltungspflichtige bei der Mitteilung Stillschweigen geboten hatte (amtliche Be- 
gründung DJ 1936 S. 998). 

4. Für den inneren Tatbestand gilt das in $ 353b Anm. V Ausgeführte entsprechend. 


IV. Wegen einer Nebenstrafe vgl. $ 358. 


V. Die Vorschrift gilt im Protektorat Böhmen und Mähren auch für nichtdeutsche 
Staatsangehörige ($$ 15, 15a, 16 VO vom 14. April 1939, RGBl. I S. 754, und 5. Mai 
1941, RGBI.1I S. 248). 


VI. Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert übernehmen, sie aber in den 
Abschnitt über Angriffe auf die öffentliche Ordnung einstellen. 


S 354 


Ein Postbeamter, welcher die der Post anvertrauten Briefe oder Pakete in anderen als 
den im Gesetze vorgesehenen Fällen eröffnet oder unterdrückt oder einem anderen wissent- 
lich eine solche Handlung gestattet oder ihm dabei wissentlich Hilfe leistet, wird mit Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 


I. Die Vorschrift behandelt die Verletzung des Postgeheimnisses. Zweck der Bestim- 
mung ist es, die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Postverkehrs zu schützen (RGSt. 72 
4197) und weiter das Brief- und Postgeheimnis gegenüber den Postbeamten zu sichern. 

Wenn die Tat durch Unterdrücken erfolgt, handelt es sich um ein eigentliches Amts- 
delikt. Soweit im übrigen $ 299 vorliegt, ist ein uneigentliches Amtsdelikt gegeben 
(RGSt. 28 102, v. Hippel Lehrbuch S. 320 Anm. 7). 


HI. Objekt der Tat können alle Gegenstände sein, die der Post zur amtlichen Beför- 
derung anvertraut worden sind. 

1. Alle Postsendungen, die keine Pakete sind, sind als Briefe im Sinne dieser Vorschrift 
anzusehen (Binding Lehrbuch 2 S. 945, Gerland S. 367, LK Anm. 3, OLG Dresden LZ 
1918 Sp. 183; ebenso das kommende Recht, unten 1X). Demgegenüber erfordert die über- 
wiegende Meinung für den Begriff des Briefes das Vorhandensein einer Mitteilung von 
Person zu Person; daher werden Zeitungsnummern, auch wenn sie unter Kreuzband ver- 
schickt werden, nicht zu den Briefen gerechnet und von dieser Vorschrift als nicht erfaßt 
angesehen (RGSt.88 278, 86 269, Frank Anm. 1] 1, Kohlrausch Anm. 3, Olshausen 
Anm. 2ca, Schwarz Anm.2 A). Als Briefe sieht aber auch die überwiegende Meinung 
z. B. an Postanweisungen und Zahlkarten (RGSt. 72 193), Paketkarten, Nachnahme- 
postanweisungen und Empfängerabschnitte der Nachnahmekarten vor der Zustellung 
(RGSt. 78 236). 

8. Briefe oder Pakete sind der Post dann anvertraut, wenn sie auf vorschrifts- 
mäßige Weise in den Postverkehr gelangt sind. Es ist nicht erforderlich, daß die 
Sendung bei der Postanstalt eingegangen ist; es genügt bereits das Einwerfen des 
Briefes in den Briefkasten (RGSt. 22 395). Der Post anvertraut sind auch Briefe, die 
das Postamt selbst, z. B. an säumige Rundfunkgebührenschuldner, abgesandt hat (RG 
DR 19839 S. 924 mit Anm.Richter). Anvertraut ist ferner auch ein zur Entlarvung 
eines verdächtigen Beamten der Post übergebener Brief (sogen. Fangbrief) (RGSt. 
65 146, 69 271). 


III. Die Handlung kann in dem Eröffnen, Unterdrücken oder in dem Erleichtern solcher 
Taten eines Dritten bestehen. 
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1. Eröffnen bedeutet den Verschluß der Sendung unwirksam machen (vgl. auch $ 299 
Anm.IIlI). 2 


2. Zum Unterdrücken genügt es, daß die Sendung, wenn auch nur vorübergehend, dem 
ordnungsmäßigen Postverkehr entzogen wird (RGSt. 72 197). Untergeordnete Ver- 
stöße gegen postalische Vorschriften rein innerdienstlichen Charakters stellen kein Unter- 
drücken dar (RG JW 1986 S. 513-514). Kein Unterdrücken ist es, wenn ein Postbeamter 
Sendungen an sich nimmt und zustellt, ohne daß sie ihm zugeschrieben waren (RGSt. 78 
236). Ein Paket ist auch dann nicht unterdrückt, wenn ihm nur ein Teil seines Inhalts 
entnommen wird (RGSt. 57 8). Ebensowenig unterdrückt ein Postbeamter eine Nach- 
nahmesendung, die er ohne Bezahlung des Nachnahmebetrages aushändigt (Kohlrausch 
Anm.5; and. RGSt. 71 330). 

8. Die Handlung kann weiter im Gestatten des Eröffnens oder Unterdrückens oder in 
der Hilfeleistung dazu bestehen. Das Gestatten kann ausdrücklich oder stillschweigend 
erfolgen. 1st derjenige, der die Sendung eröffnet oder unterdrückt, selbst nicht Post- 
beamter, dann ist er gegebenenfalls aus $$ 133, 242, 246, 274, 299, 303 als Täter zu 
bestrafen. Der Postbeamte ist, soweit bei ihm nur ein Gestatten oder Helfen im Sinne 
des $ 354 vorliegt, nur aus $ 354 zu bestrafen (Schwarz Anm. 3 B; and. Frank Anm. TII2, 
nach dem auf seiten des Beamten dann Anstiftung oder Beihilfe zu einem der genannten 
Delikte mit $ 354 in Konkurrenz steht). 


IV. Täter kann nur ein Postbeamter sein. Es ist nicht erforderlich, daß der Beamte ge- 
rade mit dieser Sendung dienstlich befaßt ist (RGSt. 87 40). 


V. An der Rechtswidrigkeit fehlt es dann, wenn die Eröffnung usw. kraft Gesetzes oder 
kraft einer auf Grund des Gesetzes erlassenen Verordnung statthaft ist. In Betracht 
kommen hier z. B. $$ 37, 48 Postordnung vom 30. Januar 1929 (RGBl.1I S. 33), weiter 
etwa $ 99 StPO, $ 121 KO. Ein Postbeamter, der begründeten Anlaß zu der Annahme 
hat, ein der Post anvertrauter ihm zugänglicher Brief enthalte eine ihn beleidigende 
Kundgebung, ist aus dem Gesichtspunkt der Notwehr nicht zur Eröffnung des Briefes 
berechtigt (RG JW 1928 S. 662); vgl. auch $ 53 Anm. IV 4. 


VI. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (näher RGSt. 71 332). Nach 
RGSt. 58131 braucht der Täter nicht das Bewußtsein der Beamteneigenschaft zu haben; 
die Kenntnis der sie begründenden Tatsachen wird als genügend angesehen. 


VII. Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 


vn. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 246 und mit $$ 242, 243, vor allem mit $ 350 
(RGSt. 51 115). Das gleiche Konkurrenzverhältnis kommt ferner mit $ 133 Abs. 2 in Be- 
tracht (RGSt. 54 123, 58 335), weiter mit $ 348 Abs. 2 (RGSt. 49 137); mit $ 133 Abs. 1 
besteht Gesetzeskonkurrenz. 


IX. Das kommende Recht will die 85 354, 355 zusammenfassen und erheblich erweitern. Täter »>l} 
jeder sein können, der im Dienst der deutschen Reichspost steht. Als Tatobjekte sollen alle Sendunzia 
in Betracht kommen, die der deutschen Reichspost zur Übermittlung auf dem Post- oder Fernmelie- 
wege anvertraut sind. Das kommende Recht will auch nicht mehr nur das Öffnen oder Unterdrücken 
einer Sendung mit Strafe bedrohen, sondern auch jede andere Nachforschung nach dem Inhalt des der 
Reichspost zur Übermittlung Anvertrauten. Vgl. näher Schneidenbach in Gürtner II S. 323, 329. 


| S 355 
Telegraphenbeamte oder andere mit der Beaufsichtigung und Bedienung einer zu öffent- 
lichen Zwecken dienenden Telegraphenanstalt betraute Personen, welche die einer Tel« 
graphenanstalt anvertrauten Depeschen verfälschen oder in anderen, als in den im 6* 
setze vorgesehenen Fällen eröffnen oder unterdrücken oder von ihrem Inhalte Dritte rechts- 
widrig benachrichtigen oder einem anderen wissentlich eine solche Handlung gestatten 
oder ihm dabei wissentlich Hilfe leisten, werden mit Gefängnis bestraft. 
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Parteiverrat 8 356 


Den einer Telegraphenanstalt anvertrauten Depeschen werden Nachrichten gleich- 
geachtet, die durch eine zu öffentlichen Zwecken dienende Fernsprechanlage vermittelt 
werden. 


I. Die Vorschrift behandelt die Verletzung des Telegraphengeheimnisses. Soweit $ 299 
auf verschlossene Depeschen anwendbar ist, liegt ein uneigentliches Amtsdelikt vor; in 
allen übrigen Fällen handelt es sich im $ 355 um ein eigentliches Amtsdelikt. 

Vgl. über den Schutz des Fernmeldeverkehrs (einschließlich des Funkverkehrs) noch 
$$ 10ff. Ges. über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBI.T S. 8). 


II. Gegenstand der Tat sind die einer öffentlichen Telegraphenanstalt anvertrauten 
Depeschen (Abs. 1). Depeschen sind Nachrichten des Draht- und Funkverkehrs; der 
Begriff umfaßt auch Bilder und Zeichen (Neugebauer, Fernmelderecht [1929] S. 371). 
Den Depeschen stehen Nachrichten gleich, die durch eine zu öffentlichen Zwecken die- 
nende Fernsprechanlage übermittelt werden (Abs. 2). 


III. Als Handlung kommen in Betracht Verfälschen (vgl. $ 267 Anm. V 4), Eröff- 
nen (vgl. $ 299 Anm. 111, 35% Anm. 111 1), Unterdrücken (vgl. $ 354 Anm. Ill 2), 
weiter die rechtswidrige Benachrichtigung Dritter von dem Inhalt der 
Depesche sowie die Gestattung oder Unterstützung einer der vorbezeichneten Hand- 
lungen (zu letzterem Merkmal vgl. $ 354 Anm. III 3). 

Zum Inhalt einer Depesche gehört nicht nur der gedankliche Inhalt der Mitteilung 
selbst, sondern auch alles, was zur näheren Bestimmung der Mitteilung, zu ihrer Abgren- 
zung gegenüber anderen gleicher Art dient. Infolgedessen gehören Absender, Empfänger, 
Ort, Zeit und Dauer des Fernmeldeverkehrs mit zum Inhalt einer Depesche, und zwar 
unabhängig davon, ob diese Umstände durch eine der an der Mitteilung beteiligten Per- 
sonen schriftlich oder mündlich angegeben worden sind (Neugebauer, Fernmelderecht 
[1929] S. 372/373; and. die herrschende Auffassung, z. B. LK Anm. 10, nach der zum 
Inhalt nur die Tatsachen gehören, die aus dem Wortlaut selbst ersichtlich sind). 


IV. Täter können einmal Telegraphenbeamte sein, weiter aber auch Personen, die mit 
der Beaufsichtigung oder Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Tele- 
graphenanstalt von berufener Seite (RGSt. 26 186) betraut sind; es ist nicht erforderlich, 
daß diese Personen Beamte sind. Es wird nicht vorausgesetzt, daß der Täter dienstlich 
mit der Depesche oder mit der Nachricht befaßt war (RGSt. 49 213). 


V. Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit vgl. $ 354 Anm. V. 
VL Wegen einer Nebenstrafe vgl. $ 358. 


VII. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 267 und mit $ 274 (Frank Anm.]1 1, 3; and. 
Binding Lehrbuch 2 S. 259 Anm. 4, S. 953 Anm.1). 


VI. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark ($ 2 Abs. 1 Nr. 1b VO 
vom 11. Dezember 1939, RGBI.TS. 2422). „ 


IX. Zum kommenden Recht vgl. $ 354 Anm. IX. 


$ 356 


Ein Anwalt oder ein anderer Rechtsbeistand, welcher bei den ihm vermöge seiner amt- 
lichen Eigenschaft anvertrauten Angelegenheiten in derselben Rechtssache beiden Par- 
teien durch Rat oder Beistand pflichtwidrig dient, wird mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten bestraft. 

Handelt derselbe im Einverständnisse mit der Gegenpartei zum Nachtelle seiner Partei, 
so tritt Zuchthausstrafe bis zu fünf Jahren ein. 


Schrifttum: Rocsen, Der Parteiverrat in der Rechtsprechung des Reichsgerichts, JW 1938 S.649, 
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I. Die Vorschrift behandelt den Parteiverrat, auch Prävarikation oder Untreue des 
Sachwalters genannt. Der Bestimmung liegt der Gedanke zugrunde, daß Anwälte und 
Rechtsbeistände die Rechtspflege, der sie zu dienen haben, durch pflichtwidriges Ver- 
halten schädigen. Wenn das Gesetz die Bestimmung unter die Amtsdelikte eingereiht hat, 
so beruht dies darauf, daß die Anwälte zur Zeit der Entstehung des Strafgesetzbuchs in 
einem großen Teil Deutschlands staatlich angestellte Beamte waren. Der Grund für diese 
systematische Einordnung ist aber heute fortgefallen; aus der Stellung der Vorschrift 
sind daher jetzt auch keine Folgerungen mehr für den in Betracht kommenden Täter- 
kreis (unten Il) zu ziehen. 

Der Tatbestand enthält ein eigentliches Amtsdelikt. 


II. Täter kann ein Anwalt oder ein anderer Rechtsbeistand sein, dem verrmöge seiner 
amtlichen Eigenschaft Angelegenheiten anvertraut sind. Beamte im staatsrechtlichen 
Sinne kommen grundsätzlich nicht als Täter in Betracht (RG JW 1984 S. 695 mit Anm. 
Wegner). 

1. Rechtsbeistände sind Personen, die in einer vom Staat anerkannten Art beruflich 
Rechtsbeistand leisten oder die vor einer Rechtspflegebehörde kraft allgemeiner gesetz- 
licher Vorschrift oder kraft Zulassung im Einzelfall auftreten; es ist nicht erforderlich, 
daß der Rechtsbeistand zugleich Amtsträger ist (Gerland S. 366, v. Hippel Lehrbuch 
S. 318 Anm. 6, Kohlrausch Anm. 2a; ebenso das kommende Recht, unten VII). Zu den 
Rechtsbeiständen gehören z. B. die von der Justizverwaltung zugelassenen ProzeßBagenten 
(8 157 ZPO), die Rechtsbeistände, die auf Grund des Ges. zur Verhütung von Mißbräuchen 
auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 zugelassen sind, die Justiz- 
beamten und Rechtskundigen, die dem Beschuldigten gemäß $ 144 StPO als Verteidiger 
bestellt sind oder einer Partei gemäß $ 116 ZPO als Armenvertreter beigeordnet sind, die 
Leiter und Angestellten der Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront sowie 
andere Personen, die vom Vorsitzenden des Arbeitsgerichts als Prozeßbevollmächtigte 
oder Beistände zugelassen werden ($ 11 Arbeitsgerichtsges.); als Rechtsbeistände sind 
ferner z. B. anzusehen Patentanwälte (RG JW 1935 S. 2640 mit Anm. Ulrich), Anwärter- 
assessoren, die ständig angestellten Rechtsbeistände höherer Verwaltungsbehörden 
(Justitiare), Zwangsverwalter, Konkursverwalter, Nachlaßpfleger. 

Entgegen der hier vertretenen Auffassung wird verschiedentlich angenommen, daß 
Täter nur Personen sein könnten, die als Amtsträger den Beamten gleichgestellt seien. 
Es werden dann vor allem die Prozeßagenten und die auf Grund des Rechtsberatungs- 
mißbrauchsgesetzes zugelassenen Rechtsbeistände nicht zu den Rechtsbeiständen im 
Sinne dieser Vorschrift gerechnet (so RGSt. 51 220, Frank Anm. I, LK Anm. 1, Schwarz 
Anm.1A). 

2. Zum Anvertrauen einer Angelegenheit gehört nicht mehr als die Angabe des Sach- 
verhalts in der Auffassung des Klienten zum Zwecke der Wahrnehmung seiner Interessen 
durch Rat oder sonstigen Beistand; die Mitteilung von Geheimnissen ist nicht erforder- 
lich, ebensowenig die Erteilung eines Klageauftrages (RGSt. 62 291). Es ist nicht notwen- 
dig, daß die Rechtssache dem Anwalt von beiden Parteien anvertraut worden ist; e5 
genügt, daß dies durch eine Partei geschehen ist (RG JW 1987 S. 3304). Vermöge seiner 
amtlichen Eigenschaft ist die Angelegenheit dem Täter anvertraut, wenn die Mitteilung 
an ihn im Hinblick auf seine Stellung als Anwalt oder Rechtsbeistand erfolgt ist; mehr 
bedeutet dieser nur aus der früheren Stellung der Anwaltschaft verständliche Ausdruck 
nicht (Binding Lehrbuch 2 S. 580, Olshausen Anm. 2; and. LK Anm. 2, wonach hierunter 
„Kraft seines Amtes‘ zu verstehen ist). | 


II. Die Handlung besteht darin, daß der Täter in derselben Rechtssache beiden Par- 
teien durch Rat oder Beistand pflichtwidrig dient. 
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1. Unter Rechtssachen sind alle Angelegenheiten zu verstehen, die nach rechtlichen 
Bestimmungen zu erledigen sind und bei denen mehrere Personen mit widerstreitenden 
rechtlichen Interessen beteiligt sind. Rechtssache ist gleichbedeutend mit dem Kreise 
der dem Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand durch den Auftrag anvertrauten Interessen 
des Auftraggebers (RGSt. 71 236, RG DR 1989 S. 714). Zu den Rechtssachen gehören 
auch die Strafsachen (RGSt. 49 344), weiter die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. Auf die Form des Verfahrens kommt es nicht an. Ein Zivilprozeß und ein 
Strafverfahren können dieselbe Rechtssache zum Gegenstand haben. Maßgebend dafür, 
ob dieselbe Rechtssache vorliegt, ist der sachlich-rechtliche Inhalt der anvertrauten Inter- 
essen, also das anvertraute materielle Rechtsverhältnis, nicht nur der einzelne Anspruch 
daraus (RGSt. 60 299, 62 294). Dieselbe Rechtssache liegt z. B. bei den Ansprüchen gegen 
Hauptschuldner und Ausfallbürgen vor (RG HRR 1985 Nr. 633), ferner dann, wenn ein An- 
walt bei mehreren Unterhaltsrechtsstreitigkeiten vor einem Prozeßvergleich die eine, nach 
diesem die andere Partei vertritt (RGSt.60298) oder wenn aus demselben Kaufabschluß. 
wegen falscher Zusicherung des Verkäufers Ansprüche des Käufers einmal gegen den Ver- 
käufer selbst und das andere Mal gegen den Vermittler verfolgt werden (RG JW 1987 
8.2964) ; weitersind etwa die häuslichen und ehelichen Beziehungen zwischen Eheleuten, 
aus denen sich verschiedene Rechtsansprüche ergeben, dieselbe Rechtssache (RG HRR 
1940 Nr. 714); vgl. ferner noch RG JW 1929 S. 1885, RG HRR 1989 Nr. 272. Unter Par- 
teien sind hier die an der Rechtssache rechtlich beteiligten Personen zu verstehen; die 
Parteien brauchen keine Prozeßparteien zu sein (RGSt. 71 115). Zwischen den Parteien 
braucht noch kein Streitpunkt hervorgetreten zu sein, es ist nicht. erforderlich, daß sie sich 
untereinander kennen und von dem Widerstreit ihrer Belange etwas wissen (RGSt. 71115). 


2. Ein pflichtwidriges Dienen liegt vor, wenn der Täter einer Partei Rat und Beistand 
gewährt, nachdem er einer anderen Partei in derselben Rechtssache, aber im entgegen- 
gesetzten Sinne, bereits Rat oder Beistand gewährt hat (RGSt. 28 67). Für Rechts- 
‚ anwälte ist dieser Grundsatz ausdrücklich in. $ 32 Nr. 2 Reichsrechtsanwaltsordnung aus- 
gesprochen; er gilt in gleicher Weise auch für andere Rechtsbeistände. Auch nach Be- 
endigung des Auftragsverhältnisses darf ein Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand nicht 
pflichtwidrig dem Gegner des Auftraggebers dienen (RGSt. 66 104). Hat der Anwalt oder 
Rechtsbeistand einer Partei gedient, so muß er sich einer Tätigkeit zugunsten des Gegners 
mit entgegengesetztem Interesse selbst dann enthalten, wenn sich der zuerst von ihm 
_Vertretene damit einverstanden erklärt (RGSt. 71 254, 72 139). Keine Pflichtwidrigkeit 
liegt vor, wenn zwei Parteien gemeinsam einen Rat verlangen (RGSt. 14 379), oder wenn 
der Rechtsbeistand ein gemeinsames Interesse, z. B. Herbeiführung eines Vergleichs, 
verfolgt (RGSt. 45 309); vgl. weiter RGSt. 66 105, 71 234. 


8. Unter Dienen ist die berufliche Tätigkeit eines Rechtsanwalts usw. zu verstehen. 
Das Dienen ist nicht auf die Fälle der Prozeßvertretung beschränkt, sondern trifft auch. 
die Erteilung eines Rates außerhalb des Prozesses. Eine völlig außerhalb der Berufstätig- 
keit liegende Handlung kann nicht als Dienen im Sinne dieser Vorschrift angesehen wer- 
den (RG JW 1987 S. 3304). 


IV. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich und genügend. Eine bestimmte 
Absicht des Täters braucht nicht vorzuliegen, insbesondere nicht die Absicht, zum Nach- 
teil einer Partei zu handeln. Zum Vorsatz gehört die Kenntnis der Tatsachen, aus denen 
sich ergibt, daß der Täter beiden Parteien pflichtwidrig in derselben Rechtssache dient. 
Nach der hier vertretenen Auffassung muß der Täter ferner das Unrechtsbewußtsein 
haben (vgl. oben $ 59 Anm. I12). 

Hinsichtlich der Beachtlichkeit eines Irrtums unterscheidet die Rechtsprechung auch 
hier zwischen strafrechtlichem und außerstrafrechtlichem Rechtsirrtum. Ein Irrtum 
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darüber, ob dieselbe Rechtssache vorliege, wird als ein unbeachtlicher Strafrechts- 
irrttum angesehen (RGSt. 62 157, RG JW 1987 S. 2964). Der Irrtum über die Pflicht- 
widrigkeit wird dann als unbeachtlicher Strafrechtsirrtum betrachtet, wenn Gegen- 
stand des Irrtums ein anderes dem Tatbestand des $ 356 angehörendes Merkmal ist und 
der Täter nur infolge dieses Irrtums die Pflichtwidrigkeit nicht erkennt (Beispiele RGSt 
68 250, 62 296, RG JW 1987 S. 2964). Ein beachtlicher außerstrafrechtlicher Irrtum über 
die Pflichtwidrigkeit soll dagegen z. B. dann vorliegen, wenn ein Anwalt irrtümlich 
glaubt, das Einverständnis des früheren Auftraggebers sei ein Rechtfertigungsgrund oder 
er habe eine dem $ 32 Abs. 1 Nr. 2 Reichsrechtsanwaltsordnung vorgehende Amtspflicht 
zu erfüllen (RGSt.60 302, 62 158, 71 254; weiteres Beispiel in RG JW 1934 S. 695 mit 
Anm. Wegner). Näher hierzu Olshausen Nachtrag S. 327, Roesen aaO S. 650/651. 


V. Die Partei, die nichts weiter tut, als daß sie die strafbaren Dienste annimmt, ist 
als notwendige Teilnehmerin straflos. Geht die Partei aber über die Annahme der Diensle 
hinaus und fördert sie dadurch den Parteiverrat (etwa durch Zahlung übermäßigen 
Honorars), so ist sie wegen Anstiftung oder Beihilfe strafbar (vgl. RGSt. 71 114 mit Anm. 
Schwinge JW 1937 S. 1810). 


VI. Ein erschwerter Fall liegt dann vor, wenn der Täter im Einverständnis mit der 
Gegenpartei zum Nachteile seiner Partei handelt. Das Handeln zum Nachteil erfordert 
nicht den objektiven Eintritt eines Nachteils; es genügt, daß der Täter den Willen hat, 
einer Partei Nachteil zuzufügen (Binding Lehrbuch 2 S. 582, LK Anm. 9; and. Frank 
Anm. IV). 

VII. Das kommende Recht will den Tatbestand in den Abschnitt über Angriffe auf Rechtspflege und 
Verwaltung einordnen. Täter kann ein Rechtsanwalt, Verteidiger oder Beistand In Rechtsangelegen- 
heiten sein; der Kreis der Rechtsbeistände soll ebenso wieoben unter II1 dargelegt umgrenzt werden. 
Parteiverrat soll nicht nur dann gegeben sein, wenn ein Rechtsbeistand in derselben Rechtssache für 
mehrere Beteiligte tätig wird, obwohl deren Ansprüche miteinander in Widerstreit stehen, sondera 


auch, wenn er eine ihm anvertraute Rechtssache zum Nachteil seines Auftraggebers führt. Vgl. Mezger 
in Gürtner II S. 341, 347. 


$s 357 

Ein Amtsvorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer strafbaren Handlung im 
Amte vorsätzlich verleitet oder zu verleiten unternimmt oder eine solche strafbare Hand- 
lung seiner Untergebenen wissentlich geschehen läßt, hat die auf diese strafbare Handlung 
angedrohte Strafe verwirkt. 

Dieselbe Bestimmung findet auf einen Beamten Anwendung, welchem eine Aufsicht 
oder Kontrolle über die Amtsgeschäfte eines anderen Beamten übertragen ist, sofern die 
von diesem letzteren Beamten begangene strafbare Handlung die zur Aufsicht oder Kon- 
trolle gehörenden Geschäfte betrifft. 


I. Die Vorschrift bedroht einige Fälle der Teilnahme an Amtsdelikten als selbständige 
Handlungen mit Strafe. Die Bestimmung geht den allgemeinen Vorschriften über An- 
stiftung und Beihilfe vor; sie kommt ausschließlich zur Anwendung, auch wenn daneben 
die Voraussetzungen des $ 48 oder des $ 49 gegeben sind (RGSt. 68 92 mit Anm. Klee JW 
1934 S. 1359). 

Der Tatbestand enthält ein eigentliches Amtsdelikt. 


Über militärische Spezialdelikte vgl. $$ 115, 116, 143 MStGB. 


II. Täter kann in den Fällen des Abs. 1 nur der Amtsvorgesetzte des Beamten sein, 
dem gegenüber die Anstiftungs- oder Beihilfehandlung vorgenommen wird. In Abs. 2 ist 
dem vorgesetzten Beamten der Aufsichtsbeamte gleichgestellt (vgl. hierzu RGSt. 68 
92). Abs. 2 ist nicht nur dann anwendbar, wenn der beaufsichtigte Beamte die strafbar 
Handlung begangen hat, sondern auch dann, wenn er erfolglos‘zu ihr angestiftet ist. 
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Ist der Vorgesetzte oder der Aufsichtsbeamte selbst auch Täter des Amtsdelikts, dann 
kommt $ 357 nicht in Betracht (RGSt. 67 177). 


II. Das Gesetz hebt drei verschiedene Fälle hervor. In allen Fällen muß sich die Tat 
des Vorgesetzten oder Aufsichtsbeamten auf eine Handlung beziehen, die der Unter- 
gebene im Amte begeht, also auf eine nach $$ 331 ff.strafbare Handlung. Erforderlich ist 
weiter, daß die Handlung des Untergebenen strafbar ist; handelt der Untergebene z.B. 
in gutem Glauben, daß nicht eine strafbare Handlung in Frage stehe, dann ist die vor- 
liegende Bestimmung nicht anwendbar (RG JW 1911 S. 853). 


1. Genannt ist einmal die vorsätziiche Verleitung zu einem Amtsdelikt, also eine erfolg- 
reiche Anstiftung. 


2. In Betracht kommt weiter das Unternehmen der vorsätzlichen Verleitung zu einem 
Amtsdelikt. Hier wird die erfolglose Anstiftung, das Unternehmen, mit Strafe bedroht. 


8. Genannt ist schließlich das wissentliche Geschehenlassen eines Amtsdelikts, also die 
Beihilfe zu demselben. Die Beihilfe durch Unterlassen wird hier als Täterschaft bestraft; 
das gleiche muß für die positive Beihilfe gelten. Voraussetzung für die Bestrafung ist, 
daß der Vorgesetzte oder der Aufsichtsbeamte rechtlich und tatsächlich in der Lage ist, 
die strafbare Handlung zu verhindern (Binding Lehrbuch 2 S. 738). 

Der Täter muß nicht nur gewußt haben, daß der Untergebene die Tat vorhatte, son- 
dern er muß darüber hinaus das Bewußtsein und den Willen gehabt haben, daß diese 
Straftat mit seiner Hilfe begangen werde; bloßes Bewußtsein der pflichtwidrigen Unter- 
lassung genügt nicht. Bedingter Vorsatz ist ausreichend (RG HRR 1987 Nr. 773). 


IV. Über eine Nebenstrafe vgl. $ 358. 


V. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen. Für die Fälle, in denen 
sich die Teilnahme auf eine schwerere Tat bezieht, werden die Vorschriften des allgemeinen Teils über 
Täterschaft und Teilnahme als ausreichend angesehen. Für die erfolglose Anstiftung zu einer weniger 
erheblichen strafbaren Amtspflichtwidrigkeit genügen nach Auffassung der Strafrechtskommission 
die Dienststrafen. Vgl. Schneidenbach in Gürtner II S. 326. 


S 358 
Neben der nach Vorschrift der 88 8831, 339 bis 341, 352 bis 8556 und 857 erkannten Ge- 


fängnisstrafe kann auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die 
Dauer von einem bis zu fünf Jahren erkannt werden. 


I. Liegen bei einer Verurteilung zu Gefängnis die Voraussetzungen für die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte vor, erscheint dem Richter dieser Ausspruch im Einzel- 
fall aber nicht gerechtfertigt, dann kann er nach $ 35 statt dessen auf Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter erkennen. Von dem Ausspruch der Amtsunfähigkeit gemäß 
$ 35 ist die in der vorliegenden Bestimmung vorgesehene Möglichkeit der Aberkennung 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zu unterscheiden. Der letztere Ausspruch 
tritt nicht an die Stelle der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, sondern ist eine 
von dem Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte unabhängige Nebenstrafe; sie kann daher 
auch dann ausgesprochen werden, wenn auf weniger als 3 Monate Gefängnis erkannt 
wird. 


H. Die Nebenstrafe ist auch bei einer Verurteilung aus $$ 353a, 353b, 353c zulässig. 


IH. Die Nebenstrafe kann gegen Beamte wie gegen Nichtbeamte ausgesprochen 
werden. 


IV. Auf die Nebenstrafe kann auch gegen den Anstifter, ferner jetzt auch bei Versuch 
und Beihilfe (vgl. $ 4 VO gegen Gewaltverbrecher) erkannt werden. 
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Ss 359 

Unter Beamten im Sinne dieses Strafgesetzes sind zu verstehen alle im Dienste des 
Reichs oder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienste eines Landes auf Lebenszeit, auf 
Zeit oder nur vorläufig angestellte Personen, ohne Unterschied, ob sie einen Diensteid ge- 
leistet haben oder nicht, ingleichen Notare, nicht aber Anwälte. 

Schrifttum: Hartung, Der strafrechtliche Beamtenbegriff, DRechtspfl. 1939 S. 70; Heyland, 
Deutsches Beamtenrecht, 1938; Hochheiser, Der Beamtenbegriff im deutschen Strafrecht, 1929; 
HöhRndorf, Beamter und öffentlicher Amtsträger, Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft Bd.97 
S. 147; Münzner, Sonderformen des Öffentlichen Dienstes In der staatlichen Verwaltung, Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft Bd. 101 S. 371; Stock, Entwicklung und Wesen der Amtsver- 
brechen, 1932. 

I. Die in der Vorschrift enthaltene Begriffsbestimmung des Beamten im strafrecht- 
lichen Sinne gilt nicht nur für die $$ 331 ff., sondern für das ganze Strafgesetzbuch; sie 
kommt vor allem auch für die Vorschriften in Betracht, die, wie z. B. $$ 113, 114, dem 
Schutze der Beamten dienen (RGSt. 29 18). 

Über die Pflichtverletzung bei Verwaltungsgeschäften durch Soldaten vgl. $ 145 
MStGB. 


II. Die Beamten im strafrechtlichen Sinne zerfallen in zwei große Gruppen: Die Be- 
amten im staatsrechtlichen Sinne und die Personen, die eine bestimmte öffentliche Amts- 
tätigkeit ausüben. Über das Verhältnis des strafrechtlichen zu dem staatsrechtlichen 
Beamtenbegriff näher Heyland aaO S. 27. 

Ausländische Beamte sind nicht Beamte im Sinne des Strafrechts. Auf frühere 
tschecho-slowakische Beamte wendet LG Brüx DStR 1940 S. 95 aber die $$ 350, 351 
entsprechend ($ 2) an. 

1. Beamter im staatsrechtlichen Sinne ist jeder, der nach den Vorschriften des Beamten- 
rechts ausdrücklich in das Beamtenverhältnis berufen worden ist; es macht keinen 
Unterschied, ob es sich um mittelbare oder unmittelbare Reichs- oder Staatsbeamte han- 
delt (hierzu unten 3). Das Beamtenverhältnis wird durch Aushändigung einer Ernen- 
nungsurkunde begründet, in der die Worte ‚unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ 
enthalten sind. Wer keine solche Urkunde erhalten hat, ist nicht Beamter im staals- 
rechtlichen Sinne ($$ 27 Abs. 1, 149 Abs. 1 DBG; vgl. aber noch $ 178 DBG). Maßgebend 
ist hier die Tatsache der Anstellung als Beamter; auf die Art der Tätigkeit kommt es 
nicht an. Wer in dieser Weise angestellt ist, ist auch dann Beamter im strafrechtlichen 
Sinne, wenn er rein mechanische Dienste leistet, ferner auch, wenn er nur vorbereitende 
oder unterstützende Arbeit verrichtet. Die Beamteneigenschaft dieser Personen bleibt 
auch dann bestehen, wenn sie in einem gewerblichen Betriebe, z. B. einer Straßenbahn- 
aktiengesellschaft (RGSt. 67 300), oder einem Verein, z. B. einer Postkrankenkasse, ver- 
wendet werden (RGSt. 68 70), vorausgesetzt allerdings, daß sie dort Dienste verrichten, 
die nicht völlig außerhalb des Aufgabenkreises ihrer Behörde liegen; vgl. weiter z. B. 
RG JW 1984 S. 2149, RG HRR 1940 Nr. 874. 

2. Die Notare, die weiter ausdrücklich genannt werden, sind nach $ 2 Reichsnotar- 
ordnung vom 13. Februar 1937 (RGBl. I S. 191) Träger eines öffentlichen Amts. 

8. Darüber hinaus sind Beamte im strafrechtlichen Sinne auch alle Personen, die von 
einer nach Reichs- oder Landesrecht zuständigen Stelle (RG DJ 1987 S. 1742) durch 
einen ausdrücklichen oder stillschweigenden öffentlich-rechtlichen Akt zu Dienstrer- 
richtungen berufen sind, die aus der Staatsgewalt abgeleitet sind und staatlichen Zwecken 
dienen (RGSt. 70 235, 72 290, 78 30, 75 396, RG JW 1985 S. 2433, RG DJ 1989 5. 7? 
RG HRR 1940 Nr. 1161). Beamter im strafrechtlichen Sinne kann also auch jemand 
sein, der in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis steht und keinerlei Ernennungs- 
oder Anstellungsurkunde erhalten hat (RG JW 1981 S. 3671, 1987 S. 759). Im Unter- 
schied zu den Beamten im staatsrechtlichen Sinne kommt es hier entscheidend auf die 
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Art der den betreffenden Personen übertragenen Tätigkeit an. Maßgebend ist nicht die 
Selbständigkeit und eigene Verantwortlichkeit des Betreffenden, sondern der Umstand, 
daß er zu Dienstverrichtungen berufen ist, die aus der Staatsgewalt abzuleiten sind und 
staatlichen Zwecken dienen (RG JW 1939 S. 625). Ob es sich um solche Dienst verrich- 
tungen handelt, beurteilt sich nicht so sehr danach, ob die betreffende Tätigkeit höherer 
oder niederer, mehr geistiger oder mechanischer Art ist, als danach, ob es sich um Ver- 
richtungen handelt, die zum Wesen der betreffenden Dienststelle gehören. Es macht 
dabei keinen Unterschied, ob diese Verrichtungen Dritten gegenüber als Handlungen 
des Staates als Träger von Hoheitsrechten in Erscheinung treten oder nicht (RG DJ 
1989 S. 227); es ist auch unerheblich, ob die Dienstgeschäfte, die in Betracht kommen, 
der Öffentlichkeit bemerkbar sind (RGSt. 70 235). Auch eine begutachtende Tätigkeit 
kann ausreichen, um jemand zum Beamten im strafrechtlichen Sinne zu machen. 

Im Schrifttumist es verschiedentlich abgelehnt worden, aus der Art der einer Person 
übertragenen Verrichtungen ihre Beamteneigenschaft im strafrechtlichen Sinne zu fol- 
gern (so z. B. Binding Lehrbuch 2 S. 388, Frank Anm. II, Gerland S. 355, v. Liszt- 
Schmidt S. 817); kritisch auch LK Anm. 2. Die hier dargelegte Auffassung übersehe, 
„daß das Gesetz die Anstellung betont, also ein öffentlich-rechtliches Subjektionsver- 
hältnis des Beamten gegenüber dem Staat voraussetzt“ (v. Liszt-Schmidt S. 870 Anm. 2). 
Übereinstimmend mit der hier dargelegten Auffassung dagegen z. B. Bohne, Hand- 
wörterbuch der Rechtswissenschaft Bd. 1 S. 127/128, Boldt DR 1941 S. 50, Heyland aaO 
S. 25, v. Hippel Lehrbuch S. 311, Kohlrausch Anm. 1, Mezger Grundriß S. 191, Ols- 
hausen Anm. 2, Schwarz Anm.1 Ab,Stock aaO S.259; vgl. weiter auch Bruns, Die Befreiung 
des Strafrechts vom zivilistischen Denken (1938) S. 19%, Schwinge, Die teleologische Be- 
griffsbildung im Strafrecht (1930) S. 70. In ähnlicher Weise wird der Kreis der Beamten 
in der Ostmark von der Rechtswissenschaft und Rechtsprechung umgrenzt; vgl. Rittler II 
S. 275 mit eingehenden Nachweisen. Gegen die Weiterverwendung des ‚‚alten strafrecht- 
lichen Beamtenbegriffs‘‘ Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches (2. Aufl. 
1939) S. 310, Maunz, Verwaltung (1937) S. 273. 

Im einzelnen sei folgendes hervorgehoben. 

a) Es kommt hier nicht darauf an, ob Dienste gleicher Art nur von Beamten im staats- 
rechtlichen Sinne verrichtet werden oder ob solche Dienste auch in rein privatwirt- 
schaftlichen Unternehmen geleistet werden (RG JW 19385 S. 2433). 

b) Es macht keinen Unterschied, ob der Betreffende von der zuständigen Behörde 
planmäßig oder nur vertretungsweise zu den Verrichtungen bestellt ist (RG HRR 
1983 Nr. 1901, RG DR 1989 S. 1311, 1982). 

c) Es ist nicht entscheidend, ob der Betreffende von der Anstellungsbehörde als Be- 
amter angesehen wird. Ist jemand nach derVO über Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen aus dem Jahre 1917 (vgl. Bem. 111 vor $ 331) durch 
Handschlag verpflichtet worden, dann kann er trotzdem Beamter im strafrechtlichen 
Sinne sein (vgl. RGSt. 73 30). Andererseits hat das Gericht die Beamteneigenschaft auch 
dann zu prüfen, wenn in den in Frage kommenden Bestimmungen oder im Anstellungs- 
vertrag ausgesprochen ist, daß der Betreffende als Beamter im strafrechtlichen Sinne 
anzusehen sei (RGSt. 81 294). 

d) Zu den Beamten im strafrechtlichen Sinne können auch Personen gehören, die bei 
einer Behörde einen Vorbereitungs- oder Probedienst ableisten, wenn und soweit ihnen 
die Vornahme von Dienstverrichtungen der erwähnten besonderen Art übertragen wird 
(RG HRR 1984 Nr. 1174, RG JW 1936 S. 327). So hat das Reichsgericht z. B. den 
Kassenlehrling eines Arbeitsamts als Beamten angesehen, als er beauftragt worden war, 
an einem Zahlungstermin selbständig die Unterstützungsgelder auszuzahlen und abzu- 
rechnen (RGSt. 72 362). 
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e) Minderjährigkeit steht der Eigenschaft als Beamter im strafrechtlichen Sinne 
nicht entgegen. Auch die fünfzehnjährige Tochter eines Postagenten, die als Vertreterin 
ihres Vaters von der Postverwaltung verpflichtet ist, ist Beamtin im strafrechtlichen 
Sinne (RG HRR 1940 Nr. 711, weiter RG DR 1940 S. 1520). 

f) Auch wenn eine Anstellung unter Verletzung von Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften erfolgt ist, kann die mit Unrecht angestellte Person Beamter im 
strafrechtlichen Sinne sein. Dies gilt selbst für den Fall, daß ihr die Fähigkeit zur Be 
kleidung öffentlicher Ämter aberkannt ist (RGSt. 50 19). 

g) Zu den Beamten im strafrechtlichen Sinne gehört das Stammpersonal des Reichs- 
arbeitsdienstes; über den Kreis des Stammpersonals vgl. $ 11 Reichsarbeitsdienstges. vom 
9. September 1939, RGBI.1I S. 1747. Darüber hinaus können auch die durch Dienstver- 
trag zu bestimmten Dienstverrichtungen verpflichteten Personen ($ 10 Abs. 2 Reichs 
arbeitsdienstges.) zu den Beamten zu rechnen sein. Vgl. auch noch RG DR 1989 S. 1311. 

4. Das Gesetz spricht ausdrücklich aus, daß den Personen, die im unmittelbaren 
Dienst eines deutschen Landes stehen, diejenigen gleichstehen, die nur mittelbar dem 
Lande dienen. Ebenso sind den unmittelbaren Reichsbeamten die mittelbaren Reichs- 
beamten gleichzustellen (RGSt. 60 139). Mittelbare Reichsbeamte sind z. B. die Reichs- 
bankbeamten ($ 7 Abs. 2 Ges. über die deutsche Reichsbank vom 15. Juni 1939, RGBl.I 
S. 1015). Die Reichsbahnbeamten sind dagegen jetzt unmittelbare Reichsbeamte ($ 18 
Abs. 1 Reichsbahnges. vom 4. Juli 1939, RGBl. I S. 1205). Über den Kreis der mittel- 
baren Reichsbeamten vgl. näher Brand, Das deutsche Beamtengesetz (3. Aufl. 1940) 
S. 84, Nadler-Wittland-Ruppert, Deutsches Beamtengesetz (1938) S. 129. Nach dem 
Ges. über die Vereinheitlichung im Behördenaufbau vom 5. Juli 1939 (RGBl.1S. 119) 
sind die Behörden der Länder zugleich Behörden des Reichs und ihre Beamten un- 
mittelbare Reichsbeamte. Das gleiche ist bei den Lehrern an staatlichen Schulen und 
bei Volksschullehrern der Fall. 

a) Mittelbare Beamte sind diejenigen, deren Dienstherr eine der staatlichen Aufsicht 
unterstellte Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts ist (vgl. $ 151 
DBG). Diese Personen sind deswegen Beamte im strafrechtlichen Sinne, weil der Staat 
die Anstellung durch eine der staatlichen Aufsicht unterstellte Körperschaft seinerseits 
anerkennt und dadurch den Dienstverrichtungen des Berufenen die staatliche Autorität 
verleiht, ihn in seinen Organismus einreiht. Zu den mittelbaren Beamten gehören vor 
allem die Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen Gebiets- 
körperschaften (vgl. hierzu $$ 151 Abs. 6, 152 DBG, $ 8 VO vom 2. Juli 1937, RGBl. 1 
S. 729); über die Beamten von Körperschaften des öffentlichen Rechts, die keine Ge- 
bietskörperschaften sind, vgl. Günther, Deutsche Verwaltung 1938 S. 399, 425; näher 
zum ganzen Weber, Die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, 2. Aufl. 1943. In Betracht kommen hier weiter z. B. die Angestellten des Reichs- 
luftschutzbundes, in gewissem Umfange auch die Amtsträger des Reichsluftschutz- 
bundes (vgl. $$ 4, 7 VO über den Reichsluftschutzbund vom 14. Mai 1940, RGBI. IS. 78, 
sowie AG Hamburg ZAkDR 1989 S. 102 mit Anm. Graf Gleispach). Hierüber sowie über 
sonstige Sonderformen des öffentlichen Dienstes in der staatlichen Verwaltung Münzner 
aaO; vgl. auch noch Janke DR 1941 S. 2088. 

Auch hier wird dadurch, daß z. B. ein Gemeindebeamter als solcher in ein von der 
Gemeinde betriebenes wirtschaftliches Unternehmen als Geschäftsführer abgeordnet 
wird, an seiner Beamteneigenschaft nichts geändert, sofern dies nicht ausdrücklich aus- 
gesprochen wird oder sich aus den Umständen zweifelsfrei ergibt (RG HRR 1940 
Nr. 874); vgl. als weiteres Beispiel RG JW 1984 S. 2149. 

b) Kirchliche Beamte sind als mittelbare Staatsbeamte nur anzusehen, soweit ihnen 
besondere staatliche Aufgaben übertragen sind. Dies ist z. B. der Fall bei Verwaltern 
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des Kirchenvermögens und bei kirchlichen Kassenbeamten, soweit sich ihre Tätigkeit 
unter staatlicher Aufsicht vollzieht (RGSt. 71 149, RG JW 1984 S. 2070 mit Anm. Klee, 
1985 S. 3391, RG HRR 1941 Nr. 459); vgl. weiter RG JW 1986 S. 1052, siehe aber auch 
RG HRR 1989 Nr. 273. 

5. Von der Rechtsprechung ist beispielsweise die Beamteneigenschaft bejaht im 
Bereich der Reichspost und Reichsbahn für Postagenten und ihre Vertreter (RG 
HRR 1940 Nr. 711), Markenverkäufer im Schalterdienst (RG HRR 1929 Nr. 677), 
Postaushelfer, denen der Bestelldienst übertragen ist (RGSt. 51 65, 52 310, RG JW 1981 
S. 3671) oder die den Briefkasten zu leeren haben (RG HRR 1940 Nr. 1424), Postfach- 
arbeiter (RGSt. 74 341), Hilfspaketzusteller (RG JW 1989 S. 625) und Angestellte der 
Feldpost, auch wenn sie Mitglied einer Trägerkolonne sind ( LG Breslau DStR 1940 S. 27), 
Reichsbahnarbeiter bei Überwachung der Tierverladung (RG DJ 1988 S. 1497 mit Anm. 
Gährs), Reichsbahngehilfen (RG HRR 1940 Nr. 264), Bahnsteigschaffner (RG HRR 1988 
Nr. 1901), Angestellte im Geschäftsbereich der Reichsautobahnen (RG HRR 1989 
Nr. 538). Im Bereich der Wehrmacht sind z. B. als Beamte angesehen worden Zivil- 
angestellte bei der Truppe (RGSt. 78 283), Hilfskräfte beim Kassenleiter einer Heeres- 
standortverwaltung (RG DJ 1989 S. 227). Im übrigen wurde z. B. die Beamteneigen- 
schaft bejaht bei Angestellten der Universitäten (RGSt. 74 251), Angestellten eines 
Staatsguts (RGSt. 74 106), Angestellten eines Arbeitsamts (RGSt. 70 235), Angestellten 
eines Straßenbauamts (RG HRR 1940 Nr. 964), einem städtischen Wiegemeister (RG 
HRR 1989 Nr. 62), Angestellten und Arbeitern von städtischen Licht- und Wasser- 
werken und von städtischen Verkehrsunternehmen (RG JW 1985 S. 2433, 1986 S. 1606, 
3005, RGSt. 75 356 mit Anm. Bruns DR 1941 S. 2660), bei dem Verwalter eines städti- 
schen Friedhofs (RG DR 1940 S. 792), Leiter der Annahmestelle einer Kreissparkasse 
(RG HRR 1940 Nr. 1161), bei Aushilfskräften von Wirtschafts- und Ernährungsämtern 
(RG DJ 1942 S. 514, RG HRR 1942 Nr. 451, 828), bei leitenden Angestellten von Über- 
wachungsstellen (RGSt. 78 30), bei dem Vorsitzenden eines Viehwirtschaftsverbandes 
(RG ZAkDR 1987 S. 697 mit Anm. Stock), Angestellten eines Viehwirtschaftsverbandes 
(RG HRR 1940 Nr. 652), bei dem Kassenleiter eines Getreidewirtschaftsverbandes 
(RGSt. 75 396), Ortsbauernführer und Kreisbauernführer (RGSt. 76 76, RG DR 1948 
S. 1760), ferner für Geschäftsführer einer Landesleitung der Reichskammer der bildenden 
Künste (RGSt. 78 109), Leiter und Kassierer einer Ortskrankenkasse (RGSt. 74 269 
mit Anm. Mezger DR 1940 S. 2060 und Anm.L. Richter ZAkDR 1940 S. 360, 76 107), 
Angestellte einer Berufsgenossenschaft (RGSt. 76 211), öffentliche Fleischber "ıauer 
(RGSt. 78 169). 

Nicht zu den Beamten sind dagegen gerechnet worden der Angestellte einer Privat- 
bahn beim Fahrkartenverkauf (RG DR 1940 S. 2062 mit Anm. Boldt DR 1941 S. 49), 
der Vormund eines Minderjährigen (RGSt. 89 204), Innungsobermeister (RGSt. 72 290), 
der vertragsmäßig in einem Gefängnis beschäftigte Arzt (RGSt. 88 29), Krankenwärter 
(R 6 711), der Rechnungsführer einer Kompanie der Wehrmacht, der Sachbearbeiter 

für politische Beurteilungen im Gaupersonalamt der NSDAP (vgl. die Nachweise bei 
Schickert DR 1941 S.122), Angestellte des Reichsluftschutzbundes ohne Entscheidungs- 
befugnis (AG Hamburg ZAkDR 1989 S. 102 mit Anm. Graf Gleispach). 

Keine Beamten sind weiter auch die Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Testa- 
mentsvollstrecker. Auch Ärzte, Apotheker, Schriftleiter und andere Personen, die einer 
besonderen Ehrengerichtsbarkeit unterstehen, sind nicht bereits deswegen Beamte im 
strafrechtlichen Sinne (RGSt. 19 86). 


III. Die Amtsträger der Bewegung. 
Schrifttum: Erb, Der Beamtenbegriff des Strafrechts (8 359 StGB) und seine Anwendung auf 
die Amtsträger der Bewegung, 1939. (Diss. Marburg). - Frank, Leitsätze II S. 90, 91.- Koellreutter, 
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Öffentliches Amt und Amtsträger im nationalsozialistischen Staate, Reichsverwaltungsblatt 1935 
S. 785. -— Lampe, Die Amtsträger der Partei, 1941. — Lingg, Die Verwaltung der Nationalsozialisti- 
schen deutschen Arbeiterpartei, 2. Aufl., 1940. — Mezger, Der strafrechtliche Schutz von Staat, Par- 
tei und Volk, in: Frank, Handbuch S. 1382 (1400). — Neesse, Ist ein Träger der Bewegung Beamter 
im Sinne des StGB? Jugend und Recht 1935 S.188, 1936 S. 76. -— Tegtmeyer, Die Anwendung 
beamtenrechtlicher Vorschriften auf Parteiamtsträger, DR 1939 S. 401. -— Winkelnkemper, Der 
strafrechtliche Schutz der NSDAP, ihrer Gliederungen usw., 1937 (Diss. Bonn). Vgl. weitere Nach- 
weise unter Einführung IV vor $ 80. 

Die Amtsträger der Bewegung sind keine Beamten im strafrechtlichen Sinne; denn 
ihre Aufgaben sind nicht aus der Staatsgewalt herzuleiten (RGSt.69 233, Dalcke 
Anm. 46, Höhndorf aaO S. 160, 162, Mezger in Frank Handbuch S. 1401, Neesse 340; 
and. Heyland aaO S. 28, Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches [2. Aufl. 
1939] S. 310, Koellreutter aaO S. 785, Maunz, Verwaltung [1937] S. 273, OLG Hamburg 
JW 1988 S. 3159, gegen diese Entscheidung z. B. Brettle in der Bumke-Festschrift 
[1939] S. 172). Sie sind aber den Beamten im strafrechtlichen Sinne in entsprechender 
Anwendung ($ 2) gleichzustellen, soweit sie beamtenähnliche Aufgaben zu erfüllen haben: 
für diese Auffassung spricht auch der Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der 
NSDAP vom 12. Dezember 1942 (RGBl. I S. 773). Die Anwendung einer für Beamte 
geltenden Vorschrift auf Parteiamtsträger darf niemals eine Regelung vorwegnehmen, 
die der Entscheidung der Partei vorbehalten ist (Tegtmeyer DR 1939 S. 403). Eine 
Gleichstellung durch entsprechende Anwendung kann nicht nur bei Amtsträgern der 
Partei und ihrer Gliederungen erfolgen, sondern auch bei den Amtsträgern angeschles- 
sener Verbände, so z. B. bei Amtswaltern der NSV (RGSt. 71 396 mit Anm. Mezger 
ZAkDR 1938 S. 138, 75 193 mit Anm. Nagler ZAkDR 1942 S. 60), oder des WHW (RG 
JW 1988 S. 1803 Nr. 1 mit Anm. K. Schäfer DStR 1938 S. 392) oder der DAF (RG 
HRR 1942 Nr. 251, RG DR 1948 S. 583 mit Anm, Mezger), eine NSV-Schwester ist nach 
LG Limburg DStR 1940 S. 202 nicht Beamtin im strafrechtlichen Sinne. Gegen eine ent- 
sprechende Anwendung auf Amtsträger der angeschlossenen Verbände KG DStR 1% 
S. 265; gegen diese Entscheidung zutreffend AG Hamburg ZAkDR 1989 S. 102. \gl. 
weiter noch RG DStR 1988 S. 392. Führer der Hitlerjugend sind zum mindesten seit 
dem Ges. über die Hitlerjugend vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I S. 993) als Beamte im 
strafrechtlichen Sinne anzusehen (RGSt. 68 20; vgl. aber RGSt. 69 238). Über Amts- 
träger des Reichsluftschutzbundes vgl. oben Il A a. 


IV. Für den inneren Tatbestand wird es bei allen Beamtendelikten als genügend ange- 
sehen, daß der Täter die tatsächlichen Verhältnisse kennt, die ihn zum Beamten im 
strafrechtlichen Sinne machen (RG JW 1989 S. 625, RG DJ 1989 S. 1499, RG HRR 192 
Nr. 828). Es genügt das Wissen des Täters, daß er sich in einer Dienststellung befindet, 
die ihm ein besonderes Verhalten zur Pflicht macht, und daß ihm aus dieser Pflicht 
heraus sein Verhalten verboten ist (RGSt. 58 131, 57 366). Bedingter Vorsatz genügt 
(vgl. RG HRR 19839 Nr. 538). 


Einen Irrtum über die rechtlichen Folgerungen aus den dem Täter bekannten Tatsachen 
sieht das Reichsgericht stets als unbeachtlichen Strafrechtsirrtum an (RG HRR 199 
Nr. 793). Ein beachtlicher außerstrafrechtlicher Irrtum ist es nach RG HRR 1% 
Nr. 1684 dagegen, wenn dem Täter das Bewußtsein fehlte, daß seine Tätigkeit aus der 
Staatsgewalt abgeleitet war und staatlichen Zwecken diente. 


V. Das kommende Recht will den Begriff des Beamten durch den des Amtsträgers des Staates er 
setzen. Als Amtsträger des Staates sollen angesehen werden die Beamten und wer, ohne Beamter zu 
sein, dazu bestellt ist, obrigkeitliche Aufgaben wahrzunehmen. Diese Begriffsbestimmung soll in den 
Allgemeinen Teil aufgenommen werden. Auch das kommende Recht will die Amtsträger der Bewegun? 
nicht als Beamte und nicht. als Amtsträger des Staates ansehen. In einer Reihe besonders ausgewahlter 
Vorschriften sollen die Amtsträger der Partei, in einigen Bestimmungen nur die höheren Anmıtsträgef 
der Partei den staatlichen Amtsträgern ausdrücklich gleichgestellt werden. Vgl. Schneidenbach 8 
Gürtner II S. 315, 328, 330; weiter auch Frank Leitsätze II S. 78. 
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Schrifttum: Graf zu Dohna, Beziehungen und Begrenzungen von Strafrecht und Verwaltungs- 
recht, Verwaltungsarchiv 20 S. 233. -— Friedrichs, Reichspolizeistrafgesetzbuch, DStR 1935 S. 75. — 
Grau, Kriminelles Unrecht und Verwaltungsunrecht, DJ 1935 S. 506.—- Hubernagel, Der Allgemeine 
Teil des nichtkriminellen Strafrechts, 1935 (StrafrAbh. Heft 363). -— Rietzsch, Die Neuordnung des 
Rechts der Übertretungen, DStR 1935 S.65.- Roeder, Schuld und Irrtum im Justiz- und Verwaltungs- 
strafrecht, 1938 (StrafrAbh. Heft 387). — Roeder, Zur Abgrenzung von Justiz und Verwaltungsstraf- 
recht, ZAKDR 1941 S. 155. -— Siegert, Deutsches Wirtschaftsstrafrecht, 1939. —- E. Wolf, Die Stellung 
der Verwaltungsdelikte im Strafrechtssystem in: Festg. Frank II S. 516. 


I. Die Übertretungen sind die der Strafdrohung nach leichtesten Delikte des Straf- 
gesetzbuchs. Ein begrifflicher Unterschied zwischen Übertretungen auf der einen Seite, 
Verbrechen und Vergehen auf der anderen Seite besteht nicht. Es ist zum mindesten 
für das geltende Recht nicht möglich, dem kriminellen Unrecht das Polizeiunrecht oder 
Verwaltungsunrecht gegenüberzustellen und die Übertretungen zu der letzteren Gruppe 
zu zählen (v. Hippel I S. 37, 349-350, II S. 103, v. Hippel Lehrbuch S. 391, LK Bem.1 
vor $ 360, v. Liszt-Schmidt (26. Aufl.) S. 148, Mayer S. 87, Mezger S. 7, Mezger Grund- 
riß S.13, Schwarz Bem.1 vor $ 360; and. Frank Bem. I vor $ 360, auch Olshausen 
Bem. A 2a vor $ 360). Das Gesetz hat die Übertretungen hier ‚in einem systemlosen 
Sammelabschnitt‘‘ unter zahlreichen Nummern vereinigt (v. Hippel Lehrbuch S. 391). 

Über Ordnungsstrafe und kriminelle Strafe vgl. Vorbem. III vor $13. Über Ver- 
waltungsstrafe und Justizstrafe vgl. auch noch Maunz Verwaltung (1937) S. 317. 


In den Reichsgauen der Ostmark gilt ein besonderes Verwaltungsstrafgesetz vom 21. Juni 1925: vgl. 
hierzu Zimmerl GS 98 S. 303. 


IL. Für die Übertretungen gelten grundsätzlich auch die Vorschriften des Allgemeinen 
Teils. Auch die Übertretungen setzen ein schuldhaftes Handeln voraus; eine besondere 
Behandlung der Schuldfrage bei Übertretungen ist nicht angebracht (RGSt.49 118, 
OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448, LK Bem. 3 vor $ 360, Mayer S. 87, Mezger 8.7; 
and. Frank Bem. I vor $ 360, Olshausen Bem. A 2a vor $ 360). Allerdings wird hier, nach 
Zweck und Zusammenhang des Gesetzes, vielfach die Fahrlässigkeit auch ohne ausdrück- 
liche Erwähnung strafbar sein; es ist aber stets der einzelne Tatbestand in dieser Rich- 
tung zu prüfen (RGSt 48 324, OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448). Roeder aaO vertritt 
die Auffassung, daß im Verwaltungsstrafrecht das Verschulden grundsätzlich an stren- 
gere Voraussetzungen geknüpft sei als im Justizstrafrecht. 

Im übrigen sei auf folgende Besonderheiten und Abweichungen hingewiesen. 

1. Für eine entsprechende Anwendung ($ 2) ist im Übertretungsstrafrecht grundsätzlich 
kein Raum (KG DStR 1989 S. 216). 

2. Im Ausland begangene Übertretungen sind grundsätzlich straflos ($ 6). 

8. Der Versuch einer Übertretung ist immer straflos. 

4. Die Beihilfe zu einer Übertretung ist straflos. 

5. Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist eine RM, der Höchstbetrag 150,— RM 
($ 27 Abs. 1 Nr. 2). 

6. Auf Einziehung darf nurin den besonders bezeichneten Fällen erkannt werden 
(vgl. z. B. $ 360 Abs. 2). 

7. Bei Realkonkurrenz wird keine Gesamtstrafe gebildet (vgl. $$ 74, 77). 

8. Die Verjährungsfristen sind besonders kurz ($ 67 Abs. 3, $ 70 Nr. 6). 

III. Für das kommende Recht ist kein besonderer Abschnitt über Übertretungen vorgesehen. Eine 
Reihe von Übertretungen, die kriminelles Unrecht enthalten (z. B. die Verletzung der Unterhaltspflicht), 
soll in das allgemeine Strafgesetzbuch aufgenommen werden, die anderen Übertretungen in ein Ord- 


nungsstrafgesetzbuch; vgl. namentlich Frank Leitsätze I S. 26, II S. 17, Grau aaO, Mezger Grundriß 
S.13, Rietzsch aaO. 
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Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird bestraft: 

1. aufgehoben; 

2. wer außerhalb seines Gewerbebetriebes heimlich oder wider das Verbot der Behörde 
Vorräte von Waffen oder Schießbedarf aufsammelt; 

8. fortgefallen; 

4. wer ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere Formen, welche zur Anfertigung von Metall- oder Papiergeld oder von solchen 
Papieren, welche nach & 149 dem Paplergelde gleichgeachtet werden, oder von Stempel- 
papier, Stempelmarken, Stempelblanketten, Stempelabdrücken, Post- oder Tele 
graphenwertzeichen, öffentlichen Bescheinigungen oder Beglaubigungen dienen kös- 
nen, anfertigt oder an einen anderen als die Behörde verabfolgt; 

6. wer ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde den Abdruck der in Nr. 4 genannten 
Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder Formen, oder einen Druck von Formularen za 
den daselbst bezeichneten öffentlichen Papieren, Beglaubigungen oder Bescheinigungen 
unternimmt, oder Abdrücke an einen anderen als die Behörde verabfolgt; 

6. wer Waren-Empfehlungskarten, Ankündigungen oder andere Drucksachen oder Ab- 
bildungen, welche in der Form oder Verzierung dem Papiergelde oder den dem Papier- 
gelde nach & 149 gleich geachteten Papieren ähnlich sind, anfertigt oder verbreitet, oder 
wer Stempel, Stiche, Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von solchen 
Drucksachen oder Abbildungen dienen können, anfertigt; 

7. wer ohne ausdrückliche Ermächtigung der zuständigen Behörde das Wappen des 
Reichs oder eines Landes oder den Reichsadler oder den entsprechenden Teil eines 
Landeswappens führt oder gebraucht oder wer unbefugt eine Dienstflagge des Reichs 
oder eines Landes gebraucht; den Wappen, Wappenteilen und Flaggen stehen solche 

* gleich, die ihnen zum Verwechsein ähnlich sind; 

8. wer gegenüber einer zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten über seinee 
Namen, seinen Stand, seinen Beruf, sein Gewerbe, seinen Wohnort, seine Wohnung 
oder seine Staatsangehörigkeit eine unrichtige Angabe macht oder die Angabe ver- 
weigert; 

9. wer gesetzlichen Bestimmungen zuwider ohne Genehmigung der Staatsbehörde Aus- 
steuer-, Sterbe- oder Witwenkassen, Versicherungsanstalten oder andere dergleichen 
Gesellschaften oder Anstalten errichtet, welche bestimmt sind, gegen Zahlung eines 
Einkaufsgeldes oder gegen Leistung von Geldbeiträgen beim Eintritte gewisser Be- 
dingungen oder Fristen, Zahlungen an Kapital oder Rente zu leisten; 

10. fortgefallen; 
11. wer ungebührlicherweise ruhestörenden Lärm erregt oder wer groben Unfug verübt; 
12. wer als Pfandleiher oder Rückkaufshändler bei Ausübung seines Gewerbes den daräber 
erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, insbesondere den durch Landesgesetz oder 
Anordnung der zuständigen Behörde bestimmten Zinsfuß überschreitet; 
18. außer Kraft; 
14. aufgehoben. | 
In den Fällen der Nummern 2, 4, 5, 6 kann neben der Geldstrafe oder der Haft auf Ein- 
ziehung der Vorräte von Waffen oder Schießbedarf, der Stempel, Siegel, Stiche, Piaties 
oder anderen Formen, der Abdrücke oder Abbildungen erkannt werden, ohne Unterschied. 
ob sie dem Verurteilten gehören oder nicht. 


L. Nr. 1 (Aufnahme von Rissen von Festungen) ist nebst der Verweisung auf Nr. fin 
Abs. 2 aufgehoben durch $ 19 und ersetzt durch $ 12 Nr. 3 Ges. gegen den Verrat militä- 
rischer Geheimnisse vom 3. Juni 1914; nach Aufhebung dieses Gesetzes durch Art. VIII 
Nr. 1 Ges. vom 24. April 1934 ist die Vorschrift jetzt durch $ 92f StGB ersetzt. 


II. Nr. 2 (Aufsammeln von Waffen oder Schießbedarf) ist durch das Waffengesets 
vom 18. März 1938 (RGBl. I S. 265) als überholt anzusehen; alle hier in Betracht kom- 
menden Handlungen werden durch $ 26 Waffenges. mit einer höheren Strafe bedroht. 
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Als weiter geltend sehen die Bestimmung aber Gerland S. 331, v. Hippel Lehrbuch 
8.203, Kohlrausch Anm. 2, Kunze, Das Waffenrecht im Deutschen Reiche (5. Aufl. 
1938) S.93, Schwarz Anm. 2 an, zum Teil auch Frank Anm. II, der aber doch im wesent- 
lichen mit der hier vertretenen Auffassung übereinstimmt. 

Unbefugter Besitz von Militärwaffen ist strafbar nach $3 VO über die Zurück- 
führung von Waffen und Heeresgut vom 14. Dezember 1918 (RGBl. S. 1425), die fort- 
gilt (RG JW 1931 S. 66 mit Anm. Hoche). Nach der auch noch geltenden (RG JW 1981 
8.66 mit Anm. Hoche) Bekanntmachung vom 27. Juni 1921 (RGBl. S. 776) sind alle 
Militärwaffen dem Reich für verfallen erklärt. 

Vgl. auch noch Ges. über Ein- und Ausfuhr von Kriegsgerät vom 6. November 1935 
(RGBI. 1 S. 1337). 


Über die Verwertung eingezogener Waffen vgl. $ 56 Strafvollstreckungsordnung. 


II. Nr. 8 (Auswanderung Wehrpflichtiger) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 
gestrichen; vgl. jetzt $ 140a. 


IV. Nr. 4 betrifft die Gefährdung des Geld- und Wertzeichenverkehrs durch Herstel- 
lung oder Verabfolgung der Anfertigungsmittel. Die Vorschrift hat nur subsidiären Cha- 
rakter; sie tritt zurück, sobald ein Verletzungsdelikt oder eine strafbare Vorbereitungs- 
handlung oder Beihilfe zu einem Verletzungsdelikt gegeben ist ($$ 146 ff., 151, 275). 


1. Über zur Anfertigung von Geld usw. dienliche Formen vgl. $151 Anm.II 2,3. 
Stempel ist eine besondere Art des Siegels, nämlich der Abdruck, der mittels eines 
Farbstoffes auf der Urkunde hervorgerufen wird. Zu den Post- und Telegraphen- 
wertzeichen gehören nach Art. 3 Ges. über die Weltpostvereinsverträge vom 23. No- 
vember 1921 (RGBl. S. 1375) auch die Stempelabdrücke, die auf Postsendungen zur 
Freimachung angebracht werden; vgl. hierzu noch Art. 81 Weltpostvereinsvertrag vom 
20. März 1934 (RGBI. II S. 855). Strafbar ist nur die Anfertigung solcher Stempel und 
Formen, die zur Herstellung noch im Verkehr befindlichen Geldes usw. dienen können 
(KG JW 1929 S. 2367 mit Anm. Merkel). 

Entsprechend anwendbar ($2) ist die Vorschrift auf die zum Gebrauch bei Dienst- 
stellen der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände bestimmten 
Stempel usw. (Dalcke Anm. 50a). | 

2. Anfertigen ist gleichbedeutend mit Herstellen. Unter Verabfolgen ist die 
Übergabe, das Einräumen der tatsächlichen Verfügungsgewalt zu verstehen. 

8. Die Handlung muß ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde erfolgen. Über Be- 
hörde vgl. $114 Anm. II 2. Sachliche und örtliche Zuständigkeit der Behörde ist nicht 
erforderlich. 

4. Für den inneren Tatbestand ist Fahrlässigkeit ausreichend (KG GoltdArch. 48 
8.411, Frank Anm. IV; and. zum Teil Binding Lehrbuch 2 S. 336). 

6. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 

6. Für Steuerzeichen bestehen vielfach Sondervorschriften; diese gehen dann vor 
(RGSt. 56 240). 

Ergänzende Bestimmungen und Sondervorschriften enthalten Ges. betr. 
den Schutz des zur Anfertigung von Reichskassenscheinen verwendeten Papiers gegen 
unbefugte Nachahmung vom 26. Mai 1885 (RGBl. S. 165), das Ges. betreffend den 
Schutz des zur Anfertigung von Reichsbanknoten verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung vom 2. Januar 1911 (RGBi. S. 25) und das Ges. für Schuldurkunden des 
Reichs und der Länder vom 3. Juli 1925 (RGBl.1I S. 93). 

Auf Steuergutscheine finden die Nr. 4-6 Anwendung ($ 16 DurchführungsVO vom 
26. April 1939, RGBI. I S. 829). 

7. Über das kommende Recht vgl. unten Anm. V 5. 


763 


8 360 v-voı 29. Abschnitt. Übertretungen 


V. Nr. 5 behandelt das Unternehmen eines Abdrucks der unter Nr. 4 genannten Formen 
oder des Drucks gewisser Formulare sowie die Verabfolgung eines Abdrucks an andere 
als Behörden. Das Unternehmen erfaßt auch den Versuch des Abdrucks (vgl. $ 87 und 
RGSt. 42 277). 

1. Erforderlich ist, daß die Möglichkeit der Verwechslung gegeben ist (Bay- 
ObLG DRZ 1988 Nr. 199, LK Anm. VI, Schwarz Anm. VI; and. KG JW 1982 S. 2740). 


2. Das Unternehmen des Abdrucks kann nur vorsätzlich begangen werden; 
die Verabfolgung von Abdrücken kann auch fahrlässig erfolgen. 


8. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 
4. Vgl. noch Anm. IV 6. 


5. Das kommende Recht will die Nr. 4 und 5 in zwei umfassende Tatbestände über die Vorbereitung 
der Fälschung Öffentlicher Urkunden und Beglaubigungszeichen und über die Vorbereitung der Geld- 
oder Wertzeichenfälschung übernehmen. 


VI. Die Bestimmung der Nr. 6 gegen das Anfertigen oder Verbreiten von sogen. 
Blüten dient auch dem Schutz des Münzwesens. Das Anfertigen oder Verbreiten muB 
immer vorsätzlich erfolgen; im übrigen genügt aber Fahrlässigkeit. 

Über Einziehung vgl. Abs. 2. 
Vgl. noch Anm. IV 6. 


VIoL Nr. 7 betrifft die Wappenanmaßung. Es handelt sich hierbei um ein Verletzungs- 
delikt, bestehend in der Anmaßung von Staatssymbolen (Binding Lehrbuch 2 S. 507). 


1. Das Wappen desReichs ist das Hoheitszeichen der NSDAP. Die Bekanntmachung 
betreffend die Reichswappen und den Reichsadler vom 11. November 1919 ist aul- 
gehoben; vgl. VO über das Hoheitszeichen des Reichs vom 5. November 1935 (RGBl.I 
S. 1287) mit der VO vom 7. März 1936 (RGBl. IS. 145). Unter den Landeswappen sind 
nur die Wappen der deutschen Länder zu verstehen; auf Wappen der Gemeinden ($ 11 
Gemeindeordnung) oder auf Wappen ausländischer Staaten bezieht sich die Vorschrift 
nicht. 

2. Über die Form der Reichsdienstflagge vgl. VO vom 31. Oktober 1935 (RGBl. I 
8.1287). Vgl. weiter auch noch Erlaß über die Flaggenführung an Dienstkraftwagen 
vom 21. Januar 1937 mit Änderung vom 30. Dezember 1937 (RGBl. IS. 23, 1426). 


8. Strafbar ist nur die vorsätzliche Begehung der Tat (Schäfer-Dohnanyi S. 62). 


4. Ergänzend vgl. noch Ges. zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 
(RGBil.1 S. 285) mit DurchführungsVO vom 23. Mai 1933 (RGBI.I S. 320), Ges. zum 
Schutze des Wappens der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 27. März 1935 (RGBl. I 
S. 501) mit DurchführungsVO vom 29. Dezember 1936 (RGBIl.I S. 1155). Ergänzend 
kommt auch $ 27 Warenzeichenges. vom 5. Mai 1936 (RGBl. II S. 134) über die unbe 
fugte Benutzung von Hoheitszeichen usw. zur Warenbezeichnung in Betracht; soweit 
es sich um den Mißbrauch deutscher Reichs- oder Landeswappen handelt, steht die 
Vorschrift mit $ 360 Nr. 7 in Gesetzeskonkurrenz (Baumbach, Wettbewerbs- und Waren- 
zeichenrecht [4. Aufl. 1938] S. 525). 


VID. Nr. 8 behandelt die falsche Namensangabe. Über das früher auch an dieser Stelle 
behandelte unbefugte Führen von Amts- oder Dienstbezeichnungen, Titeln oder Würden 
vgl. $6 Ges. über Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 1. Juli 1937 (RGBI. 1 8.73); 
vgl. ferner Ges. über die Führung akademischer Grade vom 7. Juni 1939 (RGB!.I 
S. 985) nebst DurchführungsVO vom 21. Juli 1939 (RGBI. I S. 1326) sowie weiter $ 1323. 

Die Unterlassung der unbefugten Namensführung kann polizeilich erzwungen werden 
(KG DJZ 1931 Sp. 964). 
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1. Zu den Namen im Sinne dieser Vorschrift gehört auch der Vorname (KG DStR 1986 
S. 236). Dagegen sind andere Personalien, z. B. Namen der Eltern und Wohnort, nicht 
als Bestandteile des Namens anzusehen (RGSt. 22 63). Das Adelsprädikat ist ein Teil 
des Namens; es genießt keinen Sonderschutz (KG GoltdArch. 71 S. 139). 

Über die Führung der Bezeichnung Frau durch unverheiratete weibliche Personen 
vgl. AV in DJ 1937 S. 1070, 1938 S. 34, 1940. S. 872, 1941 S. 775. Über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen vgl. Ges. vom 5. Januar 1938 (RGBl. I S. 9) mit 
DurchführungsVO vom 7. Januar 1938 (RGBl.I S.12). Über die Verpflichtung von 
Juden, bestimmte Vornamen zu führen, vgl. VO vom 12. August 1938 (RGBi. I 
S. 1044). | 

Eine entsprechende Anwendung ($ 2) der Bestimmung auf Angaben über Abstammung, 
Logen- und Parteizugehörigkeit ist nicht möglich (Dalcke Anm. 53; and. Weimar DR 
1937 8. 27). 

2. Erforderlich ist, daß jemand über seinen Namen usw. eine unriehtige Angabe macht 
oder die Angabe verweigert. Es macht keinen Unterschied, ob die falsche Angabe oder 
die Verweigerung mündlich oder schriftlich erfolgt. Eine unrichtige Angabe macht auch, 
wer von einem von ihm zu führenden Doppelnamen einen Teil fortläßt (RG JW 1930 
S. 924). Hat der Ehemann seiner als schuldig geschiedenen Frau die Führung seines 
Namens untersagt, so darf diese den Namen auch nicht mit dem Zusatz ‚‚geschiedene“ 
führen (OLG Celle DStR 1940 S. 26). Eine unrichtige Angabe macht ferner, wer einen 
durch einen Scheinannahmevertrag erlangten Familiennamen führt (BayObLG HRR 
1926 Nr. 203). 

Künstlern steht gewohnheitsrechtlich die Führung eines angenommenen Namens 
zu; das Recht zur Führung von Decknamen ist aber zum Teil durch Anordnungen der 
Reichskulturkammer geregelt (vgl. die Anordnungen des Präsidenten der Reichsmusik- 
kammer über die Führung von Decknamen bei Schrieber, Das Recht der Reichskultur- 
kammer Bd. 3 (1936) $S. 43, Bd. 4 (1936) S. 41, Bd.5 (1937) S. 28). 

Es ist Tatfrage, ob die bei der Feststellung der Personalien von den Verpflichteten 
gemachten Schwierigkeiten der Verweigerung der Angaben gleich zu erachten sind 
(KG DStR 1989 S. 180). 


8. Die falsche Angabe oder die Verweigerung muß gegenüber einem zuständigen Be- 
amten oder einer zuständigen Behörde erfolgen. Zuständiger Beamter ist derjenige, der 
ein hoheitliches Recht hat, nach dem Namen zu fragen, so daß eine falsche Namensangabe 
als Eingriff in staatliche Hoheitsrechte erscheint (RGSt 72 30). Zuständig im Sinne dieser 
Vorschrift sind z. B. Standesbeamte, Urkundsbeamte der Geschäftsstelle (RGSt. 72 30), 
Registerrichter (OLG Breslau GoltdArch. 51 S. 376). Nicht zuständig ist dagegen der 
Briefträger (RGSt. 17 224), sofern er nicht als Zustellungsorgan gemäß den ProzeBß- 
ordnungen tätig wird (LK Anm. VIII 13). 


4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(Schäfer-Dohnanyi S. 225). Eine Absicht, den Beamten über seine Person und sein 
Namensrecht zu täuschen, braucht nach BayObLG HRR 1984 Nr. 1643, OLG München 
ZAkDR 1987 S. 442 nicht vorzuliegen; hierzu kritisch Graf Gleispach ZAkDR 1937 
S. 443. Nach Stölzel, Namenrecht (1939) S. 15 ist vorausgesetzt, daß ein Irrtum über 
die Person erweckt oder wenigstens die Kenntnis von der Person erschwert werden soll. 


ö. Als Spezialbestimmungen gehen vor $ 92e, $ 26 Reichsmeldeordnung sowie 
$ 60 Nr. 12 Reichsjagdges. Bezeichnen Landesgesetze die Angabe eines falschen 
Namens auf frischer Tat als Strafschärfungsgrund (wie z. B. $ 3 Nr. 3 Preuß. Forstdieb- 
stahlsges.), dann ist die vorliegende Bestimmung nicht anwendbar; diese landesrecht- 
lichen Vorschriften gehen als die spezielleren Gesetze vor (Dalcke S. 1579 Anm. 17, 
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Frank Anm. VIII 3, LK Anm. VIII 16, Schwarz Anm. 8 Bd; and. RGSt. 48 180, wohl 
auch v. Hippel Lehrbuch S. 392 Anm. 7). 


IX. Nr. 9 ist, soweit sich die Vorschrift auf Versicherungsunternehmungen im Sinne 
des Ges. über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen von 
6. Juni 1931 (RGBl.1I S. 315) bezieht, durch $ 140 Abs. 3 dieses Gesetzes aufgehoben 
und durch $ 140 Abs. 1, 2 dieses Gesetzes ersetzt. Wegen der Zwecksparunter- 
nehmungen vgl. $19 Nr.1 Ges. über Zwecksparunternehmungen vom 17. Mai 1933 
(RGBI.I S. 269) und $13 Ges. über die Auflösung der Zwecksparunternehmungen 
vom 13. Dezember 1935 (RGBI.T S. 1457). 


X. Nr. 10 (unterlassene Hilfeleistung) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 ge 
strichen; vgl. jetzt $ 330c. 


XI. Nr. 11 behandelt die Erregung ruhestörenden Lärms und die Verübung groben Tı- 
fugs. Beide Tatbestände sind als gleichwertig nebeneinander aufgeführt (OLG Dresden 
JW 1980 S. 1628). 


1. Erregung ruhestörenden Lärms kann beispielsweise liegen in dem nächtlichen G- 
brauch eines Rundfunklautsprechers (KG JW 1985 S. 1948, OLG Breslau GoltdArch. 1 
S. 389)!, in dem Auf- und Abfahren mit einem knatternden Motorrad auf kurzer Strecke 
(KG DJZ 1930 Sp. 706), in dem Dulden ständigen und übermäßigen Bellens eines Hun- 
des (KG JW 1927 S. 2863, OLG Breslau JW 1981 S. 1628 mit Anm. Hegler), in dem 
Dulden überlauten Klavierspiels (KG HRR 1926 Nr. 529). Rundfunkstörungen durch 
Rückkoppeln sind regelmäßig nicht als ruhestörender Lärm anzusehen (Becker DJ 1939 
S. 499, v. Sluzewski, Das Rundfunkstrafrecht [Diss. Erlangen 1937] S. 22). 

a) Unter Lärm sind nur Eindrücke zu verstehen, die durch das Ohr vermittelt werden 
(RGSt. 19 296). 

b) Ruhestörend ist der Lärm bereits dann, wenn er geeignet ist, die Ruhe zu störet; 
der Nachweis einer tatsächlichen Störung ist nicht erforderlich (KGJ 47 C 377, OLG 
Rostock GoltdArch. 41 S.58, OLG Dresden JW 1981 S. 1628, Binding Lehrbuch 1 
S. 190, Frank Anm. XI; and. Gerland S. 392, LK Anm. XI 3, nach denen erforderlich 
ist, daß die Ruhe tatsächlich gestört wird). 

Die Handlung muß geeignet sein, die Ruhe einer unbestimmten Mehrheit von 
Personen zu stören. Kein ruhestörender Lärm liegt daher z. B. vor, wenn das Zu 
schlagen von Türen und das Schimpfen nur von den im Hause befindlichen Persosea 
wahrgenommen werden konnte (OLG Hamm GoltdArch. 72 S. 113, Frank Anm. Xl1; 
and. z. B. Binding Lehrbuch 1 $. 190). 

c) Ungebührlicherweise ist ruhestörender Lärm dann erregt, wenn es ohne gerech!- 
fertigte Veranlassung geschieht (KGJ 47 C S. 377, OLG Dresden JW 1980 $. 1928 mit 
Anm. Hegler, Frank Anm. XI 1). Der Lärm, der mit dem Betriebe eines gesetzlich er- 
laubten oder von der zuständigen Behörde genehmigten Gewerbes notwendigerweise 
verbunden ist, ist nicht ungebührlich (OLG Celle HRR 1929 Nr. 356, BayObLG HRR 
1988 Nr. 1980). 

Die Ruhestörung muß nicht nur ohne gerechtfertigte Veranlassung erfolgen, sondern 
auch eine grobe sein, d. h. sie muß in erheblicher Weise über das Maß des Erlaubten hit- 
ausgehen (OLG Dresden JW 1980 S. 1628 mit Anm. Hegler, LK Anm. XI 4, Schwarz 
Anm.11 Aa). 

d) Ruhestörenden Lärm erregt, wer denselben unmittelbar oder mittelbar verursacht. 
Täter kann auch sein, wer einer ihm obliegenden Verpflichtung zur Verhinderung rube- 
störenden Lärms nicht nachkommt. Beispielsweise kann dies bei jemand der Fall seid, 
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der das überlaute Bellen von Hunden fortgesetzt duldet (KG JW 1927 S. 2863, OLG 
Dresden JW 1981 S. 1628 mit Anm. Hegler), ferner bei einem Gastwirt, der in später 
Abendstunde überlautes Klavierspiel duldet (KG HRR 1926 Nr. 529). Wer vorsätzlich 
einen anderen veranlaßt, während der Nacht laut aus dem offenen Fenster um Hilfe zu 
rufen, erregt ruhestörenden Lärm in mittelbarer Täterschaft (BayObLG DRZ 1988 
Nr. 631). 

e) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Eine besondere Absicht braucht nicht vorzuliegen. Nach RG GoltdArch. 48 S. 119 
braucht sich der Vorsatz nur auf das Lärmen, nicht dagegen auch auf die Ruhestörung 
zu beziehen; hiergegen zutreffend Frank Anm. X1 1, Hegler JW 1930 S. 1628 zu 15. 

f) Die Vorschrift betrifft nur den ungebührlicherweise erregten, den Bestand der öf- 
fentlichen Ordnung gefährdenden Lärm; für Polizeiverordnungen im übrigen ist daneben 
Raum (KGJ 47 C 374, KG GoltdArch. 71 S. 381). 


2. Der grobe Unfug. 


Schrifttum: Runft, Der grobe Unfug im geltenden und im kommenden deutschen Strafgesetz- 
buch, 1936 (Diss. Würzburg). 


Grober Unfug erfordert, daß die Handlung geeignet ist, den äußeren Bestand der 
öffentlichen Ordnung dadurch zu stören oder zu gefährden, daß durch sie die All- 
gemeinheit, d.h. eine unbestimmte zufällige Mehrheit von Personen belästigt, be- 
unruhigt oder gefährdet wird. Diese Folge mußsich unmittelbar aus der Wahrnehmung 
der Handlung selbst ergeben, nicht erst auf Grund von Mitteilungen anderer über die 
Handlung (RG DStR 1940 S. 25, OLG Köln DJ 1986 S. 377). 

a) Erforderlich ist zunächst, daß die Handlung geeignet ist, den äußeren Bestand der 
öffentlichen Ordnung zu stören oder zu gefährden. Unter der öffentlichen Ordnung 
ist der Zustand des von der Verkehrssitte geregelten äußeren Zusammenlebens der Men- 
schen zu verstehen, so wie sich dieses Zusammenleben im täglichen Leben gestaltet (Ger- 
land S. 392, LK Anm. XI 14). Es genügt, daß die Handlung geeignet ist, die genannte 
Wirkung hervorzubringen; es ist nicht erforderlich, daß tatsächlich eine Störung oder 
Gefährdung eingetreten ist (KG JW 1927 S. 2065, OLG Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 678, 
OLG Köln DJ 1987 S. 286, Frank Anm. XI 2, Schwarz Anm. 11 B; and. Gerland S. 392, 
v. Liszt-Schmält S. 871, die eine wirklich eingetretene Belästigung erfordern). 

b) Die Handlung muß geeignet sein, die Allgemeinheit, d. h. eine zufällige, unbestimmte 
Mehrheit von Personen zu belästigen (RG DR 1989 S. 1068, OLG Köln DJ 1986 S. 377, 
Frank Anm. XI 2c; and. Binding Lehrbuch 1 S. 191, LK Anm. XI 13, 15, nach denen 
es genügt, daß die Handlung zunächst und unmittelbar gegen einzelne Personen gerich- 
tet ist). Als Allgemeinheit im Sinne dieser Bestimmung sind z. B. angesehen worden die 
Gäste, die sich zufällig in einer öffentlichen, jedermann zugänglichen Wirtschaft zu- 
sammenfinden (RGSt. 22 426, 84 425), eine Menge von Kauflustigen, die sich vor einem 
Bäckerladen ansammeln (RG Recht 1916 Nr. 2168). 

Ein Handeln an öffentlichen Orten wird dagegen nicht vorausgesetzt. 

c) Erforderlich ist schließlich weiter Unmittelbarkeit zwischen der Handlung und der 
Störung oder Gefährdung des äußeren Bestandes der öffentlichen Ordnung (RGSt. 68 
290, RG DStR 1940 S. 25, OLG Köln DJ 1986 S. 377, Frank Anm. XI 2b; and. v. Hip- 
pel Lehrbuch 8. 361 Anm. 1, LK Anm. X] 15). An der Unmittelbarkeit fehlt es, wenn das 
Publikum von der Handlung erst durch die Presse oder durch Mitteilungen anderer er- 
fahren hat (RGSt. 64 253, OLG Köln HRR 1985 Nr. 545). Gegen das Erfordernis der 
Unmiittelbarkeit in dem hier dargelegten Sinne Mickel DRZ 1935 S. 208, Runft aaO S. 33. 

Aus dem Erfordernis der Unmittelbarkeit darf aber nicht gefolgert werden, daß nur 
physische Beeinflussungen in Betracht kämen; es genügen vielmehr auch psychische 
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Belästigungen wie z. B. öffentliches Nacktbaden (RG DR 1989 S. 1068, Frank Anm. XI 
2b, Gerland S. 393; and. v. Liszt-Schmidt S. 871). 


d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auf die 
Handlung als solche erstrecken, weiter aber auch darauf, daß die Handlung geeignet ist, 
das Publikum zu belästigen (Frank Anm. XI 2d, v. Liszt-Schmidt S. 872, Olshausen 
Anm. 28, Schwarz Anm. XI Bb, KG JW 1927 S. 2065). Demgegenüber nimmt RGSt. 16 
100 an, daß der Vorsatz sich nur auf die Handlung als solche zu erstrecken brauche und 
‘daß hinsichtlich ihrer Richtung gegen das Publikum Fahrlässigkeit genüge. 

e) Die Verübung groben Unfugs ist beispielsweise gefunden worden in dem Umdrehen 
eines Wegweisers (OLG Königsberg JW 1981 S. 1990), in der Versendung von sogen. 
Kettenbriefen (OLG Kiel DJ 1985 S. 1386; and. OLG Dresden JW 1930 S. 3441 mit 
Anm. Kern), in öffentlichem Nacktbaden (RG DR 1989 S. 1068), in einer mit Beschimp- 
fungen und Schlägen verbundenen lärmenden Auseinandersetzung in einem Rathaus 
während der Dienststunden (OLG Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 678), in dem ostentativen 
Zuhalten der Ohren bei der Übertragung einer Führerrede (KG DJ 1985 S. 117), in der 
Erwiderung des deutschen Grußes mit Heil London (OLG Köln DJ 1987 S. 296). Als 
Beispiel, in dem das Vorliegen groben Unfugs verneint wurde, vgl. etwa OLG Köln HRR 
1988 Nr. 714. 

f) Mit Landfriedensbruch ($ 125) besteht Gesetzeskonkurrenz (RGSt. 58 257). Mit $2 
Heimtückeges. kommt Idealkonkurrenz in Betracht (KG DJ 1986 S. 37); hierzu noch 
Becker DJ 1937 S. 1285. 


XII. Nr. 12 betrifft die Zuwiderhandlungen gegen die Gewerbepflichten der Pfandleiher 
und Rückkaufshändler (Frank Anm. XII). Es handelt sich um ein Blankettgesetz, dessen 
Tatbestand näher durch Anordnungen bestimmt wird, die auf Grund $ 38 Gewerbeord- 
nung zu erlassen sind. Ergänzend kommt $ 148 Abs.1 Nr. 4a Gewerbeordnung in Be 
tracht. 


1. Die Vorschrift bezieht sich nur auf gewerbsmäßige Pfandleiher; der Gewerbe- 
betrieb der Rückkaufshändler gilt als eine besondere Art des Pfandleihgewerbes ($ % 
Abs. 2 Gewerbeordnung). 


2. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


8. Für Preußen vgl. Ges. über das Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881 (GS S. 265) 
in der Fassung vom 7. Juli 1920 (GS S. 387), der VO vom 23. November 1923 (GS S. 53%) 
und des Ges. vom 28. September 1936 (GS S. 149), weiter VO über die Zinsen und son- 
stigen Vergütungen im Pfandleihgewerbe vom 30. September 1936 (GS S. 150). 


XIII. Nr. 18 (Tierquälerei) ist durch $ 9 Abs. 3 Tierschutzges. vom 24. November 1933 
(RGBI. 1 S. 987) ersetzt worden. 


XIV. Nr. 14 (Glücksspiel) ist durch das Ges. gegen das Glücksspiel vom 23. Dezember 
1919 (RGBl. S. 2145) aufgehoben worden. 


S 361 
Mit Haft wird bestraft: 

1. wer, nachdem er unter Polizeiaufsicht gestellt worden ist, den infolge derselben Ihm 
auferlegten Beschränkungen zuwiderhandelt; 

2. fortgefallen; 

8. wer als Landstreicher umherzieht; 

4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausschickt, oder Personen, welche 
seiner Gewalt und Aufsicht untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehöres, 
vom Betteln abzuhalten unterläßt; 
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5. wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergestalt hinglbt, daß er in einen Zustand 
gerät, in welchem zu seinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Er- 
nährung er verpflichtet ist, durch Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in Anspruch 
genommen werden muß; 

6. wer öffentlich in auffälliger Weise oder in einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder 
die Allgemeinheit zu belästigen, zur Unzucht auffordert oder sich dazu anbietet; 

6a. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Kirchen oder in einer Wohnung nachgeht, in der Kinder oder jugendliche Per- 

sonen zwischen drei und achtzehn Jahren wohnen; 

.. 6b. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Schulen oder anderen zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmten 
Örtlichkeiten oder in einem Hause, in dem Kinder oder jugendliche Personen zwischen 
drei und achtzehn Jahren wohnen, in einer diese Minderjährigen sittlich gefährdenden 
Weise nachgeht; 

6c. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in einer Ge- 
meinde mit weniger als zwanzigtausend Einwohnern nachgeht, in der die Ausübung 
der Unzucht zum Erwerbe durch eine zum Schutz der Jugend oder des öffentlichen 
Anstandes erlassene Anordnung der obersten Landesbehörde verboten ist; 

4. wer, wenn er aus öffentlichen Armenmitteln eine Unterstützung empfängt, sich aus 
Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemes- ° 
senc Arbeit zu verrichten; 

8. wer nach Verlust seines bisherigen Unterkommens binnen der ihm von der zuständigen 
Behörde bestimmten Frist sich kein anderweitiges Unterkommen verschafft hat und 
auch nicht nachweisen kann, daß er solches der von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet nicht vermocht habe; 

9. wer Kinder oder andere unter seiner Gewalt stehende Personen, welche seiner Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, von der Begehung von 
Diebstählen, sowie von der Begehung strafbarer Verletzungen der Zoll- oder Steuer- 
gesetze oder der Gesetze zum Schutze der Forsten, der Feldfrüchte, der Jagd oder 
der Fischerei abzuhalten unterläßt. Die Vorschriften dieser Gesetze über die Haftbar- 
keit für die den Täter treffenden Geldstrafen oder anderen Geidleistungen werden hier- 
durch nicht berührt; 

10. gestrichen durch Art.I 84 VO. vom 18. März 1943; vgl. jetzt $170b. 

In den Fällen der Nr. 9 kann statt der Haft auf Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichs- 
mark erkannt werden. 


I. Nr. 1 bedroht mit Strafe die Übertretung von Aufenthaltsverboten, die von 
der höheren Polizeibehörde gemäß $ 39 Nr. 1 erlassen sind. Die Zuwiderhandlung kann 
auch fahrlässig erfolgen, sofern der Täter nur weiß, daß er unter Polizeiaufsicht steht 
(Frank Anm. I, LK Anm.]; and. Binding Lehrbuch 2 S. 745, der Vorsatz nach jeder 
Richtung verlangt). 


IH. Nr.2 (Zurückkehren ohne Erlaubnis nach einer Ausweisung) ist durch das Ges. 
über Reichsverweisungen vom 23. März 1934 gestrichen worden; an ihre Stelle war $5 
dieses Gesetzes getreten, der jetzt durch $$ 13, 16 Abs. 2 AusländerpolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBl. I S. 1053, 1067) ersetzt ist. 


III. Nr. 8 behandelt das Umherziehen als Landstreicher. 


Schrifttum: v. Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, Landstreicherei und Arbeits- 
Scheu, 1895. Ferner das Sammelwerk: Der nichtseßhafte Mensch, herausgegeben vom Bayerischen 
Landesverband für Wanderdienst, 1938. 

1. Landstreicher ist, wer aus eingewurzeltem Hang zum Umhertreiben ziel- und zweck- 
los mit wechselndem Nachtquartier von Ort zu Ort umlıerzieht und mit seinen Lebens- 
kosten überwiegend anderen zur Last fällt. Landstreicher ist auch, wer sich beim Umher- 
ziehen durch Felddiebstähle oder durch Bettelbetrug ernährt. Es ist also zwar die Regel, 
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aber nicht ausschließlich entscheidend, daß der Umherziehende sich seinen Lebensunter- 
halt durch die Inanspruchnahme fremder Mildtätigkeit beschafft (RG DR 1989 S. 365, 
OLG München JFGErg. 19 S. 285, übereinstimmend LK Anm. IV 3, Schwarz Anm. 3). 
Demgegenüber nehmen Frank Anm. Ill 2, v. Hippel Lehrbuch S. 396, v. Liszt-Schmidt 
S. 867 an, daß nur die Beschaffung des Unterhalts durch Bettel unter den Begriff des 
Landstreichens falle. Personen, die sich arbeitslos in einer Großstadt umhertreiben, sind 
keine Landstreicher, ebensowenig Leute, die jeden Abend an denselben Ort zurückkehren 
(Frank Anm. III 1, OLG Kassel GoltdArch. 52 S. 266; and. Binding Lehrbuch 2 S. 922). 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 
8. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $42d und RG DJ 1988 S. 1156. 


4. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen Landstreicherei und unerlaubtem Ge- 
werbebetrieb im Umbherziehen ($ 148 Abs. 1 Nr. 7 mit 855 Abs. 1 Nr. 4 Gewerbeordnung) 
(RG DJ 1988 S. 1156, OLG München JFG Erg. 19 S. 286). Über das Verhältnis zu den 
Betteleidelikten vgl. unten IV. 


5. Das kommende Recht will im Strafgesetzbuch einen besonderen Abschnitt über Betteln und 
Landstreichen schaffen. Als Landstreicher soll bestraft werden, wer sich mittellos aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit ohne festes Unterkommen umhertreibt. Ebenso wie Landstreicher sollen Menschen 
bestraft werden, die, ohne ein redliches Gewerbe auszuüben, aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu un- 
geordnetem Leben bandenmäßig im Lande umherziehen. Als Strafe will das kommende Recht Gefäng- 
nis bis zu 2 Jahren oder Haft androhen. 

IV. Nr. 4 enthält die Betteleidelikte. Vgl. hierzu auch Nr. 390 Richtlinien für das Straf- 
verfahren. 


Schrifttum: Vgl.die Angaben zu III sowie Brunlecki, Die Notwendigkeit einer Unterscheidung 
zwischen Betteln und dem ‚‚strafbaren Betteln des $ 361 Ziff. 4 StGB“, DRechtspfl. 1936 S. 465. 

1. Bettein bedeutet die an einen beliebigen Fremden gerichtete Bitte um Gewährung 
eines geldwerten Geschenks unter der Behauptung der Bedürftigkeit des Bettelnden 
selbst oder eines Angehörigen. Die Bitte muß sich an einen beliebigen Dritten richten, 
das heißt an eine solche Person, ‚‚zu der der Täter in keinerlei näherem Verhältnis steht, 
das nach verständiger Lebensauffassung das Ansprechen gerade dieser Person als wohl- 
begründet erscheinen läßt“ (v. Hippel Lehrbuch $. 397 Anm.1). Wer die zuständigen 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nimmt, bettelt nicht. Die Bitte muß sich auf die 
Hingabe eines geldwerten Geschenks beziehen. Die Bitte um ein Nachtquartier ist 
kein Betteln, ebensowenig die Bitte um ein Glas Wasser. -Es muß sich um ein Geschenk 
handeln, nicht um die Gegenleistung für eine angebotene Leistung. Die Bitte muß aus- 
drücklich oder stillschweigend auf die eigene Bedürftigkeit oder auf die Bedürftigkeit 
eines Angehörigen gestützt werden. Wer für ihm fernstehende Personen oder für all- 
gemeine Zwecke Gaben erbittet, sammelt, aber bettelt nicht. 

Nach der Auffassung des täglichen Lebens ist die Bitte um eine milde Gabe nieht als 
Betteln anzusehen, wenn sie auf Gewohnheit, Sitte oder Ortsgebrauch beruht. 
So liegt z. B. kein Betteln vor, wenn ein reisender Handwerksbursche bei den Handwerks- 
meistern seines Faches um die übliche Unterstützung nachsucht (RGSt. 20 434) oder 
wenn jemand in einem Kloster sich einen Teller Suppe oder ein Stück Brot geben läßt 
(BayObLG JW 1985 S. 2077). Die Bitte um ein geldwertes Geschenk wird ferner dann 
nicht als Betteln anzusehen sein, wenn jemand ohne eigenes Verschulden nicht die 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nehmen kann (Bruniecki aaO S. 466). 

Die Bitte um eine Gabe kann mündlich oder schriftlich, ausdrücklich oder durch 
schlüssige Handlungen erfolgen. Als schlüssige Handlung ist z. B. das Spielen auf einer 
Ziehharmonika oder auf einem ähnlichen Musikinstrument anzusehen, wenn es nur den 
Zweck hat, auf die Person des Spielenden aufmerksam zu machen (BayObLG JW 1926 
S. 2766, 1928 S. 285, OLG Düsseldorf DRZ 1988 Nr. 559, 1985 Nr. 372). 
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2. Die einzelnen Tatbestände. 

a) Bestraft wird, wer bettelt. 

b) Bestraft wird ferner, wer Kinder zum Betteln anleitet oder ausschickt. Zu den Kin- 
dern sind alle noch nicht 14 Jahre alten Personen zu rechnen (Frank Anm. IV 2, Ger- 
land S. 397, Kohlrausch Anm. 5); dagegen wollen LK Anm. 12, Olshausen Anm. 3 keine 
feste Altersgrenze ziehen; es sei Tatfrage, ob eine jugendliche Person zu den Kindern 
gehöre. Unstreitig ist, daß es keinen Unterschied macht, ob die Kinder eigene oder fremde 
sind. Anleiten bezeichnet jede Unterweisung, durch welche das Kind zum Betteln ge- 
neigt oder geschickt gemacht werden soll. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz er- 
forderlich. 

c) Bestraft wird ferner, wer Personen, die seiner Gewalt und Aufsicht unter- 
worfen sind und zu seiner Hausgemeinschaft gehören, vom Betteln abzu- 
halten unterläßt. Die Unterwerfung unter die Gewalt und Aufsicht erfordert ein 
Rechtsverhältnis, kraft dessen jemand von einer anderen Person in gewissem Grade 
Gehorsam zu fordern berechtigt ist; ein rein tatsächliches Gewaltverhältnis ist nicht ge- 
nügend (KG DJZ 1930 Sp. 839). Hausgemeinschaft ist gleichbedeutend mit häus- 
licher Gemeinschaft ($ 247). Zur Hausgemeinschaft können auch Personen gehören, die 
sich freiwillig derselben angeschlossen haben. Erforderlich ist hier weiter, daß die ab- 
hängige Person tatsächlich gebettelt hat. Für den inneren Tatbestand genügt Fahr- 
lässigkeit (Frank Anm. IV und die herrschende Lehre; and. Binding Lehrbuch 2 
8. 924). Ä 

Diese Bestimmung geht dem $ 4 VO zur Ergänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Ok- 
tober 1940 (RGBI.I 8. 1336) über die Vernachlässigung der Aufsichtspflicht vor (Graf 
Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, Teil III [1941 S. 88)). 

d) Über Notstand und übergesetzlichen Notstand vgl. v. Hippel Lehrbuch 8. 397. 

8. Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $42 d Abs. 1, 3. 


4. Gesetzeskonkurrenz zwischen Landstreicheri und Betteln besteht dann, wenn 
der Landstreicher seinen Lebensunterhalt regelmäßig durch Handlungen erwirbt, die als 
Betteln strafbar sind; anderenfalls kann Realkonkurrenz vorliegen (LK Anm. IV 10; 
and. z. B. Frank Anm. III, der Gesetzeskonkurrenz annimmt). Idealkonkurrenz ist 
möglich mit Betrug oder Betrugsversuch (RGSt.28 46). Über Bettelbetrug vgl. RG 
HRR 1986 Nr. 1469 und $ 263 Anm. V 4. 


$. Das kommende Recht will denjenigen mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft bestrafen, der 
aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit bettelt; die gleiche Strafdrohung ist für das Ausschicken zum Bet- 
teln und für das Unterlassen des Abhaltens vom Betteln vorgesehen. Für gewerbsmäßiges Betteln soll 
nur Gefängnis angedroht werden. 

V. Nach Nr. 5 ist strafbar, wer durch Spiel, Trunksucht oder Müßiggang in einen Zu- 
stand der Unterhaltsbedürftigkeit gerät, der tatsächlich zum Einschreiten der Behörde 


geführt hat. 
Schrifttum: Michels, Der strafrechtliche Schutz der Unterhaltspflicht, 1938 (Diss. Halle). 


1. Ein unter diese Vorschrift fallender Zustand ist auch die durch Trunksucht her- 
vorgerufene moralische Verkommenheit (RGSt. 72 79). Ernährung umschreibt hier 
nur das Wort Unterhalt, um die dreimalige Wiederholung dieses Wortes in demselben 
Satz zu vermeiden. Unterhaltspflicht bedeutet hier ebenso wie im $ 361 Nr.10 die gesetz- 
liche Unterhaltspflicht des bürgerlichen Rechts; auch der uneheliche Vater fällt bei Ver- 
letzung seiner Unterhaltspflicht unter diese Bestimmung (Michels aaO S.20 mit ein- 
gehenden Nachweisen). Fremd ist die Hilfe, die von einer Person geleistet wird, die 
nicht unterhaltspflichtig ist; vgl. hierzu noch RG DR 1940 S. 1671. Es ist nicht erforder- 
lich, daß fremde Hilfe aus öffentlichen Mitteln erfolgt. 
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2. Als Behörden im Sinne dieser Bestimmung sind in entsprechender Anwendung 
($ 2) auch die Dienststellen der NSV anzusehen (vgl. AG Wittenburg JW 1935 S. 1646). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


4. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $42d. Möglich ist auch die 
Unterbringung in einer Anstalt oder sonstigen Arbeitseinrichtung durch die Verwaltungs- 
behörde nach $ 20 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (RGBl. 1 S. 100). 


5. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 284 a, 285. 


6. Es handelt sich bei dieser Übertretung um eine Dauerstraftat (RGSt. 72 80). 
Die Verjährung beginnt erst mit dem Aufhören des unterstützungsbedürftigen Zustandes. 
Vgl. zur Frage der Vollendung und des Beginns der Verjährung auch noch RG DR 19% 
S. 1671. 

7. Das kommende Recht will die Bestimmung unter Vereinfachung des Tatbestandes im Strafgesetz- 
buch belassen; als Strafe soll Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft angedroht werden. 

VL Nr. 6sowie Nr. 6a bis 6c enthalten gewisse Strafbestimmungen gegen die Unzucht, 
Die Ortspolizeibehörden können nicht, über diese Vorschrift hinausgehend, auf Grund 
des $ 366 Nr. 10 ein allgemeines ortspolizeiliches Gebot an eine der Gewerbsunzucht 
nachgehende Frau erlassen, bestimmte Stadtteile nicht zu betreten (OLG München HRR 
1986 Nr. 1206). 


Schrifttum: L. Schäfer, Prostitution und Rechtsprechung, 1933. 


1. Nr. 6 behandelt das in bestimmter Weise erfolgende Auffordern oder Sichanbieten 
zur Unzucht. Die Bestimmung stellt ein Gefährdungsdelikt dar (OLG Dresden JW 1984 
S. 501). Die Vorschrift richtet sich nicht nur gegen Frauen, sondern auch gegen Männer 
(vgl. RGSt. 72 107). 

Vgl. auch noch 393 Richtlinien für das Strafverfahren. 

a) Unter Unzucht ist nicht nur die Vollziehung des Beischlafs zu verstehen, sondern 
alle den Anforderungen von Zucht und Sitte zuwiderlaufenden, die Erregung oder Be- 
friedigung menschlicher Geschlechtslust bezweckenden Handlungen im Verkehr mehrerer 
Personen untereinander (RGSt. 87 304, 41 61). 


b) Auffordern ist eine an einen anderen sich richtende Kundgebung, durch welche der 
Auffordernde einen anderen zu einem Tun oder Lassen bestimmen will. Eine Dirne, die 
lediglich darauf wartet, aufgefordert zu werden, fordert nicht selbst auf (OLG Königs- 
berg HRR 1989 Nr. 356). Ein Sichanbieten liegt vor, wenn sich jemand gegenüber einem 
anderen bereit erklärt, Unzucht zu begehen. Herumstehen und Auf- und Abgehen von 
Dirnen an Straßenecken ist bereits ein Sichanbieten (OLG Dresden JW 1984 S. 501, 
OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 356). Vgl. zu den beiden 
Merkmalen noch OLG Köln HRR 1985 Nr. 1358. 

c) Das Auffordern oder Sichanbieten muß erfolgen öffentlich In auffälliger Weise oder 
in einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Das Aul- 
fordern oder Sichanbieten und die Auffälligkeit sind gleichgeordnete Tatbestandsmerk- 
male, die jedes für sich besonders festgestellt werden müssen (OLG Königsberg HRR 
1989 Nr. 356). | 

a) Öffentlich ist das Auffordern oder Sichanbieten, wenn die Möglichkeit besteht, daß 
es von einem größeren, durch persönliche Beziehungen nicht zusammenhängenden Kreis 
von Personen wahrgenommen werden kann (OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLG 
Königsberg HRR 1989 Nr. 356). 

ß) In auffälliger Weise erfolgt das Auffordern oder Sichanbieten, wenn es ungewöhnlich 
und anstößig wirkt. Bloßes Umherstehen auf der Straße genügt als solches noch nicht 
ohne weiteres (OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 356). Durch den sogen. Straßenstrich 
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. kann aber dieses Tatbestandsmerkmal erfüllt werden (vgl. OLG Dresden JW 1984 
S. 501, OLG Breslau DJ 1985 S. 685, LG Berlin JW 1986 S. 2488, KG DStR 1986 
S. 237). 

y) Als weitere Begehungsform nennt das Gesetz das Auffordern oder Sichanbieten in 
einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Es ist also 
nicht erforderlich, daß tatsächlich eine Belästigung eingetreten ist. Für eine Belästigung 
genügt nicht jede geringfügige Beeinträchtigung des inneren Wohlbefindens (OLG Kö- 
nigsberg HRR 1989 Nr. 356). 

d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich, Nach OLG Dresden JW 1934 
S. 501 braucht sich der Vorsatz nur auf die Handlung des Täters zu erstrecken; im übrigen 
soll Fahrlässigkeit genügen. 

e) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d Abs. 2. 

f) Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 175a Nr. 4. 


g) Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert in den Abschnitt über Angriffe 
auf die Sittlichkeit übernehmen, die Strafdrohung aber auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Haft 
erhöhen; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 205/206. 


2. Nr. 6a bis 6c behandeln den Betrieb der Unzucht an bestimmten Orten. In allen drei 
Fällen muß die Unzucht zum Erwerbe gewohnheitsmäßig betrieben werden. Über Ge- 
wohnheitsmäßigkeit vgl. Vorbem. V ic vor $ 73. 


a) Für den Tatbestand des Unzuchtsbetriebes in der Nähe von Kirchen oderin 
einer Wohnung, in der Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren woh- 
nen (Nr. 6a), ist nicht erforderlich, daß dadurch das religiöse Empfinden verletzt oder 
Kinder oder Jugendliche nachweislich sittlich gefährdet werden. Über das Merkmal in 
der Nähe von Kirchen vgl. OLG Stuttgart HRR 1980 Nr. 1893, über Wohnung vgl. 
RG HRR 1928 Nr. 1539. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Bay- 
ObLG JW 1928 S. 3393). 

b) Der Unzuchtsbetrieb in der Nähe von Schulen oder anderen zum Besuch durch 
Kinder oder Jugendliche bestimmten Örtlichkeiten, oder in einem Hause, in dem 
Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren wohnen (Nr. 6b), ist nur in den 
Fällen strafbar, in denen die Art des Unzuchtsbetriebes die Minderjährigen sittlich ge- 
fährdet. Das Verbot des Unzuchttreibens in der Nähe einer Schule ist danach auf die 
Zeit beschränkt, in der die Schule tatsächlich von Jugendlichen besucht wird (and. 
Dalcke Anm. 74e, der aber wohl die vorgenommene Gesetzesänderung nicht hinreichend 
berücksichtigt). Eine andere zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmte 
Örtlichkeit ist nur dann anzunehmen, wenn der Besuch durch Kinder oder Jugendliche 
der Örtlichkeit ihre Eigenart verleiht (OLG Hamburg HRR 1982 Nr. 492). Für den in- 
neren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448). 

c) Nr. 6c dient dem Schutz des Landes gegen das Eindringen der Prostitution. 

d) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d. 

e) Idealkonkurrenzistin.allen drei Fällen mit $ 175a Nr. 4 möglich. 


nn Das kommende Recht will die Bestimmungen in den Abschnitt über Angriffe auf die Sittlichkeit 
übernehmen. Das Erfordernis der Gewohnheitsmäßigkeit soll fortfallen; zur Strafbarkeit des Täters, 
der die sonstigen Tatbestandsmerkmale erfüllt, soll es genügen, daß er gewerbsmäßig Unzucht treibt. 
Als Strafe will das kommende Recht Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft androhen. Vgl. Graf Gleis- 
pach in Gürtner II S. 205/206. 


Vo. Nr.7 bedroht die Arbeitsscheu dann mit Strafe, wenn sich jemand, der aus Öf- 
fentlichen Armenmitteln eine Unterstützung erhält, aus Arbeitsscheu weigert, die ihm 
von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten. 

1. Zu den öffentlichen Armenmitteln gehören in gewissem Umfange auch Mittel 
der NSV. Vgl. im übrigen $1 Abs. 2 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(RGBl.1 8.100), Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
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Fürsorge vom 1. August 1931 (RGBl. 1 S. 441). Bei grundloser, Arbeitsverweigerung ist 
die Hilfsbedürftigkeit im Sinne der Reichsgrundsätze zu verneinen ($$ 5, 7 Reichsgrund- 
sätze). Näher zu diesen Fragen Linde-Zimmerle, Fürsorge des Staates, Fürsorge der Par- 
teil, 2. Aufl. 1939. 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (Binding Lehrbuch 2 S. 921, 
v. Hippel Lehrbuch S. 398, LK Anm. VII 6, Olshausen Anm.d; and. Frank Anm. VIl, 
Schwarz Anm. 7, nach denen Fahrlässigkeit genügt). 


8. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $ 42d. Möglich ist auch 
die Unterbringung in einer Anstalt oder sonstigen Arbeitseinrichtung durch die Ver- 
waltungsbehörde nach $ 20 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(RGBI.1T S. 100). 


4. Über den strafrechtlichen Schutz des nationalen Arbeitseinsatzes ygl. 
Hastler DR 1940 S. 1756, weiter Jaerisch DR 1941 S. 2590. 


5. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; sie wird als durch 
die jetzige Regelung des Unterstützungswesens entbehrlich angesehen. 


VII. Nr.8 betrifft die Obdachlosigkeit. Unterkommen ist gleichbedeutend mit 
Wohnung, mit Obdach; der Begriff umfaßt nicht auch die zum Unterhalt erforderlichen 
Mittel (Frank Anm. VIII, v. Liszt-Schmidt S. 868, Olshausen Anm. b; and. OLG Ro- 
stock GoltdArch. 42 S. 275). Erforderlich ist, daß von der zuständigen Behörde eine 
Frist bestimmt ist. Zuständig sind die Ortspolizeibehörden (vgl. auch $ 3 Abs. 3 Preuß. 
Polizeiverwaltungsgesetz). Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Die 
letzten Worte begründen eine Beweisvermutung, keine förmliche Beweislast des An- 
geklagten. Es muß also auch hier die Wahrheit von Amts wegen erforscht werden (v. Hip- 
pel Lehrbuch 8. 398 Anm. 3, LK Anm. 6; and. wohl Olshausen Anm. c). 

Über die Unterbringungim Arbeitchaus vgl. $42d. 

Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; es geht davon aus, daß 
die Vorschrift schon jetzt ihre selbständige Bedeutung verloren hat. 

IX. Nr. 9 betrifft das Unterlassen des Abhaltens bestimmter Personen von der 
Begehung bestimmter strafbarer Handlungen. Die Vorschrift entspricht dem 
unter IV 2c behandelten Tatbestand. Als Kinder sind auch hier alle Personen unter 14 
Jahren anzusehen. Diebstähle im Sinne dieser Vorschrift sind nicht nur die nach $$ 222, 
243 strafbaren Handlungen, sondern auch solche im Sinne von $$ 248a, 370 Nr. 5 und 
die Forstdiebstähle (Kohlrausch Anm. 10, Olshausen Anm.b «; and. Frank Anm. 1X 
hinsichtlich $ 370 Nr. 5). 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (BayObLG JW 1985 S. 1447). 

Die Vorschrift ist nur subsidiär; sie ist nicht anzuwenden, falls der Aufsichtspflichtige 
sich z. B. in Gemeinschaft mit den Kindern eines Diebstahls schuldig gemacht oder sie 
dazu angestiftet hat. Andererseits geht die vorliegende Bestimmung dem $ 4 VO zur Er- 
gänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Oktober 1940 (RGBl.I S. 1336) über die Ver- 
nachlässigung der Aufsichtspflicht vor (Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil Ill 
[1941] S. 88). 


X. Nr. 10 betraf die Verletzung der Unterhaltspflicht. Die Bestimmung ist durch Art. I 
84 VO vom 18. März gestrichen und durch $ 170b ersetzt worden. 


8 362 


Die nach Vorschrift des $ 861 Nr. 8 bis 8 Verurteilten können zu Arbeiten, welche Ihren 
Fähigkeiten und Verhältnissen angemessen sind, innerhalb und, sofern sie von anderen 
freien Arbeitern getrennt gehalten werden, auch außerhalb der Strafanstalt angehalten 
werden. 


75% 


Feilhalten schon verwendeter Wertzeichen &8 364, 366 


I. Die geschärfte Haft, die Abs. 1 für die nach der Vorschrift des $ 361 Nr. 3-8 Ver- 
urteilten vorsieht, unterscheidet sich von der einfachen Haft ($ 18) nur noch dadurch, 
daß die Haftgefangenen bei der verschärften Haft auch ohne ihre Zustimmung zu Ar- 
beiten außerhalb der Anstalt verwendet werden können (vgl. demgegenüber Nr. 161 
Abs.1 Strafvollzugsordnung). Hinsichtlich des Arbeitszwanges besteht dagegen kein 
Unterschied mehr, nachdem Nr. 67 Abs. 2 in Verbindung mit Nr. 162 Abs. 1 Strafvoll- 
zugsordnung allgemein die Arbeitspflicht auch bei der Haft eingeführt hat. 


II. Abs. 2-4, welche die Zulässigkeit der Überweisung an die Landespolizeibehörde 
und die Ausweisung aus dem Reichsgebiet behandelten, sind durch das Gewohnheits- 
verbrecherges. gestrichen und durch $42d sowie durch die AusländerpolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBl. 1 S. 1053, 1067) ersetzt worden. 


& 868 ist durch $4 Ges. vom 4. September 1941 (RGBIl.I S. 549) gestrichen worden; 
vgl. jetzt $ 281. 


S 364 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark wird bestraft, wer wissentlich schon 
einmal verwendetes Stempelpapier nach gänzlicher oder teilweiser Entfernung der darauf 
gesetzten Schriftzeichen, oder schon einmal verwendete Stempeimarken, Stempelblankette 
oder ausgeschnittene oder sonst abgetrennte Stempelabdrücke der im 8 276 bezeichneten 
Art veräußert oder feilbält. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wissentlich schon einmal verwendete Post- 
oder Telegraphenwertzeichen nach gänzlicher oder teilweiser Entfernung des Entwertungs- 
zeichens veräußert oder feilhält. 


‘I. Die Bestimmung behandelt die Veräußerung oder das Feilhalten schon verwendeter 
Wertzeichen. Die Vorschrift ergänzt den $ 276, der nur die Verwendung oder Benutzung 
mit Strafe bedroht. 

I. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


II. Als Sondervorschrift geht für Steuerzeichen $405 Abs. 2 Reichsabgaben- 
ordnung vor. Für Versicherungsmarken vgl. $1497 Reichsversicherungsordnung und 
$ 205 Angestelltenversicherungsgesetz. 


IV. Das kommende Recht will die Vorschrift mit 8 276 vereinigen und in den Abschnitt über Geld- 
älschung einstellen. Der Tatbestand soll nach einigen Richtungen geändert werden. 


S365 -» 
ist durch $ 29 Nr. 6 und 7 Gaststättengesetz ersetzt worden, die folgendermaßen lauten: 


Mit Haft und mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, wer 

6. als Gast in einer Schankwirtschaft, den Schankräumen einer Gastwirtschaft, in einer 
Speisewirtschaft oder an einem öffentlichen Vergnügungsort über die Polizeistunde hinaus 
verweilt, obwohl der Inhaber oder dessen Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn auf- 
gefordert hat, wegzugehen, 

7. als Inhaber einer Gast- oder Schank- oder Speisewirtschaft oder eines öffentlichen 
Vergnügungsorts oder als Vertreter des Inhabers duldet, daß ein Gast über die Polizei- 
stunde hinaus in den Schankräumen oder an dem Vergnügungsorte verweilt. 


8 366 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird bestraft: 


1. wer den gegen die Störung der Feier der Sonn- und Festtage erlassenen Anordnungen 
zuwiderhandelt; 
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2. wer in Städten oder Dörfern übermäßig schnell fährt oder reitet, oder auf Öffentlichen 
Straßen oder Plätzen der Städte oder Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einfährt oder 
zureitet; 

8. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen das Vorbeifahren 
anderer mutwillig verhindert; 

4. wer in Städten mit Schlitten ohne feste Deichsel oder ohne Geläute oder Schelle fährt; 

5. wer Tiere in Städten oder Dörfern, auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen, oder 
an anderen Orten, wo sie durch Ausreißen, Schlagen oder auf andere Weise Schaden 
anrichten können, mit Vernachlässigung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln 
stehen läßt oder führt; 

6. wer Hunde auf Menschen hetzt; 

7. wer Steine oder andere harte Körper oder Unrat auf Menschen, auf Pferde oder andere 
Zug- oder Lasttiere, gegen fremde Häuser, Gebäude oder Einschließungen oder in Gär- 
ten oder eingeschlossene Räume wirft; 

8. wer nach einer öffentlichen Straße oder Wasserstraße oder nach Orten hinaus, we 
Menschen zu verkehren pflegen, Sachen, durch deren Umstürzen oder Herabfalln 
jemand beschädigt werden kann, ohne gehörige Befestigung aufstellt oder aufhängt, oder 
Sachen auf eine Weise ausgießt oder auswirft, daß dadurch jemand beschädigt oder ver- 
unreinigt werden kann; 

9. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen Gegenstände, dureh 
welche der freie Verkehr gehindert wird, aufstellt, hinlegt oder liegen läßt; 

10. wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den 
öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen erlassenen Polizeiveron- 
nungen übertritt. 


I. Durch Nr. 1 soll die Störung der allgemeinen Sonntags- und Feiertagsheiligung nach 
außen verhütet werden. Die Einhaltung der Sonntagsruhe aus sozialpolitischen Gründen 
ist nicht Aufgabe dieser Vorschrift (RGSt. 20 89); vgl. hierüber $ 146a Gewerbe 
ordnung. Die in Betracht kommenden Feiertage sind einmal durch das Ges. über die 
Feiertage vom 27. Februar 1934 (RGBl.1 S. 129) festgelegt; daneben ist der Reichs- 
minister des Innern ermächtigt, aus besonderen Anlässen für das Reichsgebiet oder für 
Teile des Reiches Werktage zu staatlichen Feiertagen im Sinne des Feiertagsgesetzes zu 
erklären (Ges. über einmalige Sonderfeiertage vom 17. April 1939, RGBl. I S. 763); vgl. 
weiter Erlaß über den Heldengedenktag und den Gedenktag für die Gefallenen der Be 
wegung vom 25. Februar 1939 (RGBl.I S. 322) und hierzu VO über den Schutz de 
Heldengedenktages vom 8. März 1939 (RGBl.I S. 427). Im übrigen vgl. VO über den 
Schutz der Sonn- und Feiertage vom 16. März 1934 (RGBl. I S. 199) mit Änderung durch 
VO vom 1. April 1935 (RGBl. I S. 510), VO zur Durchführung des Feiertagsges. vom 
48. Mai 1934 (RGBl. I S. 394). Für Preußen vgl. PolizeiVO über den Schutz der kirch- 
lichen Feiertage vom 19. Mai 1934 (GS S. 301) mit Änderung durch PolizeiVO vom 2. 
Juli 1935 (GS S. 108). Für die Reichsgaue der Ostmark vgl. VO vom 29. September 
1938 (RGBl. I S. 1395), VO vom 23. April 1940 (RGBI. IS. 674). Für das Protektorat 
Böhmen und Mähren vgl. VO vom 23. April 1940 (RGBl.T S. 675). 

Über die Jagdausübung an Sonn- und Feiertagen vgl. $ 35 Nr. 15, 860 Abs.2 Nr : 
Reichsjagdgesetz, $ 35 Abs. 3 VO zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes. 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


II. Nr.2 hat kaum noch praktische Bedeutung, denn die Vorschrift tritt zurück, s* 
weit $$ 1, 49 Straßenverkehrsordnung vom 13. November 1937 (RGBl.I S. 1179) eit- 
greifen, was in der Regel der Fall ist. 


IH. Für Nr. 8 gilt Anm. II entsprechend. 
IV. Für Nr. 4 gilt Anm. II entsprechend. 
V. Für Nr.5 gilt Anm. II entsprechend. 
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VI. Beim Hetzen von Hunden (Nr. 6) braucht eine Verletzung oder auch nur eine Ge- 
fährdung nicht einzutreten. Der innere Tatbestand erfordert Vorsatz. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung (RGSt. 8 315 und die herr- 
schende Meinung im Schrifttum; and. Binding Lehrbuch 1 S. 79, nach dem die Bestim- 
mung subsidiär ist). 

VIL Das Werfen mit Steinen, anderen harten Körpern oder Unrat (Nr. 7) setzt nicht 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit voraus. Unter Unrat sind nicht nur Gegen- 
stände zu verstehen, die Ekel erregen, sondern alle Gegenstände, die geeignet sind, eine 
Verunreinigung von Menschen oder Räumen herbeizuführen (RGSt.21 318; vgl.auch noch 
OLG Jena HRR 1981 Nr. 1821, OLG Naumburg JW 1985 S. 3406). Beim Werfen auf 
Menschen, Pferde oder andere Zug- oder Lasttiere ist nicht erforderlich, daß jemand ge- 
troffen wird (RGSt. 8 306) ; beim Werfen gegen Häuser usw. ist dagegen ein Treffen not- 
wendig (Frank Anm. VII; and. Schwarz Anm. 7). 

Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 

Mit Körperverletzung ist Idealkonkurrenz möglich (RGSt. 21 312). 


VII. Die Vorschrift der Nr. 8 bezweckt den Schutz des auf der öffentlichen Straße 
usw. verkehrenden Publikums vor jeder Beschädigung und Verunreinigung. Eine kon- 
krete Gefahr braucht nicht vorzuliegen; es genügt die Möglichkeit einer Gefährdung 
oder Verletzung (KG JW 1988 S. 170). 

1. Zu den Orten, wo Menschen zu verkehren pflegen, gehören auch Balkons 
(KG JW 1988 S.170). Das Ausgießen umfaßt auch das Begießen von Blumen, bei 
denen das Wasser durch die Töpfe oder über dieselben auf die Straße und auf die darunter 
liegenden Balkons läuft (KG JW 1988 S. 170). Als Auswerfen sieht KG DStR 1988 
S.429 auch das Ausschütteln eines Teppichs an. 

2. Hinsichtlich des Aufstellens, Aufhängens als äußerer Tätigkeit ist Vorsatz er- 
forderlich; hinsichtlich des Ortes und der möglichen Verletzung genügt Fahrlässigkeit 
(Frank Anm. VIII, wohl auch KG JW 1988 S. 170; and. RGSt. 17 303, nach dem ein 
Verschulden überhaupt nicht erforderlich ist). 

8. Mit Körperverletzung ist Idealkonkurrenz möglich. 


IX. Die Bestimmung der Nr. 9 über die Hinderung des Verkehrs hat nur noch für 
Wasserstraßen Bedeutung; im übrigen ist die Vorschrift durch die weitergehenden Spe- 
zialbestimmungen der $$ 41 Abs. 1, 49 Straßenverkehrsordnung vom 13. November 1937 
(RGBI. 1 S. 1179) gegenstandslos geworden (KG DStR 1989 S. 180). 


X. Nr. 10 betrifft Verstöße gegen die Wegepolizei. Jetzt enthalten die Straßenverkehrs- 
ordnung vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1179) und die Straßenverkehrszulassungs- 
ordnung vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1215) die zur Erhaltung der Ordnung und 
Sicherheit auf öffentlichen Wegen und Plätzen erforderlichen Vorschriften über den all- 
gemeinen Straßenverkehr; sie regeln den Straßenverkehr ausschließlich und setzen in- 
soweit die vorliegende Bestimmung und in gleichem Umfang die auf ihrer Grundlage er- 
lassenen landesrechtlichen Vorschriften außer Kraft (Floegel, Straßenverkehrsrecht 
[?. Aufl. 1940] S. 228/229, Müller, Straßenverkehrsrecht [13. Aufl. 1940] S. 821). Soweit 
diese Ordnungen nicht eingreifen, sind sowohl die vorliegende Bestimmung wie die auf 
ihrer Grundlage ergangenen landesrechtlichen Vorschriften durch das neue Straßen- 
verkehrsrecht nicht berührt worden; dies gilt z. B. für das Gebiet der Reinlichkeit auf 
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (OLG München HRR 1940 Nr. 49). Vgl. auch 
noch $ 361 Anm. VI. 


1. Als Wege und Straßen im Sinne dieser Vorschrift sind nur Bodenflächen anzu- 
sehen, die tatsächlich für den Verkehr benutzbar sind (BayObLG HRR 1927 Nr. 766). 
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Öffentlichsind nicht nur die Wege, die vom Staat oder von einer Gemeinde dem öffent- 
lichen Verkehr dargeboten werden, sondern auch diejenigen, die, ohne öffentlich-recht- 
liche Wege zu sein, tatsächlich dem öffentlichen Verkehr dienen (OLG München HRR 
1940 Nr. 49). 


2. Unter Polizeiverordnungen sind nur allgemeinverbindliche Bestimmungen zu 
verstehen; die polizeiliche Verfügung für den Einzelfall ist hier nicht mit gemeint (k6 
GoltdArch. 44 S. 59). Beispielsweise seien von den auf Grund dieser Bestimmung erlas- 
senen Polizeiverordnungen genannt die Seewasserstraßenordnung vom 31. Oktober 1933 
(RGBI. II 5.833) und die deutsche BinnenschiffahrtspolizeiVO vom 12. April 1939 
(RGBI. II S. 655). Die Übertretung einer polizeilichen Verfügung, die nur der Erleichte 
rung der Unterhaltung eines Wasserlaufs dient, ist nicht nach dieser Bestimmung stral- 
bar (KG JFGErg. 10 S. 339). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, falls nicht die PolizeiVO 
etwas anderes bestimmt. Ein Irrtum über den Begriff der öffentlichen Straße wird von 
der Rechtsprechung als unbeachtlicher Strafrechtsirrtum angesehen (BayObLG HRR 
1927 Nr. 766). 


S 366a 
Wer die zum Schutze der Dünen und der Fluß- und Meeresufer, sowie der auf denselben 


vorhandenen Anpflanzungen und Anlagen erlassenen Polizeiverordnungen übertritt, wird 
mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bestraft. 


I. Nach KG JFGErg. 12 S. 290 gilt die Bestimmung nicht für Deiche; sie dürfte 
hierfür aber entsprechend ($ 2) anwendbar sein. 


II. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, sofern nicht die in Frage 
kommende PolizeiVO ausdrücklich Vorsatz verlangt. 


II. Ergänzend vgl. $$ 21, 22 Reichsnaturschutzges. vom 26. Juni 1935 (RGBil.] 
S. 821) in der Fassung der Ges. vom 1. Dezember 1936 (RGBIl.1S. 1001) und 20. Januar 
1938 (RGBI. IS. 36). 


8 367 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Halt wird bestraft: 

1. wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder beiseiteschafftt, oder 
wer unbefugt einen Teil einer Leiche aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Per- 
sonen wegnimmt; 

2. wer den polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigungen entgegenhandelt; 
8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit denselben 
nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, verkauft oder sonst an andere überläßt; 

4. wer ohne die vorgeschriebene Erlaubnis Schießpulver oder andere explodierende Stoffe 
oder Feuerwerke zubereitet; 

5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaren, Schießpulver oder 
Feuerwerken, oder bei der Aufbewahrung, Beförderung, Verausgabung oder Vermen- 
dung von Sprengstoffen oder anderen explodierenden Stoffen oder bei Ausübung der 
Befugnis zur Zubereitung oder Feilhaltung dieser Gegenstände, sowie der Arznelea 
die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 

ba. wer bei Versendung oder Beförderung von leicht entzündlichen oder ätzenden Gere» 
ständen durch die Post die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 

6. wer Waren, Materialien oder andere Vorräte, welche sich leicht von selbst entzünden 
oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behältnissen aufbewahrt, wo ihre Entsüs- 
dung gefährlich werden kann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entrüs- 
dung beieinanderliegen ‚konnen; ohne Absonderung aufbewahrt; 

7. aufgehoben; 
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‘ & wer ohne polizeiliche Erlaubnis an bewohnten oder von Menschen besuchten Orten 
Selbstgeschosse, Schlageisen oder Fußangeln legt, oder an solchen Orten mit Feuer- 
gewehr oder anderem Schießwerkzeuge schießt oder Feuerwerkskörper abbrennt; 

9. wer einem gesetzlichen Verbot zuwider Stoß-, Hieb- oder Schußwaffen, welche in 
Stöcken oder Röhren oder in ähnlicher Weise NER) sind, feilhält oder mit sich 
führt; 

10. wer bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne sein Verschulden hineingezogen wor- 
den Ist, oder bei einem Angriff sich einer Waffe, insbesondere eines Messers oder eines 
anderen gefährlichen Werkzeuges bedient; 

11. wer ohne polizeiliche Erlaubnis gefährliche wilde Tiere hält, oder wilde oder bösartige 
Tiere frei umherlaufen läßt, oder in Ansehung ihrer die erforderlichen Vorsichtsmaß- 
regein zur Verhütung von Beschädigungen unterläßt; 

12. wer auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in Häusern und über- 
haupt an Orten, an welchen Menschen verkehren, Brunnen, Keller, Gruben, Öffnun- 
gen oder Abhänge dergestait unverdeckt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für 
andere entstehen kann; 

18. wer trotz der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welche dem Einsturz 
drohen, auszubessern oder niederzureißen; 

14. wer Bauten oder Ausbesserungen von Gebäuden, Brunnen, Brücken, Schleusen oder 
anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder sonst er- 
forderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen; 

15. wer als Bauherr, Baumeister oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Ausbesserung, 
wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich ist, ohne diese Genehmigung oder mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde genehmigten Bauplane aus- 
führt oder ausführen läßt; 

16. fortgefallen. 

In den Fällen der Nr. 7 bis 8 kann neben der Geldstrafe oder der Haft auf die Einziehung 

der Selbstgeschosse, Schlageisen oder Fußangein sowie der verbotenen Woalfen erkannt 

werden, ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehören oder’ nicht. 


L Nr. 1enthält drei verschiedene Tatbestände: die heimliche Beerdigung einer Leiche, 
die heimliche Entfernung einer Leiche sowie die unbefugte Wegnahme von Leichen- 
teilen. Der letzte Tatbestand ergänzt den $ 168; die Wegnahme der ganzen Leiche fällt 
unter $ 168. 


1. Unter Leiche ist der menschliche Körper eines Verstorbenen zu verstehen, solange 
sein Zusammenhang noch nicht durch den Verwesungsprozeß oder auf andere Weise 
völlig aufgehoben ist. Auch der Körper eines totgeborenen ausgewachsenen Kindes ist 
eine Leiche (RGSt. 69 288 mit Anm. Adami JW 1935 S. 3109); vgl. oben $ 168 Anm. 111. 


2. Behörde im Sinne der Vorschrift ist die zuständige Behörde. Regelmäßig ist dies die 
Ortspolizeibehörde ($ 39 Personenstandsges. vom 3. November 1937, RGBI.I S. 1146), 
in den Fällen des $ 159 StPO auch die Staatsanwaltschaft und das Amtsgericht (RG- 
St. 28 121). 


8. Beerdigung bedeutet jede Art der Leichenbestattung, also auch die Verbrennung. 
Als Beiseiteschaffen ist jede Handlung anzusehen, durch welche die Leiche örtlich aus der 
Lage, in der sie sich befindet, entfernt und die Besichtigung durch die zuständige Be- 
hörde mindestens erschwert wird (RGSt. 28 120). Vgl. über Beiseiteschaffen auch noch 
$ 133 Anm. Ill. 

4. Beim dritten Tatbestand (Wegnahme von Leichenteilen) ist ebenso wie im $ 168 
erforderlich, daß die Wegnahme aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Person er- 
folgt; vgl. hierüber zunächst $ 168 Anm. Il 2. Der Leiter eines pathologischen Instituts 
hat an aufbewahrten Leichen den Gewahrsam (OLG Hamburg JW 1928 S. 2285 mit 
Anm. Ebermayer). 
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5. Für den inneren Tatbestand ist in den ersten beiden Fällen bezüglich der Be- 
erdigung und des Beiseiteschaffens Vorsatz erforderlich; hinsichtlich des Vorwissens der 
Behörde genügt Fahrlässigkeit (Frank Anm. I 1, Olshausen Anm. by; and. OLG Dres- 
den DRZ 1929 Nr. 91, nach dem auch in letzterer Hinsicht Fahrlässigkeit nicht genügt). 
Für den dritten Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


6. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung ($ 257), Realkonkurrenz 
kommt mit $$ 211 [f., vor allem mit $ 217 in Betracht (RGSt 15 107). Gesetzeskonkur- 
renz besteht mit $ 30 Abs. 2 Jugendwohlfahrtsges.; letztere Bestimmung geht vor. 

II. Unter polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigung im Sinne der Nr. 2 
sind Anordnungen zu verstehen, die im polizeilichen Interesse erlassen wurden. Es macht 
keinen Unterschied, ob sie in einem Reichsgesetz oder in einem Landesgesetz, in der 
Verordnung einer Polizeibehörde oder eines anderen Staatsorgans enthalten sind. Als 
polizeiliche Anordnung ist z. B. auch $ 39 Personenstandsges. anzusehen. Vgl. weiter 
etwa die preuß. PolizeiVO über das Leichenwesen vom 18. April 1933 (GS S. 149) mit 
Änderungen durch VO vom 28. Juni 1933 (GS S. 238) und VO vom 6. Februar 19% 
(GS S. 60). | 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, soweit sich nicht aus der poli- 
zeilichen Anordnung etwas anderes ergibt. 

Als Spezialbestimmung geht $ 30 Abs. 2 Jugendwohlfahrtsges. vor. 


IL Nr. 8 betrifft das ungenehmigte Herstellen, Feilhalten oder Abgeben von Gift und 
Arzneien. Vgl. hierzu noch Nr. 425-428 Richtlinien für das Strafverfahren, ferner die 
Polizei-VO über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens vom 29. September 191 
(RGBI. IS. 587) sowie die VO über die Herstellung von Arzneifertigwaren vom 11. Fe- 
bruar 1943 (RGBl. I S. 99). 

Die Abgabe von Kokain und Morphium ist strafbar nach dem Opiumges. vom 10. De- 
zember 1929 (RGBl.I $. 215) mit verschiedenen Änderungen, zuletzt durch VO vom 
12. Juni 1941 (RGBl. I S. 328); vgl. auch noch die VO vom 31. Juli 1943 (RGBl.1 
S. 453, 454). 

Schrifttum: Belz-Bachmann-Rößler, Die reichsrechtlichen Bestimmungen über Herstellung 
und Vertrieb von Arzneimitteln, 1938.-Urban, Freigegebene und nicht freigegebene Arzneimittel, 1931. 

1. Über den Begriff des Giftes vgl. $ 229 Anm. Il 1. 


2. Arzneien im Sinne dieser Bestimmung sind Zubereitungen, die als Mittel zur Besei- 
tigung oder Linderung von Krankheiten bei Menschen oder Tieren äußerlich oder inner- 
lich angewendet werden. Zu den Arzneien rechnen auch die sogen. Geheimmittel, d.h. 
solche Zubereitungen, die weder rechtlich als Apothekerwaren anerkannt sind, noch ihre 
Bestandteile und Zusammensetzung erkennen lassen (RGSt. 16 362). 

8. Strafbar ist das Feilhalten oder Verkaufen nur, soweit der Handel mit Gift oder 
Arzneien nicht freigegeben ist. 

a) Der Handel mit Giften ist durch $1 Gewerbeordnung grundsätzlich freigegeben; 
$ 34 Abs. 3 Gewerbeordnung hat es aber der Landesgesetzgebung überlassen, zum Handel 
mit Giften eine besondere Genehmigung zu erfordern. In Preußen ist für die Frage, 
welche Stoffe und Zubereitungen nur von konzessionierten Gifthändlern feilgehalten 
und verkauft werden dürfen, maßgebend die MinPolVO vom 22. Februar 1906 in der 
Fassung vom 29. Januar 1935 (MinBl. für die innere Verwaltung S. 175). Der Handel 
mit Gift im Umherzichen ist ganz verboten ($ 56 Abs. 2 Nr. 9 Gewerbeordnung). 

b) Der Handel mit Arzneien ist freigegeben, soweit er nicht nach $ 1 Abs. 1 VO vom 
43. März 1941 (RGBl. I S. 136) den Apotheken vorbehalten ist. Den Apotheken vor- 
behalten ist insbesondere der Handel mit den in dem Verzeichnis B der VO vom 22. Ok- 
tober 1901 (RGBI. S. 380) aufgeführten Stoffen. Auch Tabletten, die solche Stoffe ent- 
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halten, wie z. B. Aspirin und Pyramidon, dürfen nicht außerhalb der Apotheken feil- 
gehalten werden (OLG Kiel JW 1929 S. 283). Darüber, wann Pastillen und Tabletten 
aus natürlichen Mineralwässern oder künstlichen Mineralsalzquellen frei verkäuflich sind, 
vgl. OLG Dresden HRR 1986 Nr. 581, 1027. 

Der Handel mit Arzneien im Unherziehen ist ganz verboten ($ 56 Abs. 2 Nr. 9 Ge- 
werbeordnung). Auf Jahrmärkten dürfen aber Arzneien und Heilmittel, mit denen der 
Handel freigegeben ist, ohne besondere Genehmigung verkauft werden (OLG Königs- 
berg HRR 1988 Nr. 999). 

c) Ob und in welchem Umfange das Zubereiten frei geblieben ist, bestimmt sich 
nach Landesrecht; die unter a und b genannten Vorschriften beziehen sich nur auf das 
Feilhalten und Verkaufen. 


4. Zu den einzelnen Handlungen sei folgendes bemerkt: 

a) Zubereiten bedeutet das Herstellen durch menschliche Tätigkeit (OLG Düsseldorf 
GoltdArch. 71 S. 235). 

b) Unter Feilhalten ist das Bereithalten zum Zwecke des Verkaufs an das Publikum 
zu verstehen (RGSt. 68 420, BayObLG HRR 1926 Nr. 1449). Ein bloßes Ankündigen 
oder Anpreisen von Arzneien stellt noch kein Feilhalten dar (KGJ 42 C S. 426). 

c) Verkaufen erfordert eine Übertragung der tatsächlichen Verfügungsgewalt; der 
Abschluß eines Vertrages ist weder erforderlich noch allein ausreichend (BayObLG JW 
1980 S. 1603). 

d) An andere überläßt, wer die tatsächliche Verfügungsgewalt überträgt. Ein Über- 
lassen liegt auch dann vor, wenn jemand das Mittel seinem Patienten in einem Getränk 
zum Einnehmen gibt (OLG Dresden GoltdArch. 78 S. 221). Eine Arznei wird nicht an 
andere überlassen, wenn sie bei Behandlung eines Kranken, z. B. durch Einreiben, ver- 
braucht wird (RGSt. 88 306). 

e) Nicht strafbar ist der Selbstverbrauch, auch wenn ihm keine ärztliche Ver- 
schreibung zugrunde liegt (vgl. RGSt. 67 194). 


5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (RGSt. 68 420). Zum Irrtum 
vgl. RGSt. 66 251, OLG Celle GoltdArch. 58 S. 301, KG GoltdArch. 70 S. 338. 

6. Täter kann nicht nur der Geschäftsinhaber, sondern auch ein Angestellter (Hand- 
lungsgehilfe, Gewerbegehilfe) sein (RGSt. 27 168). 

*. Idealkonkurrenz ist möglich mit 88 147 Abs. 1 Nr.1, 148 Nr. 7a Gewerbeordnung 
(RGSt. 47 21), ferner mit $$ 3, 11 Lebensmittelges. Gesetzeskonkurrenz besteht 
mit $ 10 Nr. 1 Opiumgesetz (RGSt. 66 251). 


IV. Nr. 4 betrifft das unbefugte Zubereiten von Explosivstoffen. Es handelt sich um ein 
Blankettgesetz, das durch landesrechtliche Bestimmungen auszufüllen ist. 

Die Bestimmungen des Sprengstoffgesetzes ($ 1, 9) vom 9. Juni 1884 gehen der Nr. 4 
vor, ebenso $$ 16, 147 Nr. 2 Gewerbeordnung. Vgl. weiter noch $ 26 Waffenges., ferner 
PolizeiVO über die Herstellung, den Vertrieb und das Abbrennen von Brandsätzen vom 
14. März 1939 (RGBI.TI S. 497). 


V. Auch Nr. 5 über das unvorsichtige Umgehen mit Gift, Explosivstoffen und Arzneien 
ist ein Blankettstrafgesetz. Ausfüllende Bestimmungen enthalten $$ 21, 54 Eisenbahn- 
verkehrsordnung vom 8. September 1938 (RGBl. II S. 663) und $4 Postordnung vom 
30. Januar 1929 (RGBI. IS. 33). Vgl. weiter $ 14 Abs. 1, aber auch $ 31 Luftverkehrsges. 
vom 21. August 1936 (RGBIl.1 S. 653). 


1. Soweit die Bestimmung sich auf den Verkehr mit Giftwaren oder Arzneien bezieht, 
ist sie nur auf Personen anwendbar, die befugt sind, Gift oder Arzneien zuzubereiten, 
feilzuhalten oder zu verkaufen; Personen, welche eine der genannten Handlungen un- 
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befugt vornehmen, fallen unter Nr. 3. Hierher gehören z. B. Vorschriften über die Ab- 
gabe von Arzneimitteln nur gegen Rezept, über das Führen eines Giftbuches usw.; vgl. 
beispielsweise die PolizeiVO vom 13. März 1941 (RGBl.I 8.136); über vorschrifts- 
widriges Gebaren beim Handel mit Gift vgl. die Preuß. PolizeiVO vom 11. Januar 1938 
(GS 8.1). 

2. Hinsichtlich des Verkehrs mit Sprengstoffen gehen der vorliegenden Bestimmung 
die $$ 1, 8, 9 Sprengstoffgesetz vor (RGSt. 41 158). An ausfüllenden Vorschriften kom- 
men z. B. in Betracht PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähn- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl.I S. 2345) in der Fassung der VO 
vom 10. Mai 1940 (RGBIl. IS. 784), Preuß. PolizeiVO über die Einrichtung und den Be- 
trieb von Sprengstofflagern vom 17. November 1932 (GS S. 362), Preuß. PolizeiVO über 
den Verkehr mit Sprengstoffen vom 4. September 1935 (GS S. 119). 


Va. In Nr. 58 kommen als ergangene Verordnungen die $$4, 5 Postordnung vom 
30. Januar 1929 (RGBIl.1I S. 33) in Betracht. Für den inneren Tatbestand genügt Fahr- 
lässigkeit. | 


VI. Nr. 6 betrifft das unvorsichtige Aufbewahren leicht entzündbarer Stoffe. 

1. Leicht feuerfangende Gegenstände sind solche, zu deren Inbrandsetzung infolge der 
ihnen selbst anhaftenden Eigenschaften schon ein geringfügiger äußerer Anlaß genügt 
(KG DJZ 1928 Sp. 1091). Beim Aufbewahren von Vorräten kommt es auch auf die Menge 
der Gegenstände an; bei Aufbewahren von Stoffen ist allein die Beschaffenheit der Ge 
genstände wesentlich. Im ersten Fall genügt eine abstrakte Gefahr; im zweiten Fall ist 
eine konkrete Gefahr notwendig (RGSt. 80 111). Über Vorräte vgl. $ 308 Anm. 113. 


2. Aufbewahren bedeutet, die betreffenden Gegenstände an einem Orte lagern lassen, 
bis sie ihre bestimmungsmäßige Verwendung finden. Dies ist nicht der Fall, wenn Gegen- 
stände z. B. zu dem Zwecke auf einen Ofen gelegt werden, damit sie dort schnellertrocknen 
(RGSt. 22 435). 

8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (RG GoltdArch. 47 S. 445). 

4. Ergänzend vgl.$$1, 6 Abs. 2 Ges. über gesundheitsschädliche oder feuergefähr- 
liche Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (RGBl. I S. 581), PolizeiVO über das offene Lagern 
von Getreide und anderen Ernteerzeugnissen vom 18. Mai 1940 (RGBl. I S. 792) in der 
Fassung der VO vom 10. Juli 1940 (RGBl. IS. 978), PolizeiVO über das Rauchverbot in 
feuergefährdeten gewerblichen Betrieben vom 23. Mai 1940 (RGBl.1 8. 814). 


VII Nr.7 ist durch $ 24 Lebensmittelges. vom 5. Juli 1927 (RGBJ. I S. 134) aufgeho- 
ben worden. 


VII. Durch Nr. 8 soll nicht nur eine Gefährdung, sondern auch eine Belästigung des 
Publikums verhütet werden (RGSt. 48 323, 55 253). Daher kann z. B. auch das Abgeben 
eines blinden Schusses aus einer Scheintotpistole unter diese Bestimmung fallen (Bar- 
ObLG HRR 1988 Nr. 1982). 


1. Ort ist hier nicht gleichbedeutend mit Ortschaft; auch ein einzelnes Gehöft ist ein 
Ort (RGSt. 55 253). Bewohnt ist ein Ort, wenn tatsächlich Menschen an ihm wohnen. 
Von Menschen besucht werden Orte, wenn Menschen an ihnen zu verkehren pflegen. Es 
ist unerheblich, ob der Ort ein’ dem Publikum offenstehender oder ein privater Raum ist, 
der von Menschen besucht zu werden pflegt. Es ist nicht erforderlich, daß sich gerade 
zur Tatzeit Menschen an dem Orte aufgehalten haben (RGSt.55 253, KG DJ 19% 
- 8.292). Nicht in Betracht kommen Orte, zu denen nur gelegentlich einmal ein Mensch 
kommt. Vgl. zu beiden Merkmalen noch OLG Stettin JW 1931 S. 1631 mit Anm. Köhler. 

2. An der Rechtswidrigkeit fehlt es, wenn eine polizeiliche Erlaubnis erteilt ist. Die 
polizeiliche Erlaubnis muß nicht nur von der zuständigen Behörde, sondern auch in der 
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erforderlichen Form erteilt sein. An der Rechtswidrigkeit fehlt es auch, wenn jemand in 
Ausübung einer Öffentlich-rechtlichen Befugnis von der Schußwaffe Gebrauch macht 
(RGSt.44 353). Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen des $ 228 BGB vgl. KG DStR 1988 S. 247. 

Bei rechtmäßiger Jagdausübung in Jagdbezirken findet die Vorschrift keine An- 
wendung ($ 36 Abs. 1 VO zur Ausführung des Reichsjagdges. vom 27. März 1935 in der 
Fassung der VO vom 5. Februar 1937, RGBl. IS. 179); vgl. aber $$ 36 Abs. 1, 60 Abs. 2 
Nr. 9 Reichsjagdges. 

8. Die Handlung (das Schießen) muß vorsätzlich erfolgen (RGSt. 48 323; and. wohl 
OLG Königsberg GoltdArch. 71 S. 270); im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 

6. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung, Tötung oder Sachbeschädi- 
gung; über einen Fall von Realkonkurrenz mit fahrlässiger Tötung vgl. RG ZAkDR 
1941 S. 279 mit Anm. Lange ZAkDR 1941 S. 267. 

6. Ergänzend vgl. PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und Ähn- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl.I S. 2345) in der Fassung der VO 
vom 10. Mai 1940 (RGBI. I S. 784), PolizeiVO über die Herstellung, den Vertrieb und das 
Abbrennen von Brandsätzen vom 14. März 1939 (RGBl. I S. 497). 


IX. Die Rahmenvorschrift der Nr.9 und die hierauf gestützten landesrechtlichen 
Vorschriften sind durch $8 25, 26 Waffenges. insoweit aufgehoben worden, als sie sich 
auf Schußwaffen beziehen; hinsichtlich der Hieb- und Stoßwaffen sind sie dagegen in 
Kraft geblieben (Hoche, Waffengesetz [1938] S. 178); eine vollständige sachliche Er- 
setzung durch die Bestimmungen des Waffengesetzes nimmt L. Schäfer, Deutsche Straf- 
gesetze (8. Aufl. 1941) S. 181 an. 


X. Nr. 10 über den Gebrauch gefährlicher Werkzeuge bei einer Schlägerei enthält eine 
Erweiterung des $ 227, indem die dort bezeichneten schweren Folgen hier entfallen. 

1. Eine Schlägerei setzt auch hier die Beteiligung von mehr als 2 Personen voraus 
(OLG Düsseldorf JW 1982 S. 66, Frank Anm. X, LK Anm. X 2, Olshausen Anm.b«; 
and. RG DRZ 1982 Nr. 532, Schwarz Anm. 10, nach denen die Beteiligung von zwei 
Personen genügt). Über das Merkmal „nicht ohne sein Verschulden hinein- 
gezogen“ vgl. $227 Anm. III 2. 

Ein Angriff im Sinne dieser Vorschrift liegt auch dann vor, wenn er nur von einer ein- 
zigen Person ausgeführt ist (RGSt. 18 3). Die Abgabe von Schreckschüssen ist noch kein 
Angriff (RG HRR 1925 Nr. 443). 

2. Über gefährliches Werkzeug vgl. $223a Anm. II 1a. Eines Messers bedient sich, 
wer dasselbe in der Schlägerei in irgendeiner Weise benutzt. Es ist nicht erforderlich, 
daß mit dem Messer eine Tätlichkeit gegen eine Person verübt ist (RG DRZ 1932 Nr. 532). 

8. Durch Notwehr kann die Rechtswidrigkeit einzelner Tätigkeitsakte, aber auch die 
der ganzen Tat ausgeschlossen sein (RG GoltdArch. 59 S. 312). 

4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 

5. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 223a und 227; diesen Bestimmungen 
gegenüber ist $ 367 Nr. 10 subsidiär. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 223, 230. 


6. Das kommende Recht will die Bestimmung mit dem Tatbestand des Raufhandels vereinigen und 
als Strafe Gefängnis androhen. Das Erfordernis, daß der Täter nicht ohne sein Verschulden in die 
Schlägerei hineingezogen worden ist, soll fortfallen. Vgl. Mezger in Gürtner IlI S. 393, 395. 


XI. Nr. 11 betrifft die Gefährdung durch gefährliche Tiere. 

1. Ob ein Tier zu den gefährlichen wilden Tieren gehört, ist allein nach der Tiergattung 
zu bestimmen, nicht danach, ob das gerade in Betracht kommende Tier die seiner Gat- 
tung eigentümlichen gefährlichen Eigenschaften seinerseits noch hat oder nicht (Bay- 
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ObLG JW 1931 S. 2650). Bösartig sind solche Tiere, von denen wegen ihrer eigentüm- 
lichen Veranlagung Beschädigungen zu befürchten sind. Auch Pferde, die zu Mutwillig- 
keiten neigen, deren Folgen unabsehbar sind, sind als bösartig anzusehen (KG JW 198 
S. 1391); hierher können weiter auch bissige Hunde gehören (KG JW 1988 5.569, vgl. 
auch OLG Dresden HRR 1931 Nr. 906). 

2. Ein Tier hält, wer im eigenen Interesse die Sorge für ein Tier übernommen hat, und 
zwar nicht nur zu einem ganz vorübergehenden Zweck. Ein Tier läuft nicht frei herum, 
wenn es in einem umschlossenen Hofraum oder Garten sich befindet und aus diesem 
nicht entweichen kann. Durch die Anwesenheit des Tierhalters oder durch das Anlegen 
eines Maulkorbs wird dagegen das freie Herumlaufenlassen nicht ausgeschlossen (KG JW 
1928 S. 569 mit Anm. Goercke). 

8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Über die Fahrlässigkeit beim 
freien Umherlaufenlässen bösartiger Hunde vgl. KG JW 1986 S. 1391. 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 40, 49 Straßenverkehrsordnung (KG JW 
1936 S. 1391). 


XII. Nr. 12 behandelt die Gefährdung durch unverdeckte oder unverwahrte Brunnea, 
Keller usw. 

1. Unter einem Ort, an dem Menschen verkehren, ist ein Ort zu verstehen, der 
von Menschen besucht wird. Es ist nicht erforderlich, daß der Ort ein öffentlicher 
ist; entscheidend ist, ob tatsächlich ein Verkehr stattfindet. Es macht keinen Unter- 
. schied, ob dies befugt oder unbefugt geschieht (RG GoltdArch. 77 S. 205). Vgl. auch 
Anm. VIII. 

2. Als Öffnungen sind nicht nur Vertiefungen der Bodenfläche anzusehen, sondern 
z. B. auch Löcher in einer Brücke oder Lücken in der Sprosse eines Treppengeländers. 
Dagegen ist eine zersplitterte Glasscheibe in der Eingangstür eines Gebäudes keine Öff- 
nung im Sinne dieser Vorschrift (KG JW 1986 S. 2486 mit Anm. Klee DStR 1936 S. 235). 
Unter Brunnen sind ganz allgemein künstliche Anlagen zur Fassung und Förderung des 
Wassers zu verstehen, auch sogen. Springbrunnen (RG GoltdArch. 77 S. 205). 

83. Täter kann außer dem Eigentümer auch der Verwalter des betreffenden Ortes sein 
(RGSt 6 64, 15 58), weiter auch ein Dritter, der bei Ausübung seines Gewerbes den ge 
fährlichen Zustand geschaffen hat (BayObLG DRZ 1927 S. 1087). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

6. Idealkonkurrenzist möglich mit Tötung oder Körperverletzung (RG GoltdArch. 
45 S. 34). | 

6. Ergänzend vgl. $ 25 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


XII. Nr. 18 betrifft die Gefährdung durch abbruchsreife Gebäude. 

1. Gebäude ist hier im Sinne von Bauwerk gebraucht; auch ein Gebäudeteil, z. B. eine 
Giebelmauer, ist als Gebäude anzusehen (OLG Dresden DRZ 1980 Nr. 561). 

2. Der Richter hat nachzuprüfen, ob das Gebäude dem Einsturz droht (BayObLG JW 
1926 S. 1232 mit Anm. Köhler, OLG Dresden DRZ 1980 Nr. 561). Für die polizeiliche 
Aufforderung ist eine besondere Form nicht erforderlich; sie muß aber eine individuelle 
sein. 

8. Täter kann nicht nur der Eigentümer sein, sondern auch ein anderer Verfügungs- 
berechtigter (Frank Anm. XIII). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

5. Der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen, sofern sie mehr als 500 cbm um- 
bauten Raum umfassen, bedarf der baupolizeilichen Genehmigung ($ 1 VO über den Ab- 
bruch von Gebäuden vom 3. April 1937, RGBl. I S. 440). 
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XIV. Nr.14 behandelt das Bauen ohne Sicherungsmaßregeln. Im Unterschied zu $ 330 
ist hier eine konkrete Gefährdung nicht erforderlich. Die Bestimmung ist nicht ein 
Blankettgesetz, sondern ein selbständiges Strafgesetz, durch das nicht nur das Publikum, 
sondern auch die Unternehmer und Arbeiter selbst vor Unfällen geschützt werden sollen 
(KG JFGErg. 18 S. 239). 

1. Über Bauten vgl. $ 330 Anm. II 1, weiter auch OLG Dresden HRR 1981 Nr. 905. 
Weitergehend Hische DJ 1942 S. 443. 

2. Unter den sonst erforderlichen Sicherungsmaßregeln sind solche zu verstehen, die 
zwar von der Polizei nicht angeordnet, aber durch die Sachlage geboten sind. Hierunter 
werden im allgemeinen auch die Unfallverhütungsvorkehrungen fallen, die in den Unfall- 
verhütungsvorschriften, z. B. der Baugewerkberufsgenossenschaften, vorgesehen sind 
(OLG Jena HRR 1928 Nr. 2327, KG JFGErg. 18 8. 239). 

8. Täter ist derjenige, der den Bau vornimmt, d.h. der Bauleiter; der Bauherr kommt 
als solcher als Täter nicht in Betracht (Binding Lehrbuch 2 S.106, Frank Anm. XIV, LK 
Anm. XIV 2, Schwarz Anm. XIV, KG JFGErg. 18 S. 239; and. RGZ GoltdArch. 48 
S. 295, 44 S. 298, Olshausen Anm. b). 


4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (KG JFGErg. 18 S. 239). 


5. Idealkonkurrenz ist möglich mit fahrlässiger Körperverletzung oder Tötung. 
Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 330; die vorliegende Bestimmung ist subsidiär 
(Binding Lehrbuch 2 S. 106, Frank Anm. XIV; and. LK Anm. XIV 5). 


XV. Nr. 15 betrifft das Bauen ohne polizeiliche Genehmigung. 


1. Unter Bau ist jede in das Gebiet der Ausübung des Bauhandwerks fallende Tätig- 
keit zu verstehen, für deren Vornahme allgemein anerkannte Regeln der Baukunst von 
solcher Bedeutung gelten, daß ein Zuwiderhandeln gegen sie mit Gefahr für andere ver- 
bunden ist (OLG München HRR 1989 Nr. 1287). Eine Antenne ist nur dann ein Bauwerk, 
wenn sie mittels einer Bautätigkeit hergestellt wird (KG HRR 1926 Nr.1886). Weiter- 
gehend Hische DJ 1942 S. 443. 


2. Dafür, ob eine baupolizelliche Genehmigung erforderlich ist, ist überwiegend das 
Landesrecht maßgebend; zum Teil greift aber Reichsrecht ein. So ist z. B. durch Reichs- 
recht bestimmt, daß Bauten des Reiches, der Länder, des Unternehmens Reichsauto- 
bahnen, der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände keiner bau- 
polizeilichen Genehmigung bedürfen, wenn sie unter Leitung von Beamten des höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienstes vorbereitet und ausgeführt werden ($1 VO über 
die baupolizeiliche Behandlung von öffentlichen Bauten vom 20. November 1938, RG- 
BI.1 8. 1677, vgl. weiter dort S. 1678). An reichsrechtlichen Bestimmungen vgl. ferner 
z. B. $ 54 Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939 (RGBI. IS. 219). Vgl. im übrigen 
Baltz-Fischer, Preuß. Baupolizeirecht, 6. Aufl. 1934, Englert, Die Bayerische Bau- 
ordnung, 9. Aufl. 1941, Messer, Aufgaben und Stellung der Baupolizei im neuen Bau- 
recht 1939 (Diss. Bonn). Umfassende Quellensammlung von Kayser, Die baupolizei- 
lichen Vorschriften des Deutschen Reichs und Preußens, 3. Aufl. 1943. 

8. Eigenmächtige Abweichung bedeutet eine ohne polizeiliche Genehmigung erfolgende 
Abweichung von demjenigen Bauplan, der behördlich genehmigt worden ist (KG JFG 
Erg. 18 S. 240). 


4. Als Täter kommen Bauherr, Baumeister und Bauhandwerker in Betracht. Bauherr 
ist, wer auf seine Rechnung und seine Verantwortung einen Bau ausführt oder ausführen 
läßt (KG JW 1982 S. 958). Baumeister ist gleichbedeutend mit Bauleiter; hierüber 
$ 330 Anm. III 1 sowie BayObLG HRR 1929 Nr. 1626, OLG Dresden JW 1982 S. 3459 
mit Anm. Schramm. Bauhandwerker im Sinne dieser Vorschrift sind nur Personen, 
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die einen Teil der Bauarbeiten selbständig ausführen; es fallen nicht alle unter diesen 
Begriff, die handwerksmäßige Arbeiten beim Bau ausführen (KG DStR 1987 8. 365). 
Gesellen, die unter Leitung eines Handwerksmeisters arbeiten, sind nicht Bauhandwerker 
im Sinne dieser Vorschrift (KG HRR 1981 Nr. 2088). 

Jede der genannten Personen haftet selbständig, sie alle also nebeneinander für die 
Einholung der erforderlichen Baugenehmigung und die Einhaltung der Bedingungen, 
unter denen diese Genehmigung erteilt ist (KG HRR 1981 Nr. 2088). 


5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, und zwar auch im Falle einer 
eigenmächtigen Abweichung von dem genehmigten Bauplan (KG JFGErg. 19 S. 23%); 
vgl. aber Binding Lehrbuch 2 S. 106, LK Anm. XV 6. Einen Irrtum über das Erforder- 
nis der polizeilichen Genehmigung sieht KG JW 1987 S. 1813 als unbeachtlichen Straf- 
rechtsirrtum an. 


6. Strafbar ist bereits der Beginn der Ausführung, z. B. die Aufstellung eines Leer- 
gerüstes für einen Betonbau (OLG Dresden HRR 1929 Nr. 1541). 

7. Die Verjährung beginnt mit dem Abschluß der Bautätigkeit, nicht erst mit der Be- 
seitigung des ordnungswidrigen Zustandes (RGSt. 87 79, KG JW 1987 S. 1813; and. 
Redelberger und Atorf, Deutsche Verwaltung 1942 S. 12, 75). 


8. Eine Sonderbestimmung für gewerbliche Anlagen enthält $147 Abs.1 Nr. 2 
Gewerbeordnung. 

Ergänzend vgl. Art. 2 Ges. zur Änderung und Ergänzung des Luftverkehrsges. vom 
27. September 1938 (RGBIl.T S. 1246). 


XVL Nr. 16 ist gegenstandslos geworden durch $$ 11, 12 Ges. über das Versteigerer- 
gewerbe in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1938 (RGBl. I S. 202) 
und $$ 83, 84 der Versteigerervorschriften vom 30. Oktober 1934 (RGBI.I S. 1091). 


8 368 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird bestraft: 

1. wer den polizeilichen Anordnungen über die Schließung der Weinberge zuwiderhandeli; 

2. wer das durch gesetzliche oder polizeiliche Anordnungen gebotene Raupen unterläßt; 

8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feuerstätte errichtet oder eine bereits vor- 
handene an einen anderen Ort verlegt; 

4. wer es unterläßt, dafür zu sorgen, daß die Feuerstätten in seinem Hause in baulichem 
und brandsicherem Zustande unterhalten, oder daß die Schornsteine zur rechten Zeit 
gereinigt werden; 

5. wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Räume, welche zur Aufbewahrung feuer- 
fangender Sachen dienen, mit unverwahrtem Feuer oder Licht betritt, oder sich den- 
selben mit unverwahrtem Feuer oder Licht nähert; 

6. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer anzündet; 

7. wer in geführlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit Feuergewehr 
schießt oder .Feuerwerke abbrennt; 

8. wer die polizeilich vorgeschriebenen Feuerlöschgerätschaften überhaupt nicht oder nieht 
in brauchbarem Zustande hält, oder andere feuerpolizeiliche Anordnungen nicht be- 
folgt; 

9. wer unbelugt über Gärten oder Weinberge, oder vor beendeter Ernte über Wiesen oder 
bestellte Äcker, oder über solche Äcker, Wiesen, Weiden oder Schonungen, welche mit 
einer Einfriedigung versehen sind, oder deren Betreten durch Warnungszeichen unter- 
sagt ist, oder auf einem durch Warnungszeichen geschlossenen Privatwege geht, fährt, 
reitet oder Vieh treibt; 

10. wer zur Jagd ausgerüstet unbefugt ein fremdes Jagdgebiet außerhalb der zum allge- 
meinen Gebrauch bestimmten Wege betritt; 
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10a. wer sich mit gebrauchsfertigem Fischereigerät unbefugt auf fremden Fischgewässern 
oder außerhalb der zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege an fremden Fisch- 
gewässern aufhält; 

11. fortgefallen. 


L Bei den Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen über die Schließung der Wein- 
berge (Nr. 1) genügt für den inneren Tatbestand Fahrlässigkeit, sofern sich aus der 
ergangenen Anordnung nichts anderes ergibt. 


II. Kein Unterlassen des Raupens (Nr. 2) ist das Nichtversehen der Bäume mit einem 
Leimring (KG DRZ 1928 Nr. 745). Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


Ergänzend vgl. $ 30 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


II. Nr. 8 betrifft das unerlaubte Errichten oder Verlegen von Feuerstätten. 


1. Feuerstätten sind nicht nur Öfen und Herde, sondern alle Teile der gesamten Feue- 
rungsanlage wie z. B. auch Kamine (KG GoltdArch. 40 8. 180). Eine Feuerstätte ist 
auch ein mit Feuerungseinrichtung versehener Kartoffeldämpfer (KG DJZ 1926 Sp. 1570). 

2. Die Handlung besteht im Errichten oder Verlegen einer Feuerstätte; über die Än- 
derung einer bereits vorhandenen vgl. Nr. 4. 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 
4. Täter kann auch der Verwalter oder der Mieter sein (Binding Lehrbuch 2 S. 30). 


5. Die Bestimmung enthält kein Dauerdelikt. Die Verjährung beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem das Errichten oder Verlegen vollendet ist (RGSt. 22 436). 


IV. Nr. 4 betrifft die Unterhaltung von Feuerstätten. 
1. Über Feuerstätte vgl. Anm. III 1. 


2. Die Unterhaltung von Feuerstätten umfaßt nicht nur die Pflicht zur Ausbesserung 
von schadhaft gewordenen Feuerstätten, sondern auch die Erhaltung des vorgeschriebe- 
nen Zustandes bei Vornahme von Änderungen jeder Art. Zur rechten Zeit werden die 
Schornsteine gereinigt, wenn es zur vorgeschriebenen oder nach den Umständen des 
Falles erforderlichen Zeit erfolgt (KG GoltdArch. 41 S. 428). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Zur Frage, ob der Mangel der 
erforderlichen Mittel die Fahrlässigkeit ausschließt, vgl. BayObLG LZ 1922 Sp. 336. 


4. Täter kann nicht nur der Eigentümer sein, sondern auch jeder, der an Stelle des 
Eigentümers die Verfügungsgewalt über das Haus hat (Binding Lehrbuch 2 S. 29, LK 
Anm. IV 2, Olshausen Anm.c; and. Frank Anm.IV). Nach BayObLG DRZ 1925 
Nr. 383 kann der Hauseigentümer seine Verpflichtung nicht durch einen Vertrag auf 
einen anderen abwälzen. 


vV. Nr.5 behandelt die Gefährdung durch unverwahrtes Feuer oder Licht. Darüber, 
inwieweit eine konkrete Gefährdung erforderlich ist, vgl. Binding Lehrbuch 2 S. 28, Ols- 
hausen Anm.b. 


1. Feuerfangend kann eine Sache auch sein, wenn sie in einem geschlossenen Gefäß 
aufbewahrt wird (RGSt. 80 113; hierzu Binding Lehrbuch 2 S. 28). 

2. Ein Raum dient zur Aufbewahrung feuerfangender Sachen, wenn er tatsächlich 
zu diesem Zweck verwendet wird. 

8. Ob ein Feuer unverwahrt ist, hängt von der Feuergefährlichkeit der Sachen, ihrer 
Entfernung vom Feuer und ‚von den Schutzvorschriften ab (RG GoltdArch. 58 S. 164). 


Eine brennende Lampe ist nach RG DStZ 1917 Sp. 433 in der Regel kein unverwahrtes 
Feuer oder Licht im Sinne dieser Vorschrift. 
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4. Als Handlung kommt nicht nur das Betreten, sondern auch das Anzünden in dem 
Raume in Betracht (RGSt.80 115), z. B. das Anzünden eines Streichholzes in einem 
Theaterraum (KG DJZ 1929 Sp. 1688). 

5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

6. Weitergehende Vorschriften des Landesrechts sind zulässig (RGSt.7 206; kri- 
tisch hierzu Frank Anm. V). 


VI. Für Nr. 6 ist erforderlich, daß durch das unvorsichtige Anzünden von Feuer eine 
konkrete Gefahr eintritt. 

1. Über feuerfangende Sachen vgl. Anm. V 1, weiter OLG Naumburg DRZ 19% 
Nr. 744. 

2. Als Feuer im Sinne dieser Bestimmung ist auch ein brennendes Streichholz oder ein 
Feuerzeug anzusehen (OLG Breslau HRR 1925 Nr. 545). Als Handlung kommt nicht 
nur das Anzünden, sondern auch das Unterhalten eines von anderen angezündeten 
Feuers in Betracht (RG GoltdArch. 46 S. 114). 

8. Für den inneren Tatbestand ist hinsichtlich der Handlung Vorsatz erforderlich; 
im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Ergänzend vgl. z. B. $40 Nr. 4 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


VII. Auch in Nr. 7 muß durch das Schießen oder durch das Abbrennen von Feuerwerk 
eine konkrete Gefahr eintreten. 

1. Als Schießen ist auch das Abfeuern blinder Schüsse anzusehen. 

2. Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit vgl. $ 367 Anm. VIII 2. Jagdberechtigung 
des Täters beseitigt die Rechtswidrigkeit nicht. 

8. Das Schießen muß vorsätzlich erfolgen; im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung, mit $ 367 Nr. 8, mit $ 3 
Abs. 1, $60 Abs. 2 Nr. 9 Reichsjagdgesetz. 

5. Ergänzend vgl. PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähn- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl. I S. 2345) in der Fassung der VO 
vom 10. Mai 1940 (RGBI.1I S. 784). 


VIIL Nr. 8 betrifft die Nichtbefolgung feuerpolizeilicher Anordnungen. 


1. Als Anordnungen kommen in erster Linie allgemeine Bestimmungen in Betracht, 
daneben aber auch Einzelverfügungen, soweit ihr Erlaß in allgemeinen feuerpolizei- 
lichen Vorschriften zugelassen ist; dies ist z. B. in $6 VO über das Verhalten bei Brand- 
fällen vom 9. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2024) der Fall; vgl. auch dort $ 10. In der vor- 
liegenden Bestimmung haben feuerpolizeiliche Vorschriften eine Grundlage nur, wenn 
sie nicht infolge zu allgemeiner Fassung über das Ziel der Abwendung von Feuersgefahr 
hinausgehen (OLG München HRR 1940 Nr. 49). 

Zu den feuerpolizeilichen Anordnungen gehören nicht nur Maßregeln, welche die Ent- 
stehung von Feuer verhüten oder die Bekämpfung entstandener Brände erleichtern 
sollen, sondern auch alle Vorkehrungen, die bezüglich der Organisation des Feuerlösch- 
wesens getroffen sind, z. B. über den Eintritt in eine Pflichtfeuerwehr, über die Beteili- 
gung an den vorgeschriebenen Übungen und anderen Dienstleistungen; vgl. jetzt auch 
$16 VO über die Organisation der Pflichtfeuerwehr vom 24. Oktober 1939 (RGBl. 1 
S. 2100). An in Betracht kommenden Anordnungen vgl. z. B. über das in Garagen zu 
haltende Feuerlöschgerät $48 Abs. 4 Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939 
(RGBI. I S. 219), ferner etwa PolizeiVO über Versammlungsräume bei Veranstaltunge? 
während des Krieges vom 14. Juni 1940 (RGBl.1I S. 880), Preuß. PolizeiVO über Rein- 
erhaltung von Löschwasserstellen vom 26. Juni 1935 (GS S. 101). Für das Gebiet des 
Luftschutzes vgl. betreffend Normung von Feuerlöscheinrichtungen die 6. Durch- 
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führungsVO zum Luftschutzges. i. d. Fass. vom 31. August 1943 (RGBI.T S. 518), be- 
treffend Beschaffung von Selbstschutzgerät 7. DurchführungsVO zum Luftschutzges. 
i. d. Fass. vom 31. August 1943 (RGBl. I D. 519). 


2. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, soweit sich aus der in Betracht 
kommenden Bestimmung nichts anderes ergibt. 


8. Ergänzend vgl. $$ 5, 6, 7, 10 VO über das Verhalten bei Brandfällen vom 9. Ok- 
tober 1939 (RGBIl.T S. 2024). 


IX. Nr. 8 behandelt das unbefugte Betreten bestimmter Ländereien, auch Feldfriedens- 
bruch genannt (so Frank Anm. IX). Der Zweck der Vorschrift ist der Schutz des Privat- 
eigentums, nicht die Sicherung des öffentlichen Verkehrs (KG JFGErg. 16 S. 262). 


1. Geschützt sind Gärten und Weinberge stets, Wiesen und bestellte Äcker bis 
zur beendeten Ernte, im übrigen Äcker, Wiesen, Weiden und Schonungen nur, falls 
sie mit einer Einfriedigung oder Warnungszeichen versehen sind, Privatwege, fallssie 
durch ein Warnungszeichen geschlossen sind. Das Befahren eines Privatweges, dessen 
Benutzung nur mündlich verboten worden ist, kann auch nicht in entsprechender An- 
wendung ($ 2) bestraft werden (KG DStR 19839 S. 216). Zu der Frage, wann ein Weg 
Privatweg oder öffentlicher Weg ist, vgl. OLG Kiel HRR 1928 Nr. 1380, BayObLG JW 
1984 S. 1673, OLG Dresden JW 1987 S. 182, OLG München JFGErg. 18 S. 324. Durch 
Warnungszeichengeschlossenistein Privatweg dann, wenn an ihm durch genügend 
erkennbare Warnungsmittel kundgemacht ist, daß er überhaupt nicht oder doch nur in 
gewissem Umfange benutzt werden darf (KG JFGErg. 16 S. 263). Über den Unter- 
schied zwischen Schonungen und Forstkulturen vgl. KG JW 1987 S. 1813. 


2. Unbefugt nimmt die Handlung nicht vor, wer eine Dienstbarkeit oder ein Notwege- 
recht ($$ 917 ff. BGB) ausübt. An der Rechtswidrigkeit kann es ferner fehlen, wenn die 
Voraussetzungen des $ 228 BGB vorliegen (OLG Kiel HRR 1926 Nr. 762). Der Jagd- 
berechtigte ist in gewissem Umfange befugt, fremde Wege und Felder zu betreten (vgl. 
$8 28, 48 Reichsjagdges.). Über die Befugnis von Fischereiberechtigten zum Betreten 
fremder Grundstücke vgl. z. B. $13 Preuß. Fischereiges. 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(OLG Dresden JW 1987 S. 182, KG JFGErg. 16 S. 263). Die Rechtsprechung erfordert 
hier für den Vorsatz auch das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit (RG DStZ 1914 Sp. 679, 
OLG Dresden JW 1987 S. 182). Durch den Irrtum über das Bestehen einer Befugnis 
wird der Vorsatz ausgeschlossen (RG DStZ 1914 Sp. 679). 


4. Ergänzend vgl. z.B. $8 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges.; über das Verhältnis 
dieser Vorschrift zur vorliegenden Bestimmung vgl. KG JFGErg. 16 S. 262. 


X. Nr.10 behandelt den Sehutz des Jagdgebietes. Es handelt sich hierbei um eine 
Polizeiübertretung (vgl. über die verschiedenen Auffassungen Frank Anm. X). 

l. Zur Jagd ausgerüstet ist, wer Jagdgerät, insbesondere ein Gewehr bei sich führt, 
von dem er in jedem Augenblick Gebrauch machen kann (RGSt. 9 413). Es genügt, wenn 
das mitgeführte Jagdgerät zur Jagd geeignet ist; es braucht nicht dauernd dazu bestimmt 
zu Sein (Kern JW 1926 S.1460 zu Nr. 8; and. BayObLG JW 1926 S. 1460, Frank 


Anm. X, LK Anm. X 5). Über das Mitsichführen von Hunden vgl. OLG Naumburg DJ 
1940 S. 302 mit Anm. Mitzschke. 


- 2%. Zum Gebrauch bestimmt ist nur der eigentliche Weg, nicht die Böschungen, Seiten- 
gräben usw. (RGSt. 16 203). 


3. Unbefugt ist das Betreten nicht, wenn die Voraussetzungen des $ 228 BGB vorliegen 
(OLG Rostock DJZ 1911 Sp. 544) ; vgl. ferner etwa noch $$ 28, 48 Reichsjagdges. Forst- 
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schutzbeamte können in Ausübung des Forst- und Jagdschutzes auch fremde Reviere 
betreten (vgl. $3 Abs. 2 DurchführungsVO zu dem Ges. über den Waffengebrauch der 
Forst- und Jagdschutzberechtigten usw. vom 7. März 1935, RGBI. I S. 377). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Schäfer-Dohnanyi S. 222). 

5. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 292; Nr. 10 ist subsidiär. 

6. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 1943, 
RGBI.1S. 67). 


Xa, Nr 10a ist eine der Nr. 10 entsprechende Bestimmung zum Schutze des Fischerei- 
gebiets. 


XL Nr 11 (Ausnehmen von Eiern oder Jungen jagdbaren Federwilds oder von Sing- 
vögeln) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. Das unbefugte Aus- 
nehmen von Eiern oder Jungen von jagdbarem Federwild ist jetzt nach $1 Abs. 2 
Reichsjagdges. auf Grund des $ 292 strafbar; für das Ausnehmen von Singvögelnestern 
vgl. $$ 12, 30 NaturschutzVO vom 18. März 1936 (RGBI.I S.181). 


S 369 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
werden bestraft: 

1. Personen, welche ohne obrigkeitliche Anweisung oder ohne Genehmigung des In- 
habers einer Wohnung Schlüssel zu Zimmern oder Behältnissen in der letzteren an- 
fertigen, oder Schlösser an denselben öffnen, ohne Genehmigung des Hausbesitzers oder 
seines Stelivertreters einen Hausschlüssel anfertigen, oder ohne Erlaubnis der Polizei- 
behörde Nachschlüssel oder Dietriche verabfolgen; 

2. aufgehoben; 

8. Gewerbetreibende, welche in Feuer arbeiten, wenn sie die Vorschriften nicht befolgen, 
welche von der Polizeibehörde wegen Aniegung und Verwahrung ihrer Feuerstätten, s0- 
wie wegen der Art und der Zeit, sich des Feuers zu bedienen, erlassen sind. 


I. Nr. 1 bedroht im sicherheitspolizeilichen Interesse die unbefugte Anfertigung oder 
Aushändigung von Schlüsseln oder Dietrichen mit Strafe. 

1. Keine Hausschlüssel sind Schlüssel, die eine Tür außerhalb des Hauses, z. B. eine 
Hoftür oder eine Gartentür, eröffnen (KG GoltdArch 48 S. 268). Die Anfertigung von 
Hausschlüsseln ist nur mit Genehmigung des Hausbesitzers oder seines Stellvertreters 
zulässig; die Genehmigung des Mieters genügt nicht. 

2. Für den inneren Tatbestand ist Fahrlässigkeit ausreichend. 


I. Nr. 2 (Verletzung von Vorschriften über die Maß- und Gewichtspolizei) ist durch 
die Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 aufgehoben worden. Jetzt gelten die 
$8 60, 61 Maß- und Gewichtsges. vom 13. Dezember 1935 (RGBI. I S. 1499). 


IH. Für Nr. 8 kommen auch polizeiliche Anordnungen in Betracht, die für den Einzel- 
fall getroffen worden sind. 

Täter kann auch der gesetzliche Vertreter des Betriebsherrn sein (RGSt. 88 261). Vgl. 
auch noch $ 151 Gewerbeordnung. 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


S 370 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird bestraft: 
1. wer unbefugt ein fremdes Grundstück, einen Öffentlichen oder Privatweg oder einen 
Grenzrain durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 
2. wer unbefugt von öffentlichen oder Privatwegen Erde, Steine oder Rasen, oder aus 
Grundstücken, welche einem anderen gehören, Erde, Lehm, Sand, Grand oder Mergel 
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gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rasen, Steine, Mineralien, zu deren Gewinnung es 
einer Verleihung, einer Konzession oder einer Erlaubnis der Behörde nicht bedarf, oder 
ähnliche Gegenstände wegnimmt; 

8. wer von einem zum Dienststande gehörenden Unteroffizier oder Gemeinen des Heeres 
oder der Marine ohne die schriftliche Erlaubnis des vorgesetzten Kommandeurs Mon- 
tierungs- oder Armaturstücke kauft oder zum Pfand nimmt; 

4. fortgefallen; 

5. wer Nahrungs- oder Genußmittel oder andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen 
Verbrauchs in geringer Menge oder von unbedeutendem Werte zum alsbaldigen Ver- 


brauche entwendet oder unterschlägt. 
Wer die Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie oder gegen seinen Ehegatten 


begeht, bleibt straflos; 

6. wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes bestimmte oder geeignete Gegen- 

stände wider Willen des Eigentümers wegnimmt, um dessen Vieh damit zu füttern. 

In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme 
des Antrags ist zulässig. 

I. Nr. 1 bedroht das unbefugte Verringern von fremden Grundstücken usw. mit Strafe. 
Diese Bestimmung war erforderlich, weil Diebstahl nur an beweglichen Sachen in Be- 
tracht kommt. 

1. Nur wenn es sich um ein Grundstück handelt, muß dieses ein fremdes sein. Nicht 
wird dagegen erfordert, daß der verringerte Weg oder Grenzrain ein fremder ist (RG- 
St.27 74). 

2. Ein Grundstück ist verringert, wenn der Flächenraum des Grundstücks vermindert, 
wenn eine äußerliche Verschiebung der Grenze des Grundstücks zum Nachteil des Eigen- 
tümers dieses Grundstücks eingetreten ist (BayObLG JW 1980 S. 837). 

8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (KG GoltdArch. 72 S. 37). 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 274 Nr. 2 (RGSt. 22 286). 

I. Bei der Wegnahme von Bodenbestandteilen (Nr. 2) sind Handlungen erforderlich, 
die eine Minderung der Substanz des Grundstücks herbeiführen ; im Unterschied zu Nr. 1 
ist eine Beeinflussung der Grenze nicht notwendig. 

1. Objekt der Tat können nur Bestandteile des Grundstücks oder des öffentlichen oder 
Privatweges sein. Die Wegnahme von Steinen, die auf einem öffentlichen Wege lagern, 
fällt nicht unter diese Vorschrift, sondern ist gegebenenfalls nach $ 242 zu bestrafen 
(Frank Anm.1Il, LK Anm. 112). Plaggen sind trockene, vom Boden schon getrennte 
bewachsene Erdschollen des Moors, Bülten abgestorbene mit Heidegewächsen bestan- 
dene Moorstellen. Ähnliche Gegenstände sind z. B. Eis, Tropfsteine, ungestochener 
Torf (RGSt. 21 30). 

2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; Fahrlässigkeit genügt nicht 
(KG JFGErg. 15 S. 120). Die Absicht der rechtswidrigen Zueignung braucht auch nicht 
ım Falle der Wegnahme vorzuliegen (OLG Celle GoltdArch. 49 S. 315, Frank Anm. II). 

8. Ergänzend ygl. z.B. $1 Nr. 4 Preuß. Forstdiebstahlges. 

4. Die unbefugte Aneignung von Bodenschätzen, zu deren Gewinnung es einer Ver- 
leihung oder Konzession bedarf, wird bisher nur durch das Landesrecht mit Strafe 
bedroht, vgl. z. B. Preuß. Ges. über die Bestrafung unbefugter Gewinnung oder Aneig- 
nung von Mineralien vom 26. März 1856, Art. 271-273 Bayerisches Bergges. in der Fas- 
sung vom 13. August 1910, weiter etwa noch Preuß. Ges. betreffend die Bestrafung der 
unbefugten Aneignung von Bernstein vom 22. Februar 1867 in der Fassung des Ges. 
vom 11. Februar 1924. 

III. In Nr.3 (Uniformerwerb) gehören zum Dienststan«l Personen, die Angehö- 
rige der Wehrmacht (Heer, Kriegsmarine, Luftwaffe) sind. Es macht keinen Unterschied, 
ob die Gegenstände Eigentum des Veräußerers (Verpfänders) eıler des Fiskus sind. 
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Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Frank Anm. III; and. Gerland 
8.680). 

Ist der Fiskus Eigentümer, dann ist der Erwerber bei Vorliegen der subjektiven Vor- 
aussetzungen nur wegen Hehlerei oder Beihilfe zur Unterschlagung strafbar (Frank 
Anm. I1l, LK Anm. Ill 4). 

Über Erwerb und Verkauf von Uniformen vgl. jetzt VO vom 4. Dezember 1941 (RG- 
Bl.T S. 758) sowie DurchführungsVO vom 7. September 1942 (RGBl. I S. 548); mit 
$ 2 der VO ist Idealkonkurrenz möglich. 

IV. Nr.4 (unbefugtes Fischen oder Krebsen) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 
gestrichen worden; vgl. jetzt $ 293. 

V. Die Bestimmung der Nr.5 behandelt den Mundraub, auch Verbrauchsmittel- 
entwendung oder Aneignung von Verbrauchsmitteln genannt. Die Bestimmung 
ist ihrem Wesen nach ‚eine unter strafmindernden Tatumständen erscheinende Entwen- 
dung oder Unterschlagung im Sinne der $$ 242, 246 StGB“ (RGSt.51 69); es handelt 
sich um einen Ausschnitt aus den Tatbeständen des Diebstahls und der Unterschlagung 
(Binding Lehrbuch 1 8. 307); ebenso z. B. LK Anm. V 2; zum Teil abweichend Frank 
Anm.V, Gerland 8. 593. 

Über die bei Obstdiebstählen zu beachtenden Gesichtspunkte vgl. die AV in DJ 
1934 8. 1302. 


Schrifttum: Sertorius, Die ‚&eringwertigen Sachen‘ bzw. „Gegenstände“, 1936 (Diss. Fr- 
langen). 


1. Gegenstand der Tat können Nahrungs- oder Genußmittel oder andere Gegenstände 
des hauswirtschaftlichen Verbrauchs sein, aber nur in geringer Menge oder von unke- 
deutendem Wert. 

a) Nahrungsmittel sind Stoffe, welche der Ernährung des menschlichen Körpers 
dienen. Jös macht keinen Unterschied, ob sie erst einer Zubereitung bedürfen oder nicht. 
Beispielsweise sind hierher gerechnet worden Kartoffeln, Fische, Brotgetreide, Stall- 
hasen (RG JW 1911 S. 855). Genußmittel sind Stoffe, die nicht zur Ernährung de 
menschlichen Körpers, sondern zur Befriedigung anderer Bedürfnisse desselben dienen, 
sofern sie durch Aufnahme in den Körper verbraucht werden. Es dürfte nicht erforder- 
lich sein, daß die Wirkung des Stoffes auf den Körper des Genießenden eine angenehme 
ist (LK Anm. V 5; and. Frank Anm. V 1aa). Heilmittel gehören grundsätzlich nicht zu 
den Genußmitteln. Beispielsweise sind als Genußmittel angesehen worden Tabak und 
Zigarren (RGSt. 5 289), Aquavit (RG LZ 1919 Sp. 813), nicht dagegen z. B. Seife und 
Zuahnpaste (RMG 17 85). Nach RG HRR 1989 Nr. 1322 ist Morphium kein Genußmittel; 
and. Gerland 8. 593, LK Anm. V 4, OLG Hamm DRZ 1928 Nr. 440. Eine scharfe Unter- 
scheidung zwischen Nahrungs- und Genußmitteln ist nicht möglich und auch nicht er- 
forderlich. Die Nahrungs- oder Genußmittel brauchen nicht zugleich Gegenstand des 
hauswirtschaftlichen Verbrauchs zu sein (RGSt. 47 262, Frank Anm. V 1aa). In Betracht 
kommen aber hier nur Gegenstände, die zur Ernährung oder zum Genusse von Menschen 
dienen (RGSt. 47 260), also z. B. nicht Viehfutter. 

b) Als andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen Verbrauchs sind alle Gegenstände 
anzusehen, die in der Hauswirtschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben verbraucht zu werden 
pflegen. Entscheidend dafür, ob dies der Fall ist, ist die Verkehrssitte, die Anschauung 
des Volkes im gewöhnlichen Leben (RGSt. 58 375, BayObLG HRR 1926 Nr. 879). Es 
ist nicht erforderlich, daß die Verkehrssitte eine allgemeine sei; sie kann auf bestimmte 
örtliche Bezirke, auf bestimmte Personenkreise oder auf bestimmte Arten von Haw- 
wirtschaften beschränkt sein (RGSt. 47, 268, 51 53, BayObLG HRR 1986 \r. 879). Der 
Hauswirtschaft dient, was nach der herrschenden Gewohnheit vorzugsweise zur Er- 
haltung des vorhandenen Vermögens, zur Beschaffung des Unterhalts für die Hausgen*- 
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sen oder zur Befriedigung von sonstigen Bedürfnissen des täglichen Lebens zu dienen 
bestimmt ist. Als Gegenstand des Verbrauchs ist eine Sache anzusehen, welche durch 
ihre bestimmungsgemäße Verwendung untergeht oder aufgezehrt wird, welche also da- 
durch eine stoffliche Zerstörung oder eine stoffliche Umgestaltung erfährt. 

Beispielsweise sind zu den Gegenständen des hauswirtschaftlichen Verbrauchs gerech- 
net worden Holzabfälle (RG DR 1942 S. 1787), Kohlen (RG Recht 1919 Nr. 377), Terpen- 
tin und Firnis (RGSt. 47 81), roher Kalk (RGSt. 51 51), Zement (Bay ObLG HRR 1926 
Nr. 879), auch Heu, Stroh und Futter für Tiere, welche dem Haushalt zu dienen pflegen 
(RGSt. 46 379, 47 265). Als nicht hierunter fallend sind dagegen angesehen worden 
Wäschestücke (RGSt. 46 422), Kleidungsstücke und Schuhe (RGSt. 58 230), Brotkarten 
(RGSt. 51 317), neue Zeitungen (KG JW 1917 S. 619), Mauersteine (OLG Kiel JW 
1980 S. 285), Weihnachtsbäume (OLG Hamburg JW 1938 S. 2808), Benzin, das zu Kraft- 
wagenfahrten verwendet werden soll (OLG München JFGErg. 17 S. 190). 

c) Alle genannten Gegenstände kommen aber nur dann als Objekte des $ 370 Nr. 5 in 
Betracht, wenn sie in geringer Menge oder in unbedeutendem Werte entwendet oder 
unterschlagen werden. Als Wert ist der Verkehrswert der Sache zur Zeit der Entwen- 
dung oder Unterschlagung anzusehen. Es ist also ein objektiver Maßstab anzulegen; die 
besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse des Täters sind ebensowenig zu berücksichtigen 
wie diejenigen des Geschädigten (RGSt. 48 53, RG GoltdArch. 66 S. 545, RG HRR 1937 
Nr. 1430). In Kriegszeiten kann eine Ändcrung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die 
Rationierung der Lebensmittel, Knappheit sonstiger Waren auf die Bestimmung des 
Wertes Einfluß haben (RGSt. 51 318, 418, RG JW 1919 S. 48, LG Celle HRR 1940 
Nr. 522, Schickert DR 1943 S. 743, Schwinge S. 321; vgl. aber RGSt. 76 67, RG HRR 
1941 Nr. 514). Als unbedeutend ist der Wert dann anzusehen, wenn er nach der allge- 
meinen Verkehrsauffassung als unerheblich sowohl für den Gewinn wie für den Verlust 
angesehen und behandelt wird (BayObLG HRR 1927 Nr. 2162). Der Tatbestand ist 
auch dann gegeben, wenn der Täter zwar ein teueres Nahrungs- oder Genußmittel, aber 
nur eine geringe Menge davon entwendet (RGSt. 16 66). 

Sind mehrere Personen als Täter beteiligt, dann ist die Gesamtmenge oder der Gesamt- 
wert maßgebend (RG JW 19383 S. 1595). Bei fortgesetzter Begehung sind die ein- 
zelnen Gegenstände ziffern- und wertmäßig zusammenzurechnen (RGSt. 50 398; and. 
v. Liszt-Schmidt S. 633 Anm. 11). 

2. Die Handlung besteht im Entwenden oder Unterschlagen. Entwenden bedeutet 
Wegnahme aus fremdem Gewahrsam (vgl. $ 242 Anm. V); unterschlagen ist gleich- 
bedeutend mit sich rechtswidrig zueignen ($ 246 Anm. TV). 

3 Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich. Der Täter muß 
wissen, daß die Sache eine fremde ist; er muß ferner Kenntnis der geringen Menge, des 
unbedeutenden Wertes und des hauswirtschaftlichen Verbrauchs haben. Weiter ist not- 
wendig, daß die Entziehung in der Absicht des alsbaldigen Verbrauchs erfolgt. 
Es ist unerheblich, ob die Absicht des Täters später verwirklicht wird oder nicht (RG 
HRR 1937 Nr. 1430). 

a) Die Entziehung muß zum Zwecke des Verbrauchs erfolgen; vgl. hierzu Anm. ib. 
An diesem Zweck fehlt es z. B., wenn entwendete Rosensträucher in einen Garten ein- 
gepflanzt werden sollen (RG Recht 1913 Nr. 3088). Hinsichtlich der Gegenstände des 
hauswirtschaftlichen Verbrauchs ist erforderlich, daß der Verbrauch ein hauswirtschaft- 
licher ist (RGSt. 58 376). Die Entwendung von Viehfutter fällt daher nicht unter diese 
Bestimmung, wenn das zu fütternde Tier für gewerbliche Zwecke benutzt wird. Es 
kommt nicht darauf an, wozu der Täter die entwendeten Gegenstände des hauswirt- 
schaftlichen Verbrauchs schließlich verwendet hat, sondern nur darauf, ob er bei der 
Entwendung die Absicht gehabt hat, sie alsbald hauswirtschaftlich zu verbrauchen (RG 
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Belästigungen wie z. B. öffentliches Nacktbaden (RG DR 1989 S. 1068, Frank Anm. \I 
2b, Gerland S. 393; and. v. Liszt-Schmidt S. 871). 


d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auf die 
Handlung als solche erstrecken, weiter aber auch darauf, daß die Handlung geeignet ist, 
das Publikum zu belästigen (Frank Anm. XI 2d, v. Liszt-Schmidt S. 872, Olshausen 
Anm. 2 8, Schwarz Anm. XI Bb, KG JW 1927 S. 2065). Demgegenüber nimmt RGSt. 16 
100 an, daß der Vorsatz sich nur auf die Handlung als solche zu erstrecken brauche und 
‘daß hinsichtlich ihrer Richtung gegen das Publikum Fahrlässigkeit genüge. 

e) Die Verübung groben Unfugs ist beispielsweise gefunden worden in dem Umdrehen 
eines Wegweisers (OLG Königsberg JW 1981 S. 1990), in der Versendung von sogen. 
Kettenbriefen (OLG Kiel DJ 1985 S. 1386; and. OLG Dresden JW 1980 S. 3441 mit 
Anm. Kern), in öffentlichem Nacktbaden (RG DR 1989 S. 1068), in einer mit Beschimp- 
fungen und Schlägen verbundenen lärmenden Auseinandersetzung in einem Rathaus 
während der Dienststunden (OLG Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 678), in dem ostentativen 
Zuhalten der Ohren bei der Übertragung einer Führerrede (KG DJ 1985 S. 117), in der 
Erwiderung des deutschen Grußes mit Heil London (OLG Köln DJ 1987 S. 296). Als 
Beispiel, in dem das Vorliegen groben Unfugs verneint wurde, vgl. etwa OLG Köln HRR 
1988 Nr. 714. 

f) Mit Landfriedensbruch ($ 125) besteht Gesetzeskonkurrenz (RGSt. 58 257). Mit $2 
Heimtückeges. kommt Idealkonkurrenz in Betracht (KG DJ 1986 S. 37); hierzu noch 
Becker DJ 1937 S. 1285. 


XI. Nr. 12 betrifft die Zuwiderhandlungen gegen die Gewerbepflichten der Pfandleiher 
und Rückkaufshändier (Frank Anm. XII). Es handelt sich um ein Blankettgesetz, dessen 
Tatbestand näher durch Anordnungen bestimmt wird, die auf Grund $ 38 Gewerbeord- 
nung zu erlassen sind. Ergänzend kommt $ 148 Abs. 1 Nr. 4a Gewerbeordnung in Be- 
tracht. 


1. Die Vorschrift bezieht sich nur auf gewerbsmäßige Pfandleiher; der Gewerbe- 
betrieb der Rückkaufshändler gilt als eine besondere Art des Pfandleihgewerbes ($ # 
Abs. 2 Gewerbeordnung). 


2. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


8. Für Preußen vgl. Ges. über das Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881 (GS S. 265) 
in der Fassung vom 7. Juli 1920 (GS S. 387), der VO vom 23. November 1923 (GS S. 533) 
und des Ges. vom 28. September 1936 (GS S. 149), weiter VO über die Zinsen und son- 
stigen Vergütungen im Pfandleihgewerbe vom 30. September 1936 (GS S. 150). 


XIH. Nr. 13 (Tierquälerei) ist durch $ 9 Abs. 3 B=Lierschutzges: vom 24. November 1933 
(RGBI. 1 5. 987) ersetzt worden. 


XIV. Nr. 14 (Glücksspiel) ist durch das Ges. gegen das Glücksspiel vom 23. Dezember 
1919 (RGBl. S. 2145) aufgehoben worden. 


S 361 
Mit Haft wird bestraft: 

1. wer, nachdem er unter Polizeiaufsicht gestellt worden ist, den infolge derselben Ihm 
auferlegten Beschränkungen zuwiderhandelt; 

2. fortgefallen; 

8. wer als Landstreicher umherzicht; 

4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausschickt, oder Personen, welch 
seiner Gewalt und Aufsicht untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehöre, 
vom Betteln abzuhalten unterläßt; 
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5. wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergestalt hingibt, daß er in einen Zustand 
gerät, in welchem zu seinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Er- 
nährung er verpflichtet ist, durch Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in Anspruch 
genommen werden muß; 

6. wer öffentlich in auffälliger Weise oder in einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder 
die Allgemeinheit zu belästigen, zur Unzucht auffordert oder sich dazu anbietet; 

6a. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Kirchen oder in einer Wohnung nachgeht, in der Kinder oder jugendliche Per- 
sonen zwischen drei und achtzehn Jahren wohnen; 

6b. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Schulen oder anderen zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmten 
Örtlichkeiten oder in einem Hause, in dem Kinder oder jugendliche Personen zwischen 
drei und achtzehn Jahren wohnen, in einer diese Minderjährigen sittlich gefährdenden 
Weise nachgeht; 

6e. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in einer Ge- 
meinde mit weniger als zwanzigtausend Einwohnern nachgeht, in der die Ausübung 
der Unzucht zum Erwerbe durch eine zum Schutz der Jugend oder des öffentlichen 
Anstandes erlassene Anordnung der obersten Landesbehörde verboten ist; 

<. wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unterstützung empfängt, sich aus 
Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemes- 
sene Arbeit zu verrichten; 

8. wer nach Verlust seines bisherigen Unterkommens binnen der ihm von der zuständigen 
Behörde bestimmten Frist sich kein anderweitiges Unterkommen verschafft hat und 
auch nicht nachweisen kann, daß er solches der von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet nicht vermocht habe; 

9. wer Kinder oder andere unter seiner Gewalt stehende Personen, welche seiner Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschalt gehören, von der Begehung von 
Diebstählen, sowie von der Begehung strafbarer Verletzungen der Zoll- oder Steuer- 
gesetze oder der Gesetze zum Schutze der Forsten, der Feldfrüchte, der Jagd oder 
der Fischerei abzuhalten unterläßt. Die Vorschriften dieser Gesetze über die Haltbar- 
keit für die den Täter treffenden Geldstrafen oder anderen Geldleistungen werden hier- 
durch nicht berührt; 

10. gestrichen durch Art.I $4 VO. vom 18. März 1943; vgl. jetzt $170b. 
In den Fällen der Nr. 9 kann statt der Haft auf Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichs- 
mark erkannt werden. 


I. Nr. 1 bedroht mit Strafe die Übertretung von Aufenthaltsverboten, die von 
der höheren Polizeibehörde gemäß $ 39 Nr. 1 erlassen sind. Die Zuwiderhandlung kann 
auch fahrlässig erfolgen, sofern der Täter nur weiß, daß er unter Polizeiaufsicht steht 
(Frank Anm. I, LK Anm.]; and. Binding Lehrbuch 2 S. 745, der Vorsatz nach jeder 
Richtung verlangt). 


I. Nr.2 (Zurückkehren ohne Erlaubnis nach einer Ausweisung) ist durch das Ges. 
über Reichsverweisungen vom 23. März 1934 gestrichen worden; an ihre Stelle war $5 
dieses Gesetzes getreten, der jetzt durch $$ 13, 16 Abs. 2 AusländerpolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBI.1 S. 1053, 1067) ersetzt ist. 


II. Nr. 3 behandelt das Umherziehen als Landstreicher. 


Schrifttum: v. Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, Landstreicherei und Arbeits- 
scheu, 1895. Ferner das Sammelwerk: Der nichtseßhafte Mensch, herausgegeben vom Bayerischen 
Landesverband für Wanderdienst, 1938. 

1. Landstreicher ist, wer aus eingewurzeltem Hang zum Umhertreiben ziel- und zweck- 
los mit wechselndem Nachtquartier von Ort zu Ort umherzieht und mit seinen Lebens- 
kosten überwiegend anderen zur Last fällt. Landstreicher ist auch, wer sich beim Umbher- 
ziehen durch Felddiebstähle oder durch Bettelbetrug ernährt. Es ist also zwar die Regel, 
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aber nicht ausschließlich entscheidend, daß der Umherziehende sich seinen Lebensunter- 
halt durch die Inanspruchnahme fremder Mildtätigkeit beschafft (RG DR 1989 5. 365, 
OLG München JFGErg. 19 S. 285, übereinstimmend LK Anm. IV 3, Schwarz Anm. 3). 
Demgegenüber nehmen Frank Anm. III 2, v. Hippel Lehrbuch S. 396, v. Liszt-Schmidt 
S. 867 an, daß nur die Beschaffung des Unterhalts durch Bettel unter den Begriff des 
Landstreichens falle. Personen, die sich arbeitslos in einer Großstadt umhertreiben, sind 
keine Landstreicher, ebensowenig Leute, die jeden Abend an denselben Ort zurückkehren 
(Frank Anm. III 1, OLG Kassel GoltdArch. 52 S. 266; and. Binding Lehrbuch 2 S. 922). 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 
3. Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $42d und RG DJ 1988 S. 1158. 


4. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen Landstreicherei und unerlaubtem Ge- 
werbebetrieb im Umbherziehen ($ 148 Abs. 1 Nr. 7 mit 855 Abs. 1 Nr. 4 Gewerbeordnung) 
(RG DJ 1988 S. 1156, OLG München JFG Erg. 19 S. 286). Über das Verhältnis zu den 
Betteleidelikten vgl. unten IV. 


5. Das kommende Recht will im Strafgesetzbuch einen besonderen Abschnitt über Betteln und 
Landstreichen schaffen. Als Landstreicher soll bestraft werden, wer sich mittellos aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit ohne festes Unterkommen umhertreibt. Ebenso wie Landstreicher sollen Menschen 
bestraft werden, die, ohne ein redliches Gewerbe auszuüben, aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu ui- 
geordnetem Leben bandenmäßig im Lande umherziehen. Als Strafe will das kommende Recht Geläng- 
nis bis zu 2 Jahren oder Haft androben. 

IV. Nr. 4 enthält die Betteleidelikte. Vgl. hierzu auch Nr. 390 Richtlinien für das Straf- 
verfahren. | 


Schrifttum: Vgl.die Angaben zu III sowie Brunlecki, Die Notwendigkeit einer Unterscheidung 
zwischen Betteln und dem ‚‚strafbaren Betteln des $ 361 Ziff. 4 StGB‘, DRechtspfi. 1936 S. 465. 

1. Betteln bedeutet die an einen beliebigen Fremden gerichtete Bitte um Gewährung 
eines geldwerten Geschenks unter der Behauptung der Bedürftigkeit des Bettelnden 
selbst oder eines Angehörigen. Die Bitte mußsich an einen beliebigen Dritten richten, 
das heißt an eine solche Person, ‚‚zu der der Täter in keinerlei näherem Verhältnis steht, 
das nach verständiger Lebensauffassung das Ansprechen gerade dieser Person als wohl- 
begründet erscheinen läßt“ (v. Hippel Lehrbuch S. 397 Anm. 1). Wer die zuständigen 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nimmt, bettelt nicht. Die Bitte muß sich auf die 
Hingabe eines geldwerten Geschenks beziehen. Die Bitte um ein Nachtquartier ist 
kein Betteln, ebensowenig die Bitte um ein Glas Wasser. -Es muß sich um ein Geschenk 
handeln, nicht um die Gegenleistung für eine angebotene Leistung. Die Bitte muß aıs- 
drücklich oder stillschweigend auf die eigene Bedürftigkeit oder auf die Bedürftigkeit 
eines Angehörigen gestützt werden. Wer für ihm fernstehende Personen oder für all- 
gemeine Zwecke Gaben erbittet, sammelt, aber bettelt nicht. 

Nach der Auffassung des täglichen Lebens ist die Bitte um eine milde Gabe nieht als 
Betteln anzusehen, wenn sie auf Gewohnheit, Sitte oder Ortsgebrauch benul!. 
So liegt z. B. kein Betteln vor, wenn ein reisender Handwerksbursche bei den Handwerks- 
meistern seines Faches um die übliche Unterstützung nachsucht (RGSt. 20 434) oder 
wenn jemand in einem Kloster sich einen Teller Suppe oder ein Stück Brot geben läßt 
(BayObLG JW 1985 S. 2077). Die Bitte um ein geldwertes Geschenk wird ferner dann 
nicht als Betteln anzusehen sein, wenn jemand ohne eigenes Verschulden nicht die 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nehmen kann (Bruniecki aaO S. 466). 

Die Bitte um eine Gabe kann mündlich oder schriftlich, ausdrücklich oder durch 
schlüssige Handlungen erfolgen. Als schlüssige Handlung ist z. B. das Spielen auf eine? 
Ziehharmonika oder auf einem ähnlichen Musikinstrument anzusehen, wenn es nur den 
Zweck hat, auf die Person des Spielenden aufmerksam zu machen (BayObLG JW 19% 
S. 2766, 1928 S. 285, OLG Düsseldorf DRZ 1983 Nr. 559, 1935 Nr. 372). 
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2. Die einzelnen Tatbestände. 

a) Bestraft wird, wer bettelt. 

b) Bestraft wird ferner, wer Kinder zum Betteln anleitet oder ausschickt. Zu denKin- 
dern sind alle noch nicht 14 Jahre alten Personen zu rechnen (Frank Anm. IV 2, Ger- 
land S. 397, Kohlrausch Anm. 5); dagegen wollen LK Anm. 12, Olshausen Anm. 3 keine 
feste Altersgrenze ziehen; es sei Tatfrage, ob eine jugendliche Person zu den Kindern 
gehöre. Unstreitig ist, daß es keinen Unterschied macht, ob die Kinder eigene oder fremde 
sind. Anleiten bezeichnet jede Unterweisung, durch welche das Kind zum Betteln ge- 
neigt oder geschickt gemacht werden soll. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz er- 
forderlich. 

c) Bestraft wird ferner, wer Personen, die seiner Gewalt und Aufsicht unter- 
worfen sind und zu seiner Hausgemeinschaft gehören, vom Betteln abzu- 
halten unterläßt. Die Unterwerfung unter die Gewalt und Aufsicht erfordert ein 
Rechtsverhältnis, kraft dessen jemand von einer anderen Person in gewissem Grade 
Gehorsam zu fordern berechtigt ist; ein rein tatsächliches Gewaltverhältnis ist nicht ge- 
nügend (KG DJZ 1980 Sp. 839). Hausgemeinschaft ist gleichbedeutend mit häus- 
licher Gemeinschaft ($ 247). Zur Hausgemeinschaft können auch Personen gehören, die 
sich freiwillig derselben angeschlossen haben. Erforderlich ist hier weiter, daß die ab- 
hängige Person tatsächlich gebettelt hat. Für den inneren Tatbestand genügt Fahr- 
lässigkeit (Frank Anm. IV und die herrschende Lehre; and. Binding Lehrbuch 2 
S. 921). 

Diese Bestimmung geht dem $ 4 VO zur Ergänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Ok- 
tober 1940 (RGBl.1 S. 1336) über die Vernachlässigung der Aufsichtspflicht vor (Graf 
Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, Teil III [1941 S. 88)). 


d) Über Notstand und übergesetzlichen Notstand vgl. v. Hippel Lehrbuch S. 397. 
8. Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $42 d Abs. 1, 3. 


4. Gesetzeskonkurrenz zwischen Landstreicheri und Betteln besteht dann, wenn 
der Landstreicher seinen Lebensunterhalt regelmäßig durch Handlungen erwirbt, die als 
Betteln strafbar sind; anderenfalls kann Reälkonkurrenz vorliegen (LK Anm. IV 10; 
and. z. B. Frank Anm. III, der Gesetzeskonkurrenz annimmt). Idealkonkurrenz ist 
möglich mit Betrug oder Betrugsversuch (RGSt.28 46). Über Bettelbetrug vgl. RG 
HRR 1986 Nr. 1469 und $ 263 Anm. V 4. 

5. Das kommende Recht will denjenigen mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft bestrafen, der 
aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit bettelt; die gleiche Strafdrohung ist für das Ausschicken zum Bet- 
tein und für das Unterlassen des Abhaltens vom Betteln vorgesehen. Für gewerbsmäßiges Betteln soll 
nur Gefängnis angedroht werden. 

V. Nach Nr. 5 ist strafbar, wer durch Spiel, Trunksucht oder Müßiggang in einen Zu- 
stand der Unterhaltsbedürftigkeit gerät, der tatsächlich zum Einschreiten der Behörde 
geführt hat. 


Schrifttum: Michels, Der strafrechtliche Schutz der Unterhaltspflicht, 1938 (Diss. Halle). 


1. Ein unter diese Vorschrift fallender Zustand ist auch die durch Trunksucht her- 
vorgerufene moralische Verkommenheit (RGSt. 72 79). Ernährung umschreibt hier 
nur das Wort Unterhalt, um die dreimalige Wiederholung dieses Wortes in demselben 
Satz zu vermeiden. Unterhaltspflicht bedeutet hier ebenso wie im $ 361 Nr.10 die gesetz- 
liche Unterhaltspflicht des bürgerlichen Rechts; auch der uneheliche Vater fällt bei Ver- 
letzung seiner Unterhaltspflicht unter diese Bestimmung (Michels aaO S.20 mit ein- 
gehenden Nachweisen). Fremd ist die Hilfe, die von einer Person geleistet wird, die 
nicht unterhaltspflichtig ist; vgl. hierzu noch RG DR 1940 S. 1671. Es ist nicht erforder- 
lich, daß fremde Hilfe aus öffentlichen Mitteln erfolgt. 
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2. Als Behörden im Sinne dieser Bestimmung sind in entsprechender Anwendung 
($ 2) auch die Dienststellen der NSV anzusehen (vgl. AG Wittenburg JW 1985 5. 1636). 


3. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


4. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $42d. Möglich ist auch die 
Unterbringung in einer Anstalt oder sonstigen Arbeitseinrichtung durch die Verwaltungs- 
behörde nach $ 20 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (RGBl.1. 100). 


5. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 284a, 285. 


6. Es handelt sich bei dieser Übertretung um eine Dauerstraftat (RGSt.?72 80). 
Die Verjährung beginnt erst mit dem Aufhören des unterstützungsbedürftigen Zustande. 
Vgl. zur Frage der Vollendung und des Beginns der Verjährung auch noch RG DR 19% 
8. 1671. 

7. Das kommende Recht will die Bestimmung unter Vereinfachung des Tatbestandes im Strafgesetz- 
buch belassen; als Strafe soll Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft angedroht werden. 

VI. Nr. 6sowie Nr. 6a bis 6c enthalten gewisse Strafbestimmungen gegen die Unzucht, 
Die Ortspolizeibehörden können nicht, über diese Vorschrift hinausgehend, auf Grund 
des $ 366 Nr.10 ein allgemeines ortspolizeiliches Gebot an eine der Gewerbsunzucht 
nachgehende Frau erlassen, bestimmte Stadtteile nicht zu betreten (OLG München HRR 
1986 Nr. 1206). 


Schrifttum: L. Schäfer, Prostitution und Rechtsprechung, 1933. 


1. Nr. 6 behandelt das in bestimmter Weise erfolgende Auffordern oder Sichanbietes 
zur Unzucht. Die Bestimmung stellt ein Gefährdungsdelikt dar (OLG Dresden JW 19% 
S. 501). Die Vorschrift richtet sich nicht nur gegen Frauen, sondern auch gegen Männe: 
(vgl. RGSt. 72 107). 

Vgl. auch noch 393 Richtlinien für das Strafverfahren. 

a) Unter Unzucht ist nicht nur die Vollziehung des Beischlafs zu verstehen, sonder 
alle den Anforderungen von Zucht und Sitte zuwiderlaufenden, die Erregung oder B+- 
friedigung menschlicher Geschlechtslust bezweckenden Handlungen im Verkehr mehrer:r 
Personen untereinander (RGSt. 87 304, 41 61). 


b) Auffordern ist eine an einen anderen sich richtende Kundgebung, durch welche der 
Auffordernde einen anderen zu einem Tun oder Lassen bestimmen will. Eine Dirne, di 
lediglich darauf wartet, aufgefordert zu werden, fordert nicht selbst auf (OLG Köngs- 
berg HRR 1989 Nr. 356). Ein Sichanbieten liegt vor, wenn sich jemand gegenüber einen 
anderen bereit erklärt, Unzucht zu begehen. Herumstehen und Auf- und Abgehen vun 
Dirnen an Straßenecken ist bereits ein Sichanbieten (OLG Dresden JW 1934 5. 541, 
OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 356). Vgl. zu den beiden 
Merkmalen noch OLG Köln HRR 1985 Nr. 1358 . 

c) Das Auffordern oder Sichanbieten muß erfolgen öffentlich In auffälliger Weise oder 
In einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Das Aul- 
fordern oder Sichanbieten und die Auffälligkeit sind gleichgeordnete Tatbestandsmerk- 
male, die jedes für sich besonders festgestellt werden müssen (OLG Königsberg HRR 
1939 Nr. 356). 

«) Öffentlich ist das Auffordern oder Sichanbieten, wenn die Möglichkeit besteht, dad 
es von einem größeren, durch persönliche Beziehungen nicht zusammenhängenden krei 
von Personen wahrgenommen werden kann (OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLC 
Königsberg HRR 1939 Nr. 356). 

ß) In auffälliger Weise erfolgt das Auffordern oder Sichanbieten, wenn es ungewöhnlich 
und anstößig wirkt. Bloßes Umherstehen auf der Straße genügt als solches noch nicht 
ohne weiteres (OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 356). Durch den sogen. Straßenstrich 
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. kann aber dieses Tatbestandsmerkmal erfüllt werden (vgl. OLG Dresden JW 1984 
S.501, OLG Breslau DJ 1985 S. 685, LG Berlin JW 1986 S. 2488, KG DStR 1986 
$. 237). 

y) Als weitere Begehungsform nennt das Gesetz das Auffordern oder Sichanbieten in 
einer Weise, die geeignet ist, elnzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Es ist also 
nicht erforderlich, daß tatsächlich eine Belästigung eingetreten ist. Für eine Belästigung 
genügt nicht jede geringfügige Beeinträchtigung des inneren Wohlbefindens (OLG Kö- 
nigsberg HRR 1989 Nr. 356). 

d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich, Nach OLG Dresden JW 19834 
S. 501 braucht sich der Vorsatz nur auf die Handlung des Täters zu erstrecken; im übrigen 
soll Fahrlässigkeit genügen. 

e) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d Abs. 2. 

f) Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 175a Nr. 4. 


g) Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert in den Abschnitt über Angriffe 
auf die Sittlichkeit übernehmen, die Strafdrohung aber auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Haft 
erhöhen; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 205/206. 


2. Nr. 6a bis 6c behandeln den Betrieb der Unzucht an bestimmten Orten. In allen drei 
Fällen muß die Unzucht zum Erwerbe gewohnheitsmäßig betrieben werden. Über Ge- 
wohnheitsmäßigkeit vgl. Vorbem. V 1c vor $ 73. 

a) Für den Tatbestand des Unzuchtsbetriebes in der Nähe von Kirchen oderin 
einer Wohnung, in der Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren woh- 
nen (Nr. 6a), ist nicht erforderlich, daß dadurch das religiöse Empfinden verletzt oder 
Kinder oder Jugendliche nachweislich sittlich gefährdet werden. Über das Merkmal in 
der Nähe von Kirchen vgl. OLG Stuttgart HRR 1980 Nr. 1893, über Wohnung vgl. 
RG HRR 1928 Nr. 1539. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Bay- 
ObLG JW 1928 S. 3393). 

b) Der Unzuchtsbetrieb in der Nähe von Schulen oder anderen zum Besuch durch 
Kinder oder Jugendliche bestimmten Örtlichkeiten, oder in einem Hause, in dem 
Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren wohnen (Nr. 6b), ist nur in den 
Fällen strafbar, in denen die Art des Unzuchtsbetriebes die Minderjährigen sittlich ge- 
fährdet. Das Verbot des Unzuchttreibens in der Nähe einer Schule ist danach auf die 
Zeit beschränkt, in der die Schule tatsächlich von Jugendlichen besucht wird (and. 
Dalcke Anm. 74e, der aber wohl die vorgenommene Gesetzesänderung nicht hinreichend 
berücksichtigt). Eine andere zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmte 

Örtlichkeit ist nur dann anzunehmen, wenn der Besuch durch Kinder oder Jugendliche 
der Örtlichkeit ihre Eigenart verleiht (OLG Hamburg HRR 1982 Nr. 492). Für den in- 
neren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448). 

c) Nr. 6c dient dem Schutz des Landes gegen das Eindringen der Prostitution. 

d) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d. 

e) Idealkonkurrenz ist in allen drei Fällen mit $ 175a Nr. 4 möglich. 


f) Das kommende Recht will die Bestimmungen in den Abschnitt über Angriffe auf die Sittlichkeit 
übernehmen. Das Erfordernis der Gewohnheitsmäßigkeit soll fortfallen; zur Strafbarkeit des Täters, 
der die sonstigen Tatbestandsmerkmale erfüllt, soll es genügen, daß er gewerbsmäßig Unzucht treibt. 
Als Strafe will das kommende Recht Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft androhen. Vgl. Graf Gleis- 


pach in Göürtner II S. 205/206. 

vIL Nr.?7 bedroht die Arbeitsscheu dann mit Strafe, wenn sich jemand, der aus Öf- 
fentlichen Armenmitteln eine Unterstützung erhält, aus Arbeitsscheu weigert, die ihm 
von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten. 

1. Zu den öffentlichen Armenmitteln gehören in gewissem Umfange auch Mittel 
der NSV. Vgl. im übrigen $ 1 Abs. 2 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(RGBIl. I 3.100), Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
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un on 
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Öffentliches Amt und Amtsträger im nationalsozialistischen Staate, Reichsverwaltungsblatt 133; 
S. 785. — Lampe, Die Amtsträger der Partei, 1941. -— Lingg, Die Verwaltung der Nationakozialisti- 
schen deutschen Arbeiterpartei, 2. Aufl., 1940. — Mezger, Der strafrechtliche Schutz von Staat, Par- 
tei und Volk, in: Frank, Handbuch S. 1382 (1400). — Neesse, Ist ein Träger der Bewegung Beanter 
im Sinne des StGB? Jugend und Recht 1935 S. 188, 1936 S. 76. -— Tegtmeyer, Die Anwenduzz 
beamtenrechtlicher Vorschriften auf Parteiamtsträger, DR 1939 S. 401. -— Winkeinkemper. De 
strafrechtliche Schutz der NSDAP, ihrer Gliederungen usw., 1937 (Diss. Bonn). Vgl. weitere Nat 
weise unter Einführung IV vor $ 80. 

Die Amtsträger der Bewegung sind keine Beamten im strafrechtlichen Sinne; den: 
ihre Aufgaben sind nicht aus der Staatsgewalt herzuleiten (RGSt. 69 233, Dalck: 
Anm. 46, Höhndorf aaO S. 160, 162, Mezger in Frank Handbuch S. 1401, Neesse aa0; 
and. Heyland aaO S. 28, Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches [2. Aufl. 
1939] S. 310, Koellreutter aaO S. 785, Maunz, Verwaltung [1937] S. 273, OLG Hambur 
JW 1988 S. 3159; gegen diese Entscheidung z. B. Brettle in der Bumke-Festschrift 
[1939] S. 172). Sie sind aber den Beamten im strafrechtlichen Sinne in entsprechender 
Anwendung ($ 2) gleichzustellen, soweit sie beamtenähnliche Aufgaben zu erfüllen haken: 
für diese Auffassung spricht auch der Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der 
NSDAP vom 12. Dezember 1942 (RGBl. I S. 773). Die Anwendung einer für Beant: 
geltenden Vorschrift auf Parteiamtsträger darf niemals eine Regelung vorwegnehma, 
die der Entscheidung der Partei vorbehalten ist (Tegtmeyer DR 1939 S. 403). Eir 
Gleichstellung durch entsprechende Anwendung kann nicht nur bei Amtsträgern der 
Partei und ihrer Gliederungen erfolgen, sondern auch bei den Amtsträgern angeschl#- 
sener Verbände, so z. B. bei Amtswaltern der NSV (RGSt. 71 396 mit Anm. Mezee 
ZAKDR 1938 S. 138, 75 193 mit Anm. Nagler ZAkDR 1942 S. 60), oder des WHW iRC 
JW 1988 S. 1803 Nr. 1 mit Anm. K. Schäfer DStR 1938 S. 392) oder der DAF (RC 
HRR 1942 Nr. 251, RG DR 1948 S. 583 mit Anm. Mezger), eine NSV-Schwester ist nach 
LG Limburg DStR 1940 S. 202 nicht Beamtin im strafrechtlichen Sinne. Gegen eine enl- 
sprechende Anwendung auf Amtsträger der angeschlossenen Verbände KG DStR 1% 
S. 265; gegen diese Entscheidung zutreffend AG Hamburg ZAkDR 1989 S. 102. \gi. 
weiter noch RG DStR 1988 S. 392. Führer der Hitlerjugend sind zum mindesten se! 
dem Ges. über die Hitlerjugend vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I $S. 993) als Beamte in 
strafrechtlichen Sinne anzusehen (RGSt. 68 20; vgl. aber RGSt. 69 238). Über Amis 
träger des Reichsluftschutzbundes vgl. oben II 4a. 


IV. Für den Inneren Tatbestand wird es bei allen Beamtendelikten als genügend ange 
sehen, daß der Täter die tatsächlichen Verhältnisse kennt, die ihn zum Beamten im 
strafrechtlichen Sinne machen (RG JW 1989 S. 625, RG DJ 1989 S. 1499, RG HRR 19# 
Nr. 828).Es genügt das Wissen des Täters, daß er sich in einer Dienststellung befindet, 
die ihm ein besonderes Verhalten zur Pflicht macht, und daß ihm aus dieser Pflicht 
heraus sein Verhalten verboten ist (RGSt. 58 131, 57 366). Bedingter Vorsatz genügt 
(vgl. RG HRR 1989 Nr. 538). 


Einen Irrtum über die rechtlichen Folgerungen aus den dem Täter bekannten Tatsachen 
sieht das Reichsgericht stets als unbeachtlichen Strafrechtsirrttum an (RG HRR 198 
Nr. 793). Ein beachtlicher außerstrafrechtlicher Irrtum ist es nach RG HRR 1% 
Nr. 1684 dagegen, wenn dem Täter das Bewußtsein fehlte, daß seine Tätigkeit aus der 
Staatsgewalt abgeleitet war und staatlichen Zwecken diente. 


V. Das kommende Recht will den Begriff des Beamten durch den des Amtsträgers des Staates ef 
setzen. Als Amtsträger des Staates sollen angesehen werden die Beamten und wer, ohne Beamter 20 
sein, dazu bestellt ist, obrigkeitliche Aufgaben wahrzunehmen. Diese Begriffsbestimmung soll In «& 
Allgemeinen Teil aufgenommen werden. Auch das kommende Recht will die Amtsträger der Beweri® 
nicht als Beamte und nicht als Amtsträger des Staates ansehen. In einer Reihe besonders ausgewählte! 
Vorschriften sollen die Amtsträger der Partei, in einigen Bestimmungen nur die höheren Amtsträr# 
-der Partei den staatlichen Amtsträgern ausdrücklich gleichgestellt werden. Vgl. Schneidenbach 3 
Gürtner II S. 315, 328, 330; weiter auch Frank Leitsätze II S. 78. 
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Schrifttum: Graf zu Dohna, Beziehungen und Begrenzungen von Strafrecht und Verwaltungs- 
recht, Verwaltungsarchiv 20 S. 233. -— Friedrichs, Reichspolizeistrafgesetzbuch, DStR 1935 S. 75. - 
Grau, Kriminelles Unrecht und Verwaltungsunrecht, DJ 1935 S. 506.- Hubernagel, Der Allgemeine 
Teil des nichtkriminellen Strafrechts, 1935 (StrafrAbh. Heft 363). - Rietzsch, Die Neuordnung des 
Rechts der Übertretungen, DStR 1935 S.65.- Roeder, Schuld und Irrtum im Justiz- und Verwaltungs- 
strafrecht, 1938 (StrafrAbh. Heft 387). - Roeder, Zur Abgrenzung von Justiz und Verwaltungsstraf- 
recht, ZAkDR 1941 S. 155. -— Siegert, Deutsches Wirtschaftsstrafrecht, 1939. —- E. Wolf, Die Stellung 
der Verwaltungsdelikte im Strafrechtssystem in: Festg. Frank II S. 516. 


I. Die Übertretungen sind die der Strafdrohung nach leichtesten Delikte des Straf- 
gesetzbuchs. Ein begrifflicher Unterschied zwischen Übertretungen auf der einen Seite, 
Verbrechen und Vergehen auf der anderen Seite besteht nicht. Es ist zum mindesten 
für das geltende Recht nicht möglich, dem kriminellen Unrecht das Polizeiunrecht oder 
Verwaltungsunrecht gegenüberzustellen und die Übertretungen zu der letzteren Gruppe 
zu zählen (v. Hippel I S. 37, 349-350, II S. 103, v. Hippel Lehrbuch S. 391, LK Bem.1 
vor 8$ 360, v. Liszt-Schmidt (26. Aufl.) S. 148, Mayer S. 87, Mezger S. 7, Mezger Grund- 
riß S.13, Schwarz Bem.41 vor $ 360; and. Frank Bem. I vor $ 360, auch Olshausen 
Bem. A 2a vor $ 360). Das Gesetz hat die Übertretungen hier ‚in einem systemlosen 
Sammelabschnitt‘ unter zahlreichen Nummern vereinigt (v. Hippel Lehrbuch S. 391). 

Über Ordnungsstrafe und kriminelle Strafe vgl. Vorbem. III vor $13. Über Ver- 
waltungsstrafe und Justizstrafe vgl. auch noch Maunz Verwaltung (1937) S. 317. 


In den Reichsgauen der Ostmark gilt ein besonderes Verwaltungsstrafgesetz vom 21. Juni 1925: vgl. 
hierzu Zimmerl GS 98 S. 303. 


IL. Für die Übertretungen gelten grundsätzlich auch die Vorschriften des Allgemeinen 
Teils. Auch die Übertretungen setzen ein schuldhaftes Handeln voraus; eine besondere 
Behandlung der Schuldfrage bei Übertretungen ist nicht angebracht (RGSt. 49 118, 
OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448, LK Bem. 3 vor $ 360, Mayer S. 87, Mezger 8.7; 
and. Frank Bem. I vor $ 360, Olshausen Bem. A 2a vor $ 360). Allerdings wird hier, nach 
Zweck und Zusammenhang des Gesetzes, vielfach die Fahrlässigkeit auch ohne ausdrück- 
liche Erwähnung strafbar sein; es ist aber stets der einzelne Tatbestand in dieser Rich- 
tung zu prüfen (RGSt 48 324, OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448). Roeder aaO vertritt 
die Auffassung, daß im Verwaltungsstrafrecht das Verschulden grundsätzlich an stren- 
gere Voraussetzungen geknüpft sei als im Justizstrafrecht. 

Im übrigen sei auf folgende Besonderheiten und Abweichungen hingewiesen. 

1. Für eine entsprechende Anwendung ($ 2) ist im Übertretungsstrafrecht grundsätzlich 
kein Raum (KG DStR 1989 S. 216). 

2. Im Ausland begangene Übertretungen sind grundsätzlich straflos ($ 6). 

8. Der Versuch einer Übertretung ist immer straflos. 

4, Die Beihilfe zu einer Übertretung ist straflos. 

5. Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist eine RM, der Höchstbetrag 150,— RM 
($ 27 Abs. 1 Nr. 2). 

6. Auf Einziehung darf nurin den besonders bezeichneten Fällen erkannt werden 
(vgl. z. B. $ 360 Abs. 2). 

%.. Bei Realkonkurrenz wird keine Gesamtstrafe gebildet (vgl. $$ 74, 77). 

8. Die Verjährungsfristen sind besonders kurz ($ 67 Abs. 3, $ 70 Nr. 6). 

Ill. Für das kommende Recht ist kein besonderer Abschnitt über Übertretungen vorgesehen. Eine 
Reihe von Übertretungen, die kriminelles Unrecht enthalten (z. B. die Verletzung der Unterhaltspflicht), 
soll in das allgemeine Strafgesetzbuch aufgenommen werden, die anderen Übertretungen in ein Ord- 


NAungsstrafgesetzbuch; vgl. namentlich Frank Leitsätze I S. 26, II S. 17, Grau aaO, Mezger Grundriß 
S.13, Rietzsch aaO. 
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Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird bestralt: 

1. aufgehoben; 

2. wer außerhalb seines Gewerbebetriebes heimlich oder wider das Verbot der Behörde 
Vorräte von Waffen oder Schießbedarf aufsammelt; 

8. fortgefallen; 

4. wer ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere Formen, welche zur Anfertigung von Metall- oder Papiergeld oder von solches 
Papieren, weiche nach $ 149 dem Papiergelde gleichgeachtet werden, oder von Stempel 
papier, Stempelmarken, Stempelblanketten, Stempelabdrücken, Post- oder Tek« 
graphenwertzeichen, öffentlichen Bescheinigungen oder Beglaubigungen dienen kör- 
nen, anfertigt oder an einen anderen als die Behörde verabfolgt; 

6. wer ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde den Abdruck der in Nr. 4 genanzten 
Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder Formen, oder einen Druck von Formularen rı 
den daselbst bezeichneten Öffentlichen Papieren, Beglaubigungen oder Bescheinigungen 
unternimmt, oder Abdrücke an einen anderen als die Behörde verabfolgt; 

6. wer Waren-Empfehlungskarten, Ankündigungen oder andere Drucksachen oder Ab 
bildungen, welche in der Form oder Verzierung dem Papiergelde oder den dem Papier 
gelde nach $ 149 gieich geachteten Papieren ähnlich sind, anfertigt oder verbreitet, oder 
wer Stempel, Stiche, Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von solches 
Drucksachen oder Abbildungen dienen können, anfertigt; 

7. wer ohne ausdrückliche Ermächtigung der zuständigen Behörde das Wappen de 
Reichs oder eines Landes oder den Reichsadler oder den entsprechenden Teil eines 
Landeswappens führt oder gebraucht oder wer unbefugt eine Dienstflagge des Reichs 
oder eines Landes gebraucht; den Wappen, Wappenteilen und Flaggen stehen solche 

gleich, die ihnen zum Verwechsein ähnlich sind; 

8. wer gegenüber einer zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten über seines 
Namen, seinen Stand, seinen Beruf, sein Gewerbe, selnen Wohnort, seine Wohnung 
oder seine Staatsangehörigkeit eine unrichtige Angabe macht oder die Angabe ver- 
weigert; 

9. wer gesetzlichen Bestimmungen zuwider ohne Genehmigung der Staatsbehörde Aus 
steuer-, Sterbe- oder Witwenkassen, Versicherungsanstalten oder andere dergleichen 
Gesellschaften oder Anstalten errichtet, welche bestimmt sind, gegen Zahlung eine 
Einkaufsgeldes oder gegen Leistung von Geldbeiträgen beim Eintritte gewisser Be 
dingungen oder Fristen, Zahlungen an Kapital oder Rente zu leisten; 

10. fortgefallen; 

11. wer ungebührlicherweise ruhestörenden Lärm erregt oder wer groben Unfug verält; 

12. wer als Pfandleiher oder Rückkaufshändier bei Ausübung seines Gewerbes den darüber 
erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, insbesondere den durch Landesgesets oder 
Anordnung der zuständigen Behörde bestimmten Zinsftuß überschreitet; 

18. außer Kraft; 

14. aufgehoben. 

In den Fällen der Nummern 2, 4, 5, 6 kann neben der Geldstrafe oder der Haft auf Els- 
ziehung der Vorräte von Waffen oder Schießbedart, der Stempel, Siegel, Stiche, Platten 
oder anderen Formen, der Abdrücke oder Abbildungen erkannt werden, ohne Unterschied, 
ob sie dem Verurtellten gehören oder nicht. 


I. Nr. 1 (Aufnahme von Rissen von Festungen) ist nebst der Verweisung auf Nr.1iß 
Abs. 2 aufgehoben durch $ 19 und ersetzt durch $ 12 Nr. 3 Ges. gegen den Verrat militä- 
rischer Geheimnisse vom 3. Juni 1914; nach Aufhebung dieses Gesetzes durch Art. VI 
Nr. 1 Ges. vom 24. April 1934 ist die Vorschrift jetzt durch $ 92f StGB ersetzt. 


II. Nr. 2 (Aufsammeln von Waffen oder Schießbedarf) ist durch das Waffengeseis 
vom 18. März 1938 (RGBl. I S. 265) als überholt anzusehen; alle hier in Betracht kom 
menden Handlungen werden durch $ 26 Waffenges. mit einer höheren Strafe bedrebt 
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Als weiter geltend sehen die Bestimmung aber Gerland $. 331, v. Hippel Lehrbuch 
8.203, Kohlrausch Anm. 2, Kunze, Das Waffenrecht im Deutschen Reiche (5. Aufl. 
1938) S.93, Schwarz Anm. 2 an, zum Teil auch Frank Anm. II, der aber doch im wesent- 
lichen mit der hier vertretenen Auffassung übereinstimmt. 

Unbefugter Besitz von Militärwaffen ist strafbar nach $3 VO über die Zurück- 
führung von Waffen und Heeresgut vom 14. Dezember 1918 (RGBl. S. 1425), die fort- 
gilt (RG JW 1981 S. 66 mit Anm. Hoche). Nach der auch noch geltenden (RG JW 1931 
8.66 mit Anm. Hoche) Bekanntmachung vom 27. Juni 1921 (RGBl. 8. 776) sind alle 
Militärwaffen dem Reich für verfallen erklärt. 

Vgl. auch noch Ges. über Ein- und Ausfuhr von Kriegsgerät vom 6. November 1935 
(RGBI. 1 S. 1337). 

Über die Verwertung eingezogener Waffen vgl. $ 56 Strafvollstreckungsordnung. 


II. Nr. 8 (Auswanderung Wehrpflichtiger) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 
gestrichen; vgl. jetzt $ 140a. 

IV. Nr. 4 betrifft die Gefährdung des Geld- und Wertzeichenverkehrs durch Herstel- 
lung oder Verabfolgung der Anfertigungsmittel. Die Vorschrift hat nur subsidiären Cha- 
rakter; sie tritt zurück, sobald ein Verletzungsdelikt oder eine strafbare Vorbereitungs- 
handlung oder Beihilfe zu einem Verletzungsdelikt gegeben ist ($$ 146 ff., 151, 275). 

1. Über zur Anfertigung von Geld usw. dienliche Formen vgl. $151 Anm.II 2,3. 
Stempel ist eine besondere Art des Siegels, nämlich der Abdruck, der mittels eines 
Farbstoffes auf der Urkunde hervorgerufen wird. Zu den Post- und Telegraphen- 
wertzeichen gehören nach Art. 3 Ges. über die Weltpostvereinsverträge vom 23. No- 
vember 1921 (RGBl. 8.1375) auch die Stempelabdrücke, die auf Postsendungen zur 
Freimachung angebracht werden; vgl. hierzu noch Art. 81 Weltpostvereinsvertrag vom 
20. März 1934 (RGBl. 11 $S. 855). Strafbar ist nur die Anfertigung solcher Stempel und 
Formen, die zur Herstellung noch im Verkehr befindlichen Geldes usw. dienen können 
(KG JW 1929 S. 2367 mit Anm. Merkel). 

Entsprechend anwendbar ($2) ist die Vorschrift auf die zum Gebrauch bei Dienst- 
stellen der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände bestimmten 
Stempel usw. (Dalcke Anm. 50a). | 

2. Anfertigen ist gleichbedeutend mit Herstellen. Unter Verabfolgen ist die 
Übergabe, das Einräumen der tatsächlichen Verfügungsgewalt zu verstehen. 

8. Die Handlung muß ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde erfolgen. Über Be- 
hörde vgl. $114 Anm. II 2. Sachliche und örtliche Zuständigkeit der Behörde ist nicht 
erforderlich. 

4. Für den inneren Tatbestand ist Fahrlässigkeit ausreichend (KG GoltdArch. 48 
S. 411, Frank Anm. IV; and. zum Teil Binding Lehrbuch 2 S. 336). 

5. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 

6. Für Steuerzeichen bestehen vielfach Sondervorschriften; diese gehen dann vor 
(RGSt. 56 240). 

Ergänzende Bestimmungen und Sondervorschriften enthalten Ges. betr. 
den Schutz des zur Anfertigung von Reichskassenscheinen verwendeten Papiers gegen 
unbefugte Nachahmung vom 26. Mai 1885 (RGBl. 8.165), das Ges. betreffend den 
Schutz des zur Anfertigung von Reichsbanknoten verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung vom 2. Januar 1911 (RGBI. 8.25) und das Ges. für Schuldurkunden des 

Reichs und der Länder vom 3. Juli 1925 (RGBI. I S. 93). 

Auf Steuergutscheine finden die Nr. 4-6 Anwendung ($ 16 DurchführungsVO vom 
26. April 1939, RGBi.1 S. 829). 

7. Über das kommende Recht vgl. unten Anm. V 5. 
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V. Nr. 5 behandelt das Unternehmen eines Abdrucks der unter Nr. 4 genannten Formen 
oder des Drucks gewisser Formulare sowie die Verabfolgung eines Abdrucks an andere 
als Behörden. Das Unternehmen erfaßt auch den Versuch des Abdrucks (vgl. $ 87 und 
RGSt. 42 277). 

1. Erforderlich ist, daß die Möglichkeit der Verwechslung gegeben ist (Bay- 
ObLG DRZ 1988 Nr. 199, LK Anm. VI, Schwarz Anm. VI; and. KG JW 1982 S. 2740). 


2. Das Unternehmen des Abdrucks kann nur vorsätzlich begangen werden; 
die Verabfolgung von Abdrücken kann auch fahrlässig erfolgen. 


8. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 
4. Vgl. noch Anm. IV 6. 


5. Das kommende Recht will die Nr. 4 und 5 in zwei umfassende Tatbestände über die Vorbereitung 
der Fälschung öffentlicher Urkunden und Beglaubigungszeichen und über die Vorbereitung der Geid- 
oder Wertzeichenfälschung übernehmen. 


VI. Die Bestimmung der Nr. 6 gegen das Anfertigen oder Verbreiten von sogen. 
Blüten dient auch dem Schutz des Münzwesens. Das Anfertigen oder Verbreiten muß 
immer vorsätzlich erfolgen; im übrigen genügt aber Fahrlässigkeit. 

Über Einziehung vgl. Abs. 2. 

Vgl. noch Anm. IV 6. 


Vo. Nr. 7 betrifft die Wappenanmaßung. Es handelt sich hierbei um ein Verletzungs- 
delikt, bestehend in der Anmaßung von Staatssymbolen (Binding Lehrbuch 2 S. 507). 


1. Das Wappen desReichs ist das Hoheitszeichen der NSDAP. Die Bekanntmachung 
betreffend die Reichswappen und den Reichsadler vom 11. November 1919 ist auf- 
gehoben; vgl. VO über das Hoheitszeichen des Reichs vom 5. November 1935 (RGBl.1 
S.1287) mit der VO vom 7. März 1936 (RGBIl.1I S. 145). Unter den Landeswappen sind 
nur die Wappen der deutschen Länder zu verstehen; auf Wappen der Gemeinden ($ 11 
Gemeindeordnung) oder auf Wappen ausländischer Staaten bezieht sich die Vorschrift 
nicht. 


2. Über die Form der Reichsdienstflagge vgl. VO vom 31. Oktober 1935 (RGBl. I 
8.1287). Vgl. weiter auch noch Erlaß über die Flaggenführung an Dienstkraftwagen 
vom 21. Januar 1937 mit Änderung vom 30. Dezember 1937 (RGBl.1 S. 23, 1326). 


8. Strafbar ist nur die vorsätzliche Begehung der Tat (Schäfer-Dohnanyi S. 62). 


4. Ergänzend vgl. noch Ges. zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 
(RGBI. 1 S. 285) mit DurchführungsVO vom 23. Mai 1933 (RGBl.I S. 320), Ges. zum 
Schutze des Wappens der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 27. März 1935 (RGBi.1I 
S. 501) mit DurchführungsVO vom 29. Dezember 1936 (RGBl.1 S. 1155). Ergänzend 
kommt auch $ 27 Warenzeichenges. vom 5. Mai 1936 (RGBl. II S. 134) über die unbe 
fugte Benutzung von Hoheitszeichen usw. zur Warenbezeichnung in Betracht; soweit 
es sich um den Mißbrauch deutscher Reichs- oder Landeswappen handelt, steht die 
Vorschrift mit $ 360 Nr. 7 in Gesetzeskonkurrenz (Baumbach, Wettbewerbs- und Waren- 
zeichenrecht [4. Aufl. 1938] S. 525). 


VII. Nr. 8 behandelt die falsche Namensangabe. Über das früher auch an dieser Stelle 
behandelte unbefugte Führen von Amts- oder Dienstbezeichnungen, Titeln oder Würden 
vgl. $6 Ges. über Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 1. Juli 1937 (RGBI.1 8.729; 
vgl. ferner Ges. über die Führung akademischer Grade vom 7. Juni 1939 (RGE!.I 
S. 985) nebst DurchführungsVO vom 21. Juli 1939 (RGBI. IS. 1326) sowie weiter $ 1572. 

Die Unterlassung der unbefugten Namensführung kann polizeilich erzwungen werden 
(KG DJZ 1931 Sp. 964). 
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1. Zu den Namen im Sinne dieser Vorschrift gehört auch der Vorname (KG DStR 1986 
S. 236). Dagegen sind andere Personalien, z. B. Namen der Eltern und Wohnort, nicht 
als Bestandteile des Namens anzusehen (RGSt. 22 63). Das Adelsprädikat ist ein Teil 
des Namens; es genießt keinen Sonderschutz (KG GoltdArch. 71 S. 139). 

Über die Führung der Bezeichnung Frau durch unverheiratete weibliche Personen 
vgl. AV inDJ 1937 S. 1070, 1938 S. 34, 1940. S. 872, 1941 S. 775. Über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen vgl. Ges. vom 5. Januar 1938 (RGBl. I S.9) mit 
DurchführungsVO vom 7. Januar 1938 (RGBl.I S. 12). Über die Verpflichtung von 
Juden, bestimmte Vornamen zu führen, vgl. VO vom 12. August 1938 (RGBl. I 
S. 1044). | | | 

Eine entsprechende Anwendung ($ 2) der Bestimmung auf Angaben über Abstammung, 
Logen- und Parteizugehörigkeit ist nicht möglich (Dalcke Anm. 53; and. Weimar DR 
1937 S. 27). 


2. Erforderlich ist, daß jemand über seinen Namen usw. eine unrichtige Angabe macht 
oder die Angabe verweigert. Es macht keinen Unterschied, ob die falsche Angabe oder 
die Verweigerung mündlich oder schriftlich erfolgt. Eine unrichtige Angabe macht auch, 
wer von einem von ihm zu führenden Doppelnamen einen Teil fortläßt (RG JW 1980 
S. 924). Hat der Ehemann seiner als schuldig geschiedenen Frau die Führung seines 
Namens untersagt, so darf diese den Namen auch nicht mit dem Zusatz ‚‚geschiedene“ 
führen (OLG Celle DStR 1940 S. 26). Eine unrichtige Angabe macht ferner, wer einen 
durch einen Scheinannahmevertrag erlangten Familiennamen führt (BayObLG HRR 
1926 Nr. 203). 

Künstlern steht gewohnheitsrechtlich die Führung eines angenommenen Namens 
zu; das Recht zur Führung von Decknamen ist aber zum Teil durch Anordnungen der 
Reichskulturkammer geregelt (vgl. die Anordnungen des Präsidenten der Reichsmusik- 
kammer über die Führung von Decknamen bei Schrieber, Das Recht der Reichskultur- 
kammer Bd. 3 (1936) S. 43, Bd. & (1936) S. 41, Bd. 5 (1937) S. 28). 

Es ist Tatfrage, ob die bei der Feststellung der Personalien von den Verpflichteten 
gemachten Schwierigkeiten der Verweigerung der Angaben gleich zu erachten sind 
(KG DStR 1989 S. 180). 


8. Die falsche Angabe oder die Verweigerung muß gegenüber einem zuständigen Be- 
amten oder einer zuständigen Behörde erfolgen. Zuständiger Beamter ist derjenige, der 
ein hoheitliches Recht hat, nach dem Namen zu fragen, so daß eine falsche Namensangabe 
als Eingriff in staatliche Hoheitsrechte erscheint (RGSt 72 30). Zuständig im Sinne dieser 
Vorschrift sind z. B. Standesbeamte, Urkundsbeamte der Geschäftsstelle (RGSt. 72 30), 
Registerrichter (OLG Breslau GoltdArch. 51 S. 376). Nicht zuständig ist dagegen der 
Briefträger (RGSt. 17 224), sofern er nicht als Zustellungsorgan gemäß den ProzeB- 
ordnungen tätig wird (LK Anm. VIII 13). 


4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(Schäfer-Dohnanyi S. 225). Eine Absicht, den Beamten über seine Person und sein 
Namensrecht zu täuschen, braucht nach BayObLG HRR 1934 Nr. 1643, OLG München 
ZAkDR 1987 S. 442 nicht vorzuliegen; hierzu kritisch Graf Gleispach ZAkDR 1937 
S. 443. Nach Stölzel, Namenrecht (1939) S. 15 ist vorausgesetzt, daß ein Irrtum über 
die Person erweckt oder wenigstens die Kenntnis von der Person erschwert werden soll. 


ö. Als Spezialbestimmungen gehen vor $ 92e, $ 26 Reichsmeldeordnung sowie 
$ 60 Nr. 12 Reichsjagdges. Bezeichnen Landesgesetze die Angabe eines falschen 
Namens auf frischer Tat als Strafschärfungsgrund (wie z. B. $ 3 Nr. 3 Preuß. Forstdieb- 
stahlsges.), dann ist die vorliegende Bestimmung nicht anwendbar; diese landesrecht- 
lichen Vorschriften gehen als die spezielleren Gesetze vor (Dalcke S. 1579 Anm. 17, 
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Frank Anm. VIII 3, LK Anm. VIII 16, Schwarz Anm. 8 Bd; and. RGSt. 48 180, wohl 
auch v. Hippel Lehrbuch S. 392 Anm. 7). 


IK. Nr. 9 ist, soweit sich die Vorschrift auf Versicherungsunternehmungen im Sinne 
des Ges. über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen vom 
6. Juni 1931 (RGBl.1I S. 315) bezieht, durch $ 140 Abs. 3 dieses Gesetzes aufgehoben 
und durch $ 140 Abs. 1, 2 dieses Gesetzes ersetzt. Wegen der Zwecksparunter- 
nehmungen vgl. $19 Nr.1 Ges. über Zwecksparunternehmungen vom 17. Mai 1933 
(RGBIl.I S. 269) und $13 Ges. über die Auflösung der Zwecksparunternehmungen 
vom 13. Dezember 1935 (RGBI.T S. 1457). 


X. Nr. 10 (unterlassene Hilfeleistung) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 ge 
strichen; vgl. jetzt $ 330c. 


XI. Nr. 11 behandelt die Erregung ruhestörenden Lärms und die Verübung grobes U»- 
tugs. Beide Tatbestände sind als gleichwertig nebeneinander aufgeführt (OLG Dresden 
JW 1980 S. 1628). 


1. Erregung ruhestörenden Lärms kann beispielsweise liegen in dem nächtlichen Ge- 
brauch eines Rundfunklautsprechers (KG JW 1985 S. 1948, OLG Breslau GoltdArch. 71 
S. 389)!, in dem Auf- und Abfahren mit einem knatternden Motorrad auf kurzer Strecke 
(KG DJZ 1980 Sp. 706), in dem Dulden ständigen und übermäßigen Bellens eines Hur- 
des (KG JW 1927 8. 2863, OLG Breslau JW 1981 S. 1628 mit Anm. Hegler), in dem 
Dulden überlauten Klavierspiels (KG HRR 1926 Nr. 529). Rundfunkstörungen durch 
Rückkoppeln sind regelmäßig nicht als ruhestörender Lärm anzusehen (Becker DJ 1939 
S. 499, v. Sluzewski, Das Rundfunkstrafrecht [Diss. Erlangen 1937] S. 22). 

a) Unter Lärm sind nur Eindrücke zu verstehen, die durch das Ohr vermittelt werden 
(RGSt.19 296). 

b) Ruhestörend ist der Lärm bereits dann, wenn er geeignet ist, die Ruhe zu stören; 
der Nachweis einer tatsächlichen Störung ist nicht erforderlich (KGJ 47 C 377, OLG 
Rostock GoltdArch. 41 S. 58, OLG Dresden JW 1981 S. 1628, Binding Lehrbuch 1 
S. 190, Frank Anm. XI 1; and. Gerland S. 392, LK Anm. XI 3, nach denen erforderlich 
ist, daß die Ruhe tatsächlich gestört wird). 

Die Handlung muß geeignet sein, die Ruhe einer unbestimmten Mehrheit von 
Personen zu stören. Kein ruhestörender Lärm liegt daher z. B. vor, wenn das Zu- 
schlagen von Türen und das Schimpfen nur von den im Hause befindlichen Personen 
wahrgenommen werden konnte (OLG Hamm GoltdArch. 72 S. 113, Frank Anm. X11; 
and. z. B. Binding Lehrbuch 1 S. 190). 

c) Ungebührlicherweise ist ruhestörender Lärm dann erregt, wenn es ohne gerecht- 
fertigte Veranlassung geschieht (KGJ 47 C S. 377, OLG Dresden JW 1980 S. 1928 mit 
Anm. Hegler, Frank Anm. XI 1). Der Lärm, der mit dem Betriebe eines gesetzlich er- 
laubten oder von der zuständigen Behörde genehmigten Gewerbes notwendigerweise 
verbunden ist, ist nicht ungebührlich (OLG Celle HRR 1929 Nr. 356, BayObLG HRR 
1988 Nr. 1980). 

Die Ruhestörung muß nicht nur ohne gerechtfertigte Veranlassung erfolgen, sondem 
auch eine grobe sein, d. h. sie muß in erheblicher Weise über das Maß des Erlaubten hir- 
ausgehen (OLG Dresden JW 1980 S. 1628 mit Anm. Hegler, LK Anm. XI 4, Schwars 
Anm.11 Aa). 

d) Ruhestörenden Lärm erregt, wer denselben unmittelbar oder mittelbar verursacht. 
Täter kann auch sein, wer einer ihm obliegenden Verpflichtung zur Verhinderung rube- 
störenden Lärms nicht nachkommt. Beispielsweise kann dies bei jemand der Fall sein, 
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der das überlaute Bellen von Hunden fortgesetzt duldet (KG JW 1927 S. 2863, OLG 
Dresden JW 1981 S. 1628 mit Anm. Hegler), ferner bei einem Gastwirt, der in später 
Abendstunde überlautes Klavierspiel duldet (KG HRR 1926 Nr. 529). Wer vorsätzlich 
einen anderen veranlaßt, während der Nacht laut aus dem offenen Fenster um Hilfe zu 
rufen, erregt ruhestörenden Lärm in mittelbarer Täterschaft (BayObLG DRZ 1988 
Nr. 631). 

e) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt. 
Eine besondere Absicht braucht nicht vorzuliegen. Nach RG GoltdArch. 48 S. 119 
braucht sich der Vorsatz nur auf das Lärmen, nicht dagegen auch auf die Ruhestörung 
zu beziehen; hiergegen zutreffend Frank Anm. XI 1, Hegler JW 1930 S. 1628 zu 15. 

f) Die Vorschrift betrifft nur den ungebührlicherweise erregten, den Bestand der öf- 
fentlichen Ordnung gefährdenden Lärm; für Polizeiverordnungen im übrigen ist daneben 
Raum (KGJ 47 C 374, KG GoltdArch. 71 S. 381). 


2. Der grobe Unfug. 


Schrifttum: Runft, Der grobe Unfug im geltenden und im kommenden deutschen Strafgesetz- 
buch, 1936 (Diss. Würzburg). 


Grober Unfug erfordert, daß die Handlung geeignet ist, den äußeren Bestand der 
öffentlichen Ordnung dadurch zu stören oder zu gefährden, daß durch sie die All- 
gemeinheit, d.h. eine unbestimmte zufällige Mehrheit von Personen belästigt, be- 
unruhigt oder gefährdet wird. Diese Folge mußsich unmittelbar aus der Wahrnehmung 
der Handlung selbst ergeben, nicht erst auf Grund von Mitteilungen anderer über die 
Handlung (RG DStR 1940 S. 25, OLG Köln DJ 1986 S. 377). 

a) Erforderlich ist zunächst, daß die Handlung geeignet ist, den äußeren Bestand der 
öffentlichen Ordnung zu stören oder zu gefährden. Unter der öffentlichen Ordnung 
ist der Zustand des von der Verkehrssitte geregelten äußeren Zusammenlebens der Men- 
schen zu verstehen, so wie sich dieses Zusammenleben im täglichen Leben gestaltet (Ger- 
land S. 392, LK Anm. XI 14). Es genügt, daß die Handlung geeignet ist, die genannte 
Wirkung hervorzubringen; es ist nicht erforderlich, daß tatsächlich eine Störung oder 
Gefährdung eingetreten ist (KG JW 1927 S. 2065, OLG Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 678, 
OLG Köln DJ 1987 S. 286, Frank Anm. XI 2, Schwarz Anm. 11 B; and. Gerland S. 392, 
v. Liszt-Schmält S. 871, die eine wirklich eingetretene Belästigung erfordern). 

b) Die Handlung muß geeignet sein, die Allgemeinheit, d. h. eine zufällige, unbestimmte 
Mehrheit von Personen zu belästigen (RG DR 1989 S. 1068, OLG Köln DJ 1986 S. 377, 
Frank Anm. XI 2c; and. Binding Lehrbuch 1 8. 191, LK Anm. X1 13, 15, nach denen 
es genügt, daß die Handlung zunächst und unmittelbar gegen einzelne Personen gerich- 
tet ist). Als Allgemeinheit im Sinne dieser Bestimmung sind z. B. angesehen worden die 
Gäste, die sich zufällig in einer öffentlichen, jedermann zugänglichen Wirtschaft zu- 
sammenfinden (RGSt. 22 426, 84 425), eine Menge von Kauflustigen, die sich vor einem 
Bäckerladen ansammeln (RG Recht 1916 Nr. 2168). 

Ein Handeln an öffentlichen Orten wird dagegen nicht vorausgesetzt. 

c) Erforderlich ist schließlich weiter Unmittelbarkeit zwischen der Handlung und der 
Störung oder Gefährdung des äußeren Bestandes der öffentlichen Ordnung (RGSt. 68 
290, RG DStR 1940 S. 25, OLG Köln DJ 1986 S. 377, Frank Anm. XI 2b; and. v. Hip- 
pel Lehrbuch S. 361 Anm. 1, LK Anm. X115). An der Unmittelbarkeit fehlt es, wenn das 
Publikum von der Handlung erst durch die Presse oder durch Mitteilungen anderer er- 
fahren hat (RGSt. 64 253, OLG Köln HRR 1985 Nr. 545). Gegen das Erfordernis der 
Unmittelbarkeit in dem hier dargelegten Sinne Mickel DRZ 1935 S. 208, Runft aaO S. 33. 

Aus dem Erfordernis der Unmittelbarkeit darf aber nicht gefolgert werden, daß nur 
physische Beeinflussungen in Betracht kämen; es genügen vielmehr auch psychische 
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Belästigungen wie z. B. öffentliches Nacktbaden (RG DR 19839 S. 1068, Frank Anm. XI 
2b, Gerland S. 393; and. v. Liszt-Schmidt S. 871). 


d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. Der Vorsatz muß sich auf die 
Handlung als solche erstrecken, weiter aber auch darauf, daß die Handlung geeignet ist, 
das Publikum zu belästigen (Frank Anm. XI 2d, v. Liszt-Schmidt S. 872, Olshausen 
Anm. 2 8, Schwarz Anm. XI Bb, KG JW 1927 S. 2065). Demgegenüber nimmt RGSt. 16 
100 an, daß der Vorsatz sich nur auf die Handlung als solche zu erstrecken brauche und 
‘daß hinsichtlich ihrer Richtung gegen das Publikum Fahrlässigkeit genüge. 

e) Die Verübung groben Unfugs ist beispielsweise gefunden worden in dem Umdrehen 
eines Wegweisers (OLG Königsberg JW 1981 S. 1990), in der Versendung von sogen. 
Kettenbriefen (OLG Kiel DJ 1985 S. 1386; and. OLG Dresden JW 1930 S. 3441 mit 
Anm. Kern), in öffentlichem Nacktbaden (RG DR 1989 S. 1068), in einer mit Beschimp- 
fungen und Schlägen verbundenen lärmenden Auseinandersetzung in einem Rathaus 
während der Dienststunden (OLG Düsseldorf DRZ 1985 Nr. 678), in dem ostentativen 
Zuhalten der Ohren bei der Übertragung einer Führerrede (KG DJ 1985 S. 117), in der 
Erwiderung des deutschen Grußes mit Heil London (OLG Köln DJ 1987 S. 296). Als 
Beispiel, in dem das Vorliegen groben Unfugs verneint wurde, vgl. etwa OLG Köln HRR 
1988 Nr. 714. 

f) Mit Landfriedensbruch ($ 125) besteht Gesetzeskonkurrenz (RGSt. 58 257). Mit $2 
Heimtückeges. kommt Idealkonkurrenz in Betracht (KG DJ 1986 S. 37); hierzu noch 
Becker DJ 1937 S. 1285. 


XI. Nr. 12 betrifft die Zuwiderhandlungen gegen die Gewerbepflichten der Pfandleiher 
und Rückkaufshändler (Frank Anm. XII). Es handelt sich um ein Blankettgesetz, dessen 
Tatbestand näher durch Anordnungen bestimmt wird, die auf Grund $ 38 Gewerbeord- 
nung zu eflassen sind. Ergänzend kommt $148 Abs. 1 Nr. 4a Gewerbeordnung in Be- 
tracht. 


1. Die Vorschrift bezieht sich nur auf gewerbsmäßige Pfandleiher; der Gewerbe- 
betrieb der Rückkaufshändler gilt als eine besondere Art des Pfandleihgewerbes ($ 5% 
Abs. 2 Gewerbeordnung). 


2. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


8. Für Preußen vgl. Ges. über das Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881 (GS S. 265) 
in der Fassung vom 7. Juli 1920 (GS S. 387), der VO vom 23. November 1923 (GS S. 53#) 
und des Ges. vom 28. September 1936 (GS S. 149), weiter VO über die Zinsen und son- 
stigen Vergütungen im Pfandleihgewerbe vom 30. September 1936 (GS S. 150). 


XIH. Nr. 18 (Tierquälerei) ist durch $ 9 Abs. 3 Tierschutzges. vom 24. November 1953 
(RGBI.1 S. 987) ersetzt worden. 


XIV. Nr. 14 (Glücksspiel) ist durch das Ges. gegen das Glücksspiel vom 23. Dezember 
1919 (RGBl. S. 2145) aufgehoben worden. 


S 361 
Mit Haft wird bestraft: 

1. wer, nachdem er unter Polizeiaufsicht gestellt worden ist, den infolge derselben ihm 
auferlegten Beschränkungen zuwiderhandelt; 

2. fortgefallen; 

8. wer als Landstreicher umherzieht; 

4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausschickt, oder Personen, weiche 
seiner Gewalt und Aufsicht untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, 
vom Betteln abzuhalten unterläßt; 
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5. wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergestalt hingibt, daß er in einen Zustand 
gerät, In welchem zu seinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Er- 
nährung er verpflichtet ist, durch Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in Anspruch 
genommen werden muß; 

6. wer öffentlich In auffälliger Weise oder in einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder 
die Allgemeinheit zu belästigen, zur Unzucht auffordert oder sich dazu anbietet; 

6a. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Kirchen oder in einer Wohnung nachgeht, in der Kinder oder jugendliche Per- 

. sonen zwischen drei und achtzehn Jahren wohnen; 

. 6b. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in der Nähe 
von Schulen oder anderen zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmten 
Örtlichkeiten oder in einem Hause, in dem Kinder oder jugendliche Personen zwischen 
drei und achtzehn Jahren wohnen, in einer diese Minderjährigen sittlich gefährdenden 
Weise nachgeht; 

6c. wer gewohnheitsmäßlg zum Erwerbe Unzucht treibt und diesem Erwerbe in einer Ge- 
meinde mit weniger als zwanzigtausend Einwohnern nachgeht, in der die Ausübung 
der Unzucht zum Erwerbe durch eine zum Schutz der Jugend oder des öffentlichen 
Anstandes erlassene Anordnung der obersten Landesbehörde verboten ist; 

4. wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unterstützung empfängt, sich aus 
Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemes- ° 
sene Arbeit zu verrichten; 

8. wer nach Verlust seines bisherigen Unterkommens binnen der ihm von der zuständigen 
Behörde bestimmten Frist sich kein anderweitiges Unterkommen verschafft hat und 
auch nicht nachweisen kann, daß er solches der von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet nicht vermocht habe; 

9. wer Kinder oder andere unter seiner Gewalt stehende Personen, welche seiner Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, von der Begehung von 
Diebstählen, sowie von der Begehung strafbarer Verletzungen der Zoli- oder Steuer- 
gesetze oder der Gesetze zum Schutze der Forsten, der Feldfrüchte, der Jagd oder 
der Fischerei abzuhalten unterläßt. Die Vorschriften dieser Gesetze über die Haftbar- 
keit für die den Täter treffenden Geldstrafen oder anderen Geldleistungen werden hier- 
durch nicht berührt; 

10. gestrichen durch Art.I $4 VO. vom 18. März 1943; vgl. jetzt $170b. 

In den Fällen der Nr.9 kann statt der Haft auf Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichs- 
mark erkannt werden. 


I. Nr. 1 bedroht mit Strafe die Übertretung von Aufenthaltsverboten, die von 
der höheren Polizeibehörde gemäß $ 39 Nr. 1 erlassen sind. Die Zuwiderhandlung kann 
auch fahrlässig erfolgen, sofern der Täter nur weiß, daß er unter Polizeiaufsicht steht 
(Frank Anm. I, LK Anm.1; and. Binding Lehrbuch 2 S. 745, der Vorsatz nach jeder 
Richtung verlangt). 


II. Nr.2 (Zurückkehren ohne Erlaubnis nach einer Ausweisung) ist durch das Ges. 
über Reichsverweisungen vom 23. März 1934 gestrichen worden; an ihre Stelle war $5 
dieses Gesetzes getreten, der jetzt durch $$ 13, 16 Abs.2 AusländerpolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBI. I S. 1053, 1067) ersetzt ist. 


IH. Nr. 8 behandelt das Umherziehen als Landstreicher. 


Schrifttum: v. Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, Landstreicherei und Arbeits- 
scheu, 1895. Ferner das Sammelwerk: Der nichtseßhafte Mensch, herausgegeben vom Bayerischen 
Landesverband für Wanderdienst, 1938. 

1. Landstreicher ist, wer aus eingewurzeltem Hang zum Umhertreiben ziel- und zweck- 
los mit wechselndem Nachtquartier von Ort zu Ort umherzieht und mit seinen Lebens- 
kosten überwiegend anderen zur Last fällt. Landstreicher ist auch, wer sich beim Umbher- 
ziehen durch Felddiebstähle oder durch Bettelbetrug ernährt. Es ist also zwar die Regel, 
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aber nicht ausschließlich entscheidend, daß der Umherziehende sich seinen Lebensunter- 
halt durch die Inanspruchnahme fremder Mildtätigkeit beschafft (RG DR 1989 S. 365, 
OLG München JFGErg. 19 S. 285, übereinstimmend LK Anm. IV 3, Schwarz Anm. 3). 
Demgegenüber nehmen Frank Anm. IIl 2, v. Hippel Lehrbuch S. 396, v. Liszt-Schmidt 
S. 867 an, daß nur die Beschaffung des Unterhalts durch Bettel unter den Begriff des 
Landstreichens falle. Personen, die sich arbeitslos in einer Großstadt umbhertreiben, sind 
keine Landstreicher, ebensowenig Leute, die jeden Abend an denselben Ort zurückkehren 
(Frank Anm. Ill 1, OLG Kassel GoltdArch. 52 S. 266; and. Binding Lehrbuch 2 S. 922). 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 
8. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $42d und RG DJ 1988 S. 1156. 


4. Idealkonkurrenz ist möglich zwischen Landstreicherei und unerlaubtem Ge- 
werbebetrieb im Umbherziehen ($ 148 Abs. 1 Nr. 7 mit $ 55 Abs. 1 Nr. 4 Gewerbeordnung! 
(RG DJ 1988 S. 1156, OLG München JFG Erg. 19 S. 286). Über das Verhältnis zu den 
Betteleidelikten vgl. unten IV. 

5. Das kommende Recht will im Strafgesetzbuch einen besonderen Abschnitt über Betteln und 
Landstreichen schaffen. Als Landstreicher soll bestraft werden, wer sich mittellos aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit ohne festes Unterkommen umhertreibt. Ebenso wie Landstreicher sollen Menschen 
bestraft werden, die, ohne ein redliches Gewerbe auszuüben, aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu un- 
geordnetem Leben bandenmäßig Im Lande umherziehen. Als Strafe will das kommende Recht Gefäng- 
nis bis zu 2 Jahren oder Haft androhen. 

IV. Nr. 4 enthält die Betteleidelikte. Vgl. hierzu auch Nr. 390 Richtlinien für das Straf- 
verfahren. 

Schrifttum: Vgl.die Angaben zu III sowie Brunleckli, Die Notwendigkeit einer Unterscheidung 
zwischen Betteln und dem „strafbaren Betteln des $ 361 Ziff. 4 StGB‘, DRechtspfil. 1936 S. 465. 

1. Bettein bedeutet die an einen beliebigen Fremden gerichtete Bitte um Gewährung 
eines geldwerten Geschenks unter der Behauptung der Bedürftigkeit des Bettelnden 
selbst oder eines Angehörigen. Die Bitte mußssich an einen beliebigen Drittenrichten, 
das heißt an eine solche Person, ‚‚zu der der Täter in keinerlei näherem Verhältnis steht, 
das nach verständiger Lebensauffassung das Ansprechen gerade dieser Person als wohl- 
begründet erscheinen läßt‘ (v. Hippel Lehrbuch S. 397 Anm. 1). Wer die zuständigen 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nimmt, bettelt nicht. Die Bitte muß sich auf die 
Hingabe eines geldwerten Geschenks beziehen. Die Bitte um ein Nachtquartier ist 
kein Betteln, ebensowenig die Bitte um ein Glas Wasser. Es muß sich um ein Geschenk 
handeln, nicht um die Gegenleistung für eine angebotene Leistung. Die Bitte muß aus- 
drücklich oder stillschweigend auf die eigene Bedürftigkeit oder auf die Bedürftigkeit 
eines Angehörigen gestützt werden. Wer für ihm fernstehende Personen oder für all- 
gemeine Zwecke Gaben erbittet, sammelt, aber bettelt nicht. 

Nach der Auffassung des täglichen Lebens ist die Bitte um eine milde Gabe nieht als 
Betteln anzusehen, wenn sie auf Gewohnheit, Sitte oder Ortsgebrauch beruht. 
So liegt z. B. kein Betteln vor, wenn ein reisender Handwerksbursche bei den Handwerks- 
meistern seines Faches um die übliche Unterstützung nachsucht (RGSt. 20 434) oder 
wenn jemand in einem Kloster sich einen Teller Suppe oder ein Stück Brot geben läßt 
(BayObLG JW 1985 S. 2077). Die Bitte um ein geldwertes Geschenk wird ferner dann 
nicht als Betteln anzusehen sein, wenn jemand ohne eigenes Verschulden nicht die 
Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch nehmen kann (Bruniecki aaO S. 466). 

Die Bitte um eine Gabe kann mündlich oder schriftlich, ausdrücklich oder durch 
schlüssige Handlungen erfolgen. Als schlüssige Handlung ist z. B. das Spielen auf einer 
Ziehharmonika oder auf einem ähnlichen Musikinstrument anzusehen, wenn es nur den 
Zweck hat, auf die Person des Spielenden aufmerksam zu machen (BayObLG JW 1926 
S. 2766, 1928 S. 285, OLG Düsseldorf DRZ 1933 Nr. 559, 1985 Nr. 372). 
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2. Die einzelnen Tatbestände. 

a) Bestraft wird, wer bettelt. 

b) Bestraft wird ferner, wer Kinder zum Bettein anleitet oder ausschickt. Zu denKin- 
dern sind alle noch nicht 14 Jahre alten Personen zu rechnen (Frank Anm. TV 2, Ger- 
land S. 397, Kohlrausch Anm. 5); dagegen wollen LK Anm. 12, Olshausen Anm. 3 keine 
feste Altersgrenze ziehen; es sei Tatfrage, ob eine jugendliche Person zu den Kindern 
gehöre. Unstreitig ist, daß es keinen Unterschied macht, ob die Kinder eigene oder fremde 
sind. Anleiten bezeichnet jede Unterweisung, durch welche das Kind zum Betteln ge- 
neigt oder geschickt gemacht werden soll. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz er- 
forderlich. 

c) Bestraft wird ferner, wer Personen, die seiner Gewalt und Aufsicht unter- 
worfen sind und zu seiner Hausgemeinschaft gehören, vom Betteln abzu- 
halten unterläßt. Die Unterwerfung unter die Gewalt und Aufsicht erfordert ein 
Rechtsverhältnis, kraft dessen jemand von einer anderen Person in gewissem Grade 
Gehorsam zu fordern berechtigt ist; ein rein tatsächliches Gewaltverhältnis ist nicht ge- 
nügend (KG DJZ 1980 Sp. 839). Hausgemeinschaft ist gleichbedeutend mit häus- 
licher Gemeinschaft ($ 247). Zur Hausgemeinschaft können auch Personen gehören, die 
sich freiwillig derselben angeschlossen haben. Erforderlich ist hier weiter, daß die ab- 
hängige Person tatsächlich gebettelt hat. Für den inneren Tatbestand genügt Fahr- 
lässigkeit (Frank Anm. IV und die herrschende Lehre; and. Binding Lehrbuch 2 
S. 921). 

Diese Bestimmung geht dem $ 4 VO zur Ergänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Ok- 
tober 1940 (RGBl.1 8. 1336) über die Vernachlässigung der Aufsichtspflicht vor (Graf 
Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, Teil III [1941 S. 88]). 


d) Über Notstand und übergesetzlichen Notstand vgl. v. Hippel Lehrbuch S. 397. 
8. Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $42 d Abs. 1, 3. 


4. Gesetzeskonkurrenz zwischen Landstreicheri und Betteln besteht dann, wenn 
der Landstreicher seinen Lebensunterhalt regelmäßig durch Handlungen erwirbt, die als 
Betteln strafbar sind; anderenfalls kann Realkonkurrenz vorliegen (LK Anm. IV 10; 
and. z. B. Frank Anm. III, der Gesetzeskonkurrenz annimmt). Idealkonkurrenz ist 
möglich mit Betrug oder Betrugsversuch (RGSt. 28 46). Über Bettelbetrug vgl. RG 
HRR 1986 Nr. 1469 und $ 263 Anm. V 4. 


5. Das kommende Recht will denjenigen mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Haft bestrafen, der 
aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit bettelt; die gleiche Strafdrohung ist für das Ausschicken zum Bet- 
teln und für das Unterlassen des Abhaltens vom Betteln vorgesehen. Für gewerbsmäßiges Betteln soll 
nur Gefängnis angedroht werden. 


V. Nach Nr. 5 ist strafbar, wer durch Spiel, Trunksucht oder Müßiggang in einen Zu- 
stand der Unterhaltsbedürftigkeit gerät, der tatsächlich zum Einschreiten der Behörde 
geführt hat. 


Schrifttum: Michels, Der strafrechtliche Schutz der Unterhaltspflicht, 1938 (Diss. Halle). 


1. Ein unter diese Vorschrift fallender Zustand ist auch die durch Trunksucht her- 
vorgerufene moralische Verkommenheit (RGSt. 72 79). Ernährung umschreibt hier 
nur das Wort Unterhalt, um die dreimalige Wiederholung dieses Wortes in demselben 
Satz zu vermeiden. Unterhaltspflicht bedeutet hier ebenso wie im $ 361 Nr.10 die gesetz- 
liche Unterhaltspflicht des bürgerlichen Rechts; auch der uneheliche Vater fällt bei Ver- 
letzung seiner Unterhaltspflicht unter diese Bestimmung (Michels aaO S.20 mit ein- 
gehenden Nachweisen). Fremd ist die Hilfe, die von einer Person geleistet wird, die 
nicht unterhaltspflichtig ist; vgl. hierzu noch RG DR 1940 S. 1671. Es ist nicht erforder- 
lich, daß fremde Hilfe aus öffentlichen Mitteln erfolgt. 
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2. Als Behörden im Sinne dieser Bestimmung sind in entsprechender Anwendung 
($ 2) auch die Dienststellen der NSV anzusehen (vgl. AG Wittenburg JW 1985 S. 1636). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


4. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $42d. Möglich ist auch die 
Unterbringung in einer Anstalt oder sonstigen Arbeitseinrichtung durch die Verwaltungs- 
behörde nach $ 20 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (RGBl.IS. 100). 


5. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 284a, 285. 


6. Es handelt sich bei dieser Übertretung um eine Dauerstraftat (RGSt.72 86). 
Die Verjährung beginnt erst mit dem Aufhören des unterstützungsbedürftigen Zustande. 
Vgl. zur Frage der Vollendung und des Beginns der Verjährung auch noch RG DR 19% 
S. 1671. 

7. Das kommende Recht will die Bestimmung unter Vereinfachung des Tatbestandes im Strafgesetz- 
buch belassen; als Strafe soll Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft angedroht werden. 

VI. Nr. 6 sowie Nr. 6a bis 6c enthalten gewisse Strafbestimmungen gegen die Unzueht, 
Die Ortspolizeibehörden können nicht, über diese Vorschrift hinausgehend, auf Grund 
des $ 366 Nr. 10 ein allgemeines ortspolizeiliches Gebot an eine der Gewerbsunzucht 
nachgehende Frau erlassen, bestimmte Stadtteile nicht zu betreten (OLG München HRR 
1986 Nr. 1206). 


Schrifttum: L. Schäfer, Prostitution und Rechtsprechung, 1933. 


1. Nr. 6 behandelt das in bestimmter Weise erfolgende Auffordern oder Sichanbieien 
zur Unzucht. Die Bestimmung stellt ein Gefährdungsdelikt dar (OLG Dresden JW 194 
S. 501). Die Vorschrift richtet sich nicht nur gegen Frauen, sondern auch gegen Männer 
(vgl. RGSt. 72 107). 

Vgl. auch noch 393 Richtlinien für das Strafverfahren. ‘ 

a) Unter Unzucht ist nicht nur die Vollziehung des Beischlafs zu verstehen, sondern 
alle den Anforderungen von Zucht und Sitte zuwiderlaufenden, die Erregung oder Be 
friedigung menschlicher Geschlechtslust bezweckenden Handlungen im Verkehr mehrerer 
Personen untereinander (RGSt. 87 304, 41 61). 


b) Auffordern ist eine an einen anderen sich richtende Kundgebung, durch welche der 
Auffordernde einen anderen zu einem Tun oder Lassen bestimmen will. Eine Dirne, die 
lediglich darauf wartet, aufgefordert zu werden, fordert nicht selbst auf (OLG Königs 
berg HRR 1989 Nr. 356). Ein Sichanbieten liegt vor, wenn sich jemand gegenüber einen 
anderen bereit erklärt, Unzucht zu begehen. Herumstehen und Auf- und Abgehen vor 
Dirnen an Straßenecken ist bereits ein Sichanbieten (OLG Dresden JW 1984 S. 501, 
OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLG Königsberg HRR 1989 Nr. 356). Vgl. zu den beiden 
Merkmalen noch OLG Köln HRR 1985 Nr. 1358 . 

c) Das Auffordern oder Sichanbieten muß erfolgen öffentlich in auffälliger Weise oder 
in einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Das Aul- 
fordern oder Sichanbieten und die Auffälligkeit sind gleichgeordnete Tatbestandsmerk- 
male, die jedes für sich besonders festgestellt werden müssen (OLG Königsberg HRR 
1939 Nr. 356). 

«) Öffentlich ist das Auffordern oder Sichanbieten, wenn die Möglichkeit besteht, daß 
es von einem größeren, durch persönliche Beziehungen nicht zusammenhängenden Kres 
von Personen wahrgenommen werden kann (OLG Breslau DJ 1985 S. 685, OLG 
Königsberg HRR 1939 Nr. 356). 

ß) In auffälliger Weise erfolgt das Auffordern oder Sichanbieten, wenn es ungewöhnlich 
und anstößig wirkt. Bloßes Umherstehen auf der Straße genügt als solches noch nicht 
ohne weiteres (OLG Königsberg HRR 19839 Nr. 356). Durch den sogen. Straßenstrich 
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- kann aber dieses Tatbestandsmerkmal erfüllt werden (vgl. OLG Dresden JW 1984 
S. 501, OLG Breslau DJ 1985 S. 685, LG Berlin JW 1986 S. 2488, KG DStR 1936 
S. 237). 

y) Als weitere Begehungsform nennt das Gesetz das Auffordern oder Sichanbieten in 
einer Weise, die geeignet ist, einzelne oder die Allgemeinheit zu belästigen. Es ist also 
nicht erforderlich, daß tatsächlich eine Belästigung eingetreten ist. Für eine Belästigung 
genügt nicht jede geringfügige Beeinträchtigung des inneren Wohlbefindens (OLG Kö- 
nigsberg HRR 1989 Nr. 356). 

d) Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich, Nach OLG Dresden JW 1984 
S. 501 braucht sich der Vorsatz nur auf die Handlung des Täters zu erstrecken; im übrigen 
soll Fahrlässigkeit genügen. 

e) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d Abs. 2. 

f) Idealkonkurrenz ist möglich mit $175a Nr. 4. 


g) Das kommende Recht will die Bestimmung sachlich unverändert in den Abschnitt über Angriffe 
auf die Sittlichkeit übernehmen, die Strafdrohung aber auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Haft 
erhöhen; vgl. Graf Gleispach in Gürtner II S. 205/206. 


2. Nr. 6a bis 6c behandeln den Betrieb der Unzucht an bestimmten Orten. In allen drei 
Fällen muß die Unzucht zum Erwerbe gewohnheitsmäßig betrieben werden. Über Ge- 
wohnheitsmäßigkeit vgl. Vorbem. V 1c vor $ 73. 


a) Für den Tatbestand des Unzuchtsbetriebes in der Nähe von Kirchen oderin 
einer Wohnung, in der Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren woh- 
nen (Nr. 6a), ist nicht erforderlich, daß dadurch das religiöse Empfinden verletzt oder 
Kinder oder Jugendliche nachweislich sittlich gefährdet werden. Über das Merkmal in 
der Nähe von Kirchen vgl. OLG Stuttgart HRR 19830 Nr. 1893, über Wohnung vgl. 
RG HRR 1928 Nr. 1539. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Bay- 
ObLG JW 1928 S. 3393). 

b) Der Unzuchtsbetrieb in der Nähe von Schulen oder anderen zum Besuch durch 
Kinder oder Jugendliche bestimmten Örtlichkeiten, oder in einem Hause, in dem 
Kinder oder Jugendliche von 3-18 Jahren wohnen (Nr. 6b), ist nur in den 
Fällen strafbar, in denen die Art des Unzuchtsbetriebes die Minderjährigen sittlich ge- 
fährdet. Das Verbot des Unzuchttreibens in der Nähe einer Schule ist danach auf die 
Zeit beschränkt, in der die Schule tatsächlich von Jugendlichen besucht wird (and. 
Dalcke Anm. 74e, der aber wohl die vorgenommene Gesetzesänderung nicht hinreichend 
berücksichtigt). Eine andere zum Besuch durch Kinder oder Jugendliche bestimmte 
Örtlichkeit ist nur dann anzunehmen, wenn der Besuch durch Kinder oder Jugendliche 
der Örtlichkeit ihre Eigenart verleiht (OLG Hamburg HRR 1982 Nr. 492). Für den in- 
neren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (OLG Düsseldorf DRZ 1982 Nr. 448). 

c) Nr. 6c dient dem Schutz des Landes gegen das Eindringen der Prostitution. 

d) Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $42d. 

e) Idealkonkurrenzistin allen drei Fällen mit $ 175a Nr. 4 möglich. 


f) Das kommende Recht will die Bestimmungen in den Abschnitt über Angriffe auf die Sittlichkeit 
übernehmen. Das Erfordernis der Gewohnheitsmäßigkeit soll fortfallen; zur Strafbarkeit des Täters, 
der die sonstigen Tatbestandsmerkmale erfüllt, soll es genügen, daß er gewerbsmäßig Unzucht treibt. 
Als Strafe will das kommende Recht Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Haft androhen. Vgl. Graf Gleis- 
pach in Gürtner II S. 205/206. 


VIL Nr.7 bedroht die Arbeitsscheu dann mit Strafe, wenn sich jemand, der aus Ööf- 
fentlichen Armenmitteln eine Unterstützung erhält, aus Arbeitsscheu weigert, die ihm 
von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten. 

1. Zu den öffentlichen Armenmitteln gehören in gewissem Umfange auch Mittel 
der NSV. Vgl. im übrigen $1 Abs. 2 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(RGBI.1I S. 100), Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
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Fürsorge vom 1. August 1931 (RGBl. 1 S. 441). Bei grundloser, Arbeitsverweigerung ist 
die Hilfsbedürftigkeit im Sinne der Reichsgrundsätze zu verneinen ($$ 5, 7 Reichsgrund- 
sätze). Näher zu diesen Fragen Linde-Zimmerle, Fürsorge des Staates, Fürsorge der Par- 
teil, 2. Aufl. 1939. 


2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (Binding Lehrbuch 2 S. 921, 
v. Hippel Lehrbuch S. 398, LK Anm. VII 6, Olshausen Anm.d; and. Frank Anm. VIll, 
Schwarz Anm. 7, nach denen Fahrlässigkeit genügt). 


8. Über die Unterbringung im Arbeitshaus vgl. $ 42d. Möglich ist auch 
die Unterbringung in einer Anstalt oder sonstigen Arbeitseinrichtung durch die Ver- 
waltungsbehörde nach $ 20 VO über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 192% 
(RGBI. IS. 100). 


4. Über den strafrechtlichen Schutz des nationalen Arbeitseinsatzes ygl. 
Hastler DR 1940 S. 1756, weiter Jaerisch DR 1941 S. 2590. 


5. Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; sie wird als durch 
die jetzige Regelung des Unterstützungswesens entbehrlich angesehen. 


VIII. Nr. 8 betrifft die Obdachlosigkeit. Unterkommen ist gleichbedeutend mit 
Wohnung, mit Obdach; der Begriff umfaßt nicht auch die zum Unterhalt erforderlichen 
Mittel (Frank Anm. VIII, v. Liszt-Schmidt S. 868, Olshausen Anm. b; and. OLG Ro 
stock GoltdArch. 42 S. 275). Erforderlich ist, daß von der zuständigen Behörde eine 
Frist bestimmt ist. Zuständig sind die Ortspolizeibehörden (vgl. auch $ 3 Abs. 3 Preuß. 
Polizeiverwaltungsgesetz). Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Die 
letzten Worte begründen eine Beweisvermutung, keine förmliche Beweislast des An- 
geklagten. Es muß also auch hier die Wahrheit von Amts wegen erforscht werden (v. Hip 
pel Lehrbuch $S. 398 Anm. 3, LK Anm. 6; and. wohl Olshausen Anm. c). 

Über die Unterbringungim Arbeitshaus vgl. $ 42d. 


Für das kommende Recht ist keine entsprechende Bestimmung vorgesehen; es geht davon aus, daß 
die Vorschrift schon jetzt ihre selbständige Bedeutung verloren hat. 

IX. Nr. 8 betrifft das Unterlassen des Abhaltens bestimmter Personen von der 
Begehung bestimmter strafbarer Handlungen. Die Vorschrift entspricht dem 
unter IV 2c behandelten Tatbestand. Als Kinder sind auch hier alle Personen unter 1 
Jahren anzusehen. Diebstähle im Sinne dieser Vorschrift sind nicht nur die nach $$ 2%, 
243 strafbaren Handlungen, sondern auch solche im Sinne von $$ 248a, 370 Nr. 5 und 
die Forstdiebstähle (Kohlrausch Anm. 10, Olshausen Anm.b «; and. Frank Anm. IX 
hinsichtlich $ 370 Nr. 5). 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (BayObLG JW 1935 S. 14%). 

Die Vorschrift ist nur subsidiär; sie ist nicht anzuwenden, falls der Aufsichtspflichtige 
sich z. B. in Gemeinschaft mit den Kindern eines Diebstahls schuldig gemacht oder sie 
dazu angestiftet hat. Andererseits geht die vorliegende Bestimmung dem $ 4 VO zur Er 
gänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Oktober 1940 (RGBl.I S. 1336) über die Ver 
nachlässigung der Aufsichtspflicht vor (Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil m 
[1941] S. 88). 


X. Nr. 10 betraf die Verletzung der Unterhaltspflicht. Die Bestimmung ist durch Art. I 
$4 VO vom 18. März gestrichen und durch $ 170b ersetzt worden. 


8 362 


Die nach Vorschrift des 8 861 Nr. 8 bis 8 Verurteilten können zu Arbeiten, welche Ihre 
Fähigkeiten und Verhältnissen angemessen sind, innerhalb und, sofern sie von andere 
freien Arbeitern getrennt gehalten werden, auch außerhalb der Strafanstalt angehaltes 
werden. 
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Feilhalten schon verwendeter Wertzeichen &8 364, 366 


I. Die geschärfte Haft, die Abs. 1 für die nach der Vorschrift des $ 361 Nr. 3-8 Ver- 
urteilten vorsieht, unterscheidet sich von der einfachen Haft ($ 18) nur noch dadurch, 
daß die Haftgefangenen bei der verschärften Haft auch ohne ihre Zustimmung zu Ar- 
beiten außerhalb der Anstalt verwendet werden können (vgl. demgegenüber Nr. 161 
Abs. 1 Strafvollzugsordnung). Hinsichtlich des Arbeitszwanges besteht dagegen kein 
Unterschied mehr, nachdem Nr. 67 Abs. 2 in Verbindung mit Nr. 162 Abs. 1 Strafvoll- 
zugsordnung allgemein die Arbeitspflicht auch bei der Haft eingeführt hat. 


H. Abs. 2-4, welche die Zulässigkeit der Überweisung an die Landespolizeibehörde 
und die Ausweisung aus dem Reichsgebiet behandelten, sind durch das Gewohnheits- 
verbrecherges. gestrichen und durch $42d sowie durch die AusländerpolizeiVO vom 
22. August 1938 (RGBl. I S. 1053, 1067) ersetzt worden. 


$& 868 ist durch $4 Ges. vom 4. September 1941 (RGBl. I S. 549) gestrichen worden; 
vgl. jetzt $ 281. 


8 364 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark wird bestraft, wer wissentlich schon 
einmal verwendetes Stempelpapier nach gänziicher oder teilweiser Entfernung der darauf 
gesetzten Schriftzeichen, oder schon einmal verwendete Stempelmarken, Stempelblankette 


oder ausgeschnittene oder sonst abgetrennte Stempelabdrücke der im $& 276 bezeichneten 
Art veräußert oder fellhält. 


Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wissentlich schon einmal verwendete Post- 


oder Telegraphenwertzeichen nach gänzlicher oder teilweiser Entfernung des Entwertungs- 
zeichens veräußert oder feilhält. 


-L Die Bestimmung behandelt die Veräußerung oder das Feilhalten schon verwendeter 
Wertzeichen. Die Vorschrift ergänzt den $ 276, der nur die Verwendung oder Benutzung 
mit Strafe bedroht. 

II. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


IM. Als Sondervorschrift geht für Steuerzeichen $405 Abs. 2 Reichsabgaben- 
ordnung vor. Für Versicherungsmarken vgl. $1497 Reichsversicherungsordnung und 
$ 205 Angestelltenversicherungsgesetz. 


IV. Das kommende Recht will die Vorschrift mit 8 276 vereinigen und in den Abschnitt über Geld- 
älschung einstellen. Der Tatbestand soll nach einigen Richtungen geändert werden. 


8365 » 
ist durch $ 29 Nr. 6 und 7 Gaststättengesetz ersetzt worden, die folgendermaßen lauten: 


Mu: Haft und mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, wer 

6. als Gast in einer Schankwirtschaft, den Schankräumen einer Gastwirtschaft, in einer 
Speisewirtschaft oder an einem öffentlichen Vergnügungsort über die Polizeistunde hinaus 
verweilt, obwohl der Inhaber oder dessen Vertreter oder ein Polizeibeamter ıhn auf- 
gefordert hat, wegzugehen, 

7. als Inhaber einer Gast- oder Schank- oder Speisewirtschaft oder eines öffentlichen 
Vergnügungsorts oder als Vertreier des Inhabers duldet, daß ein Gast über die Polizei- 
stunde hinaus in den Schankräumen oder an dem Vergnügungsorte verweilt. 


8 366 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird bestraft: 


1. wer den gegen die Störung der Feier der Sonn- und Festtage erlassenen Anordnungen 
zuwiderhandelt; 
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2. wer in Städten oder Dörfern übermäßig schnell fährt oder reitet, oder auf Öffentliche 
Straßen oder Plätzen der Städte oder Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einfährt oder 


zureitet; 
8. wer auf ölfentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen das Vorbeilahren 


anderer mutwillig verhindert; | 

4. wer in Städten mit Schlitten ohne feste Deichsel oder ohne Geläute oder Schelle fährt; 

5. wer Tiere in Städten oder Dörfern, auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen, oder 
an anderen Orten, wo sie durch Ausreißen, Schlagen oder auf andere Weise Schaden 
anrichten können, mit Vernachlässigung der erforderlichen Sicherheitsmaßregea 
stehen läßt oder führt; 

6. wer Hunde auf Menschen hetzt; 

7. wer Steine oder andere harte Körper oder Unrat auf Menschen, auf Pferde oder ander 
Zug- oder Lasttiere, gegen fremde Häuser, Gebäude oder Einschließungen oder In 6är- 
ten oder eingeschlossene Räume wirft; 

8. wer nach einer öffentlichen Straße oder Wasserstraße oder nach Orten hinaus, we 
Menschen zu verkehren pflegen, Sachen, durch deren Umstürzen oder Herabflalla 
jemand beschädigt werden kann, ohne gehörige Befestigung aufstellt oder aufhängt, oder 
Sachen auf eine Weise ausgießt oder auswirft, daß dadurch jemand beschädigt oder ver- 


unreinigt werden kann; 
9. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen Gegenstände, darch 
welche der freie Verkehr gehindert wird, aufstellt, hinlegt oder liegen läßt; 

10. wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinliehkeit und Ruhe auf deu 
öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen erlassenen Polizeivererd- 
nungen übertritt. 

L Durch Nr. 1 soll die Störung der allgemeinen Sonntags- und Feiertagsheiligung nach 
außen verhütet werden. Die Einhaltung der Sonntagsruhe aus sozialpolitischen Gründen 
ist nicht Aufgabe dieser Vorschrift (RGSt. 20 89); vgl. hierüber $ 146a Gewerbe 
ordnung. Die in Betracht kommenden Feiertage sind einmal durch das Ges. über de 
Feiertage vom 27. Februar 1934 (RGBi.1I S. 129) festgelegt; daneben ist der Reich- 
minister des Innern ermächtigt, aus besonderen Anlässen für das Reichsgebiet oder für 
Teile des Reiches Werktage zu staatlichen Feiertagen im Sinne des Feiertagsgesetzes zu 
erklären (Ges. über einmalige Sonderfeiertage vom 17. April 1939, RGBl. I S. 763); vgl. 
weiter Erlaß über den Heldengedenktag und den Gedenktag für die Gefallenen der Be 
wegung vom 25. Februar 1939 (RGBl.1 S. 322) und hierzu VO über den Schutz de 
Heldengedenktages vom 8. März 1939 (RGBl. I S. 427). Im übrigen vgl. VO über dea 
Schutz der Sonn- und Feiertage vom 16. März 1934 (RGBl. I S. 199) mit Änderung durch 
VO vom 1. April 1935 (RGBil.I S. 510), VO zur Durchführung des Feiertagsges. vom 
48. Mai 1934 (RGBl. I S. 394). Für Preußen vgl. PolizeiVO über den Schutz der kirch- 
lichen Feiertage vom 19. Mai 1934 (GS S. 301) mit Änderung durch PolizeiVO vom 2. 
Juli 1935 (GS S. 108). Für die Reichsgaue der Ostmark vgl. VO vom 29. September 
1938 (RGBI. IS. 1395), VO vom 23. April 1940 (RGBl. IS. 674). Für das Protektorat 
Böhmen und Mähren vgl. VO vom 23. April 1940 (RGBIl.T S. 675). 

Über die Jagdausübung an Sonn- und Feiertagen vgl. $ 35 Nr. 15, $ 60 Abs.2\Nr . 
Reichsjagdgesetz, $ 35 Abs. 3 VO zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes. 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


II. Nr.2 hat kaum noch praktische Bedeutung, denn die Vorschrift tritt zurück, 
weit $$ 1, 49 Straßenverkehrsordnung vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1179) ein 
greifen, was in der Regel der Fall ist. 


ID. Für Nr. 8 gilt Anm. II entsprechend. 
IV. Für Nr. 4 gilt Anm. II entsprechend. 
V. Für Nr.5 gilt Anm. II entsprechend. 
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VI. Beim Hetzen von Hunden (Nr. 6) braucht eine Verletzung oder auch nur eine Ge- 
fährdung nicht einzutreten. Der innere Tatbestand erfordert Vorsatz. 

Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung (RGSt. 8 315 und die herr- 
schende Meinung im Schrifttum; and. Binding Lehrbuch 1 S. 79, nach dem die Bestim- 
mung subsidiär ist). 

VIL. Das Werfen mit Steinen, anderen harten Körpern oder Unrat (Nr. 7) setzt nicht 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit voraus. Unter Unrat sind nicht nur Gegen- 
stände zu verstehen, die Ekel erregen, sondern alle Gegenstände, die geeignet sind, eine 
Verunreinigung von Menschen oder Räumen herbeizuführen (RGSt.21318; vgl.auch noch 
OLG Jena HRR 1981 Nr. 1821, OLG Naumburg JW 1985 S. 3406). Beim Werfen auf 
Menschen, Pferde oder andere Zug- oder Lasttiere ist nicht erforderlich, daß jemand ge- 
troffen wird (RGSt. 8 306) ; beim Werfen gegen Häuser usw. ist dagegen ein Treffen not- 
wendig (Frank Anm. VII; and. Schwarz Anm. 7). 

Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 

Mit Körperverletzung ist Idealkonkurrenz möglich (RGSt. 21 314). 


VIH. Die Vorschrift der Nr. 8 bezweckt den Schutz des auf der öffentlichen Straße 
usw. verkehrenden Publikums vor jeder Beschädigung und Verunreinigung. Eine kon- 
krete Gefahr braucht nicht vorzuliegen; es genügt die Möglichkeit einer Gefährdung 
oder Verletzung (KG JW 1988 S. 170). 

1. Zu den Orten, wo Menschen zu verkehren pflegen, gehören auch Balkons 
(KG JW 1938 S. 170). Das Ausgießen umfaßt auch das Begießen von Blumen, bei 
denen das Wasser durch die Töpfe oder über dieselben auf die Straße und auf die darunter 
liegenden Balkons läuft (KG JW 1988 S. 170). Als Auswerfen sieht KG DStR 1988 
S.429 auch das Ausschütteln eines Teppichs an. 

2. Hinsichtlich des Aufstellens, Aufhängens als äußerer Tätigkeit ist Vorsatz er- 
forderlich; hinsichtlich des Ortes und der möglichen Verletzung genügt Fahrlässigkeit 
(Frank Anm. VIII, wohl auch KG JW 1988 S. 170; and. RGSt. 17 303, nach dem ein 
Verschulden überhaupt nicht erforderlich ist). 

8. Mit Körperverletzung ist Idealkonkurrenz möglich. 


IX. Die Bestimmung der Nr. 9 über die Hinderung des Verkehrs hat nur noch für 
Wasserstraßen Bedeutung; im übrigen ist die Vorschrift durch die weitergehenden Spe- 
zialbestimmungen der $$ 41 Abs. 1, 49 Straßenverkehrsordnung vom 13. November 1937 
(RGBI. 1 S. 1179) gegenstandslos geworden (KG DStR 1989 S. 180). 


X. Nr. 10 betrifft Verstöße gegen die Wegepolizei. Jetzt enthalten die Straßenverkehrs- 
ordnung vom 13. November 1937 (RGB]. 1 S. 1179) und die Straßenverkehrszulassungs- 
ordnung vom 13. November 1937 (RGBI. I S. 1215) die zur Erhaltung der Ordnung und 
Sicherheit auf öffentlichen Wegen und Plätzen erforderlichen Vorschriften über den all- 
gemeinen Straßenverkehr; sie regeln den Straßenverkehr ausschließlich und setzen in- 
soweit die vorliegende Bestimmung und in gleichem Umfang die auf ihrer Grundlage er- 
lassenen landesrechtlichen Vorschriften außer Kraft (Floegel, Straßenverkehrsrecht 
[7. Aufl. 1940] S. 228/229, Müller, Straßenverkehrsrecht [13. Aufl. 1940] S. 821). Soweit 
diese Ordnungen nicht eingreifen, sind sowohl die vorliegende Bestimmung wie die auf 
ihrer Grundlage ergangenen landesrechtlichen Vorschriften durch das neue Straßen- 
verkehrsrecht nicht berührt worden; dies gilt z. B. für das Gebiet der Reinlichkeit auf 
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (OLG München HRR 1940 Nr. 49). Vgl. auch 
noch $ 361 Anm. VI. 


1. Als Wege und Straßen im Sinne dieser Vorschrift sind nur Bodenflächen anzu- 
sehen, die tatsächlich für den Verkehr benutzbar sind (BayObLG HRR 1927 Nr. 766). 
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Öffentlich sind nicht nur die Wege, die vom Staat oder von einer Gemeinde dem öffent- 
lichen Verkehr dargeboten werden, sondern auch diejenigen, die, ohne öffentlich-recht- 
liche Wege zu sein, tatsächlich dem öffentlichen Verkehr dienen (OLG München HRR 
1940 Nr. 49). 


2. Unter Polizeiverordnungen sind nur allgemeinverbindliche Bestimmungen zu 
verstehen; die polizeiliche Verfügung für den Einzelfall ist hier nicht mit gemeint (KG 
GoltdArch. 44 S. 59). Beispielsweise seien von den auf Grund dieser Bestimmung erlas- 
senen Polizeiverordnungen genannt die Seewasserstraßenordnung vom 31. Oktober 193 
(RGBl. II S. 833) und die deutsche BinnenschiffahrtspolizeiVO vom 12. April 1939 
(RGBI. II S. 655). Die Übertretung einer polizeilichen Verfügung, die nur der Erleichte 
rung der Unterhaltung eines Wasserlaufs dient, ist nicht nach dieser Bestimmung straf- 
bar (KG JFGETrg. 10 S. 339). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, falls nicht die PolizeiVO 
etwas anderes bestimmt. Ein Irrtum über den Begriff der öffentlichen Straße wird von 
der Rechtsprechung als unbeachtlicher Strafrechtsirrtum angesehen (BayObLG HRR 
1927 Nr. 766). 


S 366a 


Wer die zum Schutze der Dünen und der Fluß- und Meeresufer, sowie der auf denselben 
vorhandenen Anpflanzungen und Anlagen erlassenen Polizeivrerordnungen übertritt, wird 
mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bestraft. 


I. Nach KG JFGEIrg. 12 S. 290 gilt die Bestimmung nicht für Deiche; sie dürft: 
hierfür aber entsprechend ($ 2) anwendbar sein. 


oO. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, sofern nicht die in Frag 
kommende PolizeiVO ausdrücklich Vorsatz verlangt. 


III. Ergänzend vgl. $$ 21, 22 Reichsnaturschutzges. vom 26. Juni 1935 (RGBl.| 
S. 821) in der Fassung der Ges. vom 1. Dezember 1936 (RGBIl. TS. 1001) und 20. Januar 
1938 (RGBI.TS. 36). 


8 367 


Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird bestraft: 

1. wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder beiseiteschafft, oder 
wer unbefugt einen Teil einer Leiche aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Per- 
sonen wegnimmt; 

2. wer den polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigungen entgegenhandelt; 
8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit denselben 
nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, verkauft oder sonst an andere überläßt; 

4. wer ohne die vorgeschriebene Erlaubnis Schießpulver oder andere explodierende Stofle 
oder Feuerwerke zubereitet; 

5. wer bel der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaren, Schießpulver oder 
Feuerwerken, oder bei der Aufbewahrung, Beförderung, Verausgabung oder Verwen- 
dung von Sprengstoffen oder anderen explodierenden Stoffen oder bei Ausübung der 
Befugnis zur Zubereitung oder Feilhaltung dieser Gegenstände, sowie der Arzuelee 
die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 

ba. wer bei Versendung oder Beförderung von leicht entzündlichen oder ätzenden Geges- 
ständen durch die Post die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt: 

6. wer Waren, Materialien oder andere Vorräte, welche sich leicht von selbst entzünder 
oder leicht Feuer fangen, an Orten oder In Behältnissen aufbewahrt, wo ihre Enträs- 
dung gefährlich werden kann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entzör 
dung beieinanderliegen können, ohne Absonderung aufbewahrt; 

7. aufgehoben; 
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Übertretungen in bezug auf eine Leiche ı 8 367 


: 8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis an bewohnten oder von Menschen besuchten Orten 
Selbstgeschosse, Schlageisen oder Fußangeln legt, oder an solchen Orten mit Feuer- 
gewehr oder anderem Schießwerkzeuge schießt oder Feuerwerkskörper abbrennt; 

9. wer einem gesetzlichen Verbot zuwider Stoß-, Hieb- oder Schußwaffen, welche in 
Stöcken oder Röhren oder in ähnlicher Weise sind, feilhält oder mit sich 
führt; 

10. wer bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne sein Verschulden hineingezogen wor- 
den ist, oder bei einem Angriff sich einer Waffe, insbesondere eines Messers oder eines 
anderen gefährlichen Werkzeuges bedient; 

11. wer ohne polizeiliche Erlaubnis gefährliche wilde Tiere hält, oder wilde oder bösartige 
Tiere frei umherlaufen läßt, oder in Ansehung ihrer die erforderlichen Vorsichtsmaß- 
regeln zur Verhütung von Beschädigungen unterläßt; 

12. wer auf Öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in Häusern und über- 
haupt an Orten, an welchen Menschen verkehren, Brunnen, Keller, Gruben, Öffnun- 
gen oder Abhänge dergestalt unverdeckt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für 
andere entstehen kann; 

13. wer trotz der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welche dem Einsturz 
drohen, auszubessern oder niederzureißen; 

14. wer Bauten oder Ausbesserungen von Gebäuden, Brunnen, Brücken, Schleusen oder 
anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder sonst er- 
torderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen; 

15. wer als Bauherr, Baumeister oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Ausbesserung, 
wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich Ist, ohne diese Genehmigung oder mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde genehmigten Bauplane aus- 
führt oder ausführen läßt; 

16. fortgefallen. 

In den Fällen der Nr. 7 bis 9 kann neben der Geldstrafe oder der Haft auf die Einziehung 

der Selbstgeschosse, Schlageisen oder Fußangeln sowie der verbotenen Waffen erkannt 

werden, ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehören oder’ nicht. 


L Nr. 1enthält drei verschiedene Tatbestände: die heimliche Beerdigung einer Leiche, 
die heimliche Entfernung einer Leiche sowie die unbefugte Wegnahme von Leichen- 
teilen. Der letzte Tatbestand ergänzt den $ 168; die Wegnahme der ganzen Leiche fällt 
unter $ 168. 


1. Unter Leiche ist der menschliche Körper eines Verstorbenen zu verstehen, solange 
sein Zusammenhang noch nicht durch den Verwesungsprozeß oder auf andere Weise 
völlig aufgehoben ist. Auch der Körper eines totgeborenen ausgewachsenen Kindes ist 
eine Leiche (RGSt. 69 288 mit Anm. Adami JW 1935 S. 3109); vgl. oben $ 168 Anm. Il1. 


2. Behörde im Sinne der Vorschrift ist die zuständige Behörde. Regelmäßig ist dies die 
Ortspolizeibehörde ($ 39 Personenstandsges. vom 3. November 1937, RGBI. I S. 1146), 
in den Fällen des $159 StPO auch die Staatsanwaltschaft und das Amtsgericht (RG- 
St.28 121). 


8. Beerdigung bedeutet jede Art der Leichenbestattung, also auch die Verbrennung. 
Als Beiseiteschaffen ist jede Handlung anzusehen, durch welche die Leiche örtlich aus der 
Lage, in der sie sich befindet, entfernt und die Besichtigung durch die zuständige Be- 
hörde mindestens erschwert wird (RGSt. 28 120). Vgl. über Beiseiteschaffen auch noch 
$133 Anm. Ill. 

4. Beim dritten Tatbestand (Wegnahme von Leichenteilen) ist ebenso wie im $ 168 
erforderlich, daß die Wegnahme aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Person er- 
folgt; vgl. hierüber zunächst $ 168 Anm. II 2. Der Leiter eines pathologischen Instituts 
hat an aufbewahrten Leichen den Gewahrsam (OLG Hamburg JW 1928 S. 2285 mit 
Anm. Ebermayer). 
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5. Für den Inneren Tatbestand ist in den ersten beiden Fällen bezüglich der Be 
erdigung und des Beiseiteschaffens Vorsatz erforderlich; hinsichtlich des Vorwissens der 
Behörde genügt Fahrlässigkeit (Frank Anm. I 1, Olshausen Anm. by; and. OLG Dr«- 
den DRZ 1929 Nr. 91, nach dem auch in letzterer Hinsicht Fahrlässigkeit nicht genügt). 
Für den dritten Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 


6. Idealkonkurrenz ist möglich mit Begünstigung ($ 257), Realkonkurrenz 
kommt mit $$ 211 ff., vor allem mit $ 217 in Betracht (RGSt 15 107). Gesetzeskonkur- 
renz besteht mit $ 30 Abs. 2 Jugendwohlfahrtsges.; letztere Bestimmung geht vor. 

II. Unter polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigung im Sinne der Nr. 
sind Anordnungen zu verstehen, die im polizeilichen Interesse erlassen wurden. Es macht 
keinen Unterschied, ob sie in einem Reichsgesetz oder in einem Landesgesetz, in der 
Verordnung einer Polizeibehörde oder eines anderen Staatsorgans enthalten sind. Als 
polizeiliche Anordnung ist z. B. auch $ 39 Personenstandsges. anzusehen. Vgl. weiter 
etwa die preuß. PolizeiVO über das Leichenwesen vom 18. April 1933 (GS S. 149) mit 
Änderungen durch VO vom 28. Juni 1933 (GS S. 238) und VO vom 6. Februar 19% 
(GS S. 60). 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, soweit sich nicht aus der poli- 
zeilichen Anordnung etwas anderes ergibt. 

Als Spezialbestimmung geht $ 30 Abs. 2 Jugendwohlfahrtsges. vor. 


III. Nr. 8 betrifft das ungenehmigte Herstellen, Feilhalten oder Abgeben von Gift und 
Arzneien. Vgl. hierzu noch Nr. 425-428 Richtlinien für das Strafverfahren, ferner die 
Polizei-VO über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens vom 29. September 191 
(RGBI. 18. 587) sowie die VO über die Herstellung von Arzneifertigwaren vom 11. Fe- 
bruar 1943 (RGBl. I S. 99). 

Die Abgabe von Kokain und Morphium ist strafbar nach dem Opiumges. vom 10. De- 
zember 1929 (RGBl.I $. 215) mit verschiedenen Änderungen, zuletzt durch VO vom 
12. Juni 1941 (RGBI.I S. 328); vgl. auch noch die VO vom 31. Juli 1943 (RGBi. I 
S. 453, 454). 

Schrifttum: Belz-Bachmann-Rößler, Die reichsrechtlichen Bestimmungen über Herstellung 
und Vertrieb von Arzneimitteln, 1938.-Urban, Freigegebene und nicht freigegebene Arzneimittel, 1931. 

1. Über den Begriff des Giftes vgl. $ 229 Anm. Il 1. 


2. Arzneien im Sinne dieser Bestimmung sind Zubereitungen, die als Mittel zur Besei- 
tigung oder Linderung von Krankheiten bei Menschen oder Tieren äußerlich oder inner- 
lich angewendet werden. Zu den Arzneien rechnen auch die sogen. Geheimmittel, d.h. 
solche Zubereitungen, die weder rechtlich als Apothekerwaren anerkannt sind, noch ihre 
Bestandteile und Zusammensetzung erkennen lassen (RGSt. 16 362). 

8. Strafbar ist das Feilhalten oder Verkaufen nur, soweit der Handel mit Gift oder 
Arzneien nicht freigegeben ist. 

a) Der Handel mit Giften ist durch $1 Gewerbeordnung grundsätzlich freigegebes; 
$ 34 Abs. 3 Gewerbeordnung hat es aber der Landesgesetzgebung überlassen, zum Handel 
mit Giften eine besondere Genehmigung zu erfordern. In Preußen ist für die Frage, 
welche Stoffe und Zubereitungen nur von konzessionierten Gifthändlern feilgehalten 
und verkauft werden dürfen, maßgebend die MinPolVO vom 22. Februar 1906 in der 
Fassung vom 29. Januar 1935 (MinBl. für die innere Verwaltung S. 175). Der Handel 
mit Gift im Umherziehen ist ganz verboten ($ 56 Abs. 2 Nr. 9 Gewerbeordnung). 

b) Der Handel mit Arzneien ist freigegeben, soweit er nicht nach $ 1 Abs. 1 VO vem 
13. März 1941 (RGBl.I S.136) den Apotheken vorbehalten ist. Den Apotheken ver- 
behalten ist insbesondere der Handel mit den in dem Verzeichnis B der VO vom 22. Ok- 
tober 1901 (RGBl. S. 380) aufgeführten Stoffen. Auch Tabletten, die solche Stoffe ent- 
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halten, wie z. B. Aspirin und Pyramidon, dürfen nicht außerhalb der Apotheken feil- 
gehalten werden (OLG Kiel JW 1929 S. 283). Darüber, wann Pastillen und Tabletten 
aus natürlichen Mineralwässern oder künstlichen Mineralsalzquellen frei verkäuflich sind, 
vgl. OLG Dresden HRR 1986 Nr. 581, 1027. 

Der Handel mit Arzneien im Unherziehen ist ganz verboten ($ 56 Abs. 2 Nr. 9 Ge- 
werbeordnung). Auf Jahrmärkten dürfen aber Arzneien und Heilmittel, mit denen der 
Handel freigegeben ist, ohne besondere Genehmigung verkauft werden (OLG Königs- 
berg HRR 1988 Nr. 999). 

c) Ob und in welchem Umfange das Zubereiten frei geblieben ist, bestimmt sich 
nach Landesrecht; die unter a und b genannten Vorschriften beziehen sich nur auf das 
Feilhalten und Verkaufen. 


4. Zu den einzelnen Handlungen sei folgendes bemerkt: 

a) Zubereiten bedeutet das Herstellen durch menschliche Tätigkeit (OLG Düsseldorf 
GoltdArch. 71 S. 235). 

b) Unter Feilhalten ist das Bereithalten zum Zwecke des Verkaufs an das Publikum 
zu verstehen (RGSt. 68 420, BayObLG HRR 1926 Nr. 1449). Ein bloßes Ankündigen 
oder Anpreisen von Arzneien stellt noch kein Feilhalten dar (KGJ 42 C S. 426). 

c) Verkaufen erfordert eine Übertragung der tatsächlichen Verfügungsgewalt; der 
Abschluß eines Vertrages ist weder erforderlich noch allein ausreichend (BayObLG JW 
1980 S. 1603). 

d) An andere überläßt, wer die tatsächliche Verfügungsgewalt überträgt. Ein Über- 
lassen liegt auch dann vor, wenn jemand das Mittel seinem Patienten in einem Getränk 
zum Einnehmen gibt (OLG Dresden GoltdArch. 78 S. 221). Eine Arznei wird nicht an 
andere überlassen, wenn sie bei Behandlung eines Kranken, z. B. durch Einreiben, ver- 
braucht wird (RGSt. 88 306). 

e) Nicht strafbar ist der Selbstverbrauch, auch wenn ihm keine ärztliche Ver- 
schreibung zugrunde liegt (vgl. RGSt. 67 194). 


5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (RGSt. 68 420). Zum Irrtum 
vgl. RGSt. 66 251, OLG Celle GoltdArch. 58 S. 301, KG GoltdArch. 70 S. 338. 

6. Täter kann nicht nur der Geschäftsinhaber, sondern auch ein Angestellter (Hand- 
lungsgehilfe, Gewerbegehilfe) sein (RGSt. 27 168). 

7. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 147 Abs. 1 Nr.1, 148 Nr. 7a Gewerbeordnung 
(RGSt. 47 21), ferner mit $$ 3, 11 Lebensmittelges. Gesetzeskonkurrenz besteht 
mit $ 10 Nr. 1 Opiumgesetz (RGSt. 66 251). 


IV. Nr. 4 betrifft das unbefugte Zubereiten von Expiosivstoffen. Es handelt sich um ein 
Blankettgesetz, das durch landesrechtlithe Bestimmungen auszufüllen ist. 

Die Bestimmungen des Sprengstoffgesetzes ($ 1, 9) vom 9. Juni 1884 gehen der Nr. 4 
vor, ebenso $$ 16, 147 Nr. 2 Gewerbeordnung. Vgl. weiter noch $ 26 Waffenges., ferner 
PolizeiVO über die Herstellung, den Vertrieb und das Abbrennen von Brandsätzen vom 
14. März 1939 (RGBl. TI S. 497). 


V. Auch Nr. 5 über das unvorsichtige Umgehen mit Gift, Explosivstoffen und Arzneien 
ist ein Blankettstrafgesetz. Ausfüllende Bestimmungen enthalten $$ 21, 54 Eisenbahn- 
verkehrsordnung vom 8. September 1938 (RGBl. II S. 663) und $4 Postordnung vom 
30. Januar 1929 (RGBI. IS. 33). Vgl. weiter $ 14 Abs. 1, aber auch $ 31 Luftverkehrsges. 
vom 21. August 1936 (RGBI.I S. 653). 


1. Soweit die Bestimmung sich auf den Verkehr mit Giftwaren oder Arzneien bezieht, 
ist sie nur auf Personen anwendbar, die befugt sind, Gift oder Arzneien zuzubereiten, 
feilzuhalten oder zu verkaufen; Personen, welche eine der genannten Handlungen un- 
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befugt vornehmen, fallen unter Nr. 3. Hierher gehören z. B. Vorschriften über die Ab- 
gabe von Arzneimitteln nur gegen Rezept, über das Führen eines Giftbuches usw.; vgl. 
beispielsweise die PolizeiVO vom 13. März 19414 (RGBl.I S. 136); über vorschritts- 
widriges Gebaren beim Handel mit Gift vgl. die Preuß. PolizeiVO vom 11. Januar 1938 
(GS S.1). 

2. Hinsichtlich des Verkehrs mit Sprengstoffen gehen der vorliegenden Bestimmung 
die $$ 1, 8, 9 Sprengstoffgesetz vor (RGSt. 41 158). An ausfüllenden Vorschriften kom- 
men z. B. in Betracht PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähn- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl.1I S. 2345) in der Fassung der VO 
vom 10. Mai 1940 (RGBI.1 8. 784), Preuß. PolizeiVO über die Einrichtung und den Be 
trieb von Sprengstofflagern vom 17. November 1932 (GS S. 362), Preuß. PolizeiV’O über 
den Verkehr mit Sprengstoffen vom 4. September 1935 (GS S. 119). 


Va. In Nr. 5a kommen als ergangene Verordnungen die $$4, 5 Postordnung vom 
30. Januar 1929 (RGBl.1S. 33) in Betracht. Für den inneren Tatbestand genügt Fahr- 
lässigkeit. 


VI. Nr. 6 betrifft das unvorsichtige Aufbewahren leicht entzündbarer Stoffe. 

1. Leicht feuerfangende Gegenstände sind solche, zu deren Inbrandsetzung infolge der 
ihnen selbst anhaftenden Eigenschaften schon ein geringfügiger äußerer Anlaß genügt 
(KG DJZ 1928 Sp. 1091). Beim Aufbewahren von Vorräten kommt es auch auf die Menge 
der Gegenstände an; bei Aufbewahren von Stoffen ist allein die Beschaffenheit der Ge 
genstände wesentlich. Im ersten Fall genügt eine abstrakte Gefahr; im zweiten Fall ist 
eine konkrete Gefahr notwendig (RGSt. 80 111). Über Vorräte vgl. $308 Anm. 113. 


2. Aufbewahren bedeutet, die betreffenden Gegenstände an einem Orte lagern lassen, 
bis sie ihre bestimmungsmäßige Verwendung finden. Dies ist nicht der Fall, wenn Gegen- 
stände z. B. zu dem Zwecke auf einen Ofen gelegt werden, damit sie dort schnellertrocknea 
(RGSt. 22 435). 

8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (RG GoltdArch. 47 S. 445). 

4. Ergänzend vgl.$$1, 6 Abs. 2 Ges. über gesundheitsschädliche oder feuergefähr- 
liche Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (RGBl. IS. 581), PolizeiVO über das offene Lagern 
von Getreide und anderen Ernteerzeugnissen vom 18. Mai 1940 (RGBl.1I S. 792) in der 
Fassung der VO vom 10. Juli 1930 (RGBl. 18. 978), PolizeiVO über das Rauchverbot in 
feuergefährdeten gewerblichen Betrieben vom 23. Mai 1940 (RGBl.1 S. 814). 


VIL Nr.?7 ist durch $ 24 Lebensmittelges. vom 5. Juli 1927 (RGB]. I S. 13%) aufgeho- 
ben worden. 


VII. Durch Nr. 8 soll nicht nur eine Gefährdung, sondern auch eine Belästigung des 
Publikums verhütet werden (RGSt. 48 323, 55 253). Daher kann z. B. auch das Abgeben 
eines blinden Schusses aus einer Scheintotpistole unter diese Bestimmung fallen (Bay- 
ObLG HRR 1988 Nr. 1982). 


1. Ort ist hier nicht gleichbedeutend mit Ortschaft; auch ein einzelnes Gehöft ist ein 
Ort (RGSt. 55 253). Bewohnt ist ein Ort, wenn tatsächlich Menschen an ihm wohnen. 
Von Menschen besucht werden Orte, wenn Menschen an ihnen zu verkehren pflegen. Es 
ist unerheblich, ob der Ort ein dem Publikum offenstehender oder ein privater Raum ist, 
der von Menschen besucht zu werden pflegt. Es ist nicht erforderlich, daß sich gerade 
zur Tatzeit Menschen an dem Orte aufgehalten haben (RGSt.55 253, KG DJ 19% 
- 8.292). Nicht in Betracht kommen Orte, zu denen nur gelegentlich einmal ein Mensch 
kommt. Vgl. zu beiden Merkmalen noch OLG Stettin JW 1981 8. 1631 mit Anm. Köhler. 

2. An der Rechtswidrigkeit fehlt es, wenn eine polizeiliche Erlaubnis erteilt ist. Dre 
polizeiliche Erlaubnis muß nicht nur von der zuständigen Behörde, sondern auch in der 
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erforderlichen Form erteilt sein. An der Rechtswidrigkeit fehlt es auch, wenn jemand in 
Ausübung einer öffentlich-rechtlichen Befugnis von der Schußwaffe Gebrauch macht 
(RGSt. 44 353). Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen des $ 228 BGB vgl. KG DStR 1988 S. 247. 

Bei rechtmäßiger Jagdausübung in Jagdbezirken findet die Vorschrift keine An- 
wendung ($ 36 Abs. 1 VO zur Ausführung des Reichsjagdges. vom 27. März 1935 in der 
Fassung der VO vom 5. Februar 1937, RGBl. IS. 179); vgl. aber $$ 36 Abs. 1, 60 Abs. 2 
Nr. 9 Reichsjagdges. | 

8. Die Handlung (das Schießen) muß vorsätzlich erfolgen (RGSt. 48 323; and. wohl 
OLG Königsberg GoltdArch. 71 S. 270); im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Über Einziehung vgl. Abs. 2. 

5. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung, Tötung oder Sachbeschädi- 
gung; über einen Fall von Realkonkurrenz mit fahrlässiger Tötung vgl. RG ZAkDR 
1941 S. 279 mit Anm. Lange ZAkDR 1941 S. 267. 

6. Ergänzend vgl. PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und Ähn- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl.]I S. 2345) in der Fassung der VO 
vom 10. Mai 1940 (RGBI. IS. 784), PolizeiVO über die Herstellung, den Vertrieb und das 
Abbrennen von Brandsätzen vom 14. März 1939 (RGBl. 1 S. 497). 


IX. Die Rahmenvorschrift der Nr.9 und die hierauf gestützten landesrechtlichen 
Vorschriften sind durch $$ 25, 26 Waffenges. insoweit aufgehoben worden, als sie sich 
auf Schußwaffen beziehen; hinsichtlich der Hieb- und Stoßwaffen sind sie dagegen in 
Kraft geblieben (Hoche, Waffengesetz [1938] S. 178); eine vollständige sachliche Er- 
setzung durch die Bestimmungen des Waffengesetzes nimmt L. Schäfer, Deutsche Straf- 
gesetze (8. Aufl. 1941) S. 181 an. 


X. Nr. 10 über den Gebrauch gefährlicher Werkzeuge bei einer Schlägerei enthält eine 
Erweiterung des $ 227, indem die dort bezeichneten schweren Folgen hier entfallen. 

1. Eine Schlägerei setzt auch hier die Beteiligung von mehr als 2 Personen voraus 
(OLG Düsseldorf JW 1982 S. 66, Frank Anm. X, LK Anm. X 2, Olshausen Anm.bo; 
and. RG DRZ 1982 Nr. 532, Schwarz Anm. 10, nach denen die Beteiligung von zwei 
Personen genügt). Über das Merkmal „nicht ohne sein Verschulden hinein- 
gezogen‘ vgl. $227 Anm. 1112. 

Ein Angriff im Sinne dieser Vorschrift liegt auch dann vor, wenn er nur von einer ein- 
zigen Person ausgeführt ist (RGSt. 18 3). Die Abgabe von Schreckschüssen ist noch kein 
Angriff (RG HRR 1925 Nr. 443). 

2. Über gefährliches Werkzeug vgl. $223a Anm. II 1a. Eines Messers bedient sich, 
wer dasselbe in der Schlägerei in irgendeiner Weise benutzt. Es ist nicht erforderlich, 
daß mit dem Messer eine Tätlichkeit gegen eine Person verübt ist (RG DRZ 1932 Nr. 532). 

8. Durch Notwehr kann die Rechtswidrigkeit einzelner Tätigkeitsakte, aber auch die 
der ganzen Tat ausgeschlossen sein (RG GoltdArch. 59 S. 312). 

4. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich. 

5. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $$ 223a und 227; diesen Bestimmungen 
gegenüber ist $ 367 Nr. 10 subsidiär. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 223, 230. 


6. Das kommende Recht will die Bestimmung mit dem Tatbestand des Raufhandels vereinigen und 
als Strafe Gefängnis androhen. Das Erfordernis, daß der Täter nicht ohne sein Verschulden in die 
Schlägerei hineingezogen worden ist, soll fortfallen. Vgl. Mezger in Gürtner II S. 393, 395. 


XI. Nr. 11 betrifft die Gefährdung durch gefährliche Tiere. 

1. Ob ein Tier zu den gefährlichen wilden Tieren gehört, ist allein nach der Tiergattung 
zu bestimmen, nicht danach, ob das gerade in Betracht kommende Tier die seiner Gat- 
tung eigentümlichen gefährlichen Eigenschaften seinerseits noch hat oder nicht (Bay- 
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ObLG JW 1981 S. 2650). Bösartig sind solche Tiere, von denen wegen ihrer eigentüm- 
lichen Veranlagung Beschädigungen zu befürchten sind. Auch Pferde, die zu Mutwillig- 
keiten neigen, deren Folgen unabsehbar sind, sind als bösartig anzusehen (KG JW 198 
S. 1391); hierher können weiter auch bissige Hunde gehören (KG JW 1988 S. 569, vg. 
auch OLG Dresden HRR 1981 Nr. 906). 

2. Ein Tier hält, wer im eigenen Interesse die Sorge für ein Tier übernommen hat, und 
zwar nicht nur zu einem ganz vorübergehenden Zweck. Ein Tier läuft nicht frei herum, 
wenn es in einem umschlossenen Hofraum oder Garten sich befindet und aus diesem 
nicht entweichen kann. Durch die Anwesenheit des Tierhalters oder durch das Anlegen 
eines Maulkorbs wird dagegen das freie Herumlaufenlassen nicht ausgeschlossen (KG JW 
1928 S. 569 mit Anm. Goercke). 

8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Über die Fahrlässigkeit beim 
freien Umherlaufenlässen bösartiger Hunde vgl. KG JW 1986 S. 1391. 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $$ 40, 49 Straßenverkehrsordnung (KG JW 
1986 S. 1391). 


XH. Nr. 12 behandelt die Gefährdung durch unverdeckte oder unverwahrte Brunnes, 
Keller usw. 

1. Unter einem Ort, an dem Menschen verkehren, ist ein Ort zu verstehen, der 
von Menschen besucht wird. Es ist nicht erforderlich, daß der Ort ein öffentlicher 
ist; entscheidend ist, ob tatsächlich ein Verkehr stattfindet. Es macht keinen Unter- 
. schied, ob dies befugt oder unbefugt geschieht (RG GoltdArch. 77 S. 205). Vgl. auch 
Anm. VIII. 

2. Als Öffnungen sind nicht nur Vertiefungen der Bodenfläche anzusehen, sondern 
z. B. auch Löcher in einer Brücke oder Lücken in der Sprosse eines Treppengeländers. 
Dagegen ist eine zersplitterte Glasscheibe in der Eingangstür eines Gebäudes keine Öff- 
nung im Sinne dieser Vorschrift (KG JW 1986 S. 2486 mit Anm. Klee DStR 1936 S. 235). 
Unter Brunnen sind ganz allgemein künstliche Anlagen zur Fassung und Förderung des 
Wassers zu verstehen, auch sogen. Springbrunnen (RG GoltdArch. 77 S. 205). 

8. Täter kann außer dem Eigentümer auch der Verwalter des betreffenden Ortes sein 
(RGSt 6 64, 15 58), weiter auch ein Dritter, der bei Ausübung seines Gewerbes den ge 
fährlichen Zustand geschaffen hat (BayObLG DRZ 1927 S. 1087). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

5. Idealkonkurrenz ist möglich mit Tötung oder Körperverletzung (RG GoltdArch. 
45 8.34). 

6. Ergänzend vgl. $ 25 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


XII. Nr. 18 betrifft die Gefährdung durch abbruchsreife Gebäude. 

1. Gebäude ist hier im Sinne von Bauwerk gebraucht; auch ein Gebäudeteil, z. B. eine 
Giebelmauer, ist als Gebäude anzusehen (OLG Dresden DRZ 1980 Nr. 561). 

2. Der Richter hat nachzuprüfen, ob das Gebäude dem Einsturz droht (BayObLG JW 
1926 S. 1232 mit Anm. Köhler, OLG Dresden DRZ 1980 Nr. 561). Für die polizeiliche 
Aufforderung ist eine besondere Form nicht erforderlich; sie muß aber eine individuelle 
sein. 

8. Täter kann nicht nur der Eigentümer sein, sondern auch ein anderer Verfügungs- 
berechtigter (Frank Anm. XIII). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

5. Der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen, sofern sie mehr als 500 cbm um- 
bauten Raum umfassen, bedarf der baupolizeilichen Genehmigung ($ 1 VO über den Ab- 
bruch von Gebäuden vom 3. April 1937, RGBI.I S. 440). 
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XIV. Nr.14 behandelt das Bauen ohne Sicherungsmaßregeln. Im Unterschied zu $ 330 
ist hier eine konkrete Gefährdung nicht erforderlich. Die Bestimmung ist nicht ein 
Blankettgesetz, sondern ein selbständiges Strafgesetz, durch das nicht nur das Publikum, 
sondern auch die Unternehmer und Arbeiter selbst vor Unfällen geschützt werden sollen 
(KG JFGEITg. 18 S. 239). 

1. Über Bauten vgl. $ 330 Anm. II 1, weiter auch OLG Dresden HRR 1981 Nr. 905. 
Weitergehend Hische DJ 1942 S. 443. 

2. Unter den sonst erforderlichen Sicherungsmaßregeln sind solche zu verstehen, die 
zwar von der Polizei nicht angeordnet, aber durch die Sachlage geboten sind. Hierunter 
werden im allgemeinen auch die Unfallverhütungsvorkehrungen fallen, die in den Unfall- 
verhütungsvorschriften, z. B. der Baugewerkberufsgenossenschaften, vorgesehen sind 
{OLG Jena HRR 1928 Nr. 2327, KG JFGErg. 18 S. 239). 

8. Täter ist derjenige, der den Bau vornimmt, d.h. der Bauleiter; der Bauherr kommt 
als solcher als Täter nicht in Betracht (Binding Lehrbuch 2 S. 106, Frank Anm. XIV, LK 
Anm. XIV 2, Schwarz Anm. XIV, KG JFGErg. 18 S. 239; and. RGZ GoltdArch. 48 
S. 295, 44 S. 298, Olshausen Anm. b). 


4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (KG JFGErg. 18 S. 239). 


6. Idealkonkurrenz ist möglich mit fahrlässiger Körperverletzung oder Tötung. 
Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 330; die vorliegende Bestimmung ist subsidiär 
{Binding Lehrbuch 2 S. 106, Frank Anm. XIV; and. LK Anm. XIV 5). 


XV. Nr. 15 betrifft das Bauen ohne polizeiliche Genehmigung. 


1. Unter Bau ist jede in das Gebiet der Ausübung des Bauhandwerks fallende Tätig- 
keit zu verstehen, für deren Vornahme allgemein anerkannte Regeln der Baukunst von 
solcher Bedeutung gelten, daß ein Zuwiderhandeln gegen sie mit Gefahr für andere ver- 
bunden ist (OLG München HRR 1989 Nr. 1287). Eine Antenne ist nur dann ein Bauwerk, 
wenn sie mittels einer Bautätigkeit hergestellt wird (KG HRR 1926 Nr.1886). Weiter- 
gehend Hische DJ 1942 S. 443. 


2. Dafür, ob eine baupolizeiliche Genehmigung erforderlich ist, ist überwiegend das 
Landesrecht maßgebend; zum Teil greift aber Reichsrecht ein. So ist z. B. durch Reichs- 
recht bestimmt, daß Bauten des Reiches, der Länder, des Unternehmens Reichsauto- 
bahnen, der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände keiner bau- 
polizeilichen Genehmigung bedürfen, wenn sie unter Leitung von Beamten des höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienstes vorbereitet und ausgeführt werden ($1 VO über 
die baupolizeiliche Behandlung von öffentlichen Bauten vom 20. November 1938, RG- 
Bl. IS. 1677, vgl. weiter dort S. 1678). An reichsrechtlichen Bestimmungen vgl. ferner 
z. B. $ 54 Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939 (RGBI. IS. 219). Vgl. im übrigen 
Baltz-Fischer, Preuß. Baupolizeirecht, 6. Aufl. 1934, Englert, Die Bayerische Bau- 
ordnung, 9. Aufl. 1941, Messer, Aufgaben und Stellung der Baupolizei im neuen Bau- 
recht 1939 (Diss. Bonn). Umfassende Quellensammlung von Kayser, Die baupolizei- 
lichen Vorschriften des Deutschen Reichs und Preußens, 3. Aufl. 1943. 

8. Eigenmächtige Abweichung bedeutet eine ohne polizeiliche Genehmigung erfolgende 
Abweichung von demjenigen Bauplan, der behördlich genehmigt worden ist (KG JFG 
Erg. 18 S. 240). 

4. Als Täter kommen Bauherr, Baumeister und Bauhandwerker in Betracht. Bauherr 
ist, wer auf seine Rechnung und seine Verantwortung einen Bau ausführt oder ausführen 
läßt (KG JW 1932 S. 958). Baumeister ist gleichbedeutend mit Bauleiter; hierüber 
$ 330 Anm. III 1 sowie BayObLG HRR 1929 Nr. 1626, OLG Dresden JW 19832 S. 3459 
mit Anm. Schramm. Bauhandwerker im Sinne dieser Vorschrift sind nur Personen, 
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die einen Teil der Bauarbeiten selbständig ausführen; es fallen nicht alle unter diesen 
Begriff, die handwerksmäßige Arbeiten beim Bau ausführen (KG DStR 1987 S. 365). 
Gesellen, die unter Leitung eines Handwerksmeisters arbeiten, sind nicht Bauhandwerker 
im Sinne dieser Vorschrift (KG HRR 1981 Nr. 2088). 

Jede der genannten Personen haftet selbständig, sie alle also nebeneinander für die 
Einholung der erforderlichen Baugenehmigung und die Einhaltung der Bedingungen, 
unter denen diese Genehmigung erteilt ist (KG HRR 1981 Nr. 2088). 


5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, und zwar auch im Falle einer 
eigenmächtigen Abweichung von dem genehmigten Bauplan (KG JFGErg. 19 5. 234); 
vgl. aber Binding Lehrbuch 2 S. 106, LK Anm. XV 6. Einen Irrtum über das Erforder- 
nis der polizeilichen Genehmigung sieht KG JW 1987 S. 1813 als unbeachtlichen Straf- 
rechtsirrtum an. 


6. Strafbar ist bereits der Beginn der Ausführung, z. B. die Aufstellung eines Leer- 
gerüstes für einen Betonbau (OLG Dresden HRR 1929 Nr. 1541). 

7. Die Verjährung beginnt mit dem Abschluß der Bautätigkeit, nicht erst mit der Be- 
seitigung des ordnungswidrigen Zustandes (RGSt. 87 79, KG JW 1987 S. 1813; and. 
Redelberger und Atorf, Deutsche Verwaltung 1942 8. 12, 75). 


8. Eine Sonderbestimmung für gewerbliche Anlagen enthält $147 Abs. 1 \r.? 
Gewerbeordnung. 

Ergänzend vgl.Art. 2 Ges. zur Änderung und Ergänzung des Luftverkehrsges. von 
27. September 1938 (RGBl.1 S. 1246). 


XVl. Nr. 16 ist gegenstandslos geworden durch $8$ 11, 12 Ges. über das Versteigerer- 
gewerbe in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1938 (RGBI.I S. 202) 
und $$ 83, 84 der Versteigerervorschriften vom 30. Oktober 1934 (RGBl.I S. 1091). 


S 368 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird bestraft: 

1. wer den polizeilichen Anordnungen über die Schließung der Weinberge zuwiderhandett; 

2. wer das durch gesetzliche oder polizeiliche Anordnungen gebotene Raupen unterläßi; 

8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feuerstätte errichtet oder eine bereits vor- 
handene an einen anderen Ort verlegt; 

4. wer es unterläßt, dafür zu sorgen, daß die Feuerstätten in seinem Hause in baulichen 
und brandsicherem Zustande unterhalten, oder daß die Schornsteine zur rechten Zei 
gereinigt werden; 

5. wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Räume, welche zur Aufbewahrung leue- 
fangender Sachen dienen, mit unverwahrtem Feuer oder Licht betritt, oder sich des- 

selben mit unverwahrtem Feuer oder Licht nähert; 

6. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer anzünde; 

7. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit Feuergewehr 
schießt oder Feuerwerke abbrennt; 

8. wer die polizeilich vorgeschriebenen Feuerlöschgerätschaften überhaupt nicht oder nicht 
in brauchbarem Zustande hält, oder andere feuerpolizelliche Anordnungen nieht b* 
folgt; 

9. wer unbefugt über Gärten oder Weinberge, oder vor beendeter Ernte über Wiesen oder 
bestellte Äcker, oder über solche Äcker, Wiesen, Weiden oder Schonungen, welche m# 
einer Einfriedigung versehen sind, oder deren Betreten durch Warnungszeichen unter 
sagt ist, oder auf einem durch Warnungszeichen geschlossenen Privatwege geht, fährt, 
reitet oder Vieh treibt; 

10. wer zur Jagd ausgerüstet unbefugt ein fremdes Jagdgebiet außerhalb der zum allge 
meinen Gebrauch bestimmten Wege betritt; 
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10a. wer sich mit gebrauchsfertigem Fischereigerät unbefugt auf fremden Fischgewässern 
oder außerhalb der zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Wege an fremden Fisch- 
gewässern aufhält; 

11. fortgefallen. 


L Bei den Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen über die Schließung der Wein- 
berge (Nr. 1) genügt für den inneren Tatbestand Fahrlässigkeit, sofern sich aus der 
ergangenen Anordnung nichts anderes ergibt. 


Il. Kein Unterlassen des Raupens (Nr. 2) ist das Nichtversehen der Bäume mit einem 
Leimring (KG DRZ 1928 Nr. 745). Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


Ergänzend vgl. $ 30 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


II. Nr. 8 betrifft das unerlaubte Errichten oder Verlegen von Feuerstätten. 


1. Feuerstätten sind nicht nur Öfen und Herde, sondern alle Teile der gesamten Feue- 
rungsanlage wie z. B. auch Kamine (KG GoltdArch. 40 S. 180). Eine Feuerstätte ist 
auch ein mit Feuerungseinrichtung versehener Kartoffeldämpfer (KG DJZ 1926 Sp. 1570). 

2. Die Handiung besteht im Errichten oder Verlegen einer Feuerstätte; über die Än- 
derung einer bereits vorhandenen vgl. Nr. 4. 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 
4. Täter kann auch der Verwalter oder der Mieter sein (Binding Lehrbuch 2 S. 30). 


5. Die Bestimmung enthält kein Dauerdelikt. Die Verjährung beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem das Errichten oder Verlegen vollendet ist (RGSt. 22 436). 


IV. Nr. 4 betrifft die Unterhaltung von Feuerstätten. 
1. Über Feuerstätte vgl. Anm. III 1. 


2. Die Unterhaltung von Feuerstätten umfaßt nicht nur die Pflicht zur Ausbesserung 
von schadhaft gewordenen Feuerstätten, sondern auch die Erhaltung des vorgeschriebe- 
nen Zustandes bei Vornahme von Änderungen jeder Art. Zur rechten Zeit werden die 
“ Schornsteine gereinigt, wenn es zur vorgeschriebenen oder nach den Umständen des 
Falles erforderlichen Zeit erfolgt (KG GoltdArch. 41 S. 428). 


8. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. Zur Frage, ob der Mangel der 
erforderlichen Mittel die Fahrlässigkeit ausschließt, vgl. BayObLG LZ 1922 Sp. 336. 


4. Täter kann nicht nur der Eigentümer sein, sondern auch jeder, der an Stelle des 
Eigentümers die Verfügungsgewalt über das Haus hat (Binding Lehrbuch 2 S. 29, LK 
Anm.IV 2, Olshausen Anm.c; and. Frank Anm. IV). Nach BayObLG DRZ 1925 
Nr. 383 kann der Hauseigentümer seine Verpflichtung nicht durch einen Vertrag auf 
einen anderen abwälzen. 


V. Nr. 5 behandelt die Gefährdung durch unverwahrtes Feuer oder Licht. Darüber, 
inwieweit eine konkrete Gefährdung erforderlich ist, vgl. Binding Lehrbuch 2 S. 28, Ols- 
hausen Anm.b. 


1. Feuerfangend kann eine Sache auch sein, wenn sie in einem geschlossenen Gefäß 
aufbewahrt wird (RGSt. 80 113; hierzu Binding Lehrbuch 2 S. 28). 

2. Ein Raum dient zur Aufbewahrung feuerfangender Sachen, wenn er tatsächlich 
zu diesem Zweck verwendet wird. | 

8. Ob ein Feuer unverwahrt ist, hängt von der Feuergefährlichkeit der Sachen, ihrer 
Entfernung vom Feuer und von den Schutzvorschriften ab (RG GoltdArch. 53 S. 162). 


Eine brennende Lampe ist nach RG DStZ 1917 Sp. 433 in der Regel kein unverwahrtes 
Feuer oder Licht im Sinne dieser Vorschrift. 
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4. Als Handlung kommt nicht nur das Betreten, sondern auch das Anzünden in den 
Raume in Betracht (RGSt.80 115), z. B. das Anzünden eines Streichholzes in einem 
Theaterraum (KG DJZ 1929 Sp. 1688). 

5. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 

6. Weitergehende Vorschriften des Landesrechts sind zulässig (RGSt.?7 266; kn- 
tisch hierzu Frank Anm. V). 


VI. Für Nr. 6 ist erforderlich, daß durch das unvorsichtige Anzünden von Feuer eine 
konkrete Gefahr eintritt. 


1. Über feuerfangende Sachen vgl. Anm. Vi, weiter OLG Naumburg DRZ 19% 
Nr. 744. 

2. Als Feuer im Sinne dieser Bestimmung ist auch ein brennendes Streichholz oder ein 
Feuerzeug anzusehen (OLG Breslau HRR 1925 Nr. 545). Als Handlung kommt nicht 
nur das Anzünden, sondern auch das Unterhalten eines von anderen angezündetes 
Feuers in Betracht (RG GoltdArch. 46 S. 114). 

8. Für den inneren Tatbestand ist hinsichtlich der Handlung Vorsatz erforderlich; 
im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Ergänzend vgl. z. B. $ 40 Nr. 4 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. 


VIL Auch in Nr. 7 muß durch das Schießen oder durch das Abbrennen von Feuerwei 
eine konkrete Gefahr eintreten. 

1. Als Schießen ist auch das Abfeuern blinder Schüsse anzusehen. 

2. Über den Ausschluß der Rechtswidrigkeit vgl. $ 367 Anm. VIII 2. Jagdberechtigun: 
des Täters beseitigt die Rechtswidrigkeit nicht. 

8. Das Schießen muß vorsätzlich erfolgen; im übrigen genügt Fahrlässigkeit. 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit Körperverletzung, mit $ 367 Nr. 8, mit $% 
Abs. 1, $60 Abs. 2 Nr. 9 Reichsjagdgesetz. 

5. Ergänzend vgl. PolizeiVO über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähr- 
lichen Erzeugnissen vom 27. November 1939 (RGBl.I S. 2345) in der Fassung der \\ 
vom 10. Mai 1940 (RGBIl.I S. 784). 


VIIL Nr. 8 betrifft die Nichtbefolgung feuerpolizeilicher Anordnungen. 


1. Als Anordnungen kommen in erster Linie allgemeine Bestimmungen in Betrach!, 
daneben aber auch Einzelverfügungen, soweit ihr Erlaß in allgemeinen feuerpolix:- 
lichen Vorschriften zugelassen ist; dies ist z. B. in $6 VO über das Verhalten bei Braxt- 
fällen vom 9. Oktober 1939 (RGBl.I S. 2024) der Fall; vgl. auch dort $ 10. In der vor- 
liegenden Bestimmung haben feuerpolizeiliche Vorschriften eine Grundlage nur, wei! 
sie nicht infolge zu allgemeiner Fassung über das Ziel der Abwendung von Feuerzgefahr 
hinausgehen (OLG München HRR 1940 Nr. 49). 

Zu den feuerpolizeilichen Anordnungen gehören nicht nur Maßregeln, welche die Ent- 
stehung von Feuer verhüten oder die Bekämpfung entstandener Brände erleichtern 
sollen, sondern auch alle Vorkehrungen, die bezüglich der Organisation des Feuerlösc- 
wesens getroffen sind, z. B. über den Eintritt in eine Pflichtfeuerwehr, über die Beteiir 
gung an den vorgeschriebenen Übungen und anderen Dienstleistungen; vgl. jetzt auch 
$16 VO über die Organisation der Pflichtfeuerwehr vom 24. Oktober 1939 (RGBl.! 
S. 2100). An in Betracht kommenden Anordnungen vgl. z. B. über das in Garagen &l 
haltende Feuerlöschgerät $48 Abs.4 Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 19% 
(RGBI.1 S. 219), ferner etwa PolizeiVO über Versammlungsräume bei Veranstaltunge? 
während des Krieges vom 14. Juni 1940 (RGBl. I S. 880), Preuß. PolizeiVO über Reit- 
erhaltung von Löschwasserstellen vom 26. Juni 1935 (GS S. 101). Für das Gebiet & 
Luftschutzes vgl. betreffend Normung von Feuerlöscheinrichtungen die 6. Durk 
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führungsVO zum Luftschutzges. i. d. Fass. vom 31. August 1943 (RGBIl.1 S. 518), be- 
treffend Beschaffung von Selbstschutzgerät 7. DurchführungsVO zum Luftschutzges. 
i. d. Fass. vom 31. August 1943 (RGBI. IS. 519). 


2. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit, soweit sich aus der in Betracht 
kommenden Bestimmung nichts anderes ergibt. 


8. Ergänzend vgl. 885, 6, 7, 10 VO über das Verhalten bei Brandfällen vom 9. Ok- 
tober 1939 (RGBI. I S. 2024). 


IX. Nr, 9 behandelt das unbefugte Betreten bestimmter Ländereien, auch Feldfriedens- 
bruch genannt (so Frank Anm. IX). Der Zweck der Vorschrift ist der Schutz des Privat- 
eigentums, nicht die Sicherung des öffentlichen Verkehrs (KG JFGErg. 16 S. 262). 


1. Geschützt sind Gärten und Weinberge stets, Wiesen und bestellte Äcker bis 
zur beendeten Ernte, im übrigen Äcker, Wiesen, Weiden und Schonungen nur, falls 
sie mit einer Einfriedigung oder Warnungszeichen versehen sind, Privatwege, fallssie 
durch ein Warnungszeichen geschlossen sind. Das Befahren eines Privatweges, dessen 
Benutzung nur mündlich verboten worden ist, kann auch nicht in entsprechender An- 
wendung ($ 2) bestraft werden (KG DStR 1989 S. 216). Zu der Frage, wann ein Weg 
Privatweg oder öffentlicher Weg ist, vgl. OLG Kiel HRR 1928 Nr. 1380, BayObLG JW 
1984 S. 1673, OLG Dresden JW 1987 S. 182, OLG München JFGErg. 18 S. 324. Durch 
Warnungszeichengeschlossen ist ein Privatweg dann, wenn an ihm durch genügend 
erkennbare Warnungsmittel kundgemacht ist, daß er überhaupt nicht oder doch nur in 
gewissem Umfange benutzt werden darf (KG JFGErg. 16 S. 263). Über den Unter- 
schied zwischen Schonungen und Forstkulturen vgl. KG JW 1937 S. 1813. 


2. Unbefugt nimmt die Handlung nicht vor, wer eine Dienstbarkeit oder ein Notwege- 
recht ($$ 917 ff. BGB) ausübt. An der Rechtswidrigkeit kann es ferner fehlen, wenn die 
Voraussetzungen des $ 228 BGB vorliegen (OLG Kiel HRR 1926 Nr. 762). Der Jagd- 
berechtigte ist in gewissem Umfange befugt, fremde Wege und Felder zu betreten (vgl. 
$8 28, 48 Reichsjagdges.). Über die Befugnis von Fischereiberechtigten zum Betreten 
fremder Grundstücke vgl. z. B. $13 Preuß. Fischereiges. 


8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; bedingter Vorsatz genügt 
(OLG Dresden JW 1987 S. 182, KG JFGErg. 16 S. 263). Die Rechtsprechung erfordert 
hier für den Vorsatz auch das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit (RG DStZ 1914 Sp. 679, 
OLG Dresden JW 1987 S. 182). Durch den Irrtum über das Bestehen einer Befugnis 
wird der Vorsatz ausgeschlossen (RG DStZ 1914 Sp. 679). 


4. Ergänzend vgl. z.B. $8 Preuß. Feld- und Forstpolizeiges.; über das Verhältnis 
dieser Vorschrift zur vorliegenden Bestimmung vgl. KG JFGErg. 16 S. 262. 


X, Nr. 10 behandelt den Schutz des Jagdgebietes. Es handelt sich hierbei um eine 
Polizeiübertretung (vgl. über die verschiedenen Auffassungen Frank Anm. X). 


1. Zur Jagd ausgerüstet ist, wer Jagdgerät, insbesondere ein Gewehr bei sich führt, 
von dem erin jedem Augenblick Gebrauch machen kann (RGSt. 9 413). Es genügt, wenn 
das mitgeführte Jagdgerät zur Jagd geeignet ist; es braucht nicht dauernd dazu bestimmt 
zu sein (Kern JW 1926 S. 1460 zu Nr. 8; and. BayObLG JW 1926 S. 1460, Frank 
Anm. X, LK Anm. X 5). Über das Mitsichführen von Hunden vgl. OLG Naumburg DJ 
1940 S. 302 mit Anm. Mitzschke. 


- 2. Zum Gebrauch bestimmt ist nur der eigentliche Weg, nicht die Böschungen, Seiten- 
gräben usw. (RGSt. 16 203). 

8. Unbefugt ist das Betreten nicht, wenn die Voraussetzungen des $ 228 BGB vorliegen 
(OLG Rostock DJZ 1911 Sp. 544); vgl. ferner etwa noch $$ 28, 48 Reichsjagdges. Forst- 
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schutzbeamte können in Ausübung des Forst- und Jagdschutzes auch fremde Reviere 
betreten (vgl. $3 Abs. 2 DurchführungsVO zu dem Ges. über den Waffengebrauch der 
Forst- und Jagdschutzberechtigten usw. vom 7. März 1935, RGBI. I S. 377). 

4. Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Schäfer-Dohnanyi S. 222). 

6. Gesetzeskonkurrenz besteht mit $ 292; Nr. 10 ist subsidiär. 

6. Die Vorschrift gilt auch in den Reichsgauen der Ostmark (VO vom 23. Januar 195, 
RGBI.IS. 67). 


Xa. Nr 10a ist eine der Nr. 10 entsprechende Bestimmung zum Schutze des Fischere- 
gebiets. 


XI Nr 11 (Ausnehmen von Eiern oder Jungen jagdbaren Federwilds oder von Sing- 
vögeln) ist durch die Novelle vom 28. Juni 1935 gestrichen worden. Das unbefugte Au- 
nehmen von Eiern oder Jungen von jagdbarem Federwild ist jetzt nach $1 Abs.? 
Reichsjagdges. auf Grund des $ 292 strafbar; für das Ausnehmen von Singvögelnestern 
vgl. $$ 12, 30 NaturschutzVO vom 18. März 1936 (RGBl.1I 8. 181). 


S 369 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
werden bestraft: | 
1. Personen, welche ohne obrigkeitliche Anweisung oder ohne Genehmigung des Is- 
habers einer Wohnung Schlüssel zu Zimmern oder Behältnissen in der letzteren an- 
fertigen, oder Schlösser an denselben öffnen, ohne Genehmigung des Hausbesitzers oder 
seines Stellvertreters einen Hausschlüssel anfertigen, oder ohne Erlaubnis der Polizel- 
behörde Nachschlüssel oder Dietriche verabfolgen; 
2. aufgehoben; 
8. Gewerbetreibende, welche in Feuer arbeiten, wenn sie die Vorschriften nicht befolgen, 
welche von der Polizeibehörde wegen Anlegung und Verwahrung ihrer Feuerstätten, s0- 
wie wegen der Art und der Zeit, sich des Feuers zu bedienen, erlassen sind. 


L Nr.1 bedroht im sicherheitspolizeilichen Interesse die unbefugte Anfertigung ode 
Aushändigung von Schlüsseln oder Dietrichen mit Strafe. 

1. Keine Hausschlüssel sind Schlüssel, die eine Tür außerhalb des Hauses, z. B. eine 
Hoftür oder eine Gartentür, eröffnen (KG GoltdArch 48 S. 268). Die Anfertigung von 
Hausschlüsseln ist nur mit Genehmigung des Hausbesitzers oder seines Stellvertreter 
zulässig; die Genehmigung des Mieters genügt nicht. 

2. Für den inneren Tatbestand ist Fahrlässigkeit ausreichend. 


II. Nr. 2 (Verletzung von Vorschriften über die Maß- und Gewichtspolizei) ist durch 
die Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 aufgehoben worden. Jetzt gelten die 
88 60, 61 Maß- und Gewichtsges. vom 13. Dezember 1935 (RGBIl.TI S. 1499). 


II. Für Nr. 8 kommen auch polizeiliche Anordnungen in Betracht, die für den Einzel 
fall getroffen worden sind. 

Täter kann auch der gesetzliche Vertreter des Betriebsherrn sein (RGSt. 88 261). Vgl. 
auch noch $ 151 Gewerbeordnung. 

Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit. 


8 370 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird bestraft: 
1. wer unbefugt ein fremdes Grundstück, einen öffentlichen oder Privatweg oder ein 
Grenzraln durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 
2. wer unbefugt von öffentlichen oder Privatwegen Erde, Steine oder Rasen, oder sm 
Grundstücken, welche einem anderen gehören, Erde, Lehm, Sand, Grand oder Mergdl 
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gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rasen, Steine, Mineralien, zu deren Gewinnung es 
einer Verleihung, einer Konzession oder einer Erlaubnis der Behörde nicht bedarf, oder 
ähnliche Gegenstände wegnimmt; 

8. wer von einem zum Dienststande gehörenden Unteroffizier oder Gemeinen des Heeres 
oder der Marine ohne die schriftliche Erlaubnis des vorgesetzten Kommandeurs Mon- 
tierungs- oder Armaturstücke kauft oder zum Pfand nimmt; 

4. fortgefallen; 

5. wer Nahrungs- oder Genußmittel oder andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen 
Verbrauchs in geringer Menge oder von unbedeutendem Werte zum alsbaldigen Ver- 
brauche entwendet oder unterschlägt. 

Wer die Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie oder gegen seinen Ehegatten 
begeht, bieibt straflos; 

6. wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes bestimmte oder geeignete Gegen- 
stände wider Willen des Eigentümers wegnimmt, um dessen Vieh damit zu füttern. 

In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme 
des Antrags Ist zulässig. 

I. Nr. 1 bedroht das unbefugte Verringern von fremden Grundstücken usw. mit Strafe. 
Diese Bestimmung war erforderlich, weil Diebstahl nur an beweglichen Sachen in Be- 
tracht kommt. 

1. Nur wenn es sich um ein Grundstück handelt, muß dieses ein fremdes sein. Nicht 
wird dagegen erfordert, daß der verringerte Weg oder Grenzrain ein fremder ist (RG- 
St. 27 74). 

2. Ein Grundstück ist verringert, wenn der Flächenraum des Grundstücks vermindert, 
wenn eine äußerliche Verschiebung der Grenze des Grundstücks zum Nachteil des Eigen- 
tümers dieses Grundstücks eingetreten ist (BayObLG JW 1980 S. 837). 

8. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich (KG GoltdArch. 72 S. 37). 

4. Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 274 Nr. 2 (RGSt. 22 286). 

Il. Bei der Wegnahme von Bodenbestandteilen (Nr. 2) sind Handlungen erforderlich, 
die eine Minderung der Substanz des Grundstücks herbeiführen; im Unterschied zu Nr. 1 
ist eine Beeinflussung der Grenze nicht notwendig. 

1. Objekt der Tat können nur Bestandteile des Grundstücks oder des öffentlichen oder 
Privatweges sein. Die Wegnahme von Steinen, die auf einem öffentlichen Wege lagern, 
fällt nicht unter diese Vorschrift, sondern ist gegebenenfalls nach $ 242 zu bestrafen 
(Frank Anm. II, LK Anm. II 2). Plaggen sind trockene, vom Boden schon getrennte 
bewachsene Erdschollen des Moors, Bülten abgestorbene mit Heidegewächsen bestan- 
dene Moorstellen. Ähnliche Gegenstände sind z. B. Eis, Tropfsteine, ungestochener 
Torf (RGSt. 21 30). 

2. Für den inneren Tatbestand ist Vorsatz erforderlich; Fahrlässigkeit genügt nicht 
(KG JFGErg. 15 S. 120). Die Absicht der rechtswidrigen Zueignung braucht auch nicht 
im Falle der Wegnahme vorzuliegen (OLG Celle GoltdArch. 49 S. 315, Frank Anm. II). 

8. Ergänzend vgl. z. B. $1 Nr. 4 Preuß. Forstdiebstahlges. 

4. Die unbefugte Aneignung von Bodenschätzen, zu deren Gewinnung es einer Ver- 
leihung oder Konzession bedarf, wird bisher nur durch das Landesrecht mit Strafe 
bedroht, vgl. z. B. Preuß. Ges. über die Bestrafung unbefugter Gewinnung oder Aneig- 
nung von Mineralien vom 26. März 1856, Art. 271-273 Bayerisches Bergges. in der Fas- 
sung vom 13. August 1910, weiter etwa noch Preuß. Ges. betreffend die Bestrafung der 
unbefugten Aneignung von Bernstein vom 22. Februar 1867 in ‚der Fassung des Ges. 
vom 11. Februar 1924. 


UN. In Nr. 8 (Uniformerwerb) gehören zum Dienststand Personen, die Angehö- 
rige der Wehrmacht (Heer, Kriegsmarine, Luftwaffe) sind. Es macht keinen Unterschied, 
ob die Gegenstände Eigentum des Veräußerers (Verpfänders) edler des Fiskus sind. 
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Für den inneren Tatbestand genügt Fahrlässigkeit (Frank Anm. III; and. Gerland 
S. 680). 

Ist der Fiskus Eigentümer, dann ist der Erwerber bei Vorliegen der subjektiven \er- 
aussetzungen nur wegen Hehlerei oder Beihilfe zur Unterschlagung strafbar (Frank 
Anm. III, LK Anm. IIl 4). 

Über Erwerb und Verkauf von Uniformen vgl. jetzt VO vom 4. Dezember 1941 (RC- 
Bl.I S. 758) sowie DurchführungsVO vom 7. September 1942 (RGBl. I S. 548); mit 
$ 2 der VO ist Idealkonkurrenz möglich. 

IV. Nr. 4 (unbefugtes Fischen oder Krebsen) ist durch die Novelle vom 28. Juni 19% 
gestrichen worden; vgl. jetzt $ 293. 

V. Die Bestimmung der Nr.5 behandelt den Mundraub, auch Verbrauchsmittel- 
entwendung oder Aneignung von Verbrauchsmitteln genannt. Die Bestimmung 
ist ihrem Wesen nach ‚eine unter strafmindernden Tatumständen erscheinende Entwer- 
dung oder Unterschlagung im Sinne der $$ 242, 246 StGB‘ (RGSt. 51 69); es handelt 
sich um einen Ausschnitt aus den Tatbeständen des Diebstahls und der Unterschlagun 
(Binding Lehrbuch 1 S. 307); ebenso z. B. LK Anm. V 2; zum Teil abweichend Fraxi 
Anm.V, Gerland S. 593. 

Über die bei Obstdiebstählen zu beachtenden Gesichtspunkte vgl. die AV in DJ 
1934 8. 1302. 


Schrifttum: Sertorius, Die ‚‚geringwertigen Sachen‘ bzw. „Gegenstände“, 1936 (Dis. Er 
langen). 


1. Gegenstand der Tat können Nahrungs- oder Genußmittel oder andere Gegenstän& 
des hauswirtschaftlichen Verbrauchs sein, aber nur in geringer Menge oder von unb- 
deutendem Wert. 

a) Nahrungsmittel sind Stoffe, welche der Ernährung des menschlichen Körper 
dienen. Es macht keinen Unterschied, ob sie erst einer Zubereitung bedürfen oder nicht. 
Beispielsweise sind hierher gerechnet worden Kartoffeln, Fische, Brotgetreide, Stal- 
hasen (RG JW 1911 S. 855). Genußmittel sind Stoffe, die nicht zur Ernährung de 
menschlichen Körpers, sondern zur Befriedigung anderer Bedürfnisse desselben dieret, 
sofern sie durch Aufnahme in den Körper verbraucht werden. Es dürfte nicht erforder- 
lich sein, daß die Wirkung des Stoffes auf den Körper des Genießenden eine angenehm 
ist (LK Anm. V 5; and. Frank Anm. V 1aa). Heilmittel gehören grundsätzlich nicht zu 
den Genußmitteln. Beispielsweise sind als Genußmittel angesehen worden Tabak und 
Zigarren (RGSt. 5 289), Aquavit (RG LZ 1919 Sp. 813), nicht dagegen z. B. Seife und 
Zahnpaste (RMG 17 85). Nach RG HRR 1989 Nr. 1322 ist Morphium kein Genußmittel: 
and. Gerland S. 593, LK Anm. V 4, OLG Hamm DRZ 1928 Nr. 440. Eine scharfe Unter- 
scheidung zwischen Nahrungs- und Genußmitteln ist nicht möglich und auch nicht er- 
forderlich. Die Nahrungs- oder Genußmittel brauchen nicht zugleich Gegenstand des 
hauswirtschaftlichen Verbrauchs zu sein (RGSt. 47 262, Frank Anm. V 1aa). In Betraäl! 
kommen aber hier nur Gegenstände, die zur Ernährung oder zum Genusse von Mensche2 
dienen (RGSt. 47 260), also z. B. nicht Viehfutter. 

b) Als andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen Verbrauchs sind alle Gegenständt 
anzusehen, die in der Hauswirtschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben verbraucht zu werde 
pflegen. Entscheidend dafür, ob dies der Fall ist, ist die Verkehrssitte, die Anschauusg 
des Volkes im gewöhnlichen Leben (RGSt. 58 375, BayObLG HRR 1926 Nr. 8:9. E 
ist nicht erforderlich, daß die Verkehrssitte eine allgemeine sei; sie kann auf bestimmt 
örtliche Bezirke, auf bestimmte Personenkreise oder auf bestimmte Arten von Hau 
wirtschaften beschränkt sein (RGSt. 47, 268, 51 53, BayObLG HRR 1926 Nr. 879). Der 
Hauswirtschaft dient, was nach der herrschenden Gewohnheit vorzugsweise zur BE 
haltung des vorhandenen Vermögens, zur Beschaffung des Unterhalts für die Hausgen® 
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sen oder zur Befriedigung von sonstigen Bedürfnissen des täglichen Lebens zu dienen 
bestimmt ist. Als Gegenstand des Verbrauchs ist eine Sache anzusehen, welche durch 
ihre bestimmungsgemäße Verwendung untergeht oder aufgezehrt wird, welche also da- 
durch eine stoffliche Zerstörung oder eine stoffliche Umgestaltung erfährt. 

Beispielsweise sind zu den Gegenständen des hauswirtschaftlichen Verbrauchs gerech- 
net worden Holzabfälle (RG DR 1942 S. 1787), Kohlen (RG Recht 1919 Nr. 377), Terpen- 
tin und Firnis (RGSt. 47 81), roher Kalk (RGSt. 51 51), Zement (Bay ObLG HRR 1926 
Nr. 879), auch Heu, Stroh und Futter für Tiere, welche dem Haushalt zu dienen pflegen 
(RGSt. 46 379, 47 265). Als nicht hierunter fallend sind dagegen angesehen worden 
Wäschestücke (RGSt. 46 422), Kleidungsstücke und Schuhe (RGSt. 58 230), Brotkarten 
(RGSt. 51 317), neue Zeitungen (KG JW 1917 S. 619), Mauersteine (OLG Kiel JW 
1980 S. 285), Weihnachtsbäume (OLG Hamburg JW 1988 S. 2808), Benzin, das zu Kraft- 
wagenfahrten verwendet werden soll (OLG München JFGErg. 17 S. 190). 

c) Alle genannten Gegenstände kommen aber nur dann als Objekte des $ 370 Nr. 5 in 
Betracht, wenn sie in geringer Menge oder in unbedeutendem Werte entwendet oder 
unterschlagen werden. Als Wert ist der Verkehrswert der Sache zur Zeit der Entwen- 
dung oder Unterschlagung anzusehen. Es ist also ein objektiver Maßstab anzulegen; die 
besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse des Täters sind ebensowenig zu berücksichtigen 
wie diejenigen des Geschädigten (RGSt. 48 53, RG GoltdArch. 65 S. 545, RG HRR 1987 
Nr. 1430). In Kriegszeiten kann eine Ändcrung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die 
Rationierung der Lebensmittel, Knappheit sonstiger Waren auf die Bestimmung des 
Wertes Einfluß haben (RGSt. 51 318, 418, RG JW 1919 S. 48, LG Celle HRR 1940 
Nr. 522, Schickert DR 1943 S. 743, Schwinge S. 321; vgl. aber RGSt. 76 67, RG HRR 
1941 Nr. 514). Als unbedeutend ist der Wert dann anzusehen, wenn er nach der allge- 
meinen Verkehrsauffassung als unerheblich sowohl für den Gewinn wie für den Verlust 
angesehen und behandelt wird (BayObLG HRR 1927 Nr. 2162). Der Tatbestand ist 
auch dann gegeben, wenn der Täter zwar ein teueres Nahrungs- oder Genußmittel, aber 
nur eine geringe Menge davon entwendet (RGSt. 16 66). 

Sind mehrere Personen als Täter beteiligt, dann ist die Gesamtmenge oder der Gesamt- 
wert maßgebend (RG JW 1983 S. 1595). Bei fortgesetzter Begehung sind die ein- 
zelnen Gegenstände ziffern- und wertmäßig zusammenzurechnen (RGSt. 50 398; and. 
v. Liszt-Schmidt S. 633 Anm. 11). 

2. Die Handlung besteht im Entwenden oder Unterschlagen. Entwenden bedeutet 
Wegnahme aus fremdem Gewahrsam (vgl. $ 242 Anm. V); unterschlagen ist gleich- 
bedeutend mit sich rechtswidrig zueignen ($ 246 Anm. TV). 

8. Für den inneren Tatbestand ist zunächst Vorsatz erforderlich. Der Täter muß 
wissen, daß die Sache eine fremde ist; er muß ferner Kenntnis der geringen Menge, des 
unbedeutenden Wertes und des hauswirtschaftlichen Verbrauchs haben. Weiter ist not- 
wendig, daß die Entziehung in der Absicht des alsbaldigen Verbrauchs erfolgt. 
Es ist unerheblich, ob die Absicht des Täters später verwirklicht wird oder nicht (RG 
HRR 1987 Nr. 1430). 

a) Die Entziehung muß zum Zwecke des Verbrauchs erfolgen; vgl. hierzu Anm. 1b. 
An diesem Zweck fehlt es z. B., wenn entwendete Rosensträucher in einen Garten ein- 
gepflanzt werden sollen (RG Recht 1918 Nr. 3088). Hinsichtlich der Gegenstände des 
hauswirtschaftlichen Verbrauchs ist erforderlich, daß der Verbrauch ein hauswirtschaft- 
licher ist (RGSt. 58 376). Die Entwendung von Viehfutter fällt daher nicht unter diese 
Bestimmung, wenn das zu fütternde Tier für gewerbliche Zwecke benutzt wird. Es 
kommt nicht darauf an, wozu der Täter die entwendeten Gegenstände des hauswirt- 
schaftlichen Verbrauchs schließlich verwendet hat, sondern nur darauf, ob er bei der 
Entwendung die Absicht gehabt hat, sie alsbald hauswirtschaftlich zu verbrauchen (RG 
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(RG HRR 1989 Nr. 1323). Durch den Zweck, eine Sache gegen Entgelt zu veräußern, 
wird der Verbrauchszweck ausgeschlossen. An diesem Zweck fehlt es ferner, wenn die 
Sache eingetauscht werden soll (RG HRR 1987 Nr. 774). 

b) Zum Zwecke des alsbaldigen Verbrauchs erfolgt die Entziehung, wenn der Täter 
durch ein gegenwärtiges, augenblickliches Bedürfnis zu seiner Handlung bestimmt wor- 
den ist (RGSt. 58 230). Alsbald ist nicht gleichbedeutend mit sofort oder unmittelbar; 
zwischen der Entwendung und dem Verbrauch kann vielmehr einige Zeit liegen (RG JW 
41988 S. 1595). Es ist unerheblich, aus welchem Beweggrunde die entwendeten Nahrungs- 
oder Genußmittel alsbald verbraucht werden sollen (RG HRR 1989 Nr. 274). Beabsich- 
tigt der Täter, sich einen Vorrat für mehrere Mahlzeiten anzusammeln, so erfolgt die 
Entwendung nicht zum alsbaldigen Verbrauch (RGSt. 76 67). 

c) Die Vorschrift ist auch dann anwendbar, wenn die Entwendung zum alsbaldigen 
Verbrauch durch dritte Personen erfolgt (RGSt. 58 168). 

4. Die Begehung der Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie oder gegen den 
Ehegatten (Abs. 2) stellt einen persönlichen Strafausschließungsgrund dar. 

5. Giesetzeskonkurrenz besteht mit $ 242 und mit $ 246; diesen Bestimmungen geht 
8370 Nr.5 vor (RGSt. 51 69). Idealkonkurrenz ist möglich mit $ 133 Abs. 1, nicht 
dagegen mit 8133 Abs. 2 (RGSt. 48 175, 50 397). Realkonkurrenz kommt mit $ 123 
in Betracht. 

Raub und räuberischer Diebstahl ($$ 249, 252) enthalten gegenüber dem Dieb- 
stahl selbständige Tatbestände; in ihrem Bereich ist $ 370 Nr. 5 nicht anwendbar (RG- 
St. 46 379; vgl. oben $ 249 Anm. I). Ebensowenig kommt die vorliegende Bestimmung 
bei der Amtsunterschlagung in Betracht; vgl. $ 350 Annn. 1. 

Über das Verhältnis zu $ 243 vgl. dort Anm. XIV; vgl. ferner noch $ 244 Anm. II1, 
$ 248a Anm. V. Über das Verhältnis zu landesrechtlichen Feld- und Forstpolizeigesetzen 
vgl. KGJ 49 C S. 366. 

6. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein (Abs. 2). Antragsberechtigter Verletzter ist 
auch hier nicht nur der Eigentümer, sondern auch der Gewahrsamsinhaber. Vgl. aber 
851 MStGB. 

7. Das kommende Recht will die Vorschrift mit $ 248a vereinigen und beide Tatbestände als krimr 
nelles Unrecht behandeln. Es soll zum Ausdruck gebracht werden, daß der Verbrauch auch durch Am 
gehörige erfolgen kann. Vgl. Kohlrausch in Gürtner II S. 485, 486. 

VI. Der sogen. Futterdiebstahl (Nr. 6) unterscheidet sich vom Diebstahl ($ 242) da- 
durch, daß sich die Tat nicht gegen den Eigentümer richtet, sondern unbefugt in dessen 
Interesse erfolgt. Es handelt sich bei der Bestimmung um einen Fall der Gebrauchsan- 
maßung (Binding Lehrbuch 1 S. 316/317). 

1. Unter Vieh sind alle dem Menschen dienst- und nutzbar gemachten und in seinem 
Haushalt gehaltenen Tiere zu verstehen, also auch das Federvieh. 

2. Mit Strafe bedroht ist nur die Wegnahme, also die Entziehung von Gegenständen 
aus fremdem Gewahrsam, nicht auch die rechtswidrige Zueignung von Gegenständen, 
die sich im eigenen Gewahrsam des Täters befinden (Binding Lehrbuch 1 S. 317, LK 
Anm. VI 2, Schwarz Anm. 6; and. Frank Anm. VI). 

8. Täter kann nicht nur ein Angestellter des Eigentümers sein, sondern auch jede be- 
liebige andere Person. 

4. Für den inneren Tatbestand ist die Absicht des Täters erforderlich, das Vieh des 
Eigentümers zu füttern. Es kommt nicht darauf an, ob er diese Absicht verwirklicht 
oder nicht. 

5. Die Strafverfolgung erfordert einen Antrag (Abs. 2). Antragsberechtigt ist der 
Eigentümer. Vgl. noch $ 51 MStGB. 

} 
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Einführungs-Gesetz zum Strafgesetzbuch 
für den Norddeutschen Bund! 


Vom 31. Mai 1870 
(Bundes-Gesetzblatt S. 195) 


$ 1. Das Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund tritt im ganzen Umfange des 
Bundesgebietes mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. 


$ 2. Mit diesem Tage tritt das Bundes- und Landesstrafrecht, insoweit dasselbe Ma- 
terien betrifft, welche Gegenstand des Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund 
sind, außer Kraft. Ä 

In Kraft bleiben die besonderen Vorschriften des Bundes- und Landesstrafrechts, 
namentlich über strafbare Verletzungen der Preßpolizei-, Post-, Steuer-, Zoll-, Fischerei-, 
Jagd-?, Forst- und Feldpolizei-Gesetze [, über Mißbrauch des Vereins-und Versammlungsrechts 
und über den Holz- (Forst-) Diebstahl. 

(Abs. 3 betr. Strafvorschriften in Landesgesetzen rücksichtlich des Konkurses: überholt.) 

8 8. Wenn in Landesgesetzen auf strafrechtliche Vorschriften, welche durch das Straf- 
gesetzbuch für den Norddeutschen Bund außer Kraft gesetzt sind, verwiesen wird, so 
treten die entsprechenden Vorschriften des letzteren an die Stelle der ersteren. 

& 4 (betr. Todesstrafe für Hochverrat, Landesverrat und gewisse gemeingefährliche Verbrechen 
auf dem Kriegsschauplatz: überholt.) 

& 5. In landesgesetzlichen Vorschriften über Materien, welche nicht Gegenstand des 
Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund sind, darf nur Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, Haft, Geldstrafe, Einziehung einzelner Gegenstände und die Entziehung öffent- 
licher Ämter angedroht werden. 


8 6. Vom 1. Januar 1871 ab darf nur auf die im Strafgesetzbuche für den Norddeut- 
schen Bund enthaltenen Strafarten erkannt werden. 

Wenn in Landesgesetzen anstatt der Gefängnis- oder Geldstrafe Forst- oder Gemeinde- 
- Arbeit angedroht oder nachgelassen ist, so behält es hierbei sein Bewenden. 


8 7. Vom 4. Januar 1871 ab verjähren Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
über die Entrichtung der Branntweinsteuer, der Biersteuer und der Postgefälle in drei 
Jahren. 


8 8. Der Landesgesetzgebung bleibt vorbehalten, Übergangsbestimmungen zu treffen, 
um die in Kraft bleibenden Landesstrafgesetze mit den Vorschriften des Strafgesetz- 
buchs für den Norddeutschen Bund in Übereinstimmung zu bringen. 


ı Durch Gesetz vom 16. April 1871 (BGBl. S. 63) wurde das EG zum Reichsgesetz erklärt und zu- 
gleich bestimmt, daß, wo von dem Norddeutschen Bunde, dessen Verfassung, Geblet usw. die Rede 
ist, das Deutsche Reich und dessen entsprechende Beziehungen zu verstehen sind. 


8 Insoweit durch $71 Abs. 2 Nr.3 Reichsjagdgesetz außer Kraft gesetzt. 


ANHANG 


1. Konkursordnung 


Vom 40. Februar 1877 i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
(RGBI. S. 369/612) 
(Auszug) 


8 239. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über deren Vermögen 
das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen betrüglichen Bankerutts mit 
Zuchthaus bestraft, wenn sie in der Absicht, ihre Gläubiger zu benachteiligen, 

4. Vermögensstücke verheimlicht oder bei Seite geschafft haben, 

2. Schulden oder Rechtsgeschäfte anerkannt oder aufgestellt haben, welche ganz oder 
teilweise erdichtet sind, 

3. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung ihnen gesetzlich oblag, 
oder 

4.ihre Handelsbücher vernichtet oder verheimlicht oder so geführt oder verändert 
haben, daß dieselben keine Übersicht des Vermögenszustandes gewähren. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter drei Mo- 
naten ein. 


8 240. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über deren Vermögen 
das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen einfachen Bankerutts mit Ge- 
fängnis bestraft, wenn sie 

4. durch Aufwand, Spiel oder Wette oder durch Differenzhandel mit Waren oder 
Börsenpapieren übermäßige Summen verbraucht haben oder schuldig geworden 
sind; 

2.in der Absicht, die Eröffnung des Konkursverfahrens hinauszuschieben, Waren oder 
Wertpapiere auf Kredit entnommen und diese Gegenstände erheblich unter dem 
Werte in einer den Anforderungen einer ordnungsmäßigen Wirtschaft widersprechen- 
den Weise veräußert oder sonst weggegeben haben; 

3. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung ihnen gesetzlich oblag, 
oder dieselben verheimlicht, vernichtet oder so unordentlich geführt haben, daß sie 
keine Übersicht ihres Vermögenszustandes gewähren, oder 

4. es gegen die Bestimmung des Handelsgesetzbuchs unterlassen haben, die Bilanz ihres 
Vermögens in der vorgeschriebenen Zeit zu ziehen. 

Neben der Gefängnisstrafe kann in den Fällen der Nr. 1, 2 auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe [bis zu 6000 Mark] er- 
kannt werden. 


& 241. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über deren Vermögen 
das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
bestraft, wenn sie, obwohl sie ihre Zahlungsunfähigkeit kannten, einem Gläubiger in der 
Absicht, ihn vor den übrigen Gläubigern zu begünstigen, eine Sicherung oder Befriedi- 
gung gewährt haben, welche derselbe nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der Zeit 
zu beanspruchen hatte. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe [bis zu 6000 Mark] er- 
kannt werden. 


& 242. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
4.im Interesse eines Schuldners, welcher seine Zahlungen eingestellt hat, oder über 
dessen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, Vermögensstücke des- 
selben verheimlicht oder bei Seite geschafft hat, oder 
2. im Interesse eines solchen Schuldners, oder, um sich oder einem anderen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen, in dem Verfahren erdichtete Forderungen im eigenen Namen 
oder durch vorgeschobene Personen geltend gemacht hat. 
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Anhang 2. Sprengstoffgesetz 


Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe oder Geldstrafe [bis zı 
6000 Mark) ein. 


& 248. Ein Gläubiger, welcher sich von dem Gemeinschuldner oder anderen Personen 
besondere Vorteile dafür hat gewähren oder versprechen lassen, daß er bei den Abstim- 
mungen der Konkursgläubiger in einem gewissen Sinne stimme, wird mit Geldstrafe 
[bis zu 3000 Mark] oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


& 244. Die Strafvorschriften der $$ 239-241 finden gegen die Mitglieder des Vorstandes 
einer Aktiengesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft und gegen die Liquidatoren 
einer Handelsgesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft, welche ihre Zahlungen 
eingestellt hat, oder über deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, 
Anwendung, wenn sie in dieser Eigenschaft die mit Strafe bedrohten Handlungen be- 
gangen haben. 


2. Gesetz gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoffen! 


Vom 9. Juni 1884 
(RGBI.S. 61, inder Fassung der AenderungsVO.vom 8. August 1941, RGBI.IS.531) 


& 1. Die Herstellung, der Vertrieb und der Besitz von Sprengstoffen sowie die Ein- 
führung derselben aus dem Auslande ist unbeschadet der bestehenden sonstigen Be- 
schränkungen nur mit polizeilicher Genehmigung zulässig. 

Wer sich mit der Herstellung oder dem Vertriebe von Sprengstoffen befaßt, hat ein 
Register zu führen, aus welchem die Mengen der hergestellten, aus dem Auslande ein- 
geführten oder sonst zum Zweck des Vertriebes angeschafften Sprengstoffe, sowie die 
Bezugsquellen und der Verbleib derselben ersichtlich sein müssen. Dieses Register ist 
der zuständigen Behörde auf Erfordern jederzeit vorzulegen. 

Der Reichswirtschaftsminister kann im Einvernehmen mit den Reichsministern des 
Innern und der Justiz durch Verordnung bestimmen, daß die Vorschriften des ersten 
und zweiten Absatzes auf bestimmte Sprengstoffe nicht oder nur unter bestimmten 
Voraussetzungen Anwendung finden. 

Insoweit Sprengstoffe zum eigenen Gebrauch durch Reichs- oder Landesbehörden 
von der zuständigen Verwaltung hergestellt, besessen, eingeführt oder vertrieben werden, 
bleiben die Vorschriften des ersten und zweiten Absatzes ebenfalls ausgeschlossen. 


& 2. Der Reichswirtschaftsminister erläßt im Einvernehmen mit den Reichsministern 
des Innern und der Justiz die zur Durchführung des $1 Abs.1 und 2 erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


8 8. Gegen die versagende Verfügung ist nur die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde 
innerhalb 14 Tagen zulässig. Dieselbe hat keine aufschiebende Wirkung. 


8 4. Die Erteilung der nach $ 1 Absatz 1 erforderlichen Erlaubnis erfolgt in widerrul- 
licher Weise. Wegen der Beschwerde gegen die Zurücknahme gilt die Vorschrift des $ 3 
des gegenwärtigen Gesetzes. 


& 5. Wer vorsätzlich durch Anwendung von Sprengstoffen Gefahr für das Eigentum, 
die Gesundheit oder das Leben eines anderen herbeiführt, wird mit Zuchthaus bestraft. 

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung verursacht worden, so tritt 
Zuchthausstrafe nicht unter fünf Jahren, und wenn der Tod eines Menschen verursacht 
worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe ein. 


a ran aim —_ = = Pen ee ee mn 2 a m m U mn nn 


ı Gilt auch im Sudetenland (RGBi. 19291 S. 38), im Protektorat Böhmen und Mähren für 
deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S.754), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 1 
8.844 1941 18. 531),in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I S. 1059). 
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2. Sprengstoffgesetz Anhang 


Ist durch die Handlung der Tod eines Menschen herbeigeführt worden und hat der 
Täter einen solchen Erfolg voraussehen können, so ist auf Todesstrafe zu erkennen. 


8 6. Haben mehrere die Ausführung einer oder mehrerer nach $ 5 zu ahndender straf- 
barer Handlungen verabredet oder sich zur fortgesetzten Begehung derartiger, wenn 
auch im einzelnen noch nicht bestimmter Handlungen verbunden, so werden dieselben, 
auch ohne daß der Entschluß der Verübung des Verbrechens durch Handlungen, welche 
einen Anfang der Ausführung enthalten, betätigt worden ist, mit Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren bestraft. 


8 7. Wer Sprengstoffe herstellt, anschafft, bestellt, oder in seinem Besitze hat, in der 
Absicht, durch Anwendung derselben Gefahr für das Eigentum, die Gesundheit oder das 
Leben eines anderen entweder selbst herbeizuführen oder andere Personen zur Begehung 
dieses Verbrechens in den Stand zu setzen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be- 
straft. x 

Der gleichen Strafe verfällt, wer Sprengstoffe, wissend, daß dieselben zur Begehung 
eines in dem $ 5 vorgesehenen Verbrechens bestimmt sind, an andere Personen überläßt. 


8 8. Wer Sprengstoffe herstellt, anschafft, bestellt, wissentlich in seinem Besitze hat 
oder an andere Personen überläßt unter Umständen, welche nicht erweisen, daß dies zu 
einem erlaubten Zweck geschieht, wird mit Zuchthausstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis nicht unter einem Jahre bestraft. Diese Bestimmung findet auf die gemäß $1 
Absatz 3 von der Reichsregierung [mit Zustimmung des Bundesrats] bezeichneten Stoffe 
nicht Anwendung. 

8 9. Wer der Vorschrift in dem ersten Absatz des $1 zuwider es unternimmt, ohne 
polizeiliche Ermächtigung Sprengstoffe herzustellen, vom Auslande einzuführen, feil- 
zuhalten, zu verkaufen oder sonst an andere zu überlassen, oder wer im Besitze derartiger 
Stoffe betroffen wird, ohne polizeiliche Erlaubnis hierzu nachweisen zu können, ist mit 
Gefängnis von drei Monaten bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Gleicher Strafe wer verfällt, die Vorschriften des $1 Absatz 2, die von den Zentralbehör- 
den in Gemäßheit des $ 2 getroffenen Anordnungen oder die bereits bestehenden oder 
noch zu erlassenden sonstigen polizeilichen Bestimmungen über den Verkehr mit Spreng- 
stoffen, auf welche $1 Absatz 1 Anwendung findet, übertritt. 


8 10. Wer öffentlich vor einer Menschenmenge oder wer durch Verbreitung oder öffent- 
lichen Anschlag oder öffentliche Ausstellung von Schriften oder anderen Darstellungen, 
oder wer in Schriften oder anderen Darstellungen zur Begehung einer deriin den $$ 5 und 6 
bezeichneten strafbaren Handlungen oder zur Teilnahme an denselben auffordert, wird 
mit Zuchthaus bestraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher auf die vorbezeichnete Weise zur Begehung 
der im Absatz 1 gedachten strafbaren Handlungen insbesondere dadurch anreizt oder 
verleitet, daß er dieselben anpreist oder als etwas Rühmliches darstellt. 


8 11. In den Fällen der $$ 5, 6, 7, 8 und 10 kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
erkannt werden. In den Fällen der 88 5, 6, 7, 8 und in dem Falle einer Anwendung der 
Strafvorschriften des $9 ist auf Einziehung der zur Zubereitung der Sprengstoffe ge- 
brauchten oder bestimmten Gegenstände, sowie der im Besitze des Verurteilten vor- 
gefundenen Vorräte von Sprengstoffen zu erkennen, ohne Unterschied, ob dieselben dem 
Verurteilten gehören oder nicht. 

& 12. Die Bestimmungen im $4 Absatz2 Nr.i des Strafgesetzbuchs für das Deutsche 
Reich finden auch auf die in den $$5, 6, 7, 8 und 10 dieses Gesetzes vorgesehenen Ver- 
brechen Anwendung. 

& 18. Der in dem $139 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich angedrohten Strafe 
verfällt, wer von dem Vorhaben eines im $ 5 vorgesehenen Verbrechens oder von einer 
im $ 6 vorgesehenen Verabredung oder von dem Tatbestande eines im $ 7 des gegenwär- 
tigen Gesetzes unter Strafe gestellten Verbrechens in glaubhafter Weise Kenntnis erhält 
und es unterläßt, der durch das Verbrechen bedrohten Person oder der Behörde recht- 
zeitig Anzeige zu machen. 
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Anhang 5- VO zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit u. Ordnung 


3. Gesetz, betreffend die Bestrafung der Entziehung elektrischer Arbeit! 


Vom 9. April 1900 
(RGBl. S. 228) 


8 1. Wer einer elektrischen Anlage oder Einrichtung fremde elektrische Arbeit mittelst 
eines Leiters entzieht, der zur ordnungsmäßigen Entnahme von Arbeit aus der Anlage 
oder Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, wenn er die Handlung in der Absicht begeht, 
die elektrische Arbeit sich rechtswidrig zuzueignen, mit Gefängnis und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Der Versuch ist strafbar. 


& 2. Wird die im $ 1 bezeichnete Handlung in der Absicht begangen, einem anderen 
rechtswidrig Schaden zuzufügen, so ist auf Geldstrafe oder auf Gefängnis bis zu zwei 
Jahren zu erkennen. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


4. Jugendgerichtsgesetz 


Vom 16. Februar 1923 
(RGBI.I S. 135) 


- aufgehoben durch $2 Nr. 1 der Jugendstrafrechtsverordnung vom 6. November 1945 
(RGBiI.I 5.635); ersetzt durch die Neufassung des Reichsjugendgerichisgesetzes 
vom6.November 1943 (RGBl.I S. 637; abgedr. unten Nr. 36) - 


5. VO zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
Vom 15. September 1923 
(RGBI.I S. 879) 


Auf Grund des Artikel 48 der Reichsverfassung wird zur Wiederherstellung der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung für das Reichsgebiet folgendes verordnet: 


& 1. Wer öffentlich oder in einer Versammlung oder durch Verbreitung von Schriften 
oder anderen Darstellungen dazu auffordert oder anreizt, einer Steuerpflicht oder der 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtung zur Leistung von Geld oder Geldeswert an das 
Reich, die Länder oder Gemeinden (Gemeindeverbände) nicht zu genügen oder die 
Durchführung der Vorschriften über diese Pflichten auf andere Weise zu hindern, 
wird, sofern nicht .eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis nicht unter einem 
Monat und mit Geldstrafe bestraft; das Höchstmaß der Geldstrafe ist unbeschränkt. 

& 2. Wer öffentlich oder in einer Versammlung oder durch Verbreitung von Schriften 
oder anderen Darstellungen zur Zurückhaltung von Lebens- oder Futtermitteln, die zur 
Veräußerung oder Weiterveräußerung bestimmt sind, auffordert oder anreizt, wird, so- 
fern nicht eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis nicht unter einem Monat und 
mit Geldstrafe bestraft, das Höchstmaß der Geldstrafe ist unbeschränkt. Als Lebens- 
oder Futtermittel gelten auch Erzeugnisse, aus denen Lebens- oder Futtermittel her- 
gestellt werden. 

8 3. In den Fällen der $$ 1 und 2 kann neben der Strafe auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Ferner ist anzuordnen, daß die Verurteilung auf Kosten 
des Schuldigen öffentlich bekanntzumachen ist. Die Bekanntmachung kann auch durch 
öffentlichen Anschlag erfolgen. Die Vorschriften des $26 Abs.3 und 4 der Preistreiberei- 
verordnung vom 13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 700) gelten entsprechend. 

8 4. Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


ı Gilt auch im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 38), im Protektorat Böhmen und Mähren für 
deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S. 754), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1%0 I 
8. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I S. 1059). 
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?. VO gegen unbefugten Gebrauch von Kraftfahrzeugen Anhang 


6. Vierte VO zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
und zum Schutze des inneren Friedens! 


4 Vom 8. Dezember 1931 
| (RGBl.I S. 699, 742) 


. Achter Teil. Schutz des inneren Friedens 
v 
Kapitel III: Verstärkung des Ehrenschutzes 


8 1. Steht im Falle der üblen Nachrede ($ 186 des Strafgesetzbuchs) der Verletzte im 
ölfentlichen Leben und ist die ehrenrührige Tatsache öffentlich behauptet oder verbreitet 
worden und geeignet, den Verletzten des Vertrauens unwürdig erscheinen zu lassen, 

s dessen er für sein öffentliches Wirken bedarf, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter drei 
Monaten, wenn der Täter sich nicht erweislich in entschuldbarem gutem Glauben an die 
Wahrheit der Äußerung befunden hat. 

$ 2. Steht im Falle der Verleumdung ($ 187 des Strafgesetzbuchs) der Verletzte im 
öffentlichen Leben und ist die ehrenrührige Tatsache öffentlich behauptet oder verbreitet 
worden und geeignet, den Verletzten des Vertrauens unwürdig erscheinen zu lassen, 
dessen er für sein öffentliches Wirken bedarf, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten. 

8 8. In den Fällen der $$ 1, 2 kann das Gericht neben der Strafe und unabhängig von 
einer nach $ 188 des Strafgesetzbuchs zu verhängenden Buße auf eine an die Staatskasse 

zu entrichtende Buße bis zu einhunderttausend Reichsmark erkennen. 

& 4. In Strafverfahren wegen Beleidigung bestimmt das Gericht, auch wenn die Tat 
auf erhobene öffentliche Klage verfolgt wird, den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hier- 
bei durch Anträge, Verzichte oder frühere Beschlüsse gebunden zu sein. 


& 5 (außer Kraft getreten). 


7. VO gegen unbefugten Gebrauch von Kraftfahrzeugen 
und Fahrrädern? ? 


Vom 20. Oktober 1932 
(RGBl.I S. 496) 
& 1. Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtigten in 
Gebrauch nimmt, wird, sofern die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit schwererer 
Strafe bedrott ist, mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 


Der Versuch ist strafbar. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig. 


Wer die Tat gegen seinen Ehegatten oder gegen einen Verwandten absteigender Linie 
begeht, ist straffrei. 

Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Verordnung sind die Fahrzeuge, die durch Maschinen- 
kraft bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur insoweit, als sie nicht an Bahngleise ge- 


bunden sind. 
& 2. Diese Verordnung tritt am 1. November 1932 in Kraft. 


u 
nn EL Ei - 


32 Schrifttum: Schäfer-DohnanyiS. 238, Schwarz S. 618. | 
2 Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1938 I S. 702), im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 38, 164), 

m Protektorat Böhmen und Mähren für deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S. 754), in den . 
ingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 IS. 712, 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I | 


. 1059). 
a3 Schrifttum: Schäfer-Dohnanyi S. 239. O0. Wagener, DieVO des RPr. gegen unbefugten Ge- 


rauch von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern. 1932. Schwarz S. 641, 
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Anhang 8. VO zum Schutze des deutschen Volkes 


8. VO zum Schutze des deutschen Volkes! 


Vom 4. Februar 1933 
(RGBI.I S. 35) 
(Auszug) 


Abschnitt IV. Strafbestimmungen 


8 15. (ı) Wer öffentlich zu einer Gewalttat gegen eine bestimmte Person oder all- 
gemein zu Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen auffordert oder anreizt, wird, 
sofern nicht die Tat nach anderen Vorschriften mit einer höheren Strafe bedroht ist, mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

(2) Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist auf Gefängnis nicht unter einem 
Monat zu erkennen. 


& 18. Wer eine auf Grund der $$ 9 oder 11 verbotene periodische Druckschrift heraus- 
gibt, verlegt, druckt oder verbreitet, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be- 
straft, neben dem auf Geldstrafe erkannt werden kann. Ebenso wird bestraft, wer im 
Inland eine periodische Druckschrift verbreitet, deren Verbreitung gemäß $ 13 ver- 
boten ist. 


8 20. (1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig Druckschriften politischen Inhalts herstellt, 
verbreitet oder zum Zwecke der Verbreitung vorrätig hält, auf denen zur Verheimlichung 
des Ursprungs die in den $$ 6 und 7 des Reichsgesetzes über die Presse vom 7. Mai 1854 
(Reichsgesetzbl. S. 65) vorgeschriebenen Angaben über Drucker, Verleger, Verfasser, 
Herausgeber oder verantwortlichen Redakteur nicht enthalten oder unrichtig, unvoll- 
ständig oder unleserlich sind, wird, soweit nicht die Tat nach anderen Vorschriften mit 
einer schwereren Strafe bedroht ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft, wenn 
durch die Schrift 

4. das Verbrechen des Hochverrats ([($$ 81 bis 86]® des Strafgesetzbuchs) oder 

2. ein Vergehen gegen die Vorschriften über verbotene Vereine ($ 5 der Verordnung de 
Reichspräsidenten zur Erhaltung des inneren Friedens vom 19. Dezember 1932. 
Reichsgesetzbl. I S. 548) oder über verbotene Druckschriften ($ 18 dieser Verord- 
nung) oder 

3. eine nach den $$ 110 bis 112 des Strafgesetzbuchs oder nach $ 15 dieser Verordnung 

strafbare Aufforderung oder Anreizung begründet wird. 

(2) Wer wegen einer vorsätzlichen Zuwiderhandlung nach Abs. 1 bestraft worden ist, 
wird, wenn er abermals der Vorschrift des Abs. 4 vorsätzlich zuwiderhandelt, mit Ge 
fängnis nicht unter drei Monaten bestraft. $ 245 des Strafgesetzbuchs findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Auf Gegenstände, die zur Begehung eines nach diesen Vorschriften strafbaren Ver- 
gehens gebraucht oder bestimmt sind, findet $ 86a des Strafgesetzbuchs entsprechende 
Anwendung. 


8 21. (1) Wer von dem Vorhandensein eines Vorrats von Druckschriften, deren Inhalt 
den Tatbestand einer der im $ 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten strafbaren Handlungen 
begründet, zu einem Zeitpunkt glaubhafte Kenntnis erhält, zu dem das Vorhandenseis 
dieses Druckschriftenvorrats der Behörde noch nicht bekannt ist, ist verpflichtet, un- 
verzüglich der Polizeibehörde Anzeige zu erstatten. Die in seinen Besitz oder Gewahrsam 
gelangten Stücke der Druckschrift hat er unverzüglich der Polizeibehörde abzuliefern. 

(2) Wer es unterläßt, die Anzeige oder Ablieferung rechtzeitig zu bewirken, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 


ı Schrifttum: Hoche, VO zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar 1933. Schäfer- 
DohnanyiS. 246. Schwarz S. 619. 
2 jetzt $$ 80 bis 84 des Strafgesetzbuchs. 
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9. VO zum Schutz von Volk und Staat Anhang 


(3) Straffrei ist, wer eine Anzeige unterläßt, die er gegen Verwandte auf- und absteigen- 
der Linie, Ehegatten oder Geschwister erstatten müßte. Ein Geistlicher ist nicht ver- 
pflichtet, anzuzeigen, was ihm bei Ausübung der Seelsorge anvertraut worden ist. 


9. VO zum Schutz von Volk und Staat! 


Vom 28. Februar 1933 
(RGBi.I 8. 83) 


Auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur Abwehr kommuni- 
stischer staatsgefährdender Gewaltakte folgendes verordnet: 


8 1. Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des Deutschen 
Reichs werden bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschränkungen der 
persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungsäußerung, einschließlich der Presse- 
freiheit, des Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Post-, Telegra- 
phen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haussuchungen und von Beschlag- 
nahmen sowie Beschränkungen des Eigentums auch außerhalb der sonst hierfür be- 
stimmten gesetzlichen Grenzen zulässig. 


8 2. Werden in einem Lande die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung nötigen Maßnahmen nicht getroffen, so kann die Reichsregierung insoweit 
die Befugnisse der obersten Landesbehörde vorübergehend wahrnehmen. 


& 8. Die Behörden der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) haben den auf 
Grund des $ 2 erlassenen Anordnungen der Reichsregierung im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit Folge zu leisten. 


& 4. Wer den von den obersten Landesbehörden oder den ihnen nachgeordneten Be- 
hörden zur Durchführung dieser Verordnung erlassenen Anordnungen oder den von der 
Reichsregierung gemäß $ 2 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt oder wer zu solcher 
Zuwiderhandlung auffordert oder anreizt, wird, soweit nicht die Tat nach anderen Vor- 
schriften mit einer schwereren Strafe bedroht ist, mit Gefängnis nicht unter einem Monat 
oder mit Geldstrafe von 150 bis zu 15 000 Reichsmark bestraft. 

Wer durch Zuwiderhandlung nach Abs. 1 eine gemeine Gefahr für Menschenleben her- 
beiführt, wird mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten und, wenn die Zuwiderhandlung den Tod eines Menschen verursacht, mit 
dem Tode, bei mildernden Umständen mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft. 
Daneben kann auf Vermögenseinziehung erkannt werden. 

Wer zu einer gemeingefährlichen Zuwiderhandlung (Abs. 2) auffordert oder anreizt, 
wird mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter drei- Monaten 
bestraft. 


& 5. (Abs.1 ist durch Art. 4 Ges. vom 28. Juni 1935 gestrichen worden.) 
Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere Strafe angedroht ist, mit 
lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren wird bestraft: 

4. Wer es unternimmt, den Reichspräsidenten oder ein Mitglied oder einen Kommissar 
der Reichsregierung oder einer Landesregierung zu töten oder wer zu einer solchen 
Tötung auffordert, sich erbietet, ein solches Erbieten annimmt oder eine solche Tö- 
tung mit einem anderen verabredet; | 

2. wer in den Fällen des $ 115 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwerer Aufruhr) oder des 
8 125 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwerer Landfriedensbruch) die Tat mit Waffen 
oder in bewußtem und gewolltem Zusammenwirken mit einem Bewaffneten begeht; 

3. wer eine Freiheitsberaubung ($ 239 des Strafgesetzbuchs) in der Absicht begeht, sich 
des der Freiheit Beraubten als Geisel im politischen Kampfe zu bedienen. 


8 6. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


ı Schrifttum: Schäfer-Dohnanyi S. 252. Schwarz S. 621. 
50 Schönke, StGB 2.A. 785 


Anhang 11. Gesetz zur Gewährleistung des Rechtsfriedens 


10. Gesetz zur Abwehr politischer Gewalttaten! 2 


Vom 4. April 1933 
(RGBI.I S.162; geändert durch Art.4 Nr.5 des Gcs. v. 28.6.1935, RGBI.1S. 839/841) 


& 1. Mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu fünf- 
zehn Jahren kann, soweit bisher mildere Strafen angedroht sind, bestraft werden: 


1. wer ein Verbrechen gegen $ 5 Abs. 1, 2 des Gesetzes gegen den verbrecherischen und 
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. 
S. 61) begeht; 

2. wer ein öffentlichen Zwecken dienendes Bauwerk in Brand setzt oder sprengt ($$ 306 
bis 308, 311 des Strafgesetzbuchs) oder wer eine Inbrandsetzung oder Sprengung in 
der Absicht begeht, in der Bevölkerung Angst oder Schrecken zu erregen; 

3. wer ein Verbrechen gegen $ 229 Abs. 2, $$ 312, 324 des Strafgesetzbuchs (Giftbei- 
bringung, Überschwemmung, gemeingefährliche Vergiftung) begeht. 


& 2 (außer Kraft getreten ). 


11. Gesetz zur Gewährleistung des Rechtstriedens’'* 


Vom 13. Oktober 1933 
(RGBl.1S.723,1.d.F. von Art. VII des G.vom 24. April 1934, RGBI.IS. 341/347, 
u.von $21 Abs.2 Nr.12 der VO v. 13.3. 1940, RGBI.I S. 489/493) 
&1. (1) Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere Strafe angedroht 
ist, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren wird 
bestraft: 

1. wer es unternimmt, einen Richter oder einen Staatsanwalt oder einen mit Aufgaben 
der politischen, Kriminal-, Bahn-, Forst-, Zoll-, Schutz- oder Sicherheitspolizei oder 
des Vollzugs von Strafen oder Maßregeln der Sicherung und Besserung betrauten 
Beamten oder einen Angehörigen der Wehrmacht oder der Sturmabteilungen (ein- 
schließlich des Stahlhelms) oder der Schutzstaffeln der NSDAP, einen Amtswalter 
der NSDAP oder einen Angehörigen des Deutschen Luftsportverbandes aus politi- 
schen Beweggründen oder wegen ihrer amtlichen oder dienstlichen Tätigkeit zu töten, 
oder wer zu einer solchen Tötung auffordert, sich erbietet, ein solches Erbieten an- 
nimmt oder eine solche Tötung mit einem anderen verabredet; 

2. wer es unternimmt, einen Schöffen oder Geschworenen wegen seiner Tätigkeit als 
Schöffe oder Geschworener oder einen Zeugen oder Sachverständigen wegen einer 
von ihm in Erfüllung seiner Zeugen- oder Sachverständigenpflicht gemachten Be- 
kundung zu töten, oder wer zu einer solchen Tötung auffordert, sich erbietet, 
ein solches Erbieten annimmt oder eine solche Tötung mit einem anderen ver- 
abredet; 

3. und 4. (fortgefallen) 

(2) Die Vorschriften des $ 86a des Strafgesetzbuchs über Einziehung und Unbrauch- 
barmachung finden entsprechende Anwendung. 

8 2. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer es unternimmt, in das In- 
land in der Absicht der Verbreitung zu staatsgefährdenden Zwecken eine Druckschrift 
einzuführen, durch die der äußere Tatbestand 

1. eines nach dem Gesetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 479) strafbaren Verbrechens oder 


» Gilt auch im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 38), im Protektorat Böhmen und Mähren für 
deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S. 754), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 19401 
S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I S. 1059). 

® Schrifttum: Schäfer-Dohnanyi S. 257. Schwarz S. 637. 

> Gilt auch im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 38), im Protektorat Böhmen und Mähren fär 
deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S. 754), in Danzig (RGBl. 1939 I S. 2232), in den einge- 
gliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBi. I 1940 5. 1059). 


* Schrifttum: Schäfer-Dohnanyi S. 275. Schwarz S. 639. 
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12. Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei Anhang 


2.einer nach den $$ 110 bis 112 des Strafgesetzbuchs strafbaren Aufforderung oder 
Anreizung 
3. (gegenstandslos geworden)! 
begründet wird. 
8 3 (außer Kraft getreten). 


12. Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei 
und zum Schutz der Parteiuniformen? ?-* 


Vom 20. Dezember 1934 
(RGBl. I S. 1269) 


Artikel ii 


8 1. (1) Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte Behauptung tatsäch- 
licher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reichs oder das Ansehen 
der Reichsregierung oder das der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei oder 
ihrer Gliederungen schwer zu schädigen, wird, soweit nicht in anderen Vorschriften eine 
schwerere Strafe angedroht ist, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und, wenn er die Be- 
hauptung öffentlich aufstellt oder verbreitet, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft. 

(2) Wer die Tat grob fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(8) Richtet sich die Tat ausschließlich gegen das Ansehen der NSDAP oder ihrer Glie- 
derungen, so wird sie nur mit Zustimmung des Leiters der Partei-Kanzlei oder der von 
ihm bestimmten Stelle verfolgt. 


& 2. (1) Wer öffentlich gehässige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende 
Äußerungen über leitende Persönlichkeiten des Staates oder der NSDAP, über ihre An- 
ordnungen oder die von ihnen geschaffenen Einrichtungen macht, die geeignet sind, das 
Vertrauen des Volkes zur politischen Führung zu untergraben, wird mit Gefängnis be- 
straft. 

(2) Den öffentlichen Äußerungen stehen nichtöffentliche böswillige Äußerungen gleich, 
wenn der Täter damit rechnet oder damit rechnen muß, daß die Äußerung in die Öffent- 
lichkeit dringen werde. 

(3) Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz verfolgt; richtet 
sich die Tat gegen eine leitende Persönlichkeit der NSDAP, so trifft der Reichsminister 
der Justiz die Anordnung im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei. 

(4) Der Reichsminister der Justiz bestimmt im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Partei-Kanzlei den Kreis der leitenden Persönlichkeiten im Sinne des Absatzes 1.® 


8 8. (1) Wer bei der Begehung oder Androhung einer strafbaren Handlung eine Uni- 
form oder ein Abzeichen der NDSAP oder ihrer Gliederungen trägt oder mit sich führt, 
ohne dazu als Mitglied der NSDAP oder ihrer Gliederungen berechtigt zu sein, wird mit 
Zuchthaus, in leichteren Fällen mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 


ı &2 Nr. 3 ist gegenstandslos geworden durch das Außerkrafttreten der VO zur Abwehr heim- 
tückischer Angriffe usw. v.21.3.1933, verfügt in Art. 3 ($ 9) des Gesetzes gegen heimtückische An- 
griffe usw. v. 20.12.1934 (RGBl.I S.1269). 

s Gilt auch in der Ostmark (RGBl.1939 I S. 80), im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 38), im 
Protektorat Böhmen und Mähren für deutsche Staatsangehörige (RGBl. 1939 I S. 754) und mit ge- 
wissen Einschränkungen auch für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind (RGBl. 19401 
S. 1107), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet 
(RGBl. 1040 I S. 1959). 

® Schrifttum: Lange in Kohlrausch S.704. Schäfer-Dohnanyi S. 288. Schwarz S. 625. 

4 Amtliche Begründung in DJ 1935 S. 42. 

? Dies ist geschehen in der 2. DurchführungsVO vom 22. Februar 1935 (RGBl. I S. 276). 
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Anhang 12. Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei 


(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, einen Aufruhr oder in der Bevölkerung Angst 
oder Schrecken zu erregen, oder dem Deutschen Reich außenpolitische Schwierigkeiten 
zu bereiten, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren oder mit lebenslangem Zucht- 
haus bestraft. In besonders schweren Fällen kann auf Todesstrafe erkannt werden. 

(s) Nach diesen Vorschriften kann ein Deutscher auch dann verfolgt werden, wenn er 
die Tat im Ausland begangen hat. 


8 4. (1) Wer seines Vorteils wegen oder in der Absicht, einen politischen Zweck zu er- 
reichen, sich als Mitglied der NSDAP oder ihrer Gliederungen ausgibt, ohne es zu sein, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Die Tat wird nur mit Zustimmung des Leiters der Partei-Kanzlei oder der von 
ihm bestimmten Stelle verfolgt. 


8 5. (1) Wer parteiamtliche Uniformen, Uniformteile, Gewebe, Fahnen oder Abzeichen 
der NSDAP, ihrer Gliederungen oder der ihr angeschlossenen Verbände ohne Erlaubnis 
des Reichsschatzmeisters der NSDAP gewerbsmäßig herstellt, vorrätig hält, feilhält, 
oder sonst in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. Für welche 
Uniformteile und Gewebe es der Erlaubnis bedarf, bestimmt der Reichsschatzmeister 
der NSDAP im Einvernehmen mit dem Reichswirtschaftsminister durch eine im Reichs- 
gesetzblatt zu veröffentlichende Bekanntmachung. 

(3) Wer parteiamtliche Uniformen und Abzeichen im Besitz hat, ohne dazu als Mitglied 
der NSDAP, ihrer Gliederungen oder der ihr angeschlossenen Verbände oder aus einem 
anderen Grunde befugt zu sein, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, und, wenn er diese 
Gegenstände trägt, mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. 

(3) Den parteiamtlichen Uniformen, Uniformteilen und Abzeichen stehen solche Uni- 
formen, Uniformteile und Abzeichen gleich, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind. 

(4) Neben der Strafe ist auf Einziehung der Uniformen, Uniformteile, Gewebe, Fahner 
oder Abzeichen, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, zu erkennen. Kann keine be 
stimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so ist auf Einziehung selbständig zu er- 
kennen, wenn im übrigen die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

(5) Die eingezogenen Gegenstände sind dem Reichsschatzmeister der NSDAP oder 
der von ihm bestimmten Stelle zur Verwertung zu überweisen. 

(6) Die Verfolgung der Tat und die selbständige Einziehung (Abs. 4 Satz 2) findet nur 
mit Zustimmung des Leiters der Partei-Kanzlei oder der von ihm bestimmten Stelle 
statt. 


8 6. Im Sinne dieser Vorschriften gilt nicht als Mitglied der NSDAP, ihrer Gliederun- 
gen oder der ihr angeschlossenen Verbände, wer die Mitgliedschaft erschlichen hat. 


& 7. Der Leiter der Partei-Kanzlei erläßt im Einvernehmen mit den Reichsministern 
der Justiz und des Innern die zur Ausführung und Ergänzung der $$ 1 bis 6 erforderlichen 
Vorschriften.? 


Artikel 2 


8 8. (1) Die Vorschriften dieses Gesetzes mit Ausnahme des $5 Abs.1 gelten sinn- 
gemäß für den Reichsluftschutzbund, den Deutschen Luftsportverband, den Freiwilligen 
Arbeitsdienst und die Technische Nothilfe. 

(2) Die zur Ausführung und Ergänzung dieser Bestimmung erforderlichen Vor- 
schriften erläßt der Reichsminister der Justiz, und zwar, soweit es sich um den Reichs- 
luftschutzbund und den Deutschen Luftsportverband handelt, im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Luftfahrt, und soweit es sich um den Freiwilligen Arbeits- 
dienst und die Technische Nothilfe handelt, im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
des Innern.? 


! Bekanntmachung vom 25. April 1939 (RGBl. I S. 875). 


s 3. DurchführungsVO vom 16. März 1935 (RGBl. I S. 387) in der Fassung der 4. DVO vom 25. Märt 
1939 (RGBl.I S. 797). 


® 4, DurchführungsVO vom 15. Februar 1935 (RGBI.I S. 204). 
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13. Luftschutzgesetz Anhang 


Artikel 3 


89. $5 Abs.1 tritt am 1. Februar 1935 in Kraft. Die übrigen Vorschriften dieses 
Gesetzes treten am Tage nach der Verkündung in Kraft; gleichzeitig treten die Ver- 
ordnung zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung der nationalen Er- 
hebung vom 21. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 135) sowie Artikel 4 des Gesetzes über 
die Reichsluftfahrtverwaltung vom 15. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1077) 
außer Kraft. 


13. Luftschutzgesetz!’ ? 


in der Fessung vom 31. August 1943 
(RGBI.I S. 506) 


(Auszug) 

8 2. Luftschutzpflicht. (1) Alle Deutschen sind zu Dienst- und Sachleistungen sowie 
zu sonstigen Handlungen, Duldungen und Unterlassungen verpflichtet, die zur Durch- 
führung des Luftschutzes erforderlich sind (Luftschutzpflicht). 

(1) Ausländer und Staatenlose, die im Großdeutschen Reich Wohnsitz, Aufenthalt oder 
Vermögen haben, sind luftschutzpflichtig, soweit nicht Staatsverträge oder allgemein 
anerkannte Regeln des Völkerrechts entgegenstehen. 

(8) Luftschutzpflichtig sind ferner alle juristischen Personen, nicht rechtsfähigen Per- 
sonenvereinigungen, Anstalten und Einrichtungen öffentlichen und privaten Rechts, so- 
weit sie im Großdeutschen Reich Sitz, Niederlassung oder Vermögen haben. 

87 Schweigepflicht. Die Luftschutzdienstpflichtigen haben — auch nach Beendigung 
ihres Luftschutzdienstes — über die ihnen bei Erfüllung der Luftschutzdienstpflicht 
anvertrauten oder sonst zugänglich gewordenen Angelegenheiten, deren Bekanntwerden 
das Wohl des Reichs gefährden oder die berechtigten Belange der Betroffenen schädigen 
würde oder deren Geheimhaltung vorgeschrieben ist, Verschwiegenheit zu bewahren. 
Dies gilt für andere im Luftschutz tätige Personen entsprechend. 

$ 8. Genehmigungsvorbehalt. Wer Gerät oder Mittel für den Luftschutz vertreiben 
oder über Fragen des Luftschutzes Unterricht erteilen, Vorträge halten, Druckschriften 
veröffentlichen oder sonst verbreiten, Bilder oder Filme öffentlich vorführen oder Luft- 
schutzausstellungen veranstalten will, bedarf der Genehmigung des Reichsministers der 
Luftfahrt und Oberbefehlshabers der Luftwaffe oder der von ihm bestimmten Stellen. 


Strafvorschriften 


8 9. (1) Wer den Vorschriften der $$ 2, 7 oder 8 oder den darauf beruhenden Rechts- 
verordnungen und Verfügungen vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird, so- 
weit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedrobt ist, mit Haft 
und mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder einer dieser Strafen be- 
straft. In schweren Fällen kann auf Gefängnis und Geldstrafe oder eine dieser Strafen 
erkannt werden. 

(2) Sind durch die Tat vorsätzlich Menschen oder bedeutende Werte gefährdet worden, 
so kann auf Zuchthaus erkannt werden. 

8 10. Wer die Erfüllung der einem anderen nach den $$ 2, 7 oder 8 obliegenden Pflich- 
ten hindert oder zu hindern sucht oder zu einer Zuwiderhandlung nach $ 9 öffentlich 
auffordert oder anreizt, wird, wenn nicht andere Gesetze schwerere Strafen androhen, 
mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer dieser Strafen bestraft. In besonders schweren 
Fällen kann auf Zuchthaus erkannt werden. 

8 10 a. (1) Wer einen Luftschutzraum oder den dafür bestimmten Werkstoff vorsätz- 
lich beschädigt, fehlerhaft herstellt, liefert oder eine fehlerhafte Lieferung wesentlich 


2 Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1938 I S. 919, 1939 I S. 295, 1940 I S. 479), im Sudetenland 
(RGB\. 1939 I S. 702, 1940 I S. 480), im Protektorat Böhmen und Mähren (RGBl. 1940 I S. 559, 
612), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 979, 1019). 

° Schrifttum: Darsow-Fokken-Nicolaus, Luftschutzgesetz. 5. Aufl. 1943. Graf Gleispach, 
Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 54. 
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Anhang 44. Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre 


begünstigt und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig die Schutzwirkung ganz oder teil- 
weise aufhebt, wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 
In schweren Fallen ist die Strafe Zuchthaus. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig Mittel oder Geräte, die öffent- 
lichen Luftschutzzwecken dienen, zerstört, unbrauchbar macht, beschädigt, preisgibt, 
beiseite schafft, fehlerhaft herstellt oder liefert oder wer mit Alarmzeichen des Luft- 
schutzes oder mit Warnmeldungen vorsätzlich Mißbrauch treibt. 


. oe 0  .  e 


14. Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre! 


Vom 15. September 1935 
(RGBI.I S. 1146) 


Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutschen Blutes die Vor- 
aussetzung für den Fortbestand des Deutschen Volkes ist, und beseelt von dem unbeyg- 
samen Willen, die Deutsche Nation für alle Zukunft zu sichern, hat der Reichstag ein- 
stimmig das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

$& 1. (1) Eheschließungen zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder art- 
verwandten Blutes sind verboten. Trotzdem geschlossene Ehen sind nichtig, auch wenn 
sie zur Umgehung dieses Gesetzes im Ausland geschlossen sind. 

(2) Die Nichtigkeitsklage kann nur der Staatsanwalt erheben. 

8 2. Außerehelicher Verkehr zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder 
artverwandten Blutes ist verboten. 

8 8. Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes 
unter 45 Jahren in ihrem Haushalt nicht beschäftigen. 

8 4. (1) Juden ist das Hissen 9er Reichs- und Nationalflagge und das Zeigen der 
Reichsfarben verboten. 

(2) Dagegen ist ihnen das Zeigen der jüdischen Farben gestattet. Die Ausübung dieser 
Befugnis steht unter staatlichem Schutz. 

& 5. (1) Wer dem Verbot des $ 1 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus bestraft. 

(2) Der Mann, der dem Verbot des $ 2 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus bestraft. 

(3) Wer den Bestimmungen der $$ 3 oder 4 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

8 6. Der Reichsminister des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei- 
Kanzlei und dem Reichsminister der Justiz die zur Durchführung und Ergänzung des 
Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

8 7. Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung, $ 3 jedoch erst am 1. Januar 
1936 in Kraft. 


14a. Erste Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zum Schutze 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre! ? 


Vom 14. November 1935 
(RGBl. IS. 1334) 1. d. F. der ErgVO v. 16. Februar 1940 (RGBl. S. 394) 
(Auszug) 
Auf Grund des $ 6 des Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) wird folgendes verordnet: 
8 1. (1) Staatsangehörige sind die deutschen Staatsangehörigen im Sinne des Reichs- 
bürgergesetzes. 


ı Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1938 I S. 594), im Sudetenland (RGBi. 1238 I S. 199%), ım 
Protektorat Böhmen und Mähren (RGBi. 1941 I S. 384), in den eingegliederten OstgebieteB 
(RGBl. 1941 I S. 297). 

® schrifttum: Lange in Kohlrausch S. 713. Lösener-Knost, Die Nürnberger Gesetze. ». Aufl. 
4941. Sandrock, DRM 1940 8. 261. Schwarz S. 597. 


790 


14a. Erste VO z. Ausführung d. Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes Anhang 


(2) Wer jüdischer Mischling ist, bestimmt $ 2 Abs. 2 der Ersten Verordnung vom 14. No- 
vember 1935 zum Reichsbürgergesetz (Reichsgesetzbl. I S. 1333) .! 
(3) Wer Jude ist, bestimmt $ 5 der gleichen Verordnung.? 


8 2. Zu den nach $.1 des Gesetzes verbotenen Eheschließungen gehören auch die Ehe- 
schließungen zwischen Juden und staatsangehörigen jüdischen Mischlingen, die nur 
einen volljüdischen Großelternteil haben. 


& 112. (1) Außerehelicher Verkehr im Sinne des $ 2 des Gesetzes ist nur der Geschlechts- 
verkehr. Strafbar nach $ 5 Abs. 2 des Gesetzes ist auch der außereheliche Verkehr zwi- 
schen Juden und staatsangehörigen jüdischen Mischlingen, die nur einen volljüdischen 
Großelternteil haben. 

(2) Für das Verbrechen der Rassenschande ist der Mann verantwortlich. Daher kann 
die beteiligte Frau auch nicht wegen Teilnahme oder Begünstigung, im Bereich des 
österreichischen Strafrechts auch nicht wegen Verhehlung oder falscher uneidlicher Aus- 
sage vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde (österreichisches Strafgesetz $$ 197, 
199 lit. a, 214 und Artikel IX des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrens- 
gesetzen (EGVG) vom 21. Juli 1925 -— BGBl. Nr. 273) bestraft werden. 


8 12. (1) Ein Haushalt ist jüdisch ($ 3 des Gesetzes), wenn ein jüdischer Mann Haus- 
haltungsvorstand ist oder der Hausgemeinschaft angehört. 

(2) Im Haushalt beschäftigt ist, wer im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses in die 
Hausgemeinschaft aufgenommen ist, oder wer mit alltäglichen Haushaltsarbeiten 
oder anderen alltäglichen, mit dem Haushalt in Verbindung stehenden Arbeiten be- 
schäftigt ist. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes, die beim Erlaß 
des Gesetzes in einem jüdischen Haushalt beschäftigt waren, können in diesem Haushalt 
in ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis bleiben, wenn sie bis zum 31. Dezember 1935 das 
35. Lebensjahr vollendet haben. 

(4) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnsitz noch ihren dauernden Aufent- 
halt im Inlande haben, fallen nicht unter diese Vorschrift. 


8 18. Wer dem Verbot des $ 3 des Gesetzes in Verbindung mit $ 12 dieser Verordnung 
zuwiderhandelt, ist nach $ 5 Abs. 3 des Gesetzes strafbar, auch wenn er nicht Jude ist. 


8 15. Soweit die Vorschriften des Gesetzes und seiner Ausführungsverordnungen sich auf 
deutsche Staatsangehörige beziehen, sind sie auch auf Staatenlose anzuwenden, die ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben. Staatenlose, die ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, fallen nur dann unter diese Vor- 
schriften, wenn sie früher die deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben. 


ı 82 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum Reichsbürg-rgesetz lautet: „Jüdischer Mischling ist, wer 
von einem oder zwei der Rasse nach volljüdischen Großelternteilen abstammt, sofern er nicht nach $5 
Abs. 2 als Jude gilt. Als volljüdisch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der jüdischen Re- 
ligionsgemeinschaft angehört hat.‘ 

» 85 lautet: ‚.(,) Jude ist, wer von mindestens drei der Rasse nach volljüdischen Großeltern ab- 
stammt. $2 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 

(‚) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdischen Großeltern abstammende staatsangehörige jü- 
dische Mischling, 

a) der beim Erlaß des Gesetzes der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört hat oder danach in sie 
aufgenommen wlrd, 

b) der beim Erlaß des Gesetzes mit einem Juden verheiratet war oder sich danach mit einem solchen 
verheiratet, 

c) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Absatzes I stammt, die nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15. September 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1146) geschlossen ist, 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne des Absatzes ji stammt und nach 
dem 31. Juli 1936 außerehelich geboren wird.‘ 

s Die nicht abgedruckten $8$ 3-10 enthalten Vorschriften über genehmigungspflichtige Ehe- 
schließungen, Nichtigkeit u. dgl. 
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Anhang 15. Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes 


& 16. (1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorschriften des 
Gesetzes und der Ausführungsverordnungen erteilen. 

(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf der Zustimmung der 
Reichsminister der Justiz und des Innern. 


15. Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes 
(Ehegesundheitsgesetz) 1’ ? 


Vom 18. Oktober 1935 
(RGBI.I S. 1246) 


(Auszug) 


& 1. (1) Eine Ehe darf nicht geschlossen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen Krankheit 
leidet, die eine erhebliche Schädigung der Gesundheit des anderen Teiles oder der 
Nachkommen befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormundschaft 
steht, 

c) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu sein, an einer geistigen Störung leidet, 
die die Ehe für die Volksgemeinschaft unerwünscht erscheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Gesetzes zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchses leidet. 

(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 Buchstabe d steht der Eheschließung nicht ent- 
gegen, wenn der andere Verlobte unfruchtbar ist. 


& 2.2 Vor der Eheschließung haben die Verlobten durch ein Zeugnis des Gesundheits- 
amtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachzuweisen, daß ein Ehehindernis nach $ 1 nicht 
vorliegt. 


$& 8. (1) Eine entgegen den Verboten des $ 1 geschlossene Ehe ist nichtig, wenn die 
Ausstellung des Ehetauglichkeitszeugnisses oder die Mitwirkung des Standesbeamten 
bei der Eheschließung von den Verlobten durch wissentlich falsche Angaben herbei- 
geführt worden ist. Sie ist auch nichtig, wenn sie zum Zwecke der Umgehung des Gesetzes 
im Ausland geschlossen ist. Die Nichtigkeitsklage kann nur vom Staatsanwalt erhoben 
werden. 

(2) Die Ehe ist von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis später wegfällt. 


& 4. (1) Wer eine verbotene Eheschließung erschleicht ($ 3), wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt nur ein, wenn die Ehe für 
nichtig erklärt ist. 


8 5. (ı) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung, wenn beide Ver- 
lobten oder der männliche Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen. 

(2) Die Strafverfolgung eines Ausländers nach $4 tritt nur auf Anordnung ein, die 
der Reichsminster der Justiz im Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern 
trifft. 


ı Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1939 I S. 2230), im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 2434) und 
in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1942 IS. 15). 

ı Schrifttum: Gütt-Linden-Maßfeller, Blutschutz- und Ehegesundheitsgesetz. 1937. 

» 82 ist noch nicht in Kraft getreten ($8 Abs.? d. Gesetzes). Einstweilen ist nur eine Eheunbedenk- 
lichkeitsbescheinigung vorzulegen; vgl. Zweite DVO v. 22.10.1934 (RGBI. IS. 650). 


792 


16. Warenzeichengesetz Anhang 


16. Warenzeichengesetz!° ? 


Vom 5. Mai 1936 
(RGBI.II S. 134) 


(Auszug) 

& 24. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr Waren oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
oder Ankündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder 
dergleichen mit dem Namen oder der Firma eines anderen oder mit einem nach diesem 
Gesetz geschützten Warenzeichen widerrechtlich versieht, oder wer derart widerrecht- 
lich gekennzeichnete Waren in Verkehr bringt oder feilhält, kann von dem Verletzten 
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. 

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vornimmt, ist dem Verletzten zum 
Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet. 

(3) Ist die Handlung vorsätzlich begangen worden, so wird der Täter mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 


& 25. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr Waren oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
oder Ankündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder der- 
gleichen widerrechtlich mit einer Ausstattung versieht, die innerhalb beteiligter Ver- 
kehrskreise als Kennzeichen gleicher oder gleichartiger Waren eines anderen gilt, oder 
wer derart widerrechtlich gekennzeichnete Waren in Verkehr bringt oder feilhält, kann 
von dem anderen auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. 

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vornimmt, ist dem anderen zum Er- 
satz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet. 

(3) Ist die Handlung vorsätzlich begangen worden, so wird der Täter mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 


8 26. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr vorsätzlich oder fahrlässig Waren oder ihre 
Verpackung oder Umhüllung mit einer falschen Angabe über den Ursprung, die Beschaf- 
fenheit oder den Wert der Waren versieht, die geeignet ist, einen Irrtum zu erregen, 
oder wer vorsätzlich die so bezeichneten Waren in Verkehr bringt oder feilhält oder die 
irreführende Angabe auf Ankündigungen, Geschäftspapieren oder dergleichen anbringt, 
wird mit Geldstrafe und Haft oder mit einer von beiden Strafen bestraft, soweit er nicht 
nach anderen Bestimmungen eine schwerere Strafe verwirkt hat. 

(2) Als falsche Angaben über den Ursprung im Sinne der vorstehenden Vorschrift sind 
Bezeichnungen nicht anzusehen, die zwar einen geographischen Namen enthalten oder 
von ihm abgeleitet sind, in Verbindung mit der Ware jedoch ihre ursprüngliche Be- 
deutung verloren haben und im geschäftlichen Verkehr ausschließlich als Warenname 
oder Beschaffenheitsangabe dienen. 


& 27. Wer unbefugt die im $ 4 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 bezeichneten Wappen, Flaggen, 
Hoheitszeichen oder amtlichen Prüf- und Gewährzeichen zur Bezeichnung von Waren 
benutzt, wird mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft bestraft, soweit er 
nicht nach anderen Bestimmungen eine schwerere Strafe verwirkt hat. 


$& 28. Ausländische Waren, die widerrechtlich mit einer deutschen Firma und Orts- 
bezeichnung oder mit einer auf Grund dieses Gesetzes geschützten Warenbezeichnung 
versehen sind, müssen bei ihrem Eingang in das Reichsgebiet zur Einfuhr oder Durch- 
fuhr auf Antrag des Verletzten gegen Sicherheitsleistung beschlagnahmt und eingezogen 
werden. Die Beschlagnahme wird von den Zoll- und Steuerbehörden vorgenommen, die 
Einziehung durch Strafbescheid der Verwaltungsbehörden ($ 419 der Strafprozeßordnung) 
festgesetzt. 


ı Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1940 I S. 203). 
» Schrifttum: Baumbach, Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht. 5. Aufl. 1943. Pinzger, Das 
deutsche Warenzeichenrecht. 2. Aufl. 1937. 
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Anhang 18. Gesetz zum Schutze von Bezeichnungen der NSDAP 


8 29. (1) Statt jeder aus diesem Gesetz entspringenden Entschädigung kann auf \er- 
langen des Geschädigten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße erkannt 
werden. Für die Buße haften die dazu Verurteilten als Gesamtschuldner. 

(2) Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungs- 
anspruchs aus. 


8 80. (1) Bei einer Verurteilung auf Grund der $$ 24 bis 27 bestimmt das Gericht, daß 
die widerrechtliche Kennzeichnung der im Besitz des Verurteilten befindlichen Geger- 
stände beseitigt oder, wenn dies nicht möglich ist, die Gegenstände vernichtet werden. 

(2) Bei einer Verurteilung im Strafverfahren ist in den Fällen der $$ 24 und 25 dem 
Verletzten die Befugnis zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Verurteilten öf- 
fentlich bekanntzumachen, wenn er ein berechtigtes Interesse daran dartut. Umfang 
und Art der Bekanntmachung werden im Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn 
die Entscheidung nicht binnen drei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft bekannt- 
gemacht wird. 


& 31. Die Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes wird weder durch Ver- 
schiedenheit der Zeichenform (Bild- und Wortzeichen) noch durch sonstige Abweichun- 
gen ausgeschlossen, mit denen Zeichen, Wappen, Namen, Firmen und andere Kennzeich- 
nungen von Waren wiedergegeben werden, sofern trotz dieser Abweichungen die Gefahr 
einer Verwechselung im Verkehr vorliegt. 


17. Gesetz gegen Wirtschaftssabotage! 


Vom 1. Dezember 1936 
(RGBl.I S. 999) 


& 1. (1) Ein deutscher Staatsangehöriger, der wissentlich und gewissenlos aus grobem 
Eigennutz oder aus anderen niederen Beweggründen den gesetzlichen Bestimmungen 
zuwider Vermögen nach dem Auslande verschiebt oder im Ausland stehenläßt und da- 
mit der deutschen Wirtschaft schweren Schaden zufügt, wird mit dem Tode bestraft. 
Sein Vermögen wird eingezogen. Der Täter ist auch strafbar, wenn er die Tat im Aw- 
lande begangen hat. 

(2) (außer Kraft gesetzt durch $ 21 Nr.19 der VO v. 13. März 1940, RGBI.IS. 489). 


8 2. Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündigung in Kraft. 


18. Gesetz zum Schutze von Bezeichnungen der Nationalsozialistischen 
| Deutschen Arbeiterpartei? 


Vom 7. April 1937 
(RGBI.I S. 442) 


8 1. (1) Die Bezeichnungen, die die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, 
ihre Gliederungen und angeschlossenen Verbände für ihre Amtsträger, ihren Aufbau, 
ihre Einrichtungen und Symbole führen, dürfen von anderen Vereinigungen weder allein 
noch in Verbindung mit Zusätzen geführt werden. 

(2) Bezeichnungen für unmittelbare Einrichtungen des Staates und Bezeichnungen, 
die auf gesetzlicher Bestimmung beruhen, bleiben unberührt. 

8 2. (1) Der Leiter der Partei-Kanzlei wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister des Innern und den sonst beteiligten Reichsministern festzustellen, dab 
die Verwendung einer Bezeichnung nach $ 1 des Gesetzes unzulässig ist. 


ı Gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 84%) und in Eupen-Malmedy- 
Moresnet (RGBl. 1940 I S. 1059). 
® Gilt auch in der Ostmark (RGBi. 1940 I S. 26) und im Sudetenland (RGBl. 1940 I S. 26). 
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19. Gesetz gegen die Schwarzsender Anhang 


(2) Wer einer ihm zugestellten oder im Reichsgesetzblatt veröffentlichten Feststellung 
im Sinne des Absatzes 1 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 


19. Gesetz gegen die Schwarzsender! 


Vom 24. November 1937 
(RGBI.I S. 1298) 


8 1. Strafandrohung 


(1) Der Schwarzsender wird mit Zuchthaus bestraft. 
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Gefängnis. 


8 2. Schwarzsender 
Schwarzsender ist, 

4. wer ohne vorherige Verleihung der Deutschen Reichspost eine Funksendeanlage er- 
richtet oder betreibt; 

2. wer eine Verleihung der Deutschen Reichspost zum Errichten oder Betreiben einer 
Funksendeanlage hat, die Anlage aber zu Übermittlungen benutzt, die in der Ver- 
leihung der Deutschen Reichspost nicht erlaubt sind; 

3. wer eine Funkempfangsanlage entgegen ihrer Bestimmung unerlaubt zum Aussenden 
von Nachrichten, Zeichen, Bildern oder Tönen verwendet. 


& 8. Fahrlässiges Schwarzsenden 
Wer eine der Handlungen des $ 2 fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bestraft. 


8 4. Herstellung, Vertrieb, Besitz von Funksendeanlagen 


(1) Wie ein Schwarzsender wird bestraft, 
4. wer Funksendeanlagen herstellt, ohne die Verleihung der Deutschen Reichspost 
hierzu zu haben; 
2. wer betriebsfähige Funksendeanlagen einführt, feilhält, vertreibt oder sonstwie an 
andere abgibt, ohne die Verleihung der Deutschen Reichspost hierzu zu haben; 
3. wer eine betriebsfähige Funksendeanlage in Besitz, Gewahrsam oder Verwahrung 
nimmt und 
weder die Verleihung der Deutschen Reichspost 
zum Besitz, Gewahrsam oder zur Verwahrung dieser Anlage, 
noch die Verleihung der Deutschen Reichspost 
zum Errichten oder Betreiben dieser Anlage, 
noch eine Verleihung nach Ziffer 1 oder 2 hat. 

(3) Auf Grund einer Verleihung nach Abs. 1 Ziffer 1 oder 2 darf eine betriebsfähige 
Funksendeanlage dann nicht in Besitz, Gewahrsam oder Verwahrung genommen wer- 
den, wenn die Verleihung etwas anderes bestimmt oder auf andere Funksendeanlagen 
beschränkt ist. cz 

(3) Wird eine der im Abs. 1 bezeichneten Handlungen fahrlässig begangen, so ist die 
Strafe Gefängnis. 

(4) Die Verleihungen (Abs. 1) sind widerruflich; sie können unter Auflagen (Ver- 
leihungs- oder Genehmigungsbedingungen) erteilt werden. 


& 6b. Funksendeanlage 


(1) Was Funksendeanlagen sind, bestimmt sich nach den Vorschriften des Fernmelde- 
rechts (Gesetz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 - Reichsgesetzbl. I S. 8). 


ı Gilt auch in der Ostmark und im Sudetenland (RGBl. 1939 I S. 2047), in den eingegliederten 
Ostgebieten (RGBl. 1939 I S. 2497). Für das Protektorat Bölınen und Mähren vgl. VO gegen die 
Schwarzsender vom 11, Oktober 1939 (VOBI. RProt. S. 190). 
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(2) Als betriebsfähig gilt eine Funksendeanlage auch dann, wenn einzelne, ersetzbare 
Teile oder einzelne Verbindungen noch fehlen oder wieder entfernt worden sind. 


8 6. Genehmigung, Sendeerlaubnis 


Eine Verleihung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen kann auch als Genehmi- 
gung oder Erlaubnis bezeichnet werden. 


& 7. Einziehung 


(1) Gegenstände, die zum Schwarzsenden ($ 2) bestimmt gewesen oder dazu gebraucht 
worden sind, werden eingezogen ohne Rücksicht darauf, wem sie gehören. 

(2) Von der Einziehung kann der Richter absehen, wenn die Tat fahrlässig begangen 
ist oder wenn die Gegenstände ohne Schuld des Berechtigten zum Schwarzsenden be- 
stimmt gewesen oder dazu gebraucht worden sind. 

(3) In den Fällen des $ 4 können die Funksendeanlagen eingezogen werden, die her- 
gestellt, eingeführt, feilgehalten, vertrieben, abgegeben worden sind oder die im Besitz, 
Gewahrsam oder in der Verwahrung des Täters gewesen sind. 

(4) Die Einziehung kann selbständig angeordnet werden, wenn keine bestimmte Per- 
son verfolgt oder verurteilt werden kann, im übrigen aber die Voraussetzungen der Ab- 
sätze 1, 3 erfüllt sind. 


8 8. Durchführungsvorschriften 


Der Reichspostminister erläßt die zur Durchführung nötigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften. 


8 9. Übergangsvorschriften 


(1) Wer zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes Funksendeanlagen herstellt, ein- 
führt, feilhält, vertreibt, sonst an andere abgibt, in Besitz oder Gewahrsam hat oder ver- 
wahrt, ohne die nach $ 4 erforderliche Verleihung zu haben, hat die Verleihung binnen 
der nach $ 8 bestimmten Frist bei einer Reichspostdirektion schriftlich zu beantragen. 
Hat er die Verleihung fristgemäß beantragt, so darf er bis zur Entscheidung über die 
Verleihung die Anlagen weiter herstellen, einführen, feilhalten, vertreiben, abgeben, sie 
weiter in Besitz, Gewahrsam oder in Verwahrung behalten. 

(2) Parteidienststellen oder Dienststellen von Parteigliederungen haben binnen der 
Frist (Abs. 1) dem Leiter der Partei-Kanzlei die Anlagen und Geräte zur Verfügung zu 
stellen. Die Verfügung über die Geräte oder die Entscheidung über eine Verleihung nach 
$& 4 wird in diesen Fällen gemeinsam vom Leiter der Partei-Kanzlei, dem Reichspost- 
minister und dem Reichskriegsminister getroffen. 


& 10. Inkrafttreten 
Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 


20. Walftengesetz! 2-3 
Vom 18. März 1938 
(RGBl.I S. 265) 
(Auszug) 


Abschnitt I: Allgemeines 


& 1. (1) Schußwaffen im Sinne dieses Gesetzes sind Waffen, bei denen ein fester Körper 
durch Gas- oder Luftdruck durch einen Lauf getrieben werden kann. 


ı Gilt auch in der Ostmark (RGBl. 1939 I S. 213) und im Sudetenland (RGBl.1939 I S. 287, 
42). 
s Schrifttum: Hoche, Waffengesetz. 2. Aufl. 1938. 
® Amtliche Begründung in D. RAnz. Nr. 68 vom 22. März 1938. 
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(2) Als Munition im Sinne dieses Gesetzes gilt fertige Munition zu Schußwaffen sowie 
Schießpulver jeder Art. 

(3) Fertige oder vorgearbeitete wesentliche Teile von Schußwaffen oder Munition 
stehen fertigen Schußwaffen oder fertiger Munition gleich. 

8 2. Hieb- oder Stoßwaffen im Sinne dieses Gesetzes sind Waffen, die ihrer Natur 
nach dazu bestimmt sind, durch Hieb, Stoß oder Stich Verletzungen beizubringen. 


Abschnitt Il: Herstellung von Schußwaffen und Munition 


8 8. (1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition herstellen, bearbeiten oder in- 
stand setzen will, bedarf dazu der Erlaubnis. Als Herstellen von Munition gilt auch das 
Wiederladen von Patronenhülsen.! 


8 4. (ı) Bei der Erteilung der Erlaubnis kann eine Frist bis zur Dauer eines Jahres be- 
stimmt werden, innerhalb deren das Gewerbe begonnen werden muß, widrigenfalls die 
Erlaubnis erlischt. Ist eine Frist nicht bestimmt, so erlischt die Erlaubnis, wenn das 
Gewerbe nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Erlaubnis begonnen wird. Die 
Fristen können verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Die Erlaubnis erlischt ferner, wenn der Gewerbetreibende das Gewerbe seit 
einem Jahr nicht mehr ausgeübt hat, ohne daß ihm darüber hinaus eine Frist ge- 
währt worden ist, innerhalb deren das Gewerbe wieder aufgenommen werden muß. 
Diese Frist beträgt höchstens ein Jahr; sie kann verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(3) Der Gewerbetreibende hat binnen einer Woche schriftlich anzuzeigen, daß er das 
Gewerbe begonnen hat oder nicht mehr ausübt.! 


Abschnitt III: Hande! mit Waffen und Munition 


& 7. (1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition erwerben, feilhalten oder an- 
deren überlassen oder wer gewerbsmäßig den Erwerb oder das Überlassen solcher Gegen- 
stände vermitteln oder sich gewerbsmäßig zu ihrem Erwerb oder Überlassen erbieten 
will, bedarf dazu der Erlaubnis. 

(2) Die Vorschriften des $ 3 Abs. 2 bis 5 und der $$ 4 bis 6 gelten entsprechend. 

(3) Eine nach $ 3 Abs. 1 erteilte Erlaubnis umfaßt zugleich die Erlaubnis, Schußwaffen 
und Munition gewerbsmäßig zu erwerben, feilzuhalten oder anderen zu überlassen. 

$& 8. Die Erlaubnis nach $ 7 darf Trödlern nicht erteilt werden. 

8 9. (1) Verboten ist der Handel mit Schußwaffen oder Munition sowie mit Hieb- oder 
Stoßwaffen 

4.im Umherziehen, 
2. auf Jahrmärkten, Schützenfesten und Messen mit Ausnahme der Mustermessen. 

(2) Nicht unter das Verbot des Abs. 1 Nr. 2 fällt das Feilhalten und Überlassen der bei 
einem Schützenfest auf dem Schießstande benötigten Munition. 

8 10. (1) Schußwaffen, die gewerbsmäßig feilgehalten oder anderen überlassen werden, 
müssen die Firma des Herstellers und eine fortlaufende Herstellungsnummer tragen. 

(2) Schußwaffen, die nicht die Firma eines inländischen Herstellers tragen, müssen 
außer den nach Abs. 1 vorgeschriebenen Angaben die Firma oder das eingetragene 
Warenzeichen eines im Inlande wohnenden Händlers tragen. 


Abschnitt IV: Erwerb, Führen, Besitz und Einfuhr von Waffen und Munition 


8 11. (1) Faustfeuerwaffen dürfen nur gegen Aushändigung eines Waffenerwerbscheins 
überlassen oder erworben werden. 


1 Die nicht abgedruckten Abs. 2-5 des $3 und die $$5 und 6 betreffen das Erlaubnisverfahren. 
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(2) DerWaffenerwerbschein gilt für die Dauer eines Jahres, vom Tage der Ausstellung 

an gerechnet. 

(3) Abs. 1 gilt nicht für: 

a) die Überlassung von Faustfeuerwaffen auf einem polizeilich genehmigten Schieß- 
stand zur Benutzung lediglich auf diesem Schießstand; 

b) die Versendung von Faustfeuerwaffen unmittelbar in das Ausland; 

c) die Übermittlung von Faustfeuerwaffen durch Personen, die gewerbsmäßig Güter- 
versendungen besorgen oder ausführen, insbesondere durch Spediteure, Fracht- 
führer, Verfrachter eines Seeschiffes, die Deutsche Reichspost oder die Deutsche 
Reichsbahn; 

d) den Erwerb von Todes wegen. 


8 12. Eines Waffenerwerbscheins bedürfen nicht: 

1. Behörden des Reichs oder der Länder, die Reichsbank und das Unternehmen ‚‚Reichs- 
autobahnen“; 

2. Gemeinden (Gemeindeverbände), denen die oberste Landesbehörde den Erwerb ohne 
Erwerbschein gestattet hat; | 

3. die vom Leiter der Partei-Kanzlei bestimmten Dienststellen der Nationalsozialisti- 
schen Deutschen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen; 

4. die vom Reichsminister der Luftfahrt bestimmten Dienststellen des Luftschutzes und 
des Nationalsozialistischen Fliegerkorps; 

5. die vom Reichsminister des Innern bezeichneten Dienststellen der Technischen Not 
hilfe; 

6. die in den $$ 3, 7 bezeichneten Gewerbetreibenden, die sich durch eine behördliche 
Bescheinigung ausweisen; 

7. Inhaber von Waffenscheinen und Jahresjagdscheinen. 


& 18. (1) Jugendlichen unter 18 Jahren dürfen Schußwaffen und Munition sowie Hieb- 
oder Stoßwaffen nicht entgeltlich überlassen werden. 
(2) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen zulassen. 


& 14. (1) Wer außerhalb seines Wohn-, Dienst- oder Geschäftsraumes oder seines be- 
friedeten Besitztums eine Schußwaffe führt, muß einen Waffenschein bei sich tragen. Als 
Führen einer Schußwaffe gilt nicht ihr Gebrauch auf polizeilich genehmigten Schieß- 
ständen. 

(2) Der Waffenschein ist, sofern seine Geltung nicht ausdrücklich auf einen bestimmten 
engeren Bezirk beschränkt wird, für das ganze Reichsgebiet gültig. Seine Geltung kann 
auf bestimmte, ausdrücklich bezeichnete Gelegenheiten oder Örtlichkeiten beschränkt 
werden. 

(3) Der Waffenschein gilt für die Dauer von drei Jahren vom Tage der Ausstellung an 
gerechnet, soweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf ihm vermerkt ist. 


& 18. Eines Waffenerwerbscheins oder eines Waffenscheins bedürfen hinsichtlich der 
ihnen dienstlich gelieferten Schußwaffen nicht: 

1. die Angehörigen der Wehrmacht; 

2. die Polizeibeamten einschließlich der Bahnpolizeibeamten, die Bahnschutzangehö- 
rigen im Bahnschutzdienst und die Postschutzangehörigen im Postschutzdienst; 

3. die Angehörigen der 44-Verfügungstruppe und der %-Totenkopfverbände; 

4. die Beamten der Vollzugsanstalten der Reichsjustizverwaltung; 

5. die im Grenzaufsichts-, Grenzabfertigungs- und Zollfahndungsdienst verwendeten 
Amtsträger der Reichsfinanzverwaltung; 

6. die Bediensteten des Unternehmens „Reichsautobahnen‘“, zu deren Aufgabenkreis 
die Überwachung der Kraftfahrbahnen gehört; 

7. die im Forst-, Feld- und Jagdschutz verwendeten Beamten und Angestellten, die 
entweder einen Diensteid geleistet haben oder auf Grund der gesetzlichen Vor- 


798 


20. Waffengesetz Anhang 


schriften als Forst-, Feld- oder Jagdschutzberechtigte eidlich verpflichtet oder amt- 
lich bestätigt sind, sowie die Fischereibeamten und die amtlich verpflichteten 
Fischereiaufseher. 


& 19. (1) Eines Waffenerwerbscheins oder eines Waffenscheins bedürfen hinsichtlich 
der ihnen dienstlich gelieferten Schußwaffen ferner nicht: 


1.im Dienste des Reichs, der Länder, der Reichsbank oder des Unternehmens ‚‚Reichs- 
autobahnen‘“ verwendete Personen, denen von der zuständigen Reichs- oder Landes- 
behörde, der Reichsbank oder dem Unternehmen ‚‚Reichsautobahnen‘“ das Recht 
zum Führen von Schußwaffen verliehen ist; 


. Unterführer der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei vom Orts- 
gruppenleiter aufwärts, der SA, der % und des Nationalsozialistischen Kraft- 
fahrkorps vom Sturmführer aufwärts sowie der Hitlerjugend vom Bannführer 
aufwärts, denen von dem Leiter der Partei-Kanzlei oder der von diesem be- 
stimmten Stelle das Recht zum Führen von Schußwaffen verliehen ist; ferner die 
Angehörigen der SA-Wachstandarte Feldherrnhalle in den Fällen, in denen es der 
Führer bestimmt; 


. Führer der Technischen Nothilfe, denen vom Reichsminister des Innern das Recht 
zum Führen von Schußwaffen verliehen ist; 


. Personen im Luftschutzdienst, denen vom Reichsminister der Luftfahrt oder der von 
diesem bestimmten Stelle das Recht zum Führen von Schußwaffen verliehen ist; der 
Reichsminister der Luftfahrt bestimmt im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
des Innern, welche Gruppen von Personen hierfür in Frage kommen; 


. Führer im Nationalsozialistischen Fliegerkorps vom Sturmführer und selbständigen 
Truppführer aufwärts und selbständige Leiter von Schulen, denen vom Reichs- 
minister der Luftfahrt oder der von diesem bestimmten Stelle das Recht zum Führen 
von Schußwaffen verliehen ist. 


(2) An die Stelle des Waffenscheins tritt bei ihnen eine entsprechende Bescheinigung, 
die für die im Abs. 1 Nrn. 1, 3 bis 5 bezeichneten Personen von der vorgesetzten Dienst- 
oder der Aufsichtsstelle, für die im Abs. 1 Nr.2 bezeichneten Personen von dem Leiter 
der Partei-Kanzlei oder der von diesem bestimmten Stelle ausgestellt wird. 


& 20. Werden den in den $$ 18, 19 bezeichneten Personen Schußwaffen dienstlich nicht 
geliefert oder ist das Führen anderer als der dienstlich gelieferten Waffen geboten, so ist 
die vorgesetzte Dienst- oder die Aufsichtsstelle, bei den im $ 19 Abs. 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Personen der Leiter der Partei-Kanzlei oder die von diesem bestimmte Stelle be- 
fugt, ihnen eine Bescheinigung auszustellen, aus der das Recht zum Erwerb oder zum 
Führen einer Schußwaffe ersichtlich ist. 


rD 
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en 
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$ 21. Der Jagdschein berechtigt den Inhaber zum Führen von Jagd- und Faustfeuer- 
waffen. | 
22, (1) Der Erwerb von Kriegsgerät ist nur mit Erlaubnis des Oberkommandos der 
Wehrmacht oder der von ihm bestimmten Stellen zulässig. 
(2) Der Begriff des Kriegsgeräts bestimmt sich nach den Vorschriften des Gesetzes 
über Aus- und Einfuhr von Kriegsgerät vom 6. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1337). 


& 28. (1) Im Einzelfalle kann einer Person, die sich staatsfeindlich betätigt hat ‘oder 
durch die eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu befürchten ist, Erwerb, Besitz 
und Führen von Schußwaffen und Munition sowie von Hieb- oder Stoßwaffen verboten 
werden. 

(2) Waffen und Munition, die sich im Besitz der Person befinden, gegen die das Verbot 
ausgesprochen ist, sind entschädigungslos einzuziehen. 


& 24. (ı) Die Einfuhr von Schußwaffen und Munition über die Zollgrenze bedarf der 
Erlaubnis. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn gegen die Zuverlässigkeit des Einführen- 
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Anhang 20. Walfengesetz 


den Bedenken bestehen. Für die Erteilung und den Widerruf der Erlaubnis gelten sinn- 
gemäß die Vorschriften des $ 15 Abs. 2, 3 und des $ 17. 


(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf die Einfuhr durch Behörden des Reichs oder 
der Länder sowie durch die in den $$ 3, 7 bezeichneten Gewerbetreibenden, die sich durch 
eine behördliche Bescheinigung ausweisen. 


(3) Die Vorschriften des Gesetzes über Aus- und Einfuhr von Kriegsgerät vom 6. No- 
vember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) bleiben unberührt. 


(4) In den Zollausschlüssen und Freibezirken werden Schußwaffen und Munition nach 
Maßgabe der vom Reichsminister der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister des Innern zu erlassenden Vorschriften überwacht. 


& 25. (1) Verboten sind Herstellung, Handel, Führen, Besitz und Einfuhr 


1. von Schußwaffen, die zum Zusammenklappen, Zusammenschieben, Verkürzen oder 
zum schleunigen Zerlegen über den für Jagd- und Sportzwecke allgemein üblichen Um- 
fang hinaus besonders eingerichtet oder die in Stöcken, Schirmen, Röhren oder in 
ähnlicher Weise verborgen sind; 


2. von Schußwaffen, die mit einer Vorrichtung zur Dämpfung des Schußknalles oder mit 
Gewehrscheinwerfern versehen sind; das Verbot erstreckt sich auch auf die bezeich- 
neten Vorrichtungen allein; 


3. von Patronen Kaliber-22 (= 5,6 mm) kurz, lang oder lang für Büchsen (Kleinkaliber- 
patronen) mit Hohlspitzgeschoß (Loch- oder Kerbgeschoß). 


(2) Für die Ausfuhr können Herstellung, Handel und Besitz der im Abs. 1 bezeichneten 
Schußwaffen, Vorrichtungen und Patronen gestattet werden. 


Abschnitt V: Strafbestimmungen 


& 26. (1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Bestimmungen dieses Gesetzes 
zuwider 


1. Waffen, Munition oder die im $ 25 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Vorrichtungen herstellt, 
bearbeitet, instand setzt, erwirbt, feilhält, anderen überläßt, besitzt oder einführt, 
den Erwerb oder das Überlassen solcher Gegenstände vermittelt oder sich zu ihrem 
Erwerb oder Überlassen erbietet, 


2. Schußwaffen führt. 


(2) Neben der Strafe können die Waffen, die Munition oder die Vorrichtungen, auf die 
sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Rücksicht darauf, ob sie dem Täter gehören, 
eingezogen werden. Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so 
kann auf die Einziehung selbständig erkannt werden, wenn im übrigen die Voraussetzun- 
gen hierfür vorliegen. 


8 27. (1) Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird be- 
straft, 


1. wer die nach $ 4 Abs. 3 erforderliche Anzeige vorsätzlich oder fahrlässig nicht oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 


2. wer den zur Durchführung oder Ergänzung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften ($ 24 Abs. 4, $ 31) vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt. 


(2) Wer den im Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Vorschriften vorsätzlich zuwiderhandelt, 
nachdem er wegen ihrer vorsätzlichen oder fahrlässigen Übertretung zweimal rechts- 
kräftig verurteilt ist, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn seit 
der Rechtskraft der letzten Verurteilung bis zur Begehung der neuen Tat mehr als drei 
Jahre verflossen sind. 
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21. Kriegssonderstrafrechtsverordnung Anhang 


21. VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz 
(Kriegssonderstrafrechtsverordnung) !' 2° 3 


Vom 17. August 1938* 


(RGBl. 1939 I S.1455) i. d. F. der 1. bis 4. ErgänzungsVO v. 1. Nov. 1939, 27. Febr. 1940, 
45. Aug. 1942, 31. März 1943 u. der Änderungs3VO v. 10. Okt. 1940 (RGBl. 1939 I: S.2131, 1940 I 
S. 445, 1362 mit Berichtigung 1942 IS.540, 1942 IS. 536, 1943 I S. 261) 


(Auszug) 


Sondertatbestände 
8 2. Spionage 


(1) Wegen Spionage wird mit dem Tode bestraft, wer heimlich oder unter falschem 
Vorwand in dem Kriegsgebiet der deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht Nach- 
richten einzieht oder einzuziehen sucht in der Absicht, sie dem Feinde oder zu dessen 
Nutzen einem anderen mitzuteilen. Daneben kann auf Einziehung des Vermögens er- 
kannt werden. 

(2) Keine Spione sind: 

4. Militärpersonen in Uniform, die in das Kriegsgebiet der deutschen oder einer ver- 
bündeten Wehrmacht eingedrungen sind, um sich Nachrichten zu verschaffen. 

2. Personen, die den ihnen erteilten Auftrag, Mitteilungen an ihre eigene oder an die 
feindliche Wehrmacht zu überbringen, offen ausführen. 

3. Personen, die in Luftfahrzeugen befördert werden, um offen: 
a) Mitteilungen zu überbringen oder 
b) überhaupt Verbindungen zwischen den verschiedenen Teilen der feindlichen Wehr- 

macht oder eines Gebietes aufrechtzuerhalten. 

(3) Ein Spion, der zur feindlichen Wehrmacht zurückgekehrt ist und später gefangen- 
genommen wird, ist als Kriegsgefangener zu behandeln und kann für frühere Spionage 
nicht verantwortlich gemacht werden. 

(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht für Deutsche und die Angehörigen eines verbündeten 
Volkes oder einer verbündeten Wehrmacht. 


& 8. Freischärlerei 


(1) Wegen Freischärlerei wird mit dem Tode bestraft, wer, ohne als Angehöriger der 
bewaffneten feindlichen Macht durch die völkerrechtlich vorgeschriebenen äußeren Ab- 
zeichen der Zugehörigkeit erkennbar zu sein, Waffen oder andere Kampfmittel führt 
oder in seinem Besitz hat in der Absicht, sie zum Nachteil der deutschen oder einer ver- 
bündeten Wehrmacht zu gebrauchen oder einen ihrer Angehörigen zu töten, oder sonst 
Handlungen vornimmt, die nach Kriegsgebrauch nur von Angehörigen einer bewaffneten 
Macht in Uniform vorgenommen werden dürfen. Daneben kann auf Einziehung des Ver- 
mögens erkannt werden. 

.(2) Keine Freischärler sind: 

4. Angehörige der bewaffneten feindlichen Macht in Uniform, die sich lediglich einer 
üblichen Tarnung bedienen, 

2. Angehörige der Milizen und Freiwilligen-Korps, wenn sie folgende Bedingungen er- 
füllen: 
a) jemand an ihrer Spitze steht, der für seine Untergebenen verantwortlich ist; 
b) sie ein bestimmtes aus der Ferne erkennbares Abzeichen tragen; 


ı In der Ostmark und im Sudetenland ist die VO zugleich in Kraft getreten; für die Ostmark 
vgl. hierzu noch die VO vom 18. Januar 1943, RGBl.I S. 72. Sie gilt auch im Protektorat Böhmen 
und Mähren (RGBl. 1940 I S. 1363), in Danzig (RGBl. 1939 I S. 2232), in den eingegliederten Ost- 
gebieten (RGBl. 1940 I S. 707). 

s® Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd.I (19414) S. 159. 
Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 30. Kohlrausch S.750. Nagler GS 114 
S.153, 183. Scjererin Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht II RV 2. Schwinge S. 376. 

® Erläuterungen zur KSStVO enthalten HDv. 3/13, MDv. Nr. 132, LDv. 3/13. 

* In Kraft seit dem 26. August 1939 (VO vom 26. August 1939, RGBl. IS. 1482). 
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Anhang 22. VO über Strafen bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften 


c) sie die Waffen offen führen und 
d) bei ihren Unternehmungen die Gesetze und Gebräuche des Krieges beachten, 

3. die Bevölkerung eines nicht besetzten Gebietes, die beim Herannahen des Feindes 
aus eigenem Antrieb zu den Waffen greift, um die eindringenden Truppen zu be- 
kämpfen, ohne Zeit gehabt zu haben, sich nach Nr. 2 a und b zusammenzuschließen, 
wenn sie die Waffen offen führt und die Gesetze und Gebräuche des Krieges beachtet. 


8 4. Zuwiderhandlungen gegen die von den Befehlshabern im besetzten 
ausländischen Gebiet erlassenen Verordnungen 

(1) Zuwiderhandlungen gegen die von den Befehlshabern im besetzten ausländischen 
Gebiet zur Sicherung der Wehrmacht oder des Kriegszwecks erlassenen Verordnungen 
werden mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu fünfzehn Jahren bestraft, soweit in diesen 
Verordnungen keine anderen Strafen angedroht sind. 

(2) In besonders leichten Fällen kann auf Haft bis zu sechs Wochen oder Geldstrafe 
erkannt werden. 

8 5. Zersetzung der Wehrkraft 

(1) Wegen Zersetzung der Wehrkraft wird mit dem Tode bestraft: 

1. wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, die Erfüllung der Dienstpflicht in der 
deutschen oder einer verbündeten Wehrkraft zu verweigern, oder sonst öffentlich 
den Willen des deutschen oder verbündeten Volkes zur wehrhaften Selbstbehaup- 
tung zu lähmen oder zu zersetzen sucht; 

2. wer es unternimmt, einen Soldaten oder Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes 
zum Ungehorsam, zur Widersetzung oder zur Tätlichkeit gegen einen Vorgesetzten 
oder zur Fahnenflucht oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder sonst die 
Manneszucht in der deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht zu untergraben; 

3. wer es unternimmt, sich oder einen anderen durch Selbstverstümmelung, durch ein 
auf Täuschung berechnetes Mittel oder auf andere Weise der Erfüllung des Wehr- 
dienstes ganz, teilweise oder zeitweise zu entziehen. 

(2) In minder schweren Fällen kann auf Zuchthaus oder Gefängnis erkannt werden 

(8) Neben der Todes- und der Zuchthausstrafe ist die Einziehung des Vermögens zu- 
lässig. 

(*) Wer leichtfertig unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die dazu bestimmt 
sind, sich oder einen anderen von der Erfüllung des Wehrdienstes ganz, teilweise oder 
zeitweise freistellen zu lassen, wird mit Gefängnis bestraft. 


8 5a (betrifft nur Personen, die dem Kriegsverfahren unterliegen). 


22. VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen Preisvorschriften!: ? 


Vom 3. Juni 1939 
(RGBl.1I S. 999, geändert durch $21 Nr.27 der VO v. 13. März 1940, RGBl.I S. 489/93, 
und VO v. 28. August 1941, RGBl. IS. 539) 
(Auszug) 
Allgemeines Strafrecht 


8 1. (1) Wer den Vorschriften oder Anordnungen des Reichskommissars für die Preis- 
bildung oder der von ihm mit der Preisbildung beauftragten Stellen vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Das Höchstmaß der Geldstrafe ist unbeschränkt. 

(2) Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der den Vorschriften oder Anordnungen an- 
derer staatlicher oder staatlich ermächtigter Stellen über Preise, Preisspannen, Zu- 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch in den 
eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 1057), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBi. 1940 I 
S. 1057). 

? Schrifttum: Schütz, Preisstrafrecht, 2. Aufl. 1942. Siegert, Deutsches Wirtschaftsstrafrecht 
(1939) S. 123, 537. v.Kurnatowski, DR 1941 S. 23. 
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22. VO über Strafen bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften Anhang 


schläge oder Abschläge, Zahlungsbedingungen, Preisauszeichnungen, Preisbindungen 
oder andere der Preisbildung oder dem Preisschutz dienende Maßnahmen vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandelt. 

(3) Als Zuwiderhandlung gilt auch jede Handlung, durch die die Vorschriften oder 
Anordnungen unmittelbar oder mittelbar umgangen werden. 

(a) Der Versuch ist strafbar. 

(s) Hat der Täter wissentlich und gewissenlos aus grobem Eigennutz gehandelt oder 
ist er vor Begehung der neuen vorsätzlichen Tat schon einmal wegen vorsätzlichen Ver- 
gehens gegen die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Vorschriften rechtskräftig verurteilt 
worden, so kann an Stelle der Gefängnisstrafe auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren erkannt 
werden. 


& 2. Verletzt dieselbe Handlung die Vorschriften des $ 1 und andere Strafgesetze, so 
kann auch neben der Freiheitsstrafe aus dem anderen Strafgesetz auf die nach $ 1 zu- 
lässige Geldstrafe erkannt werden. 


& 8. (1) In dem Urteil kann ohne Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse und sonstige 
Rechte Dritter auf Einziehung der Gegenstände erkannt werden, auf die sich die straf- 
bare Handlung bezieht oder die durch die strafbare Handlung erlangt sind. 

(2) Die Einziehung unterbleibt, wenn der von ihr Betroffene nachweist, daß er von 
der Straftat weder Kenntnis hatte noch haben konnte und daß er von der Straftat auch 
keinen Vorteil gehabt hat. Rechte eines anderen an eingezogenen Gegenständen bleiben 
insoweit bestehen, als diese Voraussetzungen in seiner Person vorliegen. 

(3) Macht ein anderer als der Beschuldigte an einem der Einziehung unterliegenden 
Gegenstande Rechte geltend, oder liegen Tatsachen vor, aus denen zu schließen ist, daß 
solche Rechte bestehen, so soll dem anderen Gelegenheit gegeben werden, nachzuweisen, 
daß die Voraussetzungen für die Einziehung nicht vorliegen oder ihm Rechte an dem der 
Einziehung unterliegenden Gegenstande zustehen. Der Nachweis kann bis zum Aus- 
spruch der Einziehung geführt werden. Erfolgt der Nachweis erst nach Erlaß der die 
Einziehung aussprechenden Entscheidung, so kann das Gericht den Ausspruch über die 
Einziehung aufheben oder einschränken. 

(4) Im übrigen gehen das Eigentum und sonstige Rechte an den eingezogenen Gegen- 
ständen mit der Rechtskraft der Entscheidung auf das Reich über. 

(5) Für einen Rechtserwerb, der nach der Rechtskraft der Entscheidung eintritt, gelten 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zugunsten derer, die Rechte von einem Nicht- 
berechtigten herleiten. 

(6) Hat der Beschuldigte durch die strafbare Handlung Preise erzielt, die höher sind 
als die zulässigen Preise, so ist in dem Urteil auszusprechen, daß er den Mehrerlös an 
das Reich abzuführen hat. Die Höhe des Mehrerlöses ist ziffernmäßig zu bestimmen; 
sie kann geschätzt werden. Die Abführung des Mehrerlöses kann dem Täter auch auf- 
erlegt werden, wenn der äußefe Tatbestand einer Straftat nach $ 1 vorliegt, ein Ver- 
schulden jedoch nicht nachzuweisen ist oder eine Bestrafung aus anderen Gründen nicht 
erfolgen kann. Die Abführung des Mehrerlöses kann dem Täter nicht mehr auferlegt oder 
der Abführungsanspruch kann nicht mehr vollstreckt werden, wenn die Straftat oder 
die Vollstreckung einer dafür erkannten Strafe verjährt ist oder, falls eine Bestrafung 
nicht erfolgt ist, die Vollstreckung einer Geldstrafe in gleicher Höhe verjährt wäre. 

(7) Ist der Beschuldigte abwesend oder kann keine bestimmte Person verfolgt oder 
verurteilt werden, so kann auf Antrag der Staatsanwaltschaft die Einziehung oder die 
Anordnung über die Abführung des Mehrerlöses durch Beschluß des Gerichts aus- 
gesprochen werden. Gegen den Beschluß findet die sofortige Beschwerde nach Maßgabe 
der Strafprozeßordnung statt. 


$ 4. Das Gericht kann anordnen, daß die Verurteilung auf Kosten des Verurteilten 
öffentlich bekanntgemacht wird. Die Art der Bekanntmachung sowie die Frist, innerhalb 
deren sie zu erfolgen hat, sind in dem Urteil zu bestimmen. 


& 5. (ı) Die Strafverfolgung tritt nur auf Verlangen des Reichskoınmissars für die 
Preisbildung oder der von ihm oder mit seiner Zustimmung hierzu ermächtigten Be- 
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Anhang 23. VO über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen 


hörden ein. Das Verlangen ist unzulässig, wenn wegen derselben Handlung eine Ord- 
nungsstrafe rechtskräftig festgesetzt worden ist. 
(2) Das Verlangen kann bis zur Rechtskraft des Urteils zurückgenommen werden. 


8 6. (1) Örtlich zuständig für das Verlangen der Strafverfolgung ist die Behörde, in 
deren Bezirk der Täter seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen 
dauernden Aufenthalt hat. 

(2) Ist die Zuwiderhandlung im Geschäftsbetrieb einer Handelsgesellschaft, einer 
juristischen Person oder sonstigen Personenvereinigung begangen worden, so ist die Be- 
hörde zuständig, in deren Bezirk das Unternehmen seinen Sitz hat. Richtet sich die 
Strafverfolgung lediglich gegen Leiter oder Angestellte einer Zweigniederlassung oder 
eines sonstigen Zweigbetriebes, so ist die Behörde zuständig, in deren Bezirk sich die 
Zweigniederlassung oder der Zweigbetrieb befindet; das gleiche gilt, wenn das Unter- 
nehmen seinen Sitz im Ausland hät. 

(3) Ist die Zuwiderhandlung bei der Veräußerung oder Verpachtung von Grundstücken 
oder bei der Vermietung oder Verpachtung von Räumen begangen, so ist die Behörde 
zuständig, in deren Bezirk die Grundstücke oder Räume gelegen sind. 

(4) Bei zusammenhängenden Zuwiderhandlungen, welche einzeln zur Zuständigkeit 
verschiedener Behörden gehören würden, ist jede dieser Behörden sowie die Behörde zu- 
ständig, in deren Bezirk die strafbare Handlung begangen worden ist. 

(5) Ist hiernach eine Zuständigkeit nicht oder mehrfach begründet, so ist die Behörde 
zuständig, die zuerst mit der Sache befaßt worden ist. Sie kann die Sache an die andere 
zuständige Behörde abgeben, wenn dies zweckmäßig erscheint. In Zweifelsfällen be- 
stimmt die gemeinsame höhere Behörde (Preisüberwachungs- oder Preisbildungsstelle) 
die zuständige Behörde. Der Reichskommissar für die Preisbildung kann in besonderen 
‚Fällen die Zuständigkeit abweichend bestimmen. 


8 7 (außer Kraft getreten). 


| Schlußvorschriften 

8 88. (1) Die Verordnung tritt am 1. Juli 1939 in Kraft. 

(2) Zugleich treten die Straf- und Strafverfahrensvorschriften außer Kraft, die der 
Reichskommissar für die Preisbildung oder die von ihm mit der Preisbildung beauftrag- 
ten Stellen früher erlassen haben oder die in den im $ 1 Abs. 2 erwähnten Vorschriften 
und Anordnungen enthalten oder im Zusammenhang damit erlassen worden sind. Dies 
gilt nicht für die Straf- und Strafverfahrensvorschriften, die vom Reichskommissar für 
die Preisbildung zugleich mit anderen Obersten Reichsbehörden, vom Reichsnährstand, 
dessen Zusammenschlüssen oder von dem Reichsminister für Ernährung und Landwirt- 
schaft für Verstöße gegen Vorschriften des Reichsnährstandes und seiner Zusammen- 
schlüsse oder von dem Reichsforstmeister auf Grund des Gesetzes über die Marktordnung 
auf dem Gebiete der Forst- und Holzwirtschaft vom 16. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1239) oder von der Marktvereinigung der deutschen Forst- und Holzwirtschaft erlassen 
worden sind; diese Straf- und Strafverfahrensvorschriften finden jedoch, soweit die Vor- 
schriften dieser Verordnung gelten, bis auf weiteres keine Anwendung. 


23. VO über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen!' 2 
Vom 1. September 1939 
(RGBI.IS. 1683; geändert durch 3 21 Nr.29 d. VO v. 13. März 1940, RGBI.IS. 489/493) 


Im modernen Krieg kämpft der Gegner nicht nur mit militärischen Waffen, sondern 
auch mit Mitteln, die das Volk seelisch beeinflussen und zermürben sollen. Eines dieser 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten: sie gilt auchin 
Danzig (RGB!.1939 I S.2058), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBI. 1940 S. 69%, 1655). 

® Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd. I (1941) S. 169. Graf 
Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 40. Kohlrausch S. 763. Nüse, Das Kriegsstraf- 
recht und Kriegsstrafverfahren (1940) S. 12. Schwarz S. 1026. 
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24. Kriegswirtschaftsverordnung Anhang 


Mittel ist der Rundfunk. Jedes Wort, das der Gegner herübersendet, ist selbstverständ- 
lich verlogen und dazu bestimmt, dem deutschen Volke Schaden zuzufügen. Die Reichs- 
regierung weiß, daß das deutsche Volk diese Gefahr kennt, und erwartet daher, daß jeder 
Deutsche aus Verantwortungsbewußtsein heraus es zur Anstandspflicht erhebt, grund- 
sätzlich das Abhören ausländischer Sender zu unterlassen. Für diejenigen Volksgenossen, 
denen dieses Verantwortungsbewußtsein fehlt, hat der Ministerrat für die Reichsverteidi- 
gung die nachfolgende Verordnung erlassen. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet für das Gebiet des Großdeut- 
schen Reichs mit Gesetzeskraft: 

& 1. Das absichtliche Abhören ausländischer Sender ist verboten. Zuwiderhandlungen 
werden mit Zuchthaus bestraft. In leichteren Fällen kann auf Gefängnis erkannt werden. 
Die benutzten Empfangsanlagen werden eingezogen. 

& 2. Wer Nachrichten ausländischer Sender, die geeignet sind, die Widerstandskraft 
des deutschen Volkes zu gefährden, vorsätzlich verbreitet, wird mit Zuchthaus, in be- 
sonders schweren Fällen mit dem Tode bestraft. 

8 8. Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten nicht für Handlungen, die in Aus- 
übung des Dienstes vorgenommen werden. i 

& 4 (außer Kraft getreten). 

8 5. Die Strafverfolgung auf Grund von $$ 1 und 2 findet nur auf Antrag der Staats- 
polizeistellen statt. 

8 6. Der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda erläßt die zur Durch- 
führung dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, und 
zwar, soweit es sich um Strafvorschriften handelt, im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Justiz. 

& 7. Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


24. Kriegswirtschaftsverordnung?!‘ ? 


Vom 4. September 1939 
(RGBI.IS. 1609, ber. S. 1700, geändert durch VO vom 25. März 1942, RGBI.IS. 147) 
(Auszug) 


Abschnitt I. Kriegsschädliches Verhalten 


& 1. (1) Wer Rohstoffe oder Erzeugnisse, die zum lebenswichtigen Bedarf der Bevöl- 
kerung gehören, vernichtet, beiseiteschafft oder zurückhält und dadurch böswillig die 
Deckung dieses Bedarfs gefährdet, wird mit Zuchthaus oder Gefängnis bestraft. In be- 
sonders schweren Fällen kann auf Todesstrafe erkannt werden. 

(2) Dieselbe Strafe trifft denjenigen, der Bescheinigungen über eine Bezugsberechti- 
gung oder Vordrucke hierfür beiseiteschafft, nachmacht oder nachgemachte Beschei- 
nigungen oder Vordrucke in den Verkehr bringt oder sich verschafft. 

(3) Hat der Täter in der Absicht gehandelt, sich zu bereichern, so ist neben der Strafe 
aus Abs. 1 oder Abs. 2 auf Geldstrafe zu erkennen. Die Höhe der Geldstrafe ist unbe- 
schränkt, sie muß das Entgelt, das der Täter für die Tat empfangen und den Gewinn, 
den er aus der Tat gezogen hat, übersteigen. An Stelle der Geldstrafe kann auf Vermö- 
genseinziehung erkannt werden. 

8 1a. (1) Mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer dieser Strafen wird bestraft, wer 
in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs 

1. für die Bevorzugung eines anderen bei der Lieferung von Waren oder bei Leistungen 
eine Tauschware oder einen sonstigen Vorteil fordert oder sich oder einem anderen 
versprechen oder gewähren läßt, 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch in den 
eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I 
S. 1059). 

8 Schrifttum: Rietzsch S. 206. Schwarz S. 1028. 
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Anhang 25. VO gegen Volksschädlinge 


2. die Lieferung einer Tauschware oder einen sonstigen Vorteil anbietet, verspricht oder 
gewährt, um sich oder einem anderen Waren oder Leistungen bevorzugt zu verschaffen. 

(2) Wer nicht in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs handelt, bleibt als Teilnehmer 
an einer nach Abs. 1 strafbaren Handlung straffrei. 

& 1b. Für die Strafverfolgung gelten in den Fällen des $ 1a die $$ 4, 7 bis 19, 22, 23 
der Verbrauchsregelungs-Strafverordnung vom 26. November 1941 (Reichsgesetzbl.I 
S. 734) entsprechend. 

8 1c. (1) Rohstoffe und Erzeugnisse, auf die sich die nach den $$ 1, 1a strafbare Hand- 
lung bezieht, können neben der Strafe ohne Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse und 
sonstige Rechte Dritter zugunsten des Reichs eingezogen werden. 

(2) Auf die Einziehung kann auch selbständig erkannt werden. Auf das Verfahren fin- 
den die $$ 430 bis 432 der Reichsstrafprozeßordnung Anwendung. Zuständig ist auch 
das Gericht, in dessen Bezirke sich der einzuziehende Gegenstand zur Zeit der Stellung 
des Antrags befindet. 

(3) $9 Abs. 3 bis 6 der Verbrauchsregelungs-Strafverordnung vom 26. November 191 
(RGBI.1I S. 734) gilt entsprechend. 

& 1d. (1) Wer Geldzeichen ohne gerechtfertigten Grund zurückhält, wird mit Gefäng- 
nis, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. 

(2) Zurückgehaltene Geldzeichen können neben der Strafe ohne Rücksicht auf Eigen- 
tumsverhältnisse und sonstige Rechte Dritter zugunsten des Reichs eingezogen werden. 
8 1c Abs. 2 dieser Verordnung und $ 9 Abs. 3 bis 5 der Verbrauchsregelungs-Strafver- 
ordnung finden entsprechende Anwendung. 

(83) Wer zurückgehaltene Geldzeichen bei einem Kreditinstitut einzahlt, bevor eine An- 
zeige erstattet oder eine Untersuchung eingeleitet war, wird nicht wegen Zurückhaltung 
von Geldzeichen bestraft. Der Einzahlung bei einem Kreditinstitut steht für die Erlan- 
gung der Straffreiheit die Selbstanzeige gemäß $ 410 der Reichsabgabenordnung gleich. 

(4) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Reichsministers der Justiz ein. 


25. VO gegen Volksschädlinge!’ ? 


Vom 5. September 1939 
(RGBl.I S. 1679, geändert durch $21 Nr. 30 d. VO v. 13. März 1940, RGBl. IS. 489/493) 
Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 
& 1. Plünderung im frei gemachten Gebiet 


(1) Wer im frei gemachten Gebiet oder in freiwillig geräumten Gebäuden oder Räumen 
plündert, wird mit dem Tode bestraft. 

(2) (außer Kraft getreten). 

(8) Die Todesstrafe kann durch Erhängen vollzogen werden. 


8 2. Verbrechen bei Fliegergefahr 


Wer unter Ausnutzung der zur Abwehr von Fliegergefahr getroffenen Maßnahmen ein 
Verbrechen oder Vergehen gegen Leib, Leben oder Eigentum begeht, wird mit Zucht- 
haus bis zu 15 Jahren oder mit lebenslangem Zuchthaus, in besonders schweren Fällen 
mit dem Tode bestraft. 


& 8. Gemeingefährliche Verbrechen 


Wer eine Brandstiftung oder ein sonstiges gemeingefährliches Verbrechen begeht und 
dadurch die Widerstandskraft des deutschen Volkes schädigt, wird mit dem Tode bestraft. 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch im 
Protektorat Böhmen und Mähren ($6 der VO und unten Nr. 25b), in Danzig (RGBl. 193% I 
S. 2058), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 4940 I S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet 
(RGBl. 1940 I S. 1059). 

° Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd. I (1941) S.1. Gral 
Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 67. Kohlrausch S. 772. Nagler GS 115 S. 140. 
Nüse, Kriegsstrafrecht und Kriegsstrafverfahren (1940) S.21. L. Schäfer in Pfundtner-Neubert 
Das neue deutsche Reichsrecht IIc 19. Schwarz S. 1034. 
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25a. u.25b. VOen zur Durchführung der VO gegen Volksschädlinge Anhang 


8 4. Ausnutzung des Kriegszustandes als Strafschärfung 


Wer vorsätzlich unter Ausnutzung der durch den Kriegszustand verursachten außer- 
gewöhnlichen Verhältnisse eine sonstige Straftat begeht, wird unter Überschreitung des 
regelmäßigen Strafrahmens mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren, mit lebenslangem Zucht- 
haus oder mit dem Tode bestraft, wenn dies das gesunde Volksempfinden wegen der be- 
sonderen Verwerflichkeit der Straftat erfordert. 


8 5 (außer Kraft getreten). 


8 6. Geltungsbereich 
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten auch im Protektorat Böhmen und Mähren 
und zwar auch für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind. 
8 7. Schlußbestimmungen 


Der Reichsminister der Justiz erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


2ba. VO zur Durchführung der VO gegen Volksschädlinge 


Vom 7. September 1939 
(RGBl. I S. 1700) 


Auf Grund des $ 7 der Verordnung gegen Volksschädlinge vom 5. ne 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1679) wird verordnet: 


& 1. Die Entscheidung darüber, ob die Todesstrafe durch Erhängen olaeren werden 
soll, trifft die Strafvollstreckungsbehörde. 


8 2. Vergehen im Sinne des $ 2 der Verordnung sind nicht solche Taten, die nur auf 
Antrag des Verletzten verfolgt werden dürfen. 


25h. Zweite VO zur Durchführung der VO gegen Volksschädlinge 


Vom 27. September 1939 
(RGBl.I S. 1987) 


Auf Grund des $ 7 der Verordnung gegen Volksschädlinge vom 5. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1679) wird zu ihrer Anwendung im Protektorat Böhmen und Mäh- 
ren verordnet: 


& 1. Ob eine Tat eine nach der Verordnung gegen Volksschädlinge strafbare Handlung 
begründet, ist nach den Strafvorschriften des Deutschen Reichs zu beurteilen. 


& 2. Die Vorschriften der Verordnung des Reichsprotektors in Böhmen und Mähren 
gerren Sabotagehandlungen vom 26. August 1939 (Verordnungsbl. f. Böhmen u. Mähren 
S. 83) werden durch die der Verordnung gegen Volksschädlinge nicht berührt. 


26. VO zum Schutz gegen jugendliche Schwerverbrecher 
Vom 4. Oktober 1939 
(RGBl.1I S. 2000) 


- aufgehoben durch $2 Nr.2 der Jugendstrafrechtsverordnung vom 6. November 1943 
(RGBi.1S.685); eingearbeitet in die Neufassung des Reichsjugendgerichtsgesetzes 
vom 6. November 1943 (RGBl. I S. 637; abgedr. unten Nr. 36) - 
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Anhang 27. VO z. Erg. d. Strafvorschr. z. Schutz d. Wehrkrait d. Deutschen Volkes 


27. VO zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz 
der Wehrkraft des Deutschen Volkes!’ 2- ® 


Vom 25. November 1939 
(RGBI.I S. 2319, 1941 I S. 549) 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 
8 1. Wehrmittelbeschädigung* 
8 2. Störung eines wichtigen Betriebs 


(1) Wer das ordnungsmäßige Arbeiten eines für die Reichsverteidigung oder die Ver- 
sorgung der Bevölkerung wichtigen Betriebs dadurch stört oder gefährdet, daß er eine 
dem Betrieb dienende Sache ganz oder teilweise unbrauchbar macht oder außer Tätig- 
keit setzt, wird mit Zuchthaus, in besonders schweren Fällen mit dem Tode bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Gefängnis. 


88. Teilnahme an einer wehrfeindlichen Verbindung 


(1) Wer an einer wehrfeindlichen Verbindung teilnimmt oder sie unterstützt, wird mit 
Zuchthaus, in minder schweren Fällen mit Gefängnis bestraft. 

(2) Nach dieser Vorschrift wird nicht bestraft, wer das Fortbestehen der Verbindung 
verhindert oder einer Dienststelle des Staates von ihrem Bestehen Kenntnis gibt. Das 
gilt auch für den, der sich freiwillig und ernstlich darum bemüht, wenn nicht sein Be- 
“ mühen, sondern ein anderer Umstand zur Folge hat, daß die Verbindung nicht fort- 
besteht. 


8 4. Verbotener Umgang mit Kriegsgefangenen? 


(1) Wer vorsätzlich gegen eine zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefangenen er- 
lassene Vorschrift verstößt oder sonst mit einem Kriegsgefangenen in einer Weise Um- 
gang pflegt, die das gesunde Volksempfinden gröblich verletzt, wird mit Gefängnis, in 
schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. | 

(2) Bei fahrlässigem Verstoß gegen die zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefange- 
nen erlassenen Vorschriften ist die Strafe Haft oder Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Reichsmark. 


8 5. Gefährdung der Wehrmacht befreundeter Staaten 


(1) Wer im Inland für einen fremden militärischen Nachrichtendienst zum Nachteil 
eines anderen Staates Nachrichten über militärische Angelegenheiten sammelt oder 
weitervermittelt oder einen Nachrichtendienst über solche Angelegenheiten bildet, unter- 
hält oder unterstützt, wird mit Zuchthaus, in minder schweren Fällen mit Gefängnis 
bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz verfolgt. 


8 6. Die Vorschriften der $$ 1, 2, 4, 5 dieser Verordnung gelten im Protektorat Böhmen 
und Mähren auch für Personen, die nicht deutsche Staatsangehörige sind. 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch im 
Protektorat Böhmen und Mähren ($ 6 der VO), in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I 
S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I S. 1059). 


8 Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd. I (1941) S. 263. 
Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 30. Lange in Kohlrausch S. 798. Nagler G3 
414 S. 158, 189. Schwarz S. 242. 


2 Vgl. noch unten Nr. 32. 
* Durch $ 5 desÄndGes. z. StGB v. 4. Sept. 1944 als $ 143a ins StGB eingestellt. 
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28. VO. gegen Gewaltverbrecher Anhang 


28. VO gegen Gewaltverbrecher!: 2 


Vom 5. Dezember 1939 
(RGBl.I S. 2378, geändert durch $ 21 Nr.32 d. VO v. 13. März 1940, RGBIl. IS. 489/493) 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet für das Gebiet des Großdeutschen 
Reichs mit Gesetzeskraft: 


81. Gewalttaten mit der Waffe 


(1) Wer bei einer Notzucht, einem Straßenraub, Bankraub oder einer anderen schwe- 
ren Gewalttat Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen oder andere gleich gefährliche Mittel an- 
wendet oder mit einer solchen Waffe einen anderen an Leib oder Leben bedroht, wird 
mit dem Tode bestraft. 

(2) Ebenso wird der Verbrecher bestraft, der Verfolger mit Waffengewalt angreift oder 
abwehrt. 


8 2. Schutz für Helfer bei der Verfolgung von Verbrechern 


Wer sich bei der Verfolgung eines Verbrechers für dessen Ergreifung persönlich ein- 
setzt, genießt dabei denselben strafrechtlichen Schutz, wie er Polizei- und Justizbeamten 
zuteil wird. 


8 8 (außer Kraft getreten). 


8 4. Schärfere Strafe bei Versuch und Beihilfe 


Für den strafbaren Versuch eines Verbrechens oder Vergehens oder für die Beihilfe 
dazu ist allgemein die Strafe zulässig, die für die vollendete Tat vorgesehen ist. 


8 5. Rückwirkende Kraft 
Die Verordnung gilt auch für Straftaten, die vor ihrem Inkrafttreten begangen sind.? 


8 6. Schlußbestimmungen 


Der Reichsminister der Justiz erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften und trifft die näheren 
Bestimmungen über die Anwendung der Verordnung im Protektorat Böhmen und 
Mähren. 


28a. VO zur Durchführung der VO gegen Gewaltverbrecher 
im Protektorat Böhmen und Mähren 


Vom 22. Januar 1940 
(RGBl.I S. 223) 


Auf Grund des $ 6 der Verordnung gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2378) wird verordnet: 


& 1. Die Verordnung gegen Gewaltverbrecher gilt im Protektorat Böhmen und Mähren 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch in den 
eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 844), in Eupen-Malmedy-Moresnet (RGBl. 1940 I 
S. 1059). Über die Geltung im Protektorat Böhmen und Mähren vgl. unten Nr. 28a. 

» Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd.I (1941) S. 298. 
Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil I (1940) S. 25. Kohlrausch S. 802. Nagler GS 114 S. 133, 
218. Nüse, Das Kriegsstrafrecht und Kriegsstrafverfahren (1940) S. 34. L. Schäfer in -Pfundtner- 
Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht Ilc 23. Schwarz S. 1042. 

3 Näheres in der DVO v.28. Dez. 39 (RGBl. 1940 I S. 17), wonach insbesondere von der rückwirken- 
den Anwendung der VO abgesehen werden kann, wenn die Straftat vor dem 4. September 1939 be- 
gangen ist; die rückwirkende Anwendung bedarf in diesen Fällen der Zustimmung des Staatsanwalts, 
Die Entscheidung über die Rückwirkung trifft auch das Revisionsgericht. 
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Anhang 29. VO zum Schutze des Reichsarbeitsdienstes 


& 2. (1) Auf Straftaten der im $ 1 der Verordnung gegen Gewaltverbrecher bezeich- 
neten Art finden die Strafvorschriften des Reichsrechts auch dann Anwendung, wenn der 
Täter nicht deutscher Staatsangehöriger ist. 

(2) Auf Straftaten gegen Helfer bei der Verfolgung von Verbrechern ($ 2 der Verord- 
nung gegen Gewaltverbrecher) finden die reichsrechtlichen Vorschriften zum Schutz 
von Polizei- und Justizbeamten Anwendung, 

1. wenn der Verbrecher wegen der Tat, wegen der er verfolgt wird, der deutschen Straf- 
gerichtsbarkeit untersteht oder 

2. wenn der Helfer, gegen den sich der Angriff richtet, deutscher Staatsangehöriger ist 
oder 

3. wenn der Helfer einem deutschen Polizei- oder Justizbeamten Beistand leistet. 


(3) $ A der Verordnung gegen Gewaltverbrecher gilt für Straftaten, für deren Aburtei- 
lung die deutschen Gerichte zuständig sind, auch dann, wenn die Tat nach dem Straf- 
recht des Protektorats zu ahnden ist. Ist danach eine schärfere Strafe als nach dem Straf- 
recht des Protektorats zulässig, so darf die Sache nicht auf Grund des $ 17 der Verord- 
nung über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 14. April 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 754) von den deutschen Strafverfolgungs- 
behörden an die Strafverfolgungsbehörden des Protektorats abgegeben werden. 


29. VO zum Schutze des Reichsarbeitsdienstes!: 2 


Vom 12. März 1940 
(RGBI.I S. 485) 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird mit Zustimmung des Beauftragten für 
den Vierjahresplan und des Oberkommandos der Wehrmacht für das Gebiet des Groß- 
deutschen Reichs folgendes verordnet: 


& 1. Aufforderung zum Verweigern der Reichsarbeitsdienstpflicht 
Wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, die Erfüllung der Reichsarbeitsdienst- 
pflicht zu verweigern, wird mit Zuchthaus, in minder schweren Fällen mit Gefängnis 
bestraft. 


8 2. Aufwiegelung von Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes 


Wer gegenüber einem Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes die Gemeinschaft im 
Reichsarbeitsdienst zu zersetzen oder die Dienstfreudigkeit zu untergraben sucht, wird 
mit Zuchthaus, in minder schweren Fällen mit Gefängnis bestraft. 


8 8. Reichsarbeitsdienstentziehung 


Wer es unternimmt, sich oder einen anderen durch Selbstverstümmelung, durch ein 
auf Täuschung berechnetes Mittel oder auf andere Weise der Erfüllung der Reichs- 
arbeitsdienstpflicht ganz, teilweise oder zeitweise zu entziehen, wird mit Zuchthaus, ın 
minder schweren Fällen mit Gefängnis bestraft. Unternimmt es eine Frau, sich der Er- 
füllung der Reichsarbeitsdienstpflicht zu entziehen, so ist die Strafe Gefängnis. 


8 4. Fahnenflucht im Reichsarbeitsdienst 


(1) Ein männlicher Angehöriger des Reichsarbeitsdienstes, der in der Absicht, sich 
der Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht dauernd zu entziehen, seine Dienststelle 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch im 
Protektorat Böhmen und Mähren ($6 Satz 2 der VO), in den eingegliederten Ostgebieten (36 
Satz 1 der VO). 

° Schrifttum: Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, Deutsches Strafrecht Bd.I (191) S. 31%. 
Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil III (1941) S. 21. Philippi, DJ 1940 S. 541. Stamm in 
Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht IV f. 
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30. Verbrauchsregelungs-Strafverordnung Anhang 


verläßt oder ihr fernbleibt (Fahnenflucht), wird mit Zuchthaus, in minder schweren 
Fällen mit Gefängnis bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen männlichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes 
zur Fahnenflucht verleitet oder sie ihm erleichtert. 


& 5. Dienstflucht im Reichsarbeitsdienst 


(1) Eine weibliche Angehörige des Reichsarbeitsdienstes, die in der Absicht, sich der 
Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht dauernd zu entziehen, ihre Dienststelle verläßt 
oder ihr fernbleibt (Dienstflucht), wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine weibliche Angehörige des Reichsarbeitsdienstes zur 
Dienstflucht verleitet oder sie ihr erleichtert. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 


86. Geltung in den eingegliederten Ostgebieten 
und im Protektorat Böhmen und Mähren 


Die Vorschriften dieser Verordnung gelten auch in den eingegliederten Ostgebieten. 
Sie gelten im Protektorat Böhmen und Mähren auch für Personen, die nicht deutsche 
Staatsangehörige sind. 


8 7. Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt mit dem 15. März 1940 in Kraft. 


30. VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Bewirtschaftung bezugsbeschränkter Erzeug- 
nisse (Verbrauchsregelungs-Strafverordnung) !’ 2-3 


i. d. Fassung vom 26. November 1941 
(RGBl.I S. 734) 


(Auszug) 


Allen Blockadeversuchen zum Trotz ist die Versorgung unseres Volkes mit den lebens- 
notwendigen Verbrauchsgütern gesichert. Durch die Einführung von Karten und Be- 
zugscheinen ist dafür gesorgt, daß jeder Deutsche seinen Anteil an diesen Gütern erhält. 
Die gerechte Verteilung ist von der Disziplin jedes einzelnen Deutschen abhängig. Be- 
sonders hohe Verantwortung für den Erfolg der Verbrauchsregelung tragen Erzeuger, 
Verarbeiter und Händler als Treuhänder der ihnen anvertrauten Verbrauchsgüter. 

Zum Schutze vor uneinsichtigen und böswilligen Volksgenossen wird auf Grund der 
Verordnung über den Warenverkehr in der Fassung vom 18. August 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1431) und des Gesetzes über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes 
und Maßnahmen zur Markt- und Preisregelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse vom 
13. September 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 626) verordnet: 


8 1. (1) Mit Gefängnis und Geldstrafe, letztere in unbeschränkter Höhe, oder mit einer 
dieser Strafen wird bestraft, wer in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs 

1. bezugsbeschränkte Erzeugnisse ohne Bezugsberechtigung, insbesondere ohne gültige 
Bescheinigung über die Bezugsberechtigung (z. B. Bezugskarte, Bezugschein, Groß- 
bezugschein, Punktscheck, Bestellschein, Eintragung in die Kundenliste), bezieht 
oder abgibt, eine ihm nicht zustehende Bezugsberechtigung für sich ausnutzt oder 
die Verfügung über eine Bezugsberechtigung einem anderen überläßt oder sich ver- 
schafft, 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten (vgl.$23der VO); 
sie gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten (RGBl. 1940 I S. 867), in Eupen-Malmedy- 
Moresnet (RGBl. 1940 I S. 829). 

® Über Strafsachen auf dem Gebiet der Verbrauchsregelung vgl. die AV in DJ 1942 S. 49. 


3 Schrifttum: Rietzsch S.17. Schwarz 8. 1047. 
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. durch unrichtige oder unvollständige Angaben eine Bezugsberechtigung erschleicht, 

. dem Verbraucher (Versorgungsberechtigten) bezugsbeschränkte Erzeugnisse vor- 
enthält, zu deren Abgabe er verpflichtet ist, 

. Bescheinigungen über die Bezugsberechtigung entgegennimmt oder Abschnitte ab- 
trennt, ohne Ware zu liefern, 

3. gegen Anordnungen der Landeswirtschaftsämter oder Wirtschaftsämter verstößt, 
die auf Grund ausdrücklicher Ermächtigung erlassen werden und auf die Straf- 
androhungen dieser Verordnung Bezug nehmen, 

6. eine sonstige Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften des Zweiten Abschnitts der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen oder gegen eine Bestimmung begeht, die auf Grund der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder einer hierauf 
beruhenden anderen Vorschrift erlassen worden ist. 

Der Versuch ist strafbar. 

(2) In leichten Fällen kann auf Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder auf Haft erkannt 
werden. 

(3) Liegt in den Fällen des Abs. 1 Nr. 6 ausschließlich eine Zuwiderhandlung gegen eine 
Anordnung einer bewirtschaftenden Stelle auf dem Gebiet der Ernährungswirtschaft vor 
($$ 6 und 7 der Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen vom 27. August 1939 — Reichsgesetzbl. I S. 1521), so tritt die Strafverfol- 
gung nur auf Verlangen der bewirtschaftenden Stelle ein. Das Verlangen ist unzulässig, 
wenn wegen derselben Handlung eine Ordnungsstrafe ($$ 4 und 20) festgesetzt worden 
ist. Das Verlangen kann zurückgenommen werden. 


8 2. (1) Mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft wird bestraft, wer, ohne 

in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs zu handeln, 

1. bezugsbeschränkte Erzeugnisse ohne Bezugsberechtigung bezieht, eine ihm nicht zu- 
stehende Bezugsberechtigung für sich ausnutzt oder die Verfügung über eine Bezugs- 
berechtigung sich gegen Entgelt verschafft oder in der Absicht, sich zu bereichern, 
einem anderen überläßt, 

2.eine nach $ 1 Abs. 1 Nr. 2 oder 5 strafbare Handlung begeht, 

3. eine sonstige Handlung begeht, die in den im Rahmen der öffentlichen Bewirtschaf- 
tung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen erlassenen Bestimmungen unter Strafe 
gestellt ist. 

(2) Mit dieser Strafe wird ferner bestraft, wer bezugsbeschränkte Erzeugnisse dem 
eigenen Betrieb entnimmt, ohne hierzu berechtigt zu sein. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Inschweren Fällen ist die Strafe Gefängnis und Geldstrafe, letztere in unbeschränk- 
ter Höhe, oder eine dieser Strafen. 


8 8. (1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und Geldstrafe in unbeschränkter Höhe oder 
mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer bezugsbeschränkte gewerbliche Erzeugnisse, 
die zur Ausübung eines Gewerbes oder Berufs zugeteilt oder bestimmt sind, für einen 
anderen als den im Antrag angegebenen oder sonst bei der Zuteilung vorgesehenen Zweck 
oder entgegen den Auflagen oder Bestimmungen für ihre Verwendung gebraucht oder 
verbraucht. 

(2) In leichten Fällen kann auf Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder auf Haft erkannt 
werden. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 


w 


wen 


8 9.1 (1) Neben der Strafe können ohne Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse und 
sonstige Rechte Dritter in den Fällen der $$ 1, 2 und 3 die Erzeugnisse, auf die sich die 
strafbare Handlung bezieht, zugunsten des Reichs eingezogen werden. 


ı Die hier nicht abgedruckten $$ 4-8, 10, 12-20, 22, 24 behandeln die von den Wirtschafts- und Er- 
nährungsämtern festsetzbaren Ordnungsstrafen sowie das Strafverfahren und Schlußvorschriften. 
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(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so kann auf Ver- 
langen der Staatsanwaltschaft die Einziehung selbständig durch Beschluß angeordnet 
werden. Gegen den Beschluß findet die sofortige Beschwerde nach Maßgabe der Straf- 
prozeßordnung statt. 

(3) Mit der Rechtskraft der Entscheidung gehen das Eigentum und sonstige Rechte 
auf das Reich über. 

(4) Für einen Rechtserwerb, der nach der Rechtskraft der Entscheidung eintritt, gelten 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts zugunsten derer, die Rechte von einem Nicht- 
berechtigten herleiten. 

(s) Für das Recht eines Dritten ist bis zur Höhe des Wertes oder des Erlöses der ein- 
gezogenen Erzeugnisse Entschädigung zu gewähren, es sei denn, daß der Dritte von der 
Straftat Kenntnis hatte oder haben mußte oder von ihr einen Vorteil gehabt hat. Bei der 
Feststellung, inwieweit ein Recht durch den Wert oder Erlös der eingezogenen Sache 
gedeckt war, sind vorgehende Rechte auch dann zu berücksichtigen, wenn bei ihnen die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht gegeben sind. Der Anspruch verjährt in einem Jahr 
nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung. Der Rechtsweg ist zulässig. 

(6) $ 11 der Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von Eiern und Eierzeug- 
nissen vom 7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1732) und $ 7 der Verordnung über 
die öffentliche Bewirtschaftung von Tieren und tierischen Erzeugnissen vom 7. Sep- 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1714) bleiben unberührt. 


& 11. Das Gericht oder das Amt kann anordnen, daß die Bestrafung auf Kosten des 
Verurteilten öffentlich bekanntgemacht wird. Die Art der Bekanntmachung sowie die 
Frist, innerhalb deren sie zu erfolgen hat, sind im Urteil oder im Ordnungsstrafbescheid 
zu bestimmen. 


8 21. (1) Die Verfolgung von Übertretungen dieser Verordnung ($ 1 Abs. 2, $ 2 Abs. 1 
und 2 und $ 3 Abs. 2) verjährt in einem Jahr. Im übrigen verjährt die Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung in fünf Jahren. 

(2) Die Vorschriften des Reichsstrafgesetzbuchs über die Verjährung der Strafver- 
folgung (in den Reichsgauen der Ostmark $ 531 Abs. 1 des österreichischen Strafgesetzes) 
gelten entsprechend. 

(3) Einer richterlichen Handlung, die die Verjährung unterbricht, stehen entspre- 
chende Handlungen der Ämter gleich. 


& 28. (1) Soweit Vorschriften dieser Verordnung in den Reichsgauen der Ostmark 
oder im Reichsgau Sudetenland nicht unmittelbar angewendet werden können, sind 
sie sinngemäß anzuwenden. 


31. VO über den Nachrichtenverkehr!: ? 


Vom 2. April 1940 
(RGBl.I S. 823) 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet für das Gebiet des Großdeutschen 
Reichs mit Gesetzeskraft: 
& 1. Als Nachrichtenverkehr im Sinne dieser Verordnung ist anzusehen: 
A. Der Postverkehr 
a) Briefsendungen (Briefe, Postkarten, Drucksachen, Warenproben, Geschäfts- 
papiere, Mischsendungen, Zeitungen, Maternbriefe, Postanweisungen, Briefe vom 
und zum Postscheckamt, Päckchen), . 
b) Paketsendungen, 


ı Die VO ist in der Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten; sie gilt auch in den 
eingegliederten Ostgebieten ($ 12 der VO). 
® Schrifttum: Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil III (19414) S. 33. 
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B. der Fernmeldeverkehr (Fernsprech-, Fernschreib-, Telegramm-, Funk-, Fernseh-, 
Bildtelegraphieverkehr), 
C. der Güter- und Frachtenverkehr, 
D. der Brieftaubenverkehr, 
E. jeder Verkehr mit optischen, akustischen und allen anderen Arten von Verständi- 
gungsmitteln zum Zwecke der Nachrichtenübermittlung. 


I. Nachrichtenverkehr mit dem feindlichen Ausland 


8 2. (1) Der unmittelbare und mittelbare Nachrichtenverkehr mit dem feindlichen 
Ausland ist verboten. Mittelbarer Nachrichtenverkehr ist die Übermittlung von Nach- 
richten an das nichtfeindliche Ausland, die zur Weitergabe an das feindliche Ausland 
bestimmt sind. 

(2) Ausnahmen genehmigt das Oberkommando der Wehrmacht, erforderlichenfalls im 
Benehmen mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden. 


& 8. Das Oberkommando der Wehrmacht gibt diejenigen Länder bekannt, die im Sinne 
dieser Verordnung als feindliches Ausland anzusehen oder die in gleicher Weise zu be- 
handeln sind.! 


8 4. Wer es unternimmt, mittelbar oder unmittelbar Nachrichten ohne Genehmigung 
gemäß $ 2 Abs. 2 in das feindliche Ausland gelangen zu lassen, wird mit Gefängnis, in 
leichteren Fällen mit Haft oder mit Geldstrafe bestraft, sofern nicht nach anderen B«- 
stimmungen eine schwerere Strafe, insbesondere wegen Landesverrats die Todesstrafe, 
verwirkt ist. 


HI. Nachrichtenverkehr mit dem nichtfeindlichen Ausland 


8 5. Der Nachrichtenverkehr mit dem nichtfeindlichen Ausland ist grundsätzlich zu- 
lässig. Es dürfen jedoch keine Nachrichten über die militärische, wirtschaftliche oder 
politische Lage übermittelt werden, die geeignet sind, das Wohl des Reichs oder der mt 
ihm verbündeten oder befreundeten Staaten zu gefährden. 

8 6. Das Oberkommando der Wehrmacht erläßt die über die Durchführung des Nach- 
richtenverkehrs mit dem nichtfeindlichen Ausland notwendigen Vorschriften, erforder- 
lichenfalls im Benehmen mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden. 

& 7. Als nichtfeindliches Ausland sind alle Staaten anzusehen, die nicht gemäß $3 als 
feindlich gelten oder als feindlich zu behandeln sind. 

8 8. (1) Zuwiderhandlungen gegen $ 5 Satz 2 werden mit Gefängnis, in leichteren Fäl- 
len mit Haft oder mit Geldstrafe bestraft, sofern nicht nach anderen Bestimmungen eine 
schwerere Strafe, insbesondere wegen Landesverrats die Todesstrafe, verwirkt ist. Zu- 
widerhandlungen gegen die gemäß $ 6 erlassenen Bestimmungen werden mit Geldstrafe 
bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft bestraft. 

(2) Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Oberkommandos der Wehrmacht oder der 
von ihm bestimmten Stellen ein. Der Antrag kann zurückgenommen werden. 


III. Inlandsnachrichtenverkehr 


8 9. (1) Der Inlandsnachrichtenverkehr kann aus Gründen der Kriegführung durch das 
Oberkommando der Wehrmacht Beschränkungen oder Auflagen unterworfen werden. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen derartige Beschränkungen oder Auflagen für den In- 
landsnachrichtenverkehr werden mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft, 
in besonders schweren Fällen mit Gefängnis bestraft, sofern nicht nach anderen Be- 
stimmungen eine schwerere Strafe verwirkt ist. 

(3) StrafVerfolgung tritt nur auf Antrag des Oberkommandos der Wehrmacht oder der 
von ihm bestimmten Stellen ein. Der Antrag kann zurückgenommen werden. 


ı Bekanntmachung vom 30. Mai 1942 (RGBI.I S. 377). 
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32. VO über den Umgang mit Kriegsgefangenen Anhang 
IV. Rechte der Prüfstellen 


& 10. Die zur Prüfung des Nachrichtenverkehrs eingerichteten Dienststellen haben das 
Recht, Nachrichten oder Sendungen ohne Angabe von Gründen ganz oder teilweise von 
der Übermittlung oder Beförderung auszuschließen. 


V. Sonderbestimmungen 


& 11. (1) Der amtliche Nachrichtenverkehr des Auswärtigen Amts mit dem Ausland 
und der Nachrichtenverkehr mit dem Ausland, der sich in seinem Auftrage vollzieht, 
fällt nicht unter die Bestimmungen dieser Verordnung. 

(2) Für das Protektorat Böhmen und Mähren kann der Reichsprotektor im Einver- 
nehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht ergänzende und abweichende Bestim- 
mungen erlassen. 

(3) Der Nachrichtenverkehr des Roten Kreuzes sowie mit Kriegsgefangenen und Inter- 
nierten ist durch besondere Bestimmungen geregelt. 


& 12. Diese Verordnung gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten. 


VI. Schlußbestimmungen 


& 18. Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Vorschriften erläßt der 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht im Einvernehmen mit dem Generalbevoll- 
mächtigten für die Reichsverwaltung und dem Beauftragten für den Vierjahresplan. 

& 14. Diese Verordnung tritt am siebenten Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


32. VO über den Umgang mit Kriegsgefangenen!'? 


Vom 11. Mai 1940 
(RGBI.IS.769) 
Auf Grund des $ 4 der Verordnung zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz 


der Wehrkraft des Deutschen Volkes vom 25. November 1939 (Reichsgesetzbl. 1 S.2319) 
wird im Einvernehmen mit dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht verordnet: 


& 1. (ı) Sofern nicht ein Umgang mit Kriegsgefangenen durch die Ausübung einer 
Dienst- oder Berufspflicht oder durch ein Arbeitsverhältnis der Kriegsgefangenen zwangs- 
läufig bedingt ist, ist jedermann jeglicher Umgang mit Kriegsgefangenen und jede Be- 
ziehung zu ihnen untersagt. 

(2) Soweit hiernach ein Umgang mit Kriegsgefangenen zulässig ist, ist er auf das not- 
wendigste Maß zu beschränken. | 


& 2. Die Verordnung tritt drei Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


33. VO zur Ergänzung des Jugendstrafrechts 


Vom 4. Oktober 1940 
(RGBl.I S. 1336) 


und 


33a. VO zur Durchführung der VO zur Ergänzung des Jugendstrafrechts 


Vom 28. November 1940 
(RGBil.I S. 1541) 


- aufgehoben durch $2 Nr. 3 u. 4 der Jugendstrafrechtsverordnung vom 6. November 1943 
(RGBI.I S.635); eingearbeitet in die Neufassung des Reichsjugendgerichtsgesetzes 
vom 6. November 1943 (RGBl. I S. 637; abgedr. unten Nr. 36) - 


ı Die VO istinder Ostmark und im Sudetenland zugleich in Kraft getreten. 
® Schrifttum: Graf Gleispach, Das Kriegsstrafrecht Teil III (1941) S. 62. 
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Anhang 35. VO gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen 


. 34. VO über die unbestimmte Verurteilung Jugendlicher 


Vom 10. September 1941 
(RGBI.I S. 567) 


und 


34a. VO zur Durchführung der VO über die unbestimmte 
Verurteilung Jugendlicher 


Vom 6. Januar 1942 
(RGBl.IS.18) 


- kirhsöheben durch $2 Nr. 8 u.9 der Jugendstrafrechtsverordnung vom 6. November 1983 
(RGBIl.I $.635); eingearbeitet in die Neufassung des Reichsjugendgerichtsgesetzes 
vom 6. November 1943 (RGBl.I S. 637, abgedr. unten Nr. 36) - 


35. VO gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen 


in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(RGBl.I S. 351) 


8 1. (1) Wer, ohne Beamter zu sein, bei einer Behörde oder einer Körperschaft des 
‘öffentlichen Rechts oder, sofern sich der Staat ihrer für die staatliche Wirtschaftslen- 
kung bedient, bei einer berufsständischen Organisation, einer Personenvereinigung des 
Handelsrechts, einem Kartell oder einem wirtschaftlichen Verbande haupt- oder neben- 
amtlich beschäftigt oder ehrenamtlich tätig ist, kann auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten durch Handschlag verpflichtet werden. 

(2) Bei Behörden bestimmt der vorgesetzte Minister, bei sonstigen Organisationen der 
Minister, dem die Aufsicht über die Organisation zusteht, wer die Verpflichtung vor- 
zunehmen hat und in welcher Form die Verpflichtung erfolgen soll. Der Minister kann die 
Befugnis, diese Bestimmung zu treffen, auf unterstellte Behörden und Dienststellen, 
mit Ausnahme der Behörden und Dienststellen der unteren Stufe, übertragen. 

(3) Bei der Verpflichtung sollen die zu verpflichtenden Personen auf die Bestimmungen 
dieser Verordnung hingewiesen werden. Über die Verpflichtung wird ein Protokoll auf- 
genommen, das der Verpflichtete mit unterzeichnet. 

(4) Wer nach $ 2 der Allgemeinen Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglieder im öffent- 
lichen Dienst (ATO) durch Gelöbnis, Unterzeichnung einer Erklärung oder Berufung 
auf ein früheres Gelöbnis oder eine frühere schriftliche Erklärung verpflichtet worden 
ist, steht während der Geltungsdauer dieser Verpflichtung einem nach Abs. 1 Verpflich- 
teten gleich. 

8 2. Wer gemäß $ 1 verpflichtet worden ist, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft, wenn er für eine zu seinen 
Obliegenheiten gehörende Handlung Geschenke oder andere Vorteile annimmt, fordert 
oder sich versprechen läßt. 

8 8. Wer gemäß $ 1 verpflichtet ist, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe, bei mil- 
dernden Umständen mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft, wenn er für eine Handlung, die eine Verletzung der ihm 
übertragenen Obliegenheiten enthält, Geschenke oder andere Vorteile annimmt, fordert 
oder sich versprechen läßt. 

8 4. Wer einer gemäß $ 1 verpflichteten Person für eine Handlung, die eine Verletzung 
der ihr übertragenen Obliegenheiten enthält, Geschenke oder andere Vorteile anbietet, 
verspricht oder gewährt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

& 5. (1) In den Fällen der $$ 2 bis 4 ist das Empfangene oder dessen Wert im Urteil 
für den Staat verfallen zu erklären. 

(3) In den Fällen der $$ 3 und 4 kann neben Gefängnis auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 
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& 6. (1) Wer gemäß $ 1 verpflichtet worden ist, wird, soweit nicht nach anderen Be- 
stimmungen eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft, wenn er die infolge seiner Tätigkeit erlangten Kennt- 
nisse über Einrichtungen oder Maßnahmen der Behörde oder der Organisation dazu 
mißbraucht, sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verschaffen Baer einem 
anderen Schaden zuzufügen. 

(2) Die Strafverfolgung tritt nur mit Zustimmung des im $ 1 Abs. 2 Baskichneten 
Ministers oder der von ihm beauftragten Stelle ein. 

& 7. (1) Wer gemäß $ 1 verpflichtet worden ist, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis 
bestraft, wenn er Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse eines Dritten, die infolge seiner 
Tätigkeit zu seiner Kenntnis gelangt sind, unbefugt offenbart. 

(2) Neben der Strafe kann auf Verlangen des Verletzten auf eine an ihn zu erlegende 
Buße erkannt werden. Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren 
Entschädigungsanspruchs aus. 

& 8. Die Verordnung tritt in dieser Fassung am siebenten Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Der Reichsminister der Justiz bestimmt den Zeitpunkt de: Außerkrafttretens. 


36. Reichsjugendgerichtsgesetz!'? 


Vom 6. November 1943 
(RGBI.IS. 637) 
(Auszug) 


Erster Teil: Verfehlungen Jugendlicher und ihre Folgen 
Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften 
8 1. Anwendungsbereich 


(1) Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugendlicher eine Verfehlung begeht, die strafrecht- 
licher Ahndung unterliegt. Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch 
nicht achtzehn Jahre alt ist. 

(2) Das Gesetz gilt für Deutsche. Auf Angehörige anderen Volkstums wird es sinngemäß 
angewendet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 


8 2. Die Folgen der Jugendstraftat 

(1) Die Straftat eines Jugendlichen wird mit Strafe oder mit Zuchtmitteln geahndet. 

(2) Aus Anlaß der Straftat können Erziehungsmaßregeln angeordnet werden. 

(3) Von Strafe und Zuchtmitteln wird abgesehen, wenn Erziehungsmaßregeln oder die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt die Ahndung durch den Richter entbehr- 
lich machen. 

8 8. Verantwortlichkeit 

(1) Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verantwortlich, wenn er zur Zeit der Tat nach 
seiner sittlichen und geistigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der Tat einzu- 
sehen und nach dieser Einsicht zu handeln. Zur Erziehung eines Jugendlichen, der man- 
gels Reife strafrechtlich nicht verantwortlich ist, kann der Richter dieselben Maßnahmen 
anordnen wie der Vormundschaftsrichter. 

(2) Wer unter vierzehn Jahren eine Verfehlung begeht, ist strafrechtlich nicht ver- 
antwortlich. Ist der Täter zur Zeit der Tat wenigstens zwölf Jahre alt, so wird er wie ein 
Jugendlicher zur Verantwortung gezogen, wenn der Schutz des Volkes wegen der Schwere 
der Verfehlung eine strafrechtliche Ahndung fordert; die Vorschriften über jugendliche 
Schwerverbrecher werden nicht angewendet. 


» Das Gesetz Ist in der Ostmark und im Sudeten land zugleich in Kraft getreten; es gilt auch 
in den eingegliederten Ostgebieten; im Protektorat Böhmen und Mähren gelten die 
materiellrechtiichen Vorschriften nur, soweit deutsches Strafrecht anzuwenden ist ($1 Abs.3 VO vom 
6. November 1943, RGBI.IS. 635). 

2 Schrifttum: Klemer, Die neue deutsche Jugendstrafrechtspflege, DR 1943 S. 1161.- Küm- 
ımerlcin, Das neue Reichsjugendgerichtsgesetz, DJ 1943 S. 529, 553. 
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Anhang 36. Reichsjugendgerichtsgesetz 


Zweiter Abschnitt: Die Strafe 
8 4. Jugendgefängnis 
(1) Die Strafe für Jugendliche ist Jugendgefängnis. 
(2) Der Richter verhängt Jugendgefängnis, wenn das Bedürfnis der Volksgemeinschaft 


nach Schutz und Sühne wegen der Größe der Schuld oder wegen der schädlichen Nei- 
gungen des Jugendlichen, die in der Tat hervorgetreten sind, eine Strafe fordert. 


85. Dauer des Jugendgefängnisses 
(1) Das Mindestmaß der Jugendgefängnisstrafe beträgt drei Monate, das Höchstmaß 
zehn Jahre; die Strafrahmen des allgemeinen Strafrechts gelten nicht. 
(2) Bei der Strafbemessung muß der Richter berücksichtigen, daß die Strafe eine nach- 
haltige erziehliche Wirkung gewährleisten soll. 


86. Jugendgefängnis von unbestimmter Dauer 


(1) Der Richter verhängt Jugendgefängnis von unbestimmter Dauer, wenn eine Jugend- 
gefängnisstrafe von mindestens neun Monaten, höchstens jedoch vier Jahren geboten 
ist und sich wegen der schädlichen Neigungen des Jugendlichen, die in der Tat hervor- 
getreten sind, nicht voraussehen läßt, welche Strafdauer erforderlich ist, um ihn durch 
die Erziehung im Strafvollzug wieder in die Volksgemeinschaft einzuordnen. 

(2) Der Richter setzt im Urteil das Mindestmaß der Strafe fest; es beträgt mindestens 
neun Monate. Das Höchstmaß beträgt vier Jahre; der,.Richter kann ein geringeres Höchst- 
maß bestimmen, doch soll dann der Unterschied zwischen dem Mindest- und dem Höchst- 
maß nicht weniger als zwei Jahre betragen. 


Dritter Abschnitt: Zuchtmittel 


87. Arten und Anwendung 


(1) Der Richter ahndet die Straftat mit Zuchtmitteln, wenn Jugendgefängnis nicht 
geboten ist, dem Jugendlichen aber eindringlich zum Bewußtsein gebracht werden muß, 
daß er für das von ihm begangene Unrecht einzustehen hat. 

(2) Zuchtmittel sind: 

1. der Jugendarrest, 
2. die Auferlegung besonderer Pflichten, 
3. die Verwarnung. j 

(3) Zuchtmittel haben nicht die Rechtswirkungen einer Strafe; sie werden nicht in 
das Strafregister eingetragen und begründen nicht die Anwendung von strafrechtlichen 
Rückfallvorschriften. 

& 8. Jugendarrest 


(1) Der Jugendarrest ist Dauerarrest, Freizeitarrest oder Kurzarrest. 

(2) Der Dauerarrest beträgt mindestens eine Woche und höchstens vier Wochen. Er 
wird nach vollen Tagen oder Wochen bemessen. 

(3) Der Freizeitarrest wird für die allwöchentliche Freizeit des Jugendlichen verhängt 
und auf mindestens eine Freizeit und höchstens vier Freizeiten bemessen. 

(4) Der Kurzarrest wird aus besonderen Gründen, namentlich wenn die sofortige Voll- 
streckung notwendig ist, statt des Freizeitarrests verhängt; er beträgt mindestens einen 
Tag und höchstens sechs Tage und wird nach vollen Tagen bemessen. 

(5) Einmaliger Kurzarrest bis zu drei Tagen und Freizeitarrest können nebeneinander 
verhängt werden. 


89. Auferlegung besonderer Pflichten 


Als besondere Pflichten kann der Richter vor allem die Wiedergutmachung des Scha- 
dens und die Entschuldigung auferlegen. Auch kann er bei leichten Verfehlungen eine 
Geldbuße festsetzen, wenn anzunehmen ist, daß sie der Jugendliche aus Mitteln zahlt, 
über die er selbständig verfügen darf. Die Geldbuße fällt dem Reich zu, wenn sie nicht 
im Urteil zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung auferlegt wird. 
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810. Verwarnung 


Durch die, Verwarnung soll dem Jugendlichen das Unrecht der Tat eindringlich vor- 
gehalten werden. 


Vierter Abschnitt: Erziehungsmaßregeln 


8 11. Arten 
Erziehungsmaßregeln sind: 
1. die Erteilung von Weisungen, 
2. die Schutzaufsicht, 
3. die Fürsorgeerziehung. 


8 12. Weisungen 


(1) Weisungen sind Gebote und Verbote, die die Lebensführung des Jugendlichen 
regeln und dadurch seine Erziehung fördern und sichern sollen. Der Richter kann nament- 
lich den Jugendlichen anweisen, eine Lehr- oder Arbeitsstelle anzunehmen oder bei einer 
Familie oder in einem Heim zu wohnen, und ihm verbieten, einen bestimmten Aufent- 
haltsort zu verlassen, mit bestimmten Personen zu verkehren, Gast- oder Vergnügungs- 
stätten zu besuchen, geistige Getränke zu genießen oder zu rauchen. 

(2) Der Richter erteilt die Weisungen im Einvernehmen mit der Jugendgerichtshilfe. 


8 13. Schutzaufsicht und Fürsorgeerziehung 


Die Voraussetzungen der Schutzaufsicht und der Fürsorgeerziehung richten sich nach 
den Vorschriften über Jugendwohlfahrt. 


Fünfter Abschnitt: Mehrere Straftaten 


% 14. Mehrere Straftaten eines Jugendlichen 


(1) Auch wenn ein Jugendlicher mehrere Straftaten begangen hat, setzt der Richter 
nur eine Strafe, ein Zuchtmittel oder eine Erziehungsmaßregel derselben Art fest. Die 
gesetzlichen Höchstgrenzen der Jugendgefängnisstrafe und des Jugendarrests dürfen 
nicht überschritten werden. Soweit es dieses Gesetz zuläßt ($ 18), können Maßnahmen 
mit der Strafe verbunden oder ungleichartige Zuchtmittel und Erziehungsmaßregeln 
nebeneinander angeordnet werden. 

(2) Ist gegen den Jugendlichen wegen eines Teils der Straftaten bereits rechtskräftig 
eine Strafe, ein Zuchtmittel oder eine Erziehungsmaßregel festgesetzt worden, aber noch 
nicht vollständig verbüßt, ausgeführt oder sonstwie erledigt, so wird unter Einbeziehung 
des Urteils in gleicher Weise nur auf eine Strafe oder Maßnahme erkannt. Eine Strafe, 
für die eine Probezeit läuft, darf nur einbezogen werden, wenn die Entlassung oder die 
Strafaussetzung widerrufen wird. Aus besonderen Gründen kann der Richter davon 
absehen, schon abgeurteilte Straftaten in die neue Entscheidung einzubeziehen; dabei 
kann er Zuchtmittel und Erziehungsmaßregeln für erledigt erklären, wenn er auf Strafe 
erkennt. Wird auf Jugendgefängnis erkannt, so steht eine Anrechnung bereits verbüß- 
ten Jugendarrests im Ermessen des Richters. 


8 15. Mehrere Straftaten in verschiedenen Altersstufen 


Auf mehrere Straftaten, die teils vor, teils nach Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres begangen sind, wird ausschließlich das Jugendstrafrecht angewendet, wenn das 
Schwergewicht bei der im jugendlichen Alter begangenen Straftat liegt; anderenfalls 
wird ausschließlich das allgemeine Strafrecht angewendet, jedoch eine Einheitsstrafe 
nach den Grundsätzen des $ 14 gebildet. 


Sechster Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften 


816. Nebenstrafen und Nebenfolgen 
(1) Auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter oder Zulässigkeit von Polizeiaufsicht darf nicht erkannt werden. 
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(2) Der Gewinn, den der Jugendliche aus der Tat erlangt, und das Entgelt, das er für 
sie erhalten hat, können für verfallen erklärt werden; ist an die Stelle des ursprünglich 
; erlangten Gegenstands ein anderer getreten, so kann dieser für verfallen erklärt werden. 


& 17. Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 


Als Maßregel der Sicherung und Besserung im Sinne des allgemeinen Strafrechts 
kann nur die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt angeordnet werden. 


818. Verbindung von Strafen und Maßnahmen 


(1) Der Richter kann neben Jugendgefängnis besondere Pflichten auferlegen, Weisun- 
gen erteilen und die Schutzaufsicht anordnen; auf andere Zuchtmittel und auf Fürsorge- 
erziehung kann er neben Jugendgefängnis nicht erkennen. 

(2) Zuchtmittel und Erziehungsmaßregeln, ebenso mehrere Zuchtmittel oder mehrere 
Erziehungsmaßregeln können nebeneinander angeordnet werden. 

(3) Der Richter kann neben Jugendgefängnis, Zuchtmitteln und Erziehungsmaßregeln 
auf Nebenstrafen und Nebenfolgen erkennen. 


819 Nichterfüllung von Pflichten und Weisungen 


Kommt der Jugendliche Pflichten oder Weisungen, die ihm der Richter auferlegt 
oder erteilt hat, schuldhaft nicht nach, so kann Jugendarrest verhängt werden. 


Siebenter Abschnitt: Anwendung des allgemeinen Strafrechts 
820. Jugendliche Schwerverbrecher 


(1) War der Jugendliche zur Zeit der Tat sittlich und geistig so entwickelt, daß er einem 
über achtzehn Jahre alten Täter gleichgestellt werden kann, so wendet der Richter das 
allgemeine Strafrecht an, wenn das gesunde Volksempfinden es wegen der besonders 
verwerflichen Gesinnung des Täters und wegen der Schwere der Tat fordert. 

(2) Dasselbe gilt, wenn der Jugendliche zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und gei- 
stigen Entwicklung zwar einem Erwachsenen nicht gleichgestellt werden kann, aber die 
Gesamtwürdigung seiner Persönlichkeit und seiner Tat ergibt, daß er ein charakterlich 
abartiger Schwerverbrecher ist und der Schutz des Volkes diese Behandlung fordert. 


Zweiter Teil: Sondervorschriften für die Jugendgerichtsverfassung 
und das Jugendstrafverlahren 


Zweites Hauptstück: Jugendstrafverfahren 


Zweiter Abschnitt: Das Vorverfahren 
8 80. Absehen von der Verfolgung 

(1) Hält der Staatsanwalt eine Ahndung durch den Richter für entbehrlich, wenn vor- 
mundschaftsrichterliche Erziehungsmaßregeln oder eine Ermahnung angeordnet werden, 
so regt er sie beim Vormundschaftsrichter an. Besondere Pflichten auferlegen, nament- 
lich eine Arbeitsauflage erteilen, oder eine Ermahnung aussprechen, kann auch der 
Jugendrichter. 

(2) Der Staatsanwalt sieht von der Verfolgung ab, wenn eine erzieherische Maßnahme, 
namentlich eine Arbeitsauflage, oder ein Disziplinarmittel bereits angeordnet ist und 
eine Ahndung durch den Richter entbehrlich macht. Ferner kann er in besonders leich- 
ten Fällen von der Verfolgung absehen. 


Dritter Abschnitt: Das Hauptverfahren 


8 81. Einstellung des Verfahrens durch den Richter 


(1) Ist die Anklage eingereicht, so stellt der Richter das Verfahren ein, wenn eine er- 
zieherische Maßnahme, namentlich eine Arbeitsauflage, oder ein Disziplinarmittel bereits 
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angeordnet ist und eine Ahndung durch den Richter entbehrlich macht. Er kann das 
Verfahren einstellen, wenn der Angeklagte mangels Reife strafrechtlich nicht verant- 
wortlich ist. 

(2) Die Einstellung bedarf der Zustimmung des Staatsanwalts; sie kann mit einer 
Errmahnung verbunden werden. Der Einstellungsbeschluß kann auch in der Hauptver- 
handlung ergehen. Er wird mit Gründen versehen und ist unanfechtbar. Die Gründe 
werden dem Angeklagten nicht mitgeteilt, soweit davon Nachteile für die Erziehung zu 
befürchten sind. 

(3) Wegen derselben Tat kann nur auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel von 
neuem Anklage erhoben werden. 


Sechster Abschnitt: Besondere Verfahren 


$ 56. Ergänzung rechtskräftiger Entscheidungen bei mehrfacher Ver- 
urteilung 


(1) Ist die einheitliche Festsetzung einer Strafe oder Maßnahme ($$ 14, 15) unterblie- 
ben und sind die durch die rechtskräftigen Entscheidungen erkannten Strafen, Zucht- 
mittel und Erziehungsmaßregeln noch nicht vollständig verbüßt, ausgeführt oder sonst- 
wie erledigt, so trifft der Richter eine solche Entscheidung nachträglich. 

(2) Die Entscheidung ergeht auf Grund einer Hauptverhandlung durch Urteil, wenn 
der Staatsanwalt es beantragt oder der Vorsitzer es für angemessen hält. Wird keine 
Hauptverhandlung durchgeführt, so entscheidet der Richter durch Beschluß. Für die 
Zuständigkeit und das Beschlußverfahren gilt dasselbe wie für die nachträgliche Bildung 
einer Gesamtstrafe nach den allgemeinen Vorschriften. Ist eine unbestimmte Strafe 
teilweise verbüßt, so ist der Richter zuständig, dem die Aufgaben des Vollstreckungs- 
leiters obliegen. 

(8) Ist polizeilich verhängter Jugendarrest Gegenstand der nachträglichen Entschei- 
dung, so entscheidet der Richter durch Beschluß nach Anhören der Polizeibehörde; 
zuständig ist der Richter, dem die Aufgaben des Vollstreckungsleiters obliegen, soweit 
sich nicht aus Abs. 2 etwas anderes ergibt. 
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Eidesstattliche Versicherung 348 

Eidesunfähigkeit 338, 360 

Eigenhändige Verbrechen 126 

Eigennutz, strafbarer 618 

Eigennützige Begünstigung 544, 546 

Einbruchdiebstahl 510 

Eingehungsbetrug 566 

Eingriff, ärztlicher 468 

Einheitsstrafe 203 

Einsatzstrafe 219 

Einsperren, widerrechtliches 491, 706 

Einsteigen beim Diebstahl 511 

Einteilung der strafbaren Handlungen 14, 
20 

Einwilligung des Verletzten 148, bei Be- 
leidigung 418, bei Ehebruch 384, bei Kör- 
perverletzung 478 

Einwilllgungstheorie 170 

Einzelhaft 59 

Einziehung im allgemeinen 79, bei Hoch- 
verrat 237, bei Landesverrat 255, bei 
Münzfälschung 336, bei Glücksspiel 622, 
bei Jagd- und Fischereivergehen 639, bei 
Bestechung (Verfallerklärung) 702, bei 
Übertretungen 741, 759 

Einziehungsverfahren, selbständiges 83 

Eisenbahn, Diebstahl, Raub 513, 532, Be- 
schädigung, Zerstörung 673 

Elektrische Arbeit, Entziehung 782 

Elsaß 1 

Eltern, Angehörige 158, Blutschande 387, 
Unzucht 391, Kuppelei 405, Aussetzung 
462, Körperverletzung 470, Diebstahl 
926, Betrug 572, Betteln, Stehlen usw. 
ihrer Kinder 751, 754 
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Enger Täterbegriff 121 

Entführung 489, 491 

Entlassung, vorläufige 60 

Entmannung 100 

Entschädigung des Verletzten 42 

Entschuldigungsgründe 150 

Entsprechende Anwendung von Strafge- 
setzen 21 

Entstellung, dauernde durch Körperver- 
letzung 477 

Entweichenlassen von Gefangenen 281, 

711 

Entwendung geringwertiger Gegenstände 
528, - von Nahrungsmitteln 772 

Entziehen, sich, der Unterhaltspflicht 379 

Entziehung von beschlagnahmten Sachen 
312 

Entziehungsanstalt 91 

Erbieten zu einem Verbrechen 139 

Erbrechen von Behältnissen 511 

Erfolg, durch den - qualifizierte Delikte 13, 
114, 168 | 

Erfolgsdelikte 15 

Erfüllungsbetrug 566 

Ermächtigung 188 

Erpressung, einfache 535, räuberische 539, 
von Geständnissen oder Aussagen 707 

Error in objecto 168 

Ersatzfreiheitsstrafe 67 

Ersatzgeldstrafe 63 

Ersatzsachen, Hehlerei an -— 549 

Erschleichen des Beischlafs 401, der Ehe 
377, freien Eintritts 575 

Erzieher, Unzucht 391, Kuppelei 
Diebstahl usw. gegen — 526 

Erziehungsmaßregeln 819 

Eßwaren, Entwendung 772 

Ethische Indikation 458 

Eugenische Indikation 457 

Eupen 1 

Euthanasie 445 

Explodierende (explosive) Stoffe, Fischen 
637, Brandstiftung 671, Aufbewahrung 
762 

Extensiver Täterbegriff 121 

Exzeß bei Teilnahme 128, bei Mittäter- 
schaft 132, bei Anstiftung 134, bei Not- 
wehr 162 


405, 


Fahne, Beschimpfung 307, 309, unerlaub- 
tes Ilerstellen usw. 788 

Fähre, Beschädigung 678 

Fahrlässigkeit 172 

Fahrräder, unbefugter Gebrauch 507, 783 

Falsche Anschuldigung 364 
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Falsche uneidliche Aussage 351 
Falschbeurkundung, mittelbare 600, 606, 
im Amt 713 

Falscheid, fahrlässiger 361 
Falschmünzerei 329 

Fälschung, landesverräterische 242 

Familie, Beleidigung 415 

Familiendiebstahl 526 

Familienhabe, Beiseiteschaflen 377 

Feiertage, Störung 756 

Fernsprechanlagen 676, 677, 731 

Festungen, unerlaubte Aufnahme 254 

Festungshaft 49 

Feuerlöschgerätschaften 665, 766, 768 

Feuerstätte 767, 768 

Finaler Handlungsbegriff 10 

Fischwilderei 637 

Fliegergefahr, Verbrechen bei — 

Flucht bei Verkehrsunfall 318 

Formelle Rechtswidrigkeit 146 
Formen, Unbrauchbarmachung 83, Anfer- 
tigung zum Zwecke eines Münzverbre- 
chens 335, Anfertigung ohne Auftrag 742, 
743 

Forstbeamte, Widerstand gegen -— 276 
Fortpflanzungsfähigkeit, Zerstörung der — 
480 

Fortgesetztes Verbrechen 203 

Frauenraub 489 

Freiheit, Straftaten gegen die — 487, Ent- 
ziehung der - durch Beamte 706 

Freiheitsberaubung 492, - im Amt 706 

Freiheitsstraflen, Berechnung 50, Umwand- 
lung 59, Zusammentreffen 21211. 

Freimarken, Fälschung 610, unbefugte 
nochmalige Verwendung 612 f., Veräuße- 
rung schon verwendeter - 755 

Freiwilliger Rücktritt vom Versuch 117,118 

Frieden, Störung des - 293, Gefährdung 
des — 296, 298 

Führer, Angriffe gegen den - 256, 307 

Führungshochverrat 229 

Fundunterschlagung 523 

Funkanlagen 676, 731 

Furtum usus 506, 632 

Futterdiebstahl 774 
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Gebäude, Diebstahl 510ff.;, Raub 532, Zer- 
störung 660, Brandstiftung 663, baupoli- 
zeiliche Vorschriften 764 ff. 

Gebietshochverrat 228 

Gebrauchsanmaßung 506, 633 

Gebühren, widerrechtliche Erhebung 722 

Gefahr, 14, 662, gemeine Gefahr 662 

Gefährdungsdelikte 14, 662 


Sachverzeichnis 


Gefährliche Körperverletzung 472 

Gefangene, Behandlung und Beschäfti- 
gung 45 ff., vorläufige Entlassung 60, 
Befreiung 279, Meuterei 281, Verkehr 
mit — 279, 808, 815 

Gefängnisstrafe 48, 75 

Geheimbündelei 294 

Geheimnis, Verrat von Staatsg. 239 ff., 
Briefgeheimnis 643, Privatg. 644, Offen- 
barung durch Beamte 726ff., Postgeheim- 
nis 729, Telegraphen- u. Telephongeheim- 
nis 730 

Gehilfe 135 

Geisteskranke 152 

Geistesschwäche 153 

Geld 328 

Geldstrafe 61, an Stelle einer Freiheits- 
strafe 63, Bemessung der — 61, 63, 64, 
Beitreibung 65, Tilgung durch freie 
Arbeit 66 

Geltungsgebiet 1, 30 

Gemeingelahr 662 [f. 

Gemeingefährliche Verbrechen und Ver- 
gehen 662 

Gemeinschaften, Beleidigung 41% 
Generalgouvernement 2 

Gepäck, Diebstahl 514 

Gesamtplan beim Versuch 111 
Gesamtstrafe 218, nachträgliche Bildung 
222 

Gesamturkunde 591 

Gesandter, Beleidigung 260 
Geschäftsführung ohne Auftrag 149 
Geschäftsmäßigkeit 209 

Geschenke, Annahme durch Beamte GA. 
Geschwister 158 

Gesetzesanalogie 23 

Gesetzeskonkurrenz 210 

Gesinde 526 

Geständnis, Erpressung 707 

Gesundes Volksempfinden 23 
Gesundheitsbeschädigung 468 
Gesundheitszeugnisse, Fälschung 613, Aus- 
stellen unrichtiger — 614, Gebrauchma- 
chen von gefälschten - 615 

Gewahrsam 502 

Gewahrsamsbruch 504 

Gewalt, Begriff 156, bei Anstiftung 133, 
bei Widerstand 270, bei Nötigung 495, 
bei Unzucht 393, 396, bei Erpressung 
538 

Gewalttaten, Ges. zur Abwehr politischer 
- 786 

Gewaltverbrecher, VO gegen - 809 
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Gewerbsmäßigkeit 208 
Gewerbsmäßige Unzucht 395, 7521f. 
Gewinnsucht 62 
Gewinnsüchtige Absicht 306 

Gewohnbeitsmäßigkeit 209 

Gewohnheitsverbrecher 52 

Gift 483 

Glücksspiel 618 

Gottesdienst, Beschimpfung, 
3691T. 

Gotteslästerung 369 

Grab, Zerstörung, Beschädigung 373 

Grabmal, Zerstörung, Beschädigung 658 
Grenzverrückung 609 

Grundgedanke eines Strafgesetzes 23 

Gutachten, falsches eidliches 345 


Störung 


Haftstrafe 50 

Handeln im Interesse des Verletzten 148 

Handlung, Begriff 10, Einteilung 14, 20, 
Begehungsort 33, Zusammentreffen straf- 
barer Handlungen 203 ff., mit Strafe be- 
drohte — 89 

Handlungseinheit, rechtliche 203 

Haufen, bewaffneter 294 

Hauptstrafen 43 

Haus- und Familiendiebstahl 526 

Hausfriedensbruch 284, im Amt 707 

Hebamme, Verletzung des Berufsgeheim- 

.. .nisses 646 


Hehlerei 547, gewerbs- oder gewohnheits- 


mäßige 553, im Rückfall 554, an Ersatz- 


sachen 549 


Heil- oder Pflegeanstalt, Unterbringung 89 

Heilverfahren, Störung eines — 689 

Heimsuchung 289 

Heimtückegesetz 787 

Herausforderung zum Zweikampf 439 

Herbeiführung einer Brandgefahr 670 

Herrschaftswille beim Gewahrsam 502 

Heuervertragsbruch 642 

Hilfeleistung bei Unglücksfällen 690 

Hilflose, Aussetzung 463 

Hinterlist 406, 473 

Hitlerjugend, Führer der — als Beamte, 
Erzieher 391, 740 

Hochverrat 228 1{f., Anzeigepflicht 316 

Hoheitszeichen, Zerstörung 259, 309, Be- 
schimpfung 259, 309 

Homosexualität 392 

Hunde bei der Jagd, Einziehung 639, 
Hetzen 757 

Hütte als Objekt der Brandstiftung 663, 
666 
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Idealkonkurrenz 212 

Identitätszeichen 587 

Illationstheorie 504 

Inbrandsetzen 664 

Individualwucher 649 

Inhaberpapiere, unerlaubte Ausgabe 325, 
Fälschung 333 

Inland 31, 37 

Intellektuelle Urkundenfälschung 600 

Interessen, Wahrnehmung berechtigter 429 

Interlokales Strafrecht 3 

Internationales Strafrecht 30 

Inverkehrbringen falschen Geldes 331, - 
verringerten Geldes 334 

Inzest 387 

Irrtum bei Notwehr 162, bei der Schuld 
176 ff., beim Betrug 559 


Jagdbeamte, Widerstand gegen 276 

Jagdgast 635 

Jagdwilderei 634 

Jude, Begriff 791 Anm. 2 

Jugendarrest 41, 203, 219, 818 

Jugendgerichtsgesetz 817 

Jugendliche 817, Schwerverbrecher 830, 
unbestimmte Verurteilung 818 

Juristische Personen, Strafbarkeit 127 


Kanzelmißbrauch 298 

Kartellträger 440, 442 

Kastration 100 

Katzen, Tötung von - 657 

Kausalzusammenhang 10 ff. 

Kennkarten 616 

Kennzeichen 587 

Kinder, Angehörige 158, Strafmündigkeit 
818, Unterschiebung 374, Unzucht 397, 
Beleidigungsfähigkeit 414, Entführung 
488, Aussetzung 462, Mißhandlung &7%, 
Blutschande 387, Betteln 751 

Kindermißhandiung 474 

Kinderraub 488 

Kindesraub, erpresserischer 494 

Kindestötung 454 

Kippen 334 

Kirche, Beschimpfung 370, Störung und 
Unfug 371, Diebstahl 510 

Kirchenbeamte 7383 

Klassenkampf, Anreizung 297 

Koliektivbezeichnung, Beleidigung unter 
einer — 416 

Koilektivdelikt 208 

Kommissivdelikte 15 

Komplott, hochverräterisches 230, landes- 
verräterisches 250 
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Konkrete Betrachtungsweise 20, 28, 215 f. 
Konkurrenz 203 ff. 

Konkursordnung 779 

Konspiration, hochverräterische 231 
Konsumtion 211 

Konterbande, Gefährdung durch - 641 

Kontrektationstheorie 504 

Körperschaft, Beleidigung 414, 433 

Körperverletzung 467 ff., gefährliche 472, 
schwere 476, mit tödlichem Ausgang 478, 
fahrlässige 48%, Strafantrag 485, Buße 
484, ım Amt 705 

Kraftfahrzeuge, unbefugter Gebrauch 507, 
783 

Kraftfahrzeugverkehr, Fahrlässigkeit 175 

Krankenbehandiung, Fahrlässigkeit 175 

Krankheiten, ansteckende 681, als Un- 
glücksfälle 690 

Kreditbetrug 557 

Kreditgefährdung 424 

Kreditwucher 649, 652, 653 

Krieg 253 

Kriegsbedürfnisse, Verträge über — 251 

Kriegsdienst, Eintritt in fremden 248, 487 

Kriegsgefahr, Herbeiführung einer — 248 

Kriegsgefangene, Umgang 808, 815 

Kriegslieferungsverträge, Verletzung 251 

Kriegsmacht des Reichs 251 

Kriegssonderstrafrecht 801 

Kriegswirtschaftsverordnung 805 

Kumulationsprinzip 218 

Kundgebung 262 

Kuppelei 402, 406 

Küstengewässer, unbefugtes Fischen 640, 
Notsignale 324 


Landespolizeibehörde, Polizeiaufsicht 78 

Landesstrafrecht 775 

Landesverrat 239 1f., Anzeigepflicht 316 

Landfriedensbruch 291 

Landstreicherei 749 

Landzwang 293 

Lärm, ruhestörender 746 

Lautsprecher, ruhestörender Lärm durch - 
746 

Leben, Delikte gegen das — A4& ff., Ver- 
nichtung lebensunwerten — 445 

Lebensmittelkarten als öffentliche Urkun- 
den 602 

Legitimationspapiere, 
brauch 616 

Lehrer, Unzucht 391 

Leibesfrucht 447, 456 

Leiche, Diebstahl 372, Beerdigung 759, 
Wegnahme von Teilen 759 


täuschender Ge- 
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Leichttfertigkeit 176 

Leistungsempfänger, amtliche Verkürzung 
723 

Lesbische Liebe 392 

Lieferungsverträge, 
Kriegszeit 251 

Limitierte Akzessorletät der Teilnahme 127, 
134, 137, 144 

Lockspitzel 134 

Löschgerätschaften, Unbrauchbarmachung 
durch den Brandstifter 665, Instandhal- 
tung 768 

Lothringen 1 


Nichterfüllung zur 


 Lotsensignale, Zuwiderhandlung 324 


Lotterie 624 

Luftfahrt, Gefährdung 673 
Luftfahrzeug, Taten auf einem, - 37 
Luftschutzgesetz 789 

Luxemburg 1 


Mädchen, Verführung 408 

Malmedy 1 

Mangel am Tatbestand 108 

Mannschaft, Anwerbung als Hochverrat 
230, Versorgung mit Waffen 294 

Martern beim Raub 533 

Maßregeln der Sicherung und Besserung 
85 ff. 

Materielle Rechtswidrigkeit 146 

Medizinalpersonen s. Arzt 

Medizinische Indikation 457 

Mehrtäterschaft 129 

Meineid, 337ff. Verleitung zum —- 359, 
Folgen der Verurteilung 360, fahrlässiger 
Falscheid 361 

Memelland 1 

Mensch, Beginn der Eigenschaft als — 447 

Menschenmenge 267, 275 

Menschenraub 487 

Metalldiebstahl 509 

Meuterei der Gefangenen 281 

Milderes (mildestes) Gesetz 27, 30 

Mildernde Umstände 44 

Milderungsgründe 44 

Militärpersonen 39 

Militärstrafgesetzbuch 39 

Minderjährige, Strafantrag 191, unzüchtige 
Handlungen mit —- 397, Ausbeutung von — 
646, 648 

Minder schwerer Fall 44, 235 

Mißbrauch der Amtsgewalt 693, einer Ab- 
hängigkeit 389, 393, einer Bewußtlosen 
397, eines Ausweises 616 

Mißbrauchstatbestand bei der Untreue 577 
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Mißhandlung 474 ; 

Mitgewahrsam beim Diebstahl 504 

Mittäter 130 ff. 

Mitteilungen aus Gerichtsverhandlungen 
253, 413 

Mittelbare Falschbeurkundung 600, 606 

Mittelbare Täterschaft 124 

Mord 444, 446 

Mundraub 727 

Munition, widerrechtliche Zueignung 633 

Muntbruch 488 

Münzdelikte 328 ff. 

Münzfälschung 329 

Münzverringerung 334 

Müßiggang 751 

Mutmaßliche Einwilligung 148 


Nachlaß, Vollstreckung der Geldstrafe in 
den — 68 

Nachrede, üble 420 

Nachrichtenverkehr, VO über den —- 813 

Nachschlüssel, beim Diebstahl 512 

Nachtat, straflose 211 

Nächtlicher Diebstahl 515, - Raub 532 

Nachträgliche Bildung einer Gesamtstrafe 
222 

Nachwucher 652 

Nahrungsmittelentwendung 772 

Namensangabe, falsche 744 

Natürlicher Vorsatz 89, 172, 687 

Nebenstrafen 43 

Nebentäterschaft 132 

Negative Tatbestandsmerk male 1 46, Irrtum 
hierüber 177, 179 

Nichtanzeige von Straftaten 316 

Nichterfüllung von Verträgen 251 

Nichtzumutbarkeit 150 

Normative Tatbestandselemente 224 

Not, gemeine 252 

Notare 736 

Notbetrug 572 

Notdiebstahl 527 

Nötigung 495, zur Unzucht 393 

Nötigungsstand 156 

Notsignale 324 

Notstand 163, übergesetzlicher 149 

Notunterschlagung 527 

Notwehr 159 

Notwehrexzeß 162 

Notwendige Teilnahme 128 

Notzucht 400 

NSDAP, Beschimpfung 309, 787, heim- 
tückische Angriffe 787, Dienststellen als 
Behörden 225, 266, Amtsträger als Be- 
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amte 71, 225, 270, 301, 391, 696, 740, 
Schutz von Bezeichnungen 794 
Nulla poena sine lege 22 


Objektives Verfahren 83 

Offenbaren von Geheimnissen 644, 726/f., 
eines geheimen Schriftstücks 728 
Offenbarungseid 340 

Öffentlich 232, 266, 274, 409, 423, 437, 
600, 633 

Offizialdelikte 182 

Omissivdelikte 15 

omni modo facturus 133 

Onanie 392 

Operation, ärztliche 468 

Ordnungsstrafe 42 

Organe, Strafbarkeit 127 

Ort der begangenen Handlung 33 
Ostgebiete, eingegliederte 1 

Ostmark 1 


Papiergeld 329, 743 

Partei s. Bewegung 

Parteiaussage 338 

Parteidienststellen siehe Dienststellen der 
Partei 

Parteiverrat 732 

Passive Bestechung 694, 697 

Personalgrundsatz 31, 32 

Personengemeinschaften, Beleidigung 313 

Personenhehlerei 546 

Personenstand, Verbrechen und Vergehen 
in Beziehung auf den - 374 {f. 

Persönliche Strafaufhebungsgründe 151 

Persönliche Strafausschließungsgründe 151 

Pfandbruch 312 

Pfandkehr 631 

Pflegebefohlene, Mißhandlung 474 

Pflegeeltern 158 

Pflichtverletzung, Verbrechen als - 7 

Pflichtwidrigkeit 173 

Photographieren, unerlaubtes 254 

Polen, Strafrechtspflege gegen - 1 

Politische Körperschaften, Beleidigung 435 

Polizeiaufsicht 77 

Polizeiliche Aufforderung zur Hilfeleistung 
691 


‘ Postgeheimnis, Verletzung 729 


Postwertzeichen 610, 742ff., 755 
Prüvarikation 732 

Preisgabe von Staatsgeheimnissen 245 
Preisvorschriften 649, 802 


‚Privatgehelmnisse, unbefugte Offenbarung 


644 
Protektorat Böhmen und Mähren ? 
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Provokation bei Tötung 452 
Prozeßbetrug 561 
Putativnotstand 165 
Putativnotwehr 162 


Quälen von Kindern 474 
Qualifizierter Versuch 119 


Rädelsführer 275, 292 

Rasseverrat 790 

Ratenzahlungen bei Geldstrafe 65 

Raub 530 

Räuberische Erpressung 539,-Diebstahl 534 

Rauchen, Gefährdung durch - 670 

Raufhandel 481 

Räumliches Geltungsgebiet 30 ff. 

Rausch 152, 685 

Realkonkurrenz 217 

Rechtfertigungsgründe 14611. 

Rechtliche Handlungselnheit 203 

Rechtsanalogie 23 

Rechtsanwalt, Prävarikation 732, Gebüh- 
renüberhebung 722, unbefugte Offen- 
barung von Privatgeheimnissen 645 
Rechtsbeistand, Gebührenüberhebung 722, 
Untreue 732 

Rechtsbeugung 703 

Rechtserkenntnisquellen 22 

Bechtsfrieden, Gewährleistung 786 

Rechtsgutsverletzung, Verbrechen als - 7 

Rechtsirrtum 178 

Rechtsschöpfung s. entsprechende Anwen- 
dung 

Rechtswidrigkeit 5, 146 

Register, Beschädigung 30%, Fälschung 7 714 

Regreßverbot 12 

Reichsarbeitsdienst 738, 810 

Reichskreditkassenschelne 333 

Reisegepäck, Diebstahl 514 

Relevanztheorie 14 

Religionsgesellschaft, Beschimpfung 370, 
Hinderung des Gottesdienstes 371, Sach- 
beschädigung 658 

Religionsvergehen 369 ff. 

Restriktiver Täterbegriff 121 

Reue, tätige 116, 669 

Richter, Bestechung 700, Rechtsbeugung 
703 

Richterliche Rechtsschöpfung s. entspre- 
chende Anwendung 

Rückfall 518, 532, 554, 572 

Rücktritt vom Versuch 116 

Rückwirkung der Strafgesetze 27 

Ruben der Verjährung 199, 200 

Ruhestörender Lärm 746 


Sachverzeichnis 


Rundfunkmaßnahmen, außerordentliche 
804 


Sachbeschädigung 656 
Sachen, Diebstahl 500, Beschädigung 656 


. Sachhehlerei 547 


Sachverständiger, Meineid 345 

Sachwucher 654 

Sammelstraftat 208 

Schadensersatz 39 

Schändung 396, 400 

Schledsrichter, Bestechung 700, Rechts- 
beugung 703 

Schiff, Diebstahl 510, Verursachung des 
Sinkens oder Strandens 573, Gefährdung 
durch Konterbande 641, Taten auf einem 
- 37 

Schiffahrt, Gefährdung 673 

Schlägerei 481, 763 

Schlägermensur 443 

Schleusen, Beschädigung 678, Bauten oder 
Ausbesserungen von — ohne Sicherungs- 
maßregeln 759 

Schlichte Tätigkeitsdelikte 15 

Schlüssel, falsche 512, unbefugte Anferti- 
gung 770 

Schöffe, unwahre Entschuldigung 315, Be- 
stechung 700 

Schonungen, unbefugtes Betreten 766 

Schrift 83, 235, unzüchtige — 410 

Schuld 5, 150 

Schuldarten 150, 166 ” 

Schuldausschließungsgrund 150 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber 
333, 742 

Schutz von Volk und Staat 785 
Schutzgrundsatz 31, 36 

Schutzhaft, Anrechnung 180 

Schwangere, Abtreibung 446, Verlassen 381 
Schwarzsender 795 


 Schwebebahn 673 


Schwere Körperverletzung 476 

Schwerverbrecher, Jugendliche 820 

Schwiegereltern, Angehörige 158 

Sekundanten beim Zweikampf 442 

Selbständigts Einziehungsverfahren 83 

Selbstbegünstigung 543 

Selbstmord 446 

Seibstverstümmelung 321 

Sender, ausländische 804 

Sicherung, Maßregeln der - 85 ff. 

Sicherungsanordnungen, Zuwiderhandlung 
252 

Sicherungsverwahrung 94 

Siegelbruch 310 
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Sittlichkeit, Verbrechen und Vergehen wi- 
der — 387 ff. 

Sittlichkeitsverbrecher 102 

Sodomie 395 

Sonderdelikte 126, 133, 136 

Sonntagsruhe, Störung 756 

Sorgepflicht, Vernachlässigung 382 

Soziale Adäquanz 147, — Indikation 458 

Sozialwucher 649 

Spezialität im Verhältnis mehrerer Gesetze 
210 

Spiel 618 

Sportverletzungen 480 

Sprengstoffgesetz 780 

Staaten, feindliche Handlungen gegen be- 
freundete — 258 ff. 

Staatsfeindliche Verbindungen, Teilnahme 
an — 296 

Staatsgeheimnis, Begriff 239 

Staatsgewalt, Widerstand gegen - 265 ff. 

Staatsnotwehr 161 

Staatsverleumdung 299 

Standarten der NSDAP 309 

Steine, Werfen 757 

Sterbehilfe 445 

Steuerstreik 78 2 

Stimmenkauf 261 

Stoffgleichheit bei Erpressung 537, bei Be- 
trug 568 

Störung der Geistestätigkeit 152, des öffent- 
lichen Friedens 293, des Gottesdienstes 
369 

Strafänderung 43 

Strafantrag 182 

Strafaufhebungsgründe, persönliche 150 

Strafausschließungsgründe, persönliche 150 

Strafe 41 

Straflose Nachtat 211 

Strafmilderungsgründe 44 

Strafrecht, internationales 30ff. 

Strafrechtlicher Rechtsirrtum 178 

Strafschärfung für gefährliche 
heitsverbrecher 51 

Strafschärfungsgründe im allgemeinen 44 

Strafvoilstreckung 46, unzulässige 709 

Strafvollstreckungsverjährung 200 

Strafvollzug 45 

Stralzumessung 44 

Straße, Zerstörung 660, Gefährdung des 
Verkehrs auf — 757, 758 

Straßenbahn 675 

Straßenraub 532 

Subsidiarität 210 

Sudetengau 1 

Sukzessive Mittäterschaft 131 
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Tatbestand 8 

Tatbestandsmäßigkeit 5 

Täterbegriff 121 

Täterstrafrecht 8 

Tätertyp 8 

Tatfeststellung, wahldeutige 28 

Tätige Reue 116, 669 

Tätigkeitsdelikte, schlichte 15 

Tatsache 299, 420, 556 

Tatsachenirrtum 178 

Taubstumme 166 

Täuschungshandiung beim Betrug 556 

Teilnahme 12111. 

Telegraphenanlage, Verhinderung oder G#*- 
fährdung des Betriebs 676, 677 

Telegraphengeheimnis, Verletzung 731 

Territorialgrundsatz 31, 34 

Tiere, Unzucht 395 

Todesstrafe 46 

Totsehlag 444, 450 

Tötung, fahrlässige 465, eines unehelichen 
Kindes 454, auf Verlangen 453 

Transitverbrechen 34 

Transportdiebstahl 514 

Transportgefährdung 673 

Treubruchstatbestand bei der Untreue 577, 
579 ff. 

Trinkerheilanstalt 91 

Trunkenheit 152, 685 


Übergesetzlicher Notstand 149 

Überhebung von Gebühren 722, 723 

Überlassen unzüchtiger Schriften 412 

Überschwemmung 671, 672 

Übertretung 20, 38, 741 ff. 

Übervorteilung Minderjähriger 646 

Üble Nachrede 420 

Umschlossener Raum 510 

Unbeendigter Versuch 114, 116 

Unbestimmte Verurteilung Jugendlicher 
818 

Unbrauchbarmachung 82 

Uneheliches Kind, Tötung 454 

Uneidliche Aussage, Strafbarkeit einer fal- 
schen — 351 

Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter 75 

Unfruchtbarmachung 101 


‚Unfug, beschimpfender an einem Grabe 


373, - in einer Kirche 371, grober - 7 
Ungehorsam, Aufforderung zum - 265 
Unglücksfälle, Hilfeleistung 690 
Uniform, unbefugtes Tragen 302, Kauf 771 
Unrechtsaussehließungsgründe 146 
Unrechtsbewußtsein 169 
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Unsittliche Rechtsgeschäfte, Betrug 563 

Untauglicher Versuch 112 

Untauglichkeit des Subjekts 114 

Unterbrechung des Kausalzusammenhangs 
12, der Verjährung 196, 201, der Schwan- 
gerschaft 456 

Unterdrückung des Personenstandes 374 

Unterhaltspflicht, Verletzung 379 

Unterlassene Hilfeleistung 690 

Unterlassungdelikte 15 

Unternehmen 237 

Untersagung der Berufsausübung 104 

Unterschlagung 522, 717, 719 

Untersuchungshaft, Anrechnung 180 

Untreue 577, landesverräterische 246 

Unzucht mit abhängigen Personen 389, 
Übertretungstatbestände 7521f. 

Unzüchtige Schriften, Verbreiten usw. 410 

Unzumutbarkeit 150 

Unzurechnungsfähigkeit 152 

Urkunde, Begriff 586 
Urkundenbeschädigung 607 
Urkundenfälschung 586, im Amt 715 
Urkundenunterdrückung 607 
Urkundenvernichtung 607 

Ursache 11 

Urteilsbekanntmachung 368, 437 


Verabredung 140, 230 

Veränderung des Personenstandes 374 

Verbindung 141, 295, 296 

VerbrauchsregelungsStrafVO 811 

Verbrechen 20 

Verbrechensbegriff 5 

Verbreiten (Verbreitung) 233, 267,421, von 
Falschgeld 331, unzüchtiger Schriften 410 

Vereltelung der Zwangsvollstreckung 627 

Verfallerklärung 702 

Verfälschen von Urkunden 594 

Verfassung 228 

Verfassungshochverrat 228 

Verfolgung Unschuldiger 708 

Verfolgungsverjährung 193 

Verführung 408 

Vergehen 20 

Vergiftung 483, 679 

Verjährung 192 ff. 

Verkehrsunfall, Flucht bei — 316 

Verkürzung von Leistungsempfängern 723 

Verlangen, Tötung auf - 443 

Verlassen in hilfloser Lage 462 

Verlassen Schwangerer 381 

Verleitung, zum Meineid 357, zur falschen 
Aussage 359 

Verletzter 184 
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Verletzungsdelikte 14 

Verleumdung 423 

Verlobte als Angehörige 158, Geschlechts- 
verkehr 403 

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 71 

Verminderte Zurechnungsfähigkeit 154 

Vermögensbeschädigung 562 

Vermögenseinziehung 236, 254 

Vermögensverfügung 560 

Vermögensvorteil 568 

Vernachlässigung der Sorgepflicht für Kin- 
der 382 

Vernichtung lebensunwerten Lebens 445 

Veröffentlichung des Strafurtells 368, 437 

Verrat 240, 242 

Versammlung, Sprengung 262 

Verschulden 5, 150, 166 

Verschwägerte als Angehörige 158 

Versicherung an Eidesstatt 348 

Versicherungsbetrug 573 

Verstorbene, Verunglimpfung 425 

Verstrickungsbruch 312 

Versuch 108 ff. 

Verteidigung bei Notwehr 161 

Vertragsbruch, strafbarer 251, 642 

Vertragsstrale 42 

Vertrauensbruch in auswärtigen Angelegen- 
heiten 725 

Verunglimpfung des Andenkens Verstor- 
bener 425 

Veruntreuung 525 

Verursachung 10 

Verwahrungsbruch 303 

Verwandte als Angehörige 158 

Viehseuchen 683 

Volksempfinden, gesundes 23 

Volksschädling 806 

Volksverleumdung 246 

Volkswohl 584 

Vollendung einer Tat 108 

Vollstreckungsbeamte, Widerstand gegen - 
269 

Vollstreckungsvereitelung 627 

Vollstreckungsverjährung 200 

Volltrunkenheit 685 

Voraussehbarkeit 174 

Vorbereitungshandlungen 110, 112, 138, 
141, 230, 232, 335, 618 

Vorgesetzte, Antragsrecht bei Beleidigung 
433 

Vorläuflge Entlassung 60 

Vorsatz 167, im natürlichen Sinne 89, 172 

Vorstellungstheorie 165 

Vortäuschung einer Straftat 325 

Vorteil 544, 695 
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Waffen, Diebstahl mit — 514 

Weaffengesetz 796 

Waftenbilfe, landesverräterische 248 

Wahlbestechung 263 

Wablfälschung 263 

Wahlfeststellung 28 

Wahlhinderung 261 

Wahnverbrechen 113 

Wahrheitsbeweis 419, 421, 427 

Wahrnehmung berechtigter Interessen 429 

Wahrscheinlichkeitstheorle 170 

Wald, Gefährdung 670 

Wappenanmaßung 744 

Warenzeichengesetz 793 

Wasserbauten, Beschädigung 678 

Wegepolizei, Verstöße gegen die - 757 

Wegnahme beim Diebstahl 504 

Wehrkraft, Zersetzung 802 

Wehrmacht 39 

Wehrmittelbeschädigung 322 

Wehrpflicht, Verletzung der — 320 

Wehrunwürdigkeit 70, 74 

Weiter Täterbegriff 121 

Weltrechtsgrundsatz 31, 36 

Werkzeng bei mittelbarer Täterschaft 125, 
gefährliches — 473 

Werturteile 420, 556 

Wertzeichen, Fälschung 610, Wiederver- 
wendung 612 

Wette 618 

Widernatürliche Unzucht 392, 395 

Widerstand gegen die Staatsgewalt 265[f.. 
— gegen Vollstreckungsbeamte 269 

Wiederverwendung von Stempel- 
Postwertzeichen 612 
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Wilderei 634 

Wildereigerät, Besitz von 640 
Willenstheorie 167 

Wippen 334 

Wirtschaftssabotage, Ges. gegen - 79& 
Wissentlichkeit 172 

Wohnung 284 

Wucher 649 


Zahlungsfristen bei Geldstrafe 65 

Zeichnen mit fremdem Namen 593 

Zeitgesetze 28 

Zeitliche Geltung der Strafgesetze 27 

Zersetzungshochverrat 233 

Zerstörung 314, 657 

Zeuge, Meineid 343, fahrlässiger Falscheid 
361 

Zuchthausstrafe 47, 70 

Zuchtmittel 818 

Züchtlgungsrecht 469 


 Zueignung beim Diebstahl 506, bei der 


Unterschlagung 523 
Zufallsurkunde 589 
Zuhälter 406 
Zurechnungsfähigkeit 152 
Zurücknahme des Strafantrags 189 
Zusammenrottung 274, 281 
Zusammentreffen mehrerer strafbarer 
Handlungen 203 ff. 
Zwangsstrafe 41 
Zwangsvollstreckung, Vereitelung 627 
Zweck der Strafe 41 
Zweikampf 439 ff. 
Zweispurigkeit 41, 85 
Zwischengesetze 28 
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